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Druckfehler  und  Berichtigungen. 

S.  18  Textzeile  2 v.  u.  statt  anderen:  andere. 

S.  18  Textzeile  2 v.  u.  statt  machte:  machten. 

S.  54  Z.  9 V.  o.  statt  der:  das 

S.  99  Z.  9 V.  o.  statt  Bürgern:  Bürgen. 

S.  173  Anmerkung  1 statt  a.  a.  0.:  Flach,  a.  a.  0. 

S.  193  Z.  5 V.  0.  statt  prevots:  pr4v6ts. 

S.  199  Anmerkung  3 statt  a.  a.  0.:  Warnkönig,  a.  a.  0 
S.  224  Z.  3 V.  o.  I 6.  . 

S.  232  Z.  15  V.  o.  > statt  der:  das  (fuero). 

S.  241  Z.  9 V.  u.  I 

S.  256  Z.  5 V.  0.  statt  das:  der. 

S.  411  Anmerkung  3 statt  a.  a.  0.:  Heusler,  a.  a.  0.  II. 
S.  441  Anmerkung  2 statt  Stahl:  Strahl. 

S.  494  Textzeile  9 v.  u.  statt  populo:  popolo. 

S.  628  Z.  9 V.  o.  statt  Weltliche  an:  an  Weltliche. 

S.  734  Z.  7 V.  0.  statt  wurde:  würde. 


I. 


Das  Erbe  Roms. 


(Bis  zum  Ausgange  der  Merowinger.) 


Felix,  Eigenthum.  IV.  2.  I. 
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A.  Die  Germanen. 


1. 

Der  Untergang  des  römischen  Reiches  bereitet  das 
merkwürdige  Schauspiel  der  Ablösung  des  grössten  Theiles 
eines  hochcultivirten  aber  entarteten  Volkes  durch  die  es 
besiegenden  primitiven  Stämme,  die  bei  aller  Wahrung  ihrer 
nationalen  Eigenthümlichkeiten  sich  allmählich  auf  Grund 
der  Vorgefundenen  Institutionen  der  Besiegten,  unter  dem 


mächtigen  Einflüsse  der  emporkommenden  — in  ihren  Spitzen 
römischen  — Kirche,  entwickeln.  Ist,  wie  wir  gezeigt  haben, 
das  römische  Volk  u.  A.  durch  die  Sklaverei  und  ihre  Folgen 
zu  Grunde  gegangen,  so  gewahren  wir  bei  den  Germanen, 
wxnn  auch  noch  nicht  die  Abschaffung,  so  doch  eine 
wesentliche  Milderung  der  Sklaverei,  deren  schon  Tacitus 
erwähnt  , und  nach  und  nach  die  durch  religiöse  Ein- 
wirkungen mitvorbereitete  Würdigung  der  Arbeit,  Das 
evangelische  Wort  „Der  Arbeiter  ist  seines  Lohnes  werth“^) 
kann  in  derselben  Weise  als  ein  Protest  gegen  die  Sklaverei 
betrachtet  werden,  wie  das  paulinische  „So  jemand  nicht  will 
arbeiten , der  soll  auch  nicht  essen“  und  „Niemands  Brod 
soll  umsonst  gegessen  werden“^),  als  eine  Verdammung  der 

')  German.  24. 

2)  Luk.  10,  7. 

®)  II.  Thessal.  3,  10. 

*)  II.  Thessal.  3,  8. 
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römischen  rrunieutationeii  und  Congiarien.  Ganz  besonders 
aber  ist  die  nacbdrückiiche  Mahnung  zur  Beschäftigung  mit 
Handarbeit’)  geeignet,  ihre  Würde,  im  Gegensätze  zu  der 
Auffassung  des  dassischen  Alterthums  zu  heben,  wie  sie  auch 
in  der  That  wieder  hergestellt  worden  ist,  nachdem  der 
Krieg  aufgehört  hatte,  als  die  allein  dem  Manne  ziemende 
Thätigkeit  zu  gelten,  wozu  die  vorbildliche  Wirksamkeit  der 
Klöster  nicht  wenig  beigetragen  hat  (vgl.  III  62  ff.). 

Die  alte  Welt  hatte  bei  ihrem  Untergange  nur  die 
Schattenseiten  einer  überfeinerten  Cultur  gezeigt : prunk- 
haften, niedrige  Gesinnung  verrathenden  Aufwand,  Ent- 
nervung,  Sittenlosigkeit  jeder  Art,  insbesondere  Vergiftung 
des  Familienlebens.  Dagegen  boten  die  jugendlich  frischen, 
naiven,  unverdorbenen  Germanen  einen  schneidenden 
Constrast  dar.  Die  Germania  des  Tacitus  wird  gewöhnlich 
als  ein  tendentiös-ideales  Gegenbild  von  Rom  hingestellt, 
was  uns  unzulässig  erscheint,  da  das  Gemälde  nicht  ohne 
Schatten  ist.  Mangel  an  Ausdauer  bei  der  Arbeit,  ja 
Trägheit^),  Unreinlichkeit  ^) , fehlender  SchönheitssiniD), 
Trunksucht®),  Neigung  zu  verschwenderischem  Schmause®), 
Spielleidenschaft  D werden  als  allgemeine  germanische  Ge- 
brechen bezeichnet,  woneben  von  Verräthern  und  Ueber- 
läufern®)  und  in  einem  einzelnen  Falle  (bei  den  Sitonen) 
von  Frauenherrschaft®)  — nach  römischer  Auffassung  einem 
Merkmale  tiefster  Verkommenheit  — die  Rede  ist.  Um  so 
heller  erglänzen  dagegen  die  germanischen  Tugenden  — deren 
Wahrheitsgemässe  Schilderung,  angesichts  der  unverblümten 
Darstellung  der  Laster,  nicht  zu  bezweifeln  ist  — die  aller- 

I.  Thessal.  4,  11;  vgl.  Apostelgeschichte  18,  3;  20,  34;  Eph.  4,  28. 

2)  German.  4.  14.  15.  45. 

®)  German.  20.  46. 

German.  16. 

German.  22. 

®)  German.  21. 

'^)  German.  24. 

German.  12. 

German.  45. 
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dings  gegen  die  Sittenlosigkeit  der  Landsleute  des  römischen 
Historikers  auffallend  abstachen.  So  der  tiefe  Familiensinn, 
die  Heilighaltung  der  Ehe,  die  Sittsamkeit  der  Frauen,  die, 
ungeachtet  der  ihnen,  wie  allenthalben  auf  primitiven  Cultur- 
stufen,  aufgebürdeten  schweren  Arbeit,  höherer  Wertli- 
schätzung  als  bei  anderen  Völkern  sich  erfreuten’).  Die 
selbst  das  Kleinste  berücksichtigende  Sorgfalt,  die  Tacitus 
der  Betrachtung  der  Germanen  widmet,  lässt  ihn  als  den 
grossen  Seher  erscheinen,  der  die  hervorragende  historische 
Rolle,  die  diesem  Volke  beschieden  ist,  ahnt.  Wenn  man 
Rousseau  in  Parallele  mit  Tacitus  stellt,  weil  er  gleich  diesem 
bei  den  Naturvölkern  einen  idyllischen  Zustand  erblickte,  so 
trifft  dies  insofern  nicht  zu,  als,  abgesehen  von  den  erwähnten 
Schattenseiten,  die  Germanen  zur  Zeit  des  Tacitus  den  so- 
genannten Naturzustand  bereits  längst  überwunden  hatten. 
Bildeten  ja  schon  damals  germanische  Krieger  einen  grossen 
Theil  der  römischen  Heere. 

2. 

Der  Krieg  war  es,  durch  den  die  Germanen  das 
römische  Reich  zertrümmerten  und  ihr  Emporkommen  her- 
beiführten; es  ist  daher  ganz  natürlich,  dass  noch  durch 
lange  Zeit  der  Stand  des  Kriegers  der  vornehmste  und  ein- 
flussreichste geblieben  ist,  und  dass  die  Heereseinrichtungen 
dem  ganzen  Mittelalter  das  charakteristische  Gepräge  ver- 
liehen haben.  Zunächst  auf  diesem  Gebiete  sind  die  Sieger 
gelehrige  Schüler  der  Besiegten  geworden.  Die  germanischen 
Heerführer  hatten  ursprünglich  mehr  durch  ihr  Beispiel  als 
durch  ihre  Macht  gewirkt  und  nur  bei  den  Chatten  war 
eine  wirkliche  Unterordnung  bemerkbar;  die  anderen  Ger- 
manen eigneten  sich  erst  nach  dem  Vorbilde  der  Römer 
eine  strenge  Disciplin  an®). 

Nicht  ohne  Einfluss  auf  das  Heerwesen  blieb  es,  dass 
ausserdem  die  römischen  politischen  und  gesellschaftlichen 

1)  German.  17 — 19.  8. 

®)  German.  7.  30;  vgl.  Schröder,  Lehrbuch  der  deutschen  Rechts- 
geschichte. 2.  Aufl,  Leipzig  1894.  S.  36—37. 
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Ordnungen:  das  Städtewesen,  die  Steuern,  das  Geld,  die 
Unterordnung  auch  ausserhalb  des  Heeres,  die  regelmässige 
und  abgemessene  Macht  des  Beamtenthuras , so  sehr  sie  den 
Germanen  widerstrebten,  doch  allmählich  von  ihnen  an- 
genommen wurden  G , und  dass  in  den  germanischen  König- 
reichen der  Gothen,  Burgunden,  Franken  etc.  das  römische 
Privat-,  Straf-  und  Prozessrecht  unverändert  in  Geltung 
blieb 0,  wobei  allerdings,  wenigstens  was  die  Franken  an- 
belangt, die  grössere  verfassungsmässige  Freiheit  der 
Germanen  im  Vergleiche  mit  den  Romanen  zu  berück- 
sichtigen ist®).  Ganz  besonders  aber  haben  wir  hier  hervorzu- 
heben, dass  die  Römer  die  Lehrer  der  Völker  im  Bauwesen, 
namentlich  im  Wege-,  und  Brückenbau,  im  Feldmessen,  in 
Bewaffnung  und  Taktik  der  Kriegsheere  waren  ^),  und  dass 
das  gesammte  Gewerbewesen  unter  römischer  Einwirkung 
entstand. 

Bei  den  Franken  war  schon  unter  Chlodovechs  Söhnen 
die  allgemeine  Wehrpflicht,  die  jedem  wehrfähigen  Freien 
oblag,  auch  auf  die  römischen  Provincialen , die  durch  das 
römische  Söldnerwesen  dem  Heeresdienste  entfremdet  worden 
waren,  ausgedehnt.  Dies  geschah  auf  Grund  der  Unterthanen- 
pflicht.  In  der  merowingischen  -Zeit  gab  es  fast  nur  Fuss- 
volk ; bloss  die  Gefolgleute  der  Heerführer  w'aren  beritten. 
Die  Aufnahme  Unfreier  ins  Heer  bei  den  Westgothen  in 
Spanien  unter  Wamba  war  eine  Folge  der  überaus  starken 
Abnahme  der  kleinen  Genieinfreien , eine  Erscheinung,  die 
gleichzeitig  und  etwas  später  auch  im  Frankenreiche  wahr- 
nehmbar ist®).  Die  Diener  der  Kirche,  die  herkömmlich 
dienstfrei  waren,  hatten  dafür  einen  Bann  (von  60  solidi) 
zu  bezahlen®).  Wie  in  Rom,  war  die  Waffenrüstung  von  den 


*)  Tgl.  Augustin  Thierry,  Recits  des  temps  Merovingiens  I,  227. 
*)  Sohm,  Institutionen  des  römischen  Rechts.  5.  Aufl.  S.  91. 

®)  Loebell,  Gregor  v.  Tours  und  seine  Zeit.  2.  Aufl.  S.  102. 

Vgl.  V.  Löher,  Culturgeschichte  der  Deutschen.  II  349. 

®)  Dahn,  Urgeschichte  der  germanischen  und  romanischen  Völker. 
Berlin  1881 — 1889.  I 442. 

«)  Greg.  Tur.  V 26. 
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Wehrpflichtigen  zu  beschaffen,  die  auch  für  ihren  Unterhalt 
zu  sorgen  hatten,  weshalb  die  Vermögenslosen  ausgeschlossen 
waren.  Die  Heerpflichtigen  wurden  auf  Grundlage  ihres 
Vermögens  berufen,  in  welcher  Beziehung  in  den  austrasischen 
Gegenden,  in  denen  reine  Naturalwirthschaft  waltete,  der 
Grundbesitz  allein,  in  Neustrien  und  insbesondere  in  Italien 
auch  das  bewegliche  Vermögen,  berücksichtigt  wurde.  Die 
einzelnen  Aufgebote  erfolgten  in  der  Regel  mit  Festsetzung 
einer  bestimmten  Vermögenseinheit;  alle  die  weniger  besassen, 
wurden  zu  Gruppen,  die  je  einen  Mann  zu  stellen  hatten, 
vereinigt  und  mussten  von  ihren  Genossen  durch  einen  be- 
stimmten Beitrag  (adiutoriuni)  unterstützt  werden  U-  Bei 
den  Langobarden  wurde  durch  ein  Gesetz  des  Königs  Aistulf 
der  Heeresdienst  der  Kaufleute  in  einer  an  die  servianische 
Verfassung  erinnernden  Weise  (s.  IV.  I 313)  wie  folgt  vor- 
geschrieben : die  reichsten  von  ihnen  hatten  gepanzert  zu 
Ross  ins  Feld  zu  ziehen,  die  weniger  begüterten  ebenfalls 
zu  Ross,  doch  ohne  Panzer  und  die  mindest  vermögenden 
nur  mit  Bogen,  Pfeilen  und  Köchern  ausgerüstet®). 

Allmählich  wurde  jedoch,  wie  früher  der  römischen 
(s.  IV.  I 421),  so  nun  der  fränkischen  ackerbauenden  Be- 
völkerung der  Kriegsdienst  auf  eigene  Kosten,  namentlich 
in  entfernte  Gegenden,  unerträglich,  weshalb  Karl  Martell, 
indem  er  sich  eine  Hausmacht  gründete , besonders  in 
Neustrien,  darauf  bedacht  war,  den  mächtigen  Adel  mit 
dessen  Gefolge  in  seine  Dienste  zu  ziehen®). 

Wie  im  republikanischen  Rom , waren  auch  liei  der 
Kriegsführung  der  Germanen  Erwerbsrücksichten  lange  mit- 
entscheidend, namentlich  — wie  wir  bei  Betrachtung  der 
Grundbesitzverhältnisse  des  Nähern  ausführen  werden  — 
der  Drang  nach  Landgewinnung.  Dahn  sucht  in  seiner 
Schrift  „Die  Landnoth  der  Germanen“  sogar  den  Nachweis 

1)  Schröder,  a.  a.  0. 152—153;  Brunner,  Deutsche  Rechtsgeschichte. 
Leipzig  1887 — 1892.  II  204  ff. 

Davidsohn,  Geschichte  von  Florenz.  Berlin  1896.  I.  63. 

3)  Mühlbacher,  Deutsche  Geschichte  unter  den  Karolingern. 
Stuttgart  1896.  S.  45. 
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zu  führen , dass  das  Landbedürfniss  der  Germanen  die 
treibende  Kraft  der  als  Völkerwanderung  bezeichneten  Be- 
wegungen gewesen  sei,  und  dass  dieses  Bedürfniss  um  so 
gewaltigere  Verhältnisse  angenommen  habe,  als  der  Ackerbau 
damals  überaus  roh  und  oberflächlich,  also  im  höchsten 
Grade  extensiv,  betrieben  wurde.  Hier  haben  wir  an  die 
Eroberung  Britanniens  durch  die  Sachsen  in  Verbindung  mit 
den  Angeln  und  Jüten  vornehmlich  deshalb  zu  erinnern,  weil 
sie  zeigt,  wie  nach  der  vorläufigen  Erschöpfung  der  An- 
siedlungen zu  Lande  die  Nöthigung  zu  Eroberungen  zur 
See  eintrat  ^),  was  auch  die  Wikingerzüge  bezeugen.  Mero- 
wingische  Könige  Hessen  sich  auch  von  byzantinischen 
Kaisern  gewissermassen  als  Condottieri  verwenden.  So 
empfing  Childebert  II.  um  584  vom  Kaiser  Mauritius  50000 
Goldgulden,  um  die  Langobarden  aus  Italien  zu  verdrängen. 
Der  Vertrag  ward  nicht  erfüllt,  aber  die  Zurückstellung  des 
Geldes  verweigert^). 

Zuweilen  war  die  Beute  das  Hauptziel  der  Krieger,  die 
nicht  selten  durch  die  Aussicht  hierauf  angelockt  wurden  ®). 
Viele  schlossen  sich  mit  Rücksicht  auf  Beute  auch  freiwillig 
dem  Heereszuge  an^).  Einmal,  unter  Chilperich  (583), 
schleppte  das  in  Bourges  lagernde  Heer  so  viel  Beute  mit 
sich,  „dass  die  ganze  Gegend,  die  es  verliess,  völlig  verödet 
erschien®).“  Die  Vertheilung  erfolgte  noch  unter  Chlodovech 
nach  \ olksrecht,  woran  die  Könige  sich  anfangs  strenge 
hielten  ®) ; später  wurde  ihr  Einfluss  vorwiegend,  und  sie  be- 
stimmten zuweilen  die  Loose  der  Einzelnen  ^).  Hilfsheere 
scheinen  den  grössten  Theil  der  Beute  in  Anspruch  ge- 
nommen zu  haben®).  Bei  den  Westgothen  in  Spanien  fiel 

0 Vgl.  Ainold,  Deutsche  Geschichte.  Gotha  1881—1883.  II/I  50 

2)  Greg.  Tur.  VI  42;  VIII  18. 

•■’)  Greg.  Tur.  III  11. 

0 Greg.  Tur.  VII  28. 

®)  Greg.  Tur.  VI  31. 

8)  Greg.  Tur.  II  27. 

’)  Dahn,  Deutsche  Geschichte.  Gotha  1883—1888.  ITI  714. 

8)  Greg.  Tur.  III  7. 


die  in  Feindesland  gemachte  Beute  ausschliesslich  den 
Soldaten  zu^). 

Die  fränkischen  Heere  begnügten  sich  nicht  immer  mit 
der  in  Feindesland  geholten  Beute ; sie  suchten  solche  hin  und 
wieder  auch  in  Friedenszeiten  im  eigenen  Lande  zu  gewinnen, 
wie  sie  sich  denn  öfters  als  überaus  unbotmässig  erwiesen. 
Als  König  Gunthramm  einst  (585)  wegen  der  Uebergriffe 
des  Heeres  seine  Herzoge  zur  Rede  stellt,  nennen  diese  das 
ganze  Volk  verderbt  und  frevelnd.  Jeder  Versuch  einer 
Ahndung  habe  Aufruhr  und  Empörung  im  Volke  zur  Folge, 
und  die  Oberen  im  Heere  seien  ihres  Lebens  nicht  sicher®). 

Die  Gelder,  womit  fremde  Staaten  den  Frieden  oder 
Waffenstillstand  erkauften®),  flössen  in  den  königlichen  Schatz 
allein.  Nachdem  die  Sachsen  infolge  der  Verweigerung  des 
vereinbarten  Tributes  von  Chlothar  mit  Krieg  bedroht 
worden  waren,  boten  sie  ihm  anfangs  die  Hälfte,  später  die 
Gesammtheit  ihrer  fahrenden  Habe  und  die  Hälfte  ihres 
Landes  an*).  Zuweilen  kam  aber  auch  der  entgegengesetzte 
Fall  vor,  wie  z.  B.  König  Sigibert  (um  561)  die  Hünen 
durch  Geschenke  gew^ann®). 

Auch  der  für  Kriegshilfe  den  Königen  gewährte  Zins 
(Jahrestribut,  Schoss)®)  kam  diesen  allein  zu  gute. 

Die  Kriege  werden  in  einer  an  die  des  orientalischen 
Alterthums  erinnernden  barbarischen  Weise  geführt : die 
Aecker  werden  verwüstet,  die  Weinberge  vernichtet,  die 
Obstbäume  gefällt,  die  Häuser  uiedergebraunt ’).  Dieses 
Verfahren  üben  die  Krieger  nicht  selten  auch  im  eigenen 
Lande.  Das  Heer,  das  König  Gunthramm  im  Jahre  585 
nach  Spanien  ziehen  Hess,  verheerte  des  Königs  eigenes  Land 
und  schrak  selbst  nicht  vor  dem  Angriff’  auf  Kirchengut 


\r 

V 


1)  Dierclis,  Geschiclite  Spaniens.  Berlin  1895—1896.  I 161. 
8)  Greg.  Tur.  VIII  30. 

®)  Vgl.  Greg.  Tur.  IX  16. 

Greg.  Tur.  IV  14. 

8)  Greg.  Tur.  IV  29. 

6)  Vgl.  Greg.  Tur.  II.  32. 

’)  Greg.  Tur.  II  32;  V 31;  VI  31. 
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zurück^).  lu  ähulicher  Weise  verfuhr  Herzog  Andovals 
Heer  aus  der  Champagne  auf  dem  Zuge  nach  Italien  im 
Jahre  590  Die  Grausamkeit,  die  bei  Eroberung  der  Insel 
Wight  durch  den  angelsächsischen  König  Ceadwalla  (um  672) 
an  den  Tag  gelegt  wurde,  war  so  furchtbar,  dass  mau  meinte, 
es  sei  die  Ausrottung  sämmtlicher  Einwohner  der  Insel  be- 
absichtigt worden,  um  Raum  für  die  erobernden  Krieger  zu 
schäften  ®). 

Verpftauzungen  von  Völkern  als  Kriegsfolge  kamen,  wie 
im  Alterthum  (s.  IV.  I 130.  179),  auch  unter  den  Mero- 
w'ingeru  vor^). 

Das  kriegerische  Vorurtheil  schloss  die  edlen  Franken 
vou  jeder  Handelsthätigkeit  aus,  was  durch  ein  Gesetz 
Chlothars  II.  vom  Jahre  615  bestätigt  ward®).  Zum  Theil 
schon  in  dieser  Periode  haben  die  Kriege  eine  religiöse 
Färbung.  Chlodovech  nimmt  den  Arianismus  der  gallischen 
Westgotheu  zum  Vorwände  ihrer  Bekämpfung  ®).  Als  eigent- 
liche Religionskriege  sind  die  Kämpfe  gegen  die  Araber  zu 
betrachten. 

3. 

Bevor  wir  zu  der  Darstellung  der  Gliederung 
schreiten,  haben  wir  uns  mit  dem  damit  zusammeuhäiigendeii 
Compositionssysteme  zu  beschäftigen,  wodurch  Leben 
und  Eigenthum  in  hohem  Grade  beschützt  worden  sind. 

Das  Mass  gesellschaftlicher  Geltung  wird  durch  das 
Wergeid  ausgedrückt.  Je  höher  der  Stand,  desto  höher  das 
Wergeid.  Nach  den  Volksrechten  der  Salier,  der  Ripuarier 
uud  der  Chamaven  betrug  der  Werth  des  freien  Mannes 
200  solidi,  (dies  entsprach  in  der  fränkischen  Zeit  dem 
V erthe  einer  Hufe  mit  dem  gesammten  luventar) , wovon 
ein  Drittheil  der  Fiscus  (Friedensgeld),  ein  Drittheil  die 

9 Greg.  Tur.  VIII  30. 

2)  Greg.  Tur.  X 3;  vgl.  IX  12. 

®)  Winkelmann,  Geschichte  der  Angelsachsen.  Berlin  1883.  S.  63. 

*)  Greg.  Tur.  V 15. 

Barthold,  Geschichte  der  deutschen  Hansa.  I 91. 

«)  Greg.  Tur.  II  37. 
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Familie  (Flrhsühne)  und  ein  Drittheil  die  Sippe  des  Ge- 
tödteteu  *)  (Magsülme)  erhielt.  Das  Wergeid  eines  Liten 
wurde  nur  mit  der  Hälfte  bemessen.  Auch  das  des  freien 
Römers  betrug  nur  100  solidi.  Hieraus  darf  nicht  auf  eine 
Zurücksetzung  der  Römer  geschlossen  werden.  Diese  kannten 
den  Begriff  der  salischen  Sippe  nicht,  weshalb  für  die  Töd- 
tung  eines  Römers  keine  Magsülme,  sondern  nur  die  Erb- 
sühne von  66^/8  solidi  zu  bezahlen  war;  das  Friedensgeld, 
das  immer  nur  die  Hälfte  der  eigentlichen  Busse  betrug, 
ermässigte  sich  also  auf  33V/3  solidi;  hiernach  ergeben  sieh 
100  solidi  als  Wergeid  des  Römers^).  — Der  Sachwerth  des 
gemeinen  Knechtes  ist  in  den  Volksrechten  durchschnittlich 
mit  12  solidi  angegeben,  aber  auf  seine  Tödtuug  ist  eine 
Busse  gesetzt,  die  eiuschliesslich  des  fredus  das  Dreifache 
dieses  Sachwerthes  beträgt.  Die  königlichen  Knechte  wurden 
anfangs  durch  das  Doppelte,  später  durch  das  Dreifache 
der  normalen  Busse  geschützt.  Unbekannt  ist  die  Höhe  des 
Wergeides  der  Colonen.  — Der  grösste  Theil  der  Freige- 
lassenen war  nur  halbfrei;  noch  in  fränkischer  Zeit  ent- 
sprang der  Freilassung  nur  eine  beschränkte  Freiheit.  Bei 
den  meisten  Stämmen  wurde  den  Freigelassenen  nur  das 
halbe  Wergeid  des  Freien,  bei  den  Baiern  sogar  nur  das 
doppelte  des  Knechtes  zuerkannt®). 

Der  Adel  wurde  durch  ein  höheres  Wergeid  ausge- 
zeichnet. Der  sächsische  Adel  hatte  das  sechsfache,  der 

Die  Familie  des  alten  deutschen  Rechts  ist  nicht  ein  Verband 
von  Blutsverwandten,  sondern  von  Hausgenossen,  die  unter  der  Munt 
des  pater  familias  stehen,  wozu  auch  die  streng  abhängigen  (hörigen)  Leute 
zu  zählen  sind.  Dieser  familia  steht  die  Sippe,  parentela , als  Bluts- 
verwandtschaft (eigentlich  Friede,  Freundschaft  bedeutend)  gegenüber. 
Für  das  Familienrecht  ist  die  familia  — zu  der  später  auch  die  Dienst- 
mannen gehörten  — dauernd  herrschend  gewesen,  wogegen  die  Sippe, 
das  reine  Blutverwandtschaftsprincip,  in  Bezug  auf  Wergeid,  Busse  und 
Erbrecht  massgebend  geblieben  ist.  (Heusler,  Institutionen  des  deutschen 
Privatrechts.  Leipzig  1885—1886.  II  271.  Schröder,  a.  a.  0.  S.  427. 
Grimm,  R.-A.,  S.  467.) 

*)  Brunner,  a.  a.  0.  II  614. 

3)  a.  a.  0.  I 224  ff. 
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thüringische  das  dreifache,  der  langobardische,  der  ost-  und 
westfriesische  wie  der  bairische  das  doppelte  Wergeid  des 
Freien.  Den  Mitgliedern  des  bairischen  Herzogsgeschlechtes 
wurde  das  Zweifache  des  Wergeides  der  übrigen  Adelsge- 
schlechter zugesprochen.  Bei  den  Angelsachsen  hatte  der 
Than  ein  sechsmal  so  hohes  Wergeid  (1200  sh.)  als  der 
Gemeinfreie  (200  sh.)  Auch  zu  den  Vorrechten  der 
Beamtenaristokratie  im  fränkischen  Reiche  gehörte  ein 
höheres  Wergeid:  die  Grafen,  die  Saceharones  und  die 
Autrustiones  hatten  das  dreifache  VVergeld  ihrer  Geburt. 
Dieses  wurde  auch  den  der  nächsten  Periode  angehörenden 
Königshoten  zuerkannt.  Ebenso  genoss  die  höhere  Geistlich- 
keit die  Auszeichnung  eines  unabhängig  vom  Geburtsstande 
nach  der  kirchlichen  Rangordnung  bemessenen  höheren  Wer- 
geides — nach  bairischem  Rechte  des  doppelten 

Es  ist  ein  Beweis  der  auf  keimenden  Würdigung 
der  Arbeit,  dass  nach  salischem  Rechte  auch  der  Hand- 
arbeiter ein  höheres  Wergeid  als  andere  Leute  seines  Standes 
hatte:  in  besonders  hohem  Ansehen  standen  Waffen-  und 
Goldschmiede  3).  Wer  die  Hand  eines  Harfenspielers,  Gold- 
schmiedes oder  einer  Friesweberiu  verwundete,  büsste  nach 
thüringischem  Gesetze  viermal  so  stark  als  bei  gleicher  Ver- 
wundung anderer  Personen^). 

Bei  Betrachtung  des  Strafrechtes  werden  wir  auf  das 
Compositionssystem  zurückzukommen  haben. 

Was  nun  die  Gliederung  anbelangt,  so  erblicken  wir  an 
der  Spitze  der  Germanen  die  Gemeinfreien,  denen  das  Nor- 
malmass von  Recht  und  Freiheit  zuerkannt  ward.  Vor 
diesen  hatte  der  Adel  nur  Ein  bestimmtes  juristisches  Vor- 
recht, das  des  höheren  W'ergeldes®).  Dass  der  Adel,  zu- 
nächst aus  tapferen  Kriegern  hervorgegangeu , unter  den 

Gneist,  Englische  Verfassungsgeschichte.  Berlin  1882.  S.  73. 

2)  Brunner,  a.  a.  0.  I 228;  Mühlbacher,  a.  a.  0.  S.  169. 

®)  Schnitze,  a.  a.  0.  S.  310. 

*)  Böttiger,  Geschichte  des  Kurstaats  und  Königreichs  Sachsen.  1 10. 

Dahn,  a.  a.  0.  I.  I 206  ff.  Brunner,  a.  a.  0.  I 108. 
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Merowingern  zu  unermesslichem  Reichthum  namentlich  an 
Grund  und  Boden  gelangte,  bezeugt  u.  A.  eine  Aeusserung 
Fredegundens  *).  Damit  stand  die  Erwerbung  einer  grösseren 
Anzahl  von  Knechten  und  Hörigen  und  hieraus  die  Bildung 
eines  Gefolges  in  Verbindung^).  Später,  aber  schon  in  der 
vorkarolingischen  Zeit,  gelangte  der  Dienst-  oder  Opti- 
matenadel  durch  königliche  Gunst  zu  Macht,  Ansehen, 
mannigfaltigen  staats-  und  strafrechtlichen  Privilegien,  wie 
überhaupt  Jedermann,  der  mit  der  königlichen  Person  in 
Verbindung  stand,  eben  dieser  Verbindung  wegen,  höhere 
Geltung  erhielt.  Im  siebenten  Jahrhundert  ward  die  Macht 
des  Dienstadels  dadurch  bedeutend  gesteigert,  dass  er  sich 
gegen  die  Absetzbarkeit  sicherzustellen  wusste.  Schon  im 
Jahre  613  gelobte  der  König  einem  Hausmeier  die  Uu- 
absetzbarkeit  ^).  Zu  dieser  den  Geburtsadel  zuweilen  sogar 
zurückdrängeuden  Beamtenaristokratie,  der  auch  die  Bischöfe 
angehörten,  gesellten  sich  bald  die  Grossgrundbesitzer. 
Zwar  kam  ihnen  als  solchen  in  der  Regel  kein  höheres 
Wergeid  zu;  allein  infolge  ihrer  hohen  socialen  Stellung 
und  der  grundherrlicheu  Rechte  gegenüber  ihren  Hinter- 
sassen, erhoben  sie  sich  mit  dem  Beamtenadel  zur  ersten 
Unterthanenclasse.  Sie  wurden  auch  als  Hochfreie  bezeichnet, 
während  die  unabhängigen  Grundeigenthümer  bäuerlichen 
Standes  Mittelfreie,  die  hiiitersässigen  Bauern  und  Voigleute 
Minderfreie  genannt  wurden,  so  dass  der  Stand  der  Freien 
in  drei  Classen  aufgelöst  ward.  W^ ährend  aber  die  erste 
dieser  Classen  allmählich  an  die  Stelle  des  alten  Geburts- 
adels trat,  geriethen  die  Minderfreien  in  persönliche  Ab- 
hängigkeit, so  dass  schliesslich  fast  kein  Unterschied  zwischen 
ihnen  und  den  unfreien  und  hörigen  Leuten  blieb  ^).  Dass 
die  Abhängigkeitsverhältnisse  in  erster  Linie  durch  Krieg 
hervorgerufen  wurden,  haben  wir  bereits  (II  296  ff.)  ausein- 
andergesetzt. Neben  dem  Optimatenadel  entstand  unter 


' ’)  Greg.  Tur.  VIII  29. 

2)  Grimm,  K.-A.  S.  277. 

\/  ®)  Brunner,  a.  a.  0.  II  81. 

■*)  Schröder,  a.  a.  0.  S.  213— 214.  Winkelmann,  a.  a.  0.  S.  108— 109. 
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unmittelbarem  Königsschutze  eine  neue  bevorzugte  Classe 
Unfreier,  die  der  homiues  fiscales^). 


In  der  fränkischen  Zeit  bereitet  sich  die  Entwicklung 
vor,  die  den  bäuerlichen  Beruf,  der  den  Mann  allmählich 
voll  in  Anspruch  nimmt,  von  dem  kriegerischen  trennt^). 

Eine  Mittelstellung  zwischen  Freien  und  Knechten 
nahmen  bei  den  Westgermanen  die  Eiten  ein,  die  der  Freiheit 
entbehrten,  aber  Rechtsfähigkeit  genossen.  An  die  Scholle 
gebunden,  hatten  sie  ihren  Herren  rechtlich  bestimmte  Dienste 
und  Abgaben  zu  leisten,  waren  berechtigt  Vermögen  zu 
erwerben  und  Verträge  zu  schliessen.  In  der  fränkischen 
Zeit  scheint  sich  ihre  Stellung  etwas  gehoben  zu  haben®). 

In  der  merowingischen  Zeit  bilden  die  Antrustionen 
eine  ausgezeichnete  Abtheilung  des  berittenen  königlichen 
Gefolges.  Sie  wurden  nicht  nur  den  Freien,  sondern  auch 
den  Eiten  und  Knechten  entnommen.  Im  8.  Jahrhundert 
wird  nichts  mehr  von  ihnen  gehört'*). 

Die  Stellung  der  Knechte  und  der  Freigelassenen  haben 
wir  bereits  (II  294—326)  betrachtet. 

4. 

Die  Scheu  vor  Städten,  ja  vor  aneinander  gebauten 
Häusein,  deren  Tacitus®)  und  auch  noch  Ammianus 
Maicellinus®)  erwähnt,  wirkte  bei  den  Germanen  nachhaltig 
foit.  Kach  Dahn '^)  sollen  sie  es,  selbst  nachdem  sie  römische 
Städte  in  Gallien  erobert  hatten,  noch  lange  Zeit  unterlassen 
haben,  ihre  Wohnsitze  daselbst  zu  nehmen,  ja  sie  sollen 
einzelne  von  ihnen  zerstört  und  sich  lediglich , je  nach  Be- 
schaffenheit der  Oertlichkeit,  theils  auf  Einzelhöfen,  theils 
in  Dörfern  angesiedelt  haben,  die  weitläufig  längs  der  Strasse 

j Inama-Sternegg,  \\  irthscliatt,  in  Paul,  Grundriss  der  german. 
Philologie  II.  II  3. 

Brunner,  a.  a.  0.  I 230. 

a.  a.  0.  I 102.  239. 

*)  a.  a.  0.  II  97  ff. 

German.  16;  Hist.  IV  64. 

6)  XVI  2. 

’)  Deutsche  Geschichte  I.  I 1.52, 
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angelegt  wurden.  (Bei  den  Ansiedlungen  in  Dörfern  darf 
man  nicht  an  planmässige  Anlage  denken ; die  Dörfer  wurden 
aus  regel-  und  rücksichtslos  zusammengedrängten  Haufen 
einzelner  Anwesen  gebildet,  ohne  dass  ein  strenger  Unter- 
schied zwischen  Dorf-  und  Hofsiedlung  gemacht  worden 
wäre.  Derselbe  Ausdruck  villa,  der  zunächst  für  das  Einzel- 
gehöft gilt,  wird  auch  auf  das  Dorf  angewandt*).  Erst 
später  sollen  Franken,  Burgunden,  Ost-  und  Westgothen  und 
Eangobarden,  wie  auf  dem  Eande,  so  auch  in  den  Städten 
der  von  ihnen  errichteten  Reiche  gewohnt  haben®).  Nach 
Schröder®)  und  Schnitze*)  dagegen  hätten  sie  auf  römischem 
Provincialboden  alsbald  ihre  Abneigung  überwunden,  ja  die 
römischen  Städte  hätten  sogar  eine  starke  Anziehungskraft 
auf  die  Frauken  ausgeübt.  In  Köln  Hessen  sich  unmittelbar 
nach  der  Eroberung  viele  Franken  nieder;  in  Avignon  und 
Vienne  nahmen  Burgunden,  in  Rhodez  Gothen  ihren  Wohn- 
sitz. Für  das  fünfte  Jahrhundert  gibt  auch  Dahn®)  zu,  dass 
die  Germanen  in  den  rheinischen  und  noch  mehr  in  den 
südwestlichen  Städten  Häuser  nicht  bloss  besassen,  sondern 
auch  bewohnten. 

Während  wir  bei  den  meisten  anderen  Völkern  gesehen 
haben,  dass  vornehmlich  das  Bedürfniss  der  Vertheidiguug 
sie  zur  Anlage,  Erweiterung  und  Ummaueruug  von  Städten 
führte,  und  während,  auch  in  dem  Zeiträume,  mit  dem  wir 
uns  nun  beschäftigen,  in  Gallien  die  Städte  Schutzwehren 
gegen  Kriegseinfalle  sind , gewahren  wir  jedenfalls  bei  den 
Germanen , dass  ihr  lebhafter  Freiheitsdrang  solche 
schützende  Einrichtungen  lange  ausschloss. 

Wie  es  scheint,  hatten  im  Gegensatz  zu  den  anderen 
germanischen  Stämmen  die  Eangobarden  und  Burgunden 
eine  Vorliebe  für  Städte,  in  denen  jene  die  Bedeutung  be- 

*)  Schnitze,  Deutsche  Geschichte  von  der  Urzeit  bis  zu  den 
Karolingern.  Stuttgart  1896.  II  253. 

®)  Dahn,  a.  a.  0. 

®)  a.  a.  0.  S.  123. 

■*)  a.  a.  0.  S.  247. 
a.  a.  0.  I.  II  434. 
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festigte!-  Orte  erkannten,  in  die  sie  sich  vor  feindlicher 
Uebermacht  ziirückziiziehen  vermochten^).  Auch  bei  den 
Angelsachsen  werden  schon  sehr  früh  befestigte  Plätze  ver- 
schiedenen Ursprungs  erwähnt,  wie  denn  überhaupt  in 
Britannien  eine  raschere  Entwicklung  wahrnehmbar  ist, 
als  in  Deutschland.  Die  einen  erscheinen  als  Fortsetzung 
der  mehr  oder  weniger  verödeten  römischen  oder  britischen 
Städte,  in  welche  die  germanischen  Eroberer  zunächst  wohl 
zur  Yertheidiguug  zogen,  die  anderen  gingen  aus  befestigten 
Lagern  hervor,  während  noch  andere  an  den  gewöhnlichen 
Fürsten-  und  Königssitzen  und,  als  das  Christeuthum  Ein- 
gang fand,  bei  angesehenen  Klöstern  entstanden,  wogegen 
die  Bischöte  ihren  Sitz  gewöhnlich  in  schon  bestehenden 
Städten  nahmen  ^).  Denselben  Entwicklungsgang  gewahren 
wir  später  auch  in  anderen  germanischen  Ländern. 


5. 


Wie  bei  allen  jugendlichen  Völkern  zunächst  rücksichts- 
lose Kraft  vorherrscht,  so  auch  bei  den  Germanen  und  ihren 
Häuptlingen.  Die  Geschichte  der  Vandalen,  Ost-  und  West- 
gotheu,  Burgunden,  Langobarden  ist  reich  an  Verbrechen 
jeder  Art;  den  Höhepunkt  erreichen  diese  jedoch  bei  den 
Frauken  ®) , die  mehr  als  irgend  ein  anderer  germanischer 
Stamm  berüchtigt  waren  und  insbesondere  für  treulos  und 
liartherzig  galten  0.  So  darf  es  denn  nicht  Wunder  nehmen, 
dass  wir  namentlich  bei  den  Merowingern,  bei  denen  die 
Schranken  des  königlichen  Bannrechtes  verfassungsmässig 
nicht  genügend  festgestellt  waren  und  bei  welchen  die 
Bücksichteu  auf  sittliche  Grundsätze,  im  Geiste  des  Zeit- 
alters, denen  auf  die  Politik  zu  weichen  hatten,  eine  aller- 
dings widerrechtliche  Hinneigung  zum  Despotismus  ge- 
wahren , der  wohl  einestheils  durch  die  Eigeuwilligkeit 


’)  Schnitze,  a.  a.  0.  8.  84. 

Winkelmann,  a.  a.  0.  95.  92. 

Loebell,  a.  a.  0.  S.  76. 

*)  Vgl.  hreytag,  Bilder  aus  der  deutschen  Vergangenheit, 
sammelte  Werke.  XVII  1.8.3.  181. 
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des  Heeres,  anderntheils  durch  häufige  Volksempörungen 
gemildert  worden  zu  sein  scheint  ^).  Zu  vielen  Gewaltthaten 
— wie  auch  vielen  Kriegen  — gab  die  Habsucht,  eines  der 
schlimmsten  Laster  der  Zeit,  Veranlassung,  so  dass  Leben 
und  Eigenthum  der  Sicherheit  entbehrten. 

Auf  das  Gerücht,  dass  die  Söhne  des  Magnachar  die  Königin 
Austrichilde  und  ihre  Kinder  verläumdet  hätten,  liess  König 
Gunthranim  jene  hinrichten  und  ihre  Güter  für  den  Kronschatz 
einziehen  ^).  Einen  gewissen  Boantus  liess  er  unter  der  Be- 
schuldigung, dass  jener  stets  treulos  gegen  ihn  gehandelt  habe, 
im  eigenen  Hause  umringen  und  von  seinen  Leuten  erschlagen; 
auch  das  Gut  dieses  angeblichen  Verbrechers  wurde  für  den 
königlichen  Schatz  eingezogen®).  Auch  König  Chilperich,  der 
„Nero  seiner  Zeit“,  soll  häufig  Menschen  ungerechter  Weise  ver- 
urtheilt  haben,  um  sich  ihres  Vermögens  zu  bemächtigen^).  Bei 
den  von  Gregor  v.  Tours  erhobenen  Anklagen  ist  allerdings  die 
Feindseligkeit  Chilperichs  gegen  die  Kirche  zu  berücksichtigen. 
Er  wird  u.  A.  (a.  a.  0.)  beschuldigt,  die  Testamente,  die  zu 
Gunsten  der  Kirche  errichtet  worden  waren,  unaufhörlich  ver- 
nichtet zu  haben.  Ferner  massten  sich  merowingische  (und  bis 
in  das  späte  Mittelalter  folgende)  Könige  das  Recht  an,  Söhne 
und  Töchter  der  (offenbar  reichen)  Unterthanen  mit  ihrem  Hof- 
gesinde zu  verheirathen  ®).  Die  königliche  Willkür  rief  eine 
Reaction  dagegen  hervor:  Chlothar  II.  sah  sich  im  Jahre  614 
genöthigt,  zu  untersagen,  dass  irgend  Jemand  eine  Wittwe  oder 
ein  Mädchen  per  autoritatem  regiam  zur  Ehe  begehre  ®) ; doch 
war  dieses  Verbot  von  nur  vorübergehender  Wirkung.  Das  ge- 
nannte Recht  ist  nicht  mit  der  Gewalt  der  Herren  über  ihre 
Knechte  und  Hörigen  zu  verwechseln , denn  es  erstreckte  sich 
auch  auf  Freie  und  selbst  Edle  '^).  Das  Recht,  über  ihre  Unter- 
thanen zu  verfügen,  eigneten  sich  merowingische  Könige  auch  in 
anderer  Beziehung  an.  Als  Chilperichs  Tochter,  Rigunthe,  als 
Braut  nach  Spanien  geführt  wurde,  befahl  der  König  einer  grossen 
Anzahl,  darunter  vornehmer  Personen,  sie  dahin  zu  begleiten  und 
liess  die  sich  Weigernden  einkerkern.  Der  Zug  bewegte  sich 


>)  Vgl.  Greg.  Tur.  VII  14.  26.  27.  30. 

2)  Greg.  Tur.  V 17. 

3)  Greg.  Tur.  VIII  11. 

<)  Greg.  Tur.  VI  46;  vgl.  VIII  36. 
ß)  Greg.  Tur.  IV  46;  vgl.  VI  16. 
ß)  Brunner,  a.  a.  0.  II  57. 

’’)  Grimm,  a.  a.  0.  8.  436—437. 
Felix,  Eigen thutn.  IV,  2.  I. 
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auf  Kosten  der  Städte,  durch  die  man  kam,  von  denen  grosse 
Geldsummen  eingetrieben  wurden  ^).  Roth  meint,  dass  der  König 
sich  dabei  auf  sein  Recht,  alle  Unterthanen  ohne  Unterschied  der 
Nationalität  zu  seinem  Dienste  heranzuziehen,  gestützt  habe  ^).  — 
Wir  erinnern  ferner  an  die  Schreckensherrschaft  des  westgothischen 
königlichen  Usurpators  Chindaswinth. 

Mittelbare  Eingriffe  ins  Eigenthum  erfolgten  unter  den 
Merowingern  infolge  der  eigenwilligen  von  den  Königen 
ausgegangenen  Verkehrshemiuungen.  Es  war  nicht  nur 
untersagt,  ohne  des  Königs  Erlaubniss  das  Land  zu  ver- 
lassen — die  Ansprüche  an  Flüchtlinge  wurden  von  den 
Königen  nicht  aufgegeben  — , sondern  es  wurde  zuweilen 
eine  Absperrung  zu  Unguusten  der  Einwohner  fremder  Reiche 
verfügt®).  Eine  solche  ordnete  König  Gunthramm  gegen 
die  Unterthanen  Cliildeberts  II.  an^). 

Die  Unsicherheit  des  Verkehrs  wird  u.  A.  durch  die 
Thatsache  bezeugt,  dass  Schiffe,  die  im  Jahre  585  aus  Gallien 
nach  Galicien  ausgelaufen  waren,  auf  Befehl  des  west- 
gothischen Königs  Leuvigild  zerstört,  die  darauf  befindlichen 
Waaren  weggenommen,  die  Schiffsmannschaft  und  die 
Reisenden  theils  misshandelt  und  getödtet,  theils  gefangen 
fortgeführt  wurden  ®). 

Leben  und  Eigenthum  wurden  nicht  weniger  durch  die 
Gewaltthaten  der  Grossen  bedroht,  die  sich  das  Verfahren 
der  Könige  zum  Vorbild  zu  nehmen  schienen.  Wir  erwähnten 
bereits  (II  93),  wie  sehr  die  Bevölkerungen  des  gallo-iberischen 
Westgothenreiches  durch  die  nichtswürdigen  Anmassungen 
und  die  rohe  Gewaltsamkeit  der  Grossen , die  weder  Recht 
noch  Gesetz  achteten,  bedrückt  wurden.  Ihnen  gaben  die 
vornehmen  Franken  nichts  nach.  Herzoge,  wie  Grafen  und 
anderen  Beamte  waren  grausam  und  tyrannisch,  machte  sich 
aller  Arten  von  Erpressungen  untl  Beraubungen  schuldig 


')  Greg.  Tun  VI  4.5. 

-)  Roth,  Geschichte  des  Beneficialwesens.  S.  144 — 145. 
3)  Roth,  a.  a.  0.  S.  186-137. 

*)  Greg.  Tun  IX  1.  32. 

®)  Greg.  Tur.  YHI  35. 
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und  schreckten  aus  Habsucht  selbst  vor  Mordthaten  nicht 
zurück. 

Entsetzliches  erzählt  Gregor  v.  Tours  von  Sigivald,  Statt- 
halter der  Auvergne,  dem  Vetter  des  Königs  Theoderich,  der  mit 
seinen  Dienern  Vielen  Hab  und  Gut  raubte,  Mord  und  Betrug 
verübte  ^) ; ferner  von  König  Chilperichs  Herzog  Rauching  und 
seinem  (jrafen  Leudast,  welcher  letztere  durch  Erpressungen  ein 
bedeutendes  Vermögen  zusammenbrachte  und  überhaupt  auf  eine 
so  furchtbare  Weise  seines  Amtes  waltete,  dass  Gregor  meint, 
er  sei  zur  Strafe  für  die  Sünden  der  Bewohner  als  Graf  nach 
Tours  gesandt  worden®);  — weiterhin  von  Fredegundens  Ober- 
kämmerer Berulf,  der  die  Saaten  und  Weinberge  der  Armen 
niedertreten  und,  wenn  diese  sich  zur  Wehr  setzten,  sie  nieder- 
hauen liess  ®).  Ausserdem  erwähnt  Gregor  des  Kanzlers  Marcus, 
der  durch  ungerechte  Steuerforderungen  grosse  Reichthümer 
erwarb ; des  Kanzlers  Fredegundens  Boboien , der  sich  des 
Mordes  und  Raubes  schuldig  machte;  des  Aufsehers  der  könig- 
lichen Güter,  Pelagius,  dem  gleichfalls  Mordthaten,  Diebstähle, 
Betrügereien  und  Plünderungen  zum  Vorwürfe  gemacht  wurden; 
des  Herzogs  Beppolen,  der  die  Einwohner  von  Angers  beraubte, 
der  Söhne  des  Hausmeiers  Waddo,  die  unter  andern  Schandthaten 
Kaufleute  überfielen,  tödteten  und  beraubten ‘‘).  Doch  gab  König 
Gunthramm  alles  was  die  Leute  König  Chilperichs  Andern  geraubt 
hatten,  diesen  zurück®).  Die  als  das  herrschende  Volk  von  der 
Kopfsteuer  ausgeschlossenen  Franken  wurden  ihr  gleichwohl  öfters 
gewaltsam  unterzogen®).  Selbst  Bischöfe  machten  sich  in  diesen 
Zeiten  mancher  Gewaltthaten  schuldig^). 

Die  Grossen  griffen  sogar  nicht  selten  mibewegliches  wie 
bewegliches  Kirchengut  an.  So  der  erwähnte  Sigivald , der 
Patricius  Celsus , der  Graf  Nanthin  von  Angouleme , Berulf  und 
Andere®).  Es  ist  hierbei  daran  zu  erinnern,  dass  das  Ansehen 
der  Kirche  dadurch  sehr  gesunken  war,  dass  öfters  Laien  in  den 
geistlichen  Stand  traten,  um  hohe  Kirchenwürden  zu  erlangen  ® ) ; 


»)  Greg.  Tur.  III  16. 

2)  Greg.  Tur.  V 3.  48. 

3)  Greg.  Tur.  VII  22. 

*)  Greg.  Tur.  VI  28,  VIII  32.  40.  42;  vgl.  X 5;  X 21. 
®)  Greg.  Tur.  VII  7. 

6)  Greg.  Tur.  III  36. 

’)  Greg.  Tur.  IV  12.  36;  VIII  39. 

s)  Greg.  Tur.  III  16;  IV  24;  V 36.  49;  VII  22. 

Vgl.  Greg.  Tur.  IV  18;  V 7. 
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zuweilen  erwirkten  sie  selbst  die  Verleihung  von  Bisthümern, 
wie  der  königliche  Hausmeier  Baudigisil  ^).  Ferner  wurden 
mehrere  Bisthümer  in  Einer  Hand  vereinigt.  Milo  war  Bischof 
von  Trier  und  Rheims,  Hugo,  Karl  Martells  Neffe,  Bischof  von 
Paris,  Rouen  und  Bayeux  ^). 


6. 

Schon  aus  dem  häufig  willkürlichen  und  gewaltsamen 
Verfahren  von  Königen  und  Grossen  geht  hervor,  dass  die 
Rechtspflege  namentlich  in  der  merowingischen  Zeit 
überaus  mangelhaft  war.  Könige,  die  sich  die  Uebung  der 
Gerechtigkeit  angelegen  sein  Hessen,  wie  Dagobert,  gehörten 
zu  den  seltenen  Ausnahmen.  Wie  die  Handhabung  des 
Rechtes  bei  Ausgang  des  sechsten  Jahrhunderts  beschaffen 
war,  ist  daraus  ersichtlich,  dass  in  einem  im  Jahre  588 
zwischen  den  Königen  Childebert  und  Gunthramm  abge- 
geschlosseiien  Vertrage  erst  ausdrücklich  ausbedungen  werden 
musste,  dass  das,  was  jedem  ihrer  Unterthanen  nach  Recht 
und  Gesetz  zukomme,  diesen  ohne  Kebervortheilung  zutheil 
werden  solle ^).  Ebenso  bezeichnend  ist  es,  dass  nach  dem 
Tode  des  hochbetagteu  Herzogs  Bodegisil  im  Jahre  585  aus- 
drücklich hervorgehoben  wurde , als  ob  es  ein  Ausnahmfall 
w’äre,  dass  sein  Vermögen  seinen  Kindern  ungeschmälert 
verblieben  sei  ^).  In  das  dem  Könige  Chlothar  im  Jahre  614 
aufgedrungene  Edict  musste  die  Bestimmung  aufgenommen 
werden,  dass  Niemand  ungehört  verurtheilt  werden  dürfe®). 
Angeklagte  wurden  grausam  gefoltert®).  In  die  Rechts- 
verhältnisse der  Unterthanen  griffen  nicht  selten  königliche 
Aufträge  hemmend  ein.  Diese  entschuldigten  z.  B.  den 
Grafen,  wenn  er  die  Verpflichtung,  der  Volksgemeinde  Hilfe 
zu  leisten,  unerfüllt  Hess;  sie  entkräfteten  gerichtliche 


Greg.  Tur.  VI  9. 

2)  Roth,  a.  a.  0.  S.  349.  334. 

3)  Greg.  Tur.  IX  20. 

Greg.  Tur.  VIII  22. 

®)  Schultze,  a.  a.  O.  S.  174. 
®)  Greg.  Tur.  V 49. 
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Ladungen,  ermöglichten  es  Fremden,  dem  Willen  der  Dorf- 
gemeinde entgegen,  in  ihrer  Mitte  sich  festzusetzen etc. 
In  Ermanglung  des  Staatsbegriffes  verquickten  die  Könige 
das  öffentliche  mit  dem  privaten  Rechte  und  so  geschah  es 
auch  leicht,  dass  obrigkeitliche  Befugnisse  als  Privatrechte 
der  Inhaber  betrachtet  wurden  ^).  Ferner  kam  es  vor,  dass 
Herzoge  und  andere  hohe  Beamte  den  königlichen  Auf- 
trägen  zuwider  handelten®). 

Bei  ihrer  Habsucht  scheuten  sich  die  Könige  nicht,  sich 

Ivon  den  eigenen  Unterthanen  zum  Behufe  der  Aemterge- 
währung  bestechen  zu  lassen.  So  bestach  um  571  der 
Priester  Eufrasius  den  König  Chilperich,  um  die  Bischofs- 
würde zu  erlangen ; dasselbe  that  Eunius,  um  die  Erneuerung 
• des  Grafenamtes  zu  erwirken,  und  um  585,  dem  Könige 

J Childebert  gegenüber,  Nicetius,  um  des  Herzogthums  theil- 

I haft  zu  werden^).  Die  Unterthanen  fanden  sich  zuweilen 

I sogar  gedrängt,  die  Könige  zu  bestechen,  um  ihr  Recht  oder 

I Straflosigkeit  zu  erlangen®). 

4^  Bei  Ausgang  des  7.  Jahrhunderts  leuchtet  die  von  den 

I Westgothen  in  Spanien  auf  Anordnung  ihres  Königs  Ervigius 

^ revidirte  Gesetzgebung,  wie  sie  in  dem  Codex  fuero  juzgo 

g zum  Ausdrucke  gelangte,  voran.  Kein  Process  durfte  mehr 

1 als  acht  Tage  in  Anspruch  nehmen,  widrigenfalls  die  Richter 

I den  Parteien  für  jeden  Nachtheil  verantwortlich  waren, 

i Ungerechte  Richter  hatten  den  zugefügten  Schaden  doppelt 

j zu  ersetzen.  Alle  Urtheile,  die  von  den  Richtern  nicht  nach 

bester  Ueberzeugung,  sondern  infolge  königlichen  Einflusses 
I gefällt  wurden,  sollten  nichtig  sein®). 

I Dem  gewaltsamen  Charakter  der  Zeit  gemäss,  war  das 

l**  ältere  germanische  Strafrecht  überaus  streng,  wodurch  die 

I Unterthanen  um  so  härter  betroffen  wurden,  als  nicht 

I Waitz,  Deutsche  Verfassungsgeschichte.  2.  Aufl.  II  42. 

I 2)  a.  a.  0.  S.  455. 

I ®)  Greg.  Tur.  VIII  12. 

*)  Greg.  Tur.  IV  35.  42;  VIII  18. 

®)  Greg.  Tur.  IV  46. 

[i  ®)  v.  Brauchtisch,  Geschichte  des  spanischen  Rechts.  S.  22  ff. 
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Freiheit  das  Merkmal  des  älteren  Rechtszustandes  war, 
sondern  das  Individuum  in  voller  Abhängigkeit  von  dem 
Willen  und  den  Bräuchen  der  Sippe,  der  wirthschaftlichen 
und  politischen  Verbände  sich  befand^).  Zu  dieser  Gebun- 
denheit gesellte  sich  die  ungenügende,  oft  willkürliche 
Handhabung  der  Gesetze,  die  sich  durch  Ungleichheit  der 
Behandlung  der  verschiedenen  Stände  kennzeichneten. 

Die  Härte  des  ältesten  Rechtes  äusserte  sieh  insbesondere 
in  Beziehung  auf  die  Friedlosigkeit  (Echtlosigkeit)  für  un- 
sühnhare  Thaten  (vgl.  IV/I  81),  mit  der  eine  völlige  Ver- 
nichtung der  Persönlichkeit  verknüpft  war.  Die  Friedlosig- 
keit ergriff  jedoch  nicht  bloss  die  Person,  sondern  auch  das 
Vermögen  des  Uehelthäters.  Der  Friedlose  wird  verfolgt 
mit  „Brand  und  Bruch“,  mit  „Feuer  und  Brand“,  mit  „Feuer 
und  Flammen“ , indem  die  Gemeindemitglieder  ihm  Haus 
und  Hof  niederhrennen  oder  niederreissen , der  Zerstörung 
(„Wüstung“)  preisgeben,  sofern  seine  Habe  nicht  von  Amts- 
wegen eingezogen  („Fronung“)  oder  den  Verletzten  zur  Ent- 
schädigung überwiesen  wird,  welche  Strafbestimmung  noch 
in  der  fränkischen  Zeit  forthesteht  ^).  Nach  altfranzösischem 
Rechte  erstreckte  sich  das  droit  de  ravage  sogar  auf  die 
Bäume,  Weinberge  und  stehenden  Feldfrüchte ^).  Bei  der 
bestehenden  Familiensolidarität  gelangen  Hab  und  Gut  des 
Friedlosen  in  keinem  Falle  an  seine  Erben. 

An  der  Sorge  für  die  allgemeine  Sicherheit  w^ar  jeder 
Freie  mitbetheiligt.  Wie  der  Heeresdienst  gegen  die 
äusseren,  so  lag  ihm  der  Polizeidienst  gegen  die  inneren 
Feinde,  die  Verbrecher,  ob.  Die  allgemeine  Verfolgungs- 
pflicht wurde  in  der  merowin gischen  Zeit  bei  Diebstahlsfällen 
zu  einer  Haftung  der  Gemeindegenossen  ausgedehnt.  Die 


1)  Brunner,  a.  a.  0.  I 111. 

Schröder,  a.  a.  0.  S.  76.  Brunner,  a.  a.  0.  I 168.  Gierke, 
Deutsches  Privatrecht,  I 364. 

®)  Brunner,  Forschungen  zur  Geschichte  des  deutschen  und 
französischen  Rechts.  Stuttgart  1894.  S.  451. 
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Centene  war  ersatzpflichtig,  konnte  sich  aber  ihrerseits  an 
den  Dieb  halten^). 

Allmählich  erfolgte  eine  Milderung  der  Friedlosigkeit. 
Schon  in  der  Urzeit  erscheint  als  Abschwächung  der  un- 
sühnbaren  die  sühnbare  Friedlosigkeit,  bei  der  der  Geächtete 
durch  Bussezahlung  den  Frieden  erlangen  konnte  ^).  Friede 
und  Friedlosigkeit  wurden  ferner  dem  Könige  anheimgegeben, 
so  dass  die  Verhängung  der  Acht  bei  den  Franken  ein 
königliches  Sonderrecht  wurde.  Der  König  vermochte  dem 
Verbrecher  das  verwirkte  Leben  zu  schenken , auch  die 
Todesstrafe  in  Leibes-  oder  Vermögensstrafe,  wie  in  gänzliche 
Entziehung  des  Vermögens  oder  Verbannung  umzuwvandeln®). 
Hierauf  ist  die  Ablösbarkeit  der  Todesstrafe  zurückzuführen. 
Der  Lösungsbetrag  war  das  einfache  oder  mehrfache  Wer- 
geid , oder  eine  bestimmte  Taxe , oder  ein  willkürlich  be- 
messener Betrag.  ]\Iit  der  Todesstrafe  war  in  der  Regel 
(wie  im  classischen  Alterthum  — vgl.  IV/i  254.  406)  der 
Verlust  des  Vermögens  verknüpft,  doch  wurde  in  einzelnen 
^ Fällen  das  Vermögen  des  Hingerichteten  den  Erben  zuge- 

sprochen. Abspaltungen  der  Acht  sind  die  Verbannung,  der 
Freiheitsveiiust  und  die  Vermögensverwirkung  ^). 

Die  Strenge  des  alten  Strafrechtes  bezeugen  auch  die 
mit  Rücksicht  auf  den  bedeutenden  Geldwerth  ungemein 
hohen  Bussen  — welche  im  Interesse  der  daran  betheiligten 
Grafen  lagen  — , die  im  Vereine  mit  dem  ansehnlichen 
I Wergeide  häufig  nicht  nur  den  Schuldner  zu  Grunde 

richteten , sondern  auch  eine  empfindliche  wirthschaftliche 
Schwächung  der  Sippegenossen  herbeiführten,  die  ihn  bei 
Aufbringung  der  Busse  unterstützten®) 
r Im  germanischen  Compositionssysteme  erscheint  das 


I ’)  Brunner,  Deutsche  Rechtsgeschichte,  II  226—227.  Schröder, 

j a.  a.  0.  S.  122. 

1 *)  Schröder,  a.  a.  0.  S.  332. 

Brunner,  a.  a.  0.  II  43. 

*)  a.  a.  0.  592  ff. 

®)  a.  a.  0.  I 206. 
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Wort  Busse  in  verschiedener  Bedeutung,  so  als  Wergeid, 
Busse  im  engem  Sinne  und  als  Bannbusse.  In  der  Regel  sind 
die  Bussen  eine  Verbindung  von  Straf-  und  Ersatzgeld,  Die 
Bussen  im  engem  Sinne  sind  von  ausserordentlicher  Mannig- 
faltigkeit, wobei  die  einzelnen  Busszahlen  Bruchtheile  des  Wer- 
geides darstellen,  und  von  einer  grossen,  durch  die  Wandlung 
der  Verhältnisse  erklärlichen  Veränderlichkeit.  So  erhöhte 
König  Rothari  die  Wundbussen  Freier,  damit  der  Verletzte 
leichter  veranlasst  werde,  sich  mit  der  Busse  zu  begnügen 
und  auf  die  Fehde  zu  verzichten.  Liutprand  dagegen  er- 
mässigte  das  von  Rothari  mit  900  solidi  bemessene  Wergeid 
des  freien  Langobarden  auf  150  solidi.  Begreiflicherweise 
mussten  auch  Aendemngen  im  Münzwesen  entsprechende 
Aenderungen  der  Busssätze  herbeiführen’). 

Nach  den  ältesten  Gesetzen  mancher  deutschen  Stämme 
betrug  das  Wergeid  der  Personen  weiblichen  Geschlechtes  das 
Doppelte  des  gewöhnlichen,  wobei  ein  Unterschied  zwischen 
verheiratheten  und  unverheiratheten  gemacht  wird.  Bei  den 
Sachsen  hatte  eine  Jungfrau  das  doppelte,  eine  Frau,  die  schon 
geboren  hatte,  nur  das  einfache  Wergeid.  Bei  den  Franken  war 
es  umgekehrt.  Bei  den  Saliern  und  Ripuariern  war  in  der  Regel 
das  Wergeid  von  Mann  und  PVau  gleich;  doch  hatte  eine  gebär- 
fähige Frau  das  dreifache  Wergeid.  Das  thüringische  Gesetz 
lautet:  „qui  feminam  nobilem  virginem  nondum  parientem  occiderit, 
600  sol.  componat,  si  pariens  erit,  ter  600  (1800)  sol. , si  iam 
purere  desiit  600  sol.“  Bei  den  Friesen  fand  keine  Unterscheidung 
zwischen  dem  Wergeide  des  Mannes  und  der  PVau  statt  ^).  Bei 
den  Westgothen  Spaniens  betrug  das  Wergeid  von  Frauens- 
personen bis  zum  15.  Jahre  die  Hälfte  des  für  Männer  fest- 
gesetzten, dem  es  vom  15.  bis  zum  20.  Jahre  gleichgestellt  war; 
vom  20.  bis  zum  40.  Jahre  hatten  die  Weiber  ein  um  ein 
Sechstel  geringeres  Wergeid  als  Männer;  nach  dem  40.  Jahre 
betrug  es  weniger  als  die  Hälfte  von  diesem^).  Später  wurde 
das  Wergeid  weiblicher  Personen  im  Allgemeinen  auf  die  Hälfte 
herabgesetzt  ^). 

Nach  den  alamannischen  und  verwandten  Volksrechten,  ins- 


9 a.  a.  0.  II 613  ff.  Leo,  Geschichte  der  italienischen  Staaten.  1 119. 
®)  Grimm,  a.  a.  O.  S.  404 — 405. 

®)  Burke,  A History  of  Spain.  London  1895.  I 377. 

Gierke,  a.  a.  0.  I 380. 
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besondere  aber  nach  den  Gesetzen  der  angelsächsischen  Könige 
Aethelbert,  Hlother,  Eadrik  und  Wihträd  von  Kent  und  Ine 
von  Wessex  sind  die  Bussen  für  Körperverletzungen  ganz  be- 
sonders minutiös  festgestellt.  So  zahlt  man,  „wenn  ein  Knochen 
blossgelegt  wird,  3 Schillinge,  wenn  ein  Knochen  versehrt  wird, 
4 Schillinge,  wenn  die  äussere  Schädelplatte  gebrochen  wird, 
10  Sch,,  wenn  es  beide  sind,  20  Sch.,  wenn  die  Achsel  gelähmt 
wird,  30  Sch.,  wenn  ein  Auge  verloren  geht,  50  Sch.,  wenn  die 
Sprache  leidet , 1 2 Sch. , bei  der  geringsten  Verunstaltung  des 
Gesichts,  3 Sch.,  bei  einer  grösseren  6 Sch.,  etc.“  — Ebenso 
genau  festgesetzt  sind  die  Busssätze  für  Beschimpfungen;  z.  B. 
„wenn  Jemand  einen  Mann  in  eines  Andern  Haus  einen  Mein- 
eidigen nennt , oder  ihn  schimpflich  mit  Schmähreden  belegt, 
so  gelte  er  einen  Schilling  dem,  welchem  das  Haus  gehört,  und 
6 Sch.  dem,  zu  welchem  er  das  Wort  sprach,  und  dem  König 
gelten  12  Sch.  Wenn  Jemand  einem  Andern  den  Becher  wegsetzt, 
wo  Leute  schuldlos  trinken,  gelte  er  nach  altem  Brauche  dem, 
welchem  das  Haus  gehört,  einen  Schilling,  und  6 Sch.  dem, 
welchem  man  den  Becher  weggesetzt  und  dem  König  12  Sch.’).“ 

Analog  den  von  uns  (IV.  I 253)  erwähnten  antiken  An- 
schauungen wurden  auch  den  Thieren  dem  Wergeide  und  der 
Busse  ähnliche  Rechte  eingeräumt.  Wer  bei  den  Alamannen 
das  Pferd,  auf  dem  dessen  Herr  ritt,  verwundete,  musste  dieselbe 
Busse  entrichten,  wie  wenn  die  Wunde  dem  Herrn  geschlagen 
worden  wäre  ^). 

Auch  die  unten  (in  dem  Abschnitte  über  Geld)  zu  den 
Wergeid-  und  Bussen  - Beträgen  gegebenen  Erläuterungen 
zeigen,  dass  diese  verhältnissmässig  sehr  hoch  bemessen 
waren.  Aus  dieser  Höhe , die  einen  erspriesslichen  Schutz 
bewirkte,  geht  andererseits  hervor,  welch  bedeutsamer  Ein- 
grilf  in  die  Eigenthumsverhältnisse  der  Rechtsverletzer  und 
ihrer  Sippe  dadurch  herbeigeführt  ward.  Nur  Reiche  waren 
im  Stande  das  Wergeid  und  die  Bussen,  wenigstens  bei 
schweren  Vergehen,  zu  erschwingen,  während  Aermere, 
welche  die  Beträge  nicht  aufzubringen  vermochten,  oft  in 
Abhängigkeit , ja  Knechtschaft  geriethen  oder  gar  friedlos 
wurden.  Dies  erklärt  zugleich  die  häufige  Nöthigung  der 
Sippe,  die  zu  zahlenden  Beträge  aufzubringen.  Wer  z.  B. 

’)  Winkelmann,  a.  a.  0.  S.  83—84.  R.  Schmid,  Die  Gesetze  der 
Angelsachsen.  S.  13.  15. 

Grimm,  a.  a.  0.  S.  670. 
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einem  königlichen  Beamten  bei  Verhaftung  eines  Uebelthäters 
den  Beistand  versagte,  oder  wer  sich  weigerte,  einen  im 
Dienste  des  Königs  reisenden  Mann  in  seiner  Wohnung  anf- 
zunehmen,  oder  wer  sieh  dem  königlichen  Banne  ungehorsam 
erwies,  verfiel  in  eine  Geldstrafe  von  60  solidi.  Wer  einem 
königlichen  Briefe  zuwider  handelte,  hatte  sich  nach  der  lex 
salica  sogar  einer  Busse  von  200  solidi,  die  dem  vollen 
Wergeide  eines  Freien  gleichkam,  zu  unterziehen D-  Welch 
ungeheure  Beträge  die  Bussen  unter  besonderen  Umständen 
erreichen  konnten,  bezeugt  der  folgende  Fall.  Um  574 
stahlen  Leute  des  Archidiakonen  Vigilius  aus  Schiffen  in 
Marseille  70  Gefässe  voll  Oel  und  anderem  Fette.  Infolge 
der  Klage  des  bestohlenen  Kaufmanns  verurtheilte  der  Statt- 
halter der  Provence,  lovinus,  den  Archidiakon  zu  einer 
Strafe  von  4000  solidi,  wurde  aber  später  selbst  vom  Könige 
Sigibert  zur  Zahlung  der  vierfachen  Busse,  also  16000  solidi, 
verurtheilt^).  Aber  auch  die  Viehbussen  mussten  für  die 
Unbemittelten  unerschwinglich  sein,  da  sie  häutig  in  Stücken 
von  ausgezeichneter  Färbung  und  Grösse  zu  leisten  waren ^). 
Dabei  ist  zu  berücksichtigen,  dass  man  bei  der  allgemeinen 
Gewaltsamkeit,  insbesondere  hei  der  Eigenmächtigkeit  der 
Grafen,  sowie  hei  der  herrschenden  Streitsucht  gar  leicht 
in  Bussen  verfallen  konnte. 

Auffallend  masslos  erscheinen  die  Viehbussen  bei  den 
Ripuariern.  Nach  der  lex  rihuaria  bildeten  je  12  Stuten  mit 
einem  Hengste,  6 Sauen  mit  einem  Eher  und  12  Kühe  mit  einem 
Stier  eine  Heerde.  Ein  Freier,  der  eine  solche  Heerde  stahl, 
wurde  ausser  der  Ersatzpflicht  mit  600  solidi , also  dem  drei- 
fachen Wergeide  eines  Freien,  ein  Sklave  mit  36  solidi  gehüsst, 
welche  aussergewöhnliche  Strenge  dadurch  zu  erklären  ist,  dass 
für  die  Heerden,  die  den  Einzelhöfen  Ripuariens  angehörten,  zu 
denen  Hirten  nicht  gehalten  wurden,  ein  ganz  besonderer  gesetz- 
licher Schutz  dringend  nöthig  war^). 

Fustel  de  Coulanges,  Histoire  des  institutions  politiques  de 
Tancienne  France.  Paris  1875 — 1892.  II  401 — 402. 

2)  Greg.  Tur.  IV  43. 

®)  Grimm,  a.  a.  0.  667.  Brunner,  Forschungen.  S.  477. 

♦)  Meitzen,  Wanderungen,  Anbau  und  Agrarrecht  der  Völker 
Europas.  Berlin  1895.  I 566. 
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Nach  der  Lex  Salica  wurde  der  unvermögende  Wergeld- 
schuldner  viermal  ausgeboten.  Fand  sich  Niemand,  der  für 
ihn  zahlen  wollte,  so  wurde  er  dem  Gläubiger  preisgegehen, 
von  dem  es  ahhing,  ob  er  ihn  tödten  oder  in  Knechtschaft 
nehmen  wollte.  Nach  kentischem  Recht  waren  die  magas 
jedenfalls  bis  ins  neunte  Jahrhundert  verpflichtet,  zum  Wer- 
geide die  Hälfte  beizutragen  ^). 

Eben  infolge  des  riesigen  Ausmasses  des  Wergeides 
und  der  Bussen  nahmen  die  Gesetzgeber  an , dass  der 
Schuldner  und  seine  Sippe  nur  durch  Verkauf  beweglicher 
wie  unbeweglicher  Habe  den  Betrag  herbeizuschaffen  ver- 
mochten; deshalb  wurde  eine  Zahlungsfrist  gestattet  und 
Sicherstellung  verlangt^). 

Durch  die  enormen  Wergeldheträge  erklärt  es  sich  auch, 
dass  Personen,  denen  mehrere  Verwandte  erschlagen  worden 
waren,  dadurch  zu  Reichthum  gelangten,  wie  dies  Gregor 
von  Tours  von  einem  seiner  Mitbürger  bezeugt®). 

Strenge  war  die  Ahndung  der  gegen  das 
Eigenthum  gerichteten  Verbrechen  nach  den  Volks- 
rechten, von  denen  das  sächsische  das  härteste  war. 

Als  die  schimpflichste,  eines  freien  Mannes  unwürdigste 
That  galt  der  Diebstahl , bei  dem  das  Merkmal  der 
Heimlichkeit  wesentlich  war.  Man  unterschied  zwischen 
grossem  und  kleinem  Diebstahl , nach  dem  Werthe  des  ge- 
stohlenen Gutes,  zwischen  handhaftem  und  nicht  handhaftem 
Diebstahl , worin  die  verschiedenen  Rechte  auseinander 
gingen.  (Handhafte  That  liegt  vor,  wenn  der  Thäter  auf 
frischer  That  oder  auf  der  Flucht  hierauf  ergriffen  wird.) 
Nach  sächsischem  Recht  begann  der  grosse  Diebstahl  bei 
einem  Werthe  von  3 Schillingen,  nach  langobardischem  bei 
10  Schillingen.  Grosser  Diebstahl  war  nach  langobardischem 
Rechte  todeswürdig;  seit  Rothari  jedoch  konnte  der  Dieb 
sein  Leben  für  80  Solidi  auslösen.  Nach  einer  Verordnung 

^)  V.  Amira,  Erbenfolge.  S.  84 — 85. 

®)  Fustel  de  Coulanges,  Recberches  sur  quelques  problemes 
d’histoire.  Paris  1885.  S.  304. 

3)  Greg.  Tur.  IX  19. 
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Liutprands  war  der  unvermögende  Dieb  vom  Richter  dem 
Bestohlenen  preizugeben,  „et  ipse  de  eo  faciat  quod  voluerit.“ 
Auf  handhaftem  Diebstahle  stand  nach  manchem  Rechte 
Todes-,  nach  anderem  Geldstrafe.  Nicht  handhafter  Diebstahl 
konnte  in  der  Regel  durch  Busse  gesühnt  werden.  Nur  nach 
sächsischem  Rechte  war  jeder  grosse  Diebstahl,  gleichviel  ob 
handhaft  oder  nicht,  todeswürdig.  Bei  den  Angelsachsen 
scheint  jeder  Diebstahl  durch  Busse  g<;sühnt  worden  zu  sein, 
da  Diebstahl  an  königlichem  Gute  mit  der  dreifachen 
Strafe  des  sonstigen  Diebstahls  bedroht  wird.  Doch  wurden 
nach  angelsächsischem  wie  nach  burgundischem  Rechte  die 
Ehefrau  und  die  erwachsenen  Kinder  verknechtet,  wenn  der 
Ehemann  oder  Vater  mit  ihrem  Wissen  gestohlen  hatte  ^). 
Vermuthlich  sind  die  Bestimmungen  des  angelsächsischen 
Rechtes,  die  einander  zu  widersprechen  scheinen,  auf  ver- 
schiedene Zeiten  zurückzuführen. 

Der  Raub,  der  sich  vom  Diebstahl  durch  Mangel  an 
Heimlichkeit  unterschied,  wurde  nacli  den  meisten  Rechten 
milder  als  dieser  bestraft.  (Er  galt  sogar  nicht  immer  als 
entehrend,  und  wurde  es  nur  durch  ein  Uebermass  von 
Gewalt  an  Wehrlosen  oder  Abwesenden)  ^).  So  fordert  das 
alamannische  Recht  bei  Diebstahl  den  neunfachen,  bei  Raub 
nur  den  doppelten  oder  dreifachen  Ersatz.  Die  Unterschiede 
zwischen  Diebstahl  und  Raub  verwischen  sich  in  der  straf- 
rechtlichen Behandlung  allmählich^). 

Ausserordentlich  streng  waren  die  Gesetze  gegen  Falsch- 
münzerei. Bei  den  Westgothen  wurde  ein  Freier,  der 
Solidi  fälschte  oder  auch  nur  beschnitt  oder  befeilte,  zum 
Verlust  seiner  halben  Habe  zu  Gunsten  des  Fiscus,  ein  Ge- 
ringerer zur  Sklaverei  und  ein  Sklave  zum  Verluste  der 
rechten  Hand  verurtheilt.  Nicht  minder  hart  wurde  das 
wissentliche  Verbreiten  falscher  Münze  geahndet.  Auch  wer 
Münzen  von  richtigem  Schrot  und  Korn  ohne  Befugniss 

1)  Bruuner,  a.  a.  0.  II  481.  637  flf.  R.  Scbmid,  Die  Gesetze  der 
Angelsachsen.  S.  25.  Brunner,  Forschungen.  S.  471.  475. 

2)  Grimm,  a.  a.  0.  S.  634. 

®)  Schröder,  a.  a.  0.  S.  344. 
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schlug,  wurde  bei  den  Westgothen  wie  bei  den  Langobarden 
' als  Falschmünzer  verurtheilt^). 

j Der  Missethat  der  Heimsuchung,  des  Haufriedens- 

bruches, machte  sich  schuldig,  wer  mit  bewaftnetem  Gefolge 
Haus  und  Hof  überfiel.  Einzelne  Rechte  erblickten  das 
Merkmal  der  Heimsuchung  schon  in  der  feindseligen  Um- 
zinglung des  Hauses  2). 

Der  Brandstifter,  der  bei  Anzündung  eines  Wohnhauses 
betroffen  wurde,  durfte  als  friedloser  Mann  getödtet  werden. 

Ueberaus  grausam  waren  besonders  die  Strafen  für 
Verletzung  des  strengen  Jagdrechtes»)  und  blieben  es  das 
ganze  Mittelalter  hindurch. 

Nach  altgermauischen  Anschauungen  war  wirkliche  Noth- 
wehr  keine  Entschuldigung  wegen  verübter  Verletzungen, 
welche  Anschauung  bis  zum  achten  Jahrhundert  aufrecht 
erhalten  worden  ist^). 

Die  Ordalien  (s.  IV.  I 87)  waren  einst  eine  gemein- 
germanische Institution.  Dem  den  Freien  allein  vorbehaltenen 
,,,,  Zweikampfe,  der  eine  Eigenthümlichkeit  der  germanischen 

Justiz  blieb,  wird  der  Charakter  des  Ordals  von  vielen  Seiten 
bestritten.  Nach  den  deutschen  Stammesrechten,  mit  Aus- 
nahme der  langobardischen,  mussten  bestrittene  gerichtliche 
Akte  dnrch  Zeugen  oder  Eid , eventuell  durch  Zweikampf, 
bewiesen  werden.  Dieser  stand  entweder  innerhalb  des 
Gerichtsverfahrens,  dem  er  als  Beweismittel  organisch  ein- 
gegliedert war,  so  dass  durch  Urtheil  darauf  erkannt  werden 
konnte,  oder  ausserhalb  desselben,  in  welchem  Falle  er  einen 
Rechtsgang  für  sich  bildete.  In  dem  angedeuteten  Sinne 
war  der  Zweikampf  gericbtlich  bei  den  Westgermanen  und 
V#  Burgunden,  aussergerichtlich  bei  den  Nordgermanen»). 

^)  Müller,  Deutsche  Münzgeschichte.  S.  91—92. 

*)  Brunner,  Deutsche  Rechtsgeschichte.  II  651—652. 

»)  Vgl.  Greg.  Tur.  X 10. 

I *)  Halban-Blumenstock,  Königsschutz  und  Fehde,  Zeitschrift  der 

I Savigny-Stiftung.  Weimar  1896.  XVI  72. 

I »)  Brunner,  a.  a.  0.  II  400  ff. 
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Eines  vom  Könige  Childebert  II.  selbst  angeordneten  ge- 
ricbtlicben  Zweikampfes  erwähnt  Gregor  von  Tours ‘). 

Wenigstens  der  aussergericbtliebe  Zweikampf  hatte  den 
Charakter  der  Selbsthilfe,  die  in  der  fränkischen  Zeit 
auch  sonst  in  den  verschiedensten  Formen  vorkam. 

Eine  Selhtshilfe  ausdrückende  Abart  der  Friedlosigkeit 
war  die  Preisgabe  des  Missethäters  an  den  Verletzten.  Zur 
Zeit  des  Königs  Gunthramm  befreite  der  Bischof  Aetherius 
einen  verbrecherischen  Geistlichen  vermittelst  einer  Zahlung 
von  20  Goldstücken  an  die  Verwandten  einer  von  jenem 
misshandelten  Frau,  in  deren  Hände  der  Frevler  gefallen 
war  ^). 

Ursprünglich  musste  jeder  Streit  zwischen  Angehörigen 
verschiedener  Sippen,  sofern  er  nicht  friedlich  heigelegt  zu 
werden  vermochte,  durch  Fehdegang  entschieden  werden^). 
Aber  auch  später  war  die  Fehde  erlaubte  Rache  der  ver- 
letzten Sippe  an  dem  Thäter  und  seiner  Sippe,  weshalb  die 
in  rechter  Fehde  erfolgte  That  straflos  war,  vorausgesetzt, 
dass  die  Fehde  innerhalb  der  Grenzen  der  Wiedervergeltung 
und  offenkundig  durchgeführt  wurde.  In  derselben  Weise 
wie  nach  ältestem  Rechte  zwei  feindliche  Heere  an  die 
Stelle  des  Krieges  den  Zweikampf  treten  lassen  konnten, 
vermochten  auch  die  Geschlechter-  und  Einzelfehden  durch 
Zweikampf  ausgetragen  zu  werden^).  Bei  allen  Völkern 
erscheinen  Reste  uralten  Rechts,  wonach  die  Leihe  nur  in 
der  Form  des  Raubes  bewirkt  wurde.  Dies  erklärt  es,  dass 
ursprünglich  auch  Ansprüche  ohligationen-rechtlicher  Natur, 
in  Ermangelung  des  Vertrauens  aul  die  öffentliche  Gewalt, 
meistens  durch  Fehde  geltend  gemacht  wurden®). 

Ungeachtet  der  Bestrebung  der  Könige,  sie  nach  Mög- 
lichkeit zu  beseitigen,  hat  die  Fehde  zum  Behufe  der  Rache 

1)  X 10. 

2)  Greg.  Tur.  VI  36. 

Dahn,  Deutsche  Geschichte  I.  I 186. 

Vgl.  Greg.  Tur.  II  2;  X 3.  10. 

Heusler,  a.  a.  0.  II  131. 
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die  fränkische  Zeit  überdauert,  doch  fand  sie  insofern  eine 
Beschränkung,  als  sie  während  dieser  nur  noch  bei  einzelnen 
der  schlimmsten  Frevel  angewandt  ward  und  sich  nicht 
mehr  auf  die  ganze  Sippe,  sondern  nur  auf  den  Uebelthäter 
und  seine  nächsten  Angehörigen  erstreckte.  Auch  wurden 
ihr  in  den  verschiedenen  Sonderfrieden  Schranken  gesetzt. 
Ausserdem  suchte  mau  ihr  durch  hohe  Busstaxeu  zu  be- 
geguen  ^). 

Der  Fehde  war  nicht  nur  die  Person,  sondern  auch  das 
Eigenthum  des  faidosus  ausgesetzt.  Zuweilen  plünderte  und 
verbrannte  man  sein  Haus,  tödtete  seine  Knechte,  raubte 
sein  Vieh  2).  Am  erfolgreichsten  in  Bekämpfung  der  Fehde 
waren  das  westgothische  und  das  burgundische  Recht,  welche 
die  Fehde  grundsätzlich  vollständig  ausschliessen  konnten®). 
Bei  den  Angelsachsen  wurde  sie  nur  für  den  Fall  der  Un- 
erlangharkeit  des  Wergeides  gestattet D. 

Ein  weiterer  Akt  der  Selbsthilfe  war  die  ausser- 
gerichtliche  Plandnahme.  Wenn  nämlich  die  verurtheilte 
,,  Partei  den  Kläger  zu  befriedigen  versäumte  oder  ablehnte, 

so  gehrach  es  dem  älteren  Rechte  an  einer  gerichtlichen 
Z\\ angs\  ollstreckung.  Da  stand  dem  Gläubiger  oder  Bürgen 
nur  die  Acht  oder  aussergerichtliche  Pfandnahme  zu  Gebote. 
Diese  war  später  nach  den  meisten  Rechten  nur  auf  Grund 
richterlicher  Erlaubniss  zulässig.  Während  das  lango- 
bardische  Recht  dieses  Erforderniss  nicht  kennt,  verlangen 
das  burguudische , altwestgothische , fränkische,  bairische 
Recht  die  richterliche  Bewilligung.  Eine  dreimalige  Mahnung 
hat  der  Pfandnahme  vorauzugehen. 

Gar  nicht  oder  nur  subsidiär  (in  Ermangelung  anderer 
I Objecte)  durften  gepfändet  werden , Zugthiere  und  Zinshöfe 

hei  den  Langobarden , Ochsen  bei  den  Burgunden  und  ge- 
\ wi.^^se  Viehheerden  hei  den  Alamannen  und  Baiern. 

*)  Schröder,  a.  a.  0.  S.  334. 

*)  Vgl.  Greg.  Tur.  VII  47. 

”)  Bruuner,  a.  a.  0.  II  529. 

Schröder,  a.  a.  0. 
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Nach  manchen  Hechten  durfte  der  Pfandnehmer  einen 
hohem  als  den  Betrag  der  pfändbaren  Schuld  nehmen : nach 
hurgundischem  Kechte  ein  Drittel  mehr,  nach  langobardi- 
schem  das  Doppelte.  Durch  die  aussergerichtliche  Pfändung 
erlangte  der  Gläubiger  zunächst  nur  ein  Sicherungsmittel, 
aber  keineswegs  das  Eigenthum  an  dem  Pfände.  Nach 
langobardischem  Rechte  durfte  er  das  Pfand  während  eines 
bestimmten  Zeitraums  nicht  einmal  gebrauchen,  nach  dessen 
Ablauf  jedoch  die  Gefahr  auf  den  Schuldner  überging  und 
dem  Gläubiger  das  Nutzungsrecht  zustand.  Bei  den  Burgunden 
verfiel  das  Pfand,  wenn  es  nicht  binnen  drei  Monaten  durch 

Zahlung  der  Schuld  eingelöst  wurde. 

Neben  der  ausser  gerichtlichen  Pfändung  bildete  sich  bei 
den  Germanen  zu  verschiedenen  Zeiten  eine  gerichtliche 
aus.  An  dem  gepfändeten  Vermögen  erhielten  nach  angel- 
sächsischem Rechte,  ausser  dem  Ersatzgelde  des  Klägers, 
der  König  und  die  Hundertschaft  Antheile. 

Beide  Arten  der  Pfändung  erstreckten  sich  anfangs  nur 
auf  das  bewegliche  Vermögen.  FAm  Zwangsvollstreckung 
überhaupt  und  insbesondere  in  Liegenschaften  war  dem 
ältern  Rechte  unbekannt.  Erst  aus  der  Confiscation  im  Acht- 
verfahren entwickelt(‘  sich  eine  Execution , die  auch  die 
Liegenschaften  ergriff,  nach  dem  Sprachgebrauche  jüngerer 
Quelle,  die  Fronung.  Die  missio  in  bannum  regis  in  fränki- 
schen Rechtsdenkmälei’n , Einziehung  des  beweglichen  wie 
unbeweglichen  Vermögens,  hat  zunächst  nur  die  Wirkung 
provisorischer  Beschlagnahme.  Der  Besitzer , der  dadurch 
aus  dem  Besitze  des  gefronten  Grundstücks  gewiesen  wird, 
vermag  nicht  mehr  darüber  rechtlich  zu  verfügen , ja  er 
darf  es  nicht  mehr  betreten,  ohne  bussfällig  zu  werden. 
Durch  das  Aufstecken  eines  Merkzeichens  auf  dem  Grund- 
stücke wurde  die  Fronung  kenntlich  gemacht. 

Durch  Leistung  dessen  was  Rechtens  ist,  kann  das  ge- 
fronte Gut  binnen  Jahr  und  Tag  aus  dem  Banne  gelöst 
werden;  nach  Ablauf  dieser  Frist  jedoch  ist  es  von  Rechts- 
wegen endgültig  verfallen  Q. 

')  Brunner,  a.  a.  0.  II  445 — 459.  I 183. 


Ferner  war  dem  gestattet  zur  Selbsthilfe  zu  schreiten, 
der  durch  Uebertritt  fremden  Viehs  auf  seinen  umhegten 
Grund  und  Boden  Schaden  litt.  Nach  der  ältesten  Rechts- 
anschauung, die  sich  noch  lange  über  die  fränkische  Zeit 
hinaus  erhielt,  konnte  in  dem  erwähnten  Falle  das  Thier 
von  dem  Beschädigten  getödtet  werden.  Die  Volksrechte 
schliessen  jedoch  im  Allgemeinen  diese  Befugniss  aus.  Nach 
angelsächsischem  Rechte  aber  durfte  das  Vieh  erschlagen 
werden , das  den  Zaun  durchbrochen  hatte ; nach  burgundi- 
schem  und  langobardischem  Rechte  konnte  der  Beschädigte 
eins  von  mehreren  Schweinen  tödten.  Die  Tödtung  erfolgte 
zuweilen  in  der  Form  der  Hinrichtung  (vgl.  IV,  I.  253). 

Später  wurde  es  dem  Geschädigten  nicht  mehr  gestattet, 
die  Thiere  zu  tödten , sondern  nur  sie  einzuschliessen, 
niederdeutsch  schütten,  wovon  diese  Art  von  Beschlagnahme 
den  Namen  Schüttung  erhalten  hat,  eine  Bezeichnung, 
die  auch  auf  das  geschüttete  Vieh  angewandt  wurde. 

Durch  die  Schüttung  sollte  der  Eigenthümer  des  Thieres 
gedrängt  werden,  es  durch  Ersatz  des  Schadens  auszulösen. 
Nach  salischem  Rechte  hatte  er  ausserdem  ein  Pfandgeld 
von  zehn  Denaren,  also  eine  Busse,  zu  entrichten.  Unterliess 
es  der  Eigenthümer,  ungeachtet  der  ihm  zugegangenen  An- 
zeige , das  Thier  zu  lösen , so  durfte  der  Pfandnehmer  nach 
langobardischem  Rechte  und  jüngeren  deutschen  Rechts- 
quellen  das  Thier  hungern  lassen.  Bei  den  Westgothen  er- 
höhte sich  die  Ersatzpfiicht  auf  das  Doppelte  Q. 

Nach  einer  Bestimmung  des  angelsächsischen  Königs 
I lue  (von  Wessex)  hatte  der  Gruudeigeuthümer  das  Recht, 

^ fremdes  Vieh , das  er  aut  seiner  Weide  sah,  zu  bestimmten 

1 Sätzen  zu  pfänden;  doch  wurde  ihm  dieses  Recht  ab- 

gesprocheu,  wenn  er  die  Einzäunung  versäumt  hatte.  Das 
Recht  der  Selbsthilfe  ward  unter  dem  genannten  Könige 
in  enge  Grenzen  gebannt.  Wer  dazu  schritt,  sich  also  selbst 
Genugthuuug  verschaffte,  ehe  er  um  sein  Recht  gebeten 
hatte , musste  nicht  nur  das  Genommene  erstatten  oder  er- 


a.  a.  0.  II  531-534. 

Felix,  Kigenthum.  IV.  2.  I. 
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setzen,  sondern  aucli  eine  Busse  von  fünfzig  Schillingen 
zahlen  ^). 

Die  unter  religiöser  Einwirkung  eingetreteiie  Ent- 
wicklung von  der  Selbsthilfe  zu  ausschliesslich  staatlichem 
Rechte  liegt  namentlich  in  Bezug  auf  die  Fehde  klar  vor. 

Sie  erfolgte  in  der  Art,  dass  der  Staat  anfangs  bei  ge- 
wissen besonders  schweren  Verbrechen  dem  Verletzer  die 
Wahl  entzog  und  sie  dem  Verletzten  oder  dessen  Erben  • 

anheimgah,  und  später,  bei  Erstarkung  der  Staatsgewalt, 
beiden  Parteien  keine  Wahl  zwischen  Fehde  und  Rechtsgang 
Hess,  sondern  sie  nöthigte , Busse  zu  gehen  und  zu  nehmen 
oder  öffentliche  Strafe  anzuerkennen  2).  Schon  in  der 
Merowingerzeit  beginnt  die  Blutrache  straffällig  zu  werden  3). 

Doch  ist  das  Fehderecht  erst  durch  den  ewigen  Landfrieden 
von  1495  vollständig  beseitigt  worden. 

Bei  der  starken  Hinneigung  zu  Gewaltthaten  in  der 
Periode,  mit  der  wir  uns  befassen,  war  der  besondere  Schutz, 
den  der  König  — abgesehen  von  dem  allgemeinen  Schutze,  J 

der  allen  Uuterthanen  zu  Theil  wurde  — verleihen  konnte, 
von  hoher  Bedeutung.  Dieser  besondere  Königsschutz 
wurde  namentlich  Kirchen  und  Klöstern,  aber  auch  Schwachen 
und  Bedrängten  verliehen'*). 

Das  Königsgericht,  das  höchste  Organ  der  Recht- 
sprechung, konnte,  sobald  das  Königthum  sich  die  oberste 
Stellung  errungen  hatte,  seine  Competenz  zu  einer  un- 
beschränkten gestalten  und  jeden  Rechtshandel  entscheiden. 

Es  konnte  sogar,  ohne  dass  von  einer  geregelten  Appellation 
vom  Volks-  ans  Königsgericht  hätte  die  Rede  sein  können, 
jede  bereits  abgeurtheilte  Sache  nochmals  zur  Verhandlung  *i 

bringen.  ,, 

Ferner  hatten  Personen,  die  sich  des  l>esonderen  Königs-  i 


*)  Winkelmann,  a.  a.  0.  S.  85.  87. 
2)  Dahn,  a.  a.  0.  II.  I 238. 

®)  Greg.  Tiir.  VII  47;  IX  19;  X 27. 
*)  Greg.  Tur.  IX,  27. 
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Schutzes  erfreuten,  die  Befugniss,  in  den  sie  betreffenden 
Rechtsangelegenheiten  die  Entscheidung  des  Königsgerichtes 
anzurufen.  Vor  dieses  konnten  auch  alle  Processe  mit  dem 
Fiscus,  also  auch  die,  bei  denen  es  sich  um  Königsgut 
handelte,  stets  gebracht  werden. 

So  sehr  diese  Institution,  von  rechtliebenden  Königen 
gehandhabt,  geeignet  erschien,  die  allgemeine  Sicherheit  zu 
erhöhen,  so  sehr  musste  sie  in  den  Händen  gewaltthätiger 
Könige  die  entgegengesetzte  Wirkung  befürchten  lassen. 

Dem  besondern  Königsschutze  stand  der  verstärkte 
Friede  gegenüber,  dessen  der  König  und  alles  was  zu  ihm 
in  Beziehung  stand,  genoss,  welcher  Sonderfriede  dem  könig- 
lichen Eigenthum  einen  wirksamen  Sonderschutz  gewährte. 
Frevel,  die  mau  sich  in  der  königlichen  Pfalz  zu  Schulden 
kommen  Hess,  wurden  höher  gebüsst  als  gewöhnliche.  Be- 
schädigungen und  Verletzungen  königlichen  Eigeuthums 
wurden  mit  doppelter,  später  mit  dreifacher  Busse  ge- 
ahndet *). 

In  Folge  der  allgemeinen  DienstplHcht  lag  den  freien 
Volksgenossen  der  Besuch  der  Gerichtsversammlungen  und 
die  Theilnahme  an  der  öffentlichen  Rechtsprechung  ob. 
Die  Unfreien  wurden  durch  das  Hofrecht  be- 
schützt, das  allmählich  neben  dem  Volksrechte  sich  aus- 
bildete. Allerdings  gab  es  im  Hofrechte  keinen  höhern 
Richter  als  den  Herrn  selbst,  dessen  Willkür  jedoch  in  der 
Sitte  eine  Schranke  fand®).  Auch  der  Fremde  war  ur- 
sprünglich rechtlos.  Die  Praxis  milderte  jedoch  auch  in 
dieser  Beziehung  die  Rohheit  des  primitiven  Rechtes,  so 
dass  der  Fremde  im  Frankenreiche  thatsächlich  nicht  vogel- 
frei gewesen  ist.  Da  ein  Verkehr  überhaupt  nur  dann 
denkbar  war,  wenn  den  Fremden  Sicherheit  gewährleistet 
wuide,  so  fanden  sie  bei  den  öffentlichen  Autoritäten  den 
erlorderlichen  Schutz.  Die  Schutzgewalt  des  Königs  trat 


*)  Schultze,  a.  a.  0.  II  359.  460—461. 

Arnold,  Cultur  und  Recht  der  Römer.  S.  13. 
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an  die  Stelle  des  fehlenden  Stammesrechtes.  ‘Als  Gegen- 
leistung für  den  königlichen  Schutz  fiel  das  Erbe  des 
Fremden  dem  Könige  zu,  und,  wenn  er  getödtet  wurde, 
auch  das  Wergeid  nach  fränkischem  Rechte,  während  nach 
angelsächsischem  Rechte  der  König  es  mit  den  Magen  des 
Erschlagenen  theilte  \). 

Den  Zusammenhang  zwischen  Eigenthum 
und  hrei heit  gewahren  wir  auch  im  alten  ger- 
manischen Rechte.  Der  Freie  allein  — weder  der 
Knecht  noch  der  Hörige  — ist  des  echten  Eigenthums 
fähig.  Der  freie  Landeigenthümer  allein  hat  an  der  öfientlichen 
Gewalt  Theil  und  ist  zu  allem  Rechte  befähigt.  Doch 
wuiden  diese  Bestimmungen  allmählich  gemildert  und  den 
Höiigen  beschränkte  Eigenthumsrechte  zuerkaunt;  selbst 
die  Knechte  durften  das,  was  sie  erworben  hatten,  behalten  ^). 
Das  Recht  des  Grundeigenthums  war  aber  nicht  nur  von 
der  kreiheit,  sondern  zur  Merowiugerzeit  auch  von  dem 
Unterthanenverbande  abhängig.  Angehörige  fremder  Reiche 
entbehrten  dieses  Rechtes  ^). 

Die  fränkische  Zeit  kannte  drei  Wege  des  Besitzer- 
werbes: Occupation,  Besitzeinweisung  und  Erbgang^). 

Die  Ge  wer  e (investitura) , der  beherrschende  Begrilf 
des  germanischen  Sachenrechtes,  ist  nicht  mit  dem  römischen 
Eigenthumsbegrilfe  identisch : sie  ist  nicht  selber  ein  Recht, 
sondern  nur  das  factische  Gewaltsverhältniss , der  that- 
sächliche  Ausdruck  der  Herrschaft:  nicht  nur  Eigenthum, 
sondern  auch  rechtmässiger  Besitz  und  hei  Immobilien  die 
blosse  Nutzung  gibt  Gewere.  In  ihr  erscheinen  die  recht- 
lichen und  die  thatsächlichen  Elemente  noch  ungesondert 
beisammen '’). 

*1  Schnitze,  a.  a.  0.  S.  325.  Brunner,  a.  a.  0.  I 273—274 
. Grinnn,  a.  a.  0.  S.  290.  350. 

®)  Roth,  a.  a.  0.  S.  137. 

Heusler,  Die  Gewere.  Weimar  1872.  S.  163. 

Heusler,  Institutionen.  II  20.  Schnitze,  a.  a.  0.  II  422 
Arnold,  a.  a.  0.  S.  1,54. 
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Während  das  römische  Recht  die  Unterscheidung 
zwischen  beweglichen  und  unbeweglichen  Gütern 
beinahe  vollständig  ignorirt  hat,  erfahren  diese  im  deutschen 
Rechte  eine  durchaus  verschiedene  rechtliche  Behandlung. 
Ursprünglich  war  dabei  das  Massgebende,  ob  eine  Gewere 
an  den  Gütern  bestehe,  oder  ob  sie  nur  in  Gewere  seien : nur 
liegende,  unbewegliche  Güter  konnten  rechtlich  Gegenstand 
einer  besonderen  Gewere,  eines  Herrschaftsgebietes  (vestitura) 
sein,  wogegen  bewegliche  des  Charakters  eines  selbstständigen 
Herrschaftsbestandes  entbehrten.  Nach  dieser  Auffassung 
wurden  alle  Güter , die  ein  besonderes  Herrschaftsgebiet 
darzustellen  geeignet  waren,  als  unbeweglich  betrachtet,  wie 
z.  B.  die  Kauffahrteischiffe,  SchifFsmühlen  etc.,  wie  auch 
Waarenlager,  die  durchgehends  Herrschaftsgebiete  für  sich 
bildeten.  Dagegen  wurden  die  dieser  Eigenschaft  ent- 
behrenden Nachen  und  Kähne  als  bewegliche  Habe  angesehen. 
Auch  unkörperliche  Sachen,  wie  die  verschiedenen  Gerecht- 
samen : Grafschaftsrechte,  Gerichtsbarkeit,  Vogteirechte,  Re- 
galien, Patronat,  Bannrechte,  Gefälle  etc.,  die  im  Mittelalter 
privatrechtlicher  Natur  waren,  als  Vermögensobjecte  aufge- 
fasst wurden,  demgemäss  in  Eigenthum  und  Gewere  standen, 
wurden  als  Immobilien  behandelt  ^).  Häuser,  die  im  Gegen- 
satz zum  römischen  Steinbau,  ursprünglich  aus  Holz  be- 
standen, wurden  lange  zur  beweglichen  Habe  gezählt 

Solange  die  Selbsthilfe  d urch  Fe h degang  z u- 
lässig  war,  genoss  gegen  solche  Gewalt  der  Be- 
sitz und  sogar  auch  das  Eigenthum  keinen  aus- 
reichenden Schutz,  da  selbst  dieses  durch  Fehdegang 
angefochten  zu  werden  vermochte.  Der  Beklagte  konnte, 
auch  wenn  er  geständig  war,  gewaltsam  in  den  angefochtenen 
Besitz  gelangt  zu  sein,  gegenüber  dem  aus  dem  Besitze  ge- 
worfenen Kläger,  sich  auf  sein  besseres  Recht  berufen,  und 
musste  in  solchem  Falle  keineswegs  den  Besitz  herausgeben, 
sondern  durfte  den  Beweis  seines  angeblich  besseren  Rechtes 


Heusler,  a.  a.  0.  I 332  tf. 
*)  Dahn,  a.  a.  0.  I.  I 263. 
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führen  und  einstweilen  das  streitige  Gut  behalten.  Erst 
unter  Rudolf  von  Habsburg  (1281)  ward,  unter  Einwirkung 
des  römischen  und  des  canonisehen  Rechtes,  hierin  eine 
Aendemng  herbeigeführt  *). 

Die  Lex  Salica  drückt  insofern  einen  entschiedenen 
Schutz  des  Grundeigenthums  aus,  als  nach  ihr  die 
Beschädigung  eines  Zaunes  streng  bestraft  und  es  untersagt 
wird,  über  ein  fremdes  Grundstück  zu  fahren  ^).  In  ähnlicher 
Weise  bestimmte  der  angelsächsische  König  Aethelbert,  der 
erste  König  von  Kent  (596—607),  dass  ein  Freier,  der  einen 
Zaun  überschreitet,  vier  Schillinge,  und  der  einen  Zaunbruch 
begeht,  sechs  Schillinge  Busse  zu  bezahlen  habe.  Der  König 
Ine  von  Wessex  erliess  etwa  ein  Jahrhundert  später  Ver- 
ordnungen zum  Schutze  des  Waldes  gegen  Holzfrevel  und 
unerlaubtes  Kohlenbrenneu  ®). 

Beim  Verkaufe  von  werth vollen  Gegenständen  und 
namentlicb  von  Gnindbesitz  war  vor  der  Ausbreitung  des 
Eindusses  der  Gerichte  und  der  gerichtlichen  Urkunden  die 
Zuziehung  von  Zeugen  nach  altdeutschem  Rechte  all- 
gemein geboten  (vgl.  IV/I  179),  um  unredlichem  Verfahren 
vorzubeugen  und  die  Ansprüche  Dritter  zu  sichern Die 
entsprechende  Satzung  des  angelsächsischen  Königs  Ine: 
„Wenn  ein  Kaufmann  draussen  unterm  Volk  handelt,  thiie 
er  das  vor  Zeugen®),“  entsprang,  nach  der  Anschauung 
Winkelmanns®),  dem  Misstrauen  gegen  den  kaufmännischen 
Verkehr;  sie  war  in  jenen  gewaltthätigen  Zeiten  jedenfalls 
geeignet,  die  Käufer  vor  Trug  zu  sichern  und  also  mittelbar 
ihr  Eigenthum  zu  schützen. 

Zum  Schutze  der  Person  und  des  Eigenthums  Hessen 
sich  die  angelsächsischen  Könige  den  Bau  und  die  Er- 

0 a.  a.  0.  I.  I 262. 

*)  Vgl.  Halban-Blunienstock,  Entstehung  des  deutschen  Immobiliar- 
eigenthums.  Innsbruck  1894.  I 248.  284. 

»)  Winkelmann,  a.  a.  0.  S.  84—85.  Schmid,  a.  a.  0.  S.  5. 

*)  Grimm,  a.  a.  0.  S.  608. 

®)  Sclimid,  a.  a.  0.  S.  33. 

®)  a.  a.  0.  S.  86. 
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haltung  von  Strassen  und  Brücken  angelegen  sein, 
l ohne  die  sie  allerdings  auch  nicht  im  Stande  gewesen  wären, 

innerhalb  ihrer  Gebiete  die  erforderliche  Autorität  zu  be- 
haupten ^). 

Veräusserungsverbote,  wodurch  das  römische  Kirchengut 
gegen  Vergewaltigung,  sowie  gegen  unredliches  oder  leicht- 
fertiges Gebaren  beschützt  werden  sollte,  wurden  schon  zur 
Zeit  Odovakars  erlassen.  Auch  die  Kaiser  seit  der  Zeit 
Leos  sahen  sich  genöthigt,  durch  ähnliche  Verordnungen  das 
Kircheneigenthum  im  Osten  zu  schützen,  wobei  nicht  nur 
Verkauf,  Schenkung  und  Verpfändung,  sondern  auch  Ver- 
pachtung auf  mehr  als  20  (nach  einer  anderen  Bestimmung 
30)  Jahre  als  Veräusserung  betrachtet  wurde.  Justinian 
dehnte  diese  Verordnung  auf  das  ganze  Reich  aus®). 

Ein  bemerkenswerthes  Streben,  das  öffentliche 
Eigenthum  der  Gesammtheit  zugänglich  zu 
machen,  gewahren  wir  in  dem  Rechte  der  Westgothen, 
deren  Wasserpolizei  das  Gesetz  durchführte,  dass  Niemand 
von  seinem  Wasserrechte  selbstsüchtigen  Gebrauch  machen 
dürfe,  vielmehr  Jedermann  verptlicbtet  sei,  die  Wasserkräfte, 
deren  er  bedarf,  der  Gesammtheit  zukommen  zu  lassen®). 
Es  ist  begreiflich , dass  die  Bedeutung  künstlicher  Be- 
wässerung in  Spanien  eine  angemessene  Würdigung  fand. 

Eine  von  der  Natur  gebotene  eigenthümliche  Ver- 
bindung von  Eigenthumsrecht  und  Arbeitspflicht 
bestand  seit  der  frühesten  Zeit  in  Frieslaud,  wo  die  durch 
die  Wasserdutheu  häutig  herbei  geführten  Verheerungen  die 
Strenge  des  alten  Deichrechtes  unerlässlich  erscheinen  Hessen. 
„Wer  nicht  will  deichen,  muss  weichen,“  lautete  die  alte 
. Rechtsparömie.  Wer  sieh  der  Erfüllung  der  Deich- 

verptlichtungen  nicht  mehr  gewachsen  fühlte,  gab  dies  da- 
durch zu  erkennen,  dass  er  den  Spaten  in  sein  Baustüek 

Cunninghani,  The  growth  of  English  industry  and  commerce 
during  tlie  early  and  middle  ages.  Cambridge  1890.  S.  75. 

Hartmann,  Geschichte  Italiens  im  Mittelalter.  Leipzig  1897. 
I 376.  377. 

®)  Dahn,  Urgeschichte.  I 488. 
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des  Deichs  steckte,  womit  er  zugleich  sein  und  der  Seinigen 
Anrecht  an  den  Boden  unwiderruflich  aufgab.  Wer  zur 
Nachfolge  bereit  war,  konnte  innerhalb  einer  bestimmten 
Frist  den  Spaten  herausziehen,  wodurch  die  Ländereien,  auf 
die  der  frühere  Deichgenosse  verzichtet  hatte,  in  seinen 
Besitz  gelangten.  Falls  die  gestellte  Frist  vergeblich  ver- 
strich, zog  die  Gesammtheit  der  Deichgenossen  die  preis- 
gegebenen Grundstücke  ein^). 

Eine  bedenkliche  Eigenthunisunsicherheit  bewirkte 
die  Strenge  des  alten  Rechtes,  das  keinen  Zufall  — 
keinen  Unterschied  zwischen  casus  und  culpa  — 
kannte  und  daher  für  entstandenen  Schaden  nicht  nur  auch 
den  mittelbaren  Urheber,  sondern  unter  Umständen  selbst 
Personen  haften  Hess,  die  nur  in  sehr  entfernter  Beziehung 
zu  dem  Falle  standen.  So  war  ausser  der  Haftung,  die  der 
Verband  der  Sippe,  die  Vormundschaft,  die  Hausangehörigkeit 
freier  Leute,  die  Grundherrlichkeit  etc.  begründete,  der  Eigen- 
thümer  für  den  Schaden  verantwortlich,  den  seine  Knechte, 
seine  Hausthiere  und  selbst  leblose  Gegenstände  seines  Eigen- 
thums verursacht  hatten.  Es  haftete  z.  B.  der  Eigenthümer 
einer  Waffe  nicht  nur  für  das  Unheil,  das  sie  mit  seiner 
Absicht  oder  durch  Zufall  in  seiner  Hund,  sondern  auch  für 
das,  welches  sie  in  der  Hand  eines  Dritten  oder  auch  ohne 
jede  führende  Hand  anrichtete.  Ebenso  wenn  in  seinem 
Brunnen,  in  seiner  Grube,  durch  seinen  Zaun,  durch  seinen 
Balken  etc.  Menschen  oder  Hausthiere  verunglückten.  Diese 
Haftung  erstreckte  sich  ferner  auf  den  Dienstherrn  für  Un- 
fälle, die  den  von  ihm  gedungenen  Leuten  während  ihrer 
Arbeit  zustiessen.  Er  schuldete  das  Wergeid  des  Arbeiters, 
wenn  dieser  im  Dienste  umkam  und  die  entsprechende  Busse, 
wofern  er  beschädigt  wurde.  Wenn  Jemand  in  seinen  An- 
gelegenheiten eine  Person  absandte  oder  zu  sich  beschied 
und  diese  in  Vollziehung  des  Auftrages  das  Leben  verlor, 

*)  Meitzen,  'VVanderuugen,  Anbau  und  Agrarrecht  der  Völker 
Europas.  Berlin  1895.  I.  II  44—45. 
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l||  SO  galt  jener  für  die  causa  mortis.  In  derselben  Weise  be- 

stand bei  genossenschaftlich  unternommener  Arbeit  Haftung 
der  Arbeiter.  Wenn  bei  gemeinsam  ausgeführtem  Bau  oder 
gemeinsamer  Fällung  eines  Baumes  einer  der  Arbeiter  durch 

I einen  Stein,  Balken  oder  Baum  getödtet  wurde,  so  hatten 

die  übrigen  sein  Wergeid  zu  entrichten. 

Dem  Eigenthümer  des  Hausthieres,  durch  das  eine 
Mk  Tödtung  erfolgte,  wurde  ein  ganzes  oder  halbes  Wergeid  auf- 

erlegt, jedoch  das  Friedensgeld  erlassen.  'Nach  alamannischem 
Rechte  w’ar  bei  Tödtung  eines  freien  Mannes  durch  ein 
Pferd,  ein  Rind,  einen  Eber  volles,  bei  Tödtung  eines 
Knechtes  halbes  Wergeid  zu  entrichten.  Bei  Tödtung  durch 
einen  Hund  hatte  dessen  Eigenthümer  nur  das  halbe  Wergeid 
zu  zahlen;  bestand  aber  der  zum  Empfange  Berechtigte  auf 
Berichtigung  des  vollen  Betrages,  so  wurde  damit  eine  für 
ihn  so  lästige  Bedingung  verknüpft,  dass  er  wohl  in  der 
Regel  sich  mit  der  Hälfte  begnügte. 

Doch  ist  dem  Eigenthümer  schon  früh  gestattet  worden, 
^ die  Verantwortlichkeit  ganz  oder  theilweise  dadurch  von  sich 

abzuwälzen,  dass  er  sich  von  seinem  Eigenthum  lossagte 
und  den  unmittelbaren  Urheber  des  Schadens  oder  der 
]\Iissethat  preisgab. 

Nach  angelsächsischem  Rechte  haftete  man  für  den  Gast, 
den  man  drei  Nächte  beherbergte.  Einen  ähnlichen  Rechts- 
satz bringt  noch  ein  karolingisches  Capitular  in  Anwendung  ^). 

Als  Eingriff  ins  Eigenthum  ist  das  Moratorium 
und  der  bedingte  Schuldenerlass  zu  bezeichnen , w^ozu  sich 
die  Regierung  Justinians  in  Folge  einer  argen  wirthschaft- 
lichen  Krise  in  Italien  veranlasst  fand.  Die  Berichtigung 
► der  Zinsen  von  Schulden,  die  vor  oder  während  des  Einfalls 

der  Franken  eingegangen  wmrden  waren,  wurde  erlassen. 
Die  Rückzahlung  des  Kapitals  sollte  erst  fünf  Jahre  nach 
der  Wiederherstellung  des  Friedens  in  Italien  erfolgen,  wmbei 
der  Gläubiger  vor  die  Alternative  gestellt  wurde,  entweder 


‘j  Brunner,  a.  a.  0.  II  549  ff.  Grimm,  a.  a.  0.  S.  664—665. 
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(Ue  Hälfte  der  geliehenen  Summe  oder  die  Hälfte  des 
Gesammtvermögens  des  Schuldners  anzune Innen  *). 

Die  Weisthümer  enthalten  — durc.h  den  Mangel  von  Gast- 
häusern etc.  erklärliche  — Privilegien  socialistisch er 
Natur  zu  Gunsten  von  Reisenden.  Sie  durften  fern 
von  Wohnungen  Nahrungsmittel  für  sieh  und  Futter  für 
ihre  ermatteten  Pferde  straflos  aus  der  Mark  nehmen. 
(Eine  ähnliche  Bestimmung  ist  noch  im  zwölften  Jahrhundert 
von  Friedrich  I.  in  seinem  bekannten  Edicte  getrotfen  worden.) 
Ferner  durfte  sich  der  Reisende  drei  Aepfel  vom  Baume 
brechen,  drei  oder  vier  Trauben  abscbneiden,  den  Handschuh 
voll  Nüsse  phücken.  Weiterhin  war  es  ihm  gestattet  zu 
fischen  und  Holz  abzuhauen,  um  sein  Geschirr  damit  auszu- 
bessern ^). 

Gleich  dem  römischen,  bietet  das  germanische  Recht  in 
Betreff  der  Schenkungen  manche  Eigenthümlichkeiten 
dar.  Das  römische  Recht  suchte  die  Schenkungen  nach 
Möglichkeit  zu  beschränken  (s.  IV  T 374  — 377);  doch  stand 
dem  Beschenkten  das  uneingeschränkte  Eigenthum  an  der 
Gabe  zu.  Anders  war  der  Grundgedanke  der  germanischen 
Schenkung,  wonach  der  Beschenkte  nur  ein  beschränktes 
Eigenthum  erhielt.  Die  germanische  Gabe  ist  nicht,  gleich 
der  römischen,  abstracte  Yermögensvermehrung , sondeni 
Zweckschenkung.  Als  Zweck  der  Schenkung  erscheint  im 
Allgemeinen,  dass  der  Beschenkte  oder  nebst  ihm  seine  Des- 
cendenz  die  Gabe  besitze.  Da  dieser  Zweck  mit  dem  nach- 
kommenlosen Tode  des  Beschenkten  erlischt,  so  erfolgt  damit 
der  Rückfall  der  Schenkung  an  den  Geber  oder  dessen  Erben. 
Die  Landschenkungen  der  merowingischen  wie  der  bur- 
gundischen  Könige  und  der  bairischen  Herzoge  waren,  wo- 
fern das  Gegentheil  nicht  klar  ausgedrückt  wurde,  nur  in 
der  absteigenden,  nicht  in  der  Seitenlinie,  die  fränkischen 
und  burgundischen  überdiess  nur  im  Mannesstamme  vererblich. 
Eine  Constitution  des  burgundischen  Königs  Gundobad  enthielt 

Hartmann,  a.  a.  0.  S.  359. 

2)  Grimm,  a.  a.  0.  S.  400—401. 
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die  Begünstigung  des  Ueberganges  der  Schenkungen  seiner 
Vorgänger  auf  die  Söhne  der  Beschenkten.  Ein  Ver- 
äusserungsrecht  stand  den  Besitzern  von  Schenkungen  nicht 
zu.  Ausserdem  erschien  den  Germanen  der  fränkischen  Zeit 
(wie  so  vielen  primitiven  Völkern  — vgl.  IV/ 1 4 — 5)  die 
Schenkung  keineswegs  als  ein  ganz  einseitiger  Akt:  Undank- 
barkeit und  Untreue  zogen  den  Verlust  des  Geschenkten 
4k  nach  sich.  Schröder  nimmt  insbesondere  an , dass  die 

Schenkungen  der  merowingischen  Könige  wegen  Untreue 
zurückgenommen  werden  konnten.  Ferner  schienen  namentlich 
Schenkungen,  die  im  Namen  unmündiger  Könige  geschahen, 
dem  Widerrufe  ausgesetzt  gewesen  zu  sein.  Der  Hausmeier 
Grinioald  widerrief  die , unter  Mitwirkung  des  königlichen 
Erziehers  Otto,  im  Namen  des  Königs  Sigibert  erfolgten 
Schenkungen  bis  zur  Mündigkeit  des  Königs.  Besonderen  Be- 
schränkungen waren  die  mit  einem  Dienst-  oder  Abhängig- 
keitsverhältnisse zusammenhängenden  Schenkungen  unter- 
worfen, indem  sie,  wofern  nicht  ausdrücklich  etwas  Anderes 
^ bestimmt  wurde,  an  die  Fortdauer  eines  solchen  Verhältnisses 

geknüpft  waren,  mit  dessen  Lösung  die  Gabe  an  den  Spender 
zurückfiel.  Nach  langobardischem  Rechte  erfolgte  der  Rück- 
fall an  den  Geber  nach  dem  Tode  oder  wenigstens  dem 
kinderlosen  Tode  dessen,  der  als  Gasinde  des  Herzogs  oder 
im  Dienste  von  Privatpersonen  beschenkt  worden  war.  Nach 
einem  langobardischen  Edicte  verlor  ferner  der  auswandernde 
Freie  die  Schenkungen  des  Herzogs  oder  eines  freien  Mannes, 
die  an  den  Geber  oder  dessen  Erben  zurückfielen  ^). 

In  der  Zeit  der  Merowinger  und  der  Karolinger  wurden 
häufig  Geistliche  und  Laien  veranlasst,  den  König  um  die 
Bestätigung  ihres  Gesammteigenthums  oder  einzelner  Er- 
werbstitel, ihrer  Testamente,  ihnen  zugewandter  Schenkungen, 
Zollbefreiungen  etc.  zu  ersuchen.  Dies  mag  zunächst  durch 
die  allgemeine  Unsicherheit  hervorgerufen  worden  sein  und 
hing  ausserdem  mit  der  Stellung  des  königlichen  Hofgerichtes 

b Brunner,  Forschungen.  S.  21  ff.  732  ff.  Schröder,  a.  a.  0. 
S.  278.  Schnitze,  a.  a.  0.  II  342.  Mühlhacher,  a.  a.  0.  S.  29. 
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zusammeu.  Doch  war  bei  Schenkungen  und  Testamenten 
wohl  der  Grund  mitwirkend,  dass  das  deutsche  Recht 
Schenkungen  und  letztwillige  Verfügungen  sehr  erschwerte, 
weshalb  man  beide  vor  der  Anfechtung  von  Seiten  der  Ver- 
wandten, Schenkungen  insbesondere  auch  vor  der  Habgier 
der  Fiscalbeamten  zu  schützen  suchte.  Als  äusserer  Grund 
ist  zu  erwähnen,  dass  viele  Urkunden  bei  der  Mangel- 
haftigkeit ihres  Materials  und  der  Schwierigkeit  ihrer 

sicheien  Aufbewahrung  einem  baldigen  Verderb  ausgesetzt 
waren  *). 


In  der  fränkischen  Zeit  haftete  der  väterlichen 
Gewalt  noch  manches  von  der  ursiirünglicheu  Strenge  an, 
namentlich  das,  allerdings  bedingte  Recht  der  Tödtung  der 
Kinder  und  ihres  Verkaufes,  wie  auch  das  des  Heiraths- 
zwanges  gegenüber  den  Töchtern.  Doch  gewahren  wir  gegen 
das  römische  Recht  den  Fortschritt,  dass  den  Kindern  ihr  Ver- 
mögen gewahrt  wurde  und  dem  Vater  nur  die  Verwaltung 
und  Kutzuug  zustand.  Da  der  Grundl)esitz  noch  durch  lange 
Zeit  nicht  Privatgut  des  Einzelnen,  sondern  Gesammtgut  der 
Familie  wai , den  Hausgenossen  mithin  als  Ganerben  oder 
coheiedes  ein  Gesammtrecht  hieran  zustand,  so  waren  die 
zu  dem  Hausvermögen  gehörenden  Grundstücke  eben  den 
Beschränkungen  des  Ganerbenrechtes  unterworfen,  wogegen 
dem  Vater  über  das  bewegliche  Vermögen  unter  Lebenden 
fl  eie  \eifügung  zustand  und  er  nur  bei  Schenkungen  und 
in  der  Bevorzugung  einzelner  Kinder  beschränkt  oder  an 
einen  bestimmten  Höchstbetrag  gebunden  war.  Für  die  von 
den  Kindern  verwirkten  Bussen  hafteti;  der  Vater  als  Selbst- 
schuldner, während  er  die  gegen  sie  verwirkten  für  seine 
Rechnung  einzog.  Die  Sippe  übte  eine  Art  Obervormund- 
schaft neben  dem  Vater  und  beschützte  die  Kinder  vor 
seinen  Ausschreitungen. 

Durch  Hingabe  des  Kindes  in  Adoption  endigte  die 
väterliche  Gewalt.  Sonst  geschah  dies  in  der  Regel  für 


) Roth,  a.  a.  0.  S.  218  fl.;  vgl.  Greg.  Tur.  IV  12. 
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i Töchter  bei  ihrer  Eingehung  einer  rechtmässigen  Ehe,  für 

Söhne  durch  ihre  Gründung  eines  selbständigen  Haushaltes 
wie  durch  Eintritt  in  eine  Gefolgschaft.  In  den  beiden 
ersten  Fällen  pflegten  die  Kinder  neben  ihrem  eigenen  Ver- 
mögen, einen  Antheil  an  dem  gemeinsamen  P’amiliengute 
zu  erhalten.  Mit  der  allmählichen  Lockerung  des  Sippe- 
verbandes trat  an  die  Stelle  der  Obervormundschaft  der 
» Sippe  die  des  Königs^). 

Die  Vormundschaft  der  Sippe,  die  sich  als  zu 
schwerfällig  erwies,  um  das  Wohl  des  Mündels  kräftig  zu 
wahren,  wurde  durch  die  des  gebornen  Vormundes  ersetzt. 
Einen  weiteren  Fortschritt  bezeichnet  es,  dass  die  Staats- 
gewalt obervormundschaftliche  Functionen  zu  erfüllen  begann, 
was  am  frühesten  bei  den  Langobarden  geschah. 

Im  fränkischen  Reiche  ward  die  Fürsorge  für  Wittwen 
und  Waisen,  zunächst  in  der  Theorie,  als  Aufgabe  des  Königs 
betrachtet,  der  in  Ermanglung  von  Verwandten  der  zu  Be- 
schützenden das  Mundium  an  sich  ziehen  konnte. 

« Der  Einfluss,  welcher  der  Sippe  auf  die  Verehelichung 

ihrer  Mitglieder  gewahrt  blieb,  nahm  die  Richtung  an,  durch 
Begünstigung  von  Heirathen  unter  Verwandten,  das  Ver- 
mögen innerhalb  der  Sippe  zu  erhalten,  wogegen  die  Kirche 
einen  hartnäckigen,  nachhaltigen  und  erfolgreichen  Kampf 
aufnahm  ^). 

Ein  überaus  wirksamer  Schutz  des  Mündels  vor  Beein- 
trächtigung durch  den  Vormund  lag  in  der  Bestimmung, 
dass  M-eder  der  Vormund  noch  das  Kind  über  das  Mündel- 
gut verfügen  durfte,  und  dass  Niemand  gehalten  war,  die 
während  seiner  Minderjährigkeit  von  ihm  oder  seinem  Vor- 
munde abgeschlossenen  Rechtsgeschäfte,  nachdem  er  volljährig 
geworden,  als  verbindlich  anzuerkennen,  welcher  Grundsatz 
durch  die  burguudischen  Könige  die  Einschränkung  erfuhr, 
dass  solche  Rechtsgeschäfte  binnen  Jahresfrist  nach  Volljährig- 

')  Brunner,  Deutsche  Reclitsgeschichte.  I 76.  Schröder,  a.  a.  0. 

S.  314.  318.  Schnitze,  a.  a.  0.  S.  263. 

Brunner,  a.  a.  0.  S.  222—224. 
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keitserklärung  des  Mündels  widerrufen  werden  mussten, 
Widrigenfalls  sie  als  anerkannt  zu  betrachten  wären  ^). 

Entgegen  den  Anschauungen  anderer  Forscher  nimmt 
Heusler  an,  dass  die  Munt  ursprünglich  kein  Schutzver- 
haltniss  zu  Gunsten  des  Untergebenen,  sondern  Gewalt  im 
Interesse  des  Hausherrn  und  der  einheitlichen  Leitung  des 
Hauswesens  gewesen  sei,  weshalb  dieser  sie  habe  bean- 
spiuchen,  jener  aber  nicht  habe  verlangen  können.  Die 
\ ormundschaft  erscheine  daher  im  ältesten  deutschen  Rechte 
keineswegs  als  ein  der  Rücksicht  auf  das  Wohl  des  Mündels 
entsprossenes  Institut.  Wäre  das  Interesse  des  Mündels 
dabei  massgebeud  gewesen,  so  hätte  dies  durch  Errichtung 
eiuer  A ormundschaftsbehörde , eines  Waisenamtes  oder 
wenigstens  die  den  Verwandten  auferlegte  Verphichtung  zur 
Uebernahme  der  Vormundschaft  bezeugt  werden  müssen- 
von  allem  dem  sei  aber  nichts  wahrnehmbar.  Es  sei  auch 
m der  ältesten  Zeit  wegen  des  Schutzes,  den  die  Sippe 
gewährte,  kein  Bedürfniss  einer  anderen  Fürsorge  für  Un- 
mündige empfunden  worden.  Das  Vorniundschaftsrecht,  wie 
es  seit  dem  dreizehnten  Jahrhundert  ausgebildet  worden 

sei  ein  anderes  Rechtsinstitut  gewesen,  als  das  der  ersten 
Hälfte  des  Mittelalters  2). 

Das  eheliche  Güter  recht  im  westgothischen  und 
uordgermanischen  Rechte  und  in  einzelnen  westgermanischen 
Rechten  beruhte  neben  der  häufiger  verbreiteten  Güter- 
verbmdung  theilweise  schon  auf  Gütergemeinschaft.  Aber 
auch  bei  jener  hat  der  Mann  — in  echter  Ehe  — als  ehe- 
Rches  Haupt  die  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  an  dem 
Fraueugute:  d.  h.  Besitz,  Verwaltung  und  Fruchtgenuss«), 
^och  in  der  Zänkischen  Zeit  bestand  im  Allgemeinen  Ver- 
waltungsgemeinschaft, wonach  der  Mann  das  Vermögen  der 
rau  kraft  seiner  Munt  in  Besitz  nahm,  um  es  gemeinsam 
imt  dem  seiuigen  für  die  ehelichen  Zwecke  zu  verwalten. 


>)  Schnitze,  a.  a.  0.  S.  264. 

2)  Heusler,  a.  a.  0.  I 119;  II  480  -484. 

®)  Dahn,  Deutsche  Geschichte  I.  I 257—258. 
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C Hiernach  fand  weder  eine  \ erschmelzung  des  beiderseitigen 

Vermögens,  wie  bei  der  späteren  allgemeinen  Gütergemein- 
schaft, noch  eine  Aufsaugung  des  Gutes  der  Frau  durch 
das  des  Mannes,  wie  in  der  altrömischen  manus-Ehe  (vgl. 
IV,  I.  383)  statt,  sondern  nur  die  ursprüngliche  Güter- 
zuständigkeit blieb  gewahrt  und  nach  Auflösung  der  Ehe 
wurden  die  beiderseitigen  Vermögensmassen  getrennt.  Doch 
hatte  die  Frau  bei  einigen  Stämmen  einen  Antheil  an  dem 
Vermögen  des  Mannes  oder  wenigstens  an  dem  während 
der  Ehe  errungenen  zu  beanspruchen ‘). 

Schon  zur  Zeit  der  Merowinger  bestand  das  Verfangen- 
schaftsrecht der  Kinder«),  wonach  die  unbeweglichen  Güter 
des  verstorbenen  wie  des  überlebenden  Gatten  alsbald  Eigen- 
thum der  Kinder  wurden,  während  der  überlebende  Gatte 
nur  den  Niessbrauch  davon  behielt. 

Die  Aussteuer  der  Braut  (nach  Dahn«)  von  dem 
Heirathsgute  oder  der  Mitgift  zu  unterscheiden)  bestand 
ursprünglich  aus  Hausrathsgegenständen,  Kleidung,  Betten, 
«■f  Schmuck,  später  Gerade  genannt.  Der  höheren  Culturstufe 

Italiens  entsprechend,  ging  bei  den  Langobarden  schon  im 
siebenten  Jahrhundert  — bei  den  anderen  Stämmen  später  — 
die  Aussteuer  beträchtlich  über  den  Inhalt  der  Gerade 
hinaus.  Es  wurden  daselbst  gewöhnlich  auch  Geld  und  un- 
bewegliche Sachen  hinzugefügt  ^). 

Da  anfangs  die  letztwillige  Verfügung  ausgeschlossen 
und  die  Frau  im  Erbrechte  unbeweglichen  Vermögens  zurück- 
gesetzt war,  so  begründete  das  deutsche  Recht  eine  Anzahl 
von  Institutionen  zum  Behufe  der  Wittweuversorgung.  Hier- 
her  gehört  in  einer  ihrer  Anwendungsarteu  die  erwähnte 
Gerade,  ferner  das  Wittum  (Meta  — von  widmau,  befestigen, 
binden).  Dieses  (ursprünglich  der  Kaufpreis  der  Braut) 


’)  Schröder,  a.  a.  0.  S.  299—300. 
2)  Heusler,  a.  a.  0.  II  301. 

®)  a.  a.  0.  S.  258. 

■*)  Schröder,  a.  a.  0.  S.  301. 
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tiestand  nach  Dahn  ■)  in  altere,-  Zeit,  nach  Schröder  *)  spater 
( pate  tens  se.t  dem  siebenten  Jahrhundert)  in  Grundstücken, 
an  welchen  die  Frau  bei  Lebzeiten  .ies  Mannes  durch  Auf- 
assnng  Eigenthum  erwarb,  während  sich  der  Mann  lebens- 
länglich Niessbrauch , Besitz  und  Verwaltung  vorbehielt 

Ite“  JT  Tr  Wittwe  tie len 

bpater  diente  gleichem  Zwecke  die  Morgengabe  ein  Pe' 

schenk  des  Gatten  an  die  Neuvermilhlte  „adi  der  Br-iu  ' 
uacht  Es  bestand  zuweilen  nur  in  Schmuck  „der  andeit 
Fahlhabe,  aber  auch  in  Grundstücken  und  Eechten»).  I„ 

Adel  noch  in,  An- 

ange  des  siebenten  Jahrhunderts  neben  einem  das  halbe 

mmogen  des  Bräutigams  umfassenden  -Wittum  vertrags- 

massig  zu  widmen  pflegt,  erscheint  in  zeitgemässer  Ver 

anderung  die  altgermanische  dos.  Sie  umfasste  zuweilen 

„zehn  Knechte  mit  ebensoviel  Pferden,  zehn  Mägde  mit 

ebensoviel  Mäulern“  und  überdiess  Waffen.  Ein  Gesetz 

mdasuinths  von  645  beschränkte  das  Wittum  auf  ein 

Zehntel  ^m  Vermögen  des  Bräutigams.  Seitdem  blieb  die 

fiuhere  Morgengabe  als  eine  beim  Adel  zulässige  Hinzu- 

ugung  zu  dem  gesetzlichen  Höchstbetrage  des  Wittums 

auch  ferner  im  Brauch , nur  dass  die  Waffen  durch  andere 

Gegenstände  ersetzt  wurden.  Später  verschmolz  die  Morgen- 

gabe  so^\eit  sie  aus  unbeweglichen  Gütern  bestand  voll 
ständig  mit  dem  Wittum.  ’ ^ 

Bei  den  meisten  südgermanischen  Stämmen  zerfiel  die 
a te  einheitliche  Ehegabe  in  die  Waffen-  und  in  die  Mot^ 
gäbe,  von  denen  jene  der  Vollendung  der  Ehe,  diese  der 
rsoigung  ter  Frau  zu  dienen  hatte,  weshalb  sich  diese 
namentlich  da,  wo  die  Frau  kein  Wittum  erhielt  also  in 
<ler  morganatischen  Ehe,  sowie  bei  den  dem  B;autkaufe 

dTuug”e'hob.'"'‘'° 


’)  a.  a.  0.  S.  2.59. 

Schröder,  a.  a.  0.  8.  207. 
Dahn,  a.  a.  0.  I.  I 259—260. 
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Die  Langobarden  überschritten  bei  Festsetzung  der 
iMorgengabe  so  sehr  alles  Mass,  dass  Liutprand  diese  im 
Jahre  717  auf  ein  Viertel  des  Vermögens  des  Mannes  als 
Höchstbetiag  beschränkte.  Als  dieses  Gesetz  umgangen 
ward,  indem  man  die  inzwischen  eingeführte  Meta  ent- 

sprechend erhöhte,  beschränkte  Liutprand  auch  diese,  und 
als  auch  diese  Bestimmung  durch  anderweitige  Schenkungen 
wirkungslos  gemacht  wurde,  untersagte  der  König  alle 
Schenkungen  mit  Ausnahme  der  Morgengabe  und  der  Meta 
innerhalb  der  von  ihm  gesetzten  Grenzen.  Später  ver- 

schmolzen beide  Gaben  zu  einer,  der  Morgengabe,  für  die 
der  von  Liutprand  festgesetzte  Höchstbetrag  von  einem 

Viertel  des  Vermögens  des  Mannes  allgemein  üblich  wurde, 
weshalb  mau  sie  Quarta  nannte. 

Auch  galten  bei  den  Langobarden  die  der  Frau  ge- 
machten Schenkungen  als  Eigenthum  des  Mannes,  weil  ihre 
Theorie  vom  Lauuegild  (Gegenleistung)  der  Schenkung  die 
Auffassung  eines  entgeltlichen  Erwerlisgeschäftes  verlieh. 

Eine  ähnliche  Entwicklung  ist  bei  den  Franken  wahr- 
nehmbar. Bei  diesen  war  das  Wittum  scbou  zur  Zeit  des 
Chlodovech  nicht  mehr  der  Kaufpreis  der  Frau,  sondern 
eine  dieser  zu  reichende  Gabe,  die  aber  an  ihrem  Ursprünge 
derait  festhielt,  dass  nur  die  Wittumsehe  als  wahre  Ehe 

galt : in  Ermanglung  des  Wittums  ward  das  Verhältnis  nur 
als  Coucubinat  betrachtet  Q. 

Die  Verwaltung  und  Nutzung  des  beiderseitigen  Ver- 
mögens sowie  die  'Nertretung  der  Frau  vor  Gericht  stand, 
wie  gesagt,  dem  Manne  zu.  Seine  Gläubiger  durften  das 
^ermögen  der  Frau  nicht  in  Anspruch  nehmen.  Ueber 
unbewegliches  Vermögen  der  Frau,  einschliesslich  des 
Wittums  und  der  Morgengabe,  durfte  der  Mann  nur  unter 
ihrer  Mitwirkung  verfügen.  Der  Errungenschaftsantheil, 
den  die  fränkische  Frau  als  Morgengabe  zu  empfangen 
pflegte  — in  der  Merowingerzeit  ein  Drittheil  — , ver- 
pflichtete den  Mann,  sich  auch  des  eigenen  Grundbesitzes 

1 Schröder,  a.  a.  O.  s.  803—306. 

l-'elix,  Eigenthuni.  IV.  2.  1.  4 
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mir  mit  gesammter  Hand.  d.  i.  unter  Mitwirkung  der  Frau, 
zu  entäusseru.  (Die  Erruugeuschalt  [collaboratio,  acquaestus 
coniugalis]  bezeichnet  das  durch  Arbeit  und  Ersparniss 
während  der  Ehe  Erworbene.)  Oline  Genehmigung  des 
Mannes  konnte  die  Frau  unter  Lebenden  ül)er  nichts  ver- 
fügen ^). 


Die  von  Tacitus^)  erwähnte  Testamentlosigkeit  bei  den 
Germanen  wich  erst  in  den  von  ihnen  errichteten  Keiclien 
der  letztwilligeu  Verfügung  nach  römischem  Verbilde  unter 
Begünstigung  der  Kirche  (s.  III,  49).  Das  Erbrecht  der 
Sühne  im  ältesten  Rechte*)  hatte  lange  Zeit  hindurch 
Gültigkeit  in  Bezug  aut  Grund  und  Boden.  Im  Gegensätze 
zu  Rom,  wo  in  der  historischen  Zeit  das  mit  dem  beweg- 
lichen rechtlich  vergleichsweise  gleichgestellte  unbewegliche 
\ eimögen  trei  theilbar  und  veräusserlich  war,  erblicken  wir 
es  bei  den  Germanen  in  einer  gewissen  Gebundenheit. 

Während  die  übrigen  Volksrechte  insofern  zwischen 
Mobiliar-  und  Immobil iarerbrecht  unterschieden,  als  sie  bei 
diesem  vorzugsweise  die  männlichen  Verwandten  berücksich- 
tigten, kannte  die  ältere  Lex  Salica  nur  ein  Mobiliarerbrecht, 
da  dei  Giundbesitz  auf  die  Söhne  allein  überging.  In  Ermang- 
lung solcher  tiel  der  Boden  bei  Bauerngütern  der  Gesammt- 
heit  dei  Doitgenossen,  bei  Sal-  oder  Herrengütern  dem  Könige 
anheim,  und  erst  durch  ein  Edict  des  Königs  Chilperich 
(5G1— 584)  wird,  bei  Kichtvorhaudensein  von  Söhnen,  den 
Töchtern,  eintretenden  Falles  den  Brüdern  und  Schwestern, 
ein  Erbrecht  am  Grund  und  Boden  zuerkannt.  Auch  die 
hiti  erwähnte  Einschränkung  wurde,  wie  die  Formeln  zeigen, 
in  der  Praxis  bald  lallen  gelassen;  häufig  erbten  die  Töchter 
Grund  und  Boden  schon  neben  den  Söhnen.  Nach  dem 
si)ätern  fränkischen  Rechte  dauerte  der  Vorzug  der  Männer 

’)  a.  a.  0.  311—311.  Heusler,  a.  a.  0.  II  310.  367. 

German.  20. 

Dahn,  a.  a.  O.  1.  I 263. 

*)  German.  20. 
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in  Betreff  des  Haus-(F amilien-)Gutes  fort , w’ährend  die  er- 
rungenen Liegenschaften,  gleich  der  Fahrniss  unter  Söhne 
und  Töchter,  Brüder  und  Schwestern  gleichmässig  zu  ver- 
theilen waren.  Jede  Schranke  der  Frauenerbfolge  Hess  das 
spätere  salische  Recht  fallen.  Nach  einzelnen,  namentlich 
alarnannischen  Weisthümern  wurde,  in  Ermangelung  son.stiger 
Elben,  dem  nächsten  Nachbar  ein  Erbrecht  eingeräumt*). 

Die  Hausgenossenschaft  des  ursprünglichen  Erbenkreises 
umfasste  die  Kinder,  namentlich  die  unverheirathet  ver- 
bliebenen und  die  als  WTttwen  zurückgekehrten  Töchter, 
um  erheiratbete  oder  verwittwete  Schwestern,  die  Mutter, 
zuw'eilen  auch  des  Vaters  oder  der  Mutter  Schwestern. 
Blieben  die  Söhne  nach  ihrer  Verheirathung  in  der  Were, 
so  erstreckte  sich  die  Hausgenossenschaft  auch  auf  die  von 
ihnen  begründete  Familie.  WTe  im  alten  Indien  (IV.  I.  170), 
wurde  auch  nach  dem  Tode  des  Vaters  die  Hausgemeinschaft 
selbst  unter  verheiratheten  Brüdern  öfters  fortgesetzt.  Das 
Aufgeben  des  Zwanges  der  Hausgemeinschaft  war  der  nächste 
Schritt  zur  Begründung  eines  wahren  Erbrechts,  indem  man 
auch  den  aus  der  Were  getretenen  Familienmitgliedern 

theils  ein  bedingungsloses,  theils  ein  subsidiäres  Erbrecht 
zuerkannte  ^). 

Es  sonderten  sich  nun  die  aus  der  Hausgemeinschaft 
hervorgegangenen  Erben  in  einen  engem  und  einen  weitern 
Erbenkreis.  Jener  umfasste  im  Allgemeinen  Söhne,  Töchter, 
Nater,  Mutter,  Schwestern.  Unklar  ist  die  Stellung  der 
Enkel.  Jedenfalls  gelangte  bei  der  Gewaltsamkeit  der  Zeit 
das  Repräsentationsrecht  nur  überaus  mühsam  zur  Geltung. 
Im  Allgemeinen  wurden  die  unbeschützten  Enkel  durch  dre 
lebenden  Kinder  ausgeschlossen;  nur  bei  den  austrasischeu 
Franken  seit  Childebert  II.  und  in  beschränktem  Masse  bei 

<<  1 A Ctreg.  Tur.  IX  33.  35;  X 12.  Brunner,  a.  a.  0.  I 195. 
S£-576  a.  a.  0.  II  276.  Heusler,  a.  a.  0. 

®)  Schröder,  a.  a.  0.  S.  321. 
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(len  Westgothen,  Burgunden  und  Langobarden  gelangte  das 
Recht  des  Enkels  zu  gesetzlicher  Anerkennung. 

Wie  viel  Willkür  bei  Handhabung  des  Erh- 
lechtes  wie  des  Rechtes  überhaupt  — herrschte,  und 
wie  selbst  mancher  König  bei  seinen  Entscheidungen  sich 
mehr  von  den  Stimmungen  des  Augenblicks  als  von  den 
gesetzlichen  ^ orschriften  leiten  Hess , bezeugt  der  folgende 
^olfall  aus  den  Jahren  589  und  590.  Zwischen  einer  be- 
güteiten  Frau  in  Tours  und  ihrer  Tochter  entstanden 
Zwistigkeiten,  in  deren  Folge  die  Mutter  die  Tochter  vom 
väterlichen  Erbe  ausschliessen  wollte.  Als  sie  die  An- 
gelegenheit, in  Abwesenheit  der  Tochter,  vor  den  König 
Childebert  II.  brachte,  entschied  er,  dass  ein  Viertel  des 
Erbtheils  der  Tochter  und  drei  Viertel  den  Enkeln  (Sohnes- 
söhnen) zufallen  sollten.  Nach  dem  Tode  der  Mutter  und 
Anhörung  der  Tochter  aber  sprach  der  König,  der  früheren 
Entscheidung  uneingedenk,  der  Tochter  allein  das  gesammte 
väterliche  und  mütterliche  Erbe  zu^). 

Dei  Untei schied  der  Erbberechtigung  der  Geschlechter 
war  bei  den  Westgothen  ganz,  bei  den  ripuarischen  Franken, 
wenigstens  insofern  als  nicht  Stammgüter  in  Frage  kamen, 
aufgehoben.  Die  Langobarden,  welche  die  Tochter  gegen 
den  Sohn  zurücksetzten,  erkannten  dagegen  der  Schwester 
manche  Vorzüge  vor  dem  Bruder  zu.  Diese  Zurücksetzung- 
erklärte  Leo  2)  dadurch,  dass  in  der  ältesten  Zeit  bei  den 
Langobaiden  die  persönliche  Sicherheit  vornehmlich  auf  der 
Blutrache  (taida)  beruht  habe,  weshalb  Jedermann  nur  nach 
Massgabe  der  Verpflichtung-  zur  Blutrache  zur  Erbschaft 
berechtigt  gewesen  sei  (vgl.  III  48).  Bei  den  übrigen 
Stämmen  wurde  der  weitere  Erbenkreis  ganz  von  dem 
agnatischeu  Principe  beherrscht,  so  dass  die  Spindelmagen, 
wenn  überhaupt,  erst  bei  vollständigem  Ausfälle  der  Schwert- 
magen  zur  Erbfolge  gelangen. 

Bei  mehreren  Stämmen  vererbte  sich  die  Gerade  auf 


H Tur.  IX  33;  X 12. 
a.  a.  O.  I 114. 
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die  Töchter  allein  und  in  deren  Ermanglung  auf  die  nächsten 
weiblichen  Verwandten  von  der  Spindelseite,  während  die 
Kriegsrüstung  (das  Heergeräthe)  den  Söhnen  oder  den 
nächsten  Schwertmagen  zukam  *). 

In  Ermanglung  erbberechtigter  Verwandten  trat  das 
Heimfallrecht  des  Fiscus  ein^). 

Infolge  der  vermögensrechtlichen  Selbständigkeit  der 
Eheleute  gingen  beim  Tode  eines  Gatten  die  beiderseitigen 
Vermögen  wieder  auseinander.  Nach  dem  germanischen 
Rechtsbewusstsein  kam  an  der  Errungenschaft,  dem  erst  in 
dem  neuen  Haushalte  Erworbenen,  auch  der  Frau  das 
Verdienst  und  folglich  ein  Antheil  zu,  weshalb  ihr  beim 
Tode  des  Gatten  nach  fränkischem  Rechte  ein  Drittheil, 
nach  sächsischem  die  Hälfte  davon  zu  vollem  Eigenthum 
zufiel  ^). 

Nur  bei  den  Langobarden  stand  dem  Manne  ein 
Universalerbrecht  seiner  Frau  gegenüber,  mit  Ausschluss  der 
Kinder  zu;  nach  den  übrigen  Stammesrechten  konnte  der 
Mann  die  Frau  nur  infolge  ihrer  ausdrücklichen  Verfügung 
beerben.  Dagegen  waren  — in  der  Regel  gegenseitige  — 
Vergabungen  von  Todeswegen  unter  Ehegatten  sehr  häufig '‘). 
Bei  den  Sachsen  kehrte  im  Falle  kinderloser  Ehe  die 
IMorgengabe  nach  dem  Tode  der  Frau  an  den  Mann  zurück. 
Bei  ihnen  war  die  Morgengabe  den  Kindern  verfangen  und 
wurde  für  den  Fall  des  Vorabsterbeus  sämmtlicher  Kinder 
Eigenthum  der  Frau  kraft  Erbrechts.  Bei  den  Franken 
vererbte  die  während  der  Ehe  verstorbene  Frau  das  Wittum 
wie  ihr  sonstiges  Vermögen  auf  ihre  Kinder,  während  dem 
Manne  nur  Verwaltung  und  Nutzung  an  beiden  zustande ). 

Bei  den  Westgothen  in  Spanien  wurde  die  ohne  Ein- 
willigung ihrer  Eltern  Vermählte  zur  Strafe  von  der 


H Schröder,  a.  a.  0.  S.  301. 

Schröder,  a.  a.  0.  S.  326—327.  Heusler,  a.  a.  0.  I 581. 
®)  Schnitze,  a.  a.  0.  II  273. 
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®)  a.  a.  0.  S.  306. 


54 


• , 


I 


eitel  liehen  Erbschaft  ausgeschlossen,  wofern  ihr  die  Eltern 
nicht  verziehen ; auch  die  mit  einem  Manne  niedrigerer  Ab- 
kunft Verheirathete  verwirkte  ihr  väterliches  Erbe,  ward 
aber  von  der  Beerbung  ihrer  sonstigen  Verwandten  nicht 
ausgeschlossen  *). 

Bei  den  M^estgothen  stand  es  (nach  Lembke)  bis  auf 
Chindasuinth  den  Eltern  oder  Grosseltern  frei,  ihr  Vermögen 
mit  Ausschliessung  ihrer  Kinder  ganz  nach  Belieben  zu 
vermachen.  (Nach  v.  Brauchitsch  [35]  verlieh  der  fuero 
juzgo  Vätern  und  Grossvätern  nur  das  Recht,  ein  Drittheil 
ihres  Vermögens  einem  ihrer  Söhne  oder  Enkel  besonders 
zuzuwenden  und  über  ein  Fünftel  des  Restes  zu  Gunsten  der 
Kiiche,  treuei  Diener  u.  s.  w.  zu  verfügen,  während  der 
übrige  Rest  das  Notherbe  [herencia  forzosa]  aller  Kinder 
war.  Diese  Bestimmungen  betrafen  das  in  die  Ehe  gebrachte 
Vermögen;  über  das  während  der  Ehe  erworbene  konnten 
auch  nach  Brauchitsch  die  Eheleute  frei  verfügen.)  Chin- 
dasuinth hob  diese  Willkür  auf,  und  gestattete  nur  in  Er- 
manglung von  Kindern  oder  Enkeln  freie  Verfügung^). 

In  dei  alten  Zeit  war  die  Stellung  der  natürlichen 
Kindei  günstiger  als  später.  Den  vom  Vater  anerkannten 
und  in  sein  Haus  aufgenoninienen  filii  illegitimi  wurde  der 
Genuss  mancher  Familienrechte  eingeräumt ^).  Die  natür- 
lichen Kindei  hatten  nach  einem  Edicte  des  langobardischen 
Königs  Rotharis  ihrem  Vater  gegenüber  ein  gesetzliches  Erb- 
recht. Sie  erbten  insgesammt,  welches  auch  ihre  Zahl  sein 
mochte , neben  echten  Söhnen , die  Hälfte  eines  Sohnesan- 
theiles,  also  höchstens  ein  Drittheil ; in  Concurrenz  mit  echten 
Töchtern  und  Schwestern  und  mit  nicht  descendirenden  Schwert- 
magen stets  ein  Drittheil  des  Nachlasses  ^).  Mit  Zustimmung 
der  echten  Söhne  konnte  der  Vater  diesen  sogar  die  natür- 

b Lembke,  Geschichte  von  Spanien.  I 214. 

b a.  a.  0.  S.  220. 

®)  Heusler,  a.  a.  0.  II  434. 

Nach  Leo  (a.  a.  0.  I 111)  erhielten  die  Töchter  in  solchem 
Falle  die  Hälfte,  die  unehelichen  Söhne  ein  Viertel  und  die  nächsten 
Blutsverwandten  ebenfalls  ein  Viertel. 
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liehen  gleichstellen.  Hinsichtlich  ihres  Erbtheiles  hatten 
die  natürlichen  Kinder  ein  festes  Wartrecht  (s.  unten). 
Durch  die  Geburt  eines  natürlichen  Sohnes  wurde  die  väter- 
liche Vergabung  an  einen  Dritten  insofern  hinfällig,  als  jener 
seinen  gesetzlichen  Antheil  erhielt.  Wurde  ein  natürlicher 
Sohn  getödtet,  so  bezogen  seine  echt  geborenen  Brüder 
zwei  Drittheile,  die  unecht  geborenen  ein  Drittheil  des 
Wergeides.  Das  Vermögen  des  getödteten  natürlichen  Sohnes 
fiel  dagegen  ausschliesslich  au  die  echt  geborenen  Brüder. 

Den  natürlichen  Töchtern  stand  kein  Erbrecht  zu. 

Bei  den  Friesen  war  es  Sitte,  dass  der  Vater  seinen 
natürlichen  Kindern  eine  Gabe  (Horningsgabe)  zuweudete. 

Die  von  Kebsen  geborenen  sowie  andere  vom  Vater  an- 
erkannte unechte  Söhne  der  merowingischen  Könige  wurden 
hinsichtlich  des  Erbrechtes  den  andern  gleichgestellt’). 

Was  das  Erbrecht  der  Hörigen  anbelangt , so  wurden 
die  nicht  demselben  Herrn  unterstehenden  Verwandten  durch 
jenen  ausgeschlossen.  Einer  den  römischen  Rechtsvorschriften 
analogen  Beschränkung  des  Erbrechtes  hatten  sich  die  Frei- 
gelassenen ersten  und  zweiten  Grades  zu  unterziehen,  deren 
Nachlass,  wie  ihr  Wergeid,  ursprünglich  unbedingt,  später 
unter  gewissen  Voraussetzungen  oder  theil weise  dem  Schutz- 
herru,  bei  den  höchstgestellten  Freigelassenen  dem  Könige 
zufiel.  Bei  den  Frauken  und  Angelsachsen  wurden  hiedurch 
selbst  die  Kinder  ausgeschlossen,  während  sie  nach  den 
übrigen  Rechten  vorangingen.  Die  den  Freigelassenen  in 
der  Freiheit  geborenen  Kinder  wurden  nach  den  gewöhnlichen 
Grundsätzen  von  ihren  Kindern  beerbt  (vgl.  IV  I 393®). 

Erbe  des  Fremden  war,  nach  laugobardischem  Rechte, 
in  Ermanglung  ehelicher  Söhne,  nach  fränkischem,  wie  es 
scheint,  auch  bei  Vorhandensein  solcher,  der  König®). 

Brunner,  Die  uneheliclie  Vaterschaft  in  den  altern  germanischen 
Rechten.  Zeitschrift  der  Savigny  - Stiftung  für  Rechtsgeschichte. 
Germanistische  Abtheilung.  Weimar  1896.  XVII  1—32. 

Schröder,  a.  ä.  0.  S.  265.  Brunner,  Deutsche  Rechts- 
geschichte. I 98. 

®)  Brunner,  a.  a.  0.  I 274-275. 
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Der  Todtscliläger  verwirkte  sein  Erl)recht  gegenüber  dem 
Getödteten  ^). 

Für  den  Erben  bedurfte  es  keiner  Antretung  des  Erbes; 
es  galt  der  Satz:  „der  Todte  erbt  den  Lebendigen.“  Der 
Umfang  der  Scluildenhaftung  des  Erben  ist  streitig.  Un- 
zweifelhaft bestand  eine  solche,  doch  konnte  sich  der  Erbe 
duich  Uebeilassung  des  ISachlasses  an  die  Gläubiger  davon 
befreien ; andererseits  enthält  das  ripuarische  Recht  eine  Be- 
stimmung, die  an  das  Sprichwort  anklingt:  „Wer  einen 
Schilling  erbt,  soll  auch  ein  Pfund  bezahlen.“  Nur  der 
König  als  Erbe  kraft  Heimfallrechtes  hatte  nach  langobardi- 
schem  Rechte  keine  Nachlassschulden  zu  tilgen  ^).  Die  Ver- 
pflichtung zur  Zahlung  des  verwirkten  Wergeides  war  für 
den  Erben  in  jedem  Falle  unerlässlich.  Doch  werden  Wer- 
geid und  Erbschaft  — mag  auch  ursprünglich  ein  Zu- 
sammenhang zwischen  ihnen  bestanden  haben  — schon  in 
den  ältesten  Quellen  grundsätzlich  verschieden  behandelt. 
Das  Wergeid  des  Getödteten  gehört  nicht  zur  Erbschaft, 
soudera  Verwandte,  die  nicht  Erben  sind,  nehmen  daran 
Theil,  wie  auch  Verwandte,  denen  kein  Erbrecht  zusteht, 
für  das  Wergeid  haften^).  — Das  Erbrecht  des  engem 
Erbenkreises  w'ar  ursprünglich  unentziehbar  und  konnte 
auch  weder  durch  Verfügungen  von  Todeswegen,  noch  durch 
Schenkungen  unter  Lebenden  beeinträchtigt  werden. 

In  manchen  Fällen  wurde  die  Erbfolge  für  eine  noch 
lebende  Person  eröffnet  (successio  anticipata).  Nach 
langobardischem  Rechte  ward  der  Aussätzige  tanquain 
mortuus  behandelt,  er  verlor  sein  Eigenthum,  aus  dem  nur 
die  Kosten  seines  Unterhalts  bestritten  wurden;  ebenso  wurde 
nach  altfriesischem  Rechte  mit  Blinden  und  Wahnsinnigen 
verfahren.  Nach  westgothischem  Rechte  ward  eine  ehe- 
brecherische Person  dem,  dessen  Ehe  sie  verletzt  hatte. 


1)  a.  a.  0.  II  632. 

Schröder,  a.  a.  0.  S.  328—329. 

Schnitze,  a.  a.  0.  II  278.  Heusler,  a.  a.  0.  II  523. 
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in  Knechtschaft  zugesprochen;  ihr  Eigenthum  fiel  ihren 
Kindern  zuQ. 

In  gewissen  Fällen  äusserte  sich  die  Wirksamkeit  des 
Erbrechtes  schon  bei  Lebzeiten  des  Erblassers  in  dem 
W^aiti echte  der  nächsten  Erben.  An  die  Zustimmung 
dieser  war  der  Erblasser  bei  Veräusserung  von  Grundbesitz 
derart  gebunden,  dass  sie,  in  deren  Ermangelung,  ihr  Bei- 
^ spruchsrecht  binnen  Jahr  und  Tag  ausüben  und  das  ver- 

äusserte  Gut  sich  aneiguen  konnten,  als  ob  in  Bezug  hierauf 
der  Erbfall  bereits  eingetreten  wäre.  Von  den  Volksrechten 
erwähnen  das  sächsische,  das  langobardische,  das  ripuarische 
und  das  burgundische  des  Wartrechts  und  zwar  meistens 
ohne  Beschränkung  auf  den  Grundbesitz  und  mindestens  als 
eines  Rechtes  der  unabgetheilten  Söhne.  Einzelne  Gegenden 
Deutschlands  haben  dieses  Recht  entweder  nicht  anerkannt 
oder  früh  beseitigt;  in  anderen  wurde  es,  namentlich  in 
den  Städten,  einestheils  auf  das  ererbte  Gut  des  Erblassers 
beschränkt,  dagegen  für  das  erworbene  aufgehoben,  audern- 
theils  zu  einem  blossen  Einstands-  oder  Retractrechte  ab- 
geschwächt. 

\ergabungen  auf  den  Todesfall  waren  anfangs 
mit  Rücksicht  auf  die  Erben  unzulässig.  Doch  wurde  zeitig 
eine  Form  von  Rechtsgeschäften  mit  der  Wirkung  solcher 
Vergabungen  angewandt,  indem  dem  Bedachten,  bereits  bei 
Lebzeiten,  mit  Vorbehalt  der  Nutzung  bis  zum  Tode,  ein 
festes  Recht  an  der  Sache  zugestanden  wurde  ^). 

Während  nach  dem  älteren  Rechte  — mit  Ausnahme 
des  westgothischen  — dem,  der  Angehörige  in  der  Sippe 
hinterliess,  die  von  Rechtswegen  zur  Erbfolge  berufen  waren, 
die  Einsetzung  anderer  Erben  nicht  gestattet  war,  bot  sich 
dem  Familienlosen  der  Ausweg  zur  Ernennung  eines  Erben 
durch  die  Affatomie  nach  fränkischem,  das  Thinx  oder 
Garethinx  nach  langobardischem  Rechte.  Da  durch  die 


*)  Stobbe,  Handbuch  des  Deutschen  Privatrechts.  2.  Aufl.  Y 9. 
Brunner,  Quellen  und  Geschichte  des  deutschen  Rechts,  in 
V.  Holtzendorff  Encyklopädie.  S.  287. 
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Alfatomie  (adoptio  in  liereclitatein)  der  Heimfall  des  Ver- 
mögens als  erblosen  Gutes  an  das  Volk  oder  den  König 
verhindert  werden  sollte,  so  bedurfte  es  liiezn  der  Zu- 
stimmung der  Heimfallberechtigten , die  in  der  Volks- 
versammlung nacbzusucben  war.  Durch  nachträgliche  Ge- 
l)urt  eines  warteberechtigten  Erhen  wurde  das  Erbschafts- 
gedinge gebrochen.  Die  Affatomie  ging  noch  in  fränkischer 
Zeit  in  eine  blosse  Vergabung  auf  den  Todesfall  über  ^). 

7. 

Der  Zug  der  Germanen  gegen  Rom,  dessen  Heer  zu- 
letzt grossentheils  aus  germanischen  Kriegern  bestand, 
wurde,  wie  wdr  bereits  erwähnten,  vornehmlich  um  der  Er- 
langung von  Land  willen  imternommen.  Diese  erfolgte  nach 
verschiedenem  Massstabe.  Die  Heruler,  Ost-  und  West- 
gothen und  Burgunden  kamen  nicht  als  Eroberer,  sondern 
als  Hilfstruppen  imd  Verbündete  (foederati  et  hospites), 
uud  w'urden  als  solche  zunächst  auf  Grund  friedlicher  Ueber- 
einkuuft  nach  den  durch  ein  Gesetz  der  Kaiser  Arcadius 
und  Honorius  von  398  bestimmten  ‘Regeln  des  römischen 
Einquartierungssystems  angesiedelt,  wonach  der  Wirth  dem 
einquartierten  hospes  iür  die  Zeit  der  Einquartierung  ein 
Drittheil  seines  Hauses  zu  überlassen  hatte.  Doch  wurde 
nicht  bloss  im  Sinne  dieses  Gesetzes  das  Haus,  sondern 
auch  der  gesammte  Grundbesitz  getheilt.  Die  Heruler 
uud  Ostgothen  begnügten  sich  mit  einem  Drittheile  davon 
und  beliessen  den  Römern  zw^ei  Drittheile,  während  die 
Westgothen  zwei  Drittheile  für  sich  beanspruchten  und  den 
Römern  nur  ein  Drittheil  Hessen.  Doch  kam  es,  wenigstens 
in  Italien,  nicht  immer  zu  einer  Ländertheilung,  indem  die 
Ostgothen  öfters  nur  an  die  Stelle  ihrer  gefallenen  Gegner 
traten.  Dagegen  kam  es  insbesondere  bei  den  Westgothen 
vor,  dass  diese  den  Römern  auch  das  letzte  Drittel  ent- 
rissen. Die  Bemerkung  Hartmanns,  dass  die  noch  vor- 
handenen Bauerngüter  zur  Theilung  nicht  geeignet  gewesen 


*)  Schröder,  a.  a.  0.  S.  329.  Heusler,  a.  a.  0.  II  621 — 625. 
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seien,  da  ein  Drittel  eines  solchen  Gutes  zur  Ernährung 
einer  Familie  nicht  genügt  hätte,  weshalb  sich  die  Theilung 
hauptsächlich  auf  den  grössern  Grundbesitz  erstreckt  haben 
werde  ^),  dürfte  auch  mit  Rücksicht  auf  die  andern  germani- 
schen Stämme  Geltung  gehabt  haben. 

Die  Burgunden  verlangten  anfangs  ein  Drittheil;  als 
aber  ihre  Stellung  selbstständiger  und  ihre  Zahl  durch 
neuen  Zuzug  erhöht  wurde,  steigerten  sich  ihre  Ansprüche 
auf  die  Hälfte  und  gegen  Ende  des  fünften  Jahrhunderts 
auf  zwei  Drittheile  des  eroberten  Ackerlandes,  die  Hälfte 
von  Hof,  Garten,  Wald  und  Weide  und  ein  Drittheil  der 
Sklaven.  Die  von  ihnen  jedoch,  denen  königliche  Schenkung 
an  Land  und  Sklaven  zu  Theil  geworden  war,  hatten  sich 
mit  der  Hälfte  des  Ackerlandes  zu  begnügen  und  keine 
w^eiteren  Sklaven  zu  verlangen.  Die  langobardischen  hospites 
machten  ihre  Wirthe  zinspflichtig,  die  nach  Colonenart  ein 
Drittel  des  Fruchtertrages  abzuliefern  hatten,  so  dass  der 
hospes  zum  dominus,  der  possessor  zum  Colonen  wurde.  Es 
scheint  aber,  dass  die  Langobarden  schliesslich  auf  eine 
Landtheilung  nach  Art  der  anderen  Germanen  eingegangen 
seien.  Die  Landtheilung  hatte  im  Allgemeinen  zunächst 
nur  ein  Miteigenthum  der  Consorten  zur  Folge,  während 
Wald  und  Weide  durch  längere  Zeit  gemeinschaftlich  blieben. 

Die  Ueberlassung  geschlossener  Gebiete  wurde  von  den 
Angelsachsen  in  Britannien  und  den  Vandalen  in  Afrika  ge- 
fordert. Genserich  erschien  es  geboten,  sein  Volksheer  nicht 
über  die  weiten,  durch  die  Wüste  getrennten  Strecken  Afrikas 
zu  zerstreuen,  sondern  es  in  der  Nähe  seiner  Hauptstadt 
Karthago  beisammen  zu  halten.  Um  Raum  dafür  zu  ge- 
winnen, wurden  die  römischen  Eigenthümer  theils  getödtet, 
theils  vertrieben  und  ihre  Güter  als  „sortes  Vandalorum“ 
an  die  freien  Männer  vertheilt.  Solches  geschah  nur  in  der 
römischen  Proconsularprovinz,  soweit  es  zum  Behufe  der  An- 
siedlung der  Vandalen  erforderlich  war.  Im  Uebrigen  er- 


H Hartmann,  a.  a.  0.  S.  109. 
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folgte  weder  eine  Landtlieilung  noch  eine  Enteignung.  In 
den  andern  afrikanischen  Landschaften  fanden  nur  vereinzelte 
Ansiedlungen  der  Vandalen  statt. 

Während  die  meisten  germanischen  Stämme,  unter  die 
römische  Provincialbevölkerung  vertheilt,  nicht  in  ge- 
schlossenen Massen  beisammen  waren,  sind  die  Franken 
ohne  Landtlieilung  volksmässig  geschlossen , und  zwar  die 
Salier  durch  Flandern , Brabant  und  Artois  bis  zur  Gauche 
und  die  chattischeu  Franken  im  ganzen  Saargebiet  und 
moselaufwärts  bis  in  die  Gegend  von  Metz  vorgedrungeu. 
Es  wird  angenommen,  dass  sie  da  überall  herrenloses  Land 
in  genügendem  Masse  vorfanden  und  daher  nicht  erst  zu 
einer  Auseinandersetzung  mit  den  Provincialbewohnern  zu 
schreiten  hatten  ^). 

Eine  Landtlieilung,  die  stattfand,  nachdem  germanische 
Stämme  einander  bekriegt  hatten,  gewahren  wir  bei  der 
ersten  Eroberung  Thüringens  durch  die  Sachsen.  Diese  ver- 
theilten einen  Theil  des  Landes  unter  ihre  Leute,  einen 
andern  unter  ihre  Bundesgenossen,  die  Frauken,  den  dritten 
überliessen  sie  den  Besiegten  gegen  Zins^). 

Während  die  Kelten,  die  das  Land  vor  den  Germanen 
besassen,  nur  in  den  Flussthälerii  einen  zerstreuten  und 
kümmerlichen  Ackerbau  getrieben  hatten,  machten  erst  diese 
das  Land  urbar  und  führten  überhaupt  erst  einen  intensiven 
Ackerbau  eiii^). 

Der  rechtmässige  Antheil  des  Einzelnen  am  Grund  und 
Boden  in  der  Mark  hiess  sors,  Loos,  seit  der  Mitte  des 
siebenten  Jahrhunderts  auch  maiisus,  Hufe.  Der  Umfang 
der  Hufe  war  in  den  einzelnen  Gegenden  des  fränkischen 
Reiches  verschiedeiU).  Er  wurde  bei  allen  germanischen 


')  Brunner,  a.  a.  0.  I 65 — 69.  Schröder,  a.  a.  0.  100 — 102. 

Dahn,  Urgeschichte.  I 442.  197. 

Grimm,  a.  a.  0.  S,  247. 

Arnold,  Studien  zur  deutschen  Kulturgeschichte.  Stuttgart  1882. 

S.  174. 

Brunner,  a.  a.  0.  I 198. 
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Allsiedlungen  nach  dem  Bedürfnisse  bemessen.  Es  zeigte 
sich  schon  bei  der  Einwanderung  die  Ungleichheit  des 
vorläufig  nur  beweglichen  Vermögens,  die  Kluft  zwischen 
Arm  und  Reich;  sie  ward  bei  der  Aiisiedlung  und  Land- 
vertheilung  auch  auf  den  Grundbesitz  übertragen  und  also 
gesteigert,  zunächst  wohl  schon  in  Folge  der  Unterschiede 
in  der  Stellung  der  Krieger.  Spricht  ja  schon  Tacitus  von 
einer  Vertheilung  der  Loose  „secundum  dignationem“.  Noch 
weniger  konnte  von  dauernder  Gleichheit  die  Rede  sein, 
da  die  Volksrechte  und  zahlreiche  Urkunden  fortwährende 
Veräusserungen  und  Theilungen  bezeugen.  Dabei  sind  die 
Rodungen,  auf  die  wir  noch  zurückkommen  werden,  und  die 
reichen  königlichen  Gaben  zu  berücksichtigen.  Seit  der  Ent- 
stehung ihrer  vollen  Gewalt  hatten  nämlich  die  Könige  im 
gesammten  germanischen  Volksgebiete  insbesondere  von 
ausgedehnten  Waldungen  Besitz  ergriffen,  die  theils  Kron- 
oder  Staatsgut  blieben,  theils  weltlichen  Grossen  oder  der 
Kirche  verliehen  wurden  ^).  Auch  das  aus  den  römischen 
Fiscalgütern  hervorgegangene,  durch  fortwährende  Con- 
fiscationen  beträchtlich  erweiterte  königliche  Land  war  u.  A. 
bei  den  Westgothen  häufig  der  Gegenstand  solcher  Ver- 
gabungen ; ähnlich  bei  den  Angelsachsen,  wo  der  König  ausser 
seinem  ausgedehnten  Eigengute  einen  Theil  des  folkland 
besass,  wovon  er  an  die  thegns  austhat.  Unter  den  Mero- 
wingern war  es  namentlich  Dagobert  I.,  der  insbesondere 
die  Kirche  mit  sehr  zahlreichen  Schenkungen  bedachte 
(vgl.  III  187  ff.). 

Alle  diese  Vergabungen  begründeten  volles  vererbliches 
Phgenthum  und  waren  nicht  etwa  Beneficien,  wie  wir  sie  im 
späteren  Frankenreiche  gewahren.  Daraus,  dass  merowingische 
Könige  Güter,  die  sie  verliehen  hatten,  aus  Strafe  wieder 

German.  26. 

2)  Dalm,  a.  a.  0.  I 292.  Vgl.  v.  Inama-Sternegg,  Deutsche  Wirth- 
schaftsgescliichte.  1 112.  v,  Iiiama  - Sternegg,  Die  Ausbildung  der 
grossen  Grundherrscliaften  in  Deutschland,  S.  13.  Meitzen,  Wande- 
rungen. I 123. 
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einzogen  ^) , schliesst  LoebelP),  dass  sie  neben  anderen 
Schenkungen  zu  unbedingtem  Eigenthum  auch  widerrufliche 
Verleihungen  ertheilt  hätten.  Diese  Folgerung  erscheint 
uns  aber  keineswegs  als  zwingend;  denn  da  die  fränkischen 
Könige  häufig  aus  purer  Habgier  zu  willkürlichen  Gliter- 
einziehungen  schritten,  so  wäre  es  auch  ohne  die  erwähnte  An- 
nahme begreiflich,  dass  sie  aus  solchem  Anlasse  auch  vor  ihren 
eigenen  Schenkungen  nicht  Halt  gemacht  hätten.  Begründeter 
erscheint  uns  der  Schluss,  zu  dem  Victor  Menzel  gelangt, 
dass,  angesichts  der  Besitzunsicherheit  der  ganzen  Periode, 
den  gewöhnlichen  merowingischen  Krongutsverleihungen 
überhaupt  kein  rechtlich  bestimmter  Charakter  zuzuerkennen 
sei,  so  dass  über  dem  Begabten  fortwährend  das  Damokles- 
schwert der  königlichen  Willkür  geschwebt  habe.  Wir  ver- 
weisen übrigens  auf  unsere  frühere  Auseinandersetzung  über 
die  Natur  der  germanischen  Schenkung  im  Allgemeinen  und 
der  königlich  merowingischen  insbesondere. 

In  den  letzten  Zeiten  der  Merowinger  suchte  der 
maiordomus  allein  mit  der  Vergabung  von  Königsland  betraut 
zu  werden^). 

Durch  diese  allmählich  masslosen  Schenkungen  gaben 
die  Könige  dem  Adel  selbst  die  Waffen  gegen  sie  in  die 
Hand,  dessen  Macht  um  so  bedenklicher  wurde,  als  die  Zahl 
der  Gemeinfreien,  wie  wir  bereits  erwähnten,  erschrecklich 
rasch  abnahm «),  woran  eben  die  Gewaltsamkeit  der  Grossen, 
die  zuweilen  zu  furchtbaren  Bauernaufständen  führte,  nicht 
geringen  Antheil  hatte.  Um  diesem  Drucke,  wie  dem  der 
Wehrptlicht , welche  die  kleinen  Bauern  oft  zu  Grunde 
richtete , zu  entgehen , sahen  sich  diese  gedrängt , sich  den 
Grossen  zu  ergeben,  deren  Latifundien  dadurch  noch  aus- 
gedehnter, deren  Machtstellung  und  Selbstbewusstsein  noch 
bedrohlicher  wurden. 

>)  Vgl.  Greg.  Tur.  VIII  21. 
a.  a.  0.  S.  144. 

®)  Die  tlntstehung  des  Lehnwesens.  Berlin  1890.  S.  40. 

*)  Dahn,  Deutsche  Geschichte  I.  II  179. 

®)  Dahn,  Urgeschichte.  I 453-4.54. 
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Die  Vertheilungsweise  der  den  Gemeinden  überwiesenen 
Aecker  in  den  aus  der  Sippe  hervorgegaugeueu  Markge- 
nossenschaften lässt  sieh  aus  den  später  Vorgefundenen 
Zuständen  ziemlich  genau  feststellen.  Das  Feld  wurde  nach 
Massgabe  der  Güte  in  eine  grössere  oder  kleinere  Anzahl 
von  Gewannen  in  Form  von  Rechtecken  und  diese  wieder 
wurden  nach  der  Zahl  jder  Betheiligten  in  Theilstrecken 
zerlegt,  so  dass  jeder  von  ihnen  in  jedem  einzelnen  Gewanne 
seinen  Antheil  hatte.  Da  nun  die  einzelnen  Morgen  in  den 
verschiedenen  Gewannen  zerstreut  lagen,  weshalb  ohne  Be- 
treten der  Nachbaräcker  weder  ihre  Bestellung  noch  die 
Ernte  denkbar  war,  so  musste  die  Fehlordnung  nothwendig 
gemeinschaftlich  sein  (Feldgemeinschaft,  Flurzwang).  Die 
Ueberweisung  der  einzelnen  Antheile  erfolgte  ursprünglich 
nur  zur  Nutzung,  aus  der  sich  erst  allmählich  das  Sonder- 
eigen entwickelte  (vgl.  IV/I  66  fi'.);  das  Grundeigenthum 
verblieb  vorerst  bei  der  Gesammtheit.  Unfreie  nahmen  an 
der  Verloosung  nicht  theil,  sie  waren  auf  die  Darbietung 
von  Grund  und  Boden  aus  dem  Antheile  ihrer  Herren  an- 
gewiesen 

Das  unvertheilte  Wald-  und  Weideland  nebst  den  darauf 
befindlichen  Gewässern,  bildete  die  Ahnende  (welches  Wort 
jedoch,  nach  Meitzen^),  nicht  vor  dem  zwölften  Jahrhundert 
angewandt  wurde),  deren  Nutzung  den  Mai-kgenossen , d.  i. 
den  sowohl  in  der  Mark  sesshaften,  als  auch  in  den  be- 
nachbarten Ortschaften  ansässigen  (Ausmärker  genannten) 
eigenthums-  und  nutzungsberechtigten  freien  und  wehrhaften 
Männern , zustand.  So  das  bereits  erwähnte  ursprünglich 
unbeschränkte  Jagd-,  Fischfangs-,  Holzungs-  und  Weiderecht. 
Dabei  traten  jedoch  Unterschiede  zwischen  vollen  Mark- 
genossen und  geringem  Grundbesitzern  ein.  Während  z.  B. 
jene  freies  Holz  „für  Brand  und  Bau“  hatten , waren  diese 
auf  Laub,  dürres  Reisig  und  Abfall  beschränkt^).  Die 

*)  Schröder,  a.  a.  0,  S.  56-57.  Thudichum,  Die  Gau-  und  Mark- 
verfassung in  Deutschland.  S.  171. 

a.  a.  0.  I 162. 

Grinini,  a.  a.  0.  S.  508. 
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Ausübung  des  Holzungsrechtes  erfolgte  in  der  Art,  dass 
jeder  Berechtigte  die  Bäume  bezeichnete,  die  er  innerhalb 
eines  Jahres  schlagen  oder,  um  Land  urbar  zu  machen,  ab- 
brennen wollte^). 

Erst  später  mit  Abnahme  des  Ueberflusses  an  Grund 
und  Boden  wurden  diese  Rechte  beschränkt,  ebenso  wie  das 
anfangs  so  begünstigte  Recht  der  Rodung,  wobei  zu  berück- 
sichtigen ist,  dass,  wer  den  Wald  mit  seiner  Fülle  an  wilden 
Thieren  beschränkte , sich  auch  dem  Gemeinwesen  als 
nützlich  erwies,  aus  w’elchem  Grunde  die  Jagd  im  alten 
Volkslande  jedem  Freien  auch  auf  fremdem  Grund  und 
Boden  gestattet  war^).  Deshalb  galten  Rodungen  noch  bis 
in  das  sechszehnte  Jahrhundert  als  verdienstlich.  Die  Könige 
sahen  sich  anfangs  veranlasst,  die  Rodungen  u.  A.  auch 
deshalb  zu  fördern,  weil  das  dadurch  gewonnene  Ackerland 
den  Steuerertrag  vermehrte.  Endlich  forderte  man  zum 
„Kampf  gegen  den  Wald“  auch  auf,  weil  man  diesen  als 
ein  Culturhinderniss  betrachtete®). 

Während  das  der  Cultur  entzogene  Land  herrenlos  war  ^ 

und  also  im  Obereigenthum  des  Königs  stand  oder  als 
Almende  der  markgenossenschaftlichen  Nutzung  unterlag, 
befand  sich  das  angebaute  oder  frisch  gerodete  Land  im 
Privateigenthum,  worin  abermals  die  Würdigung  der  Arbeit 
zu  erblicken  ist. 

Allerdings  kamen  diese  Rodungen  neben  der  Kirche 
vorzugsweise  dem  Adel  zu  Statten.  Bei  ihm  gesellte  sich 
zu  dem  an  sich  grösseren  Masse  von  Grundbesitz  ein 
grösseres  Verfügungsrecht  über  die  gemeine  Mark,  als  den 
Gemeinfreien  zustand,  ferner  die  Bekleidung  der  Grafeii- 
und  anderer  Würden,  die  der  Grundeigenthumsvermehrung 


Lamjjrecht,  Deutsches  Wirthschaftslebeii.  I 14. 

2)  Meitzen,  a.  a.  0.  I.  II  622. 

Vgl.  Arnold,  Ansiedlungen  und  AVanderiuigen.  S.  269-270. 
Dahn,  a.  a.  0.  I.  I 170.  I.  II  477.  Haussen,  Agrarhistorische  Ab- 
handlungen. Leipzig  1880 — 1884.  I 65.  Meitzen,  a.  a.  0.  I 124.  488. 
Bernhardt,  Geschichte  des  AValdeigenthums.  Biu’lin  1872—1875.  I 43. 
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förderlich  war,  so  dass  ihr  Umfang  gewissermassen  nur  von 
der  verfügbaren  Zahl  von  Hörigen  abhing,  wodurch  sich  die 
Menge  der  vom  Adel  angelegten  Bifänge  erklärt.  Der  Zeit- 
raum der  unter  starker  Betheiligung  der  Klöster  erfolgten 
eigentlichen  Rodungen  reicht  vom  sechsten  bis  zum  zwölften 
Jahrhundert^). 

In  ähnlicher  Weise  stand  in  Ostfriesland,  wo  es  keine 
Marken  gab,  jedem  Grundeigenthümer,  dessen  Grund  und 
Boden  an  ein  Moor  angrenzte,  das  Recht  zu,  in  der  Breite 
seines  Grundstücks  nach  der  Mitte  des  Moores  hin  so  weit 
auszutorfen  und  zu  cultiviren,  bis  er  auf  einen  anderen 
Grundeigenthümer  stiess  ®). 

Ueber  die  Entwicklungsart  der  Markgenossenschaft 
stehen  zwei  Theorien  einander  gegenüber.  Nach  der  Lam- 
prechtschen  deckte  sich  die  Markgenossenschaft  ursprünglich 
mit  dei  Hundertschaft  5 nach  der  andern  ist  ihr  Ursprung 

in  der  Ansiedlung  der  Sippe  in  Dörfern  oder  Einzelhöfen 
zu  suchen®). 

Die  Markenverfassung  bietet  die  älteste  Grundlage  einer 
gesellschaftlichen  Ordnung  der  Ackerbau  ti-eibenden  Völker. 
Sie  hat  die  Dörfer  geschaffen , unter  ihren  Bewohnern  ein 
sociales  Leben  begründet  sowie  einen  corporativen  Geist  her- 
vorgerufen und  unterhalten,  der  den  eigenen  Gesetzen  und 
Anordnungen  Achtung  und  Einhaltung  sicherte  ^). 

Im  Gegensatz  zu  Gierke  nimmt  Heusler®)  an,  dass  die 
ursprünglichen  Markgenossenschaften  eine  rein  privat- 
rechtliche  Existenz  gehabt,  also  kein  Organ  der  Staatsgewalt 
gebildet  und  keine  öffentlich-rechtlichen  Ziele  gekannt  hätten. 

Das  Culturland  scheint,  wenn  nicht  in  der  Periode,  die 
wir  betrachten,  doch  in  der  Karolingerzeit  bereits  zu  vollem 

*)  Vgl.  Arnold,  a.  a.  0.  S.  250—251.  Arnold,  Deutsche  Ge- 
schichte DI.  I 73—74. 

Meitzen,  a.  a.  0.  1.  II  31. 

Keiitgen,  Untersuchungen  über  den  Ursprung  der  deutschen 
Stadtverfassung.  Leipzig  1895.  S.  102—103. 

Ilanssen,  a.  a.  0.  I 2. 

a.  a.  O.  I 266. 

Felix , Kigenthutn.  IV.  2.  1.  5 
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Privateigenthum  entwickelt  gewesen  zu  sein,  indem  mit  dem 
Aufgehen  der  Sippe  in  der  Markgenossenschaft  der  Familien- 
einduss  gelockert  ward*),  so  dass  die  ursprüngliche  Hufen- 
ordnung, wie  bereits  erwähnt,  durch  Yeräusserungen  und 
Erbtheilungen  häufig  durchbrochen  wurde,  wobei  allerdings 
nicht  allenthalben  eine  strenge  Gleich mässigkeit  der  Ent- 
wicklung angenommen  werden  darf.  Die  Ausbildung  des 
Privateigenthums  an  Grund  und  Boden  war  unter  Mitwir- 
kung der  römischen  Verhältnisse  erfolgt.  Der  Anfang  wurde 
mit  dem  Platze  gemacht,  worauf  Haus  und  Hof  erbaut 
waren,  es  folgten  zunächst  das  Ackerland  und  dann  die 
■\Viesen.  Nachdem  die  Neutheilungen , die  schon  Cäsar  bei 
den  Germanen  gewahrt  hatte  ^),  nicht  mehr  alljährlich,  sondern 
nach  längeren  Zwischenräumen  bewirkt  worden  waren,  ge- 
langte man  bald  zu  dem  weitern  Fortschritte,  sie  ganz  zu 
unterlassen  und  jeder  Familie  stillschweigend  den  fernem 
Besitz  und  Genuss  ihres  Grundstückes  zu  gestatten,  bis  das 
Herkommen  zu  festem  Rechte  erstarkte.  Dies  lässt  sich  zu- 
weilen bis  in  die  Ursprünge  zurück  verfolgen.  So  heisst 
es  in  dem  Volksrechte  der  in  Südfrankreich  und  Spanien 
angesiedelten  Westgothen:  „Die  von  Gothen  und  Römern 

fünfzig  Jahre  lang  besessenen  und  in  dieser  Zeit  nicht  ein- 
gezogenen  Loose  sollen  auf  keine  Weise  von  der  Gemeinde 
zurückverlangt  werden“  ®). 

Arnold  (a.  a.  0.)  hält  es  für  wahrscheinlich,  dass  sich 
ein  Sondereigen  an  Grund  und  Boden  erst  aus  den  Rodungen 
entwickelt  habe.  Diese  Anschauung  entspreche  der  der 
Entstehung  des  Eigenthums  aus  der  Arbeit,  wie  sie  im 
deutschen  Rechte  für  die  Besserung  (s.  die  nächste  Periode), 
die  Aufzucht  von  Vieh,  die  Anfertigung  von  Geräthen  und 
Werkzeugen  allgemein  anerkannt  sei.  Durch  die  Rodungen 
•musste  auch  das  Erbrecht  insofern  beeinfiusst  werden,  als 


V.  Inama-Sternegg,  Deutsche  Wirthschaftsgeschichte.  I 104. 
Bell,  galt  VI  22;  vgl.  Tacit.  German.  26. 

Thudichum,  a.  a.  0.  S.  184. 
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sich  nun  ein  Gegensatz  zwischen  Erbeigen  und  gewonnenem 
Eigen  ausbildete*). 

In  den  Einzelhöfen  beschränkte  sich  das  freie  Sonder- 
eigen nicht  bloss  auf  die  Hofstätte,  sondern  erstreckte  sich 
auch  auf  die  als  Gebiet  der  Einzelherrschaft  ein  gehegte 
Hofmark.  In  Ermanglung  eines  Dorfes  wurden  sämmtliche 
Einzelhöfe  der  IVIark  zu  einer  Markgenieinde  vereinigt. 
Waren  neben  den  Dörfern  Einzelhöfe  vorhanden,  so  standen 
auch  diese  mit  jenen  in  Markgemeinschaft  ^). 

Die  Heimfallrechte  der  Gemeinde,  die  nach  den  ältesten 
Gesetzen  wohl  Geltung  gehabt  hatten,  traten  allmählich  zu- 
rück, so  dass  die  Veräusseruug  der  Loose  (an  die  in  der 
ältesten  Zeit  auch  wegen  des  Ueberfiusses  an  Grund  und 
Boden,  der  deshalb  keinen  Werth  hatte,  nicht  gedacht 
werden  konnte)  ^)  zulässig  wurde.  Diese  stellt  bezüglich  des 
Erbgutes  die  lex  Anglioruin  et  Werinorum  ganz  dem  Be- 
lieben des  freien  Mannes  anheim.  Nach  ripuarischem, 
bairischem,  burgundischem  und  sächsischem  Rechte  ist  aber 
die  Veräusseruug  des  Erbgutes  nur  Kinderlosen  gestattet. 
Allein  auch  die  Rechte  der  Kinder  und  sonstigen  Erben 
kamen  ausser  Kraft,  wenn  Jemand  zur  Veräusseruug  seines 
Erbgutes  gedrängt  wurde,  um  sich  und  seine  Familie  er- 
halten zu  können,  oder  der  Schuldhaft  und  anderer  Noth 
zu  entgehen.  Nur  musste  der  Zwang  der  Noth  in  ächtem 
Ding  öffentlich  dargethan  werden.  Auch  Schenkungen  und 
\ ermächtuisse  an  die  Kirche  zum  Seelenheile  wurden  von 
der  christlichen  Gesetzgebung  schon  frühzeitig  gegen  An- 
fechtungen der  Erben  geschützt  (vgl.  III,  49)^). 

Bei  Verkauf  von  Haus,  Hof  oder  Acker  stand  allen 
Markgenossen  das  Näherrecht  („Marklosung“  und  „Ab- 
trieb“) zu*'). 


*)  Lamprecht,  a.  a.  0.  I 43. 

Gierke,  Deutsches  Privatrecht.  I 581. 

*)  Vgl.  V.  Inama-Sternegg,  a.  a.  0.  I 111. 

Thudichum,  a.  a.  0.  S.  192 — 199. 

Grimm,  a.  a.  0.  S.  530—531. 
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Die  Marken  waren  seit  der  geschichtlichen  Zeit  in 
fortschreitender  Auflösung  begriffen,  indem  die  Landesherren, 
die  Klöster  und  andere  daran  berechtigte  Gutsherrschaften 
häufig  bestimmte  Wald-,  Weide-  und  Heidebezirke  als 
Sondereigen  ausschieden  ’). 

Den  Marken  ähnlich  sind  die  sogenannten  Hainger- 
aidewaldungen  auf  dem  linken  Rheinufer,  die  sich  von 
Dürkheim  an  der  Hart  bis  nach  Wanzenau  im  Südosten  von 
Hagenau  erstrecken.  Aus  einer  Urkunde  ergibt  sich , dass 
Dagobeit  I.  die  Eigenthums-  und  Nutzungsrechte  in  diesen 
ausgedehnten  Waldungen,  die  auf  frühere  Zeiten  zurück- 
zuführen sind,  bestätigte  und  ordnete  2). 

Das  für  die  Cultur  noch  nicht  gewonnene  Land  war 
als  Ahnende  nicht  Gegenstand  des  Privateigenthums.  Auf 
alles  herrenlose  Land  hatte  nach  fränkischem  Ileichsrecht 
der  König  ein  Aneignungsrecht.  Dieses  beanspruchte  er 
auch  auf  die  Ahnende.  Bei  den  Angelsachsen  jedoch  er- 
hielt sich  in  Folge  der  eingeschränkten  Königsmacht  der 
altgermanische  Gedanke  des  Volkslandes  in  Geltung.  Zwar 
erfolgte  auch  hier  der  Uebergang  von  Volksland  in  Privat- 
eigenthum durch  Verleihung  des  Königs.  Dieser  aber 
wirkte  dabei  als  das  verfassungsmässige  Organ  des  Volkes, 
während  der  Frankenkönig  als  der  an  die  Volksstelle  ge- 
tretene ausschliessliche  Träger  der  Staatsgewalt  handelte. 
Die  Verleihungen  erfolgten  vermittelst  eines  königlichen 
Biiefes,  weshalb  das  verliehene  Gut,  im  Gegensätze  zum 
Volkslande  (folcland)  als  Buchland  (bocland)  bezeichnet  wurde. 

Bei  den  Franken  bildeten  die  königlichen  Land- 
schenkungen als  Verleihungen  zu  Herrenrecht  einen  Gegen- 
satz zu  den  Ansiedlungen  zu  Nachbarr(icht.  Zwar  konnte 
auch  der  fremde  Ansiedler  (honio  migrans)  auf  Grund  eines 
Königsbi iefes  sich  niederlassen;  in  der  Regel  aber  bestanden 
die  königlichen  Landschenkungeu  aus  unmittelbaren  Krou- 
gütern  oder  aus  herrenlosem  WTIdland , das  der  Beschenkte 

*)  -Meitzen,  a.  a.  ().  I 127—128. 

2)  a.  a.  0.  S.  474. 
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erst  urbar  zu  machen  hatte,  ein  Unternehmen,  an  das  nur 
vermögende,  über  genügende  Arbeitskräfte  verfügende  Per- 
sonen oder  Körperschaften  sich  heran  wagen  konnten,  die 
den  auf  ihrer  Hufe  sitzenden  Bauern  oder  Nachbani  gegen- 
über standen.  Ein  fernerer  Unterschied  zwischen  den  Gross- 
grundbesitzern und  den  einfachen  Hufenbesitzern  bestand 
darin,  dass  jene  nicht  ihre  gesammten  Ländereien  selbst 
bewirthschafteten,  sondern  ausser  dem  Herrn-  oder  Frohnhofe 
(dem  Sallande)  andere  Höfe  besassen,  die  sie  unfreien  Bauern 
gegen  Zins  und  Frohndienste  verliehen  (Hofgemeinden). 

Das  königliche  Briefland  genoss  einen  höhern  Rechts- 
schutz und  meistens  Befreiung  von  der  Abgabe  des  Land- 
rechts (s,  Finanzen)  ^). 

In  alter  Zeit  stand  das  Jagd-  und  Fischereirecht  in 
den  Marken , wie  gesagt , der  ganzen  Markgemeinde  zu. 
Jeder  Märker  durfte  zu  den  erlaubten  Zeiten  durch  die 
ganze  Mark  jagen  und  in  den  Markgewässern  fischen;  es 
galt  freie  Pürsch  und  freie  Fischerei.  Wir  werden  später 
gewahren,  dass  die  Fortdauer  des  freien  Jagdrechtes,  nach 
altgermauischer  Rechtsanschauung  eines  Ausflusses  des 
Grundeigenthums,  sehr  ungleichmässig  war.  Nach  Brunner  ®) 
konnten  nur  Wlaldungen,  die  Eigenthum  des  Königs  waren 
und  solche,  an  denen  er  sich  das  Aneignungsrecht  beilegte, 
mittelst  des  Königsbanues  eingeforstet,  zu  Forsten  erklärt 
werden,  indem  der  König  die  Nutzung,  namentlich  die 
Jagd,  sich  ausschliesslich  vorbehielt,  wie  es  z.  B.  von  Seiten 
des  Königs  Gunthramm  um  590  mit  dem  Vogesenwalde  ge- 
schah^) Nach  Schröder^)  dagegen  stellen  es  die  Quellen 
ausser  Zweifel,  dass  das  königliche  Wlldbannsrecht,  ebenso 
wie  das  Berg-  und  Salzregal,  bei  aller  thatsächlichen 
Schonung  der  grossen  Grundherren,  auch  auf  Privat- 
Waldungen  und  Gewässer  ausgedehnt  zu  werden  vermochte. 


1 Schröder,  a.  a.  0.  S.  204  ff. 
2)  a.  a.  0.  II  75. 

«)  Greg.  Tur.  X 10. 

*)  a.  a.  0.  S.  207. 
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Auch  diese  konnten  nämlich,  nach  dem  zuletzt  genannten 
Forscher,  mit  Rücksicht  auf  Fischerei  und  sonstige  Wasser- 
nutzungen eingeforstet  und  auf  solche  Weise  zu  Bannwässern 
erklärt  werden.  Ebenso  nimmt  Lamprecht^)  an,  dass  das 
Privateigenthum  an  Wäldern  weniger  bestimmt  als  das 
sonstige  Bodeneigenthum  entwickelt  gewesen  sei. 

Die  germanische  Markgenossenschaft  finden  wir  bei  den  ver- 
scmedensten  Völkern.  So  bei  den  Hindus  (vgl.  IV.  I.  66)  Ihr 
entsprach  bei  den  Peruanern,  die  zur  Zeit  der  Eroberung  nur 
die  ^utzniessung  von  Grund  und  Boden,  aber  noch  nicht  das 
Eigenthumsrecbt  daran  kannten,  die  „Marca“,  deren  Besiedlung 
auf  die  nämliche  Weise  wie  bei  den  deutschen  Marken  vor  sich 

Germanen  des  Tacifus  wurde  die  Feldmark 
alljährlich  von  Neuem  aufgetheilt.  Die  Verschiedenheit  des  Um- 
fanges  der  Hufe  m den  deutschen  Marken  je  nach  der  Bodeii- 

Kheingau  30,  im  Trierschen  15,  im  Odenwald 
40  Morgen  umfasste,  erblicken  wir  auch  in  Peru,  wo  die  Unter- 
schiede der  Bodenbeschatfenheit  eher  noch  grösser  waren.  Auch 
hier  besass  jeder  Markgenosse  das  Jagd-  und  Weiderecht  2). 

Die  Grund  herrlich  k eit  entsprang  der  Haftung  des 
Grundherrn  für  seine  Leute.  Die  mit  dem  vollfreien  Sonder- 
eigen an  Grund  und  Boden  verknüpfte  Herrschaft  war  so 
alt  wie  die  germanischen  Ansiedlungen.  Im  Unterschiede 
von  dem  römischen  Dominium,  welches  das  Gruudeigenthum 
rem  privatrechtlich  auffasste,  war  dieses  nach  germanischer 
Anschauung  zugleich  Vermögen  und  Herrschaft.  Diese  musste 
insbesondere  in  Folge  des  Grundbesitzes  oder  Schutzes,  der 
den  dessen  Bedürftigen  vom  Grundeigenthümer  gewährt 
wurde,  dem  Rechtsbewusstsein  der  Zeit  entsprechen 

Die  Grundherren  — deren  Besitz  zum  überwiegend 


0 a.  a.  0.  S.  104. 

2)  Ciiiiow,  Die  altperiianischen  Dorf-  und  Markgenossenschaften. 
Ausland.  No.  42.  43  vom  20.  und  27.  October  1890. 

) Vgl.  Gierke , Das  deutsche  Genossenschaftsrecht.  I 121  ff. 
II  141.  Im  Gegensätze  zu  Gierke  nimmt  Heusler  (a.  a.  0.  I.  284—  285) 
an,  dass  die  Grundherrschaft  nur  im  Ilofrechte  gegenüber  den  An- 
gehörigen des  Hofes  vorkomme;  es  gebe  unendlich  vieles  Grund- 

eigenthum,  das  me  Grundherrschaft  gewesen  noch  geworden  und  doch 
freies  Eigen  geblieben  sei. 
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grossen  Theile  in  der  Völkerwanderung  und  in  der  fränki- 
schen Zeit  aus  den  Verleihungen  eroberten  Kronlandes 
hervorgegangen  ist  — ’)  übten  gegenüber  ihren  Hintersassen 
Befugnisse  aus,  die  allmählich  öffentlich-rechtliche  Be- 
deutung erlangten.  Die  Disciplinargewalt  über  die  Haus- 
angehörigen war  in  der  Hausgenossenschaft  begründet;  sie 
mochte  in  verminderter  Strenge  auch  auf  die  Hintersassen 
angewandt  werden.  Auch  scheint  es  vorgekommen  zu  sein, 
dass  bei  der  Landleihe  die  Unterwerfung  unter  die  grund- 
herrliche Gerichtsbarkeit  ausdrücklich  ausbeduugen  worden 
sei.  Oeffentlich-rechtliche  Anerkennung  fand  diese  erst  da- 
durch, dass  die  Staatsgewalt  es  den  Hintersassen  zur  Pfficht 
machte,  sich  zunächst  an  das  Gericht  ihres  Gutsherrn  zu 
wenden,  während  die  Jurisdiction  der  öffentlichen  Gerichte 
auf  die  Fälle  der  Justizverweigerung  und  des  Rechtszuges 
beschränkt  wurde.  In  der  fränkischen  Zeit  ist  es  aber  im 
Allgemeinen  hierzu  nicht  gekommen  2).  Gefördert  wurde 
die  augedeutete  Entwicklung  durch  das  kriegerische  Ge- 
folge, womit  in  den  rechtlosen  Zeiten  des  sinkenden  Me- 
rowiugerreiches  die  Grimdherren  sich  umgaben®),  worauf 
wir  bei  Betrachtung  der  nächsten  Periode  eingehender 
zurückkommen  werden.  Es  lässt  sich  leicht  ermessen,  wie 
sehr  :Macht  und  Einfluss  der  Grundherren,  die  sich  öfter  auch 
in  ihrer  Eigenschaft  als  Obermärker  der  Markgenossenschaft 
äusserteu,  durch  ihre  Gerichtsbarkeit  stiegen. 

In  noch  weit  höherem  Masse  geschah  dies  durch  die 
Immunität.  Im  alten  Rom  bezeichnet  die  „immunitas“ 
die  Befreiung  von  Steuern  und  Frohuden.  Solche  Immunität 
genossen  in  spätrömischer  Zeit  die  kaiserlichen  Domänen. 
Sie  erstreckte  sich  anfangs  nur  auf  ausserordentliche,  seit 
dem  fünften  Jahrhundert  auch  auf  die  ordentlichen  Abgaben. 
Sie  wurde  durch  kaiserliche  Privilegien  in  beschränkter 
oder  unbeschränkter  Weise  auch  auf  Besitzungen  von  Unter- 

*)  Meitzen,  a.  a.  0.  I.  II  569. 

Brunner,  a.  a.  0.  II  275  ft'. 

Schröder  a.  a.  0.  S.  157. 
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tlianen  übertragen.  Insbesondere  erlangten  sie  Grundeigen- 

thümer  dadurch,  dass  sie  ihre  Güter,  mit  Vorbehalt  des 

Niessbrauchs , dem  princeps  oder  einem  seiner  nächsten 

V erwandten  übereigneten.  Zuweilen  wurde  vom  Kaiser 

mit  der  Schenkung  eines  Krongutes  dessen  Immunität 
verliehen. 

Bis  zum  Jahre  441  genossen  sämmtliche  Krongüter 
rechtlich  die  Befreiung  von  ausserordentlichen  Abgaben  und 
den  munera  sordida;  doch  wurde  sie  im  Drange  der  Noth 
von  Valentinian  III.  ausser  Kraft  gesetzt. 

Auch  im  fränkischen  Reiche  erscheint  die  Immunität 
— deren  Ausgangspunkt  hier,  Rom  analog,  das  Königsgut 
ist  — als  Befreiung  von  öffentlichen  Leistungen  mit  der 
Eigenthümlichkeit , dass  hier  die  gerichtliche  Stellung  der 
Hintersassen  insofern  davon  ergriffen  wird,  als  die  Gerichts- 
barkeit einen  finanziellen  Charakter  hat,  folglich  die  von 
den  Hintersassen  verwirkten  Friedensgelder  und  Bannbussen 
zu  berücksichtigen  sind. 

Die  Immunität  blieb  nicht  auf  königliche  Güter  be- 
schränkt. Insbesondere  seit  Chlodovech  ist  sie  zahlreichen 
Kiichen,  wie  auch  Laien,  verliehen  worden. 

Die  Immunität  beschränkt  die  Wirksamkeit  der  Be- 
amten, indem  ihnen  die  Betretung  der  gefreiten  Gebiete  zu 
amtlichen  Zwecken  untersagt  wird.  Doch  hat  dies  keines- 
wegs die  Einengung  der  königlichen  Gewalt  zur  Folge, 
weshalb  die  Immunität  den  Eingriff  der  öffentlichen  Be- 
amten aus  Anlass  eines  königlichen  Specialbefehls  nicht 
ausschliesst. 

Die  Immunität  befreit  nicht  vom  Brücken-  und  Wegebau, 
eine  Ausnahme,  die  schon  im  spätrömischen  Rechte  erscheint', 
wodurch  der  Zusammenhang  der  römischen  und  der 
fränkischen  Immunität  ausser  Zweifel  gestellt  wird.  Ausser- 
dem sind  im  fränkischen  Reiche  nicht  inbegriffen:  die  Ver- 
phichtung  zur  Beherbergung  des  Königs  und  der  von  ihm 
mit  einer  Tractoria  versehenen  Personen,  der  Heerbann  und 
die  üblichen  Jahresgeschenke  an  den  König. 

Neben  dem  negativen  hat  die  Immunität  im  fränkischen 


i 
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Reiche  auch  einen  positiven  Inhalt.  Schon  in  den  ältesten 
Immunitätsbriefen  erwirbt  namentlich  die  gefreite  Kirche 
das  staatliche  Recht  auf  Friedensgelder  und  Hebungen. 
Diese  positive  Immunität,  die  also  nicht  bloss  eine  Befreiung, 
sondern  ein  Recht  ist,  kannten  die  Römer  nicht  5 sie  ist  nur 
durch  die  den  Deutschen  eigenthümliche  Verquickung 
öffentlicher  und  privatrechtlicher  Verhältnisse  zu  erklären. 

Die  im  sechsten  Jahrhundert  noch  ziemlich  seltenen 
Immunitätsverleihungen  wurden  im  siebenten  sehr  häufig. 
In  dem  Masse  als  das  Selbstgefühl  des  Adels  wuchs,  auf 
dessen  guten  Willen  der  König  angewiesen  war,  errang  der 
adelige  Gütercomplex  die  Immunität,  deren  Bezirke  bei 
Ausgang  der  Merowinger  auf  etwa  den  vierten  Theil  des 
gesammten  Grundbesitzes  geschätzt  wurden. 

Die  Immunität  schloss  die  Gerichtsbarkeit  der  geistlichen 
oder  weltlichen  Immunitätsherren  in  sich,  jedoch  nur  so  weit 
als  sie  finanziellen  Charakter  hatte,  während  sie  für  das 
Gebiet  der  Criminalfälle  ausgeschlossen  war*). 

-*-■  Immerhin  erscheint  es  als  eine  empfindliche  Beein- 

trächtigung der  Staatsgewalt,  dass  nun  die  Gerichts-,  Polizei- 
und  Finanzhoheit  zum  grossen  Theile  in  die  Hände  der 
grossen  kirchlichen  und  weltlichen  Grundbesitzer  gelangten. 

^ und  dass  diese  die  Immunität  — eine  wahre  Enclave,  ein 

kleineres  Herrschaftsgebiet  innerhalb  eines  grösseren  — ver- 
erbten. ^ on  der  Immunität  fast  unzertrennlich  erscheint 
das  Streben  nach  Ausdehnung,  das  dadurch  gefördert  ward, 
dass  geringere  Freie  in  den  Schutz  einer  Immunität  sich  zu 
begeben  suchten , um  sich  den  öffentlichen  Abgaben  und 
Bussen  zu  entziehen.  Wie  sehr  diese  Gestaltung  zur  Locke- 
ruug  der  Reichseinheit  führte  und  den  Grund  zu  der 
späteren  Territorialverfassung  und  Landesherrschaft  legte, 
werden  wir  in  der  Folge  gewahren. 

Schon  seit  Chlodovechs  Zeit  bedienten  sich  die  Franken 
zur  Befestigung  ihrer  Herrschaft  sehr  häufig  in  ausge- 


*)  Brunner,  a.  a.  0.  II  287  ff.  Schröder,  a.  a.  0.  S.  197.  Dahn, 
a.  a.  0.  I.  II  198.  Waitz,  a.  a.  0.  II  638.  Schnitze,  a.  a.  0.  II  348. 
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dehntem  Masse  der  Col  onisationen  in  der  Pfalz  und  der 
Wetterau,  wie  überhaupt  in  den  früher  alamannischen 
Gebieten  zu  beiden  Seiten  des  Rheines,  später  im  Eisass,  in 
Hessen,  Thüringen  und  Ostfranken,  dann  im  eigentlichen 
Schwaben,  Baiern  und  Sachsen.  Colonisten  erschienen  ii.  A. 
namentlich  in  Hessen  in  grosser  Zahl  als  Besatzungen,  als 
Beamte  u.  s.  w.,  später  als  Träger  von  Precarien,  Prästarien, 
Beneficien.  Diese  Colonien  entstammten  zum  Theile  den 
erwähnten  königlichen  Bodenschenkungen,  zu  denen  reichlich 
vorhandenes  herrenloses  oder  unangebautes  Land  die  Grund- 
lage bot.  Allenthalben,  so  weit  die  fränkischen  Waffen  vor- 
drangen, entstanden  neue  Höfe  und  Dörfer,  die  mit  fränkischen 
Ansiedlern  bevölkert,  die  königliche  Macht  befestigten  und 
kräftigten,  indem  sie  nach  dem  Vorbilde  römischer  Colonien 
die  neu  gegründeten  Orte  an  das  Interesse  des  Reiches  zu 
knüpfen  suchten.  Die  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  des 
Ackerbaues,  wie  überhaupt  die  Errungenschaften  höherer 
Cultur,  wurden  in  diese  Orte  verpflanzt,  die  als  Stützpunkte 
der  Verbreitung  des  Christenthums  dienten^). 

Als  ein  leuchtendes  Beispiel  eines  Gründers  zahlreicher 
Höfe  und  Dörfer  bezeichnet  Gregor  von  Tours  den  Herzog 
Chrodin,  der  um  582  die  neuen  Anlagen  — Aecker,  Wein- 
berge und  Wohnhäuser  — mit  den  Bauern,  Dienstleuten, 
Knechten  und  dem  gesammten  Inventar  unter  die  bedürftigen 
Kirchen  vertheilte. 

8. 

Wie  wir  bereits  erwähnten,  beruhte  das  Finanzwesen 
der  Germanen  auf  römischer  Grundlage.  Eine  allgemeine 
Steuerpflicht  der  Unterthanen  kannte  die  Verfassung  der 
Franken  nicht.  Diese  Hessen,  als  sie  Gallien  eroberten,  das 
daselbst  Vorgefundene  römische  Steuerwesen  zunächst  fort- 
bestehen,  wonach  von  den  Grundbesitzern  eine  Grundsteuer 
(capitatio  terrena,  iugatio),  von  der  freien  landlosen  Be- 


Dahn,  a.  a.  0.  I.  II  27.  38.  Arnold,  Deutsche  Geschichte  II. 
I 120—124.  II.  II  76—77. 

VI  20. 
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völkerung  eine  Kopfsteuer  (capitatio  plebeia)  erhoben  und 
I ausserdem  gewisse  Naturallieferungen  (functiones  annonariae) 

i zur  Verpflegung  des  Heeres  gefordert  wurden.  Zuweilen 

wurden  die  Steuersätze  abfindungsweise  festgestellt*). 

Das  römische  Steuerwesen  entartete  unter  der  fränkischen 
Verwaltung;  man  verstand  es  nicht,  die  überlieferte  Steuer- 
Verfassung  zu  handhaben , und  die  Abgaben  verloren  den 
Charakter  staatsrechtlicher  Leistungen,  nahmen  dagegen  den 
von  privatrechtlichen  an.  Der  Versuch,  die  Kopfsteuer  in 
einzelnen  Gegenden  auch  auf  die  Grundbesitzer  und  auf 
freie  Franken  auszudehnen,  begegnete  bei  der  grösseren 
verfassungsmässigen  Freiheit  der  Franken  dem  heftigsten 
Widerstande , und  da  dieser  nicht  zu  überwinden  war , so 
wurde  die  Kopfsteuer  in  einen  auf  bestimmte  Familien  be- 
schränkten erblichen  Kopfzins,  die  Grundsteuer  in  eine 
Reallast  verwandelt. 

Schröder^)  behauptet,  dass  die  verbreitete  Annahme 
von  der  unbedingten  Abneigung  der  Germanen  gegen  öffent- 
•t  liehe  Abgaben  aus  der  Luft  gegriffen  und  diese  nur  gegen 

' eigentliche  Besteuerungen  gerichtet  gewesen  sei,  da  selbst  die 

vornehmste  Classe  der  Unterthanen,  die  königlichen  Vasallen, 
kirchliche  Beneficien  mit  der  Last  eines  doppelten  Zehnten  über- 
nommen hätten.  Dagegen  sei  den  Germanen  die  Forderung 
einer  Kopfsteuer  als  eine  Minderung  ihrer  Freiheit  erschienen. 
Nach  Waitz^)  war  dies  eben  eine  Folge  der  ungekannten 
Scheidung  der  persönlichen  Rechte  von  den  politischen  Be- 
fugnissen des  Königs,  so  dass  jede  wahre  Steuer  als  Zins 
erscheinen  mufste.  So  ereignete  es  sich,  dass  eine  öffent- 
liche Steuer , die  dem  Könige  im  Gau  von  Limoges  ge- 
Y bührte,  auf  einen  Privaten  überging,  dem  der  König  in 

I demselben  Gau  ein  Gut  geschenkt  hatte,  ein  wohl  nicht 

vereinzelter  Fall. 

Die  Ostgothenkönige  konnten  die  Einführung  der  römi- 


*)  Dahn,  a.  a.  0.  S.  701. 
2)  a.  a.  0.  S.  190. 

2)  a.  a.  0.  II  564.  577. 
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sehen  Grundsteuer  (vgl,  IV,  I,  477)  nur  überaus  mühsam 
durchsetzen '). 

Die  Ostgothen  belasteten  Handel  und  Gewerbe  durch 
das  siliquaticum,  eine  Verkaufsaccise  von  einer  siliqua  = ‘,'24 
von  jedem  solidus  oder  etwa  vier  Procent;  dann  die  auraria, 
eine  Gewerbesteuer ; sehr  ergiebig  war  das  monopolium,  das 
gegen  hohen  Canon  ertheilte  Recht,  gewisse  Waaren,  ins- 
besondere Lebensmittel,  in  bestimmten  Districten,  namentlich 
den  grossen  Städten,  ausschliesslich  feilbieten  zu  dürfen. 
Ausserdem  wurden  Hafengelder  erhoben  2), 

Die  \ andalen  wurden  nicht,  wie  die  anderen  Germanen, 
der  Grundsteuer  oder  ihrem  Aequivalente  unterworfen,  ihre 
Loose  blieben  steuerfrei;  dagegen  wurden  die  Grundstücke 
der  Provincialeü  mit  unerschwinglichen  Abgaben  belastet. 
Auf  eine  beinahe  ebenso  schonungslose  Weise  verfuhren  die 
Langobarden^). 

ln  Gallien  sowie  in  den  chattisch-fränkischen  Gebieten 
wird  schon  im  sechsten  Jahrhundert  einer  auf  Grund  des 
Bodenregals  erhobenen  Abgabe  erwähnt,  die  Landrecht 
(terragium,  tierage),  Ackergeld  (agrarium),  Feldtheil  (cam- 
pipars,  champart) , in  den  deutschen  Gegenden  vornehmlich 
medem  genannt  wurde.  Sie  bestand  in  der  Regel  in  dem 
siebenten,  in  Gallien  überwiegend  in  dem  fünften  Theile  der 
Feldfrüchte,  ferner  in  Weidegeldern  (pascuaria)  und  einem 
Schweinezehnten  (dehem,  cellarinsis)  für  die  Mast  *).  In  den 
römischen  Theilen  des  Reiches  erhielt  sich  auch  der  Zehnte 
von  Getreide  und  der  Fünfte  von  Baumfrüchten  (vgl.  IV 
I.  443;  III,  196,  197). 

Bei  den  Ostfranken , namentlich  in  den  Maingegenden, 
wurde  zu  Ostern  unter  dem  Namen  steora  (Steuer),  eine 
Abgabe  in  Honig  und  Kleidern,  anderwärts  in  Ferkeln, 
Hühnern,  Eiern,  Holz  oder  Geld  (ostergelt)  entrichtet.  Bei 


*)  Dahn,  Urgeschichte.  I 102.  298. 

*)  Dahn,  a.  a.  0.  S.  298. 

a.  a.  ü.  S.  200.  Loebell,  a.  a.  0.  S.  98. 
*)  Schröder,  a.  a.  0.  S.  189. 
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j den  Alamannen  wurde  von  freien  Leuten  ein  Hufenzins  er- 

j|  hoben.  In  Churrhätien  hiess  er  fiscus. 

I Im  Gegensätze  zum  römischen  Steuerwesen  bewahrten 

r die  Zölle  unter  fränkischer  Herrschaft  in  den  mannig- 

faltigsten Formen  ihre  Lebensfähigkeit.  Sie  wurden  nicht 
nur  an  den  Reichsgrenzen,  sondern  auch  an  allen  bedeuten- 
J den  Durchgangspunkten  des  Verkehrs  innerhalb  des  Reichs, 

iL  meistens  in  einer  Quote  der  verzollbaren  Waaren,  mitunter 

aber  in  festgesetztem  Betrage,  erhoben.  Hiernach  mussten 
zollpflichtige  Waaren,  ehe  sie  im  Inlande  zum  Gebrauch 
gelangten,  so  oft  verzollt  werden,  als  sie  Zollstätten  zu 
durchwandern  hatten.  Nur  Handelswaaren , nicht  aber  die 
zu  eigenem  Gebrauche  bestimmten  Gegenstände,  waren  zoll- 
pflichtig. Ausserdem  gab  es  Marktzölle,  d.  h.  auf  den 
Märkten  zu  entrichtende  Abgaben  von  jedem  Kaufe.  Es 
gab  mannigfaltige  Hinzufügungen  zum  teloneum.  Nach  einer 
Urkunde  Theuderichs  III.  von  681  erhob  man  Strassen- 
geld (pulveraticus),  Brückengeld  (pontaticus),  Thorgeld  (por- 
taticus),  Radgeld  (rotaticus),  Anmeldungsgebühr  (salutaticus), 
Rasengeld  (cispi taticus,  eine  Abgabe  unsicherer  Bedeutung). 
Ferner  kamen  als  Zölle  vor:  Saumgeld  von  jedem  Saum- 
thiere  (saumaticus),  Passagegeld  (passionaticus),  Deichselgeld 
,i  (temonaticus),  Rollgeld  (volutaticus). 

Zolldefraudationen  wurden  mit  der  Beschlagnahme 
j der  Waare  und  des  Fahrzeuges  oder  mit  der  königlichen 

Bannbusse  von  sechzig  Schillingen  bestraft.  Diese  Busse 
galt  auch  für  rechtswidrige  Erhebung  von  Zöllen. 

Wie  im  Steuerwesen,  so  waren  auch  im  Zollwesen 
Neuerungen  bei  der  Bevölkerung  verpönt.  Chlothar  II.  fand 
i*  sich  im  Jahre  614  zu  dem  Versprechen  gedrängt,  dass  er  in 

dieser  Beziehung  an  dem  Herkommen  nichts  ändern  werde  Q. 

Fernere  Einnahmequellen  boten  die  Tribute  unter- 
worfener oder  Hilfsgelder  und  Geschenke  verbündeter  oder 
; befreundeter  Staaten.  So  entrichteten  die  Sachsen  an  der 

: thüringischen  Grenze  eine  Abgabe  von  fünfhundert  Kühen,  die 

1)  Brunner,  a.  a.  0.  II  234—240.  Dahn,  a.  a.  0.  IV  54.  Schröder, 
a.  a.  0.  S.  188. 
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ihnen  Dagobert  erliess.  Seit  Theoderichs  Zeiten  leisteten  die 
Thüringer  einen  Tribut  in  Schweinen , ein  Theil  von  ihnen 
sowie  die  Wenden  einen  Tribut  in  Honig  und  leinenen 
Röcken;  eine  Leistung  in  Schweinen  wird  auch  von  den 
Alamannen  vermuthet.  Solchen  Naturalleistungen  waren 
auch  die  W^estfranken  unterworfen ; die  Cenonianen  lieferten 
hundert  Kühe,  die  Albigenser  Getreide  und  Wein^. 

Bereits  zu  festen  Abgaben  umgewandelte  freiwillige  Ge- 
schenke in  Rossen  und  Waffen  wurden  zu  Weihnachten 
dargebracht  ^).  Der  Geschenke  bei  Gelegenheit  der 
Musterung  auf  dem  Märzfelde  erwähnt  bereits  Tacitus®). 
Ausserordentliche  Geschenke  erfolgten  zur  Unterstützung 
von  Gesuchen  bei  Reisen  des  Königs  oder  bei  der  Ver- 
mählung königlicher  Töchter*),  wie  auch  von  fremden 
Königen,  um  sich  den  Beistand  oder  die  Freundschaft 
fränkischer  Könige  zu  sichern.  So  sendet  der  west- 
gothische  König  Richared  den  merowingischen  Königen 
Gunthramm  und  Childebert  zehntausend  Goldgulden. 
Chilperich  erhält  vom  byzantinischen  Kaiser  Tiberius 
allerhand  Kostbarkeiten,  darunter  Goldstücke®).  Auch 
flössen  dem  Könige  Vermächtnisse  zu®). 

Weitere  Einnahmequellen  waren:  alles  in  eroberten 
Ländern  Vorgefundene  Staatseigenthum,  das  königliche  Recht 
auf  herren-  oder  erblose  wie  auf  die  Güter  der  Friedlosen; 
bei  den  Angelsachsen  und  wohl  auch  bei  anderen  Stämmen, 
der  Genuss  des  Strandgutes  sowie  ein  Antheil  an  den  Berg- 
werken, Strafgelder,  deren  wir  bereits  erwähnten,  ferner 
zwei  Drittel  der  Friedensgelder,  während  ein  Drittel  als 
Besoldungsantheil  in  den  Händen  der  Grafen  verblieb,  die 
schon  in  der  Merowingerzeit  mit  Gütern  als  Zubehör  ihres 

>)  V.  luama-Sternegg,  a.  a.  0.  S.  150.  ^yaitz,  a.  a.  0.  S.  559-560. 
Hüllmann,  Deutsche  Finanzgeschiclite  des  Mittelalters.  S.  84—86. 

2)  Waitz,  a.  a.  0.  II  556. 

3)  German.  15. 

*)  Vgl.  Greg.  Tur.  VI  45  42. 

®)  Greg.  Tur.  IX  16;  VI  2. 

Dahn,  Deutsche  Geschichte  I.  II  702-703. 


Amtes  ausgestattet  wurden;  das  Wergeid  und  Erbe  Sippe- 
loser und  Fremder.  Gütereinziehungen  zum  Tode  oder  zur 
Verbannung  verurtheilter  Hochverräther  und  anderer  — auch 
nicht  politischer  — Verbrecher  für  den  königlichen  Schatz 
werden  häufig  erwähnt^).  Das  blosse  Verlassen  des  Landes 
wurde  als  ein  Verbrechen  betrachtet,  das  die  Vermögens- 
einziehung zur  Folge  hatte.  So  mussten  die  zahlreichen 
Personen,  die  infolge  des  Steuerdrucks  des  Königs  Chilperich 
auswanderten , ihre  Güter  preisgeben  ^).  Unter  Dagobert 
wurden , in  Anwendung  eines  römischen  Rechtssatzes , die 
Güter  von  Kindern  eingezogen,  die  den  Mörder  ihres  Vaters 
nicht  verfolgt  hatten.  Bei  der  Habsucht  merowingischer 
Könige  erscheint  es  auffallend,  dass  zuweilen  ein  Theil  der 
Güter  angeblicher  oder  wirklicher  Verbrecher  der  öffentlichen 
Plünderung  preisgegeben  wurde.  So  geschah  es  gegenüber 
Berulf,  dem  Oberkämmerer  des  Königs  Chilperich®). 

Solche  Confiscationen  erfolgten  bei  den  Merowingern 
zuweilen  offenbar  ohne  richterliches  Urtheil,  wie  die  des 
plötzlich  verstorbenen  Kanzlers  Marcus,  dessen  grosser  Reich- 
thnm  in  Zusammenhang  mit  ungerechten  Steuerforderungen 
gebracht  ward*).  Von  Chilperich  sagt  Gregor  von  Tours®) 
ausdrücklich,  dass  er  häufig  Uuterthanen  ungerechter  Weise 
verurtheilt  habe,  um  ihr  Vermögen  einziehen  zu  können. 
Namentlich  unter  Ebroin  erfolgten  öfters  Confiscationen 
wegen  Majestätsbeleidigung®). 

Der  merowingischen  Finanzpolitik  mehr  als  der  Rück- 
sicht auf  die  öffentliche  Sicherheit  scheint  das  Verbot  zu 
entspringen,  dass  der  Bestohlene  ohne  Zuziehung  des 
Richters  sich  mit  dem  Diebe  verständige  G-  Offenbar  auch 

1)  Vgl.  Greg.  Tur.  III  14;  V 24.  25;  VII  22;  VIll  11.  36;  IX  9.  10. 

2)  Greg.  Tur.  V 25.  28. 

Greg.  Tur.  VII  22. 

*)  Greg.  Tur.  VI  28. 

Greg.  Tur.  VI  46. 

Viollet,  Histoire  des  iiistitutions  politiques  et  administratives 
de  la  France.  Paris  1890 — 1898.  I 221. 

Dahn,  Deutsche  Geschichte  I.  II  718. 
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im  fiscalischen  Interesse  untersagt  das  burgundisehe  wie  das 
merowingische  Gesetz  jede  ohne  Zuziehung  der  Gerichte  zu 
Stande  kommende  Composition  ^).  Selbst  bei  den  Civilprocessen 
unter  Privatpersonen  beanspruchte  der  königliche  Fiscus 
eine  Remuneration.  Von  den  Römern  war  der  Gebrauch 
überkommen,  die  Verträge  mit  einer  Clausel  endigen  zu 
lassen,  wonach  der  den  Vertrag  Verletzende  sich  einer  Con- 
ventionalstrafe  zu  unterziehen  hatte.  In  den  meisten  Ver- 
trägen aus  merowingischer  Zeit  wird  bestimmt,  dass  diese 
Beträge  zwischen  dem  Verletzten  und  dem  Fiscus  zu  theilen 
seien  ^). 

Ausserdem  ergaben  die  Banngelder,  insbesondere  der 
Heerbann,  auch  Wildbänne,  reiche  Einnahmen  für  die  Könige. 

Die  Bussen  bestanden  in  der  Regel  in  Vieh,  die  Ab- 
gaben vornehmlich  in  Frucht. 

Eine  Naturalleistung  der  Unterthanen  war  das  auf 
römischen  Einrichtungen  beruhende  servitium  regis,  die  Ver- 
pflichtung, dem  Könige  mit  seinem  Gefolge,  den  Mitgliedern 
des  königlichen  Hauses,  den  Königsboten  etc.  Aufnahme  und 
Unterhalt  zu  gewähren  und  die  erforderlichen  Beförderungs- 
mittel zur  Verfügung  zu  stellen.  Der  Natur  der  Sache 
nach,  nahm  der  König  nur  die  Gastung  von  geistlichen  und 
weltlichen  Grossen  in  Anspruch;  doch  wälzten  diese  die 
Kosten  mindestens  zum  Theile  auf  die  Hintersassen  ab,  von 
denen  sie  „in  adventu  regis“  gewisse  Naturalabgaben  erhoben. 
Einzelne  wenige  Kirchen  erlangten  durch  königliches  Privi- 
legium’ die  Befreiung  von  der  Gastungspflicht.  In  einzelnen 
Provinzen  hatten  die  Unterthanen  auch  die  Kosten  des  Post- 
wesens vollständig,  in  anderen  nur  subsidiär,  zu  tragen^). 
Ferner  waren  Brücken-,  Strassen-  und  Befestigungsarbeiten 
allgemeine  Unterthanenlasten. 

Die  weitaus  wichtigste  Einnahmequelle  bildeten  die 
durch  die  Eroberungen  und  Einziehungen  herrnlosen  Landes, 

0 Fustel  de  Conlanges,  Ilistoire  des  institutions.  II  500. 
a.  a.  0.  S.  404. 

®)  Brunner,  a.  a.  0.  II  229—230. 
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sowie  der  Güter  Verurtheilter  so  sehr  ausgedehnten  Kron- 
güter. 

Der  auf  Grund  der  Vorschriften  des  alten  Testamentes 
von  der  Geistlichkeit  erhobene  Zehnte  war  grossentheils 
kirchlicher  Natur. 

Die  Einnahmen  an  Geld  und  Kleinodien  flössen  ohne 
Unterschied  der  Quelle  in  allen  Germanenreichen  in  den 
königlichen  Schatz  (aerarium  publicum).  Seine  Geltung  glich 
beinahe  der  des  Reiches  selbst,  mit  dem  er  vererbt  wurde, 
wie  denn  überhaupt  in  der  merowingischen  Zeit  die  Nutz- 
barkeit des  Königthums  in  den  Vordergrund  trat.  Der 
Schatzkammer  wird  bei  Todesfällen  von  den  Nachfolgern 
zuerst  gedacht;  bei  drohender  feindlicher  Invasion  wird  sie 
vor  Allem  in  Sicherheit  gebracht  Q.  Bei  Reichstheilungen 
wird  auch  der  Schatz  getheilt^).  Der  Reichthum  mancher 
dieser  Schatzkammern  lässt  sich  aus  der  — wenn  auch 
hyperbolischen  — Mittheilung  ermessen , dass  die  west- 
gothische  Regentin  Amalaswintha  der  ihrigen  vierzig  tausend 
Pfund  Goldes  zu  entnehmen  in  der  Lage  gewesen  sei^). 
Dieser  Schatz  enthielt  nebst  Edelsteinen  und  anderen  Kost- 
barkeiten auch  goldene  und  silberne  Geräthschaften,  darunter 
kirchliche,  Prachtgewänder,  Prunkwaffen  etc.  Q. 

Die  königliche  Gemahlin  hatte  ihren  besonderen  Schatz. 
So  Chrodichilde , Tochter  König  Chlodovechs,  Gemahlin 
König  Amalrichs,  Galsvintha  Gemahlin  König  Chilperichs, 
Brunichilde  Gemahlin  König  Sigiberts,  Fredegunde  Gemahlin 
König  Chilperichs®).  Als  König  Chilperichs  Tochter  nach 
der  Feier  ihrer  Hochzeit  nach  Spanien  reist,  nimmt  sie  den 
reichen  Schatz  mit,  womit  ihr  Vater  sie  ausstattete®).  Auch 
königliche  Prinzen  haben  sogar  schon  in  kindlichem  Alter 


’)  Greg.  Tur.  II  40;  VI  41. 

2)  Waitz,  a.  a.  0.  II  137. 

®)  Dahn,  Urgeschichte.  I 299. 

*)  Greg.  Tur.  III  10;  V 34;  vgl.  IV  22. 

®)  Greg.  Tur.  III  10;  IV  28;  V 1;  VII  4. 
ß)  Greg.  Tur.  VI  45. 

Felix,  Eigenthum.  IV.  2.  I. 
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ihien  Schatz^),  Ferner  werden  herzogliche  Schatzkammern 
erwähnt.  In  Rauchings  (Herzogs  König  Childeberts  II.) 
Schatz  sollen  sich  Reichthümer  gefunden  haben,  welche  die 
des  königlichen  Schatzes  überstrahlten.  Als  sehr  reich  wird 
u.  A.  die  Schatzkammer  des  Herzogs  Gunthramm  Boso  ge- 

schildeit.  Endlich  ist  auch  von  bischöflichen  Schatzkammern 
die  Rede  2). 

Die  rücksichtsvolle  Finanzverwaltung  der  Ostgothen 
mit  häufigen  Steuernachlässen  bietet  einen  auffallenden 
Gegensatz  zu  der  erdrückenden  Fiscalität  im  byzantinischen 
Reiche  3).  Fränkische  Könige  erliessen  häufig  den  Kirchen 
alle  Abgaben  ^).  Geistliche  Stifter  und  Privatpersonen 
erhielten  zuweilen  Zollfreiheit  Chlothar  II.  trat  sogar 
die  Ackergelder,  Weidegelder  und  Schweinezehnten  von  allen 
kirchlichen  Besitzungen  an  die  Kirche  ab«).  Bei  den  Ala- 
mannen kam  es  vor,  dass  man  sich  von  Steuern  loskaufte  ’). 

Der  schon  unter  den  Römern  vorgekommene  Missbrauch 
dei  Befieiung  Vornehmer,  potentes,  von  gewissen,  wenn  nicht 
von  allen  öffentlichen  Leistungen,  pflanzte  sich  unter  den 
Merowingern  sogar  in  verstärktem  Masse  fort. 

Im  meiowingischen  Reiche  wurden  auch  manche  Ort- 
schaften von  Steuern  befreit »).  Bei  Schenkung  von  Königs- 
land wurde  zuweilen  Steuerfreiheit  durch  Privileg  mit- 
verliehen»). Zuweilen  kamen  Abgabenbefreiungen  für  einen 
beschränkten  Zeitraum  vor;  so  von  Seiten  Dagoberts  I.  bei 
Gründung  der  Messe  von  Saint-Denis  *«). 

Bei  den  Westgothen  dagegen  war  die  Steuerlast  oft 

Greg.  Tur.  VI  35. 

»)  Greg.  Tur.  IX  9.  10;  X 19. 

»)  Dahn,  Urgeschichte.  I 299. 

Greg.  Tur.  III  25;  X 7. 

Waitz,  a.  a.  0.  II  604. 

«)  Schröder,  a.  a.  0.  S.  189. 

Waitz,  a.  a.  0.  S.  562. 

*)  a.  a.  0.  S.  569. 

®)  Dahn,  Deutsche  Geschichte  I.  II  696. 

Pigeonneau,  Histoire  du  commerce  de  la  France.  Paris  1885 
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uuerträglich.  Die  durch  habgierige  Beamte  erfolgte  will- 
kürliche Erhöhung  der  Abgaben  brachte  die  verzweifelten 
Bauern  wiederholt  zur  Empörung. 

Zuw'eilen  werden  auch  die  fränkischen  Könige  grosser 
Härte  bei  Ausschreibung  der  Steuern  beschuldigt.  So  ins- 
besondere Chilperich,  der  dadurch,  und  namentlich  durch 
die  Art  der  Eintreibung  der  Abgaben  von  Seiten  seines 
Kanzlers  Marcus,  wde  bereits  erwähnt,  viele  Unterthanen 
zur  Auswanderung  trieb  ^).  Dagobert,  der  die  Ansammlung 
eines  grossen  Schatzes  als  geboten  erachtete,  nahm  hierbei 
auch  auf  den  Besitz  der  Kirche  und  der  Grossen  keine 
I Rücksicht»).  Auch  wird  geklagt,  dass  Personen  zur. Steuer 

' herangezogen  werden,  die  gesetzlich  davon  befreit  sein 

sollten»).  Oefters  wurden  von  der  erregten  Bevölkerung 
die  Steuerregister  verbrannt. 

Angesichts  der  zahlreichen  Naturallieferungen  und 
Frohnden  wie  der  Selbsterhaltung  der  Krieger  und  der 
Kostenlosigkeit  der  Justiz  — die  vielmehr,  der  beträcht- 
liehen  Bussen  wegen,  als  eine  Einnahmequelle  erschien  — 
waren  die  Staatsausgaben  von  verhältnissmässig  geringem 
Umfange.  Sie  beschränkten  sich  im  Allgemeinen  auf  den 
Unterhalt  des  königlichen  Hofes,  der  übrigens  aus  den  Er- 
trägnissen der  Domänen  bestritten  wmrde,  und  auf  könig- 
liche Geschenke  an  fremde  Fürsten,  geistliche  und  welt- 
liche Grosse,  Kirchen  und  Klöster,  wie  auf  Almosen*). 
So  schenkte  Chilperich  dem  Bischof  Aegidius  von  Reims 
2000  Goldgulden,  „um  die  Freundschaft  mit  ihm  warm  zu 
halten“»).  Die  Schenkungen  erstreckten  sich  zuweilen  auf 
* Pß^ftlieu , insbesondere  Zölle  und  Wegegelder  oder  einen 
I Theil  ihres  Ertrages.  So  gründete  Dagobert  zu  Gunsten 
der  Abtei  Saint-Denis  eine  Rente  von  100  Goldsolidi  auf  die 


, ‘)  Greg.  Tur.  V 28. 

I »)  Schnitze,  a.  a.  0.  II  179. 

I »)  Waitz,  a.  a.  0.  S.  573. 

^ *)  Dahn,  a.  a.  0.  S.  716.  Vgl.  Greg.  Tur.  III  23—25.  34;  IV  22 

; »)  Greg.  Tur.  X 19. 
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Zölle  von  Marseille  und  eine  noch  bedeutendere  auf  den 
Ertrag  von  Bleimiuen;  ferner  verlieh  er  629  dieser  Abtei 
das  Standgeld  (toulieu),  das  von  den  zur  Messe  gelangten 
Waaren  zu  erheben  war;  im  siebenten  Jahrhundert  war  die 
Kirche  von  Tours  Eigenthümerin  des  gesammten  census 
liscalis  der  Stadt;  Siegebert  II.  beschenkte  651  die  Abtei 
Stavelot  mit  den  in  verschiedenen  Häfen  zu  entrichtenden 
telonea  *). 

Bei  den  Westgothen  traten  hinzu : beträchtliche  Bei- 
träge zur  Heeresverpfieguug  wie  \'erwaltungskosten , ferner 
als  ausserordentliche  Ausgaben  Geschenke  ans  Heer^).  Der 
Dienstadel  wurde  von  den  Königen  mit  Grundbesitz  aus- 
gestattet ; den  Grafen  fielen  üherdiess  Antheile  an  den 
Friedens-  und  Strafgeldern  zu. 

Wie  im  orientalischen  Alterthum  (IV  I,  203 — 204),  kamen 
auch  bei  den  Merowingern  Städteschenkungen  vor.  So  gab 
König  Chilperich  seiner  Gemahlin  Gailswinth  fünf  Städte 
als  Morgengabe,  die  nach  ihrer  Ermordung  als  eine  Art 
Wergeid  ihrer  Schwester  Brunichild  zu  vollem  Eigenthuui 
zufielen  ^). 

Die  römische  Vorschrift,  dass  die  Steuerbeamten  die 
Ausfälle  zu  decken  hatten,  eignete  sich  auch  das  fränkische 
und  das  gothische  Staatsrecht  an^). 

Wie  wir  bereits  andeuteten,  wurden  Königs-  und  Staats- 
gut in  den  Germanenreichen  im  Allgemeinen  verquickt; 
eine  Ausnahme  gewahren  wir  nur  bei  den  Westgothen,  bei 
denen  die  häufige  Wahl  verschiedenen  Familien  angehöriger 
Monarchen  den  König  Ileceswinth  (652  — 672)  zu  einer 
Scheidung  veranlasste.  Zwar  sollte  der  erwählte  König 
jedesmal  in  den  ungetheilten  Besitz  der  Krongüter  treten, 
auf  die  jedoch  seinen  Nachkommen  und  sonstigen  Verwandten 
keinerlei  Erbansprüche  zustehen  sollten.  Diese  wurden  auf 

Gasquet.  I 315.  Viollet,  a.  a.  0.  I 327.  328. 

2)  Dahn,  Urgeschichte.  I 485. 

Schnitze,  a.  a.  0.  S.  142. 

*)  Dahn,  a.  a.  0.  II  473. 
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die  Güter  l)eschränkt,  die  der  König  vor  seiner  Erwählung 
besessen  hatte  ^). 

Wie  kindlich  noch  die  Anschauungen  vom  Staats-  und 
insbesondere  Finanzwesen  waren,  bezeugt  die  Thatsache,  dass 
nicht  nur  merowingische  Könige  und  Königinnen , sondern 
auch  ein  Mann  von  der  Bildung  eines  Gregor  von  Tours 
— in  einer  mit  den  Evangelien  ^)  schwer  in  Einklang  zu 
bringenden  Weise  — die  Steuerfordernng  als  einen  Frevel 
betrachteten.  Dieser  bewog  den  König  Childebert,  von  der 
Besteuerung  der  Einwohner  von  Tours  aus  Ehrfurcht  vor 
dem  heilgen  Martinus  abzustehen®).  Insbesondere  Hinzu- 
fügungen zu  den  bestehenden  Steuern  wurden  als  gottlos 
betrachtet:  „census  novus  impie  addetus“^).  Mag  diese 

Auffassung  zum  Theil  durch  die  geringen  Staatsausgaben 
erklärt  werden,  welche  die  erwähnte  Schatzbildung  be- 
günstigten, so  gilt  dies  keineswegs  von  der  Systemlosigkeit 
und  Ungerechtigkeit,  welche  die  zahlreichen  Immunitäts- 
verleihungen verrathen,  die  zu  gutem  Theile  den  häufig  be- 
klagten Steuerdruck  verursachten,  indem  reiche  und  mäch- 
tige Besitzer  nicht  nur  steuerfrei  ausgingen,  sondern  zu- 
weilen auch  noch  die  auf  ihre  Hintersassen  entfallenden 
Steuern  für  eigene  Rechnung  erhoben,  während  das  Volk 
für  den  dadurch  bewirkten  Ausfall  aufzukommen  hatte. 
Diese  Ungerechtigkeit  trug  den  Keim  zu  weiterer  Aus- 
breitung in  sich , indem  zahlreiche  kleine  Besitzer  sich 
grossen  Immunitätsherren  ergaben , um  Steuerbefreiungen 
oder  wenigstens  Erleichterungen  zu  erringen,  wodurch  die 
Immuuitätsgebiete  noch  mehr  ausgedehnt  wurden. 

9. 

Auch  das  Münz  wesen  in  den  germanischen  Reichen 
war  römisch.  Wenngleich  die  Edelmetalle  nicht  mehr  als 


a.  a.  0.  I 481. 

2)  Matth.  22,  21.  Mark.  12,  17.  Luk.  20,  25. 
2)  Greg.  Tur.  IV  34;  IX  30. 

Viollet,  a.  a.  0.  I 322.  323. 
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blosse  Mittel  zur  Schatzbildung  betrachtet  wurden , so  war 
man  doch  im  Allgemeineu  gegen  die  Römerzeit  insofern 
zui  uckgeschntten , als  man  das  (}eld  mehr  als  Werthmesser 
a s a gemeines  Tauschmittel  gebrauchte,  da  der  Handel 

Uebergang  zur  eigentlichen 
GehhMithschaft  noch  nicht  erfolgt  war. 

Wie  es  bei  anderen  Völkern  - auch  den  Römern  - 
\ 01  nehmlich  die  Bussen  waren,  die  das  Bedürfniss  eines 
a Igemeinen  Werthmessers  hervorriefen  (vgl.  IV  1 490)  sn 
auch  hei  den  Germanen.  Schon  TacitusH  erwähnt,  dass 
Bussen  und  Mergeld  in  einer  bestimmten  Anzahl  von 
Stucken  kleinen  und  grossen  Viehes  zu  leisten  seien. 

Gleich  den  Langobarden  und  Westgothen  behielten  die 
Merowinger  den  von  Constantin  dem  Grossen  eingeführten 
dsohdus  (R,  I.  497)  bei,  der  in  ganzen  wie  in  Drittel- 
stuckeii  (tremissi,  trientes)  ausgeprägt  wurde.  Aus  gewissen 
ngaben  des  salischen  Gesetzbuches  lässt  sich  schliessen 
dass  bei  den  Franken  zuerst  Silberwährung  bestanden  hatte’ 
die  erst  nach  der  Invasion  Galliens  durch  die  einzig  und 
allem  aus  den  gallischen  Verhältnissen  erklärliche  Gold- 
währung verdrängt  worden  ist.  Der  solidus  hiess  bei  den 
rmanen  Schilling.  Diese  Bezeichnung,  die  gleichmässig 
bei  den  Franken,  Sachsen,  Gothen  und  Angelsachsen  er- 
scheint  hangt  nach  Soetbeer  mit  „skilan“  (tödten)  und 
,,  Sc  luld  zusammen.  Der  Todtschläger  hatte  Busse  zu 

zahlen,  die  danach  den  Namen  „Shilling“  erhielt^),  ein  aber- 
maliger Beweis  für  den  Einfluss  des  Compositionswesens  auf 
die  Geldentwicklung. 

Seit  ,1er  zweiteu  Hälfte  des  sechsten  Jahrhunderts  ward 
das  Gewiclit  des  solidus  bei  den  Franken,  Langobarden  und 
Westgothen  von  24  auf  21  siliquen  herabgesetzt , so  dass 
nicht  inelir  72,  sondern  84  soIidi  auf  das  Pfund  Goldes  von 
d-7  Gramm  kamen  und  der  solidus  statt  4,55  nur  nocli 


0 German.  21. 

in  DeutschknT  — Geld-  und  Münzw'esens 

in  den  Forschungen  zur  deutschen  Geschichte.  I 214. 
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3,9  Gramm  wog.  Dieser  war  in  Austrasieu,  wo,  bei  vor- 
herrschender Naturalwirthschaft , Vieh  das  eigentliche  all- 
gemeine Tauschobject  bildete,  nur  Rechnuugsgeld.  Chlodovech 
führte  den  Silberdenar  (40  = einem  solidus)  als  Scheide- 
münze ein.  Auf  verhältnissmässig  grossen  Goldreichthum 
noch  bei  Ausgang  des  sechsten  Jahrhunderts  lässt  neben 
den  erwähnten  reichen  Schatzkammern  die  Sitte  schliessen, 
dass  A 01  nehme  mit  Schätzen  an  Gold  bestattet  wurden  ^). 
Da  aber  im  Laufe  des  siebenten  Jahrhunderts  mit  dem  Ver- 
falle des  Merowingerreiches  die  Hilfsgelder  und  Tribute 
fremder  Völker  auszubleiben  anfingen,  so  nahmen  die  Gold- 
ausprägungen immer  mehr  ab  und  wurden  schliesslich  ganz 
eingestellt.  Die  dadurch  in  der  zweiten  Hälfte  des  siebenten 
Jahrhunderts  entstandene  Geldnoth  wurde  durch  Ausfuhr, 
Abnutzung  der  Münzen,  Einschmelzungen  und  Vergrabungen 
(als  Folge  der  allgemeinen  Unsicherheit)  so  empfindlich 
vermehrt,  dass  man  zum  Theil  auch  im  Westen  nothwendig 
zur  Naturalwirthschaft  zurückkehrte,  die  sich  in  den  öst- 
lichen Reichstheilen  immer  behauptet  hatte. 

Nachdem  die  Goldausmüuzung  aufgehört  hatte,  wurde 
in  Westfranken  die  vor  längerer  Zeit  eingestellte  Silber- 
ausprägung in  höherem  Masse  Avieder  aufgenommen  und  auf 
diese  M eise  der  Uebergaug  zu  der  Silberwähruug  vor- 
bereitet. Zwölf  merowiugische  Denare  bildeten  nun  .'einen 
Silbersolidus  — etwa  ein  Drittel  des  bisherigen  Goldsolidus  — 
dei  aber  auch  hier  nicht  wirklich  geprägt  wurde , sondern 
nur  als  Rechnuugseinheit  diente. 

Geprägt  wurde  nur  auf  private  Bestellung,  weshalb  die 
Münzstätten  zugleich  als  Wechselbanken  dienten.  Auch 
hatten  die  Münzer  keine  festen,  sondern  fliegende  Münz- 
stätten: sie  zogen  umher,  um  dort  Münzen  zu  schlagen,  wo 
sich  ein  Bedürfniss  darnach  erwarten  Hess,  wie  auf  den 
Märkten  und  Malstätten  zu  Markt-  und  Gerichtszeiten. 
Während  die  ersten  Merowinger  noch  römisches  Gepräge 
anwandten,  liess  König  Theudebert  I.  zuerst  Münzen  auf 


0 Greg.  Tur.  VIII  21. 
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den  königlichen  Namen  schlagen.  Wiewohl  grundsätzlich 
die  Regalität  des  Münzwesens  in  Anspruch  genoinineu  wurde, 
Hessen  im  Laufe  des  siebenten  Jahrhunderts  einzelne  Grosse 
und  wohl  auch  Münzmeister  Silberprägungen  bewirken. 
Nach  Dahn  geschah  dies  keineswegs  rechtlich,  sondern  aus 
„Anmassung  und  Rechtsbruch 

Ungewöhnlich  gross  war  zui‘  Merowingerzeit  die  Zahl 
der  Münzstätten  in  Frankreich,  wo  einer  Anzahl  von  Aebten 
und  Privatpersonen  das  Yorreclit  der  Münzprägung  zu- 
gestanden wurde ; in  Südfrankreich  allein  gab  es  deren  über 
Tausend,  darunter  viele  in  unbedeutenden  Dörfern 

Die  Merowinger  führten  den  Sclilagschatz  ein,  der  den 
Alten  unbekannt  war.  Die  fränkischen  Könige  erhoben  ihn 
nicht  nur  von  ihren  eigenen  Münzstätten,  sondern  auch  von 
allen  Körperschaften,  denen  das  Recht  der  Münzprägung 
Zustand  ^). 

Aus  der  Werthbestimmung  des  ripuarischen  Stamm- 
rechtes  ersehen  wir,  dass  im  sechsten  Jahrhundert  eine  Kuh 
einen  Schilling,  ein  Schwert  ohne  Scheide  drei  Schillinge, 
mit  Scheide  sieben  Schillinge  galt.  Im  siebenten  und 
achten  Jahrliundert  war  der  Werth  einer  Kuh  ebenfalls  ein 
Schilling,  eines  Stiers  zwei  Schillinge,  einer  Stute  drei 
Schillinge,  eines  Ebers  sechs  Schillinge,  eines  guten  Harnisches 
zwölf  Schillinge*).  In  den  Gesetzen  des  angelsächsischen 
Königs  Ine  wird  ein  Schaf  mit  seinem  Lamm  mit  einem 
Schilling,  das  Vliess  mit  zwei  Pfennigen  bewerthet^).  Hier- 
nach lässt  sich , vermittelst  der  Viehpreise , einerseits  die 
Grösse  der  Bussen,  andererseits  die  Kostbarkeit  der  Ge- 
werbeerzeugnisse im  Vergleiche  mit  Vieh  ermessen. 


’)  Schröder,  a.  a.  0.  S.  184—186.  Brunner,  a.  0.  I 214;  II  242. 
Dahn,  Deutsche  Geschichte.  I/II  709—711.  Schnitze,  a.  a.  0.  II  314. 

Molinier,  Etüde  sur  l’administration  feodale  dans  le  Languedoc. 
Toulouse  1878.  S.  253.  Le  vicomte  d’Avenel,  La  fortune  privee  ä travers 
sept  siecles.  Paris  1895.  S.  42. 

Müller,  Deutsche  Münzgeschichte  97.  131.  132. 

•*)  Arnold,  Deutsche  Geschichte  II.  II  83  ff. 

Schmid,  a.  a.  0.  S.  49.  53. 
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10. 

In  den  auf  den  Trümmern  des  römischen  Staates  von 
den  Germanen  gegründeten  neuen  Reichen  haben  die  rohen 
Krieger  selbstverständlich  die  Vorgefundene  Cultur  nicht 
sogleich  vollständig  sich  anzueignen  vermocht , in  welcher 
Beziehung  tief  einschneidende  Rückschritte  unvermeidlich 
waren,  so  bereitwillig  auch  die  Institutionen  der  Römer, 
welche  die  Germanen  zur  Ansässigkeit  erzogen  hatten,  und 
von  denen  diese,  wie  so  vieles  Andere,  auch  die  Regierungs- 
kunst erlernten,  von  ihnen  Iteiiutzt  worden  sind. 

Das  mit  Rücksicht  auf  das  öffentliche  Leben  vornehmlich 
Unterscheidende  der  jugendlichen  Germanen  von  den  Römern 
ist,  dass  Jenen  das  tiefe  Staatsgefühl  unbekannt  war, 
Avelches  diese  durchdrungen  hatte,  weshalb  früher  der  Dienst 
im  römischen  Lager  den  Germanen  nicht  anstössig  erschienen 
war.  Es  erklärt  sich  dies  als  eine  Ausartung  des  Indivi- 
dualismus, die  erst  mit  dem  Fortschreiten  der  Cultur  über- 
wunden werden  konnte.  Folgen  dieses  mangelnden  Staats- 
gefühls waren  die  in  den  früheren  germanischen  Reichen 
tortwährende  Verquickung  von  Staats-  und  Privatinteressen, 
die  Reichstheilungen  unter  verschiedene  Söhne,  die  Ver- 
schmelzung von  Staats-  und  Privateigenthum,  die  den 
Grundherren  übertragene  Gerichtsbarkeit,  die  Verleihung 
der  positiven  Immunität,  das  Fehderecht. 

« Die  Schattenseiten,  die  wir  insbesondere  im  ausgehenden 
römischen  Reiche  gewahrten,  wie  die  Uebergriffe  eines  zügel- 
losen Heeres,  tyrannische  Neigungen  der  Herrscher,  Willkür 
in  Handhabung  der  Rechtspflege,  Bedrückung  der  Schwachen 
durch  die  Grossen,  namentlich  der  Bauern  durch  die  Gross- 
grundbesitzer , erblicken  wir  durchgehends  auch  in  den 
germanischen  Reichen,  in  denen  also  Leben  und  Eigenthum 
nur  ungenügend  geschützt  sind.  Dieses  wurde  ferner  durch 
ein  rohes  und  ungerechtes  Verwaltungs-,  insbesondere 
Finanzsystem,  im  Vereine  mit  einem  strengen,  ausbeutenden, 
wirkliche  Schuld  und  das  Spiel  des  Zufalles  nicht  selten 
verquickenden  Strafrechte  (Confiscationen , Bussen)  sowie 
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durch  die  Rückkehr  zur  Selbsthilfe,  mit  der  sie  begleitenden 
Unsicherheit,  emptindlich  beeinträchtigt. 

Doch  fehlt  es  auch  nicht  an  Lichtblicken , die  eine 
bessere  Zukunft  ahnen  lassen.  Zunächst  hervorzuheben  ist 
der  wohlthätige  Einduss  der  Kirche,  die  allein  nach  der 
Katastrophe  des  römischen  Reiches  die  antike  Cultur  rettete 
und  das  Vorbild  einer  festen  Organisation  darbot,  ein  Ein- 
fluss, der  sich  vornehmlich  zu  Gunsten  der  Schwachen  und 
Gedrückten,  vor  Allem  der  Sklaven,  geltend  machte,  denen 
auch  das  Compositionssystem  mit  der  Ersatzpdicht  nicht  nur 
für  Tödtungen,  sondern  auch  für  Verwundungen  zu  statten 
kam.  Ferner  gewahren  wir  die  Milderung  der  väterlichen 
Gewalt  und  als  Folge  davon  eine  der  Willkür  des  Haus- 
vaters entzogene,  der  Familie  und  allmählich  ihren  weib- 
lichen Mitgliedern  gerechter  werdende  Erbfolgeordnung; 
endlich  die  erhöhte  Würdigung  der  Arbeit,  die  namentlich 
in  der  Anerkennung  des  durch  Rodung  gewonnenen  Bodens 
als  Eigenthum,  sowie  in  dem  höheren  Wergeide  der  Hand- 
werker in  einzelnen  Rechten  ihren  Ausdruck  findet. 


I 

I 


B.  Die  Byzantiner. 


1. 

AVährend  im  Westen  die  jugendlichen  Germanen  auf 
römischem  Boden  neue  Reiche  gründeten,  denen  sie  bei 
allem  Festhalten  an  den  Vorgefundenen  römischen  Institu- 
tionen ihr  eigenes  Gepräge  aufdrückten,  waren  die  Byzantiner 
im  Osten,  bei  denen  das  römische  Verwaltungswesen  sich 
vollständig  erhalten  hatte , die  eigentlichen  Erben  und 
Träger  der  antiken  Cultur,  die  aber,  wie  wir  sehen  werden, 
bei  all  ihrem  Glanze  und  all  dem  Zauber,  den  sie  auf  die 
Zeitgenossen  ausübte,  bereits  die  Keime  des  künftigen 
Unterganges  in  sich  trug.  Im  Gegensätze  zu  den  Germanen 
war  bei  den  Byzantinern  das  Staatsgefühl  lebendig,  aber 
nicht  kräftig  genug,  um  ihm  zum  Behufe  der  Erhaltung 
des  Staates  die  diesen  bedrohenden  Sonderneigungen  zu 
opfern.  So  gewährt  es  denn  ein  bedeutsames  Interesse, 
dem  Aufstreben  der  Germanen  gegenüber,  den  Niedergang 
der  noch  lange  mächtigen  und  viel  bewunderten  Byzantiner 
zu  betrachten. 

Die  Gegensätze  zwischen  West  und  Ost  — die  hier  u.  A. 
in  den  zahlreichen  blühenden  Städten  gegenüber  der  ger- 
manischen Abneigung  gegen  diese  hervortraten  — machten 
sich  in  den  Jahrhunderten,  die  wir  zu  betrachten  haben, 
auch  in  gegenseitig  feindseliger  Haltung  fühlbar.  Justinian  I. 
entwarf  den  gewaltigen  Plan,  die  neu  gegründeten  ger- 
manischen Reiche  zu  vernichten  und  dadurch  die  Einheit 
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des  römischen  Reiches  wieder  herzustellen.  In  der  That 
zerstörte  er  das  Vandalenreich  in  Afrika  und  bekämpfte  die 
Ostgothen  in  Italien  und  die  Westgothen  in  Spanien,  doch 
hatten  diese  Siege  keinen  nachhaltigen  Erfolg.  In  Italien 
traten  die  Langobarden  an  die  Stelle  der  Ostgotheu;  aus 
Spanien  wurden  die  Byzantiner  in  der  ersten  Hälfte  des 
siebenten  Jahrhunderts  wieder  vertrieben,  und  das  eroberte 
afiikanische  Reich  ward  ihnen  von  den  Mohammedanern 
entrissen.  Schon  zu  Justinians  Zeit  erweiterte  König  Theu- 
debert I.  von  Austrasien  (534—548)  seine  Herrschaft  die 
Donau  abwärts  im  Wettbewerbe  mit  dem  bvzantiuischen 
Reiche. 

Die  Kluft  zwischen  Ost  und  West  wurde  später  durch  den 
im  neunten  Jahrhundert  zuerst  hervorgetretenen  Gegensatz 
dei  giiechischen  und  römischen  Kirche  nicht  wenig  erweitert 

2. 

Das  Gesetz  der  Polarität  machte  sich  im  byzantinischen 
Reiche  insofern  in  empfindlicher  W'eise  geltend,  als  dessen 
blendende  materielle  Cultur  eine  grosse  Anzahl  von  Raub-  und 
anderen  Völkern  heranlockte,  die  es  unaufhörlich  mit  Krieg 
überzogen.  Avaren,  Perser,  Slovenen,  Araber,  Kumanen, 
Hirnen,  Serben,  Bulgaren,  Petscheuegen , Normannen  etc! 
waren  es,  deren  mau  sich  — eine  schneidende  Ironie  der  Ge- 
schichte im  Hinblicke  auf  die  weltumspannenden  Entwürfe 
Justinians  — unablässig  zu  erwehren  hatte.  Und  solchem 
Ansturm  waren  die  Heereseiurichtungeu  nicht  dauernd  ge- 
wachsen, wenngleich  das  Heer  noch  Jahrhunderte  hindurch 
den  zahlreichen  Gegnern  überlegen  war.  Die  Heereseinrich- 
tung hatte  allmählich  ihren  nationalen  Charakter  ver- 
loren, infolge  dei  Unmöglichkeit,  die  Armee  aus  den 
Bürgern  des  Reiches  zu  bilden.  Vergeblich  wurden  die  Söhne 
der  Soldaten  an  den  väterlichen  Beruf  gefesselt , wie  der 
Handiieiker  an  seine  Corporation  und  der  Grundbesitzer  an 
sein  Grundstück  gebunden  war  (vgl.  IV/I  372—373).  Neben 
regelmässigen  Truppen  wurden  Söldner  aus  barbarischen 
Völkern,  Mauren,  Saracenen,  Armeniern,  Kolchern,  Herulern, 
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Gepiden,  Hünen,  Massageten,  Südslaven,  Germanen  etc.  ver- 
wendet. Wie  ihre  Vorgänger  im  alten  Rom  bildeten  die 
byzantinischen  Kaiser  aus  solchen  Barbaren  vorzugsweise 
ihre  Garden.  Die  der  Haltung  von  Söldnern  entspringenden 
Uebel  blieben  auch  den  Byzantinern  nicht  erspart^).  Die 
Rohheit  dieser  Krieger  wird  durch  die  Thatsache  bezeugt, 
dass  nach  einem  siegreichen  Feldzuge  des  griechischen  Heeres 
gegen  die  Perser  im  Jahre  627,  unter  dem  Kaiser  Heraklius, 
alles,  was  von  der  Vorgefundenen  reichen  Beute  an  Rohseide, 
seidenen  Kleidern,  gestickten  Teppichen  und  anderen  kost- 
baren Gewerbeerzeugnissen,  Gewürzen  und  Specereien  etc. 
nicht  fortgeschleppt  werden  konnte,  verbrannt  wurde ^). 
Verheerung  und  Verbrennung  der  feindlichen  Ortschaften 
war  byzantinische  Kriegsregel  ®). 

Zahlreiche  Colonien  von  slavischen  und  anderen  Völkern 
verdankten  ihre  Entstehung  dem  Drange,  die  unkriegerisch 
gewordene  einheimische  bäuerliche  Bevölkerung  zu  schonen. 
Jsaurien  und  die  Gebirgsdistricte , in  denen  es  schwierig 
war,  eine  Grundsteuer  zu  erheben,  wurden  auch  verpfiichtet, 
ein  bestimmtes  Truppencontingent  zu  stelleiU). 

Zu  der  unaufhörlichen  Heimsuchung  durch  kriegerische 
Einfälle  fremder  Völker  gesellten  sich  überaus  häufige 
Bürgerkriege  und  Aufstände,  die  zuweilen  von  der  unzu- 
friedenen Armee  hervorgerufen  wurden.  Das  Parteiwesen, 
das  an  den  Hippodrom  in  Constantinopel  sich  angelehnt 
hatte,  und  das  Treiben  der  berüchtigten  zwei  grossen 
Parteien , der  Blauen  und  der  Grünen , die  namentlich 
während  des  sechsten  Jahrhunderts  in  allen  grossen  Städten 
des  Reiches  blutige  Kämpfe  entzündeten , ist  allbekannt. 
Der  damit  zusammenhängende  entsetzliche  Nika- Aufruhr 


^)  Finlay,  History  of  tlie  Byzantine  Empire  2^.  ed.  London  1856. 
I 32.  Hertzberg,  Geschichte  der  Byzantiner  und  des  osmanischen 
Reichs.  Berlin  1883.  S.  31—32. 

*)  Heyd,  Geschichte  des  Levantehandels  im  Mittelalter.  I 21. 

3)  V.  Kremer,  Culturgeschichte  des  Orients  unter  den  Chalifeii. 
1 226. 

*)  Finlay,  a.  a.  0.  S.  33—34. 
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vom  Jahre  532  soll  an  Furchtbarkeit  erst  durch  die  grauen- 
haften Janitscharen- Meutereien  der  türkischen  Aera  wieder 
erreicht  worden  sein.  An  diesen  schrecklichen,  aber  jedes 
ernsten  Inhalts  entbehrenden  Streitigkeiten  jedoch  Hess 
man  sich  nicht  genügen.  Vom  Ende  des  siebenten  bis  zum 
Beginn  des  achten  Jahrhunderts  wurde  das  Reich  im  Laufe 
von  zwanzig  Jahren  durch  nicht  weniger  als  sechs  dynastische 
Revolutionen  erschüttert 
I Es  ist  begreiflich,  welche  Unsicherheit  von  Leben  und 

Eigenthum  diese  fortw<ährenden  inneren  wie  äusseren  Be- 
wegungen zur  Folge  hatten. 


3. 

Im  Gegensätze  zu  den  germanischen  Königen,  die 
hei  beschränkten  Herrscherrechten  ihren  absolutistischen 
Neigungen  widerrechtlich  freien  Lauf  Hessen,  war  im 
byzantinischen  Reiche  der  Kaiser  schon  vor  Justinian  recht- 
lich mit  unumschränkter  Gewalt  ausgestattet.  In 
seinen  Händen  war  nicht  nur  die  Leitung  des  Heerwesens, 
der  auswärtigen  Politik  und  der  vollziehenden  Gewalt, 
sondern  auch  die  der  gesetzgebenden  Gewalt  vereinigt^). 
Bedeutend  abgeschwächt  ward  aber  seine  Macht  durch  that- 
kräftige  Heerführer  wie  durch  die  häufigen  Aufstände®). 
Dem  Despotismus  entsprechen  eine  verschwenderisch  prunk- 
volle Hofhaltung,  ein  umständliches  Ceremoniell,  schwülstige 
Titulaturen. 

4. 

Der  Kaiser  hatte  das  Recht,  selbstthätig  in  die  Rechts- 
pflege einzugreifen,  und  wurde,  je  mehr  er  dieses  Recht 
ausübte,  desto  mehr  von  den  Byzantinern  gepriesen^). 

Die  Gesetzgebung  war  im  Allgemeinen  vortrefflich,  das 
Studium  der  Rechtswissenschaft  hatte  eine  bestimmte 


H Hertzberg,  a.  a.  0.  S.  80.  69. 

Hertzberg,  a.  a.  0.  S.  24. 

®)  Finlay,  a.  a.  0.  I 24. 

Zachariä  v.  Lingenthal,  Geschichte  des  griechisch-römischen 
Rechts.  3.  Auflage.  Berlin  1892.  S.  355. 
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Tradition  ausgebildet,  doch  begünstigte  das  Recht  die 
Starken  gegen  die  Schwachen;  auch  gebrach  es  an  einer 
öffentlichen  Controle  der  Haltung  der  Beamten,  wodurch 
es  erklärlich  wird,  dass  bei  der  Rechtsphege  Willkür  herrschte. 
Ausserdem  hatte  die  Vereinigung  der  administrativen  und 
der  richterlichen  Gewalt  Bedrückung  der  Unterthanen  zur 

Folge  U. 

Das  verwickelte  System  des  römischen  Sachenrechtes 
hatte  im  byzantinischen  Reiche  keine  Geltung.  Da  alle 
Einwohner  nun  römische  Bürger  waren,  so  hatten  alle  die 
Fähigkeit  des  Eigenthums  ex  iure  Quiritium  (s.  IV  I 348), 
das  allerdings  wenigstens  an  Grund  und  Boden  nicht  zu- 
lässig war,  da  der  Reichsboden  beinahe  nur  aus  provinciale 
soluni  bestand.  Nach  Justinianischem  Rechte  war  das 
INIeeresufer  Niemands  Eigenthum  und  dessen  Nutzung  stand 
Jedermann  frei  ®). 

Wie  wir  (IV/I  379)  gesehen  haben,  fand  im  römischen 
Rechte  allmählich  eine  Abschwächung  der  väterlichen 
Gewalt  statt,  in  der  Art,  dass  den  Kindern  der  eigene 
Erwerb  als  Eigenthum  zuerkannt  ward  und  dem  Vater  nur 
gewisse  Verwaltungs-  und  Nutzungsrechte  daran  verblieben, 
dass  die  Emancipation  der  Kinder  erleichtert  und  begünstigt, 
und  dass  die  Mutter  wenigstens  bezüglich  der  Leitung  der 
Vormundschaft  für  ihre  Kinder,  dem  Vater  gleichgestellt 
wurde.  Die  weitere  Entwicklung  führte  dahin,  dass  die 
väterliche  Gewalt  bei  minderjährigen  Kindern  der  Vormund- 
schaft analog  gestaltet  wurde,  bei  grossjährigen  aber  ganz 
wegfiel  und  die  der  Mutter  im  Wesentlichen,  bezüglich  der 
Rechte  und  Pfiichten  gegenüber  den  Kindern  und  deren 
Vermögen  an  die  Stelle  des  Vaters  trat®). 

Die  Ecloga  der  Kaiser  Leo  und  Constantin  von  740 
brachte  das  Justinianische  Recht  hinsichtlich  der  Vormund- 


H Hertzberg,  a.  a.  0.  S.  29.  Hartmann,  Untersuchungen  zur  Ge- 
schichte der  byzantinischen  Verwaltung  in  Italien.  Leipzig  1889. 
S.  3.  42.  43. 

2)  V.  Lingenthal,  a.  a.  0.  S.  214.  216. 

®)  a.  a.  0.  S.  109. 
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schalt  zu  weiterer  Entwicklung,  indem  sie  das  Vormund- 
schaftswesen mit  der  Kirche  in  Verbindung  setzte.  Für  den 
Fall,  dass  die  Eltern  eine  andere  Vorsorge  nicht  getrolfen 
hätten,  sollten  nicht  mehr  wie  bis  dahin  Privatpersonen, 
sondern  kirchliche  Institute  mit  der  Vormundschaft  betraut 
werden  ^). 

Betreffs  des  ehelichen  Güter  rechts  haben  wir 
bereits  (IV/I  384)  der  Verordnung  Justinians  gedacht,  dass 
die  Frau,  die  eine  dos  einbrachte,  auf  eine  donatio  propter 
nuptias  gleichen  Betrages  Anspruch  habe.  Während  der 
Ehe  stand  dem  Alaune  die  Verw^altung  des  Ehe  Vermögens 
und  die  Verfügung  darüber  zu,  doch  w'ar  er  für  die  Ver- 
waltung verantwortlich  und  hatte  dafür  Sorge  zu  tragen, 
dass  der  Fonds  für  die  Subsistenz  der  Ehe  unangetastet 
bleibe.  Für  den  Fall  des  Todes  eines  der  beiden  Ehegatten 
w'ar  es  gesetzliche  Begel,  dass  die  dos  der  Frau  oder  ihrem 
Vater  oder  ihren  Erben  zurückerstattet  werde,  während  die 
propter  nuptias  donatio  dem  Manne  oder  seinen  Erl)en  ver- 
bleibe. Doch  wurde  die  Anwendung  dieses  Gesetzes  durch 
Eheberedungen  abgeändert,  wodurch  dem  überlebenden  Ehe- 
gatten ausser  dem,  Avas  er  in  das  Vermögen  eingebracht, 
auch  noch  aus  den  Beiträgen  des  verstorbenen  Zutlüsse 
zugesichert  wurden,  die  man  unter  den  lucra  nuptialia 
begriff. 

Abweichend  von  dem  Justinianischen  Rechte  verfolgt 
die  Ecloga  der  Isaurier  Leo  und  Constantin  die  Richtung, 
w’ährend  der  Ehe  eine  Einheit  nicht  nur  der  Personen, 
sondern  auch  des  Vermögens  herbeizuführen,  eine  Güter- 
gemeinschaft, die,  wenn  der  Ehe  Kinder  entsprossen,  sogar 
über  den  Tod  des  einen  Ehegatten  hinaus  bestand,  indem 
der  überlebende  der  Träger  des  Gesammtvermögens  wurde. 
Die  Verordnung  Justinians,  dass  dos  und  propter  nuptias 
donatio  von  gleichem  Betrage  sein  sollten  (s.  IV/T  384), 
verwarf  die  auf  idealerer  Grundlage  ruhende  Ecloga,  wmnach 
nicht  Gleichheit  des  beiderseits  eingebrachten  Vermögens, 

\ 

1)  a.  a.  0.  S.  123. 
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sondern  gleiches  Recht  hieran  als  Voraussetzung  einer 
innigen  Ehe  erkannt  wurde. 

Dem  Manne,  als  Träger  der  Lasten  des  Haushaltes, 
stand  zwar  die  Nutzung  des  ehelichen  Vermögens  zu;  da 
er  aber  für  dessen  unverminderte  Erhaltung  zu  haften  hatte, 
so  entbehrte  er  in  der  Regel  die  Befugniss,  über  die  Substanz 
zu  verfügen^). 

Im  Justinianischen  Erbrechte  ward  nicht  mehr  dem 
altrömischen  Gedanken  Raum  gegeben,  dass  die  Familie  im 
engem  oder  weitern  Sinne  zur  Erbfolge  berufen  sei.  Viel- 
mehr ward  das  Princip  aufgestellt,  dass  die  Verwandtschaft 
nach  der  Nähe  des  Grades  zur  Intestaterbfolge  berechtige. 
Nur  für  Kinder,  Eltern,  Geschwister  und  Geschwisterkinder 
wurden  wichtige  Ausnahmen  gemacht. 

Gemäss  einer  Novelle  der  Kaiser  Justinus  und  Tiberius 
vom  Jahre  574  hatten  Staatsbeamte  angefangen,  nach  einem 
Todesfälle  den  Nachlass  unter  Siegel  zu  legen  und  somit 
die  Ordnung  der  Universalsuccession  als  eine  öffentliche 
Angelegenheit  zu  behandeln.  Doch  wurde  dieses  Verfahren 
später  verworfen  und  die  Ueberlassung  des  Nachlasses  an 
den  Erben  angeordnet  ^). 

Da  nach  dem  älteren  römischen  Rechte  das  Vermögen 
in  der  Familie  blieb  und  überdies  durch  Emancipation  öden 
Exheredation  Zersplitterungen  vorgebeugt  werden  konnt^ 
so  vermochte  die  Idee  der  Familienfideicommisse  oder 
Majorate  nicht,  sich  Bahn  zu  brechen.  Als  später  die  alte 
Grundlage  des  Erbrechtes  verlassen  wurde  und  Billigkeits- 
rücksichten in  den  Vordergrund  traten,  zeigten  sich  Spuren 
davon,  dass  man  zur  Errichtung  von  Familienfideicoinmissen 
schreiten  wollte.  Doch  kam  es  nur  zu  schwachen  Anfängen 
dieses  Instituts , dessen  Entwicklung  durch  Justinian  ge- 
hemmt wurde. 

Dagegen  hat  die  griechische  Kirche  die  Vermächtnisse 
zu  religiösen  Zwecken  mächtig  gefördert.  Dem  entsprechend 


»)  a.  a.  0.  S.  87—90. 

2)  a.  a.  0.  S.  134-136. 

Felix,  Eigenthum.  IV.  2.  I.  7 
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waren  die  letztwilligen  Verfügungen  für  Seelenmessen  und 
Vigilien,  ferner  zu  Gunsten  von  Kirchen,  Klöstern,  Waisen- 
häusern, Armen,  zum  Loskauf  von  Gefangenen  etc.  überaus 
häufig.  Sie  wurden  schon  im  Justinianischen  Rechte  sehr  be- 
günstigt und  mit  zahlreichen  Privilegien  ausgestattet.  Durch 
den  Bildersturm  ward  diese  Richtung  auf  kurze  Zeit  unter- 
brochen ^). 

Bezüglich  des  Obligationenrechtes  haben  wir 
Folgendes  zu  erwähnen: 

Während  nach  dem  älteren  römischen  Rechte  ein 
Schenkungsversprechen,  das  nicht  besonders  förmlich  gegeben 
wurde , nicht  rechtsverbindlich  und  also  nicht  klagbar  war 
(s.  IV/I  376—377),  hat  Justinian  jedes  einfache  Schenkungs- 
versprechen für  klagbar  erklärt. 

In  ähnlicher  Weise  wie  es  im  alten  indischen  Rechte 
geschah  (s.  IV/I  168),  bestimmte  Justinian  die  gesetzmässige 
Maximalhöhe  des  Zinsfusses  nach  dem  Range  des  Ent- 
lehnenden. Nach  seiner  Verordnung  durften  in  der  Regel 
nur  semisses  usurae  (6“/o),  von  illustres  und  Personen 
höheren  Ranges  sogar  nur  trientes  usurae  (4®^o),  dagegen 
von  Wechslern  und  Händlern  besses  usurae  (8“/o),  bei  der 
trajectitia  pecuniae  und  bei  den  specierum  foeneri  dationes 
centesimae  usurae  (12®/o)  und  von  einem  rusticus  für  dar- 
geliehene Früchte  sogar  der  achte  Theil  davon,  also  12^/2«/o, 
ausbediingen  werden  ®). 

Für  die  wirthschaftlichen  Verhältnisse  des  byzantinischen 
Reiches  wurde  es  verhängnissvoll , dass  die  Gesetzgebungen 
des  Justinianischen  Rechtes  für  den  Personal-  wie  für  den 
Realcredit  überaus  mangelhaft  waren.  Das  Forderungsrecht, 
das  nach  dem  älteren  römischen  Rechte  auf  der  Anwendung 
der  Stipulation  (vgl.  IV/I  377)  beruhte,  gestaltete  sieh  durch 
Justiniaus  neueste  Verordnungen  über  die  Stipulation  un- 
sicherer und  unbestimmter.  Dieser  Uebelstand  ward  im 
byzantinischen  Reiche  dadurch  erhöht,  dass  daselbst  der 

*)  a.  a.  0.  S.  203—205. 

2)  a.  a.  0.  S.  302.  309. 
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Brauch  der  Stipulation  überhaupt  nicht  aufkommen  konnte. 
Ebenso  waren  nach  Justinianischem  Rechte  Pfand  und  Bürg- 
schaft nur  wenig  geeignet,  die  Gläubiger  sicher  zu  stellen.  Die 
Bedeutung  und  Sicherheit  der  Hypothek  insbesondere  ward 
durch  die  Menge  der  gesetzlichen  Hypotheken  und  die  vielen 
Privilegien  einzelner  Hypotheken,  gegenüber  dem  Mangel 
aller  Specialität  und  Publicität,  erheblich  verringert.  Auch 
die  Bürgschaft  ward  nur  mehr  ein  zweifelhaftes  Sicherungs- 
mittel, seitdem  Justinian  den  Bürgern  das  sogenannte 
beneficium  excussionis  sive  ordinis  gewährt  hatte.  Endlich 
gebrach  es  an  einem  entschiedenen  Processverfahren , das 
gegen  böswillige  und  säumige  Schuldner  rasch  Abhilfe  zu 
gewähren  vermocht  hätte  ^).  Die  traurigen  Folgen  dieser 
mangelhaften  Gesetzgebung  kann  man  sich  leicht  vorstellen. 

Das  byzantinische  Strafrecht  kannte  nicht  die  Com- 
positionen  des  germanischen  Rechtes,  wodurch  es  erklärlich 
wird,  dass  die  Verletzten  sich  gewöhnlich  zu  Abfindungen 
mit  dem  Verbrecher  herbeiliessen.  Dagegen  hat  sich  in  der 
orthodoxen  Kirche  ein  förmliches  Pönitentiarsystem  aus- 
gebildet, dem  der  Gedanke  zu  Grunde  lag,  dass  der  durch 
die  kirchlichen  Strafen  Gebüsste  nicht  auch  noch  weltliche 
Strafen  erdulden  solle.  Der  Eingriff'  der  Kirche  erscheint  um 
so  begreiflicher,  als  nach  dem  im  Allgemeinen  sehr  strengen 
und  die  Todesstrafe  häufig  anwendenden  Justinianischen 
Rechte  einzelne  Verbrechen,  wie  der  Meineid  oder  Eidbruch 
von  dem  weltlichen  Richter  nicht  l)estraft  werden  sollten, 
wenn  sie  nicht  mit  anderen  Verbrechen  concurrirten.  Der 
Hochverrath  wurde  nach  Justinianischem  Rechte  mit  Tod 
und  Vermögenseinziehung  bestraft.  In  der  Bestrafung  der 
gegen  das  Eigenthum  gerichteten  Verbrechen  zeigt  sich  das 
Justinianische  Recht  auffallend  inconsequent.  Der  Diebstahl 
wird  als  Privatvergehen  geahndet,  so  dass  der  Bestohlene 
ausser  der  Zurückforderung  der  gestohlenen  Sachen  ein 
Mehrfaches  ihres  Werthes  einklagen  konnte.  Eine  öffentliche 
Bestrafung  des  Diebes  erfolgte  nur  in  besonderen  Fällen. 

a.  a.  0.  S.  319—320. 
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Dagegen  wurden  Falschmünzer  mit  dem  Feuertode  und 
Vermögenseinziehung  bestraft 

5. 

Was  die  Grundbesitzverhältnisse  anbelangt,  so 
sind  in  der  Zeit  Justinians  die  Bauern,  die  auf  Dorffluren 
in  Gemeindeverbänden  lebten,  von  den  auf  gutsherrlichen 
Besitzungen  angesiedelten  zu  unterscheiden.  ^ 

Jene  waren  freie  Leute,  die  in  und  an  der  Gemeindeflur 
volles  Eigenthum  hatten.  Die  Steuern,  auf  die  Dörfer  in 
ihrer  Gesammtheit  umgelegt,  waren  von  den  Bauern  pro 
rata  zu  bezahlen,  doch  hafteten  diese  für  den  Gesammt- 
eingang  solidarisch,  weshalb  sie  consortes,  contributarii 
hiessen.  Bei  Entgang  eines  Steuerantheiles  durch  den  Tod 
oder  die  Flucht  oder  die  Verarmung  eines  Bauern  flel  den 
verbleibenden  für  den  Ausfall  aiifkommenden  Bauern  der 
Antheil  des  abgegangenen  an  der  Gemeindeflur  zu,  welcher 
Zuschlag  emßohj  hiess. 

Es  lag  nun  nahe,  dass  die  auf  diese  Weise  Haftenden  ^ 

insofern  ein  Recht  der  Einmischung  in  Anspruch  nehmen 
zu  dürfen  meinten,  als  sie  darüber  zu  wachen  hätten,  dass 
kein  Mitbesitzer  zur  Entrichtung  des  auf  ihn  entfallenden 
Steuerantheiles  unfähig  werde,  und  dass  bei  Verkauf  eines 
Grundstückes  an  einen  Fremden  dem  Nebenbesitzer  gestattet 
werde,  das  Näherrecht  auszuüben.  In  der  That  ist  ein 
solches  zur  Zeit  Constantins  des  Grossen  gegründet , aber 
nichts  Genaueres  darüber  bekannt  geworden.  Nachdem  es 
im  Jahre  391  wieder  aufgehoben  worden  war,  gelangte  bald 
wieder  der  Gedanke,  dass  den  für  die  Grundsteuer  Mit- 
haftenden ein  Vorzug  bei  Veräusserungen  gebühre,  zur 
Geltung.  Im  Jahre  415  verordneten  die  Kaiser  Honorius  und 
Theodosius,  dass  Niemand  ausser  den  Nachbarn  (convicani) 
Grundbesitz  in  den  Dörfern  (Metrokomien)  erwerben  solle. 

Noch  bestimmter  wiederholten  die  Kaiser  Leo  und  Anthemius 
im  Jahre  468,  dass  kein  extraneus  in  Metrokomien  Grund- 


0 a.  a.  0.  S.  325  ff. 


J 


101 


besitz  erwerben  solle,  und  dass  ein  Dorfbewohner  (vicanus) 
seinen  Grundbesitz  nur  an  einen  in  den  Katastern  einge- 
tragenen Bewohner  der  Metrokomie  veräussern  dürfe.  Diese 
Verordnungen,  die  von  Justinian  aufrecht  erhalten  wurden, 
vermochten  nicht  zu  verhindern,  dass  die  Güter  der  über- 
diess  durch  die  Beamten  bedrückten  kleinen  Grundbesitzer 
von  den  grossen  aufgesogen  wurden.  Prokop  bezeichnet  die 
eTußo^  als  das  Verderben  der  noch  nicht  vollends  zu  Grunde 
gerichteten  Bodeneigenthümer. 

Auf  den  grundherrlichen  Besitzungen  waren  die  Bauern 
entweder  liberi  coloni  (oder  coloni  schlechthin)  oder  coloni 
censibus  adscripti.  Die  coloni  liberi  waren  Kleinpächter, 
welche  die  gepachteten  Grundstücke  gegen  einen  Pachtzins 
in  natura  oder  in  Geld  mit  eigenen  Mitteln  bewirthschafteten. 
Bei  lange  fortgesetztem  (zuletzt  durch  eine  Verordnung  von 
Anastasius  auf  dreissig  Jahre  bestimmten)  Pachtverhältnisse 
blieb  dieses  sowohl  für  den  Colonen  und  seine  Nachkommen 
als  auch  für  den  Grundherrn  und  seine  Nachfolger  fortan 
unauflöslich.  Die  Colonen  konnten  die  Pachtung  nicht 
vei lassen,  blieben  aber  im  Uebrigen  freie  und  unabhängige 
Leute,  die  ihr  Eigenthum  zu  freier  Verfügung  behielten. 

Weit  ungünstiger  gestellt  waren  die  adscriptitii , deren 
Name  davon  abzuleiten  ist,  dass  sie  beim  Census  ebenso 
wie  die  Sklaven  vom  Grundherrn  angegeben  werden  mussten. 
Sie  bestanden  aus  unbemittelten  Freien,  die  als  Häusler 
Aufnahme  erlangten,  um  dem  Gutsherrn  als  Arbeiter  zu 
dienen.  Die  adscriptitii  waren  an  die  Scholle  gefesselt  und 
konnten  zur  Erfüllung  ihrer  Arbeitspflicht  vom  Grundherrn 
durch  Zwangsmittel  angehalten  werden.  Ihr  charakteristisches 
Kennzeichen  war , dass  sie  kein  eigenes  Vermögen  hatten, 
dass  all  ihre  Habe  und  all  ihr  Erwerb  dem  Gutsherrn  ge- 
hörten. Selbst  wenn  dieser  ihnen  zur  Bestreitung  ihres 
Unterhaltes  ein  Grundstück  zur  Benutzung  oder  ein  Peculium 
überliess,  hatten  sie  darüber  keine  freie  Verfügung,  weder 
unter  Lebenden  noch  von  Todes  wegen. 

Anfänglich  wurden  die  freien  adscriptitii  und  die  servi 
rustici  in  manchen  Beziehungen  unterschieden.  So  waren 
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der  capitatio  plebeia  (Kopfsteuer)  nur  jene,  nicht  diese 
unterworfen.  Diese  Unterschiede  sind  allmählich  in.  o.  w. 
ausgeglichen  worden. 

Wir  hallen  bereits  (IV/I  432)  gesehen,  dass  im  römischen 
Kaiserreiche  Grenzsoldaten  gegen  erbliche  Belehnung  mit 
Grundstücken  die  VerpHichtung  zum  Kriegsdienste  und  be- 
sonders zur  Beschützung  und  Yertheidigung  der  Grenzen 
übernahmen.  Auch  den  Veteranen  ptiegten  solche  unver- 
äusserliche Ländereien  unter  der  Bedingung  der  Kriegsdienste 
ihrer  Söhne  zuertheilt  zu  werden. 

Zu  Justinians  Zeit  bestand  noch  diese  Einrichtung;  doch 
scheint  sie  in  den  Kriegsstürmen,  denen  das  Reich  seit  dem 
siebenten  Jahrhundert  ausgesetzt  war,  in  Verfall  gerathen 
zu  sein.  Eine  Analogie  dazu  bieten  die  Ansiedluugen  ein- 
gewandeiter  fremder  Stämme  in  wüsten  Marken  oder  wenig 
bevölkerten  Fluren,  deren  Hauptverptlichtung  im  Kriegs- 
dienste bestand  *). 

6. 

Was  das  F i n a n z w e s e n anbelangt,  so  dauerte  der  kaum 
erträgliche  Steuerdruck,  den  insbesondere  seit  Diocletian 
die  Bewohner  des  römischen  Reiches  zu  erdulden  hatten 
(s.  R I 475 — 479),  unter  Justinian  fort  und  ward  durch 
Unterschlagungen  von  Seiten  der  Beamten  noch  vermehrt. 
Diese  scheinen  ausserdem  sich  falscher  Masse  und  Ge- 
wichte bedient  und  mitunter  Getreidearten  verlangt  zu 
haben , die  man  in  den  Gegenden , in  welchen  sie  gefordert 
wurden,  gar  nicht  baute.  Der  Druck  ward  ferner  dadurch 
noch  erhöht,  dass  in  den  Reichstheilen,  in  denen  sich  gerade 
die  meisten  Truppen  befanden,  die  also  durch  den  Krieg  am 
meisten  zu  leiden  hatten,  die  beträchtlichsten  Lieferungen  be- 
ansprucht wurden  2).  Infolge  der  Unerschwinglichkeit  der 
Grundsteuer  verliessen  Tausende  kleiner  Grundbesitzer  Haus 
und  Hof  und  ergritfen  die  Flucht.  Das  Institut  der  Decurionen 


*)  a.  a.  0.  S.  218  ff.  Hartmann,  a.  a.  0.  S.  72.  81. 
2)  Hartmann,  a.  a.  0.  S.  5.  80. 
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mit  seinem  furchtbaren  Drucke  hat  im  byzantinischen  Reiche 
durch  lange  Zeit  fortbestanden.  Die  Novella  38  vom  Jahre  546 
bezeugt,  dass  man  sich  auch  hier  der  Curie  nach  Kräften  zu 
entziehen  suchte,  dass  manche  Decurionen  es  vorzogen  ihr 
Vermögen  zu  vergeuden,  um  nur  der  Curie  nicht  den  gesetz- 
lichen Antheil  zu  hinterlassen,  dass  andere  unverheirathet 
blieben,  um  keine  Nachkommen  für  die  Curie  zu  zeugen. 
Justinian  verschärfte  sogar  noch  die  gegen  die  Person  wie 
gegen  das  Eigenthum  der  Curialen  gerichteten  Zwangsgesetze. 
Die  schmähliche  Einrichtung,  dass  man  zur  Strafe  für  ge- 
wisse Vergehen  der  Curie  zugesellt  wurde,  kam  — z.  B. 
bei  Geistlichen  Avegen  wiederholten  Würfelspieles  — zu 
häufigerer  Anwendung.  Der  frühere  Grundsatz,  dass  der 
Curial  wenigstens  ein  Viertel  seines  Vermögens  der  Curie 
hinterlassen  müsse , wurde  durch  die  Bestimmung  ersetzt, 
dass  für  alle  Fälle  drei  Viertel  davon  der  Curie  zufallen 
müssten,  so  dass  er  nur  über  ein  Viertel  testamentarisch 
verfügen  dürfe '). 

Hertzberg 2)  meint,  dass  ungeachtet  der  Fortdauer  des 
räuberischen  Charakters  der  römischen  Fiscalität,  manche 
schlimme  Härten  inzwischen  beseitigt  worden  seien , und 
dass  namentlich  seit  Anastasius  I.  die  Rhomäer  die 
Decurionen  von  der  wechselseitigen  Haftung  für  den  ge- 
sammten  Steuerbetrag  entlastet  hätten.  Da  aber,  wie  wir 
gesehen  haben,  an  die  Stelle  dieser  Haftung  die  der  ge- 
sammten  Dorfbewohner  (der  Nachbarn)  trat,  so  wurde  die 
Bedrückung  namentlich  der  kleinen  Grundbesitzer  nur  noch 
furchtbarer.  Den  untrüglichsten  Beweis  dafür  bietet  die 
Thatsache,  dass  während  der  Regierung  Justinians  die  Dorf- 
gemeinden sich  häufig  veranlasst  sahen,  sich,  im  Anschlüsse 
an  eine  ältere  römische  Sitte,  unter  den  höhern  Beamten 
einen  Patron  zu  wählen,  der  sie  namentlich  vor  der  Willkür 
und  den  Erpressungen  der  Steuerbeamten  beschützen  sollte, 
wogegen  ihm  — wohl  regelmässige,  den  Charakter  von  Ab- 


*)  Carl  Hegel,  Geschichte  der  Städteverfassung  von  Italien.  I 132. 
2)  a.  a.  0.  S.  30. 
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gaben  tragende  — Geschenke  gespendet  wurden.  Die  Ueber- 
nahme  eines  solchen  patrociniuiii  war  schon  früh  untersagt 
worden;  die  häufige  Wiederholung  dieses  Verbotes  beweist 
jedoch,  dass  die  Sitte  und  die  Verhältnisse,  durch  die  sie 
hervorgerufen  worden  war,  fortbestaiiden  ^).  Uebrigens  gibt 
Hertzberg  selbst  zu,  dass  „die  ungestümen  hauptstädtischen 
Massen  gar  sehr  bereit  waren,  harte  Erpressungen,  die  das 
A'olk  nicht  etwa  durch  eine  ausserordentliche  Nothlage  des 
Staates  gerechtfertigt  fand,  durch  umfassende  Brandlegungen 
und  blutige  Aufstände  von  zuweilen  wahrhaft  grauenhaftem 
Charakter  zu  rächen.“  In  ähnlicher  Weise,  wie  die  Land- 
bewohner durch  die  Grundsteuer,  wurden  die  Bürger  in  den 
Städten  durch  die  Gewerbesteuer  bedrückt.  Dazu  gesellten 
sich  schwere  Naturallieferungen  an  das  Heer,  wie  die  ent- 
setzliche Einquartierungslast.  Die  Soldaten  beanspruchten 
für  sich  die  besten  Räume  und  liessen  dem  Hauseigenthümer 
oft  nur  den  Stall  zu  eigener  Benutzung  übrig.  Kaum 
glaublich  klingt  die  Versicherung  Prokops,  dass  einst  die 
Hausbesitzer  Coiistantinopels  auf  einmal  von  nicht  weniger 
als  siebzigtausend  Mann  barbarischer  Truppen  (wie 
Hünen  etc.)  in  solcher  Weise  heimgesucht  worden  seien. 

Prokop  erklärt,  dass  Justinian  das  Privatvermögen  der 
gesammten  Bewohner  des  Rhomäerreiches  an  sich  gerissen 
habe,  indem  er  die  Einen  durch  falsche  Anklagen,  die  er 
wider  sie  erheben  Hess,  zur  Abtretung  gezwungen,  während 
er  Anderen  Schenkungen  abgepresst  habe.  Reiche  Ver- 
brecher seien  gegen  Uebergabe  ihres  Vermögens  an  den 
Fiscus  straflos  ausgegangen.  Nach  dem  Tode  begüterter 
Personen  seien  erdichtete  Testamente  zum  Vorschein  ge- 
kommen , in  denen  die  Erblasser  den  Kaiser  bedacht  hätten. 
Auf  solche  Weise  sei  eine  ganze  Reihe  angesehenster 
Senatorenfamilien  zu  Constantinopel  wie  in  den  Provinzen  — 
wovon  einige  namentlich  angeführt  werden  — an  den  Bettel- 
stab gebracht  worden.  Ferner  seien  Arianer,  Montanisten, 
Manichäer  und  andere  Häretiker,  unter  dem  Vorwände  des 


’)  Zachariä  v.  Lingenthal,  a.  a.  0.  S.  219. 
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Glaubenseifers,  um  ihres  Vermögens  willen  verfolgt  worden. 
Endlich  sei  die  von  uns  erwähnte  Empörung  der  Circus- 
parteien als  eine  reiche  Einnahmequelle  ausgebeutet  worden, 
indem  insbesondere  viele  Reiche  der  Theilnahme  an  der 
Verschwörung  beschuldigt  worden  seien,  welche  Processe 
j durchgehends  mit  Vermögenseinziehungen  geendigt  hätten  ^). 

So  offenbar  übertrieben  auch  diese  Mittheilungen  lauten, 
^ so  bestätigen  sie  doch  im  Wesentlichen  das,  was  auch  von 

anderen  Seiten  über  den  gewaltsamen  Charakter  der 
Justinianischen  Fiscalität  berichtet  wird. 

Die  regelmässigen  Haupteiiikünfte  flössen  aus  den 
Reichsdomänen  und  den  kaiserlichen  Privatgütern. 

Eine  weitere  reiche  Einnahmequelle,  deren  sich  schon 
‘ vor  Justinian  römische  Kaiser  bedienten  (s.  IV  I,  454),  die 

er  aber  in  ein  förmliches  System  gebracht  haben  soll , war 
der  Verkauf  oder  die  Verpachtung  der  öffentlichen  Aemter, 
womit  er , ungeachtet  der  im  Jahre  530  gegebenen  feier- 
lichen Gegenerklärung,  schon  ein  Jahr  darauf  in  schwung- 
hafter Weise  fortfuhr.  Um  die  bezahlten  hohen  Preise  rasch 
**  wieder  hereinzubringen,  sogen  die  Beamten  die  ihnen  an- 

vertrauten Provinzen  aufs  furchtbarste  aus.  Hatten  sie  sich 
aber  auf  solche  Weise  bereichert , so  wurden  sie  wieder 
^ ihrerseits  von  Justinian  und  Theodora  erbarmungslos  aus- 

gepresst. 

Da  aber  alle  diese  Hilfsquellen  nicht  genügten,  soll 
Justinian  das  Gemeindevermögen  angegriffen  und  die  Ge- 
meindestiftungen eingezogen  haben.  Auch  das  Zollwesen 
soll  durch  Justinian  einen  räuberischen  Charakter  erlangt 
haben,  indem,  ohne  bestimmte  Sätze,  von  den  Kauffahrtei- 
schiffen  so  viel  als  möglich  erpresst  worden  sein  solU). 

T Von  Justinians  Monopolen  ist  das  der  Seide  das  be- 

kannteste und  hervorragendste.  Ausserdem  ist  das  der  Purpur- 
färberei und  der  Herstellung  golddurchwirkter  Seidenkleider 
1 hervorzuheben  ^). 


0 Gfrörer,  Byzantinische  Geschichten.  II  388—342. 
2)  a.  a.  0.  S.  350—352. 

®)  Hartmann,  a.  a.  0.  S.  76. 
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Dieses  finanzielle  Aussaugungssystem  dauerte  noch  unter 
Justinian  II.  fort,  dem  namentlich  seine  verschwenderische 
Baulust  Anlass  dazu  bot^). 

Auch  später  erinnerte  die  Ueppigkeit  des  byzantinischen 
an  die  des  sassanidischen  Hofes  (vgl.  IV/I  203).  Bei  den 
kaiserlichen  Festen  wurde  verschwenderischer  Aufwand  nicht 
nur  durch  sybaritische  Bewirthung  der  Gäste  entfaltet,  diese 
wurden  auch  mit  kostbaren  Seidenkleidern  beschenkt. 
Reiche  Spenden  an  Seidenstoffen,  Gewürzen,  Edelsteinen  u.  s.  w. 
sollten  ferner  auswärtigen  Höfen  eine  imponirende  Vor- 
stellung von  der  Macht  der  byzantinischen  Kaiser  bei- 
b rin  gen  ®). 

Neben  dem  nach  orientalischer  Art  prunkvollen  Hof- 
staate verschlang  vornehmlich  das  Heerwesen  den  grössten 
Theil  der  Einkünfte,  wovon  nicht  wenig  auf  die  häufigen 
Tribute  entfiel.  Im  Jahre  570  konnte  Kaiser  lustinus  II. 
den  Frieden  von  Bajan  nur  durch  das  Versprechen  einer 
jährlichen  Tributzahlung  von  80  000  Goldstücken  von  den 
Avaren  erkaufen.  Diese  wurden  jedoch  immer  anspruchs- 
voller, zumal  es  ihnen  weniger  um  Eroberungen,  als  um 
Geld-  und  Beute  - Erpressungen  zu  thun  war;  der  Jahres- 
tribut musste  bald  auf  100  000,  dann  auf  120  000  Goldstücke 
erhöht  werden.  Dazu  kamen  reiche  Geschenke  an  die  Ge- 
sandten ®). 

Hervorzuheben  ist,  dass  namentlich  Justinian  I.  sich 
um  das  Emporblühen  der  Industrie  und  des  Handels  an- 
erkennenswerthe  Verdienste  erwarb,  insbesondere  durch  die 
Verpflanzung  der  Seidenzucht  und  Seidenweberei  nach  seinem 
Reiche.  Der  Handel  und  dessen  Sicherheit  wurden  ferner 
durch  Leo  III.  sichtlich  gefördert,  dessen  Verwaltung  über- 
haupt sehr  tüchtig  war. 


0 Hertzberg,  a.  a.  0.  S.  63. 

Heyd,  a.  a.  0.  I 22. 

®)  Huber,  Geschichte  Oesterreichs.  Gotha  1885—1892.  I 49. 
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7. 

Wie  wir  bereits  (IV  I,  497)  erwähnten,  haben  die  Nach- 
folger Constantins  bis  auf  Nicephorus  Phocas  die  Be- 
hauptung der  von  jenem  begründeten  Münzreform  sich 
angelegen  sein  lassen.  (Die  von  Prokop  gegen  Justinian 
erhobene  Beschuldigung,  dass  dieser  den  Münzgehalt  um 
nahezu  den  sechsten  Theil  herabgesetzt  habe  *) , wird  von 
anderer  Seite  nicht  bestätigt.)  Der  solidus,  der  später 
Byzantiner  genannt  wurde,  ward  auch  ferner  im  Allgemeinen 
gut  und  solide  geprägt;  doch  kam  im  Handelsverkehre  Gold 
und  Silber  ausserdem  in  Barren  vor,  die  sich  auch  im  kaiser- 
lichen Schatze  fanden.  Neben  dem  solidus  und  dem  Mehr- 
fachen davon  wurden  die  Hälfte  (semission),  ein  Drittel 
(trimission) , ein  Viertel  (tetarteron)  und  zahlreiche  Silber- 
stücke geprägt,  darunter  das  miliaresion,  wovon  12  und  das 
keration,  wovon  24  auf  einen  solidus  gingen. 

Neben  dem  Golde  und  Silber  wurden  auch  Kupfermünzen 
in  verhältnissmässig  grossen  Beträgen  angewandt.  Noch  im 
alten  Römerreiche  (im  letzten  Jahrhundert  vor  der  Theilung) 
wurde  Kupfer  in  solchen  Massen  ausgeprägt,  dass  es  immer 
mehr  im  Werthe  sank  und  endlich  395  ganz  demonetisirt 
ward.  Nach  seiner  Wiederverwendung  trat  abermals  in  der 
zweiten  Hälfte  des  fünften  Jahrhunderts  eine  namhafte 
Entwerthung  ein,  bis  Anastasius  I.  (498)  die  Kupferprägung 
einheitlich  ordnete.  Sein  System  behauptete  sieh  bis  zu  der 
in  der  zweiten  Hälfte  des  neunten  Jahrhunderts  unter 
Basilius  I.  vollzogenen  Reform  ^). 

8. 

In  dem  von  uns  betrachteten  Zeiträume,  dem  das  ge- 
sammte  Wirken  und  insbesondere  die  Gesetzgebung  Justinians 
das  Gepräge  aufdrückte,  drängen  sich  bei  einer  viel  ge- 
priesenen Cultur  die  Schattenseiten  des  römischen  Erbes 
unseren  Blicken  auf.  Zunächst  eine  vollständige  Ver. 


*)  Gfrörer,  a.  a.  0.  S.  348. 

®)  Hertzberg,  a.  a.  0.  S.  94.  95. 
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drängung  des  heimischen  Heeres  durch  barharische  Truppen, 
darunter  zu  grossem  Theile  Söldner,  mit  allen  von  diesen 
unzertrennlichen  Uebeln.  Innere  wie  äussere  Kriege  lassen 
die  Keichsbewohner  nicht  zur  Kühe  gelangen  und  legen 
ihnen  schwere  Opfer  auf.  In  Friedenszeiten  ist  es  wieder 
der  Druck  von  Seiten  der  Beamten,  der  auf  der  Bevölkerung- 
schwer  lastet.  Wie  im  Westen,  so  zeigt  sich  auch  hier  das 
Bestreben  der  grossen  Grundbesitzer,  die  Güter  der  kleinen 
aufzusaugen.  Dazu  gesellt  sich  die  vornehmlich  von 
Justinian  im  schlimmsten  Sinne  ausgebildete  Fiscalität,  die 
einen  namhaften  Theil  der  begüterten  Bürger  ihrer  Habe 
beraubt.  Alle  diese  das  materielle  Wohl  der  Einwohner 
beeinträchtigenden  Uebelstände  werden  bei  einer  im  All- 
gemeinen vortrefflichen  Gesetzgebung  durch  ein  mangelhaftes 
Processsystem  und  die  Abnahme  der  Sicherheit  von  Pfand 
und  Bürgschaft  erheblich  gesteigert.  So  erscheint  denn 
das  Eigenthum  in  einer  mit  der  erreichten  Culturhöhe  auf- 
fallend contrastirenden  Weise  gefährdet. 


l 


1 

II. 

Das  Zeitalter  des  Beneficial-  und 

Lehnwesens. 


\ 


1. 

Niemals  hat  das  Heerwesen  alle  menschlichen  Be- 
ziehungen überall  derart  durchdrungen  und  niemals  hat  es 
insbesondere  in  allen  Eigenthumsverhältnissen  eine  so  bedeut- 
same Umwälzung  herbeigeführt,  als  in  dem  Zeiträume,  mit 
dem  wir  uns  nun  befassen. 

Durch  einen,  allerdings  dringend  gebotenen  Eingriff  in 
die  Eigenthumsrechte  eines  hervorragenden  Standes  ein- 
geleitet, hat  die  Umgestaltung  des  Heerwesens  im  achten 
Jahrhundert  eine  Fülle  eigenthümlicher  Vergabungen  an 
Krieger  hervorgerufen  und  damit  eine  Institution  geschaffen, 
die,  sich  fortentwickelnd,  den  Rest  des  Mittelalters  erfüllte, 
deren  Nachklänge , von  kürzerer  oder  längerer  Dauer , in 
den  meisten  Staaten  während  der  neuen  Zeit  fühlbar  waren, 
und  deren  scheidende  Reste  bis  in  unsere  Tage  hineinragen. 

Wie  wir  (IV/I  37)  gesehen  haben,  erscheint  das 
Beneficial-  und  Lehnwesen  in  seinen  Rudimenten  schon  in 
primitivsten  Zeitaltern.  Bald  sind  es  Kühe,  deren  Milch, 
bald  Palmen,  deren  Früchte,  bald  Aecker,  deren  Ertrag  die 
Belehnten  geniessen.  Um  so  deutlicher  gewahren  wir  es 
bei  aufdämmernder  Cultur.  So  hatte  Orgetorix,  zu  Cäsars 
Zeit  durch  Abstammung  und  Reichthum  der  erste  Mann 
der  Helvetier,  neben  Tausenden  von  Hörigen  eine  grosse 
Menge  von  Schuldnern  und  Lehnsleuten,  über  die  er  in 
Augenblicken  der  Gefahr  verfügen  konnte  ^). 

Dass  es  vornehmlich  Krieger  sind,  denen  Beneficien  zu 


1)  Caes.  Bell.  Gail.  I 4;  vgl.  VI  13. 


112 


Theil  werden,  ist  durch  die  besonders  hohe  Wichtigkeit  der 
Vertheidigung  auf  niederer  Culturstufe  begründet,  auf  welcher 
das  Vorherrschen  der  Naturalwirthschaft  allenthalben  eine 
andere  als  die  angedeutete  Form  der  Besoldung  ausschliesst. 

Nach  dem  alten  Gesetze  der  Brehonen,  die  viele  Aehn- 
lichkeit  mit  den  gallischen  Druiden  darboten,  ist  in  Irland 
der  feudale  Kitt  zu  einer  Zeit,  als  Grund  und  Boden  noch 
keine  hohe  Geltung  hatte,  die  Verleihung  von  Vieh  ge- 
wesen. Noch  lange  nämlich,  nachdem  der  Uebergang  zum 
Ackerbau  vollzogen  worden  war,  bildete  Vieh,  als  all- 
gemeines in  Sondereigenthum  stehendes  Tauschmittel , den 
Gegenstand  besonderer  Werthschätzung.  Die  Weide  war 
Gemeineigen  der  Stämme , und  das  Ackerland  wurde , wie 
bei  anderen  primitiven  Völkern,  alljährlich  vertheilt.  Der 
Häuptling,  der  Führer  seiner  Staramesgenossen  im  Kriege, 
hatte  in  dieser  Eigenschaft  grossen  Viehreichthum  erworben. 
Da  erschien  es  nun  angemessen,  Theile  davon  unter  seine 
Stammesleute  auszuthun , von  denen  einzelne  dringenden 
Bedarf  an  Vieh  hatten.  Aus  dem  so  entstandenen  Ver- 
hältnisse entwickelte  sich  nicht  nur  das  Hecht  an  Rente, 
die  Zahlungsverpflichtung  u.  s.  w. , sondern  auch  die 
feudale  Beziehung;  durch  Entgegennahme  von  Vieh  in  der 
angedeuteten  Weise  wurde  der  freie  Ire  der  Geile  oder 
Vasall  seines  Häuptlings,  dem  er  nicht  nur  Rente,  sondern 
auch  Dienste  und  Huldigung  schuldete.  Die  neue  Stellung, 
in  die  der  Stammesgenosse  durch  die  Annahme  von  Vieh 
gerieth,  unterschied  sich  nach  der  empfangenen  Anzahl  von 
Viehstücken.  Entgegen  der  späteren  Uebung  bei  Landlehen, 
sank  der  Mann  um  so  tiefer,  je  mehr  Vieh  er  empfing. 
Hiernach  schieden  sieh  zwei  Classen  irischer  Lehnsleute, 
die  „Saer  tenants“  und  die  „Daer  tenants“.  Der  Saer  tenant, 
der  nur  w^enig  empfing,  blieb  ein  freier  Mann  und  behauptete 
sein  Stammesrecht  unversehrt.  Die  gewöhnliche  Periode 
seiner  Lehndienstzeit  war  sieben  Jahre,  nach  deren  Verlauf 
er  zum  Eigenthum  des  empfangenen  Viehs  berechtigt  war. 
In  der  Zwischenzeit  hatte  er  das  Vieh  verwenden  können, 
wovon  er  dem  Herrn  die  Jungen , die  Milch  und  den 
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Dünger  zu  liefern  hatte;  ausserdem  beanspruchte  der  Herr 
Huldigung  und  Handarbeit , die  im  Einbringen  der  Ernte, 
in  der  Theilnahme  am  Baue  des  Schlosses  oder  Forts  be- 
stand, welchen  Arbeiten  die  Gefolgschaft  im  Krieg  gleich- 
gesetzt ward.  Die  tiefere  Stellung  des  Daer  tenant  scheint 
darauf  zurückzuführen  zu  sein,  dass  er  ausser  der  ge- 
wöhnlichen Vieh  - Verleihung  auch  noch  den  „Preis  seiner 
Ehre“  (eine  Art  Wergeid)  empfangen  musste,  d.  h.  der 
Herr  hatte  ihm  soviel  (ohne  Zweifel  in  Vieh)  zu  bezahlen, 
als  die  Entschädigung  betragen  haben  würde,  die  er  ihm  zu 
leisten  verpflichtet  gewiesen  wäre,  wenn  er  ihn  schwer 
beschimpft  hätte.  Der  Empfang  des  Ehrenpreises  war  die 
Bedingung  der  Vasallität.  Die  lästigste  Leistung  des 
Daer  tenant  bestand  in  den  „refections“.  Ausser  dem  An- 
sprüche auf  die  Naturalrente  und  die  feudalen  Dienste  war 
nämlich  der  Herr  berechtigt,  mit  einer  aus  einer  gewissen 
Zahl  von  Mitgliedern  bestehenden  Gesellschaft  zu  bestimmten 
Fristen  durch  eine  bestimmte  Anzahl  von  Tagen  vom  Daer 
tenant  sich  festlich  bewirthen  zu  lassen. 

Die  Häui)tlinge  ihrerseits  empfingen  Vieh  von  Höheren, 
und  so  entstand  eine  feudale  Stufenleiter,  deren  Spitze  in 
den  Brehon- Gesetzen  dadurch  bezeichnet  wird,  dass  der 
König  von  Irland  Lehnträger  des  Kaisers  seiD. 

Aber  auch  bei  hoher  und  zur  Geldwirthschaft  vor- 
geschrittener Cultur  erblicken  wir  zuweilen  feudale  Ge- 
staltungen, wie  die  Belehnung  von  Kriegern  im  alten  Rom 
(IV/I  432),  analog  den  Verhältnissen  an  der  späteren  öster- 
reichischen Militärgrenze,  wo  die  Verbindung  von  Grenz- 
vertheidigung  mit  Ackerbau  die  Belehnung  mit  Land  als 
natürlich  erscheinen  lässt. 

Anklänge  an  das  Beneficial-  und  Lehnwesen  finden 
wir  ferner  im  alten  Rom  in  den  Beziehungen  zwischen 


*)  H.  cl’Arbois  de  Jubainville,  Etudes  sur  le  droit  celtique. 
Paris  1881.  S.  64—66.  Maine,  Lecture  on  the  early  history  of 
institutions.  [S.  157  ff.  William  F.  Skene,  Celtic  Scotland.  Edinburgh 
1876—1880.  III  139. 

Felix,  Eigenthum.  IV.  2.  I, 
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Patron  und  Clienten  mit  den  diesen  gewährten  Precarien. 
Namentlich  die  von  Dionysios  (II,  10)  mitgetheilten 
Satzungen,  wonach  die  Clienten  verptlichtet  waren,  den 
Patron  oder  seine  Kinder  aus  der  Gefangenschaft  zu  lösen, 
ihn  in  der  Mitgift  seiner  Tochter  zu  unterstützen  u.  s.  w., 
finden  sich  auffallender  Weise  als  germanische  Lehns- 
bedingungen. 

Das  dem  römischen  Rechte  eigenthümliche  P r e c a r i u m 
(s.  IV/I  347—348)  wurde  zunächst  in  Gallien,  vornehmlich 
durch  die  Kirche,  deren  Eigenthum  grundsätzlich  nicht 
veräussert  werden  durfte,  weiter  entwickelt,  in  der  Art, 
dass  sich  schliesslich,  entgegen  dem  beliebigen  Widerrufe 
des  römischen  Precariums,  eine  v ulgarrechtliche  Gewohnheit 
ausbildete,  wonach  dem  Precaristen  während  einer  be- 
stimmten Zeit  das  Recht  und  der  Schutz  der  Nutzung  ge- 
währt wurde.  Von  den  zwei  Arten  der  Precarien,  die  es 
seitdem  im  Grunde  gab,  dem  widerruflichen  und  dem  auf 
Zeit,  wurde  dieses  zur  Regel.  Entsprechend  der  Uebung 
im  römischen  Reiche , die  Zeitpacht  auf  ein  Lustrum  al>- 
zuschliessen , pflegte  nun  auch  im  fränkischen  Reiche  die 
befristete  Precarie  auf  fünf  Jahre  verliehen  zu  werden,  und 
später  wurde  es  ein  Rechtssatz,  dass  die  kirchliche  Precarie 
alle  fünf  Jahre  erneuert  werden  müsse  ^).  Häufig  erfolgte 
stillschweigend  eine  Verlängerung  auf  unbestimmte  Zeit; 
zuweilen  wurde  die  Precarie  auch  den  Erben  belassen^). 

Nicht  bloss  die  Kirche  und  die  höheren  Classen 
breiteten  die  Precarien  im  weitern  Sinne  aus;  sehr  häufig 
sahen  sich  die  unteren  Stände  dazu  gedrängt.  \ om  vierten 
Jahrhundert  an  gewahren  wir,  dass  die  gesellschaftlichen 
Bande  sich  lösen,  dass  die  öffentlichen  Gewalten  unvermögend 
sind,  die  einreissende  Anarchie  zu  unterdrücken,  das  Eigen- 
thum der  Kleinen  vor  der  Habgier  der  Grossen  zu  schützen. 
„Die  Kleinen“,  schreibt  Salvian,  „liefern  sich  den  Grossen 
aus,  um  von  ihnen  beschützt  zu  werden:  sie  werden  die 


’)  Brinmer,  Deutsche  Eechtsgeschichte.  I 201 — 202. 
Dahn,  Deutsche  Geschichte.  III  505. 
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dediticii  der  Reichen.  Dies  hat  nicht  den  Anschein  des 
Anstössigen,  vielmehr  könnte  man  sich  über  den  von  den 
Grossen  gewälirten  Schutz  nur  freuen,  wenn  dieser  nicht 
theuer  verkauft  würde,  wenn  die  Vertheidigung  der  Niedrigen 
aus  Menschlichkeit  und  nicht  aus  Gewinnsucht  geschähe. 
Gibt  es  etwas  Grausameres  als  diese  Verträge?  Die  Grossen 
scheinen  die  Armen  zu  beschützen  und  sie  berauben  sie; 
sie  scheinen  die  Unglücklichen  zu  vertheidigen  und  machen 
sie  noch  unglücklicher.  Denn  die,  welche  auf  solche  Weise 
vertheidigt  zu  werden  scheinen,  sind  gezwungen,  fast  ihre 
sämmtlichen  Güter  ihren  Vertheidigern  auszuliefern,  Itevor 
sie  die  Wirkungen  dieses  Schutzes  empfinden’)“.  Von  dem 
Grund  und  Boden,  den  die  Armen  l)isher  als  Eigen- 
thum gehabt  hatten,  blieb  ihnen  nur  mehr  der  Genuss : das 
Allod  ward  in  ein  Precarium  umgewandelf , dessen  Inhaber 
das  Verfügungsrecht  nicht  mehr  zustand  und  das  häufig 
nach  dem  Tode  des  sich  Ergebenden  (sich  Commendirenden) 
Eigenthum  des  Patrons  wurde.  Es  ist  begreiflich,  dass  die 
ß,  Gesetzgebung  während  eines  ganzen  Jahrhunderts,  ins- 

besondere in  den  Jahren  370,  395  und  415,  es  untersagte, 
ein  solches  Schutzverhältniss  einzugehen;  das  Gesetz  von 
415  macht  nur  zu  Gunsten  der  Kirche  eine  Ausnahme  ^). 
Diese  Zustände  dauerten  nichtsdestoweniger  in  den  folgen- 
den Jahrhunderten  fort. 

Diebstahl  und  Raub,  die  in  der  modernen  Gesellschaft 
nur  bewegliche  Gegenstände  erreichen  können , richteten 
sich  damals  vornehmlich  gegen  Grund  und  Boden,  das  Ziel 
des  allgemeinen  Begehrs.  Die  Actenstücke  der  Zeit 
sprechen  fortwährend  von  bösen  Menschen,  die  sich  Grund- 
* stücke  und  Häuser  gewaltsam  aneignen.  Namentlich  die  uii- 

, bebauten  Strecken,  Wälder  und  Weiden,  die  Hilfsquellen 

I der  kleinen  Besitzer,  die  ihre  Heerden  nährten  und  ihnen 

das  Holz  lieferten , wurden  allenthalben  von  den  grossen 


’)  Vgl.  Augustin,  Civit.  Dei.  II  20. 

2)  Fustel  de  Coulanges,  llistoire  des  institutions  politiques  de 
l’ancienne  France.  Paris  1875—1892.  IV  102  ff. 
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Grundbesitzern  eigenmächtig  eing<;zogen  und  auf  diese  Weise 
die  Kleinen  ihrer  Rechte  beraubt.  Dadurch  wurde  ihnen 
auch  die  Bebauung  ihrer  kleinen  Felder  immer  schwieriger 
gemacht  und  die  Verzichtleistung  auf  diese  schliesslich  er- 
zwungen. Derlei  offene  oder  verhüllte  Gewaltthaten  sollten 
auf  königlichen  Befehl  die  Grafen  verhindern,  die  sich  aber 
selbst  ihrer  schuldig  machten  ^),  was  um  so  erklärlicher  ist, 
als  sie  ihre  Aemter  öfters  von  den  Königen  theuer  erkauft 
hatten.  Commendationen  erfolgten  an  die  Grafen,  ins- 
besondere auch  zum  Behufe  der  Befreiung  von  der,  an- 
gesichts der  unaufhörlichen  Kriege,  den  Bauer  zu  Grunde 
richtenden  Heerptlicht  wie  der  Milderung  des  Steuerdrucks. 
Um  den  mit  der  Freiheit  verbundenen  Lasten  zu  entgehen, 
verzichtete  man  auf  die  Freiheit  und  auf  das  Eigenthum. 
Zuweilen  überliess  man  einem  weltlichen  Grossen  oder  der 
Kirche  ein  Gut  und  empfing  den  Fruchtgenuss  eines  anderen 
gleichwerthigen. 

Die  im  Frankenreiche  während  des  sechsten  Jahrhunderts 
unaufhörlich  begangenen  Frevel  lernen  wir  durch  Gregors 
von  Tours  Geschieht swerk  kennen.  Diese  Gewaltthätigkeiten 
dauerten  namentlich  in  Gallien  beinahe  das  ganze  siebente 
Jahrhundert  hindurch;  wir  gewahren  einen  fortwährenden 
Kampf  des  Adels  um  die  Herrschaft ; Verschwörung  folgte 
auf  Verschwörung ; Mord,  Todtschlag,  Raub,  überhaupt  jeder 
denkbare  Frevel  ward  ohne  Unterlass  verübt.  Angesichts 
der  Verwilderung  des  Klerus  war  selbst  die  Kirche  un- 
vermögend  den  in  der  römischen  Zeit  gewährten  Schutz 
zu  verleihen.  So  wurde  denn  eine  neue  Ordnung  der  Dinge 
unvermeidlich. 

Vorbereitet  ward  sie  schon  aus  wirthschaftlichen  Gründen. 
Parallel  der  Entstehung  des  grossen  Grundbesitzes  lief  die 
Bildung  zahlreicher  die  Bodennutzungen  vertheilenden  Leihe- 
verhältnisse, die  zunächst  deshalb  geboten  erschienen,  weil 

*)  a.  a.  0.  VII  579  ff.  A.  Gasquet,  Precis  des  institiitions 
politiques  et  sociales  de  l’ancienne  France.  Paris  1885.  II  117 — 119. 
Vgl.  Greg.  Tur.  IV  42;  VIII  18. 
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man  nur  durch  sie  freie  Arbeitskräfte,  deren  man  neben 
denen  der  Liten  und  Colonen  bedurfte,  zu  erlangen  ver- 
mochte. So  wurde  nur  ein  kleiner  Theil  des  Grundbesitzes 
vom  Herrnhofe  aus  unmittelbar  durch  Leibeigene  bewirth- 
schaftet.  Der  grösste  Theil  der  Hufen  war  mit  Zinsbauern 
besetzt,  darunter  solchen,  die,  wie  bereits  erwähnt,  ihr 
Eigengut  den  grossen  Grundherren  überliessen  und  es  als 
Precarium  zurückempfingen,  allerdings  mit  Zinsen  und 
Frohnden  belastet,  aber  auch  im  Genüsse  der  Vortheile,  die 
dem  vergleichlich  vorgeschrittenen  Wirthschaftsbetriebe  des 
Grossgrundbesitzes  und  der  Anlehnung  an  ihn  entsprangen 
und  deren  sie  nun,  von  der  Vergewaltigung  von  Seiten  hab- 
süchtiger Nachbarn  sowie  von  der  Pflicht  des  Heerbannes 
und  anderer  Lasten  befreit,  in  Ruhe  theilhaft  wurden. 

Man  unterschied  drei  Arten  von  Precarien : die  precaria 
remuneratoria,  die  dadurch  entsteht,  dass  von  einer  kirch- 
lichen Anstalt  eine  Prästarie  am  Kirchengute  erlangt  wird, 
indem  der  Precarist  der  Kirche  ein  eigenes  Gut  tradirt,  das 
dann  mit  dem  kirchlichen  in  die  Prästarie  eingeschlossen  wird ; 
später  wiegt  die  precaria  oblata  vor,  in  welcher  der  Precarist 
nur  sein  tradirtes  Gut  als  Precarie  zurückempfäugt ; bei  der 
precaria  data  empfängt  der  Precarist  ein  Gut,  ohne  ein 
solches  seinerseits  aufgetragen  zu  haben. 

Diese  mannigfaltigen  Leiheverhältnisse  schieden  sich  in 
fränkischer  Zeit  — wie  wir  vorgreifend  bemerken  — all- 
mählich in  zwei  Hauptformen:  das  Zinsgut  und  das  Lehn, 
von  denen  jenes  als  eines  verhältnissmässig  niederer,  dieses 
als  eines  höherer  Ordnung  betrachtet  ward.  Die  Verleihung 
als  Zinsgut  geschah,  wie  schon  der  Name  zeigt,  unter  wirth- 
schaftlichem  Gesichtspunkte:  der  Belehnte  hatte  Natural- 
oder Geldzinse  und  Frohnden  zu  leisten,  während  der  mit 
dem  Lehngut  Beliehene  lediglich  der  Person  seines  Herrn 
öffentlich  - rechtliche , insbesondere  militärische  Dienste 
schuldete  *)• 

Brunner,  a.  a.  0.  I 208 — 209.  Dahn,  a.  a.  0.  I/II  479. 
V.  Inama-Sternegg,  Die  Ausbildung  der  grossen  Grundherrschaften. 
S.  88.  Heusler,  Institutionen.  II  169. 
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um  1050  fäteruieht  au  Ausnahmen.  Als  Heinrich  III. 

Burgvog,  „5er  drSlkbr/^LseSeJldTnre;™  'etae 
I.ehnleistungen  die  jährliche  Lieferung  von  in  Nimwegen  aus 
englischer  Holle  verfertigten  drei  Stucken  englischen  Tuches  aus') 

.leidi  anderen  Hofdienerii,  eiliielteii  auch  Künstler  und 

Handwerker  hantig  Dienstgüter  zu  Lehn.  Bei  den  Dienst- 

nianiieii  galt  der  Dienst,  den  sie  leisteten,  als  AeqnSnt 
des  Ihnen  erlassenen  Zinses.  rvequnaient 

Im  Anschluss  an  einen  ebenfalls  schon  römischen 
Spiachgebrauch  wurde  neben  dem  für  die  verschiedenen 
Fonneii  der  Laiidleihe  üblichen  Ausdrucke  Precarium  auch 

bäld  Benefici  um  angewandt.  So  wurde  auch 

liald  das  Leiheverhältiiiss  und  das  Leihegut  selbst  genannt 

ohne  dass  zwischen  Precarium  und  Beneficium  unterschieden 

»Olden  wäre.  Den  einzigen  Unterschied  zwischen  dem 

ertll'iVkri!'  merowiugischen  Beneficium 

eitilickt  Fiistel  de  Coulanges  - und  mit  ihm  die  Mehrzahl 

raiizosischer  Schriftsteller  - darin,  dass  dieses  gewöhnlich 
lelienslanglich  gewesen  sei").  Dem  gegenüber  bestellt  die 
von  uns  bereits  erwähnte  Ansicht,  dass  die  merowiiigischen 
\eigahung.eii  Scheiikungeii  zu  vollem  Eigenthum  gewesen 
beieii,  ein  Standpunkt,  der  vornelimlich  von  Roth  vertreten 
wird  wahrend  Waitz  anniiiimt,  dass  die  merowingischen 
Laiidvergabungen  nur  beschränktes  Eigenthum  gewährt 
atten,  welcher  Anschauung  der  französische  Forscher  sich 
nähert.  Hierbei  ist  allerdings  daran  zu  erinnern,  dass  das 
ateie  germanische  Recht  im  Zweifel  von  der  Annahme  aus- 
gmg,  dass  ein  geschenktes  Grundstück  auf  die  Person  des  Be- 
schenkten beschränkt  sei,  so  dass  jede  Veräusserung  ohne  Zu- 
stimmung des  Schenkers  und  jede  Vererbung  in  Ermanglung 
von  Nachkommen  unstatthaft  sei.  In  letzterem  Falle  sollte  das 
(riit  an  den  Schenker  zurückfallen  (S.  oben  S.  42.  43.) 

Hüllmann,  Städtewesen  des  Mittelalters.  I 223 
de  France““l  >56  >f-  Vgl.  Dareste,  Histoire 

2 Oeschichte  des  BeneSoialwesensi  s.  insbesondere  Buch  III,  Cai)  8 
♦)  Brunner,  a.  a.  0.  II  244. 
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Karl  Martell,  von  dem  das  Zeitalter,  das  wir  betrachten, 
seinen  Ausgangspunkt  nimmt,  brachte  die  Landverleihungen 
unter  den  rechtlichen  Gesichtspunkt  der  Precarien.  Die 
kleinen  Genieinfreien  waren,  wie  gesagt,  nicht  mehr  im 
Stande,  die  immer  drückendere  Wehrpflicht  zu  erfüllen. 
Dazu  gesellte  sich  die  zur  wirksamen  Bekämpfung  der 
Araber  nothwendige  Schöpfung  einer  tüchtigen  Reiterei,  die 
nur  durch  zahlreiche  Landverleihungen  zu  ermöglichen  war, 
wozu  in  Folge  der  Erschöpfung  des  Krongutes  — vornehm- 
lich durch  Vergabungen  an  die  königlichen  Gefolgleute  — 
das  Kirchengut  herangezogen  werden  musste,  das  ja  vor- 
nehmlich aus  jenem  hervorgegangen  war  (s.  III  235)  ^),  wobei 
ausserdem  zu  berücksichtigen  ist,  dass  die  Abwehr  der 
islamitischen  Schaaren  auch  die  Kirche  rettete,  in  deren 
Händen  zu  Ende  des  siebenten  Jahrhunderts  mindestens  ein 
Drittheil  allen  Grundbesitzes  im  verarmten  fränkischen 
Reiche  sich  befand  (s.  III  220),  sowie,  dass  die  allgemeine 
Rechtsansicht  dahin  ging,  dass  die  Besitzungen  der  Reichs- 
kirchen Eigenthum  des  Reiches  seien  ^). 

Die  Massregel  Karl  Martells  wurde  von  Pippin  insofern 
der  Billigkeit  entsprechend  berichtigt,  als  dieser  in  den 
Jahren  750  und  751  auf  Grund  eines  Verzeichnisses  des 
kirchlichen  Grundbesitzes  eine  derartige  Theilung  durch- 
führte, dass  einzelnen  Kirchen,  die  zu  stark  in  Anspruch 
genommen  worden  waren , ein  Theil  ihrer  Güter  zurück- 
erstattet wurde,  während  andere  das  Entbehrliche  als  Ersatz 
herzugeben  hatten. 

Rückerstattungen  an  die  Kirche  aus  Anlass  des  Heim- 
falles erfolgten  nur  ausnahmsweise,  so  dass  thatsächlich  eine 
Säcularisation  vorgenommen  wurde.  Für  die  Nutzung  des 

Gutes  hatten  jedoch  die  Inhaber  der  Kirche  einen  Zins  zu 
zahlen. 

Seit  den  Zeiten  Karl  Martells  steht  es  fest,  dass,  ebenso 
wie  bei  den  vom  Staate  aus  Kirchengut  verliehenen,  auch  bei 


0 Vgl.  Greg.  Tur.  II  37;  IV  16;  V 3.  34;  VII  7. 
Schröder,  a.  a.  0.  S.  160. 
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den  aus  Kroiigut  vergabten  Precarien  das  Recht  des  Beschenkten 
nicht  mehr  als  Eigenthum,  sondern  als  Leiherecht,  Beneficium, 
behandelt  worden  ist,  indem  eine  Scheidung  von  Eigen thum 
und  Besitz  eintrat:  jenes  stand  dem  Verleihenden,  dieser 
dem  Belehnten  zu.  Dem  königlichen  Beispiele  folgend  haben 
schon  zeitig  Kirchen  wie  weltliche  Grosse  Bene^ticien  ver- 
liehen. Der  Inhaber  eines  Beneficiums  hatte  nicht  nur  das 
Recht,  es  ganz  oder  theil weise  in  Afterleihe  zu  geben,  sondern 
die  erwähnte  Einrichtung  Karl  Martells  war  geradezu  darauf 
beiechnet,  dass  der  Belehnte  mit  dem  empfangenen  Gute 
kleinere  Vasallen  betheile,  damit  sie  in  den  Stand  gesetzt 
werden,  sich  reitermässig  auszurüsten  ^). 

So  erfolgten  Verleihungen  in  zweiter  Hand  an  Gemein- 
freie und  selbst  an  Hörige,  insbesondere  von  den  neu  aus- 
gestatteten Stiftern  und  Klöstern,  damit  der  Kriegsdienst 
von  dem  ihnen  geschenkten  Gute  geleistet  werden  könne 
da  das  Kirchengut  dort  wo  nicht  Privilegien  ausnahmsweise’ 
eine  Befreiung  begründeten,  nach  wie  vor  dienstpHichtig 
war.  Die  Stifter  waren  mithin  genöthigt,  von  ihrem  Besitze 
eine  Dienstmannschaft  zu  unterhalten,  wozu  das  Mittel 
wieder  das  Beneficium  war,  das  anfangs  nur  nach  Hofrecht 
(luie  curiae),  später  aber  auch  nach  Lehnrecht  (iure  feudi) 
ausgethan  wurde  ^),  so  dass  auch  hier  eine  luteressen- 
verschnielzuug  stattfand : auf  der  einen  Seite  die  Erlangung 

dei  nothwendigen  Mannschaft,  auf  der  anderen  die  Gewinnung 
von  Land. 

Es  waren  jedoch  zuweilen  rein  wirthschaftliche  Rück- 
sichten, die  solche  Verleihungen  hervorriefen.  Bei  grossem 
und  zerstreutem  Güterbesitze  wurde,  in  Ermanglung  zu- 
verlässiger, pflichtgetreuer  Beamten,  die  Bewirthschaftuug 
entfernter  Gütertheile  immer  schwieriger  und  uneinträglicher, 
ihr  Werth  daher  immer  geringer.  Deshalb  sind,  ungeachtet 
dei  grossen  Latifundienzahl,  wirklich  grosse  Gutsbetriebe 
nur  bei  den  königlichen  Pfalzen  und  geistlichen  Stiftungen 

Vgl.  Brunner,  a.  a.  0.  II  251. 

2)  Arnold,  Deutsche  Geschichte.  II/II  129—130. 
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wahrnehmbar.  Die  grossen  Forsten  und  Oeden,  blosse  Jagd- 
gründe, vermochten  bloss  die  Förster  zu  erhalten.  Um  Ein- 
nahmen zu  erzielen , war  man  darauf  angewiesen , die 
Ländereien  gegen  Dienste  und  Zinsen  zu  verleihen,  wodurch 
zugleich,  bei  der  Verpflichtung  des  Vasallen  zu  guter  Be- 
wirthschaftung,  die  Nothwendigkeit  der  Beaufsichtigung  ent- 
fiel, welcher  Brauch  daher,  insbesondere  auch  von  Seiten  der 
an  Grundeigenthum  so  reichen  Kirche,  zusehends  zunahm 
Der  Inhaber  des  Beneficiums  ist  zur  Treue  gegen  den 
Verleihenden  verpflichtet.  Nicht  nur  wegen  Verletzung 
dieser  Treue,  sondern  auch  wegen  Verschlechterung  des 
Leihegutes  durch  Misswirthschaft  sowie  wegen  Eigenthums- 
anmassung  kann  es  entzogen  werden.  Karolingische 
Capitularien  bedrohen  ausserdem  mit  dem  Verluste  des 
Beneficiums  den,  der  sich  weigert,  Diebe  und  Räuber  an  die 
öffentliche  Gewalt  auszuliefern,  der  sich  beharrlicher  Rechts- 
verweigerung schuldig  macht,  der  einen  königlichen  schrift- 
lichen Befehl  nicht  beachtet , der  seine  Brünne  nicht  zur 
Heei fahrt  mitbringt,  der  sich  im  Felde  tadelnsw'erth  be- 
nimmt oder  der  einem  Genossen  gegen  Widersacher  des 
Königs  den  Beistand  verweigert. 

Das  königliche  Beneficium  gewährt,  als  königliches 
Eigenthum,  ausser  der  Nutzung  dem  Inhaber  den  Genuss 
der  mit  dem  Königsgute  verknüpften  Vorrechte,  den  höhern 
Sonderfrieden,  das  Reclamationsrecht  (das  Recht  des  Schütz- 
lings,  seine  Rechtshändel  an  den  Hof  des  Königs  zu  bringen) 
und  die  Immunität. 

Allmählich  nahmen  auch  R e i c h s ä m t e r den  Charakter 
des  Beneficiums  an,  was  dadurch  vermittelt  wurde,  dass  der 
König  höhere  Aemter  Personen  verlieh,  die  schon  vorher  seine 
A asallen  waren,  und  dass  königliche  Beamte  immer  mehr  in 
die  königliche  \ asallität  eintraten.  In  Folge  dessen  wurde 
das  Amtsgut  als  Beneficium  betrachtet.  Unter  den  Nach- 
folgern Karls  des  Grossen  galt  das  Amt  selbst,  insbesondere 


1)  Vgl.  Wigand,  Die  Dienste.  S.  18.  48.  Meitzen,  Wanderungen. 
1/11  2Sl* 
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die  Grafschaft , als  königliches  Beneficium  und  wurde  der 
anfänglich  das  Amt  bezeichnende  Ausdruck  honor  auf  an- 
gesehenere Beneticien  angewandt.  Sogar  die  Kirchenämter 
nahmen  später  die  Form  des  Beneticiums  an,  da  auch  ihre 
Ausstattung  hauptsächlich  in  Grundbesitz  bestand;  das  geist- 
liche Amt  war  das  Officium,  die  Pfründe,  praebenda,  das 
Beneficium.  So  nahm  alle  Amtsgewalt  einen  privatrecht- 
lichen, den  Staatsgedanken  in  den  Hintergrund  drängenden 
Charakter  anO.  Wie  sehr  unter  diesen  Verhältnissen  der 
Amtscharakter  der  — zuweilen,  gleich  anderen  Aemtern,  als 
Belohnung  verliehenen  — Grafschaft  sich  allmählich  verlor 
und  diese  vollständig  als  Eigenthum  betrachtet  wurde,  ist 
beispielsweise  daraus  zu  erkennen,  dass  Otto  der  Grosse 
einem  Grafen  aus  dem  Hause  der  Konradiner  gestattete,  die 
Grafschaft,  die  er  besass,  wie  ein  gewöhnliches  Erbe  unter 
seine  Söhne  zu  vertheilen.  Während  früher  das  Gut  ein 
Zubehör  der  Grafschaft  war,  wurde  nun  diese  ein  Zubehör 
der  Güter.  So  war  es  auch  mit  den  anderen  Aemtern.  Da 
die  Naturalwirthschaft  die  Verwaltung  der  verschiedenen 
Regale  durch  den  Staat  verhinderte,  so  erhielt  jedes  Amt  die 
Natur  eines  Lelms,  wodurch  die  Reichsverwaltung  in  eine 
Unzahl  kleiner  Lehen  und  Afterlehen  zerfiel  Auch  in  Däne- 
mark wurden  die  ersten  Beamten  mit  Land  ausgestattet®). 

Die  nach  beiden  Richtungen  hin  persönliche  Verleihung 
des  Beneficiums  begründet  nun  nur  ein  auf  die  Lebenszeit 
des  Beliehenen,  bei  Beamten  auf  die  Dauer  des  Dienst- 
verhältnisses, beschränktes  und  unveräusserliches  Recht.  Nach 
dem  Tode  des  Belehnten  oder  dem  Scheiden  aus  dem  Dienste 
des  Verleihers  fällt  das  Gut  an  diesen  zurück  (IMannsfall).  Der 
Sohn  oder  sonstige  Erbe  bleibt  nur  dann  im  Besitze,  wenn 
es  ihm  aufs  neue  verliehen  wird.  Beim  Tode  des  Verleihers 
wird  das  Beneficium  dem  Nachfolger  ledig  (Herrnfall, 
bezw.  Thronfall.)  Der  Verleihungsvertrag  konnte  auch  den 


»)  Brunner,  a.  a.  0.  S.  254-255.  Arnold,  a.  a.  0.  S.  123. 

) Arnold,  Verfassungsgeschichte  der  deutschen  Freistädte.  I 259. 
3)  Dahlmann,  Geschichte  Dänemarks.  III  65. 
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Herrn-  oder  den  Mannsfall  ausschliessen ; jenes  geschah, 
wenn  das  Beneficium  für  die  Lebenszeit  des  Empfängers' 

dieses,  wenn  es  für  die  Lebenszeit  des  Verleihers  ertheilt 
worden  war. 

Die  meisten  Beneficien  waren  Majorate,  so  dass  unter 
mehreren  gleich  berechtigten  Erben  der  ältere  voranging. 

Eine  Mittelstellung  zwischen  der  Landschenkung  und 
dem  königlichen  Beneficium  nahm  das  ins  aprisionis  ein, 
das  Karl  der  Grosse  und  seine  Nachfolger  spanischen 
Flüchtlingen  in  Septimanien  und  in  der  spanischen  Mark 
an  urbar  gemachtem  Oedlande  zinsfrei  gewährten.  Dem 
Aprisionsgute , das  als  königliches  Eigenthum  galt,  fehlte 
eines  der  Merkmale  des  Beneficiums,  der  Mannsfalb,  da  es 
auf  die  männliche  Nachkommenschaft  des  Besitzers  vererbte. 
Gleich  dem  Beneficium  war  die  Aprisio  au  die  Bedingung 
der  Treue  geknüpft  und  konnte  nicht  veräussert,  jedoch  zu 
Beneficium  weiter  verliehen  und  au  Hintersassen  ausgegeben 
werden.  Zuweilen  wurde  Aprisionsgut  durch  königliches 
Privilegium  in  freies  Eigenthum  des  Beliehenen  verwandelt  *). 

Seit  der  Mitte  des  neunten  Jahrhunderts  kommen  in 
Ostfranken,  namentlich  in  Baiern,  königliche  und  kirchliche 
Vergabungen  vor,  wodurch  dem  Beschenkten  das  lebens- 
längliche unvererbliche  und  unveräusserliche  Eigenthum  an 
einem  Grundstück  übertragen  und  dabei  für  den  Fall  des 
Todes  des  Beschenkten  der  Heimfall  an  den  König  oder  die 
Kirche  ausdrücklich  Vorbehalten  wird  ®). 

Es  ist  eine  wissenschaftliche  Streitfrage , ob  die 
Vasall ität  im  germanischen  Gefolgwesen  oder  in  davon 
unabhängigen  gallo-römischeu  Schutz-  und  Dienstverhältnissen 
ihren  Ursprung  habe.  Schon  Tacitus®)  berichtet,  dass  es 
zu  den  Vorrechten  der  germanischen  Grossen  gehört  habe, 
sich  mit  einem  auf  einem  Treuverhältnisse  beruhenden 
ritterlichen  Gefolge  auserlesener  junger  Leute  zu  umgeben. 


*)  Brunner,  a.  a.  0.  fj.  256—257. 
a.  a.  0. 

German.  13.  14. 
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das  ihnen  im  Kriege  als  Leibwache,  im  Frieden  als  Ehren- 
geleite diente.  (Aehnliches  hatte  Cäsar  von  den  gallischen 
Rittern  erzählt , deren  zahlreiche  Gefolgleute  Ambacten 
hiessen  »).)  Die  es  bildenden  Männer  waren  nicht  Soldaten 
des  Vaterlandes,  sondern  ihres  Oberhauptes,  für  dessen 
Peison  sie  allein  kämpften.  Grosse  Gefolge  konnten  nur 
durch  Krieg  erhalten  werden,  der  allein  insbesondere  die 
^Mittel  bot,  um  über  den  als  Sold  dienenden  Unterhalt 
hinaus  Schenkungen  zu  machen,  die  vorzugsweise  in  Schlacht- 
rossen bestanden.  Einer  ähnlichen  ritterlichen  Gefolgschaft 
begegnen  wir  unter  dem  Namen  der  Antrustionen  bei  den 
merowingischen  Königen.  Seit  der  Mitte  des  sechsten  Jahr- 
hunderts erlangte  dieses  Gefolge  mit  den  an  seine  Spitze 
gestellten  Beamten  bedeutenden  EinÜuss  auf  die  Reichs- 
regieruug  imd  Verwaltung  % Auch  Unterthaneu  des  Königs 
konnten  Gefolgleute  haben,  wofür  in  den  Rechtsdenkmälern 
dei  Ausdiuck  gasindi  vorkommt.  Für  ihre  Dienste  und 
Tieue  ei  halten  sie  vom  Herrn  Grundstücke  entweder  als 
Eigenthum  oder  als  geliehenes  Zinsgut.  Unter  dem  Namen 
gasindiones,  gasindi,  gewahren  wir  Gefolgleute  auch  bei  den 
Langobarden.  Seit  dem  achten  Jahrhundert  werden  die- 
selben Peisonen,  die  sonst  gasindi  hiessen,  im  fränkischen 
Reiche  \assi,  ^assalli  genannt.  Die  erwähnten  Verleihungen 
von  Kirchengut  erfolgten  an  vassi  (gasindi),  die  Pteiter- 
dienste  leisten  sollten.  Oftenbar  sind  die  Gasinden  in  den 
Vasallen  aufgegangen.  Vassus,  gleich  ministerialis , be- 
deutet ursprünglich  einen  höhern,  im  Hause  oder  in  der 
Umgebung  des  Herrn  dienenden  Knecht.  Seit  dem  achten 
Jahrhundert  begegnen  wir  neben  den  unfreien  freien  Vassen ; 
nun  wird  der  Ausdruck  vassus  vorzugsweise  auf  ein  höheres 
Schutz-  und  Dienstverhältniss  angewendet,  das  wir  Vasallität 
nennen.  Mit  dieser  ging  der  Dienstadel  in  den  Lehnsadel 
über.  Auch  unfreie  Vasallen  erhielten  Beneticien.  Auf  sie 
eisti eckte  sich  unter  dem  karolingischen  Königthum  die 


4 


')  Bell.  gall.  YI  15. 

**)  Grimm,  a.  a.  ü.  S.  276. 
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allgemeine  Wehrpflicht,  ungeachtet  des  sonst  in  Geltung 
gebliebenen  Grundsatzes , dass  der  Unfreie  nicht  wehr- 
pflichtig sei.  Aber  selbst  noch  in  der  karolingischen  Zeit 
gab  es  Vasallen  ohne  Beneficium^). 

Wie  in  der  Fortbildung  der  Gefolgschaft  bei  den 
Franken  die  Antrustionen  durch  die  Vasallen,  wurden  bei 
den  Angelsachsen  die  Gesiths  durch  die  Thegns-  oder 
Thanschaft  ersetzt,  die  nach  Massgabe  des  Besitzes  mannig- 
faltige Abstufungen  darbietet  und  sich,  in  Folge  der  Ueber- 
nahme  der  väterlichen  Verpflichtung  durch  die  Söhne,  bald 
zu  einem  erblichen  Stande,  einem  neuen  Adel,  gestaltet®). 
Der  angelsächsische  cniht,  knight,  ist  das  Seitenstück  zum 
deutschen  Ministerialen  (s.  unten  — Gliederung),  der  in  naeh- 
fränkischer  Zeit  am  Herrnhofe  den  Vasallen  ablöst. 

Die  königlichen  Vasallen  genossen  gewisse  Process- 
vorrechte;  sie  durften  sich  im  Verhinderungsfälle  vertreten 
lassen,  auch  in  Ablegung  von  Eiden,  und  hatten  das 
Reclamationsrecht.  Während  in  Deutschland  und  Italien 
die  Jurisdiction  über  die  Vasallen  auf  eigentliche  Lehns- 
sachen beschränkt  blieb,  war  in  Frankreich  der  Vasall 
in  allen  Rechtssachen  der  Jurisdiction  seines  Herrn  unter- 
worfen. 

Die  meisten  Vasallen  sind  Reiter ; der  Schwerpunkt  des 
Vasallenthums  liegt  in  der  kriegerischen  Dienstpflicht,  deren 
Dauer  auf  sechs  Wochen  auf  Kosten  des  Mannes  bemessen 
ist.  Ausserdem  ist  der  Vasall  verpflichtet,  so  oft  er  an  den 
Hof  des  Herrn  entboten  wird , daselbst  zu  erscheinen ; 
die  Weigerung  bildet  einen  Grund  zur  Entziehung  des 
Beneficiums.  Neben  dem  Kriegs-  und  Hofdienste  bestand 
auch  die  Dingpflicht  des  Vasallen,  der,  wofern  der  Herr 
richterliche  Stellung  hatte,  dessen  placita  zu  besuchen  ge- 
halten war.  Häufig  wurden  die  Vasallen  als  missi  ver- 
wendet und  schwuren  Eide  für  ihre  Herren , die  ihnen 
auch  hestimmte  Aemter  übertragen  konnten.  Der  Inbegriff 


')  Brunner,  a.  a.  0.  S.  260  ff. 
Winkelmann,  a.  a.  0.  S.  109. 
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der  vasalhtischen  Pflichten  wird  durch  die  Ausdrücke 
servitmm  und  ohsequium  bezeichnet.  Der  Ausdruck  Seniorat 
der  das  Recht  der  Anführung  im  Kriege  bedeutet,  also  das’ 
erialtniss  des  Herrn  zu  seinen  homines,  wird  auch  auf 
den  Begriff  der  Vasallität  angewandt.  Dadurch , dass  die 
Regierung  den  Senioren  die  Ausübung  dieser  Function 
u lerliess,  nahm  diese  den  Charakter  einer  Amtspflicht  an  D 

Die  Vertragsform  besteht  auf  Seite  des  Vasallen  in 
der  Commendation  (Handreichung),  auf  Seite  des  Herrn 
in  der  Darreichung  einer  Gabe. 

Man  wurde  jedoch  nicht  nur  Vasall,  um  Kriegsdienste 
zu  leisten,  sondern  auch  im  Gegentheile,  um  sich  ihnen  zu 
entziehen.  Schon  Karl  der  Grosse  bezeugt  in  einem 
Capitular  von  805 , dass  viele  Männer  auf  ihren  Stand  als 
hreie,  d.  h.  als  königliche  Unterthanen,  freiwillig  verzichten 
um  ^asallen  eines  Bischofs  oder  eines  Abtes  zu  werden’ 
Der  Beweggrund  war  das  Verlangen,  den  Lasten,  die  der 
Staat  den  Bürgern  auferlegte  und  den  dabei  vorkommenden 
M illkurhchkeiten  — insbesondere  dem  Heerdienste  — zu 
entgehen.  Selbst  die  Regierung  dieses  mächtigen  Königs 
vermochte  nicht  die  Schwachen  ausreichend  zu  beschützen 
Um  so  schlimmer  war  es  unter  seinen  kraftlosen  Nach- 
folgern. Die  Unterthanen  sahen  sich  vom  Königthum  ver- 
lassen und  verliessen  es  nun  ihrerseits.  Man  wurde  Vasall 
um  111  Frieden  zu  leben 

Während  das  Dienstverhältniss  des  Gefolgmannes  ein- 
sei  lg  — nur  nicht  zur  Unzeit  — aufgelöst  werden  konnte 
wurde  die  \asallität  anfangs  für  die  Lebensdauer  des 
Herrn  und  des  Vasallen  eingegangen.  Der  Vasall  durfte 
en  Herrn  nicht  willkürlich , sondern  nur  aus  bestimmten 
gesetzlichen  Gründen  verlassen.  Später  jedoch  ist  das 
deiRsche  wie  das  langobardische  Lehnrecht  in  dieser  Be- 
ziehung zu  den  Grundsätzen  des  germanischen  Gefolgwesens 
zuruckgekehrt:  der  Vasall  erhielt  die  Befugniss,  unter 


Brunner,  a.  a.  0.  Menzel,  a.  a.  0.  S.  93. 
Fustel  de  Coiilanges,  a.  a.  0.  VII  667  ff. 
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Rückgabe  des  Beneficiums,  das  Dienstverhältniss  zu  kündigen 
— indem  er  entweder  das  Gut  dem  Herrn  aufliess  (refutatio) 
oder  ihm  die  Treue  aufsagte  — ein  Rechtssatz,  der  in 
dieser  Allgemeinheit  im  französischen  Lehnreehte  nicht 
Eingang  fand  ^). 

Nach  den  Rechtsbüchern  hielten  sich  die  Vasallen  nur 
für  verpflichtet,  innerhalb  der  Reichsgrenzeii  oder  bei  der 
Romfahrt  verwendet  zu  werden.  Schröder  (a.  a.  0.  S.  502) 
meint,  es  sei  nicht  anzunehmen,  dass  dieser  Anspruch  eine 
reale  Grundlage  gehabt  habe,  da  ein  solches  Zugeständniss 
das  Reich  zu  Angriffskriegen  gegen  das  Ausland  unfähig 
gemacht  haben  würde.  Doch  werden  wir  sehen,  dass  in 
allen  Reichen,  in  denen  das  Lehnwesen  Eingang  fand,  ähn- 
liche und  noch  einschränkendere  Bestimmungen  galten.  In 
Dänemark  beschränkte  der  Adel  seine  Kriegshilfe  auf  den 
Vertheidigungskrieg  und  bedang  sich  Entschädigung  für 
jeden  Verlust  im  Kriege  sowie  die  Lösung  aus  der  Ge- 
fangenschaft binnen  Jahresfrist  aus  ^).  Allenthalben  bedurfte 
es  nach  Ablauf  der  Dienstzeit  in  der  Regel  inständiger 
Bitten,  reicher  Versprechungen  und  bedeutender  Opfer,  um 
die  Vasallen  zur  Fortsetzung  des  Dienstes  zu  bestimmen. 
Nicht  selten  ereignete  es  sich,  dass  die  Kriegsleute  die  mit 
dem  besten  Erfolge  begonnenen  Unternehmungen  im  Stiche 
Hessen  und  auseinanderliefen,  weil  ihre  Dienstzeit  zu  Ende 
j gegangen  war.  Dies  geschah  auch,  sobald  der  Kriegs- 

j Schauplatz  sich  auf  eine  grössere  als  die  nach  den  lehns- 

j rechtlichen  Bedingungen  zu  duldende  Entfernung  ausdehnte. 

Die  Üeberschreitungen  dieser  Bedingungen  mussten  daher 
j für  jeden  einzelnen  Fall  besonders  vereinbart  werden  3). 

f Die  feudale  Heeresorganisation  führte  zur  Entwicklung 

I des  feudalen  Ritterthums  und  damit  der  feudalen  ritter- 

lichen Cavallerie,  die  nun  im  Gegensätze  zur  alten  griechisch- 

’)  Brunner,  a.  a.  0.  S.  273 — 274. 

Dahlmann,  a.  a.  0.  III  67. 

) (jenerallieutenant  Fürst  (jalitzin , Allgemeine  Kriegsgeschichte 
des  Mittelalters  übersetzt  von  Streccius.  Cassel  1880—1885.  I 88. 
Cibrario,  Economia  politica  del  medio  evo.  I 329.  330. 
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römischen  Heeresverfassung  den  Kern  und  die  vornehmste 
Macht  der  Truppen  bildete.  In  dieser  Beziehung  stand  die 
Ausbildung  des  Feudalismus  und  des  Ilitterthums  nicht  im 
Einklänge  mit  der  Entwicklung  der  Kriegskunst.  Es  war 
insbesondeie  schwer,  mit  den  feudalen  Truppen  Kriegszüge 
erfolgreich  zu  unternehmen,  die  einen  hohen  Grad  von 
Einheit  eifoiderten,  was  z.  B.  die  Misserfolge  der  Kreuzzüge 
bekundeten,  zumal  die  Heeresorganisation  der  Saracenen 
in  jedem  Betrachte  auf  strenge  Einheitlichkeit  gegründet  war  ^). 

In  ähnlicher  Weise  wie  für  die  Vasallen  entwickelten 
sich  die  Verhältnisse  für  die  Ministerialen.  Der  Kaiser, 
der  Landesherr,  die  Aebte  und  Bischöfe  verliehen  ihren 
Ministerialen  ebenfalls  Grundstücke  und  einzelne  Rechte, 
so  dass  diese  sich  durch  Reichthum  und  Einfluss  oft  den 
Vasallen  an  die  Seite  stellten  und  sogar  Freie,  ja  Adelige, 
sich  als  Ministerialen  geistlichen  Herren  ergaben.  Als  sie 
die  Spuren  der  Unfreiheit  von  sich  abstreiften  und  sich 
mit  den  freien  Vasallen  und  Schöffenbaren  zum  Stande  des 
niedern  Adels  vereinigten,  nahmen  auch  die  Hoflehen,  die 
ebenfalls  erblich  wurden,  im  Allgemeinen  den  Charakter 
wahrer  Lehen  an^). 

Das  mittelalterliche  L e h n w e s e n wird  durch 
die  Vereinigung  von  Beneficium  und  Vasallität 
gekennzeichnet.  Betrachten  wir  das  Lehn  als  ein  unter 
der  Bedingung  vasallitischer  Dienste  und  Treue  verliehenes 
Beneficium , so  können  wir  schon  die  Vergabungen  des 
achten  Jahrhunderts  als  Lehen  bezeichnen ; doch  kennt  die 
fränkische  Zeit  die  Durchdringung  von  Vasallität  und 
Beneficialwesen  noch  nicht.  In  lateinischen  Urkunden  wird 
das  Lehn  bis  zum  zwölften  Jahrhundert  beneficium  genannt ; 
an  die  Stelle  dieser  Bezeichnung  tritt  seit  dem  dreizehnten 
Jahrhundert  die  aus  Frankreich  stammende  feudum^).) 


*)  Fürst  Galitzin,  a.  a.  0.  I 102.  130.  131. 

Stobbe,  Handbuch  des  deutschen  Privatrechts.  2.  Aufl. 
Berlin  1882—1885.  II  411. 

3)  Schröder,  a.  a.  0.  S.  386.  Brunner,  a.  a.  0. 
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Das  dingliche  Rechtsverhältniss  am  Lehn  wurde  als 
getheiltes  Eigenthum,  und  zwar  von  Seiten  des  Herrn  als 
dominium  directum  (Obereigenthum),  von  Seiten  des  Mannes 
als  dominium  utile  (Untereigenthum)  bezeichnet.  Mit  der 
Belehnung  selbst  ist,  wofern  keine  Sonderbestimmungen 
Vorbehalten  worden  sind,  dem  Lehnsträger  die  Gewere  des 
Gutes,  die  Lehnsgewere  erworben  \). 

Der  Lehnsbesitz  setzt  die  Herrschaft  des  Herrn  voraus, 
von  deren  Bestände  das  Gut  abhängig  ist.  Geht  die  Herr- 
schaft des  Herrn  durch  einen  Dritten  verloren,  so  wird  da- 
durch auch  die  Herrschaft  des  Uuterherrn  über  seine  Vasallen 
gebrochen  ^). 

Die  Vasallen  der  geistlichen  und  weltlichen  Grossen 
haben  dem  Aufgebot  zum  Reichsheere  nur  zu  folgen,  wenn 
sie  ein  Beneficium  oder  Eigengut  oder  sonstiges  Vermögen 
haben,  auf  Grund  dessen  sie  dienstfähig  sind,  was  wohl  bei 
den  meisten  derselben  der  Fall  war. 

Die  Beneficien  trugen  von  Anfang  an  den  Keim  der 
Erblichkeit  in  sich.  Zunächst  mit  Rücksicht  auf  die 
Erhaltung  der  Wehrkraft  wurden  sie  sowohl  bei  einem 
Wechsel  in  der  herrschenden  als  auch  in  der  dienenden 
Hand  nur  selten  eingezogen.  Da  auch  die  Aemter  unter 
den  Begriff  des  Beneficiunis  fielen,  so  galten  auch  mit 
Bezug  auf  sie  die  Gründe  für  die  Erblichkeit,  zumal,  wie 
wir  bereits  gesehen  haben,  die  Entwicklung  der  Dinge  es 
mit  sich  brachte,  dass  statt  des  Amtes  die  damit  ver- 
l)undenen  Güter  die  Hau})tsache  wurden:  das  Amt  ver- 
wandelte sich  in  Eigenthum. 

Zu  Ende  der  karolingischen  Periode  hatte  sich  bei  der 
gesunkenen  Macht  des  Königthums  die  Erblichkeit  so  weit 
festgestellt,  dass  das  Gut  oder  Amt  dem  Sohne  grundlos 
nicht  verweigert  werden  durfte;  doch  erfolgte  der  Uebergaug 
vorerst  nur  kraft  neuer  Verleihung,  aber  noch  nicht  kraft 
Erbrechtes.  Erst  im  elften  Jahrhundert,  als  mit  der  Auf- 

*)  Heusler,  a.  a.  0.  II  157. 

•^)  a.  a.  O.  S.  163. 

N Felix,  Eigenthum.  IV.  2.  I.  9 
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lösuiig  der  Gauverfassuiig  die  Bedeutung  der  Grafschaft 
sich  durcliaus  änderte  und  der  Kriegsdienst  eine  ent- 
schiedene Sicherstellung  erforderte,  ward  die  Erblichkeit 
als  Beeilt  anerkannt  (wenngleich  noch  in  der  ersten  Hälfte 
des  dreizehnten  Jahrhunderts  die  Beschränkung  auf  die 
Lebenszeit  des  Beliehenen  mit  dem  Begriffe  eines  rechten 
Lelms  vereinbar  galt)  ^).  Nun  erfolgte  der  Uebergang  auf 
die  Erben  nicht  mehr  auf  Grund  neuer,  sondern  schon  auf 
Grund  der  ersten  Verleihung.  Die  Erneuerung  der  In- 
vestitur, die  bei  einem  Wechsel  der  herrschenden  oder  der 
dienenden  Hand  nachgesucht  werden  musste,  hatte  lediglich 
den  Zweck,  die  Yasalleniiffichten  in  Erinnerung  zu  bringen. 
So  haben  allmählich  die  abgeleiteten  Rechte  das  ursprüng- 
liche Eigenthum  verdrängt  und  sind  an  dessen  Stelle  ge- 
treten^). Nach  dieser  Gestaltung  der  Dinge  entstand  ein 
im  Allgemeinen  juivatrechtlicher,  bei  Aemterlehen  öffentlich- 
rechtlicher  Leihezwang.  Für  den  Fall,  dass  der  Herr  dem 
Lehnserben  auf  dessen  Gesuch  die  Verleihung  des  Lelms 
verweigerte , konnte  nach  dem  Sachsenspiegel  der  Erbe  das 
Lehn  ohne  Dienst])tlicht  behalten®). 

Doch  bestanden  für  die  Erblichkeit  der  Lehen  mit 
Rücksicht  auf  den  Waffendienst,  der  ihre  Grundlage  bildete, 
Schranken,  welche  die  Vererbung  des  Allods  nicht  kannte. 
Stumme,  Blinde,  Hand-  und  Fusslose  waren  wegen  ihrer 
Untauglichkeit  zur  Waffenführung,  Heerschildlose  (s.  unten) 
wegen  ihrer  Unfähigkeit  zum  Ritterdienste  ausgeschlossen. 
Weitere  Schranken  bestanden  innerhalb  des  Kreises  der 
lehnsfähigen  Verwandten.  Ausser  den  Descendenten  wurden, 
unter  der  Voraussetzung  der  Abstammung  vom  ersten 
Empfänger  des  Lelms,  nur  Brüder  und  Collateralen,  nicht 
aber  Ascendenten  zugelassen.  Der  erste  Empfänger  konnte 
das  Lehn  auch  nicht  auf  seine  Brüder  vererben,  weil  es 


’)  Schröder,  a.  a.  0.  S.  401. 

^)  Vgl.  Arnold,  Deutsche  Geschichte.  II/II  182  ff. 

®)  Brunner,  Der  Leihezwang  in  der  deutschen  Agrargeschichte. 
(Beil,  zur  Allg.  Ztg.  vom  10.  August  1897.) 
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für  sie  nicht  feudum  paternum  war;  erst  l)ei  seinem  Sohne 
dehnte  sich  das  Erltrecht  auf  dessen  Brüder,  bei  den  Enkeln 
auf  die  Vettern  aus.  Auch  war  der  Lehnsherr  nicht  ge- 
nöthigt,  einer  Zertheilung  des  Lelms  unter  mehrere  Söhne 
zuzustimmen;  doch  konnten  die  Interessen  des  Dienstes 
durch  die  Gesammtbelehnung  gewahrt  werden  *). 

1 Die  thatsächliche  EiRlichkeit  beschränkte  sich  anfangs 

* auf  die  grossen  Reichslehen,  deren  Inhaber  ihre  unfügsamen 

Vasallen  häutig  mit  Einziehung  der  Lehen  straften.  So 
sahen  sich  die  Vasallen  der  unteren  Stufen  bei  Contlicten 
zwischen  ihrem  unmittelbaren  Herrn  und  dem  Könige  ge- 
zwungen, sich  jenem  anzuschliessen,  damit  sie  nicht  ihres 
Lelms  verlustig  gingen.  Um  solchen  gegen  das  Interesse 
des  Königthums  gerichteten  Vorgängen  vorzubeugen,  brachte 
Konrad  II.  auch  für  die  von  den  grossen  Reichslehen  ab- 
hängigen Lehen  die  Erblichkeit  zur  Geltung,  anfangs  durch 
die  entsprechende  LTebung,  dann  — wie  später  auch  in 
Italien  — durch  ein  Reichsgesetz.  Auf  diese  Weise  wurden 
Cv.  die  Interessen  des  niedern  Adels  mit  den  königlichen  enge 

verbunden  -). 

Am  frühesten  und  entschiedensten  drang  die  Erblich- 
keit der  Lehen  in  Italien  durch.  Unter  den  Gründen,  die 
dafür  massgebend  gewesen  sein  mögen,  führt  Arnold  (a.  a.  0.) 
den  an,  dass  in  Italien  die  Bodencultur  von  jeher  intensiver 
als  in  Deutschland  war,  so  dass  sich  das  abgeleitete  Besitz- 
recht des  Vasallen  selbstständiger  und  durchgreifender  aus- 
bilden konnte.  Jedoch  war  die  Erblichkeit  der  Lehen,  wenn 
auch  seit  dem  elften  Jahrhundert  allgemein  anerkanntes 
Gewohnheitsrecht,  im  dreizehnten  Jahrhundert  noch  nicht 
so  fest  ausgebildet,  dass  man  das  auf  Lebenszeit  des  Be- 
liehenen  beschränkte  Leil)zuchts-  oder  Leil)gedingslehn 
I — das  namentlich  bei  Geistlichen  und  Frauen  und  vor- 

1 - wiegend  im  Gebiete  des  ehelichen  Güterrechts  als  Leil)zucht 

Heiisler,  a.  a.  0.  II  612 — 615. 

j Priitz,  Staatengescliichte  des  Abendlandes  im  Mittelalter.  I 303. 
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oder  Wittum  angewandt  wurde  — nicht  zu  den  wirklichen 
Lehen  gereclinet  hätte’).  Auch  wurde  noch  in  der  ersten 
Hälfte  des  dreizehnten  Jahrhunderts  daran  festgehalten, 
dass  die  Beschränkung  auf  die  Lebensdauer  mit  dem  Be- 
gritfe  eines  rechten  Lehns  vereinbar  sei  2). 

Der  ^’asall  konnte  aber  nur  über  die  Lehnsnntzungeii 
für  die  Besitzesdauer  einseitig  verfügen;  jede  darüber 
hinausgeheiide  Anordnung,  insbesondere  jede  Verfügung 
über  die  Substanz  bedurfte  der  Zustimmung  des  Herrn; 
namentlich  Veräusserungen  oder  Verpfändungen  der  Lehen 
mussten  vor  dem  Herrn  oder  durch  ihn  vollzogen  werden. 
Diese  Zustimmung  war  bei  Reichslehen  selbst  dann  ein- 
zuholen, wenn  dem  Reiche,  anstatt  des  veräusserten,  anderer 
Besitz  zu  Lehn  aufgetragen  wai'd.  So  geschah  es,  als 
Ritter  Hartmund  von  Sachsenhausen  im  Jahre  1276  dem 
Deutschen  Orden  eine  Hofstatt  mit  steinernem  Hause,  Hofe 
und  Garten  verkaufte  und  statt  dessen  dem  Reiche  einen 
Garten  und  Fischteich  zu  Lehn  auftrug  ^).  Nur  After- 
verleihungen waren  selbst  über  die  Dauer  des  eigenen 
Rechtes  hinaus  an  die  Einwilligung  des  Herni  nicht  ge- 
bunden ^). 

Während  es  nur  eine  proprietas  und  nur  einen  Eigen- 
thümer  an  einem  Gute  geben  konnte,  sind  hiernach  bei 
Lehen  in  Folge  der  dabei  vorkommenden  mehrfachen  Ab- 
stufungen mehrere  doniinia  an  demselben  Gute  zulässig. 
Als  einziger  Eigenthümer  gilt  der  oberste  Lehnsherr.  Durch 
Hinabsteigen  des  Lehns  in  die  zweite,  dritte  Hand  u.  s.  w, 
wird  immer  nur  Lehn-  und  Afterlehnrecht,  aber  niemals 
bhgenthum  am  Gute  begründet®). 

Während  der  König,  die  Kii-che  und  die  weltlichen 
(irossen  Güter  zu  Lehn  austhaten,  um  Krieger  zu  gewinnen, 

’)  Schröder,  a.  a.  0.  S.  397. 

2)  a.  a.  0.  S.  401. 

Arnold,  Zur  Geschichte  des  Eigenthums.  S.  29. 

*)  Schröder,  a.  a.  0.  S.  399. 

®)  Heusler,  a.  a.  0.  II  49  ff. 
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wurden,  wie  wdr  bereits  andeuteten,  Allode  zu  Lehn  auf- 
getragen, damit  man  den  Schutz  mächtiger  Herren  erlange, 
und  dies  geschah  seit  dem  neunten  Jahrhundert  so  häutig, 
dass  schliesslich  fast  nur  noch  in  den  Händen  des  Herren- 
standes allodialer  Grund  und  Boden  übrig  blieb.  Da  auch 
die  öffentlichen  Aemter  wegen  der  damit  verbundenen  Aus- 
stattung unter  den  Lehnsbegriff  fielen,  so  wurde  der  ünter- 
thanenverband  durch  den  Lehnsverband  ersetzt.  Viele  Be- 
güterte, die  noch  genug  Allode  hatten,  wurden  Vasallen 
oder  Ministeriale , während  Aermere,  die  den  Kriegsdienst 
nicht  leisten  konnten,  sich  einer  Vogtei  unterwarfen  ’).  Doch 
hat  es  in  Deutschland,  wo  der  Höhepunkt  des  durch  die 
Kreuzzüge  geförderten  Lehnwesens  und  des  Reiterdienstes 
in  die  Hohenstaufenzeit  fällt , niemals  an  bedeutenden 
allodialen  Besitzungen  gefehlt,  und  es  ist  hier  nie  so  weit 
wie  in  Frankreich  gekommen,  wo  der  Aussi)ruch : Nulle 
terre  saus  seigneur  zur  Geltung  gelangte.  Auch  wurde 
daran  festgehalten , dass  ein  Lehn  an  Eigenthum  kein 
rechtes  Lehn  sein,  dass  ein  wahres  Lehn  nur  wieder 
an  Lehn,  mit  dem  Könige  als  oberstem  Lehnsherrn,  be- 
gründet werden  könne,  weshalb  ein  Lehn  ohne  Vasallen- 
verhältniss  und  Reichskriegsdienst  nicht  als  ein  echtes  Lehn 
zu  betrachten  sei.  Ein  solches  war  nur  das  Ritterlehn 
(feudum  militare),  und  nur  ein  Mann  von  ritterlicher  Ab- 
kunft und  ritterlicher  Lebensweise  war  im  Besitze  der 
vollen  Lehnsfähigkeit  oder  des  Heerschildes  ^).  Wer  diesen 
nicht  besass,  wie  Bürger,  Bauern,  Frauen  und  Corporationeii, 
vermochte  zwar  vom  Reichskriegsdienst  freie  Lehen  (wie 

’)  Arnold,  Deutsche  Geschichte.  II/II  131. 

Die  Heerschildordnung  beruht  auf  der  Kette  der  durch  das 
Lehnwesen  entstandenen  Verbindungen,  wonach  der  König  den  ersten, 
die  geistlichen  Fürsten  den  zweiten,  die  weltlichen  Fürsten  — als 
Mannen  der  geistlichen  — den  dritten,  die  freien  Herren  den  vierten, 
die  schölfenbarfreien  Leute  und  die  Mannen  der  freien  Herren  den 
fünften,  die  Mannen  der  schöffenbarfreien  Leute  den  sechsten  Heer- 
schild haben.  Durch  königliches  Privileg  wurde  einzelnen  Reichsstädten 
seit  dem  14.  Jahrhundert  das  Recht  des  Heerschildes  eingeräumt. 
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Burg-,  Kirchen-,  Schulzen-,  Bauernleheii  u.  s.  w.)  mit  voller 
Bechtswiikung  zu  em])faugeii,  bedurfte  aber  beim  Erwerbe 
eines  rechten  Lelms  eines  mitbelehnten  oder  ihn  zu  treuer 
Hand  vertretenden  Lehnsträgers.  Eine  Ausnahme  machten 
die  geistlichen  Fürsten  mit  Phnschluss  der  Reichsäbtissimien, 
die  als  lehnsfähig  galten*). 

Auch  die  .Ministerialen,  als  sie  noch  unfrei  waren, 
konnten  Lehen  besitzen  und  unfreie  Lehnsleute  halten,  die 
ihnen  zum  Waftendienste  verjdlicditet  waren,  kiben  unter 
dem  Einflüsse  des  Lehnwesens  wurde  ihre  Stellung  gehoben 
und  ihre  Annäherung  an  den  freien  Bitterstaiid  herbei- 
geführt. Ihrer  mannigfaltigen  Verwendbarkeit  wegen  wurden 
^Ministerialen  bei  Verleihungen  sogar  freien  Vasallen  vor- 
gezogen, so  dass  den  Fürsten  schliesslich  zur  Belehnung 
freier  Leute  nur  wenig  übrig  blieb.  Den  Reichskirchen 
wurde  es  sogar  untersagt,  andere  Personen  als  ihre  Mi- 
nisterialen zu  belehnen.  Dies  die  Ursache  der  Ergebung 
so  vieler  Edlen  in  die  Ministerialität  ^). 

Das  Lehnssystera  ist  insofern  nicht  vollständig  durch- 
geführt worden,  als  der  König  die  oberste  Reichsgerichts- 
barkeit ])ersönlich  ausübte  und  ihm  auch  Münze  und  Zoll 
ledig  waren.  Allerdings  erlitten  auch  diese  Principien 
feudale  Ausnahmen,  wie  z.  B.  von  Seiten  der  Landesherren^). 

(i  egen  st  and  der  Verleihung  konnte  alles  einen 
dauernden  Ertrag  Gewährende  sein,  also  nicht  nur  Grund- 
besitz, Häuser,  Aemter  — auch  Privatämter  — sondern  auch 
Zehnten,  Renten  und  andere  Gefälle,  Zölle  und  andere 
Gerechtigkeiten,  Kirchen  und  Klöster,  ganze  Städte,  Provinzen 
und  Reiche.  Es  lässt  sich  hiernach  ermessen,  wie  sehr  die  ins- 
besondere durch  die  Vergabungen  an  die  Kirche  erfolgten 
Zersi)litterungen  der  früher  geschlossenen  Gebiete  durch  das 
Lehnwesen  vermehrt  wurden.  Diese  Zersplitterungen  er- 

>)  Schröder,  a.  a.  0.  S.  887. 

*)  a.  a.  0.  S.  431. 

V.  Amira,  Recht.  In  Pauls  Grundriss  der  germanischen  Philo- 
logie. II II  1.30. 
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streckten  sich  in  Folge  der  dem  Lehnweseii  entspringenden 
Uebung,  den  Charakter  der  ^'eräusserlichkeit  allen  öffent- 
lichen Befugnissen  zu  verleihen,  auch  auf  diese,  insbesondere 
auf  die  Gerichtsbarkeit. 

Schon  Karl  der  Grosse  verlieh  dem  Bischof  von  Piacenza 
die  Gerichtsbarkeit  und  das  Standgeld  (tonlieu)  sowohl  der 
Vasallen  als  auch  der  anderen  freien  Leute.  Ludwig  der 
Fromme  überliess  einem  Bischof  das  Wegegeld  und  den  Zoll 
eines  ganzen  Territoriums  *).  Eine  Urkunde  Arnulfs  gewährt 
einem  vornehmen  Manne  die  Gerichtsbarkeit  förmlich  als  Eigeu- 
thum.  Dem  Inhaber  werden  von  den  Gerichtsgefällen  in  Civil- 
sachen  ein  Drittheil , andere  Leistungen  vollständig  zuerkannt  ^ ). 
Seit  dem  elften  Jahrhundert  werden  königliche  Rheinzollstätten 
an  Kirchen  und  Klöster  vergabt®).  Im  April  1158  gab  Kaiser 
Friedrich  I.  zu  Sinzing  am  Rhein  dem  Erzbischof  Hillin  von 
Trier  die  Silberbergwerke  zu  Ems  zu  Lehn,  und  bestätigte  ihm 
zugleich  das  Recht  auf  alles  Silber,  das  ausserdem  auf  trierschem 
Boden  gefunden  werden  sollte^).  1234  belehnte  König  Heinrich 
den  Egeno  mit  sämmtlichen  Schwarzwaldflüssen  von  der  Rench  bis 
zur  Wiese  und  zur  Donau,  mit  dem  ausschliesslichen  Rechte  der 
Goldwäscherei  wie  auch  des  Silberbaues  in  allen  an  ihnen 
lagernden  Bergen®).  Im  späteren  Mittelalter  übten  in  den 
meisten  Städten  Vereine  von  dienstmänniscben  oder  patricischen 
Geschlechtern  das  Münzrecht  als  Lehn  aus®).  Mit  dem  Laude 
wurde  auch  alles  Zubehör  an  Knechten  oder  abhängigen  Leuten 
verliehen;  aber  auch  diese  gesondert  konnten  Gegenstand  der 
Verleihung  sein*). 

Im  Jahre  1890  fand  die  fünfhundertjährige  Feier  des 
Pfeifertages  in  Rappoltsweiler  statt , welche  der  um  das 
Jahr  1390  erfolgten  Gründung  der  Pfeiferbrüdei’schaft  galt. 
Damals  hatten  die  freien  Herren  von  Rappoltstein  vom  Reiche 
,,das  Kunigreich  der  Spielleut  und  fahrenden  Imt“  im  Eisass  zu 
Lehn  erhalten.  Es  wurde  nämlich  hie  und  da  den  fahrenden 


*)  Fustel  de  Conlanges,  a.  a.  0.  VII  662. 

2)  Waitz,  a.  a.  0.  IV  457. 

®)  Sommerlad,  Die  Rlieinzölle  im  Mittelaitei-.  Halle  1894.  S.  19. 

Giesebrecht,  Geschichte  der  deutschen  Kaiserzeit.  V/I  182. 

®)  Gothein,  Wirthschaftsgeschichte  des  Schwarzwaldes.  Strassburg 
1892.  1 588. 

®)  Arnold,  Verfassungsgeschichte  der  deutschen  Freistädte.  I 270. 
*)  Waitz,  a.  a.  0.  IV  211;  VI  22. 
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Leuten,  den  Spielleuten,  Geigern,  Pfeifern,  Trommelschlägern,  Zink- 
bläsem,  Gauklern  etc.,  die  nach  dem  Schwaben-  und  Sachsenspiegel 
rechtlos  waren,  der  Königsschutz  und  ein  eigener  Gerichtsstand 
gewährt,  wogegen  sie  bestimmte  Abgaben  zu  entrichten  und  die 
Erfüllung  gewisser  Pflichten  zu  übernehmen  hatten.  Den  Schutz 
und  den  Nutzen  erhielten  Territorialherren  als  Lehn  vom  Reiche. 
Die  Kirche  verstand  sich  dann  auch  unter  gewissen  Bedingungen 
dazu,  den  Bann,  unter  dem  die  fahrenden  Leute  standen,  zurück- 
zunehmen und  ihnen  den  Genuss  der  Gnadenmittel  zu  gewähren  ^). 
Auf  ähnliche  Weise  scheint  es  sich  mit  den  Kesslern  verhalten 
zu  haben , deren  Gewerbe  ursprünglich  ebenfalls  verachtet  war, 
weshalb  auch  sie  der  Organisation  und  des  Rechtsschutzes  be- 
durften. Da  dieser  Kesslerschirm  eine  Geldquelle  darstellte  und 
die  Schirmherren  dadurch  Gerechtsame  auf  Gebieten  erlangten, 
auf  die  sich  sonst  ihre  Rechtsbefugnisse  nicht  erstreckten,  so  ist 
anzunehmen,  dass  sie  sich  das  Schirmrecht  von  den  Kaisern  als 
Lehn  übertragen  Hessen,  im  Jahre  1294  verkaufte  Ulrich 
von  Königsegg  dem  Kloster  Salem  seine  Burg  Laiterbach,  behielt 
sich  jedoch  ausdrücklich  die  dazu  gehörigen  Kessler  vor^). 

Als  eine  besondere  Art  von  Amtslehen  sind  die  Botenlehen 
zu  betrachten.  Der  älteste  einigermassen  regelmässige  Nachrichten- 
dienst wurde  von  Spielleuten  und  Pilgern  geleistet , die  durch 
ihre  Beweglichkeit  dazu  besonders  geeignet  erschienen.  Bei  dem 
rein  zufälligen  Charakter  dieser  Vermittlung  jedoch  strebte  man 
allmählich,  diesen  Dienst  zu  organisiren,  was  durch  Botenlehen 
geschah,  indem  man  in  der  Nähe  der  grundherrlichen  Sitze  eine 
grössere  Anzahl  von  Botenlehen  gründete^).  In  der  Abtei 
St.  Maximin  in  Trier  wurde  im  13.  Jahrhundert  das  Amt  eines 
Aderlassers  (officium  minuendi)  als  Erblehn  verlieheirf). 

Eines  eigenthümlichen  Lelms  erwähnt  Wolfram  von  Eschen- 
bach : 

Er  ging  und  trug  auf  seiner  Hand 

Einen  jährgen  Falken  grau. 

Dies  Recht  besass  er  an  der  Au 


Zu  Lehn:  wenn  man  da  tiostirte, 
Dass  ihm  dessen  Ross  gebührte, 
Der  da  den  ünsieg  fände: 


*)  Beilage  zur  Allg.  Ztg.  vom  1.  October  1890. 

Gothein,  a.  a.  0.  I 408 — 409. 

Lamprecht,  Deutsches  Wirthschaftsleben  im  Mittelalter.  II  2.53 

bis  254. 

*)  v.  Maurer,  Geschichte  der  Fronhöfe,  der  Bauernhöfe  und  der 
Hofverfassung  in  Deutschland.  II  312. 
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Und  der  ihn  überwände 
Dem  sollt  er  dankend  neigen, 

Seinen  Preis  nicht  verschweigen. 

Oft  hat  er  solchen  Zins  genommen, 

Es  war  sein  einzig  Einkommen, 

Wenn  einer  Lerche  nicht  etwa 
Von  seinem  Falken  Leid  geschah. 

Ihm  ging  zu  Feld  kein  andrer  Pflug; 

Doch  deucht  ihm  dies  Besitz  genug. 

Er  war  zum  Ritterstand  geboren 
Und  früh  zu  edler  Zucht  erkoren  i). 

Bewegliche  Habe  machte  eine  Ausnahme,  doch  konnten 
auch  Geldsummen  verliehen  werden^);  nur  vermied  man 
die  Erblichkeit  der  Geldlehen.  Auch  das  vasallitische 
Recht  am  Lehn  konnte  weiter  verliehen  werden,  sofern 
nicht  die  Heerschildordnung  oder  der  öffentlich-rechtliche 
Charakter  des  Lehns  eine  Afterverleihung  verhinderte^). 

Da  schon  früh  eine  an  der  Speerstange  befestigte  Fahne 
das  Investitursymbol  bei  der  Verleihung  weltlicher  Fürsten- 
thümer  tvar,  so  wurden  diese  Fahnlehen  genannt.  Nach 
Reichsrecht  hatte  der  König  heimgefallene  Fahnlehen  inner- 
halb Jahr  und  Tag  wieder  auszuleihen. 

Den  Lehen,  denen  Verpflichtungen  zu  Kriegsdiensten 
zu  Grunde  liegen  (Kriegslehen),  stehen,  wie  bereits  an- 
gedeutet, Zinslehen  gegenüber.  Zuweilen  wird  es  dem 
Enij)fänger,  zuweilen  der  Vereinbarung  zwischen  ihm  und 
dem  ^ erleiher  überlassen , ob  gegen  das  Lehn  kriegerischer 
Dienst  zu  leisten  oder  Zins  zu  zahlen  sei.  Der  zu  leistende 
Zins  war  oft  so  niedrig  bemessen,  dass  er  lediglich  als  An- 
erkennung des  Rechts  des  Verleihers  zu  dienen  hatte  (Re- 
cognitionszins),  wobei  der  Stand  des  Belehnten  gleichgültig 
w^ar.  So  übernahm  Lothar  die  Verpflichtung  eines  Zinses 
an  die  römische  Kirche  für  die  Mathildische  Erbschaft^). 
^ Oll  der  Kirche  nahmen  überhaupt  sehr  vornehme  Personen 


Parzival  und  Titurel.  545  ff. 
‘^)  Waitz,  a.  a.  0.  VI  16.  23. 

Schröder,  a.  a.  0.  8.  390. 

♦)  Waitz,  a.  a.  0.  VI  30.  27. 
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gern  Leihgut  gegen  Zins,  was  keine  Minderung  der  Macht- 
stellung herbeiführte.  Nur  wenn  der  Em])fänger  kein  eigenes 
Land  hesass,  nur  auf  fremdem  Gi  und  und  Boden  lebte  und 
gar  j)ersönlich  dafür  frohnte,  sank  er  zu  den  accolae, 
susiiecti,  hoinines  herab,  in  welchem  Falle  der  Grundeigen- 
thümer  dominus  des  Belehnten  hiess  ^). 

Zuweilen  wurden  Lehen  gegen  Dienstbefreiung  ertheilt. 

So  ward  der  Abt  von  St.  Maximin  in  Trier,  seines  Alters 
wegen,  vom  Kaiser  Heinrich  II.  von  allen  Leistungen  zu  i 

Hofe  wie  im  Kriege,  mit  Ausnahme  der  Fälle,  in  denen  ' 

seine  Gegenwart  als  unerlässlich  erachtet  werden  würde, 
befreit,  gegen  Ueberlassung  von  6656  mansi  als  Lehn. 

Wauters^)  schlägt  den  Werth  dieses  Güterumfanges  auf 
nicht  weniger  als  160  Millionen  Franken  heutigen  Geldes 
an,  und  meint,  dass  man  aus  diesem  Beispiele  ersehen  . 

könne,  welche  schwere  Last  durch  den  Heeresdienst  auf- 
erlegt worden  sei.  Dieser  Schluss  aus  einem  offenbar 
aussergewöhnlichen  Falle  scheint  jedoch  gewagt;  man  wird 
dabei  auf  die  lockende  Gelegenheit  zur  Ausbeutung  der 
leichen  Abtei  Rücksicht  zu  nehmen  haben. 

Nach  dem  deutschen  Lehnrechte  konnte  der  Kaiser  als 
Lehnsherr  nur  einen  von  mehreren  Söhnen  eines  verstorbenen 
Vasallen  belehnen.  Hm  jedoch  sowohl  dem  in  deutscher 
Sitte  begründeten  Verlangen  gleichen  Erbrechtes  mehrerer 
Söhne  zu  entsprechen,  als  auch  die  Lehnsfolge  der  Seiten- 
verwandten zu  ermöglichen,  nahm  man  zu  dem  Institute  der 
gesammten  Hand  die  Zuducht  ®).  Neben  der  Belehnung 
zur  gesammten  Hand  ist  auch  die  der  italienischen 
coinvestitura  entsprechende  Mitbelehnung  zui’  Entwicklung 
gelangt,  bei  der  jeder  Theilhaber  für  sich  einen  ideellen  w 

Antheil  am  ungetheilten  Lehn  erhielt.  Hierbei  wurden  Be- 
sitz und  Genuss  in  ungetheilter  Gemeinschaft  ausgeübt,  und 
erst  gegen  Ende  des  Mittelalters  entwickelte  sich  der  Ge- 


0 Dahn,  Deutsche  Geschichte.  I/II  507. 

*)  Les  libertes  comiminales.  Bruxelles  et  Paris  1878.  I 203. 
*)  Lüning,  Die  Erbverhrüderungen.  Frankfurt  1867.  8.  4. 


brauch,  dass  einzelnen  Theilhabern , unbeschadet  der  Ge- 
meinsamkeit hinsichtlich  der  Substanz,  Lehnstheile  zur 
Sondernutzung  überlassen  wurden;  doch  konnten  Ver- 
fügungen über  solche  oder  über  das  Ganze  nur  mit  ge- 
sammter  Hand  erfolgen.  Im  Falle  des  Todes  eines  der  Ge- 
meiner traten  hinterbliebene  lehnsfähige  Kinder  an  seine 
Stelle;  in  Ermanglung  solcher  kam  der  Antheil  den  übrigen 
^ritgliedern  zu  Gute.  Die  Belehnung  zur  gesammten  Hand 
darbte  des  Rechtes  der  Folge;  beim  Herrnfalle  trat  keine 
Verpflichtung  zur  Lehnserneuerung  ein  D. 

Der  gemeinsamen  Belehnung  verschiedener  Personen 


Mcm  Ult;  aiimaiuicn  zunenmeiiae  \ ereinigungmelirerer 
Lehen  in  Einer  Hand  gegenüber.  Schon  Itei'^Ausgang 
des  zehnten  Jahrhunderts  hesass  in  Lothringen  ein  Graf 
Ansfried  fünfzehn  Grafschaften.  Beinahe  ebensoviele  ver- 
einigten in  Sachsen  die  Grafen  des  braunschweigischen 
Hauses,  l in  die  Mitte  des  zwölften  Jahrhunderts  erreichten 
einzelne  Fürstenlehen  den  Umfang  von  dreitausend  Hufen®). 
Am  Ende  des  zwölften  .Jahrhunderts  hatte  der  Rheingraf 
Wolfram  sogar  96  verschiedene  Lehen,  darunter  3 vom 
Reiche,  26  von  geistlichen,  67  von  weltlichen  Herren»). 
Mährend  wir  sonach  umfangreiche  Güteransammlungen  als 
Folge  des  Lehnwesens  häufig  gewahren,  beschränkte  dieses 
schon  mit  Rücksicht  auf  seine  militärische  Natur  die  Theil- 


barkeit  des  Grundbesitzes,  im  Gegensätze  zu  allen  Volks- 

1 echten,  nach  denen  der  Grundbesitz  des  freien  Mannes 
fheilbar  war^). 

Aon  einem  Lehn  „mit  Gedinge“  oder  „mit 
Unterschied“  war  die  Rede,  wenn  die  Belehnung  nur 
unter  einer  bestimmten  Bedingung  oder  mit  beschränkten 
V\  irkungen  erfolgte.  Eine  bedingte  Belehnung  konnte  ein 
noch  im  Lehnsbesitze  eines  Dritten  befindliches  Gut  zum 
(«egenstande  haben;  bei  bestimmter  Bezeichnung  dieses 


^)  Schröder,  a.  a.  0.  S.  394. 

®)  Giesebrecht,  a.  a.  0.  YII  32;  VI  79—80. 

V.  biama-Sternegg,  Deutsche  Wirthschaftsgeschichte.  II  125. 
*)  Meitzen,  Wanderungen.  I4I  319— .320. 
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Gutes  sprach  mau  von  einem  „geliehenen“  oder  „benannten 
Gedinge“ ; wurde  aber  von  mehreren  Lehen  desselben  Herrn 
das  zugedacht,  das  ihm  zuerst  ledig  werden  würde,  so^war 
dies  ein  „unbenanntes  Gedinge“  oder  eine  „Anwartung  . 

Wer  wegen  Lehnsunfähigkeit  oder  aus  sonstigen  Gründen 
verhindert  war,  ein  Lehn  selbst  zu  empfangen , der  konnte, 
wofern  nicht  die  Belehnung  zu  gesammter  Hand  gewählt 
wurde,  wie  gesagt,  statt  seiner  einen  Lehiisträger  „zu  treuer 
Hand“  belehnen  lassen,  der  jedoch  zur  Rückgabe  ver- 
pflichtet war,  sobald  das  Recht  des  Vertretenen  auf  horte. 
Aehnlich  verhielt  es  sich  mit  dem  Pfandlehn,  wobei  sich 
der  Herr  die  Einlösung  zu  einem  bestimmten  Betrage  voi- 
behielt,  nach  dessen  Empfang  der  Vasall  das  Lehn  zuiück- 

zuerstatteii  hatte  ‘).  x i x ••  i 

Während  der  Minderjährigkeit  des  Lehnstragers  bezog 

der  Herr  die  Nutzungen  des  Lelms  und  hatte  die  Lehns- 
vormimdschaft;  doch  konnte  er  beides  zu  Lehn  austhun 
Seit  dem  zwölften  Jahrhiiiidert  kommen  W e 1 1)  e r 1 e h e ii 
vor  bei  denen  nach  dem  Aussterben  des  Mannsstammes 
der  Uebergang  auf  die  nächste  weibliche  Linie , innerhalb 
dieser  aber  mit  Bevorzugung  des  Mannsstammes,  einzutreten 
pfle<yte.  In  Folge  der  Uebertragung  der  Lehen  aut  die 
Töchter  der  Vasallen  eigneten  sich  die  Lehnsherren  f as 
Recht  an,  den  Erbtöchtern  den  Gemahl  auszuwähleii  (vgl. 
II  359).  Das  erste  urkundliche  Zeugniss  tur  weiblic  le 
Erbfolge  in  einem  deutschen  Fürstenthum  bietet  Heinric 
Jasomirgott,  dessen  Lehn  zugleich  seiner  Gemahliii  ver- 
liehen ward  und  nach  Erbrecht  auf  ihre  Kinder  - auch 

die  Töchter  — übergehen  sollte  ^).  , x u • 

Ein  seit  Beginn  des  sechzehnten  Jahrhundei  ts  ei 

österreichischeii  Lehen  vorgekommenes  eigenthümliches  Privi- 
legium war  die  sogenannte  Lehngnade.  Kaiser  Maximilian  . 
machte  im  Jahre  1499  seinen  Lehiisträgern  das  Zugestandmss, 
dass  beim  Tode  eines  Vasallen,  in  Ermanglung  eines  hintei- 


Schröder,  a.  a.  0.  S.  396. 

2)  Giesebreclit,  a.  a.  0.  V/I  94. 


I 

i 


141 


lassenen  frei  vererblichen  Vermögens,  dessen  Töchtern,  wo- 
fern sie  sich  aus  diesem  Grunde  nicht  verheiratheii  könnten, 
ein  standesmässiges  Heirat hsgut  aus  dem  Lehn  gegeben 
werden  solle.  Im  Jahre  1509  wurde  dieses  Zugeständiiiss 
als  erste  sogenannte  Lehngnade  dahin  festgestellt,  dass  in 
dem  erw'ähnten  Falle  den  weiblichen  Descendenten  der  vierte 
Theil  des  Lelms  zufallen  solle,  während  die  übrigen  drei 
I Viertel,  wofern  sie  solche  zu  erwerben  wünschten,  ihnen  zu 

einem  billigen  Preise  sollten  überlassen  werden.  Durch  die 
zweite  Lehngnade  desselben  Kaisers  vom  Jahre  1518  wurde 
I das  bedingte  Töchtererbrecht  auf  den  halben  Umfang, 

im  Jahre  1568  durch  die  vom  Kaiser  Maximilian  II.  er- 
theilte  dritte  Gnade  auf  drei  Viertel  des  Lelms  und  im 
Jahre  1585  durch  Rudolf  II.  auf  das  gesammte  Lelm  aus- 
gedehnt; doch  w'urde  dabei  ausdrücklich  Vorbehalten,  in 
künftigen  Fällen  die  Lehen  „mit  oder  ohne  Gnade“  zu 
verleihen  *)• 

, Städte  konnten  sowohl  Lehnsherrinnen  als  Vasallinnen 

sein.  Lehnsherrin  war  beinahe  jede  grössere  Stadt.  Als 
Vasallinnen  waren  die  Städte,  des  ihnen  mangelnden  Heer- 
schildes wegen,  lehndienstunfähig  und  bedurften  daher  be- 
sonderer Stellvertreter  ^). 

Der  Bruch  der  Lehnstreue , die  Verweigerung  der 
Lehnsdienste,  die  bösliche  Veräusserung  des  Lelms  oder 
die  Versäumung  der  Mutungsfrist  bildeten  Fälle  der 
1 Felonie,  in  denen  der  Herr  dem  Vasallen  und  dessen 
Descendenten  das  Lehn  durch  Privationsklage  entziehen 
konnte,  in  w'elchem  Falle  es  so  lange  in  seiner  Hand  ver- 
blieb, bis  die  nächste  Seitenlinie  zur  Nachfolge  gelangte. 
x4uf  den  Roncalischen  Feldern  wurden  im  Jahre  1154  wegen 
unterlassener  Heeresfolge  einigen  weltlichen  Fürsten  die 
Lehen  und  zwei  geistlichen  Fürsten  die  Regalien  von 
Friedrich  I.  aberkannt.  Bei  Verübung  einer  Quasifelonie, 

V.  Kremer,  Das  longobardisch  - österreichische  Lehenrecht, 

IWien  1838.  I 26 — 28.  Sigmund  Adler,  Das  Lehenwesen.  Im  Oesterr. 
Staatswörterbuch.  Wien  1896.  II  634. 

Gierke,  Das  deutsche  Genossenschaftsrecht.  II  731—732. 
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d.  li.  einer  nicht  gegen  den  Herrn  gerichteten  That,  wo- 
durch der  Mann  recht-  oder  ehrlos  oder  in  die  Acht  ver- 
fallen war,  ging  das  Lehn  nach  langohardischein  Hecht  als- 
bald auf  die  Seitenlinie  über,  ohne  an  den  Herrn  zurück- 
zufallen.  Eine  solche  Unterscheidung  zwischen  Felonie  und 
Quasifelonie  kannte  das  deutsche  Lehnrecht  nicht.  Bei  Aus- 
gang des  dreizehnten  Jahrhunderts  erfolgte  in  beiden  Fällen 
eine  Wendung  zu  Gunsten  der  vasallitischen  Erben  Q.  Seit 
den  Zeiten  der  Karolinger  war  es  eine  gewöhnliche  Er- 
scheinung, dass  Lehen  in  Parteikänipfen  ungetreuen  oder 
unzuverlässigen  Vasallen  entzogen  und  solchen , die  zum 
Könige  hielten,  als  Belohnung  verliehen  wurden. 

Die  Könige  nahmen  Lehen  von  geistlichen  Fürsten  an. 
So  trat  König  Heinrich,  der  im  Jahre  1220  als  siebenjähriges 
Kind  zum  römischen  Könige  gewählte  Sohn  Friedrichs  II., 
in  ein  Yasallenverhältniss  zu  einem  Abte®).  Da  es  aber 
mit  der  Inhaberschaft  des  ersten  Heerschildes,  mit  der 
königlichen  Stellung  an  der  Spitze  der  Lehnhierarchie  un- 
vereinbar war , dass  die  Könige  Lehnsmannen  wurden , so 
leisteten  sie  dafür  weder  Mannschaft  noch  eigentliche  Lehns- 
dienste 3).  Eine  eigenthümliche  Erscheinung  war  es  ferner, 
dass  man  aus  Eitelkeit  angesehene  Vasallen  zu  gewinnen 
suchte.  Dies  that  z.  B.  der  durch  seine  Beziehungen  zu 
Heinrich  IV.  bekannte  Erzbischof  Adalbert.  „Wir  wurden 
arm“,  sagte  Adam  von  Bremen,  „um  der  eiteln  Ehre  willen, 
reiche  Leute  unsere  Vasallen  nennen  zu  können“  ^). 

Hervorragende  Verdienste  wurden  von  den  Kaisern 
nicht  selten  durch  Umwandlung  der  Lehen  in  Allode 
belohnt  ®). 

Oft  Hessen  sich  die  Könige  Aeniter  und  andere  Lehen 
mit  Geld  bezahlen®). 

1)  Schröder,  a.  a.  0.  S.  410.  Giesebrecht,  a.  a.  0.  V 40. 

2)  Gaupp,  Deutsche  Stadtrechte  des  Mittelalters.  I HO. 

Schröder,  a.  a.  0.  S.  471. 

*)  Giesebrecht,  a.  a.  0.  III'I  101. 

8)  a.  a.  0.  S.  189. 

6)  Vgl.  Waitz,  a.  a.  0.  VI  28. 
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Nach  den  Rechtsbüchern  erhoben  die  Vasallen  den  An- 
S])ruch,  nur  innerhalb  der  Reichsgrenzen  oder  bei  der  Rom- 
fahrt verwendet  zu  werden. 

Die  Diensti)tlicht  des  Vasallen  konnte  mit  den  LTnter- 
thanenpflichten  in  Conflict  gerathen.  So  wenn  der  Herr 
der  vom  König  angesagten  Heerfahrt  sich  entzog  und  den 
Vasallen  in  seinen  Diensten  zurückbehielt,  oder,  wenn  der 
Herr  zwar  ins  Feld  zog,  aber  mehrere  Vasallen  zum  Schutze 
seines  Hauses  und  seines  Besitzthums  zurückliess.  ln 
solchen  Fällen  machte  das  Königthum  die  Ansprüche  des 
öffentlichen  Dienstes  geltend,  räumte  alter  den  Senioren  ein 
sehr  beschränktes  Dispensatiousrecht  ein. 

1 Weitere  Confficte  konnten  eintreten,  wenn  ein  Lehn- 

! mann  mehrere  Herren  hatte.  So  waren  schon  in  Folge  des 

' Vertrags  von  Verdun  Grundherren,  deren  Lehen  sich  über 

1 die  Grenzen  eines  der  neuen  Theilreiche  erstreckten,  in  ein 

doppeltes  Lehnsverhältniss  gerathen  ^).  Der  Vasall  war  dann 
nur  veri)ffichtet , dem  Herrn,  der  ihn  zuerst  aufgeboten 
hatte,  zu  folgen,  während  er  dem  andern  zur  Enschädigung 
eine  Heersteuer  (hostenditium,  adoha)  entrichtete®).  Schon 
Ludwig  dem  Frommen  wurde  bei  seiner  Absetzung  im 
Jahre  833  vorgeworfen,  dass  er  durch  das  Verlangen  wider- 
' sitrechender  Treueide  Meineide  hervorgerufen  habe.  Aller- 

dings ist  dabei  auch  an  die  zahlreichen  Reichstheilungen 
und  Gebietsveränderungen  mit  den  damit  verbundenen  Eid- 
erneuerungen zu  erinnern®). 

Ein  Widerspruch  lag  ferner  darin , dass  dieselben 
Herren  durch  ihre  Allode  Souveräne,  durch  ihre  Lehen 
Untergebene  sein  konnten.  Ihre  Allode  gaben  ihnen  das 
Recht,  selbst  den,  dem  sie  Huldigung  geleistet  hatten,  zu 
' bekriegen.  Man  schritt  nun  zu  dem  Auswege,  den  mit  dem 

Benelicium  Ausgestatteten  nicht  nur  für  dieses,  sondern 
auch  für  seine  übrigen  Güter  den  Eid  leisten  zu  lassen^). 

Mühlbacher,  a.  a.  0.  S.  459. 

Schröder,  a.  a.  0. 

®)  Brunner,  a.  a.  0.  II  60. 

Secretan,  Essai  sur  la  feodalite.  Lausanne  1858.  S.  124. 
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Sehr  oft  kamen  in  Betreff  desselben  Gegenstandes 
mehrere  neben  einander  Berechtigte  vor,  deren  Befugnisse 
auf  ganz  verschiedene  Quellen  zuriickzuführen  waren  Q. 

Es  ereignete  sich  auch,  dass  Fürsten  Gebiete  als  Lehen 
vergaben,  auf  die  sie  seihst  nicht  den  mindesten  Rechts- 
anspruch hatten,  wodurch  die  so  sehr  verwickelten  Ver- 
hältnisse des  Zeitalters  noch  mehr  verwirrt  wurden. 

Zu  den  bedenklichsten  Conflicten  führte  das  Lehn- 
wesen innerhalb  der  Kirche.  Wie  frühzeitig  sie  dies  er- 
kannte und  auf  Abwehr  bedacht  war,  bezeugen  die  zur  Zeit 
des  Papstes  Nicolaus  I.  erschienenen  pseudo  - isidorischen 
Decretalen,  welche  die  höhere  Geistlichkeit  und  ihr  Gut 
der  Abhängigkeit  von  den  weltlichen  Mächten  zu  entziehen 
und  unter  den  ausschliesslichen  Schutz  des  Papstthums  zu 
stellen  suchten.  Insbesondere  seitdem  die  Ottonen  be- 
gannen, die  Bischöfe  in  ausgedehntem  Masse  zu  Lehns- 
trägern des  Reiches  zu  machen,  geriethen  diese  in  eine 
Zwitterstellung,  die  sich  unausweichlich  fühlbar  machte,  so 
oft  ein  Contlict  zwischen  Kaiser  und  Papst  ausbrach.  Dies 
gilt  namentlich  von  den  oberitalienischen  Bischöfen,  die  in 
nahen  Beziehungen  zum  Kaiser  standen,  weshall)  sie  in 
dem  Kam])fe  zwischen  Heinrich  IV.  und  Gregor  ^ II.  sich 
als  die  heftigsten  Gegner  des  Pajtstes  erwiesen.  Benzo  von 
Alba,  der  energische  Widersacher  Hildebrands,  mahnt  die 
Bischöfe  daran,  dass  man  nicht  zwei  Herren  zugleich  dienen 
könne,  sie  mögen  sich  daher  in  dem  ausgebrochenen  Streite 
um  den  Kaiser  schaaren,  dem  allein  sie  zu  Gehorsam  ver- 
])tiichtet  seien;  denn  der  Kaiser  sei  auch  Herr  über  den 
Pa})st , der , eigentlich  nur  primus  inter  pares , zum  Kaiser 
in  demselben  Verhältnisse  wie  die  Bischöfe  stehe.  In 
gleichem  Sinne  nannten  die  Florentiner  Bischöfe,  die  an 
der  Spitze  ihrer  Lehnsmannen  für  den  Kaiser  ins  Feld 
zogen,  sowie  Jakob  der  Baier,  Bischof  von  Fiesoie  und  sein 
Nachfolger  Atinulf  (1038 — 1057)  den  Kaiser  ihren  Senior, 


*)  Gaupp,  a.  a.  0.  1 110. 
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<lem  sie  ihre  Einsetzung  zu  verdanken  hätten*).  Bekannt- 
lich fanden  die  durch  Gregor  VII.  hervorgerufenen  In- 
vestitur-Streitigkeiten ihren  vorläufigen  Abschluss  durch 
das  Wormser  Concordat  vom  23.  Sei)tember  1122,  das  in- 
sofern einen  Sieg  des  Papstthums  bezeichnete,  als  dieses 
dem  Staate  die  Wahlfreiheit  der  Bischöfe  abrang.  Der 
Kampf  brach  dann  zunächst  wieder  unter  Friedrich  I.  aus, 
der,  mit  Hinweis  auf  die  von  Christus  anerkannte  Zins- 
pflicht, die  Lehnspflicht  der  Bischöfe  betonte.  Grosse,  gegen 
den  kirchlichen  Besitz  überhaupt  eifernde  Gestalten,  wie 
Arnold  von  Brescia  und  später  Franciscus  von  Assisi, 
mussten  den  in  Rede  stehenden  Conflict  in  weitesten 
Kreisen  zu  lebendigster  Anschauung  bringen. 

Solche  Collisionen  förderten  das  Emporkommen  der 
Ministerialen.  Der  unfreie  Vasgll  konnte  nur  Einen  Herrn 
haben.  Auf  seine  kriegerische  Dienstbereitschaft , Unter- 
würfigkeit und  Hingebung  konnte  mit  grösserem  Vertrauen 
gezälilt  werden,  als  auf  die  des  freien  Vasallen,  weshalb 

die  unfreie  Vasallenschaft  immer  entschiedener  begünstigt 
wurde  ®). 

Wir  haben  (S.  73)  gesehen,  wie  durch  die  Immunität 
die  Gerichts-,  Polizei-  und  Finanzhoheit  den  grossen  kirch- 
lichen und  weltlichen  Grundbesitzern  übertragen  wurde, 
wodurch  die  Reichseinheit  stark  gelockert,  die  Macht  des 
Königthums  in  hohem  Grade  geschwächt  und  der  Staats- 
gewalt ihre  unmittelbare  W irkung  entzogen  ward ; dies  um 
so  mehr,  als  die  Immunität  auch  das  Heerwesen  beeinflusste, 
da  zuweilen  auch  der  Heerbann  mit  der  Iinmunität  über- 
tragen wurde  und  der  Immunitätsherr  auch  in  Bezug  auf 
das  Kriegswesen  gräfliche  Functionen  zu  erfüllen  suchte, 
weshalb  die  Karolinger  bestimmten,  dass  mit  Rücksicht  auf 

*)  Mühlbadier,  a.  a.  O.  S.  454.  Lehingrübner,  Benzo  von  Alba. 
Berlin  1887.  S.  114 — 115.  Davidsobn,  Geschichte  von  Florenz.  Berlin 
1896.  I 140—141.  Derselbe,  Forschungen  zur  älteren  Geschichte  von 
1'  lorenz.  Berlin  1896.  S.  37.  Gregorovius,  Geschichte  der  Stadt  Rom 
im  Mittelalter.  4.  An«.  IV  523  ff. 

2)  Kühns,  Ursprung  und  Wesen  des  Feudalismus.  S.  36. 

Felix,  Eigenthum  IV.  2.  I. 
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die  Heeresptücht  das  Beneficiuin  dem  Allod  gleichzustelleii 
sei.  Das  Recht  der  Vasallen,  unter  ihrem  Senior  zu  Felde 
zu  ziehen,  wird  von  Karl  dem  Grossen  zur  Pflicht  gemacht, 
der  dadurch  staatliclie  Rechte  an  die  Senioren  übergehen 
lässt  ^).  Der  Ersatz  des  staatsrechtlichen  Verbandes  durch 
den  i)rivatrechtlichen  der  Vasallität  geschah  in  Verfolgung 
dieser  Richtung  und  zwar,  wie  wir  bereits  erwähnten,  mit 
solcher  Ausschliesslichkeit,  dass  es  Grundsatz  wurde,  er- 
ledigte Fürstenlehen  binnen  Jahr  und  Tag  wieder  verleihen 
zu  müssen.  Bereits  seit  den  Zeiten  Karl  Martells  wird 
diese  Entwicklung  zunächst  durch  die  Rormanneneinfälle, 
deren  sich  die  Karolinger  ohne  Hilfe  des  einflussreichen 
fränkischen  Adels  nicht  zu  erwehren  vermochten,  ganz  be- 
sonders gefördert,  zumal  auch  das  ^ olk  in  den  diesen  Ein- 
brüchen am  meisten  ausgesetzten  Reichst  heilen  sich  an  den 
watfenkundigen  Adel  um  Hilfe  wandte,  dessen  Macht  und 
Einfluss  dadurch  bedeutend  stieg.  So  gelangte  man  im 
Lehnwesen  zu  der  Verschmelzung  von  Eigenthum  und 
Souveränetät . die  zu  der  Behauptung  berechtigt , dass 
jeder  adelige  Gutsbesitzer  in  gewissem  Sinne  König,  der 
König  ein  potenzirter  Gutsherr  war®).  Ein  englischei 
Forscher  bezeichnet  den  Feudalismus  mit  Recht  als  ein 
System,  in  dem  jeder  Herr  die  nächste  Classe  untei  ihin 
richtete,  besteuerte  und  befehligte,  in  dem  elende  Sklaverei 
den  untersten,  unverantwortliche  Tyrannei  den  höchsten  Grad 
bildete,  in  dem  Privatkrieg,  Privatgefängiiiss,  Privatmünze 
an  die  Stelle  der  kaiserlichen  Regierungs -Institutionen 

traten^). 

Eine  solche  Wandlung  musste  zu  den  furchtbarsten 
M i s s b r ä u c h e 11  führen.  Zunächst  hinsichtlich  dei  Be- 
wirthschaftung  der  Güter.  Schon  zur  Zeit  Kails  des 
Grossen  kam  es  sehr  oft  vor,  dass  die  Lehnsträger  ihre 


*)  Menzel,  a.  a.  ü.  S.  16 — 17. 

*)  Vgl.  Maine,  Dissertations  on  early  law  and  custom.  London 
1888.  S.  148. 

3)  Stubbs,  The  constitutional  history  of  England.  Oxford  1874 
bis  1877.  I 2.56. 
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ausschliessliche  Sorgfalt  ihrem  Eigengute  auf  Kosten  ihres 
Lelms  widmeten.  Dieses  wurde  vernachlässigt,  sein  Boden 
ausgesogen,  seine  Baulichkeiten  Hess  man  verfallen,  auch 
ward  der  Betrug  verübt . dass  man  Lehngut  an  Andere 
übertrug  und  es  sich  von  diesen  wieder  als  Eigeiigiit  ver- 
kaufen Hess  ^).  Schlimmer  waren  die  Gewaltthätigkeiten. 
zu  denen  die  Entstehung  so  vieler  Niemandem  verantwort- 
lichen Souveräne  Anlass  gab.  Insbesondere  an  den  Fluss- 
ufern erhoben  sich  zahlreiche  kleine  Burgen,  die  durch  die 
Räubereien  ihrer  Insassen  von  den  Schiftern  gefürchtet 
wurden.  Diese  von  den  urs])rünglichen  Fürstenl)urgen  zu 
unterscheidenden  RitteiRurgen,  die  eine  allgemeine  Un- 
sicherheit und  insbesondere  eine  bedenkliche  Verkehrs- 
hemniung  herbeiführteii , traten  in  einen  immer  schärfern 
Gegensatz  zu  den  die  Freiheit  fördernden  Städten®).  In 
derselben  Weise  wie  Fürsten  Lehen  austhaten,  um  Krieger 
zu  gewinnen,  verfuhren  mächtige  Uebelthäter  mit  ihren 
Gütern,  um  sich  Gefolge  von  Tlieilnehmern  an  ihren  dunkeln 
Unternehmungen  zu  sichern. 

Als  Heinrich  II.  den  Thron  bestieg,  war  der  Landfrieden 
allenthalben  unbeschützt , für  Sicherheit  der  Wege  nirgends  ge- 
sorgt; Fehden  erfüllten  das  ganze  Reich,  und  in  ihrem  Gefolge 
trieben  Räuber  und  Wegelagerer  ihr  Unwesen^).  Die  Zustände, 
die  das  Lehnwesen  schuf,  werden  zu  Anfang  des  zwölften  Jahr- 
hunderts durch  die  drakonischen  Bestimmungen  veranschaulicht, 
zu  denen  Heinrich  IV.  zum  Schutze  seiner  Unterthanen  sich 
gedrängt  sah.  Er  bedrohte  mit  dem  Verluste  der  Augen  und  der 
Hand  jeden  Einbruch,  jede  Brandstiftung,  jeden  Raubmord,  jede 
in  Folge  eines  solchen  verübte  Körperverletzung,  jeden  Diebstahl 
im  Werthe  von  mindestens  fünf  solidi.  Die  gleiche  Strafe  sollte 
den  ereilen,  der  einem  Verbrecher  Schutz  gewährte.  Falls  dieser 
in  einer  Burg  erfolgte,  sollte  sie  zerstört  werden.  Die  liehen 
des  der  Strafe  sich  Entziehenden  sollten  dem  Lehnsherrn , die 
Allode  dem  nächsten  Verwandten  verfallen  (vgl.  II  96)  *). 

H Mülilbacher,  a.  a.  0.  S.  294. 

3)  Arnold,  Studien  zur  deutschen  Kulturgeschichte.  Stuttgart  1882. 
S.  81. 

3)  Giesebrecht.  a.  a.  0.  II  68. 

*)  a.  a.  0.  IIII  718—719. 
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Friedrich  I.  liess  während  seiner  Fahrten  durchs  Reich  viele 
Burgen  zerstören  und  verfuhr  gegen  deren  Insassen  mit  unbeug- 
samer Strenge^).  Von  den  Fehden,  die  das  Lehnwesen  ohne 
Unterlass  hervorrief,  heben  wir  die  zwischen  dem  alten  Welf 
und  dem  Pfalzgrafen  Hugo  von  Tübingen  im  Jahre  1164  aus- 
gebrochene hervor,  in  deren  Folge  ganz  Schwaben  in  Waffen 
Stand. 

In  niiioni  Z0italtor,  in  d6iii  jede  Institution  unter  dem 
(lesichtspunkte  der  Nutzung  ersclieint,  ist  es  natürlich, 
(lass  das  Recht  selbst  häufig  verkauft,  das  Busserecht  hloss 
fiscalisch  betrachtet,  die  Gerichtsbarkeit  zur  Bedrückung 
der  Unterthanen  missbraucht  ward,  wogegen  die  Mächtigen 
Mittel  und  Wege  fanden,  sich  dem  Rechte  zu  entziehen 2). 
Die  Städte  allein  boten  Zutlucht  vor  feudaler  Gewalt. 

Der  Druck,  den  der  das  Lehnwesen  kennzeichnende 
Uebergang  von  freien  zu  besteuerten  Nutzungen  ausübte, 
wurde  deshalh  besonders  fühlbar,  w^eil  während  des  Mittel- 
alters im  ^ olke  der  Gedanke  tief  eingewurzelt  war , dass 
Luft,  Wasser,  Gras,  Wald  freiwillige  Gaben  der  Natur, 
auch  allen  Menschen  zu  freiem  Genüsse  dienen  sollten. 
Das  unbebaute  Land,  die  Heiden,  natürlichen  Wiesen, 
Waldungen  hätten  nach  Naturrecht  dem  menschlichen  Ge- 
brauche überlassen  zu  bleiben.  Die  Herren  jedoch  träten, 
in  Ausbeutung  ihrer  Souveräne! ät,  die  Rechte  der  Gemein- 
freien mit  Füssen. 

Was  die  Leistungen  der  abhängigen  Leute  an- 
helangt,  so  gewahren  wir  eine  fortwährende  mit  der  land- 
wirthsciiaftlichen  Entwicklung  nicht  immer  in  richtigem 
A erhältnisse  stehende  Steigerung  und  wachsende  Mannig- 
faltigkeit der  grundheniichen  Zinsen  und  Abgaben,  die 
nach  der  Beschaffenheit  und  dem  Umfange  der  Güter  sehr 
verschieden  waren  und  nach  schwankendem  Herkommen 
erhoben  wuirden.  In  den  alamannischen  Gesetzen  werden 
die  Abgaben  der  kirchlichen  Leibeigenen  wie  folgt  fest- 
gestellt: „15  siclas  de  cerevisia,  parciim  valente  tremisse 
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uno,  pane  modia  2,  pullos  5,  ova  20.“  Denselben  Abgaben 
begegnen  wir  in  den  ältesten  Urkunden  von  St.  Gallen 
753  766;  doch  treten  schon  Wein,  Gerste,  Spelt,  Hafer, 
Heu  und  auch  Geldahgaheu  dazu.  Gegen  Ende  des  achten’ 
bis  zum  Begiun  des  neunten  Jahrhunderts  hören  wir  ausser- 
dem von  arietes,  herhices,  cera.  vestimenta,  ferrum,  sarcile, 
^()lneres,  soccus.  Gegen  Ende  des  neunten  Jahrhunderts 
wird  die  Anzahl  der  als  Abgaben  beanspruchten  Producte 
noch  reicher.  In  dem  Registrum  Prumiense  (893)  er- 
scheinen deren  nicht  weniger  als  dreissig:  die  verschie- 
densten Getreidearten  und  sonstigen  Bodenerzeugnisse, 
fenier  Pferde,  Rindvieh,  Schweine,  Schafe,  Hühner,  Eier,’ 
Dünger,  Bau-  und  Brennholz,  Schindeln,  allerhand  Ge- 
läthe  u.  s.  w\  Später  hatten  die  Bauern  in  manchen  Stiften 
nicht  nur  selhstgezogene  Gänse,  Hühner,  Schweine  u.  s.  w. 

7AI  liefern,  sondern  auch  noch  herrschaftliche  Thiere  zu 
füttern. 

Die  von  diesem  Ahgahensysteme  unzertrennlichen  Härten 
wurden  zuweilen  durch  Gewährung  eines  freien  Spiel- 
raumes in  der  Wahl  der  zu  liefernden  Erzeugnisse  gemildert. 

Diese  Lasten  sowie  die  drückendsten  jiersönlichen 
Dienstleistungen,  namentlich  den  allwöchentlichen  drei- 
tägigen Frohndienst,  hatten  vorzugsweise  die  Unfreien  und 
die  Liti  zu  tragen,  die  in  dieser  Beziehung  von  jenen  nicht 
mehr  zu  unterscheiden  sind. 

Die  erwähnten  Leistungen  sind  in  der  folgenden 
Weise  zu  erklären:  Geld-  wie  Naturalahgahen  und  Dienste 
wurden  als  Gegenleistungen  für  die  Nutzung  des  Landes 
betrachtet;  Eier,  Hühner,  Honig  u.  s.  w.  galten  als  Ge- 
bühren für  die  Mitwirkung  der  Beamten  bei  bestimmten 
amtlichen  Verrichtungen;  die  öffentliche  Last  des  Zehnten, 
gleichviel  oh  kirchlich  oder  w'eltlich.  bezog  sich  auf  die 
Grundherrlichkeit;  der  eigentliche  Zins,  census,  war  der 
Ausdruck  der  Anerkennung  des  grundherrlichen  Ohereigeu- 
thums  und  des  damit  verbundenen  Eintrittes  in  ein  Schutz- 
verhältniss  und  in  eine  Stufe  der  Hörigkeit,  die  zunächst 
keine  Beschränkung  der  persönlichen  Freilieit  zur  Folge 
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liatte,  die  aber  unter  der  Einwirkung  ungünstiger  Um- 
stände zu  einer  strengeren  Abhängigkeit  führte. 

In  der  s])äteren  Karolingerzeit  wurde  die  Lage  der 
unfreien  Zinsl)auern  härter  durcli  die  einseitig  vom  Herrn 
festgesetzte  Dienst-  und  Abgabenpdicht,  namentlich  un- 
gemessene Frohnen,  wozu  sich  schrankenlose  Abhängigkeit 
der  Bauern  in  Betreff  der  Wirthschaftsführung  und  volles 
Erbrecht  des  Herrn  am  Vermögen  des  Bauern  gesellte. 
Ausserdem  geht  aus  wiederholten  Hinweisungen  der  Ca- 
])itularien  hervor,  dass  unter  den  Grundherren  der  Miss- 
brauch sehr  verbreitet  war,  das  als  Zins  eingehende  Ge- 
treide nach  grösserem,  das  als  Lcdin  oder  Kost  zu  liefernde 
nach  kleinerem  als  dem  normalen  IMasse  zu  messen. 

Die  Ausstattung  der  Grafen,  Vögte,  Dienstmannen  u.  s.  w. 
mit  Beneticien  war  meistens  mit  gesteigerten  Bedrückungen 
der  Untert hauen  verbunden;  namentlich  in  den  zersplitterten 
und  gemischten  Gemeinden,  wo  nicht,  wie  in  den  ge- 
schlossenen, Alles  herkömmlich  fest  bestimmt  worden  war, 
wurden  die  Leistungen  willkürlich  bemessen,  welche  Willkür 
mit  der  Erblichkeit  der  Aeintei-  zunahm;  es  gab  keine 
andere  Norm,  als  die  in  einer  L^rkunde  von  1036  aus- 
gedrückte: item  litonum  Justitia,  ])rout  exigit  utilitas  et 
necessitas.  — Dem  Mangel  an  Gasthäusern  und  Post- 
anstalten entsprangen  viele  der  feudalen  Leistungen,  die 
in  Folge  der  Beweglichkeit  des  lehnsherrlichen  Hofes , der 
gleich  dem  der  Könige  fortwährend  verlegt  wurde,  wie 
Elementarereigiiisse  auf  die  betroffenen  Ortschaften  wirken 
mussten.  Nicht  nur  die  Grundherren  selbst , sondern  auch 
ihre  Beamten,  wenn  sie  im  Namen  der  Herrschaft  reisten, 
mussten  von  den  Bauern  beherbergt  und  ver])ffegt  werden. 
Ausserdem  durften  die  durchziehenden  Herren  nehmen, 
was  zu  ihrem  Unterhalte  erforderlich  war,  von  welchem 
Beeilte  kein  glimjif lieber  Gebrauch  gemacht  worden  zu 
sein  scheint. 

Bei  jedem  Herrn-  oder  Lehnsfalle  war  der  Vasall  ver- 
pflichtet, eine  erneuerte  Investitur  nachzusuchen  und  dafür 
eine  Abgabe  (Laudemium,  Lehnwaare)  zu  entrichten. 
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Zu  den  drückendsten  feudalen  Lasten  gehörte  der  Butheil, 
die  strengere  Form  der  Erbschaftssteuer,  die  darin  bestand, 
dass  der  Herr  in  die  bewegliche  Hinterlassenschaft  eines 
Unfreien  als  Miterbe  zu  einem  Drittheile,  zur  Hälfte  oder 
gar  zu  zwei  Drittheilen  eintrat.  Wie  verderblich  diese  Last 
wirkte,  bezeugt  der  Freiheitsbrief  Heinrichs  V.  für  die 
Stadt  Speier  von  1111,  worin  der  Butheil  aufgehoben  wird. 
Es  heisst  darin,  dass  die  Stadt  dadurch  verarmt 
sei,  was  dadurch  erklärlich  ist.  dass  ein  grosser  Theil  der 
Einwohner  aus  unfreien  Kleinkauf leuten  und  Handwerkern 
bestand.  Die  Entziehung  grosser  Eigenthumstheile  war 
dabei  nicht  das  Schlimmste:  viel  ärger  war  es,  dass  die 
trostlose  Aussicht,  schliesslich  für  Andere  arbeiten  zu 
müssen,  von  jeder  angestrengten  Thätigkeit  abhielt.  Die 
mildeie  Form  der  PhBschaftssteuer  war  die  des  Falles  oder 
der  Kurmede,  wobei  der  Herr  nur  das  beste  Stück  Vieh 
(Besthau]»t)  und  das  beste  Kleid  zu  beaiisi)rucheu  hatte. 

In  Böhmen  war  es  Sitte,  den  Grundherren,  ausser  den 
vertragsmässigen  Leistungen,  bei  gewissen  Gelegenheiten 
Ehrengeschenke  darzubringeu,  aus  denen  mitunter  bestimmte 
Forderungen  erwuchsen.  Noch  lästiger  wurden  die  von 
Inhabern  von  Edellehen  auf  Grund  der  Patrimonialgerichts- 
barkeit beanspruchten  mannigfaltigen  Darbringungen. 

Schon  unter  den  Karolingern , und  noch  im  zehnten 
und  elften  Jahrhundert,  wurden  nicht  bloss  Dienste  ver- 
langt, zu  denen  der  Vasall  nicht  veri)tlichtet  war,  und 
freien  Bauern  Dienste  aufgebürdet,  die  ursprünglich  nur 
den  Hörigen  obgelegen  hatten,  sondern  auch  öffentliche 
Lasten  von  den  Grundherren  auf  die  Baueru  gewälzt,  wie 
Beihilfe  zum  Brückenbau,  Geleite,  Herberge  und  Ein- 
quartierung — während  die  Ministerialen  nur  die  ihrer 
besonderen  Dienstesstellung  entspringenden  Verpffichtungen 
zu  leisten  hatten  und  die  Unzahl  von  Lehen  in  Händen  des 
Adels  von  Zinsen  und  Diensten  durchaus  befreit  waren  ^). 


*)  V.  Inama-Sternegg,  Die  Ausbildung  der  grossen  Grundherr- 
schaften. S.  81— 83.  Derselbe,  Deutsche  Wirthschaftsgeschichte.  1 385; 
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Der  Grundsatz  von  Leistung  uud  Gegenleistung,  auf 
dem  das  ganze  Lehnwesen  beruhen  soll,  wurde  also  nicht 
zur  Wahrheit,  da  die  ol)ereu  Classen  in  der  Regel  weit 
mehr  empfingen  als  sie  leisteten,  während  die  unteren 
gewöhnlich  ungleich  mehr  zu  leisten  hatten , als  sie 
empfingen. 

Ferner  haben  wir  der  privaten  Zölle  und  Wege- 
gelder zu  gedenken,  die  neben  den  staatlichen  eingeftihrt 
wurden  und  am  Grund  und  Boden  hafteten;  man  hob  sie 
für  die  Benutzung  von  Strassen  und  Brücken  ein.  Auch 
dieses  auf  listige  Ausbeutung  des  Verkehrs  berechnete  Zoll- 
wesen führte  zu  argen  Missbräuchen,  gegen  die  schon  ein 
Capitular  Karls  des  Grossen  von  805  gerichtet  war,  das 
ausdrücklich  untersagte,  Zölle  zu  erheben,  wofern  keine  dem 
Reisenden  nützlichen  Anstalten  vorhanden  seien  V).  Unter 
dem  Vorwände  der  Unterhaltung  von  Strassen,  Brücken, 
Landungsplätzen  etc.  nahm  man  die  Abgaben  seihst  da.  wo 
von  Beförderungsmitteln  des  Verkehrs  keine  Spur  zu  ent- 
decken war.  Die  Grundherren  bedienten  sich  aller  möglichen 
Kniffe  zum  Behufe  ihrer  Erpressungen:  sie  Hessen  Seile 
über  die  Flüsse  spannen,  um  die  Schiffe  anzuhalten,  auf 
freiem  Felde  Brücken  errichten,  um  ein  Brückengeld  zu  ei- 
hebeu,  zu  welchem  Ende  die  Leute  auch  gezwungen  wurden, 
eine  abseits  liegende  Brücke  statt  einer  bequemeren  Furt 
zu  benutzen ; Brückenzoll  wurde  auch  von  Schiffen  erhoben, 
die  unter  einer  Brücke  durchfuhren  etc.  Die  Neigung  der 
mittelalterlichen  Kaufleute,  sich  der  Verzollung  ihrer 
Waaren  zu  entziehen,  wurde  durch  solche  Plackereien  nur 
gefördert:  so  verkleideten  sich  angelsächsische  Kaufleute 

II  69. 187.  Giesebrecht,  a.  a.  0.  VI  69.  v.  Maurer,  Geschichte  der  Frohn- 
höle,  der  Bauernhöfe  und  der  Hofverfassung  in  Deutschland.  III  241, 
260.  269.  400.  426.  Wigand,  Die  Dienste.  S.  15.  50.  62.  Meitzeu, 
Wanderungen.  I/II  :346.  547.  .Schröder,  a.  a.  0.  8.  442.  Arnold, 

^ erfassungsgeschichte  der  deutschen  Freistädte.  I 190.  Palacky, 
Geschichte  von  Böhmen.  III/II  :19. 

0 Meitzen,  a.  a.  0.  S.  .5:^9. 
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als  Pilger,  die  für  sich  und  ihr  Gepäck  Zollfreiheit  genossen, 
um  ihre  Waaren  durchzuschmuggeln ’). 

Als  typisch  für  die  gewaltsame  Errichtung  von  Zollstätten 
erscheint  das  Verfahren  Dietrichs  III.,  Grafen  von  Holland  und 
Gent,  zu  Beginn  des  elften  Jahrhunderts.  Die  his  dahin  herrenlos 
gewesenen  Gegenden  um  Rotterdam  und  Dortrecht , von  un- 
gelichteten  Waldungen  und  weiten  Sümpfen  erfüllt,  waren  vom 
Kaiser  Heinrich  II.  dem  Bischof  von  Utrecht  geschenkt  worden. 
Diesem  zinsten  einzelne  Fischer  und  Jäger,  die  hier  ihr  Gewerbe 
ausübten;  daneben  begannen  einzelne  friesische  Colonisten  sich 
anzusiedeln.  Da  ergi’iff  Graf  Dietrich  die  günstige  Gelegenheit, 
sich  eine  leicht  zu  vertheidigende  Burg  zu  erbauen,  von  der  aus 
er  den  aus  der  Maas  in  die  See  sich  begebenden  Schiffen  Zölle 
erpressen  konnte.  Ohne  sich  um  die  Rechte  des  Bischofs  von 
Utrecht  zu  kümmern,  nahm  er  also  von  der  Gegend  Besitz,  legte 
ein  Castell  daselbst  an,  erhob  von  den  friesischen  Colonisten  Zins 
und  von  den  vorbeiziehenden  Schiffen  Zoll.  Auf  die  Klage  der 
Kaufleute  von  Thiel  ertheilte  der  Kaiser  um  Ostern  1018 
den  Befehl,  die  Burg  niederzureissen , was  eine  Fehde  herbei- 
führte ^). 

Insbesondere  jeder  Herr  eines  an  den  Rhein  grenzenden 
Gebietes,  der  sich  am  Strome  eine  Burg  erbauen  konnte,  be- 
trachtete sich  als  Eigenthümer  des  Rheins  und  zwang  die  Vorbei- 
zichenden  zur  Entrichtung  eines  Zolles.  Jeder  dieser  Gewalt- 
haber erhob  den  Zoll  von  den  in  seinen  Machtbereich  gelangenden 
Schiffen  nicht  bloss  an  Einer  Stelle,  sondern  an  sämmtlichen  ihm 
zugehörigen  Zollstätten  ®). 

Bei  der  stetigen  Tendenz,  die  bäuerlichen  Lasten  zu 
steigern,  ist  jedoch,  wenigstens  seit  dem  zwölften  Jahr- 
hundert, der  Niedergang  der  Grundherrschaften  zu  berück- 
sichtigen. Die  Leistungen  waren  meistens  im  achten  und 
neunten,  spätestens  im  zehnten  Jahrhundert  festgesetzt 
worden.  In  Folge  der  grössern  Intensität  des  landwirth- 
schaftlichen  Betriebes  erfolgte  namentlich  in  der  Stauferzeit 
ein  bedeutender  Aufschw'ung  der  Grundrente,  der  dem 
Grundherrn  nur  zum  kleinen  Theile  zu  Gute  kam,  während 


1)  Mühlbacher,  a.  a.  0.  8.  289.  Hiillmann,  Deutsche  Finanz- 
geschichte des  Mittelalters.  8.  231. 

Giesebrecht,  a.  a.  0,  II  158—159. 

8ommerlad,  a.  a.  0.  S.  63. 
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der  Bauer  besonders  iini  die  Wende  des  zwölften  und 
dreizehnten  Jahrhunderts  zu  grossem  Wohlstände  gelangte. 
Dass  die  Bewirthschaftung  der  entfernter  liegenden  Frohn- 
höfe  immer  weniger  einträglich  wurde,  haben  wir  bereits 
angedeutet.  Dadurch  wird  es  erklärlich,  dass  mit  Beginn 
des  dreizehnten  .Jahrhunderts  u.  A.  zahlreiche  geistliche 
(irundherrschaften  an  der  Mosel  ihren  Besitz  veräusserten. 
Vor  allem  aber  wurden  die  Grundherrschaften  durch  die 
Dienstlehen  zu  Grunde  gerichtet  *). 

Wir  müssen  ferner  ausdrücklich  hervorheben , dass 
die  durch  das  L e h n w e s e n h e r v o r g e r u f e n e un- 
günstige Lage  der  Bauern  in  Deutschland  viel 
erträglicher  war,  als  in  anderen  Reichen,  und 
namentlich  als  in  Frankreich.  Selbst  ein  so  milder 
Beurtheiler  der  hierauf  bezüglichen  hier  verübten  Miss- 
bräuche wie  der  Abbö  Hanauer  wendet  sich  gegen  die  Dar- 
stellung von  Dareste  de  la  Chavanne,  wonach  eine  volle 
Uebereinstimmung  zwischen  den  freien  deutschen  und  den 
französischen  Bauerngemeinden  angenommen  werden  könne, 
indem  ei-  die  betreffenden  Beispiele  als  Ausnahmen  be- 
zeichnet , die  nicht  ohne  L'ngerechtigkeit  zu  einem  ver- 
allgemeinernden Schlüsse  führen  könnten ^). 

In  dem  Masse  als  in  Frankreich  unter  Karl  dem 
Kahlen  das  Königthum  sich  ohnmächtiger  als  in  irgend 
einem  andern  Reiche  erwies , wurde  daselbst  die  feudale 
Organisation,  als  einziger  Ausweg  zum  Schutze  der  Schwachen 
und  Hilfsbedürftigen,  allgemeinei'  und  .entschiedener  als 
irgendwo  sonst  herbeigeführt.  Das  durch  die  Norniannen- 
einbrüche  herbeigeführte  Elend  drängte  das  Freiheits- 
bedürfniss  in  den  Hintergrund,  l'reiheit  und  Unabhängig- 
keit erschienen  als  minder  begehrenswerte  Güter,  als 
Sicherheit  von  Person  und  Eigenthum.  Das  Königthum 


Lainpreeht,  Deutsches  Wirtschaftsleben.  I/II  862  ff. 
2)  Hanauer,  Les  paysans  de  l’Alsace  au  nioyen  äge. 
Strasbourg  1865.  S.  5. 
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selbst  förderte  diese  Entwicklung,  indem  Karl  der  Kahle 
im  Capitular  von  Mersen  im  Jahre  847  verordnete,  dass  alle 
freien  Männer  seines  Königreichs  sich  einen  Herrn  zu  er- 
wählen hätten,  sei  es  den  König,  sei  es  einen  seiner  Ge- 
treuen. Derartige,  später  erneuerte  Vorschriften  vollendeten 
den  Riss  des  bereits  so  sehr  gelockerten  Bandes  zwischen 
König  und  Unterthanen  *). 

Zu  der  Verallgemeinerung  und  vollständigen  Durch- 
führung des  Lehnwesens  in  Frankreich  trug  auch  der  Um- 
stand wesentlich  bei,  dass  daselbst  die  der  Schwäche  desKönig- 
thunis  entrissenen  Imnmnitätsverleihungen  in  den  grossen  Be- 
sitzungen mehr  als  in  irgend  einem  andern  Reiche  und  zwar 
so  sehr  um  sich  griffen , dass  dadurch  die  Macht  und  das 
Ansehen  des  Grossgrundbesitzes  und  der  Kirche  aufs  er- 
staunlichste vermehrt  wurden.  Immer  mehr  strebten  die 
königlichen  Vasallen  die  Immunität  zu  erlangen  und  sich 
dadurch  den  ihre  Person  und  ihren  Grundbesitz  beschweren- 
den Lasten  zu  entziehen,  so  dass  schliesslich  fast  nur  die 
kleinen  Güter  die  Bodenlasten  zu  tragen  hatten  und  die 
Lage  der  bäuerlichen  Bevölkerung  die  denkbar  gedrückteste 
wurde  ^). 

Da  nur  die  Ritterbürtigen,  die  adeligen  Krieger,  ein  Allod 
oder  ein  Lehn  mit  allen  Staiidesrechten  der  Freien  inne 
haben  konnten,  so  bildeten  sie  nun  den  herrschenden  Stand ; 
noch  entschiedener  als  in  Deutschland  traten  sie  als  die 
Herren,  die  Souveräne  der  Nichtritterbürtigen  (vilains  oder 
roturiers),  ihrer  Unterthanen,  auf.  Beaumanoir  sagt  rund 
heraus:  „Chacun  baron  est  souverain  en  sa  baronnie“  ^).  So 
entwickelten  sich  die  Stände  und  zwar  der  der  gentilshommes 
(Ritterbürtige  oder  Adelige)  mit  seinen  verschiedenen  Ab- 
stufungen, ferner  der  der  bourgeois  (Städtebürger),  der  vilains 

’)  Vgl.  Boutaiic,  le  regime  feodal  (Revue  des  questions  historiques). 
Paris  1875.  XVIII  351. 

2)  Flach,  Les  origines  de  Pancienne  France.  Paris  1886—1893. 
I 99.  100.  125—126. 
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(freie  Bauern)  und  der  serfs  (Leibeigene)  Das  Lelmwesen 
fasste  hier  rasch  so  tiefe  Wurzeln,  dass  die  unmittelbare 
Gewalt  des  Königs  auf  die  Krondomänen  beschränkt  ward 
und  er  im  Uebrigen  nur  die  Stellung  eines  Oberlehnsherrn 
einnahin.  Die  Abhängigkeitsverhältnisse  wurden  hier 
drückender  als  in  Deutschland,  wo  die  Genieindefreiheit  ein 
wirksames  Gegengewicht  bildete^). 

Die  Lehnsträger  von  Herzogthümern  und  Grafschaften, 
wie  die  Herzoge  von  Aquitanien,  der  Bretagne,  der  Nor- 
mandie u.  s.  w, , die  Grafen  von  Burgund  und  P'landern 
erlangten  schon  unter  den  letzten  Karolingern  die  volle 
Landeshoheit,  waren  also  schon  damals  mächtiger  als  die 
deutschen  Fürsten,  die  erst  von  Kaiser  Friedrich  II.  die 
gleichen  Rechte  erwirkten.  Diese  bestanden  in  den  Regalien, 
namentlich  im  Münzregal,  das  schon  im  zehnten  Jahrhundert 
sehr  verbreitet  war  und  welches  sie  häufig  mit  den  Bischöfen 
ihres  Landes  theilten;  im  Rechte  der  Kriegführung;  in  der 
Herrschaft  auch  über  die  zu  ihren  Herzogthümern  oder 
Grafschaften  gehörenden  Bisthümer  und  Abteien;  in  der 
Ertheilung  freier  Gemeindeverfassnngen  in  ihren  Städten; 
der  Erhebung  von  Dörfern  zu  freien  Städten,  wie  über- 
haupt der  Gewährung  von  Freiheiten  und  Privilegien  an 
ihre  Unterthanen;  in  der  unbeschränkten  Leims-,  Criminal- 
und  Civiljustiz,  die  bis  um  die  Mitte  des  dreizehnten  Jahr- 
hunderts die  Appellation  an  den  König  ausschloss,  welche 
erst  unter  Ludwig  IX.  eingeführt  ward ; in  dem  Besitze  be- 
festigter Städte,  Burgen  u.  s.  w. ; in  der  Ueberlassung  von 
Grundbesitzungen  ihrer  Lehen  an  Bischöfe,  Abteien  und 
kirchliche  Corporationen  zu  Eigen,  wiewohl  sich  dies  mit  den 
Grundsätzen  des  Lehnrechtes  nicht  wohl  vereinigen  lässt®). 


*)  Warnkönig  und  Stein,  Französische  Staats- und  Kechtsgeschichte. 
I 149—150. 
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Aehnlich  war  die  Stellung  der  geistlichen  Würden- 
träger. Der  Abt  eines  befestigten  Klosters  an  der  Garonne 
äusserte  zur  Zeit  König  Roberts  I. , er  sei  mit  seinem 
Kloster  mächtiger  als  der  König,  dem  Niemand  ge- 
horche *). 

Auch  in  Nordfrankreich  wurde  zwischen  Kriegs-  und 
Z in  sieben,  fiefs  und  censives,  unterschieden;  mit  jenen 
^ waren  in  der  Regel  „ehrenvolle“  Dienste  (services  honorables), 

mit  diesen  materielle  VeritHichtungen  verbunden.  Diese  Unter- 
scheidung bestand  im  Süden  nicht ; einestheils  hatte  auch 
das  Kriegslehn  öfters  pecuniäre  Leistungen  zu  tragen,  und 
anderntheils  waren  die  Zinsbauern  (censitaires)  nicht  immer 
frei  vom  Heerdienste®).  Jedoch  auch  im  Norden  waren 
bis  gegen  Ende  des  elften  Jahrhunderts  die  auf  dem  Boden 
haftenden  Verpflichtungen  nach  der  socialen  Stellung  des 
Besitzers  verschieden.  Ein  Kriegsmann,  dem  ein  Landstrich 
verliehen  ward,  hatte  keine  Abgaben  zu  bezahlen,  denn 
gegen  das  Lehn  leistete  er  seinem  Herrn  Kriegsdienste ; war 
ic  aber  sein  Erbe  Bauer  und  nicht  Krieger , so  wurden  ihm 

Abgaben  und  Frohnen  auferlegt,  d.  h.  das  Gut  wurde,  je 
nach  der  Stellung  des  Inhabers,  als  Lehn  oder  als  Zinsgut 
behandelt®).  Die  Verleihungen  von  Zinsgütern  pflegten  vor- 
zugsweise an  freie  Bauern  zu  erfolgen,  aber  auch  au  halb- 
freie (lidi)  und  sogar  an  leibeigene  (servi).  Nach  dem  Stande 
dieser  Personen  richteten  sich  die  zahlreichen  mit  diesen 
j Verleihungen  verknüpften  Leistungen  sowie  die  Bezeich- 

j nungen  der  verliehenen  Grundstücke:  mansi  ingenuiles, 

lidiles  und  serviles.  Diese  Zinsbauern  hatten  nach  dem 
ältern  Rechte  kein  echtes  Eigenthum;  der  Grundherr, 
^ dessen  Unterthanen  sie  waren,  hatte  die  rechte  Gewere  au 

dem  Grundstücke.  Ihre  Rechte,  einschliesslich  der  Dauer 


*)  Giesebrecht,  a.  a.  0.  II  366. 
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ihres  Besitzes,  hingen  von  der  Gnade  des  Grundherrn  oder 
den  bei  der  Verleihung  vereinbarten  Bedingungen  ab.  Die 
Erblichkeit  war  weder  allgemein  noch  unbeschränkt.  Im 
neuern  Rechte  dagegen  hat  die  censive  grosse  Aehnlichkeit 
mit  dem  Kriegslehn.  Danach  hat  der  Bauer  gleich  dem 
Vasallen  das  dominium  utile  au  seinem  Gute  und  erwirbt 
die  rechte  Gewere  daran  durch  Auflassung^). 

Die  feudale  Ordnung  schrieb  vor,  dass  der  ^ asall  jede 
Freilassung  durch  den  Suzerän  bestätigen  lasse,  widrigen- 
falls er  sich  der  Strafe  der  Confiscation  (commise)  wegen 
Verminderung  des  Lehnswerthes  aussetzte®). 

In  Folge  der  Schwäche  des  Königthums  wurde  das 
Throufallrecht  bald  ein  todter  Buchstabe.  Als  Karl  der 
Dicke  einigen  Personen  Beneficien,  die  durch  mehrere 
Generationen  in  den  Händen  ihrer  Familien  gewesen  waren, 
— offenbar  in  Ausübung  des  erwähnten  Rechtes  — ent- 
ziehen wollte,  scheiterte  dieses  Vorhaben  an  dem  vereinigten 
Widerstande  der  Grossen.  Allerdings  wurde  im  neunten 
Jahrhundert  die  Regierung  öfter  mit  einer  allgemeinen  Be- 
stätigung der  Beneficien  eröffnet  und  das  Thronfallrecht  in 
der  Regel  nur  gegen  Personen  angewandt,  die  dem  neuen 
Könige  die  Huldigung  verweigerten  oder  die  nicht  im  Unter- 
thanenverbande  standen  '^). 

Doch  kamen  noch  später,  und  namentlich  im  11.  Jahr- 
hundert, zahlreiche  Beispiele  von  bloss  lebenslänglichen 
Beneficien  vor.  Diesen  Charakter  bewahrten  insbesondere 
die  Verleihungen  grosser  Barone  an  ihre  Soldaten  (beneficia 
militaria)  lange.  Sie  kehrten  nach  dem  Tode  des  Be- 
liehenen  regelmässig  an  den  Herrn  zurück.  Frauen  waien 
davon  ausgeschlossen  und  die  Veräusserung  war  untersagt. 
Es  gab  eine  Landschaft,  wo  die  fast  ausschliesslich  mili- 
tärische Natur  des  feudalen  Landes  die  Fortdauer  der  ur- 


1)  VVarnkönig  und  Stein,  a.  a.  0.  II  384—387. 

2)  Doniol,  Histoire  des  classes  rurales  en  France.  2e-  ed.  Paris 

1867.  S.  107. 

»)  Roth,  a.  a.  0.  S.  421. 


sprünglicheu  Precarität  des  Lehns  zur  Folge  hatte:  dies 
war  das  französische  Navarra  ^). 

Ludwig  IX.  führte  eine  neue  Art  der  Feudalilät,  die 
der  apanagirten  Prinzen,  ein.  Er  verlieh  seinem  Bruder 
Robert  im  Jahre  1237  Artois,  kurz  darauf  seinem  zweiten 
Bruder  Alfons  Poitou  und  dann  dem  dritten , Karl , Anjou 
und  Maine  al»  Lehen®).  Die  von  den  Historikern  Ludwig 
dem  Heiligen  aufgebürdete  Verantwortlichkeit  für  die  auf 
solche  Weise  eingeleitete  Zersplitterung  der  königlichen 
Domänen  fällt  eigentlich  seinem  Vater  zur  Last,  dessen 
testamentarischen  Verfügungen  die  erwähnten  Verleihungen 
entsprachen. 

Für  die  Vasallen  der  französischen  Könige  bestanden 
die  mannigfaltigsten  Bedingungen  hinsichtlich  des  Kriegs- 
dienstes. Die  Einen  waren  zu  dem  gewöhnlichen  Dienste 
von  40  Tagen  auf  eigene  Kosten  verpflichtet;  Andere 
schuldeten  ihn  nur  auf  Kosten  des  Herrn;  noch  Andere 
waren  nur  zur  Bewachung  des  Herrnschlosses  (estage)  ge- 
, halten ; ausserdem  bestand  die  Verpflichtung  zu  einer  Bei- 

steuer au  Stelle  des  Dienstes;  endlich  erklärten  Manche  zu 
gar  keinem  Heerdienste  oder  irgend  einem  Ersätze  dafür  ge- 
halten zu  sein.  Allerdings  wurden  diese  Auffassungen  von 
den  Süzeränen  nicht  immer  gebilligt.  Ausser  Zweifel  ist  es 
jedoch,  dass  die  Bedingungen  in  den  verschiedenen  Lehen 
verschieden  waren.  Die  Urkunden  des  12.  und  besonders 
des  13.  Jahrhunderts  bezeugen  von  Seiten  der  Adeligen  und 
noch  mehr  der  Nichtadeligen  das  entschiedene  Bestreben, 
sich  den  schweren  Lasten  des  Heerdienstes  ganz  oder  zum 
Theile  zu  entziehen.  Allenthalben  sucht  man  diesen  durch 
Geldleistungen  zu  ersetzen  oder  wenigstens  nur  auf  Kosten 
des  Herrn  zu  dienen.  Der  böse  Wille  des  feudalen  Corps 
— von  dem  sieh  die  geistlichen  Würdenträger  noch  am  zu- 
verlässigsten erwiesen  — trat  so  häufig  zu  Tage,  dass  eine 


Luchaire,  Manuel  des  institutions  francaises.  Paris  1892. 
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königliche  Verordnung  von  1274  einen  Tarif  der  Geldstrafen 
festsetzte,  in  welche  die  Widerstrebenden  verfallen  sollten  ‘). 
Auch  suchte  man  die  A asallen  anderer  Herren  unter  die 
bahnen  zu  bringen,  sei  es  gegen  Sold,  sei  es  gegen  Zu- 
sicherung einer  Rente  als  Lehn  2). 

«Die  erwähnte  Beschränkung  der  KriegspHieht  auf  vierzig 

Tage  hatte  in  Languedoc  niemals  Geltung..  Eine  Anzahl 

von  Texten  bezeugen,  dass  in  dieser  Provinz  die  Vasallen 

durch  lange  Zeit  zur  Verfügung  des  Herrn  standen,  der 

sie  so  oft  und  für  so  lange  als  es  ihm  beliebte,  berufen 

konnte.  Nicht  der  Adel  allein  wurde  in  Frankreich  zu  den 

Waffen  berufen:  nach  dem  feudalen  Rechte  musste  auch 

jeder  Nichtadelige,  welches  immer  sein  Stand  war,  seinem 

Herrn  beistehen , dessen  Lehn  zu  vertheidigen.  In  Folge 

dieses  Grundsatzes  sah  man  seit  dem  elften  Jahrhundert 

die  Heere  durch  die  vilains  anschwellen.  Angesichts  der 

Unzulänglichkeit  der  erwähnten  Dienstzeit,  veranlassten 

die  Könige  die  Adeligen,  über  den  nach  den  feudalen 

Regeln  festgesetzten  Termin  hinaus  gegen  Entschädigung 

zu  dienen.  Dieses  combinirte  System  genügte  Ludwig  dem 

Heiligen,  der  keine  Eroberungsabsichten  hatte,  aber  es 

erwies  sich  als  ungenügend,  so  oft  das  Reich  auswärtige 

Kriege,  die  sich  ganze  Jahre  hinzogen,  zu  unternehmeu 
hatte. 

Nach  dem  Lehnsbrauche  konnte;  'der  Vasall,  dem  der 
König  die  erlangte  Gerechtigkeit  zu  sehr  verzögerte,  diesem 
den  Krieg  erklären.  Der  Vasall,  der  dem  Könige  das  Lehn 

zui  ückerstattete , hielt  sich  aller  weiteren  VerpHichtungeii 
gegen  ihn  enthoben. 

Das  Dienstalter  erstreckte  sich  vom  achtzehnten  bis 
zum  sechzigsten  Jahre.  Man  berief  zunächst  die  Einwohner 
dei  dem  Kriegsschauplätze  am  nächsten  gelegenen  Provinzen 


) Luchaire,  a.  a.  0.  S.  195  ff.  608.  Brussel,  Nouvel  examen  de 
l’usage  general  des  fiefs  eii  P'rance.  Paris  1727.  I 165. 

) \uitiy,  Ltudes  sur  le  reginie  financier  de  la  P’rance.  Paris  1878. 

8.  135. 
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zu  den  Waffen ; nur  bei  dringender  Gefahr  zog  man  auch 
die  der  entfernteren  Provinzen  heran  ^). 

Nicht  alle  Ritter  machten  die  Kriegszüge  auf  eigene 
Kosten  mit.  Der  Vertrag  ist  erhalten,  den  Alfons  von 
Poitiers,  der  Ludwig  den  Heiligen  auf  dem  Kreuzzuge  von 
1270  begleitete,  mit  einem  Herrn,  Hubert  de  Bouzagues, 
aus  diesem  Anlässe  vereinbarte.  Jedem  Ritter  wurden  auf 
dem  Schifte  ein  Platz  für  sich,  einen  Stallmeister,  einen 
Diener , ein  Pferd  und  Lebensmittel  für  zwei  Monate  zu- 
gesichert. In  der  Regel  erhielt  ein  gew’öhnlicher  (simple) 
Ritter  zehn  sous  Gage  für  den  Tag^).  In  gewissen  Gegenden, 
namentlich  in  der  Normandie,  konnte  — vielleicht  unter 
englischem  EiiiHusse  — der  Heerdienst  in  verschiedenen 
Lehen  abgelöst  werden^). 

Im  Jahre  1303  ermächtigte  Philipp  der  Schöne  die  Edel- 
leute, sich  mittelst  der  Hälfte  ihres  Jahreseinkommens  vom 
Kriegsdienste  loszukaufen.  Der  Adel  zeigte  sich  so  geneigt, 
hierauf  einzugehen,  dass  im  folgenden  Jahre  dieses  Anerbieten 
nicht  erneuert  werden  konnte,  da  es  dem  Könige  an  Soldaten 
fehlte.  Mit  der  Schlacht  bei  Crecy  (1346)  hörte  die  Un- 
entgeltlichkeit der  feudalen  Dienste  und  die  Verpflichtung 
der  Vasallen  zum  W^affentrageii  auf*). 

Auch  in  Frankreich  waren  die  Gegenstände  der 
Lehen  sehr  mannigfaltig,  die  Bestrebungen,  jedes  Erträgniss 
in  Lelm  zu  verwandeln,  allgemein.  So  wurde  das  Amt 
eines  Graveurs  last  immer  als  Lehn  verliehen®),  zuweilen 
auch  das  Notariat,  wie  in  Beziers  im  Jahre  1167  vom 
Bischof  und  vom  Vicomte  ®).  Auch  das  Recht  für  den  Herrn 
zu  arbeiten,  wurde  eine  Art  Eigeuttium  und  ein  Lehn,  das  den 


0 Brussel,  a.  a.  0.  I 348.  350.  Boutaric,  La  France  sous  Philippe 
le  Bel.  Paris  1861.  S.  366 — 369.  Molinier,  a.  a.  0.  S.  32. 

Boutaric,  Saint  Louis  et  Alfonse  de  Poitiers.  Paris  1870.  IS.  115. 
Glasson,  Histoire  du  droit  et  des  institutions  de  la  France. 
Paris  1887—1896.  IV  367. 

*)  Gasquet,  a.  a.  0.  I 146 — 147. 

®)  Boutaric,  a.  a.  0.  S.  205. 

®)  Molinier,  a.  a.  0.  S.  262. 

Felix,  Eigenthmn.  IV,  2.  I.  11 
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Charakter  eines  erblichen  Privilegiums  annahm*).  Ferner 
wurden  das  Postregal,  die  peage,  das  Geleite  der  Kaufleute, 
die  Standplätze  auf  den  Messen,  selbst  Bienenschwärme  zu 
Lehn  gegeben.  Wie  sehr  man  auch  geistige  Interessen  in 
den  feudalen  Mechanismus  zu  zwängen  suchte,  bezeugt  die 
Thatsache,  dass  in  Anbetracht  der  durch  den  Brauch  und 
die  Behörde  festgesetzten  Anzahl  von  Schulen,  es  zuweilen 
untersagt  wurde,  neue  zu  eröffnen.  Im  Jahre  1082  verbot 
Robert,  Graf  von  Mortain,  im  Thale  von  Mortain,  ausser- 
halb seines  Schlosses  Schulen  zu  halten.  Die  Domherren 
durften  zu  Gunsten  des  Schatzes  ihrer  Kirche  alle  in 
anderen  Schulen  gefundenen  Bücher  einziehen.  Zu  Anfang 
des  zwölften  Jahrhunderts  ermächtigte  Raoul,  Bischof  von 
Coutances,  einen  gewissen  Richard  von  Reviers  in  Nehou 
Schulen  zu  Lehn  zu  halten,  dessen  Nachkommen  noch  lange 
dieses  Vorrechts  genossen,  da  im  Jahre  1366  das  Recht  an 
die  Schule  in  einem  zum  Verkauf  gelaugten  Theile  der  Herr- 
schaft von  Nehou  begriffen  war,  welchen  Verkauf  Guillaume 
de  la  Haie  au  Karl  V.  bewirkte“).  Oft  wurde  die  Justiz 
allein,  ohne  Grundherrschaft,  zu  Lehn  gegeben.  Nicht  selten 
besass  ein  Vasall  das  Recht  der  Gerichtsliarkeit  in  einem 
und  das  Lehn  in  einem  andern  Gebiete^).  Seit  der  Mitte 
des  elften  Jahrhunderts  gab  es  auch  in  Frankreich  Geldlehen 
(„fief-argent“,  im  Gegensätze  zu  „fief-terre“  und  „fief-office“). 
Der  erwähnten  kurzen  Dienstzeit  wegen  suchten  die  Lehns- 
herren durch  dieses  bequeme  ihren  Landbesitz  unversehrt 
lassende  Mittel  die  Zahl  ihrer  Vasallen  zu  vermehren  und 
damit  ihre  militärische  Macht  und  ihren  Einfluss  auszu- 
dehnen ^).  So  wurde  der  Vicomte  von  Beziers  Vasall  des 
Erzbischofs  Guifred  dadurch,  dass  er  von  diesem  eine  be- 


*) Levasseur,  Histoire  des  classes  ouvrieres  en  France.  Paris 
1859.  I 166-167. 

Delisle,  Etudes  sur  la  condition  de  la  classe  agricole  et  Tetat 
de  ragriculture  en  Normandie  au  nioyen  äge,  Evreux  1851.  S.  177.  185. 

Cliampionniere,  De  la  propriete  des  eaux  courantes,  Paris  1846. 
S.  173.  175. 

*)  Luchaire,  a.  a.  0.  S.  160. 


163 


stimmte  Summe  eutgegennahm  *).  Der  Waffenträger  Imbert 
de  Trefort  erklärte  sich  1279  als  Vasall  von  Jean  de  Chälon 
gegen  ein  Geschenk  von  20  Livres  viennoises;  1343  wurde 
dem  Grafen  d’Auxerre  gegen  50  Livres  die  Lehnshuldigung 
geleistet ; 1392  geschah  dies  von  einem  Ritter  gegenüber 
dem  Herrn  von  Chatelbelin  gegen  ein  Geschenk  von 
100  Gulden“).  Das  Lehn  war  erblich. 

Auch  Renten  in  ganz  unbedeutenden  Beträgen  — wie 
20,  30,  40  Sous  per  Jahr  — wurden  als  Lehen  ausgethan. 
Man  suchte  alles  Mögliche  der  Lehnsform  anzupassen,  weil 
diese  den  Vortheil  darbot.  sich  die  Anhänglichkeit  der 
Personen  zu  sichern  ®). 

Zeitig  wurden  Zehnten  Laien  verliehen.  Es  wird  be- 
hauptet, dass  die  Kirche  selbst  in  den  Zeiten  der  A'erwirrung 
und  der  Beraubung  geistlicher  Güter  ihre  Zehnten  mächtigen 
Herren  unter  der  Bedingung  der  Vertheidigung  zu  Lelm 
gegeben  habe.  Rüssel*)  bekämpft  diese  Ansicht,  fügt  aber 
hinzu:  „Cependant  on  pourrait  concilier  ces  deux  opinions, 
en  avouant  qu’  il  y a eu  effectivement  des  dimes  infeodöes 
par  les  Eveques  et  les  Abbös;  mais  que  la  plupart  furent 
usurpees  par  les  seigneurs  temporeis  au  temps  de  l’ötablisse- 
ment  des  fiefs.“ 

Auch  in  Frankreich  gab  es  F r a u e n 1 e h e n.  Namentlich 
im  Süden  sehen  wir  zeitig  Frauen  im  Besitze  grosser  Lehen. 
Dies  erklärt  sich  durch  das  Vorwiegen  des  römischen  Rechts 
und  durch  den  Einfluss  des  ehelichen  Güterrechts:  junge 
Prinzessinnen  an  Herren  niedriger  Abkunft  verheirathet,  er- 
hielten als  Mitgift  Schlösser,  Vasallen  und  nutzbringende 
Rechte.  Dieses  System  war  aber  unter  politischem  Gesichts- 
punkte nachtheilig;  das  Land  ward  ins  Unendliche  getheilt 
und  zuweilen  machte  sich  dadurch  die  Einmengung  Fremder 


0 Molinier,  a.  a.  0.  S.  15. 

2)  Le  Vicomte  G.  d’Avenel,  Histoire  ecoiiomique.  Paris  1894 

I 94. 

Glasson,  a.  a.  0.  IV  284. 

♦)  a.  a.  0.  II  818. 
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auf  ärgerliche  Weise  geltend,  weshalb  man  auf  Abhilfe  saun. 
Noch  im  Jahre  1155  vermachte  ein  Herr  v.  Omelas  seiner 
Tochter  feudale  Güter,  deren  Inhaber  zu  Heerdiensten  ver- 
pdichtet  war,  aber  ein  wenig  später  wurde  als  Regel  fest- 
gestellt, dass  Töchter  nur  in  Ermanglung  männlicher  Nach- 
kommen zur  Nachfolge  gelangen  sollen^).  In  der  Bretagne 
wurde  der  Lehnsmann  „feniinisirt“.  Die  weiblichen  Vasallen 
wurden  „hommesses“  du  seigneur  genannt. 

Häufig  gewahren  wir  gemeinsame  wie  auch  eine  ver- 
hängnissvolle  Zersplitterung  der  Lehen.  Im  elften 
Jahrhundert  war  die  Stadt  Narbonne  zwischen  dem  Grafen 
von  Rouergue,  Marquis  von  Gothie,  und  dem  Erzbischof  ge- 
theilt.  Die  nördliche  Hälfte  gehörte  dem  Erzbischof,  die 
andeie  dem  Grafen,  von  dem  der  \icomte  von  Narbonne  sie 
zu  Lelm  hatte.  In  die  Ein-  und  Ausgangszölle , Wege- 
geldei etc.  theilten  sich  beide  Herren.  In  manchen  Städten 
entsprach  der  materiellen  eine  noch  stärkere  Theilung  der 
daselbst  eingesetzten  Behörden;  nicht  nur  hatte  jedes  Viertel, 
jedes  Schloss,  jede  Burg  einen  unmittelbaren  Herrn,  aber 
auch  keine  dieser  Gruppen  war  geschlossen  und  gleich- 
artig. In  Folge  der  gebieterischen  Nöthigimg  des  Zeit- 
alters zur  Sicherung  militärischen  Beistandes  gaben  alle 
diese  Herren  die  ihnen  zuerkannten  Rechte  an  die  Stadt 
und  ihre  Einwohner  ihrerseits  in  Lehn:  die  Bischöfe  an 
\ icedomini , die  Grafen  an  Vicomtes , die  Immunisten  an 
Vögte.  So  entstand  eine  doppelte  Gerichtsbarkeit  und  da- 
durch eine  grosse  Verwirrung.  Bei  einer  solchen  Ver- 
vielfältigung und  Verwicklung  der  Gewalten  ist  es  nicht 
erstaunlich,  dass  die  inneren  Kämpfe  in  den  Städten  so 
häutig  waren,  dass  die  daraus  erwachsenen  Leiden  der  Ein- 
wohner unerträglich  wurden  ^). 

Die  Furcht,  dass  solche  Zersplitterungen  den  Feudalismus 
^ernichten  könnten,  rief  das  Majorat  (le  droit  d’alnesse) 
hervor , anfangs  für  die  grossen  Lehen , dann  auch  für  die 

*)  Moliiiier,  a.  a.  0.  8.  101—102. 

2)  Flach,  a.  a.  U.  II  264  If.  297. 
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kleinen,  nicht  ohne  langen  Kampf  zwischen  dem  Theilungs- 
und  dem  Majorats-Principe  ^). 

In  Languedoc  wurde  zu  Ende  des  zwölften  Jahrhunderts 
das  Majorat  für  alle  grossen,  dagegen  die  gleichmässige 
Theilung  unter  säinmtliche  Kinder  für  alle  kleinen  Lehen 
die  allgemeine  Regel ; doch  kam  zuweilen  das  letztere  System 
auch  bei  grossen  Lehen  in  Anwendung.  Das  Lehn  von 
Catederousse  in  Venaissin  wurde  um  1246  in  24  gleiche 
Theile  getheilt^). 

Eine  sehr  häufige  Form  der  Mitherrschaft  (coseigneurie) 
hiess  pariage  (Besitzesgemeinschaft).  Sie  kam  meistens  in 
Städten  vor,  die  gemeinsam  einem  geistlichen  Würdenträger, 
der  seine  Güter  und  seine  Vasallen  nicht  genügend  be- 
schützen konnte,  und  einem  mächtigen  Laien  gehörten. 
Dieser  verpflichtete  sich . gegen  Ueberlassung  eines  Theiles 
der  Einkünfte,  das  Gebiet  und  die  Rechte  seines  Mit- 
eigenthümers  wirksam  zu  beschützen.  Nicht  selten  wurde  eine 
solche  Theilung  gewaltsam  herbeigeführt  und  der  zugesagte 
Schutz  nicht  gewährt. 

Es  gab  noch  eine  Art  der  gemeinsamen  Herrschaft,  die 
so  eingerichtet  war,  dass  das  Gebiet  abwechselnd  in  die 
Hände  eines  jeden  Besitzers  kam.  So  gehörte  um  1167  das 
Schloss  Montbrun  bei  Lodöre  sechs  Monate  dem  Vicomte, 
sechs  Monate  dem  Bischof^). 

In  welchem  Grade  diese  privatrechtliche  Auffassung 
öffentlicher  Befugnisse  auch  in  Frankreich  im  Zeitalter  des 
Feudalismus  vom  Königthum  getheilt  wurde,  ersieht  man 
daraus,  dass  selbst  ein  so  ausgezeichneter  Souverän  wie 
Ludwig  IX.  bei  Abschluss  des  Vertrags  von  Abbeville 
a,  mit  Heinrich  III.  sagte:  „...  et  la  terre  que  je  li 

donne  ne  li  donnöje  pas  pour  chose  que  je  soie 
tenu  ä li  ni  äseshoirs,mespourmettreamour 


*)  Le  Vicomte  d’Avenel,  La  fortune  privee  ä travers  sept  siecles. 
Inaris  1895.  S.  204.  205.  Luchaire,  a.  a.  0.  S.  162. 

Molinier,  a.  a.  0.  S.  89 — 91. 
a.  a.  0.  S.  96  fif. 
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0 11 1 r e nies  e ii  1 a ii  t s et  1 e s s i e n s q u i s o n t c o u s i ii s 
K e 1'  m a i 11  s ^). 

Zur  Wall  rillig  seiner  Rechte  standen  dem  Lehnsherrn 
zwei  scharfe  Zwangsmittel  zu  Gebote:  die  saisie  und  die 
comiuise  feodale.  Jene  war  eine  Art  Sequestration,  diese 
eine  Confiscation  des  Lehnsgutes  zu  Gunsten  des  Lehnsherrn. 
Die  saisie  erfolgte  wegen  Unterlassung  des  Lehnseides  sowie 
der  Entrichtung  des  releviums.  Dieses  Recht  des  Lehns- 
herrn, hei  jeder  Rechtsverweigerung-  oder  Anfechtung  von 
dem  Lehn  Besitz  zu  ergreifen,  drückt  die  Rechtsregel  aus: 
le  Seigneur  de  lief  ne  plaide  jamais  dessaisi.  Die  Wirkungen 
der  saisie,  deren  vornehmste  der  Fruchtgenuss  des 
sequestrirten  Lelms  durch  den  Lehnsherrn  ist,  gelten  nur 
für  die  Dauer  von  drei  Jahren;  sie  muss  daher  alle  drei 
Jahre  erneuert  werden,  wofern  der  Vasall  nicht  inzwischen 
seine  \ erbindlichkeit  erfüllt.  Die  commise  erfolgt  nach 
neuerem  Rechte  nur  noch  in  zwei  Fällen,  nämlich  dem  des 
desaveu  und  dem  der  f^lonie.  Der  ddsaveu  besteht  in  der 
Weigerung  der  Anerkennung  des  Lehnsherrn  durch  den 
A'asallen  und  zieht  meistens  den  Verlust  des  Lelms  für 
immer,  nach  einigen  Gewohnheitsrechten  jedoch  nur  für  die 
Lebensdauer  des  Desavouireiiden  nach  sich.  Unter  felonie 
wird  nach  germanischem  und  langobardischem  Lehnrecht 
(s.  oben  S.  141)  jeder  Bruch  der  Lehnstreue  verstanden. 
Angesichts  der  Gegenseitigkeit  des  Treuverhältnisses  kann 
felonie  sowohl  vom  \ asallen  als  ^ om  Lehnsherrn  begangen 
werden;  jene  wird  mit  dem  Verluste  des  Lelms,  diese  mit 
dem  der  Lehnsherrlichkeit  bestraft.  Nach  der  Ansicht  der 
hervorragendsten  Lehnrechtslehrer  genügt  schon  der  blosse 
Versuch  der  felonie  zur  Confiscation  des  Lehns  oder  zum 
\'erluste  der  Lehnsherrlichkeit 

In  den  Conflicten,  die  dadurch  entstanden,  dass  man 
der  \asall  zweier  verschiedener  Herren  sein  konnte,  ent- 
schied man  sich  gewöhnlich  für  den  mächtigem  3),  Ludwig 

Boutaiic,  Saint  Louis.  S.  75. 

*)  Warnkönig  und  Stein,  a.  a.  0.  375  tf. 

®)  Molinier,  a.  a.  0.  S.  38—39. 
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der  Heilige  erkannte  in  seinen  Etablissements  an,  dass  ein 
zugleich  vom  Könige  und  von  seinem  Lehnsherrn  gegen  den 
König  berufener  Vasall  seinem  Herrn  folgen  müsse.  Durch 
die  Verwicklungen  des  Lehnrechtes  kann  es  geschehen,  dass 
in  Folge  von  Erbschaft  oder  aus  anderen  Gründen  ein  Lehns- 
herr einem  seiner  Unterthanen  Lehnshuldigung  schuldet. 
So  versprach  im  Jahre  1136  Ludwig  VI.  dem  Bischof  von 
Paris,  dass  in  seinem  Namen  der  prEvöt  der  Stadt  ihm  den 
Eid  der  Treue  für  das  Lehn  Champeaux  leisten  werde.  Im 
Jahre  1204  erklärte  Philipp  August , dass  er  dem  Prior  von 
Saint-Denis  de  la  Chartre  eine  Rente  von  dreissig  sols  parisis 
wegen  des  auf  dessen  Grund  und  Boden  erbauten  Louvre- 
Thurnies  und  dem  Bischof  wie  dem  Capitel  zwanzig  livres 
parisis  für  den  auf  ihrer  Herrschaft  erbauten  Theil  des 
Louvre  schuldig  sei.  Allerdings  brachte  Philipp  August 
zuerst  den  Grundsatz  zur  Geltung,  dass  der  König  Niemandem 
Huldigung  leisten  könne;  aber  wenn  er  dies  auch  nicht 
persönlich  that , so  Hess  er  es  doch  durch  seinen  Bevoll- 
mächtigten geschehen.  Er  ergriff  die  Gelegenheit  der  Ein- 
nahme von  Amiens , um  sich  der  Huldigungen  zu  entheben, 
die  er  der  Kirche  dieser  Stadt,  von  der  er  Länder  zu  Lehn 
hatte,  schuldete.  Die  sonstigen  Huldigungen,  die  ihm  ob- 
lagen, löste  er  theils  vermittelst  pecuniärer,  theils  vermittelst 
territorialer  Entschädigung  ein.  So  wuchs  die  königliche 
Souveränetät  auf  Kosten  der  grossen  Lehnsherren.  Philipp 
August  suchte  auch,  so  oft  sich  die  Gelegenheit  dazu 
darbot,  die  unmittelbare  Huldigung  der  Aftervasallen  sich 
zu  sichern,  indem  er  sie  von  der  entband,  die  sie  den  grossen 
Lehnsherren  schuldeten.  So  wurde  der  Graf  von  Vergy,  der 
bis  dahin  Vasall  des  Herzogs  von  Burgund  gewesen  war,  nun 
Kronvasall  ^).  Um  eine  der  gewöhnlichsten  Ursachen  der 
Auflehnung  zu  beheben,  erneuerte  Ludwig  IX.  ein  Gesetz, 
das  sehr  alt  war,  aber  wenig  befolgt  wurde.  Er  verbot, 
dass  ein  Vasall  der  Krone  von  Frankreich  ein  Lehn  von 
einem  fremden  Souverän  halte.  Die  Vasallen,  die  Lehen  in 


Gasquet,  a.  a.  0.  S.  34.  Dareste,  a.  a.  0.  II  100—101. 
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zw©i  \ 6rschiedeueii  Staaten  besassen,  veranlasste  er,  zwischen 
beiden  zu  wählen*). 

Noch  im  13.  Jahrhundert  gebrach  es  den  territorialen 
Lehnvei  hältnissen  an  Ilestimmtheit.  In  den  meisten  Lehns- 
legistein  giossei  Herrschaften  findet  man  Bemerkungen  wie 
die;  „N.  nescit  a quo  feodum  tenet“,  von  welcher  Unsicher- 
heit die  Süzeräne  häufig  Nutzen  zogen  2). 

Im  zwölften  Jahrhundert  wurde  die  Verwaltung  der 
Domänen  des  Königs  und  der  grossen  Feudalherren  Sene- 
schallen  (senechaux)  anvertraut,  Beamten,  deren  anfangs 
rein  dienstliche  Stellung  allmählich  eine  grosse  Wichtigkeit 
erlangte.  Sie  ernannten  untergeordnete  Agenten , ver- 
pachteten die  prövötes  und  behielten  sich  die  Uebung  der 
Gerichtsbarkeit  sowie  die  Ueberwachung  der  Abgabeu- 
erhebung  vor.  Ihre  Einkünfte  waren  bedeutend.  Es  be- 
zeichnet den  Gipfel  ihrer  Macht,  dass  sie  ihre  Stellen  erblich 
und  sich  ihren  Herren  gefürchtet  machten.  Philipp  August, 
der  die  Gefahr  erkannte,  die  in  der  auf  solche  Weise 
vorbereiteten  Wiederherstellung  des  alten  Hausmeieramtes 
lag,  unterdrückte  die  Stellen  der  Seneschalle  und  vertraute 

die  Verwaltung  der  Domänen  in  jeder  Provinz  widerruflichen 
Agenten  an^). 

Im  zehnten  Jahrhundert  ist  die  Justiz  der  Grafen 
patrimonial  geworden,  wodurch  das  Band  vollends  zerrissen 
ward,  das  sie  an  die  königliche  Macht  geknüpft  hatte,  nach- 
dem die  Gerichtsherren  auch  der  Ueberwachung  durch  die 
missi,  das  letzte  Ueberbleibsel  des  königlichen  Zügels,  sich 
zu  entledigen  pwusst  hatten,  l’rei  von  jeder  höheren 
Autorität  und  jedes  Pflichtgefühls  gegenüber  den  Unter- 
thanen  bar,  übten  sie  ihre  Macht  mit  schrankenloser 
Willkür;  kaum  hat  es  jemals  eine  drückendere  Herrschaft 
eine  gehässigere  Gewalt  gegeben.  Die  Unerträglichkeit 

*)  Dareste,  a.  a.  0.  II  225. 

*)  Luchaire,  a.  a.  0.  S.  222. 

®)  Boutaric,  a.  a.  0.  8.  130. 
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dieser  Tyrannis  bezeugen  die  durch  sie  hervorgerufenen 
^ zahlreichen  Aufstände  am  deutlichsten  *). 

I ; feiner  der  grössten  Uebelstände  im  Gefolge  der  Feu- 

I I dalisirung  der  Gerichtsbarkeit  wmr  der,  dass  die  Justiz  nun 

' eine  Einnahmequelle  und  dadurch  die  Verlockung  zur  Auf- 

erlegung von  Geldstrafen  für  die  Unterthanen  verhängniss- 
voll  wurde.  Weit  entfernt  davon,  Streitigkeiten  beizulegen, 
^ daher  die  feudale  Justiz  solche  und  sogar  Verbrechen 

unaufhörlich  hervor^).  Zahlreiche  Urkunden  des  Mittel- 
alteis  bezeugen,  dass  bei  den  feudalen  Gerichtshöfen  fort- 
während Verbrechen  mit  Geld  abgekauft  werden  konnten 
Schon  unter  den  ersten  Karolingern  empfingen  die  Gerichts- 
verweser von  verurtheilten  Dieben  Geschenke.  Im  zwölften 
Jahrhundert  ist  auch  das  Begnadigungsrecht  in  den  Händen 
der  Feudalherren  als  Frucht  ihrer  vollständigen  Unabhängig- 
keit, wonach  dem  Verurtheilten  weder  die  Appellation  noch 
irgend  ein  anderes  Rechtsmittel  zustand.  Die  Berufung  an 
die  Souveiäne  war  nur  unter  energischen  Königen  wirksam. 
Wurde  sie  wirklich  gewagt,  so  Hessen  die  Herren  oft  die 
Appellii enden  ins  Gefängniss  werfen , was  allerdings  unter 
tüchtigen  Königen,  wie  Philipp  dem  Schönen,  übel  an- 
gebracht war*).  So  geschah  es,  dass  die  Grafen  nicht  selten 
Beute  der  Diebe  theilnahmen , die  zu  verfolgen  sie 
berufen  waren , dass  sie  die  Rechtspflege  u.  A.  zu  einem 
Mittel  der  Rache  ausarten  Hessen.  Man  kann  sich  vor- 
stellen, wie  sehr  unter  solchen  Bewandtnissen  die  allgemeine 
Unsicherheit  von  Leben  und  Eigenthum  zunahm. 

Die  Herren  suchten  ferner  die  Gerichtskosten  nach 
Möglichkeit  zu  erhöhen.  Mit  Rücksicht  auf  dieses  Ein- 
^ kommen  zwang  mancher  Herr  die  Einwohner  seines  Gutes, 

bei  seinem  Gerichtshöfe  anstatt  bei  dem  des  Suzeräns  Recht 


*)  Championniere,  a.  a.  0.  8.  416. 

2)  Flach,  a.  a.  0.  I 307—308. 

®)  Riviere,  Histoire  des  biens  communaux  en  France.  Paris  1856 

8.  210. 

*)  Boutaric,  La  France  sous  Philippe  le  Bel.  S.  46. 
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zu  suchen.  Im  zwölften  und  dreizehnten  Jahrhundert  suchte 
man  durch  Tarife  dem  Uebel  zu  steuern  *). 

Die  Autoiität  der  Gerichtsherren  liatte  kein  ausdrucks- 
volleres und  wirksameres  Merkmal  als  das  Recht  des  Burg- 
hesitzes  und  die  Ausschliessung  jedes  Andern  innerhalb  des 
Kreises  ihrer  Gerichtsbarkeit  von  der  Ausübung  desselben 
Rechtes.  Es  wird  seiner  in  den  Capitularien  nicht  erwähnt, 
aber  es  bestand  seit  dem  elften  Jahrhundert  und  wurde 
wenigstens  seitdem  von  den  Gerichtsherren  in  Anspruch  ge- 
nommen. An  seine  Ausübung  knüpft  sich  die  Menge  von 

Privatfestungen,  deren  Ueberreste  noch  den  Boden  Frank- 
reichs bedecken  2). 

So  wurde,  nachdem  durch  die  Immunität  der  Eingrift’ 
einer  dem  Gebiete  fremden  Justiz  entfernt  worden  war,  der 
Herr,  den  man  als  einen  Beschützer  nach  aussen  erkoren 
hatte,  ein  arger  Bedrücker  innerhalb  seiner  Machtsphäre. 
Brachen  zwischen  ihm  und  seinen  Mannen  Streitigkeiten 
aus,  so  war  kaum  zu  zweifeln,  zu  wessen  Gunsten  er  ent- 
scheiden werde.  Zwar  blieben  Reste  der  Gerichtsbarkeit 
durch  Pairs  auch  hier  erhalten.  In  gewissen  Landstrichen 
liess  der  Herr  Beisitzer  fassesseurs)  unter  dem  Namen  von 
Schöft'en  neben  seinem  villicus  (judex)  zu.  Aber  auch  diese 
Beisitzer  waren  von  ihm  abhängige  Leute,  also  zwar  des- 
selben Standes  wie  die  zu  Richtenden , aber  zugleich  unter 

einer  Herrschaft,  welche  die  Selbstständigkeit  ihres  Willens 
lähmte  ®). 

Während  der  feudalen  Periode  forderte  der  freie  Mann, 
der  sieh  bei  einer  \ erurtheilung  nicht  beruhigen  wollte, 
seinen  Richter  zum  Zweikampfe  heraus,  indem  er  ihn  an- 
klagte, wissentlich  ein  ungerechtes  Urtheil  gefällt  zu  haben. 
Unterlag  der  Richter,  so  wurde  sein  Urtheil  vernichtet  und 
die  Sache  vor  das  Gericht  des  Herrn,  des  unmittelbaren 
A orgesetzten,  gebracht.  Diese  Art  der  Genugthuung  für 


0 Molinier,  a.  a.  0.  S.  330.  357. 

Championniere,  a.  a.  0.  S.  531— .532. 
®)  Flach,  a.  a.  0.  I 272—273. 
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Unrecht,  über  das  man  sich  zu  beklagen  hatte,  stand  aber 
nur  dem  Adeligen  zu.  Nur  dieser  konnte  die  Richter,  die 
seine  Pairs  waren,  herausfordern;  dem  Bürger  und  dem 
Bauer  war  dieser  Appell  an  die  rohe  Kraft  versagt,  ihnen 
stand  es  nicht  zu,  sich  über  das  von  ihrem  Herrn  oder 
seinem  Stellvertreter  gefällte  Urtheil  zu  beklagen.  Noch 
häufiger  als  der  gerichtliche  Zweikampf  war  der  bewaftnete 
Widerstand  gegen  die  Ausführung  eines  angefochtenen 
Urtheils.  So  wurden  die  meisten  Streitigkeiten  der  Edel- 
leute der  Entscheidung  durch  die  Waften  anheim  gegeben. 
Im  zwölften  Jahrhundert  wurden  die  Sitten  milder.  Ludwig 
der  Heilige  verbot  den  gerichtlichen  Zweikampf.  Der 
Richter,  anstatt  gezwungen  zu  werden  sich  zu  schlagen, 
wurde  vor  ein  höheres  Gericht  geladen  ^). 

Bei  der  geschilderten  Handhabung  des  Rechtes  und  den 
fast  unaufhörlichen  Fehden  der  Barone  unter  einander 
können  die  furchtbaren  Gewaltthaten  nicht  befremden, 
die  namentlich  von  denen  verübt  wurden,  in  deren  Händen 
die  Gerichtsbarkeit  sich  befand.  War  ja  der  Feudalismus 
überhaupt  auf  Gewalt  gegründet.  Die  Verpflichtungen  der 
^ asallen  wurden  nur  dann  erfüllt , die  Lehnsverträge  nur 
dann  geachtet,  die  herkömmlichen  Regeln  nur  dann  be- 
rücksichtigt , wenn  der  Suzerän  stark  genug  war , sich  Ge- 
horsam zu  erzwingen.  Das  Band  der  Vasallität,  das  einzige 
Princip  der  Ordnung  der  Zeit,  wurde  unaufhörlich  gelöst, 
die  Treue  fortwährend  gebrochen,  sowohl  von  den  Vasallen 
wie  von  den  Herren  (vgl.  II  112—115)2). 

Zunächst  waren  es  die  Invasionen  des  neunten  und 
zehnten  Jahrhunderts,  die  den  Anlass  zur  Erbauung  von 
Castellen,  Burgen  und  Schlossthürmen  (donjons)  gaben,  die 
später  aus  Stätten  der  ^ ertheidigung  in  Angriffspunkte  zur 
Blandschatzung  und  Räuberhöhlen  von  Seiten  der  Herren 
gewandelt  wurden,  die,  nachdem  sie  die  Vorübergehenden 
ausgeplündert,  Menschen  und  Vieh  entführt,  Waaren  weg- 


’)  Boutaric,  Saint-Louis,  368-  369.  Dareste,  a.  a.  0.  II  253— 254. 
2)  Luchaire,  a.  a.  0.  S.  219. 
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genommen  und  die  Ernten  mit  ihre.,  Rossen  zerstampft  hatten, 
sich  in  ihre  befestigten  Schlupfwinkel  zurückzogen,  welche 
daher  den  Hass  und  Zorn  der  bed.-ohten  Bauern  in  so  hohem 
Grade  erregten.  Die  Gewalt  hatte  die  Schützer  berufen 
die  aber  bald , anstatt  des  Schutzes  ihrerseits  so  masslose 
Gewalt  übten,  dass  man  sich  unaufhörlich  in  einem  fehler 
haften  Kreise  bewegte.  Die  Unterthanen  wurden  zu  Frohnen 
und  Abgaben  zum  Behufe  der  Erhaltung  dieser  sie  unter- 
jochenden Burgen  verpflichtet,  die  das  Fehderecht  in  ver- 
stärktem Masse  wieder  aufleben  Hessen*).  Seit  der  Zeit 
des  Königs  Robert  spielt  in  der  Geschichte  Frankreichs  die 
isiederreissung  der  Burgen  eine  grosse  Rolle.  Die  Wieder- 
herstellung der  centralen  Herrschaft  war  erst  dann  voll- 
ständig, als  Richelieu  in  dieser  Richtung  energisch  vergingt) 
Die  HeiTen  verfuhren  so,  dass  einer  der  Chronisten  des 
elften  Jahrhunderts  auf  sie  den  Ausspruch  anwandte: 

„ lyianni  violentia  in  ms  vertitur“  Bezeichnend  ist  der 
Friedensvertrag,  den  der  Bischof  Warin  von  Beauvais  dem 
Könige  Robert  unterbreitete,  worin  folgende  Clausel  zu 
lesen  war:  „Je  nenlöverai  ni  boeuf,  ni  vache,  ni  aucune 
autre  bete  de  somme;  je  ne  saisirai  ni  le  paysan , ni  la 
paj sänne,  ni  les  marchands;  je  ne  prendrai  point  leurs 
deniers  et  je  ne  les  obligerai  point  ä se  racheter.  Je  ne 
veux  pas  qu’ils  perdent  leur  avoir  k cause  de  la  guerre  de 
eur  Seigneur,  et  je  ne  les  fouetterai  point  pour  leur  enlever 
leur  subsistance.  Depuis  les  calendes  de  mars  jusqu’  ä la 
Toussaint,  je  ne  saisirai  ni  cheval,  ni  jument,  ni  poulain 
dans  les  paturages.  Je  ne  demolirai  ni  n’incendierai  les 
maisons;  je  ne  dötruirai  pas  les  moulins  et  je  ne  ravirai  pas 
la  farme  qui  s y trouve , ä moins  qu’ils  ne  soient  situös 

dans  ma  terre  ou  que  je  ne  sois  ä l’ost;  je  ne  donnerai 
protection  a aucun  voleur“  ^). 

2 a.  a.  0.  I 318  ff.  Roy,  L’aii  mille.  Paris  1885.  S.  101. 

) Championniere,  a.  a.  0.  S.  533. 

®)  Flach,  a.  a.  0.  I 409. 

*2  communes  fran^aises.  Paris  1890.  S.  17.  18. 

gl.  lur  das  10.  Jahrhundert  den  Roman  de  Rou,  von  Robert  Wace. 
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Zuweilen  wurde  die  Folter  als  Erpressungsmittel  an- 
gewandt. Nächst  den  Herren  waren  es  die  zum  Schutze 
der  Bauern  berufenen  Vögte,  die  sie  misshandelten,  ihre 
Aecker  wie  ihre  bewegliche  Habe  sich  aneigneten,  sie  zu 
Grunde  richteten*). 

Die  Behauptung  ist  daher  nicht  übertrieben,  dass  vom 
neunten  bis  zum  zehnten  Jahrhundert  das  kleine  Eigenthum 
und  die  individuelle  Freiheit  verloren  gehen , eine  Er- 
scheinung, die  allerdings  nicht  allenthalben  in  gleich  ver- 
derblicher Weise  wahrnehmbar  ist  % Aber  noch  im  zwölften 
Jahrhundert  schildert  Suger  aufs  ergreifendste  die  Greuel- 
thaten,  die  man  rings  um  die  Burgen  gewahrte,  den  Druck, 
den  ihre  Inhaber  auf  die  Landbewohner  ausübten.  Das 
Dorf  Monnerville , sagt  er , litt  nicht  weniger  unter  dem 
Joche  des  Schlosses  von  Mereville,  als  es  durch  den 
Einbruch  der  Saracenen  gelitten  hatte.  Der  Schlossherr 
lagerte  sich  so  oft  und  mit  so  vielen  Leuten  als  ihm  be- 
liebte bei  den  Einwohnern  ein,  verschlang  das  Gut  der 
Bauern,  erhob  willkürlich  Taille  und  trug  zur  Erntezeit  ihr 
(retreide  fort,  das  Alles  unter  dem  Titel  von  Herrenrechteii, 
„pro  consuetudine.“  Der  Druck  wurde  allmählich  so  un- 
erträglich, dass  das  Dorf  sich  schliesslich  fast  in  eine 
Wüste  verwandelte  3).  Auch  von  anderen  Gegenden  wird 
berichtet,  dass  die  Bauern,  um  dem  Elende,  das  die  Herren 
ihnen  beieiteten,  zu  entgehen,  Haus  und  Hof  verliessen. 

Ueber  die  französischen  Ritter  des  zehnten  und  elften  Jahr- 
hunderts äussert  sich  Flach wie  folgt:  „En  fait,  d’apres  les 
chartes^  coinme  d’apres  les  chansons  de  geste,  les  Chevaliers, 
loin  d etre  les  defenseurs  des  faibles  et  des  fenimes , sont  leurs 
oppresseurs,  leurs  despotes,  ou  leurs  bourreaux.  Prenez  les  types 
pnrnitifs  de  Raoul  de  Cambrai  et  d’Ogier : types  de  Chevaliers  et 
types  de  peaux-rouges,  lions  et  tigres.  Rien  ne  les  retient  dans  leurs 
einportements  sauvages  ou  dans  leur  froide  ferocitö;  ni  ögard 
pour  la  faiblesse,  ni  crainte  religieuse.  Ils  tuent  sans  merci 


1)  a.  a.  0.  S.  442. 

a.  a.  0.  S.  470. 

®)  a.  a.  0.  S.  451. 

a.  a.  0.  II  570. 
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rhoinme  d^sarmö;  ils  brülent  les  nounes  avec  leur  couvent  . . . 
La  faiblesse  s’efface  devant  la  force.  Les  femmes  sont  disputöes, 
enlevöes,  comme  la  proie  legitime  du  plus  vaillant.  Si  le 
Chevalier  prend  leur  defense  c’est  pour  les  conquerir.  Elles 
le  savent  et  s’y  rösignent.  S’il  prot^ge  le  marchaud  ou  le 
pelerin,  le  paysan  et  le  bourgeois,  c’est  h la  Charge  de  rangon.“ 
(Ueber  das  Ritterthum  seit  dem  dreizehnten  Jahrhundert  vgl. 
Freytag,  a.  a.  0.  XVIII  36.  41.  45.  46.)  Die  von  Ranke»)  so 
schön  dargestellte  Mission  des  Ritterthums,  „den  wahren  Menschen 
zu  retten,  die  Gewalt  durch  Sitte  und  Einfluss  der  Frauen  zu 
massigen,  die  Kraft  durch  die  Richtung  auf  das  Göttliche  zu  ver- 
klären,“ ist,  gleich  allen  Idealen,  unerfüllt  geblieben. 

Wie  in  anderen  Reichen,  so  riefen  auch  in  Frankreich 
die  ansehnlichen  Güter  der  Kirche  den  Neid  und  die  Hab- 
gier der  weltlichen  Grossen  hervor,  weshalb  auch  Bischöfe 
und  Aebte  — selbst  die  Cluniacenser  — Vasallenheere  unter- 
halten und  die  kirchlichen  Besitzthümer  durch  Burgen  und 
Thürme  zu  vertheidigeu  suchen  mussten®).  Allein  das  ge- 
nügte nicht.  Die  Kirchenfürsten  wurden  auch  zur  An- 
wendung geistlicher  Waffen  gedrängt,  um  ihre  Person  und 
ihr  Gut  zu  schützen®).  Andererseits  wurden  auch  vom 
Klerus  schreckliche  Gewaltthaten  verübt , so  dass  die  welt- 
liche Macht  häufig  geuöthigt  war  einzuschreiten,  besonders 
im  Süden,  wo  die  Bischöfe  und  Aehte,  die  meistens  adeligen 
F amilien  angehörten , durch  ihre  Ausschreitungen  öfters 
Aergerniss  erregten.  Um  sieh  in  ihrem  Sinne  Recht  zu 
schaffen  und  Rache  zu  üben , schreckten  die  kriegerischen 
Prälaten  selbst  vor  militärischen  Expeditionen  nicht  zurück, 
in  denen  Priester  getödtet,  Dörfer  verbrannt,  Landschaften 
^erwüstet  wurden.  Dem  Bischof  von  Rodez,  Vivien,  einem 
alten  Dominicaner,  gegen  den  (um  1260)  zahlreiche  heftige 
Klagen  erhoben  wurden , ward  u.  A.  vorgeworfen , dass  er 
sich  durch  Excommunicationen  von  Personen,  denen  er  die 
Absolution  nur  gegen  Entrichtung  einer  Abgabe  ertheilte, 
ein  reiches  Einkommen  verschafft  habe*). 

»)  Geschichten  der  romanischen  und  germanischen  Völker.  S.  XXIII. 

Giesebrecht,  a.  a.  0.  II  368. 

®)  Roy,  a.  a.  0.  S.  130. 

^)  Boutaric,  Saint-Louis.  S.  469  ff. 
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Kichts  bezeugt  den  Charakter  der  Feudalzeit  lebendiger 
als  die  Institution  der  Grands -Jours  d’Auvergne,  zu  der 
man  sich  dadurch  genöthigt  sah,  dass,  eben  des  Lehnwesens 
wegen , die  Wirksamkeit  einer  Centralmacht  namentlich  in 
die  entlegenen  Provinzen  nicht  zu  dringen  vermochte.  Die 
Grands-Jours  waren  ausserordentliche  Gerichtstage,  die  von 
königlichen  Commissären  in  Gegenden,  in  denen  die  ge- 
wöhnliche Gerichtsbarkeit  sich  als  unzulänglich  oder  gar 
als  ohnmächtig  erwies,  abgehalten  wurden.  Diese  aus  den 
Mitgliedern  des  Parlaments  und  den  mattres  de  requetes 
gewählten  Commissäre  wurden  mit  einer  gefürchteten 
Autorität  ausgestattet.  Sie  hatten  das  Recht,  Urtheile  zu 
fällen,  gegen  die  keine  Berufung  zustand.  Ihre  Thätigkeit 
erstreckte  sich  auch  auf  alle  Zweige  der  A erwaltung,  u.  A. 
auf  die  Festsetzung  der  Lebensmittelpreise,  auf  die  Ueber- 
wachuug  der  Masse  und  Gewichte  u.  s.  w.  Den  Schwachen 
hilfreich,  den  Uebelthätern  furchtbar,  übten  die  Grands-Jours 
durch  lauge  Zeit  einen  überaus  heilsamen  Einfluss  aus. 
Nach  ^ ertreibuug  der  Engländer  und  nach  Besiegung  Karls 
des  Kühnen  wurde  eine  grosse  Anzahl  Grands -Jours  in 
Poitiers  (1454),  in  Thouars  (1455),  in  Bordeaux  (1456  und 
1459)  und  in  Moutferrant  (1481)  abgehalten.  Sie  bekämpften 
daselbst  die  feudale  Tyrannis,  die  sich  während  des  hundert- 
jährigen Krieges  mit  besonderer  Wucht  fühlbar  gemacht 
hatte  und  stellten  allenthalben  die  Ordnung  und  das  mo- 
narchische Ansehen  wieder  her»).  Wir  werden  uns  bei  Be- 
trachtung der  neuen  Zeit  mit  dieser  Institution  eingehender 
zu  beschäftigen  haben. 

Die  Gewaltthätigkeit  der  Zeit  führte  zu  einer  ganz  eigen- 
thümliclien  Einrichtung  und  Eigenthumsform , der  sauvete 
(Sicherheitsort  oder  -Gegend).  Dies  war  keine  Immunität, 
sondern  ein  Asyl,  das  zugleich  durch  Androhung  geistlicher  und 
weltlicher  Strafen  gesichert  wurde. 

Im  Jahre  1079  traf  St.  Görard  in  Poitiers  ein.  Er  ward 
von  einigen  Gefährten  begleitet , die  auf  die  Welt , in  der  sie 
durch  ihre  Tapferkeit  geglänzt  hatten,  verzichten  wollten.  Sie 


»)  Memoires  de  Flechier  sur  les  Grands-Jours  d’Auvergne  en  1665 
Paris  1856.  S.  303-305. 
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und  den  heiligen  Patronen  eines  Klosters  weihten  und  den  Namen 
sauvetä  darauf  anwandten. 

Es  sind  namentlich  die  Bevölkeningsurkunden  (cartas  pueblas) 
von  Aragonien  und  Catalonien,  deren  Einfluss  auf  den  Süden 

Frankreichs  ausser  Zweifel  ist,  welche  die  Entwicklung  dieser 
sauvetes  bezeugen. 

Allmählich  jedoch  verweltlichten  sie.  Sie  fingen  an  als  Ge- 
hege zu  dienen;  damit  trat  das  pecuniäre  Interesse’  in  den 

Vordergrund  und  der  religiöse  Charakter  schwand  schliesslich 
vollends  ^). 

Dem  Charakter  der  Zeit  entsprechend,  trugen  auch  die 
den  Unterthanen  auferlegten  feudalen  Leistungen^) 
das  Gepräge  der  Gewaltsamkeit.  Wie  sehr  die  Gewalt  zur 
Regel  geworden  war,  zeigt  die  Bemerkung  eines  der  aus- 
gezeichnetesten französischen  Kenner  des  Lehnwesens  über  die 
Aemter,  die  aber  mit  einer  leichten  Abänderung  auf  alle  Lehen 
angewandt  werden  kann.  Er  meint  nämlich,  dass  die  Vor- 
theile, die  ein  feudales  Amt  dargeboteu  habe,  zweierlei  Art 
gewesen  seien,  die  daran  geknüpften  rechtmässigen  Emolu- 
mente und  die,  welche  die  Uebung  des  Missbrauches  gestattet 
habe;  diese  seien  die  weit  beträchtlicheren  gewesen^).  Ein 
anderer  hervorragender  Forscher,  der  ausdrücklich  vor 
Uebertreibungen  warnt,  bezeichnet  die  feudale  Ordnung 
als  „le  regime  du  hon  plaisir  et  de  Tarbitraire“  ^).  Die 
Unrechtmässigkeit  der  verlangten  Leistungen  konnte  auf 
zwei  Arten  entstehen:  durch  allmähliche  missbräuchliche 
Ausdehnung  gewisser  anfangs  rechtmässiger  Forderungen 
oder  durch  Gründung  dieser  auf  Ueberlistung  oder  un- 
verholene  Gewalt®). 


’)  Flach,  a.  a.  0.  II  175—209. 

®)  Mit  diesen  sind  die  der  adeligen  Vasallen  an  ihre  «uzeräne,  die 
sich  auf  die  Gebühren  für  die  Investitur  und  die  Lehnsübertragungen, 
das  auxilium  und  die  Beherbergung  des  Suzeräns  (la  gite  et  la 
procuration)  beschränken,  in  keiner  Weise  zu  vergleichen  (vgl.  Luchaire 
Manuel  des  institutions  francaises.  S.  204  ff.). 

®)  Championniere,  a.  a.  0.  S.  126. 

^)  Glasson,  a.  a.  0.  IV  10. 

®)  Luchaire,  a.  a.  0.  S.  33-S. 

Felix,  Eigenthum.  IV.  2.  I. 


12 


178 


Der  Lehnsherr  hatte  das  Privilegium,  sich  die  vilains  *) 
zu  seinem  Nutzen  unterwürfig  zu  machen  und  sie  zu  be- 
steuern ; die  Befreiung  von  jeder  Art  solcher  Unter- 
werfung und  Steuerleistung  unterschied  den  gentilhomme 
vom  vilain.  Die  feudalen  Leistungen  beruhten  auf  dem 
(irundsatze,  dass  der  Herr  das  Recht  habe,  nicht  nur 
von  allen  Hervorbringungen,  sondern  auch  von  allen 
blossen  Aeusserungen  der  Thätigkeit  seiner  Unterthanen 
seinen  Antheil  in  einem  seinem  Belieben  überlassenen 
Masse  vorwegzunehmen.  In  Anwendung  dieses  Princii)S 

wurde  jeder  Arbeitsertrag,  jedes  Product  irgend  welcher 
Art  und  selbst  jeder  Gebrauch  der  Naturkräfte  so  voll- 
ständig und  so  sicher  als  möglich  nutzbar  gemacht.  Zu 
diesem  Behufe  ergriifen  die  Leistungen  sowmhl  die  Personen, 
insofern  sie  körperliche  Dienste  zu  leisten  hatten,  als  auch 
den  Genuss  öffentlicher  Gegenstände  durch  mannigfaltige 
Abgaben,  den  Bodenbesitz  durch  Besteuerung  und  selbst 
die  Ausübung  der  Eigenthumsrechte,  die  vielfachen  Be- 
schränkungen unterworfen  wurden,  damit  diese  abgelöst 
1,V  würden.  Den  Geldstrafen  des  gemeinen  Rechtes  fügten  die 

* I I 

I Herren  neue  hinzu,  um  sich  die  Vollziehung  ihrer  Bannvor- 

schriften zu  sichern.  Handarbeit,  wie  Nutzung  der  Lastthiere, 
Steuern  in  Natur  und  in  Geld,  Lieferungen  von  Geräthen 
und  allerhand  anderen  Gegenständen  wurden  von  Seiten  des 
Herrn  beansprucht  und  jede  Art  der  Yerptlichtungen  ward, 
sobald  sich  die  Gelegenheit,  insbesondere  durch  die  zu- 


')  „Le  mot  vilain  a lui-meme  plusieurs  significations.  Pris 
(lans  un  sens  tres  general,  il  designe  souvent  les  hommes,  libres  on 
non,  de  la  classe  popnlaire,  par  Opposition  ä cenx  de  la  dasse  noble 
(milites);  de  meme  qne  la  tenure  ou  censive  in  villanagio  est  opposee  ä 
la  tenure  feodale  (per  fenduni).  Dans  nne  acception  moins  etendue, 
le  villanns  est  le  cultlvateur  rural,  celni  qui  habite  les  villages  (villae), 
et  il  s’oppose  h l’habitant  des  bourgs  et  des  villes  (burgensis,  civis). 
Mais  souvent  aussi  le  meme  mot  est  employe  avec  nne  signilication 
restreinte  et  s’appliqne  au  paysan  libre,  par  Opposition  au  serf,  romme 
la  tenure  en  villenage  est  opposee  ä la  tenure  en  mainmorte.“  (Lucliaire, 
a.  a.  0.  S.  329.) 


— 179  - 

nehmende  Thätigkeit  der  Unterthanen,  dazu  bot,  verviel- 
fältigt. Der  Ausbruch  eines  Krieges,  einer  Hungersnoth, 
einer  Feuersbrunst,  der  Umbau  eines  Schlosses,  die  Er- 
füllung eines  Gelübdes,  die  Zahlung  einer  Schuld  boten 
Veranlassungen  für  den  Herrn,  um  von  den  ihm  unter- 
gebenen Leuten  oder  von  den  Nachbarn,  denen  er  Furcht 
einflösste,  eine  Beihilfe  in  Geld,  in  natura  oder  in  Frohnen 
zu  fordern.  Seine  Bitten  waren  Befehle.  Thid  wenn  nun 
auf  wiederholte  Bitten  hin  Mönche  oder  Bauern  sich  willig 
zeigten,  so  wurde  mit  Hilfe  der  Macht  der  Gewohnheit 
aus  dem  Zufalle  Regel,  die  Leistung  wurde  auch  nach  dem 
Verschwinden  der  Ursache , die  sie  hervorgerufen  hatte, 
periodisch  und  bindend,  der  Missbrauch  Gesetz.  So  ge.schah 
es,  dass  jedes  freiwillige  Geschenk,  jeder  bewilligte  Diemst, 
jede  ein  einziges  Mal  übernommene  Leistung  als  für  alle 
Zukunft  erworben,  als  zum  ursprünglichen  Rechte  gehörig 
und  mit  diesem  ein  Ganzes  bildend  betrachtet  wurden  und 
den  Ausgangspunkt  neuer  Versuche  derselben  Art  bildeten, 
was  die  mittelalterliche  Scheu  vor  Präcedenzfällen  erklärt. 
Je  tiefer  man  in  der  feudalen  Hierarchie  hinabstieg,  desto 
lästiger  und  willkürlicher  waren  natürlich  die  auferlegten 
Leistungen,  während  die  Gegenleistungen  verringert  wurden 
oder  ganz  schwanden. 

Foulque  Nerra , Graf  von  Anjou,  bat  eines  Tages  den  Al)t 
von  Saint-Aubin  in  Angers,  aus  Gnade  (amore  et  prece)  durcb  die 
Klosterleute  eine  Wiese , die  er  bei  Montreuil  batte , abraälien 
zu  lassen.  Diese  Wiese  schenkte  sein  Nachfolger  Foubjue  IV. 
Rechin  dem  Schatzmeister  Rainaud,  und  das  was  Foulque  Nerra 
erbeten  und  von  den  Mönchen  als  freiwilliges  Zugeständniss  er- 
langt hatte,  forderte  nun  Rainaud  als  sein  gutes  Recht. 

Gegen  Ende  des  elften  Jahrhunderts  liess  Aldigerius.  ein 
mä,chtiger  Herr , in  der  Nähe  der  Grundstücke  der  Abtei  von 
Saint-Chaffre-  du  Monestier  in  Velay  eine  Burg  bauen.  Er  ver- 
langte vom  Kloster  fünf  Mud  Wein  unter  dem  Titel  von  Subsidien, 
die  ihm  ungern  bewilligt  wurden.  Im  nächsten  Jahre  wurde  das 
Verlangen , diesmal  als  rechtlicher  Anspruch , erneuert , und  als 
die  Erfüllung  abgelehnt  wurde,  ward  sie  erzwungen.  So  entstand 
ein  durch  zwei  aufeinander  folgende  Generationen  fortdauerndes 
Gewohnheitsrecht. 
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Vom  Ritter  Guicher,  Herrn  von  Chateau-Renault,  sagte  der 
Abt  des  Klosters  de  la  Trinite  von  Vendome:  „misit  in  terram 
Sanctae  Trinitatis  de  Pruneto  per  vim  et  injuste  talem 
consuetudinem.“ 

Jm  Jahre  1062  erkannte  Geoffroy  le  jeune  Graf  von  Anjou 
dass  sein  Oheim  Geoffroy  Märtel  die  Güter  der  Abtei  von  Saint- 
h^lorent  von  Saumur  missbräuchlich  mit  zahlreichen  Herrenrechten 
belastet  hatte,  die  so  drückend  waren,  dass  die  Leute  flohen 
und  der  Boden  unbebaut  blieb. 

Landri  le  Gros  liess  mehrere  Kaufleute  von  Langres,  die 
auf  der  Reise  zur  Messe  sein  Gebiet  durchzogen , anhalten  und 
ihnen  ihre  Waaren  gewaltsam  wegnehmen.  Auf  Fürbitte  des 
Bischofs  von  Langres  und  der  Mönche  von  Cluny  stellte  er  ihnen 
einen  Theil  davon  zurück;  doch  mussten  sie  sich  vorher  ver- 
pflichten , ihm  als  Lösegeld  und  als  Entgelt  für  freien  Durchzug 
einen  jährlichen  Tribut  zu  entrichten.  Gleich  darauf  wurde  von 
Landri  eine  peage  errichtet,  der  alle  durchziehenden  Bürger  wie 
Kaufleute  unterworfen  waren  ^). 

Wie  vorsichtig  später  die  Mitglieder  mancher  Gemeinden 
durch  derartige  Erfahrungen  wurden,  zeigen  folgende  Bei- 
spiele. Im  Jahre  1227  erfolgte  von  Seiten  einiger  Herren  eine 
gewaltsame  Besitzergreifung  von  Weiden,  die  der  Commune 
von  Reims  gehörten.  Die  Bürger  wandten  sich  deshalb  an 
den  Eizbischof  von  Reims,  dem  sie  dann  als  Anerkennung 
für  einen  ihnen  günstigen  Richterspruch  ein  Geschenk  dar- 
brachten. Zugleich  aber  erwirkten  sie  ein  Schreiben  von 
ihm,  worin  die  Freiwilligkeit  des  Geschenkes  bestätigt 
wurde,  damit  nicht  Zinsansi»rüche  darauf  gegründet  würden^). 
Als  der  König  Philipp  von  Valois  Subsidien  zu  einem  Kreuz- 
zuge verlangte,  versprach  der  Maire  von  Niost  1336,  dass 
die  Einwohnei  dieser  Stadt  dem  Könige  80  livres  beisteuern 
wollten ; doch  fügte  er  die  Erklärung  hinzu : „que  c’etait 
de  leui  pure  liberalitö  et  volonte,  sans  que  il  puisse  etre 
torne  ä leur  pröjudice  ou  consöquence,  en  temps  ä venir,  de 
subside  faire  en  pareil  cas“^). 

0 Flach,  a.  a.  0.  I 414  ff. 

2)  Riviere,  a.  a.  0.  S.  354. 

I Vuitry,  a.  a.  ().,  nou veile  serie.  II  10.  11. 
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In  einer  grossen  Anzahl  von  Urkunden  wird 
die  Ausschreitung  geradezu  Vorbehalten.  So 
heisst  es  häufig:  „et  toutes  autres  exactions  justes  ou 
iujustes.“  In  einer  einem  vilain  verliehenen  Adelsurkunde 
vom  7.  August  1363  findet  sich  folgende  Stelle:  „.  . . . Ah 
Omnibus  toltis,  collectis,  complentis,  servatis,  angariis, 
parangariis  et  aliis  quibuscumque  indebitis  aut  injustis 
exactionihus,  extorcionibus  liheramus.“  Im  Jahre  1200  ver- 
spricht die  Gräfin  von  Champagne,  von  ihren  Leuten  nichts 
mehl  mit  Gewalt  zu  erpressen : „Nec  aliquid  amplius  ah  eis 
extorquebo.“  Es  gibt  w'enige  communale  Urkunden , 
Schenkungsverträge  zu  Gunsten  von  Kirchen 
oder  Testamente,  die  nicht  ausdrücklich  dieses 
Recht  des  Miss  brau  dies  oder  dessen  gewöhn- 
liche Ausübung  bezeugen.  Vom  zwölften  bis  zum 
sechszehnten  Jahrhundert  besteht  die  ])olitische  Geschichte 
Frankreichs  zu  grossem  Theile  in  dem  Widerstande,  dem 
diese  lortwährenden  Bestrebungen  der  Herren , ihre  An- 
forderungen auszudehnen,  von  Seiten  der  vilain's  begegnen. 

Bei  der  ganz  nach  persönlichen  Anschauungen  und  dem 
Interesse  der  Herren  erfolgten  Behandlung  aller  Angelegen- 
heiten litten  ganz  besonders  Handel  und  Gewerbe,  die'’ oft 
jede  gesunde  Ordnung  vermissen  Hessen.  Die  Ausfuhr-  und 
Einfuhrverbote  wurden  durch  den  Wunsch  des  Herrn  be- 
stimmt. zu  gewissen  Zeiten  billig  zu  kaufen,  zu  anderen 
theuer  zu  verkaufen.  Die  zahllosen  Zollstätten,  die  über- 
handnehmenden Pöagen,  bei  erschrecklicher  Unsicherheit 
der  Wege,  mangelhafter  Unterhaltung  der  Chausseen,  der 
Flussufer  und  der  Brücken , sowie  die  fortwährende  Ver- 
ringerung des  Münzgehaltes  lähmten  den  Verkehr.  Die  er- 
wähnten drückenden  Wegegelder  (peages)  wurden  auch  in 
Frankreich  von  durchziehenden  Kaufleuten  erpresst,  als 
Entgelt  für  die  Unterlassung  des  Uebels,  das  die  Herren 
ihnen  hätten  zufügen  können.  Willkürliche  Aenderungen 
auf  diesen  Gebieten  waren  für  die  Herren  eine  oft  erneue'i’te 
Quelle  der  Erpressung.  Jede  Stadt,  jeder  Flecken,  jede 
Strasse,  jede  Brücke,  jeder  Fluss,  jeder  Hafen,  jeder  Markt 
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wurde  auf  diese  Weise  eiue  Räuberhöhle,  wo  die  Kaufleute, 
die  Reisenden , die  arbeitenden  Classen  beliebig  gebrand- 
schatzt  wurden  Ebenso  gew’altsani  wde  die  Auferlegung 
der  Abgaben  war  die  Ahndung  der  hierauf  bezüglichen 
Defiaudationen.  Wiewohl  hiefür  bestimmte  Bussen  fest- 
gesetzt worden  waren,  so  war  es  doch  das  Gewöhnlichste, 
dass  man  den  Defraudanten  geradezu  ausplünderte,  eine 
Uebung,  die  erst  durch  den  Gottesfrieden  gemildert  wurde  2). 
Die  in  Handelsangelegenheiteu  geübte  grosse  Willkür  be- 
zeugt u.  A.  eine  Verordnung  von  1254,  die  wie  folgt  lautet: 
„Die  Vögte  (baillis)  sollen  die  Ausfuhr  von  Getreide,  Wein 
und  anderen  Waaren  aus  ihrer  Vogtei  ohne  dringende  Ur- 
sache nicht  verbieten.  Ist  aber  einmal  ein  solches  Verbot 
mit  Grund  erlassen,  dann  soll  man  es  nicht  willkürlich  auf- 
heben  und  es  darf  niemandem,  so  lange  es  in  Kraft  ist, 
eine  hierauf  bezügliche  Begünstigung  zutheil  werden.“  In 
der  That  wurden  individuelle  Ausnahmen,  die  Einzelne  be- 
reicherten , gestattet.  Der  Verkehr  wurde  ferner  durch  die 
gewaltsame  Wegnahme  von  Pferden  beeinträchtigt,  wie  aus 
einer  weiteren  Ordonnanz  Ludwigs  IX.  ersichtlich  ist,  w'elche 
lautet : „V  ir  verbieten , dass  irgend  Jemand  in  unseren  Ge- 
l)ieten  Pferde  gegen  den  Willen  des  Eigenthümers  ergreife, 
wenn  es  nicht  in  unseren  eigenen  Angelegenheiten  geschieht. 
Aber  auch  in  diesem  Falle  haben  unsere  Seneschalle  und 
anderen  Beamten  nur  dann  ^Iiethj>ferde  zu  nehmen,  wofern 
die  für  den  Dienst  vorhandenen  nicht  genügen;  in  keinem 
Falle  aber  dürfen  die  Pferde  der  reisenden  Kaufleute  oder 
die  der  Armen  weggenommen  werden“®). 

Es  ist  überaus  schwierig,  in  die  verwirrende  Masse  von 
Rechten  und  ihnen  entsprechenden  Leistungen,  die  in  den 

Clainageran,  Histoire  de  l’impöt  en  France.  Paris  1867—1876. 

1 161. 

Lainprecht,  Beiträge  zur  Geschichte  des  französischen  Wirth- 
schaltslehens.  Leipzig  1878.  S.  122. 

®)  Doniol,  a.  a.  0.  S.  121  ff.  Flacli,  a.  a.  0.  Rohiou,  Les  popu- 
latious  rurales  en  France  de  la  fin  des  croisades.  Revue  des  questions 
liistoriques.  Paris  1875.  XVIII  422—42:5. 
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verschiedenen  Provinzen  zu  verschiedenen  Zeiten  und  sogar 
in  Beziehung  auf  die  verschiedenen  Individuen  von  einander 
abweichen,  einige  Ordnung  zu  bringen.  Eine  der  Haupt- 
ursachen dieser  Schwierigkeit  ist  die  Zersplitterung  der 
souveränen  Rechte  durch  die  kleinen  Herren  und  der  Mangel 
jedes  Systems  in  ihrer  Anwendung. 

Unter  den  Einkünften  unterschied  man  im  Princip  zwei 
Theile,  von  denen  der  eine  dem  Herrn  in  seiner  Eigenschaft 
als  Grundeigenthümer , der  andere  in  der  als  Gerichtsherr 
gebührte.  Wiewmhl  diese  beiden  Arten  von  Einkünften  in 
der  Theorie  gesondert  waren , so  war  doch  in  Wirklichkeit 
ihre  Verquickung  nicht  zu  vermeiden^). 

Mit  Rücksicht  auf  die  Personen,  denen  die  feudalen 
Leistungen  zu  Gute  kamen,  sind  diese  in  drei  Kategorien 
einzutheilen : die,  welche  für  Rechnung  des  unmittelbaren 
Herrn  erhoben  wurden,  die,  welche  der  örtlichen  Geistlich- 
keit gebührten  und  die  für  Rechnung  des  Suzeräns  dem 
unmittelbaren  Herrn  oder  den  geistlichen  Mürden trägem 
entrichteten.  Der  Bauer  war  mithin  einer  dreifachen  regel- 
und  rechtmässigen  Ausnutzung  unterworfen.  Ausserdem 
erlitt  er  von  Seiten  der  Beamten  seines  Herrn  eine  mehr 
oder  w'eniger  unrechtmässige  Ausbeutung®). 

Die  feudalen  Leistungen  bestanden  theils  in  Natur, 
theils  in  Geld,  theils  in  Arbeit.  Die  Naturalabgaben  — in 
Getreide,  Wein,  Wachs,  Honig,  Geflügel,  Vieh  u.  s.  w.  — 
nannte  man  coutumes.  Die  hervorragendsten  in  Geld  waren : 

1.  Der  Zins  (eens)  — in  w^eiterer  Bedeutung  jede  Gattung 
der  Besteuerung,  in  engerer  die  dem  Grundherrn  schuldige 
Leistung  — eine  Art  Grundsteuer  nach  Massgabe  der  Hufen-  ‘ 
zahl.  2.  Die  Zehnten,  ursprünglich  zu  Gunsten  der  Kirche 
und  der  Armen,  wurden  häufig  weltlichen  Herren  zu  Lehn 
gegeben,  zuweilen  von  ihnen  gewaltsam  in  Anspruch  ge- 
nommen. Sie  erstreckten  sich  auf  alle  ein  Einkommen  ge- 
währenden Gegenstände,  wie  Grundstücke,  Häuser,  Wälder, 

^)  Dareste  de  la  Chavanne,  Histoire  des  classes  agricoles  en 
France,  2«  ed.  Paris  1858.  S.  345. 

®)  Liichaire,  a.  a.  0.  S.  331.  3:32. 
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Fischereien,  Märkte,  Mühlen  u.  s.  w.  (vgl.  III,  197).  3.  Die 
taille , die  nicht  nach  der  Zahl  der  Hufen , sondern  der 
Haushaltungen  berechnet  ward  und  veränderlich  war.  Ge- 
wöhnlich wurde  der  Zins  von  den  Freien,  die  taille  von  den 
Höiigen  (serfs)  bezahlt.  Der  Zins  war  ein  Pachtgeld,  das 
der  Pächter  dem  Eigenthümer  zu  bezahlen  hatte,  die 
taille  die  persönliche  Steuer  des  Hörigen.  Zuweilen  wurde 
sie  auch  von  Freien  entrichtet;  in  diesem  Falle  war  sie  ge- 
wöhnlich ein  Merkmal  der  vor  nicht  langer  Zeit  erfolgten 
Freilassung,  durch  deren  Eintritt  der  Herr  nichts  von  seinen 
Einkünften  verlieren  wollte.  Dunkel  war  der  Ursprung, 
nicht  ganz  klar  die  Natur  der  mittelalterlichen  taille,  zu- 
nächst weil  sie  oft  mit  dem  census  vermischt  werden  mochte, 
mit  dem  sie  grosse  Aehnlichkeit  hatte;  dann  weil  es  ihr  an 
einer  einheitlichen  Grundlage  gebrach.  Als  Privatabgabe 
wurde  sie  schliesslich  abgeschafft  und  durch  die  königliche 
taille  ersetzt.  Man  unterschied  die  gewaltsam  erhobene 
taille  (la  tolte)  von  der  ohne  Gewalt  erhobenen  (la  queste, 
quista,  questus).  Es  ist  unmöglich,  alle  Steuern  aufzuzählen! 
die  gewöhnlich  als  taille  seigneuriale  — zum  Unterschiede 
von  der  königlichen  taille,  taille  royale  - bezeichnet  werden. 

Als  rechtmässiger  Eigenthümer  vom  Grund  und  Boden 
erhob  der  Herr  von  den  Erben  für  die  Investitur  eine  Ab- 
gabe. Diese,  gewöhnlich  ein  Jahresertrag,  hiess  bald  relief, 
bald  rachat.  Bei  einem  Lehnswechsel  unter  Lebenden  durch 
Verkauf  oder  Schenkung  musste  eine  in  der  Regel  auf  ein 
Fünltel  des  Kaufpreises  festgesetzte  Gebühr  entrichtet 
werden,  die  daher  quint  hiess.  In  manchen  Provinzen  war 
eine  weitere  Gebühr,  ein  Fünftel  der  Hauptgebühr,  hinzu- 
zufügen, die  deshalb  requint  genannt  wurde.  Diese  Abgaben 
wurden  anfangs  vom  Verkäufer,  dann  zur  Hälfte  von  diesem 

und  zur  Hälfte  vom  Käufer,  zuletzt  vom  Käufer  allein 
getragen  ‘). 

Beim  liebe rgange  eines  Lelms  aus  den  Händen  eines 
Laien  in  die  der  Kirche,  wurde  der  Suzerän  von  einem 


1)  Vuitry,  a.  a.  ().  S.  277.  278. 
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Nachtheil  bedroht.  Da  nämlich  der  kirchliche  Besitz  un- 
veräusserlich war  und  auch  kein  Wechsel  des  Besitzers 
wegen  Todesfalls  dabei  statttinden  konnte,  so  entgingen  ihm 
die  von  Weltlichen  erhobenen  Uebertragungsgebühren.  Es 
bildete  sich  deshalb  seit  dem  elften  Jahrhundert  der  Brauch 
aus,  dass  die  Kirche  den  doppelten  oder  dreifachen  Jahres- 
ertrag des  erworbenen  Grundstücks  als  Entschädigung  für 
den  eventuellen  Entgang  der  Uebertragungsgebühren  dem 
Suzerän  zu  bezahlen  hatte.  Diese  Entschädigung  wurde 
droit  d’indeninite , de  nouvel  acquet , d’aniortissement  ge- 
nannt^). 1372  wurde  das  Amortisatiousrecht  in  eine  aus- 
schliesslich königliche  Prärogative  verwandelt  ^).  Eine  Ver- 
ordnung Karls  VI.  von  1402  setzte  die  Amortisationsgebühr 

auf  den  übermässigen  Betrag  eines  Drittels  des  Werthes  der 
Besitzungen  fest^). 

Aehnlich  verhielt  es  sich  mit  den  droits  de  franc-fief, 
die  in  Folge  der  Erwerbung  adeliger  Güter  von  Nicht- 
adeligen entstanden.  Anfangs  war  eine  solche  Erwerbung 
selten ; sie  kam  aber  später  infolge  der  Kreuzzüge  häulig  vor. 
Dabei  ereignete  es  sich,  dass  der  Käufer  bei  dem  Suzerän 
des  A’erkäufers  die  Befreiung  von  gewissen  feudalen  Lasten 
und  besonders  vom  Kriegsdienste  erlangte.  Deshalb  musste 
vom  Könige  die  Bewilligung  zur  Erwerbung  solcher  Lehen 
durch  Nichtadelige  erwirkt  werden  und  der  Preis  für  die 
Erlaubniss  bildete  eben  das  droit  de  franc-fief*). 

Wie  wir  sehen  werden,  verfuhren  die  englischen  Könige 
bei  Erhebung  der  droits  de  mutation  willkürlich,  worüber 
auch  in  Poitou  lebhaft  geklagt  wurde. 

Folgte  der  Sohn  eines  Freien  seinem  Vater  im  Besitze,  so 
nannte  man  die  Abgabe  droit  de  lods  (lod  bedeutet  Bewilli- 
gung, Zustimmung).  In  Beziehung  auf  einen  Hörigen,  wurde 
die  Abgabe,  sei  es,  dass  es  sich  um  eine  Erbschaft,  sei  es 


0 a.  a.  0.  S.  283.  284. 

a.  a.  0.,  nouvelle  serie.  I 434.  435. 
®)  Glasson,  a.  a.  0.  VI  L5. 

Vuitry,  a.  a.  0.  S.  291 — 292. 
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uni  einen  Verkauf  haudelte , droit  de  niainniorte  genannt. 
Der  Charakter  und  die  Art  der  Handhabung  der  luainmorte 
lässt  sich  daraus  erkennen,  dass  der  Abbe  Suger  sie  in 
einer  Urkunde  von  1152  exactio  consuetudinis  pessimae 
nannte*).  Jede  neue  Investitur  war  mit  der  Zahlung 
weiterer  Gebühren  verknüpft,  namentlich  des  droit  de  Cham- 
hellage,  das  der  dabei  fungirende  Kämmerer  bezog.  War 
der  Lehnserbe  ein  Minderjähriger,  so  hatte  der  Lehnsherr 
die  Vormundschaft  über  ihn  und  damit  die  Mitgeniessung 
des  Lehns,  la  garde;  die  königliche  Vormundschaft  über  die 
minderjährigen  Kinder  der  Kronvasallen  hiess  la  garde 
noble  royale;  diese  wurde  vom  Könige  häufig  einem  benach- 
barten Grossen  übertragen.  Im  Zusammenhänge  damit  stand 
das  Recht  des  Lehnsherrn,  die  Tochter  des  Vasallen  zu 
verheirathen  oder  die  Einwilligung  zu  ihrer  Verheirathung 
zu  geben.  Er  konnte  auch  im  Interesse  des  Lehnsdieustes 
von  der  Mittwe  die  Eingehung  einer  neuen  Ehe  fordern. 
Die  Kutzniessung  des  Lehns  stand  dem  Suzerän  auch  dann 
zu,  wenn  der  Vasall  für  lange  Zeit  verreiste  oder  nach 
einem  entfernten  Lande  wallfahrt ete  2). 

Der  Herr  hatte  auch  das  Recht  auf  Credit  (credentia, 
creditum) , d.  i.  das  Recht , Nahrungsmittel  mit  einer  be- 
stimmten Zahlungsfrist  zu  kaufen.  Ferner  das  droit  de 
prise,  das  ihm  oder  seinen  Leuten  gestattete,  alles,  dessen 
sie  zu  ihren  Reisen  bedurften,  selbst  gewisse  Gegenstände 
täglichen  Verbrauches,  zu  nehmen. 

Die  droit  de  formariage  genannte  Abgabe  schuldete  jede 
dienstbare  Person,  die  sich  ausserhalb  der  Grundherrschaft 
verheirathete,  indem  der  Herr  für  den  Verlust  einer  Arbeits- 
kraft entschädigt  werden  musste. 

Das  droit  d’aubaine  war  das  Recht  auf  die  Verlassen- 
schaft Fremder,  worunter  auch  die  einem  andern  Lehn  An- 
gehörigen verstanden  wurden. 

Der  Herr  konnte  auch  von  seinen  Unterthanen  Bei- 


*)  Clamageran,  a.  a.  0.  I 207. 
®)  Luchaire,  a.  a.  0.  8.  210. 
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steuern  (aides)  verlangen.  Diese,  in  Geldunterstützungen  be- 
stehend, waren  entweder  legales  oder  gracieuses,  d.  h. 
pfiichtmässige  oder  freiwillige.  Jene  wurden  in  den  be- 
kannten vier  Feudalfällen  verlangt  (Verheirathung  der 
Tochter,  Ritterschlag  des  Sohnes,  Gefangenschaft,  Kreuzzug). 
Ein  fünfter  Fall  war  in  manchen  Gegenden  der,  dass  der 
Herr  innerhalb  der  Grenzen  seiner  Baronie  ein  Lehn  kaufte. 
In  der  Normandie  hatte  man  ferner  an  der  Ausstattung 
theilzunehmen , so  oft  der  Herr  berufen  war , den  militäri- 
schen Dienst  für  sein  Lehn  zu  leisten  oder  dem  Herzog 
die  ihn  davon  befreiende  Summe  zu  zahlen.  Endlich 
forderte  der  Herr  reiche  Beisteuern  zu  seinen  Wallfahrten  *). 

Weiterhin  sind  zu  erwähnen  die  aus  der  Gerichtsbarkeit 
und  Souveränetät  fiiessenden  Einnahmen  der  Herren,  wie 
die  eigentlichen  Gerichtsabgaben,  Geldstrafen,  Confiscationeu, 
das  Recht  auf  herrenlose  Dinge,  besonders  Thiere,  verlorene 
Gegenstände  u.  s.  w. 

I Was  die  Confiscationeu  anbelangt,  so  ist  einer  Verbindung 

1^  der  Inquisition  mit  der  feudalen  Gerichtsbarkeit  im  Süden  zu 

gedenken.  Um  die  Einkünfte  des  Grafen  Alfons  von  Poitiers 
zu  vermehren , fanden  sieb  weltliche  Richter , die , strenger  als 
die  Inquisitoren , die  Unglücklichen  auf  dem  Scheiterhaufen  ver- 
brennen Hessen,  die  von  den  competenten  Richtern  nur  zu  lebens- 
länglichem Gefängnisse  verurtheilt  worden  waren.  Durch  gewalt- 
same, unrechtmässige  Urtheile  wurden  auf  diese  Weise  Con- 
fiscationen  herheigeführt,  die  mit  den  regelrechten  Erkenntnissen 
unvereinbar  waren.  Diese  empörenden  Thatsachen  werden  durch 
authentische  Documente  erhärtet  ^). 

Zu  den  Hauptrenten  gesellten  sich  die  regards,  be- 
stehend in  Hühnern,  Kapaunen,  Eiern,  Brod,  verschiedenen 
^ Gattungen  Geflügel,  Wildpret,  Fisch,  die  manche  Gewohn- 

heitsrechte als  kleine  Renten  (menues  rentes)  bezeichnen.  In 


*)  Rambaud,  Histoire  de  la  civilisation  frangaise.  2^™«  ed.  Paris 
1885 — 1887.  I 156 — 157.  Warnkönig  und  Stein,  a.  a.  0.  I 234  ff. 

V.  Kaufmann,  Die  Finanzen  Frankreichs.  Leipzig  1882.  S.  7.  Rivi^re, 
a.  a.  0.  S.  274.  Clamageran,  a.  a.  0.  I 203. 

®)  Boutaric,  Saint-Louis.  S.  451. 
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manchen  Gegenden  wurde  derselbe  Sinn  dem  Worte  droiture 
beigelegt.  — Der  champart  oder  agrier,  eine  Abart  des 
Zinses,  die  in  einer  Fruchtquote  bestand  — gewöhnlich  ein 
Viertel  — wurde  zuweilen  neben  dem  Zinse  entrichtet.  In 
dieselbe  Kategorie  gehören  die  folgenden  Abgaben;  terrage 
(auf  (letreide),  arage  (auf  jede  Arbeit),  pulvörage  (auf 
Heerden  — wegen  des  Staubes,  den  sie  auf  den  Strassen 
erregen),  brebiage,  porcelage,  carnelage  (bestehend  in  einem 
Stücke  des  geschlachteten  Mehes),  ausserdem  die  blairie, 
eine  Abgabe  für  die  Weide;  ihr  analog  das  herbaticum,  die 
hgnaritia,  eine  Abgabe  für  die  Erlaubniss,  in  den  grund- 
herrlichen Waldungen  Holz  zu  fallen,  pastio,  eine  Abgabe 
für  die  Weide  in  den  Wäldern,  also  insbesondere  für  die 
Mast,  in  Geld  oder  Wein  entrichtet  u.  s.  w.  Eine  weitere 
Leistung,  la  brennee,  bestand  in  der  Verpflichtung,  die 
Jagdhunde  des  Herrn  zu  ernähren. 

Die  peages  waren  von  jeder  Art  von  Wegen  wie  bei 
Ueberschreitung  von  Flüssen  zu  bezahlen;  ausserdem  be- 
lasteten mannigfaltige  Abgaben  den  Handel.  Der  Tarif  von 
Sens  z.  B.  umfasste  zu  Anfang  des  dreizehnten  Jahrhunderts 
die  (lebühren  für  tonlieu,  conduit,  travers,  barrage,  pon- 
tenage, montage,  avalage  u.  s.  w.,  die  zwischen  dem  Könige 
und  dem  Vicomte  von  Sens  getheilt  wurden;  die  meisten 
waren  in  Geld,  einige  in  Natur  zu  entrichten. 

Endlich  gab  es  noch  Leistungen  untergeordneter  Art,  wie 
die  Lieferung  von  Hopfen,  Malz,  Senf,  Eisen,  Geräthschafteu, 
Leim,  Tüchern,  Schindeln,  Brennholz  u.  s.  w.  Ausserdem  ist 
noch  zu  erwähnen,  dass  die  Herren  die  Dienste  ihrer  Be- 
amten dadurch  bezahlten,  dass  sie  ihnen  die  Bewilligung 
zur  Erhebung  gewisser  Abgaben  ertheilten. 

Als  Philipp  der  Schöne  1209  den  Fünfzigsten  und 
Hundertsten  für  den  flandrischen  Krieg  erhob,  beklagten 
sich  die  Leute  von  Saint-Germain-des-Pres,  dass  man  sie  ge- 
zwungen habe,  dieselbe  Steuer  zweimal  zu  bezahlen,  einmal 
dem  Könige  und  ein  anderesmal  der  Abtei.  Und  in 
derselben  Weise  wurden  öfters  die  königlichen  Steuern  den 
gl  undherrlichen  (seigneuriales)  hinzugefügt. 
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Mannigfaltig  waren  dieFrohnden;  1.  Feld- (insbesondere 
Pflug-)  arbeiten.  2.  Holzfällen.  3.  Gebäude-  (Bau-  und 
Reparatur-)  frohnden,  Umzäunung  der  Felder,  Dreschen, 
Laden,  Tragen  u.  s.  w.  4.  Spanndienste.  5.  Die  Lieferung 
an  Paraveredi,  von  Pferden  zu  Reise-  oder  Kriegszwecken, 
die  später  dem  Eigenthümer  zurückgestellt  wurden.  Die 
1 Frohnden  nahmen  drei  Tage,  zuweilen,  namentlich  in  der 

Erntezeit,  fünf  bis  sechs  Tage  in  der  Woche  in  Anspruch  *). 

Was  die  Bannrechte  betrifft,  so  konnte  in  der  That  der 
Fall  eintreten,  dass  z.  B.  eine  Brauerei  oder  eine  Mühle  im 
Interesse  der  Einwohner  einer  Gegend  auf  Kosten  des  Herrn 
oder  der  Gemeinde  errichtet  wurde.  In  den  meisten  Fällen 
jedoch  überschritt  der  aus  dem  Monopol  gezogene  Nutzen 
sehr  bedeutend  die  geleisteten  Dienste.  Auch  ward  das 
Gemeinwohl  dabei  nur  scheinbar  gewahrt,  da  das  Interesse 
des  Herrn  es  verdrängte®). 

Die  überlieferten  Missbräuche  und  die  gewohnheits- 
mässigen  ^'ergew'altigungen  führten  zu  einem  Gesetze,  das 
^ den  Feudalherren  unter  gewissen  Umständen  ein  Recht  auf 

ein  Drittheil  der  Genieindewaldungen  zuerkannte,  welches 
Recht  triage  genannt  wmrde.  Es  hat  im  Vereine  mit  den 
Einschränkungen  der  üblichen  Weiderechte  den  Unwillen 
des  Volkes  aufs  lebhafteste  erregt^). 

Als  der  Normandie  eigenthüinliche  Leistungen  (zuin  Theile 
nur  Benennungen)  erscheinen: 

Le  droit  sur  l’habitation , Abgaben  unter  den  Sonder- 
bezeichnungen  von  avoine , masure , reseantise  , fetage , gablage, 
tümage  et  poulage. 

Monte,  eine  Abgabe,  die  von  dem  Getreide  erhoben  wurde, 
das  man  auf  der  Mühle  des  Herrn  mahlen  liess.  Ihre  Erhebung 
«.n  beruhte  auf  dem  Principe , dass  alles  im  Banngebiete  geerntete 


')  Gasquet,  a.  a.  0.  II  137  ff.  Warnkönig  und  Stein,  a.  a.  0. 
II  392  ff.  Clamageran,  a.  a.  0.  I 199.  217.  Robiou,  a.  a.  0. 
XVIII  416.  417.  Lecoy  de  la  Marche,  Bibliotheque  de  l’ecole  des 
Charles.  XXVII  279. 

*)  Flach,  a.  a.  0.  I 332—333. 

*)  Viollet,  Precis  de  l’histoire  du  droit  fran^ais.  Paris  1886. 
S.  611. 
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Getreide  auf  der  Bannmühle  gemahlen  werden  sollte ; wenn  das 

Getreide  in  natura  ausgeführt  wurde,  musste  nichts- 
destoweniger dem  Eigent h Ürner  der  Mühle  die  Ab- 
gabe bezahlt  werden.  Die  dem  Mühlenbanne  unterworfenen 
l.eute  waren  nicht  nur  verpflichtet,  ihr  Getreide  auf  der  Bann- 
mühle mahlen  zu  lassen,  sie  mussten  auch  einen  guten  Theil  der 
Kosten  der  Unterhaltung  und  der  Reparatur  der  Mühle  tragen 
Mühl-  und  andere  Steine  und  Holz  dahin  führen,  die  Teiche 
säubern.  Schleusen  und  Strassen  unterhalten. 

Das  droit  sur  le  bötail  bezog  sich  vorzüglich  auf  die  Woll- 
thiere.  Man  findet  diese  Abgabe  unter  dem  Namen  moutonnage 
und  brebiage  seit  dem  zwölften  Jahrhundert.  Sie  war  nach  der 
Oertlichkeit  verschieden;  zu  Yerson  nahm  der  Abt  von  Mont- 
Saint-Michel  das  schönste  Schaf  jeder  Heerde,  wobei  es  dem 
Eigenthümer  gestattet  war,  vorher  zwei  Stücke  bei  Seite  zu 
schäften.  Gewöhnlich  wurde  diese  Abgabe  von  drei  zu  drei 

Jahi  en  geleistet,  doch  kam  auch  die  Erhebung  von  zwei  zu  zwei 
Jahren  vor. 

Droits  sur  la  jouissance  de  certains  usages  ou  Privileges. 
Diese  Abgaben  sind  sehr  mannigfaltig.  Die  Einwohner  von 
Roses  z.  B.  entrichteten  eine  Rente,  um  auf  den  Märkten  von 
Louviers  und  Vodreuil  wie  auf  den  vier  Messen  von  Montaure 
frei  kaufen  und  verkaufen  zu  dürfen. 

Die  Unterthanenrechte  der  Waldnutzungen  wurden  zuweilen 
durch  die  verhüllende  Form  von  Geldstrafen  in  entgeltliche  ge- 
wandelt. Man  konnte  die  Rechte  nicht  ausüben,  ohne  in  Geld- 
strafen zu  verfallen , die  durch  einen  Tarif  genau  festgesetzt 
waren. 

Ausser  der  bedeutendsten  geistlichen  Steuer,  dem  Zehnten, 
waren  die  Bauern  noch  anderen  geistlichen  Lasten  unterworfen! 
So  führte  sich  der  Brauch  von  Gaben  bei  den  mannigfaltigsten 
Gelegenheiten  ein,  z.  B.  von  Wachskerzen  und  geweihtem  Brod 
zur  Bestreitung  der  Kirchenreparaturen.  Die  Bauern  wurden  ferner 
durch  die  zahlreichen  Prediger,  welche  die  Christenheit  durch- 
zogen , angeregt , zu  grossen  Unternehmungen  beizusteuern , wie 
zum  Bau  giosser  Basiliken,  zum  Loskaufe  von  Gefangenen , zum 
Kriege  gegen  die  Ungläubigen.  Zuweilen  waren  diese  Beiträge 
nicht  freiwillig:  so  mussten  im  Jahre  1166  und  in  den 
folgenden  .Jahren  alle  Unterthanen  von  Heinrich  II.  und 
Ludwig  VII.  zur  Befreiung  der  heiligen  Stätten  eine  Steuer  be- 
zahlen, die  ein  Vierzigstel  ihrer  beweglichen  Capitalien  und  ihrer 
Einkünfte  betrug. 

Von  Frohnen,  die  man  im  Mittelalter  oft  (analog  den 
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deutschen  Beden)  prieres  nannte,  erwähnen  wir:  1.  Transport- 
dienste. 2.  Dienste  , die  der  landwirthschaftliche  Betrieb  er- 
forderte. 3.  Dienste  in  Bezug  auf  die  Erhaltung  der  Herrschafts- 
gebäude ; Besorgung  der  Gebäudereparatur ; Sorge  für  den  Garten. 
4.  Bereitung  des  Bieres.  5.  Mühlendienste.  6.  Verschiedene 
Dienste,  wie  Erfüllung  der  Obliegenheiten  des  Aufsehers;  Be- 
wachung der  Ernten;  Vorbereitung  zur  Abhaltung  des  Gerichts; 
Geleiten  der  Verbrecher  ins  Gefängniss  oder  zum  Galgen ; Markt- 
w'ache;  Walddienste;  Verpflichtung  der  Bauern,  eine  gewisse 
Länge  der  Verzäunung  der  Parke  zu  unterhalten.  Sie  standen 
auch  dem  Herrn  bei,  so  oft  er  in  seinem  W'alde  jagte.  Sie 
hatten  ferner  die  Jagdhunde  zu  füttern  und  zu  versorgen,  die 
Hecken  in  Stand  zu  setzen , die  das  "Wild  aufzuhalten  bestimmt 
waren  etc.  Endlich  hatten  sie  über  die  Sicherheit  der  Wege  zu 
wachen. 

Viele  dieser  Dienste  wurden  seit  dem  zwölften  Jahrhundert 
abgelöst. 

Eine  der  ungerechtesten  Dienstbarkeiten  w a r 
die  den  Vasallen  auferlegte  Verpflichtung,  eine 
bestimmte  Menge  Lebensmittel  zu  einem  willkür- 
lich bemessenen  Preise  vom  Herrn  zu  erwerben. 
Nach  einem  andern  Brauche  hatte  der  Vasall  dem  Herrn  oder 
dessen  Leuten  nothw'endige  Gegenstände  zu  einem  ermässigten 
Preise  oder  auf  Credit  zu  liefern.  Dies  war  das  droit  de  prise  — 
verschiedenartigen  Inhaltes  — , das  die  verdammenswerthesten 
Ausschreitungen  herbeiführte.  Zuweilen  wurden  die  Unterthanen 
genöthigt,  Bürgschaft  zu  leisten,  um  die  Freigebung  von 
Pfändern  des  Herrn  zu  erwirken^). 

In  Poitou  und  den  angrenzenden  Provinzen  gewahren  wir 
ebenfalls  eigenthümliche  Leistungen. 

Daselbst  waren  nicht  nur  Bürger  (roturiers) , sondern  auch 
Adelige  gehalten , längere  oder  kürzere  Zeit  im  Schlosse  des 
Herrn  Wache  zu  halten.  Das  Besondere  dabei  war,  dass  die 
Vasallen  zur  Wache  mit  ihren  Frauen  und  Kindern  kommen  mussten. 
Diese  Verpflichtung  wmrde  gewöhnlich  mit  Geld  abgelöst.  Der 
Preis  schwankte  zwischen  30  sous  und  8 livres ; die  durchschnitt- 
liche Dauer  der  Wache  waren  zwölf  Tage,  Der  Ertrag  dafür 
in  der  einzigen  chätellenie  von  Roche-sur-yon  war  40  livi’es 
10  SOUS  jährlich  (nach  heutigem  Geldw'erthe  etwa  3600  Franken). 
Die  roturiers  waren  ferner  verpflichtet,  im  Herrnschlosse  Garnison 


’)  Delisle,  a.  a.  0.  8.  58  ft'.  355  ft'. 
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zu  halten,  welche  Leistung  estage  genannt  wurde.  Auch  sie  war 
mit  Geld  abzulösen. 

Die  commandise  war  eine  Abgabe,  die  man  dem  Herrn  be- 
zahlte, dessen  Schutz  man  dadurch  erlangte,  dass  man  sich  ihm 

commendirt  hatte.  In  liouergue  hiess  sie  captieinh  (captenium, 
capitonium).  ’ 

Der  Graf  hatte  das  Recht , Seefische  mit  einem  Abschläge 
von  einem  Drittheile  auf  den  gewöhnlichen  Preis  zu  kaufen  • 
ausserdem  erhob  er  von  jedem  Fischhändler,  der  zu  Markte  kam^ 
eine  Lamprete  und  andere  Naturalabgaben.  ’ 

Um  1258  war  zu  Montmarillon  eine  „maletöte“  von  allen 
Lonsumtionsgegenständen  zu  entrichten.  Die  Edelleute  und  die 
Geistlichen  wurden  davon  unter  der  Bedingung  befreit,  dass  ihre 
Diener  eidlich  bekräftigten,  dass  die  von  ihnen  gekauften  Gegen- 
stände von  den  Herren  verzehrt  und  nicht  verkauft  werden 
sollten. 

Im  elften  Jahrhundert  nahmen  die  Privatfehden  und  die 
feudalen  Gewaltthaten  in  Frankreich  solche  Verhältnisse  an  dass 
alle  Classen  der  Gesellschaft,  Kirche,  Adel  und  Volk,  sich  zur 

Hei  beiführuiig  eines  Gottesfriedens  vereinigten  (vgl.  III 105 106) 

Die  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  wurde  in  wirksamer  Weise 
durch  die  Institution  der  paissiers  oder  pacificateurs  gesichert 
einer  Art  Gendarmerie , die  auf  Verlangen  des  Bischofs  immer 
bereit  war,  gegen  die  Ruhestörer  auszuziehen.  Diese  den  Reihen 
des  Adels  entnommenen  paissiers  wurden  aus  dem  Ertrage  einer 
besonderen  Steuer  bezahlt,  die  commun  de  paix  oder  pezade 
genannt  wurde.  Diese  Steuer,  die  in  Querci,  Rouergue  und  im 
Albigeois  erhoben  wurde,  traf  Jedermann  ohne  Unterschied. 

Einige  Eigenthümlichkeiten  im  Toulousain  waren • Die 
caselage  (entsprechend  dem  mansionarius  der  nördlichen’ Pro- 
vinzen),  eine  Abgabe,  die  jeder  Bewohner  eines  casal  in  Natur 
^ oder  Geld  zu  leisten  hatte.  Die  oublies  (oblie)  waren  Zinse 

die  aut  den  Häusern  und  Feldern  lasteten.  Die  queste  war 
unbestimmter  Natur.  L’ayrer  (im  Norden  agrier)  bestand  in 
einem  \iertel  des  Ertrags  eines  Grundstücks  in  natura.  Die 

Einwohner  von  Villiers  bezahlten  zu  St.  Michael  zwölf  deniers 
als  guidagium. 

Zu  Cavoillon  nannte  man  lesde  oder  leude  eine  peage  die 
von  allen  täglich  auf  dem  Markte  verkauften  Waaren  erhoben 
wurde.  Zu  Pernes  nannte  man  brecage  (brecagium)  eine  Abgabe 
in  Wem,  die  jährlich  im  Herrnhofe  zu  entrichten  war.  L’alberge 
war  ini  Süden  das  Lagerrecht  (droit  de  gite),  das  bewaftheten 
I..euteii  geschuldet  ward.  Es  wurde  an  vielen  Orten  in  eine 
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Jahressteuer  umgewandelt.  Einer  grossen  Zahl  von  Abgaben 
hatten  sich  die  Metzger  zu  unterziehen. 

In  allen  diesen  Gegenden  gab  es  Frohnen  von  einer  erstaun- 
lichen Mannigfaltigkeit  *). 

Die  prevots  benahmen  sich  wie  die  traitants 
des  achtzehnten  Jahrhunderts.  Nicht  zufrieden 
mit  ihren  rechtmässigen  Einkünften,  ersannen 
sie  deren  neue.  So  erpressten  sie  zu  Thouars  von  den 
Einwohnern  eine  Abgabe  von  Getreide  in  Geld,  die  man  mit 
Recht  maltote  nannte.  Dieser  Missbrauch  war  ziem- 
lich allgemein  verbreitet.  Ludwig  der  Heilige 
schaffte  eine  solche  Steuer  in  Meluii  ab,  die  man  euphe- 
mistisch bontes  nannte. 

Die  aus  eigener  Machtvollkommenheit  ohne 
Befragen  der  Bevölkerung  im  Jahre  1267  von 
Alfons  von  Poitiers  vorgenommene  Verdopplung 
des  Zinses  in  Poitou  und  Saintonge  rief  Volks- 
bewegungen hervor.  Die  Härte  der  Steuereinnehmer, 
die  den  kostbarsten  Hausrath  der  Einwohner  Wegnahmen, 
steigerte  die  Aufregung  in  hohem  Grade.  Die  Bedenken 
des  Grafen  wurden  durch  die  Betrachtung  beschwichtigt, 
dass  die  Barone  seines  Gebietes  dasselbe  Verfahren  ein- 
zuschlagen pflegten,  indem  sie,  so  oft  sie  das  Kreuz  nahmen, 
den  Zins  verdoppelten. 

Auch  in  anderer  Weise  wurde  auf  die  Bevölkerungen 
ein  fortwährender  Druck  ausgelibt.  So  Hess  Alfons  den 
Bewohnern  von  Riom  in  Auvergne  vorstellen , sie  möchten 
bedenken , dass  sie  Gewohnheitsrechte  (coutumes)  ausübten, 
die  von  ihm  nicht  bestätigt  worden  und  ihm  nachtheilig 
seien , sie  möchten  darauf  verzichten , wenn  sie  nicht  eine 
strenge  Behandlung  erfahren  wollten  oder  seine  Zustimmung 
zu  ihrer  Aufrechterhaltung  erwirken.  Dieses  [Mittel  erwies 
sich  als  sehr  zweckmässig:  die  Einwohner  von  Riom,  die 
ihre  Gewohnheitsrechte  nicht  verlieren  wollten,  Hessen  sieh 
diese  gegen  Bezahlung  bestätigen. 

Boutaric,  Saiut-Louis.  S.  238—300. 

Fel  ix , Eigenthum.  IV.  2.  l. 
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Die  Senescliallen  hatten  nicht  die  Zustimmung  der 
A'asallen,  sondern  nur  der  Lehnsherren  zu  berücksichtigen. 
Diese  merkwürdige  T h a t s a c h e , dass  die  Ein- 
willigung der  Herren  genügte,  um  ihre  Leute 
zu  verpflichten,  ist  durch  eine  Unzahl  von 
Texten  ausser  Zweifel  gestellt.  Die  Barone,  die 
Ritter,  die  Prälaten,  die  Capitel  von  Agenais  gewährten 
Alfons  bereitwilligst  die  Ermächtigung,  ihre  Leute  zu  be- 
steuern. Die  meisten  Barone  von  Languedoc  ahmten  dieses 
Beispiel  nach,  da  lediglich  ihre  Mannen  die  Kosten  ihrer 
Freigebigkeit  zu  tragen  hatten. 

Im  vierzehnten  Jahrhundert  wurden  von  den  Land- 
schaften der  in  Folge  der  Leiden  des  hundertjährigen 
Krieges  so  sehr  verminderten  Bevölkerung  ganze  Dörfer 
durch  die  Steuern  zu  Grunde  gerichtet,  da  die  Gemeinden 
für  die  Aufbringung  der  Beträge  verantwortlich  gemacht 
wurden , die  zu  einer  Zeit  festgesetzt  worden , als  sie 
noch  vollzählig  gewesen  waren.  Es  war  dies  ein  den 
letzten  Zeiten  des  römischen'  R<nehes  analoger  Zustand 
(vgl.  IV/I,  476'). 

Languedoc.  Von  allen  Abgaben  waren  die  auf  dem 
Handel  und  den  Gewerben  ruhenden  am  leichtesten  zu  erheben ; 
es  genügte  dazu  die  Besetzung  eines  befestigten  Punktes,  die 
Bewachung  des  Eingangs  zu  einem  Hafen  oder  zu  einem  Gebirgs- 
passe. Diese  von  der  karolingischen  in  die  feudale  Epoche 
lierübergenommeuen , erhöhten  und  vervielfältigten  Abgaben 
beschränkten  sich  nicht  auf  die  Steuern , deren  die  Central- 
regierung bedurfte  oder  die  zum  Unterhalte  der  Wege  dienen 
sollten , sondern  sie  erstreckten  sich  auf  Leistungen,  vermittelst 
welcher  die  Reisenden  und  die  Kaufleute  ihre  Sicherheit  bezahlten 
oder  sich  gegen  die  Reisegefahren  versicherten.  Diese  Gefahren 
wurden  dadurch  keineswegs  vermindert  und  die  Angriffe  auf  den 
grossen  Strassen  erfolgten  nicht  weniger  häutig.  Die  für  den 
Schutz  geleistete  Abgabe  hiess  guidagium  (guidage).  Im  Jahre 
1184  finden  wir  in  Carcassonne  ein  superguidagium  (surguidage), 
ohne  Zweifel  eine  Hinzufügung  zu  der  ursprünglichen  Taxe.  In 
der  Regel  wurden  peage  und  guidage  nur  von  Seiten  der  grossen 
Lehnsherren  erhoben.  Diese  Abgaben  wurden  vervielfacht,  wie  die 
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Namen  leudes , coutume , passage , usage  bezeugen.  An  der 
Rhone  finden  wir  im  Jahre  1070  ein  besonderes  Recht,  montatio, 
ohne  Zweifel  eine  Abgabe  für  das  Ziehen  der  Schiffe.  In 
Auvillars  an  der  Garonne  erhob  der  Vicomte  das  transversum 
(travers),  eine  der  einträglichsten  Abgaben.  Eine  andere  hiess 
vintennum. 

Die  in  den  Häfen  erhobenen  Abgaben  hiessen  portorium, 
portagium,  portus.  Diese  Abgaben  waren  überaus  mannigfaltig 
und  gehörten  auch  in  vielen  Grafschaften  Anderen  als  dem 
Suzerän.  Seit  den  Zeiten  der  Karolinger  hatten  die  Kaiser  und 
Könige  einen  Theil  davon  den  Bischöfen  im  Süden  verliehen, 
die  diese  Rechte  während  des  ganzen  Mittelalters  besasseu.  — 
Auch  die  aus  dem  Marktrechte  fliessenden  Abgaben  waren  überaus 
zahlreich.  Vor  Allem  waren  die  der  Gerichtsbarkeit  entspringenden 
Strafen  einträglich.  Ein  anderes  drückendes  Recht  war  das  von 
den  Organen  des  Lehnsherrn  geübte  Requisitionsrecht.  Zuweilen 
waren  die  Abgaben  (Quoten  des  Verkaufspreises,  z.  B.  ein  Zehntel, 
aber  meistens  waren  sie  ohne  Rücksicht  auf  die  Umsätze  im 
Voraus  festgesetzt ; so  erhob  in  Paniers  der  Abt  jede  Woche  eine 
bestimmte  Menge  Salz,  die  im  Jahre  1208  verdoppelt  wurde. 
In  Toulouse  erhob  der  Graf  eine  festgesetzte  Getreidemenge,  die 
jointöe  genannt  wurde.  Weitere  Einnahmen  flössen  aus  dem 
öffentlichen  Masse. 

Um  Kaufleute  und  Käufer  heranzuzieheii,  gewährten  die 
Herren  gewöhnlich  den  sich  zu  Markte  Begebenden  ein  Geleite 
(sauf-conduit) , das  für  eine  bestimmte  Zeit  vor  und  nach  Ab- 
haltung der  Messe  oder  des  Marktes  gültig  war.  Im  Jahre  1074 
wurde  der  Markt  von  Cieurac  der  Abtei  von  Meissac  gestattet; 
es  kennzeichnet  den  Geist  des  Mittelalters,  dass  d i e V e r 1 e i he  r 
versprachen,  die  sich  zum  Markte  ^ e r f ü g e ii  d e n 
ohne  Zustimmung  (audientia)  des  Abtes  nicht  zu 
ergreifen.  Reiche  Einnahme  zogen  die  Herren  ferner  aus 
dem  Bank-  oder  Standgelde  während  der  Messe. 

Das  Straiidrecht  wurde  erst  spät  in  Folge  der  Entwicklung 
des  kaufmännischen  Verkehrs  abgeschafft.  Im  Jahre  945  gehörte 
es  in  Tortosa  dem  Grafen;  der  Zehnte  davon  wurde  der  Cathedrale 
von  Barcelona  verliehen,  um  zum  Unterhalte  der  Domherren  zu 
dienen.  In  Narbonne,  wo  sich  zeitig  ein  ausgedehnter  Verkehr 
entwickelte,  verschwand  dieses  Recht  zuerst;  durch  eine  Urkunde 
von  1112  verzichteten  der  Bischof  und  der  Vicomte,  denen  es 
gehörte,  darauf,  und  verordneten,  dass  die  aus  Schiffbrüchen 
hervorgegangenen  Strandgüter  ihren  rechtmässigen  Eigenthümern 
zurückerstattet  würden.  Hiervon  waren  die  Saracenen  allein 
ausgenommen. 
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Einzelne  Bannreclite , wie  das  Mühlennionopol , wurden  zu 
Lehn  gegeben.  Es  gab  u.  A.  bekanntlich  Bann-Oelinühlen.  Das 
Privilegium  Oel  zu  pressen,  wurde  im  Jahre  1125  in  Nimes 
vom  Herrn  verkauft.  Daselbst  finden  wir  auch  das  Monopol 
von  Kalköfen. 

In  den  spanischen  Städten  gab  es  auch  Badeabgaben;  im 
Jahre  1151  wurde  der  Zehnte  dieses  Rechtes  vom  Grafen  von 
Barcelona  der  Kirche  von  Tortosa  verliehen. 

Zuweilen  war  die  Institution  des  öffentlichen  Ausrufers  eine 
Einnahmequelle  des  Herrn,  der  einen  Theil  des  Gehaltes  bezog. 

Der  Luxus,  der  sich  rasch  nach  dem  ersten  Kreuzzuge  ent- 
wickelte, die  Steigerung  der  Ausgaben  der  von  einem  glänzenden 
Hofe  umgebenen  Herren,  die  Unterhaltung  einer  widerstandsfähigen 
Armee  erforderten  Hilfsquellen,  die  im  Süden  durch  die  Einkünfte, 
ihrer  Mannigfaltigkeit  ungeachtet,  nicht  bestritten  zu  werden  ver- 
mochten. Die  Herren  mussten  nun  zu  einer  noch 
drückenderen  Vermehrung  der  Steuern  schreiten, 
oder  ihre  Domänenrechte,  zuweilen  die  Domänen  selbst,  ver- 
pfänden oder  veräussern.  In  solchen  Fällen  Avar  die  Erhebung 
der  Einkünfte  des  Pfandes  von  Seiten  des  Gläubigers  eine  Um- 
gehung des  kirchlichen  Zinsverbotes  *). 

Von  allen  Feudallasten  bewirkte  die  der 
ga  renn  es  (Bannwälder)  den  einschneidendsten 
Eingriff  in  fremde  Eigentliumsreclite. 

Nach  der  Eroberung  Galliens  durch  die  Franken 
Avurden  sehr  ausgedehnte  Landstriche  der  Jagd  und  der 
Fischerei  des  Königs  und  seiner  Würdenträger  Vorbehalten; 
man  besetzte  sie  mit  Wild  und  erliess  zugleich  das 
Verbot,  dieses  anzugreifen,  so  dass  auch  der  Anbau  der 
ümgebung  bald  aufgegeben  werden  musste.  Das  was  die 
Könige  der  Franken  in  ihren  riesigen  Domänen  einführten, 
ahmten  ihre  Grafen  und  anderen  Getreuen  in  den  ihrer 
Verwaltung  unterworfenen  oder  ihnen  als  Eroberungsantheile 
zugefallenen  Ländereieti  nach.  Die  Errichtung  der  Bann- 
Avälder  findet  sich  selbst  in  den  einfachsten  Herrschaften, 
natürlich  in  verjüngtem  Massstabe,  unter  dem  Namen 
garenne. 

Die  Herren  übten  in  den  Ländereien  ihrer 


*)  Molinier,  a.  a.  0.  S.  134—267. 
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Untert hauen,  nicht  in  den  eigenen,  das  Recht 
der  garenne  aus.  In  Folge  diesesRechtesAvur den 
zahlreiche  Bevölkerungen  ausihren  Besitzungen 
und  selbst  aus  ihren  Wohnungen  vertrieben.  So 
worden  Aveitgestreckte  BannAAälder  in  der  Normandie  auf 
den  Ruinen  zahlreicher  Dörfer  errichtet,  damit  der  Herzog 
von  Retz  sich  auf  der  Jagd  unmittelbar  von  einem  seiner 
Schlösser  in  das  andere  begeben  könne.  Den  Bauern  Avurde 
es  untersagt,  ihre  innerhalb  des  gebannten  Gebietes  be- 
findlichen Ernten  gegen  das  Wild  zu  vertheidigen.  Sie 
mussten  ferner  nicht  nur  den  dem  Banne  unterliegenden, 
sondern  auch  den  benachbarten  Boden  durch  die  Meute 
niedertreten  lassen,  ohne  sich  zu  beklagen.  Während  des 
zehnten  und  elften  und  selbst  noch  in  der  zwoiten  Hälfte 
des  ZAvölften  Jahrhunderts  wurden  ganze  Provinzen,  Avie  die 
Bretagne,  in  Folge  des  rohen  Rechtes  mit  Busclnverk  be- 
deckt und  boten  denselben  Anblick  der  Unfruchtbarkeit 
wie  zur  Zeit  der  römischen  Invasion.  Schliesslich  führten 
die  garennes  zum  Aufgeben  des  Anbaues  Avegen  der  Un- 
möglichkeit, irgend  etwas  zu  ernten.  Wilhelm  der  Eroberer 
führte  diesen  Brauch  in  p]ngland  ein.  Er  liess  viele  Dörfer 
einäschern  und  die  Einwohner  daraus  vertreiben , um  den 
Boden  mit  Wild  zu  besetzen. 

Eine  besondere  Gewaltthat  ist  in  den  Olim  von  1259 
verzeichnet.  Nachdem  ein  Herr  Jean  de  Moy,  seine  Stellung 
missbrauchend,  einen  Bannforst  auf  den  Feldern,  Weinbergen 
und  Gärten  seiner  hospites  eingerichtet  hatte,  erhielt  er 
von  diesen  eine  bedeutende  Summe  gegen  das  Versprechen 
der  Verzichtleistung  auf  die  garenne.  Wiewohl  er  diese 
Zusage  eidlich  bekräftigt  hatte,  hielt  er  sie  nicht.  Haupt- 
sächlich dem  Missbrauche  der  garenne  entsprangen  die  fort- 
gesetzten Bauernerhebungen  bis  zum  elften  Jahrhundert. 

Selbst  die  Verordnungen  (etablissements)  eines  so  vor- 
trefflichen Königs,  wie  es  Ludwig  IX.  — das  Ideal  eines 
feudalen  Königs  — war,  bestätigten  ausdrücklich  dieses 
Recht,  allerdings  unter  der  Bedingung  eines  bis  in  un- 
vordenkliche Zeiten  reichenden  Besitzes.  Endlich  wurde  es 


I ; 


198 


als  allgemeine  Regel  festgestellt,  dass  kein  Bann  irgend 
einer  Art  ohne  Zustimmung  der  davon  Betroffenen  errichtet 
werden  dürfe.  Allein  die  Herren  unterwarfen  sich  nur 
schwer  dieser  Vorschrift,  wie  die  erneuerten  Verordnungen 
und  häufigen  Verurtheilungen  b(;zeugten.  Aller  Verbote 
ungeachtet  wurden  noch  im  vierzehnten  Jahrhundert  neue 
garennes  ununterbrochen  errichtet. 

Die  garennes  waren  weder  eine  rechtliche  noch  eine 
conventionelle  Feudallast;  sie  entsprangen  reiner  Gewalt ^). 

In  Flandern,  zu  dessen  merkwürdigsten  Figenthüni- 
lichkeiten  die  municipale  Verwaltung  gehörte,  gelangte  das 
Feudalsystem  im  dreizehnten  Jahrhundert  zu  derselben 
Ausbildung  wie  in  Frankreich;  doch  erhielten  sich  daselbst 
viele  kleine  Allode  ^). 

Das  Allod  konnte  in  ein  Zinsgut  verwandelt  werden, 
indem  der  bisherige  Eigeuthümer  das  Gut  zu  rechtem  Eigen- 
thuni  auf  einen  Andern  übertrug  und  als  dessen  Zinsmann 
•im  Besitze  blieb  oder  es  als  Zinsgut  zurückempfing®). 

Gegen  das  Ende  des  Mittelalters  bestand  der  grösste 
Theil  der  belgischen  ländlichen  Bevölkerung  aus  freien 
Zinsbaueru  (censitaires  libres),  die  nur  durch  feudalen  Zins, 
aber  ohne  Dienstverpllichtungen , mit  dem  Herrn  verbunden 
waren.  Sie  bildeten  gewissermassen  die  ländliche  bourgeoisie. 
Sie  waren  Schöffen,  durch  ihre  Pairs  zu  richten  und  schöpften 
aus  ihrer  Theilnahme  an  den  öffentlichen  Functionen  An- 
sehen und  Geltung.  Sie  gaben  auch  in  nichts  dem  kleinen 
Adel  nach.  Sie  überragten  ihn  zuweilen  sogar  durch  die 
Ausdehnung  ihrer  Güter  und  verheiratheten  nicht  selten 
ihre  Töchter  an  Edelleute*). 

Als  Gegenstände  von  Lehen  kamen  neben  Grund- 

V)  Championniere,  a.  a.  0.  S.  64—78.  94.  95.  Doniol,  a.  a.  O. 
S.  248. 

2)  Warnkönig,  Flandrische  Staats-  und  Rechtsgeschichte.  I 266. 
a.  a.  0.  III/I  76. 

'*)  Brants,  Essai  historique  sur  la  condition  des  classes  rurales  en 
Belgique.  Louvain  et  Paris  1880.  S.  72  — 73. 
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stücken  einträgliche  Rechte  aller  Art  und  Aemter  vor,  be- 
sonders oft  wurden  Zehnten  zu  Lehen  gegeben.  Ferner  be- 
sass  man  als  Lehen  Zölle,  Bannrechte,  Frohndienste,  Grund- 
zinsen, den  Ertrag  der  relevia,  wie  auch  Renten,  die  auf 
Grundstücke  radicirt  waren 

Peinlichen  Conflicten  setzten  sich  die  Grafen  von 
Flandern  in  Folge  der  Durchschlingung  ihrer  feudalen  Ver- 
4»«  bindlichkeiten  aus.  Sie  waren  zugleich  Vasallen  des 

I Reiches,  Frankreichs  und  — eines  Geldlehns  wegen  — 

auch  Englands®). 

Auch  in  Flandern  war  der  Druck  feudaler  Abgaben  so 
stark,  dass  er,  wie  z.  B.  im  Jahre  1201  wiederholt  in  Furnes, 
Aufstände  und  Bürgerkriege  hervorrief,  die  in  den  Jahren 
1204  und  1205  nach  Art  der  Familienkriege  in  Corsica  oder 
der  Clans  in  Schottland  fortdauerten.  Erst  1213  wurden 
sie  beigelegt®). 

I Im  Jahre  1271  bezogen  die  Grafen  von  Flandern  in 

Dam  eine  Mahlsteuer  unter  dem  Kamen  Maalpennine,  die 
^ sie  zu  Lehn  gaben.  Sie  bestand  in  einem  Denar  für  jeden 

Wagen  Getreide  , der  in  die  Stadt  kam.  Die  Stadt  kaufte 
diese  Abgabe  ab*). 

Eine  bedeutende  Einnahme  des  Gutsherrn  waren  die 
relevia  venditionum  et  hereditatum,  die  bei  Veräusserungen 
und  Vererbungen  der  Güter  zu  entrichten  waren.  Der  Er- 
trag davon  war  so  bedeutend , dass  er  oft , — z.  B.  dem 
Villicus  — zu  Lehn  gegeben  wurde  ®). 

Die  Naturallieferungen  waren  sehr  mannigfaltig.  Als 
die  hauptsächlichsten  verzeichnen  wir: 

1.  Die  Speicherrenten,  auch  Prieven  genannt, 
t»..  2.  Das  Balfard,  den  Hausgrundzins. 


*)  Warnkönig,  a.  a.  0.  III/I  91 — 92. 

2)  Varenbergh,  Histoire  des  relations  diplomatiques  entre  le  Comte 
de  Flandre  et  TAngleterre  au  moyen  äge.  Bruxelles  1874.  S.  64. 
a.  a.  0.  II/II  45-46. 

*)  a.  a.  0.  S.  142. 
a.  a.  0.  III/I  57—58. 
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3.  Das  droit  du  Champart  oder  terrage,  die  Hälfte  des 
Ertrages  gewisser  Güter. 

4.  Das  ihm  ähnliche  Schoofrt^cht  oder  Landschoof,  das 
alte  agrarium. 

5.  Baulasten  zu  Gunsten  der  gräflichen  Familie  etc. 

6.  Das  Grutrecht,  d.  i.  eine  Abgabe  auf  das  zum  Brauen 
nöthige  Malz. 

7.  Das  droit  d’afforage,  eine  Branutweiuabgabe. 

8.  Auf  die  Jagd  bezügliche  Leistungen. 

9.  Zölle,  die  auf  Flüssen,  Strassen  und  Marktplätzen  zu 
erheben  waren. 

10.  Weideabgaben. 

11.  Dem  Lebensmittel  - Requisitionsrechte  entsprechende 
Abgaben. 

12.  Die  grundherrlichen  Zehnten. 

13.  Die  manus  mortua  und  das  Besthaupt  der  Unfreien. 
Alle  diese  und  mehrere  andere  ähnliche  Abgaben  waren 

gutsherrlich;  der  Graf  bezog  sie  als  Herr  des  Bodens  von 
seinen  Hintersassen. 

Nur  eine  kleine  Anzahl  dieser  Leistungen  erhielt  sich 
in  den  Stadtgemeinden ; einige  wurden  ganz  aufgehoben, 
namentlich  die,  welche  der  alten  Unfreiheit  entsprungen 
waren  ^). 

Der  Leil)eigene  war  nach  Willkür  besteuerbar  und 
musste  sich  allen  von  ihm  verlangten  Arbeiten  unterziehen^). 


Die  von  Karl  dem  Grossen  nach  Italien  verpflanzte 
Immunität,  die  dazu  dienen  sollte,  die  Ceutralregierung  zu 
fördern,  das  Band  zwischen  den  Unterthaneu  und  dem 
Staate  fester  zu  knüpfen,  indem  diesem  die  Ueberwachung 
der  einzelnen  gesellschaftlichen  Classen  erleichtert  würde, 
war  statt  dessen  auch  hier  eine  der  Hauptursacheu  der 
Zerreissung  der  politischen  Einheit  des  Staates  und  der 
Zerstörung  seiner  Macht.  Das  Verbot  des  Eintrittes  in  die 
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0 a.  a.  0.  I 359—360. 
2)  a.  a.  0.  III'I  17. 
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1 immunen  Gebiete  endigte  natürlich  auch  hier  damit,  den 

I ^ ogt  zum  Herrn  der  auf  den  geistlichen  Gütern  wohnenden 

abhängigen  Leute  zu  machen,  die  nie  die  Dazwischenkunft 
des  Grafen  anrufen  durften,  sondern  sich  der  vogtlicheu 
Willkür  fügen  mussten.  So  verbanden  sich  auch  in  Italien 
mit  dem  Eigenthum  die  Rechte  der  Souveränetät.  Italien 
spaltete  sieh  in  eine  Menge  kleiner  Herrschaften,  innerhalb 
4iU  welchei-  der  Bischof  oder  der  Abt  souveräne  Rechte  aus- 

übte. In  dieser  Weise  wurde  das  Lehn  wesen  ausgebildet, 
das  die  Erblichkeit  der  Beneficien  — womit  schon  der 

* 

langobardische  König  Rothari  seine  Getreuen  belohnt 
hatte  — , die  Umwandlung  der  Aemter  in  Eigenthum,  die 
Zersplitterung  der  Souveränetät  unvermeidlich  gemacht 
hatten M-  Selbst  die  Päpste,  die  lange  widerstrebt  hatten, 
vermochten  nicht,  angesichts  der  Verwirrung  bei  Ausgang 
des  zehnten  Jahrhunderts,  sich  des  Lehnweseus  zu  erwehren. 
Die  Noth  drängte  sie,  ansehnliche  Gebiete  für  eine  als- 
bald zu  entrichtende  Summe  herzugeben  und  sich,  um  der 
^ Kammer  das  Eigenthumsrecht  zu  wahren,  mit  einem  gering- 

fügigen Recognitionszinse  zu  begnügen.  Dazu  gesellten  sieh 
die  fortwährenden  Kriege  mit  den  Ungarn  und  den  Saracenen, 
welche  die  Päpste  zwangen,  ganze  Ortschaften  und  Regalien 
mächtigen  Bischöfen  oder  Baronen  zu  verleihen.  In  diesellu' 
Richtung  wurden  die  Päpste  duich  den  Nepotismus  geführt 
(vgl.  III  276  ff.).  Auch  Bischöfe  und  Aebte,  deren  reiche 
Besitzungen  die  Habgier  des  Adels  erweckten,  verliehen 
Güter  an  mächtige  Grosse,  die  daun  als  ihre  Vasallen  gegen 
die  Saracenen  oder  andere  Feinde  zu  Felde  zogen,  gegen 
welche  in  der  Campagna  eine  grosse  Anzahl  von  Castellen 
^ und  Thürmeu  sich  erhoben.  Auch  begab  sich  ein  grosser 

\ Theil  der  Freien,  um  den  Bedrückungen  der  Grafen  und 

\ \ anderer  Beamten  zu  entgehen,  in  ein  Abhängigkeitsverhältniss 

\ zu  der  Kirche.  Insbesondere  in  den  meisten  grossen  Städten 

der  Lombardei  waren  die  Bischöfe  die  eigentlichen  Regenten, 

9 Vgl.  Salvioli,  Manuale  di  storia  del  diritto  italiano.  2»  ed. 
Torino  1892.  S.  206 — 207.  Hegel,  Geschichte  der  Städteverfassung  von 
Italien.  I 436. 
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deren  Hintersassen  die  gesammten  Einwohner  wurden.  Der 
erste  Vertrag  feudaler  Art,  den  wir  kennen,  wurde  im 
Jahre  977  vereinbart.  Der  Abt  Johann  von  St.  Andrea  in 
Seid  bei  Velletri  verlieh  an  Crescentius  de  Theodora  das 
castrum  vetus  gegen  Kriegshilfe  und  einen  Zins  in  Naturalien. 
Um  das  Jahr  1000  verlieh  der  Papst  Sylvester  II.  Stadt 
und  Comitat  Terracina  an  den  Langobarden  Dauferius  gegen 
Hof-  und  Kriegsdienst*). 

Während  nun,  gleich  anderen  Reichen,  auch  der 
Kirchenstaat  durch  das  Lehnwesen  gesprengt  wurde  und  sein 
Domanialeigenthum  zusammenschrumpfte,  war  es  später  die 
geistliche  Gewalt  der  Päpste , die  das  Gegenbild  erblicken 
liess,  dass  mächtige  Eroberer,  um  den  gewonnenen  Gebieten 
Rechtskraft  zu  verleihen  und  Prätendenten,  um  ihre  Krone 
zu  befestigen,  dem  Papste  den  Lehnseid  leisteten.  Dies 
geschah  zuweilen  für  Ländereien,  deren  Besitz  zum  mindesten 
noch  zweifelhaft  war.  So  empting  Robert  Guiscard  Apulien, 
Calabrien  und  Sicilien  vom  Papste  zu  Lelm,  obwohl  nur 
ein  Theil  der  ersten  beiden  Länder  in  seinem  Besitze  war, 
während  Sicilien  sich  noch  ganz  in  den  Händen  der  Saracenen 
befand^).  Wir  erinnern  ferner  insbesondere  an  den  von 
Heinrich  II.  und  Johann  von  England  sowie  von  Peter  von 
Aragonien  dem  Papste  geleisteten  Lehnseid.  In  demselben 
Sinne  wirkte  die  Verschuldung  einst  mächtiger  Barone 
— z.  B.  zur  Zeit  Hadrians  IV.  — , von  denen  viele  dem 
Papste  ihr  halbes  oder  gar  ihr  ganzes  Besitzthum  übergaben 
und  es  dann  als  kirchliches  Lehn  zurückempfingen,  eine 
Erscheinung,  die  sich  um  so  häufiger  darbieten  musste,  als 
die  römischen  Nobili  sich  weder  dem  Ackerbau  noch  anderen 
nützlichen  Beschäftigungen  widmebm,  so  dass  es  der  Kirche 
leicht  wurde,  die  meisten  dieser  Magnaten  in  ihre  Vasallen- 
schaft zu  treiben.  So  erklärt  sich  der  Wandel  der  Besitz- 


*)  Gregorovius,  Geschichte  der  Stadt  Rom  im  Mittelalter.  4.  Aufl. 
III  442.  448.  Giesebrecht,  a.  a.  0.  I/II  859—860.  713. 

Lothar  v.  Heinemann,  Geschichte  der  Normannen  in  Unteritalien 
und  Sicilien.  Leipzig  1894.  I 181. 
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thümer  des  Adels,  von  dem  nur  wenige  Familien,  wie  die 
Colonna  und  die  Orsini,  wirkliche  Stammesherrschaften  in 
der  Campagna  zu  gründen  vermochten*).  Doch  verhinderte 
in  Italien  das  zeitige  Aufblühen  der  Gemeinden  und  der 
Charakter,  den  sie  von  Anfang  an  hier  annahmen,  eine  so 
durchgreifende  Umgestaltung  durch  das  Lehnwesen,  wie  wir 
sie  in  Frankreich  gewahrten. 

Eine  heftige  Bewegung,  die  das  Lehnwesen  in  der 
Lombardei  hervorrief,  nöthigte  Konrad  II.  im  Winter  1036, 
sich  nach  Italien  zu  l)egeben.  Die  kleinen  Vasallen  oder  Val- 
vassoren (valvassori  minori)  ^),  die  ihre  Güter  von  den  grossen 
weltlichen  und  geistlichen  Reichsvasallen  zu  Lehn  trugen,  von 
welchen  sie  eine  willkürliche  Behandlung  zu  erdulden  hatten, 
geriethen  deshalb  in  ungewöhnliche  Aufregung.  Insbesondere 
war  es  das  hochfahrende  und  gewaltthätige  Wesen  des 
Erzbischofs  Aribert,  des  mächtigsten  Fürsten  Norditaliens, 
das  zu  einer  Empörung  trieb,  die  rasch  alle  Stände  ergriff. 
Die  Valvassoren  forderten  ein  geschriebenes  Recht  und 
drohten  für  den  Fall  der  Nichterfüllung  dieses  Verlangens 
mit  dem  Abfalle  vom  Reiche.  Die  berühmte  Lehnsverfassung, 
die  Konrad  darauf  erliess,  welche  die  Grundlage  der  weiteren 
Entwicklung  des  Lehnwesens  in  Italien  bildete,  enthielt  die 
Gewährung  sämmtlicher  Forderungen  der  Valvassoren  und 
damit  ihre  Gleichstellung  mit  den  grossen  Vasallen:  Erb- 
lichkeit der  Lehen  im  Mannesstamm,  Rechtsprechung  durch 
ihres  Gleichen  (pares  curiae),  Sicherung  der  Lehen  gegen 
Umwandlung  in  Zins-  und  Pachtgüter.  Es  ist  begreiflich, 
dass  in  Folge  dieser  Verfassung  die  Valvassoren  den  An- 
hang, die  grossen  Lehnsträger  die  Gegnerschaft  des  Kaisers 
mehrten. 

Für  Süditalien  und  Sicilien  ward  unter  den  Normannen 
eine,  wie  wir  sehen  werden,  früher  von  dem  ersten  eng- 


*)  Gregorovius,  a.  a.  0.  IV  525.  587. 

^)  Capitani  oder  grandi  valvassori  wurden  die  Vasallen  genannt, 
die  ihre  Lehen  vom  Könige  unmittelbar  — valvassori  minori  oder 
valvassini,  die  sie  von  den  capitani  hatten.  (Cibrario,  a.  a.  0.  I 33.) 
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lischeu  Könige  dieser  Abkunft  für  sein  neues  Reich  be- 
kundete Auffassung  des  Lehnwesens  vorbildlich.  König 
Roger  II.  erklärte  unmittelbar  nach  seiner  feierlichen 
Krönung  zu  Palermo  am  Weihiiachtstage  1130  die  Ab- 
hängigkeit sämmtlicher  Lehen  und  Regale  von  der  Krone. 
Sämmtliche  Concessionen  und  Privilegien  sollten  einer 
höchsten  königlichen  Instanz  zur  Durchsicht  unterbreitet 
werden.  Wie  in  England,  war  auch  in  Uuteritalien  und 
Sicilien  die  unerlässliche  Folge  dieses  Staatsactes  die  An- 
lage eines  Katasters  des  gesammRm  Königreichs,  nach  Art 
des  englischen  domesda)'-book.  Der  Lehndieust  war  hier, 
im  Gegensätze  zu  anderen  Reichen,  unterschiedslos  innerhalb 
wie  ausserhalb  des  Königreichs  zu  leisten  ^). 

Zuweilen  wurden  Lehen  von  den  Kaisern  durch  Geld- 
geschenke erlangt.  So  bestätigte  Heinrich  III.  den  Fürsten 
Drogo  von  Apulien  und  Raidulf  von  Aversa  gegen  reiche 
Gaben  an  Gold  und  Rossen  ihre  Besitzthümer  als  Reichs- 
lehen 2).  Gegen  Zahlung  von  13000  Pfund  Silber  verlieh 

Friedrich  I.  im  Jahre  1165  den  Pisanern  Sardinien  als 
Fahnenlehn®). 

Der  ^ asall , der  nicht  über  sechs  Wochen  zu  dienen 
verpflichtet  war,  konnte  sich  durch  Bezahlung  einer  Abgabe 
hostenditia,  in  Sicilien  adoa  — davon  befreien^). 

Während  nach  deutschem  Rechte  der  Vasall  lediglich 
über  die  Lehnsnutzungen  während  der  Dauer  seines  Besitzes 
selbstständig  verfügen  durfte , jede  Verfügung  über  die 
Substanz  dagegen  der  Genehmigung  des  Herrn  l)edurfte, 
galt  eine  solche  Beschränkung  — wofern  es  sich  nicht  um 
Dispositionen  handelte,  welche  die  Erfüllung  der  Lelms- 
ptlichten  verhinderten  — in  Italien  ursprünglich  nicht ; 
vielmehr  konnte  der  Vasall  daselbst,  vorbehaltlich  des  Heim- 


’)  V.  Itauch,  Ueber  das  normannische  Ijchnsrecht  in  Sliditalien  im 
zwölften  Jahrhundert.  Beilage  zur  Allg.  Ztg.  vom  18.  März  1898. 

V.  Heinemann,  a.  a.  0.  1 108. 

®)  Davidsohn,  a.  a.  0.  I 49.3. 

*)  Salvioli,  a.  a 0.  S.  511. 
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fallsrechtes  des  Herrn,  über  das  halbe,  in  manchen  Gegenden 
sogar  über  das  ganze  Lehn  auch  ohne  Einwilligung  des 
Herrn  verfügen.  Später  gelangte  durch  ein  Gesetz  Lothars  III. 
von  1136,  dem  ein  Gesetz  Friedrichs  I.  von  1158  rück- 
wirkende Kraft  verlieh,  die  erwähnte  einschränkende  Be- 
stimmung des  deutschen  Rechtes  auch  für  Italien  zur  Geltung  ^). 
Auch  in  Sicilien  war  es  zur  Zeit  der  Normannenherrschaft 
dem,  der  drei  Lehen  besass,  gestattet,  eines  davon  seiner 
Tochter  als  Mitgift  zu  geben  und  dem,  der  nur  eines  hatte, 
die  Hälfte  davon  solchem  Zwecke  zu  widmen ; nur  durfte  es 
nicht  das  Lehn  sein,  nach  dem  der  Vasall  sich  benannte. 
Die  Mitgift  galt  für  die  Lebensdauer.  In  der  Folge  hob 
der  Kaiser  Friedrich  II.  diesen  Brauch  auf  und  erklärte  die 
Lehen  als  unveräusserlich;  später  jedoch,  im  Jahre  1296, 
gestattete  Friedrich  II.  von  Aragonien  wieder  den  Verkauf 
und  die  Schenkung  von  Lehen  ohne  königliche  Zustimmung 
zu  Gunsten  von  Personen  gleicher  Würde  und  gleichen 
Adels.  Damit  aber  der  Rückfall  an  die  Krone  nach  Mög- 
lichkeit eintreten  könne,  untersagte  er  die  Veräusserungen 
zu  Gunsten  der  Kirche;  zugleich  wurde  dem  Lehn  eine 
Abgabe  von  einem  Zehntel  des  Verkaufspreises  zu  Gunsten 
der  königlichen  Domänen  auferlegt®). 

Kaiser  Friedrich  II, , „der  erste  moderne  Mensch  auf 
dem  Throne“,  erkannte,  wie  sehr  die  Herstellung  und  Be- 
hauptung voller  königlicher  Gewalt  durch  das  Lehnwesen 
behindert  werde,  dessen  Vernichtung  er  daher  anstrebte. 
Zu  diesem  Ende  centralisirte  er  die  Verwaltung  und  die 
richterliche  Gewalt,  indem  er  die  Berufung  von  den  Lehns- 
gerichten an  die  Reichsgerichte  anordnete®).  Ferner  entzog 
er  den  Feudalherren  die  Criminaljurisdiction  und  andere 
Privilegien.  Zu  Capua  setzte  er  ein  Gericht  ein,  dem  er 
die  Prüfung  der  Rechtstitel  sämmtlicher  Lehnsträger  au- 


Schröder,  a.  a.  0.  S.  399. 

2)  Salvioli,  a.  a.  0.  S.  512. 
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vertraute,  mit  der  Ermächtigung,  die  Lehen,  deren  Recht- 
mässigkeit die  Inhaber  nicht  genügend  nachzuweisen  ver- 
möchten, zu  den  Krongütern  zu  schlagen.  Auf  solche  Weise 
unterdrückte  er  vollends  die  Unabhängigkeit  der  Feudal- 
barone U.  Seine  Politik  wurde  jedoch,  wie  bereits  an- 
gedeutet, von  den  Anjou  und  den  Aragonesen  wieder  auf- 
gehoben , die  vielmehr  die  Lehen  vermehrten  und  u.  A 
eine  grosse  Zahl  freier  Städte  feudalisirten. 

Eine  Italien  eigenthümliche  Schöpfung  des  Lehnwesens 
war  das  Condottierenthum.  Die  meisten  Condottieri  waren 
kleine  Lehnsherren,  die  ihre  Vasallen  bewaffneten,  um  den 
Krieg  als  einträgliches  Gewerbe  zu  betreiben. 

Die  Erwerbungen,  die  Venedig  nach  der  Einnahme 
Constantinopels  durch  die  Kreuzfahrer  im  vierten  Kreuzzuge 
machte,^  boten  der  Republik  Veranlassung  zu  lehnsrecht- 
lichen Verleihungen.  Die  neuen  Besitzungen  bestanden  aus 
einei  zwischen  dem  adriatischen  INIeere  und  dem  Bosporus 
zerstreuten  Reihe  von  Häfen  und  Inseln.  Die  Republik, 
ausser  Stande  von  einer  so  grossen  Anzahl  isolirter  Punkte! 
Aon  denen  noch  nicht  alle  unterworfen  waren,  auf  einmal 
Besitz  zu  ergreifen,  ertheilte  im  Jahre  1207  allen  venetiani- 
schen  Bürgern  die  Erlaubniss  zu  solcher  Besitzergreifuni»- 
unter  der  Bedingung,  die  von  ihnen  zu  erobernden  Insein 
des  Archipels  oder  Häfen  der  Küste  zu  Lehn  zu  nehmen 
Sie  nahm  nur  die  Insel  Kreta  und  die  Inseln  des  jonischen 
Meeres  aus.  Die  ehrgeizigen  Edelleute  und  Kaufleute 
Aenedigs  wurden  auf  solche  Weise  Eroberer  und  Feudal- 
herren In  ähnlicher  Art  verfuhr  die  Republik  zehn  Jahre 
spater  hinsichtlich  der  Insel  Kreta.  Um  diese  Insel  an 
sich  zu  fesseln,  vertheilte  sie  daselbst  Ländereien  an 
venetianische  Bürger ; grössere  — Reiterlehen  - an  Patricier 
kleinere  - Fusslehen  - an  Plebejer,  mit  dem  Rechte  der 
eierbung  von  \ater  auf  Sohn,  wie  der  Veräusserung, 


ch  des  republiques  italiennes  du  moyen  äge 
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allerdings  nur  an  Venetianer.  Die  Besitzer  waren  zur 
Heeresfolge  verpflichtet,  durften  aber  in  Friedenszeiten 
Handel  treiben  ^). 

Es  kamen  auch  zeitlich  begrenzte  Lehen  vor.  Im  Jahre 
1153  gab  die  Republik  Genua  den  beiden  Brüdern  LTgo  und 
Niccola  Embriaci  alle  ihre  Besitzungen  in  Jean  d’Acre  für 
neunuiidzwanzig  Jahre  zu  Lehn®).  Im  Jahre  1352  verlieh 
Papst  Clemens  VI.  dem  Erzbischöfe  Visconti  für  zwölf  Jahre 
die  Herrschaft  Bologna  gegen  jährliche  Zahlung  von  12  000 
Goldgulden  ®). 

Auch  in  Italien  waren  die  Gegenstände  der  Lehen 
mannigfaltig.  In  Süditalien  und  Sicilien  insbesondere  um- 
fassten die  Lehen  auch  Mannen  (villani,  affidati,  raccoman- 
dati),  Bodenerzeugnisse , Erträgnisse  verschiedener  Art  und 
Kirchen  in  Folge  des  Patronatsrechtes  über  sie  oder  wegen 
ihrer  Einkünfte D.  Der  Gedanke,  Klöster  zu  Lehn  zu 
geben  — die  bei  den  Franken  schon  zur  Zeit  der  Mero- 
winger in  Privatbesitz  waren®)  — lag  namentlich  in  Ober- 
italien deshalb  so  nahe , weil  ihre  Stiftung  nicht  sowohl 
dem  Bedürfnisse  klösterlichen  Lebens  als  dem  von  Eigen- 
thumsanlagen, von  Leibrenten,  Versicherungsanstalten  u.  s.  w. 
entsprang,  denen  der  geistliche  Charakter  Schutz  und  An- 
sehen verlieh. 

So  erbaute  um  850  Gaifred  in  der  Nähe  von  Florenz  ein 
Kloster  für  seinen  Sohn  Gaiprand,  nach  dessen  Tode  das  Ein- 
kommen der  Stiftung  Gaiprands  Schwestern,  dann  einem  Vetter 
und  einem  Neffen  bestimmt  war,  worauf  schliesslich  ein  Familien- 
spross geistlichen  Standes  das  Kloster  besitzen  sollte.  Zur  Ver- 
sorgung der  Tochter  eines  seiner  fränkischen  Grossen  errichtete 
LudAvig  II.  die  kleine  Abtei  S.  Andrae  in  Florenz.  Häufig 
lagerte  sich  die  vornehme  Verwandtschaft  eines  Klostereigen- 
thümers  mit  ritterlichem  Gefolge  in  zum  Stifte  gehörigen 
Häusern  ein. 


1)  Heyd,  a.  a.  0.  I 308. 

'^)  Canale,  Nnova  istoria  della  repubblica  di  Genova.  I 120—121. 
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Auch  Kirchen  kamen  häufig  in  den  Besitz  von  Laien, 
denen  sie  nur  als  nutzbare  Objecte  dienten. 

Dreizehn  Kirchen  in  der  Stadt  Florenz  und  vor  ihren 
1 hören  befanden  sich  im  ersten  Drittel  des  elften  Jahrhunderts 
nachw  eislich  in  den  Händen  von  Laien  oder  zur  Privatnutzung 
in  denen  von  Geistlichen.  Von  diesen  Kirchen  war  S.  Martino 
von  dem  Archidiaconus  Johannes  um  die  Mitte  des  zehnten 
Jahrhunderts  mit  der  ausdrücklichen  Bestimmung  gegründet 
worden,  dass  sie  im  Besitze  geistlicher  Mitglieder  seiner  Familie 
vei  bleiben  solle.  So  vererbte  sich  die  Rectorswürde,  w'obei  mehr 
auf  die  Besitzungen  als  auf  die  Erfüllung  geistlicher  Pflichten 
Rücksicht  genommen  wurde. 

Ungeachtet  des  Volksbewusstseins,  dass  die  antiken 
Denkmäler  öffentliches  Eigenthum  sind,  waren  auch  sie 
vielfach  Gegenstände  der  Verleihung  von  Seiten  der  Päpste. 
Der  römische  Adel  hat  sich  auch  willkürlich  in  den  Besitz 
monumentaler  Bauten  gesetzt  und  sie  im  zehnten  und  elften 
Jahrhundert  zur  Anlage  von  Festungen  benutzt. 

Wie  sehr  das  Lehn  oder  die  Pfründe  allein  in  Betracht 
kam,  wogegen  das  Amt  ganz  in  den  Hintergrund  trat,  be- 
zeugt die  Thatsache,  dass  vornehme  Familien  es  als  ihr 
gutes  Recht  betrachteten , ihren  Kindern  hervorragende 
geistliche  Aemter  zuzuwenden.  Adelige  Kinder  im  Alter 
von  elf  bis  dreizehn  Jahren  in  der  Stellung  von  Domherren 
waren  keine  seltene  Erscheinung.  So  lange  das  eheliche 
Leben  unter  den  Bischöfen  verbreitet  war,  suchten  diese  das 
Gut  der  Bisthümer  ihren  Kindern  zu  hinterlassen , wodurch 
die  wirthschaftliche  Wechselwirkung  des  Strebens  nach  Ver- 
allgemeinerung des  Cölibats  und  Abschaffung  der  Simonie 
klar  erscheint.  Wir  erwähnten  bereits,  dass  die  Prälaten 
an  der  Spitze  ihrer  Lehnsmannschaften  ins  Feld  zogen,  was 
in  geistlichen  Kreisen  selbst  in  der  gregorianischen  Zeit  so 
wenig  Anstoss  erregte,  dass  sogar  ein  so  frommer  und  für 
die  Reform  so  begeisterter  Mann  wie  Anselm  von  Lucca 
sich  mit  einem  Gefolge  von  dreissig  bis  vierzig  Rittern  nach 
Rom  zur  Synode  begab.  Ein  ritterliches  Gefolge  führte 
u.  A.  auch  die  Gräfin  Aebtissin  Sofia  von  Pratovecchio, 
oberste  Leiterin  des  Nonnenklosters  Rosano  mit  sich , eine 
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Erscheinung,  die  durch  die  fortwährende  Gefahr  feindlicher 
Ueberfälle  erklärt  wird.  So  wurden  denn  auch  die  hohen 
kirchlichen  Würden  hauptsächlich  aus  politischen  Rück- 
sichten und  daher  eher  an  tüchtige  Krieger  als  in  ihrem 
geistlichen  Berufe  hervorragende  Männer  verliehen.  Auch 
waren  diese  Verleihungen  eine  reiche  Einkommensquelle 
der  Herrscher:  der  Preis  des  Bischofssitzes  von  Florenz 
z.  B.  war  im  Jahre  1061  dreitausend  Pfund,  ein  riesiger 
Betrag  mit  Rücksicht  auf  den  Geldwerth  des  elften  Jahr- 
hunderts ^). 

Man  zählte  über  hundert  feudale  Abarten:  die  Kirche 
feudalisirte  die  sacramentalen  Zehnten  (bis  das  lateranische 
Concil  von  1179  es  verbot),  die  Stola-  und  Friedhofsgebühren, 
die  Altäre  u.  s.  w.  ^). 

Die  Fehden,  die  das  Lehnwesen  herbeiführte,  nahmen 
hier  in  Folge  der  entsetzlichen  Ausdehnung  der  vendetta 
privata , die  namentlich  w'ährend  des  ganzen  zehnten  und 
elften  Jahrhunderts  wüthete,  einen  besonders  furchtbaren 
Charakter  an.  Es  wurde  durch  den  Gottesfrieden  (s.  III. 
105—106)  vorzüglich  dahin  gewirkt,  dass  zu  den  Fehden, 
die  angekündigt  werden  sollten,  nur  aus  gerechten  Ursachen 
und  nach  versuchter  Betretung  des  gerichtlichen  Weges  ge- 
schritten werde,  dass  während  des  Krieges  die  Weinberge 
und  Ernten  unversehrt  gelassen  werden,  dass  man  nicht, 
der  vendetta  wegen,  das  Eigenthum  des  Gegners  in  Brand 
stecke,  dass  man  den  Feind  nicht  in  dessen  Hause  oder 
in  einem  andern  geschlossenen  Orte  angreife;  auch  wurde 
der  Angriff  von  gewissen  Personenclassen , wie  Frauen. 
Geistlichen,  Kaufleuten,  ganz  untersagt.  Zu  den  Fehdeu 
gesellten  sich  in  Italien  fortwährende  Streitigkeiten  mit 
der  Geistlichkeit.  Wie  anderwärts,  wurden  auch  hier  die 
zur  Vertheidigung  gegen  die  Normannen,  Saracenen, 
Ungarn  u.  s.  w.  angelegten  Adelsburgen,  in  welche  die  Be- 

0 Davidsohn,  a.  a.  0.  S.  89.  90.  141—143.  699  ff.  Jastrow  und 
Winter,  Deutsche  Geschichte  im  Zeitalter  der  Hohenstaufen.  Stuttgart 
1897.  I 311. 
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völkeruiig  Vieh,  Früchte  und  Ackergeräthe  flüchtete,  öfter 
in  Stätten  der  Gewalt  und  der  Bedrückung  gewandelt,  die 
nicht  selten  vom  "N  olke , das  sich  gegen  den  übermüthigen 
Adel  erhob,  zerstört  wurden.  In  der  Grafschaft  Florenz- 
Fiesoie  allein  waren  um  1200  205  Castelle  bekannt  - die 
auch  in  den  entsetzlichen  Stadtkämpfen  eine  grosse  Rolle 
spielten  — deren  Zahl  aber  weit  grösser  gewesen  sein 
muss,  da  nicht  alle  in  den  vorhandenen  Quellen  erwähnt 
smdQ.  Von  dort  aus  lauerten  die  feudalen  Barone  den 
florentiner  Kaufleuten  auf,  forderten  von  Waaren  wie  von 
Reisenden  Schatzung,  griffen,  sobald  sie  auf  Widerstand 
stiessen , zu  den  Waffen , unternahmen  auch  Streifzüge  und 
^ ^ erwüstungen  bis  vor  die  Mauern  der  Stadt.  Auf  solche 
Weise  erklärt  sich  der  in  jenen  Zeiten  so  gewaltig  hervor- 
getretene Gegensatz  zwischen  Stadt  und  Land,  wie  die 
Häufigkeit  der  Bekriegung  der  Feudalherren,  die  den  be- 
triebsamen Städten  aufgedrungen  wurde.  Nach  erfochtenen 
Siegen  suchten  die  Florentiner  die  überwundenen  Feudal- 
herren, deren  Burgen  sie  zerstört  hatten,  dadurch  un- 
schädlich zu  machen,  dass  sie  sie  zwangen,  ihren  Wohnort 
nach  Florenz  zu  übertragen 

Ueberaus  gross  war  auch  die  Anzahl  der  Geschlechter- 
thurme,  die  sich  seit  der  ersten  Hälfte  des  elften  Jahr- 
hunderts allenthalben  erhoben.  Wie  zahlreich  im  Kirchen- 
staate die  Adelsthürme  waren,  die  den  furchtbarsten  Ge- 
waltthaten  dienten,  kann  daraus  geschlossen  werden,  dass 
im  Jahre  1257  Brancaleone  über  140  solcher  Thürme  nieder- 
reissen  liess»).  Der  Charakter  der  Burgen  erklärt  die 
namentlich  in  Tuscien  häufigen  Verträge,  wonach  das  „Volk“ 
eines  Bezirkes  sich  durch  Kauf  wenigstens  einen  Antheil  au 
einer  Burg  oder  ein  Vorrecht  für  Erwerbung  der  Pfand- 
nahme  einer  solchen  sicherte.  Durch  die  Erwerbung  einer 
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Burg  erlangten  die  vorher  Abhängigen  die  Rechte  ihrer 
Herren  ^). 

Häufig  wurden  die  Städte  in  Folge  von  Gewaltthaten, 
die  gegen  sie  geübt  worden  waren , zur  Ergreifung  der 
Waffen  genöthigt.  Indem  sie  gegen  die  feudalen  Gewalten 
ankämpften,  suchten  sie  auch  ihre  politische  Macht  zu  er- 
weitern und  zu  befestigen. 

Die  Gemeinde  Genua  besass  das  Gebiet  von  Lavagna , das 
sie  einigen  ihier  vornehmen  Bürger  als  Lelm  verliehen  hatte. 
Aber  diese  verletzten  die  Bedingungen  der  Investitur,  legten  den 
Wanderern  willkürlich  Abgaben  auf  und  beliinderten  Reisen,  wie 
überhaupt  jeden  Verkehr.  Um  ihre  Gewalt  zu  massigen,  wurden 
ihnen  im  Jahre  1128  Zölle  verliehen;  aber  das  betreffende  Decret 
musste  bald  widerrufen  werden,  weil  sie  nun  noch  ärger  wütheten, 
so  dass  die  Feindseligkeiten  kein  Ende  nahmen.  Die  Republik 
musste  schliesslich  zu  den  Waffen  ihre  Zuflucht  nehmen;  nach- 
dem sie  im  Jahre  1132  das  Castell  Rivarolo  erobert  hatte, 
wurden  die  Raufbolde  gezähmt:  sie  unterwarfen  sich  der 

Consulargerichtsbarkeit  und  verpflichteten  sich,  die  Reisenden 
nicht  mehr  zu  belästigen,  Person  und  Eigenthum  der  Genuesen 
zu  achten®).  Es  bezeichnet  den  an  primitive  Verhältnisse  er- 
innernden Geist  des  Mittelalters,  dass  man  nur  die  eigenen  Unter- 
thanen  vor  Gewaltthaten  zu  schützen  suchte,  die  man  gegen  die 
anderen  Gebieten  Angehörigen  ruhig  zuliess. 

Conflicte  zwischen  Lehnsherren  und  Vasallen , ins- 
besondere wegen  unterlassener  Zinszahlung,  waren  häufig. 
So  bestanden  unaufhörlich  Streitigkeiten  zwischen  Papst 
Paul  II.  und  dem  Könige  Ferrante  von  Neapel  wegen  ihres 
Lehnsverhältnisses.  Der  König  wandte  allerhand  Ausflüchte 
an,  so  oft  es  sich  um  die  Zahlung  des  Zinses  an  den  Papst 
handelte.  Dies  im  Verein  mit  einer  anderen  Zwistigkeit 
erzürnte  den  Papst  so  sehr,  dass  er  mit  Johann  von  Anjou 
einen  Feldzug  gegen  den  Aragonesen  vereinbarte. 

Auch  in  Italien  waren  die  feudalen  Leistungen  sehr 
mannigfaltig,  je  nach  der  Art  der  landwirthschaftlichen  Be- 
triebe, wozu  sich  vielfache  Frohnen,  wie  Waclitdienste  u.  s.  w. 


B Davidsohn,  a.  a.  O.  S.  323.  Eine  Reihe  solcher  A'erträge  ist 
in  Davidsohus  „Forschungen“,  8.  75,  verzeichnet. 
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gesellten.  So  konnte  nach  der  im  Jahre  1216  erfolgten 
Aufzeichnung  des  Mailändischen  Gewohnheitsrechtes  der 
Burgherr  seine  Leute  jederzeit  zur  Wiederherstellung  des 
Castells  anhalten , wofür  es , selbst  dann,  wenn  seit  hundert 
oder  zweihundert  Jahren  solche  Ansprüche  nicht  mehr  er- 
hoben worden  waren,  keine  Verjährungsfrist  gab. 

In  den  Territorien,  die  ehemals  zum  langobardischen  Reiche 
gehört  hatten,  waren  die  bäuerlichen  Lasten  die  folgenden:  1.  Das 
terraticnm,  eine  Ertragsquote  von  verschiedenem  Umfange;  oft 
bestand  sie  im  siebenten  Theile  des  Getreides  und  im  dritten 
des  Mostes.  2.  Das  aquaticum,  der  zwanzigste  oder  dreissigste 
Theil  der  Hanf-  und  Flachs-Erträge.  3.  Das  glandaticum  für 
Benutzung  der  Eicheltrift , gewöhnlich  das  zehnte  Ferkel  und 
fünfzehnte  grössere  Schwein  der  Heerde ; der  Besitzer  nur  Eines 
Mutterschweines  ging  frei  aus.  4.  Das  herbaticum , eine 
Weidegebühr,  die  im  zehnten  Stücke  der  Schafheerde  bestand. 
5.  Das  plateaticum,  eine  Art  Marktgeld.  6.  Eine  Häusersteuer, 
salutes , die  an  den  grossen  Festen  in  Hühnern,  Kuchen,  Eiern, 
getrockneten  Feigen , Schinken  und  Käse  entrichtet  wurde. 

7.  Eine  Jagdabgabe,  die  dort,  wo  den  Bauern  die  Jagd  erlaubt 
war,  bezahlt  werden  musste : vom  Wildschwein  der  Kopf  und  ein 
Yordertheil,  vom  Bären  Kopf,  Fell  und  Tatzen,  vom  l’uchs  das  Fell. 

8.  Spann-  und  Handdienste,  zuweilen  auch  Botenfrohnen.  9.  Die 
Unterwerfung  unter  den  Mühlenbann,  infolge  dessen  mindestens 
ein  Zwanzigstel  als  Mahlmetze  gezahlt  werden  musste.  10.  Ein 
Geschenk  bei  Uebertragung  des  Gutes  an  einen  neuen  Herrn. 
11.  Die  Kosten  der  Reisen  des  Herrn  an  den  Hof  des  Lehns- 
herrn, welche  die  Bauern  zu  bestreiten  hatten.  12.  Kriegsdienste 
innerhalb  eines  gewissen  Districts , davon  drei  Tage  bei  jedem 
Aufgebote  auf  eigene  Kosten. 

Diese  Lasten  ruhten  im  dreizehnten  Jahrhundert  allenthalben 
bloss  auf  den  Bauerngütern,  während  die  Bauern  persönlich  frei 
waren  und  ihre  Habe  veräussern  durften ; bei  Veräusserung  der 
gesammten  Habe  hatten  sie  ein  Abzugsgeld  zu  entrichten. 

Aus  der  Chronik  des  Klosters  von  Montecasino  geht  hervor, 
dass  diese  Leistungen  schon  im  zehnten  Jahrhundert  bestanden 
haben  ^). 

Während  die  regelmässigen  Abgaben  sich  in  Oberitalien 
oft  als  mässig  erwiesen,  waren  es  die  ausserordentlichen, 

*)  Leo,  Geschichte  der  italienischen  Staaten.  I 86 — 88. 
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•die  als  drückend  bezeichnet  werden  müssen.  Dabei  hing  es 
von  dem  Belieben  des  Herrn  ab,  ob  er  sich  mit  dem  Her- 
kömmlichen begnügen  oder  neue  Lasten  einführen  wollte, 
die  dann  bald  gewohnheitsrechtliche  werden  sollten.  — Zu 
den  drückendsten  Lasten  gehörten  im  Floreutinischen  die 
Albergarien , d.  i.  Gewährung  von  Unterkunft  und  Ver- 
pflegung während  einer  bestimmten  Zahl  von  Tagen , zu- 
weilen für  Mann  und  Ross.  Besonders  beängstigende  Ver- 
hältnisse nahmen  sie  an,  wenn  zu  Kriegszeiten  Truppen 
ohne  Entschädigung  untergebracht  werden  sollten.  Erschien 
der  Herr  selbst,  der  in  der  Burg  wohnte,  so  mussten  dahin 
alle  für  ihn  und  sein  Gefolge  erforderlichen  Lebensmittel 
sowie  Holz,  Lichter,  Pferdefutter  u.  s.  w.  geliefert  werden. 
Die  Bewohner  des  kleinen  Gebirgsörtcheus  Batoni  im  Pisto- 
jesischen  hatten  alle  drei  Jahre  bei  Erscheinen  des  Bischofs 
in  dem  ihm  daselbst  gehörigen  Castell  u.  A.  die  Tafel- 
bedürfnisse dreier  Tage  zu  befriedigen.  Blieb  der  Bischof 
aus,  so  Hess  er  sich  den  Werth  der  Gegenstände,  die  ihm 
hätten  geliefert  werden  sollen , baar  bezahlen.  Die  Pflicht 
der  Albergaria  suchte  man  bald  auf  reisende  Freunde  des 
Herrn  oder  von  ihm-  begünstigte  Personen  auszudehneu.  Da 
solche  Gastfreundschaft  auf  Kosten  der  armen  Leute  von 
den  sie  Geniessenden,  geeigneten  Falles,  in  gleicher  Weise 
erwidert  wurde,  so  kann  man  sieh  vorstellen,  wie  drückend 
diese  Plage  werden  konnte.  Die  Grossgräfin  Mathilde  er- 
wies sich  auf  solche  Weise  dem  von  Rom  heimkehrenden 
Bischof  Anselm  von  Canterbury  auf  Kosten  ihrer  Unterthanen 
gastfrei.  Unter  Anderm  war  es  Brauch,  das  Foderum,  das 
von  den  Lehnsträgern  erhoben  wurde , auf  die  Hintersassen 
abzuwälzen,  in  welchem  Falle  noch  weit  mehr  erhoben  als 
geleistet  worden  sein  mag. 

Die  beim  Verkaufe  des  Lelms , der  eine  neue  Investitur 
zur  Folge  hatte,  von  dem  Herrn  erhobene  Abgabe  (laudemio) 
betrug  ein  Fünftel  des  Verkaufpreises.  Bei  jedem  Todes- 
fälle eines  Lehnsträgers  war  das  relevium  (rachatum)  zu 
entrichten. 

Was  die  aus  der  Gerichtsbarkeit  erflossenen  Leistungen 
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aiibelangt,  so  wurden  mit  Vorliebe  Geldstrafen  zu  Gunsten 
der  Gerichtsberren  auferlegt. 

Analog  den  geschilderten  Vorgängen  in  P'rankreich,  I 

scheuten  sich  auch  in  Oberitalien  adelige  Lehnsherren  im 
zwölften  Jahrhundert  nicht,  bei  Verkauf  von  Län- 
dereien den  abusus  ausdrücklich  mitzuver- 
äiissern  oder  sich  selbst  vertra  gsmässig  die 
weitere  Uebuug  der  Missbrä  uche  vo rzubeh alten. 

Es  wurde  Land  nebst  den  Ansprüchen  an  dessen  Bebauer 
verkauft,  mochten  sie  auf  Brauch  o d e r M i s s b r a u c h 
beruhen.  In  einer  Urkunde  wurde  hinsichtlich  eines 
PHichtigen  ausdrücklich  erklärt:  „Item  pflegten  wir  ihm 
mit  Gewalt  Steuern  abzunehmen.“  Einmal  wurden  die  Ein- 
nahmen aus  „gerechten  wie  ungerechten  Miss- 
bräuchen“ mit  verkauft,  wobei  jene  offenbar  durch  die 
Länge  der  Zeit  sanctionirt  erschienen.  Dass  u.  A.  mit 
Frohnfuhren,  „angaria“  und  „paraiigaria“  arger  Missbrauch  ' 

getrieben  wurde,  ist  daraus  zu  schliessen,  dass  die  Worte 
„angaria“  und  „angariare“  die  Bedeutung  von  Erpressung  ^ 

und  Bedrückung  behalten  haben.  Es  lässt  sich  annehmen, 
dass  der  Druck  verstärkt  worden  sei,  wenn  statt  des  Herrn 
ein  Stellvertreter  die  Verwaltung  führte. 

Der  Abgabendruck  wurde  in  einzelnen  Gegenden  Ober- 
italiens durch  die  roncalischeu  Satzungen  Friedrichs  I.  be- 
trächtlich verschärft,  wo  dadurch  nicht  nur  längst  beseitigte 
kaiserliche  Lasten  von  Neuem  auferlegt  wurden,  sondern 
daneben  auch  die  Rechte  herrschender  Adelsgeschlechter 
ihre  Geltung  bewahrten.  So  war  es  in  Tuscien,  wo  neben 
den  seit  geraumer  Zeit  ausser  Uebuug  gekommenen  nun 
wieder  eingeführteu  kaiserlichen  Abgaben  die  dem  Herzoge  ul 

Welf  verliehenen  markgräflicheu  Rechte  in  Kraft  blieben, 
so  dass  eine  doppelte  Abgabenptlicht  entstand.  Dazu  ge-  I 

seilten  sich  die  eben  unter  Berufung  auf  die  roncalischeu 
Satzungen  den  grossen  tuscischen  Geschlechtern,  wie  den 
Häusern  Guidi , Alberti , Aldobrandesca  u.  s.  w.  ertheilten 
umfangreichen  Privilegien.  Dem  Hause  Alberti  wurde  alles 
zuerkannt , was  es  seit  drei  Generationen  von  den  Graf- 
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schaftsrechten  abgetreten  oder  veräussert  hatte ; ebenso 
wurden  alle  Ansprüche  wieder  belebt,  die  es  früher  in 
Städten , Burgen  oder  Dörfern  besessen  hatte , wie  die  Ein- 
nahme von  Märkten,  Wegzöllen  oder  Geleiten  u.  s.  w. 
Die  so  Begünstigten  strebten  nun,  die  Feudalgewalten  noch 
über  das  im  vorigen  Jahrhundert  gekannte  Mass  zu  erhöhen 
und  opferten  dadurch  den  Aufschwung  der  Städte  ihrem 
Interesse.  Auch  noch  unter  Heinrich  VI.  war  der  Druck, 
den  die  kaiserlichen  Beamten  durch  Erhebung  regelmässiger 
wie  unregelmässiger,  gesetzlicher  wie  willkürlicher  Auflagen 
ausübten,  unerträgliclU) , und  dies  erklärt  die  unmittelbar 
nach  dem  Tode  des  Kaisers  erfolgte  Bildung  des  gegen  eine 
Erneuerung  der  deutschen  Herrschaft  gerichteten  tuscischen 
Bundes. 

Noch  im  fünfzehnten  Jahrhundert  zogen  die  neapoli- 
tanischen Barone  die  grössten  Flrträge  nicht  nur  aus  Steuern 
und  der  Mitherrschaft,  die  sie  auf  den  Gütern  ihrer  Vasallen 
sich  aneigneten,  sondern  auch  aus  den  Verboten  der  Aus- 
übung bürgerlicher  Rechte  und  sogar  der  Betreibung  irgend 
welcher  Gewerbe , die  an  die  Bezahlung  besonderer  Ab- 
gaben geknüpft  waren.  Das  Decret  Ferdinands  I.  vom  Jahre 
1482,  wodurch  Jedermann  in  Neapel  ermächtigt  wurde,  jedes 
Gewerbe  oder  jede  Kunst  beliebig  auszuüben,  Häuser  zu 
vermiethen , Tavernen  zu  eröffnen , frei  zu  kaufen  und  zu 
verkaufen,  erschien  sonach  als  eine  erlösende  Neuerung, 
welche  jedoch  die  Barone,  angesichts  der  Ohnmacht  des 
Königs,  durch  die  Androhung  von  Repressalien  zu  gutem 
Theile  unwirksam  machten  ^). 


Es  ist  ein  von  manchen  älteren  wie  neueren  Historikern 
Spaniens  begangener  Irrthum,  zu  behaupten,  dass  im  mittel- 
alterliehen Spanien  das  Lehuwesen  kaum  bestanden  habe^). 

1)  Davidsohn,  a.  a.  0.  S.  306  ff.  469.  491.  492.  609. 

Salvioli,  a.  a.  0.  S.  268. 

Die  Hauptquelle  dieser  Darstellung  des  Lehnwesens  iu 
Spanien  ist  das  Werk  von  Francisco  de  Cärdenas:  Ensayo  sobre  la 
historia  de  la  propiedad  territorial  en  Espana.  Madrid  1873 — 1875. 
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Wenn  Burke  M meint,  dass  die  Magnaten  Castiliens  und  Leons 
durch  ihre  fortwährende  Bekriegung  der  Mohammedaner  be- 
hindert worden  seien,  sich  in  ihre  baronialen  Hallen  zurück- 
zuziehen, über  ihre  Vasallen  zu  herrschen  und  nach  Art  des 
französischen  und  englischen  Adels  ihre  Besitzungen  zu  ver- 
walten, da  sie  mehr  im  Felde  als  auf  ihren  Schlössern  gelebt 
hätten,  so  verkennt  er  das  Wesen  des  Feudalismus  voll- 
ständig. Eben  in  Folge  der  unaufhörlichen  Bekämpfung  der 
Mohammedaner  im  Pyrenäenlande  vermochte  dieses  nicht, 
sich  dem  Lehnwesen  zu  entziehen,  wenn  auch  nicht  immer 
diese  Bezeichnung  daselbst  angewandt  worden  ist.  Es  muss 
übrigens  in  dieser  Beziehung  zwischen  den  einzelnen  Reichen 
unterschieden  werden. 

1.  Castilien  und  Leon. 

Castilien  erhielt  seinen  Namen  von  den  zahlreichen 
Castellen,  die  daselbst  an  allen  wichtigen  strategischen 
Punkten  errichtet  wurden.  Die  Grenzgebiete,  die  den  An- 
griffen der  Mohammedaner  unaufhörlich  ausgesetzt  waren, 
wurden  der  Vertheidigung  und  Verwaltung  tapferer  Edelleute 
anvertraut , denen  auch  hier  im  Kriege  Gefolgschaften  zur 
Verfügung  standen,  und  die  gleich  den  Adeligen  anderer 
Reiche,  die  Unabhängigkeit  von  der  Centralgewalt  zu  er- 
ringen strebten.  So  waren  die  Grundlagen  zur  Bildung  des 
Lehnwesens  gegeben^). 

Auch  zum  Behufe  der  Bevölkerung  unbebauter  und  der 
Wiederbevölkerung  verwüsteter  Gegenden  machten  die  Könige 

• 

nach  der  Eroberung  bedeutender  Gebiete  Landschenkungen 
als  Belohnung  militärischer  und  anderer  Verdienste.  Obwohl 
solche  Vertheilung  eroberter  Länder  unter  die  Krieger,  die 
sie  gewinnen  halfen,  nur  in  Betreff  der  drei  Ritter,  die  zu- 
erst in  eine  belagerte  Stadt  eindrangen,  verpflichtend  war, 
so  verengte  sie  doch  die  Sitte  seit  dem  elften  Jahrhundert 
auch  für  die  anderen. 

*)  Burke,  A History  of  Spain.  London  1895.  I B37. 

2)  Diercks,  Geschichte  Spaniens.  Berlin  1895 — 1896.  I 251. 


Der  eroberte  Grund  und  Boden,  den  die  Krone  zu  ver- 
theilen pflegte,  wurde  theils  zu  dauerndem  und  erblichem, 
theils  zu  zeitweiligem  oder  lebenslänglichem  mehr  oder 
weniger  eingeschränktem  Eigenthum  verliehen.  Die  ältesten 
auf  die  Eroberung  folgenden  Urkunden  aus  dem  achten, 
neunten  und  zehnten  Jahrhundert  erwähnen  Grundstücke, 
die  von  den  Königen  und  von  den  Magnaten  in  mandacion 
(in  mandationem),  in  prestimonio  (in  praestimonium)  und  in 
encomienda  (in  commissum)  verliehen  wurden.  Alle  diese 
Titel  bezeichnen  einen  unsiehern  oder  zeitweiligen  Charakter 
der  Ueberlassung  und  eine  Beschränkung  der  durch  sie  über- 
tragenen Rechte. 

Prestimonio,  in  einigen  Urkunden  prestacion  genannt, 
war  der  Titel,  kraft  dessen  der  Vasall  einen  Landantheil 
innerhalb  des  herrschaftlichen  Gebietes  erwarb,  um  ihn 
gegen  eine  dem  Herrn  zu  leistende  Abgabe  oder  gegen 
Dienste  zu  bebauen  und  zu  nutzen.  Ursprünglich  wurden 
mit  prestimonios  hauptsächlich  Sklaven  oder  Freigelassene  und 
andere  abhängige  Leute  ausgestattet;  später  wurden  Grund- 
stücke „en  prestimonio“  allen  Personenclassen  verliehen. 

Die  alten  Urkunden  erwähnen  vieler  mehr  oder  weniger 
ausgedehnter  Orte,  die  der  König  seinen  Magnaten  und 
grossen  Vasallen  oder  der  Kirche  verlieh,  damit  sie  sie 
regierten  und  alle  Einkünfte  erhöben,  welche  die  Krone  l)e- 
zogen  hatte.  Diese  Güter  hiessen  dann  comenda  oder 
commisso  oder  mandatio;  sie  wurden  für  die  Lebens- 
dauer des  Erwerbers  oder  des  Königs  oder  für  einen  von 
diesem  festgesetzten  Zeitraum  verliehen.  Es  scheint,  dass 
bis  zum  zwölften  Jahrhundert  die  encomienda  und  die 
mandacion  ähnliche,  wenn  nicht  identische  Titel  waren. 
Von  da  an  ändern  beide  ihre  Natur,  wiewohl  sie  zuweilen 
noch  in  derselben  Bedeutung  angewandt  werden.  Unter  dem 
einen  wie  dem  andern  Namen  wandte  die  Krone  diese  Ver- 
leihungen an,  um  ihre  Diener  zu  belohnen  und  ihre  Staaten 
zu  regieren  und  zu  vertheidigen.  Der  Herr  der  encomienda 
hatte  die  Herrschaft  über  das  ihm  verliehene  Grundstück. 
Die  encomienda  war  zugleich  ein  öffentliches  Regieruugs- 
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amt  und  eiu  zeitweiliges  Patrimonium  der  Familie,  der  es 
verliehen  wurde.  In  seinem  Gebiete  übte  der  comendador 
oder  eucomendero  die  volle  königliche  Gerichtsbarkeit; 
ihm  hatten  alle  in  seinem  Gebiete  sich  aufhaltenden  Krou- 
vasalleu  zu  gehorchen  und  mit  ihren  Zinsen,  Abgaben  und 
Diensten  beizustehen,  wovon  der  comendador  den  ihm  ge- 
bührenden Autheil  zurückzubehalten  und  den  Rest  dem 
Aerar  abzuliefern  hatte. 

Ungeachtet  ihrer  begrenzten  Dauer  wurden  die  eu- 
coiniendas  als  Familien-Patrinionien  betrachtet,  da  sie  ohne 
Grund  nicht  entzogen  wurden,  so  dass  sie  thatsächlich  Ver- 
leihungen auf  Lebenszeit  bildeten  und  sogar,  als  besondere 
königliche  Belohnungen,  häufig  vom  Vater  auf  den  Sohn 
übergingen.  Auch  wurde  zuweilen,  wofern  ein  Sohn  beim 
Tode  seines  Vaters  zu  jung  war,  um  die  Regierung  ausüben 
zu  können,  die  encomienda  seines  Vaters  zeitw'eilig  einem 
Verwandten  unter  der  Bedingung  übertragen,  dass  er  sie 
Itei  eintretender  Volljährigkeit  des  Sohnes  diesem  abtrete. 

Nicht  immer  behielt  sich  der  König  einen  Theil  der 
Renten  vor;  zuweilen  überliess  er  sie  ganz  dem  comendador. 

Auch  Schlösser  und  Klöster  wurden  in  encomienda  ge- 
geben, „como  que  unos  y otros  necesitaban  gobierno  y pro- 
ducian  renta.“ 

Seit  dem  elften  Jahrhundert  wurde  in  Folge  der  Ueber- 
handnahme  der  Gewaltthätigkeiten , von  denen  selbst  die 
Kirche  nicht  verschont  blieb,  der  Brauch  eiugeführt,  dass  die 
Kirche  ihre  Güter  mächtigen  Rittern  in  encomienda  gab,  die 
sie  dagegen  zu  vertheidigen  und  zu  beschützen  hatten.  Die 
Kirche  überliess  diesen  Herren  ihre  encomiendas  zu  denselben 
Bedingungen , unter  welchen  die  Könige  die  ihrigen  den 
Vasallen  verliehen,  nur  dass  dort  die  Vereinbarungen  etwas 
bestimmter  lauteten ; namentlich  wurde  gewöhnlich  fest- 
gesetzt, dass  von  den  Vasallen  keine  höheren  als  die  bis 
dahin  üblichen  Abgaben  gefordert  werden  dürften,  und  dass 
die  Verletzung  einer  der  Bedingungen  den  Verlust  der 
encomienda  nach  sich  ziehen  würde.  Zuweilen  geschah  es, 
dass  die  Kirchen  sich  in  die  encomienda  des  Königs  begaben, 
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von  dem  sie  wirksamem  Schutz  gegen  räuberische  Eingriffe 
als  von  anderer  Seite  erwarteten. 

Die  encomiendas  gaben  zu  zahlreichen  Missbräuchen 
Anlass,  sowmhl  bezüglich  ihrer  Vertheilung  von  Seiten  der 
Verleihenden  als  hinsichtlich  ihrer  Verwaltung  von  Seiten 
der  Beliehenen.  Manche  Prälaten  gaben  encomiendas  zur 
Nutzung  an  Verwandte  zum  Schaden  der  Kirche;  nicht 
«1^  wenige  Ritter  nahmen  solche  gewaltsam  der  Kirche;  auch 

' eigneten  sich  viele  comendadores  die  ihrer  Hut  anvertrauten 

geistlichen  Güter  an  oder  veruntreuten  sie.  Zuw^eilen  gaben 
die  Kirchen  ihre  Güter  in  encomienda , nicht  weil  sie  des 
Schutzes  und  der  Vertheidigung  bedurften,  sondern  als  Preis 
ausgedehnterer  Erwerbungen. 

Die  Cortes  von  Madrid  von  1329  verlangten , dass  die 
königlichen  Städte  und  Dörfer  Niemandem  in  encomienda 
gegeben  würden. 

Die  encomiendas  wurden  später  aufgeboben.  Dank  der 
Beharrlichkeit  und  dem  Nachdrucke,  womit  seit  dem  fünf- 
^ zehnten  Jahrhundert  die  Könige  die  Macht  des  Adels 

erschütterten , indem  sie  ihm  die  Mittel  zu  seinem  Unter- 
halte entzogen.  Nur  in  den  Reihen  des  Heeres  blieb  diese 
Eigenthumsform  erhalten,  ohne  Zweifel  weil  sie  eine  der 
Hauptgrundlagen  seiner  Organisation  bildete. 

Die  mandacion  war  gleich  der  encomienda  — von  der 
ihre  Unterscheidung  aus  den  Quellen  nicht  ersichtlich  ist  — 
der  Titel,  kraft  dessen  der  König  alle  seine  territorialen, 
jurisdictionellen  und  tiscalischen  Rechte  auf  eine  Stadt,  eine 
Festung  oder  einen  bestimmten  Landstrich  für  einen  be- 
liebigen Zeitraum  verlieh , manchmal  mit  Vorbehalt  einiger 
4*  dieser  Rechte.  Zuweilen  wurde  mit  dem  Namen  mandacion 

der  Gegenstand  der  Belehnung  bezeichnet. 

Auch  die  mandaciones,  obwohl  ihrer  Natur  nach  zeitlich 
begrenzt,  neigten  zum  Principe  der  Fortdauer,  besonders 
wenn  sie  Kirchen  und  Klöstern  als  Ausstattung  zutielen. 

Wenn  einmal  die  mandacion  erblich  ward,  trat  sie  in 
das  Privatpatrimonium  des  Beliehenen  und  wuirde  wie  Privat- 
eigenthum übertragen. 
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Die  fortdauernden  und  erblichen  inandaciones  gaben 
neuen  Eigeuthumsformen  den  Ursprung,  Es  war  ein  solcher 
Unterschied  zwischen  dem  immerwährenden  Eigenthum  der 
königlichen  Herrschaft  eines  Ortes  und  der  zeitweiligen,  vom 
königlichen  Willen  abhängigen  Innehabung,  dass  es  nicht 
möglich  war  sie  gleichzustellen  oder  so  verschiedene  Dinge 
dauernd  mit  demselben  Namen  zu  bezeichnen.  So  kam 
es,  dass  die  inandaciones,  die  den  alten  Charakter  des  Zeit-  * 

weiligen  und  Vorübergehenden  hatten,  tenencias  genannt 
wurden,  während  die  immerwährenden  und  erblichen  senorfos 
hiessen.  Darauf  unterschieden  sich  drei  Classen  von  Herr- 
schaften mit  Gerichtsbarkeit  und  königlicher  Souveränetät : 
encomienda,  tenencia  und  senorto,  die  erste  lebenslänglich, 
die  zweite  ohne  bestimmte  Zeit  und  vom  königlichen  Be- 
lieben abhängig,  die  dritte  immerwährend  und  unwider- 
ruflich. 

Die  Könige  gaben  in  tenencia  namentlich  Städte, 

Schlösser  (Burgen)  und  Festungen,  weil  in  Anbetracht  dessen, 
dass  die  \ ertheidigung  des  Königreichs  davon  abhing,  die 
Krone  den  Besitz  für  die  Dauer  nicht  aufgeben  wollte. 

Doch  kam  es  auch  vor,  dass  Burgen  zu  vollem  erblichem 
Eigenthum  verliehen  wurden.  Wer  unter  dem  Titel  der 
tenencia  eine  Stadt  oder  ein  Schloss  besass,  der  übte  die 
gesammte  königliche  Gerichtsbarkeit,  zog  die  Steuern, 

Strafen  und  Gerechtsame  der  Krone  ein,  und  verfügte  mehr 
oder  weniger  frei  über  den  unbebauten  Grund  und  Boden, 
die  Gewässer  und  alle  Güter  öffentlichen  Gebrauchs  innerhalb 
seines  Gebietes.  Er  verfuhr  in  dieser  Hinsicht  als  Stell- 
vertreter des  Königs , dem  er  die  erhobenen  Beträge 
nach  Abzug  der  Regierungskosten  abzuliefern  hatte.  Er 
bezog  für  seine  Dienste  entweder  diesen  Theil  der  erhobenen 
Abgaben,  oder  eine  unmittelbare  Besoldung  vom  Könige, 
oder  gewisse  Abgaben  von  den  Vasallen,  die  retenencias 
genannt  wurden.  Bei  ihrer  Erhebung  müssen  grosse  Be- 
trügereien vorgekonmien  sein,  weshalb  Ferdinand  IV.  auf 
Bitten  der  Cortes  von  Valladolid  im  Jahre  1299  daran  ging 
sie  zu  unterdrücken ; er  verordnete,  dass  alle  Schlossinhaber 
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ihre  Besoldung  von  der  Krone  erhalten  sollten.  Zuweilen 
reichten  die  Einkünfte  der  tenencia  nicht  hin,  um  alle  Aus- 
gaben zu  decken;  dann  war  es  nothwendig,  dass  der  könig- 
liche Schatz  das  Fehlende  ersetzte,  was  nicht  immer  mit  der 
wünschenswerthen  Regelmässigkeit  geschah,  wodurch  ärger- 
liche Erpressungen  oder  ernste  Contlicte  herbeigeführt  wurden. 

Senorfos.  Seit  dem  zehnten  Jahrhundert  bewilligten  die 
Könige  die  Regierung  und  Gerichtsbarkeit  vieler  Orte 
mit  dauerndem  und  erblichem  Charakter,  besonders  wenn 
die  Verleihung  an  eine  geistliche  Anstalt  erfolgte,  die  ihrer 
Natur  nach  keine  vorübergehenden  Besitzungen  entgegen- 
nehmen konnte.  Diese  Uebung  wurde  immer  allgemeiner, 
einestheils  weil  die  Krondomänen  durch  die  neuen  Er- 
oberungen sich  vermehrten  und  damit  die  Nöthigungen, 
Herren  zu  suchen,  die  sie  behüteten;  anderntheils  weil  ein 
vorübergehender  Besitz,  der  nicht  nur  den  Kriegszufällig- 
keiten , sondern  auch  den  Launen  des  Königs  unterworfen 
war,  für  mächtige  Ritter  keinen  genügenden  Antrieb  darbot. 
Diesen  gewährten  weder  encomiendas  noch  inandaciones  nach 
dem  Grundsätze  ihrer  Verleihung  hinreichende  Vortheile ; 
die  Unwiderruflichkeit  und  Erblichkeit  der  königlichen 
Gnade  war  also  da  unerlässlich. 

Die  Titel  des  senorto,  die  im  zehnten  und  elften  Jahr- 
hundert dem  Herrn  im  Allgemeinen  die  Rechte  der  Krone 
in  dem  betreffenden  Gebiete  übertrugen , enthielten  vom 
zwölften  Jahrhundert  an  eine  genaue  Bestimmung  dieser 
Rechte,  ihrer  Grenzen  und  der  Form  ihrer  Ausübung.  Solche 
Festsetzungen  waren  sehr  nothwendig;  denn  der  frühere  un- 
bestimmte Ausdruck  der  Zugeständnisse  gab  oft  Anlass  zu 
schweren  und  beklagenswerthen  Missbräuchen  und  Aus- 
schreitungen, meistens  von  Seiten  der  Herren,  zuweilen  von 
Seiten  der  Vasallen. 

Dem  Eigenthum  des  senorto  hingen  gewisse  Privilegien 
und  Rechte  an,  von  denen  die  einen  die  Folge  der  Herr- 
schaft über  alle  Gegenstände  des  Gebietes  waren,  die  keinen 
bestimmten  Herrn  hatten,  die  anderen  aus  der  ursprüng- 
lichen Gewalt  über  die  Personen  der  Vasallen  erflossen. 
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Diese  Privilegien  waren  dem  Könige  eigenthümlicli , als  er 
Herr  des  Gebietes  war , und  gingen  mit  der  Herrschaft  auf 
den  Belielienen  über.  Eine  Wirkung  der  Herrschaft  des 
Herrn  über  alles  in  seinem  Gebiete  Herrenlose  war  die 
über  die  Gewässer,  die  innerhalb  desselben  entsprangen 
oder  flössen.  In  Folge  dessen  gehörten  die  Fischerei,  die 
Binnenschifffahrt,  wie  überhaupt  die  Nutzung  dieser  Ge- 
wässer, dem  Herrn,  wenn  er  sie  nicht  dem  öffentlichen  Ge- 
brauche seiner  Vasallen  überlassen  hatte.  Deshalb  liest  man 
in  vielen  Dorfurkunden,  dass  Niemand  in  den  Flüssen  fischen 
oder  über  ihr  Wasser  verfügen  dürfe  als  der  Herr  oder  der, 
den  er  hierzu  berechtige.  Aus  demselben  Grunde  hingen 
die  wüsten  und  unbebauten  Landstrecken  wie  die  Berge  dem 
senorfo  an. 

Wenn  es  höchst  wünschenswert!!  erschien  Leute  heranzu- 
ziehen, so  Überl iess  der  König  wüste  Landstriche  dem  ersten, 
der  davon  Besitz  ergriff  oder  sie  behaute,  als  Eigenthum. 
A\ar  die  Nothwendigkeit  weniger  dringend,  so  beschränkte 
er  sich  auf  Bewilligung  des  Rechtes  der  Weide  in  den 
Bergen  und  des  Abhauens  von  Holz,  dessen  man  zur  Er- 
bauung von  Häusern  oder  zur  Heizung  bedurfte.  Wenn  der 
König  über  die  Herrschaft  eines  Gebietes  verfügte,  so  er- 
klärte er  entweder  diese  Privilegien  dem  Belielienen  Vor- 
behalten oder  er  hewilligte  sie  sofort  den  Dorfbewohnern, 
um  jeder  Verkürzung  durch  den  Herrn  vorzubeugen. 

Hier  finden  wir  auch  die  bekanntesten  Bannrechte  vom 
Könige  oder  vom  Herrn  ausgenützt  (Mühlen,  Backöfen, 
Fleischbänke,  Weinverkauf  etc.). 

Zu  diesen  Vorrechten,  die  den  feudalen  Charakter  der 
castilianischen  Herren  darthun,  gesellte  sich  zuweilen  das 
Recht  Münzen  zu  schlagen. 

Grund  und  Boden  war  also  der  gewöhnliche  Sold 
der  dem  Waffendienste  obliegenden  Vasallen;  namentlich 
eroberter  Boden  war  in  der  Regel  die  Belohnung  ihrer  Ver- 
dienste oder  an  seiner  Statt  Antheil  an  Renten.  In  den 
ersten  Jahrhunderten  der  Wiedereroberung  sprechen  die 
Urkunden  von  Grund  und  Boden  nur  in  dem  natürlichen 
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Sinne;  aber  seit  dem  dreizehnten  Jahrhundert  fing  man  an. 
diesen  Ausdruck  als  Synonym  von  Rente  irgend  einer  Art. 
die  den  Vasallen  als  Sold  verliehen  wurde,  zu  gebrauchen, 
also  in  der  Bedeutung  eines  bestimmten  Antheils  an  den 
Einkünften,  welche  die  Krone  aus  dem  Landstriche  zog. 
Daher  sagen  die  Partidas:  „tierra  es  maravedis  quel  rey 
pone  ä los  ricos  homes  et  ä los  Caballeros  en  lugares  ciertos.“ 
’Wenn  darunter  ausgezeichnete  Rechte  waren,  die  in  der 
Regel  ausschliesslich  der  königlichen  Herrschaft  zufielen,  wie 
z.  B.  alle  Einkünfte  einer  Stadt  oder  einer  Burg,  unter 
denen  sich  solche  befanden , die  nach  dem  Gesetze  zum 
AVeseu  der  Souveränetät  gehörten , wie  das  Münzrecht , so 
erhielt  der  Landstrich  den  Namen  honor*). 

Honor  war  auch  die  gewöhnliche  Bezeichnung  für  alle 
nutzbaren  öffentlichen  Aemter,  womit  der  König  die  Dienste 
seiner  Vasallen  belohnte.  In  diesem  Sinne  wurden  auch  die 
Grafschaften,  die  mandaciones,  die  encomiendas,  die  tenencias 
und  die  Palastämter  honores  genannt. 

Die  Belehnung  mit  Grund  und  Boden  in  der  einen  oder 
anderen  Form  war  eine  der  Arten  der  Bildung  der  Vasallität 
und  der  Bande,  welche  die  Beziehungen  zwischen  dem  Vasallen 
und  dem  Herrn  bestimmten.  Als  typisch  erscheint  in  dieser 
Beziehung  ein  angebliches  Gespräch  zwischen  Alfons  VI.  und 
dem  Cid.  Der  König  sagte:  „Baron  Rui  Diaz?  por  quö  me 
atincades  tanto?  que  hoy  me  conjurades  e cras  me  besardes 
la  mano.“  Und  der  Cid  antwortete:  „Como  me  ficieredes 
algo,  que  eu  otras  tierras,  soldadas  dan  ä fijosdalgo;  e asi 
fara  ä mt  quien  me  quisiere  por  vasallo.“ 

Das  Land  und  der  honor  pflegten  ohne  Bedingung  ver- 

')  In  Südfrankreieh  wurde  der  allodiale  wie  feudale  Landbesitz 
im  Gegensätze  zum  beweglichen  Eigentlium  mit  „honneur*^  bezeichnet 
(Boutaric,  Saint-Louis.  S.  495);  in  der  Bretagne  und  in  Roussillon 
wurde  das  Stammgut  (le  bien  principal)  so  genannt  (d'Avenel,  a.  a.  O. 
S.  204).  In  England  ward  der  den  grossen  tenants  in  chief  vom  Könige 
verliehene  Grundbesitz  ebenfalls  mit  honour  bezeichnet.  (Pollock  and 
Maitland,  The  history  of  English  Law.  Cambridge  1895.  I 238.)  Dass 
auch  in  Deutschland  der  Ausdruck  honor  auf  angesehenere  Benelioien 
angewandt  wurde,  haben  wir  bereits  (S.  122)  erwähnt. 
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liehen  zu  werden,  weil  es  bei  solchen  Verleihungen  nach  dem 
Gesetze  selbstverständlich  war , dass  der  Vasall  dem  Herrn 
nach  den  Bestimmungen  zu  dienen  habe,  die  der  fuero  oder 
die  Landesgebräuche  vorschriehen.  Dieser  Dienst  war  haupt- 
sächlich der  militärische.  Die  übrigen  Verpflichtungen  des 
\asallen,  der  Land  von  der  Krone  hatte,  waren:  1.  Sich  dem 
neuen  Könige  vorzustellen,  um  sich  als  seinen  Vasallen  zu 
bekennen,  ihm  Treue  zu  versprechen  und  Hand  und  Fuss 
zu  küssen.  2.  Ihm  die  Aemter  und  Landstriche,  die  honores 
genannt  werden , wie  alle  Arten  von  Einkünften  zurückzu- 
stellen. 3.  Den  Herrn  zu  lieben,  zu  ehren  und  zu  be- 
schützen, sein  Wohl  zu  fördern,  seinen  Schaden  zu  ver- 
meiden und  ihm  redlich  zu  dienen.  4.  Wenigstens  ein  Jahr 
lang  in  seinem  Dienste  zu  bleiben.  5.  Vasall  keines  andern 
zu  werden,  ohne  sich  vorher  in  der  vom  Gesetze  vor- 
geschriebenen Form  vom  frühem  Herrn  verabschiedet  und 
zugleich  das  Grundstück  und  alles  was  er  von  ihm  empfangen 
hatte,  zurückerstattet  zu  haben. 

Die  Rechte  des  Vasallen  waren:  1.  Während  seines 
ganzen  Lebens  den  Besitz  seines  (Grundstückes  zu  behalten, 
wofern  er  kein  Vergehen  beging,  das  nach  Ausspruch  der 
(.erichte  dessen  Verlust  nach  sich  zog.  2.  Im  Kriege  den 
entsjiiechenden  Beuteantheil  zu  empfangen,  je  nachdem  er 
Reiter  oder  Fussgänger  und  je  nach  der  ‘ Gattung  der 
Warten,  mit  denen  er  ausgerüstet  war.  3.  Die  Entgegen- 
nahme von  Grundstücken  zur  Belohnung  aus- 
gezeichneter Dienste,  wie  der  Gefangennehmung  eines 
leindlichen  Häuptlings,  oder  der  Errettung  des  Herrn  aus 
dei  (retangenschaft  oder  vom  Tode,  oder  des  Einzuges  als 
Erster  in  eine  belagerte  Stadt  oder  Burg.  4.  Sich  unter 
\ erabschiedung  vom  Herrn  unter  den  früher  angegebenen 
Bedmpngen  in  die  Dienste  eines  andern  Herrn  zu  begeben. 

5.  Mit  dem  neuen  Herrn  sogar  gegen  den  frühem 
Krieg  zu  führen,  wobei  er  sich  jedoch  der  Zufügung 
gewisser  schwerer  Beleidigungen  zu  enthalten  hat,  die  denen, 
die  nicht  \asallen  waren,  nicht  verboten  wuirden. 

Der  lebenslänglichen  Verleihung  ging  verlustig:  1.  Wer 
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dem  neuen  Könige  den  Huldigungseid  mit  der  Rückgalie 
des  Grundstückes  innerhalb  des  vorgeschriebenen  Termins 
nicht  leistete.  2.  Wer  irgend  eines  der  Vergehen  beging, 
die  den  Verlust  der  Burgen  nach  sich  zogen.  ('Diese  Ver- 
gehen waren:  a)  Die  Unterlassung  der  Kriegführung  oder 
des  Friedensschlusses,  die  der  König  befohlen  hatte,  b)  Die 
Nichtaufnahme  des  Königs  ins  Schloss,  c)  Die  Verhinderung 
o der  Circulation  der  königlichen  Münze,  d)  Die  Unterlassung 

der  Zahlung  des  schuldigen  Tributes,  e)  Die  Beraubung 
der  Vasallen,  f)  Das  Nichterscheinen  beim  königlichen  Ge- 
richte. g)  Die  Verweigerung  der  Justiz  gegenüber  den 
Vasallen.  h)  Die  Aufnahme  von  Uebelthätern.  i)  Die 
Nichteinhaltung  der  vereinbarten  Bedingungen.)  3.  Wer 
das  Verbrechen  des  Verrathes  oder  der  Treulosigkeit  beging. 
4.  Wer  den  Boden  schädigte. 

Da  das  Grundstück  das  Patrimonium  der  Familie  war, 
das  allein  ihr  Haupt  besitzen  sollte,  so  wurde  es  den  Söhnen 
bei  Lebzeiten  des  Vaters  nicht  verliehen.  Mit  dem  Tode 
^ des  Königs  oder  des  verleihenden  Herrn  hörte  das  Besitzrecht 

auf,  weshalb,  wie  wir  gesehen  haben,  der  Vasall  sich  dem 
Nachfolger  vorzustellen  und  ihm  das  Besitzthum  zur  Ver- 
tügung  darzubieten  hatte.  So  war  das  alte  spanische  Recht, 
wie  es  von  einigen  Urkunden  aus  dem  ersten  Jahrhundert 
der  Wiedereroberung  bezeugt  wird.  Doch  wurde  es  bald 
allgemeiner  Brauch,  dass  der  neue  König  bei  Entgegennahme 
des  Huldigungseides  den  Vasallen  das  Eigenthum  ihres 
Grundstückes  etc.  bestätigte,  wofern  sie  nicht  Anlass  zum 
Verluste  seiner  Gnade  gegeben  hatten. 

Nach  dem  Tode  des  Vasallen  sollte  das  Grundstück  dem 
^ Könige  heimfallen;  doch  wmrde  der  Heimfall  allmählich  eine 

blosse  Formalität,  und  es  wurde  fast  immerwährender  Brauch, 
die  Kinder,  ohne  Rücksicht  auf  Alter  und  Geschlecht,  im 
väterlichen  Besitze  zu  belassen , so  dass  auch  in  Castilien 
die  Lehen  nach  und  nach  thatsächlich  erblich  wurden. 

Der  17.  Canon  des  Concils  von  Leon  (1020)  bestimmte, 
dass,  wie  es  früher  vorgeschrieben  war,  jeder  Eigenthümer 

Felix,  Eigenthum.  IV.  2.  I.  i 
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ohne  Unterschied  des  Standes  wieder  verpflichtet  werden 
solle,  den  König  auf  dessen  Kriegszttgen  zu  begleiten  und 
ihm  den  zehnten  Theil  seiner  Sklaven  zu  Hilfe  zu  senden. 
Dadurch  wurde  das  frühere  Privileg  der  castilianischen 
Edelleute , nur  gegen  Sold  dienen  zu  müssen , wieder  auf- 
gehoben und  ebenso  das  Recht,  das  der  Adel  in  einigen 
anderen  Ländern  erworben  hatte,  die  Verpflichtung  zum 
Kriegsdienste  in  eine  Heersteuer  (fonsadera)  zu  verwandeln  ^). 

Conflicte  blieben  auch  hier  nicht  aus.  Manche  Edelleute 
besasseu  zugleich  ein  Grundstück  vom  Könige  und  eines 
vom  unmittelbaren  Herrn,  weshalb  sie,  zum  Heerdienste  be- 
rufen, in  die  Lage  kommen  konnten,  gegen  einen  von  beiden 
ihre  Pflicht  zu  verletzen. 

Wir  sehen  also,  dass  auch  in  Castilien  Könige  Grund 
und  Boden  in  Lehn  gaben.  Wiewohl  das  Wort  feudo  in 
keiner  alten  Urkunde  dieses  Reiches  vorkommt,  so  geht 
doch  aus  unserer  Darstellung  hervor,  dass  das  Lehnwesen 
auch  hier  thatsächlich  bestanden  hat.  Denn  was  waren 
die  encomiendas,  mandaciones,  senorfos,  honores  als  mehr 
oder  weniger  verhüllte  Lehen?  So  sehr  diese  auch  von- 
einander abweichen  mochten,  so  waren  sie  doch  nur  be- 
sondere Formen  einer  und  derselben  Institution,  die  be- 
stimmt war,  das  Eigenthum  der  Gebiete  mit  mehr  oder 
weniger  beschränkter  Regierungsgewalt  über  die  daselbst 
lebenden  Menschen  zu  übertragen.  Gleich  den  Lehen  anderer 
Reiche,  waren  sie  die  Mittel,  Dienste,  namentlich  Kriegs- 
dienste, zu  sichern  und  zu  belohnen. 

Abgesehen  von  den  genannten  Eigenthunisformen 
feudalen  Charakters  erwähnen  die  Urkunden  in  Galicien 
und  Castilien  vom  zwölften  und  dreizehnten  Jahrhundert 
ausdrücklich  daselbst  bestandener  Lehen,  in  die  nur  Söhne, 
nicht  Töchter,  nachfolgen  konnten.  In  Ermanglung  von 
Söhnen  gingen  sie  auf  Enkel  und  die  anderen  männlichen 
Descendenten  über.  Gebrach  es  an  solchen,  so  kehrte  das 

V.  Brauchitsch,  Geschichte  des  spanischen  Rechts.  Berlin  1852. 

N.  56. 
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Lelm  an  den  König  zurück.  Auf  den  ohne  Söhne  ver- 
storbenen Vasallen  konnte  dessen  Bruder  folgen,  wofern  das 
Lehn  mit  dem  Gelde  beider  gekauft  worden  war.  Also  gab 
es  auch  hier  käufliche  Lehen. 

Die  castilianischen  Könige  beschränkten  die  Ertheilung 
von  Lehen  nicht  auf  ihre  Unterthanen.  Im  Gefolge  Con- 
stanzas , der  zweiten  Gemahlin  Alfons’  VI. , befanden  sich 
viele  französische  Ritter,  die  an  den  Kriegen  gegen  die 
]\rohammedauer  theilnahmen,  worunter  sieh  besonders  Graf 
Raimund  und  Graf  Heinrich  von  Burgund  auszeichneten.  Der 
König  verlieh  diesem  die  Statthalterschaft  von  Portucalia 
und  bald  darauf  diese  Provinz  als  erbliches  Lehn , wodurch 
der  Grund  zu  dem  selbstständigen  Königreiche  Portugal  ge- 
legt wurde  U. 

Zu  erwähnen  haben  wir  noch  der  Spanien  eigenthümlichen 
Lehnsverhältnisse  zwischen  christlichen  und  islamitischen 
Fürsten,  Ilm  al  Ahmar,  der  beim  Zusammenbruche  der 
islamitischen  Reiche  Andalusiens  nur  einen  kleinen  Land- 
strich zu  retten  vermochte,  suchte  seine  Unabhängigkeit  da- 
durch zu  bewahren,  dass  er  sich  im  Jahre  1246  zum  Vasallen 
Ferdinands  III.  von  Castilien  erklärte.  Andererseits  trat 
im  Jahre  1263  Alfons  X.  von  Castilien  in  ein  Vasallen- 
verhältniss  zum  Meriniden-Sultan  Abu  Jussuf^). 

Auch  in  Spanien  gab  es  Immunitäten.  Alfons  VI,  ver- 
lieh im  Jahre  1075  dem  Cid  das  Privilegium,  dass  keines 
seiner  Güter  von  königlichen  Beamten  betreten  werden  dürfe, 
um  Abgaben  zu  erheben,  Dienste  zu  fordern  oder  Verbrechen 
zu  bestrafen.  Aehnlicher  Beispiele  werden  viele  angeführt. 

2.  Aragronien. 

Im  alten  Königreiche  Aragonien  finden  wir  dieselben 
drei  Eigenthumsformen  wie  in  den  übrigen  Theilen  Spaniens. 
Der  Boden  war  entweder  allodial  und  frei  oder  feudal  im 


*)  Diercks,  a.  a.  0.  I 368. 

2)  a.  a.  0.  II  2.  10. 
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strengen  Sinne  des  Wortes  oder  zinsbar.  Es  gab  Allode 
sowohl  unter  den  von  den  Königen  verliehenen  als  unter  den 
von  Adeligen  durch  Occupation  erworbenen  Gütern,  Der 
aragonische  Adel  wusste  seine  Macht  so  sehr  geltend  zu 
machen , dass  ein  König  von  Aragonien  — ebenso  wie 
Beaumanoir  mit  Rücksicht  auf  den  Adel  Frankreichs  — be- 
haupten konnte,  es  gebe  daselbst  ebenso  viele  Könige  wie 
Barone. 

Die  Aragonesen  bildeten  zahlreiche  unterschiedene 
Classen,  woraus  sich  eine  verwickelte  sociale  Hierarchie 
ergab.  In  erster  Linie  gab  es  zwei  grosse  fundamentale  Kate- 
gorien : die  der  infanzones  (Altadeligen)  und  die  der  Dienst- 
männer (hombres  de  servicio  oder  de  signo  servicio).  Jene 
theilten  sich  in  „ermunios“  oder  seit  unvordenklichen  Zeiten 
von  allen  Abgaben  und  Diensten  Befreite  und  „francos  por 
carta“,  von  denen  der  Zeitpunkt  der  durch  Gnade  des  Herrn 
auf  Grund  einer  Urkunde  erfolgten  Befreiung  bekannt  war. 
Die  infanzones  ermunios  zweigten  sich  wieder  ab  in  ricos- 
hombres  oder  barones,  mesnaderos  (Anführer  einer  ge- 
harnischten Reiterschaar) , einfache  Ritter  (caballeros)  und 
blosse  infanzones.  Ricos-hombres , deren  Stellung  Prutz’) 
mit  der  deutscher  Reichsfürsten  vergleicht,  wurden  die 
mesnaderos,  denen  der  König  Grundstücke  verlieh,  unter 
der  Bedingung,  eine  gewisse  Anzahl  Soldaten  zu  unterhalten. 
In  Folge  der  Jahrhunderte  langen  Kämpfe  ihrer  Vorfahren 
mit  den  Mauren  wurden  die  ricos-hombres  die  ersten  nach 
dem  Könige.  Der  Verband  mehrerer  der  einem  rico-hombre 
zugetheilten  Güter  wurde  baronia  genannt,  wovon  der  In- 
haber selbst  den  Namen  Baron  erhielt  ^).  Einfache  caballeros 
waren  die  Vasallen  eines  andern  Herrn  als  des  Königs,  seines 
Sohnes  oder  eines  geistlichen  Prälaten,  welche  die  militärische 
oder  ritterliche  Investitur  erhalten  hatten.  Einfache  in- 
fanzones hiessen  die  in  gerader  Linie  von  anderen 
infanzones  abstammenden,  die  nicht  bewaffnete  Ritter,  aber 
dazu  tauglich  waren.  Alle  infanzones  ermunios  waren  von 

Staatengeschichte  des  Abendlandes.  II  759. 

2)  Schäfer,  Geschichte  von  Spanien.  III  157. 
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Abgaben,  pei-sönlichen  und  königlichen  Diensten  frei.  Die 
durch  Urkunden  befreiten  infanzones  genossen  solche 
Immunität  nur  gegenüber  den  Herren,  von  denen  sie  die 
Gnade  dieser  Befreiung  erlangt  hatten. 

Die  Dienstmänner  theilten  sich  ursprünglich  in  drei 
zahlreiche  Classen,  die  der  Bürger  (ciudadanos),  der  ein- 
fachen villanos  und  der  villanos  de  parada.  Man  nannte 
ciudadanos  die  Einwohner  von  Städten  und  diesen  gleich- 
gestellten villas,  die  nicht  infanzones  waren;  wenn  sie  jedoch 
Handwerke,  die  Advocatur,  die  Medicin,  den  Grosshandel  etc. 
betrieben,  wurden  sie  burgueses  genannt.  Einfache  villanos 
oder  paeses  wurden  die  Einwohner  von  villas  (Landgütern, 
Meierhöfen,  kleinen  Städten)  und  dem  Könige  oder  der 
Kirche  gehörigen  Orten  benannt.  Villanos  de  parada  hiessen 
die  früheren  Leibeigenen,  die  sich  in  entfernten  Zeiten  gegen 
ihre  Herren  erhoben,  sich  schliesslich  mit  ihnen  verglichen 
und  ihren  Dienst  in  den  von  Zinsptlichtigen  verwandelt 
hatten. 

Den  Charakter  von  Lehen  hatten  alle  Grundstücke,  die 
mit  der  Bezeichnung  honores  oder  en  honor,  caballertas  de 
honor  und  caballertas  de  mesnada,  wie  die  mit  der  Be- 
nennung feudos  verliehenen.  Ein  altes  Gesetz  ver- 
fügte, dass  der  König  die  den  Mauren  ent- 
rissenen Länder  mit  den  ricos-hombres,  den 
caballeros  und  den  infanzones  zu  theilen  habe. 
Diese  Länder  wurden  en  honor  gegeben,  d.  h.  sie  wurden  den 
ricos-hombres  als  Belohnung  ihrer  vergangenen  und  ihrer 
künftigen  Dienste  verliehen,  damit  sie  sie  regierten  und  ihre 
Abgaben  ganz  oder  zum  Theile  erhöben. 

Nicht  nur  war  es  Pflicht  des  Königs,  die  so  gewonnenen 
Länder  unter  die  Barone  zu  vertheilen:  diese  hatten 
die  gleiche  Verpflichtung  gegenüber  ihren 
mesnaderos  und  besonderen  Vasallen.  Das 
Privilegio  general,  das  Pedro  II.  im  Jahre  1283 
bestätigte,  gebot  den  ricos-hombres,  dass  sie 
die  Länder  und  honores,  die  sie  vom  Könige  er- 
halten hatten,  bei  Strafe  ihres  Verlustes  unter 
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ihre  caballeros  vertheilteii.  Der  auf  einen  Ritter 
entfallene  Antheil  wurde  caballena  genannt.  Dieses  Gesetz 
wurde  theilweise  durch  das  von  Jaiiu6  II.  im  Jahre  1301 
erlassene  ahgeändert , das  die  Zurückbehaltung  einer 
caballeria  dem  gestattet,  der  10  bis  20  caballerfas  batte, 
von  zwei  caballerfas,  dem  der  20  bis  30  hatte,  drei  dem 
Inhaber  von  30  bis  40  und  in  gleichem  Yei-hältnisse  dem, 
der  mehr  besass.  Diese  Landgel)iete  wurden  gewöhnlich 
nicht  zu  absolutem  Eigenthum  verliehen;  auch  gelangte  der 
Erwerber  nicht  immer  zum  Fruchtgenuss.  Das,  was  der 
König  und,  ihm  analog,  die  ricos-hombres  bewilligten,  war 
das  Recht,  Abgaben  oder  einen  Theil  davon  zu  erheben. 
Aber  das  Recht  der  Erhebung  dieser  Abgaben  stellte  eines- 
theils  eine  gewisse  unmittelbare  Herrschaft  über  die  Gebiete 
und  anderntheils  die  Gerichtsbarkeit  und  Gewalt  (potestad) 
über  deren  Einwohner  dar.  Dem  Herrn  des  Ortes  gehörten 
gewisse  Abgaben,  die  von  einer  Seite  precario  und  von  der 
andern  novenario  hiessen  und  die  in  Getreide  oder  in  Geld 
entrichtet  wurden.  Eine  dem  Herrn  persönlich  zu  leistende 
Abgabe  hiess  deveria;  sie  wurde  alljährlich  von  jeder  Familie 
in  ßrod,  Eiern  etc.  entrichtet.  Andere  Abgaben  pflegten  die 
Herren  unter  den  Namen  pechas,  questias,  lezdas,  pedidos, 
censos,  ejercitos  cabalgardas,  monedaje,  hafra,  acömilas, 
fonsaderas  und  cenas  zu  empfangen,  deren  Erklärung  zum 
Theile  sehr  schwierig  ist.  Einige  davon,  wie  die  Zinsen, 
censos,  wuirden  der  Krone  Vorbehalten.  Als  Frucht  ihrer 
Gerichtsbarkeit  über  die  Vasallen  bezogen  die  Herren  Geld- 
strafen. 

Dem  Herrn  de  honor  gehörte  auch  alles  nicht  an- 
gebaute und  nicht  angeeignete  Land.  In  Aragonien  also, 
wie  in  Castilien  und  Navarra,  gehörten  ursprünglich  die 
Berge  und  die  Gewässer  der  Krone  oder  dem  infanzon,  der 
Herr  des  Gebietes  war,  und  gingen  auf  die  iufanzones, 
denen  die  betreffenden  caballerfas  zugetheilt  wurden,  ül)er, 
Kraft  dieser  ursprünglichen  Herrschaft  verfügte  der  Herr 
des  honor  über  die  Weiden,  Gräser,  das  Bau-  und  Brennholz, 
für  deren  Benutzung  er  herbage  und  hoalange  (Weide- 
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abgaben)  bezog ; ferner  übte  er  das  tyrannische  Recht , die 
Betretung  der  Wege  für  Menschen  und  Vieh  zu  verweigern, 
wenn  ihm  nicht  schwere  Abgaben  bezahlt  wmrden;  ausser- 
dem behielt  er  sich  die  Fischerei  und  die  anderen  be- 
kannten Bannrechte  vor. 

Während  die  caballerfas  de  honor  die  mehr  oder  weniger 
vollständige  Herrschaft  über  die  betreffenden  Orte  ein- 
schlossen, beschränkten  sich  die  caballerfas  de  mesnada  im 
Allgemeinen  auf  die  Erhebung  von  Einkünften  und  waren 
von  der  Krone  abhängiger. 

Auch  die  honores  in  Aragonien  durchschritten  ungefähr 
dieselben  Phasen  wie  die  Lehen  in  Deutschland.  Wie  hier 
die  Beneficieu  anfangs  zeitlich  begrenzt  oder  lebenslänglich 
waren  und  später  als  Lehen  erblich  wurden,  so  war  es  auch 
mit  den  honores. 

Die  Vergehen,  wodurch  ricos-hombres  wie  infanzones 
der  honores  verlustig  gingen,  waren:  1.  Mangel  an  schuldiger 
Ehrerbietung  gegen  den  König.  2.  Die  Nichtbeobachtung 
der  fueros  (Statuten).  3.  Die  Unterlassung  der  Verthei- 
lung  der  in  honor  empfangenen  Länder  unter  die  Ritter. 
4.  Meineid.  5.  Andere  Verbrechen  irgend  einer  Art. 
6.  Dieustunterlassung.  7.  Entfernung  aus  dem  Gebiete 
ohne  königliche  Erlaubniss,  um  einem  andern  Herrn  zu 
dienen.  8.  Die  ritterliche  Bewaffnung  eines  Nichtadeligen. 
9.  Nichtachtung  darauf,  dass  die  untergebenen  Orte  be- 
völkert seien.  10.  Masslose  Ueberbürdung  der  Einwohner 
mit  Abgaben.  Doch  konnte  der  König  in  den  meisten  dieser 
Fälle  die  honores  nicht  selbstständig  einziehen,  sondern  es  be- 
durfte hierzu  eines  gerichtlichen  Urtheiles. 

Es  wmrden  auch  Gebiete  mit  der  ausdrücklichen  Be- 
zeichnung als  feudos  verliehen,  wdewohl  diese  weit  seltener 
als  die  mit  honores  w'ar.  Die  Gesetze  sagen  nichts  und  die 
gleichzeitigen  Urkunden  w'enig  über  die  feudos. 

Auch  in  Aragonien  w^ar  mit  dem  Bodenbesitze  die  Ver- 
pflichtung zum  Heerdienste  verbunden. 

Allode  wurden  ursprünglich  nur  von  den  infanzones  be- 
sessen , da  diese  die  einzigen  Unterthanen  waren , die  als 
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der  Freiheit  fähig  betrachtet  wurden,  die  diese  Eigenthums- 
form voraussetzte.  Die  infanzones  waren,  wenn  sie  nicht 
honores  von  einem  Herrn  besassen,  verpflichtet,  dem  Könige 
drei  Tage  auf  ihre  Kosten  zu  dienen,  aber  nur  in  Land- 
kriegen (guerras  cainpales)  und  wenn  sie  Kronschlösser  be- 
lagert sahen. 

Nicht  alle  wiedereroberten  Gebiete  wurden  als  honores 
vertheilt;  in  der  ersten  Zeit  der  Wiedereroberung  wurden 
die  meisten  als  volles  Eigenthum  verliehen,  alle  jedoch 
gegen  die  Verpflichtung  der  Beliehenen , kürzere  oder 
längere  Zeit  Kriegsdienste  zu  leisten. 

Die  Bande  zwischen  der  Krone  und  den  honores  nicht 
besitzenden  infanzones  waren  so  schwach,  dass,  wenn  diese 
den  schuldigen  Dienst  verweigerten , der  König  ihnen  keine 
Strafe  auferlegen  konnte;  denn  der  fuero  ermächtigte  zu 
keinem  andern  Zwangsmittel  als  dem  der  Ausschliessung 
von  den  königlichen  Märkten,  indem  ihnen  Kauf  und  Ver- 
kauf verboten  wurde,  und  der  Justizverweigeruug. 

Die  ricos-bombres , Inhaber  von  caballerias  de  mesnada 
und  die  Ritter,  ihre  Vasallen,  die  caballerias  von  ihnen 
hatten,  waren  verpflichtet,  wenigstens  einen  Monat  in  jedem 
Jahre  Waffendienste  zu  leisten , in  welche  Frist  die  für 
den  Hin-  und  Rückweg  erforderliche  Zeit  eingerechnet 
war.  Die  einfachen  Ritter  jedoch  hatten  nicht  die  Verpflich- 
tung, sich  auf  eigene  Kosten  zu  erhalten,  wie  die  infanzones, 
sondern  der  König  hatte  sie  mit  dem  Nöthigen  zu  versehen. 

Unter  den  caballerfas  de  honor  unterschied  man  die 
antiguas  und  die  modernas.  Jene  waren  ebenfalls  nur  zu 
einmonatlichem,  diese  zu  dreimonatlichem  Dienste  in  jedem 
Jahre  verpflichtet.  Der  Grund  dieses  Unterschiedes  ist  un- 
aufgeklärt geblieben. 

Die  ricos-bombres,  die  unmittelbar  vom  Könige  honores 
empfangen  hatten,  waren  verpflichtet,  ihm  drei  Monate  in 
jedem  Jahre  zu  dienen,  mit  der  Einschränkung,  sich  wegen 
solchen  Dienstes  nicht  ausser  Landes  begeben  noch  das 
Meer  überschreiten  zu  müssen.  Nach  einem  andern  Texte 
wären  sie  nur  zwei  Monate  im  Jahre  verpflichtet  gewesen. 
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! auf  eigene  Kosten  zu  dienen.  Der  Widerspruch  soll  dadurch 

erklärt  werden,  dass  die  ricos-hombres  einen  Monat  nicht 
für  honores,  sondern  für  die  erhobenen  Geldstrafen  zu  dienen 
verpflichtet  gewesen  wären,  welcher  Monat  von  dem  zweiten 
Texte  nicht  berücksichtigt  worden  sein  soll.  In  jedem  Falle 
jedoch  konnte  der  König  die  Ausdehnung  des  Dienstes  auf 
ein  volles  Jahr  verlangen,  wofern  er  die  ricos-hombres  nach 
Verlauf  der  zwei  oder  drei  Monate  mit  den  zum  Unterhalte 
nöthigen  Lebensmitteln  versah. 

Den  vasallos  de  parada  hatte  der  König  nicht  zu  ge- 
bieten ; dagegen  hatten  ihre  unmittelbaren  Herren  das  Recht, 
Kriegsdienste  von  ihnen  zu  fordern,  die  keiner  örtlichen 
oder  zeitlichen  Beschränkung  unterworfen  gewesen  zu  sein 
scheinen. 

Die  vasallos  de  signo  servicio  des  Königs  hatten  dessen 
Rufe  zum  Kriege  alsbald  Folge  zu  leisten. 

Die  Dienste  der  eigentlichen  Lehnsleute  (feudatorios) 
sind,  wie  es  scheint,  unbeschränkt  und  unbedingt  gewesen. 

Eines  der  in  dem  Privilegio  general  des  Königreichs 
enthaltenen  Capitel , das  Pedro  III.  in  den  Cortes  von 
Zaragoza  von  1283  bestätigte , das  seit  den  ältesten  Zeiten 
festgestellt,  wenn  auch  nicht  immer  beachtet  worden  war, 
besagt,  dass  demKönige  in  keinem  Orte,  der  nicht 
sein  Eigenthum  ist,  die  Gerichtsbarkeit  zu- 
stehe, ein  Gesetz,  das  offenbar  das  Interesse  des  Adels 
dictirt  hatte,  wonach  also  die  Gerichtsbarkeit  einzig  und 
allein  dem  Herrn  des  Gebietes  gebührte.  Die  königliche 
Justiz,  die  auf  diese  Weise  sehr  eingeschränkt  war,  wurde 
^ es  noch  mehr  durch  die  zahlreichen  Städteprivilegien.  Doch 

konnte  man  von  dem  Urtheile  der  Herren  und  der  Local- 
richter an  den  König  appelliren. 

' Auch  in  Aragonien  war,  so  oft  das  Lehn  in  andere 

Hände  überging,  eine  Abgabe  zu  entrichten,  die  fadiga  oder 
luismo  (=  laudemio)  hiess. 

Die  Frauen  pflegten  von  der  feudalen  Nachfolge  aus- 
geschlossen zu  sein,  wegen  ihrer  Untauglichkeit  zum  Heeres- 
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(lienste,  wie  auch  mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  Lehen 
durch  Heirath  nicht  an  andere  Familien  gelangen  sollten. 

Die  villanos  waren  mit  Zinsen  und  Auflagen  überbürdet, 
in  der  Nutzung  ihres  Grundbesitzes  ungesichert,  der  Willkür 
und  Laune  ihrer  Herren  preisgegeben.  Auch  massten  sich 
viele  Herren  die  Gerichtsbarkeit  über  Güter,  die  ihnen  vom 
Könige  ohne  diese  verliehen  worden  waren,  widerrechtlich  an. 

3.  Catalonien. 

Seit  der  Herrschaft  der  fränkischen  Könige  wurde  das 
Grundeigenthum  in  Catalonien  auf  dieselbe  Art  wie  in 
Frankreich  und  den  anderen  Königreichen  Spaniens  ein- 
getheilt.  Hiernach  gab  es  Allodien,  die  vom  Könige  unter 
seine  Vasallen  vertheilt  wurden  und  die  von  allen  Lasten 
mit  Ausnahme  des  Heerdienstes  befreit  waren,  Beneficien, 
die  aus  denselben  Vertheilungen  der  Krone  oder  ihrer  un- 
mittelbaren Vasallen  hervorgingen  und  Dienstgüter,  die 
Bauern  zum  Anbau  verliehen  wurden,  mit  Geld-  und  persön- 
lichen Lasten. 

Allodien  waren  im  Allgemeinen  die  Grundstücke,  die 
von  Karl  dem  Grossen  und  Ludwig  dem  Frommen  den 
Franken,  die  ihnen  bei  der  Eroberung  beigestanden , wie 
den  spanischen  Eingeborenen,  die  sich  unter  ihren  Schutz  be- 
geben hatten,  verliehen  worden  waren. 

Die  Schriften  aus  dem  neunten  Jahrhundert  erwähnen 
vieler  freier  Landverleihungen  gegen  die  VerpHichtung  des 
Heerdienstes.  Zuweilen  beschränkte  sich  dieser  auf  die 
Vertheidigung  für  den  Fall  feindlicher  Invasion.  Auch  gab 
es  einen  Unterschied  zwischen  den  Allodien  mit  Rücksicht 
auf  die  grössere  oder  geringere  Freiheit  der  Herrschaft. 
Karl  der  Kahle  verlieh  im  Jahre  844  Spaniern  das  Eigen- 
thum unbebauter  Ländereien  für  die  Zeit  ihrer  Bearbeitung 
und  der  Heerdienstleistung.  Diese  Art  der  Erwerbung,  die 
man  in  Castilien  pressura  nannte,  hiess  iu  Catalonien  ad- 
prision  (s.  S.  123);  sie  war  nicht  allgemeines  Recht,  sondern 
Privilegium  einiger  Vasallen.  Manche  grosse  Vasallen  hatten 
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das  Privilegium,  auf  solche  Weise  Allodien  in  allen  der  Krone 
unterworfenen  Landstrichen  zu  erwerben. 

Die  adprision  - Länder  konnten  veräussert  und  erblich 
übertragen  werden,  aber  nicht  mit  derselben  Freiheit  wie 
die  ersterwähnten  Allodien , indem  die  Krone  daran  eine 
Art  Obereigenthum  behielt , wenn  es  auch  vielleicht  nicht 
deutlich  ausgedrückt  war;  ein  Obereigenthum , das  über 
die  eigentlichen  Allode  nicht  beansprucht  wurde. 

Auch  die  eigentlichen  Lehen  durften , bei  Strafe  der 
Beschlagnahme , ohne  Erlaubniss  des  unmittelbaren  Herrn 
nicht  veräussert  werden.  Diesem  hatte  der  Vasall  von 
dem  beabsichtigten  Verkaufe  in  Begleitung  des  Vertrags- 
Instrumentes  Keniitniss  zu  geben,  damit  er  es,  falls  ihm 
dies  zusagte,  selbst  erwerben  könne,  wozu  dem  Herrn  das 
Recht  zustand,  wofern  er  innerhalb  dreissig  Tagen  denselben 
Preis  bot.  Dieses  Recht  konnte  vom  Herrn  auch  an  einen 
Dritten  abgetreten  werden.  In  dem  Masse  als  die  Stellung 
der  Vasallen  sich  besserte,  nahm  die  Strenge  des  Ver- 
äusserungsverbotes  ab,  bis  Pedro  III.  im  Jahre  1359  seinen 
Vasallen  geradezu  die  Veräusserung  der  Lehen  unter 
Lebenden  wie  für  den  Todesfall  gestattete,  vorausgesetzt, 
dass  die  Erwerber  zum  Besitze  tauglich  wären  und  die 
Lehnsgefälle  bezahlt  würden. 

Es  sind  zahlreiche  catalonische  Lehnsurkunden  erhalten, 
iu  denen  die  Bedingungen  des  Heerdienstes  festgestellt  sind. 

Die  unglücklichen  Bauern,  die  in  Catalonien  an  die 
Zinsgüter  als  Hörige  gefesselt  wnren , hiessen  vasallos  de 
remensa.  Sie  mussten  im  Krieg  wie  im  Frieden  dem  Herrn 
in  jeder  Weise  zur  Verfügung  stehen ; sie  hatten  die  Aus- 
besserung der  Festungen  und  öffentlichen  Wege  zu  besorgen, 
sie  dienten  als  Boten  wie  Lastträger,  und  verrichteten  andere 
Arbeiten,  die  malos  usos  genannt  wurden,  von  denen  weiter 
unten  noch  die  Rede  sein  wird,  Arbeiten,  deren  endgültige 
Abschaffung  Herren  wie  Bauern  viel  Blut  kostete.  Die 
meisten  dieser  Verpflichtungen  finden  sich  nicht  in  Urkunden 
verzeichnet;  sie  waren  lediglich  auf  Brauch  und  Herkommen 
gegründet. 
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Mit  der  vollständigen  Organisation  des  Feudalsystems 
im  elften  Jahrhundert  verschwanden  die  Allodien  in  dem 
Masse,  als  das  feudale  und  zinsbare  Eigenthum  zunahm. 
Zu  dieser  Aenderung  trug  nicht  nur  die  Nöthigung  zur 
Commendation  an  mächtige  Herren  bei,  sondern  auch  eine 
besondere  Rechtsregel,  die  nicht  ausdrücklich  durch  irgend 
einen  Gesetzgeber  verkündigt,  aber  durch  den  Gebrauch 
auch  hier  autorisirt  wurde,  wonach  in  Catalonien  für  alle 
Ländereien,  welche  die  Vasallen  als  Lehen  besassen,  den 
Herren  das  dominium  directum  zuerkannt  ward.  Dieses 
Gewohnheitsrecht  genügte  in  einer  Zeit,  in  der  von  der 
Schrift  wenig  Gebrauch  zur  Vollziehung  von  Verträgen  ge- 
macht wurde,  und  in  der  ein  übermächtiger  Adel  die  villanos 
und  die  Bauern  beliebig  unterdrückte,  um  das  Vorherrschen 
des  feudalen  Eigenthums  in  diesem  alten  Königreiche  zu 
erklären. 

Auch  hier  war  die  Pflicht  der  Heerfolge  nur  bedingt: 
der  König  konnte  ihre  Erfüllung  nur  bei  grossen  Staats- 
nöthen und  zur  inneren  Vertheidigung  verlangen;  wenn  es 
sich  jedoch  um  den  Einfall  in . ein  anderes  Königreich  oder 
einen  Angriffskrieg  handelte,  waren  die  Männer,  die  von 
ihm  weder  Lehen  empfangen  hatten,  noch  seine  unmittel- 
baren Vasallen  waren , ihm  zu  folgen  nicht  verpflichtet. 
Noch  1471  bestätigte  Ferdinand  II.  von  Aragonien,  dass 
die  Verpflichtung,  im  königlichen  Heere  zu  dienen,  nur 
für  den  Fall  eines  Krieges  innerhalb  Cataloniens  zu  gelten 
habe. 

Die  Vasallen  dienten  im  Allgemeinen  im  Kriege  auf 
eigene  Kosten;  doch  erlitt  diese  Regel  verschiedene  Aus- 
nahmen. 

Das  feudale  Eigenthum  vermehrte  sich  in  kurzer  Zeit, 
aber  nicht  ohne  gewichtige  und  mannigfaltige  Unterschiede 
bezüglich  der  Bedingungen  des  Dienstes,  zu  dem  die  Besitzer 
verpflichtet  waren.  Alle  alten  catalonischen  Rechtsgelehrten 
waren  darin  einig,  dass  die  blosse  feudale  Verleihung  den 
Belehnten  zum  Vasallen  des  Verleihers  mache  und  ihn  zum 
Kriegsdienste  verpflichte.  Dieser  Dienst  war  in  der  Form 
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zu  leisten,  die  der  Ortsbrauch  vorschrieb.  Eine  solche  Un- 
bestimmtheit rief  jedoch  starke  Unzukömmlichkeiten  hervor, 
weshalb  auch  Urkunden  erlassen  wurden,  in  welchen  die 
zu  leistenden  Dienste  genau  angegeben  waren.  Zuweilen 
war  der  Dienst  gegen  jeden  Feind  des  Herrn  ausnahmslos 
zu  leisten,  zuweilen  fanden  bestimmte  Ausnahmen  statt. 
Diese  Unterschiede  hingen  von  der  Stellung  des  Vasallen 
ah.  Der  in  Catalonien  solui  genannte  Vasall  konnte  nicht 
mehr  als  einen  Herrn  haben,  dem  er  gegen  dessen  sämmt- 
liche  Feinde  zu  dienen  verpflichtet  war,  mit  Ausnahme  des 
Königs.  Wurde  er  non  solui  genannt,  so  konnte  er  so  viele 
Herren  als  Lehen  haben  und  konnte  sich  weigern,  einem 
gegen  den  anderen  zu  dienen.  Diese  Vasallen  mussten, 
wenn  ihre  verschiedenen  Herren  im  Kriege  waren,  dem 
dienen,  dem  sie  zuerst  gehuldigt  hatten.  Alle  Vasallen  waren 
davon  befreit,  gegen  den  König,  den  Papst,  das  Vaterland, 
ihre  Ascendenten  und  Descendenten  sowie  gegen  den  eigenen 
Herrn  zu  dienen.  Nicht  alle  Herren  konnten  Dienste  in 
entfernten  Ländern  fordern. 

Ausser  dem  Heerdienste  hatten  die  Vasallen  mannig- 
faltige Verpflichtungen,  von  denen  die  einen  durch  die  all- 
gemeinen Gesetze  und  Bräuche  vorgeschrieben , die  anderen 
freiwillig  vereinbart  waren.  Zu  den  ersteren  gehörte  in 
Catalonien  wie  in  Castilien  die,  den  Herrn  zu  unterstützen, 
wenn  er  in  äusserste  Armuth  gerathen  war,  ihm  Zutritt 
und  Unterkunft  im  Lehn  zu  gewähren,  gegen  ihn  weder 
einen  entehrenden  gerichtlichen  Process  zu  führen,  noch  ohne 
seine  Erlaubniss  zu  appelliren  und  ihm  die  festgesetzten  Ab- 
gaben zu  entrichten. 

Die  Vasallen  auf  Zinsgütern  waren  den  malos  usos 
unterworfen,  die  ihrer  Bezeichnung  so  sehr  entsprachen, 
dass  der  feudale  Tyrann  kaum  jemals  Schlimmeres  ersann. 
Nicht  nur,  dass  der  Vasall  ohne  Erlaubniss  des  Herrn  sich 
nicht  verheirathen  konnte,  musste  der  Wittwer  oder  die 
Wittwe  bei  WiederAerheirathung  oder  eine  Erbtochter  bei 
ihrer  Verheirathung  den  dritten  Theil  der  Habe  ent- 
richten. Eine  ehebrecherische  Frau  A^erlor  ihre  Eigengüter, 
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wovon  dem  Herrn  die  Hälfte  und,  wenn  der  Manu  den  Ehe- 
bruch geduldet  hatte,  gar  die  Gesammtheit  zufiel.  Ein 
anderer  der  malos  usos  verpflichtete  die  Frauen  der 
Vasallen,  den  Kindern  des  Herrn  als  Aminen  zu  dienen. 
Starb  ein  Vasall,  der  das  Haupt  der  Familie  war,  so  wurde 
er  nicht  eher  liegraben , als  bis  der  Herr  die  beste  wollene 
Decke  (manta)  des  Hauses  erhalten  hatte.  Wenn  der  Herr 
in  Gegenständen  allgemeinen  Verbrauches,  wie  Getreide» 
Wein  u.  s.  w.  Handel  treiben  wollte,  fing  er  zur  Hiiiweg- 
räumung  aller  Concurrenz  damit  an,  den  Verkauf  derselben 
Gegenstände  im  Kleinen  allgemein  zu  verbieten.  Ausserdem 
entrichteten  die  Vasallen  zahllose  Abgaben,  meistens  knechti- 
schen U rspruugs,  die  au  dem  einen  Orte  huevos  de  mochuelo, 
pollos  de  azor  oder  pan  de  perro  (Hundebrod)  und  an 
anderen  iiierna  de  carne  salada , calabaza  de  vino , har  de 
paja,  aro  de  tonel  u.  s.  w.  genannt  wurden.  Ausserdem  war 
der  Vasall  verpflichtet,  den  Herren  als  Grundabgaben  Zehnte, 
Erstlingsfrüchte , Zinsen,  quiutos,  cuartos  u.  s.  w.  zu  ent- 
richten. Schliesslich  erkannten  die  unglücklichen  Vasallen 
die  Wucht  ihrer  vereinigten  Kräfte  und  suchten  nach  dem 
Beispiele  ihrer  Brüder  in  anderen  Ländern  das  Joch  der 
Dienstbarkeit  abzuschütteln.  So  viel  ist  gewiss,  dass  um 
die  Mitte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  die  Vasallen  gegen 
ihre  Herren  sich  erhoben  und  nach  stürmischen  Unruhen 
und  ernsten  Kriegen  ihr  Vorhaben  erreichten. 

Allein  nicht  bloss  die  Zinsbauem  waren  schwer  belastet, 
auch  die  Lasten  der  eigentlichen  Lehen  in  Catalonien  waren 
zahllos.  Das  laudemium  bei  Besitzwechselu  betrug  ein 
Zehntel  bis  ein  Drittheil  des  Preises.  Als  Rente  des  aus- 
schliesslich benutzten  Bodens  oder  Hauses  war  der  Betrag, 
den  der  Vasall  dem  Herrn  zu  entrichten  hatte,  gleichviel 
ob  dieser  der  König,  ein  Graf  oder  ein  Baron  war,  ein 
entsprechender  Theil  der  Früchte,  in  der  Regel  der  zehnte, 
und  ein  kleinerer,  der  unter  dem  Namen  tasca  bekannt 
war;  eine  Abgabe  von  jedem  Hause  hiess  fogatge,  eine 
agrarische  Leistung  terrazgo;  ferner  sind  zu  erwähnen  die 
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talla  (taille) , eine  dem  Vermögen  des  Pflichtigen  ent- 
sprechende Rente;  el  albergue  und  la  cena  für  die 
entsprechenden  den  Herren  zu  leistenden  Dienste ; el 
corouatge , eine  Steuer  von  fünf  sueldos  und  sechs  dineros. 
die  jedes  Haus  bei  der  Krönung  des  Königs  oder  der 
Königin  und  el  maridatge,  eine  Abgabe  von  sieben  sueldos, 
die  ebenfalls  von  jedem  Herde  bei  Verheirathuug  der  Tochter 
moi  oder  der  Schwester  des  Königs  zu  entrichten  war.  Für  den 

Gebrauch  der  öffentlichen  Wege  waren  dem  Herrn  der 
Strasse  eine  grosse  Anzahl  von  Abgaben  zu  zahlen.  Von 
diesen  waren  die  hauptsächlichsten  die  leudä  oder  lezda, 
die  für  den  Waarendurchzug  zu  entrichten  war,  die  peages, 
portazgos  und  pontazgos,  die  für  die  Benutzung  durch  Per- 
sonen wie  Vieh  bezahlt  wurden.  Für  die  Benutzung  von 
Weiden  und  Viehtränken  war  die  bovage,  herbage  und 
carnerage  zu  berichtigen.  Für  das  Recht  auf  fremdem 
Boden  zu  verweilen  wurde  die  moiiedage  erhoben;  ähnlichen 
Charakters  waren  die  questias  oder  pedidos  und  die  acaptes. 
Ausserdem  bestand  die  der  französischen  gabelle  analoge 
Salzsteuer  (los  gabelos  de  la  sal)  und  eine  Strafe  für  grund- 
lose Processe  (quiuto). 

Auch  in  Catalonien  war  das  Gruudeigenthum  der  L^r- 
■ sprungstitel  der  Gerichtsbarkeit.  Die  „üsages“,  die  im 

elften  Jahrhundert  veröffentlicht  wurden,  die  „Constituciones“ 
der  Könige  von  Aragouien , die  zum  grossen  Theile  in 
den  Cortes  von  Catalonien  veröffentlicht  wurden , und  die 
„Costumbres“,  die  der  Canouicus  Pedro  Albert  niederschrieb, 
erkannten  übereinstimmend  in  dem  Bodeneigenthum  die 
Hauptquelle  aller  Gerichtsbarkeit,  so  sehr  sie  gleichzeitig 
strebten , dieses  Princip  mit  den  Rechten  der  Souveränetät, 
die  es  in  einschneidender  Weise  beschränkte,  nach  Möglich- 
keit zu  versöhnen.  Doch  blieb  es  bis  zum  fünfzehnten  Jahr- 
hundert aufrecht,  wo  die  königliche  Autorität  den  durch 
den  Feudalismus  entstandenen  localen  Mächten  überlegen 
wurde.  Die  Schranken  der  Gerichtsbarkeit  waren  ver- 
schieden. Ein  Gebiet  besass  die  volle  hohe  und  niedere. 
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ein  anderes  nur  die  Civil-Gerichtsl)arkeit.  Dem  Könige  ge- 
Imhrte  die  volle  Gerichtsbarkeit  in  den  Krouländeru. 


4.  Navarra. 

Navarra,  in  der  Cultur  weniger  vorgeschritten  als  die 
anderen  Provinzen  Spaniens,  folgte  schliesslich  doch  der 
allgemeinen  Bewegung  hinsichtlich  des  Lehnwesens  mit 
Institutionen,  die  denen  der  anderen  Länder  ähnlich  aber 
weniger  vollständig  waren  und  einen  einigermasseu  primi- 
tiven Anstrich  hatten.  Es  gab  auch  in  Navarra  ricos-homhres 
und  Altadelige  (infanzones) , die  aber  weder  mit  so  vielen 
I)olitischeu  Rechten  wie  die  in  Catalonien  und  Aragonieu, 
noch  mit  so  grossen  Gütern  wie  die  in  Catalonien  aus- 
gestattet ^varen.  Auch  erschienen  Rechte  und  Pflichten  der 
Herren  und  ^'asallen  nicht  so  genau  ahgegreuzt  wie  iu 
Catalonien  und  Aragonien. 

Der  Ursprung  der  verschiedenen  Eigenthumsformen  war 
derselbe  wie  iu  den  anderen  Königreichen  Spaniens.  Auch 
in  Navarra  betrachtete  sich  der  König  als  ursprünglichen 
Eigenthümer  alles  Grundes  und  Bodens  in  Folge  des 
Rechtes  der  Eroberung,  den  er  entweder  an  seine  Vasallen 
als  absolutes  Eigenthum,  als  houor,  oder  gegen  Zins  ver- 
gällte, je  nach  der  Beschaffenheit  der  Personen,  oder  dem 
Drange  der  Umstände;  zuweilen  behielt  er  sich  einen  ihm 
angemessen  erscheiuenden  Theil  vor,  um  dessen  Erträgnisse 
zu  erheben  oder  ihn  für  weitere  Belohnungen  seiner  Vasallen 
aufzusparen. 

Der  grösste  Theil  des  Allodialeigenthums  war  hier  wie 
in  den  anderen  Königreichen  zinsbar  gewesen  und  ist  durch 
besondere  königliche  Gnade  frei  geworden.  So  verlieh  der 
König  Garcia  im  Jahre  971  zwei  Rittern  die  Befreiung  ge- 
wisser Häuser,  die  sie  von  ihrem  Vater  geerbt  hatten,  in- 
dem er  erklärte,  dass  sie  und  ihre  Nachfolger  dafür  w'eder 
Zinsablösung  noch  die  „fuero  nialo  de  pecha“  genannte 
Steuer  zu  bezahlen  hätten,  und  dass  sie  darüber  als  Eigen- 
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thum  im  Leben  wie  für  den  Todesfall  verfügen  könnten. 
Im  zwölften  Jahrhundert  wurden  solche  Zugeständnisse  auf 
alle  Einwohner  verschiedener  Städte  und  Dörfer  ausgedehnt, 
an  deren  Wiederbevölkerung  und  Vertheidiguug  dem  Staate 
gelegen  war,  wie  auf  gewisse  gesellschaftliche  Schichten, 
die  man  anregen  wollte,  den  Aufschwung  bestimmter  Orte 
zu  fördern.  So  befreite  Garcia  VI.  die  Adeligen,  Bauern 
und  Freien  von  Peralta  vermittelst  des  fuero,  das  er  dieser 
Stadt  im  Jahre  1144  gab,  von  allen  „malos  usos“,  „azofras“ 
(persönlichen  Diensten)  und  „pechas  raalas“.  Die  gleiche 
Befreiung  gewährte  Saucho  VII.  im  Jahre  1164  den  Ein- 
wohnern von  Estella. 

Das  fuero  de  los  Arcos  von  1175,  \vorin  Sancho  VH. 
erklärt,  dass  die  steuerpflichtigen  Grundstücke,  die  Alt- 
adelige in  dieser  Stadt  kaufen,  von  allen  Zinsen  und  Steuern, 
die  bis  dahin  dem  Könige  bezahlt  w^orden  waren,  befreit  sein 
sollten,  war  ein  um  so  wichtigeres  Privilegium,  als  es  dem 
Gesetze  zuwiderlief,  das  dem  Adel  verbot,  solche  Grund- 
besitzgattungen zu  kaufen,  damit  der  Staat  keine  Steuer- 
einbusse  erleide. 

Ricos-hombres  wurden  die  mächtigen  infanzones  genannt, 
denen  der  König  Landgüter  oder  Burgen  in  honor  zur  Ver- 
waltung und  Regierung,  oder  gleichwerthige  Renten  zur 
Belohnung  ihrer  Dienste  gab.  Mit  ihrem  Rathe  sollten  die 
schwierigsten  Angelegenheiten  des  Königreichs  entschieden 
werden. 

Die  Verleihung  der  honores  war  ein  noth wendiges 
Mittel  zur  Vertheidiguug  und  Erhaltung  des  Staates.  Es 
verfügt  daher  der  fuero  general,  dass  für  die 
vom  rico-hombre  mit  seinen  Rittern  zu  leisten- 
den Dienste  der  König  verpflichtet  sei,  ihm 
ein  Haus  oder  honor  zu  verleihen.  Der  Unter- 
schied zwischen  beiden  bestand  darin , dass  die  auf  jene 
Weise  bezahlten  Vasallen  das  verliehene  Grundstück  oder 
Haus  zuweilen  ohne  Gerichtsbarkeit  und  Regieruugsrecht 
erhielten,  während  den  durch  honor  belohnten  Vasallen  diese 
Rechte  alsbald  zuerkaunt  wurden. 

Felix , Elgenthuni.  IV.  2.  1. 
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In  dei-selben  Weise  wie  die  honores  des  Königs  die  Be- 
zahlung waren,  welche  die  ricos-hombres  für  ihre  Dienste 
erhielten,  waren  die  honores  der  ricos-hombres  die  Be- 
lohnung , die  sie  für  die  ihnen  geleisteten  Dienste  ihren 
Kittern  ertheilten. 

Die  Abgaben  und  Zinse,  die  in  honor  gegeben  wurden, 
theilten  König  und  infanzon.  Der  Herr  des  honor  bezog 
jedoch  allein  die  Geldstrafen  und  Abfindungssummen,  die 
„homicidios  y calonias“  genannt  wurden. 

Die  Edelleute  Navarras  hatten  (gleich  denen 
Castiliens)  das  Vorrecht,  in  die  Dienste  eines 
andern  Königs  übergehen  und  sogar  mit  diesem 
den  eigenen  König  bekriegen  zu  dürfen,  ohne 
deshalb  ihre  Güter  zu  verlieren. 

Der  König  gab  auch  den  infanzones  Landstriche  in 
senorfo  gegen  Dienste  mit  den  Formalitäten  und  Erfordernissen 
des  feudalen  Europa.  Das  senorfo  konnte  weiter  abgetreten 
werden,  in  welchem  Falle  eine  wirkliche  Afterbelehnung 
entstand. 

Auch  in  Navarra  war  der  Heerdienst  dem  Grundbesitze 
anhangend.  Kicos-hombres , infanzones,  Kitter,  Bürger  und 
Bauern,  die  irgend  ein  Grundstück  in  Eigenthum  oder  in 
Nutzniessung  hatten,  schuldeten  dem  Könige  einen  mehr 
oder  weniger  beschränkten  Waffendienst. 

Alle  Navarresen  waren  mit  dem  Könige  persönlich 
durch  mehr  oder  weniger  unmittelbare  Bande  der  Vasallität 
verbunden.  Aber  obwohl  allen  die  Dienstverpffichtung  oblag, 
war  sie  nicht  für  alle  gleich;  ihre  Bedingungen  wechselten 
oft  nach  dem  Stande  der  Person  oder  der  Privilegien  ihres 
Wohnortes.  Die  einfachen  infanzones  oder  Ritter,  Herren 
von  allodialem  Boden,  zum  Widerstande  gegen  eine  feind- 
liche Invasion  im  Königreiche  b(uufen,  mussten  dem  Rufe 
Folge  leisten,  begleitet  von  ihren  Mannen,  mit  Lebensmittel- 
vorräthen  für  drei  Tage.  Wenn  nach  ihrem  Verlaufe  der 
König  den  Heereszug  verlängerte  oder,  gleichviel  zu  welcher 
Zeit,  die  Grenzflüsse  des  Königreichs,  Ebro  oder  Aragon,  zu 
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überschreiten  beabsichtigte , so  konnte  er  die  infanzones 
nicht  verpflichten,  länger  als  neun  Tage  in  seinem  Dienste 
zu  verbleiben,  und  auch  während  dieses  Zeitraumes  hatte 
er  die  Kosten  des  Unterhalts  zu  bestreiten.  Wenn  aber  in- 
zwischen der  Feind  irgend  einen  Ort  des  Königreichs  um- 
ringte, mussten  die  infanzones  dem  Könige  in  der  Ver- 
theidigung  während  der  ganzen  erforderlichen  Zeit  bei- 
stehen. Die  „infanzones  de  abarca“  mussten,  so  oft  es  der 
König  that,  ins  Feld  ziehen,  und  dies  auf  eigene  Kosten. 
Die  Ritter,  die  bei  Ankündigung  eines  Krieges  sich  ausser- 
halb des  Königreichs  im  Dienste  eines  andern  Herrn  be- 
fanden , mussten  diesem  zurückerstatten , was  sie  von  ihm 
empfangen  hatten , dem  Rufe  des  Königs  Folge  leisten 
und  ihm  wenigstens  neun  Tage  in  jedem  Kriege  dienen. 
Die  ricos-hombres  und  Ritter,  die  bonores  vom  Könige 
hatten,  mussten  ihm  mit  ihren  Mannen  und  ihren  Hilfs- 
quellen nach  Massgabe  des  Landbesitzes  und  der  Renten, 
die  sie  von  der  Krone  inne  batten , dienen  und , wie  es 
scheint,  ohne  Beschränkung  der  Dauer,  wofern  diese  nicht 
angegeben  wurde.  Für  je  300  sueldos  hatten  sie  eine 
„caballerfa“  oder  „caverfa“  (worunter  man  in  Navarra 
einen  bewaffneten  Lanzenreiter  verstand;  zu  stellen  und  zu 
unterhalten.  Dem  honor  eines  rico-hombre  entsprachen 
wenigstens  zehn  Lanzenreiter,  oft  aber  zwanzig  und  noch 
mehr. 

Allein  die  allgemeinen  den  Heerdienst  betreffenden 
Verfügungen  erfuhren  in  der  Praxis  verschiedene  Aus- 
nahmen und  Abänderungen , die  durch  fueros  und  örtliche 
Privilegien  bedingt  wurden.  So  hatten  die  Einwohner  von 
Argueda  und  Caparros,  Adelige  wie  Bürger  und  Bauern,  nach 
ihren  fueros  nur  in  der  Feldschlacht  (en  lid  campal)  und 
mit  Vorräthen  für  drei  Tage  zu  dienen.  Nach  einem  fuero 
von  Najera  hatten  von  je  vier  Einwohnern  drei  die  Waffen 
zu  ergreifen;  die  infanzones  und  villanos  w^aren  nur  zu 
Einem  entgeltlichen  Dienste  jährlich  verpflichtet;  jene  nur, 
wenn  der  König  zu  Felde  zog,  diese  nur  in  Feldschlachten. 
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Die  Einwohner  von  Los  Arcos  hatten  das  sonderbare 
Privilegium,  nur  wenn  der  König  belagert  war,  dienen  zu 
müssen.  Dagegen  waren  nach  den  fueros  von  Viana  und 
San  Vincente  de  Sosierra  nicht  einmal  die  Geistlichen  von 
der  Ergreifung  der  Waffen  in  Feldschlachten  befreit. 

Das  Grundeigenthum  war  in  Navarra  grossen  Ein- 
schränkungen unterworfen,  sowohl  im  Interesse  des  Herrn 
wie  in  dem  der  Bauernfamilien.  Nach  dem  ursprünglichen 
Gesetze  durfte  man  nur  über  das  allodiale  Eigenthum  frei 
verfügen,  das  abhängige  konnte  nicht  ohne  Erlaubniss  des 
Herrn  veräussert  werden,  die  nur  gegen  lästige  Abgaben 
ertheilt  w’urde. 

In  einigen  fueros  und  Dorfurkunden  aus  dem  elften 
Jahrhundert  wurde  die  Veräusserung  der  Grundstücke  ver- 
boten; in  anderen  aus  demselben  Jahrhundert  und  in  den 
meisten  aus  den  folgenden  Jahrhunderten  gewährte  man  den 
\ asallen  die  Freiheit  darüber  zu  verfügen , als  eines  der 
begehrtesten  Zugeständnisse. 

Das  Gesetz  nahm  an,  dass  ein  Patrimonium,  das  zur 
Erhaltung  der  Familie  genügte,  nicht  zerstückelt  werden 
dürfe.  Denn  es  sagt,  dass  wenn  irgend  ein  rico-hombre  oder 
infanzone  zwei  oder  mehrere  Söhne  und  Grundbesitz  in  zwei 
oder  mehreren  Königreichen  habe,  er  dem  einen  das  Grund- 
stück geben  könne , das  an  dem  einen  Orte  und  dem  andern 
das,  welches  anderwärts  liege,  ohne  Berücksichtigung  des 
Umfanges.  Das  Gesetz  folgte  dem  Einflüsse  der  feudalen 
Grundsätze , die  im  Hinblicke  auf  die  Erhaltung  der 
politischen  und  richterlichen  Organisation  des  Staates  die 
1 heiluug  der  Lehen  nicht  zuliessen,  obwohl  eine  Vertheilung 
mehrerer  Lehen  unter  mehrere  Söhne  gestattet  war. 

Sehr  traurig  war  auch  das  Loos  der  überlasteten 
navarresischen  Bauern.  U.  A.  mussten  sie  den  Herrn  mit 
Gefolge  und  Pferden  jedes  Jahr  während  eines  Zeit- 
raumes, der  dreissig  Tage  nicht  überschreiten  sollte,  beher- 
beigen  und  unterhalten.  In  den  fueros  von  Navarra  vom 
dreizehnten  Jahrhundert  sind  die  Leistungen  der  Bauern 
mit  ungewöhnlicher  Weitläufigkeit  angegeben;  man  gewahrt 


245 


‘Vs 

da  eine  unendliche  Mannigfaltigkeit  der  Abgaben  und 
Frohnen  bei  auffallender  Ungleichheit  ihrer  Vertheilung. 
Die  kindische  Kleinigkeitskrämerei,  mit  der  die  Gesetze  die 
Gattung  und  Menge  der  Nahrung  vorschrieben,  die  den  den 
Frohnen  unterworfenen  Menschen  und  Thieren  zu  verab- 
reichen war,  beweist,  dass  die  Dienste  in  willkürlicher  und 
ungerechter  Weise  gefordert  worden  waren,  und  dass  die 
»fc,  gesetzlichen  Bestimmungen  getroffen  wurden,  um  ernsten 

Streitigkeiten  ein  Ziel  zu  setzen  und  befürchteten  Auf- 
ständen vorzubeugen.  Wie  entsetzlich  die  Lage  dieser 
Bauern  war,  geht  auch  daraus  hervor,  dass  viele  es  vor- 
zogen auf  ihr  Eigenthum  zu  verzichten  und  davon  zu 
gehen.  Auch  hier  w'aren  es  die  Könige,  die  schliesslich  von 
den  lästigsten  Leistungen  befreiten,  namentlich  die  malos  fueros 
aufhoben  und  viele  willkürliche  Dienste  in  bestimmte  Natural- 
und  Geldabgaben  verwandelten. 


\ 


5.  Valencia  und  Mallorea. 

Wie  in  Catalonien  und  mehr  als  in  den  anderen  König- 
reichen Spaniens,  war  in  Valencia  und  Mallorca  das  Lehn- 
wesen vorherrschend. 

Nach  der  Gewinnung  Malloreas  wie  Valencias  wurden 
die  üblichen  Vertheilungen  der  Häuser  und  des  Grundbesitzes 
unter  die  Eroberer  vorgenommen.  Da  aber  der  König  Jaime 
in  Valencia  mehr  Grund  und  Boden  zugesagt  hatte  als  ver- 
fügbar war,  so  traf  er  einen  mehr  Erfindungsgabe  als  Ehren- 
haftigkeit verrathenden  Ausweg,  um  sein  Versprechen  zu 
erfüllen.  Kraft  seiner  königlichen  Befugniss,  die  Masse  und 
Gewichte  festzustellen,  reducirte  er  die  Flächenmasse  und 
theilte  auf  solche  Weise  Jedermann  nominell  das  ver- 
sprochene Landmass  zu.  Die  Empfänger  übernahmen  die 
Verpflichtung  das  Königreich  zu  vertheidigen,  die  ihnen  an- 
gewiesenen Landstriche  innerhalb  eines  bestimmten  Zeit- 
raumes zu  bevölkern  und  sie  ihrerseits  unter  die  Ein- 
wohner zu  vertheilen.  Ausdrücklich  wurde  verordnet,  dass 
die  neuen  Eigenthümer,  sowohl  die  allodialen  als  die  sonstigen. 
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ihre  Antheile  binueii  fünf  Jahren  nicht  vercäussern,  und  dass 
sie  solche  ihren  Söhnen  oder  anderen  Verwandten  zu  fort- 
gesetzter Bewohnung  hinterlassen  sollen.  Grösseren  Be- 
schränkungen unterlag  der  Verkauf  feudaler  Güter,  der 
ohne  ausdrückliche  Erlauhniss  des  Herrn  nicht  erfolgen 
konnte.  Der  Herr  durfte  sein  directes  Eigenthum  und  seine 
Macht  über  die  Vasallen  ohne  die  Genehmigung  dieser  auf 

Personen  geringem  Standes  (ä  mäs  bajo  senor)  nicht  über- 
tragen. 

Die  unvertheilt  gebliebenen  Ländereien  blieben  Eigen- 
tbum  des  Königs,  der  sie  öffentlichem  Gebrauche  widmete 
oder  gegen  Zins  verlieh.  Die  schiffbaren  Flüsse  und  die 
stehenden  nicht  schiffbaren  Gew'ässer  gehörten  ebenfalls  der 
Krone  infolge  des  Eroberungsrechtes;  doch  gab  König  Jaime 
den  Prälaten  und  den  ricos-hombres  alle  Gewässer,  die 
innerhalb  ihrer  Gebiete  entsprangen  oder  diese  durchliefen 
und  behielt  sich  nur  das  Eigenthum  der  in  den  königlichen 
Gebieten  entspringenden  Flüsse  vor. 

Auch  alle  unbebauten  Ländereien  gehörten  der  Krone. 

König  Jaime  verlieh  ferner  den  Einwohnern  der  Stadt 
\ alencia  das  Recht  der  Viehweide  im  ganzen  Königreiche, 
wie  auch  der  Nutzung  von  Wegen,  Holz  und  Wasser.  Auch 
verbot  er  den  Grundherren,  Boden  ohne  seine  Erlauhniss 
als  Weide  zu  verwenden.  Auf  diese  Weise  behielt  die  Krone 
das  Eigenthum  aller  Weiden. 

Der  König  behielt  sich  hier  die  Bannrechte  der  Oefen 
und  Mühlen  als  Regale  vor  oder  gab  sie  oder  das  Recht 
hieran  in  Zins,  so  dass  sie  den  Grundherren  nicht  zustanden. 

Mit  dem  allodialen  Eigenthum  rivalisirte  an  Umfang 
und  Bedeutung  das  feudale.  Jaime  II.  und  seine  Nach- 
folger verliehen,  abgesehen  davon,  dass  sie  ihren  Vasallen 
die  mehr  oder  weniger  vollständige  Herrschaft  über  die 
infolge  der  Eroberung  erlangten  Häuser  und  Grundstücke  zu- 
gestanden. als  ausdrückliche  Lehen  eine  Menge  von  Burgen, 
Grundstücken  und  Renten. 

\ om  feudalen  Eigenthum  war  der  Kriegsdienst  un- 
zertrennlich. 
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Neben  eigentlichen  Lehen  gab  es  in  Valencia  die  Eigen- 
thumsform, die  in  Aragonien  honor  hiess. 

Auch  hier  w^aren  die  Zinsgüter  schwer  belastet,  jedoch 
mit  verschiedenen  Leistungen  je  nach  dem  Stande  der  Be- 
sitzer. Die  den  saracenischen  Bauern  verliehenen  waren 
kaum  als  wirklicher  Besitz  zu  betrachten.  Diese  Unglück- 
lichen ])ffegten  nicht  die  Früchte,  die  sie  ernteten,  zu  ge- 
niessen,  sondern  nur  den  Antheil  daran,  den  die  unberechen- 
bare Willkür  der  Herren  ihnen  überliess.  Ihre  Lage  kam 
I beinahe  der  von  Leibeigenen  gleich.  In  günstigeren 

Verhältnissen  befanden  sich  die  christlichen  Zinsbauern,  die 
ihren  Herren  gegenüber  die  Bedingungen  als  Emphyteuta 
nach  der  Valencianischen  Gesetzgebung  zu  erfüllen  hatten. 
Sie  waren  frei.  Die  Inhaber  von  Zinsgütern  durften  diese 
jedoch,  bei  Strafe  ihres  Verlustes,  nicht  verlassen. 

Mit  den  militärischen  wie  mit  den  Zins-Lehen  w'ar,  wie 
in  den  anderen  spanischen  Königreichen,  so  auch  in  Valencia 
' und  in  Mallorca  das  Recht  der  Gerichtsbarkeit  verknüpft; 

nirgends  erhielt  sieh  dieses  durch  so  lange  Zeit  und 
nirgends  war  es  ein  so  charakteristisches  Merkmal  des 
Feudalismus  wie  hier. 


Wir  sehen  also,  dass  das  Lehn  wesen  in 
Si)anie*n  nicht  nur  bestanden  hat,  sondern  dass 
daselbst  sogar  der  Adel,  mächtiger  und  über- 
müthiger  als  in  anderen  Reichen,  seine  über- 
greifende Stellung  zu  nutzen  wusste,  um  auf 
I dem  Wege  der  Gesetzgebung  das  zu  erlangen, 

was  anderwärts  die  Könige  freiwillig,  oder 
dem  Drange  der  Umstände  nachgebend,  oder 
aus  Schwäche  verliehen  und  dass  in  einigen 
Königreichen  die  Könige  noch  stärker  an  den 
Leihezwang  gebunden  waren,  als  in  Deutschland. 
Auch  gewahren  wir  in  Spanien  dieselbe  Ausbeutung  der 
Unterthanen  durch  die  Feudalherren,  dieselbe  Neigung 
dieser  zu  Gewaltthaten  wie  diesseits  der  Pyrenäen. 


248 


Im  dreizehnten  und  vierzehnten  Jahrhundert  war 
namentlich  das  geistliche  Eigenthum  den  frevelhaftesten 
Eeraubungen  ausgesetzt.  Aus  den  unahweislichen  Zeug- 
nissen der  Cortes  der  Zeit  geht  hervor,  dass  die  ricos- 
hombres  und  Ritter  die  Ländereien  der  Kirchen  und  Klöster 
gewaltsam  in  Besitz  nahmen;  wo  das  nicht  geschah,  er- 
zwangen sie  Abgaben  und  Dienste  von  den  kirchlichen 
Würdenträgern  durch  die  Bedrohung  der  Widerstrebenden 
mit  Besitzergreifung  und  von  den  Bauern  durch  Beschlag- 
nahme ihres  ’S  iehes,  oder  sie  verboten  ihren  Vasallen  kirch- 
liche Grundstücke  in  Pacht  zu  nehmen,  um  die  Prälaten 
zu  nöthigen,  ihnen  solche  zu  Spottpreisen  zu  verkaufen. 
Aus  ähnlichen  Gründen  untersagten  sie  zuweilen  den 
Aasallen,  die  nothwehdigsten  Dinge  von  Geistlichen  zu 
kaufen  oder  an  sie  zu  verkaufen  oder  kirchlichen  Grund 
und  Boden  zu  bebauen.  Sie  nahmen  die  Kreuze,  Kelche, 
Oinamente  und  Glocken  aus  den  Kirchen,  um  sie  zu  ver- 
kaufen oder  zu  verpfänden;  sie  hielten  mit  ihren  Unthaten 
selbst  in  den  klösterlichen  Hospitälern  nicht  inne.  Die 
Aebte  ihrerseits  Hessen  sich  schwere  Frevel  zu  Schulden 
kommen,  die  nach  dem  Ausspruche  Alfons’  XI.  harte  Züch- 
tigung verdienten.  Einige  von  ihnen  belegten  die  Güter 
und  Renten  irgend  einer  Körperschaft  wegen  Schulden  einer 
anderen  mit  Beschlag,  andere  Hessen  wegen  Schulden  ihrer 
A ögte  kirchliche  Renten  gewaltsam  einziehen.  Viele  be- 
drängten Dörfer,  die  nicht  in  den  Bereich  ihrer  Herrschaft 
gehölten,  unter  dem  Vorwände,  daselbst  einige  Vasallen  zu 
haben,  forderten  ungebührlicher  Weise  Abgaben  u.  s.  w. 
So  war  die  Bedrückung  eigener  und  fremder  Vasallen  allen 
Classen  der  Herren  gemein.  Die  Rohheit  der  Sitten,  die 
Schwäche  und  Theilung  der  souveränen  Macht  und  die  vom 
Kiiege  unzertrennlichen  Ausschreitungen  führten  einerseits 
zur  Tyrannei,  andererseits  zur  Auflehnung.  Nach  Aussage 
dei  Cortes  entvölkerten  einige  Herren  die  in  ihrem  Herr- 
schaftsbereiche gelegenen  Ortschaften,  weil  sie  von  ihren 
A asallen  masslose  und  neue  Auflagen  wider  alles  Recht 
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forderten;  andere  gewährten  in  ihren  Burgen  Strassenräubern 
Zuflucht;  noch  andere  zwangen  reiche  und  angesehene 
AAHttwen  und  Mädchen,  sieh  mit  ihren  Leuten  geringen 
Standes  zu  verheirathen.  Ferner  riss  der  — wie  wir  ge- 
sehen haben,  auch  in  Frankreich  vorgekommene  — Gebrauch 
ein,  über  den  die  Cortes  sich  vergeblich  beschwerten,  dass 
die  Herren  für  die  Geldanlehen,  die  sie  aufnahmen,  ihren 
A asallen  die  Bürgschaftsleistung  aufzwangen,  so  dass  diese 
eventuell  zu  zahlen  oder  die  Folgen  der  Nichtzahlung  zu 
tragen  hatten.  Endlich  kam  es  unter  Rittern,  die  mit- 
einander entzweit  waren,  häufig  vor,  dass  sie  durch  'gegen- 
seitige Beraubung  oderTödtung  ihrer  A' asallen 
Rache  aneinander  nahmen.  Insbesondere  seitdem  infolge 
des  Triumphes  der  christlichen  Waffen  die  Muselmänner 
auf  eine  Ecke  der  Halbinsel  beschränkt  worden  waren, 
wandten  sich  viele  Ritter  gegen  die  christlichen  Vasallen, 
um  sie  zu  unterdrücken. 

Es  ist  daher  nicht  zu  verwundern,  dass  die  AAsallen 
sich  anstrengten,  das  Joch  ihrer  Herren  abzuschütteln,  dass 
die  Körperschaften  sich  auszudehnen  suchten,  dass  die 
Könige  die  Macht  und  das  Ansehen  des  Adels  mit  grösster 
Energie  allmählich  schwächten,  seine  Rechte  und  Privi- 
legien verringerten  und  ihn  seiner  Ländereien  beraubten. 

Der  König  Ferdinand  l\. , auf  ein  altes , jedoch  wenig 
beachtetes  A’ erbot  der  Errichtung  von  Burgen  ohne  könig- 
liche Erlaubniss  sich  stützend,  befahl  auf  Bitte  der  Cortes 
von  Burgos  von  1301  die  Niederreissung  der  Burgen,  die 
während  des  letzten  Krieges  erbaut  worden  waren  und,  wie 
in  anderen  Reichen,  als  Ausgangs])unkte  der  Brandschatzung 
namentlich  vorbeiziehender  Kaufleute  dienten.  Eine  ähn- 
liche Anordnung  traf  er  auf  A^orstellungen  der  Cortes  von 
A alladolid  von  1312.  Doch  dauerte  der  Kampf  zwischen 
den  Bürgern  und  dem  Adel  noch  lange  fort.  Noch  1473 
wurden  Beschwerden  über  die  Errichtung  neuer  Festungen 
vor  die  Cortes  von  Santa  Maria  de  Nieva  gebracht,  und 
Heinrich  lA . sah  sich  genöthigt,  das  Aerbot  der  Errichtung 
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solcher  ohne  ausdrückliche  Erlaubniss  der  Krone  zu  er- 
i neuem  und  die  Niederreissung  der  in  den  letzten  zehn 

1 Jahren  erbauten  zu  befehlen. 


Wie  auf  dem  europäischen  Festlande  der  Siegeslauf  der 
Araber,  so  war  es  in  Br itannien  der  fortgesetzte  Andrang 
der  Dänen,  welchem  gegenüber  die  Heeresverfassung  sich  als 
untauglich  erwies.  Sie  hatte  auf  der  Voraussetzung  der 
Gleichheit  des  Besitzes  der  Kriegspflichtigen  beruht,  und 
blieb  auch  dann  unverändert,  als  die  Ungleichheit  offen- 
kundig war.  Anfangs  mussten  dadurch  die  kleinen,  später 
auch  die  grösseren  Grundbesitzer,  die  unter  Aelfred  so  stark 
in  Anspruch  genommen  wurden,  zu  Grunde  gerichtet  werden. 

Die  Unzulänglichkeit  des  Volksheeres  Hess  die  kriegeri- 
schen Gefolgschaften , die  sich  als  zuverlässig  und  ihren 
Herren  unbedingt  ergeben  erwiesen,  schnell  aufzubieten  und 
zu  verwenden  waren,  rasch  zu  höherer  Geltung  gelangen.  Der 
König  gebot  nicht  nur  über  die  mit  ihm  lebenden  und  von 
ihm  unterhaltenen,  also  ihm  unmittelbar  verpflichteten, 
eigentlichen  Gesiths,  sondern  allmählich  auch  mittelbar 
durch  die  grossen  Thane  über  ihre  Gefolgschaften,  so  dass 
schliesslich  alle  wichtigen  Volkselemente  in  seiner  Thanschaft 
(s.  S.  125)  vereinigt  wurden*).  Gefolgschaft  und  Commen- 
dation  der  meisten  PVeien  gingen  Hand  in  Hand. 

Das  Institut  der  Gefolgschaft,  zu  dem  der  Zutritt  ur- 
sprünglich wesentlich  frei  war,  übte  allmählich  auf  alle 
Männer  einen  solchen  Druck  aus,  dass  es  schliesslich  Grund- 
satz wurde,  dass  Niemand  ohne  Herrn  sein  solle.  Der  Freie 
konnte  sich  den  Herrn  wählen,  dem  er  sich  commendiren 
wollte,  aber  einen  Herrn  musste  er  haben,  der  ihm  als  Be- 
schützer diente,  über  ihn  wachte  und  sich  für  sein  gutes 
Betragen  verbürgte:  wer  sich  nicht  commendirt  hatte 
— a „lordless  man“  — , wurde  als  eine  Art  Geächteter 
betrachtet.  Unter  Knut  lebte  das  Gefolgwesen  von  Neuem 
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auf;  es  nahm  unter  diesem  Könige  einen  internationalen 
Chaiaktei  an,  indem  er  aus  allen  Ländern  Nordeuropas 
freiwillige  Gefolgleute  heranzog. 

So  waren  bereits  vor  der  normannischen  Eroberung 
alle  zum  Feudalsystem  führenden  Elemente  vorhanden:  es 
bestand  die  Verbindung  von  Herren  und  Vasallen  wie  auch 
die  militärische  Verleihung;  nur  waren  beide  noch  nicht 
unzertrennlich  verbunden*). 

Landverleihung  als  Belohnung  der  Kriegsdienste  wurde 
von  Wilhelm  dem  Eroberer  bereits  als  seine  Truppen  sich 
zum  Behufe  der  Eroberung  Englands  in  Bewegung  setzten, 
angekündigt:  „Kämpfet  gut“,  sagte  er.  „und  macht  Alles 
nieder,  denn  wenn  wir  Sieger  sind,  werden  wir  Alle  reich 
werden.  Was  ich  gewinnen  werde,  werdet  ihr  gewinnen, 
was  ich  erobere,  erobert  ihr;  wenn  ich  von  Land  Besitz  er- 
greife, so  wird  es  euch  zufallen.“ 

Und  in  der  That  wurde  der  riesige  Besitz  der  nach  der 
Eroberung  Enteigneten  als  Sold  für  die  Abenteurer  be- 
stimmt, die  sich  aus  allen  Ländern  unter  den  Fahnen  des 
Eroberers  vereinigt  hatten.  Man  erkundigte  sich  nach  den 
Namen  aller  Engländer,  welche  im  Kampfe  gefallen  waren, 
welche  die  Niederlage  überlebten  und  welche  durch  un- 
freiwillige Verzögerungen  verhindert  worden  waren,  sich  zu 
den  Fahnen  zu  begeben.  Alle  Güter  dieser  drei  Classen, 
Grund  und  Boden  wie  bewegliche  Habe,  wurden  mit  Be- 
schlag belegt.  So  war  das  Gesetz  der  Eroberung.  Den 
Rechtsgrund  hierzu  bot  die  Fiction,  dass  König  Harald  II. 
und  seine  sächsischen  Krieger  Empörer  seien.  Die  gesammte 
Bevölkerung  ward  mithin  als  der  „Rebellion“  verdächtig  be- 
zeichnet und  jeder  Einzelne  hatte  das  Gegentheil  nachzu- 
weisen, um  durch  die  königliche  Gnade  seinen  Besitz  be- 
halten zu  können. 

Die  Krieger,  die  im  Lager  für  die  zu  erobernden 
Länder  die  Huldigung  geleistet  hatten,  empfingen  also  die 


) Freeman,  The  History  of  the  Norman  Conquest  of  England. 
Oxford  1867—1876.  I 96.  490.  491. 
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Güter  der  enteigiieten  Engländer:  die  Barone  und  Ritter 
erhielten  ausgedehnte  Gebiete,  Schlösser,  Burgen,  ganze 
Städte;  die  geringeren  Vasallen  hatten  sich  mit  kleineren 
Antheilen  zu  hegnügen.  Einige  nahmen  ihren  Sold  in  Geld, 
Andere  wurden  mit  edeln  Damen , den  Erbinnen  grosser 
Güter  bedacht,  deren  Männer  in  der  Schlacht  umgekommen 
waren ^).  Dies,  sowie  das  königliche  Verfügungsrecht  über 
Erbinnen  im  Frieden,  wurde,  nach  der  Ansicht  eines 
Schriftstellers  des  vorigen  Jahrhunderts,  von  diesen  nicht 
als  ein  so  grosses  Unglück  betrachtet,  wie  es  den  modenien 
Menschen  erscheint,  indem  in  einem  Zeitalter  roher  Sitten, 
in  welchem  das  weibliche  Geschlecht  in  gedrückter  Lage 
war,  es  überhaupt  nicht  fähig  gewesen  sei,  eine  Wahl  zu 
treffen  ^). 

Wilhelm  stellte  die  Doctrin  fest,  dass  alles  Land  im  Besitze 
von  Unterthanen  Verleihung  der  Krone,  also  der  alleinigen 
Allodialbesitzerin,  sei;  Jedermann  im  Königreiche,  Franzose 
oder  Engländer,  mit  der  einzigen  Ausnahme  der  öffentlichen 
Inhaber  geistlichen  Eigenthums,  hatte  sein  Land  als  un- 
mittelbare persönliche  Verleihung  (gift)  vom  regierenden 
Könige ; doch  war  auch  das  Kirchenland  in  demselben  Masse 
zur  Stellung  von  Kriegern  verpflichtet  wie  Laienland.  In 
dem  angedeuteten  Sinne  erliess  Wilhelm  das  Gesetz,  dass 
jeder  seiner  Invasion  vorangegangene  Eigenthumstitel  und 
jeder  Act  der  Eigenthumsübertragung,  der  durch  einen 
Mann  englischer  Race  nach  der  Eroberung  veranstaltet 
wurde,  als  null  und  nichtig  betrachtet  werden  sollten, 
wenn  er  selbst  sie  nicht  förmlich  ratificirt  hätte.  In  dem 
durch  die  Eroberung  hervorgerufenen  ersten  Schrecken 
hatten  einige  Engländer  einen  Theil  ihrer  Ländereien  der 
Kirche  überlassen,  sei  es  als  wirkliches  Geschenk  im  Hin- 


Augustin  Thierry,  Histoire  de  la  conquete  de  l’Angleterre  par 
les  Normands.  8^^^^  ed.  I 250.  269  ff.  Gneist,  Das  englische  Ver- 
waltungsrecht der  Gegenwart.  I 13. 

Dalrymple,  An  Essay  towards  a general  history  of  feudal 
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blicke  auf  ihr  Seelenheil , sei  es  als  vorgeschützte  Gabe, 
um  den  Besitz  ihren  Kindern  zu  sichern.  Diese  Vorsicht 
war  fruchtlos;  denn  wenn  die  Kirchen  nicht  den  Beweis 
beizubringen  vermochten,  dass  der  König  das  Geschenk  be- 
stätigt, oder  mit  anderen  Worten,  dass  er  selbst  es  ge- 
macht hatte,  so  wurden  die  Ländereien  zu  seinen  Gunsten 
I mit  Beschlag  belegt  ^). 

Im  Gegensätze  zu  dem  den  festländischen  schwachen 
Centralregierungen  entsprechenden  Lehnsprincip,  dass  jeder 
Vasall  nur  seinem  unmittelbaren  Herrn  Lehnstreue  schulde, 
\Nar  es  der  Grundsatz  der  eine  starke  Centralregierung 
fördernden,  dem  zersetzenden  Einflüsse  des  Lehnwesens  vor- 
beugenden Gesetzgebung  Wilhelms,  dass  Jedermann  im 
Königreiche  dem  Könige  in  Treue  verbunden  sein  solle,  und 
dass  bei  einem  jeden  einem  Privatlehnsherrn  zu  leistenden 
Treueide  der  Gehorsam  gegen  den  König  auszunehmen  sei. 
Alles  Land  wurde  unter  Wilhelm  Buchland  (hookland)  und 
der  Act  persönlicher  Huldigung  brachte  jeden  Belehnten  in 
^ eine  streng  feudale  Beziehung  zu  seinem  Souverän.  Alle 

Männer  des  Königreichs,  welchen  (anderen)  Herren  immer 
sie  Dienst  schuldeten,  sollten  vor  Allem  seine  Männer  sein ; 
ihre  Pflicht  gegen  ihn  sollte  allen  anderen  Pflichten  voran- 
I gehen.  England  sollte  nur  so  weit  feudalisirt  werden,  als 

es  der  Macht  und  dem  Nutzen  der  Krone  zusagte;  es  sollte 
nicht  nur  Wilhelms  Königreich,  sondern  auch  seine  Domäne 
sein.  Und  aus  der  grundherrlichen  Stellung  erwuchsen, 
wenn  auch  noch  nicht  unter  dem  ersten  Wilhelm,  doch 
unter  dem  zweiten,  bis  dahin  unerhörte  Quellen  königlichen 
Reichthums.  Jeder  Tod  eines  Laien  - Lehnträgers , jede 
Minderjährigkeit,  jede  Heirath,  jede  Vacanz  oder  jede 
' Bischofs-  oder  Abtsernennung  brachte  dem  König  Geld  ein, 

nicht  in  seiner  Eigenschaft  als  Haupt  des  Gemeinwesens, 

I sondern  als  persönlicher  Grundherr  ^). 

Eine  weitere  Aenderung,  die  Wilhelm  oder  einer  der 


’)  Thierry,  a.  a.  O.  II  104. 
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ersten  seiner  Nachfolger  traf,  war  die,  dass  sämmtliche 
Lehen  erblich  wurden,  so  dass  die  Inhaber  von  Afterlehen 
desselben  Grades  von  Sicherheit  genossen,  wie  die  unmittel- 
baren Kronvasalleu  ^). 

Dank  der  Energie  Wilhelms  des  Eroberers  hat  unter 
allen  mittelalterlichen  Reichen  am  frühesten  in  England 
der  Staat  die  ihm  gebührende  Stellung  eingenommen,  ist 
hier  zuerst  zu  einer  umfassenden  Kriegs-,  Gerichts-,  Polizei- 
Finanz-  und  Kircheuhoheit  gelangt®). 

Die  Zahl  der  freien  Eigenthümer  und  der  unmittelbar 
vom  Könige  Belehnten , mit  Einschluss  der  geistlichen 
Corporationen,  erreichte  zur  Zeit  Wilhelms  I.  nicht  1400; 
von  Afterlehnsleuteu  wurden  etwa  8000  nachgewiesen  ^). 

Der  Verleiher  von  Land  wurde  Lord  genannt,  der  Be- 
lehnte teuant  in  chivalry,  teuant  by  knight’s  Service  und 
der  unmittelbar  vom  Könige  Belehnte  tenaut  in  capite  oder 
in  chief.  Schon  zur  Zeit  der  Abfassung  des  Doniesday-Book 
konnte  man  zugleich  tenaut  in  capite  und  under- tenaut 
sein*).  Die  Gewährung  der  öffentlichen  Gerichtsbarkeit  von 
Seiten  des  Königs  vervollständigte  die  Macht  der  Lords,  so 
dass  sie  auch  hier  Herrscher  wurden,  welcher  Vorgang 
schon  vor  der  Eroberung  eingeleitet  ward  '^).  Auch  in  Eng- 
land gab  es  Lehen  gegen  Reute,  Bauernlehen,  Dienstleheu, 
deren  Inhaber  ausserdem  zu  gewissen  feudalen  Leistungen 
verpHichtet  waren.  Diese  Lehen  wurden  verhältnissmässig 
zeitig  veräusserlich  ®),  Die  Militärleheu  hatten  verschiedene 
Bezeichnungen:  war  die  Bedingung  der  Laiidverleihung 
die  Bewachung  eines  Schlosses,  so  war  es  „held  by  castle- 
guard“ ; die  militärischen  Begleiter  des  Königs , die  ihm 
persönliche  Dienste  leisteten,  hatten  ihre  Lehen  „held  by 
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great  serjeanty“  oder  „by  escuage“  *).  Das  Freileheu, 
socage,  ein  Lehen  gegen  vereinbarte  nicht -militärische 
Dienste,  wurde  immer  mehr  auf  Kosten  des  Dienstlehus 
(servile  tenure)  ausgedehnt®).  Das  Charakteristische  der 
Freilehen  war,  dass  die  damit  verbundenen  Dienste  bestimmt 
und  frei  waren.  In  ersterer  Beziehung  unterschied  sich 
diese  Lehusform  vom  ritterlichen,  in  letzterer  vom  bäuer- 
lichen Dienste  (villenage)®). 

Zu  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  wurden  Welt-  und 
Klostergeistlichen  bedeutende  Landstriche  unter  der  Be- 
zeichnung von  frankalmoin,  free  alms,  libera  elemosina  ver- 
liehen. Der  dagegen  zu  leistende  Dienst  war  geistlich 
— vornehmlich  in  Gebeten  bestehend  — und  unbestimmt*). 
Nach  dem  Statut  Quia  Emptores  (worauf  wir  zurückkommeu 
werden)  konnte  eine  tenure  in  frankalmoin  nicht  von  Unter- 
thanen  ausgehen,  weil  nur  der  König  Land  als  freies  Erb- 
gut veräussern  oder  verleihen  konnte®). 

Auch  hier  kamen  Geldlehen  zeitig  vor.  Unter  den 
Lehen,  die  der  Eroberer  unter  seine  Kampfgenossen  als 
Lohn  für  ihren  Beistand  vertheilte,  befand  sich  eines  von 
jährlichen  300  Mark  Silber,  das  später  auf  400  Mark 
erhöht  wurde , zu  Gunsten  des  Grafen  Balduin  V.  von 
Flandern  ®). 

Analog  der  deutschen  Mitbelehnung  und  der  italienischen 
coinvestitura  war  die  englische  „tenure  in  parage.“  Daher 
die  zahlreichen  Eintragungen  im  Domesday-Book,  wo  von 
2,  3,  4,  9,  10  thegns,  die  Land  „in  parage“  besitzen,  die 
Rede  ist.  Sie  sind  Miterben  eines  untheilbaren  Grund- 

0 Dalrymple,  a.  a.  0.  S.  37.  38. 

*)  Maine,  Dissertations  on  early  law  and  custoni.  S.  215. 
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besitzes;  doch  ist  einer  von  ihnen  dem  Könige  für  die 
Leistung  des  militärischen  Dienstes  verantwortlich  ^), 

Das  ^\ort  felouy,  aus  Frankreich  herübergekommen, 
bedeutet  ebenso  wie  dort  den  Frevel  des  Bruches  des 
feudalen  Bandes,  das  die  Verwirkung  des  Leims  oder  der 
Lehnsherrlichkeit  nach  sich  zog;  denn  auch  der  Lehnsherr 
konnte  sich  der  Felonie  schuldig  machen,  wenn  er  das  Land 
des  Vasallen  wegnahm  oder  diesen  in  Todesgefahr  verliess^). 

Der  active  Heerdienst  war  auch  hier  auf  vierzig 
Tage  im  Jahre  bemessen.  Die  Beschränkung  auf  diesen 
Zeitraum  scheint  jedoch  nicht  immer  in  der  Praxis  be- 
standen zu  haben.  1198  berief  Richard  I.  den  zehnten 
Theil  der  feudalen  Truppen  ein ; der  Abt  von  St.  Edmunds, 
dessen  Vasallen  in  Abrede  stellten,  dass  sie  verpflichtet 
seien,  in  der  Normandie  zu  dienen,  miethete  vier  Ritter  und 
bezahlte  sie  für  vierzig  Tage  mit  36  Mark.  Die  königlichen 
Minister  eröflneteu  ihm  jedoch,  dass  der  Krieg  ein  Jahr  oder 
noch  länger  dauern  könnte,  und  dass  es  daher  räthlich 
wäre,  sich  mit  dem  Könige  abzufiuden;  dies  that  der  Abt 
und  bezahlte  dem  Könige  hundeit  Pfund.  Kein  grosser 
Krieg  konnte  mit  Truppen  geführt  werden,  die  nach  vierzig 
Tagen  sich  auflösen  konnten.  Pollock  und  Maitland  halten 
es  daher  für  höchst  wahrscheinlich,  dass  der  König  längere 
Dienste  zu  fordern  berechtigt  gewesen  sei,  namentlich  wenn 
er  die  Truppen  unterhalten  oder  nur  einen  Theil  der 
teudaleu  Mannschaft  eiuberufen  habe.  Sie  erinnern  daran, 
dass  die  alte  Verpflichtung  jeden  Mannes,  wenigstens  au 
\ ertheidigungskriegen  theilzunehmeu , weder  in  England 
noch  in  Frankreich  durch  die  feudalen  Satzungen  aufgehoben 
worden  sei.  Allein  schon  die  erwähnte  Einladung,  sich  mit 
dem  Könige  abzufiuden,  beweist,  dass  die  Berechtigung  zu 
dem  Verlangen  längerer  Dienstzeit  im  Allgemeinen  hier, 
wie  in  den  festländischen  Reichen , zum  mindesten  un- 

*)  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.  II  261. 
a.  a.  0.  I 281. 

3;  a.  a.  ü.  I 233.  234. 
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bestimmt  war.  Auch  bestätigt  ein  anderer  Forscher  aus- 
drücklich, dass  bei  Forderung  längerer  Dienstzeit  die  Könige 
sich  aufs  Bitten  verlegen  mussten.  So  gebraucht  Eduard  I. 
1277,  indem  er  die  Barone  zur  Fortsetzung  des  Dienstes 
gegen  Wales  auffordert,  den  Ausdruck  „affectuose  rogamus“ 
und  verpflichtet  sich  noch  insbesondere  dazu,  dass  hieraus 
kein  Präjudiz  für  sie  erwachsen  solle  ^).  Eben  dieser 
Schwierigkeiten  wegen  zogen  die  Könige,  wie  wir  später 
gewahren  werden , die  Erhebung  des  Schildgeldes , das  sie 
von  den  Lehnsträgern  unabhängig  machte,  deren  unzuver- 
lässigen Diensten  vor.  Stubbs  geht  so  weit  zu  sagen , es 
sei  von  Heinrich  II.  überaus  weise  gewesen,  die  feudale 

Partei  durch  Annahme  ihres  Geldes  anstatt  ihrer  Dienste 
zu  entwatfnen  ®). 

Ul  spi  ünglich  waren  alle  Vasallen  verpflichtet,  die 
Kriegsdienste  persönlich  zu  leisten;  später,  als  die 
Strenge  der  Lehnsgesetze  nachliess,  sandten  sie  Ver- 
treter. Diese  Uebiing  war  schon  lange  vorher  beobachtet 
worden.  Round «)  erwähnt,  dass  schon  zur  Zeit  Wilhelms  I. 
Ritter  zur  Stellvertretung  „gemiethet“  (hired)  worden 
seien , und  dass  Richard  I.  einmal  eine  Alternativ- 
Forderung  von  dreihundert  Rittern,  die  ihm  auf  eigene 
Kosten  ein  Jahr  zu  dienen  hätten,  oder  einer  genügenden 
Summe,  um  dreihundert  Ritter  für  ein  Jahr,  zum  Satze  von 
drei  Schilling  für  den  Tag,  zu  niiethen,  gestellt  habe. 
Dieser  Brauch  wurde  durch  ein  Urtheil  während  der  Re- 
gierung Eduards  III.  sanctionirt ; doch  ward  das  Lehn  ver- 
wirkt, wenn  kein  Stellvertreter  gesandt  wurde.  Im  weitern 
\ei laufe  der  Zeit  wurden  die  Vasallen  noch  sorgloser; 
sie  nahmen  sich  nicht  einmal  mehr  die  Mühe,  sich  ver- 
treten zu  lassen,  leisteten  aber  ihren  Lehnsherren  Geld- 
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eutschädigungen  ^).  Allerdings  war  auch  dies  in  einzelnen 
Fällen  schon  früher  geschehen.  Nach  Round  erscheinen 
beide  Zahlungsformen,  die  an  den  Stellvertreter  und  die  an 
die  Krone,  schon  im  Domesday-Book.  Als  Heinrich  II.  im 
Jahre  1159  auszog,  um  die  Ansprüche  an  Eleonorens  Mit- 
gift mit  dem  Schwerte  in  der  Haiitl  zur  Geltung  zu  bringen, 
hatte  er  die  Schwierigkeiten  in  Betracht  zu  ziehen,  denen 
er  ausgesetzt  gewesen  wäre,  wenn  er  seine  in  England  an- 
sässigen Vasallen  auf  seinen  überseeischen  Feldzügen  sich 
hätte  folgen  lassen  wollen.  Er  zog  es  nun  vor,  von  ihnen 
ein  Schildgeld  zu  erheben  und  mit  dessen  Ertrage  — an- 
geblich 180  000  Pfund  Silber  — ein  Söldnerheer  zu  ge- 
winnen ^).  Freilich  war,  wie  in  anderen  Reichen,  so  auch 
in  England  die  Verpflichtung  der  Vasallen  zum  Kriegsdienste 
ausser  Landes  zum  mindesten  zweifelhaft.  Schon  unter 
Johann  (1205)  verwahrten  sich  Ritter  gegen  die  Auf- 
forderung , ausserhalb  Englands  zu  dienen , erklärten  sich 
aber  bereit,  das  Schildgeld  (scutage)  zu  entrichten^).  Die 
Vasallen  Eduards  I.  erklärten  in  einer  Beschwerde,  dass 
weder  sie  noch  ihre  Vorfahren  jemals  zum  Zuge  nach 
Flandern  verpflichtet  gewesen  seien®). 

Ursprünglich  durfte  der  Vasall  sein  Lehn  ohne  Er- 
laubniss  des  Herrn  nicht  veräussern;  um  diese  zu  erlangen, 
wurde  es  üblich,  dass  er  oder  der  neue  Vasall  dem  Herrn 
ein  Geschenk  machte.  Aus  diesem  Gebrauche  wurde  später 
ein  Recht , das  sich  auch  dann  erhielt , als  die  Bewilligung 
zur  Veräusserung  nicht  mehr  verweigert  werden  konnte. 

Dies  der  Ursprung  der  Jahresrente  für  die  Veräusserung®). 

Das  Veräusserungsrecht  entwickelte  sich  auf  folgende  Weise. 

Nachdem  die  Lehen  ursprünglich  unveräusserlich  gewesen 
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waren  1),  wurde  die  Veräusserung  der  Hälfte  gestattet. 
Durch  das  Statut  de  mercatoribus,  das  im  dreizehnten  Jahre 
Eduards  I.  den  Kaufleuten  gewährt  und  das  später  auch 
nach  Schottland  verpflanzt  ward,  wurden  die  kaufmänni- 
schen Gläubiger  ermächtigt,  in  Ermanglung  der  Zahlung 
von  dem  gesammten  Grund  und  Boden  ihres  Schuldners 
Besitz  zu  ergreifen,  um  daraus  volle  Bezahlung  zu  erwirken. 
Als  endlich  die  feudalen  Satzungen  gelockert  und  Land- 
^elkäufe  üblicher  wurden,  ward  die  Veräusserung  des  ge- 
sammten Grundbesitzes  allen  Unterthanen  ohne  Unterschied 
bewilligt.  Doch  wurde  in  allen  diesen  Fällen  von  den  Er- 
werbern nur  der  Besitz  erlangt ; erst  durch  einen  Act  aus 
dem  dieizehnten  Jahre  der  Königin  Elisabeth  ward  solcher 
Besitz  in  Eigenthum  gewandelt  *).  Der  alte  Adel  bemerkte 
ungein,  dass  er  durch  den  Uebergang  vielen  Landes  in  den 
Handel  in  seiner  Stellung  geschwächt  wurde.  Um  nun  de  u 
weiteren  Wirkungen  der  Veräusserungsfreiheit  vorzubeugen, 
errang  ei  \on  Eduard  I.  das  Statut  de  donis  conditionalibus, 
wodurch  Privaten  das  Recht  verliehen  wurde,  ihre  Güter 
unveräusserlich  zu  machen  (to  entail  their  estates).  Die 
meisten  der  grossen  Familien  machten  von  dieser  Erlaubniss 
Gebrauch  und  verhinderten  dadurch  ihre  Nachkommen,  ihr 
Eigenthum  zu  veräussern,  zu  verwirken  oder  mit  Rente  zu 
belasten.  Im  Laufe  der  Zeit  wurde  das  Eigenthum  dieser 
grossen  Familien  immer  mehr  ausgedehnt,  so  dass  ihre 
Macht  eine  bedenkliche  Höhe  erreichte®). 

Das  Statut  von  1290,  Quia  emptores,  erklärte,  dass  jeder 
freie  Mann  sein  Lehn  ganz  oder  zum  Theile  veräussern 
durfte,  wodurch  jedoch  der  Käufer  nicht  in  feudale  Ab- 
hängigkeit vom  Verkäufer,  sondern  in  die  nämlichen  Be- 
ziehungen wie  dieser  zu  dessen  Herrn  treten  sollte,  der  also 


*)  Doch  findet  Round  (a.  a.  0.  S.  28)  schon  im  Domesday-Book 
zwei  Arten  von  Lehen,  veräusserliche  und  unveräusserliche,  welche  beide 
Classen  nicht  immer  genau  voneinander  unterschieden  werden  konnten 
Dalrymple,  a.  a.  0.  S,  118—120. 

®)  a.  a.  0.  S.  163.  164. 
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keine  Eiiibusse  an  Leistungen  dadurch  zu  erleiden  hatte. 
Durch  dieses  Statut  ward  die  erste  Annäherung  des  Lehns 
au  volles  Eigenthum  herbeigeführt  * ). 

Wie  sehr  auch  in  England  im  Zeitalter  des  Lehnweseiis 
Land  das  weitaus  begehrteste  aller  Güter  war , ersieht 
man  am  deutlichsten  aus  dem  Gespräche  des  sterbenden 
Eroberers  mit  seinem  jüngsten  Sohne  Heinrich.  „Mein 
Vater,  was  gibst  du  mir?“  „Ich  gebe  dir  5000  Pfund  Silber 
aus  meinem  Schatze“  (eine  für  die  damaligen  Verhältnisse 
überaus  grosse  Summe).  „Aber  was  soll  mir  dieses  Geld, 
wenn  ich  kein  Land  habe?“  (si  locum  habitationis  non 
habuero 

Auch  Kriegssubsidien  erfolgten  in  feudaler  Form.  Im 
Vertrage  zwischen  Heinrich  I.  und  Robert  von  Flandern, 
in  dem  England  zum  ersten  Male  einer  fremden  Macht  für 
Kriegshilfe  Subsidien  gewährte,  nahm  Graf  Robert  König 
Heinricbs  Geld  als  Lehn  (fee),  da  er  Heerdienste  dagegen 
zu  leisten  hatte.  Dadurch  wurde  er  gewissermassen  der 
Mann  des  Darleihers ; er  war  jedoch  bereits  der  Mann 
zweier  anderer  Herren,  von  denen  der  eine  eben  der  Fürst 
war,  dem  er  höchstwahrscheinlich  entgegenzutreten  berufen 
werden  sollte,  so  dass  wir  auch  hier  den  Contlicten  begegnen, 
in  die  festländische  Lehnsträger  oft  geriethen.  Der  Graf  war 
\'asall  des  Kaisers  und  des  Königs  von  Frankreich,  und  bei 
Uebernahme  seiner  neuen  Verpflichtungen  unterliess  er 
nicht,  sich  seine  Lehnstreue  gegen  diese  beiden  früheren 
Herren  vorzubehalten.  Der  schlimmste  Fall  von  allen,  dass 
der  König  von  Frankreich  seinen  Hämischen  Vasallen  auf- 
fordern würde,  ihm  bei  einem  Einbrüche  in  England  dahin 
zu  folgen,  war  besonders  vorgesehen.  Bei  dessen  Eintritt 
sollte  dem  Grafen  von  Flandern  nicht  zugemuthet  werden, 
die  Erfüllung  seiner  feudalen  Pflicht  zu  verweigern;  nur 
sollte  er  dafür  Sorge  tragen,  dass  seinem  neuen  Alliirten 
so  wenig  Schaden  als  möglich  zugefügt  werde,  immer  vor- 


’)  Stubbs,  a.  a.  0.  II  122.  Pollock,  a.  a.  0.  S.  68. 
Tbierry,  a.  a.  0.  II  128.  129. 
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ausgesetzt,  dass  er  nicht  Gefahr  laufe,  sein  französisches 
Lehn  zu  verwirken’).  Ein  weiterer  bemerkenswerther 
Lehnscontlict  brach  im  Jahre  1138  aus.  Als  König  David 
von  Schottland  an  der  Spitze  einer  grossen  Heeresmacht  in 
England  eintiel,  um  die  Sache  seiner  Nichte,  der  deutschen 
Kaiserin,  der  Tochter  König  Heinrichs  I.  zu  unterstützen, 
versetzte  er  die  normannischen  Barone,  die  zur  Partei 
Stephans  von  Blois  gehörten  und  die  sowohl  vom  König 
David  als  vom  Könige  von  England  belehnt  worden  waren, 
in  grosse  Verlegenheit.  Ihre  Lehen  in  Schottland  gaben 
David  ein  Recht  auf  ihre  militärische  Hilfe,  während  ihre 
Politik  in  England  forderte,  dass  sie  Stei)han  in  seinem 
Widerstande  gegen  Mathildens  Ansprüche  auf  den  eng- 
lischen Thron  unterstützten^). 

Die  Allgemeinheit  der  feudalen  Form  wird  u.  A.  durch 
den  Vorgang  bei  Aussöhnung  des  Königs  Heinrich  II.  mit 
seinen  Söhnen  bezeugt.  Sie  leisteten  ihm  den  Lehnseid. 
die  gewöhnliche  Form  bei  Allianzverträgen  zwischen  Per- 
sonen von  ungleichen  Machtverhältnissen.  Sie  wurde  aber 
auch  bei  Entzweiungen  angewandt.  Philipp  II.  August  von 
Frankreich  verlangte,  dass  sein  künftiger  Schwiegersohn 
Richard  im  Voraus  als  Erbe  aller  Staaten  des  Königs 
Heinrich  II.  erklärt  werde.  Als  dieser  hierauf  nicht  ein- 
gehen  wollte,  wandte  sich  Richard  vom  Zorn  überwältigt 
an  den  König  von  Frankreich,  erklärte  sich  als  seinen 
Vasallen  und  leistete  ihm  die  Huldigung  für  die  Herzog- 
thümer  Normandie,  Bretagne  und  Aquitanien  und  für  die 
Grafschaften  Poitou,  Anjou  und  Maine.  Dafür  empfing  er 
von  Philipp  die  Städte  Chäteauroux  und  Issoudun  als  Lehen  ^). 

Später  gewahren  wir  die  Lehnsform  auch  bei  Ent- 
deckungen. Durch  Heinrichs  VII.  Patent  vom  5.  März 
1496  wurde  Johann  Cabot  mit  seinen  Söhnen  zur  Ent- 
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1)  Freeniaii,  a.  a.  0.  V 181.  Vgl.  Lappenberg,  Geschichte  von 
England.  II  240. 

2)  Skene,  Celtic  Scotland.  Edinburgh  1876 — 1880.  I 465. 

Thierry,  a.  a.  0.  III  47. 
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(leckungsfahrt  bevollmächtigt,  mit  der  Bestimmung,  dass  er 
alle  Länder  , die  er  finden  würde , als  sein  Eigenthum  be- 
setzen dürfe,  sie  jedoch  gegen  Entrichtung  eines  Fünftels 
vom  Ertrage  von  der  englischen  Krone  zu  Lehn  nehmen 
müsse  *). 

Eine  Folge  des  Feudalismus  wurde  die  Primogenitur. 
Da  der  Landbesitz  in  eine  Art  Fürstenthum  mit  dem  Rechte 
der  Gerichtsbarkeit  gewandelt  ward,  so  erschien  es  natür- 
lich, Eigenthum  wie  Jurisdiction,  gleich  dem  Königthum, 
einer  einzigen  Person  vorzubehalteu  ^). 

Nach  Wilhelms  I.  Tode  rissen  die  schlimmsten  Lehns- 
missbräuche in  England  ein.  So  blieben  die  Bischofssitze 
und  Abteien  so  lange  vacaut,  als  es  die  Interessen  des 
königlichen  Schatzes  erforderten,  da  bei  jeder  Vacanz  diese 
Sitze  an  die  Krone  zurückfielen,  ein  Vorgang,  dessen 
Berechtigung,  gleich  der  bei  Vormundschaften  über  un- 
mündige Lehnsträger  und  bei  Heirat hen  von  Lehnserbinnen, 
aus  dem  vorläufigen  Hindernisse  der  Lehnspfiichterfüllung 
abgeleitet  wurde.  Schon  in  früheren  Zeiten  hörte  mau,  dass 
hin  und  wieder  (wie  wir  dies  u.  A.  in  Italien  gewahrten) 
Bischofssitze  und  Abteien  gekauft  und  verkauft  worden 
seien;  zuweilen  verhandelten  sie  die  Könige  selbst,  zu- 
weilen die  sie  umgebenden  habgierigen  Höflinge.  Unter 
Rufus  wurde  der  Vorgang  systematisch.  Er  konnte  selten 
dahin  gebracht  werden,  ein  vacantes  Amt  zu  besetzen,  es 
wäre  denn,  dass  ihm  als  Preis  eine  Summe  bezahlt  würde, 
die  es  ihm  vortheilhafter  erscheinen  Hess,  den  Nutzen  der 
Vacanz  aufzugeben.  Er  eröffnete  auf  diese  W^eise  einen 
Missbrauch,  der  noch  lange  nach  ihm  fortgeübt  ward«). 

Andererseits  riss  bei  Vergabung  geistlicher  Lehen  das 
Unwesen  eines  weitgehenden  Nepotismus  ein.  Fortwährend 
begegnet  man  den  Anstrengungen  der  Pi'älaten,  auf  solche 
Weise  für  ihre  Verwandten  zu  sorgen,  was  den  Widerstand 
<ler  von  jenen  beherrschten  Körperschaften  hervorrief. 

H Pauli,  Geschichte  von  England.  V 651. 

®)  Freeman,  a.  a.  0.  V 490. 

*)  a.  a.  0.  S.  133. 


— 263  — 


Der  Erzbischof  von  York  erklärt  die  übermässige  Zahl  seiner 
Ritter  wie  folgt : „Antecessores  enim  nostri , non  pro  necessitate 
servitii , quod  debent , sed  quia  cognatis  et  servientibus  suis 
providere  volebant,  plures  quam  debeant  Regi  feodaverunt.“  Der 
Abt  von  Ely  belehnte  Ritter,  wie  sein  Panegyrist  behauptet, 
„non  ex  industria  aut  favore  divitum  vel  propinquorum  atfectu.“ 
Vom  Abte  Athelelms  von  Abington  wird  erzählt,  dass  er,  gleich 
Thorold  von  Peterborough,  seine  Verwandten  aus  der  Normandie 
herübergebracht  und  das  der  Abtei  gehörige  Land  unter  sie  ver- 
theilt habe.  Durch  den  Tavistock  charter  Heinrichs  I.  ward  der 
Abtei  das  Land  zurückgestellt,  das  Guimund,  ihr  Abt  (1088 — 1102), 
seinem  Bruder  William  verliehen  hatte. 

Zum  Schutze  gegen  den  Nepotismus  der  Aebte  wurde  zuweilen 
die  Clausei  vorgeschrieben:  „Terras  censuales  non  in  feudum 
donet : nec  faciat  milites  nisi  in  sacra  veste  Christi“  ^), 

Seit  den  Zeiten  der  Karolinger  gewahrten  wir  auf  dem 
Festlande  die  häufige  Einziehung  der  Lehen  unzuverlässiger 
oder  pflichtvergessener  Vasallen  und  ihre  Verleihung  an 
getreue.  Dieselbe  Erscheinung  bot  auch  England  oft  dar. 
Schon  der  Eroberer  fand  sich  veranlasst,  seine  drei  grössten 
Verleihungen  zurückzunehmen.  Auch  Johann  zog  infolge 
des  Aufstandes  von  1216  \iele  Lehen  ein,  womit  seine 
Günstlinge  belohnt  wurden.  Ebenso  geschah  es  u.  A.  im 
Jahre  1306  nach  Besiegung  Schottlands,  1461  unter 
Eduard  IV.,  dann  unter  Richard  III.  und  unter  Heinrich  VIL, 
wie  denn  überhaupt  die  einschneidendsten  Eigenthumsw^echsel 
als  Kriegsfolgen  erscheinen. 

Was  Irland  anbelangt,  so  beschränkte  sich  der  un- 
mittelbare Besitz  des  Königs  Heinrich  II.  nach  der  Unter- 
werfung der  Insel,  1169—1176,  auf  Leinster,  Meath  und 
Waterford  mit  der  Küste  von  da  bis  Dungervan,  wo  das 
Lehnsystem  durchgeführt  wurde.  Doch  galten  auch  die 
Häuptlinge  der  Krone  gegenüber  als  Lehnsträger  des  ge- 
sammten  Clanlandes «). 

Von  England  wurde  das  Lehnwesen  nach  Cypern  ver- 
pflanzt. Nach  der  Einnahme  von  Nikosia  Hess  Richard  I. 


’)  Round,  a.  a.  0.  S.  301 — 303. 
2)  Meitzen,  a.  a.  0.  I 204. 
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den  Einwohnern  der  Insel  die  Hälfte  ihres  Eigenthiims, 
während  er  aus  der  andern  Lehen  für  seine  Ritter  bildete, 
welche  die  Vertheidigimg  des  Landes  übernehmen  sollten. 

\ on  den  Gewaltt  baten,  die  das  Lehn  wesen  hervor- 
rief, konnte  natürlich  Britannien  nicht  verschont  bleiben. 
Auch  hier  waren  die  Adelsschlösser  die  Zuflucht  für  se- 
duldete  Räuber,  die  Stätten,  von  denen  aus  die  furcht- 
barsten Frevel  verübt  wurden.  Beinahe  jeder  Edelmann 
war  von  einer  Schaar  von  Leuten  umgeben,  über  die  er  eine 
unbeschränkte  Gewalt  hatte,  die  willige  Werkzeuge  zur 
Erregung  von  Aufständen  und  zui’  Verübung  aller  mög- 
lichen Verbrechen  waren.  Zur  Zeit  der  ersten  normanni- 
schen Könige  wurden  auch  in  England  die  Landleute  zur 
Erbauung  dieser  Burgen  gewaltsam  herangezogen.  Dadurch 
wurde  ihnen  nicht  nur  eine  masslose  Anstrengung  und  die 
Unterlassung  der  zu  ihrem  Unterhalte  nothwendigen  land- 
wirthschaftlichen  Arbeiten,  sondern  sogar  die  Mitwirkung 
zur  Verstärkung  ihres  eigenen  Elends  auch  hier  zugemuthet. 

Unkluger  Weise  gestattete  Stephan  den  Baronen,  die 
zu  ihm  hielten,  die  Befestigung  ihrer  Häuser  und  die  Er- 
bauung von  Burgen.  Es  gab  nun  in  England  so  viele 
Tyrannen  als  Herrenschlösser.  Bei  Stephans  Tode  soll  die 
Zahl  der  unrechtmässig  erbauten  Burgen  1115  erreicht 
haben  *)• 

Zwischen  den  fortwährenden  Privatkriegen  und  Mord 
und  Raub  ward  der  Unterschied  nicht  scharf  gezogen. 
Durch  solche  Fehden  wurden  zuweilen  ganze  Provinzen  in 
Unruhe  versetzt.  Männer,  die  durchaus  keine  Anlage  zur 
Gewaltsamkeit  hatten,  zwang  der  Selbsterhaltungstrieb  zu 
unaufhörlicher  Handhabung  der  Waffen.  Natürlich  waren 
die  Armen  und  die  Schwachen  die  vornehmsten  Opfer : 
wenn  ein  Machthaber  den  andern  befehdete,  so  war  es 
weniger  der  Herr  als  die  Bauernschaft,  welche  die  Folgen 
zu  fühlen  hatte,  so  dass  vor  Allem  diese  den  gesetzlosen 

*)  Stubbs,  a.  a.  0.  I 323.  328.  Rudiiig,  Annals  of  the  coinage 
of  Great  Britain.  3d  ed.  I 167. 
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Zustand  verwünschte.  Aber  auch  die  Bürger  wurden  in 
diesen  Zeiten  von  den  Feudalherren  hart  bedrängt.  So  oft 
einiger  Wohlstand  in  den  Städten  wahrgenommen  wurde, 
erfolgten  daselbst  Brandschatzungen.  So  waren  Elend  und 
Schrecken  allgemein  verbreitet  ^).  Es  ist  dabei  zu  berück- 
sichtigen, dass  die  Söhne  Wilhelms  I.  den  Grossen  Zu- 
geständnisse machen  mussten,  weil  ihre  Nachfolge  nicht  ge- 
sichert war^). 

Furchtbar  waren  die  feudalen  Gewaltthaten  zur  Zeit  der 
unter  Stephan  eingerissenen  Anarchie.  Jeder  Burgherr  geberdete 
sich  als  tyrannischer  König.  Das  hieraus  erwachsene  Elend  be- 
schränkte sich  nicht  auf  Verwüstungen  und  Räubereien,  sondern 
ward  dadurch  ausgedehnt,  dass  jeder  dieser  Herren  Geld  prägte, 
was  eine  heillose  wirthschaftliche  Verwirrung  erzeugte^).  Eine 
der  Hauptbedingungen  des  endlichen  Friedensschlusses  war  die 
Schleifung  der  neuerrichteten  Zwingburgen,  deren  Zahl  nach  der 
niedrigsten  Schätzung  auf  126,  nach  anderer  auf  375  und  gar 
1115  sich  belaufen  haben  solU).  Nach  der  Eroberung  von 
Anjou  und  Poitou  erhielten  die  Einwohner  votr  Poitou  von  König 
Johann  die  grössten  Gunstbezeugungen  und  verdrängten  sogar 
die  alte  Aristokratie.  Alle  dem  Könige  zur  Verfügung  stehenden 
Aemter  und  Lehen  wurden  unter  sie  vertheilt  und  zu  ihren 
Gunsten  sogar  mehrere  reiche  Normannen  ihrer  Würden  und 
Lehen  unter  allerhand  VorAvänden  beraubt.  Er  verheirathete  sie 
mit  reichen  Erbinnen,  deren  Vormundschaft  ihm  nach  dem  Lehns- 
gesetze zugefallen  war  und  theilte  ihnen  unter  dem  Titel  der 
Vormundschaft  die  Güter  von  Waisen  zu.  Die  neuen  Höflinge, 
die  Unsicherheit  ihrer  Glückslage  ahnend,  beeilten  sich  aufzu- 
häufen was  sie  nur  konnten  und  Forderungen  über  Forderungen  zu 
stellen.  Sie  legten  den  Gütern,  mit  welchen  der  König  sie  belehnt 
hatte,  mehr  Leistungen  auf,  als  irgend  ein  Herr  vor  ihnen,  übten 
aufs  härteste  das  Recht  der  pöage  auf  Brücken  und  grossen 
Strassen  aus,  ergriffen  die  Pferde  und  Waaren  der  Kaufleute 
ohne  sie  zu  bezahlen  und  benahmen  sich  überhaupt  äusserst 
gewaltthätig®)  Zur  Zeit  Eduards  I.  waren  die  in  jeder  Beziehung 


B Vgl.  Goldsmith,  The  History  of  England,  ch.  VII.  XXII. 
Lappenberg,  a.  a.  0.  II  326.  Freeman,  a.  a.  0.  II  235—2.36. 

Ranke,  Englische  Geschichte.  I 45. 

Freeman,  a.  a.  0.  V 286. 

*)  Gneist,  Englische  Verfassuugsgeschichte.  S.  223. 

®)  Thierry,  a.  a.  0.  III  300. 
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gewaltsamen  Grundherren  insbesondere  bestrebt,  die  gemein- 
samen Weiden  aufzuheben,  wie  überhaupt  den  bäuerlichen  Nutz- 
niessern  ihre  Rechte  zu  entziehen  ^).  Nach  Rogers  Ansicht 
waren  die  Leiden  der  Bauern  vielleicht  niemals  unerträglicher 
als  zur  Zeit  Eduards  II.,  wo  zu  Misseniten  politische  Erschütte- 
rungen und  die  Rauhsucht  der  königlichen  Günstlinge  sich  ge- 
sellten 2). 

Die  feudalen  Leistungen  entwickelten  sich  in 
England  in  ähnlicher  Weise  wie  auf  dem  Festlande.  Der 
Ursprung  ihrer  Härte  ist  auf  die  Regierung  des  Königs 
Rufus  zurtickzuführen,  während  der  die  Lasten  so  verhasst 
wurden,  dass  sie  sich  den  Namen  „evil  customs“  zuzogen, 
eine  Bezeichnung,  die  selbst  Heinrich  I.  in  seinem  Charter 
gebrauchte.  Uehermässig  wurden  namentlich  die  An- 
' forderungen  an  reliefs,  die  zuweilen  den  vollen  Werth  des 

I EigBiithums  erreichten^),  Heiraths-  und  Vormundschafts- 

( gebühren,  Gutsverwirkungen  u.  s.  w.  Die  vorniundschaft- 

ii  liehen  Rechte  an  die  Person,  die  Heirath  und  die  Länder 

' der  Erben  wurden  als  Eigenthum  betrachtet ; es  waren 

verkäufliche,  übertragbare  Rechte,  über  die  sogar  testamen- 
' tarisch  verfügt  wurde.  Grosse  Summen  wurden  für  die 

Vormundschaften  und  für  die  Heirathen  reicher  Erben  be- 
' zahlt;  so  versprach  Geolfrey  de  Mandeville  dem  Könige 

Johann  20  000  Mark  (zu  ®/8  Pfund)  für  die  Hand  derGräfin  von 
j'  Gloucester  ^).  Simon  von  Mountfort  (Graf  Leicester)  be- 

r zahlte  dem  Könige  Heinrich  III.  10  000  Mark  für  eine 

I Vonnundschaft.  Zu  welchen  weiteren  furchtbaren  Miss- 

'[  bräuchen  dies  führte,  kann  man  sich  leicht  vorstellen,  da 

^ der  Erwerber  einer  solchen  Vormundschaft,  weit  entfernt 

davon,  das  Interesse  seines  Mündels  zu  wahren,  vielmehr 
so  viel  als  möglich  über  den  Kaufbetrag  hereinzubringen 
suchte.  Es  ist  daher  nicht  zu  verwundern,  dass  die 

> I 

I 


V.  Ochenkowski , Englands  wirthschaftliche  Entwicklung  im 
Ausgange  des  Mittelalters.  S.  34. 

Rogers,  A History  of  Agriculture  and  prices  in  England.  I 7. 
®)  Stubbs,  a.  a.  0.  I 300. 

Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.  I 303  S. 
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unter  vormundschaftliche  Verwaltung  gekommenen  Güter 
nach  Möglichkeit  ausgenützt,  geschädigt  und  geplündert 
wurden  *).  — Ferner  erhoben  die  feudalen  Herren  auch  hier 
theils  willkürliche , theils  übermässige  Verkehrsabgaben, 
welchem  Missbrauche  Eduard  I.  durch  Androhung  schwerer 
Strafen  zu  begegnen  suchte  ^).  Der  Missbrauch  des  Lehn- 
wesens bildete  insbesondere  infolge  der  ausserordentlichen 
4»  Ansprüche  der  Krone  eine  stehende  Klage  der  Barone. 

Oft  bestand  bezüglich  des  Umfanges  der  bloss  auf  Her- 
kommen und  Ueberlieferung  gegründeten  Leistungen  volle 
Ungewissheit. 

Lehrreich  sind  in  dieser  Beziehung  die  Berichte  über  drei 
Lehen  in  Essex  aus  dem  zwölften  Jahrhundert.  Der  des  Earl 
von  Essex  schliesst  mit  den  Worten:  „et  homines  mei  dicunt 
mihi,  quod  debeo  Domino  Regi  XL  milites.“  Walter  fitz  Robert, 
der  ihm  folgende  schreibt:  et  hoc  mihi  homines  mei  intelligere 
faciunt,  quod  debeo  inde  Regi  servitium  de  L militibus.“  William 
de  Montfichet  schliesst:  „et  hoc  faciunt  homines  mei  mihi  intelligere, 
quod  pater  meus  deserviebat  per  XL  milites.“  Aehnlich  drückt 
sich  William  fitz  Allan  aus,  der  behauptet,  dass  sein  Lehn  in 
Norfolk,  „non  debet  domino  Regi  nisi  I militem  . . . ut  antiqui 
testantur,“  dass  sein  Lehn  in  Shropshire  „non  debet  Regi  nisi 
X.  milites  in  exercitu  . . . sicut  antiqui  testantur“  , und  dass  in 
Betreff  seines  Lehns  in  Wiltshire  „non  sumus  certi,  quod  servitium 
debeat  Regi  de  hoc  tenemento“.  Auch  der  Abt  von  Chertsey 
bestimmt  sein  servitium  debitum  mit  dem  Vorbehalte  „secundum 
quod  scire  possumus.“  Derselben  Unbestimmtheit  begegnen  wir 
hinsichtlich  der  Beziehungen  zwischen  dem  tenant-in-chief  und 
seinem  under-tenant^). 

Die  starke  Abhängigkeit  der  Vasallen  von  ihren  Herren 
führte  zu  den  aids  genannten  ausserordentlichen  Steuern. 
Diese  waren  anfangs  freiwillig  — „benevolences“  — und 

T wurden  bei  grossen  Festlichkeiten  gespendet  oder  in  den 

bekannten  drei  Fällen  grosser  „Noth“  des  Herrn,  nämlich 
wenn  sein  Sohn  zum  Ritter  geschlagen  wurde,  seine  Tochter 


*)  Vocke,  Geschichte  der  Steuern  des  britischen  Reichs.  Leipzig 
1866.  S.  188. 

v.  Ochenkowski,  a.  a.  0.  S.  156. 

®)  Round,  a.  a.  0.  S.  226—227.  257—258. 
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zu  verheirathen  und  er  selbst  aus  der  Gefangenschaft  zu 
lösen  war.  Bald  wurde  das,  was  aus  Rücksicht  geschah, 
phichtmässig,  und  ausserdem  wurden  die  Gelegenheiten  zur 
Entgegennahme  der  aids  sehr  ausgedehnt  und  unter  dieser 
Bezeichnung  die  Vasallen  nach  Belieben  des  Herrn  besteuert. 

So  lautete  das  Gesetz  zur  Zeit  Heinrichs  II. ; „Nihil  certuiu 

statutum  est,  de  hujusmodi  auxiliis  dandis  vel  exigendis“, 

und  die  einzige  Beschränkung  lag  in  den  hinzugefügten  ^ 

Worten;  „Ita  tarnen  moderate;  secundum  quantitatem  ^ 

feudorum  suorum,  et  secundum  facultates  ne  nimis  gravari 

inde  videantur,  vel  suum  contenementum  amittere“  ^). 

Der  Eroberer  setzte  eine  Scala  der  reliefs  (Lehns- 
gefälle) nach  dem  Range  der  Lehnsträger  fest , und  ver- 
langte die  Entrichtung  in  Waffen  oder  anderen  Kriegs- 
munitionen. Wilhelm  Rufus  Hess  auch  hierbei  Willkür  ob- 
walten und  zwang  dadurch  jeden  Erben  wegen  der  Lösung 
seines  Eigenthums  zu  unterhandeln.  Ungeachtet  gewisser 
verbessernder  Bestimmungen  im  Charter  Heinrichs  I.  dauerte  \ 

der  Streit  darüber  durch  mehrere  Regierungen  fort.  Endlich  Js, 

als  die  feudalen  Forderungen  unter  der  Tyrannis  Johanns  j 

unerträglich  wurden,  erschien  die  Lösung  dieser  Frage  an 
der  Spitze  der  Magna  Charta.  Der  Betrag  wurde  auf  25*^'o  i 

des  Jahreseinkommens  festgesetzt^).  Die  dem  Könige  auf-  ’ 

erlegten  Lehnsverphichtungen  handen  auch  die  Barone  ihren 
Vasallen  gegenüber. 

Die  allgemeinen  Lehnsmissbräuche  sind  aus  der  Wahl- 
capitulation  Heinrichs  I.  zu  erkennen,  in  der  sie  vorläufig 
aufgehoben  wurden.  Die  „malae  consuetudines“ , über  die 
man  sich  beklagt  hatte,  sind  aus  den  folgenden  Forderungen 
ersichtlich.  Der  Sohn  eines  unmittelbaren  königlichen 
Lehnsmannes  oder  Barons  solle  die  neue  Belehnung  nicht  , 

so  theuer  wie  unter  Wilhelm  Rufus  erkaufen,  sondern  nur  [j 

das  gesetzliche  relief  leisten  und  ehonso  sei  von  den  Baronen 


')  Dalrymple,  a.  a.  0.  S.  60.  62. 
*)  Hearn,  a.  a.  0.  S.  309. 
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mit  den  von  ihnen  Belehnten  zu  verfahren.  Der  Baron,  der 
eine  Verwandte  vermählen  wolle,  solle  mit  dem  Könige 
darüber  sprechen,  jedoch  nur  damit  dieser  sich  davon  über- 
zeuge, dass  der  Verlobte  nicht  sein  Feind  sei;  für  die  Zu- 
stimmung solle  der  König  nichts  empfangen.  Die  Hand 
der  Erbtochter  eines  verstorbenen  Barons  solle  der  König 
mit  ihren  Ländereien  nach  dem  Rathe  seiner  Grossen  ver- 
geben. Die  kinderlose  Wittwe  des  Lehnsmannes  solle 
Wittum  und  Mitgift  behalten  und  nur  nach  ihrem  Willen 
wiederverheirathet  werden.  Habe  sie  Kinder,  so  solle  sie, 
so  lange  sie  unbescholten  und  unvermählt  bleibe,  oder  der 
nächst  berechtigte  Verwandte  die  Kinder  und  das  Land  in 
Obhut  nehmen.  Ueber  baares  Geld  solle  der  Lehnsmann 
letztwillig  frei  verfügen  dürfen.  Der  Schlagschatz  (mone- 
tagium),  der  durch  das  häufige  Umschmelzen  des  leicht 
verfälschten  Geldes  sehr  drückend  wurde,  sollte  nicht 
grösser  sein,  als  er  unter  König  Eduard  war. 

Während  der  König  nun  alle  Lehnsleute,  höhere  wie 
niedere  , und  selbst  die  Bürger  und  Bauern  zu  befriedigen 
suchte,  behielt  er  sich  doch  die  Forst-  und  Jagdgerechtig- 
keiten in  voller  Ausdehnung  vor,  worin  sich  auch  seine 
Leidenschaft  für  die  Jagd  aussprach,  die  ihm  den  Spottnamen 
])ie  de  cerf  zuzog.  Die  Missstimmung  darüber  äusserte 
sich  in  der  Zerstörung  der  Gehege  und  der  Vernichtung 
des  Wildes  ^). 

Zu  welchen  Gewaltthaten  Wilhelm  der  Eroberer  sich 
durch  diese  Leidenschaft  hatte  hinreissen  lassen,  haben  wir 
bereits  (S.  197)  gesehen.  Auch  Heinrich  II.  fröhnte  ihr  mit 
derselben  Grausamkeit  und  Hartnäckigkeit  wie  seine  Vor- 
fahren. Beinahe  die  gesammten  geistlichen  wie  weltlichen 
Edelleute  des  mittlern  und  nördlichen  England  wurden 
unter  der  Anschuldigung,  das  königliche  Wild  frei  getödtet 
zu  haben,  gerichtlich  verfolgt  und  zu  schweren,  zum  Theile 
sogar  die  Mittel  der  Beklagten  überschreitenden  Strafen 

*)  Lappenberg,  a.  a.  0.  II  214 — 215.  301. 
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verurtheilt  ^).  Erst  unter  Heiurich  III.  wurde  den  Grund- 
besitzern das  Recht  verliehen,  im  Bereiche  ihrer  Waldungen 
beliebig  vorzugehen  ^). 

Die  Bauern  klagten  u.  A.  bitterlich  über  den  Druck, 
der  ihnen  durch  den  Transport  der  zu  steuernden  Güter  von 
ihrer  Heiiuath  zu  den  königlichen  Vorrathshcäusern  auferlegt 
wurde  ^). 

Die  Leiden,  welche  die  kleinen  englischen  Landbesitzer 
durch  die  feudalen  Ansprüche  zu  erdulden  hatten , be-  f 

zeichnete  später  am  klarsten  das  Wort  des  Lord  Keepers 
Guilford,  dass  zahlreiche  kleine  Grundstücke,  die  sich  von 
Generation  zu  Generation  fortgeerbt  hatten,  von  masslosen 
Geldstrafen  aufgezehrt  worden  seien  ^).  1 

Während  es  in  den  continentalen  Reichen  die  Lehns- 
träger waren,  die  ihre  Unterthanen  schw'er  bedrückten,  war 
es  in  England  infolge  der  Lehnsunmittelbarkeit  vornehmlich 
die  Krone,  von  der  dieser  Druck  ausging. 

Auch  das  byzantinische  Reich  vermochte  nicht,  ^ ^ 

sich  dem  Lehnwesen  zu  entziehen.  Zwar  wurde  kein 
griechisches  Wort  gebraucht,  das  dem  lateinischen  beneficium 
oder  feudum  entspräche,  aber  die  Sache  selbst  ist  wenigstens 
seit  dem  neunten  Jahrhundert  unverkennbar.  Es  gab  zwei 
Classen  von  Lehen,  nämlich  für  Reiter  und  für  Seeleute. 

Es  scheint,  dass  wie  bei  den  Franken  so  auch  hier  die 
Mohammedaner  das  treibende  Element  gewesen  seien,  und 
dass  die  byzantinischen  Kaiser  bald  nach  Eröffnung  der 
Kämpfe  mit  den  Saracenen  die  dringende  Nothwendigkeit 
erkannt  hätten,  diesen  eine  tüchtige  Reiterei  entgegenzu- 
stellen. Die  byzantinischen  Rosslehen  befanden  sich  zum  aa 

grossen  Theile  im  östlichen  Kleinasien , in  Armenien, 
Kappadokien,  also  in  den  von  den  Mohammedanern  am 
meisten  bedrohten  Gegenden,  und  da  das  germanische  Lehn- 

>)  Pauli,  a.  a.  0.  III  127.  I 

*)  a.  a.  0.  S.  509.  I 

®)  Hearn,  a.  a.  0.  S.  318.  ' 

•*)  Maine,  Dissertations.  S.  312.  i 


— 271  — 

wesen  den  Griechen  durch  die  mit  den  Germanen  in  Italien 
geführten  Kriege  wohl  bekannt  geworden  war,  so  meint 
Gfrörer,  dass  die  Errichtung  byzantinischer  Rosslehen  jeden- 
falls schon  im  achten  Jahrhundert  erfolgt  sei.  Sowohl  die 
Ross-  als  auch  die  Ankerlehen  waren  untheilbar,  denn  die 
Edicte  verlangten  für  jene  einen  bleibenden  Werth  von 
mindestens  vier,  für  diese  von  mindestens  zwei  Pfund  Goldes, 
so  dass  also  auch  durch  Erbgang  keine  Werth  Verringerung 
ein  treten  durfte.  Da  die  Edicte  von  dem  Fussdienste 

schweigen , so  ist  anzunehmen , dass  er  nicht  auf  Lehen  ge- 
gründet worden,  sondern  dass  dafür  theils  durch  Aus- 
hebungen im  Inlande , theils  durch  Anwerbung  fremder 
Söldner  gesorgt  worden  sei. 

Auch  hier  gewahren  wir  bald  auffallende  Gewaltthaten 
der  grossen  Lehnsträger.  Zur  Zeit  des  Kaisers  Romanus 
Lecapenus  (919 — 944)  bestanden  Tausende  früherer  Lehen 
nicht  mehr.  Diese,  sowie  zahlreiche  kleine  Bauernhöfe, 
hatten  sich  in  den  Händen  weniger  mächtiger  Latifundien- 
besitzer angesammelt,  wobei  aufs  gewaltthätigste  verfahren 
wurde,  wie  es  die  Edicte  bezeugen.  Romanus  der  Aeltere 
beschuldigt  die  Grossen,  dass  sie  nicht  geruht  hätten,  bis  die 
Bauern  durch  sie  von  Haus  und  Hof  vertrieben  worden  wären  ^). 

Confficte,  die  sich  aus  dem  Lehnwesen  ergaben,  waren 
auch  im  byzantinischen  Reiche  nicht  zu  vermeiden.  Die 
Führer  des  ersten  Kreuzzuges  erklärten,  den  Kaiser  Alexius 
als  ihren  Lehnsherrn  zu  betrachten,  so  lange  sie  innerhalb 
seines  Gebietes  verweilten;  doch  waren  sie  bereits  Vasallen 
anderer  Souveräne,  wodurch  sie  mit  ihren  bereits  früher  über- 
nommenen Verpflichtungen  in  Widerspruch  geriethen^). 

• 

Die  Araber,  deren  Siege  den  Franken  den  unmittel- 
baren Antrieb  zur  Errichtung  des  Beneficial-  und  Lehn- 
wesens gaben,  brachten  bei  ihrer  unaufhörlich  kriegerischen 
Lebensweise  die  Elemente  dieser  Institution  zeitig  zum  Aus- 

*)  Gfrörer,  Byzantinische  Geschichten.  III  21  ff. 

2)  Finlay,  a.  a.  0.  II  123 — 124. 
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drucke.  Da  jede  Familie  Leben  und  Eigenthum  ihrer  Mit- 
glieder selbst  schützen  musste , so  schlossen  sich , eben  um 
dieses  Schutzes  willen,  Fremde  als  Verbündete  (Halyf)  an 
mächtige  Familien  an.  Ferner  kauften  reiche  und  an- 
gesehene Leute  Sklaven  und  schenkten  ihnen  die  Freiheit, 
wodurch  ihre  waffenfähige  Clientei  vermehrt  ward^). 

Seine  Ausbildung  erlangte  das  Lehnweseii  während  des 
Chalifats.  Unter  der  Regierung  des  Mokdadir  fand  eine 
vollständige  Umgestaltung  des  Heerwesens  im  Chalifenreiche 
statt,  indem  das  bis  dahin  üblich  gewesene  System  der  Sold- 
zahlung aus  dem  Staatsschätze  durch  die  Anweisungen  auf 
die  Einkünfte  ganzer  Provinzen  an  die  Truppencommandanten 
verdrängt  wurde.  Der  Staatsschatz  war  nicht  nur  leer,  das 
Deficit  hatte  eine  bedenkliche  Höhe  erreicht.  Von  den  meisten 
Provinzen  flössen  keine  oder  nur  ganz  unbedeutende  Steuer- 
beträge in  Bagdad  ein.  Der  Chalil  sah  sich  in  dieser  ver- 
zweifelten Lage  gedrängt,  ganze  Provinzen  an  die  schon 
nahezu  unabhängigen  Statthalter  unter  der  Bedingung  zu 
verleihen,  dass  sie  die  Verpflichtung  übernähmen,  jährlich 
eine  bestimmte  Pauschalsumme  an  den  Schatz  in  Bagdad 
abzuliefern.  Die  belehnten  Grossen  hatten  nun  das  gesammte 
Einkommen  der  Ländereien  für  eigene  Rechnung  einzuheben 
und  die  Verwaltung  davon  zu  bestreiten.  Diese  Belehnung 
mit  einer  Provinz  wurde  Mokäta  'ah,  d.  i.  Verpachtung,  ge- 
nannt. Das  System  ist  bis  auf  unsere  Tage  in  Persien 
herrschend  geblieben,  während  es  in  der  Türkei  zu  Anfang 
dieses  Jahrhunderts  zum  grossen  Theile  beseitigt  worden 
und  die  Centralisation  der  gesammten  Staatsverwaltung  in 
Constantinopel  an  seine  Stelle  getreten  ist. 

Das  Chalifenreich  zerfiel  dadurch  in  eine  Anzahl  halb- 
souveräner Staaten,  deren  jeder  seine  eigenen  Heere  unter- 
hielt, so  dass  auch  das  Heerwesen  aufhörte,  eine  gemeinsame 
Reichsangelegenheit  zu  sein.  Um  bei  seinem  so  sehr  ver- 
ringerten Einkommen  den  Hofstaat  in  seinem  vollen  Glanze 
zu  erhalten,  musste  der  Chalif  die  äussersten  Erpressungen 


Sprenger,  Das  Leben  und  die  Lehre  des  Mohammed.  I 141. 
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anwenden;  dies  um  so  mehr,  als  er,  um  die  Anführer  der 
fremden  Truppen  an  sich  zu  fesseln,  sich  genöthigt  sah, 
die  Krondomänen  sowie  den  Ertrag  der  sehr  häufigen  Con- 
fiscationen  an  sie  zu  verschenken.  Als  die  unter  dem  Namen 
der  Bujiden  bekannten  Herrscher  von  Datlan  Bagdad  in  ihre 
Gewalt  bekamen,  vertheilten  sie  anstatt  der  Löhnungen 
Ländereien  als  Militärlehen  an  die  Truppen.  Diese  Lehen 
^ waren  frei  von  jeder  Steuer. 

Die  Araber  wurden  auf  diese  Weise  durch  die  fremden 
Truppen  immer  mehr  aus  ihrem  Grundbesitze  verdrängt. 
Die  Anführer  der  türkischen  Truppen,  die  damals  als 
Eroberer  das  Cbalifenreich  beherrschten,  wurden  mit  den  den 
Arabern  entrissenen  Grundstücken  belehnt,  auf  welche  Weise 
ein  militärischer  Lehnsadel  nichtarabischer  Nationalität  ge- 
gründet ward.  Unter  den  Seldschuken,  die  das  Erbe  der 
Bujiden  antraten , wurde  die  Ausbildung  des  Militär- 
lehnwesens vollendet.  Jedes  Mitglied  der  herrschenden 
Familie,  jeder  Emyr  erlangte  als  Lehn  eine  Stadt  oder 
Ländereien,  wo  er  unumschränkt  herrschte  und  alle  Rechte 
des  Lehnsherrn  ausübte.  Wie  im  Westen  hatten  auch  hier 
die  Lehusträger  die  Gerichtsbarkeit  und  nöthigten  die  Bauern 
zu  Frohndiensten.  Dem  Sultan  hatten  sie  einen  jährlichen 
Tribut  zu  entrichten  und  waren  verpflichtet,  ihm  in  Kriegs- 
zeiten mit  einer  festgesetzten , auf  ihre  Kosten  auszu- 
rüstenden und  zu  erhaltenden  Truppenanzahl  Waffendienste 
zu  leisten. 

Dieses  Lehnsystem  ward  von  den  nun  herrschenden 
Türken  und  Tataren  nach  allen  Ländern,  in  denen  sie 
erobernd  auftraten,  übertragen,  nicht  nur  nach  Aegypten 
* und  Westafrika,  Persien  und  Indien,  sondern  sogar  auf 

europäischen  Boden,  nach  Thrakien  und  Griechenland  ver- 
pflanzt ^). 

Die  Landstriche , die  den  Tru])penanführern  und  den 
hohen  Regierungsbeamten  überwiesen  wurden,  pflegten  sorg- 


')  V.  Kleiner,  Culturgeschichte  des  Orients  unter  den  Chalifen. 
Wien  1875—1877.  I 251  ff. 

Felix,  Eigenthum.  IV.  2.  I. 


18 


274 


faltig  bebaut  zu  werden,  während  die  den  Soldaten,  den 
Massen  verliehenen  infolge  der  unaufhörlichen  Erpressungen, 
wie  der  Vernachlässigung  der  Brüchen,  Canäle,  Dämme  und 
des  Bewässerungssystems  ganz  verödeten^). 

Es  gab  auch  Lehen  zur  Nutzniessung , deren  Inhaber 
die  Abgaben,  die  von  den  betreffenden  Ländereien  in  die 
Staatscasse  Hiessen  sollten,  für  eigene  Rechnung  in  Empfang 
zu  nehmen  berechtigt  war.  Doch  konnte  die  Ertragssteuer 
von  zehn  Procent  niemals  Gegenstand  eines  solchen  Lelms 
sein ; nur  die  Belehnung  mit  der  Grundsteuer  war  statthaft. 
Solche  Lehen  wurden  besonders  Militärs  an  Löhnungsstatt 
verliehen,  doch  sollte  dies  nur  für  eine  bestimmte  Anzahl 
von  Jahren  geschehen  ^). 

Im  Uebrigen  gewahren  wir  bei  den  Mohammedanern  im 
Allgemeinen  dieselbe  Entwicklung  des  Lehnwesens  wie  im 
Westen.  Ursprünglich  nur  auf  Lebenszeit  ertheilt,  wurden 
die  Lehen  bald  erblich.  Wie  wir  bereits  andeuteten,  sprachen 
auch  die  islamitischen  Lehnsträger  auf  ihren  Gebieten  Recht 
und  bedrückten  ihre  Unterthanen  oft  aufs  härteste®). 

Der  Ausspruch  Spinozas,  dass  alles  Wirkliche  noth- 
wendig,  dass  es  ein  Zufälliges  nicht  gebe  *),  wird  auch  durch 
das  Lehnwesen  bestätigt.  Dieses  war  eine,  angesichts  der 
Schwäche  des  Königthums,  der  Unzulänglichkeit  des  Heer- 
wesens, der  Rückkehr  zur  Naturalwirthschaft,  des  Mangels 
guter  Communicationsmittel , unvermeidliche  und  sicher- 
lich , ungeachtet  aller  damit  verbundenen  Uebelstände, 
wenigstens  in  den  ersten  Jahrhunderten  ihres  Bestehens 
wohlthätige  Institution,  der  vor  Allem  die  Reichseinheit  zu 
danken  ist.  Der  Kirche  zuerst  war  es  besehieden,  den 
Feudalismus  zu  erschüttern.  Dieser  hatte  den  Gesichtskreis 
der  Menschen  eingeengt,  indem  er  zum  engsten  Particularis- 
mus  geführt  hatte:  an  die  Stelle  der  allgemeinen  waren 
lauter  locale  Angelegenheiten  getreten.  Die  Kirche  allein 

*)  a.  a.  0.  S.  285. 

*)  a.  a.  0.  S.  440. 

®)  Vgl.  Hauri,  Der  Islam.  Leiden  1881.  S.  168. 

*)  Eth.  I 29. 
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war  es,  die  inmitten  dieser  Zersplitterungen  und  Zer- 
setzungen den  Blick  unaufhaltsam  auf  das  Universum 
richtete.  Die  Kreuzzüge,  als  efne  die  Theilnahme  der  ge- 
sammten  Christenheit  erregende  Reihe  von  Unternehmungen, 
waren  das  erste  Ereigniss  der  Feudalität,  das  über  die  ört- 
lichen Angelegenheiten  hinaus  das  Bewusstsein  gemeinschaft- 
licher Interessen  der  abendländischen  Menschheit  weckte,  diese 
mit  neuen  das  Gemeingefühl  fördernden  Ideen  erfüllte.  So  war 
es  die  Kirche,  unter  deren  eingreifender  Mitwirkung  das  Lehn- 
wesen emporgekommen  war,  die  zuerst  dessen  Niedergang  vor- 
bereitete. Als  im  Laufe  der  Zeit  die  Umstände,  die  es  ins 
Leben  gerufen  hatten,  sich  veränderten,  als  das  Königthum 
erstarkte  und  seinen  Beruf  erkannte,  die  Landeshoheit  aus- 
gebildet ward,  das  Heerwesen  zuerst  durch  das  Söldnerthum, 
dann  durcli  Erfindung  der  Schiesswaffen  und  durch  Ein- 
führung der  stehenden  Heere  eine  vollständige  Umgestaltung 
erfuhr  — eine  Umgestaltung,  die  auch  die  zunehmende  Un- 
zuverlässigkeit der  Lehnsträger  geliieterisch  gefordert  hatte  — , 
als  durch  die  Entwicklung  von  Handel  und  Gewerbe  wie  das 
Emporkommen  des  Städtewesens , das  u.  A.  die  lehns- 
herrliche Gerichtsbarkeit  einschränkte,  ferner  durch  die  Ver- 
breitung des  Buchdrucks  und  damit  der  Volksbildung,  die 
Naturalwirthschaft  der  Geldwirthschaft  weichen  musste,  als 
ein  öffentlicher  Geist  und  ein  nationales  Leben  sich  ent- 
wickelten, als  endlich  der  in  der  Renaissance  zu  Tage  ge- 
tretene Gedankenumschwung  die  Rechte  des  Individuums 
erkennen  Hess,  da  vermochte  das  Lehnwesen  nicht  mehr  sich 
zu  behaupten;  doch  schwand  es  nur  allmählich  und  in  den 
verschiedenen  Reichen  weder  gleichzeitig  noch  gleichmässig. 

Zu  seinem  Verfalle  trug  nicht  wenig  die  Colonisation 
im  deutschen  Norden  und  Osten  und  in  ihrem  Gefolge  die 
Entstehung  eines  selbstständigen  Bauernstandes  mit  freier 
Gemeindeverfassung  sowie  der  wirthschaftliche  und  sitt- 
liche Niedergang  der  Grimdherrschaft  beiO-  Die  grossen 


»)  Vgl.  v.  Inama-Sternegg,  Wirtlischaft  in  Pauls  Grundriss  der 
germanischen  Philologie.  II'II  5. 
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Griiiidherreii , auf  deren  Schutz  die  Bauern  in  Ermanglung 
des  Staatsschutzes  angewiesen  waren  — welcher  Schutz  an- 
fangs einen  der  Lichtpunkte  des  Lehnweseus  gebildet  hatte  — 
wurden  iiii  Laufe  der  Zeit  dieser  ihrer  Aufgabe  imeingedenk, 
iihten  vielmehr,  wie  wir  gesehen  haben,  einen  erbarmungs- 
losen Druck  auf  die  Bauern  aus,  deren  Lage  infolge  der  durch- 
geführten Erblichkeit  der  Lehen  ganz  hoffnungslos  wurde,  wes- 
halb am  Ende  gewaltsame  Erhebungen  unmöglich  ausbleiben 
konnten  (s.  II  94).  Allenthalben  sah  sich  das  Fiirstenthum 
gedrängt,  zur  Bekämpfung  des  übermtithigen  Lehnsadels  zu 
schreiten.  Eines  der  zu  diesem  Ende  angewandten  Mittel 
war  seit  dem  vierzehnten  Jahrhundert  die  Zulassung  von 
Bürgern  zur  Erwerbung  von  Rittergütern  ^).  Friedrich  der 
Ernste  von  Sachsen  0324 — 1347)  z.  B.  begünstigte  die 
Städte  gegen  den  Adel.  LFm  dessen  Macht  zu  verringern, 
kaufte  er  auch  grosse  Güter  an^). 

Für  den  Osten  und  Norden  bedeutete  die  Schlacht  bei  I 

Tanneuberg  (1410)  nicht  nur  die  Niederlage  des  deutschen  j 

Ordens,  sondern  auch  die  des  Ritterthums  und  des  Lelm- 
Wesens®).  Um  ungefähr  dieselbe  Zeit  wurde  die  wachsende  I 

Selbstsucht,  Ptlichtvergessenheit  und  Unzuverlässigkeit  der  i 

Vasallen  ganz  besonders  fühlbar.  In  der  furchtbaren  Reichs-  * 

noth  der  Hussitenkriege  erschien  auf  das  Aufgebot  des 
Lehnsheeres  aus  Baiern,  Niedersachsen,  Schwaben  und  von 
den  freien  Reichsstädten  Niemand;  aus  der  vorzüglich  he-  | 

drohten  Lausitz  kamen  statt  20000  nur  hundert  Manu.  f 

Nur  Meissen  stellte  3000  Mann,  und  ebensoviele  erschienen 
unter  dem  Markgrafen  von  Brandenburg 0.  Der  Hussiten- 
krieg  hatte  die  Folge,  dass  die  Reiterei  in  den  Hintergrund 
trat,  das  zunächst  in  den  Städten  zur  Geltung  gelangte  ^ 


Böttigei’,  Geschichte  des  Kurstaates  und  Königreichs  Sachsen. 

I 236. 

2)  a.  a.  0.  S.  246. 

Priitz,  a.  a.  0.  II  474. 

Kühns,  lieber  den  Ursprung  und  das  Wesen  des  Feudalismus. 
Berlin  1869.  S.  25. 
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Fussvolk  allmählich  den  Kern  des  Heeres  bildete  und  das 
Soldsystem  eingeführt  wurdet.  ] 

Was  Oesterreich  insbesondere  anbelangt,  so  wurde  da- 
selbst noch  vor  dem  Eintritte  der  auch  hier  fühlbaren 
Wirkungen  der  Heeresreform  der  Niedergang  des  Lehn- 
wesens von  Maximilian  I.  dadurch  vorbereitet,  dass  er 
nach  niederländisch-französischem  Vorbilde  einen  den  Grund- 
sätzen des  Feudalismus  eutgegeuwirkeuden  Beamteustaat 
schuf®). 

In  Frankreich,  wo  das  Lehnwesen  am  tiefsten  Wurzel 
gefasst  und  zu  den  furchtbarsten  Missbräucheii  geführt 
hatte,  erblicken  wir  auch  zuerst  das  Aufgebot  aller  Kräfte 
zu  seiner  Erschütterung  und  schliesslichen  Beseitigung. 

Seit  dem  zwölften  Jahrhundert  nahm  das  Königthum  da- 
selbst den  Kampf  gegen  den  Feudalismus  auf.  Es  fand  zu- 
nächst eine  mächtige  Unterstützung  in  den  Kreuzzügen,  in 
denen  ein  grosser  Theil  des  Adels  verblutete,  während  die 
Befreiung  der  Gemeinden,  das  Emporkonimen  der  Städte 
gefördert  ward.  Philipp  III.  erschütterte  die  feudale  Ord- 
nung durch  seinen  engen  Anschluss  an  das  Bürgerthum, 
das  er  zur  Erwerbung  von  Lehen  zuliess.  In  dieser  Rich- 
tung erwarb  sich  auch  das  Parlament  von  Alfons  von 
Poitiers  ein  grosses  Verdienst,  indem  es  im  Jahre  1270  den 
Grundsatz  verkündigte,  dass  das  Recht  beachtet  werden 
müsse,  weil  es  geschrieben  und  festgesetzt,  während  der 
Brauch,  auf  den  der  Feudalismus  sich  stützte,  zweifelhaft 
und  unbestimmt  sei.  Das  war  die  Verkündigung  des  römi- 
schen Rechtes,  des  Rechtes  par  excellence.  In  gleichem  Sinne 
wirkte  der  energische  Philipp  der  Schöne,  der  die  absolute 
feudale  Monarchie  eröffnete.  Das  Erscheinen  in  den  Stände- 
versammlungen forderte  er  als  feudale  Pflicht  der  Vasallen, 
von  denen  er  hauptsächlich  Unterstützung  gegen  das  über- 
greifende Papstthum  verlangte. 

Die  Könige  beschränkten  das  Recht  der  feudalen  Gerichts- 


Böttiger  a.  a.  0.  S.  532. 
2)  Adler,  a.  a.  0. 
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barkeit,  iiuleiii  sie  Gerichtshöfe  gründeten,  die  denen  der 
Barone  übergeordnet  waren;  sie  entzogen  ihnen  allmählich 
die  administrativen  Gewalten ; sie  legten  Bresche  in  ihre  Un- 
abhängigkeit durch  die  Einschränkung  der  Privatkriege, 
indem  den  streitenden  Parteien  das  königliche  Schiedsgericht 
aufgedrängt  ward;  ferner  wurde  angeordnet,  dass  die  Ver- 
wandten nicht  verhalten  werden  dürfen,  vor  Ablauf  von 
vierzig  Tagen  an  dem  Racheacte  theilzunehmen , welcher 
Zeitraum  den  Namen  quarantaine-le-roi  erhielt.  Weiterhin 
verbot  Philipp  der  Schöne  die  Privatfehden  während  der 
Dauer  äusserer  Kriege,  bis  er  sie  schliesslich  im  Jahre  1304 
schlechterdings  untersagte.  Um  den  kriegerischen  Neigungen 
des  Adels  entgegenzuwirken,  verbot  er  auch  die  Turniere 
und  erwirkte  ausserdem  vom  Papste  Clemens  V.  eine  Bulle 
gegen  sie.  Endlich  wurde  von  Phili])p  der  gerichtliche 
Zweikampf  eingeengt  *).  In  seinem  Kampfe  gegen  den 
Feudaladel  wurde  das  Königthum  vom  dritten  Stande 
kräftig  unterstützt. 

Die  Valois  von  Frankreich  und  von  Burgund  suchten 
gleichmässig  den  gesellschaftlichen  Einduss  des  Feudaladels 
durch  die  Wirkung  ihrer  Höfe  zu  vernichten.  Insbesondere 
die  blendende  Pracht,  die  das  Haus  Burgund  entfaltete,  zog 
die  Herren  an,  die  durch  Nachahmung  des  herzoglichen 
Aufwandes  sich  in  der  Gunst  des  Fürsten  befestigen  zu 
können  meinten.  Sie  hohen  nun  ihre  Landsitze  und  über- 
liessen  die  Bewirthschaftung  ihrer  Güter  Intendanten.  Ihr 
Vermögen  schwand  hierdurch  allmählich;  was  davon  übrig 
blieb,  ward  in  den  zahlreichen  Kriegen  aufgezehrt. 

Ein  gewichtiger  Antheil  an  der  Erschütterung  des 
Feudalismus  in  Frankreich  fällt  den  Communen  zu.  Die 
communale  Revolution  des  zwölften  Jahrhunderts  hatte  die 
wachsende  feudale  Anarchie  zur  unmittelbaren  Ursache.  Die 
verheerenden  Privatkriege,  auf  die  oft  Hungersnoth  und 
Pest  folgten , versetzten  leibeigene  wie  freie  Bauern  in  die 


1)  Boutaric,  La  France  sous  Philippe  le  Bel.  S.  40  ff.  Vgl. 
Gasquet  II  305. 
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furchtbarste  Noth.  In  dem  Zeiträume  von  siebenzig  Jahren 
von  970  — 1040  zählte  Glaber  48  Jahre  von  Hungersnoth 
und  Epidemien.  Dabei  schien  alle  Justiz  verschwunden  zu 
sein,  kein  Vertrag  wurde  geachtet,  die  Taille  und  andere 
Leistungen  wurden  so  oft  als  es  dem  Herrn  beliebte  ge- 
fordert^). Freiheit  der  Person  und  uneingeschränktes  Recht 
des  Eigenthums  ist  das  doppelte  Ziel  der  communalen  Er- 
hebung,  mit  der  wir  uns  noch  eingehender  zu  beschäftigen 
haben  werden. 


Der  Feudalismus  ward  auch  dadurch  erheblich  er- 
schüttert, dass  das  erstarkende  Königthum,  das  mit  dem 
Leihezwang  gebrochen  hatte,  eine  grosse  Anzahl  von  Lehen 
auf  verschiedenem  Wege  an  sich  brachte.  So  hatte  Karl 
von  Anjou  verlangt , dass  die  persönlichen  Domänen  von 
Alfons  von  Poitiers  unter  dessen  Verwandten  vertheilt 
werden  sollten.  Das  Parlament  wies  im  Jahre  1283  diese 
Forderung  zurück,  durch  ein  berühmtes  Urtheil,  das  den 
Grundsatz  aufstellte,  dass  bei  Aussterben  der  männlichen 
Nachkommenschaft  die  Lehen  an  die  Krone  zurückzufallen 
haben.  Um  diese  Zeit  begannen  auch  die  Könige  die  in 
ihren  Fahnlehen  enthaltenen  Gerichtslehen' einzuziehen  und 
nicht  weiter  zu  verleihen^). 

Eine  Gewinnung  grosser  Lehen  fand  auch  durch  Ver- 
heirathung  der  Könige  mit  Töchtern  grosser  Lehiisträger 
statt.  So  vermählte  sich  Ludwig  IX.  mit  Marguerite,  der 
Tochter  des  Grafen  der  Provence  Raymond  Berenger, 
Philipp  der  Schöne  mit  Jeanne,  der  Tochter  des  Königs 
Heinrich  von  Navarra,  Grafen  von  Champagne. 

Während  die  früheren  Könige  bei  der  auch  in  Frank- 
reich privatrechtlichen  Auffassung  ihrer  Stellung  ihre  stetig 
wachsenden  Domänen  unter  ihre  Kinder  vertheilt  und  ins- 
besondere über  ihre  neuen  Erwerbungen  fast  immer  zu 
Gunsten  ihrer  Kinder  verfügt  hatten,  erkannte  Philipp  der 


1)  Gasquet  II  172.  303. 

Boutaric,  Saint-Louis.  S.  121.  Brunuer,  Der  Leihezwang  in 
der  deutschen  Agrargeschichte. 
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Schöne  die  Gefahr  dieser  Eiitäusserungeii , deren  Wirkung 
er  dadurch  ahschwächte,  dass  er  für  den  Fall  des  Er- 
löschens der  männlichen  Linie  den  Rückfall  der  Apanage 
an  die  Krone  verordnete.  Eine  weitere  Machtverstärkung 
erlangten  die  Könige  durch  die  vorerwähnten  pariages 
(s.  S.  165).  Die  das  Bedürfniss  des  Schutzes  fühlenden 
Kirchen  theilten  mit  dem  Könige  die  Einkünfte  ihrer  ge- 
sammten  Domänen  oder  eines  Theiles  davon  und  die  Ge- 
richtsbarkeit darüber.  Die  Könige  wurden  auf  diese  Weise 
Miteigenthüuier;  die  Domänen  wurden  abwechselnd  von 
königlichen  und  von  kirchlichen  Beamten  verwaltet.  Solche 
pariages  wurden  auch  zwischen  Königen  und  Laien- Vasallen 
vereinbart.  So  ward  die  königliche  Autorität  in  vielen 
Provinzen  erweitert.  Derselbe  Zweck  wurde  zuweilen  durch 
die  sauvegardes  erreicht,  Ausdehnungen  des  alten  niundium 
auf  nicht  königliche  Gebiete*)- 

Die  königliche  Gewalt  ward  ferner  durch  Kauf  und 
Pfanduahme  von  Landschaften  — wozu  sich  u.  A.  infolge 
der  auch  der  Ausbildung  der  Coinmunen  günstigen  Kreuz- 
züge vortheilhafte  Gelegenheit  darbot  — ausgedehnt,  was 
namentlich  von  Ludwig  IX.,  Philipp  dem  Schönen,  Johann 
dem  Guten  und  Ludwig  XL  in  reichem  Masse  geschah. 
Ferner  ward  seit  dem  vierzehnten  Jahrhundert  die  Un- 
veräusserlichkeit  der  Krondomänen  ein  Grundsatz  des  fran- 
zösischen Staatsrechts.  Philipp  V.,  von  dem  er  (1318) 
ausging,  nahm  die  Regierungszeit  Ludwigs  IX.  als  hierauf 
bezügliche  Normalperiode  au,  und  erklärte  alle  seitdem  er- 
folgten Veräusserungeu  von  Krondomänen  für  nichtig. 
Endlich  wurden  die  prinzlichen  Apanagen  allmählich 
unterdrückt. 

Zu  der,  unter  energischer  Mitwirkung  der  Könige 
erfolgten  Verringerung  der  socialen  und  politischen  Geltung 
der  Lehnsträger  gesellte  sich  der  sichtbare  Niedergang 
ihrer  militärischen  Leistungsfähigkeit.  Die  furchtbaren 


Boutaric,  La  France  sous  Philippe  le  Bel.  S.  5 ff.  Viollet, 
Histoire  des  iiistitutions.  II  173.  174. 
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Niederlagen  bei  Crecy  (1346)  und  bei  Maupei’tuis  (1356) 
bezeichnen  die  Katastrophe  des  mittelalterlichen  Lehn- 
weseus,  mit  dem  nach  der  Schlacht  bei  Azincourt  (1415) 
und  iusliesondere  durch  die  Reform  vom  2.  November  1439 
(auf  die  wir  zurückkommeu  werden)  das  Königthum  brach. 
Doch  dauerten  viele  feudale  Missbräuche,  wie  wir  sehen 
werden,  noch  lange  fort  und  wurden  erst  in  der  französi- 
schen Revolution  von  1789  vollends  ahgeschafft. 

Die  immer  häufiger  zu  Tage  getretene  Unzuverlässig- 
keit der  Lehnsträger  wie  die  Bedingtheit  ihrer  Treue  konnte 
man  schon  frühzeitig  bei  den  Normannen  in  Unteritalien 
beobachten.  Die  normannischen  Grossen,  die  sich  zum  Theil 
nur  widerstrebend  dem  Zuge  Robert  Guiscards  gegen  Byzanz 
angeschlossen  hatten,  grollten  schon  seit  längerer  Zeit,  weil 
ihren  Ansi)rüchen  nicht  genügt  ward,  indem  der  Herzog 
schon  seit  Jahren  mit  der  Zahlung  des  verheissenen  Soldes 
im  Rückstände  geblieben  war.  Diese  Missstimmung  beutete 
der  Kaiser  Alexius  aus,  indem  er  den  unniuthigen  Normannen 
die  Aussicht  auf  ansehnliche  Belohnungen  eröffnete,  wofern 
sie  Boemund  wegen  des  rückständigen  Soldes  bestürmten 
und  ihn,  bei  dem  Unvermögen  dieses  Verlangen  zu  erfüllen, 
dadurch  zur  Rückkehr  nach  Italien , um  das  erforderliche 
Geld  herbeizuschaffen,  zwingen  wollten.  Ferner  wurden  den 
als  unzuverlässig  erkannten  normannischen  Herren  an- 
gesehene Stellungen  im  byzantinischen  Reiche  zugesagt, 
wenn  sie  Robert  Guiscard  verlassen  wollten.  Die  Normannen 
widerstanden  diesen  Lockungen  nicht.  Im  Herbste  1083 
traten  alle  Ritter,  die  Kastoria  besetzt  hatten,  bis  auf  den 
Grafen  von  Brienne  zum  byzantinischen  Kaiser  über*). 

In  Italien,  wo  der  Kampf  der  Republiken  gegen  den 
Lehnsadel  zeitig  begann,  verschwand  das  Lehnwesen  nicht 
gleichmässig ; vielmehr  bemerkt  man  von  Region  zu  Region 
die  grössten  Unterschiede.  Auch  in  Oberitalien  stellte  sich 
die  freie  Gemeinde  den  feudalen  Institutionen  entgegen. 
Die  Bürger  nöthigten  die  Herren,  die  Lehen  und  Burgen 


V.  Heinemami,  a.  a.  0.  I 330. 
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in  den  Umgebungen  der  Städte  hatten,  nicht  nur  sich  zu 
unterwerfen  und  unterschiedlos  in  die  Gemeinde  einzutreten, 
sondern  beraubten  sie  auch  jedes  Rechtes  der  Souveränetät 
und  Gerichtsbarkeit.  Einzelne  von  ihnen  konnten  sich  in 
die  Berge  zurückziehen  und  dort  noch  ihre  Rechte  ausübeu, 
aber  schliesslich  erkannten  sie  die  Suprematie  der  Gemeinde, 
demolirten  die  Burgen  und  nahmen  ihren  Wohnsitz  in  den 
Städten,  wozu  auch  der  Lebensgenuss,  den  Handel  und 
Gewerbdeiss  hier  schufen , beigetragen  haben  mag.  Die 
Gründung  von  Herrschaften  liess  jedoch  hin  und  wieder  den 
beseitigten  Zustand  wieder  auf  leben  G- 

Mit  Erfolg  bekämpfte  Petrarca  den  Feudalismus.  In 
der  avignouischen  Epoche  ward  der  Lehnsadel  des  Kirchen- 
staates theils  durch  Kämpfe,  die  in  seiner  Mitte  ausbrachen, 
theils  durch  die  Demokratie  nahezu  vernichtet^).  In  Süd- 
italien, wo  sich  das  Lehnwesen  mehr  acclimatisirt  hatte, 
wich  es  erst  in  der  neueren  Zeit. 

Den  engen  Zusammenhang  zwischen  Naturalwirthschaft 
und  Feudalismus  gewahren  wir  vielleicht  am  klarsten  in 
Italien,  wo  in  dem  von  feudalen  Grundherrschaften  um- 
gebenen Florenz  der  Bauernstand  viel  freier  und  weniger 
belastet  war,  als  im  germanisch-romaniscben  Norden,  weil 
in  der  Arnostadt  als  europäischem  Geldmärkte  die  Herrschaft 
der  Geld-  über  die  Naturalwirthschaft  zeitig  zur  Geltung 
gelangte.  Mit  jener  waren  die  das  Individuum  wie  den  Boden 
bindenden  feudalen  Institutionen  unvereinbar^). 

Die  castilianischen  Bürgerkriege  vor  dem  Emporkommen 
des  Hauses  Trastamara  (1368)  decimirten  den  Adel  in  ähn- 
licher Weise  wie  später  die  Rosenki  iege  in  England.  Auch 
in  Spanien  suchte  das  Köuigthum  den  Einfluss  des  über- 
mächtigen Lehnsadels  zu  schwächen,  was  ihm  meistens  nur 
vorübergehend  gelang.  Erst  Ferdinand  und  Isabella  er- 
reichten dieses  Ziel  für  die  Dauer  (vgl.  III  240). 

0 Salvioli,  a.  a.  0.  S.  231. 

Gregorovius,  a.  a.  0.  VI  426. 

Pöhlraann,  Die  Wirthschaftspolitik  der  Florentiner  Renaissance. 
Leipzig  1878.  S.  1—3. 
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Sämmtliche  Regierungen  des  ersten  Jahrhunderts  der 
anglo-normannischen  Periode  haben  bedenkliche  Empörungen 
der  Vasallen  in  England  wie  in  der  Normandie  zu  be- 
kämpfen gehabt.  Diese  Auflehnungen  gegen  die  ihnen 
unerträgliche  englische  Lehnsherrlichkeit  hatten  schliesslich 
die  Beseitigung  oder  Verkümmerung  aller  grossen  Familien 
zur  Folge,  die  zur  Zeit  der  Eroberung  die  Spitze  des 
kriegerischen  Adels  gebildet  hatten.  Unter  Heinrich  II. 
wurde  durch  die  Verbindung  der  königlichen  Central- 
verwaltung mit  den  volksthümlichen  Grafschaftsgerichten  die 
Macht  der  grossen  Vasallen  überhaupt  verringert.  Uebrigens 
waren  die  Ritterlehen  kleiner  als  die  Herzogthümer  und 
Grafschaften  des  Continents  und  wurden  durch  häufige  After- 
belehnungen noch  mehr  geschmälert;  ausserdem  waren  die 
Ländereien  der  Höchstbelehnten  in  mehreren  Grafschaften 
zerstreut,  wmdurch  eine  Consolidirung  des  Grossgrundbesitzes 
verhindert  w'ard.  Zudem  war  die  Unveräusserlichkeit  der 
Lehen  nicht  durchzuführen,  ihre  Theilbarkeit  also  nicht  zu 
verhindern , weil  sich  der  Lehnsnexus  auf  den  gesammten 
Grundbesitz  des  Landes  erstreckte.  Begünstigt  wurde  die 
eiwvähnte  Richtung  ferner  dadurch,  dass  die  Ritterwürde  für 
alle  homines  liberi  von  hinreichendem  Besitze  und  genügender 
Tauglichkeit  zugänglich  wurde.  Die  Zerstückelung  der  Ritter- 
lehen ward  später  durch  den  verschw^enderischen  Adels- 
aufwand vermehrt  ‘).  Auch  w'ard  die  gerichtliche  Macht  der 
Lehnsherren  durch  die  Ausdehnung  des  Instituts  der  reisenden 
Richter,  das  die  königliche  Gerichtsbarkeit  in  den  Bereich 
aller  Unterthanen  brachte,  zeitig  erschüttert®). 

Im  Laufe  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  wird  die  Classe 
der  Pächter,  der  Mittelstufe  zwischen  dem  freeholder  und 
dem  ländlichen  Arbeiter,  immer  zahlreicher.  Durch  ihre 
Ausbreitung  nimmt  das  Bedürfniss  der  Grundherren  au 
Frohnen  unterthäniger  Leute  immer  mehr  ab  und  tritt  die 
Ablösung  in  immer  stärkerem  Masse  ein.  Auf  die  Pächter 


0 Gneist,  Englische  Verfassungsgeschichte.  S.  111  flf.  274  fi'.  431. 
2)  Stubbs,  a.  a.  0.  II  106. 
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wird  die  für  kleine  Freigutsbesitzer  übliche  Bezeichnung 
yeonieu  allniälilich  angewandt.  Durch  Freizügigkeit  wird 
diese  Eichtling  noch  mehr  begünstigt. 

Der  Grundsatz  vom  Obereigenthum  des  Königs  am 
Grund  und  Boden,  der  in  der  Theorie  sogar  der  einzige 
Grundei genthünier  ist,  tritt  mit  der  allmählichen  Er- 
schütterung des  Lehnrechts  und  der  entgegengesetzten  Auf- 
fassung vom  Privateigenthum  zurück’). 

Durch  die  Katastrophe  des  Adels  in  dem  Rosenkriege, 
in  deren  Folge  wir  ihn  heim  Emporkommen  der  Tudors 
ganz  machtlos  erblicken,  ward  das  Lehnwesen  nahezu  ver- 
nichtet. 

Endlich  wirkte  die  emporkommende  Classe  reicher 
Kaufleute  und  begüterter  Handwerker  in  hohem  Grade  dazu 
mit,  moderne  Ideen  zu  verbreiten  und  tlie  Gesellschaft  aus 
feudalen  Zuständen  in  die  neuere  Zeit  überzuleiten  ^). 

2. 

Wir  schreiten  nun  zur  Betrachtung  des  Heerwesens, 
soweit  dies  nicht  bereits  in  der  vorangehenden  Darstellung 
behandelt  worden  ist.  Wie  wir  bereits  andeuteten,  wurde 
die  feudale  Gesellschaft  von  kriegerischem  Geiste  beherrscht; 
der  Krieg  war  — neben  dem  kirchlichen  — der  grosse 
Beruf  der  Zeit;  Kraft  und  Gewalt  gingen  dem  Rechte  voran, 
und  allenthalben  ward  man  in  die  Nothwendigkeit  versetzt, 
Gut  und  Blut  zu  vertheidigen. 

Die  Kriege  des  Zeitalters,  das  wir  nun  betrachten, 
unterscheiden  sich  von  denen  der  Römer  vornehmlich  da- 
durch , dass  sie  nicht  wie  diese  zur  Machtverstärkung 
Fhnes  Reiches  dienen,  sondern  zur  Bildung  mannigfaltiger 
Staaten  führen.  Sie  tragen  noch  häutiger  und  ent- 
schiedener als  die  der  vorigen  Periode  ein  religiöses  Ge- 
präge, wie  es  besonders  die  fortschreitenden  Araberzüge, 


*)  Gneist,  a.  a.  0.  S.  443.  452. 

Vgl.  Ashley,  Englische  Wirthschaftsgeschichte.  Leipzig  1896. 
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zum  Theile  Karls  des  Grossen  Bekämpfung  der  Sachsen,  die 
Kreuzzüge,  die  Hussitenkriege  und  später  die  Türkenkriege, 
sowie  die  aus  dem  Gegensätze  zwischen  Staat  und  Kirche 
hervorgegangenen  Kämpfe  bezeugen.  Eine  weitere  Unter- 
scheidung von  der  Römerzeit  und  von  der  vorigen  Periode 
ist  die,  dass  im  spätem  ]SIittelalter  Besiegte  nur  noch  aus- 
nahmsweise in  Sklaverei  gerathen  und  Beutegegenstände 
werden. 

Wir  haben  gesehen,  dass  in  der  Merowingerzeit  das 
Heer  nicht  nur  auswärts,  sondern  auch  im  eigenen  Lande 
häutig  plünderte,  und  dass  diese  Ungebundenheit  ein  otfen- 
bares  Reizmittel  für  Krieger  darbot.  Dieses  verlor  sich, 
seitdem  die  Karolinger  eine  scharfe  Heerzucht  sich  hatten 
angelegen  sein  lassen , seitdem  Plünderungen  im  eigenen 
Lande  streng  geahndet  wurden.  Allerdings  war  die  Beute 
vorläufig  noch  verlockend.  Die  reichen  Schätze,  die  Karl 
der  Grosse  bei  Vernichtung  des  Avarenreiches  erbeutete  und 
freigebig  unter  seine  Getreuen  vertheilte,  waren  so  riesig, 
dass  sie  zu  der  irrigen  Ansicht  führten,  dass  die  infolge  der 
Entwerthung  der  Edelmetalle  im  darauffolgenden  Jahre  ein- 
getretene Steigerung  der  Lebensmittelpreise  um  ein  Drittel 
darauf  zurückzuführen  sei’).  Aber  auch  die  Aussicht  auf 
Beute  und  auf  Ansiedlung  in  eroberten  entvölkerten  Gegenden 
nahm  mit  dem  achten  Jahrhundert  ab.  Nun  fingen  ins- 
besondere die  auf  den  Ertrag  ihrer  Arbeit  Angewiesenen 
an,  den  Druck  des  Systems  der  unentgeltlichen  Dienstleistung 
in  seinem  vollen  Umfange  zu  fühlen,  zumal  auch  die 
zurückzulegenden  Entfernungen  die  dienstliche  Zeitdauer 
beträchtlich  ausdehnten  ^).  Der  Aufgebotsbefehl  von  807 
legte  einem  Grundbesitze  von  drei  Hufen  die  Verpflichtung 
zu  persönlichem  Kriegsdienste  auf;  von  den  kleineren  Grund- 
besitzern sollten  drei  Hufen  zusammen  je  einen  Mann  stellen, 
und  der  ins  Feld  Ziehende  war  von  den  daheim  bleibenden 
Genossen  auszurüsten.  Von  „den  Armen,  die  weder  Hörige 
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noch  eigenen  Grundbesitz  haben,“  sollten  je  sechs  einen 
Mann  stellen  und  ihm  fünf  Schillinge  Beisteuer  geben.  Der 
zweite  Aufgebotsbefehl  von  808  legte  den  Besitz  von  vier 
bebauten  Hufen  als  Einheit  für  Mobilisirung  eines  Mannes 
zu  Grunde»),  Bei  denen,  die  nur  bewegliches  Vermögen 
hatten,  sollte  der  dem  Werthe  von  drei  Hufen  entsprechende 
Besitz  von  600  Solidi  das  Einheitsmass  des  Heerdienstes 
bilden.  Von  Besitzern  von  je  nur  100  Solidi  sollten  sechs 
zusammentreten , um  einen  Mann  zu  stellen.  Jeder  musste 
sich  in  voller  Rüstung  mit  Kleidung  für  sechs  und  Lebens- 
mitteln für  drei  Monate  stellen.  In  beständigem  Kriegsdienste 
waren  die  Bewohner  der  Marken,  gewissermassen  angesiedelte 
Kriegsleute  M.  Die  Unbemittelten  mussten  nun  durch  die 
ihnen  autgebürdeten  Heerlasten  vollends  verarmen,  zumal 
die  weitaus  überwiegende  Verwendung  von  Reiterheeren  die 
Kosten  für  den  kleinen  Mann  auf  eine  geradezu  unerschwing- 
liche Höhe  brachte.  Wie  wir  gesehen  haben,  beuteten  die 
Grafen  und  die  grossen  Grundbesitzer  diese  unglückliche 
Lage  der  Armen  aus,  um  sie  zur  Ueberlassung  ihrer  kleinen 
Güter  zu  drängen.  Unter  Ludwig  dem  Frommen  ertönt  be- 
sonders^ laut  die  Klage,  dass  fast  keiner  der  Grossen  mehr 
seine  Kriegsleute  aus  eigenem  Vermögen  unterhalte,  sondern 
durch  Raub  und  andere  Gewaltthaten  die  Mittel  hierzu 
schaffe,  welchem  Unwesen  um  so  weniger  gesteuert  werden 
könne,  je  grösser  das  Gefolge  des  Bedrückers  sei»).  Es 
mehrten  sich  nun  die  Commendationen  zum  Behufe  der  Be- 
freiung von  der  Wehrpflicht ; das  System  des  unentgeltlichen 
Kriegsdienstes  musste  aufgegeben  werden  und  an  seine 
Stelle  trat  der  Lehndienst.  Damit  sank  der  alte  Heerbann 
zur  Landwehr  herab,  die  nur  noch  in  Nothfällen  aufgeboten 
wurde.  Die  Heerbannpflichtigen,  die  nun  statt  des  Heer- 
dienstes Dienste  anderer  Art  und  Abgaben  leisteten,  wurden 
dadurch  vogteiptlichtig , und  wofern  die  Vogtei  hart  war, 

»)  Brunner,  a.  a.  0.  II  205.  Mühlbacher,  a.  a.  0.  S.  310.  311. 

2)  Löher,  Culturgeschichte  der  Deutschen  im  Mittelalter.  II 374. 375. 

»)  Mühlhacher,  a.  a.  0.  S.  456. 
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musste  die  Verbesserung  ihres  Looses  als  sehr  zweifelhaft 
bezeichnet  werden.  Allmählich  kam  nun  ein  neuer  Stand 
auf,  der  das  Kriegshandwerk  als  Benif  erlernte  und  ausübte, 
der  Ritterstand.  Das  Wort  Ritter  wurde,  weil  es  keine 
anderen  regelmässigen  Kriegsleute  mehr  gab,  lateinisch  nicht 
durch  eques,  sondern  durch  miles  wiedergegeben »). 

Die  Heerverfassung  des  deutschen  Reiches  weist  im 
Mittelalter  die  folgenden  Entwicklungsstufen  auf:  bis  zum 
zwölften  Jahrhundert  unbeschränktes  Aufgebotrecht  des 
Königs,  der  die  Stärke  der  Contingente  in  alter  Weise, 
jedoch  nicht  mehr,  wie  früher,  nach  Vermögensabstufungen 
bestimmte;  das  Heer,  das  noch  nicht  ganz  den  Charakter 
des  Volksheeres  verloren  hatte,  zählte  neben  Reitertruppen 
noch  beträchtliche  Massen  von  Fusstruppen.  Dieses  Aufgebot- 
recht übt  der  König  seit  Heinrich  V.  nur  noch  unter  Mit- 
wirkung des  Reichstages  aus.  Das  nun  bloss  aus  Reitern 
bestehende  Heer  trägt  den  Charakter  einer  Feudalmiliz.  Im 
fünfzehnten  Jahrhundert  überwiegt  das  Söldnerwesen,  das 
schon  früher  ins  Heer  eingedrungen  war,  da  ja  schon  jeder 
Ritter,  der  nicht  über  eine  genügende  Anzahl  von  Mannen 
verfügte,  Soldritter  werben  musste,  um  seinem  Dienste  zu 
genügen.  In  dem  Masse  als  das  Volksheer  dem  Ritterheere 
wich,  wuchs  die  Zahl  der  grafenschatzpflichtigen  Freien,  die 
gegen  eine  bestimmte  Abgabe  an  ihren  Grafen  von  der  Ver- 
pflichtung der  Theilnahme  an  der  Reichsheerfahrt  entbunden 
wurden.  Der  Nürnberger  Reichstag  von  1422  beschloss,  an 
die  Stelle  des  bisherigen  Aufgebotes  eine  directe  Vermögens- 
steuer (den  hundertsten  Pfennig)  auszuschreiben,  die  zur 
Bildung  eines  Söldnerheeres  verwendet  werden  sollte»). 

Der  Krieg  bot  dem  Sieger  wenn  auch  nicht  allenthalben 
ebenso  reichlichen  wie  früher,  so  doch  noch  immer  lohnenden 
G ü t e r e r w e r b , zunächst  durch  Gewinnung  herrenlosen 
und  wüsten  Landes.  Dazu  gesellte  sich  die  häufige  Aus- 
übung des  Confiscationsrechtes , wodurch  den  Karolingern  in 
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Alamannien,  Thüringen,  Sachsen,  ganz  besonders  aber  in 
Baiern  beträchtliche  Besitzungen  zugefallen  waren  ^). 

Als  reiche  Erwerbsquelle  wurde  der  Krieg  vornehmlich 
von  den  arabischen  Soldaten  betrachtet.  In  Spanien  vei- 
theilte  der  arabische  Feldherr  nach  dem  Feldzuge  alle 
Ländereien,  die  durch  Eroberung  und  nicht  durch  friedliche 
Capitulation  gewonnen  worden  waren  — nach  Ausschluss 
des  als  Staatseigenthum  erklärten  Fünftels  — an  seine 
Krieger  2).  Die  riesigen  Staatseinkünfte  des  Chalifats  ge- 
statteten um  961  einen  so  hohen  Heeressold,  dass  sogar 
viele  Christen  aus  Nordspanien  dadurch  angelockt  wurden, 
in  die  Dienste  des  Chalifen  zu  treten^). 

Bei  der  Vertheilung  des  eroberten  Landes  wurde  jedem 
Stamme  ein  District  zugewiesen,  der  mit  seinem  Heimatlande 
die  meiste  Aehnlichkeit  hatte,  welcher  Plan  infolge  der  grossen 
Mannigfaltigkeit  der  Bodenbeschaffenheit  und  des  Klimas  der 
pyrenäischen  Halbinsel  zur  Ausführung  gelangen  konnte.  Hier- 
nach wurden  die  Aegypter  in  Murcia  angesiedelt;  die  Männer 
aus  Palästina  fanden  eine  Heimat  in  den  gebirgigen  Gegenden 
in  der  Nähe  von  Ronda  und  Medina  Sidonia,  wo  sie  an  den 
heimatlichen  Libanon  erinnert  wurden;  die  Leute,  die  ihre 
Heerden  im  Jordanthale  geweidet  hatten,  erhielten  Wohnsitze  in 
Malaga  und  Archidona;  die  grossen  Stämme  von  Yemen  hatten 
sich  in  der  Umgegend  von  Sevilla,  Ubeda  und  Cadiz  nieder- 
zulassen; die  Araber  von  Palmyra  wurden  im  Nordosten  von 
Murcia  und  in  der  Umgegend  von  Almeria  angesiedelt,  während 
die  stolzen  und  civilisirten  Syrier  von  Damascus  an  den  Ufern  des 
Xenil  in  der  reichen  und  schönen  Vega  von  Elvira  eine  Heimat 
fanden,  die  als  Königreich  Granada  berühmt  wurde*). 

Im  wiederhergestellten  gothischen  Reiche  in  Spanien 
wurden  besondere  Anordnungen  bezüglich  der  Beute  ge- 
troffen. Da  die  Spanier  des  IVIittel alters  den  Krieg  nicht 
im  Solde  eines  Fürsten,  sondern  auf  eigene  Kosten  führten, 
so  hatten  sie  Anspruch  auf  die  Beute.  In  den  Partidas 


9 V.  Iiiama-Sternegg,  Deutsche  Wirthschaftsgeschichte.  I 283. 

2)  V.  Kremer,  Culturgeschichte  des  Orients.  I 63.  Vgl.  71.  210 
212.  253. 

Diercks,  a.  a.  0.  I 273. 
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finden  sich  die  genauesten  Bestimmungen  über  ihre  Vertheilung, 
die  sich  nach  der  Stärke  und  den  Kosten,  die  jeder  Einzelne 
aufgewandt  hatte , regelte.  Nach  Beendigung  eines  jeden 
Feldzuges  war  es  die  erste  Sorge,  den  Soldaten  die  erlittenen 
Wunden  zu  bezahlen,  von  denen  jede  ihren  feststehenden 
Preis  hatte,  der  aucha,  Entschädigung,  hiess.  Starb  ein 
Soldat,  so  wurde  diese  Entschädigung  seinen  Verw’andten 
bezahlt.  Ein  lünftel  der  Gesammtbeute  wmrde  stets  vorweg 
dem  Könige  übergeben ; er  durfte  aber  diesen  Autheil  weder 
veräussern,  noch  testamentarisch  hinterlassen,  sondern  nur 
während  seines  Lebens  gebrauchen  >),  eine  Bestimmung,  deren 
Beobachtung  sich  wohl  kaum  controliren  Hess.  Bei  der 
mangelhaften  Disciplin  beraubten  sich  oft  die  Sieger  gegen- 
seitig. Nach  der  Eroberung  von  Majorca  fühlte  der  König 
Jaime  von  Aragonien  selbst  Unsicherheit,  angesichts  der 
leidenschaftlichen  Begierden  der  Krieger,  und  Hess  daher 
den  ei  beuteten  Schatz  alsbald  in  den  ummauerten  Tempel 
zu  Palma  bringen^). 

Von  griechischer  Seite  wurde  betont,  dass  der  Kriegs- 
dienst der  Saracenen  nicht  auf  der  Militärpflicht  der  Bauern 
beruhe,  sondern  ein  besonders  die  Armen  anlockendes  Räuber- 
geschäft“ sei^). 

Grosse  Beute  fiel  auch  den  christlichen  Kriegern  in  den 
Kreuzzügen  zu.  Nach  der  Eroberung  Cäsareas  im  Frühjahre 
1101  durch  den  Grafen  Balduin  von  Edessa  erhielt  jeder 
Gemeine  48  Solidi  an  Gold  und  zwei  Pfund  Pfeffer*). 

Welchen  Werth  die  Fürsten  noch  in  der  zweiten  Hälfte 
des  zwölften  Jahrhunderts  auf  Kriegsbeute  legten,  geht  daraus 
hei  \ 01 , dass  Heinrich  der  Löwe  einen  Krieg  gegen  den 
Dänenkönig  Waldemar  hervorrief,  weil  dieser  sich  geweigert 
hatte,  ihm  vertragsmässig  die  Hälfte  der  auf  Rügen  ge- 


’)  V.  Brauchitscli,  Geschichte  des  spanischen  Rechts.  S.  51. 

®)  Dolltus,  Etiides  sur  le  moyen  äge  espagnol.  Paris  1894.  S.  202. 
”)  Neiiinann,  Die  Weltstellung  des  byzantinischen  Reiches.  1894. 

*)  Heyd,  Geschichte  des  Levantehandels.  I 152. 

Felix,  Eigenthum.  IV.  2.  I.  19 
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-«'0111160611  Beut6,  (l6s  Tributs  und  d6r  G6is6ln  zukoiniii6n 
zu  lass6ii.  Naclid6m  der  Kri6g  zw6i  Jalir6  g6dau6it  hatt6, 
wälir6nd  welcli6r  all6  0sts6egestad6  unsich6r  g6niaclit  word6n 
waren,  gewährte  Waldemar  1171  Heinrichs  Forderungen*). 

Noch  Maehiavelli  stellte  es  als  das  Ziel  der  Krieg- 
führenden  dar,  sich  in  Reichthuin  und  den  Feind  in  Armuth 
zu  versetzen^). 

Erwerb  besonderer  Art  bot  der  Krieg  den  Städten.  Un- 
geachtet der  Störungen,  die  Handel  und  Gewerbe  durch 
den  Krieg  erlitten,  war  die  Handelsstadt  des  deutschen 
Mittelalters  nichts  weniger  als  ein  Hort  des  Friedens,  zumal 
ihr  Regiment  oft  in  den  Händen  eines  ritterlichen  oder 
ritterbürtigen  Stadtadels  war.  Sehr  viele  Erwerhszweige 
blühten  im  Kriege  weit  mehr  als  im  Frieden,  so  Walfen- 
und  Schmiede-,  Holz-  und  Tischlerarbeiten,  der  Kornhandel, 
die  Bierbrauerei  etc.  Die  ganze  Stadt  gewann  ferner,  wenn 
es  ihr  gelang,  ein  Territorium  unter  ihre  Gerichtsbarkeit 
zu  bringen , eine  einen  Transitzoll  schützende  Burg  zu 
brechen  oder  von  den  Besiegten  Haudelsprivilegien  zu  er- 
wirken^). Wie  wir  früher  (II  79.  80)  erwähnten,  w'aren 
auch  die  deutschen  Kaufleute  des  Mittelalters  wehrhaft  und 
streitbar  und  fehlte  es  während  des  ganzen  Mittelalters  an 
Städtefehden  nicht  (vgl.  II  95 — 100). 

Zu  den  aus  den  Kriegen  erwachsenen  Einkünften  sind 
auch  die  Beträge  zu  rechnen,  für  die  sich  gefürchtete  Heer- 
führer den  Frieden  abkaufen  Hessen,  was  namentlich  die 
Normannen  vorzüglich  verstanden.  Nächst  Karl  dem  Kahlen, 
Hess  sich  Karl  der  Dicke  882  dazu  herhei,  den  Normannen 
zu  solchem  Ende  eine  Zahlung  zu  leisten.  Schon  884  wurde 
der  Vertrag  um  den  Preis  von  1 2 000  Pfund  Silber  mit  dem 
Mitkönige  Karls,  Karlmann,  erneuert.  Als  dieser  bald  darauf 
starb,  erklärten  die  Normannen,  dadurch  ihrer  Verpflichtung, 
die  nur  Karlmanns  Person  gegolten  habe,  entledigt  zu  sein 

*)  Giesebrecht,  a.  a.  0.  V/II  685. 

Istorie  fiorentine.  L.  VI. 

®)  V.  Biuhwald,  Deutsches  Gesellschaftsleben  im  endenden  Mittel- 
alter.  Kiel  1885—1887.  I 110. 
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und  erneuerten  885  ihre  Einfälle.  Nachdem  ihnen  in 
Burgund  M"interquartiere  angewiesen  worden  waren,  er- 
langten sie  im  nächsten  Frühjahre  eine  Tributzahlung  von 
700  Pfund  Silber  und  verliessen  darauf  das  Reich  *). 

Von  den  Kriegern,  die  den  Krieg  ausschliesslich  als 
Erwerhsmittel  betrieben,  den  Söldnern,  sind  zunächst  die  so- 
genannten „Reiter“  insbesondere  in  Sachsen,  Franken  und 
Lothringen  zu  erwähnen,  die  im  zwölften  Jahrhundert 
während  des  Innern  Kriegs  von  den  Fürsten  in  Sold  ge- 
nommen und  beritten  gemacht  wurden.  (Der  Ansdruck 
„besolden“  — solidare,  von  solidus  — mit  Bezug  auf  Truppen 
und  davon  „solidatus“  kommt  zum  erstenmale  im  dreizehnten 
Jahrhundert  vor  ^).)  Wie  die  meisten  Söldnerschaaren  suchten 
sie  nach  ihrer  Entlassung  im  Frieden  ihr  üppiges  Leben  fortzu- 
setzen, zu  welchem  Ende  sie  Räuber  und  als  solche  eine  empfind- 
liche Landplage  wurden®).  Doch  verhinderte  in  Deutschland 
der  Zerfall  des  Reiches  in  kleine  Territorien  und  damit  die 
Zersplitterung  der  finanziellen  Kräfte  'die  weitere  Entwicklung 
des  Söldnerwesens,  wie  sie  die  französisch-englischen  Kriege 
des  dreizehnten  und  vierzehnten  Jahrhunderts  gewahren 
Hessen.  Während  dieses  Zeitraumes  nahmen  in  Deutschland 
fast  nui  die  Städte  Truppen  in  Sold ; das  Reich  wurde  hierzu 
erst  durch  die  Hussitenkriege  genöthigt  ^). 

Das  spätere  italienische  Condottierenthuin  scheint  in 
Deutschland  seine  Vorläufer  gehabt  zu  haben.  Graf  Welf  VI., 
Heinrichs  des  Stolzen  Bruder,  soll  von  König  Roger  durch 
das  Versprechen  eines  Jahressoldes  von  tausend  Mark  und 
lockendere  Zusagen  des  Königs  von  Ungarn  bewogen  worden 
sein,  durch  Hegung  der  inneren  Streitigkeiten  die  Romfahrt 
Konrads  III.  zu  verhindern  und  dem  entsprechend  in  Baiern, 
Schwaben  und  am  Rhein  unaufhörlich  Fehden  geschürt 


*)  Prutz,  Staatengeschichte  des  Abendlandes.  I 146. 

2)  Lippert,  Socialgeschichte  Böhmens  in  vorhussitischer  Zeit 
Mien  1896-1897.  I 439. 

Giesebrecht,  a.  a.  0.  III II  964. 

*)  Lamprecht,  Deutsches  Wirthschaftslehen.  -FII  1301. 
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haben,  damit  sich  der  König  in  auswärtige  Unternehmungen 
nicht  einlassen  könne  •). 

Als  infolge  der  Erfindung  der  Feuerwaffen  die  mittel- 
alterlichen Reiterlieere  ihre  Brauchbarkeit  grössteutheils 
eingebüsst  hatten,  bildete  wieder  das  Fussvolk  den  Kern  des 
Heeres,  das  nun  aus  sogenannten  Landsknechten  bestand, 
Söldnern,  die  im  Lande  angeworben  wurden,  woneben  man 
auch  noch  die  Lehnsinilizen  durch  Lehnsheere  aufbot  ^). 
h.s  war  uralter  Brauch,  dass  die  Landsknechte  vor  jeder 
Kriegsoperation  zu  Rathe  gezogen  werden  wollten.  War 
keine  Aussicht  auf  genügende  Beute  vorhanden,  so  versagten 
sie  zuw^eilen  ihre  Mitwirkung;  wuirden  beim  Herannahen  des 
Kriegsendes  die  Hoffnungen  auf  Beute  nicht  erfüllt,  so  kam  es 
sogar  vor,  dass  die  Landsknechte  ihrem  Kriegsherrn  geradezu 
feindlich  gegenübertraten.  Sie  suchten  dann  das  Ende  des 
Krieges  zu  verhindern  oder  traten  gar  mit  dem  feindlichen 
Heere  in  Unterhandlung.  Sie  durchkreuzten  z.  B.  wieder- 
holt durch  ihre  Uubotmässigkeit  die  Pläne  Maximilians  I. 
\'ermehrt  wurden  die  der  Bevölkerung  infolge  des  Krieges 
auferlegten  Leiden  dadurch,  dass  die  Landsknechte  selten 
regelmässig  und  ebenso  selten  ohne  betrügerische  Abzüge, 
die  den  Hauptleuten  zu  gute  kamen,  bezahlt  wurden.  Er- 
folgte die  Bezahlung  des  Soldes  nicht,  so  war  nach  An- 
sicht der  von  Maximilian  gemietheten  Landsknechte  der 
Vertrag  gebrochen,  und  es  stand  ihnen  frei,  in  andere 

Dienste  zu  treten.  In  solchen  Fällen  kamen  auch  Plünde- 
rungen vor^). 

In  Frankreich  insbesondere  trieb  das  Ritterthum 
den  Krieg  aus  Leidenschaft,  was  namentlich  die  Kund- 
gebungen der  Troubadours  bezeugen.  Bertram  de  Born, 
der,  gleich  Herakleitos  von  Ephesos,  im  Kriege  den 


9 Giesebredit,  a.  a.  0.  IV  220. 

Georg  Meyer,  Lehrbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechts. 
2.  Aufl.  I.eipzig  1893-1894.  II  80. 

3)  Freytag,  a.  a.  0.  XVIII  416  fl‘.  Vgl.  Ranke,  Genesis  des 
Preussischen  Staates.  S.  121.  122.  Ulmann,  Kaiser  Maximilian  1. 
Stuttgart  1884—1891.  I 101  ff. 
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^ ater  aller  Dinge  erblickt,  schildert  unaufhörlich  aufs 
lebendigste  den  Reiz  des  Krieges  und  den  ihm  entspriessen- 
den  Gewinn.  „Ich  möchte,“  ruft  er  einmal  aus,  „dass  die 
mächtigen  Barone  allezeit  gegeneinander  erzürnt  wären.“ 
Die  Troubadours,  die  gewissermassen  im  Geiste  unserer 
Presse  wirkten,  suchten  auch  die  öffentliche  :\Ieinung  in 
kriegerischem  Sinne  zu  leiten,  was  die  Grossen,  die  Kriege 
zu  unternehmen  gedachten,  sich  zu  Nutze  machten.  So  er- 
sucht ein  Graf  von  Toulouse,  der  einen  Feldzug  zu  eröffnen 
beabsichtigt,  den  Ritter  von  Autafort  um  ein  Sirvente,  das 
sein  Vorhaben  fördern  sollte.  Man  geht  so  weit,  den  Liedern 
von  Bertram  de  Born  einen  hervorragenden  Antheil  an  dem 
Kriege  zwischen  Frankreich  und  England  bei  Ausgang  des 
zwölften  Jahrhunderts  beizumessen’). 

Seit  dem  zwölften  Jahrhundert  w'urden  die  französischen 
Kriege  mit  Söldnern  geführt,  die  man,  weil  ein  Theil  von 
ihnen  brabanter  Ursprungs  war,  Brabangons  nannte,  die  aber 
gewöhnlich  in  Navarra  und  Aragonien  geworben  wurden. 
Diese  „routiers“  trieben  durch  mehrere  Jahre  das  Räuber- 
handwerk  in  Aquitanien  und  im  Languedoc  2)  und  riefen 
oft  die  Bannstrahlen  der  Kirche  hervor.  Im  vierzehnten 
Jahrhundert  waren  es  Banden  von  Abenteurern,  die  Frank- 
reich wie  ein  erobertes  Land  behandelten;  es  waren  die 
einzigen  permanenten  Truppen,  die  es  damals  gab;  Edel- 
leute, die  keinen  anderen  Beruf  als  den  Krieg  kannten, 
Hessen  sich  in  ihre  Reihen  aiifnehmen.  Die  verabschiedeten 
Soldaten  traten  in  neue  Banden  zusammen,  die  ein  Räuber- 
leben fühlten.  Ihr  Treiben  hatte  keinen  geringen  Antheil 
an  der  1358  zum  Ausbruche  gelangten  Jacquerie.  Die 
stärkste  dieser  Banden,  la  grande  compagnie,  plünderte  1361 
die  Umgebungen  von  Dijon  und  Baune  sowie  einen  Theil 
der  Iranche  Comtö  und  stieg  dann  1362  in  das  Thal  der 
Saöne  hinab,  das  sie  bis  Lyon  verwüstete^).  Seit  dem 

’)  Vgl.  Bertram  de  Born , Beilage  zur  Allg.  Ztg.  vom  10.  und 
11.  Juli  1879. 

Dareste,  a.  a.  0.  II  98. 

a.  a.  0.  II  487.  496;  vgl.  577. 
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füufzelmteu  Jahrliuiidert  waren  es  die  Armagnacs  und  die 
Bourgiiignons,  die  sich  die  entsetzlichsten  Frevel  zu  Schulden 
kommen  Hessen,  u.  A.  Bauern  entführten  und  aufs  furcht- 
barste quälten , um  ihnen  Lösegelder  zu  erpressen  *).  Um 
den  Plünderungen  der  Soldaten  ein  Ziel  zu  setzen,  wies 
ihnen  Karl  VII.  in  den  Gebieten,  die  sie  inne  hatten,  be- 
stimmte Einkünfte  an,  kaufte  ihnen  also  ge  wisse  rmassen  die 
Brandschatzung  ab.  Diese  Zustände  bewogen  den  König 
zunächst,  die  Grossen  zu  veranlassen,  auf  die  Haltung  von 
Truppen  ohne  königliche  Erlaubniss  zu  verzichten  und  die 
Einrichtung  stehender  Heere  einzuleiten 

Gegen  den  Ausgang  des  vierzehnten  Jahrhunderts 
nahmen  unter  den  Soldtruppen  die  schweizerischen  die 
hervorragendste  Stellung  ein.  Bald  nach  der  Entstehung 
der  Eidgenossenschaft  begann  in  der  Schweiz  das  Reislaufem 
Die  Sucht  der  Eidgenossen,  in  fremden  Heeren  um  Sold  zu 
dienen,  bezeichnet  ein  schweizerischer  Schriftsteller  als  eine 
alte  Erbsünde  3).  Bereits  1373  sollen  3000  Fussknechte  von 
dem  Herzog  von  :Mailand  gegen  den  Papst  und  den  ]\Iark- 
grafen  von  Ferrara  verwendet  wmrden  sein.  Zu  ungewöhn- 
licher Bedeutung  und  zu  einer  reichen  Erwerbsquelle  für 
die  Schweiz  gelangte  jedoch  dieses  Sölduerthum  erst  durch 
die  nachhaltige  Verbindung  der  Schweiz  mit  Frankreich. 

^ Seit  den  Zeiten  Karls  \ II.  wandten  alle  französischen 
Regierungen  die  reichen  Schätze,  über  die  sie  infolge  der  Finanz- 
reform verfügen  konnten,  zur  Erwerbung  dieser  auch  in  anderen 
I.ändern  so  gesuchten  Kriegskräfte  an.  So  wurde  bald  der  Welt 
das  düstere  Schauspiel  geboten , dass  Schweizer  im  Solde 
Rurgunds  ihren  Landsleuten  im  Solde  Frankreichs  im  Felde 
gegenüberstanden.  (1499  jedoch  weigerten  sich  die  10  000 
Schweizer  in  französischem  Solde  unter  dem  Befehle 
Treniouille’s  gegen  ihre  Landsleute  im  Lager  von  Luigi  il 
Moiö  zu  kämpfen^).)  Da  das  Reislaufen  ohne  behördliche  Ge- 

0 a.  a.  0.  III  30. 

Ranke,  Französische  Geschichte.  I 46—48. 

Bürkli,  Der  Ursprung  der  Eidgenossenschaft.  Zürich  1891. 

S.  59. 

Mllari,  Xiccolö  Machiavelli  e i suoi  teinpi.  2»  ed.  Milano 
1895.  I 349. 
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nehmigung  besonders  in  den  Stadtkantonen  untersagt  war , so 
halfen  sich  die  tverbenden  Regierungen  durch  verlockende 
Pensionen , die  den  einflussreichen  Personen  in  den  Behörden 
gespendet  wurden.  Die  Pensionäre  verstanden  es  dann  auf  den 
Tagsatzungen  die  Stellung  der  verlangten  Söldnerzahl  durchzu- 
setzen. So  w urde  die  Schweiz  ein  anerkannter  Markt  für  Truppen. 
Nicht  mit  Unrecht  stellt  Ulmann  die  eidgenössischen  Pensionäre 
den  deutschen  Fürsten , die  im  achtzehnten  Jahrhundert  ihre 
Landeskinder  an  England  verkauften,  an  die  Seite;  doch  Hessen 
sich  viele  Schweizer  offenbar  auch  für  eigene  Rechnung  anwerben. 
1484  schritt  die  Tagsatzung  gegen  die  aus  Frankreich  zurück- 
gekehrten Söldner  ein,  die  nicht  nur  ein  müssiges  Leben  führten, 
sondern  auch  zu  vielen  PTeveln  sich  hinreissen  Hessen.  Die  1494 
von  Karl  VIII.  angeworbenen  Truppen  suchte  die  Tagsatzung 
vergeblich  zur  Rückkehr  zu  bewegen ; schon  im  folgenden  Jahre 
zogen  wieder  20  000  Mann  in  die  Lombardei.  Auch  der  Be- 
schluss der  Tagsatzung  vom  18.  Juli  1495,  „.  . . dass  wir 
Eidgenossen  aller  ausländischer  Herren , Kaiser , Könige , und 
anderer  Fürsten  müssig  gingen,  von  ihnen  weder  Pensionen  noch 
Gaben  mehr  empfingen  noch  nähmen , auch  unsere  Knechte 
nie  mehr  zu  ihnen  in  Sold  gehen  Hessen  . . .“  blieb  fruchtlos. 
„Denn  die  Mehrheit  in  den  Kantonen  seit  20  Jahren  her  in 
Kriegen  und  Kriegspraktiken , Pensionen  und  Sold  erzogen , un- 
ruhig, kriegerisch,  nach  Geld  begierig,  mehrte  das  Widerspiel.“ 
Die  Schweiz  zeigte  sich  nun  dem  Auslande  in  auffallendster 
Uneinigkeit;  während  die  Mehrzahl  der  Kantone  das  Bündniss 
mit  dem  französischen  Könige  erneuerte,  schloss  Bern  ein  solches 
mit  dessen  Gegner,  dem  Herzog  von  Mailand.  Auf  ein  aber- 
maliges Verbot  des  Reislaufens  und  der  Pensionen  von  1503  bis 
1504  folgte  der  Beschluss  des  grossen  Rathes  von  Bern,  die 
französischen  Pensionen  wieder  zu  beziehen,  nachdem  er  sich 
durch  den  Bischof  von  Lausanne  von  dem  in  entgegengesetztem 
Sinne  geleisteten  Eide  hatte  lösen  lassen.  Das  Jahr  1516  bot 
aufs  neue  das  widerliche  Schauspiel,  dass  Eidgenossen  im  Dienste 
Kaiser  Maximilians  ihren  Landsleuten  im  französischen  Dienste 
auf  den  lombardischen  Ebenen  gegenüberstanden  ^).  Neben  den 
Pensionen  und  Soldzahlungen  war  es  die  von  den  Söldnern  heim- 
gebrachte beträchtliche  Beute , wodurch  die  Schweiz  bereichert 


')  a.  a.  0.  I 655. 

2)  Blumer-Morel,  Handbuch  des  Schweizerischen  Bundesstaatsrechts 
Schaffhausen  1877 — 1887.  I 212 — 214. 
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wurde  i),  welche  die  Vergeblichkeit  des  Eiferns  gegen  das  Söldner- 
thum erklärt. 

Die  schweizerischen  wurden  von  dem  Loose  aller  Mieth- 
truppen  ereilt.  Gleichgültig  der  Sache  gegenüberstehend,  für  die 
.sie  sich  verkauften,  verloren  sie  allmählich  ihre  angeborenen 
Eigenschaften,  die  sie  zur  geschätztesten  Infanterie  Europas  er- 
hoben hatten.  Ihre  Disciplin  ward  erschüttert,  ihre  Rohheit 
und  Plünderungslust  machte  sie  den  Fürsten,  die  sie  berufen 
hatten,  unbequem;  ihre  frühere  Zuverlässigkeit  schwand.  Als 
6000  Schweizer,  nachdem  sie  gegen  Empfang  von  70  000  Scudi 
dem  Rufe  des  Papstes  Julius  II.  folgend  die  Alpen  überstiegen 
hatten , plötzlich  in  ihre  Berge  zurückkehrten , argwöhnte  man, 
dass  sie  von  Fi’ankreich  ebensoviel  bekommen  hätten,  damit 
sie  umkehrten  ^). 


Seit  dem  vierzehnten  Jahrhundei  t war  nächst  dem  infolge 
der  Kriege  mit  England  fortwährend  soldatenbedürftigen 
P rankreich  das  zerrüttete  Italien  der  dankbarste  Schauplatz 
für  die  Thätigkeit  der  Söldner,  deren  sich  zuerst  die  Klöster 
bedient  hatten^).  Hier,  wo  das  Kriegshandwerk  zuerst  als 
'Wissenschaft  und  Kunst  behandelt  wurde  ^),  erhielt  das 
Söldnerw’eseu  durch  das  Condottierenthum  ein  eigenthüm- 
liches  Gepräge.  Bedeutende  Condottieri,  wie  Francesco 
Sforza,  erwarben  Fürstenthümer ; kriegskundige  Fürsten 
selbst  aber,  wie  der  Herzog  Friedrich  von  Urbino,  Guido 
von  Montefeltro,  Karl  und  Sigmund  Malatesta  von  Rimini, 
verschmähten  es  nicht,  sich  als  Condottieri  zu  vermiethen 
und  auf  diese  Weise  ihre  unzulänglichen  Einkünfte  zu  ver- 
mehren. Dem  Geiste  des  Zeitalters  entsprechend  sind  die 
meisten  der  Condottieri  ebenso  treulos  und  unzuverlässig 
wie  kriegsgewandt  (vgl.  II  113).  Es  wurde  gegen  sie  der 
A orw'urf  erhoben , dass  sie  entscheidende  Actionen  zu  ver- 


meiden gesucht  hätten,  um  den  Krieg  in  die  Länge  zu  ziehen 
und  ihre  Forderungen  zu  erhöhen,  dass  sie  mit  Rücksicht 
auf  gelegentliche  Repressalien  die  Feinde  nach  Möglichkeit 


’)  ^ gl.  Pigeonneau,  Histoire  du  commerce  de  la  France.  2^^  ed. 
Paris  1897.  II  103. 

Villari,  a.  a.  0.  II  126;  vgl.  155. 

®)  Cibrario,  Economia  politica  del  medio  evo.  I 831. 

*)  Burckhardt,  Die  Cultnr  der  Renaissance  in  Italien.  3.  Aufl.  I 94. 
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geschont  und  daher  ein  von  dem  politischen  unabhängiges 
"N  ölkerrecht  eingeführt  hätten,  das  dem  Interesse  des  Staates, 
dem  sie  sich  verptiichtet  hatten , entgegengesetzt  gewesen 
sei.  Die  Gewohnheit  des  häutigen  Partei  wochseis  habe  eine 
mildere  Auffassung  des  Verrathes  unter  ihnen  herbeigeführt, 
so  dass  nun  bei  dem  Waffenhandwerke  wenig  Ehre  zu  ernten 
w'äre*).  Hat  ja  selbst  Sigismondo  Malatesta  es  nicht  ver- 
schmäht,  sich,  dem  allgemeinen  Condottierenbrauche  folgend, 
dem  zur  Verfügung  zu  stellen,  der  ihn  am  besten  bezahlte; 
ja,  nachdem  er  in  die  Dienste  Alfonsos  von  Neapel  getreten 
war  und  von  diesem  bereits  einen  Theil  des  Soldes  empfangen 
hatte,  Hess  er  sich  durch  vortheilhaftere  Anerbietungen  der 
Republik  Plorenz  verlocken,  zu  ihr,  der  Gegnerin  Alfonsos, 
überzugehen,  ohne  auch  nur  die  empfangenen  A'orschüsse 
zurückzuerstatten.  Die  Thatsache,  dass  sich  dessen- 
ungeachtet Alfonso  später  wieder  mit  ihm  einliess,  be- 
leuchtet grell  den  Ehrbegriff  des  Zeitalters  der  Renaissance 
(vgl.  II  216.  217)2). 

Die  dem  Söldnerthum  entspringenden  Gefahren  sind 
wohl  niemals  mit  grösserem  Scharfsinn  dargelegt  worden, 
als  von  dem  grossen  Menschenkenner  Machiavelli,  der  ihm 
(im  12.  Capitel  seines  „Principe“)  geradezu  den  Ruin  Italiens 
zuschrieb.  Er  nennt  die  Söldner  uneinig,  unzuverlässig, 
zuchtlos,  tapfer  im  Frieden,  feig  im  Kriege,  ohne  Treue  und 
Glauben,  ohne  andere  Rücksicht  als  die  auf  ihren  Sold. 

In  Italien  wurden  Söldner  häufig  u.  A.  zu  den  voi-nehmlich 
der  Handelseifersucht  entsprungenen  Kriegen  benutzt,  die  die 
italienischen  Städte  untereinander  führten,  wobei  es  sich  bald 
um  Erlangung  freien  Durchzuges  für  die  Waaren  und  Herab- 
setzung der  Wegegelder  und  der  Zölle,  bald  um  Sicherheit  des 
Absatzes  und  dessen  Vermehrung  durch  neue  Handelswege  und 
Märkte , bald  um  Befreiung  von  den  aus  politischen  und 
finanziellen  Gründen  dem  Verkehre  entgegengestellten  Hindernissen 
handelte.  So  wurde  der  Handel  eine  PVage  der  politischen  und 
wirthschaftlichen  Macht:  die  Kraftvolleren,  die  sich  überdies 

D Daru,  a.  a.  0.  II  335. 

2)  V.  Fabriczy,  Sigismondo  Malatesta.  Beil,  zur  Allg.  Ztg.  vom 
31.  August  1883. 
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weithvolle  Privilegien  zu  eri'ingen  wussten,  vertrieben  die 
schwächeren  Concurrenten  erbarmungslos.  Dabei  wechselten  die 
Beziehungen  der  Städte  zu  einander  unaufhörlich.  So  hatte 
zuerst  das  freundschaftlichste  Verhältniss  zwischen  Florenz  und 
Pisa  bestanden;  als  aber  nach  1220  dieses  zu  grosser  Macht 
gelangte,  verband  sich  Florenz  mit  Lucca  und  Genua  gegen  die 
frühere  Bundesgenossin  ^). 

Schon  dem  Eroberer  w^aren  viele  Fläminger  nach  Eng- 
land gefolgt , von  denen  ein  Theil , der  im  ganzen  Lande 
zerstreut  blieb , den  Einwohnern  sehr  lästig  ward  ^).  Auch 
Stephan  zog  bretonische  und  flamändische  Söldner  ins  Land, 
die  er  nur  dadurch  zu  erhalten  vermochte,  dass  er  sie  rauben 
und  plündern  Hess,  weshalb  sie  sich  den  gemeinsamen  Hass 
der  Bewmhner  zuzogen®)  Zu  den  Brabangons,  die  in  Kriegs- 
zeiten Soldaten,  in  Friedenszeiten  Räuber  waren,  hatte  auch 
Heinrich  II.  besonderes  Vertrauen*).  Daneben  waren  es 
später,  wie  auf  dem  Festlande  so  auch  in  England,  Berg- 
völker, die  sich  anwerhen  Hessen.  Aus  Söldnern  aus  Wales 
wurden  die  in  jenen  Zeiten  üblichen  compagnies  frauches 
gebildet.  Sie  desertirten  zuw'eilen  nach  Frankreich,  wo  eine 
von  ihnen,  die  unter  dem  Befehle  eines  Walisers  stand,  der 
in  Frankreich  le  Chevalier  Ruffin  genannt  ward,  sich  be- 
sonders gefürchtet  machte®).  Die  Verwüstungen,  welche  die 
fremden  Söldner  anrichteten,  waren  besonders  entsetzlich 
unter  Johann.  Ueherall  sah  man  brennende  Dörfer  und 
Schlösser;  die  Einwohner  wurden  gefoltert,  um  ihre  Habe 
bekannt  zu  geben ; Bestürzung  und  Elend  waren  allgemein  ®). 

Das  von  Eduard  III.  angehahnte  Condottierenwesen 
machten’  sich  auch  die  grossen  Barone  durch  Coalitionen  zu 
Nutze,  die  u.  A.  zur  Entthronung  Richards  II.  führten. 
Auch  unter  Heinrich  IV.  brachten  einige  wenige  unzufriedene 

Toniolo,  a.  a.  0.  S.  80. 

Lappenberg,  a.  a.  0.  II  281. 

®)  Freeman,  a.  a.  0.  I 255.  Vocke,  Geschichte  der  Steuern  des 
britischen  Reiches.  Leipzig  1866.  S.  9. 

■*)  Thierry,  Histoire  de  la  conquete.  III  31. 

s)  a.  a.  0.  S.  217. 

®)  Goldsmith,  a.  a.  0.  ch.  X.  • 
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Barone  binnen  Kurzem  Heere  von  Ö — 8000  Mann  gegen  den 
König  auf.  Als  verhängnissvoll  für  die  Dynastie  wie  für 
den  Adel  erwies  sich  diese  Gestaltung  namentlich  im  Rosen- 
kriege : das  Ritterthum  mit  allem  Unw  esen  der  Privatfehden 
lebte  wieder  auf*). 

Auch  in  Skandinavien  machte  sich  das  Söldnerthum 
verhasst.  In  Schw^eden  wunde  Itereits  unter  König  Magnus 
(1275—1290),  in  Norwegen  1323  darüber  geklagt,  und  es 
kam  deshalb  in  ersterem  Lande  sogar  zu  blutigen  Auf- 
tritten ®). 

Sehr  zeitig  wunde  das  Söldnerthum  in  Russland  ein- 
geführt, wo  eine  grosse  Anzahl  Waräger  schon  zu  Ruriks 
Zeiten  grosse  Gaue  gewüssermasseu  als  Lehen  erhielten. 
Die  Waräger,  die  Jaroslaw  in  Sold  nahm,  um  seinem  Vater 
Swätopolk  Jaropolkowitsch  (1015—1019)  Widerstand  zu 
leisten,  wütheten  gegen  die  Einwohner  Nowgorods®). 

Vielleicht  nirgends  erschien  das  Gebahren  der  Söldner 
so  furch tl)ar  wie  im  byzantinischen  Reiche,  wo  mit*Rücksicht 
darauf  selbst  militärische  Erfolge  die  grösste  Angst  ein- 
tlössten.  Als  Isaac  Comnenus  an  der  Nordgrenze  Krieg 
führte,  rieth  ihm  sein  Minister  einzuhalten,  da  der  Ueber- 
muth  eines  siegreichen  Heeres  zu  fürchten  sei*). 

Dabei  blieb  das  byzantinische  Reich  bei  der  früheren  nun 
bereits  überlebten  Heeresorganisation  und  Kriegskunst  stehen®). 
Der  Niedergang  der  byzantinischen  Macht  war  auch  hin- 
sichtlich der  Kriegsmarine  unverkennbar.  Die  Seepolizei  war 
gegenüber  dem  Treiben  der  Piraten  seit  dem  Ende  des  elften 
Jahrhunderts  ohnmächtig.  Einmal  musste  der  Abzug  plündernder 
spanischer  Saracenen  erkauft  werden.  Allenthalben  ward  die 
ehemals  rühmliche  Flotte  vermisst , bis  schliesslich  durch  einen 
bei  Ausgang  des  elften  Jahrhunderts  abgeschlossenen  Staats- 


*)  Gneist,  Englische  Verfassungsgeschichte.  S.  428. 

Konrad  Maurer,  Das  älteste  Hofrecht  des  Nordens.  München 
1877.  S.  16. 

®)  Stahl,  Geschichte  des  russischen  Staates.  I 138.  153. 

*)  Neumann,  a.  a.  0.  S.  74. 

Fürst  Galitzin,  a.  a.  0.  I 9. 
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vertrag  die  veiietianisclie  Marine  in  Solddienste  des  byzantinischen 
Reiches  trat  *). 

Die  inneren  Fehden  wurden  vom  Adel  ebenfalls  häufig 
als  Erwerbsquelle  betrachtet,  während  die  Städte  solche  aus 
Nothwelir  unternahmen  2).  Auch  die  Turniere  fanden  eine 
so  weitumfassende  Theilnahme , weil  sie  von  Habsüchtigen 
im  Hinblicke  auf  die  dabei  gewonnene  Beute  als  Gewerbe 
angesehen  wurden  ® ). 

^\as  das  durch  die  uuaufhörlicheii  mittelalterlichen 
Kriege  und  Fehden  herbeigeführte  Elend  und  insbesondere 
die  Eigenthumszerstörung  und  den  Eigenthums- 
verlust anbelangt , so  können  wir  im  Allgemeinen  auf 
unsere  frühere  Darstellung  (II  78.  95—101)  verweisen. 
Vielleicht  noch  verderblicher  als  die  auswärtigen  waren 
auch  in  dieser  Beziehung  die  fortwährenden  inneren  Kriege. 
Wir  erinnern  vornehmlich  an  die  fast  ununterbrochenen 
Aufstände  der  Grossen  in  Deutschland  gegen  die  Könige. 

Als  typisch  für  das  frühere  Mittelalter  dürfen  wir  die 
lapidaren  Worte  bezeichnen,  die  der  grosse  französische 
Geschichtsschreiber  der  Eroberung  Englands  auf  die  da- 
maligen Krieger  anwendet : „Tont  ce  qu’ils  voulaient,  ils  se 
le  croyaient  permis;  ils  versaient  le  sang  au  hasard  ...  et 
preiiaient  tout,  l’argeut,  les  biens,  la  terre"*).“  Im  späteren 
Mittelalter  wurde  nicht  glimpflicher  verfahren.  Indem  die 
Stände  Frankreichs  von  1356  über  die  Ausschreitungen  der 
Kriegsleute  klagten,  erklärten  sie,  dass  der  blosse 
Durchzug  der  Truppen  die  Verarmung  der  be- 
treffenden Gegenden  zur  Folge  habe.  Die  Ver- 
ordnung von  1437  musste  den  Truppen  ausdrücklich  ver- 
bieten, zu  plündern,  Lösegelder  zu  e)-pressen,  den  Arbeitern 
auf  Grund  von  Requisitionen  ihre  Ochsen  und  Pferde 
wegzunehmen,  Getreide  und  Lebensmittel  zu  zer- 

')  Neumann,  Die  byzantinische  Marine.  Histor.  Zeitschrift.  81.  Bd 
1.  Heft  1898.  S.  2 ff. 

*)  Frey  tag,  a.  a.  0.  XVIII  800. 

»)  a.  a.  0.  S.  80.  31. 

*)  Thierry,  a.  a.  0.  I 272. 
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stören,  zu  verschlechtern,  in  Brunnen  zu  werfen, 
Getreide,  Wein  Stöcke  und  Obstbäume  abzu- 
schneiden,  Häuser,  Geräthe  und  Garben  in  Brand 
zu  stecken  etc.  ^).  Noch  Machiavelli  meint,  dass  man 
nur  dann  von  Krieg  sprechen  könne,  wenn  nicht  nur 
Menschen  getödtet,  sondern  auch  die  Städte  geplündert  und 
die  Länder  verwüstet  würden  ^).  Das  Verfahren  wilder 
•>  Krieger  wird  in  milderem  Lichte  erscheinen,  wenn  man  den 

drastischen  Ausdruck  erfährt , den  inmitten  eines  hoch- 
cultivirten  friedlichen  Gemeinwesens  der  leidenschaftliche 
Charakter  der  Zeit  fand.  In  Siena  bestand  ein  städtisches 
Schuldbuch  der  Rache,  worin  alle  von  der  Bürgerschaft 
erlittenen  Beleidigungen  und  Einbussen  zur  Erinnerung 
verzeichnet  wurden®). 

Mitten  in  den  Orgien,  die  der  Eroberung  Englands  von 
Seiten  der  Sieger  folgten,  erschien  bereits  eine  Lichtgestalt, 
der  das  reine  Pflichtgefühl  des  Kriegers , sowie  die  Er- 
kenntniss  des  Unrechtes  der  Beraubung  Besiegter  auf- 
dämmerte. Ein  einziger  unter  den  Rittern  im  Gefolge 
Wilhelms  verlangte  weder  Grund  und  Boden,  noch  Gold, 
noch  eine  begüterte  Frau;  er’ hiess  Gilbert,  Richards  Sohn; 
er  sagte,  dass  er  seinen  Herrn  nach  England  begleitet  habe, 
weil  das  seine  Pflicht  sei;  das  „gestohlene  Gut“  aber  ver- 
schmähe er^). 

Von  den  auch  wirthschaftlich  günstigen  Ein- 
flüssen der  mittelalterlichen  Kriege  heben  wir 
die  der  Kreuzzüge  hervor.  Viele  Pilger  colonisirten  unter 
Beseitigung  der  zahlreichen  Hindernisse  einen  beträchtlichen 
^ Theil  Syriens.  Die  Kreuzfahrer  gewahrten  und  nutzten  die 

im  byzantinischen  Reiche  wie  im  Oriente  aufbewahrten  Reste 
der  antiken  Cultur:  die  Kreuzzüge  — ein  gewaltiger  Ver- 
such der  gesammten  Christenheit,  die  früher  christlichen 
an  den  Islam  verloren  gegangenen  Gebiete  wiederzu- 

’)  Doniol,  a.  a.  0.  S.  269. 

2)  Istorie  fiorentine.  L.  V. 

®)  Davidsohn,  a.  a.  0.  I 541. 

*)  Thierry,  a.  a.  0.  I 270. 
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pwinnen  *)  waren  also  gewissennassen  Vorläufer  der 
Renaissance.  Ferner  erkannten  die  Kreuzfahrer  daselbst  und 
verpflanzten  sie  nach  der  Heimat  eine  rationelle  Betreibunf^ 
der  Landwirthschaft  und  die  Technik  vieler,  namentlich 
künstlerischer  Gewerbszweige,  auf  welchen  Gebieten  die  Be- 
wohner der  alten  Culturländer  eine  unbestrittene  Ueherle»en- 
heit  hesassen.  Auch  im  Bereiche  der  Politik,  des  Heerwes'eus 
der  Schifffahrt,  der  Schiffshaukunst  und  des  nun  mit  den 
JVlohammedanern  fortgesetzten  Handels  wurden  die  Kreuzfahrer 
plehrige  Schüler  der  Orientalen.  Gleich  den  alten  Römern 
leimten  sie  nun  in  Asien  die  Behaglichkeit  eines  verfeinerten 
Baseins  mit  ihrer  wichtigen  Förderung  von  Kunst  und 
Industrie  kennen  und  anwenden.  Die  Erfahrungen,  die  sie 
im  Osten  machten,  trugen  nicht  wenig  zum  Aufblühen  des 
Städtewesens  hei,  das  dadurch  begünstigt  worden  war,  dass 
viele  Gemeinden  das  Geldhedürfniss  herrschaftlicher  Kreuz- 
fahrer zur  Erlangung  der  Freiheit  benutzt  hatten.  Infolge 
der  Theilnahme  des  Volkes  an  den  Zügen  nach  dem  Osten 
wurde  die  Lage  eines  grossen  Theiles  der  Zurückbleibenden 
unter  den  niederen  Volksclassen  wesentlich  gebessert.  Vor 
Allen  waren  es  die  Italiener.*  insbesondere  die  A'enetianer. 
die  aus  diesen  Wanderungen  den  reichsten  materiellen 
wie  Idealen  Nutzen  schöpften  und  zwar  nicht  nur  durch  ihre 
Seefahrten,  sondern  auch  durch  ihre  kluge  Beherrschung^ 
der  Lage  in  der  Heimat  und  in  den  benachbarten  Ländeni" 
Nicht  zu  den  geringsten  der  Erfolge  der  Kreuzzüge  gehörte 
die  Weckung  des  Entdeckungstriehes  der  Europäer.  Wenn 
die  Italiener  als  das  „moderne  Entdeckervolk“  bezeichnet 
werden  dürfen  und  Colon  nur  als  der  grösste  einer  langen 
Reihe  seiner  Landsleute  hervorzuhehen  ist^),  so  gebührt 
sicherlich  den  Kreiizzügen  kein  geringer  Antheil  daran 

Von  wie  wohlthätigem  Einflüsse  die  durch  die  Kriege 
herbeigeführte  Begegnung  der  Bildung  Italiens  mit  Frank- 
leich  für  dieses  geworden  ist,  hat  Ranke  treffend  hervor- 

2!  Geschichte  der  Kreuzzüge.  Berlin  1880.  S.  3 

Burckhardt.  a.  a.  0.  II  4. 
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T gehoben^).  Für  das  Zeitalter,  das  uns  beschäftigt,  haben 

wir  besonders  an  den  Feldzug  Karls  VIII.  zu  erinnern, 
während  dessen  der  König  eine  lebhafte  Empfänglichkeit  für 
die  Kunst  der  Appeninenhalbinsel  zeigte.  Um  sie  nach 
Frankreich  zu  verpflanzen,  wählte  er  dort  eine  grosse  Anzahl 
von  Arbeitern  für  seine  Dienste  aus:  Architekten,  Maler, 
Bildhauer,  Sticker,  Goldschmiede,  Gärtner  etc.  ^). 

Auch  bei  Betrachtung  des  infolge  der  Kriege  ent- 
standenen grossen  Besitzwechsels  haben  wir  zunächst 
der  Kreuzzüge  zu  gedenken.  Da  ein  Zug  nach  dem  Morgen- 
lande bedeutende  Kosten  für  Reisebedürfnisse,  Bewaffnung  etc. 
verursachte,  so  wurden  grosse  wirthschaftliche  Umwälzungen 
dadurch  veranlasst , dass  eine  beträchtliche  Anzahl  von 
Personen  unbewegliche  Güter  verkauften  und  dagegen 
Wagen,  Waffen  und  Lebensmittelvorräthe  kauften.  Der  Preis 
von  Grund  und  Boden  — der,  abgesehen  von  dem  starken 
Angebote,  durch  den  nun  entstandenen  Mangel  an  Arbeits- 
kräften entwerthet  wurde  — fiel  ebenso  beträchtlich,  wie 
der  der  Ausrüstungsgegenstände  stieg.  Die  Kirche , die 
grösste  Geldmacht  der  Zeit,  zog  daraus  den  bedeutendsten 
Nutzen,  indem  sie  ansehnliche  Güter  zu  Schleuderpreisen 
erwarb.  Wer  seine  Güter  nicht  verkaufen  konnte  oder 
wollte,  der  verpfändete,  sie.  Robert  von  der  Normandie 
z.  B.  verpfändete  sein  Herzogthum  seinem  Bruder  Wilhelm  II. 
König  von  England,  dem  er  10000  Mark  entlehnte^).  Ferner 
ist  eine  damals  übliche  Art  von  Wettverträgen  bekannt, 
wonach  Pilger  Reisegelder  unter  der  Bedingung  erhielten, 
dass,  wofern  sie  nicht  zurückkehrten,  ihr  Vermögen  ganz 
oder  zum  Theile  dem  Leihenden  zufallen  sollte.  Die  Grund- 
herren, die  sich  nun  der  ritterlichen  Richtung  mit  ihrem 
reichen  Aufwande  an  Turnieren  und  anderen  Festen. 
Reisen  etc.  zuwandten  und  dagegen  der  Landwirthschaft 
entfremdet  wurden,  wandelten  die  Meier,  die  ihre  Güter  als 

Ranke,  a.  a.  0.  I 69. 

®)  Münz,  La  Renaissance  en  Italie  et  en  France  a l’epoque  de 
Charles  VIII.  Paris  1885.  S.  516. 
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Beamte  bewirthschaftet  hatten,  in  Pächter  oder  zinsptiichtige 
Grundholden.  Die  Lage  der  Bauern  wurde  zugleich  durch 
das  Contingent  an  Kreuzfahrern,  das  sie  stellten,  wie  durch 
das  Aufblühen  der  Städte  verbessert.  Ihre  Leihebesitzungen 
wurden  in  vielen  Gegenden  in  Erbzinsgüter  und  ihre  Natural- 
lasten in  Geldzinse  umgewandelt  ^).  Ausserdem  haben  wir 
an  den  Besitzwechsel  zu  erinnern,  der  während  der  Kreuzzüge 
(wie  später  durch  die  Eroberung  Constantinopels  von  Seiten 
der  Türken)  infolge  der  Veränderung  der  Handelsstrassen 

eingetreten  ist. 

Grosse  Umwälzungen  in  den  Grundbesitzverhältnissen 
in  Böhmen,  die  schon  vor  den  Hussitenkriegen  erfolgt 
waren,  wurden  durch  diese  gesteigert.  Der  grösste  Theil 
der  königlichen  Kammergüter  und  der  Besitzungen  der 
Geistlichkeit  ward  von  Kaiser  Sigmund  verpfändet;  auch 
in  Bezug  auf  Privateigenthum  entstand  die  grösste  Ver- 
wirrung, da  die  Gerichte  lange  Unterbrechungen  erlitten 
und  die  Landtafeln  geschlossen  wurden.  Um  der  fast  all- 
gemeinen Rechtsunsicherheit  ein  Ende  zu  machen,  winde 
auf  dem  nach  König  Ladislaus’  Krönung  zusammengetretenen 
Landtage  eine  Revision  des  Grundbesitzes  im  ganzen  Lande 
beschlossen.  Es  kam  dabei  der  Grundsatz  zur  Geltung, 
dass  nur  der  Grundbesitz  als  rechtmässig  anerkannt  werden 
könne,  der  sich  auf  landtäfliche  Eintragungen  oder  auf 
neuere  urkundliche  Verschreibungen  gründe.  Doch  stellte 
sich  später  die  Nothwendigkeit  noch  einer  anderen  Grund- 
lage heraus,  indem  1456  das  alte  Gesetz  erneuert  wurde, 
dass,  wer  durch  drei  Jahre  und  achtzehn  Wochen  in  luhigem, 
unangefochtenem  Besitze  eines  Gutes  sich  befand,  es  weiteihin 
besitzen  sollte  ®). 

Eine  eigenthümliche  Art  des  Besitz  Wechsels  wurde  in 
den  Kriegen  des  feudalen  Frankreich  durch  die  Kriegs- 
gefangenen wegen  des  Lösegeldes,  das  sie  lebende  An- 
iveisungen  au  porteur  — darstellten,  herbeigefühlt.  Es 

’)  Meitzen,  Wanderungen.  1/H  637.  673.  674. 

2)  Palacky,  Gesdiidite  von  Böhmen.  IV/1  341.  342. 


entwickelte  sich  in  den  feudalen  Burgen  ein  förmlicher 
Handel  mit  ihnen.  Ein  gewandter  Mann  bemühte  sich  un- 
mittelbar nach  der  Schlacht,  die  Namen  und  die  Vermögens- 
Verhältnisse  der  Gefangenen,  die  von  seiner  Partei  erlieutet 
wurden,  zu  erfahren.  Diese  Kenntniss  ausuutzend  kaufte  er 
die  kostbarsten  von  ihnen  von  seinen  Freunden,  die  ihren 
Werth  nicht  kannten  und  veräusserte  sie  mit  lieträchtlichem 
^ Gewänne.  So  wurden  die  Kriegsgefangenen  eine  Waare,  mit 

der  mau  speculirte,  und  die,  namentlich  wenn  es  Männer 
von  Ansehen  waren , zu  verschiedenen  kaufmännischen 
Wechseloperationen  benutzt  wurde.  Im  vierzehnten  Jahr- 
hunderte brachten  drei  Gascogner,  Ritter  de  la  Roche,  de 
Beaufort  und  de  Lignac  über  eine  Million  Franken  ein,  ehe 
sie  freigegeben  wurden  ^).  Aussergewöhnlich  grosse  Summen 
erforderten  die  Lösegelder  gefangener  Könige.  Das  Ludwigs 
des  Heiligen  betrug  öbz  Millionen  Franken  (nach  heutigem 
Geldwerthe  etw^a  22  Millionen  Franken),  das  des  Königs 
Johann  41  Millionen  (bezw\  123  Millionen),  das  des  Königs 
Franz  I.  17  Millionen  (bezw.  68  Millionen)  Franken^). 

Ein  wichtiges  Princip  in  Bezug  auf  die  durch  den  Krieg 
herbeigeführten  Besitzwechsel  machte  sich  im  Laufe  der  Zeit 
durch  die  Unterscheidung  zwischen  privatem  und  öffent- 
lichem Grundeigenthum  geltend.  Während  die  Normannen 
1066  bei  der  Eroberung  Englands  sich  nicht  nur  der 
Regierung,  sondern  auch  des  privaten  beweglichen  wie  un- 
beweglichen Eigenthums  bemächtigt  hatten,  tasteten  sie  drei 
Jahrhunderte  später,  als  sie  im  hundertjährigen  Kriege 
sich  politisch  der  Hälfte  Frankreichs  bemächtigten  — 
w^enigstens  auf  „rechtmässige  Weise“  — Niemands  Privat- 
eigenthum an®). 

3. 

’ In  dem  Zeitalter,  das  uns  beschäftigt,  w'ar  die  Gliede- 

rung des  Volkes  die  folgende: 

0 Le  Vicomte  d’Aveiiel,  La  fortuiie  privee  ä travers  sept  siede s. 
Paris  1895.  S.  88.  89. 

2)  d’Avenel,  Histoire  econoiniqne.  Paris  1894.  I 93. 

I ®)  d’Avenel,  La  fortune  privee.  S.  187. 

l|  Felix,  Eigen thum.  IV.  2.  I.  nn 
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1.  Der  alte  Adel,  Fürsten,  Grafen  und  Freiherren; 

2.  der  niedere  Adel,  der  im  Mittelalter  aus  der  Ritter- 

bürtigkeit  hervorging ; 

3.  die  nichtadeligen  Freien,  die  weder  einer  Grundherr- 
schaft noch  einer  Vogtei  ausser  der  landesherrlichen 
oder  Reichsvogtei  unterworfen  waren; 

4.  die  einem  Grundherrn  oder  Vogt  unterworfenen  Freien 
(Hintersassen  und  Vogtleute); 

5.  die  Unfreien  in  verschiedenen  Abstufungen. 

Zu  den  Unfreien  gehörten  die  Dienstmannen  (Ministe- 
rialen), deren  Stand  sieh  neben  dem  der  freien  Ritter  aus- 
gebildet  hatte.  Während  in  der  fränkischen  Zeit  im  All- 
gemeinen die  höheren  Classen  der  Unfreien  als  minister  oder 
ministerialis  bezeichnet  worden  waren,  verstand  man  seit 
der  jSIitte  des  elften  Jahrhunderts  darunter  nur  Dienstleute 
des  Königs  und  der  Grossen  und  zwar  nur  solche , die  in 
der  Regel  gegen  Beneficien  ausschliesslich  im  Hofdienste 
verwendet  wurden,  und,  sei  es  als  Krieger,  sei  es  als  Beamte, 
die  Person  des  Herrn  umgaben.  In  der  Verbindung  des 
Waffendienstes  mit  dem  Haus-  oder  Herrndienste  lag  das 
Charakteristische  der  Ministerialität.  Seit  dem  elften  Jahr- 
hundert bildeten  die  Ministerialen  einen  besondern  Geburts- 
stand, der  bald  als  Ritterstand  unmittelbar  auf  den  Stand 
der  freien  Herren  folgte.  Die  unter  der  Einwirkung  des  Lehn- 
wesens erhöhte  Stellung  sowie  die  ausgedehnten  materiellen 
Vortheile  und  Privilegien,  die  den  Ministerialen  zu  Theil 
wurden,  regten  immer  mehr  Freie  an,  sieh  einem  Herrn  zu 
Ministerialenrecht  zu  ergeben:  namentlich  mehreie  dei 

mächtigsten  Adelsgeschlechter  Oesterreichs  und  Steiermarks 
(darunter  die  Liechtenstein,  Starhemberg,  Trautmanns- 
dorff etc.)  gehörten  dem  Stande  der  Dienstmannen  an.  Den 
Ministerialen  wurde  das  Recht  des  Erwerbs  von  Eigenthum 
und  der  Verfügung  darüber  zugestanden;  diese  war  jedoch, 
was  Liegenschaften  anbelangt,  auf  den  Kreis  der  Genossen 
beschränkt  und  konnte  ausserhalb  desselben  nur  mit  Zu- 
stimmung des  Herrn  erfolgen.  Die  Ministerialen  hatten  ein 
unbeschränktes  Erbrecht  innerhalb  der  Genossenschaft;  ge- 
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brach  es  in  diesem  Kreise  an  Erl>en,  so  stand  dem  Herrn 
das  Heimfallsrecht  zu. 

Den  höchsten  Rang  unter  den  Ministerialen  hatten  die 
Reichsdienstmannen , zu  denen  auch  die  Ministerialen  der 
geistlichen  Fürsten  gehörten. 

Die  Unfreiheit  der  Ministerialen  dauerte  lange  fort. 
Der  letzte  Herzog  von  Steiermark,  Ottokar,  hinterliess  seine 
Ministerialen  1186  testamentarisch  dem  Herzoge  von  Oester- 
reich. In  Oesterreich  wurden  Ministerialen  bis  zum  Aus- 
gange der  Babenberger  verkauft  oder  verschenkt.  Die  Ehe 
eines  Freien  mit  einem  Ministerialen  galt  auch  noch  später 
als  Missheirath  und  die  Kinder,  die  einer  solchen  entsprossen, 
verloren  ihr  Erbrecht  an  der  Hinterlassenschaft  der  freien 
Mutter. 

Als  Ritterbürtige  wurden  die  Ministerialen  seit  dem 
zwölften  Jahrhundert  immer  mehr  zum  Adel  gerechnet,  was 
zunächst  nur  ihre  sociale  Stellung  beeinffusste ; seit  der 
zweiten  Hälfte  des  zwölften  Jahrhunderts  werden  sie  zuweilen 
als  freie  Leute  l)ezeichnet.  Im  Laufe  des  vierzehnten  Jahr- 
hunderts verschwindet  die  Erinnerung  an  ihre  Unfreiheit. 

1 In  Oesterreich  gelang  es  den  Dienstmannen  schon  in  der 

zweiten  Hälfte  des  dreizehnten  Jahrhunderts,  alle  Spuren 
der  Unfreiheit  abzustreifen  und  mit  den  Grafen  und 
anderen  Freien  in  eine  Linie  gestellt  zu  werden;  sie  wurden 
immer  häutiger  als  nobiles  bezeichnet;  im  vierzehnten  Jahr- 
hundert bildeten  sie  daselbst  mit  den  „Edeln“  den  Stand  der 
„Herren“  0- 

Nicht  der  Gegensatz  von  Grundbesitz  und  Grundbesitz- 
losigkeit also  ist  bei  der  ständischen  Al)Stufung  der  Freien 
im  mittelalterlichen  Landrechte  entscheidend,  sondern  der 
von  Unabhängigkeit  und  Zinsptlichtigkeit,  wobei  die  Vogtei 
die  Grenze  bildet.  Wer  in  noch  so  unbedeutendem  Masse 
durch  eine  Vogtei  gebunden  ist,  steht  eine  rechtliche  Stufe 
tiefer  als  der  Vollfreie  ^). 

1)  IScliiöder,  a.  a.  0.  S.  425  ff.  Huber,  Oesterreicliische  Rechts- 
j geschichte.  Wien  1895.  S.  44.  45. 

*)  Ileusler,  Institutionen.  I 163.  164. 
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Später  aber  allerdings  war  es  das  Eigenthum,  das  vor- 
nehmlich Standesunterschiede  hervorrief.  Hierauf  beruhte 
der  Standesvorzug  der  städtischen  Geschlechter  mehr  als 
auf  der  freien  Herkunft.  Während  es  unter  ihnen  solche 
geben  konnte,  deren  Vorfahren  der  Freiheit  entbehrten, 
wurde  es  Personen  unfreier  Abstammung  nicht  verwehrt,  in 
tlen  Stand  der  Schöffenbaren  einzutreten,  wenn  sie  in  der 
dritten  Generation  frei  waren  und  Eigenthum  erwarben. 
Alle  Städte  bieteu  Beispiele  vom  Eintritte  reich  gewordener 
Kaufleute  und  Handwerker  in  den  Geschlechterstand,  die 
aber  immer  erst  Grundeigenthum  zu  erwerben  hatten,  von 
dem  die  Ausübung  politischer  Rechte  abhing  M. 

In  Betreff  der  Vogteileute  haben  wir  Folgendes  zu  be- 
merken. Die  freien  Grundbesitzer  bewirthschafteten  ihr 
Land  ursprünglich,  als  es  von  nur  mässigem  Umfange  war, 
selbst  unter  ^Mitwirkung  Unfreier.  Als  jedoch  infolge  der 
Eroberungen  die  Ländereien  einzelner  weltlicher  Grossen 
wie  der  Kirche  eine  grosse  Ausdehnung  erlangten,  ver- 
vermochten  die  Grundbesitzer  nicht  mehr  mit  eigener  Be- 
wirthschaftung  und  selbst  nicht  mehr  mit  Hilfe  der 
Leistungen  Unfreier , denen  sie  das  Land  verliehen , auszu- 
reichen. Es  wurde  nun  das  Auskunftsmittel  angewandt, 
besitzlose  und  schutzbedürftige  Freie  gegen  Leistung  von 
Frohnden  oder  Grundzinsen  anzusiedeln.  Auf  diese  Weise 
entstand  die  Classe  der  freien  Hintersassen,  die  zusammen 
mit  den  Unfreien  den  Hofverband  der  Grundherren  bildeten. 
Jeder  der  verschiedenen  Abtheilungen  der  grossen  Grund- 
herrschaften, für  welche  die  Villenverfassung  Karls  des 
Grossen  vorbildlich  wurde,  stand  ein  Wirthschaftsbeamter 

(Meier,  villicus,  judex)  vor®).  - 

Im  germanischen  Rechte  gewahren  wir  den  frühzeitig 

durchgeführten  Uebergang  von  der  Anschauung,  wonach 
Unfreie  als  Sachen  betrachtet  wurden,  zu  der,  die  ihnen 


>)  Arnold,  Zur  Geschichte  des  Eigenthunis  in  den  deutschen 

Städten.  Basel  1861.  S.  30. 

G.  Meyer,  Verwaltungsrecht.  I 288.  289. 


309 


Persönlichkeit  mindern  Grades  zuerkennt.  Diesen  Fortschritt 
bewirkte  das  Hofrecht,  wodurch  auch  den  Unfreien,  die  das 
Landrecht  als  „eigene“  Leute  dem  Eigenthum  ihrer  Herren 
unterworfen  hatte,  Rechtsfähigkeit  verliehen  wurde  U- 

4. 

Wie  wir  bereits  erörterten,  gewöhnten  sich  die  Germanen 
spät  an  das  Leben  in  Städten.  Ungeachtet  des  kräftigen 
Antriebes,  den  das  gesammte  Bauwesen  in  Deutschland  durch 
Karl  den  Grossen  erhalten  hatte,  hatte  es  daselbst  noch  zu 
Anfang  des  zehnten  Jahrhunderts  nur  au  den  Ufern  des 
Rheins  und  der  Donau  und  jenseits  dieser  Flüsse  in  den 
einstigen  Wohnsitzen  der  Römer  volkreiche  befestigte  Städte 
gegeben,  die  aber  zum  grössten  Theile  durch  die  Normannen 
und  Ungarn  verwüstet  und  erst  in  der  Ottoneuzeit  wieder 
belebt  wurden.  Die  Sachsen,  die  noch  in  einzelstehendeu 
Höfen  oder  offenen  Dörfern  wohnten,  kannten  im  Allgemeinen 
grössere  befestigte  Ortschaften  noch  nicht;  nur  hier  und  da 
erblickte  mau  Adelsburgeu , Königspfalzeu  und  Bischofssitze 
(die  allmählich  alle  zu  Städten  erhoben  wurden,  weil  nach 
canouischen  Vorschriften  Bisthümer  nur  in  Städten  er- 
richtet werden  sollten).  Deshalb  erschien  es  Heinrich  I. 
dringend  geboten,  die  vorhandenen  Burgen  — Burg,  der 
älteste  Name  der  Deutschen  für  die  Stadt  — zu  erweitern, 
ihre  Befestigung  zu  verstärken,  neue  Festen  anzulegeu,  ins- 
besondere die  Klöster  mit  Mauern  und  Wällen  zu  umgeben 
und  auch  viele  seiner  Grossen  zur  Errichtung  fester  Plätze 
zu  bestimmen.  In  den  Markgegenden  siedelte  er  eine  grosse 
Anzahl  seiner  Dienstleute  au,  die  gegen  kleinere  oder  grössere 
Lehen  Kriegsdienste  zu  leisten  hatten.  Auch  sonst  liess  es 
sich  Heinrich  angelegen  sein,  die  neu  erbauten  mit  Wällen 
und  Mauern  umringten  Städte  zu  bevölkern.  IMerseburg 
wurde  zu  diesem  Behufe  ein  Asyl  für  Verbrecher,  denen 
sogar  Raubzüge  gegen  die  Wenden  gestattet  wurden.  Ferner 
gebot  der  König,  alle  Gerichtstage,  Volksversammlungen  und 


*)  Gierke,  Deutsches  Privatrecht.  I 355.  356. 
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Gelage  fortan  nur  innerhalb  der  Stadtmauern  zu  halten; 
auch  musste  man  den  dritten  Theil  aller  Feldfrüchte  in  die 
Burg  bringen,  wo  sie  aufgespeichert  wurden.  So  gewöhnte 
Heinrich  die  Sachsen  an  das  Städteleben.  Sein  Verfahren 
scheint  auch  in  anderen  Theilen  des  Reiches  befolgt  worden 
zu  seiu , wo  ebenfalls  verfallene  Mauern  hergestellt  und 
offene  Orte  ummauert  wurden,  und  wo  sich  nun  neben  dem 
Ritter-  und  Bauernstände  ein  Bürgerstand  erhob  ^).  Doch  ' 

kommen  auch  einzelne  unbefestigte  Städte  vor^). 

Im  Anfänge  des  elften  Jahrhunderts  waren  Köln,  Mainz, 
Frankfurt,  Worms,  Regensburg,  Augsburg,  Magdeburg  bereits 
dicht  bevölkerte  Städte.  Neben  dem  Autheil,  den  Handel 
und  Gewerbe  sowie  die  allgemeinen  Rechtsverhältnisse  an 
dem  Aufschwünge  der  Städte  hatten,  die  sich  l)ald  durch 
Ordnung  und  Sicherheit,  Bildung  und  Reichthum  aus- 
zeichneten, war  es  auch  die  Gunst  der  Kaiser,  der  einzelne 
von  ihnen  viel  verdankten.  So  erwarb  sich  Heinrich  II.  um 
Bamberg,  Konrad  II.  um  Speier,  Heinrich  III.  um  Goslar  hervor- 
ragende Verdienste®).  Die  meisten  Kaufleute  unfreier  Geburt 
w'ussten  bald  die  Freiheit  zu  erwerben  und  durch  Privilegien 
die  Theilnahme  an  der  städtischen  Verwaltung  und  den 
städtischen  Gerichten  zu  erwirken.  Die  grösste  Zahl  der 
bischöflichen  Städte  besonders  am  Rhein  waren  bereits  an-  I 

sehnliche  Handelsplätze  geworden.  ! 

Auch  die  Burgen  der  Fürsten  gaben  zur  Entstehung  I 

von  Städten  Anlass.  Die  Vortheile,  welche  die  Grund- 
herren aus  dem  städtischen  Verkehre  zogen,  bestimmten  sie, 
die  Entstehung  von  Städten  zu  fördern.  Freiburg  im  Breis- 
gau entstand  1120  dadurch,  dass  der  Zähringer  Konrad 
20  angesehene  Kaufleute  zur  Errichtung  eines  Marktes  be- 
rief, ihnen  Bauplätze  gegen  Zins  anwies  und  lockende 
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Privilegien  gewährte  ^).  Unter  den  norddeutschen  Laien- 
fürsten war  es  besonders  Heinrich  der  Löwe,  der  in  jeder 
Weise,  u.  A.  durch  freigebige  Ertheilung  von  Privilegien, 
zur  Entwicklung  des  Städtewesens  beitrug  ®).  Im  Laufe  des 
dreizehnten  Jahrhunderts  wurden  in  Brandenburg  an 
100  Städte  von  den  Markgrafen  und  anderen  Grossen  ge- 
gründet ®). 

Der  Stadtfriede,  ein  höherer  über  den  allgemeinen  Land- 
und  Königsfrieden  hinausgehender  Friede  — Recht  und 
Friede  sind  in  der  älteren  Sprache  synonym  — den  zuerst 
Bischof  Burchard  um  1024  der  Stadt  Worms  verlieh,  ward 
später  allen  Städten  ertheilt  und  ihren  Einwohnern  dadurch 
ein  erhöhter  Rechtsschutz  gesichert*).  Da  die  Stadtgrüu- 
dungen  ein  Regal , die  Stadt  nach  Amtsrecht  eine  dem 
Könige  gehörige  Burg  ist,  so  ist  jedes  in  der  Stadt  be- 
gangene Verbrechen  ein  schwerer  Burgfriedensbruch,  worauf 
grundsätzlich  Todesstrafe  steht®).  Bei  der  Verwandtschaft 
der  Begriffe  von  Friede  und  Freiheit  heisst  eine  Stadt  be- 
frieden, sie  befreien,  libertäre,  weshalb  die  Städte  auch  als 
Freiheiten  bezeichnet  werden®). 

Die  Förderung  der  Sicherheit,  die  Ab- 
stellung von  Gewaltthätigkeiten,  Belästigungen, 
Erpressungen,  Bedrückungen  jeder  Art  wird  in 
den  Bestätigungsurkunden  sowohl  bei  königlichen  als  bei 
fürstlichen  Städten  häufig  als  Gründungszweck  be- 
zeichnet’)•  Demgemäss  wird  das  auf  dem  Laude  erlaubte 

0 a.  a.  0.  III  1025. 

0 Otto  V.  Heinemann,  Geschichte  von  Braunschweig  und  Hannover. 
I 203. 

®)  V.  Inania-Sternegg,  Deutsche  Wirthschaftsgeschichte.  IIIl  2. 

*)  Arnold,  Verfassungsgeschichte  der  deutschen  Freistädte.  1 62. 63. 

®)  Sohm,  die  Entstehung  des  deutschen  Städtewesens.  Leipzig 
1890.  S.  40. 

®)  a.  a.  0.  S.  49.  Varges,  Zur  Entstehung  der  deutschen  Städte- 
verfassung. Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik.  III.  Folge. 
6.  Bd.  Jena  1893.  S.  187. 

0 Vgl.  Hüllmann,  Städte  wesen.  III  25. 
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1 ragen  von  Waffen  innerhalb  der  Stadtmauer  unter- 
sagt ^). 

Ursprünglich  gab  es  freie  Städte,  die  vollkommen  ihre 
eigenen  Herren  gewesen  wären,  nicht;  vielmehr  hatte  jede 
Stadt  ihren  Herrn.  Wo  der  Boden  oder  die  Vogtei  darüber 
dem  Reiche  gehörte,  hiess  die  Stadt  königlich  oder  Reichs- 
stadt. Die  Mehrzahl  der  später  zu  Reichsstädten  um- 
gewandelteu  Bischofsstädte  erhielt  im  vierzehnten  Jahr- 
hundert die  Bezeichnung  „Freistädte“,  später  „des  Reiches 
freie  Städte“  ^). 

Was  den  Ursprung  der  Stadtverfassung  anbelangt,  so 
stehen  zwei  Ansichten  einander  gegenüber.  Die  Einen  — 
darunter  V aitz  — finden  ihn  in  dem  verliehenen  Markt- 
recht , die  Andern  — mit  v.  Maurer  und  v.  Below  an  der 
Spitze  erklären  die  Stadtgemeinde  als  Fortbildung  der 
Landgemeinde.  Von  neueren  Forschern  vertreten  namentlich 
Schröder  und  Sohm  und  in  Beziehung  auf  Flauderu 
Guillaume  des  Marez  energisch  jene  Anschauung,  wonach  die 
Städte  in  erster  Linie  als  Handelsplätze  zu  wirthschaftlichem 
Gedeihen  wie  zu  politischer  Bedeutung  gelangt  seien,  so  dass 
der  Ausgangspunkt  für  die  Entwicklung  des  Stadtrechts  das 
Marktrecht  gewesen  sein  müsse  ^).  Aus  dem  Marktrechte 
sei  die  Befreiung  des  Weichbildes  vom  Landgerichte  und 
Landrechte  wie  die  Ausbildung  eines  besondern  Stadtgerichts 
gefolgt^).  Es  ist  hierbei  daran  zu  erinnern,  dass  auch 
vom  Markte  die  Befriedung  unzertrennlich  ist,  und  dass 
der  Begriff  der  Freiheit  in  der  Stadt  ursprünglich  als 
Gewährleistung  friedlichen  Marktbesuches  aufgefasst  wird®). 
V.  Below  gibt  zu,  dass  der  Markt  einen  wesentlichen 

*)  Rietschel,  Markt  und  Stadt  in  ihrem  rechtlichen  Verhältniss. 
Leii)zig  1897.  S.  219. 

Schröder,  a.  a.  0.  S.  606.  620. 

Schröder,  a.  a.  0.  S.  604.  Sohm,  a.  a.  0.  S.  10.  Des  Marez, 
Etüde  sur  la  propriete  fonciere  dans  les  villes  du  moyen  äge.  Gand 
et  Paris  1898.  S.  6 ff. 

Sohm,  a.  a.  0.  S.  91. 

®)  Lamprecht,  a.  a.  0.  II  265.  266. 
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Bestandtheil  der  mittelalterlichen  Stadtverfassung  aus- 
gemacht, ja,  dass  er  in  der  mittelalterlichen  Stadt  die 
grösste  Rolle  gespielt  habe,  da  das  mittelalterliche  Princip 
der  Oeffentlichkeit  des  \ erkehrs  dessen  Concentrirung 
auf  dem  Marktplatze  zum  Theile  gefordert  habe,  meint 
aber,  dass  die  Stadt  Verfassung  mit  dem  Marktrechte 
allein  noch  nicht  gegeben  sei.  Unendlich  viele  Orte,  in 
denen  Märkte  vorhanden,  seien  nicht  Städte  im  rechtlichen 
Sinne;  in  verschiedenen  Perioden  seien  zahlreiche  Beispiele 
blosser  Landgemeinden  mit  Märkten  nachweisbar;  die  hervor- 
ragende Bedeutung  dieser  sei  erst  eine  Folge  der  städtischen 
Entwicklung  ‘).  v.  Below  erinnert  ferner  an  die  capital- 
feindliche  Richtung  der  Zun  ft  Verfassungen  und  an  die 
Einschränkung  des  Handels  gegenüber  den  unmittelbar 
productiven  Berufsarten,  die  das  wirthsch ältliche  Princip  des 
Mittelalters  gebot.  Auch  seien  die  städtischen  Handwerker 
nicht  aus  denen  der  städtischen  Erohnhöfe  hervorgegangen, 
sondern  dauernd  von  gleichzeitiger  Existenz^). 

Welches  aber  auch  immer  der  Antheil  des  Marktrechtes 
au  dem  Ursprünge  der  Stadtverfassung  gewesen  sein  mag, 
so  viel  steht  fest , dass  die  Blüte  der  Städte  in  erster  Linie 
dem  Handelsbetriebe  zu  verdanken  war.  Wir  erinnern  daran, 
dass  die  politischen  Beziehungen  Deutschlands  zu  Italien, 
die  Kreuzzüge  und  die  dadurch  hervorgerufeueu  Berührungen 
mit  dem  Oriente  bereits  im  elften  Jahrhundert  dem  Handel 
einen  bedeutenden  Aufschwung  verliehen,  wozu  die  Erwerbung 
des  Geleitsrechts,  die  Landfriedensschlüsse  und  die  Zerstörung 
bedrohlicher  Burgen  von  Seiten  der  Städte  mächtig  beitrugen »). 
M ie  sehr  durch  die  Bischofssitze  der  Verkehr  gefördert  ward, 
bezeugt  u.  A.  die  doppelte  Bedeutung  des  Wortes  Messe. 
Es  wurde  auch  von  den  Marktprivilegien  des  zehnten  bis 
zwölften  Jahrhunderts  der  überwiegend  grösste  Theil  — 

) ^.  Below,  Der  Ursprung  der  deutschen  Städteverfassung.  Düssel- 
dorf 1892.  S.  15.  16. 

a.  a.  0.  S.  48.  116. 

®)  Vgl.  Michael,  Geschichte  des  deutschen  Volkes.  Freiburg  1897. 

I 175. 
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nach  Kathgen.^)  etwa  neun  Zehntel  — Geistlichen  verliehen. 
Nächst  dem  Anschlüsse  an  bischöfliche  Kirchen  und  Klöster 
war  es  vornehmlich  der  au  königliche  und  fürstliche  Pfalzen, 
wodurch  die  mittelalterlichen  Handelsstädte  des  rechts- 
rheinischen Deutschlands  entstanden  sind^).  Der  Magde- 
burger Rechtsbrief  für  Heinrich  I.  von  Schlesien  (1201  bis 
1238)  fasst  das  Recht  zum  Handelsbetriebe  als  das  specifische 
Bürgerrecht  auf,  und  es  gelangte  allmählich  die  Ansicht  zur 
Geltung,  dass  der  regelmässige  Handelsverkehr  nur  innerhalb 
der  Mauern  einer  Stadt  erfolgen  dürfe  ^).  Fremde  dürfen 
in  der  Stadt  nur  kaufen,  weshalb  fremde  Kaufleute  zuweilen 
ein  Grundstück  daselbst  erwerben,  um  äu  dem  mercatus 
theilnehmeu  zu  dürfen;  später  errichten  einzelne  Städte  zu 
diesem  Behufe  allgemeine  Kaufhäuser  für  die  fremden  Kauf- 
leute, eine  Sitte,  welche  die  Deutschen  auch  nach  dem  Aus- 
lande übertrugen  (Fondaco  de’  Tedeschi  zu  Venedig,  Stahlhof 
zu  London^).  Vornehmlich  die  Rücksicht  auf  fremde  Kauf- 
leute war  es  auch,  welche  die  Einrichtung  eines  die  Sicher- 
heit der  Person  und  des  Eigenthums  erhöhenden  Markt- 
friedens hervorrief®). 

Der  Unterschied  zwischen  Stadt  und  Markt  ist  nach 
RietscheU)  der,  dass  jene  befestigt  ist,  dieser  aber  nicht. 
Die  Stadt  ist  ein  Markt,  der  zugleich  Burg  ist.  Alle  Städte 
sind  ]\Iärkte,  nicht  aber  umgekehrt. 

Der  Erfolg  eines  Marktes  hing  in  hohem  Grade  von 
dessen  Verbindung  mit  einer  öffentlichen  Münze  ab,  weshalb 
Markt  und  Münze  meistens  zugleich  verliehen  wurden  H- 

Der  Grundbesitz  war  die  Voraussetzung  für  den  Erwerb 


*)  Die  Entstehung  der  Märkte  in  Deutschland.  Darmstadt  1881, 
8.  57. 

Rietschel,  a.  a.  0.  S.  40. 

Varges,  a.  a.  0.  S.  196. 
a.  a.  0.  S.  201. 

Keutgen,  Untersuchung  über  den  Ursprung  der  deutschen 
Stadtverfassung.  Leipzig  1895.  S.  70. 
ö)  a.  a.  0.  S.  150. 

■^)  Rathgen,  a.  a.  0.  S.  18. 
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des  Bürgerrechts.  Die  Stadt  war,  gleich  der  Bauerschaft, 
in  der  Regel  Markgenossenschaft  und  hatte  also  regelmässig 
eine  Almende,  deren  die  städtischen  Privilegien  stets  ge- 
denken. Köln  bietet  in  historischer  Zeit  eine  der  wenigen 
Ausnahmen  einer  Stadt,  die  nicht  Markgenossenschaft  ist. 
Welche  hervorragende  Rolle  die  Almende  noch  später  spielte, 
bezeugen  die  Zunftunruhen,  die  Zwistigkeiten  zwischen 
Patriciern  und  Handwerkern  um  ihretwillen.  Zur  Zeit  der 
Entstehung  der  deutschen  Stadtverfassung  waren  die  meisten 
Markgenossenschaften  bereits  von  Grundherren  abhängig, 
welche  die  Rechte  eines  Obereigenthümers  an  der  Ahnende 
geltend  machten.  Die  Bestreitung  der  Rechtmässigkeit  dieser 
Ansprüche  und  das  Bestreben  der  Bürger,  die  ausschliessliche 
Nutzung  der  Ahnende  zurückzuerlangen,  bildete  einen  hervor- 
ragenden Bestimmungsgrund  der  städtischen  Bewegung*). 
Grosser  Grundbesitz  verlieh  den  Bürgern  eine  bevorrechtete 
Stellung,  ja  die  politische  Bedeutung  des  städtischen 
Patriciats  beruhte  sogar  ausschliesslich  auf  dem  Gruud- 
eigenthum.  In  Gent  z.  B.  werden  die  grossen  Grund- 
eigenthümer,  welche  die  „steenen“  (domus  turritae)  be- 
wohnen, als  die  Ersten  der  Stadt,  viri  hereditarii, 
ervachteghe  lieden  genannt;  in  ihren  Händen  liegt  die 
Entscheidung  über  die  Schicksale  der  Stadt  2).  Erst  nach- 
dem das  Stadtregiment  in  demokratischem  Sinne  umgebildet 
worden  war,  machte  sich  eine  Abneigung  gegen  grosses 
städtisches  Grundeigenthum  fühlbar^). 

Das  Stadtrecht  kennt  keine  Unfreiheit.  Der 
freiheitliche  Geist,  der  die  Städtebewohner  durchdringt,  ent- 
wickelt sich  allmählich  zu  Gunsten  der  daselbst  Einwandern- 
den. Zunächst  wird  festgesetzt,  dass  die  Ehe  von  Hörigen, 
die  in  der  Stadt  heiratheten,  nicht  getrennt  werden  dürfe; 


*)  V.  Below,  Die  Entstehung  der  deutschen  Stadtgemeinde. 
Düsseldorf  1889.  S.  49— ,51. 

*)  Hoeniger,  .Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik. 
92.  Bd.  Jena  1884.  S.  575.  Des  Marez,  a.  a.  0.  S.  152. 

®)  V,  Inama-Sternegg,  a.  a.  0.  S.  196. 
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darauf  folgt  die  Zusiclierimg  der  Verjäliniiigsfrist : der  Herr 
muss  seinen  Anspruch  auf  abhängige  Leute,  aus  denen  der 
grösste  Theil  der  städtischen  Einwohner  anfänglich  besteht, 
binnen  Jahr  und  Tag  geltend  machen,  bis  schliesslich  — ein 
anfangs  seltenes  Privilegium  — mit  dem  blossen  Bttreten  der 
Stadt  die  Freiheit  erlangt  wird.  Bei  Betrachtung  des 
Privilegien  Wesens  werden  wir  gewahren , dass  die  in  die 
Stadt  Eingewanderten  allmählich  auch  von  dem  Sterbefall 
befreit  wurden.  Ferner  haben  erst  die  Städte  das  Handwerk 
wie  die  Arbeit  überhaupt  von  der  Herrschaft  des  Bodens  be- 
freit und  selbstständig  gemacht,  den  Arbeitern  auch  Schutz 
vor  den  Bedrückungen  des  Adels  gewährt^).  Der  in  der 
Stadt  ansässige  Hörige  ist  auch  des  Eigenthums  au  Grund 
und  Boden  fähig,  wie  denn  überhaupt  innerhalb  des  Stadt- 
rechts der  Unterschied  der  Geburtsstände,  der  von  frei  und 
unfrei  verschwindet.  Allerdings  gibt  es  in  der  Stadt  auch 
noch  Hörige,  sowie  neben  dem  Stadtrecht  auch  Land-  und 
Hofrecht  und  ein  Landgericht,  in  dem  nach  wie  vor  Geburts- 
unterschiede anerkannt  werden.  Erst  wenn  das  Stadtrecht 
auch  ins  Landgericht  eindringt,  hören  diese  Unterschiede 
für  das  Landgericht  auf.  Aber  auch  die  Hörigen  und 
Ministerialen  können  am  Marktverkehre  theiluehnien,  können 
Kaufleute  und  Bürger  werden  und  stehen  in  dieser  Eigen- 
schaft wieder  unter  Stadtrecht  und  Stadtgericht.  Vor  dem 
Stadtrecht  verschwindet  schliesslich  das  Land-  und  das 
Hofrecht  2).  Der  Entwicklungsgang  von'  der  Hörigkeit  zur 
Freiheit  war  der  folgende.  Zuerst  sprengten  die  Handwerker 
in  den  auf  blühenden  Handelsstädten  die  A'erbindung  mit  der 
Scholle,  bildeten  zunftmässige  Gewerbe  und  überwanden  auf 
diese  Weise  die  Hörigkeit;  dann  folgte  die  Aufhebung  der 
als  Ueberreste  davon  zurückgebliebenen  persönlichen  Dienste 
und  Abgaben  oder  der  Persönlichkeit  ihrer  Natur,  sofern 
sie  als  dingliche  Lasten  auf  das  Eigenthum  übergingen; 


*)  Vgl.  V.  Below,  I)eiitsche  Stadtverfassung.  S.  103.  Arnold,  Das 
Aufkommen  des  Handwerkerstandes  im  Mittelalter.  S.  7.  15. 

*)  Sohin,  a.  a.  0.  S.  81 — 84. 


(len  Beschluss  machte  die  Ablösbarkeit  auch  der* dinglichen 
Lasten  ‘). 

Der  städtische  Schutz  kam  auch  den  Dörfern  des  Um- 
I kreises  zu  statten , mit  denen  jede  Stadt  in  einem  Schutz- 

I verbände  stand.  Hiernach  übernahmen  die  Dörfer  die  Ver- 

I ptlichtung  mitzuwirken,  die  Befestigungswerke  der  Stadt  in 

Stand  zu  halten,  wogegen  sie  in  Kriegszeiten  hinter  den 
V«  städtischen  Mauern  mit  ihrer  Habe  Zuducht  fanden,  welches 

\ erhältniss  als  Burgrecht  bezeichnet  wurde®).  Ferner 
fanden  Schutzverhältnisse  zwischen  den  Städten  und  Personen 
statt,  die,  weil  sie  ausserhalb  des  Weichbildes  sich  befanden, 
\ Ausbürger  oder  Pfahlbürger  — in  Frankreich  „extörieurs“ 

oder  „forains“  — genannt  wurden.  Nach  der  ursprünglichen 
Stadtverfassung  musste  man  nämlich,  um  Bürger  zu  werden, 
in  der  Stadtmark  ansässig  sein  und  daselbst  seinen  eigenen 
, Bauch  haben.  Als  aber  die  zu  Macht  und  Reichthum  ge- 
langten  Städte  mit  ihren  Gruudherren  in  Kampf  geriethen, 
sahen  sie  sich  in  die  Nothwendigkeit  versetzt,  ihre  Streit- 
^ kräfte  zu  vermehren.  Zu  diesem  Ende  nahmen  sie  auch 

^ auswärts  wohnende  Leute  gegen  Uebernahme  der  Bürger- 

1 pflichten,  insbesondere  die  der  Stadtvertheidigung,  als  Bürger 

auf.  Und  da  auch  die  in  ein  solches  Verhältniss  tretenden 
Ausbürger  oder  Pfahlbürger  in  jenen  gewaltthätigen  Zeiten 
des  Schutzes  bedurften  und  ihnen  die  anderen  mit  dem 
Bürgerrechte  verbundenen  Vortheile,  wie  Zollfreiheit  etc. 
ebenfalls  erwünscht  waren,  so  entsprach  diese  Vereinbarung 
auch  ihren  Bedürfnissen.  Diese  Vorstädter  hatten  anfangs 
1 weder  echtes  Eigen  noch  angestammtes  Recht  und  waren 

j 'iaher  der  Vertretung  durch  Andere  bedürftig.  Allmählich 

jL  wurden  sie  jedoch  zur  Theilnahme  an  den  Rechten  zugelassen 

^ und  im  elften  und  zwölften  Jahrhundert  als  Bürger  auf- 

genommen ^).  Späterhin,  als  die  Aufnahme  ins  Ausbürger- 

')  Arnold,  Zur  Geschichte  des  Eigenthums.  S.  3. 

2)  V.  Maurer,  Geschichte  der  Städteverfassung.  I 125.  491—493. 

(Bücher,  Die  Bevölkerung  von  Frankfurt  am  Main  im  vierzehnten  und 
fünfzehnten  .lahrhundert.  Tübingen  1886.  I 469. 

V.  Löher,  a.  a.  0.  II  294.  295.  v.  Maurer,  a.  a.  0.  II  242.  243. 
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tlium  nur»  dazu  benutzt  wurde , um  von  allen  Lasten , die 
man  der  Grundherrschaft  seines  Wohnorbjs  schuldete,  befreit 
zu  werden,  trat  erst  die  gehässige  Nebenbedeutung  des  Pfahl- 
bürgerthums  ein. 

Seit  dem  dreizehnten  Jahrhundert  insbesondere  erfüllt 
das  Städte  wesen  mit  seinem  gebildeten  Laienstande,  worunter 
zahlreiche  Zugewanderte,  denen  der  städtische  Verkehr  eine 
freie  Entfaltung  ihrer  Kräfte  gestattet,  in  hervorragender  Weise 
die  Mission,  allmählich  aus  mittelalterlichen  in  moderne  Zu- 
stände herüberzuleiten.  Die  selbstständig  gewordene  Stadt- 
gemeinde gibt  sich  nun  selbst  Gesetze,  in  denen  zum 
erstenmale  der  wirthschaftliche  Gesichtspunkt 
massgebend  erscheint  und  zieht  häufig  auch  die 
Gerichtsbarkeit  an  sich ; zuweilen  bringt  sie  ausserdem  fürst- 
liche Regierungsrechte  in  ihre  Hand,  was  namentlich  auf 
dem  Wege  der  Erwerbung  der  städtischen  Vogtei  geschieht. 
Ihr  Rath  verwaltet  die  städtischen  Finanzen  und  Ahnenden, 
sorgt  für  die  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  und  Sicherheit, 
beaufsichtigt  das  Kirchen-  und  Armenwesen,  die  Gewerbe 
und  den  gesammten  Verkehr.  Die  Städte  werden  somit  für 
die  Staatsthätigkeit  vorbildlich,  indem  sie  nicht  nur  die  all- 
gemeinen Staatszwecke  auf  beschränktem  Raume  erfüllen, 
sondern  auch  sich  der  Pflege  von  Verwaltungszweigen  widmen, 
die  der  Staat  noch  gar  nicht  oder  nur  in  geringem  Masse 
in  den  Kreis  seiner  Wirksamkeit  einbezogen  hat.  So  wird 
der  Unterricht,  der  früher  ausschliesslich  Klöstern  und  Stiftern 
überlassen  wurde,  nun  als  Gegenstand  des  Gemeinwohls  er- 
kannt, auf  grössere  Massen  ausgedehnt  und  zum  Theile  von 
weltlichen  Lehrern  mit  Benutzung  neuer  Hilfsmittel  ertheilt, 
wie  z.  B.  Regeusburg  zuerst  in  Deutschland  (1200)  den  Ge- 
brauch arabischer  Ziffern  kennt.  Der  Landbau  wird  nun 
infolge  der  durch  die  Städte  hervorgerufenen  Steigerung  der 
Production  und  des  Absatzes  auf  den  städtischen  Frucht- 
niärkten  intensiver  hetriehen,  das  Handwerk  vervollkommnet, 
durch  die  Betreibung  von  Handel  und  Gewerbe  neben  dem 
Ackerbau  der  Gesichtskreis  erweitert , jede  der  neuen 
Eigenthumsformen  angewandt,  der  Uebergang  zur  Geld- 
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wirthschaft  regsam  vorbereitet,  das  Recht  der  Fehde  ab- 
geschafft, wie  überhaupt  jede  Gewaltthätigkeit  und  Selbst- 
hilfe verpönt,  die  Justiz  von  der  Verwaltung  getrennt,  ein 
politisches  Lehen  erweckt,  der  Feudalismus  erfolgreich  be- 
kämpft, eine  angemessene  Reform  des  Kriegswesens  hier 

J begonnen,  wo  die  Vertheidigung  der  Stadtmauern  durch  die 

Bürger  die  Bedeutung  des  Fussvolkes  erkennen  lässt,  ihre 
bessere  Bewaffnung  herbeiführt  und  sie  zu  tüchtigen 
Schützen  heranbildet.  In  welch  erhebender  Weise  sich 
die  Städte  die  Pflege  der  bildenden  Künste  angelegen  sein 
Hessen,  bezeugen  die  zahlreichen  Denkmäler,  welche  die  Be- 
wunderung der  Nachwelt  erregen.  Der  Geist  der  Welt- 
verneinung, der  sich  der  mittelalterlichen  Menschheit  be- 
mächtigte (s.  III  23.  31  ff.),  konnte  bei  dem  frohen  Schaffens- 
drange, der  die  Einwohner  der  Städte  erfüllte,  sich  hier 
unmöglich  behaupten.  So  finden  wir  denn  hier  alle  Elemente 
vorgeschrittener  Cultur  vereinigt,  die  auch  in  sichtbar 
höherem  Wohlstände,  der  es  den  Städten  u.  A.  öfters  ge- 
stattet,  die  meisten  Regalien  zu  erwerben,  ihren  Ausdruck 
findet*).  Und  die  Kraft,  die  Jacoh  Burckhardt^)  in 
höchstem  Grade  den  italienischen  Städten  zuerkennt,  die 
Stadt  zum  Staate  gemacht  zu  haben,  sehen  wir  nun,  wenn 
auch  in  minder  reichem  Masse,  von  den  deutschen  Städten 
entfaltet. 

Der  Ursprung  des  in  den  meisten  Städten  wahrnehm- 
baren Patriciats  ist  auf  frühere  Edelleute  zurückzuführen, 
die  es  vorzogen , ihren  ländlichen  Wohnsitz  auf  ihren  ein- 
samen und  wenig  anmuthenden  Höfen  mit  dem  anziehendem 
I in  der  Stadt  zu  vertauschen , wo  sie  die  Ueberlieferungen 

fl  ritterlicher  Sitte  fortpHanzten  und  sich  mit  den  Dienst- 

mannen (Ministerialen)  und  den  durch  Handel  und  Grund- 
besitz reich  gewordenen  Bürgern  vereinigten.  Aus  dem 
Kreise  dieser  vom  niedern  Adel  als  ebenbürtig  anerkannten 
städtischen  Geschlechter,  welche  die  Entwicklung  der  Städte 

b Vgl.  Riezler,  Geschichte  Baierns.  II  174.  195.  v.  Maurer, 
a.  a.  0.  IV  95.  107.  Arnold,  Deutsche  Freistädte.  I 397. 

®)  a.  a.  0.  I 60. 
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weseutlicli  förderten,  wurden  in  der  ilegel  die  städtischen 
Behörden,  insbesondere  der  innere  Ratli,  gebildet,  was  schon 
dadurch  erklärlich  ist,  dass  die  Ueberuahme  zeitraubender 
unbesoldeter  Aeinter  ein  gewisses  Mass  wirthschaftlicher 
Unabhängigkeit  voranssetzte  ^).  Bei  Betrachtung  des  Zunft- 
wesens werden  wir  gewahren,  dass  es  später  zu  stürmischen 
Kämpfen  zwischen  diesen  Patriciern  und  den  aufstrebenden 
Handwerkern  kam,  die  meistens  mit  dem  Siege  dieser,  mit 
der  Ueberwindung  des  aristokratischen  durch  das  demo- 
kratische Fdement,  endigten. 

Bei  Ausgang  des  Mittelalters  verbündeten  sich  die 
Fürsten  mit  dem  Adel  zur  Bekämpfung  der  politischen 
Macht  der  Städte,  die  mit  der  Aufrichtung  des  modernen 
Staates,  die  diese  vorbereitet  hatten,  nicht  vereinbar  erschien. 
Die  Spannung  wurde  dadurch  erhöht,  dass  die  Städte,  unter 
Berufung  auf  alte  Fürstenbriefe,  der  Erfüllung  der  an  sie 
gestellten  finanziellen  Anforderungen  heftigen  Widerstand 
entgegensetzten , während  ihr  Reichthum  die  Fürsten  mit 
Neid,  ihr  Hochmuth  mit  Erbitterung  erfüllte.  Der  Kampf, 
der  sich  bis  in  die  neue  Zeit  hineinzog,  endigte  gewöhnlich 
mit  einer  Niederlage  der  Städte , denen  dann  in  der  Regel 
die  Gerichte  und  Privilegien  entzogen  und  höhere  Lasten 
auferlegt  wurden  ^). 

In  Oesterreich  hat  es  insbesondere  an  der  Donau 
zahlreiche  Städte  schon  zur  Zeit  der  Römer  gegeben,  von 
denen  diese  eine  grosse  Anzahl  gegründet  hatten  (s.  IV/1 436). 
Sie  gingen  in  der  Völkerwanderung  und  später  infolge  der 
verheerenden  Züge  der  Magyaren  zu  Grunde.  Erst  zur  Zeit 
der  Babenberger  gestattete  der  innere  wie  der  äussere  Friede 
die  abermalige  Gründung  und  die  blühende  Entwicklung  von 
Städten,  die,  wie  in  andern  Ländern,  zunächst  rings  um  die 
Burgen  entstanden.  Einen  weitern  Antrieb  dazu  bot  hier,  wie 
allenthalben,  der  Handelsverkehr,  der  an  ihm  günstigen 
Ortschaften  die  Bewilligung  von  Märkten  herbeiführte.  In 

0 Riezler,  a.  a.  0.  III  754.  Arnold,  a.  a.  0.  II  187. 

2)  Vgl.  Priebatsch,  Die  deutschen  Städte  im  Kampfe  mit  der 
Fürsteugewalt.  Berlin  1892.  I 3 ft‘. 
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dieser  Beziehung  war  die  Lage  Oesterreichs  zwischen  dem 
an  Rohstoffen  reichen  Osten  und  dem  gewerblich  empor- 
kommendeu  Westen  überaus  vortheilhaft.  Das  älteste  Stadt- 
recht scheint  Wien  in  der  ersten  Zeit  Leopolds  VI.  erhalten 
zu  haben  G- 

! Flandern  ward  in  der  Normaunenzeit  mit  Burgen  be- 

deckt, von  denen  viele  sich  zu  Städten  entwickelten.  Früher 
ij  als  in  anderen  Ländern  kamen  in  Belgien  die  Communen 

I empor.  Die  wirthschaftliche  Bewegung  der  Städte  übte  auf 

I die  Lage  des  Hachen  Landes  mächtigen  Einfluss  aus. 

Industrie  und  Landwirthschaft  in  glücklichster  Wechsel- 
I Wirkung  boten  einander  den  erwünkhtesten  Absatz.  Die 

belgischen  Communen  mit  ihrer  reichen  Bevölkerung,  ihren 
blühenden  Gewerken,  ihrem  ausgebreiteten  Handel,  ihrem 
I Zufluss  an  Fremden  hatten  fortwährend  einen  dringen- 

I den  Bedarf  landwirthschaftlicher  Producte.  Die  so  frucht- 

bare Nachbarschaft  der  grossen  Industrie  musste  dem 
flachen  Lande  Wohlstand,  ja  Reichthum  und  damit  Freiheit 
^ bringen.  Die  Folge  w'ar  die  Vermehrung  der  freien  Städte, 

die  Ermässigung  der  feudalen  Leistungen  und  die  Ent- 
wicklung des  freien  Pachtverhältnisses.  Um  die  bäuerliche 
Bevölkerung  dem  Lande  zu  erhalten,  musste  man  ihr  die- 
j selben  Vortheile  einräumen,  welche  die  Stadtbewohner  ge- 

nossen. Damit  beginnt  die  grosse  Epoche  der  ländlichen, 
denen  der  grossen  Städte  nachgebildeten  Freibriefe.  Neben 
den  freien  Städten  jedoch  blieben  noch  unfreie , nicht 
emancipirte  Dörfer,  die  noch  der  unmittelbaren  Verwaltung 
der  Herren  unterworfen  waren  ^). 

Mit  den  den  ländlichen  Communen  eingeräumten  Frei- 
. heiten  beschränkten  die  Fürsten  das  Recht  der  Abgaben- 

I erhebung  auf  die  bekannten  feudalen  Fälle.  Die  hierauf  bezüg- 

lichen Erklärungen  wurden  jedoch  wiederholt  verletzt,  bis  die 
Urkunde  von  Cortenberg  von  1312  für  immer  Wandel  schafl'te^). 

j Huber,  Geschichte  Oesterreichs.  I 485  —488. 

2)  Brants,  Essai  historique  sur  la  condition  des  classes  rurales 
en  Belgique.  Louvain  et  Paris  1880.  S.  51. 

I 3)  a.  a.  0.  8.  165. 

; Felix,  Eigenthum.  IV.  2.  I.  oi 
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lu  Brabant  nahm  mit  dem  Reichthum  und  der  Maclit 
auch  der  Uebermuth  der  Patricier  zu,  deren  Privilegien  die 
Bürger  nicht  nur  von  allem  Antheile  an  der  Regierung  aus- 
schlossen, sondern  auch  die  Patricier  in  den  Stand  setzten, 
fast  alle  öffentlichen  Lasten  den  Bürgern  allein  aufzubürden. 
1300  brach  deshalb  ein  Aufstand  in  Antwerpen  aus,  der, 
obwohl  hier  rasch  erstickt,  sich  bald  über  ganz  Brabant 
verbreitete.  In  Herzogenbusch  verjagte  das  Volk  die 
Patricier  5 auch  in  Brüssel  kam  es  zu  blutigem  Aufiuhi 
gegen  den  AdelB- 

Früher  als  bei  den  Germanen  entstanden  in  Frank- 
reich Stcädte,  die,  im  Anschlüsse  an  römische  Traditionen, 
auch  hier  die  vornehmsten  Aufgaben  des  Staates,  namentlich 
hinsichtlich  der  Verwaltung,  zur  Entwicklung  gelangen  Hessen. 
Die  öffentlichen  Arbeiten,  die  Steuervortheilung,  das  Staats- 
schulden- und  Rechnungswesen  etc.  kamen  hier  in  Anwen- 
dung, Jahrhunderte  bevor  die  Centralgewalt  die  mindeste  Er- 
fahrung darin  erlangte,  so  dass  sie  später  an  die  städtischen 
Einrichtungen  auknüpfte  ^). 

lieber  den  Ursprung  der  französischen  Communen  be- 
stehen mannigfache  Ansichten.  Als  den  der  Communen  des 
Centrunis  und  des  Nordens  bezeichnen  die  Einen  örtliche 
Revolutionen,  die  Anderen  den  Gottesfrieden,  noch  Andere 
die  alten  germanischen  Genossenschaften,  die  im  Interesse 
von  Handel  und  Industrie  wieder  aufgelebt  seien.  In 
anderen  Gegenden  wird  die  Vertheidiguug  gegen  Raub  und 
insbesondere  gegen  die  Einfälle  der  Normannen,  die  gewisse 
Bevölkerungstheile  zur  Befestigung  ihrer  Wohnstätten  be- 
stimmt habe,  als  Entstehungsgrund  angegeben.  Hierauf  ist  zu 
bemerken,  dass  jede  Stadt  ihre  charakteristischen  Züge  hat, 
dass  keine  aller  Originalität  entbehrt  ^).  So  viel  steht  aber 
fest,  dass  es  das  Bedürfniss  gegenseitigen  Schutzes 


0 Wenzelburger,  Gescliicbte  der  Niederlande.  Gotha  1879  bis 
1886.  I 265. 

*)  Thierry,  Recits  des  temps  Merovingieus.  I 306. 

Glasson,  a.  a.  0.  \ 1 ff- 
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der  Person  und  des  Eigenthums  namentlich  gegen 
die  Uebergriffe  der  Feudalherren  war,  das  seit  dem  zwölften 
Jahrhundert  eine  communale  Revolution  hervorrief.  Dieses 
Zieles  wird  auch  in  vielen  Freibriefen  ausdrücklich  erwähnt. 
So  gewährleistet  der  von  Noyon  und  Saint-Quentin  den 
Gemeindemitgliedern  das  volle  Eigenthum  ihrer  Güter. 

„Quiconque  sera  entre  dans  la  commune  de  Saint-Quentin 
denieurera  sauf  de  son  corps,  de  son  argent  et  de  ses  autres 
bieus,  Sans  que  le  comte  puisse  mettre  ban  ni  assises  de  deniers 
sur  les  propriötes  des  bourgeois.“  (Chartes  de  Noyon  et  de 
Saint-Quentin.)  Die  Bürgerschaft  des  zwölften  Jahrhunderts  be- 
greift vollkommen,  dass  ohne  Eigenthum  keine  Freiheit  möglich 
ist,  weshalb  sie  vor  allem  das  Eigenthum  vertheidigt  und  in  ihre 
Mitte  nur  Personen  aufnimmt , die  bewegliches  Eigenthum  mit- 
bringen, das  hinreicht,  die  umgelegte  Steuer  zu  l)ezahlen  und  der 
Gemeindegerichtsbarkeit  als  Pfand  zu  dienen,  oder  die  innerhalb  des 
Jahres  der  Aufnahme  Grund  und  Boden  innerhalb  des  Gemeinde- 
gebietes erwerben  *). 

1270  erwirkten  die  Einwohner  von  Riom  vom  Grafen  Alfons 
von  Poitiers  einen  unter  dem  Namen  Alfonsine  berühmten  Frei- 
brief, der  gewissermassen  der  Codex  des  öffentlichen  Rechtes  für 
Auvergne  während  des  ganzen  Mittelalters  geblieben  ist.  Die 
Hauptbestimmungen  sind ; die  Einwohner  werden  über 
ihr  b e w e g 1 i c h a»s  wie  unbewegliches  E i g e n t h u m frei 
verfügen  können.  Man  wird  den  Bürgern  weder  eine  Taille 
auferlegen,  noch  sie  zu  Darlehen  zwingen  können ; man  wird  auf 
Niemands  Verlangen  hin  die  Person  oder  die  Habe  eines  Bürgers 
mit  Beschlag  belegen  können , wenn  seine  Güter  eine  genügende 
Sicherstellung  darbieten,  es  wäre  denn  in  Criminalangelegenbeiten. 
Die  Bürger  dürfen  nicht  verhalten  werden,  ausserhalb  der  Stadt 
vor  Gericht  zu  erscheinen.  Die  im  Beisein  von  Zeugen 
errichteten  Testamente  werden  gültig  sein,  voraus- 
gesetzt , dass  dabei  keine  Umgehung  der  Abgaben  stattfindet. 
Die  Einwohner  werden  nicht  gezwungen  sein , sich  durch  Zwei- 
kampf von  der  Beschuldigung  von  Verbrechen  zu  reinigen,  sondern 
ihre  Vertheidigung  nur  vor  Gericht  vornehmen.  Der  der  Com- 
mune Castel  Sagi’at  1270  gewährte  Freibrief  enthielt  u.  A.  die 
Bestimmung , dass  die  Einwohner  ihre  Töchter  wo  und  wie  sie 
wollen,  verheirathen  können;  dass  die  in  rechtmässiger  Form 
ausgefertigten  Testamente  vollzogen  werden,  und  dass  den 


I 
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Einwohnern  gestattet  wird,  ihre  bewegliche  wie 
unbewegliche  Habe  zu  veräussern^). 

Das  Gebot  gegenseitigen  Beistandes  wird  in  vielen  der 
conununalen  Charten  betont.  So  heisst  es  in  der  von  Amiens ; 
„Chacun  gardera  en  toute  occasion  fidelite  ä son  jure  et  lui 
pretera  aide  et  conseil“  und  in  denen  von  Soissons,  von  Compiegne 
und  von  Senlis : „Dans  les  limites  de  la  commune,  tous  les  hommes 
s’aideront  mutuellement,  selon  leur  pouvoir,  et  ne  souffriront  en 
nulle  maniere  que  qui  que  ce  soit  enleve  quelque  chose  ou  fasse 
payer  des  tailles  ä Tun  d’entre  eux^),“ 

In  (len  Städten  mit  freier  Gemeinde,  die  den  Namen 
Commune  annehmen,  wird  nun  die  willkürliche  Taille  ent- 
weder abgeschafft  oder  in  eine  genau  festgesetzte  Steuer 
umgewandelt;  die  lästigen  feudalen  Rechte  werden  ebenfalls 
entweder  beseitigt  oder  in  Geldabgaben  umgewandelt.  Eine 
der  wichtigsten  Errungenschaften  der  Commune  war  die 
Unabhängigkeit  der  Gerichtsbarkeit : die  Bürger  konnten  nur 
von  ihres  Gleichen  gerichtet  werden.  Die  Communen  hatten 
ferner  das  Recht  der  Kriegführung  wie  der  Münze. 

Die  anfänglichen  Bedingungen  für  den  als  Bürger  Aufzu- 
nehmenden waren,  dass  er  in  rechtmässiger  Ehe  frei  gel)oi-en, 
schuldenfrei  und  gesund  sei.  In  manchen  Communen  war 
für  nach  aussen  eingegangene  Schulden  solidarisch  zu 
haften;  so  war  es  z.  B.  in  Beauvais,  weshalb  der  Maire 
daselbst  den  Grundsatz  aufstellte,  dass  man  aus  der 
Commune  nicht  treten  dürfe,  ohne  gute  Bürgschaft  geleistet 
zu  haben**). 

Angesichts  der  mittelalterlichen  Systenilosigkeit  kann 
es  nicht  überraschen,  dass  die  communalen  Urkunden  sich 
als  überaus  lückenhaft,  unbestimmt,  uneinheitlich,  wider- 
spruchsvoll und  unvollständig  erwtnsen,  dass  sie  alle  Merk- 
male eines  wohl  überlegten  Werkes,  Ordnung,  Besonnenheit 
und  Folgerichtigkeit  vermissen  lassen^). 

')  Boutaric,  Saint-Louis.  S.  506.  507.  516. 

Luchaire,  Les  communes  frangaises.  S.  45. 

3)  a.  a.  0.  S.  49  ff. 

*)  a.  a.  0.  S.  129.  130. 


Ungeachtet  des  in  den  Freibriefen  ausdrücklich  ent- 
haltenen Verbotes , Leute  ohne  Zustimmung  ihrer  Herren 
in  die  Commune  aufzunehmen,  beriefen  die  Bürger  der 
neuen  Gemeinden  Landbewohner  geheim  oder  offen  und 
nahmen  sie  unter  ihren  Schutz.  Wenn  den  grossen  Com- 
munen benachbarte  Städte  und  Flecken  sich  nicht  anzufügen 
vermochten,  so  bildeten  sie  mit  ihnen  Coalitionen  zu  gegen- 
seitiger  Vertheidigung. 

Die  Befreiung  der  Gemeinden  gab  u.  A.  den  Anstoss 
zur  Hebung  der  Landwirthschaft.  Die  \veltlichen  wie  die 
geistlichen  Grossen,,  suchten  den  Ausfall  zu  decken,  den  sie 
durch  die  Emaucipation  der  Leibeigenen  und  die  Verringerung 
der  Leistungen  erlitten,  und  strebten,  an  Macht  und  Gedeihen 
mit  den  neuen  Municipalitäten  zu  wetteifern.  Sie  beriefen 
zu  diesem  Ende  Landbewohner  und  boten  ihnen  Grundstücke 
zu  verlockenden  Bedingungen  an.  Allenthalben  mehrten 
sich  die  Urbarmachungen;  neue  Ortschaften,  mit  den  er- 
wünschten Zugeständnissen  ausgestattet,  erhoben  sich  von 
einem  Ende  Frankreichs  zum  andern  und  bezeugten  die 
Fortschritte,  welche  die  Cultur  der  Freiheit  verdankte  *)• 

Im  fünfzehnten  Jahrhundert  erhoben  viele  Städte,  ihres 
Ursprungs  uneingedenk,  die  feudalen  Forderungen,  die  sie 
so  oft  ihren  Herren  vorgeworfen  hatten.  Andere  führten 
ein  stürmisches  und  anarchisches  Dasein , das  eine  Gefahr 
für  die  Commune  wie  für  das  Reich  wurde.  In  den  meisten 
Städten  gelangte  eine  reiche  bürgerliche  Aristokratie,  nach 
Art  des  deutschen  Patriciats , zur  Herrschaft , bemächtigte 
sich  der  wichtigsten  Aemter  und  vergeudete  schliesslich  das 
Communalvermögen  für  ihre  Zwecke.  Infolge  solcher  Vor- 
M gänge  wurden  zahlreiche  Communen  unterdrückt  ^). 

Wir  erwähnten  bereits,  wie  frühzeitig  die  Langobarden 
in  Italien  im  Gegensätze  zu  den  meisten  übrigen  deutschen 
Stämmen  die  Bedeutung  der  Städte  als  Stätten  des  Schutzes 
gegen  feindliche  Angriffe  erkannten.  Die  trostlosen  italieni- 

*)  Riviere,  a.  a.  0.  S,  270  ff.  Gasquet,  a.  a.  0.  II  190  ff. 

Gasquet,  a.  a.  0.  II  212. 
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scheu  Zustiinde  des  zehnten  Jahrhunderts  fördern  merk- 
würdiger Weise  die  Entwicklung  des  städtischen  Lebens, 
indem  die  Bewohner  des  platten  Landes  durch  die  inneren 
Kriege  der  um  die  Herrschaft  streitenden  Fürsten  sich 
gedrängt  fühlen,  in  die  Städte,  wo  sie  grössere  Sicherheit 
zu  finden  hoffen,  zu  übersiedeln,  die  zugleich  durch  die  sie 
nun  regelmässig  umgebenden  Mauern  und  Gräben  von  den 
ländlichen  Gebieten,  mit  denen  sie  bis  dahin  vereinigt  waren, 
vollständig  geschieden  werden.  Da  auch  der  grösste  Theil 
der  freien  Städtebewohner,  um  den  Behelligungen  von  Seiten 
der  Grafen  und  anderer  öffentlicher  Beamten  zu  entgehen, 
allmählich  Schutzverhältnisse  mit  der  Kirche  eingeht  und 
die  Immunität  der  Bischöfe  durch  königliche  Privilegien  auf 
die  ganze  Stadt  und  die  daselbst  wohnhaften  Freien  erstreckt 
wird,  so  ist  zuweilen  auch  eine  Trennung  des  städtischen 
Weichbildes  von  der  Grafschaft  und  dessen  Lossagung  von 
dem  Grafeugerichte  die  Folge.  Die  Freien  unterstehen  nun 
der  Gerichtsbarkeit  der  Bischöfe  (oder  ihrer  Vögte),  deren 
Macht  die  Könige  noch  erweitern  und  ihnen  in  vielen  Städten 
alles  öffentliche  Eigenthum  mit  den  dazu  gehörigen  Leuten 
und  Einkünften  sowie  die  Gerichtsbarkeit  überlassen,  um 
in  ihnen  ein  Gegengewicht  gegen  den  Adel  des  Landes  zu 
finden 

Neben  den  Befestigungen  war  auch  bei  den  italienischen 
Städten  das  sie  vom  Lande  vornehmlich  unterscheidende 
äussere  Merkmal  der  Betrieb  von  Handel  und  Gewerben, 
dem  die  Gemeinden  auch  ihre  Unabhängigkeit  verdankten. 
Aus  deu  freien  Stadtbewohnern  ging  der  Bürgerstand  hervor, 
der  durch  diesen  Betrieb  zu  Reichthum  und  Unabhängigkeit 
gelangte  und  einen  Gegensatz  zu  dem  im  Lehnwesen  wurzeln- 
den Kriegerstande  bildete.  Zu  Anfang  des  elften  Jahrhunderts 
waren  insbesondere  Genua  und  die  toscanischen  Städte  zu 
grossem  Reichthum  und  einer  die  der  Markgrafen  Tusciens 
bereits  überragenden  Macht  gelangt^).  Bald  trat  das  tren- 

1)  Giesebredit,  a.  a.  0.  I 359—361.  Hegel,  Stadtverfassung  von 
Italien.  II  62.  70. 

®)  Giesebredit,  a.  a.  0.  11  121.  Cibrario,  a.  a.  0.  I 241. 
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nende  Moment  der  freien  und  unfreien  Geburt  gegen  das 
des  Berufs  und  der  Lebensweise  zurück,  worin  der  Klerus 
durch  die  Aufnahme  unfrei  Geborener  in  seine  ]Mitte  vor- 
angeschritten warU.  Die  Städte  hatten  unter  den  Bischöfen 
eine  autonome  vom  Kirchenvogte  mit  Zuziehung  von  boni 
homines  ausgeübte  Verwaltung.  Unter  dieser  hatten  die 
Zünfte  sowie  die  an  den  Gemeindegütern  Berechtigten  die 
Freiheit,  sich  zu  versammeln  und  ihre  Stimmen  in  den  in- 
neren Angelegenheiten  zur  Geltung  zu  bringen.  Als  die 
Städte  allmählich  ihre  Ueberlegenheit  an  Kraft,  Zahl  und 
Reichthum  fühlten,  beschränkten  sie  sich  nicht  mehr  darauf 
Vorschläge  zu  machen,  sondern  fassten  Beschlüsse,  Hessen 
nicht  mehr  bischöfliche  Vögte  oder  Vicevögte  zu,  sondern 
ernannten  — gegen  Ende  des  elften  Jahrhunderts  — ihre 
eigenen  Consuln,  und  ohne  sich  vom  Bischöfe  unabhängig 
zu  machen,  organisirten  sie  mit  Zulassung  oder  gar  aus- 
drücklicher Billigung  der  Kaiser  — die  sich  von  den  Städten 
gegen  die  Feudalherren  und,  bei  der  seither  eingetretenen 
Wandlung,  auch  gegen  den  Episcopat  eine  wirksame  Unter- 
stützung versprachen  — die  der  französischen  analoge  Com- 
mune, die  bald  die  bischöfliche  Autorität  überragte,  ja 
vernichtete  und  sich  schliesslich  selbst  der  kaiserlichen 
entgegenstellte  ®). 

Im  Süden  war  der  Verlauf  ein  entgegengesetzter.  Um 
der  byzantinischen  Bedrückung  zu  entgehen,  gaben  sich  um 
das  Jahr  1000  verschiedene  Städte,  wie  Neapel,  Amalfi,  Bari  etc. 
städtische  Behörden,  die  von  der  Volksversammlung  gewählt 
wurden.  Dieser  Zustand  wurde  jedoch  von  den  Normannen 
aufgehoben,  die  den  Städten  die  Autonomie  nahmen  und 
ihnen  nur  die  niunicipalen  Gewohnheitsrechte  Hessen,  wo- 
runter das  der  Ernennung  der  Beamten.  Friedrich  II. 
schaffte  das  Gewohnheitsrecht  der  Wahl  der  Consuln  und 
Podestä  ab,  an  deren  Stelle  er  seine  richterlichen  Beamten 
setzte.  Die  Gemeinde  wurde  von  ihm  anerkannt , ihr  aber 


•)  Hegel,  a.  a.  0.  II  95.  96. 

2)  Salvioli,  a.  a.  0.  S.  216.  217. 
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nur  eine  beschränkte  Freiheit  zugestanden.  In  den  folgen- 
den traurigen  Zeiten  verfielen  die  städtischen  Institutionen, 
nachdem  sie  von  den  Anjou  noch  mehr  beschränkt  worden 
waren  ^). 

Allenthalben  in  Italien  fassten  die  Communen  die  Frei- 
heit als  nur  für  die  herrschende  Partei  oder  Stadt  bestehend 
auf.  So  z.  B.  concentirte  Mailand  die  lombardische  Verkehrs- 
strasse auf  seinen  Markt , der  der  einzige  der  Lombardei 
sein  sollte.  Die  Beseitigung  der  Nachbarmärkte  erfolgte 
dann  in  der  gewaltsamsten  Weise,  indem  die  kleineren 
Städte,  wie  Lodi  (1111)  und  Como  (1127)  zu  Dörfern  „aus- 
einandergesiedelt“ wurden.  Friedrich  I.  hob  den  Strassen- 
zwang  und  die  Strassensperre  wieder  auf^). 

Die  italienische  Commune  zeigte  dagegen  in  allen  ihren 
Institutionen  für  sich  den  socialen  Charakter  aller  mittel- 
alterlichen Städteregierungen:  sie  erfüllte  nach  den  An- 
schauungen der  Zeit  die  sittliche  und  wirthschaftliche 
Mission,  die  dem  Staate  oblag;  sie  war  die  Mittlerin 
zwischen  der  Erzeugung  und  dem  Verbrauche;  sie  regelte 
jene  nach  dem  Bedürfnisse,  bestimmte  den  Umfang  der  zu 
bebauenden  Ländereien,  kaufte  Getreide  auf,  um  den  Preis 
niedrig  zu  erhalten,  schützte  die  städtischen  Erzeugnisse 
durch  hohe  Einfuhrzölle , suchte  den  Sparsinn  durch  Auf- 
wandsgesetze hervorzurufen  ^). 

Jeder  Bürger  war  verpflichtet  ein  Haus  zu  haben,  das 
der  Gemeinde  als  Sicherstellung  für  die  Erfüllung  seiner 
Verpflichtungen  dienen  sollte ; deshalb  gab  es  so  viele  kleine 
Häuser;  nur  sehr  wenige  wurden  vermiethet *). 

Von  den  italienischen  Städtestaaten  nimmt  Florenz  das 
hervorragendste  Interesse  in  Anspruch.  Hier  wechselte  die  Zahl 
der  Consuln  im  Laufe  der  Zeit : es  gab  deren  bis  zwölf,  die  nur 
adeligen  Familien  angehörten,  da  die  Regierung  der  Stadt  in  den 
Händen  der  Optimaten  blieb,  auch  nach  dem  Jahre  1200,  als 

>)  a.  a.  0.  S.  218. 

*)  Jastrow  und  Winter,  a.  a.  0.  I 434.  474. 

®)  Salvioli,  a.  a.  0.  S.  220. 

■♦)  Cibrario,  a.  a.  0.  III  4. 
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sie  sich  bewogen  fanden,  den  Namen  Zunftconsuln  (consoli  delle 
arti)  anzunehmen.  Bei  dem  sichtbaren  Emporkommen  der  Ge- 
werbe , wurde  es  mit  der  Zeit  unerlässlich , dass  den  Zunft- 
mitgliedern eine  stärkere  Theilnahme  an  den  staatlichen  An- 
gelegenheiten eingeräumt  wurde.  Das  oberste  kaiserliche  Recht 
jedoch  stand  über  dem  städtischen,  und  als  die  Städte  durch  die 
lombardische  Liga  veranlasst  wurden , eine  eigene  Regierung 
einzusetzen , die  im  Frieden  von  Konstanz  anerkannt  wurde , er- 
hielten sie  einen  Magistrat  gemischter  Natur,  in  Avelchem  ein  mit 
dem  selten  ausgeübten  Kriegsrechte  betrauter  Podestä  sass,  der 
ebenfalls  stets  einer  adeligen  Familie  von  fremdem  Geschlechte 
entnommen  wurde  ^).  Dagegen  ward  1293  eine  Gesetzesänderung 
herbeigeführt  und  das  Ordinamenti  della  giustizia  genannte  Statut 
gegen  den  Adel  erlassen.  Darin  wurden  die  Grossen,  welche  die 
popolani  beschimpften,  mit  einer  doppelt  so  harten  Strafe  als  die 
gewöhnliche  bedroht  und  ward  u.  A.  angeordnet,  dass  ein  Bluts- 
verwandter für  den  andern  aufzukommeii  habe^).  Eine  an  den 
Ostrakismos  im  alten  Athen  erinnernde  Sitte  war  es,  die  Bürger, 
die  sich  der  herrschenden  Partei  widersetzten , namentlich  wenn 
sie  sich  eines  gewissen  Ansehens  erfreuten,  zu  verbannen,  eine 
Sitte,  deren  Opfer  u.  A.  Dante  wurde.  Die  Heftigkeit  der 
Leidenschaft,  die  das  Zeitalter  bewegte,  lässt  sich  schon  nach 
den  Registern  von  1268  und  1269  ermessen,  die  an  3000 
durch  Verordnungen  (provvigioni)  verurtheilte  Bürger  aufweisen. 
Viele , die  damals  Italien  verliessen , gründeten  die  zahlreiche 
Florentiner  Colonie  in  Südfrankreich  ^). 

1340  wurden,  nach  Angabe  Villanis,  die  sechs  Quartiere  der 
Stadt  von  zwei  der  angesehensten,  mächtigsten  und  reichsten 
Popolanen  regiert,  die  über  die  Aemter  beliebig  verfügten,  welcher 
Zustand  durch  den  Bankerott  der  Peruzzi  und  Bardi,  den  wir 
noch  in  anderem  Zusammenhänge  betrachten  werden,  erschüttert 
wai’d.  Während  der  hierauf  ausgebrochenen  Unruhen  kamen  die 
Grossen  wieder  empor,  wurden  aber  bald  abermals  gestürzt*). 
Hierauf  ward  (1346),  analog  dem  Perikleischen  Anträge  von 
451 — 450  (s.  IV/I  239),  mit  schwerer  Strafandrohung  angeordnet, 
dass  kein  Fremder  das  Bürgerrecht  erlange,  wenn  er,  sein  Vater 
und  sein  Grossvater  nicht  in  Florenz  selbst  oder  in  der  Graf- 
schaft geboren  seien®). 

1)  Gino  Capponi,  Storia  della  repubblica  di  Firenze.  Firenze 

1875.  I 20. 

2)  a.  a.  0.  I 82. 

®)  a.  a.  0.  I 57. 

*)  Ranke,  Historisch-biographische  Studien.  S.  187. 

Capponi,  a.  a.  0.  I 245. 
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Durch  die  Bewegungen  von  1378,  1393,  1397,  1400  wurde 
die  Volkspartei  des  Ansehens  beraubt  und  die  kaufmännische 
Oligarchie  ebenso  gründlich  wie  vor  1 340  emporgebracht  ^), 

Die  häufigen  Unruhen,  Aufstände  und  Fehden,  die  Willkür 
in  der  Vertheilung  der  Steuern,  die  allzu  grossartige  Lebens- 
haltung der  Deichen  einerseits  und  ihre  masslose  Begehrlichkeit 
andererseits  hatten  einen  überaus  jähen  Wechsel  in  den  Ver- 
mögensverhältnissen zur  Folge,  so  dass  die  Familien  von  altem 
Reichthum  bald  ausstarben  ^). 

Allbekannt  ist  die  Wirksamkeit  der  Medici , von  denen 
Cosimo  das  Schicksal  der  Verbannung  nicht  ersi>art  blieb , der 
nach  seiner  Rückkehr  zu  monarchischer  Gewalt  gelangte. 

Auch  in  Genua  wurden  um  die  Mitte  des  vierzehnten  Jahr- 
hunderts die  grossen  Feudalherren  von  der  Volkspartei  abgelöst. 
Wie  in  allen  mittelalterlichen  Städten  fehlte  es  auch  hier  nicht 
an  heftigen  inneren  Kämpfen,  die  es  dem  Herzog  Filipi)0  Maria 
Visconti  ermöglichten,  die  Signoria  zu  erlangen^). 

Dauernder  war  die  Herrschaft  des  Adels  in  Venedig,  nach- 
dem er  1300  durch  die  unter  dem  Namen  serrar  del  consiglio 
bekjinnte  Revolution  sich  die  Bevölkerung  unterworfen  hatte.  In 
Verbindung  damit  stand  die  Bildung  eines  furchtbaren  arg- 
wöhnischen Gerichtes,  das,  im  Geheimen  wirkend,  aller  den  An- 
geklagten schützenden  Formalitäten  sich  entäusserte  und  alle 
Einwohner  in  unaufhörlicher  Furcht  hielt  ^). 

Bei  allen  Verheerungen,  die  iin  mittelalterlichen  Leben 
des  italienischen  Volkes  durch  seinen  reizbaren  Charakter 
hervorgerufen  wurden,  dem  das  zügellose  Parteiwesen  und 
die  leidenschaftliche  Handelseifersucht  als  vornehmste  Ursache 
der  zahllosen  Fehden  und  Kriege  ents])rangen,  lässt  sich  nicht 
verkennen,  dass  hei  keinem  andern  Volke  das  Städtewesen 
einen  wohlthätigern  Einfluss  auf  die  Entwicklung  aller 
Elemente  der  Cultur  ausühte.  Der  in  den  Städten  ange- 
sammelte Reichthum  und  die  hieraus  erwachsene  Müsse  im 
Vereine  mit  einer  überlegenen  Weltkenntniss  führten  eine 
herrliche  Blüte  der  Kunst  und  Wissenschaft  herbei,  so  dass 
nur  hier  die  Wiederbelebung  der  Antike  erfolgen  konnte. 

*)  Kanke,  a.  a.  0. 

Capponi,  a.  a.  0.  I 332. 

Canale,  a.  a.  0.  IV  187. 

Daru,  Histoire  de  la  repiihliqne  de  Venise.  I 520.  523. 
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Aber  auch  in  vorwiegend  practischeii  Dingen,  wie  auf  dem 
Gebiete  der  Statistik,  der  Banken,  des  Versicherungswesens 
erweist  sich  der  ertinderische  Geist  des  hochbegabten  \ olkes 
als  voranleuchtend  und  bahnbrechend. 

Zur  Zeit  der  normannischen  Eroberung  zählte  England 
etwa  80  Städte,  von  denen  die  meisten  nach  moderner  An- 
schauung nur  grosse  Dörfer  w^aren,  die  sich  von  den  be- 
nachbarten kleineren  Ortschaften  lediglich  durch  die  sie 
umschliessenden  Erdwälle  oder  aufgeworfenen  Erdhügel 
unterschieden.  Ferner  wurden  Klöster  und  Kirchen  in 
Dörfern  erbaut,  die  unter  solchem  Schutze  sich  bald  zu 
kleinen  Städten  erhoben.  So  wuchs  Birmingham,  wie  es 
schon  der  Name  bezeugt,  aus  einem  Dorfe  zur  Stadt.  Eine 
solche  kam  zuweilen  auch,  analog  dem  antiken  Synoikismos 
(s.  IV/I  230)  durch  Zusammenziehung  mehrerer  Dörfer  zu 
Stande  ^). 

Der  urs])iünglich  dienstbare  Charakter  des  städtischen 
Besitzes  ergibt  sich  aus  den  zum  Theile  in  Geldabgaben 
umgewaudelteu  Arbeitsleistungen,  zu  denen  die  Einwohner 
verhalten  wurden^).  Wie  in  den  mittelalterlichen  fest- 
ländischen, so  bildete  auch  in  den  meisten  englischen  Städten 
die  Landwirthschaft  lange  Zeit  die  hervorragendste  Be- 
schäftigung der  Bürger  und  beschränkte  sich  der  Handel 
beinahe  ausschliesslich  auf  den  Umsatz  in  laudwirthschaftlicheu 
Rohproducten,  wie  Korn,  Felle,  Wolle  etc.®).  Das  Gewerbe 
scheint  anfangs  nicht  selbstständig,  sondern  nur  neben  der 
Landwirthschaft  betrieben  worden  zu  sein.  Die  Handwerker 
bekamen  als  Entgelt  für  ihre  Dienste  Grundstücke,  was  aus 
Verzeichnissen  im  Domesday-Book  hervorgeht.  Die  Selbst- 
ständigkeit der  Gewerbe,  besonders  durch  Eduard  I.  ge- 
fördert, gedeiht  unter  Eduard  III.  zur  Reife  ^). 


1)  Cunningham,  The  growth  of  English  indiistry  and  commerce 
during  the  early  and  middle  ages.  Cambridge  1890.  S.  90.  91. 

*)  Ashley,  Englische  Wirthschaftsgeschichte.  Leipzig  1896.  I 69 
®)  a.  a.  0.  S.  74. 

V.  Ochenkowski,  Englands  wirthschaftliche  Entwicklung  im 
Ausgange  des  Mittelalters.  Jena  1879.  8.  51.  53. 
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Wie  spät  — im  Gegensätze  zu  Italien  — die  Ehre  der 
Arbeit  hier  erkannt  worden  ist,  geht  aus  der  Vorschrift  her- 
vor, dass  ein  Handwerker , der  das  Bürgerrecht  zu  erlangen 
wünschte,  vorher  sein  Handwerk  abschwören  und  alle  seine 
Werkzeuge  aus  dem  Hause  schäften  musste  ^),  Erst  uuter 
Eduard  III.  gelangen  die  anfangs  gedrückten  Handwerker 
zu  höherer  Geltung®). 

Im  spätem  Mittelalter  wurden  auch  die  englischen 
Städte  die  alleinigen  Mittelpunkte  für  Handel  und  Industrie. 
Beide  wurden  durch  städtische  Veranstaltungen  geleitet,  über- 
wacht, und,  wofern  es  erforderlich  schien,  eingeschränkt. 
Seit  Heinrich  VI.  ist  die  Städteverfassung  durch  Ertheilung 
von  Corporationscharten  mehr  und  mehr  in  aristokratischem 
Sinne  umgewandelt  worden.  Mit  diesem  erst  im  sechszehnten 
Jahrhundert  zur  Entwicklung  gekommenen  Processe  gelangten 
die  höheren  Bürgerclassen  zu  einem  entscheidenden  Einftusse 
in  der  Stadtverwaltung^). 

Auf  dem  schwedischen  Festlande  hatte  es  schon  in 
der  heidnischen  Zeit  Städte  gegeben,  von  denen  aber  die 
bedeutendsten  wieder  zerstört  wurden.  Von  den  neueren 
gelangte  Stockholm  erst  1250  zu  einiger  Blüte.  Durch  die 
Politik  Knuts  Erikssons,  die  später  von  Birghir  Jarl  fort- 
gesetzt wurde,  kam  fast  der  gesammte  auswärtige  Handel 
in  die  Hände  der  Deutschen,  was  einen  Aufschwung  der 
schwedischen  Städte,  aber  zugleich  das  Aufgeben  der  natio- 
nalen Eigenart  zur  Folge  hatte,  die  erst  in  der  Unionzeit 
zurück  gewonnen  ward^). 

Die  Raubzüge  insbesondere  der  wilden  Petschenegen, 
von  denen  das  südliche  Russland  heimgesucht  wurde, 
waren  es  unzweifelhaft,  die  den  Grossfürsten  Wladimir, 
wie  ein  Jahrhundert  früher  Heinrich  I.  in  Deutschland,  zur 

Ashley,  a.  a.  0.  I 83. 

2)  V.  Ochenkowski,  a.  a.  0.  S.  54. 

3)  a.  a.  0.  S.  144. 

V.  Amira,  Nordgermanisches  Obligationenrecht.  Leipzig  1882 
bis  1895.  I 14. 
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Gründung  von  Städten  und  Communen  veranlassten,  um  der 
Bevölkerung  und  ihrer  Habe  Sicherheit  zu  verschaffen^). 

Zur  Zeit  als  die  Germanen  in  die  alten  Römerstädte 
einzogen,  entwickelten  sich  im  Orient  selbstständig  aus 
befestigten  Feldlagern  Kufa,  Bassra,  Bagdad.  Auf  dieselbe 
Weise  entstand  später  Kairo®).  Auch  die  orientalischen 
Städte  erfüllten  in  erspriesslicher  Weise  die  Aufgabe , den 
Personen  wie  dem  Eigenthum  Sicherheit  und  Schutz  zu 
gewähren. 

5. 

Wir  schreiten  nun  zur  Darstellung  der  Gesetz- 
gebung, des  Rechtes  und  seiner  Pflege.  Zunächst  be- 
trachten wir  den  Besitz  und  das  Eigenthum  nach 

mittelalterlicher  Auffassung. 

Die  mannigfaltigen  Bedeutungen  des  Wortes  Gewere, 
Were,  scheinen  auf  den  Grundbegriff  der  Sicherung,  der 
Vertheidigung  zurückzugehen  (vgl.  IV/I  H)®)  (weie  = 
arma , munitio).  Der  lateinische  Text  des  Sachsenspiegels 
setzt  dafür  possessio,  potestas,  clausura.  Andererseits 
drückt  es  die  förmliche  Einkleidung  in  den  Besitz,  vestitura, 

aus  *). 

Analog  dem  altrömischen  dominium,  das  in  der  ursprüng- 
lichen Bedeutung  der  Herrschaft  über  alles  im  Hauswesen 
Befindliche  — Freie  und  Unfreie , Menschen  und  Thiere  — 
manus  hiess , ist  die  germanische  Munt  nichts  Anderes  als 
manus,  Hand.  In  diesem  Begriffe  der  Munt  ist  anfangs 
noch  die  Gewalt  der  Personen  und  die  Herrschaft  über 
Sachen  vereinigt.  Allmählich  ist  der  ursprünglich  einheit- 
liche Herrschaftsbegriff  der  manus  in  die  Munt  über  freie 
und  halbfreie  Personen  und  die  Gewere  über  Unfreie  und 
Sachen  getheilt  worden.  Die  Sonderung  der  Begriffe  Munt 
und  Gewere  schliesst  daher  die  der  Rechtssubjecte  und  der 


1)  Strahl,  a.  a.  0.  I 112. 

2)  Jastrow  und  Winter,  a.  a.  0.  17. 

3)  Albrecht,  Die  Gewere.  S.  17. 

Grimm,  Rechtsalteithümer.  S.  602.  555.  556. 
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Rechtsobjecte  in  sich.  Die  nun  der  Gewere  unterliegenden 
Verinögensohjecte  bilden,  sofern  sie  aus  Grund  und  Boden 
bestehen,  selber  eine  Gewere,  oder  sofern  sie  fahrende  Habe 
sind,  befinden  sie  sich  in  einer  Gewere  ^).  Ungeachtet  dieser 
vom  römischen  Rechte  sich  unterscheidenden  Auffassung,  wo- 
nach Grund  und  Boden  für  sich  allein  im  Gegensätze  zu 
Fahrniss  den  Gegenstand  einer  Herrschaft  bildet  — was 
natürlich  erscheint,  so  lange  die  beweglichen  Güter,  vor 
Allem  Vieh , Ackergeräthe  und  Bodenerzeugnisse , nur  als 
Pertinenzen  des  Grundbesitzes  betrachtet  wurden®)  — ist 
doch  die  Gewere  ihrem  juristischen  Gehalte  nach , bei  un- 
beweglichen und  bei  beweglichen  Gütern  die  gleiche: 
„Herrschaft  über  die  Sache  in  der  doppelten  Richtung,  dass 
man  des  Gebrauchs  oder  der  Nutzung  derselben  gewaltig 
ist  und  nach  aussen  die  Sache  vertritt  und  gegen  jeden  An- 
griff mit  allen  Mitteln  des  Rechts,  gegen  Eigenniacht  sogar 
mit  eigener  Gewalt,  vertheidigt.“ 

Die  Gewere  über  bewegliche  Hube  »ist  nicht  nur  be- 
gründet, wenn  man  diese  in  seiner  vestitura,  in  seinem 
Hause  oder  seinem  Hofe,  sondern  auch  wenn  man  sie  unter 
seinem  Gewahrsam  in  seiner  Gewalt  hat.  Dadurch  ist  es 
möglich,  dass  man  eine  Fahrnisssache  in  seiner  Gewalt  hat, 
obwohl  sie  sich  in  Haus  und  Hof  eines  Andern  befindet, 
wenn  nur  der  Einbringende  sie  unter  eigenem  Verschlüsse 
hält®).  In  der  Gewere  von  Immobilien  ist  zugleich  die 
Gewere  an  allen  Mobilien  enthalten,  die  sich  im  Umkreis 
jener  befinden*). 

Dem  deutschen  Rechte  ist  die  scharfe  Scheidung,  die 
das  römische  zwischen  der  rechtlichen  und  der  thatsächlichen 
Herrschaft  trifft  (vgl.  IV/I  348),  fremd  geblieben®). 

Da  die  Gewere,  ohne  selber  ein  Recht  zu  sein,  nur  die 
thatsächliche  Herrschaft  über  Sachen  bedeutet,  so  können 

>)  Heusler,  a.  a.  0.  I 98. 

*)  Arnold,  Deutsche  Geschichte.  II/II  230. 

®)  Heusler,  a.  a.  0.  II  189.  190. 

*)  Albrecht,  a.  a.  0.  S.  19. 

•')  Brunner  bei  Holtzendorff,  Encyklopädie.  S.  272. 
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Forderungsrechte  ebensowenig  wie  die  iura  iu  re  (Pfand- 
recht, Leibzucht  etc.)  Gegenstand  der  Gewere  sein  ‘). 

Die  Gewere  steht  jedem  zu,  der  die  Sache  für  sich  zu 
eigenem  Nutzen  inne  hat;  damit  sie  rechtliche  Anerkennung 
finde,  muss  sie  der  Ausdruck  eines  Rechtes  sein®).  Mit 
dieser  erscheint  die  ältere  Auffassung  aufgegehen,  wonach 
auch  dem  Commodator,  Depositar,  Verwalter  und  dem  un- 
rechtmässigen Besitzer  die  Gewere  zuerkannt  ward®).  Die 
Quellen  sprechen  zwar  von  Unrechter  und  betrüglicher  Gewere 
an  Immobilien,  der  sogar  Schutz  zugestanden  werde;  ein  der 
Gewalt  entspringender  Besitz  ist  jedoch  nicht  Gewere,  sondern 
wird  es  erst,  wenn  er  Jahr  und  Tag  unangefochten  bestanden 
hat  und  so  durch  den  Zeitverlauf  der  Ursprung  verwischt 
ist.  Nur  bei  beweglichen  Gütern  wird  die  raubliche  oder 
diebliche  Gewere  gleich  einer  anderen  behandelt.  Im  Gegen- 
sätze zur  raublichen  heisst  die  mit  Rechtswirkungen  aus- 
gestattete Gewere,  der  juristische  Besitz,  rechte  Gewere*). 
Diese  nimmt  im  deutschen  Privatrechte  die  Stellung  ein, 
die  im  römischen  Rechte  die  Usucapion  (s.  IV/I  352)  inne 
hatte,  indem  beiden  die  Absicht  zu  Grunde  liegt,  einem 
längern  Besitze  durch  den  Erlass  des  Nachweises  der  Rechts- 
gültigkeit des  Erwerhtitels  und  die  Anerkennung  eines  durch 
längere  Zeit  unangefochtenen  Besitzes  Schutz  zu  verleihen  ®). 

Wiewohl  der  Sachsenspiegel  Gewere  mit  possessio  über- 
setzt, so  ist  doch  die  Gewere  von  der  römischen  possessio 
insofern  unterschieden,  als  die  Gewere  an  einem  Gute  auch 
dem  zukommt,  der  dessen  Nutzung  hat,  da  sie  an  Liegen- 
schaften eben  in  der  Nutzung  zum  Ausdruck  kommt.  In 
diesem  Sinne  kann  die  factische  Herrschaft  auch  anderen  als 
dem  Eigenthümer  beigemessen  werden,  und  die  Gewere,  die 
somit  verschiedenen  Personen  am  nämlichen  Gute  ermöglicht 
wird,  dient  zum  Ausdruck  der  verschiedenen  Rechte,  die 

Heusler,  a.  a.  0.  I 376. 

a.  a.  0.  I 379. 

Albrecht,  a.  a.  0.  S.  3.  4. 

Heusler,  a.  a.  0.  II  21.  22.  Schröder,  a.  a.  0.  S.  686. 

Heusler,  Die  Gewere.  S.  252. 
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durch  sie  dinglich  werden.  Nach  deutschem  Rechte  gibt  es 
also  nicht  bloss,  wie  nach  römischem,  eine  possessio  mit 
animus  domiiii,  sondern  auch  eine  mehrfache,  eine  Leib- 
zuchts-,  eine  Satzungs-,  eine  Vormundschafts-,  eine  Lehns-, 
eine  Zinsleihe-Gewere  etc.  ^).  Der  Eigenthümer,  der  sein 
Gut  verpfändet  oder  zu  Lehn  gibt,  überträgt  die  Gewere 
auf  den  Gläubiger  oder  den  Vasallen,  dieser  bei  Weiter- 
verleihung auf  den  untern  Vasallen.  Dagegen  hat  der 
Gläubiger  keine  Gewere , so  lange  der  Pfandgläubiger  das 
Gut  in  Satzung  und  der  Leibzüchter  als  Leibzucht  besitzt-). 
Auch  fehlt  dem  die  Gewere,  der  nur  in  Stellvertretung  besitzt, 
wie  dem  Gutsverwalter®).  Der  Vormund  ist  durch  seine 
Gewere  in  den  Stand  gesetzt,  über  sämmtlicbe  bewegliche 
Habe  seines  Mündels  beliebig  zu  verfügen,  bloss  unter 
Verantwortlichkeit  dem  Mündel  gegenüber^). 

Da  der  thatsächliche  Besitz  und  die  Gewere  getrennt 
sein  konnten,  so  ist  das  Institut  der  Gewere  der  Entwicklung 
des  öffentlichen  Credits  förderlich  gewesen.  Allmählich 
wurde  die  Gewere  auf  Rechte  mit  unregelmässigen  Ein- 
künften und  schliesslich  auch  auf  reine  Forderungsrechte 
ausgedehnt,  wodurch  der  Begriff  der  Gewere  nun  von  dem 
ursprünglichen  abwich  ® ). 

Die  Gewere  als  die  durch  die  Nutzung  wahrgenommene 
Thatsache  der  wirklichen  Herrschaft  entstanden,  wird  gemene, 
blote  oder  hebbende  Gewere  genannt.  Der  Gegensatz  dazu 
ist  die  eigentliche,  Lehns-,  Zins-,  Satzungs-,  Leibzuchts- 
Gewere,  d.  i.  die  Gewere,  die  sich  als  Ausübung  des  Eigen- 
thums, des  Lehnrechts  etc.  darstellt.  Der  Gegensatz  von 
gemeiner  und  eigentlicher  Gewere  ist  also  der  von  titulirtem 
und  untitulirtem  Besitze®). 


Der  Besitz,  den  man  durch  unmittelbare  Einwirkung 
auf  eine  Sache  ausübt,  im  Gegensätze  zu  dem,  den  man  nur 
vermittelst  der  Nutzung  ohne  thatsächliche  Detention  der 
Sache  hat,  heisst  ledigliche  Gewere.  Es  hat  also  die  ledigliche 
Gewere,  w^er  ein  Gut  selbst  oder  vermittelst  eines  Verwalters 
bewirthschaftet , nicht  aber  wer  es  durch  einen  Pächter  be- 
wirthschaften  lässt  ^). 

!Man  konnte  eine  Liegenschaft  veräussern  und  sich  ein 
Recht  daran  Vorbehalten,  vermöge  dessen  man  die  Gewere 
behielt;  so,  wenn  man  einer  Kirche  das  Eigenthum  an  einem 
Grundstücke  unter  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  übertrug,  oder 
das  verliehene  Gut  alsbald  wieder  zu  Lehn  empfing.  In 
solchen  Fällen  wurde  der  Titel  der  Gewere  verändert  ®). 

Der  Uebergang  der  Gewere  durch  den  Erbgang  erfolgte 
unmittelbar  durch  den  Tod  des  Erblassers,  indem  angenommen 
wurde,  dass  der  Erbe,  auch  wenn  er  den  Besitz  thatsächlich 
noch  nicht  angetreten  hatte,  den  Besitz  des  Erblassers 
fortsetzte  ®). 

Da  die  Rechtsordnung  auch  einen  bloss  thatsächlichen 
Herrschaftsbestand  anerkennt,  so  gibt  die  Gewere  dem 
Inhaber  den  Anspruch  auf  Schutz  des  durch  sie  zur  Er- 
scheinung gebrachten  Rechtes^). 

Die  saisine  der  Franzosen  entspricht  genau  der  deutschen 
Gewere;  auch  sie  ist  der  auf  Nutzung  beruhende  in  die 
Erscheinung  tretende  Besitz  und  wird  gleich  der  Gewere 
durch  Besitzeinweisung  und  durch  Erbgang  erworben, 
letzteres  nach  dem  Grundsätze  le  niort  saisit  le  vif  son 
höritier.  Verschieden  von  der  deutschen  ist  die  fianzösische 
Behandlung  des  Besitzschutzes ; das  französische  Recht  stellt 
auf  höherer  Stufe  der  Entwicklung  als  das  deutsche,  indem 
es  einen  förmlichen  durchgebildeten  Besitzprocess  kennt®). 


1)  Heusler,  Die  Gewere.  S.  144.  Institutionen.  II  22. 

Heusler,  Institutionen.  II  36. 

®)  Schröder,  a.  a.  O.  S.  687. 

Heusler,  a.  a.  0.  II  42.  43. 

^)  Heusler,  Die  Gewere.  S.  337. 

Felix,  Eigenthum.  IV.  2.  I. 


Heusler,  Institutionen.  II  15. 

2)  Stobbe,  a.  a.  0.  II  15.  16. 

V.  Amira  bei  Paul.  11/11  160. 

Heusler,  a.  a.  0.  II  496. 

Vgl.  V.  Kostanecki,  Der  öffentliche  Credit  ini  Mittelalter. 
Leipzig  1889.  S.  17. 

Heusler,  a.  a.  0.  II  22.  23. 
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Auch  die  englische  seisin  ist,  gleich  der  deutschen 
Gewere,  einfach  Besitz  und  mit  dem  Gedanken  des  Genusses 
verknüpft.  Ein  Mann  ist  in  „seisin“  von  Land,  wenn  er 
es  nutzt,  oder  in  der  Lage  ist  es  zu  nutzen.  Der  Vormund 
eines  Kindes  hatte  — wiewohl  die  Vormundschaft  ein  nutz- 
bares und  verkäufliches  Recht  war  — keine  Gewere  an 
dem  Lande,  das  dem  Mündel  gehörte,  sondern  dieser  hatte 

sie  ^). 

Auch  in  dieser  Periode  werden  (offenbar  hölzerne)  Häuser, 
die  zerlegt,  abgetragen,  versetzt  werden  können,  zu  den 
beweglichen  Dingen  gerechnet.  Die  Weisthümer  von 
Staffelaere  von  1260  bestimmen  ausdrücklich,  dass,  wer  sein 
Haus  wegführe , einer  Strafe  von  zwei  sous  unterliege. 
Andere  Gesetze  bedrohen  den  mit  Strafe,  der  ein  Haus  bei 
Nacht  abtrage  2).  Der  im  dreizehnten  Jahrhundert  zu  Tage 
getretene  Fortschritt  vom  Holz-  zum  Steinbau  beschränkte 
sich  im  Wesentlichen  auf  Kirchen  und  Rathhäuser,  während 
steinerne  Privathäuser  noch  selten  waren  ^). 

Das  französische  mittelalterliche  Recht  macht  eine  ganz 
eigenthümliche  Unterscheidung  zwischen  beweglichem  und 
unbeweglichem  Eigenthum.  Das  „livre  de  jostice  et  de 
plet“  bezeichnet  als  „meubles“  alle  beweglichen  Sachen  mit 
Ausnahme  der  Leibeigenen , die  zu  den  unbeweglichen  Ge- 
genständen (heritages)  gehören,  weil  sie  an  den  Boden  ge- 
fesselt sind. 

Nach  einzelnen  französischen  Gewohnheitsrechten  gehörten 
auch  hängende  Früchte  zu  den  unbeweglichen  Gegenständen; 
erst  durch  die  Trennung  wurden  sie  zu  den  beweglichen  ge- 
rechnet. Nach  gewissen  späteren  Gewohnheitsrechten  wurden 
das  Gras  nach  Mitte  Mai,  das  Getreide  nach  Johanni  und  die 
Trauben  um  Mitte  September  als  bewegliche  Dinge  betrachtet. 


1)  a.  a.  ().  S.  441.  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  ü.  1 33.  37. 

2)  des  Marez,  a.  a.  0.  S.  231. 

*)  V.  Below,  Das  alte  deutsche  Städtewesen  und  Bürgeithum. 
Bielefeld  und  Leipzig  1898.  S.  66. 
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Ferner  wurde  zu  den  unbeweglichen  Sachen  alles  ge- 
rechnet, was  mit  solchen  durch  Eisen,  Blei,  Nägel  oder 
Pflöcke  verbunden  war,  wie  z.  B.  Spiegel,  Täfelwerk,  ferner 
Wannen  und  andere  schwer  fortzuschaffende  Geräthe,  wobei 
allerdings  Meinungsverschiedenheiten  zu  Tage  traten.  Eine 
andere  Classe  von  unbeweglichen  Dingen  bestand  aus  den 
für  den  Boden,  auf  dem  sie  sich  befanden,  unentbehrlichen 
!»  Gegenständen,  wie  Pressen,  Stückwerk  in  Burgen,  Stroh 

und  Dünger  auf  den  Meiereien , heilige  Geräthe  in  den 
Capellen  etc.  Auch  die  auf  dem  Grund  und  Boden  sich  frei 
bewegenden  Thiere,  namentlich  Tauten  in  den  Schlägen, 

Kaninchen  in  den  Gehegen,  Fische  in  den  Teichen  wurden 
I als  unbewegliche  Güter  betrachtet. 

Weiterhin  gehörten  hierzu  die  auf  Grund  und  Boden 
(»ezüglicheu  Rechte.  Schon  zur  Zeit  Beaumanoirs  wurden 
feudale  Rechte  als  Immobilien  angesehen;  später  wurden 
auch  Aeinter  hierzu  gerechnet. 

Die  allgemeine  Riclitung  ging  dahin,  den  Charakter 
^ unbeweglicher  Sachen  allen  Rechten  zu  verleihen,  die  ein 

grösseres  Einkommen  brachten  und  die  beweglichen  auf 
geringere  Werthe  zu  beschränken.  Dies  erklärt  sich  durch 
den  Wunsch  der  Erhaltung  der  Güter  in  den  Familien  und 
den  Einfluss  des  unbeweglichen  Reichthums  in  einem  gesell- 
schaftlichen Zustande , der  bei  geringer  Bedeutung  von 
Handel  und  Industrie  vornehmlich  auf  Grundeigenthum 
beruhte,  das  einen  politischen  Charakter  hatte.  Während 
mit  den  Lehen  meistens  Herrschaftsrechte  verbunden  waren, 

! legte  die  feudale  Gesellschaft  auf  bewegliche  Dinge  so 

geringen  Werth,  dass  sie  dafür  den  Ausdruck  vilis  mobilium 
3 possessio  aiiwandte^).  Dieser  Unterschied  zwischen  gewisser- 

' massen  privilegirtem  und  nicht  privilegirtem  Eigenthum  I 

I erinnert  an  den  zwischen  res  mancipi  und  nec  mancipi  im 

I alten  Rom  (vgl.  IV  I 349.  350). 

Die  Unterscheidung  von  dominium  directum  und  utile, 
die  wir  bereits  kennen  gelernt  haben,  wurde  aus  dem  Mangel 

*)  ülasson,  a.  a.  U.  VII  221  ff. 
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eines  bestimmten  Eigenthiimsbegriffs  oder  aus  der  Unzu- 
länglichkeit der  Rechtsspraehe  zu  erklären  gesucht.  Doch 
liegt  ihr  eine  tiefere  Beobachtung  zu  Grunde,  als  gewöhnlich 

angenommen  wird. 

Wenn  auch  seit  dem  dreizehnten  Jahrhundert  in  den 
Urkunden  dominium  gleichbedeutend  mit  proprietas  ange- 
wandt wird,  so  ist  doch  die  eigentliche  technische  Bedeutung 
von  dominium  im  Sprachgehrauche  des  frühem  Mittelalters 
nicht  die  von  Eigenthunisrecht  im  engem  privatrechtlichen 
Sinne,  sondern  die  von  Herrschaft  mehr  im  Sinne  von  Munt. 
So  hat  der  Landesherr  das  dominium  terrae  nicht  als  das 
ihm  oft  fehlende  Eigenthum  an  Grund  und  Boden,  sondern  als 
Landeshoheit,  als  Herrschaft  über  Land  und  Leute;  der 
Vogteiherr  ist  dominus  seiner  Vogteileute;  auch  der  Grund- 
herr hat  das  dominium  als  Herrschaft  über  die  Leute ; wenn 
er  auch  unter  Umständen  ausserdem  das  Eigenthum  hat. 
so  ist  dieses  doch  ein  besonderer  Begriff  für  sich. 

Gegenüber  der  gewöhnlichen  Ausschliesslichkeit  des  domi- 
nium sind  infolge  der  mannigfaltigeu  Abstufungen  des  Lehn- 
rechts bei  Lehen  mehrere  domiiiia  an  einem  und  demselben 

Objecte  möglich  (s.  S.  132)  U- 

In  der  älteren  Zeit  gab  es  neben  dem  Eigenthum  nur 

hofrechtlichen  Besitz,  der  jedoch  nur  au  dem  Eigenthum 
eines  Andern,  an  das  er  sich  anlehnte  und  von  dem  er  seinen 

Schutz  empfing,  zulässig  war-). 

Für  das  deutsche  Recht  sind  als  Erwerbsarteii  des 

Eigenthunis  an  Liegenschaften  ausser  der  Uebertragung 
(traditio,  sale)  von  Seiten  des  vorigen  Eigenthümers  (mit 
dessen  Auflassung,  der  rechtslörmlichen  Verzichtsei  kläiung) 
und  dem  Erbgange  vornehmlich  richterliche  Adjudicatiou 
und  Occupation  zu  erwähnen.  Die  dem  römischen  Rechte 
als  Eigenthumserwerbsart  angehörende  Ersitzung  (s.  IV  I 352) 
kennt  das  deutsche  Recht  nicht.  Die  sogenannte  rechte 
Gewere  ist , wie  wir  gesehen  haben , aul  die  Voraussetzung 
des  bereits  vollzogenen  Eigenthumserwerbes  gegründet. 


Heusler,  Institutionen.  II  48.  49. 

2)  Arnold,  Zur  Geschichte  des  Eigenthums.  S.  34. 
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Die  Occupation  von  herrenlosem  Lande  war  ursprünglich 
nur  von  Seiten  des  Gesammtvolkes  zulässig.  Wie  wir  bereits 
erwähnten , traten  mit  der  Entwicklung  der  königlichen 
Gewalt  die  Könige  an  die  Stelle  des  Volkes  und  eigneten 
sich  das  Recht  auf  alles  herrenlose  Land  an,  so  dass  der 
Einzelne  zur  Occupation  ein  königliches  praeceptum  erwirken 
musste  *). 

» In  Plngland  kann  von  der  Occupation  herrenlosen  Landes 

keine  Rede  sein,  weil  es  daselbst,  infolge  des  Grundsatzes, 
dass  der  König  Eigenthümer  alles  Grundes  und  Bodens  ist. 
kein  herrenloses  Land  gibt.  Was  er  nicht  als  Lehen  aus- 
that,  wurde  zu  den  Domänen  gerechnet^). 

Die  Eigenthumserwerbsarten  an  Fahrniss  sind  nach 
deutschem  Rechte : 

1.  Das  Recht  auf  die  vom  Baume  des  Nachbars  auf  den 
eigenen  Boden  herabfallenden  Früchte. 

2.  Das  Recht  auf  überhängende  Aeste. 

3.  Das  Jagdrecht,  das  den  Markgenossenschaften  zeitig 

^ zu  Gunsten  der  Grossen  entzogen  w'urde.  Aehnlich 

verhielt  es  sich  mit  der  Fischerei  in  öffentlichen 
Flüssen,  die  zuerst  1158  in  der  Lombardei  als  Regal 
erklärt  wurde. 

4.  Der  Fund.  Nach  manchen  Volksrechten  wurde  das 
Eigenthum  an  gefundenen  Gegenständen  zu  einem 
Drittel  erst  erworben , nachdem  diese  öffentlich  auf- 
geboten  worden  waren  und  sich  Niemand  als  Eigen- 
thüiiier  meldete.  Zwei  Drittel  fielen  dann  dem  Richter 
zu. 

' 5.  Das  Grundruhr-  und  Strandrecht.  Seit  unvordenklichen 

^ Zeiten  beanspruchte  der  Grundherr  ein  Recht  auf 

Güter,  die  sich  in  einem  auf  der  See  oder  auf  Binnen- 
wasser untergegangenen  Fahrzeuge  befunden  hatten, 
I wofern  dieses  den  Grund  berührte. 

' 6.  Der  Fruchterwerb.  Wer  in  der  Bewirthschaftung  eines 

I Gutes  alle  zur  Hervorbriugung  der  Früchte  erforderliche 

I * a.  a.  0.  S.  65. 

Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.  II  80. 

L 


Arbeit  vollzogen  hat,  ist  berechtigt,  die  Früchte  auch 
dann  einzuheimseii , wenn  zur  Zeit  der  Ernte  das  Gut 
nicht  mehr  in  seiner  Nutzung  steht.  „Wer  säet,  der 
mäht^)“.  Hierbei  ist  der  Gedanke  entscheidend,  dass 
das  Eigenthum  der  Lohn  der  Arbeit  sei^). 

Im  Gegensätze  zum  römischen  Hecht,  das  nur  ein  Eigen- 
thum an  Sachen  kennt,  gibt  es  nach  deutschem  Recht  ein 
Eigenthum  an  unkörperlichen  Dingen,  an  Be-  '• 

fugnissen  und  Regierungsrechten,  so  z.  B.  Eigenthum  au 
der  Vogtei,  an  der  Gerichtsbarkeit,  an  Renten,  Zehntl>e- 
reehtigungen  etc.  Diese  grössere  Ausdehnung  und  geringere 
Intensität  des  deutschen  Eigenthumsbegriffes  ist  eine  Folge 
der  Alleinherrschaft  des  Grundvermögens  und  der  Unbeweg- 
lichkeit des  Capitals  im  Mittelalter.  Infolge  des  Mangels 
eines  festen  Eigenthumsbegriftes , des  daraus  erwachsenen 
Schwankens  des  Sprachgebrauches  und  der  Rücksicht  auf 
das  Recht  dessen,  der  die  Gewere  hat,  wurden  Nutzungs- 
rechte Einzelner  am  Grund  und  Boden,  besonders  der  Vasallen 
und  der  Bauern,  als  Eigenthum  aufgefasst  ^).  »a, 

Das  Grundeigenthum  wurde  zuweilen  im  Gegensätze 
zur  beweglichen  Habe  mit  Eigen  bezeichnet;  insbesondere 
ererbtes  Grundeigenthum  mit  arbi,  erbe  (hereditas),  analog 
dem  französischen  heritage  und  dem  spanischen  heredad^). 

Die  überwiegende  Bedeutung  des  Grundeigenthums  wird  auch 
dadurch  gekennzeichnet,  dass  diese  Ausdrücke  auch  das  auf 
dem  Gute  befindliche  Wirthsehaftsinventar  mitumfassten®). 

Während  das  römische  Recht  auch  bei  gleichmässigem 
Rechte  Mehrerer  an  derselben  Sache  den  Machtbereich 


einer  jeden  Person , wenn  auch  nur  der  Idee  nach , genau 
begrenzt,  kennt  das  deutsche  Recht  daneben  ein  anderes 
Gemeinschaftsverhältniss  nach  dem  Princip  der  gesammten 


1)  Heusler,  a.  a.  0.  II  193—195.  Stobbe,  a.  a.  0.  II  6«8.  676. 
-}  iSchröder,  a.  a.  O.  S.  202. 

®)  Arnold,  Verfassungsgeschuhte  der  deutschen  Freistädte.  I 259. 
Stobbe,  a.  a.  0.  II  259. 

Grimm,  a.  a.  O.  S.  492. 

"■)  Schröder,  a.  a.  0.  S.  266. 
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Hand,  wonach  die  Sache  oder  das  Recht  Mehreren  zusammen, 
ohne  bestimmte  Quote  für  den  Einzelnen,  gehört.  Hiernach 
können  Recht  und  Pflicht  sich  nur  in  gemeinsamem,  ein  selbst- 
ständiges Vorgehen  des  Einzelnen  ausschliessendem  Handeln 
realisiren.  Dieses  Princip  sehen  wir  im  Mittelalter  auf  die 
mannigfachsten  Beziehungen  angewandt : Allode , Lehen, 

Bauerngüter  besitzen  Mehrere  zur  gesammten  Hand ; Gläubiger 
und  Schuldner  sind  zur  gesammten  Hand  berechtigt  und 
verpflichtet/).  Im  Gegensatz  zu  dem  Rechte  des  Miteigeu- 
thümers  darf  kein  Gesammthänder  sein  Recht  selbstständig 
einem  Dritten  überlassen,  welcher  Gegensatz  sich  besonders 
im  Erbrechte  äussert.  Beim  Tode  eines  Gesammthänders 
nehmen  seine  Descendenten  seine  Stelle  in  der  Gemeinschaft 
ein;  in  Ermanglung  solcher  jedoch  steht  dem  entfernten 
Verwandten  kein  Erbrecht  zu.  In  einem  solchen  Falle  ge- 
hört das  Gut,  das  bisher  z.  B.  vier  Brüder  besessen  hatten, 

nun  den  drei  überlebenden^). 

Schon  seit  dem  Anfänge  der  deutschen  Geschichte  sind 
die  in  einem  Haushalte  vereinigten  Familienglieder  durch 
ein  starkes  Gemeinschaftsrecht  gegenseitig  gebuuden,  wobei 
ein  Gegensatz  zwischen  sächsischem  und  süddeutschem  Rechte 
bemerkbar  ist.  Dort  besteht  eine  feste  Anwartschaft,  der- 
zufolge  das  Familienhaupt  bei  Verfügungen  über  Grund  und 
Boden  die  Zustimmung  der  nächsten  Familienangehörigen, 
das  „Erbenlaub“,  einzuholen  hat,  während  in  Süddeutschland 
die  Verfügung  über  das  Hausgut  nur  durch  strenges  Zu- 
sammenwirken sämmtlicher  Betheiligten  erfolgt , die  mit 
gesammter  Hand  vergehen.  Der  Unterschied  beider  an- 
scheinend gleicher  Rechte  äussert  sieh  u.  A.  darin,  dass  das 
Erbenlaub  der  Verwandten  nach  sächsischem  Rechte  auch 
nach  bewirkter  Theilung  der  Güter  zur  Veräusserung  jedes 
Antheils  erforderlich  ist,  während  in  Süddeutschland  die 
Theilung  die  gesammte  Hand  und  damit  jedes  Einspruchs- 
recht der  früheren  Genossen  (Gemeinder)  auf  hebt.  Ferner 

’)  stobbe,  a.  a.  0.  11  68.  Heusler,  a.  a.  0.  1 226. 

2)  Stobbe,  a.  a.  0.  II  72. 
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kann  nach  Sachsenieclit  der  erwachsene  Sohn  Ausscheidung 
seines  Gutsantheils  vom  Vater  verlangen,  während  in  Süd- 
deutschland das  Recht  des  Vaters  auf  Alleinherrschaft  bis 
zu  seinem  Tode  gewahrt  bleibt.  Hier  nämlich,  wie  nach 
Sachsenrecht,  hatte  der  Vater  kraft  seiner  Munt  in  der 
Leitung  des  Hauswesens  allein  das  entscheidende  Wort,  aber 
l)ei  einer  Verfügung  über  das  Familiengut  nach  aussen,  wo 
die  Hausherrschaft  auf  hörte,  legte  ihm  das  Mitrecht  der 
Söhne  Schranken  auf. 

Der  Grundsatz  der  Gesammthand , dass  Alle  zusammen 
über  das  Ganze  oder  einen  Theil  verfügen  können,  gilt  nur 
für  den  ^'erkehr  in  Liegenschaften,  nicht  aber  für  den  in 
Fahrniss,  da  es  unzulässig  wäre,  für  jedes  Rechtsgeschäft 
des  täglichen  Lebens  Gemeinsamkeit  des  Handelns  zu  fordern. 

Von  solchen  Gemeinderschaften  ist  in  den  \'olksrechten 
und  in  den  Urkundensammlungen  der  fränkischen  Zeit  über- 
aus häutig  die  Rede,  und  sie  haben  sieh  in  vielen  Orten, 
namentlich  in  bäuerlichen  Verhältnissen,  bis  in  die  neueste  Zeit 
erhalten,  als  eines  der  vielen  Merkmale  des  Nebeneinander- 
bestehens verschiedener  Culturstufen.  Besassen  Geschsvister 
ein  Haus  zu  gesammter  Hand  und  beging  eines  von  ihnen 
ein  Verl)rechen,  so  wurde  nach  altfriesischem  Recht  das 
Haus  — auch  zum  Schaden  der  übrigen  — zerstört,  während 
im  Falle  der  Abtheiluug  nur  der  Theil,  der  dem  Verbrecher 
gehörte,  der  Zerstörung  auheimtiel. 

In  den  Städten  war  der  Drang  nach  freiem  Verfügungs- 
rechte  über  das  Eigenthum  zu  kräftig,  die  Gebundenheit  zu 
unerträglich,  als  dass  daselbst  ausserhalb  des  ehelichen  Güter- 
rechts die  Gemeinderschaft  hätte  dauernd  heimisch  werden 
können  (Ausnahmefälle  s.  S.  345).  Doch  galt  das  Vermögen  der 
Gemeinde  als  Gesammteigenthum  der  Gemeindeglieder,  undjeder 
Fiinzelne  konnte  für  ihre  Schulden  haftbar  gemacht  werden  ^). 

Zur  Lösung  auch  sonstiger  Familiengenosseuschaften 
trug  nächst  dem  Beispiele  Roms  die  Kirche  wesentlich  bei. 

')  lleusler,  a.  a.  O.  I 227  tt‘.  v.  Ainira,  Erbenfolge.  S.  188. 
Schröder,  a.  a.  0.  S.  681, 
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Sie  suchte  Grund  und  Boden  von  den  Familienfesseln  zu 
befreien  und  das  Individualeigenthum  zu  verbreiten,  damit 
Jedermann  pro  reniedio  animae  l^eliebig  über  das  Seinige 
verfügen  und  Kirchen  wie  Klöstern  Schenkungen  machen 
könne,  was  mit  dem  genossenschaftlichen  Eigenthum  unver- 
träglich gewesen  wAre. 

Ini  Schwarzwalde  bestanden  während  des  ganzen  Mittelalters 
Familiengemeinschaften  zu  gesammter  Hand  auf  ungetrenntem 
Gute,  auf  welcher  Einrichtung  die  ursprüngliche  Ilofverfassung 
beruhte.  Seit  dem  fünfzehnten  Jahrhundert  in  Auflösung  be- 
griffen, wurden  sie  zu  Sonderrechten  der  geschlossenen  Hofgüter 
umgebildet  und  waren  im  siebzehnten  Jahrhundert  spurlos  ver- 
schwunden ^). 

Wie  wir  bereits  (IV  I 379)  erörterten,  beruhte  die  absolute 
Gewalt  des  römischen  Hausvaters  auf  der  Geschlossenheit  der 
in  Gemeinschaft  vereinigten  Familie.  Durch  römische  Tradition 
scheint  es  sich  nun  zu  erklären,  dass  in  Italien  bis  zum  elften  Jahr- 
hundert gemeinsames  Grundeigenthum  von  Brüdern  häutig  zu 
gewahren  ist  und  dass  auch  gemeinsame  Pachtungen  von  Ver- 
wandten wie  Nichtverwandten  die  Regel  ausmachen'). 

Diese  Gemeinsamkeit  beschränkte  sich  aber  nicht  bloss  auf 
ländlichen  Besitz.  Die  Schwierigkeit,  in  den  Städten  Boden  und 
Geld  zu  eigenem  Hausbaue  zu  erlangen  und  der  mittelalter- 
liche Widerwille  gegen  das  fast  als  Aufgeben  der  persön- 
lichen Freiheit  betrachtete  Wohnen  zur  Miethe  — weshalb 
es  z.  B.  in  Basel  noch  vor  nicht  langer  Zeit  keine  eigent- 
lichen Miethhäuser  gab^);  — stellten  beim  Tode  des  Haus- 
vaters die  Erben  meistens  vor  die  Alternative  der  Theilung 
des  Hauses  oder  der  Fortsetzung  der  häuslichen  Gemeinschaft, 
und  da  jene  oft  nicht  zulässig  war,  so  kam  es  gerade  in  Städten 
sehr  häutig  vor,  dass  die  Erben  den  gemeinschaftlichen  Haushalt 
zuweilen  durch  mehrere  Generationen  fortführten.  In  solchen 
Fällen  wurde  das  gemeinsame  Vermögen  von  den  einzelnen 
Familienmitgliedern  nach  Massgabe  des  Bedürfnisses  ohne  grund- 
sätzliche Abgrenzung  benutzt  und  dem  entsprechend  der  Erwerb 
jedes  Einzelnen , ohne  Rücksicht  auf  die  Grösse , dem  Gemein- 
vermögen hinzugefügt.  Von  dieser  Gütergemeinschaft  blieb  nur 

>)  Gothein,  Wirthschaftsgeschichte  des  Schwaizwaldes.  I 848. 

2)  Hartmann,  Bemerkungen  über  Besitzgemeinschaft  und  Wirth- 
schaftsgemeinschaft  in  italienischen  Privaturkunden.  Zeitschrift  für 
Social-  und  Wirthschaftsgeschichte.  V 211. 

®)  Arnold,  Zur  Geschichte  des  Eigenthums.  S.  194. 
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»las  obsequio  regis  und  cum  judice  Erworbene  wie  die  ineta  der 
Frau  (s.  S.  47)  ausgeschlossen.  Dabei  war  nicht  sowohl  die  Ver- 
wandtschaft als  vielmehr  die  Gemeinsamkeit  des  Haushaltes  und 
der  damit  verknüpften  Arbeit  massgebend. 

Es  haben  auch  that sächlich  solche  Gemeinschaftsverhältnisse 
ausserhalb  der  Familie,  in  älterer  Zeit  zunächst  in  Handwerker- 
kreisen, bestanden,  wo  die  Arbeitsgenossen  gewisserraassen  als 
Familienmitglieder  betrachtet  wurden.  Der  Natur  der  Sache 
nach  beschränkte  sich  hier  die  Gemeinschaft  auf  die  männlichen, 
als  die  arbeitenden,  erwerbenden  Mitglieder;  ferner  wurden 
Immobilien  vom  gemeinsamen  Fonds  ausgeschlossen. 

Ursprünglich  ergab  sich  aus  der  Familiengemeiiischaft  die 
solidarische  Haftung  der  Mitglieder,  die  aus  den  meisten  Statuten 
der  wichtigeren  italienischen  Binnenstädte  ersichtlich  ist.  Diese 
war  auch  dem  spanischen  Hechte  bekannt : das  fuero  de  Santa 
Uristina  von  1212  bezeichnet  ausdrücklich  die  Miterben,  die 
nach  castilianischem  Rechte  solidarisch  haften,  welche  Bestimmung 
durch  die  Einführung  des  römischen  Rechtes  aufgehoben  wurde. 

Familiengemeinschaften  mit  ihren  vermögensrechtlichen  Con- 
sequenzen  kamen  auch  bei  der  italienischen  societas  maris  vor. 

Die  Familiengemeinschaften  waren  u.  A.  in  Florenz  sehr 
häutig.  Einer  der  dafür  massgebenden  Gründe  war  der , dass 
Vereinigungen  unter  Fremden  infolge  des  Todesfalles  eines 
Gesellschafters  — meistens  mit  emptindlichem  Verluste  — 
liquidiren  mussten , welche  Gefahr  bei  einer  Familienassociation, 
die  auf  einer  durch  Generationen  fortgesetzten  Haushaltungs- 
gemeinschaft beruhte  — die  auch  Theilhaber  ausserhalb  des 
Familienkreises  enthalten  konnte  — gar  nicht  oder  nur  in  ge- 
ringerem Masse  bestand  * ). 

Zu  erwähnen  haben  wir  ferner  der  gemeinsamen  Steinkohlen- 
ausbeute in  den  belgischen  Communen  von  Saint-Guislain , Dour, 
Guaregnon,  Boussu^). 

Ländliches  Gemeineigenthum  tinden  wir  im  mittelalterlichen 
Frankreich  sowohl  bei  freien  wie  bei  hörigen  Bauern.  Die  Ver- 
einigung geschah  vorübergehend  oder  dauernd  entweder  im  Hin- 
blicke auf  die  überwiegenden  Vortheile  der  gemeinsamen  Arbeit 
oder  der  gemeinsamen  Mittel  oder  auf  Abwehr  drohender  Ge- 
fahren. Die  Urkunden  des  elften  Jahrhunderts  bieten  mannig- 
fache Beispiele  solcher  Genossenschaften.  Selbst  bei  fort- 
ueschrittenen  individualistischen  Anschauungen  Hessen  die  mit 


B Max  Weber,  Zur  Geschichte  der  Handelsgesellschaften  im 
Mittelalter.  Stuttgart  1889.  S.  44  tf.  53  tf.  67.  68.  115.  131. 

2)  Glasson,  a.  a.  0.  VII  260. 
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dem  freien  Leben  verbundenen  Gefahren  wenigstens  die  b arailien- 
gemeinschaft  in  Wechselbeziehung  zu  dem  den  Grundbesitz- 
theilungen  abholden  Lehnwesen  fortbestehen.  So  erklären  sich  die 
frerages“  im  Norden,  die  „ainesses“,  „vavassoreries  , „masures 
hl  der  Normandie,  die  „freresches“  in  Anjou.  Maine.  Touraine, 
die  „pagösies“  in  Centralfrankreich  ^).  Bei  den  Hörigen  lagen 
solche  Vereinigungen  im  eigenen  wie  im  Interesse  der  Henen. 
Ein  grosser  Vortheil,  der  jenen  daraus  erwuchs,  war  bei  Todes- 
fällen die  Fortdauer  des  Gesaramtbesitzes , während  der  Einzel- 
* besitz  daun  an  den  Herrn  zurückgelangte.  Die  Herren  ihrerseits 

machten  die  Erfahrung,  dass  bei  Gemeinbesitz  die  Unterthaneu 

sich  als  zahlungsfähiger  erwiesen^). 

Aber  nirgends  tinden  wir  das  Gesammteigenthum  mit  solcher 
Vollständigkeit.  Zähigkeit  und  Nachhaltigkeit  durchgeführt  wie 
bei  den  Slaven.  Allbekannt  ist  insbesondere  die  s ü d s 1 a v i s c h e 
Haus  com munion.  die  aufs  überzeugendste  darthut,  dass  es 
vornehmlich  die  Gemeinsamkeit  der  Gefahr  war , clie  den  Kitt 
dieser  Eigenthuinsform  bildete.  Infolge  der  unaufhörlichen  Kiiege, 
denen  die  Slaven  namentlich  von  Seiten  der  Türken  ausgesetzt 
waren,  dauerte  das  Gemeineigenthum  bei  ihnen,  unberührt  vom 
römischen  Rechte,  bis  auf  die  neueste  Zeit  fort.  Die  noth- 
wendige  Voraussetzung  dafür  war  Einfachheit  der  Sitten  und  der 
t Bedürfnisse : jede  Familie  erzeugte  fast  alles,  dessen  sie  bedurfte, 

selbst;  die  Mitglieder  erstrebten  keine  Veränderung,  keine 
Besserung  dieser  Lage,  sie  kannten  keinen  Fortschritt. 

Diese  Hauscommunion  entspricht  in  vielen  Punkten  dei 
Fanliliengemeinschaft  der  Hindu,  welche  die  agnatische  Giuppe 
der  römischen  Familie  darstellt,  oder  vielmehr  ohne  Dazwischen- 
kunft  der  englischen  Gesetzgebung  darstellen  würde.  Mähiend 
jedoch  der  römische  pater  familias  unumschränkt  übei  die 
Seinigen  und  das  Eigenthum  des  Hauses  herrschte,  wai  dei 
Hausvater  einer  südslavischen  Hausgemeinschaft  (domacin)  nui 
Verwalter  eines  Eigenthums,  auf  das  er  kein  grösseres  Aniecht 
als  irgend  einer  der  erwachsenen  männlichen  Hausgenossen  hatte : 
er  war  nur  primus  inter  pares.  Er  wurde , strenge  genommen, 
► nicht  gewählt,  sondern  wer  sich  im  Laufe  der  Zeit  als  der 

Tüchtigste,  Würdigste,  Besonnenste  erwies  und  als  solcher  die 
allgemeine  Achtung  erwarb , der  wurde  auch  stillschw  eigend  als 
domacin  anerkannt.  Nach  Zurücklegung  des  sechzigsten  Lebens- 
jahres musste  er  von  der  Leitung  zurücktreten,  ln  dei  Regel 
ernannte  er  selbst  seinen  Nachfolger,  meistens  entAveder  seinen 


i 


1)  Doniol,  Histoire  des  classes  rurales  en  France.  S,  82—84. 

2)  Laveleye,  De  la  propriete  et  de  ses  formes  primitives.  S.  224.  225. 
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ältesten  Sohn  oder  seinen  Jüngern  Bruder.  Starb  er  unversehens, 
so  wählten  die  Genossen  einen  Nachfolger  aus  ihrer  Mitte.  In 
manchen  montenegrinischen  Hausgemeinschaften  war  die  Würde 
, des  01)erhauptes  (vojvoda)  erblich.  Infolge  unwürdigen  Be- 

tragens oder  hartnäckiger  Krankheit  konnte  der  domacin  ab- 
i gesetzt  werden.  Meistens  waren  die  Mitglieder  einer  Haus- 

1 genossenschaft  Verwandte  zweiten  und  dritten , seltener  vierten 

oder  fünften  Grades  in  männlicher  Linie.  Ein  Zuwachs  konnte 
entweder  durch  Heirath  einer  Erbtochter  oder  durch  Adoption 
von  Seiten  des  Hausvaters  erfolgen.  Dieser  besorgte  die  gemein- 
samen Angelegenheiten,  vertheilte  die  Arbeiten  im  Einvernehmen 
mit  den  Seinigen  und  vertrat  die  Gemeinde  im  Verkehre  mit 
Dritten  wie  gegenüber  dem  Staate.  Jedes  erwachsene  männliche 
Mitglied  hatte  gleiches  Recht  auf  Nutzniessung  des  Gesammt- 
eigenthums , auf  Erhaltung , Wohnung  und  Bekleidung.  Die 
Frauen  wurden  auch  hier  zurückgesetzt,  doch  hatte,  nach  Maine, 
Jede  Tochter  ein  Anrecht  auf  Heiratlisgut , wenn  sie  sich  ver- 
mählte , und  Jeder  Sohn  auf  einen  Antheil  für  seine  in  die 
Gemeinschaft  eingeführte  Frau.  Die  Hausgenossen  waren  dagegen 
zu  gemeinschaftlicher  Arbeit  verpflichtet.  Es  scheint  allgemeine 
Regel  gewesen  zu  sein,  dass  das  Stammvermögen,  das  in  diesen 
vorwiegend  landwirthschaftlichen  Hausgemeinschaften  den  römi- 
schen res  mancipi  entsprach,  niclit  veräussert  werden  dürfe. 

Jeder  Genosse  der  Hausgemeinschaft  war  berechtigt , so  oft 
es  daheim  nichts  zu  thun  gab,  auswärts  Arbeit  zu  suchen.  In 
^ älterer  Zeit  erwuchs  hieraus  nie  ein  Privateigenthum : alles,  was 

^ auch  der  Einzelne  erwerben  mochte , floss  dem  gemeinsamen 

Eigenthum  zu.  Später  Jedoch  wurde . angesichts  des  Wider- 
strehens  gegen  die  Abtretung  individuellen  Erwerbes,  in  dem 
angedeuteten  Falle  ein  Sondereigen  gebildet.  Selbst  in  Vlontenegro 
wurde  z.  B.  die  Kriegsbeute  Eigenthum  des  Erbeuters.  Ebenso 
wurde  es  mit  Geschenken  (vornehmlich  an  Waffen,  Schmuck  und 
Münzen)  gehalten.  Nach  Maine  scheint  ein  solches  Peculium 
wie  im  alten  Rom  (s.  IV/I  380),  so  auch  bei  den  Hindu  und 
bei  den  Südslaven  stets  eine  autlösende  Wirkung  gehabt  zu 
haben,  die  durch  den  Widerstand  der  thatkräftigen  Mitglieder 
der  Genossenschaft  gegen  den  Communismus  sowie  durch 
Unverträglichkeit,  insbesondere  unter  den  Frauen,  beschleunigt 
wurde  ^). 


’)  Kraus,  Sitte  und  Brauch  der  Südslaven.  Wien  1885.  8.  58. 
75  ff.  81.  97.  107.  Laveleye,  a.  a.  ü.  S.  203  ff'.  Maine,  Dissertations 
oü  early  law  and  custom.  London  1883.  S.  240  tf. 
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Auch  Böhmen  kannte  die  Hauscommunion  unter  den  Namen 
unio,  spolek  und  hromada.  Auf  ihre  einst  allgemeine  Verbreitung 
wird  daraus  geschlossen,  dass  es  ursprünglich  an  einem  Erbrechte 
in  Böhmen  gebrach*). 

Ferner  ist  nachgewiesen,  dass  die  Hauscommunion  unter  den 
Slaven  Kärntens  und  Steiermarks  bestand  ^). 

Wiewohl  am  meisten  unter  den  Slaven  verbreitet,  war  sie 
nicht  eine  rein  slavische  Eigenthümlichkeit.  Sie  wurde  vor  nicht 
langer  Zeit  in  PTankreich  entdeckt  ^)  und  bestand  ferner  in 
1 Pyrenäenthälern"*)  wie  in  Irland.  Doch  kamen  im  irischen 

] Clanleben  Standesunterschiede  vor.  Der  Clanhäuptling  hatte 

j eine  übermächtige  Stellung , und  schon  dadurch , dass  er  sein 

überflüssiges  Jungvieh  Verwandten  überliess , entstand  Sonder- 
eigen®). 

Dagegen  ist  die  unter  dem  Namen  Mir  bekannte  russische 
Gemeindebesitzvertässung  ihrer  Natur  wie  ihren  Reclitsverhält- 
nissen  gemäss  von  der  Hauscommunion  in  wesentlichen  Punkten 
I unterschieden.  Während  hier  die  Mitglieder  als  Eine  P’amilie  in 

I gemeinschaftlichem  Haushalte  zusammenwirthschaften , lebt  dort 

I Jede  Einzelfamilie  gesondert  von  den  Genossen,  und  ihr  Sonder- 

erwerb auf  den  Bauerhöfen  wird  Privateigenthum.  Nur  Wald. 

^ Wiese,  Viehweide,  Fischfang  und  Brachfeld  werden  von  allen 

Hausbesitzern  gemeinsam  benutzt.  Während  die  Hauscommunion 
auf  gemeinsamer  Nutzung  des  Gemeineigens  beruht , können  im 
Mir  die  P'amilienhäupter  die  im  Gemeindebesitze  befindlichen 
Liegenschaften  nach  gemeinsamer  Vereinliarung  ganz  oder  zum 
Theile  zu  abgesonderter  zeitlicher  oder  beständiger  Nutzung  unter 
sich  vertheilen,  was  bei  der  Hauscommunion  nur  im  F'alle  der 
Auflösung  zulässig  ist.  Auch  sind  die  Arten  der  Benutzung  des 
Grundbesitzes  im  Mir  mannigfaltig.  Endlich  haben  die  ^lit- 
glieder  des  Mir  für  alle  öffentlichen  Leistungen  solidarisch  aufzu- 
kommen, wovon  in  der  Hauscojnmunion  keine  Rede  sein  kann, 
weil  die  einzelnen  Genossen  in  der  Regel  kein  Sondereigen 
I haben®). 

j 

')  Lippert,  a.  a.  0.  I 191. 

2)  Meitzen,  a.  a.  O.  I/II  392. 

Maine,  a.  a.  0.  S.  263. 

Village  Comnumities  in  Spain.  Unarterly  Review.  October 
1895.  S.  483  ff. 

Meitzen,  a.  a.  0.  I 187.  188. 

®)  Meitzen,  a.  a.  0.  l/II  622.  Kawelin,  Der  bäuerliche  Geineimle- 
I besitz  in  Russland,  Leipzig  1877.  S.  17.  21. 
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Besitz  wie  Eigentlmm  genossen  auch  im  Mittelalter 
mannigfachen  unmittelbaren  wie  mittelbaren  Schutz. 

( Der  Besitzesschutz  entsprang  zunächst  der  Fürsorge 

für  die  Erhaltung  von  Buhe  und  Frieden.  Er  war  als  Verbot 
der  Selbsthilfe  zur  Wahrung  der  öfteutlichen  Ordnung  auf- 

j t 

I zulässen.  Der  Besitzer  wurde  nicht  seines  Rechtes  wegen, 

sondern  um  der  Erhaltung  des  Friedens  willen  beschützt; 
die  Gestattung  gewaltsamen  Eintrittes  in  Land  oder  der  Er- 
greifung von  Gütern  ohne  gesetzliche  Form  würde  zur  Ge- 
walt herausgefordert  haben’). 

1 In  einzelne  Volksrechte  ist  die  unter  ökonomischem  Ge- 

sichtspunkte das  Eigenthum  schützende  römische 
Auffassung  übergegaugeu , dass  Jedermann  in  fremden 
Angelegenheiten  ebensoviel  Sorgfalt  wie  in  eigenen  anweuden 
solle  (diligeus  paterfamilias).  Das  deutsche  Recht  verpflichtet 
den  Contraheuteu,  namentlich  den  Depositar,  Hirten,  Fuhr- 
mann, Schilfer,  Handwerker,  Dienstboten,  dem  fremde  Eigen- 
thumsgegenstände zur  Obhut,  Verarbeitung  oder  Fortschaffuug 
, übergeben  worden  sind,  unbedingt  für  Diebstahl  einzustehen 

* und  lässt  die  Entschuldigung  nicht  gelten,  dass  die  eigenen 

I , Sachen  niitgestohlen  worden  seien  ^). 

I Die  Anfechtbarkeit  eines  Kaufvertrages  wegen  laesio 

' enorniis  (s.  IV/I  362)  ging  aus  dem  römischen  in  das  deutsche 

Recht  über.  Das  Anfechtungsrecht  hatte  Jedermauu,  der 
den  wahren  Werth  einer  Sache  nicht  kannte;  dagegen  ent- 
fiel es  bei  Gegenständen,  die  einen  Affectionswerth  hatten, 
bei  solchen,  deren  Ertragswerth  sich  zur  Zeit  des  Vertrags- 
abschlusses nicht  feststellen  Hess  und  bei  gewagten  Ge- 
schäften ^). 

Nach  schwedischem,  norwegischem  und  isländischem 
Rechte  ist  der  Kaufvertrag  wegen  später  entdeckter  ver- 
borgener Mängel  rückgängig  zu  machen^). 

Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.  II  41. 

Stobbe,  a.  a.  O.  III  233.  234. 

a.  a.  (>.  S.  253. 

V.  Anlira,  Nordgermanisches  Obligationenrecht.  II  695  ff. 
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Die  Zuziehung  von  Zeugen  beim  Verkaufe  werthvoller 
Gegenstände,  zum  Schutze  vor  Unredlichkeit,  dauerte  fort, 
bevor  der  Einfluss  der  Gerichte  und  gerichtlicher  Urkunden 
sich  geltend  machte ; insbesondere  bei  Veräusserung  von 
Grundstücken.  Die  altschwedischen  Gesetze  unterschieden 
feierlichen  und  unfeierlichen  Verkauf.  Feierlich  — in 
Gegenwart  eines  Mittlers  und  zweier  Zeugen  — sollten 
namentlich  Knechte.  Vieh,  gewirktes  Gold  und  Silber  ver- 
kauft werden  ’).  Auch  in  England  waren  geheime  Verkäufe 
noch  immer  verdächtig.  Das  Gesetz  war  in  dieser  Beziehung 
nicht  mehr  so  streng  wie  früher;  doch  erschien  Jedermauu, 
der  einen  Kauf  nicht  als  in  offenem  Markte  geschehen 
nachweiseu  konnte,  nach  wie  vor  gefährdet^).  Wilhelm  I. 
hatte  den  Viehverkauf  ausserhalb  der  Städte  untersagt  und 
die  Zuziehung  dreier  Zeugen  verlangt^), 

1284  bewilligte  König  Magnus  I.  den  Bürgern  Jönköpings 
einen  Markt,  bei  dem  ein  vom  Könige  abgeordueter  Wechsler 
den  Geldwechsel  beaufsichtigen  und  das  umlaufende  Silber- 
geld prüfen  sollte'’). 

Im  iMittelalter  wurde  häufig  in  einer  Art  obervormuud- 
schaftlicher  Fürsorge  vorgeschrieben,  dass  die  Bauern,  um 
gegen  Uebervortheiluug  beschützt  zu  werden,  ihre  Verträge 
vor  der  Obrigkeit  abschliesseu  sollten^). 

Auch  noch  nach  der  Karolingerzeit  hatten  die  Germanen 
keinen  Begriff  davon,  dass  ein  Versprechen  oder  ein  Vertrag 
die  Quelle  civilrechtlicher  Verbindlichkeiten  sein  könne.  Als 
die  Ehegesetze  um  die  Mitte  des  zwölften  Jahrhunderts  in 
die  Hände  des  Klerus  fielen,  lehrte  dieser,  dass  eine  bloss 
mündliche  Erklärung  zur  Begründung  einer  Heirath  genüge. 
Wenn  nun  eine  vollkommene  und  unauflösliche  Ehe  durch 


*)  Grimm,  a.  a.  0.  S.  608. 

2)  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  ü.  II  163. 

3)  a.  a.  0.  I 36.  66. 

*)  Hegel,  Städte  und  Gilden  der  germanischen  Völker  im  Mittel- 
alter.  I 264. 

’*)  Stobbe,  a.  a.  0.  111  128. 
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blosses  Versprechen  ohne  irgend  eine  Formalität  geschlossen 
werden  konnte,  so  musste  daraus  nothweudig  gefolgert 
werden,  dass  auch  mündliche  Vereinbarungen  jeder  andern 
Art  bindende  Gültigkeit  erlangten  G.  Es  ist  begreiflich,  wie 
sehr  durch  diese  Erkenntniss  die  Sicherheit  des  Eigenthums 
zunehmen  musste. 

Eines  besondern  Schutzes  genossen  Grund  und  Boden 
und  seine  Bebauer  von  Seiten  des  deutschen  Rechts.  Ein 
Gesetz  Friedrichs  I.,  das  Otto  IV.  bestätigte,  lautete  dahin, 
dass,  wer  einen  gepfropften  Baum  umhieb,  den  zwölfjälirigen 
Ertrag  der  Früchte  als  Entschädigung  liefern  musste. 
Friedricli  II.  erliess  bei  Gelegenheit  seiner  Kaiserkrönung 
1220  die  Bestimmung,  dass  Ackersleute  und  überhaupt  alle 
mit  Landbau  Beschäftigten,  allenthalben  Sicherheit  geniessen 
sollten.  Niemand  dürfe  sich  unterstehen,  ihre  Person, 
ihre  Rinder,  ihre  Ackergeräthe  und  was  sonst  zur  land- 
wirthschaftlichen  Arbeit  gehöre,  anzutasten.  Wer  diesem 
Befehle  zuwiderhandle,  solle  den  Schaden  vierfach  ersetzen 
und  der  Reichsacht  verfallen. 

Die  Beschädigung  eines  Grenzsteines  oder  Malbaumes 
sowie  dessen  eigenmächtige  Verrückung  wurde  nach  dem 
Sachsenspiegel  mit  30  Schilling,  also  mit  einer  Busse  be- 
straft. die  dem  Preise  eines  Ritteipferdes  gleichkam. 

Ferner  musste  nach  dem  Sachsenspiegel , wer  in  einem 
fremden  Walde  Holz  hieb,  den  Schaden  ersetzen  und  ausser- 
dem 30  Schilling  Busse  bezahlen.  Diese  war  auch  auf  das 
Fällen  gepflanzter  Bäume  gesetzt.  Ein  beachtenswerther 
Fortschritt  zeigte  sich  auch  in  dem  Schutze  gehauenen 
Holzes,  dessen  Entwendung  sehr  streng  geahndet  wurde. 
Aehnlich  nach  dem  Schwabenspiegel  und  dem  kleinen  Kaiser- 
recht. 

Ebenso  wurde  das  Fischereirecht  geschützt^). 

Zu  einem  besondern  Schutze  des  Eigeuthunis  unter 
wirthschaftlichem  Gesichtspunkte  sah  sich  die  byzantinische 
Gesetzgebung  infolge  der  Unzuverlässigkeit  der  Byzantiner 

Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.  11  182.  193. 

Michael,  a.  a.  0.  I 17  ff. 


gedrängt,  indem  sie  die  Verträge  mit  eigenthümlichen  Formen 
umgab.  Die  Theorie  des  Justinianischen  Rechtes  über  die 
Klagbarkeit  der  Schuldverträge  hat  mit  der  Reception  des 
römischen  Rechtes  im  Abendlande  die  Entwicklung  gefunden, 
dass  jeder  rechtlich  gültige  Sehuldvertrag  auch  ohne  be- 
sondere' Form  klagbar  war.  Die  germanischen  Völker  ver- 
mochten hierbei  nicht,  sich  der  ihnen  fremden  Form  der 
I Stipulation  (s.  IV/I  377)  anzubequemen , und  hielten  auch 

ohne  sie  auf  Treue  und  Glauben.  Anders  war  es  im 
byzantinischen  Reiche,  dessen  Bewohner  von  den  germani- 
schen abweichende  Begriffe  von  Ehrenhaftigkeit  hatten  und 
sich  von  übernommenen  Verpffichtungen  leichten  Herzens 
lossagten,  was  der  Kaiser  Romanus  der  Jüngere  ausdrücklich 
bezeugte.  Bei  solchem  Volksgeiste  konnten  die  Voraus- 
setzungen für  die  Klagbarkeit  der  Schuldverträge  nicht  nur 
nicht  vereinfacht  werden,  sondern  es  erschien  sogar  geboten, 
ihre  Gültigkeit  von  neuen  Formalitäten  abhängig  zu  machen. 
Schon  die  Ecloga  enthält  die  Vorschrift,  dass  Verträge  stets 
j schriftlich  vor  drei  Zeugen  abgeschlossen  werden  und  dass 

auch  bei  mündlichen  Darlehen  drei  Zeugen  zugezogen  werden 
sollen.  Die  Anschauung,  dass  Zuziehung  von  Zeugen  und 
schriftliche  Abfassung  der  Verträge  nicht  nur  räthlich, 
sondern  sogar  unerlässlich  seien,  gelangte  in  einer  Novelle 
der  Kaiserin  Irene  zum  vollen  Ausdruck,  worin  verordnet 
wird,  dass  alle  schriftlichen,  wie  mündlichen  Verträge  unter 
Zuziehung  von  fünf  oder  sieben  Zeugen  geschlossen  werden. 
Dies  galt  auch  insbesondere  für  Schenkungen. 

Mit  der  Wiedereinführung  des  Justinianischen  Rechtes 
ist  auch  dessen  Theorie  über  die  Verbindlichkeit  und 
, Klagbarkeit  der  Schuldverträge  wiederhergestellt  worden, 

modificirt  durch  eine  Novelle  Leos  des  Weisen,  wonach  alle 
schriftlichen  Verträge  als  vollkommen  rechtsbeständig  erklärt 
wurden,  wenn  entweder  die  Parteien  eigenhändig  ein  Kreuz 
dazu  setzten,  oder  wenn  darin  gesagt  wurde,  dass  die  Verträge 
im  N amen  der  heiligen  Dreieinigkeit  geschlossen  worden  seien  *). 

*)  Zachariä  v.  Lingenthal,  a.  a.  0.  S.  288 — 292. 

Felix,  Eigenthum.  IV.  2.  I. 
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Ini  Gegensätze  zu  dem  staatlichen  Schutze  des  Eigen- 
thunis  und  zu  den  allenthalben  üblich  gewesenen  in  dem- 
selben Sinne  erlassenen  Aufwandgesetzen  standen  zuweilen 
in  älteren  Zeiten  merkwürdige  Eingriffe  in  das  Ver- 
fügungsrecht über  das  Eigenthum,  So  soll  der 
norwegische  König  Hakon  der  Gute  um  die  Mitte  des  zehnten 
Jahrhunderts  verordnet  haben,  dass  das  Juelfest  zur  christ- 
lichen Weihnachtszeit  gefeiert  werde  und  jeder  Mann  aus 
Anlass  dieses  Festes  eine  drittel  Tonne  Malz  brauen  und  so 
lange  als  das  Bier  reiche,  Festtag  halten  solle.  König  Olaf 
der  Dicke  legte  zu  ähnlichem  Zwecke  sogar  in  mehreren 
Städten  Gelagshäuser  an , worunter  sich  namentlich  das  in 
Droutheim  hervorthat  0- 

Eingriffe  ins  Eigenthum  durch  Handels- 
beschränkungen, wie  wir  sie  im  Alterthum  gewahrten 
(vgl.  IV/I  247.  248.  370  ff.)  und  mannigfaltige  sonstige  den 
Verkehr  betreffende  das  Eigenthumsrecht  be- 
einträchtigende mehr  oder  weniger  gewaltsame 
M a s s r e g e 1 n erfolgten  im  Mittelalter  sehr  häuff g.  Zuweilen 
geschah  dies  in  der  wohlwollendsten  Absicht  aus  Unkeimtuiss 
der  einfachsten  wirthschaftliclien  Grundsätze.  So  glaubte 
man  — z.  B.  zur  Zeit  Karls  des  Grossen  794  und  806  — 
in  Kothfällen  durch  Feststellung  von  Preistarifen  und  durch 
Verbot  des  Getreidewuchers  Abhilfe  zu  schaffen.  Eine 
Instruction  Karls  an  die  Königsboten  erklärt  es  im  Einklänge 
mit  den  canonischen  Grundsätzen  (s.  III  27.  28)  als  Wucher, 
wenn,  gleichviel  ob  in  Geld  oder  in  Waaren  (namentlich 
Getreide),  mehr  zurückgefordert  werde,  als  gegeben  ward. 
Verpönt  wurde  es,  während  der  Ernte  oder  der  Weinlese 
Vorräthe  auf  Speculation  zu  kaufen,  um  sie  zur  Zeit  der 
Noth  theurer  zu  verkaufen,  welches  Verfahren  ebenfalls  als 
Wucher  bezeichnet  wurde  und  ebcmso  der  Kauf  des  noch 
auf  dem  Halm  stehenden  Getreides  (im  Gebiete  des  deutschen 
Ordens  noch  1417)  oder  des  noch  nicht  gelesenen  Weines^). 
Füll  Edict  Fü’iedrichs  I.  (ohne  Datum)  verordnet  — vermuth- 


0 Wilda,  Das  Gildenwesen  im  Mittelaltei’.  S.  13  ff. 
*)  Mühlbacher,  a.  a.  0.  S.  283.  284.  291. 
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lieh  infolge  öftern  Misswaehses  namentlich  in  Schwaben  — , 
dass  in  jedem  Jahre  nach  Mariä  Geburt  jeder  Graf  mit 
sieben  gut  beleumundeten  Männern  seiner  Grafschaft  nach 
Eiuheimsung  der  Ernte  die  Getreidepreise  feststellen  solle; 
der  Verkauf  innerhalb  des  Jahres  zu  höherem  Preise  soll 
als  Friedeiisbruch  bestraft  und  dem  Grafen  so  vielemal 
zwanzig  Pfunde  bezahlt  werden,  als  der  Scheffel  theurer 
verkauft  würde.  Bei  dem  vorgeschrittenen  Verkehre  Italiens 
erkannte  man  daselbst  frühzeitig  die  Verderblichkeit  solcher 
MassregelnO-  Noch  bei  Ausgang  des  Mittelalters  (und  wie 
wir  später  erörtern  werden,  auch  in  der  neueren  Zeit)  kamen 
Preistaxen  vor.  In  Baiern  wurden  1507  sogar  die  Preise 
der  Mahlzeiten  behördlich  festgesetzt  ^).  Während  des  ganzen 
Mittelalters  suchte  mau  auch,  vornehmlich  mit  Rücksicht  auf 
die  Versorgung  mit  Getreide,  dem  Fürkaufe  zu  begegnen, 
der  die  Waaren  uunöthig  vertheuere,  was  die  allgemeine 
Ansicht  war.  Ueberhaupt  erscheint  die  mittelalterliche  dem 
Capital  ungünstige  Gesetzgebung  auf  Einschränkung  des 
Handels  gegenüber  den  unmittelbar  erzeugenden  Berufsarteu 
gerichtet®). 

Das  Streben  nach  Oeffentlichkeit  des  Verkehrs  steht 
damit  im  Einklänge.  So  lässt  sich  in  Deutschland 
wie  in  F'rankreich  ein  allmählich  verschärfter  Marktzwang 
uachweisenO-  lu  Konstanz  z.  B.  war  im  dreizehnten  Jahr- 
hundert an  jedem  Donnerstag  und  Freitag  Markt  für  das 
wichtigste  Landeserzeugniss , die  Leinwand.  Alle  Geschäfte 
darin  sollten  nun  auf  dem  ISIarkte  allein  stattffnden;  wer 
ausserhalb  des  ^Marktes  handelte,  vertiel  in  Busse.  Das 
Commissionsgeschäft  war  verboten;  wer  nicht  für  eigene 
Rechnung  kaufte,  durfte  nur  in  Gegenwart  des  Auftraggebers 
oder  dessen  Bevollmächtigten  Geschäfte  abschliessen®). 

Handelssperren  wurden  schon  zeitig  verfügt.  Karl  der 

*)  Giesebrecht,  a.  a.  O.  V 97 ; vgl.  V 291. 

Riezler,  a.  a.  0.  III  770. 

3)  Vgl.  V.  Below,  Der  Ursprung  der  deutsclienStadtverfassung.  S.48. 
. ■*)  Rietschel,  a.  a.  0.  S.  32.  33. 

®)  Gotliein,  a.  a.  0.  I 459. 
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Grosse  liess  für  seinen  Sohn  Karl  um  eine  Tochter  des 
Königs  Oifa  von  Mercia  werben;  als  dieser  jedoch  in  die 
Heirath  nur  unter  der  Bedingung  willigen  wollte,  dass 
Karls  Tochter  Bertha  mit  dem  Sohne  Offas,  Egfrid,  ver- 
mählt werde,  fassten  dies  die  Franken  als  eine  Beleidigung 
auf  und  Hessen  aus  Rache  eine  Handelssperre  eintreten, 
worauf  Offa  dasselbe  that.  Durch  Vermittlung  Alkuins 
scheint  die  Angelegenheit  790  heigelegt  worden  zu  sein  ^). 

Mannigfache  Beschränkungen  wurden  den 
Arbeitern  auferlegt,  deren  einziges  Eigenthum 
meistens  ihre  A rbeitskraft  war.  Allenthalben  wurden 
Lohntarife  zu  Ungunsten  der  arbeiHmden  Classen  aufgestellt. 
So  sollten  in  Baiern  im  dreizehnten  Jahrhundert  die  in  jeder 
Pfarre  von  acht  der  „vorzüglichsten  und  klügsten“  Männer 
festgesetzten  Arbeitslöhne  für  die  Handwerker  von  Niemandem 
überschritten  werden^).  Der  Versuch  der  Gesellen,  durch 
Arbeitseinstellung  ihre  Lage  zu  verbessern,  wurde  grausam 
geahndet.  1385  wurde  auf  der  Marienburger  Tagefahrt 
verordnet,  dass  dem  Handwerksmanne  oder  Knechte,  der 
seine  Arbeit  einstellte,  ein  Ohr  ahgeschnitten  werde®).  Einen 
nicht  geringen  Antheil  an  der  hierauf  bezüglichen  Auffassung 
hatte  die  canonische  Lehre,  dass  die  Arbeit, 
gleich  jeder  Waa  re,  einen  ge  rechten  Pr  eis  haben 
solle,  d.  h.  einen  Preis,  der  über  die  Productionskosten  hinaus 
nur  einen  Gewinn  gestatte , der  eine  der  gesellschaftlichen 
Stellung  des  Verkäufers  angemessene  Lebenshaltung  er- 
mögliche*). Bekanntlich  haben  die  meisten  Regierungen 
auf  Grund  dieser  Anschauung  die  Arbeiter  daran  verhindert, 
sich  die  natürlichen  Wirkungen  des  ihre  Zahl  so  sehr  ver- 
mindernden schwarzen  Todes  irgendwie  zu  Nutze  zu  machen. 
Doch  führte  der  fortgesetzte  Druck  im  fünfzehnten  Jahr- 

Winkelmann,  a.  a.  0.  S.  122. 

®)  Riezlei’,  a.  a.  0.  II  184. 

®)  Hirsch,  Danzigs  Handels-  und  Gewerbsgeschichte.  S.  294. 

Vgl.  Kovalewsky,  Die  wirthschaftlichen  Folgen  des  schwarzen 
Todes  in  Italien.  Zeitschr.  für  Social-  und  Wirthschaftsgeschichte. 
III  407. 
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hundert  zu  Coalitioueu  der  Gesellen  gegen  die  Meister. 
1423  vereinigten  sich  die  Schneidergesellen  zum  Behufe  der 
Arbeitseinstellung.  Bei  Ausgang  des  fünfzehnten  Jahr- 
hunderts war  die  Organisation  der  Bäckergesellen  in  der 
ganzen  oberen  Rheingegend  so  ausgebildet,  dass  ihren  ge- 
nossenschaftlichen Rechten  die  Anerkennung  nicht  mehr 
versagt  werden  konnte ‘). 

Die  Arbeiter  wurden  auch  dadurch  gedrückt,  dass  man 
in  jeder  Mark  nur  die  allernothwendigsten  und  unentbehr- 
lichsten Handwerker  in  kleinster  Anzahl®)  duldete,  und 
dass  nach  einem  im  fünfzehnten  Jahrhundert  allgemein  an- 
erkannten Grundsätze  städtische  Gewerbe,  Handel  und  Hand- 
werk von  den  Bewohnern  des  Hachen  Landes  nicht  betriel)en 
werden  sollten,  welche  Verordnung  allerdings  nicht  streng 
durchführbar  war®).  Die  Verbote  gingen  aber  noch 
weiter.  1478  durften  in  bestimmten  bairischen  Bezirken, 
in  denen  die  Pferde  angehlich  zum  Nachtheile  des  Landes 
zu  sehr  überhand  genommen  hätten , auf  einem  Hofe 
nur  fünf,  auf  einer  Hube  nur  drei  Pferde  gehalten  werden. 
Bauern,  die  Fuhrleute  waren,  durften  höchstens  fünf  Rosse 
und  ein  Folilen  halten.  Die  Pferde,  die  über  die  gestattete 
Anzahl  gehalten  wurden,  sollten  eontiscirt  werden*).  Als 
infolge  der  Entwicklung  der  Tuchindustrie  die  Schafzucht 
einen  merklichen  Aufschwung  nahm,  fingen  die  Grund- 
herrschaften an,  das  Monopol  dieses  Zweiges  der  Viehzucht 
zu  erstreben.  Ihr  Betrieb  wurde  den  Kleinbauern  und 
Häuslern  in  der  Regel  ganz  untersagt  und  den  grössern 
Bauern  nur  in  beschränktem  Maasse  zugestanden.  Im  fünf- 
zehnten Jahrhundert  fanden  sich  manche  Gegenden  dadurch 
veranlasst,  den  Grundherren  das  Schäfereirecht  ahzukaufeii. 
Diese  suchten  jedoch  nach  wie  vor,  es  zu  verhindern,  dass 

*)  Schanz,  Zur  Geschichte  der  deutschen  Gesellenverbände  im 
Mittelalter.  Leipzig  1877.  S.  35.  91. 

V.  Maurer,  Geschichte  der  Markenverfassung  in  Deutschland. 

S.  118. 

Wehrmann,  Die  älteren  Lübeckischen  Zunftrollen.  Lübeck  1864. 

S.  98. 

Kiezler,  a.  a.  0.  II  779. 
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sie  (lurcli  die  bäiu'iliclie  Ausnutzung  der  Ahnende  im  Be- 
triebe der  Schafzucht  beeinträchtigt  würden^). 

Häufig  erfolgten  Beschränkungen  aus  fiscalischen 
Gründe  n.  In  dem  (febiete  des  deutschen  Ordens 
wurden  zuweilen  Ausfulirverbote  vornehmlich  in  der 
Absicht  erlassen,  sich  durch  Licenzbriefe  eine  Einnahme- 
quelle zu  verschaffen.  In  Danzig  wurden  unter  der  Herr- 
schaft des  deutschen  Ordens  nicht  nur  die  Hafenzölle  will- 
kürlich erhöht , sondern  auch  die  Führer  der  auslaufeudeu 
Schiffe,  so  oft  der  günstige  Wind  sie  zur  Eile  antrieb,  mit 
Ränken  bedroht,  denen  nur  durch  reiche  Spenden  vorgebeugt 
werden  konnte.  1434  wurde  den  kleinen  Städten  verboten, 
ihr  Mehl  und  Getreide  auf  die  Wocheumärkte  der  grossen 
Städte  zu  bringen.  1424  w^ard  den  Kulmischen  Städten 
untersagt,  Getreide  und  Hopfen  die  Weichsel  hinunter  ?u 
führen,  um  die  Einkünfte  der  Ordensmühlen  nicht  zu  ver- 
kürzen. Infolge  der  zahlreichen  Bedrängnisse  schlossen  die 
Stände  am  13.  März  1440  zu  Marienwerder  einen  Bund, 
dessen  Ziel  der  Schutz  der  verbrieften  Rechte  aller  Unter- 
thanen  w^ar^). 

Da  das  Lehnw^eseu  nirgends  mit  so  strenger  Consequenz 
durch  geführt  wurde , wie  in  Frankreich,  so  gewahren 
wir  auch  hier  am  deutlichsten  seine  unheilvollen  Ein- 
wirkungen auf  die  Verkehrsverhältnisse  mit  ihrer  Er- 
schütterung der  Sicherheit  des  Eigenthums.  Die  Immunität 
und  die  sonstigen  mannigfaltigen  Privilegien,  welche  die 
Könige  den  Abteien  verliehen,  die  Befreiungen  von  Wege- 
geldern , Zöllen , Yerkaufssteueru  etc.  bildeten  zu  deren 
Gunsten  ein  dem  sonstigen  überdies  mit  feudalen  Rechten 
J belasteten  Verkehre  verderbliches  Monopol.  Es  erhellt 

daraus,  welchen  Muthes  und  welcher  Gewandtheit  die  da- 
maligen Kaufleute  bedurften,  um  diirchzudringen. 

Wie  wir  gesehen  haben , war  auch  die  Arbeit  im  Zeit- 
alter des  Feudalismus  ein  Lehn  und  musste  das  Recht  ein 
Gewerbe  zu  betreiben,  dem  Herrn  des  Landes  oder  der  Burg 

0 V.  Inaina-Sternegg,  a.  a.  0.  III/I  353.  354. 

2)  Hirsch,  a.  a.  0.  S.  50—52.  233. 
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I abgekauft  werden^);  es  ist  nun  klar,  dass  die  den  Lohn- 

, arbeitern  auferlegten  Beschränkungen  als  Eigenthums- 

teeinträchtigungen anzusehen  waren.  Ganz  besonders  ist 
dies  aus  einer  Verordnung  von  1353  ersichtlich,  die  so  weit 
ging,  es  als  einen  am  Arbeitsgeber  begangenen 
Diebstahl  physischer  Kraft  zu  betrachten,  wenn 
der  gedungene  Taglöhner  bei  Tagesanbruch  vor 
i)  Beginn  und  am  Abende  nach  Beendigung  der 

Tagesarbeit  sein  eigenes  Feld  bearbeitete^). 

Nach  einer  Verordnung  des  Königs  Johann  von  1354 
sollten  alle  gesunden  Personen,  gleichviel,  ob  sie  ein  Hand- 
werk erlernt  hatten  oder  nicht,  verhalten  werden,  zu  den 
\ festgesetzten  Löhnen  zu  arbeiten,  um  ihren  Lebensunterhalt 

I zu  gewinnen,  widrigenfalls  sie  innerhalb  dreier  Tage  die 

Stadt  zu  verlassen  hätten;  nach  weiteren  drei  Tagen 
sollten  sie,  bei  fortwährendem  Widerstande,  mit  glühendem 
Eisen  auf  die  Stirn  gebrandmarkt  werden.  Alle  Arbeiter 
sollten  vor  Sonnenaufgang  sich  auf  die  gewöhnlichen  Plätze 
, begeben,  um  sich  an  die  ihrer  bedürfenden  Personen  zu  ver- 

miethen  und  Niemand  durfte  sich  WTigern  zu  den  fest- 
gesetzten (durch  die  Münzverschlechterung  ver- 
ringerten) Löhnen  zu  arbeiten^). 

! Von  den  zahlreichen  Handelsbeschränkungen  erwähnen  wir 

zunächst  die,  denen  zur  Zeit  Philipps  des  Schönen  im  Süden  der 
Handel  mit  den  Ungläubigen  unterworfen  war.  Man  fürchtete, 
diese  auf  Kosten  der  Christenheit  zu  bereichern  und  zu  stärken, 
und  man  gestattete  deshalb  nicht,  ihnen  gewisse  Gegenstände, 
wie  Metalle,  Edelsteine,  Waffen,  Vieh,  Wolle,  Zeuge  und  Farb- 
waaren  zuzuführen.  Vielleicht  noch  nachtheiliger  für  den  Verkehr 
war  es , dass  der  König  bei  derartigen  Anlässen  sich  das  Recht 
vorbehielt,  das  Verbot  zu  Gunsten  der  Personen,  die  ein  solches 
Privilegium  kaufen  würden , aufzuheben.  Die  Beamten  ahmten 
das  königliche  Beispiel  nach;  sie  erliessen  sogar  aus  eigener 
Autorität  Verbote  und  verkauften  hierauf  Befreiungen  davon  ^). 

')  Vgl.  Gasqnet,  a.  a.  0.  I 240. 

2)  Doiiiol,  a.  a.  0.  S.  261. 

2)  Vuiti7,  Etudes  sur  le  regiine  finaneier  de  la  France;  nouvelle 
I Serie.  II  275. 

Levasseur,  Histoire  des  ouvriers.  I 354.  355. 
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König  Johann  begnügte  sich  nicht  damit,  aus  Anlass  der  Münz- 
ordnungen Preise  und  Arbeitslöhne  festzustellen ; er  versuchte 
auch  durch  seine  Vorschriften,  dem  Gewinne  der  Kaufleute  und 
der  Handwerker  Schranken  zu  setzen  *).  Coalitiouen  wurden 
sowohl  Fabrikanten  als  auch  Arbeitern  verboten;  doch  konnten 
die  Fabrikanten,  deren  Zahl  verhältnissmässig  gering  war,  sich 
unschwer  verständigen^).  — Zu  Anfang  des  Jahres  1305  stieg 
der  Preis  von  einem  setier  Korn  zu  Paris  bis  auf  6 Livres. 
Philipp  der  Schöne  Hess  am  8.  Februar  ein  A'erzeichniss  des  in 
den  Städten  wie  auf  dem  Lande  aufgespeicherten  Getreides  an- 
fertigen und  befahl  hernach,  die  für  den  örtlichen  Verbrauch 
und  die  Aussaat  erforderliche  Menge  daselbst  zu  lassen , das 
Uebrige  aber  auf  die  nächstgelegenen  IMärkte  zu  bringen.  Bald 
darauf  setzte  er  den  Maximalpreis  auf  40  sous  für  den  setier 
fest.  Diese  Taxe  jedoch  machte  das  ßrod  noch  seltener  und 
nöthigte  die  Bäcker  von  Paris,  ihre  Läden  zu  schliessen,  um 
der  Plünderung  ihrer  Waare  zu  entgehen.  Das  Maximum  ward 
nun  abgeschatft  und  man  begnügte  sich  damit,  den  Aufkauf,  die 
Speculation  und  die  Ausfuhr  zu  verbieten.  Alle  Getreidebesitzer 
wurden  verhalten,  das  Getreide,  dessen  sie  nicht  zu  eigenem  Ver- 
brauche oder  zur  Aussaat  bedurften,  zu  verkaufen,  zu  welchem 
Behufe  die  Speicher  durchsucht  wurden®). 

Eine  unaufhörliche  Quelle  vou  Erpressungen  war  das 
droit  de  ju'ise,  wonach  die  königliche  Familie  und  einige 
hohe  Beamte  das  Hecht  hatten,  Lebensmittel  und  andere 
AVaaren  zu  bestimmten  Preisen  sowie  Transportmittel  für 
sich  in  Anspruch  zu  nehmen.  Die  daraus  erwachsenen 
Missbrauche  sind  u.  A.  aus  der  Ordonnanz  von  1308  ersicht- 
lich, worin  die  hierzu  Berechtigten  genau  verzeichnet  werden 
und  vorgeschrieben  wird,  Arbeitsthiere  nicht  wegzunehmen, 
Personen,  die  sich  zur  Arbeit  begeben,  nicht  anzuhalten, 
die  zu  benutzenden  Thiere  nicht  zu  überlasten  und  dafür 
rechtmässig  zu  bezahlen.  Diese  Vorschriften  blieheu  un- 
beachtet, so  dass  1312  ihre  Erneuerung  unerlässlich  wurde. 
Darin  wird  erwähnt,  dass  mehrere  Personen  das  in  Bede 
stehende  Recht  gewaltsam  ausübten  und  dadurch  in  einer 
Zeit  des  Alaugels  den  Umlauf  der  Lebensmittel  und  anderer 

')  a.  a.  0.  S.  560. 

Fagniez,  Etiides  sur  Pindustrie  et  la  classe  industrielle  k Paris 
au  Xllle  et  XlVe  siede.  Paris  1877.  8.  118.  119. 
a.  a.  0.  S.  156. 
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Güter  auf  arge  Weise  hemmten.  In  Ermanglung  un- 
abhängiger Beamter  und  einer  öffentlichen  Controle  ver- 
mochte auch  diese  A'erorduung  keine  Wirkung  auszuübeu. 
Weitere  Erneuerungen  der  erwähnten  Verbote  erfolgten 
u.  A.  durch  die  Verordnungen  von  1360  und  1367.  Ein 
Uebermass  von  Ausbeutung  bezeugt  die  von  1407.  Getreide, 
Hafer,  Wein  und  selbst  der  Hausrath  vieler  Leute  wurden 
1 weggenommen,  nicht  nur  um  verzehrt  und  benutzt,  sondern 

auch  um  verkauft  zu  werden,  was  mit  grossem 
Gewinne  geschehen  konnte,  da  man  den  Eigen- 
thümern  nur  die  Hälfte  oder  ein  Drittel  des 
W e r t h e s bezahlte.  Solche  auf  Raub  gegründete 
„kaufmännische  Speculationen“  wurden  vor- 
nehmlich von  der  Königin  und  dem  Herzog  von 
Orleans  verübt;  die  anderen  Prinzen  und  Adeligen 
ahmten  das  Beispiel  nach.  Gegen  das  unausrottbare  Hebel 
schritt  auch  die  Ständeversammlimg  von  1439  einQ. 

Weitere  unmittelbare  Eingriffe  ins  Eigen- 
thum  hatten  namentlicli  fremde  Kaufleute  nicht 
selten  zu  erdulden. 

Im  September  1256  liess  Ludwig  IX.  alle  Wechsler  von 
Asti,  die  sich  in  seinem  Reiche  aufhielten,  150  an  Zahl,  ver- 
haften und  ihr  Eigenthum,  das  800  000  Livres  (=  etwa 
27  Millionen  Franken  heutigen  Geldes)  überstieg,  in  Beschlag 
nehmen^).  1278  liess  Philipp  der  Kühne,  um  sich  zu  seinem 
Kriege  gegen  Castilien  Geld  zu  verschaffen  — unter  dem  A'or- 
wande  der  Befolgung  der  vom  Papste  Gregor  X.  im  zweiten 
Ljmneser  Concil  gegen  die  Wucherer  ausgesprochenen  A"er- 
urtheilung  — sowohl  in  Frankreich  als  auch  in  Flandern  alle 
italienischen  Kaufleute  als  Wucherer  verhaften  und  stellte  es 
ihnen  dann  frei , sich  loszukaufen  ®).  Philipp  der  Schöne  liess 
? unter  demselben  A'orwande  alle  in  Frankreich  ansässigen 

I italienischen  Kaufleute  gefangen  nehmen;  doch  konnten  sie  sich 

! auch  damals  loskaufen.  Philipp  von  A’alois  liess  1337 , um 

I Beiträge  zum  Kriege  gegen  Eduard  III.  von  England  zu  erlangen, 

^ ebenfalls  alle  italienischen  Kaufleute  verhaften  und  nur  gegen 

9 Clamagerau,  a.  a.  Ü.  I 328.  329.  386.  443.  484. 

Sismondi,  a.  a.  0.  XV. 

®)  \ arenbergh,  Histoire  des  relations  diploinatiques  entre  le  comtö 
de  Flaiidre  et  l’Angleterre  au  moyen  äge.  Bruxelles  1874.  S.  157. 
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schwere  Zahlung  in  Freiheit  setzen^).  Ludwig  X.  verbot,  um 
sich  am  Grafen  Robert  von  Bethune  zu  rächen , der  seines 
Alters  und  seiner  Gebrechlichkeit  wegen,  ihm  die  verlangte 
Huldigung  persönlich  nicht  leisten  konnte , allen  königlichen 
Unterthanen,  mit  den  Flamländern  zu  verkehren  oder  ihnen  auch 
nur  ihre  Schulden  zu  bezahlen^). 

Wie  in  anderen  Ländern , so  wurden  auch  in  vielen 
Gegenden  Italiens  in  Zeiten  der  Theuerung  die  Eigen- 
thümer  von  Getreide  verhalten,  dieses  nicht  zu  den  markt- 
gängigen, sondern  zu  den  Preisen  zu  verkaufen,  die  der  Fürst 
oder  die  Gemeinde  festsetzten. 

Daran  knüpfte  sich  die  Verpflichtung  zum  Verkaufe  der 
geernteten  Menge  und  das  Verbot  der  Ausfuhr.  In  Garessio 
wurden  die  Gastwirthe  und  die  Verkäufer  im  Kleinen  genöthigt, 
Lebensmittel  auf  Verlangen  gegen  Pfand  statt  Geldes  zu  liefern. 
In  Neapel,  wo  bei  Theuerungen  die  Ausfuhr  verboten  war,  wurde 
sie  zuweilen  Regierungsbeamten  als  Monopol  gestattet®).  In 
Florenz  wurde  1347  während  einer  Hungersnoth  ein  Moratorium 
zu  Gunsten  kleiner  Schuldner  erlassen^).  Nach  einem  Florentiner 
Stadtbeschluss  von  Idb?  hatten  viele  Getreidehändler  im  Frühjahre 
1457  infolge  der  günstigen  Ernteaussichten  ihr  vorräthiges  Korn 
an  Leute,  die  zu  kaufen  genöthigt  waren,  zu  übermässigen 
Preisen  auf  Credit  verkauft.  Als  später  die  Getreidepreise 
sanken,  verfügte  die  Regierung,  dass  alle,  die  vom  1.  Januar  bis 
zum  7.  Juli  1457  Korn  auf  Zeit  über  den  jeweiligen  gesetzlichen 
Marktpreis  verkauft  hatten,  nur  die  Bezahlung  dieses  Marktpreises 
zu  beanspruchen  hätten,  wozu  ihnen  noch  ein  Zuschlag  von  zwei 
Soldi  für  den  Starius  bewilligt  wurde®). 

Ungeachtet  der  hohen  Entwicklung  von  Handel  und 
Industrie  in  Florenz,  damals  einem  der  ersten  Geldmärkte 
Europas,  fand  daselbst  1394  das  Zins  verbot  — wobei  Wucher 
und  Zins  als  identisch  erschien  — Eingang  in  alle  Znnft- 
statuten  und  es  konnte  fortan  Jedermann  die  Zurücker- 
stattung der  bezahlten  Zinsen  verlangen.  Der  verklagte 

Peruzzi,  Storia  del  commercio  e dei  bancbieri.  Firenze  1868. 

S.  193. 

2)  Varenbergh,  a.  a.  0.  S.  274. 

Cibrario,  a.  a.  0.  III  47. 

Sismondi,  a.  a.  0.  XXXVIII. 

Pöhhnann,  Die  Wirthschaftspolitik  der  Florentiner  Renaissance. 

S.  20. 
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Gläubiger  w^ard  ausserdem  verurtheilt , ein  Viertel  der  ge- 
forderten Zinsen  an  die  Zunft  zu  zahlen.  Im  Widerspruche 
damit  wurden  „unnütze“  Capitalansammlungen  (schon  1393) 
verboten;  nichtsdestoweniger  kam  es  damals  häufig  vor, 
dass  Capitalien  eben  infolge  des  Zinsverbotes  Itrach  lagen. 
Nicht  in  Florenz  allein  gerieth  die  Regierung  in  einen  auf- 
fallenden Conflict  mit  den  Zinsgesetzen , indem  sie  mit  An- 
I Wendung  der  bekannten  diese  umgehenden  Mittel  bei  den 

I eigenen  Bürgern  Anleihen  zu  hohen  Zinsen  aufnahm.  Erst 

1469  wurde  die  in  Rede  stehende  Verordnung  infolge  des 
Drangsais,  das  sie  herbeigeführt  hatte,  aufgehoben  ^). 

Das  moderne  Boycott-System  war  in  internationaler  An- 
wendung schon  dem  mittelalterlichen  Italien  bekannt.  Gegen 
Länder,  über  die  man  sich  zu  beklagen  hatte,  wurde  ein 
kaufmännisches  Interdict  angeordnet,  \vonach  es  den  Unter- 
thanen bei  schwerer  Strafe  verboten  w'ar,  mit  dem  zu  be- 
strafenden Lande  zu  verkehren  ^).  Zuweilen  dienten  die 
geringfügigsten  Vorfälle  zur  Verhängung  solcher  Massregeln, 
^ wovon  die  eigenen  Unterthanen  mitunter  härter  als  die 

fremden  betroffen  wurden. 

Infolge  der  Gewaltthaten  Winthers,  Markgrafen  von  Istrien, 
der  unherkömmliche  Steuern  von  den  Venetiauern  forderte  und 
die  Hintersassen,  die  venetianischen  Gutsherren  gehörige  öster- 
reichische Landstriche  bebauten,  zu  harten  Frohnen  zwang,  verbot 
der  Doge  Candiano  jeden  Verkehr  zwischen  Istrien  und  Venetien. 
Als  darauf  Markgraf  Winther  die  erforderlichen  Bürgschaften 
dafür  leistete , dass  Personen  und  Eigenthum  der  Venetianer 
fortan  geschützt  werden  sollten,  wurde  das  erwähnte  Verbot  (933) 
I zurückgezogen®).  Als  der  griechische  Kaiser  Leo  V.  in  seinem 

Reiche  eine  Handelssperre  gegen  Syrien  und  Aegypten  anordnete, 
wurde  auch  den  Venetianern  der  Verkehr  mit  diesen  Ländeni 
von  ihrem  Dogen  untersagt*). 

Bei  Ausgang  des  zwölften  Jahrhunderts  wurde  von  geistlicher 
Seite  das  Verbot  an  die  abendländische  Christenheit  erlassen, 
den  Ungläubigen  Kriegsbedürfnisse  zu  liefern,  wovon  hauptsächlich 

»)  a.  a.  0.  S.  84-88. 

Cibrario,  a.  a.  0.  III  13.  14. 

®)  Gfrörer,  Geschichte  Venedigs.  S.  236. 

*)  Heyd,  Geschichte  des  Levantehandels.  I 122. 
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Venedig  betroffen  ward^);  1249  wurde  es  mit  der  Ausdehnung 
aut  jeden  Verkehr  erneuert  und  1252  aufgehoben 2).  Diese 
erböte,  die  nach  Ablauf  der  Kreuzzüge  ihre  Bedeutung’ verloren 
latten  wurden  1304  vom  Papste  Benedict  XI.  und  bald  darauf 
von  Clemens  V einzig  und  allein  als  tiscalisches  Mittel  wieXr 
m Kraft  gesetzt.  Von  letzterem  Papste  wurden  die  BLhdger 

eXüeT  Ms  Zuwiderhandelnden  nicht  früher  Absolution  zu 
V ~ eventuell  testamentarisch  — der  Kirche 

die  vollen  Betrage  zuwendeten,  die  sie  im  Handel  niff  den 
Mohammedanern  verwendet  hatten.  Bel  den  grossen  Summen 

hMte^'vP^“l  Aegypten  in  Anspruch  genommen 

latte,  vei  schlangen  die  so  geforderten  Bussgelder  oft  die  gesammte 

interlapenschaft  eines  Kaufmanns.  Nichtsdestoweniger  gab  die  ’ 

venetianische  Regierung  dem  päpstlichen  Drucke  so  ^weit  nach 

ApIvT  ““  allgemeines  Verbot  des  Handels  mit 

frSs  Nach  dem  Sultan  unterworfenen  Ländern 

VorJ^iin  ^ f gerichtete  von  Geldspenden  begleitete 

NorsteRungen  fanden  jedoch  Gehört).  gieiiete 

Noch  vm'derblicher  als  solche  Handelsverbote  waren  für  die 
davon  Betroftenen  Zurückberufuugeu  auswärts  Angesiedelter  So 

emzvi eit  vv ai , alle  ihie  Burger  aus  der  Levante  zurück  was  fur 
dmse  oftenbar  eine  ebenso  grosse  Calamität  war , wie  ’wenn  sie 

fehP-d®“  Behörden  vertrieben  Worden  vvL'en 

beidies  hess  Manuel  alle  zurückgebliebenen  Yenetianer  ver 
hatten  und  ihr  Eigenthum  contisciren  ^).  ® 

Sehr  zahh-eich  waren  die  Handelsbeschränkungen  und 

r beeinträchtigende  Feindseligkeiten, 

welche  die  italienischen  Städtestaateu  einander  aus  Eifer- 
sucht zufügten.  ‘ 

A.„aW  .1,  46  Ze^ T" 

die  Schifte  i,ii  Hafen  za  legen  und  die  Emwoliner  zu  plündern^ 
von  welcher  hatastrophe  Araalfi  sich  nici.t  mel.r  erl.olte  *)  Zj 

senierseits  w^urde  bei  Ansgang  des  fünfzehnten  Jahrhnnde,-t s dn,c2 
Florentiner  Gesetze  fast  zn  G,-n„de  gerichtet,  die  In  planert 

B Hüllmanu,  a.  a.  0.  I 92— 94. 

1896.  Paris 

Hüllmann,  a.  a.  0,  I 98.  Heyd,  a.  a.  0.  II  45.  46 
V Daru,  a.  a.  0.  I 175.  176. 

Heyd,  a.  a.  0.  I 207.  208. 
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die  Seiden-  und  Wollfabrikation  und  den  Grosshandel  als  Vor- 
rechte der  Florentiner  untersagten^).  1507  war  die  Florentiner 
Regierung  über  die  Verbindung  Luccas  mit  dem  aufständischen 
Pisa  so  aufgebracht,  dass  sie  jeden  Handelsverkehr  zwischen  den 
Unterthanen  beider  Staaten  verbot.  Privatgüter  im  Besitze  von 
Lucchesen  mussten  bis  zum  Ende  des  Monats  das  Florentiner 
Gebiet  verlassen,  Getreide  ausgenommen,  das  verkauft  werden 
musste  2). 

Zuweilen  legten  die  Kaiser  und  andere  Souveräne  zu 
Gunsten  einer  Stadt  einer  andern  Beschränkungen  auf. 

So  untersagte  Heinrich  IV.  aus  Rücksicht  für  das  ihm  treue 
Lucca  den  Florentinern  den  Handel  auf  den  Märkten  zu  Parma 
und  San  Domino ; ähnliche  Beschränkungen  zu  Gunsten  der  Kauf- 
leute Bolognas  wurden  denen  von  Toscana  von  Heinrich  V.  auf- 
erlegt ^).  Sigmund,  der  als  König  von  Ungarn  mit  der  Republik 
Venedig  in  Feindschaft  gerathen  war,  rächte  sich  1410  als  Kaiser 
dadurch,  dass  er  den  deutschen  Städten  den  Handelsverkehr  mit 
der  Republik  untersagte.  Das  Verbot,  1423  im  Gnadenwege, 
aber  erst  1429  unbedingt  aufgehoben,  wurde  1431  infolge  neuer 
Irrungen  ivieder  in  Kraft  gesetzt^).  Gleich  bei  Erlass  des 
ursprünglichen  Verbotes  hatte  der  Kaiser,  auf  Auffindung  eines 
Ersatzes  bedacht , die  Stadt  Konstanz  aufgefordert , vermittelst 
eines  nach  Mailand  und  Genua  abzuordnenden  Gesandten,  „die 
Erlaubniss  zum  Handel  auszu wirken.“  Die  Herzoge  von  Mailand 
und  Genua  kamen  den  kaiserlichen  Absichten  bereitwilligst  ent- 
gegen. Es  kennzeichnet  die  Unsicherheit  der  Zeit  und  das  da- 
durch entstandene  Misstrauen,  dass  die  Städte,  ehe  sie  auf  das 
Anerbieten  eingingen,  vor  Allem  vor  jeder  Gev\altthat  beider 
Herzoge  gesichert  zu  werden  verlangten,  ferner  u.  A.  die  dauernde 
Feststellung  der  zu  bezahlenden  Wege-  und  Handelsabgaben, 
richtige  Handhabung  des  Gewichtes  und  Bewahrung  vor 
solidarischer  Haftung  für  andere  Mitglieder  der  deutschen  Nation 
forderten®).  — Infolge  der  Eifersucht  der  Engländer  auf  die 
Begünstigung  der  Yenetianer  in  England  wurde  im  Unterhause 
1439  eine  Bill  eingebracht,  wodurch  diesen  verboten  werden 
sollte,  Waaren  andern  als  venetianischen  Ursprungs  einzuführen. 


1)  Sismondi,  a.  a.  0.  XCIII;  vgl.  Pöhlmann,  a.  a.  0.  S.  75. 

2)  Pöhlmann,  a.  a.  0.  S.  132. 

®)  Davidsohn,  a.  a.  0.  I 790.  791. 

■•)  Simonsfeld,  Der  fondaco  dei  Tedeschi  in  Venedig.  Stuttgart 
1887.  S.  44—46. 

®)  Stieda,  Ilansisch-venetianische  Handelsbeziehungen  im  fünf- 
zehnten Jahrhundert.  Rostock  1894.  S.  16—18. 
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Um  der  dadurch  drohenden  Vernichtung  ihres  Zwischenhandels 
zu  entgehen,  bestachen  die  Venetianer  die  Minister  und  die  Bill 
wurde  abgelehnt  U.  Dagegen  Hessen  die  Genuesen  aus  Miss- 
gunst gegen  den  von  englischen  Kaufleuten  seit  dem  fünfzehnten 
Jahrhundert  betriebenen  Handel  nach  dem  Mittelmeere,  den  Eng- 
ländern wiederholt  die  Waaren  wegnehmen  ^). 

In  Betreff  der  Arbeiter  standen  einige  auf  die  Land- 
wirtliscliaft  bezüglichen  Bestimmungen  in  auffallendem  Gegen- 
sätze zu  dem  sonst  freiheitlichen  Sinne  der  Florentiner.  Um 
eine  genügende  Anzahl  von  Pächtern  zu  erlangen , wurde 
jedem  unverheiratheten  Bauern,  der  weder  Eigenthümer  noch 
Pächter  eines  Grundstückes  w^ar,  unter  Androhung  schwerer 
Geldstrafen  untersagt,  sich  in  Tagelolm  zu  verdingen.  Ausser- 
dem wurden  die  Tagelöhner,  wie  die  Arbeiter  überhaupt, 
durch  Festsetzung  von  Maximaltaxeu,  selbst  für  Accordarbeit, 
beeinträchtigt.  In  Pisa  ward  verordnet,  dass  die  Kalfaterer 
und  alle  anderen  Arbeiter  und  Handwerker  zu  den  von 
ihnen  geforderten  Arbeiten  an  Schiffen  gezwungen  werden 
sollten,  wenn  sie  dem  Rufe  nicht  freiwillig  Folge  leisteten. 
Während  sonst  der  Coalitionsfreiheit  Eintrag  geschah,  ward 
sie  gegen  contractbrüchige  Arbeifln-  als  Pflicht  erklärt,  wobei 
hervorzuheben  ist,  dass  diese  überdies  von  einseitig  zu- 
sammengesetzten Standesgerichten  abhingen  ^).  Ein  noch 
weit  härterer  Druck  wurde  auf  die  Arbeiter  in  Venedig  aus- 
geübt, wo  es  den  Handwerkern  zuweilen  bei  Todesstrafe 
verboten  ward,  sich  ins  Ausland  zu  begeben.  Artikel  26 
der  Staatsinquisition  lautete:  Wenn  irgend  ein  Arbeiter 
seine  Kunst  zum  Schaden  der  Republik  in  ein  fremdes 
Land  überträgt,  so  erhält  er  den  Auftrag  zurückzukehreu ; 
gehorcht  er  nicht,  so  werden  die  ihm  am  nächsten  stehenden 
Personen  verhaftet,  damit  sie  ihn  zum  Gehorsam  bestimmen ; 
kehrt  er  dann  zurück,  so  wird  ihm  das  Vergangene  ver- 
ziehen und  ihm  eine  angemessene  Beschäftigung  in  Venedig 
verschafft ; wenn  er  aber,  ungeachtet  der  Verhaftung  seiner 
A'erwandten,  hartnäckig  im  Auslande  verbleibt,  so  wird  ein 

*)  Schanz,  Englische  Handelspolitik.  Leipzig  1881.  I 122. 

2)  a.  a.  0.  I 116. 

2)  Pöhlmann,  a.  a.  0.  S.  6.  67  ff. 
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Emissär  beauftragt,  ihn  zu  tödten,  und  erst  nach  seinem 
Tode  werden  seine  Verwandten  in  Freiheit  gesetzt  i). 

Ueberhaupt  war  die  venetiauische  Verkehrs- 
politik von  der  rücksichtslosesten  Ausschliess- 
lichkeit. Die  Republik  vervollkomnmete  die  Technik 
der  Salzgewinnung,  eignete  sich  nach  Möglichkeit  alle  zu- 
gänglichen Salinen  an  und  untersagte  ihren  Nachbarn  die 
Ausbeutung  der  ihrigen  ^j.  Zu  der  Herrschaft  über  das 
adiiatische  Meer,  die  sich  Venetien  anmasste,  gesellte  sich 
der  ■\orbehalt  des  beinahe  ausschliesslichen  Rechtes,  die 
Schifffahrt  innerhalb  dieses  Meeres  zu  betreiben.  Bewaffnete 
Flotillen  bewachten  die  Mündungen  aller  Flüsse  und  Hessen 
kein  Schiff  weder  ein-  noch  ausgehen,  ohne  es  streng  unter- 
sucht zu  habend;.  Die  Republik  strebte  unablässig,  die 
Fremden  von  allen  Handelsvortheileu  auszuschliessen.  Sie 
hatten  doppelt  so  hohe  Zölle  als  die  Einheimischen  zu  be- 
zahlen ; sie  konnten  in  den  venetianischen  Häfen  weder 
Schiffe  bauen  lassen  noch  kaufen.  Die  Rheder,  die  Capitäne. 
die  Waareneigenthümer  mussten  alle  Venetianer  sein.  In 

ihren  Streitsachen  hatten  die  Fremden  sich  in  Gerichtskosten 
zu  erschöpfen^). 

Eine  schwere  Katastrophe  erlitt  Florenz  in- 
folge des  Bankerotts  des  englischen  Königs 
Eduard  III.  ^ 

Wo  zwölften  Jahrliunderts  gab  es  Florentiner 

M ecliselliauser  in  London,  unter  denen  um  die  Mitte  des  drei- 
zehnten Jahrhunderts  die  Frescobaldi,  später  die  Bardi  und  die 
l eiuzzi  die  hervorragendsten  waren.  Mit  dem  Gelde  der  beiden 
letzteren  eroffnete  Eduard  III.  die  Kriege  mit  Frankreich  in 
denen  er  spater  die  Siege  bei  Cr^cy  und  bei  Maupertuis  errang 
bei  schon  1339  stellte  der  König  die  Zahlungen  an  die  Staats- 
glaubiger  ein;  nicht  einmal  „seine  geliebten  Bardi  und  Peruzzi“ 
^sgenommen.  Die  Forderungen  der  Bardi  erreichten  180  000 

Mark  Sterling),  die  der  Peruzzi  über  135  000 

, ^ , die  Mark  zu  dba  Goldgulden,  zusammen  über 

H Dam,  a.  a.  0.  III  152. 

2)  a.  a.  0.  S.  61. 

a.  a.  0.  S.  112. 

*)  a.  a.  0.  S.  118. 
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1 365  000  Goldgulden,  damals,  wie  Villani  sich  äusserte,  der 
Werth  eines  Königreichs.  Mit  Recht  sagte  derselbe  Villani,  „nia 
grande  folh'a  fu  avere  messo  tanta  gran  soinnia  in  uno  signore.“ 
Da  alle  Florentiner  Kaufleute  von  diesem  Unfälle  betroffen 
wurden,  dessen  Folgen  durch  die  gleichzeitige  Einstellung  der 
Anleiherückzahlung  Roberts  von  Neapel  sich  noch  empfindlicher 
gestalteten,  so  bedeutete  das  für  Florenz  eine  furchtbare  Krisis 
auch  von  weittragender  politischer  Bedeutung,  indem  damit  das 
unheilvolle  Regiment  des  Herzogs  von  Athen  im  Zusammenhänge 
stand  ^). 

Bei  Ausgang  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  fallirte  in  Brügge 
das  Wechselhaus  da  Rahatta  infolge  grosser  Forderungen  an 
Mai’ia  von  Burgund,  Gemahlin  Maximilians,  die  wegen  des  Todes 
dieser  Fürstin  nicht  zurückgezahlt  wurden,  Lorenzo  de’  Medici 
verlor  dabei  100  000  Ducaten^). 

Auch  die  Spanier  mussten  die  Erfahrung  machen, 
dass  die  Getreidetaxen  und  die  Verbote  des  Fürkaufes  eine 
der  beabsichtigten  entgegengesetzte  Wirkung  herbeiführten, 
da  die  Bauern,  so  oft  die  vorgeschriebenen  Preise  ihnen  un- 
genügend erschienen , ihr  Getreide  verbargen , wodurch  die 
Noth  vermehrt  wurde®).  Auch  wurden  die  Taxen  auf 
mannigfaltige  Weise  umgangen.  Man  verkaufte  z.  B.  nach 
diesen  das  Getreide,  aber  nur  unter  der  Bedingung,  dass 
Oliven,  Wein  oder  andere  taxfreie  Waaren,  die  überzahlt 
werden  mussten,  dazu  gekauft  würden*). 

Das  Moratorienwesen  in  Spanien  war  dem  Verkehr 
überaus  hinderlich.  Nach  den  Partidas  konnte  der  König 
die  Zahlungsfristen  aus  drei  Gründen  erweitern:  wegen  der 
Armuth  des  Schuldners,  wegen  dessen  Unentbehrlichkeit  im 
Heere  und  aus  Gnade,  so  dass  die  königliche  Macht  in  diesem 
Punkte  unbeschränkt  war.  Alhu’dings  legte  das  Gesetz  dem 
begünstigten  Schuldner  die  Verptiichtung  auf,  dem  Gläubiger 

Capponi,  Storia  della  repubblica  di  Firenze.  I 186.  187.  Peruzzi, 
a.  a 0,  S.  453  ff.  v.  Reumont,  Lorenzo  de’  Medici.  I 63.  Schanz, 
a.  a.  0.  I 116. 

Capponi,  a.  a.  0.  II  145. 

Cardenas,  a.  a.  0.  II  324.  325.  Colineiro,  Historia  de  la 
Economia  politica  en  Espafia.  Madrid  1862.  II  274. 

‘*)Bonn,  Spaniens  Niedergang  während  der  Preisrevolution  des 
sechszehnten  Jahrhunderts.  Stuttgart  1896.  S.  25. 
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für  die  Erfüllung  seiner  Verbindlichkeit  Bürgschaft  zu  leisten, 

Idoch  konnte  der  König  auch  hiervon  dispensiren  *). 

Die  Regierungen  wie  die  Bevölkerungen  des  mittel- 
alterlichen Spanien  waren  im  Allgemeinen  den  Fremden 
nicht  günstig.  Selbst  König  Jaime  I.  von  Aragonien , ein 
Fürst,  der  sich  die  Förderung  von  Industrie,  Handel' und 
Schifffahrt  sehr  angelegen  sein  liess  und  unter  dem  Barcelona 
grossem  Aufschwünge  gelaugte,  verordnete  1227,  dass 
Niemand  nach  Syrien  oder  Aegypten  bestimmte  Waaren 
durch  ein  fremdes  SchiiT  verladen  dürfe,  wenn  ein  barcelo- 
nesisches  zur  Verfügung  stehe.  Niederlassungen  fremder 
Kaufleute  in  Barcelona  waren  ihm  zuwider;  er  ging  sogar 

1265  so  weit,  alle  italienischen  Kaufleute  aus  der  Stadt  zu 
vertreiben  ®). 

Jaime  II.  von  Aragonien  verbot  1302  den  Handelsverkehr 
seiner  Unterthanen  mit  den  Ungläubigen.  Später  sprach  er 
gegen  Geldzahlung  die  Verletzer  des  forthestehenden  Ver- 
botes frei,  das  erst  1 338  von  Pedro  IV.  aufgehoben  wurde  ®). 

A.üch  die  spanischen  mittelalterlichen  Gesetzgebungen 
waren  für  die  Arbeiter  ungünstig.  1351  setzten  die  Cortes 
von  Valladolid  die  Löhne  der  laudwirthschaftlichen  und 
gewerblichen  Arbeiter  fest.  In  dem  Ordenamieuto  de  Prelados 
wurde  den  Arbeitern  verboten,  ihre  Meister  zu  wechseln*). 

Einen  Eingriff  ins  Eigeuthum  bewirkte  das  vom  Könige 
Fernando  von  Portugal  zur  Hebung  der  Landwirthschaft 
erlassene  Gesetz  über  wüstliegeude  Ländereien  (lei  de  Sesmaria ) 
vom  26.  Mai  1375.  Es  bestimmte,  dass  die  Eigenthümer 
von  Grundstücken,  die  diese  weder  selbst  behauen  noch  durch 
Andere  behauen  lassen,  gehalten  sein  sollen,  solche  gegen 
eine  gewisse  Abgabe  anderen  Bauern  zu  überlassen.  Damit 
die  Bauern  das  Zugvieh,  dessen  sie  bedürfen,  kaufen  könnten, 
sollten  ferner  die  Viehbesitzer  verpffichtet  sein,  es  jenen  für 
einen  von  den  Gerichten  vorgeschriehenen  Preis  zu  verkaufen. 

0 Cardenas,  a.  a.  0.  II  287.  238. 

Heyd,  a.  a.  0.  I 360. 

®)  a.  a.  0.  II  34. 

*)  Burke,  a.  a.  0.  I 346. 

Felix,  Eigrenthum.  IV.  2.  I. 
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Ferner  sollte  es  nur  Bauern  oder  Bauernknecliten  gestattet 
werden,  Viehheerden  zu  halten 

Nirgends  wurde  der  Fürkauf  (forestalliug,  engrossing, 
regrating),  namentlich  von  Getreide,  mit  so  scheelen  Augen 
angesehen,  wie  in  England. 

Dies  geht  besonders  aus  einer  Verordnung  hervor,  die  bald 
Heinrich  III.,  bald  Eduard  I.  zugeschrieben  wird,  worin  es  heisst: 
„Es  wird  von  Seiten  unseres  Herrn  und  Königs  besonders  anbefohlen, 
dass  kein  Fürkäufer  in  irgend  einer  Stadt  geduldet  werde,  d.  h. 
keiner,  der  offenkundig  ein  Unterdrücker  der  Armen  und  ein 
öffentlicher  Feind  der  ganzen  Gemeinde  und  des  Landes  ist,  der 
schändlichem  Gewinne  nachgeht  ...  Wer  aber  solchen  Thuns 
überführt  wird,  der  soll  das  erstemal  dadurch  bestraft  werden, 
dass  er  der  von  ihm  so  gekauften  Waare  verlustig  geht;  wer  das 
zweitemal  dabei  betroffen  wird , soll  zum  Pranger  verurtheilt 
werden ; im  dritten  Wiederholungsfälle  soll  man  ihn  ins  Gefäng- 
niss  werfen  und  mit  Geldbussen  belegen;  beim  viertenmale  ihn 
das  Bürgerrecht  seiner  Stadt  abschwören  lassen  2).“  Dabei  tritt 
im  Gegensätze  zu  dem  Wohlwollen,  das  man  dem  auswärtigen 
Handel  entgegenbrachte,  das  eifersüchtigste  Misstrauen  gegen  den 
innern,  namentlich  den  Zwischenhandel,  zu  Tage,  dem  man  eine 
willkürliche  Vertheuerung  der  Waaren  beimisst  ^),  welche  Ansicht 
durch  den  monopolartigen  Charakter,  den  der  Verkehr  im  Mittel- 
alter  annahm,  erklärlich  erscheint.  Als  ein  Beispiel  dieser 
monopolistischen  Richtung  für  England  erwähnen  wir,  dass  in  der 
zweiten  Hälfte  des  vierzehnten  Jahrhunderts  wohlhabende  Kauf- 
leute, wie  die  Tuchhändler,  die  in  der  Lage  waren,  sich  an  den 
König  selbst  zu  wenden  und  ihn  durch  reiche  Geschenke  zu 
gewinnen,  Freibriefe  erlangten,  des  Inhalts,  dass  niemand  das 
betreffende  Gewerbe  ausüben  dürfe , der  nicht  mit  allgemeiner 
Zustimmung  der  Gewerbsgenossen  zugelassen  sei^). 

In  Londoner  Urkunden  aus  den  Jahren  1291 — 1307  ist  von 
beeidigten  Männern  die  Rede,  die  darüber  zu  wachen  hatten,  dass 
Niemand  sein  Korn  theurer  als  zum  gerechten  Preise  verkaufe, 
eine  offenbar  dem  canonischen  Rechte  entlehnte  dehnbare  Be- 
zeichnung. Nächst  dem  Getreide  und  Brode  war  das  Bier 
der  Gegenstand  besonderer  behördlicher  Ueberwachung®).  Im 
Gegensätze  zu  den  anderen  Zünften,  denen  es  meistens  über- 

*)  Schäfer,  Geschichte  von  Portugal.  II  101.  102. 

2)  Ashley,  a.  a.  0.  I 185.  186. 

®)  Reeves,  a.  a.  0.  II  280.  Schanz,  a.  a.  0.  I 620. 

“•l  Ashley,  a.  a.  0.  II  80. 

'■’)  a.  a.  0.  1 192.  194. 
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lassen  war,  die  ihren  Mitgliedern  auferlegten  Beschränkungen 
durch  ihre  eigenen  Beamten  durchführen  zu  lassen,  standen  die 
mit  der  Herstellung  von  Lebensmitteln  betrauten  Zünfte  unter 
der  Aufsicht  des  Bürgermeisters  und  die  hierauf  bezüglichen  von 
I Zeit  zu  Zeit  erlassenen  Taxen  wurden  von  den  städtischen  Be- 

hörden  veröffentlicht  ^). 

Die  Preis-  und  Lohntaxen  übten  hier  wohl  einen  noch 
weit  härtern  Druck  auf  die  arbeitenden  Classen  aus,  als  ander- 
wärts ; sie  wurden  vornehmlich  zu  Gunsten  der  Grundbesitzer 
erlassen.  In  dieser  Richtung  sind  auch  Bestimmungen  wie 
die  von  Richard  II.,  dass  alle  bis  zu  ihrem  zwölften 
Lebensjahre  in  der  Landwirthschaft  Beschäf- 
tigten ihr  während  ihres  ganzen  weitern  Lebens 
angehören  müssten;  die  von  Heinrich  IV.,  die  den 

Per  so nen  von  geringerem  Einkommen  als  zwanzig 
Schilling  verwehrt,  ihre  Kinder  ein  Gewerbe 
1 er  nen  zu  lassen;  die  von  Heinrich  VI. , die  Leute 
j mit  kleinem  Grundbesitze  zwingt,  Dienste  an- 

zunehmen und  die  Petition  von  1391,  dass  es  den 
villeins  nicht  gestattet  werden  möge,  ihre  Kinder 
d i e S c h u 1 e b e s u c h e n z u 1 a s s e 11 , von  lapidarer  Deutlich- 
keit. Durch  ein  Statut  Richards  II.  wurde  ferner  die 

Freizügigkeit  der  Arbeiter  verhindert.  Ausserdem 
ward  unter  diesem  Könige  angeordnet,  dass  Handwerker, 
die  nicht  dringend  gebraucht  würden,  zur  Erntezeit  zu 
i lüiidwirthschaftlichen  Arbeiten  sollten  gezwungen 

werden  können. 

Die  grosse  Pest  hatte  die  Veranlassung  zu  dem  Arbeiter- 
Statut  Eduards  III.  von  1350  geboten.  Da  Diener  und 
Arbeiter  übermässige  Löhne  verlangten  und,  wofern  ihnen 
solche  nicht  bewilligt  wurden,  lieber  umherstreiften  und 
bettelten,  so  erachtete  man  Zwangsmassregeln  als  unerlässlich. 
Zunächst  ward  verordnet,  dass  jede  körperlich  taugliche 
unbeschäftigte  Person  männlichen  wie  weiblichen  Geschlechtes 
bis  zum  Alter  von  sechszig  Jahren,  die  weder  Land  noch 
sonstige  Mittel  zum  Lebensunterhalt  besass,  auf  Verlangen 
mJJiens^zu  treten  hätte,  unter  Bedingungen,  die  während 

0 a.  a.  0.  II  30. 
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der  dem  zwanzigsten  Jahre  der  Regierung  des  Königs  voran- 
gegangenen fünf  oder  sechs  Jahre  üblich  waren.  Die  Zahlung 
höherer  Löhne  ward  unter  Androhung  schwerer  Strafen 
untersagt.  Durch  ein  Statut  desselben  Königs  wurde  an- 
geordnet, dass  „Arbeitern  und  Handwerkern“,  die  sieh  ihrem 
Dienste  entzogen,  mit  glühendem  Eisen  ein  Brandmal  mit 
dem  Buchstaben  f (falsity)  auf  die  Stirn  aufgedrückt  werden 
sollte.  Das  von  Eduard  III.  erlassene  Verbot  von  Arbeiter- 
coalitionen  war  infolge  der  Strafen,  die  auf  die  Entgegen- 
nahme höherer  als  der  vorgeschriebenen  Löhne  gesetzt 
wurden,  überdüssig. 

Zu  den  dem  Verkehr  zugefügten  empfindlichsten  Nach- 
theilen gehörten  die  durch  die  Prisen  verursachten  mit 
ihrer  rücksichtslosen  Willkür  sowohl  bezüglich  der  Preis- 
bestimmung als  auch  der  Zahlungsfrist,  wodurch  die  Sicher- 
heit des  Eigeuthums  offenkundig  verletzt  ward.  Naiv  klingt 
der  die  Lübecker  bevorzugende  B(‘fehl  Heinrichs  III.  von  1257, 
dass  ihnen  nichts  gegen  ihren  Willen  genommen  werden  solle, 
sowie  sein  ihnen  1266  gegebenes  Versprechen,  die  ausser 
den  herkömmlichsten  Prisen  genommenen  Gegenstände  be- 
zahlen zu  wollen  ^),  Von  grösserer  Tragweite  noch  als  die 
gewöhnlichen  Prisen  war  die  von  den  Königen  zu- 
weilen verübte  Gewaltthat  der  Confiscation  von 
Handelsschiffen  und  ihre  Zurückbehaltung  für 
den  königlichen  Dienst^). 

Durch  das  augemasste  Vorrecht  der  Prise  (purveyance) 
wurden  auch  ganz  besonders  die  ländlichen  Arbeiter 
betroffen,  da  diese  Prärogative  das  Recht  einschloss,  per- 
sönliche Arbeit  zu  erzwingen.  Inmitten  des  Pflügens 
oder  Erntens  w^ard  der  Bauer  oft  von  seiner  Arbeit  abberufen 
und  genöthigt,  seine  persönlichen  Dienste  und  seine  Pferde 
dem  Hofe  oder  einem  einflussreichen  königlichen  Diener  zu 
widmen^).  Wie  beängstigend  dieses  Vorrecht  in  der  nor- 

’)  V.  Ochenkowski , a.  a.  0.  S.  182.  Held,  Zwei  Bücher  zur 
socialen  Geschichte  Englands.  Leipzig  1881.  S.  28. 

**)  Varenbergh,  a.  a.  0.  S.  123. 

Stubbs,  a.  a.  0.  II  537.  538. 
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mannischen  Zeit  insbesondere  in  den  Provinzen  bei  An- 
näherung des  königlichen  Hofes  wirkte,  bezeugt  der  Umstand, 
dass  alsdann  die  Einwohner  der  Orte,  denen  der  königliche 
Besuch  zugedacht  war,  mit  allem,  was  sie  retten  konnten, 
in  die  Wälder  oder  in  entlegene  Gegenden  flüchteten*). 

Wie  allenthalben,  bricht  auch  in  England  bei 
Trübung  der  politischen  Beziehungen  miteinem 
Reiche  derwirthschaftliche  Krieg  mit  diese m aus. 

Als  die  Verhandlungen  wegen  eines  Vertrags,  den  Johann 
von  England  mit  dem  Grafen  von  Flandern  abzuschliessen 
wünschte,  nicht  rasch  genug  vorschritten,  liess  der  englische 
König  zum  Behufe  ihrer  Beschleunigung  die  Ladungen  mehrerer 
flandrischer  Schiffe,  die  sich  in  englischen  Häfen  befanden,  mit 
Beschlag  belegen.  In  seinem  Streite  mit  Frankreich  suchte  er 
alle  zu  schädigen,  welche  die  Partei  Philipp  Augusts  ergriffen 
hatten.  Im  Juli  1213  liess  er  die  Kaufleute  von  St.  Omer  und 
Douai  sowie  ihre  Güter  ergreifen 2).  In  dem  Vertrage,  der  am 
21.  August  1294  zwischen  Adolf  von  Nassau  und  Eduard  I.  von 
England  zu  Nürnberg  vollzogen  wurde,  verpflichtete  sich  Adolf, 
die  Freunde  Frankreichs  aus  dem  Lande  zu  weisen  und  ihre 
Güter  einzuziehen  Eduard  II.  gebot  einmal  allen  Flamändern, 
die  sich  in  seinem  Reiche  aufhielten,  es  binnen  zehn  Tagen  zu 
verlassen.  Eduard  III.  liess  1371  alle  in  England  lebenden 
Flamänder  verhaften  und  ihre  Güter  mit  Beschlag  belegen^). 
Margarethe,  die  Wittwe  Karls  des  Kühnen,  die  aus  dem  Hause 
York  stammte,  unterstützte  den  Prätendenten  Perkin  Warbeck. 
Heinrich  VII.  hob  deshalb  allen  Verkehr  mit  den  Niederlanden 
auf,  verlegte  den  Stapel  für  englische  Waaren  nach  Calais  und 
vertrieb  die  in  England  ansässigen  Flamänder.  Philipp  der 
Schöne  zögerte  nicht  mit  der  Anwendung  von  Repressalien,  und 
beiden  Völkern  wurden  nun  durch  die  mehr  als  zweijährige 
Aufhebung  aller  Handelsbeziehungen  die  empfindlichsten  Nach- 
theile zugefügt®). 

Die  Staatsmänner  des  byzantinischen  Reiches 
waren  von  dem  hochmüthigen  Vomrtheile  erfüllt,  dass  der 
Handel  der  Aufmerksamkeit  der  Monarchen  nicht  würdig 

Thien-y,  Dix  ans  d’etudes  historiques.  S.  19. 

2)  Varenbergh,  a.  a.  0.  S.  102.  107. 

®)  Lindner,  a.  a.  0.  I 107. 

Varenbergh,  a.  a.  0.  S.  274.  409. 

®)  Schanz,  a.  a.  0.  I 17. 
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sei.  Daher  vernaclilässigteii  die  Kaiser  nicht  nur  die  kauf- 
inänuischeu  Interessen  der  Griechen,  sondern  machten  sogar 
Iremden,  insbesondere  den  Italienern,  Zugeständnisse  auf 
Kosten  der  eigenen  Unterthanen ').  Allein  ungeachtet  der 
aulfallenden  Bevorzugung  namentlich  der  Venetianer,  war 
die  Sichel  heit  ihrer  Person  und  ihres  Eigenthums  keineswegs 
gewahrt.  Vielmehr  erlitten  sie  allzuolt  Misshandlungen  und 
Belaubungen  von  den  Griechen.  Klagten  sie,  so  erlangten 
sie  keine  Genugthuung.  Sie  hatten  sich  vertragsinässig  das 
Beeilt  zu  sichern  gesucht,  für  Eigenthumsschädigungen,  die 
ihnen  durch  die  Griechen  zugefügt  werden  sollten,  aus  dem 
griechischen  Staatsschätze  Ersatz  zu  erlangen.  Traten  jedoch 
solche  Fälle  ein , so  wurden  sie  mit  Anweisungen  auf  die 
Habe  der  Beschädiger  abgefertigt,  die  unbeachtet  blieben. 
Ferner  wurde  ihnen  die  vertragsmässige  Handels-  und  Zoll- 
freiheit in  mannigfacher  Weise  verkümmert,  insbesondere 
der  Verkauf  von  verschiedenen  Waaren  widerrechtlich  ver- 
wehrt oder  mit  willkürlichen  Abgaben  belegt  2). 

Begreiflich  erscheint  es,  dass  Eingriffe  ins  Eigenthum 
am  schrankenlosesten  in  Russland  erfolgten.  1494  wurde 
das  „Kontor  des  deutschen  Kaufmanns“  zu  Nowgorod  ge- 
schlossen und  das  Eigenthum  der  Hanseaten  eingezogen ; die 

Kaufleute  wurden  gefangen  genommen  und  erst  1497  aus 
der  Haft  entlassen®). 

Neben  der  von  uns  bereits  (II  101)  erwähnten  besonderen 
Art  von  Eingriffen  ins  öffentliche  Eigenthuni,  deren  sich  die  Be- 
völkerung Roms  im  Mittelalter  durch  Vandalismus  häufig 
schuldig  machte,  haben  wir  hier  des  gleichen  Verfahrens  von  Seiten 
legierender  Päpste  seit  den  Zeiten  Martins  V.  zu  gedenken.  Zu 
diesen  gehörte  merkwürdiger  Weise  der  um  die  Wissenschaft  so 
hoch  verdiente  Nicolaus  V.,  der,  um  Material  für  seine  zahlreichen 
Bauten  zu  gewinnen,  viele  kostbare  Reste  des  Alterthums  rück- 
sichtsloser ZerstöiTing  preisgab.  Er  Hess  u.  A.  Travertinquadern 
und  Marmor  vom  Colosseum  — in 
als  2300  VN  agenlasten  — wegnehmen, 

9 Finlay,  a.  a.  0.  II  440. 

2)  Heyd,  a.  a.  0.  I 512, 

®)  Brückner,  Geschichte  Russlands. 
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vom  Circus  Maximus,  vom  Tempel  der  Venus  und  Roma  Hadrians 
am  Titusbogen , vom  Forum  etc.  Material  benutzen.  Pius  II., 
der  am  28.  April  1462  eine  Bulle  zum  Schutze  der  Denkmäler 
erliess,  hielt  sich  selbst  nicht  hieran,  indem  er  zum  Baue  des 
Palastes  San  Marco  zahlreicher  Quadern  des  Colosseums  sich 
bediente.  Auch  Sixtus  IV\  und  Innocenz  VIII.  benutzten  für 
ihre  Bauten  antiken  Marmor.  Alexander  V^I.  ging  so  weit , das 
Forum,  das  Colosseum  und  andere  Denkmale  für  ein  Drittel  des 
Ertrages  an  Baumeister  zu  verpachten  *). 

Wie  nach  römischem  (s.  IV  I 362  ft'.)  so  bestanden  auch 
nach  deutschem  Rechte  in  der  Ausübung  der  Eigenthums- 
befugnisse Beschränkungen  durch  Rechte  Anderer,  zu- 
nächst solche,  die  durch  nachbarliche  und  genossenschaftliche 
Rechte  hervorgerufen  wurden.  Wie  wir  bereits  gesehen 
haben,  nöthigte  in  den  Markgenossenschaften  der  von  diesen 
unzertrennliche  Flurzwang  zu  mannigfaltigen  derartigen 
Beschränkungen,  die  jedoch  nicht,  wie  es  von  mancher  Seite 
geschehen  ist,  als  Servituten  bezeichnet  werden  können,  weil 
sie  zu  Gunsten  sämmtlicher  Dorf-  und  Markgenossen , nicht 
aber  einzelner  Grundstücke  eingeführt  worden  sind. 

Neben  den  durch  den  landwirthschaftlichen  Betrieb 
gebotenen  genossenschaftlichen  Beschränkungen  gab  es  solche, 
denen  lediglich  die  Rücksicht  auf  die  Nachbarn  zu  Grunde 
lag.  So  ist  die  Entstehung  einer  Wegegerechtigkeit  gegen 
Entschädigung  zu  erklären.  Der  Sachsenspiegel  erwähnt 
der  Ptlieht  des  Hauseigenthümers , die  Dachtraufe  vom 
Nachbarboden  fern  zu  halten  und  des  V^erbots  der  Giebel- 
lichter etc.  In  späteren , namentlich  städtischen  Rechts- 
quellen gewahren  wir  eine  beträchtliche  Erweiterung  solcher 
Beschränkungen. 

Von  der  grössten  Bedeutung  für  das  praktische  Leben 
war  das  Einspruchsrecht  der  nächsten  Erben  gegen  V^er- 
äusserungen  und  Belastungen  der  Grundstücke  (Erbenlaub), 
das  nach  seinem  Ursprünge  allerdings  insofern  nicht  als 
Beschränkung  des  Eigenthums  aufzufassen  sein  dürfte,  als 
es,  gleich  dem  Warterechte,  als  eine  Folge  der  Mitberech- 

>)  Gregorovius,  a.  a.  0.  VIII  555 — 558. 
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tigung  der  Familienmitglieder  an  dem  Hausgute  — eine 
Nachwirkung  des  frühem  Gesammteigenthums  — erscheint. 
Ausser  den  nächsten  Erben  wurde  oft  auch  die  Zustimmung 
entfernterer  Verwandten  eingeholt,  die  sie  namentlich  nach 
angelsächsischem  Rechte  in  Anspruch  nahmen  (nach  welchem 
noch  im  neunten  Jahrhundert  nicht  nur  die  von  väterlicher 
beite  ererbten,  sondern  auch  alle  anderen  im  freien  Eigenthum 
befindlichen  Liegenschaften  einem  die  Veräusserungsfreiheit 
hemmenden  Erbenrechte  unterworfen  waren),  was  vielleicht 
dadurch  zu  erklären  ist,  dass  die  Auffassung  des  Rechts- 
grundsatzes nach  Zeit  und  Oertlichkeit  verschieden  war. 
Nach  Schröder  stand  das  Einspruchsrecht  bei  den  Sachsen 
nur  dem  nächsten  Erben,  bei  den  übrigen  Stämmen  aber 
der  Gemeinschaft  der  Hausgenossen  zu.  Echte  Noth  bildete 
einen  Ausnahmegrund.  Da  Zins  und  Rente  als  Immobilien 
aufgefasst  wurden,  so  erstreckte  sich  das  Einspruchsrecht 
der  Erhen  auch  auf  sie.  Das  altsächsische  Recht  untersagte 
sowohl  entgeltliche  Veräusserungen  wie  Schenkungen  von 
Grund  und  Boden  eben  mit  Rücksicht  auf  das  Recht  der 
Erben;  ausgenommen  waren  nur  Veräusserungen  an  die 
vircie,  den  König  und  im  Falle  der  „famis  necessitas“ 

In  diesem  I alle  geniesst  jedoch  der  „proximus“  und  der 
ocliutzherr  ein  ^ orkaufsrecht. 

Später  wurde  das  Einspruclisreclit  namentlich  in  den 
Städten  beschränkt  und  abgeschwächt.  Anfangs  war  die 
Uräusserung  und  Belastung  des  sämmtlicheii  Eigens  dem 
Erbeiilauh  unterworfen  gewesen;  dieses  beschränkte  sich 
ledoch  seit  dem  13.  Jahrhundert  auf  das  Erbeigeu  oder 
Stammgut,  erstreckte  sich  jedoch  nicht  auf  das  dazu  Er- 
worbene (Kaufeigen  ij.  Allmählich  befreite  die  Kirche  die 
Schenkungen  zum  Seelenheile  von  dieser  Beschränkung  2) 
Eine  weitere  Ahschwächung  des  Einspruchsrechtes  war  die 
zu  einem  blossen  Einstands-,  Retract-,  Zug-  oder  Losungs- 

lOfi  ’•  1^’  Erbenfolge.  S.  105. 

106.  1^.  Schröder,  a.  a.  0.  S.  269.  Arnold.  Zur  Geschichte  des 
Eigenthums.  8.  131. 

2)  Schröder,  a.  a.  0.  8.  268. 
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recht,  indem  der  Erbe  das  veräusserte  Gut  nur  durch  Er- 
stattung des  Kaufpreises  an  sich  bringen  konnte;  doch 
bestanden  ursprünglich  beide  Rechte  neben  einander.  Viel- 
fach verschwand  das  Einspruchsrecht  ganz,  ohne  Fortexistenz 
im  Retractrechte. 

Dieses  hatte  im  spätem  Mittelalter  noch  folgende  An- 
wendung : 

1.  als  Erblosung,  retractus  gentilicius,  retractus  coii- 
sanguinitatis ; 

2.  als  Marklosung  in  Markgenossenschaften; 

3.  als  Nachbarlosung  in  Bezug  auf  nachbarliche  Grund- 
stücke ; 

4.  als  Geiiossenlosung  in  Betreff  von  Nutzungsantheilen 
innerhalb  einer  R eal gemeinde ; 

5.  als  Getheilenzugrecht  in  Bezug  auf  Theile  eines  ur- 
sprünglich einheitlichen  und  geschlossenen  Grundstücks; 

6.  als  Retractrecht  des  Lehns-  und  des  Grundherrn  ^). 

Wer  um  die  Mitte  des  dreizehnten  Jahrhunderts  im 

Lande  Waes  einem  Fremden  sein  Gruudeigenthum  verkaufen 
wollte,  musste  dies  an  drei  aufeinander  folgenden  Sonntagen 
; in  der  Kirche  veröffentlichen  lassen,  damit  seine  Verwandten 

das  Vorkaufsrecht  ausüben  könnten  ^), 

I Die  alten  norwegischen  Höfe  waren  vor  Zersplitterung 

j einigermassen  dadurch  geschützt,  dass  für  die  Odelsbauern 

das  Odelsret,  d.  h.  das  Recht  galt,  dass  die  Familie  ein 
Grundstück,  das  durch  zwanzig  Jahre  in  ihren  Händen  war, 
für  den  Fall  des  Verkaufes  während  dreier  Jahre  wieder  in 
Anspruch  nehmen  durfte.  Anfangs  war  dafür  nur  der  ge- 
zahlte Preis  zurückzuerstatten ; später  hatte  der  Rückkauf 
nach  Taxe  zu  erfolgen^). 

In  England  durfte  Grund  und  Boden  von  den  Eigen- 
thümern  ohne  Einwilligung  der  Erben  nur  im  Falle  der  Noth 
veräussert  werden,  und  selbst  dann  mussten  sie  diesen  die 

Heusler,  a.  a.  0.  II  60 — 62.  Brunner,  Quellen  und  Geschichte 
des  deutschen  Rechts  in  Holtzendorffs  Encyklopädie.  S.  287. 

®)  Warnkönig,  Flandrische  Rechtsgeschichte.  IIII  127. 

8)  Meitzen,  a.  a.  0.  I/II  525. 
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Gelegenheit  zum  Rückkäufe  hieten.  Wenn  es  an  einer 
solchen  innerhalb  eines  bestimmten  Termines  gebrach,  so 
konnten  die  Erben  das  Land  vom  Käufer  gegen  Rück- 
erstattung des  bezahlten  Preises  zurückfordern  ^). 

Nach  florentinischem  Rechte  hatte  bei  allen  Ver- 
äusserungen  bäuerlichen  wie  städtischen  Giundhesitzes  dei 
angrenzende  Nachbar  ein  Vorkaufsrecht.  Für  den  Fall,  dass 
keine  Einigung  über  den  Preis  erzielt  zu  werden  vermochte, 
sollte  dieser  durch  ein  Schiedsgericht  festgesetzt  werden.  Liess 
der  Verkäufer  das  ^'orkaufsreeht  des  Nachbarn  unbeachtet, 
so  hatte  dieser  durch  drei  Jahre  das  Recht  des  Rückkaufes 
zum  Verkaufspreise^). 

Die  Tendenz  der  alten  aragonesischen  Gesetzgebung, 
die  in  diesem  Punkte  mit  derinCastilien  und  anderen 
spanischen  Königreichen  ühereinstimmte , ging  dahin, 
die  Güter  den  Familien  zu  erhalten.  Dazu  gehörte  auch 
das  Retractrecht.  Dieses  schloss  das  Verbot  ein,  Stammgüter 
zu  verkaufen,  ohne  sie  erst  den  Brüdern  anzubieten®). 

Da  im  byzantinischen  Reiche  der  Zuschlag 
(s.  S.  100)  eine  veränderte  Gestalt  erhielt,  so  musste  daduich 
das  Näherrecht  entsprechend  um  gestaltet  werden.  Es  ent- 
stand um  922  die  auch  für  alle  Folgezeit  massgebende 
berühmte  Novelle  des  Kaisers  Romanus  Lacapenus  hierüber. 
Der  Zuschlag  erfolgte  damals  an  die  Angrenzer  und  Nachbarn 
anstatt  an  die  consortes  und  demgemäss  wurde  bei  Ver- 
äusserungen  ein  Näherrecht  der  Angrenzer  und  Nachbarn 
anstatt  der  convicani  anerkannt.  Das  Näherrecht  sollte  auch 
dann  statthaben,  wenn  ein  Grundstück  in  Eni])hyteuse  ge- 
geben oder  sonst  auf  längere  Zeit  ausgethan  wurde  ^). 

Eine  fernere  Beschränkung  in  dem  Rechte  der  Ver- 
fügung über  Grundeigenthum  liegt  in  dem  sogenannten  \ ei- 
fangenschaftsrechte , kraft  dessen  dem  überlebenden  Gatten 
Besitz  und  Nutzung  der  aus  der  Ehe  stammenden  Grund- 

')  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.  II  311. 

2)  Pöhlmann,  a.  a.  0.  S.  12. 

3)  Cardenas,  a.  a.  0.  I 501.  502. 

*)  Zachariä  v.  Lingenthal,  a.  a.  0.  S.  238  ft. 
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stücke  zusteht,  woran  er  also  die  Gewere  hat,  wogegen  ei 
in  der  Veräusserung  durch  seine  Kinder  beschränkt  ist, 
denen  die  Güter  verfangen  siiuD).  ln  fränkischer  Zeit  wai 
hei  den  Sachsen  die  Morgengabe  den  Kindern  verfangen  ). 
Seit  dem  Uebergange  von  der  Natural-  zur  Geldwirthschaft 
verlor  das  Verfangeusch aftsrecht  die  frühere  Bedeutung,  da 
Grund  und  Boden  nicht  mehr  den  Hauptbestandtheil  des 

Eigenthums  bildeten. 

I Weiterhin  erfolgten  Eigenthumsbeschränkungen  zum 

Theile  durch  die  Regalien,  die  der  Staatsgewalt  zustehenden 
Rechte.  Zunächst  durch  das  Jagd-  und  Fischereiregal. 
Anfangs  hatte  der  König  bloss  innerhalb  der  königlichen 
Domänen  das  ausschliessliche  Recht  des  Fischfangs,  das  aber 
später  im  Allgemeinen  der  Entwicklung  des  Jagdrechts 
folgend , beträchtlich  ausgedehnt  wurde.  Die  königlichen 
Wildbannprivilegien  erstreckten  sich  regelmässig  auch  auf 
die  Fischerei;  den  Bannwäldern  entsprachen  die  Bann- 
I gewässer.  Das  Jagdrecht  wurde  den  ISIarkgenossenschaften 

I zu  Gunsten  der  Grossen  entzogen,  denen  es  von  den  Königen 

verliehen  wurde.  Das  Jagdregal  zog  auch  ein  Forstregal 
nach  sich,  da  mit  den  Bannwäldern  der  freie  Holzschlag 
unvereinbar  war.  Im  spätem  Mittelalter  galt  die  Fischerei 
da,  wo  nicht  ausdrücklich  andere  Bestimmungen  getroffen 
wurden,  im  Zweifel  allgemein  als  Regal  des  Stromherrn, 
wogegen  bei  Privattlüssen  der  Berechtigung  der  Markgenossen 

grösserer  Spielraum  eingeräumt  wuide. 

In  noch  stärkerem  Masse  wurde  das  Grundeigenthum 
früh  durch  das  Bergregal  beschränkt,  so  dass  es  zweffelhalt 
erscheint,  ob  die  Metalladern  jemals  als  Bestandtheile  von 
Grund  und  Boden  und  also  als  Eigenthum  des  Grund- 

Ibesitzers  betrachtet  worden  seien,  wobei  allerdings  zu  be- 
rücksichtigen ist,  dass  es  den  Markgenossenschaften  an  der 
Fähigkeit  bergmännischen  Betriebes  gebrach®). 

Weitere,  den  römischen  Legalservituten  entsprechende 


J)  Stobbe,  a.  a.  0.  II  9. 

2)  Schröder,  a.  a.  0.  S.  304. 

»)  Heusler,  a.  a.  0.  1 369—371.  Schröder,  a.  a.  0.  b.  oZZ 
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Eigenthumsbesehränkimgen  sind  zum  Theil  aus  dem  altem 
deutschen  in  das  heutige  Recht  ühergegangen.  Hierher  ge- 
hört u.  A.  die  Pflicht  des  Gruudeigenthümers , Jedermann 
unter  den  gesetzlichen  Bedingungen  zum  Schürfen  nach 
Mineralien  zuzulassen;  die  der  Anwohner  eines  öftentlichen 
Flusses,  im  Interesse  der  Schifffahrt  einen  Leinpfad  zu 
dulden;  ferner  mit  Rücksicht  auf  die  Kachbarn:  das 
Hammerschlags-  und  Leiterrecht,  wonach  man  wegen  der 
Reparatur  seines  Gebäudes  das  Nachbargrundstück  betreten 
und  darauf  eine  Leiter  anlegen  darf;  das  Licht-  oder 
Fensterrecht,  wodurch  entweder  das  Ausbrechen  von  Fenstern 
nach  dem  Nachbargrundstück  oder  das  Verbauen  der 
nachbarlichen  Aussicht  untersagt  wird;  die  Befugniss,  mit 
dem  Pfluge  auf  dem  Nachbargruudstücke  umwenden  zu 
dürfen;  das  Recht  auf  einen  Nothweg  darüber,  wenn  man 
nicht  anders  zum  eigenen  Grundstück  gelangen  kann  etc.  *). 
Als  eine  wahre  Servitut  ist  es  auch  aufzufassen,  dass  den 
Grundeigenthümern  gewisse  Fabriksanlagen  verwehrt  sind, 
die  den  Nachbar  — z.  B.  durch  Geräusch,  Rauch,  Geruch  — 
belästigen  ^). 

Auch  in  Betreff  des  Eigenthums  an  beweglichen  Gegen- 
ständen finden  manche  Beschränkungen  statt.  Aus  ])olizeilichen 
Gründen  ist  der  Besitz,  der  Erwerb  oder  die  Veräusserung 
gewisser  Sachen  untersagt,  wie  Waffen,  Gift,  verbotene 
Bücher,  krankes  Vieh,  staatliche  Monturstücke  etc.^).  Das 
Recht  Tauben  zu  halten,  war  nach  manchen  Particularrechten 
beschränkt^). 

Unter  den  von  den  S 1 a ve  n eingeführten  Beschränkungen 
des  Eigenthumsrechts  mit  Rücksicht  auf  das  öffentliche  Wohl 
erwähnen  wir  eines  kleinpolnischen  Statuts,  wonach  dem 
Eigenthümer  die  Zerstörung  seines  Gartens  verwehrt  ward. 
Bei  den  Bulgaren  dagegen  wurde  die  Ausrottung  der  Wein- 


Brims-Eck,  Das  heutige  römische  Recht,  bei  Holtzendorff.  S.  580. 
Stobbe,  a.  a.  0.  II  217. 

»)  a.  a.  0.  I 533.  534. 

♦)  a.  a.  0.  II  655. 
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gärten  angeordnet  und  die  Anpflanzung  von  Reben  verboten, 
damit  nicht  Trunksucht  einreisse^). 

In  England  konnte  anfangs  weder  ein  Mönch  noch 
eine  Nonne  Eigenthumsrechte  erwerben.  Sobald  Jemand  ein 
Ordensgelübde  ablegte,  wurde  die  Erbschaft  seiner  unbeweg- 
lichen Güter  von  seinen  Erben  angetreten  und  sein  etwaiges 
Testament  trat  in  Kraft,  wie  wenn  er  todt  wäre.  Ward 
ihm  von  einem  verstorbenen  Verwandten  Grund  und  Boden 
hinterlassen,  so  fiel  dieser  an  seiner  Statt  den  nächsten 
Verwandten  zu.  Der  auf  solche  Weise  bürgerlich  todte 
Mönch  kehrte  ins  Rechtsleben  zurück,  wenn  er  der  Vorsteher 
eines  Ordenshauses  (Abt)  oder  Bischof  wurde. 

Zu  Ende  der  Regierung  Heinrichs  III.  wurde  der 
Geistliche  in  der  Regel  denselben  Gesetzen  unterworfen  wie 
der  Laie.  Er  konnte  bewegliches  wie  unbewegliches  Eigen- 
thum, auch  Land  zu  Lehn  haben  und  Verträge  eingehend). 

Ein  Fremder  konnte  in  Fingland  Land  nicht  besitzen. 
Wurde  einem  solchen  Land  vermacht,  so  wurde  er  über- 
gangen und  das  Land  fiel  einem,  wenn  auch  entferntem 
einheimischen  Verwandten  des  Erblassers  zu.  Erwarb  ein 
Fremder  Land  durch  Geschenk,  Kauf,  Pachtvertrag  etc.,  so 
konnte  der  König  es  mit  Beschlag  belegen  und  für  sich 
behalten.  Im  spätem  Mittelalter  erfolgte  eine  Ausnahme 
zu  Gunsten  fremder  Kaufleute,  die  Häuser  zur  Betreibung 
ihres  Handels  miethen  durften®). 

Mit  Recht  weist  Lorenz  v.  Stein  auf  das  Unlogische 
des  mittelalterlichen  „unfreien“  — mit  Diensten  und  Abgaben 
belasteten  — Eigen th ums  hin.  Ein  „unfreies“  Eigenthum 
sei  an  und  für  sich  ein  absoluter  logischer  Widerspruch  und 
könne  daher  nur  auf  geschichtlichem  Wege  erklärt  werden  ^). 

Die  für  die  vorangegangene  Periode  nach  gewiesene  be- 
schränkte Natur  der  Schenkungen  insbesondere  von  Land 

Macieiowski,  Slavische  Rechtsgeschichte.  II  281. 

Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.  I 417 — 422. 

®)  a.  a.  0.  S.  442. 

^)  V.  Stein,  Die  drei  Fragen  des  Grundbesitzes  und  seiner  Zu- 
kunft. Stuttgart  1881.  S.  67. 


I 

[ 

I, 


— 382  — 

äuderte  sich  in  der  Karolingerzeit  nicht.  Der  Wille  des 
Schenkers  war  für  den  Inhalt  des  übertragenen  Eigenthums 
massgebend.  Wie  bei  den  Angelsachsen,  so  scheint  es  auch 
im  Frankenreiche  statthaft  gewesen  zu  sein,  in  den 
Schenkungsurkunden  neben  der  Bedingung  der  Un- 
veräusserlichkeit  eine  bestimmte  Erbfolgeordnung  vorzu- 
schreiben , so  dass  der  Gegenstand  der  Schenkung  den 
Charakter  eines  Familienfideicommisses  erlangte  D- 

Das  altfriesische  Recht  gestattete  Schenkungen  nur  in 
gesunden  Tagen , wobei  aber  dem  Schenker  das  Recht  Vor- 
behalten blieb,  sie  innerhalb  Jahr  und  Tag  zu  widerrufen. 
Erst  nach  Ablauf  dieses  Zeitraumes  wurde  der  Beschenkte 
im  Besitze  des  geschenkten  Gegenstandes  geschützt  ^). 

Dem  Kranken,  dessen  baldiger  Tod  erwartet  werden 
konnte,  war  es  nach  dem  Sachsenspiegel  verwehrt,  ohne 
Zustimmung  der  Erben  bewegliche  Habe  zu  vergaben. 

Es  besteht  die  Ansicht,  dass  der  Erbe  nicht  verpflichtet 
gewesen  sei,  Schenkungen  auf  den  Todesfall  zu  vollziehen. 
Wenn  dessenungeachtet  die  massenhaften  Schenkungen  post 
obitum  in  der  Regel  ausgeführt  wurden,  so  war  dies,  nach 
Heusler,  lediglich  dem  guten  Willen  der  Erben  beizuniessen, 
indem  die  von  kirchlichen  Anschauungen  beeintiusste  Sitte 
den  Widerstreit  zwischen  Recht  und  Uebung  zu  Gunsten  der 
Kirche  entschieden  habe.  Dass  diese  nichtsdestoweniger  sich 
dieses  Widerstreites  wohl  bewusst  war,  bezeugt  der  Umstand, 
dass  sie  sich  solche  Schenkungen  von  Zeit  zu  Zeit  von  Neuem 
bestätigen  liess. 

Das  Unvollkommene  der  Spende  post  obitum  tritt  l>e- 
sonders  deutlich  in  den  zahlreichen  Schenkungen  hervor, 
die  unmittelbar  vor  Kriegszügen  erfolgten  (vgl.  III  191). 
Namentlich  zur  Zeit  Karls  des  Grossen  waren  sie  überaus 
häufig;  es  war  aber  stets  die  ausdrückliche  Bedingung  daran 
geknüpft,  dass  die  Vergabung  nur  dann  gelten  sollte,  wenn 
der  Spender  im  Kriege  fallen  würde,  widrigenfalls  das  Gut 
als  nicht  geschenkt  betrachtet  werden  oder  mindestens  ihm 


b Schröder,  a.  a.  0.  S.  279. 
V.  Amira,  a.  a.  0.  S.  182. 
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bis  an  sein  Lebensende  verbleiben  sollte.  Zuweilen  wurde 
die  Gültigkeit  der  Spende  davon  abhängig  gemacht,  dass  der 
Spender  ohne  Nachkommenschaft  verscheiden  würde,  ln 
ähnlicher  Weise  geschahen  Schenkungen  vor  Wallfahrten, 
die  mit  Gefahren  verbunden  erschienen  oder  bei  schweren 
Krankheiten  (vgl.  III  189).  Wiewohl  nach  glücklich  über- 
standener Gefahr  die  Schenkung  ausser  Kraft  trat,  so 
wurden  doch  die  bedingt  Spendenden,  unter  dem  Hinweise 
auf  die  Pflicht  des  nun  besonders  zu  bethätigenden  Dank- 
gefübls,  oft  zur  Erneuerung  der  Vergabung  bewogen. 

Aus  zahlreichen  Urkunden  geht  hervor,  dass  zwischen 
den  Erben  und  der  Kirche  aus  Anlass  solcher  Schenkungen 
häufig  Streitigkeiten  ausbrachen,  die  den  Schluss  gestatten, 
dass  die  donationes  post  obitum  auf  heftigen  Widerstand 
stiessen  ^). 

Nach  dem  Rechte  des  Magdeburger  Schötfenstuhles  w\ar 
das  erste  Erforderniss  für  die  Rechtsbeständigkeit  der  Ver- 
gabungen von  Todes  wegen,  gegenüber  den  Erben  des 
Schenkers,  die  Vollziehung  in  echtem  Ding  und  der  seit- 
herige Verlauf  von  Jahr  und  Tag  ohne  Widerspruch  der 
Erben.  Eine  Schenkung,  die  nicht  im  gehegten  Ding  erfolgt 
war,  blieb  stets  der  Anfechtung  der  nächsten  Erben  aus- 
gesetzt. Die  Quellen  sprechen  von  solchen  Vergabungen 
mit  und  ohne  Unterscheid  (Vorbehalt).  Die  Gabe  ohne 
Unterscheid  galt  als  fest  und  unwiderruflich.  Bei  den  Gaben 
mit  Unterscheid  hing  die  Verfügungsfreiheit  des  Schenkers 
von  dem  Inhalte  des  Vorbehalts  ab.  Macht  er  davon  keinen 
Gebrauch,  so  hat  die  Schenkung  genau  die  nämliche  Wirkung, 
wie  wenn  sie  ohne  Unterscheid  erfolgt  wäre.  Stirbt  der 
Bedachte  vor  dem  Vergabenden,  so  wird  sein  Recht  auf 
seine  Erben  übertragen,  gleichviel,  ob  es  eine  Vergabung  mit 
oder  ohne  Unterscheid  war.  Der  Bedachte  geht  sogar  den 
Erben  vor  und  steht  nur  den  Erbschaftsgläubigern  nach  “), 

Bei  der  Vergabung  von  Fahrniss  hatte  man  sich  des 
Besitzes  sofort  zu  entäussern,  ein  Grundsatz,  der  die  Erben 

>)  Heusler,  Die  Gewere.  S.  470  ff. 

*)  Heusler,  Institutionen.  II  632—635. 
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zu  schützen  bestimmt  war,  denn  bei  Zustimmung  der  Erben 
zur  Schenkung  war  diese  auch  dann  gültig,  wenn  ihr  Gegen- 
stand beim  Schenker  verblieb^). 

Das  Rückfallsrecht  des  Schenkers  und  seiner  Erben  wie 
die  Verfangenschaft  der  Gabe  haben  bei  bestimmten  ZAveck- 
schenkungen  zu  der  Auffassung  des  Rechtes  des  Spenders  und 
seiner  Erben  als  Eigenthum , des  Rechtes  des  Beschenkten 
dagegen  als  blosses  Nutzungsrecht  an  fremder  Sache  geführt. 
Bei  den  Beneficien  gewahren  wir  diese  Entwicklungsstufe 
schon  im  achten  Jahrhundert,  wogegen  sie  bei  der  Leibzucht 
des  ehelichen  Güterrechts  viel  später  eintritt.  Allmählich 
wird  das  Recht  des  Gebers  abgeschwächt,  bis  schliesslich  die 
Schenkung  nur  zu  vollem,  uneingeschränktem  Eigenthum 
erfolgt  2). 

Widerrufe  königlicher  Schenkungen  gewahren  wir  auch 
in  dieser  Periode.  So  hat  Rudolf  von  Habsburg,  mit  Zu- 
stimmung der  Kurfürsten,  sämmtliche  Reichsgüter,  die 
namentlich  durch  die  letzten  Scliattenkönige  verschenkt 
worden  waren,  als  unrechtmässige  Vergabungen  heim- 
gefordert ^). 

Böhmen.  Noch  im  zwölften  Jahrhundert  erfolgte  die 
fürstliche  Schenkung  des  Waldes  von  Zahof  grundsätzlich 
bloss  zur  Nutzung.  Der  Landesfürst  verpHiehtete  den  Be- 
schenkten und  seine  Rechtsnachfolger,  Niemandem  zu 
gestatten,  in  dem  Walde  Dörfer  anzulegen  oder  auch  nur 
Bauholz,  mit  Ausnahme  des  zu  eigenem  Gebrauche  noth- 
wendigen,  darin  zu  schlagen^). 

Bei  Schenkung  eines  Bifangs  zur  Begründung  eines 
Seelgeräthes  galt  das  Stiftungsgut  noch  immer  als  der 
fürstlichen  Kammer  unterstehend.  Die  betreffenden  Wälder 
standen  dann , wofern  nicht  das  Gegentheil  ausdrücklich 
festgesetzt  wurde,  noch  immer  unter  Aufsicht  der  landes- 
fürstlichen Beamten  und  die  Holznutzung  verpffichtete  den 

1)  a.  a.  0.  S.  197-199. 

2)  a.  a.  0.  S.  732-734. 

Lamprecht,  Deutsche  Geschichte.  IV,  30.  31. 

*)  Lippert,  a.  a.  0.  I 25. 
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Beliehenen  zu  gewissen  Abgaben  und  zur  Erhaltung  der 
Dienstleute.  Im  Ganzen  bildeten  sämmtliche  Markwälder, 
die  verschenkten  inbegriffen,  ein  einziges  Jagdgehege  des 
Fürsten.  Die  auf  Grund  von  Privilegien  zugestandenen 
seltenen  Ausnahmen  bezeugen,  welch  hoher  Werth  auf  dieses 
wirthschaftliche  Gebühren  gelegt  wurde,  das  den  armen,  in 

solche  Waldgegenden  gerathenen  Colonisten  überaus  lästig 
werden  musste^). 

Ungarn.  Unter  Coloman  (Geisas  Sohn)  wurde  (um 
1095)  bestimmt,  dass  sämnitlicher  Besitz,  der  auf  eine  Ver- 
leihung des  Königs  Stefan  zurückging,  volles  und  frei  ver- 
erbliches Eigenthum  sein  solle,  wogegen  Vergabungen 
späterer  Könige  nur  von  Vater  auf  Sohn  und  in  Ermang- 
lung eines  solchen  auf  den  Bruder  und  dessen  Söhne  über- 
gehen, wenn  es  aber  auch  an  solchen  fehlen  würde,  an  den 
König  zurückfallen  sollen  ^).  — Infolge  der  inasslosen 
Verschwendung  Andreas’  II.,  der  Burgen,  Grafschaften, 
Ländereien  und  Regalien  als  erbliches  Eigenthum  an  den 
Adel  verlieh , gerieth  das  Reich  in  Zerrüttung.  Papst 
Honorius  III.  trug  deshalb  1220  dem  Könige  auf,  diese 
Schenkungen  selbst  für  den  Fall  zu  widerrufen,  dass  er 
eidlich  gelobt  hätte,  dies  nicht  zu  thun,  da  er  andererseits 
bei  seiner  Krönung  geschworen  habe,  die  Rechte  seines 
Reiches  und  die  Ehre  der  Krone  unversehrt  zu  erhalten. 
Der  König  verordnete  nun  1221 , dass  die  „unrechtmässig“ 
in  Besitz  genommenen  Güter  wieder  zurückgestellt  werden 
sollten,  was  natürlich  den  Unwillen  der  Magnaten  er- 
regte").  — Bela  IV.  (1235-1270),  ein  einsichtsvoller, 
energischer  Mann,  der  das  Reich  von  seinem  Vater  in  voller 
Erschö])fung  übenioninien  hatte  und  zum  Behufe  der  Wieder- 
herstellung der  königlichen  Macht  die  des  Adels  zu  brechen 
suchte , erliess  „mit  Rath  und  Zustimmung  seines  Bruders 
Coloman,  der  Prälaten,  aller  Barone  und  des  ganzen 
Reiches“  das  Gesetz,  dass  die  „überffüssigen  und  unnützen“ 


')  a.  a.  0.  S.  268-270. 

Huber,  Geschichte  Oesterreichs. 
®)  a.  a.  0.  I 430. 

Felix,  Eigeuthutn.  IV,  2.  I. 
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Schenkimgen  seines  Vaters,  wodurch  Kronländereieii  an 
Grosse  oder  an  die  Kirche  zu  Eigenthuin  gegeben  worden 
waren,  widerrufen  werden  sollen.  Ungeachtet  des  päpst- 
lichen Widerspruches  wurde  dieses  Gesetz  nicht  nur  den 
Grossen,  sondern  auch  den  Kirchen  gegenüber  durchgefilhrt  ^). 

Nach  einem  aufs  bestimmteste  bezeugten  schwedi- 
schen Rechtssatze  fordert  jede  Gabe,  nach  Analogie  des 
langobardischen  Rechtes,  eine  Gegengabe  und  der  Spender 
darf  seine  Schenkung  zurückfordern,  so  lange  sie  nicht  er- 
widert worden  ist^),  „Alle  Gaben  empfangen  Lohn“  auch 
nach  isländischem  Recht.  Das  norwegische  Recht, 
das  den  Empfänger  einer  Schenkung  nicht  zur  Vergeltung 
zwingt,  berücksichtigt  doch  insofern  die  betreffende  Sitte, 
als  die  Unwiderruflichkeit  der  Gabe  durch  ihre  Er- 
widerung bedingt  wird.  Unbedingt  ausgeschlossen  ist  das 
Widerrufsrecht  nur  bei  geringfiigiger  und  hei  remuneratori- 
scher Schenkung,  während  es  bei  allen  anderen  Gaben  dem 
Spender  gewahrt  bleibt ; nur  muss  dieser  dem  Beschenkten 
während  dessen  Lebenszeit  Müsse  zur  Erwiderung  gewähren. 
Der  Emi)fäuger  haftet  für  die  Rückgabe  der  Schenkung,  so 
lauge  er  sie  nicht  entlohnt  hat.  Ein  Corollar  des  Grund- 
satzes der  Widerruflichkeit  unerwiderter  Schenkung  ist  die 
Umvidenuflichkeit  der  Gegengabe  oder  der  remuneratori- 
schen Schenkung.  Ein  Geschenk  von  Geld  oder  sonstigem 
Gut  kann  auch  durch  Dienstt'  gelohnt  werden,  die  auch 
ausdrücklich  als  Gegenleistung  ausbedungen  werden  können. 
Müssen  hiernach  Gabe  und  Lohn  nicht  gleichartig  sein,  so 
sollen  sie  doch  nach  einer  alten  Rechtsausicht,  die  um  1200 
in  Norwegen  gemildert  worden  ist,  gleichwerthig  sein.  Auch 
das  isländische  Recht  sah  im  Allgemeinen  von  der  Gleich- 
artigkeit ab,  verlangte  aber,  dass  grosse  Schenkungen,  um 
unwiderruflich  zu  sein,  „halb  gelohnt“  werden  müssen^). 

Das  schw'edische  Recht  nahm  zu  keiner  Zeit  bei 
Schenkungen  die  Absicht  unwiderruflicher  und  unbeschränkter 

0 a.  a.  0.  1 441-443. 

-)  V.  Amira,  Noidgermanisches  übligationenrecht.  I 506.  507. 

3)  a.  a.  0.  II  614—620. 
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Eigeuthumsübertraguug  an.  Wenn  nicht  ausdrücklich  das 
Gegentheil  erklärt  wurde,  sollte  geschenktes  Land  nach  dem 
Tode  des  Empfängers  nur  auf  seine  Kinder  übergehen,  in 
deren  Ermanglung  aber  an  den  Geber  oder  dessen  Erben 
zurückgelangeu  und  zw'ar  nach  westgötischem  Recht  auch 
dann,  wenn  die  Landschenkung  an  einen  Diener  des 
Spenders  erfolgte,  also  remuneratorisch  war.  Ferner 
sollte,  wofern  nicht  das  Gegentheil  ausdrücklich  hestimmt 
worden  war,  die  gemeine  Landschenkuug  dem  Empfänger 
insofern  kein  unbeschränktes  Eigenthum  sichern , als  er  das 
Land  nicht  ohne  Zustimmung  des  Gebers  verkaufen  dürfe, 
der  immer  das  Einstandsrecht  habe’).  Landgaben  des  Königs 
an  einen  Uuterthau  sind  nach  götischem  Recht  stets 
remuneratorisch,  dessenungeachtet  aber  eine  Zeitlang  — so- 
lange der  König  innerhalb  der  Thürschwelle  ist  — wider- 
ruflich 2).  Auch  nach  norwegischem  Recht  war  die  Königs- 
gabe mehrfach  privilegirt,  ohne  dass  sie  stets  remunera- 
torisch sein  musste.  Auch  ungelohnt  war  sie  unwider- 
ruflich. Ebenso  die  Gal>e  an  den  König  ^). 

Es  w'ar  in  Norwegen  üblich , dass  der  Namengeher  dem 
Kinde,  sobald  es  den  ersten  Zahn  bekam,  ein  Geschenk 
machte.  Dieses  (Zahngut)  war  des  Lohnes  nicht  bedürftig 
und  unwiderruflich  *). 

Beim  Uebertragen  von  Eigenthum  konnte  der  Spender 
dieses  nach  norwegischem  Recht  beschränken;  er  vermochte 
sich  selbst  das  Miteigenthum  oder  die  Befugniss  der  Rück- 
einlösung oder  ein  Einstandsrecht  vorzubehalten.  Insbesondere 
konnte  er  seinen  Erben  auch  den  Rückfall  der  Schenkung 
nach  dem  Tode  des  Beschenkten  oder  der  Kinder  desselben 
ausbedingen.  Die  Weiterveräusserung  geschenkter  Grund- 
stücke war  in  Norwegen  von  Rechtswegen  an  die  Zustim- 
mung des  Schenkers  gehunden. 

b a.  a.  O.  I 510.  5II. 

2)  a.  a.  0.  I 217.  218. 
a.  a.  0.  II  633. 

*)  a.  a.  0.  S.  644. 
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Zur  Rechtsgültigkeit  der  Gabe  war  der  Vollzug  der 
Zuwendung  erforderlich  ‘). 

Um  1200  wurden  in  England  auf  den  Empfänger  und 
seine  Leibeserhen  beschränkte  Schenkungen  häufig.  Es  w'ar 
Rechtsregel,  dass  die  Schenkung  ein  blosses  Besitzrecht  auf 
die  Lebensdauer  übertrug,  wenn  nicht  der  Donator  aus- 
drücklich etwas  Anderes  erklärte.  Das  Recht  des  Rückfalls 
brauchte  gar  nicht  Vorbehalten  zu  werden,  der  Vorbehalt 
war  als  conditio  tacita  in  der  donatio  enthalten^). 

Ferner  wurde  es  üblich,  dass  Landverleiher  die  Be- 
dingung stellten,  dass,  wenn  die  ihnen  geschuldeten  Leistungen 
durch  eine  bestimmte  Zeit  im  Rückstände  bleiben  würden, 
sie  in  den  Besitz  des  Landes  zurückgelangen  sollten;  sie 
machten  die  Gültigkeit  ihres  G(ischenkes  von  der  pünkt- 
lichen Zinsenzahlung  abhängig®). 

Das  Verbot  von  Schenkungen  unter  Eheleuten  ist  von 
der  römischen  (s.  IV/I,  376)  in  die  englische  Gesetzgebung 
übergegangen. 

Wie  im  Frankenreiche,  so  wurde  es  auch  in  England 
unter  den  normannischen  Königen  üblich,  Schenkungen  be- 
stätigen zu  lassen.  So  bestätigte  Wilhelm  II.  nach  seiner 
Thronbesteigung  1087  die  Schenkungen,  die  seine  Vorgänger 
der  Abtei  Saint-Pierre-ler-Grand  gemacht  hatten^). 

Geschenke  auf  den  Todesfall  waren  in  England  im 
spätem  Mittelalter  nicht  zulässig,  weil  eine  Gabe  alsbald 
geliefert  werden  musste;  man  konnte  also  nicht  schenken 
und  das  Geschenkte  behalten.  Man  half  sich,  indem  man 
z.  B.  der  Kirche  Grundbesitz  verlieh  und  das  Verliehene 
als  lebenslängliches  Lehn  zurückempfing®). 

Häufig  wurden  auch  hier  Schenkungen  von  Königen  von 
ihren  Nachfolgern  widerrufen.  So  unteraahm  es  Heinrich  II., 
alle  Ländereien,  die  unter  der  Regierung  seines  Grossvaters 

b a.  a.  0.  S.  621.  622. 

^)  Brunner,  Forschungen.  S.  5. 

®)  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.  II  25. 

♦)  Varenbergh,  a.  a.  0.  S.  61. 

Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.  S.  316. 
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der  Krone  gehört  hatten,  aber  von  Stefan  verschenkt  worden 
waren,  ohne  auf  dessen  Verleihungsurkunden  Rücksicht  zu 
nehmen,  wieder  an  sein  Haus  zurückzubringen,  um  seine 
Anhänger  damit  zu  belehnen , mit  der  Begründung , dass 
Verleihungen  eines  Usurpators  zum  Nachtheile  des  recht- 
mässigen Souveräns  ungültig  seiend.  Die  Verordnung  von 
1218,  wodurch  Heinrich  III.  verhindert  werden  sollte,  vor 
seiner  Grossjährigkeit  Schenkungen  zu  machen,  ward  später 
dahin  gedeutet,  dass  alle  während  seiner  Minderjährigkeit 
ausgefertigten  Schenkungsurkunden  null  und  nichtig  seien. 
Der  König  forderte  darauf  die  Erneuerung  dieser  Urkunden, 
die  nur  gegen  ein  bestimmtes  Entgelt  zu  erlangen  war, 
auf  welche  Weise  100000  Pfund  hereingebracht  wurden®). 
Ebenso  rücksichtslos  verfuhr  Eduard  L,  indem  er  bei 
seinem  Regierungsantritte  alle  Schenkungsurkunden  seines 
Vaters  prüfen  Hess , während  dessen  kraftloser  Regierung 
insbesondere  die  Geistlichkeit  sich  reichen  beweglichen  und 
unbeweglichen  Besitz  anzueignen  gewusst  hatte®).  Die  von 
Eduard  II.  an  seinen  Günstling  Gaveston  verschwendeten 
Schenkungen  wurden  noch  während  der  Regierung  dieses 
Königs  widerrufen*).  Eduard  IV.  zog  die  Güter  von  nicht 
weniger  als  140  Edelleuten  ein,  die  er  zum  grössten  Theile 
wieder  unter  seine  Anhänger  vertheilte®).  Heinrich  VII. 
Hess  alle  seit  dem  34.  Regierungsjahre  Heinrichs  VI.  erfolgten 
Krongutsveräusserungen  als  unrechtmässig  erklären,  wodurch 
namentlich  die  Anhänger  der  weissen  Rose  betroffen  wurden®). 
Nicht  weniger  als  30  dieser  Einziehungen  geschahen  auf 
Grund  von  Gesetzen'^). 

Nach  dem  droit  de  retour  oder  de  reversion  des  fran- 

0 Pauli,  Geschichte  von  England.  III  4.  5.  Ruding  a.  a.  0.  I 170. 

2)  Stubbs,  a.  a.  0.  II  39.  40. 

®)  Pauli,  a.  a.  0.  IV  16. 

♦)  Stubbs,  a.  a.  0.  II  329. 

®)  Vocke,  Geschichte  der  Steuern  des  britischen  Reiches.  Leipzig 
1866.  S.  154. 

«)  Pauli,  a.  a.  0.  V 528. 

0 Ilearn,  The  Government  of  England.  S.  322. 
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zösischen  Rechts  gelangt  die  Schenkung  eines  Ascendenten 
an  den  ehelichen  Descendenten  nach  dem  kinderlosen  Tode 
des  Empfängers  an  den  Geber  zurück ; sie  bleibt  dem 
Spender  lebenslänglich  verlangen ; Veräusserungen , Be- 
lastungen und  Confiscationen  sind  dem  Rückfallsberechtigten 
(Tournisten)  gegenüber  unwirksam.  Nur  in  einzelnen  Ge- 
bieten des  droit  ecrit  *)  war  die  Verfangenschait  der 
Schenkung  ausgeschlossen,  insbesondere  in  den  Gebieten  der 
Parlamente  von  Paris  und  Dijon , wo  der  Beschenkte  unter 
Lebenden  rechtswirksam  über  die  Gabe  verfügen  konnte. 

Während  das  droit  de  retour  im  Süden  auch  für  bewegliche 
Güter  galt,  beschränkten  es  die  meisten  coutumiären  Land- 
schaftsrechte auf  Grund  und  Boden.  Das  droit  de  retour,  I 

das  aus  der  dos  profecticia  und  der  donatio  propter  nuptias  I 

des  römischen  Rechtes  (IV/I,  384)  abgeleitet  wird,  kommt 
zuerst  in  einer  Handfeste  für  Laon  von  1128  vor^).  Ein 
elterliches  droit  de  retour  an  dei‘  Mitgift  ist  auch  aus  einer 
Keine  der  Stadt  Antwerpen  vom  Anfänge  des  vierzehnten 
Jahrhunderts  ersichtlich  “). 

Auch  nach  französischem  Rechte  war  zur  Gültigkeit  I 

der  Schenkung  die  Uebergabe  des  geschenkten  Gegenstandes  j 

unerlässlich ; ein  blosses  Schenkungsversprechen  begründete 
keinen  Rechtsanspruch,  Jede  Schenkung  konnte  widerrufen 
werden,  wenn  daran  geknüpfte  Bedingungen  sich  als  unaus- 
führbar erwiesen , wenn  der  Sclnmker , der  im  Augenblicke 
der  Schenkung  keine  Kinder  hatte,  später  solche  bekam, 
wenn  der  Beschenkte  sich  undankbar  zeigte^). 

Nach  manchen  Gewohnheitsrechten  waren  Geschenke 
unter  Ehegatten  unzulässig“). 

5 

*)  Man  nannte  „pays  de  droit  ecrit“  die  Gebiete,  in  denen  vor- 
nehndicb  das  römische  Recht  unter  kirchlichem  EinÜusse  Geltung  hatte, 
im  Gegensätze  zu  den  „pays  de  coutume“,  wo  das  Gewohnheitsrecht 
waltete.  (Glasson,  a.  a.  0.  IV  18.  206.) 

2)  Brunner,  a.  a.  0.  S.  676  tf.  Vgl.  Viollet,  a.  a.  O.  S.  729. 

Brunner,  a.  a.  0.  S.  719. 

■•)  Glasson,  a.  a.  0.  VII  .525.  529. 
a.  a.  0.  S.  532  fi. 
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Auch  im  mittelalterlichen  Frankreich  wurden  Schen- 
kungen von  Königen  öfters  als  widerrufliche  Gaben  von  den 
Nachfolgern  zurückgenommen.  Seit  dem  vierzehnten  Jahr- 
hundert war  die  Veräusserlichkeit  der  Krondomänen  ein 
Grundsatz  des  französischen  Staatsrechts,  dessen  Urheber, 
Philipp  V.,  die  Regierungszeit  Ludwigs  IX.  als  die  hierauf 
bezügliche  Normalperiode  annahm  und  daher  alle  seitdem 
erfolgten  Veräusserungen  von  Krondomänen  für  nichtig  er- 
klärte. Auch  1331  und  1333  wurden  königliche  Schenkungen 
widerrufen.  Nichtsdestoweniger  erlangten  auch  nachher 
königliche  Günstlinge  nicht  nur  für  geleistete  Dienste, 
sondern  auch  aus  purer  königlicher  Liberalität  Grund- 
besitzungen  und  Einkünfte,  die  auf  Ki’ongüter  oder  die  könig- 
lichen Gassen  radicirt  waren.  Die  Folge  davon  war,  dass 
fernerhin,  namentlich  bei  Thronwechseln,  solche  Schenkungen 
öfters  widerrufen  wurden.  Philipps  V.  unmittelbarer  Nach- 
folger, Karl  der  Schöne,  widerrief  die  Schenkungen  Philipps  IV. 
und  Ludwigs  X.  Durch  die  Verordnung  König  Johanns 
von  1360  wurde  bestimmt , dass  alle  Schenkungen  geprüft 
werden  sollten,  um,  nach  billigem  Betinden,  bestätigt,  er- 
mässigt  oder  widerrufen  zu  werden.  Briefe  vom  23.  No- 
vember 1360  widerriefen  alle  Schenkungen,  die  in  der 
Dauphine  erfolgt  waren.  Auch  Karl  V.  wollte,  gleich  seinen 
Vorgängern,  seine  Schenkungen  gewissen  Formalitäten  unter- 
werfen. Das  Edict  vom  November  1372  fordert,  dass  die 
Schenkungs-  und  Gnadenbriefe  begründet  und  von  drei  könig- 
lichen Secretären  geprüft  werden  sollen.  Von  1331  bis 
1379  finden  sich  unter  den  erhaltenen  Documenten  20  Ver- 
ordnungen, die  darauf  zielen,  die  königlichen  Schenkungen 
zu  ermässigen.  (Wie  dringend  geboten  dies  war,  Itezeugt 
u.  A.  ein  langes  Verzeichniss  der  Schenkungen  Karls  V.  an 
die  Prinzen  seiner  Familie,  Herren  vom  Hofe,  Diener  seines 
Hauses  u.  s.  w. , das  sich  bei  Vuitry  II,  643  — 651  findet.) 
Karl  \'I.  stellte  1401  die  eigentlichen  Grundsätze  be- 
züglich der  Unveräusserlichkeit  der  Krondomänen  fest.  Er 
erklärte  im  Voraus  jedes  von  ihm  im  Widerspruche 
damit  gemachte  Zugeständniss  für  unverbindlich.  Wiewohl 
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er  dies  eidlich  bekräftifjte  und  diu'ch  die  Prinzen  seines 
Hauses,  seinen  Kanzler,  den  Connetable,  die  Käthe  der 
Rechenkannner  und  Andere  beschwören  liess.  so  fand  sich 
doch  schon  50  Tage  darauf  der  königliche  Procurator  ver- 
anlasst, über  die  Ertheilung  neuer  Concessionen  Klage  zu 
erheben.  Der  König  befahl  1403  die  Rückerstattung  der 
betreffenden  Grundstücke.  Die  nach  dem  Tode  Ludwigs  XI. 
einherufenen  Stände  widerriefen  einige  der  „masslosen“ 
Schenkungen  des  Königs  an  Kirchen  und  Private  *). 

Italien.  Der  ursprüngliche  Sinn  des  langobardi sehen 
Launegild  war  der,  durch  eine  Seheingegengabe  einem  Acte 
purer  Freigebigkeit,  der  als  solcher  dem  Rechtsgebiete  nicht 
angehörte,  die  Natur  eines  Rechtsgeschäftes  zu  verleihen-). 
Das  Launegild  kam  im  südlichen  Italien  noch  im  dreizehnten 
Jahrhundert  vor,  verlor  aber  später  seine  Bedeutung.  Im 
Neaj)olitanischen  wurde,  damit  die  Schenkung  gültig  sei,  die 
wirkliche  Uebergabe  des  Gegenstandes  verlangt.  Ferner 
war  es  im  Mittelalter  zur  Rechtmässigkeit  der  Schenkung 
erlorderlich,  dass  sie  öffentlich  erfolge®). 

Heinrich  II.  von  Castilien  hatte  sich  die  Gunst  der 
Grossen  durch  verschwenderische  Schenkungen  von  Schlössern 
und  Ländereien  zu  sichern  gestrebt.  Er  hatte  allerdings  die 
nachtheiligen  Folgen  dieser  Vergeudung  des  Staatseigen- 
thums durch  die  Verfügung  ahzuschwächen  gesucht,  dass 
die  Schenkung  nur  auf  die  Erstgeborenen  übergehen  und 
heim  Aussterben  der  Manneslinien  an  die  Krone  zurückfallen 
sollte.  Heinrichs  Sohn,  Johann,  wurde  auf  den  Cortes  von 
Soria  1380  durch  die  zahlreichen  Beschwerden  der  Geist- 
lichen und  der  städtischen  Vertreter  bewogen,  eine  Revision 
dieser  Schenkungen  vorzunehmen,  hauptsächlich  aber  den 
Kirchen  und  Klöstern  das  Eigenthum,  das  ihnen  im  Laufe 
der  Zeit  geraubt  worden  war,  wiederzuerstatten,  dagegen 


’)  Warnküuig  und  Stein,  Französische  Rechtsgeschichte.  1454.455. 
Clainageran,  a.  a.  0.  I 339.  II  57.  Vuitry,  a.  a.  0.  II  635.  636. 

®)  Heusler,  a.  a.  0.  I 81. 

Salvioli,  a.  a.  O.  S.  497. 


393 


manchen  Grossen  die  „unrechtmässig“  erworbenen  Be- 
sitzungen zu  entziehen.  Heinrich  III.  erklärte  alle  während 
seiner  Minderjährigkeit  von  seinen  Vormündern  vollzogenen 
Gnadenerw  eisimgen  und  Schenkungen  für  null  und  nichtig  *).  — 
1442  unterbreitet  der  Rath  von  Valladolid  Johann  dem  II. 
eine  Bittschrift,  worin  über  die  ungehörige  Veräusserung  von 
Kroneigeiithum  an  Privatpersonen  zum  Nachtheile  der  Nation 
Klage  geführt  und  der  König  aufgefordert  wird,  aiizuordnen. 
dass  fortan  alles  königliche  Eigenthum  unveräusserlich  sein 
solle®).  — Isabella  erwarb  ein  jährliches  Einkommen  von 
30  Millionen  Maravedis  dadurch,  dass  sie  unter  Mitwirkung 
der  Cortes  anordnete,  dass  alle  Krongutschenkungeii , die 
ohne  guten  Grund  erfolgt  waren,  — worunter  die  des  ver- 
schwenderischen Heinrich  IV.  hervorragten  — an  die  Krone 
: zurückfallen,  und  dass  Vergabungen  wegen  geleisteter  Dienste 

auf  einen  dem  wirklichen  Werthe  dieser  Leistungen  ent- 
sprechenden Umfang  zurückgeführt  werden  sollten.  Auf 
diese  Weise  verlor  der  Herzog  von  Medina  Sidonia  ein 
Einkommen  von  180  000  Maravedis,  der  Admiral  Enriquez 
' von  240  000,  der  Herzog  von  Alva  von  nahezu  600  000 

Maravedis  und  Fernando  de  Talavera,  dessen  Dienste  keiner 
entgeltlichen  Anerkennung  würdig  befunden  wmrden,  musste 
, sogar  ein  Einkommen  von  beinahe  anderthalb  Millionen 

Maravedis  aufgeben®). 

Alfons  IV.,  der  Gütige,  von  Aragoiiien  (1327 — 1336) 
liess  sich  von  seiner  zweiten  Gemahlin , der  habgierigen 
Leonore  von  Castilien,  bew'egen,  ihr  und  ihren  Söhnen  reiche 
Ländereien  zuzuweuden , wodurch  der  Thronfolger  Pedro 
wie  der  valencianische  Adel  empfindlich  geschädigt  wurden. 

I Der  Streit,  der  hierüber  ausbrach,  steigerte  sich  schliesslich 

zu  offenem  Aufruhr  der  Bevölkerung  einiger  Provinzen.  Nach 
Alfons  Tode  belegte  sein  Nachfolger  Pedro  IV.  die  Güter 
der  Königin,  die  zu  ihrem  Bruder  Alfonso  XL  von  Castilien 

^)  Diercks,  a.  a.  0.  II  83.  87. 

*)  Burke,  a.  a.  0.  II  82. 

®)  a.  a.  0.  S.  83.  Beinaldez,  Historia  de  los  Reyes  Catölicos. 
Sevilla  1870.  1 3. 
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getioheii  war,  mit  Beschlag.  xVuf  die  Vorstellung  des 
Castiliers  antwortete  Pedro,  dass  er  diiich  kein  Gesetz  ver- 
pflichtet sei,  die  Schenkungen,  die  seiner  Stiefmutter  ge- 
macht worden  waren,  anzuerkennen.  Ein  Schiedsgericht 
fällte  hierauf  den  Spruch,  dass  der  Königin- Wittwe  zwar 
ihre  Besitzungen  zu  lassen  seien , dass  sie  jedoch  die  Ge- 
richtsbarkeit daselbst  nicht  ausüben  dürfe*). 

Um  Kroiigüter,  die  von  ihm  und  seinen  Vorgängern 
vergeudet  wmrden  waren,  nach  Möglichkeit  zurückzuerlangen, 
erliess  König  Joao  I.  von  Portugal  ein  Gesetz  (lei  mental), 
wonach  alle  von  den  Königen  gcmiachten  Schenkungen  von 
Krongütern  nach  dem  Tode  des  Inhabers  lediglich  au  dessen 
erstgeborenen  ehelichen  Sohn  sollten  fallen  können^). 

Im  byzantinischen  Reiche  nahm  Basil  I.  (867 
bis  886)  viele  der  verschwenderischen  Schenkungen  seines 
Vorgängers  Michael  III.  zurück , wodurch  er  30  000  Pfund 
Gold  für  den  kaiserlichen  Schatz  erworben  haben  solF). 
Auch  Isaak  der  Konmene  nöthigte  alle,  die  durch  die  Ver- 
schwendung seiner  Vorgänger  bereichert  worden  waren,  die 
empfangenen  Geschenke  zurüekzuerstatten  und  erklärte  die 
Goldbulle,  die  sie  als  Beweismittel  rechtmässiger  Erwerbung 
vorwiesen,  für  null  und  nichtig,  wodurch  viele  vornehme 
Personen  in  Armuth  versetzt  wurden^). 

Nach  m o h a m m e d a n i s c h e m Rechte  war  der  Widerruf 
von  Schenkungen  an  Fremde  zulässig,  ausgenommen,  wenn 
der  Beschenkte  einen  Ersatz  leistete,  oder  wenn  dieser  oder 
der  Schenker  starb,  oder  das  Geschenk  bereits  in  das  Phgen- 
thum  eines  Dritten  übergegangen  war  ’). 

Dieselbe  Gewaltsamkeit,  die  man  öfters  in  verschiedenen 
Reichen  bei  Widerruf  von  Schenkungen  anwaudte,  wurde 


*)  Diercks,  a.  a.  0.  II  114.  115. 

Schäfer,  a.  a.  0.  II  606. 

Finlay,  a.  a.  0.  1 279. 

Gfröi'er,  Byzantinische  Geschichten.  III  623.  Finlay,  a.  a.  0. 

II  11. 

V.  Kremer,  Culturgeschichte  des  Orients.  I 511. 
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zuweilen  auch  bei  Aunulliruug  anderer  Rechts- 
geschäfte geübt.  Zur  Zeit  des  Schismas  wurden  in 
Tuscien  Verkäufe  und  Verpfändungen  von  Kirchen-  und 
Klostergütern  in  bedeutendem  Umfange  bewirkt.  Diese 
aunullirte  man  später  einfach,  um  in  den  Güterbesitz  zu- 
rückzugelangen, welcher  Vorgang  die  päpstliche  Zustimmung 
erhielt.  Selbst  die  Androhung  des  Anathems  nahm  man 
zu  Hilfe,  um  die  längst  in  fremden  Besitz  übergegangenen 
geistlichen  Güter  zurückzugewinuen.  Langwierige  Prozesse 
waren  die  P'olge*). 

Fdne  weitere  Eigenthumsbeschränkung  findet  durch  die 
Pinteignuug  statt.  Diese  ist  das  Recht  des  Staates,  das 
von  ihm  auch  anderen  Corporationen  oder  Personen  über- 
tragen werden  kann,  von  Privateigeuthümern  im  öffentlichen 
Interesse  die  Abtretung  ihres  Pugenthums  oder  einzelner 
dinglicher  Rechte  gegen  völlige  Entschädigung  zu  erlangen. 
Die  Ausbildung  dieses  Rechtes  ist  erst  in  neuerer  Zeit  erfolgt, 
doch  konnte  auch  schon  nach  älterem  Rechte  der  p]igen- 
thümer  in  einzelnen  Fällen  enteignet  werden.  Insbesondere 
hatten  die  Stadtgemeinden  die  Befugniss,  Häuser  innerhalb 
des  Weichbildes  „zcu  irer  nodtturfft“  in  Anspruch  zu  nehmen. 
Ferner  waren  die  Grundeigenthümer  nach  den  seit  dem 
fünfzehnten  Jahrhundert  festgesetzten  Bergordnungen  ver- 
pflichtet, den  zum  Behufe  des  Schürfens  erforderlichen 
Grund  und  Boden  abzutreten.  Auch  zu  Gunsten  anderer 
Unternehmungen,  namentlich  Deichbauten,  wurde  diese  Be- 
günstigung eingeräumt  ^*). 

Tauschweise  Enteignung  ist  dem  isländischen  Rechte 
eigenthümlich  gewesen.  Auch  in  Norwegen  sollte  nach 
einem  — wahrscheinlich  1303  erlassenen  — königlichen 
Gesetze  über  die  Einrichtung  öffentlicher  Gasthäuser,  wer 
ein  solches  auf  seinem  Grund  und  Boden  nicht  errichten 


’)  Davidsolm,  a.  a.  O.  I 577. 

2)  Stobbe,  a.  a.  0.  II  169—171. 
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lassen  wollte,  enteignet  werden  und  ein  Grundstück  gleicher 
Güte  auf  königlichem  Besitze  dagegen  erhalten »). 

Stiftungen  — Widmungen  von  Vermögenstheilen  zu 
bestimmten  Zwecken  — kamen  b(?reits  bei  den  Römern  vor, 
die  sich  dabei  der  Vermittlung  von  Stadt  gemeinden  be- 
dienten (s.  IV/I,  429).  Ohne  Anlehnung  an  andere  juristi- 
sche Persönlichkeiten  entwickelten  sie  sich  erst  innerhalb 
der  christlichen  Kirche  in  den  zu  Gunsten  dieser  auf  dem 
Wege  von  Spenden  errichteten  frommen  Anstalten,  wie 
z.  B.  die  unzähligen  Jahrzeitsstiftungen  mit  der  Widmung  von 
Capitalien,  deren  Zinsen  zur  Abhaltung  von  Seelenmessen 
an  den  Todestagen  der  Stifter  bestimmt  waren.  Wohlthätige 
Institute  mannigfacher  Art,  wie  Hospitäler,  Armenhäuser, 
Leprosorieu  u.  s.  w.  wurden  den  kirchlichen  Anstalten  gleich- 
gestellt, wie  sie  denn  auch  gleich  diesen  an  allen  Privilegien 
der  Kirche  theilnahmen.  Deshalb  wurden  Hospitäler  u.  s.  w. 
wie  Kirchen  und  Capellen  schon  bei  ihrer  Stiftung  einem 
Heiligen  geweiht,  der  als  Eigmithümer  des  Anstaltsguts 
und  aller  hierauf  bezüglichen  Schenkungen  betrachtet  ward. 
Nach  späterer  Auffassung  war  die  Kirche  selbst  Eigen- 
thümerin  des  jedoch  unter  eine  besondere  Zweckbestimmung 
gestellten  Fonds. 

Neben  den  kirchlichen  erwuchsen  in  den  letzten  Jahr- 
hunderten des  Mittelalters  rein  weltliche  Stiftungen.  Seit- 
dem ist  das  Stiftungswesen  überhaupt  von  der  Kirche  p- 
trennt  worden.  Eine  besondere  Art  dieser  Anstalten  sind 
die  Familienstiftungen 2). 

Uin  die  zur  Gründung  einer  Stiftung  ausgeschiedene 
Vermögensmasse  zu  einem  selbstständigen  Rechtssubjecte 
zu  gestalten,  bedarf  es  ausser  dem  Willen  des  Stifters  der 
Mitwirkung  des  Staates,  dem  einestheils  das  Recht  zusteht, 
zu  untersuchen,  ob  eine  Stiftung  zulässig  und  zweckmässig 

1)  V.  Amira,  a.  a.  0.  II  725. 

2)  Heiisler,  a.  a.  0.  1 324.  325.  Gierke,  Deutsches  Privatrecht. 
1 646. 
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ist,  und  anderntheils  die  Befugniss,  über  die  Verwaltung 
und  dem  Willen  des  Stifters  entsprechende  Verwendung  des 
Stiftungsvermögens  die  Oberaufsicht  zu  führen.  Auch  hat 
der  Staat  die  Berechtigung,  für  den  Fall,  dass  die  Erfüllung 
dieses  Willens  infolge  eingetretener  Veränderung  der  Ver- 
hältnisse unmöglich  geworden  sein  sollte,  eine  geeignete 
Abänderung  in  der  Verwendung  des  Stiftungsvermögens  zu 
bewirken  ^),  worauf  wir  bei  Betrachtung  der  neuen  Zeit  des 
Näheren  eingehen  werden. 

Nach  norwegischem  Rechte  konnte  der  Stifter  sich  und 
seinen  Erben  den  Rückfall  des  gewidmeten  Capitals  Vor- 
behalten, wofern  während  eines  bestimmten  Zeitraumes  seine 
Stiftung  nicht  zur  Ausführung  kommen  sollte^). 


Wir  gelangen  nun  zur  Darstellung  der  verschiedenen 
! Schutz-  bzw.  Gewaltverhältnisse. 

Abgeschwächt  erscheint  die  Munt  in  dem  mittelalter- 
t liehen  Abhängigkeits-  und  Herrschaftsverhältnisse,  das  als 

Vogtei  — ein  unbestimmter  und  vieldeutiger  Ausdruck  — 
bezeichnet  ward,  ein  Verhältniss,  das,  gleichviel  ob  dabei 
der  Gewalt-  und  Herrschaftsbegriff  oder  der  Schutz-  und 
Schirmbegriff  überwiegt,  gleich  dem  Lehnwesen,  dem  Un- 
vermögen des  Staates,  seine  Aufgabe  zu  erfüllen,  entsprang. 

Wie  das  aus  dem  Schutzbedürfnisse  erwachsene  Lehn- 
wesen, hat  sich  die  Vogtei  bald  gegen  die  zu  Beschützenden 
gekehrt;  wie  dort  wurden  auch  hier  die  zum  Schutze  Be- 
rufenen allmählich  vielfach  arge  Bedrücker.  Da  jeder  freie 
kräftige  Mann  die  Vogtei  übernehmen  konnte,  so  bildeten 
sich  von  Anfang  an  neben  den  grossen  königlichen  und 
landesherrlichen  Vogtherrschaften  zahlreiche  kleinere  Vog- 
teien  von  verschiedener  Natur  und  Ausdehnung.  Der  Vogt 
hatte  Person  und  Eigenthum  des  Bevogteten  zu  beschützen, 
musste  daher  gegen  kriegerische  Angriffe  gerüstet  sein, 


*)  Stobbe,  a.  a.  0.  I 512  ff. 
2)  V.  Amira,  a.  a.  0.  II  639. 
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weshalb  alle  bedeuteudeu  Vögte  der  späteren  Zeit  in  den 
Besitz  von  Burgen  gelaugten.  Seit  der  Ausbildung  des 
Ritterthunis  um  die  Mitte  des  zwölften  Jahrhunderts  wurde 
sogar  die  Vogtei  ein  Vorrecht  des  Ritterstandes.  Neben 
Privatpersonen  und  kirchlichen  Instituten  finden  wir  auch 
weltliche  Genossenschaften  unter  Vogtei,  namentlich  Mark- 
genossenschaften. In  solchem  Falle  hat  die  Gemeinde  das 
Eigeuthum  an  der  Mark  nicht  aufgegebeu;  dem  Vogtei- 
herrn wird  nicht  das  freie  Eigen  an  der  Mark  zuerkannt, 
wie  bei  grundherrlichen  Marken.  Der  Vogteiherr  als  Ver- 
treter der  Mark  gegen  Dritte  ist  für  sie  verantwortlich  und 
haftbar. 

Wenn  Lamprecht  in  seiner  ausführlichen  Darstellung 
des  Vogteiwesens  der  Meinung  Ausdruck  leiht , dass  auch 
Sachen  bevogtet  worden  seien,  „so  bestimmte  Schenkungen, 
die  durch  Errichtung  einer  Specialvogtei  vor  dem  Angriffe 
von  Seite  Erliberechtigter  geschützt  werden  sollen“  (eine 
Ansicht,  die  der  von  Albrecht,  Heusler  u,  s.  w.  widerspricht, 
dass  die  Vogtei  im  Gegensätze  zur  Gewere  nur  in  der  Ver- 
tretung von  Personen  bestehe),  so  lässt  sich  wohl  dagegen 
einwenden,  dass  es  sich  in  dem  erwähnten  Falle  nicht  sowohl 
um  die  Schenkung,  als  um  die  daran  Berechtigten  handelt. 

Die  Vogtei.  ursprünglich  ein  Amt,  entwickelte  sich 
allmählich  zum  Lehn  und  zum  Eigenthum  und  wurde 
schliesslich  erblich.  Sie  konnte  auch  durch  Heirathen  er- 
worben werden. 

Die  fortwährend  erhöhten  in  Geld  oder  Naturalien  l>e- 
stimmten  Abgaben  zu  Gunsten  der  Vögte  — durch  deren 
Entrichtung  in  älterer  Zeit  Personen  niedern  Standes  dessen 
Minderung  erlitten  — bestanden  meistens  in  einem  Drittel 
des  Ertrages  der  Gerichtsbarkeit,  wozu  sich  Servituten 
verschiedenen  Umfangs  gesellten-  Die  der  Vogtei  unter- 
worfenen Markgenossenschaften  mussten  sich  ausser  der  Vogt- 
steuer noch  manchen  Lasten  unterziehen,  namentlich  dem 
Vogteiherrn  einen  Antheil  an  der  Almendniitzung  zugestehen. 

Ganz  besonders  in  den  Fällen,  wo  die  Vögte  die  Gerichts- 
harkeit  erwirkten,  wobei  es  ihnen  nur  auf  die  Gerichtsgefälle 
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ankam,  beuteten  sie  die  finanziellen  Rechte  aus,  erhöhten 
die  Bussen,  erstrebten  den  Wildbann  für  Jagd  und  Fischerei, 
und  erlangten  hin  und  wieder  auch  Grundzölle,  welche 
Lasten  seit  der  Mitte  des  elften  Jahrhunderts  unerträglich 
wurden. 

Die  unaufhörlichen  Bedeforderungen  der  Vögte , die 
fortwährend  Klagen  erregten,  riefen  wiederholt  Verbote 
hervor.  So  untersagte  Heinrich  III.  1056  den  Vögten  von 
St.  Maximin,  die  Stiftsleute  durch  „incisiones  aut  petitiones“ 
zu  beschweren.  Pfalzgraf  Siegfried  verbot  den  Vögten  zu 
Laach  „violentas  exactioues,  quas  precarias  vocant“.  Während 
die  Könige  des  elften  und  zwölften  Jahrhunderts  gegen  die 
Vogtbeden  sich  erheben , nehmen  sie  die  des  dreizehnten 
Jahrhunderts,  die  Vogteien  haben,  für  sich  in  Anspruch. 

Dadurch,  dass  die  Vogtei  den  Anschauungen  im  Zeit- 
alter des  Lehnwesens  entsprechend,  nur  als  nutzbares  Recht 
betrachtet  ward,  gelaugten,  wie  bei  Lehen,  nicht  nur  Frauen, 
sondern  auch  Kinder  in  ihren  Besitz.  Ekkehard  klagt,  dass 
die  Vogtei,  ohne  Rücksicht  auf  ein  Verbot  Heinrichs  IV.  von 
den  Fürsten  fortwährend  benutzt  w'erde,  ihre  Ritter  mit 
Beneficieu  auszustatten  D. 

Weltliche  Grundherren  beuteten  das  Vogteiverhältniss. 
in  dem  (iüter  zu  ihnen  standen,  aus,  um  sich  Theile  davon 
zunächst  unter  dem  Titel  der  Amtsbesoldung  übertragen  zu 
lassen  und  sich  allmählich  eine  Art  Obereigenthum  über  die 
ihrem  Schutze  anvertrauten  Besitzungen  anzumassen,  das  sie 
in  den  Stand  setzte,  darüber  in  umfassender  Weise  zu  ver- 
fügen. Infolge  der  Verallgemeinerung  des  Princips  der 
Vogtei,  die  schliesslich  zur  Bestellung  eines  Vogtes  für 
jedes  selbstständige  Gut  führte,  ward  auch  den  kleineren 
Adeligen  und  den  Ministerialen  diese  Quelle  der  Bereicherung 
eröffnet  ^). 

>)  Heusler,  a.  a.  0.  1 132.  133.  283.  Lampreclit , Deutsches 

Wirthschaftslebeu.  I I 1062  il.  Waitz,  a.  a.  O.  VII  335  ff.  345. 
Zeunier,  Die  deutschen  Städtesteuern.  Leipzig  1878.  S.  6. 

*)  V.  luama-Steriiegg,  Deutsche  Wirthschaftsgeschichte.  II  121.  122. 
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Im  Laufe  des  zwölften  und  besonders  des  dreizehnten 
Jahrhunderts  brachten  die  geistlichen  Anstalten  Westfalens 
und  Niedersachsens  die  meisten  Vogteirechte,  die  ihren 
Villicationen  anhingen,  durch  Kauf  und  auf  andere  Weise 
an  sich^).  Solche  Ablösungen  erfolgten  auch  in  anderen 

Gegenden. 

Auch  in  Frankreich  ist  die  Geschichte  der  Vogtei  im 
Zeitalter  des  Feudalismus  eine  Geschichte  zahlloser  Ueber- 
griffe  und  Ausbeutungen,  deren  die  Vögte  sich  schuldig 
machten,  sowie  unaufhörlicher  Condicte  mit  den  Häuptern 
der  Abteien,  die  diesem  Verhalten  entsprangen.  Anstatt 
das  Immunitätsgebiet  zu  beschütze)»,  benutzte  der  Vogt  auch 
hier  seine  Stellung  nur,  um  die  zu  berauben  und  zu  be- 
drücken, die  er  zu  vertheidigen  berufen  war.  Er  griff  in 
die  Gerichtsbarkeit  ein,  legte  den  Bauern  allerhand  will- 
kürliche Leistungen  auf,  suchte  sie  mit  Berufungen  vor  sein 
Gericht  heim,  misshandelte  und  plünderte  die  Kaufleute,  die 
sich  auf  die  Messen  begaben.  Die  mittelalterlichen  Texte 
sind  mit  Klagen  der  Aebte  hierüber  überfüllt.  Schreiten 
diese  zu  dem  einzigen  Mittel  der  Abwehr,  indem  sie  einen 
andern  Vogt  wählen,  so  gerathen  sie  meistens  aus  der 
Scylla  in  die  Charybdis.  Die  zuweilen  nachgesuchte  Ver- 
mittlung der  Päpste  erweist  sich  meistens  als  wenig  wirksam; 
erfolgreicher  pflegt  die  Dazwischenkunft  der  Könige  zu  sein. 

Die  Uebergriffe  der  Vögte  wurden  durch  die  Feudali- 
sirung  der  Vogteien  vermehrt.  Die  nun  berufenen  Unter- 
vögte (sous-avoues)  machten  sieh  so  schreiender  Missbräuche 
schuldig,  dass  die  Concilien  von  Reims  (1148)  und  von 
Lyon  (1274)  die  Unterdrückung  der  Untervogteien  vor- 
schrieben. Doch  brachte  erst  die  wachsende  Macht  des 
Königthunis  volle  Abhilfe^). 


')  Wittich,  Die  Grundherrscbaft  in  Nordwestdeutschland.  Leipzig 
1896.  S.  322. 

2)  Brussel,  Nouvel  examen  de  l’usage  general  des  fiefs  en  France 
II  776.  792  ff.  806.  Luchaire,  Manuel  des  institutions  fran?aises. 
S.  287.  288. 
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Eine  ebenfalls  durch  die  mittelalterliche  Staatsohnmacht 
hervorgerufene,  Florenz  und  anderen  toscanischen Communeu 
in  der  zweiten  Hälfte  des  vierzehnten  und  in  der  ersten 
des  fünfzehnten  Jahrhunderts  eigenthümlich  gewesene  Art 
freiwilligen  Vogteiverhältnisses  war  die  accomandigia,  wodurch 
ein  Besitzthum  — und  zuweilen  auch  die  Person  des  Be- 
sitzers, der  dann  raccomandato  hiess  — der  Kirche  oder 
der  Gemeinde  zum  Schutze  empfohlen  wurde.  Die  Schutz- 
befohlenen verpflichteten  sich,  Freundschaft  und  Feindschaft 
mit  der  Gemeinde  zu  theilen , ihr  in  ihren  Fehden  beizu- 
stehen, den  Durchzug  durch  ihr  Gebiet  zu  gestatten  etc. 
Die  Commune  verhiess  dagegen  Vertheidigung,  eventuell 
Entschädigung  für  erlittene  Einbusse.  Die  accomandigia 
dehnte  sich  allmählich  so  sehr  aus,  dass  nahezu  sämmtliche 
ursprünglich  meist  kaiserlich  freie  und  ghibellinische  grosse 
Adelsgeschlechter  ihrer  Unabhängigkeit  in  höherem  Sinne 
verlustig  gingen.  So  stellten  sich  1395  die  Colonna  von 
Palestrina  mit  ihren  sämmtlichen  Castellen  auf  fünf  Jahre 
unter  den  Schutz  der  Horentiner  Re])ublik,  in  deren  Sold- 
dienst sie  traten.  Die  Malatesta  von  Giaggiuolo , die  Man- 
fredi  von  Faenza  und  Imola , die  Alidosi  von  Imola , die 
Grafen  von  Montefeltro  und  Urbino  waren  alle  tiorentinische 
raccomandati.  Bei  den  in  Toscana  ansässigen  Herren  führte 
die  accomandigia  zur  Unterthänigkeit  *). 

Was  die  väterliche  (few alt  anbelaugt,  so  besassen 
die  zu  ihren  Tagen  gekommenen  Hauskinder  die  volle  Hand- 
lungsfähigkeit, aber  nicht  das  Recht  der  Verfügung  über 
ihr  Vermögen,  dessen  Verwaltung  und  Nutzung  der  Vater 
hatte;  doch  war  er  für  nicht  zufällige  Verringerungen 
ersatzpflichtig,  wogegen  er  für  seine  Aufwendungen  Ersatz 
beanspruchen  konnte. 

Schon  mit  zwölf  Jahren  musste  der  Haussohn  die  Zu- 
stimmung zu  Liegenschaftsveräusserungen  des  Vaters  abgeben 
oder  binnen  Jahresfrist  seinen  Widerspruch  dagegen  zur 

')  V.  Reumont,  a.  a.  0.  I 93.  94. 

Felix,  Eigenthum.  IV.  2.  T.  26 
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Geltung  bringen,  wofern  er  seines  Rechtes  nicht  verlustig 
gehen  sollte. 

Während  auch  iui  spätem  Mittelalter  Töchter  infolge 
ihrer  Yerheirathung  aus  der  väterlichen  Gewalt  entlassen 
wurden,  geschah  dies  bei  Söhnen  durch  ihre  Absonderung 
vom  Vater.  Dieser  hatte  dem  aus  der  Were  scheidenden 
Sohne  dessen  Vermögen  herauszugeben  oder,  in  Ermanglung 
eines  solchen,  eine  Aussteuer  zu  gewähren.  Volljährige 
Kinder  hatten  das  Recht,  eine  solche  Abschichtung  zu  ver- 
langen. Wenn  die  Kinder  durch  die  Art  der  Vermögens- 
verwaltung des  Vatei-s  gefährdet  wurden,  konnte  diesem 
auf  Anregung  der  Sippe  oder  des  Richters  die  väterliche 
Gewalt  entzogen  werden^). 

Im  alten  französischen  Rechte  wechselten  die  aus 
der  väterlichen  Gewalt  ertlossenen  Befugnisse  öfters.  Anfangs 
gehörte  jede  Erwerhung  des  Sohnes  dem  Vater,  w^as  wahr- 
scheinlich eine  Folge  des  germanischen  Princips  war,  das 
alles  Familiengut  in  den  väterlichen  Händen  coucentrirte, 
welche  Regel  namentlich  in  den  „pays  de  coutume“  sehr 
verbreitet  war.  Daraus  wurde  der  Schluss  gezogen,  dass 
im  Falle  eines  durch  eines  seiner  Kinder  begangenen  Ver- 
gehens der  Vater  die  Geldstrafe  zu  bezahlen  hätte.  Als 
man  später  zuliess,  dass  der  Sohn  eigenes  Vermögen  lial)e, 
wurde  dem  Vater  auch  der  Fruchtgenuss  davon  nicht  mehr 
zugestanden.  So  lange  das  bürgerliche  Kind  jedoch  in 
Gemeinschaft  mit  seinen  Eltern  lebte,  gehörten  die  von  ihm 
erworbenen  Güter  dieser  durch  den  Vater  repräsentirten 
Gemeinschaft.  Diese  Bestimmungen  wurden  bis  zur  ofticiellen 
Redactiou  der  Gewohnheitsrechte  aufrecht  erhalten.  Von 
dann  au  ward  den  Eltern  nur  die  Vermögensverwaltung 
zuerkannt.  Sobald  der  Sohn  grossjährig  wurde,  durfte  er 
die  Eltern  verlassen  und  einen  gesonderten  Haushalt  führen ; 
doch  hatte  er  anfangs  in  diesem  Falle  auf  das  Erbrecht  zu 
verzichten.  Zu  Ende  des  vierzehnten  Jahrhunderts  wurde 
diese  Strenge  gemildert  und  das  aus  der  Familiengemein- 


*)  Heusler,  a.  a.  0.  II  437.  438.  Schröder,  a.  a.  0.  S.  711.  712. 
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Schaft  geschiedene  Kind  konnte  zum  Erben  berufen  weiden; 
in  einem  spätem,  aber  nicht  näher  zu  bezeichnenden  Zeit- 
punkte kam  man  dem  Rechte  des  Kindes  noch  mehr  entgegen, 
und  auch  wenn  es  aus  der  Gemeinschaft  getreten  war,  wurde 
es  mit  vollem  Rechte  zum  Erbe  berufen,  unter  der  alleinigen 
Bedingung  der  Zurückerstattung  dessen,  was  es  seit  dem 
Verlassen  des  häuslichen  Heerdes  erhalten  hatte  ^). 

Tausende  von  Urkunden  bezeugen  ferner,  dass  die 
Kinder  zu  väterlichen  Güterveräusserungen  ihre  Zustimmung 
zu  geben  hatten.  Sehr  oft  wird  diese  Befuguiss  sogar  ent- 
fernteren Verwandten  zuerkannt,  und  das  Retractrecht  be- 
stätigt die  Familiensolidarität  mit  Rücksicht  auf  das  Grund- 
eigenthum 

Die  väterliche  Gewalt  stellt  sich  im  italienischen 
Rechte  bis  auf  unsere  Tage  als  eine  Pflicht  des  Schutzes, 
der  Vertretung,  der  Verwaltung  dar.  Wenn  auch  der  römische 
Name  geblieben,  so  ist  doch  der  Inhalt  ein  durchaus  ver- 
schiedener. Die  Abhängigkeit  des  Kindes  ist  eine  Folge  des 
zarten  Alters,  das  die  Verwaltungsfähigkeit  ausschliesst. 
daher  die  väterliche  Verpflichtung  des  Schutzes  und  Bei- 
standes. Im  Uebrigen  näherte  sieh  die  väterliche  Gewalt 
mehr  dem  römischen  als  dem  germanischen  Rechte.  So 
wurde  sie  dem  Grossvater  und  nicht  der  Mutter  übertragen. 
Im  Süden  dauerte  sie  während  des  ganzen  Lebens  von  Vater 
und  Kind,  w'elches  Alter  auch  immer  der  figlio  di  famiglia 
erreicht  haben  mochte,  solange  er  nicht  unter  Anw'endung 
von  den  römischen  analogen  Formen  emaucipirt  worden  w'ar. 

, Nach  den  Stadtrechten  Siciliens  jedoch  w urde  die  väterliche 

I Gew'alt  dann  aufgehoben,  wenn  die  Kinder,  Söhne  wie 

I Töchter,  nach  erreichter  Grossjährigkeit  sich  verheiratheteii. 

Die  Söhne  konnten  nur  über  das  peculium  castreuse 
, oder  quasi  castrense  (s.  IVT  380)  und  über  die  von  niütter- 

' lieber  Seite  stammenden  adventicia  testamentarisch  verfügen. 

, Da  wm  das  langobardische  Recht  herrschte,  befolgte 


0 Glasson,  a.  a.  0.  S.  179 — 182. 
®)  Viollet,  a.  a.  0.  S.  41.5. 
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man  die  Bestimmimg , dass  die  I'amiliensölme  für  sich  er- 
werben. Aber  bei  der  Rückkehr  der  Herrschaft  des  römischen 
Rechts  wurde  dieser  Punkt  nach  dessen  Bestimmungen  über 
das  peculium  castrense  oder  quasi  castrense  und  über  die 
adventicia  und  profecticia  geregelt. 

Die  Glossatoren  gaben  jedoch  dem  Worte  miles  in  Bezug 
auf  das  peculium  castrense  eine  sehr  weite  Bedeutung,  indem 
sie  neue  Anwendungen  der  römischen  Regeln  in  Bezug 
darauf  ersannen.  So  wurden  die  Kleriker  als  milites  Dei, 
die  Advocaten  und  Doctoren  als  milites  inermes  (militiae 
literatae)  betrachtet  und  auf  diese  militiae  legales  et 
coelestes  oder  quasi  militiae  wurden  die  Privilegien  der 
militia  armata  ausgedehnt.  Um  die  Mitte  des  fünfzehnten 
Jahrhunderts  war  die  Verschmelzung  der  beiden  Militien 
vollendet.  Später  wurde  das  peculium  quasi  castrense  auch 
auf  Aerzte,  Privatlehrer,  Studenten  angewandt^). 

In  Spanien  wurde  in  dem  1255  eingeführten  fuero 
real  den  Vätern  verboten,  ihre  Töchter  zu  Heirathen  zu 
zwingen,  was  bis  dahin  sehr  gewöhnlich  war^).  Daselbst 
waren  Personen  weiblichen  Geschlechtes  nach  dem  Ableben 
des  Vaters  der  brüderlichen  Gewalt  unterworfen.  Die  Brüder 
konnten  über  ihre  uuverheiratheten  Schwestern  unumschränkt 
verfügen,  sie  beliebig  bestrafen,  in  einem  Kloster  ein- 
schliessen  etc.  ^). 

In  England  trat  die  Mündigkeit  in  verschiedenen 
Altersstufen  ein.  Der  junge  Bürger  (burgess)  ward  mündig, 
sobald  er  Geld  zählen  und  Tuch  messen  konnte,  der  junge 
sokeman  im  Alter  von  15  Jahren,  der  tenant  by  knight’s 
Service  im  Alter  von  21  Jahren^). 

Die  russischen  Gesetze  erkannten  den  Eltern  die 
grössten  Rechte  über  ihre  Kinder  zu.  Die  Gerichte  durften 


Salvioli,  a.  a.  0.  S.  354 — 357.  v.  Brückner,  Siciliens  mittel- 
alterliche Stadtrechte.  Halle  1881.  II  62. 

V.  Brauchitsch  S.  85. 

Dollfiis,  a.  a.  0.  S.  108. 

Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.  II  436. 
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unter  keiner  Bedingung  Klagen  von  Kindern  gegen  die 
Eltern  annehmen.  Nur  der  Dienst  für  den  Zaren  und  die 
Kirche  befreite  von  der  elterlichen  Gewalt  \). 

Mit  dem  Wiederaufleben  des  Justinianischen  Rechtes  im 
neunten  Jahrhundert  erlangte  dieses  auch  für  die  väterliche 
Gewalt  erneuerte  Geltung.  Aus  einer  Novelle  des  byzan- 
tinischen Kaisers  Leo  Philosophus  aus  dem  neunten  Jahr- 
hundert geht  der  Rechtsbrauch  hervor,  dass  der  verheirathete 
Sohn  für  emancipirt  galt,  wenn  und  so  lange  er  Kinder  hatte. 
Nach  dem  Tode  der  Kinder  fiel  der  Sohn  wieder  unter  die 
väterliche  Gewalt  zurück,  womit  der  Verlust  des  Testirungs- 
rechtes  und  der  Verfügung  über  das  von  den  Eltern  empfangene 
Gut  verbunden  war.  Leo  hob  diese  Bestimmung  auf  und 
Hess  nur  die  gelten,  dass  die  väterliche  Gabe,  wofern  der 
Sohn  seine  Kinder  verliere,  an  den  Vater  zurückfalle,  nicht 
aber  die  mütterliche  oder  sonst  irgend  eine  Schenkung  *). 
(Nach  Zachariae  von  Lingeuthal.  a.  a.  0.  S.  113,  trat  die 
Emancipation  des  Kindes  auch  dann  schon  ein,  wenn  es 
eine  selbstständige  Wirthschaft  führte.) 

Angesichts  der  ungenügenden  Darstellung  der  Lehre 
von  der  väterlichen  Gewalt  in  den  späteren  byzantinischen 
Rechtsbüchern,  verloren  die  Griechen  unter  türkischer  Herr- 
schaft immer  mehr  das  Bewusstsein  des  Wesens  dieses  In- 
stitutes, das  den  Gewohnlieitsrechten  einen  grossen  Spielraum 
liess*’). 

Die  Auffassung  der  Vormundschaft  als  eines  Ge- 
waltverhältnisses kam  noch  im  Sachsenspiegel  zur  Geltung. 
Die  gleichzeitige . Literatur  bezeichnet  die  Vormundschaft 
als  tutela  usufructuaria.  Der  technische  Ausdruck  der 
Quellen  für  Uebernahme  der  Vormundschaft  lautet:  der  Vor- 
mund unterwindet  sich  des  Gutes  des  Mündels,  d.  h.  er 
setzt  sich  kraft  dinglichen  Rechtes  in  Gewalt  und  Gewere, 


Macieiowski,  a.  a.  0.  IV  403.  404. 
Brunner,  a.  a.  0.  S.  683.  684. 

*)  Zachariä  v.  Lingenthal,  a.  a.  (>.-  S.  114. 
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wälireiid  ein  blosser  Verwalter  keine  Gewere  und  kein 
dingliches  Recht  am  Gute  erwirbt.  Durch  seine  Gewere  ist 
der  Vormund  in  den  Stand  gesetzt,  über  sämmtliche  bewegliche 
Habe  des  Mündels,  unter  Verantwortlichkeit  diesem  gegen- 
über, frei  zu  verfügen,  wogegen  er  hinsichtlich  der  Verfügung 
über  Liegenschaften  durch  das  Revocationsrecht  des  mündig 
Gewordenen  gebunden  ist.  Neben  dieser  niessbräuchlichen 
Vormundschaft  erscheint  in  Süddeutschland  die  bloss  für- 
sorgliche Vormundschaft  im  Vordergründe,  die  allmählich 
auch  in  Norddeutschland  vorherrscht  — eine  der  des  römischen 
Rechtes  analoge  Wandlung  (s.  IV  I 359)  — . Parallel  dieser 
jüngeren  Form  der  Vormundschaft  lief  die  Ausbildung  der 
zunächst  in  den  Städten  entwickelten  staatlichen  Ober-Vor- 
mundschaft,  wodurch  an  die  Stelle  des  gebornen  Vormunds 
des  altern  Rechts  zuerst  der  vom  Vater  gekorene,  dann  der 
vom  Richter  gesetzte  trat^),  welchen  beiden  Arten  von  Vor- 
mündern die  Nutzung  des  Mündelgutes  nicht  mehr  eingeräumt 
wurde.  In  Ermanglung  eines  Vormundes  aus  dem  hierzu 
berufenen  Verwandtenkreise  hatte  die  Obrigkeit  einen  Vor- 
mund zu  stellen.  Particularrechtlich  hatte  die  Obrigkeit  in 
allen  Fällen  einen  Vormund  zu  ernennen  oder  wenigstens 
einzuschreiten,  sobald  sie  zur  Ueberzeuguug  gelangte,  dass 
es  dem  gesetzlich  berufenen  Vormunde  an  den  erforderlichen 
Eigenschaften  gebreche  ^).  Dem  Vormunde  wurde  vor- 
geschrieben, bei  Veräusserung  von  Liegenschaften  des  Mündels 
den  Erlös  in  anderen  Liegenschaften  anzulegen  und  alljährlich 
Hechnung  zu  stellen. 

Ferner  trat  zunächt  eine  Abschwächung,  dann  die  Auf- 
hebung der  Geschlechtsvormundschaft  ein.  Nach  späterem 
mittelalterlichem  Rechte  verwalten  die  Frauen  ihr  Vermögen 
selbst®). 

Geisteskranken,  Bresthaften,  A'erschwendern,  denen  nach 
römischem  Rechte  Vermögensverwalter  beigestellt  wurden 

Heilster,  a.  a.  0.  II  495.  496.  Schröder,  a.  a.  O.  S.  718. 

2)  Stobbe,  a.  a.  0.  IV  440. 

*)  Heilster,  a.  a.  O.  tl  506  ff. 
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(s.  IV/I  360),  bestellt  das  deutsche  Recht  Vormünder,  das 
drönter  Recht  auch  Altersschwachen^). 

, In  Böhmen  erhielt  der  Vormund  für  seine  Mühe- 

waltung ein  Drittel  der  Einkünfte  des  Mündels,  was  eine 
nicht  geringe  Lockung  gewesen  zu  sein  scheint,  denn  nirgends 
drängte  man  sich  so  sehr  zu  den  Vormundschaften  wie  in 
Böhmen , und  ungeachtet  der  Vorsicht  der  Gerichte  zogen 
*•  die  Vormünder  nirgends  mehr  unrechtmässigen  Gewinn  aus 

den  Waisengütern  als  hier.  Es  war  ein  Sprichwort,  dass 
der  Platz,  den  die  guten  Vormünder  einst  im  Himmel  eiii- 
nehmen  sollen,  bis  jetzt  ganz  leer  sei®). 

Nach  schwedischen  Particularrechten  konnte  eine 
Vermögensvorniundschaft  auch  bei  Lebzeiten  des  Vaters 
eintreten,  wenn  die  Mutter  des  Unmündigen  starb,  oder 
wenn  der  Vater  ausser  Stande  war,  das  Kindesgut  in  an- 
gemessener Weise  zu  verwalten  oder  wenn  er  sich  einer  Miss- 
f Verwaltung  schuldig  machte.  Nach  dem  gemeinen  schwedischen 

! Landrechte  musste  ebenso  wie  bei  der  Wiederverehelichung 

^ der  Mutter  so  auch  bei  der  des  Vaters  mit  den  Kindern 

abgetheilt  werden  ®). 

Nach  der  Prawda  ruska  durfte  der  Vormund  das 
Vermögen  des  Mündels  nutzen  und  sich  den  Gewinn  daraus 
aneignen,  „denn  er  unterstützt  und  ernährt  den  Minder- 
jährigen.“ Doch  hatte  er  nach  Zurücklegung  der  Vormund- 
schaft das  Capital  dem  Mündel  unverkürzt  zu  erstatten^). 

In  Polen  strebten  noch  zu  Anfang  des  fünfzehnten 
Jahrhunderts  die  Verwandten  namentlich  nach  der  Vormund- 
schaft über  die  Töchter,  weil  sie  grosse  Vortheile  daraus 
zogen.  Deshalb  verordnete  das  litthauische  Statut,  dass  die 
o Vormundschaft  zuerst  den  Schwertmagen  und  nachher  den 

Spillmagen  zukomme  ®). 

Das  ungarische  Recht  verordnete,  dass  ein  Vater, 

V.  Amira,  a.  a.  0.  II  876, 

2)  Macieiowski,  a.  a.  0.  IV  427. 

; V.  Amira,  a.  a.  ü.  I 734.  735. 

Macieiowski,  a.  a.  0,  II  235. 
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der  das  Veniiögen  seiner  Kinder  verschwende,  die  Vorinund- 
scliaft  über  sie  verliere;  nur  wenn  er  von  Adel  war,  wurde 
ihm  in  solchem  Falle  die  Vormundschaft  nicht  entzogen  ‘). 

In  Frankreich  wurde  nach  den  meisten  Gewohnheits- 
rechten der  Vormund  von  den  Gerichten  bestellt.  Unter 
dem  Einfluss  des  römischen  Rechts  trat  die  testamentarische 
und  die  gesetzliche  Vormundschaft  hinzu.  Jene  scheint  in 
den  pays  coutumiers  sehr  selten  gewesen  zu  sein.  Schon  die 
Gesetze  der  Burgunden  und  der  Westgothen  hatten  die  Vor- 
mundschaft der  Mutter  anerkannt  und  sie  sogar  der  der 
anderen  Verwandten  vorangestellt  ohne  die  testamentarische 
Vormundschaft  zuzulassen.  Auch  die  alten  Gewohnheitsrechte 
von  Anjou  und  Maine  bestimmen  die  Vormundschaft  der  über- 
lebenden Mutter,  doch  ist  diese  uicJit  verptlichtet,  sie  anzu- 
iiehmen;  im  Weigerungsfälle  hat  man  sich  zuerst  an  den 
nächsten  Verwandten  väterlicher  Seite  und  dann  an  den 
mütterlicher  Seite  zu  wenden. 

Im  Allgemeinen  wurden  nach  den  meisten  Gewohnheits- 
rechten zuerst  die  Asceudenten,  dann  die  Collateralen  mit 
Bevorzugung  der  Verwandten  väterlicher  Seite  zur  Vor- 
mundschaft berufen;  doch  bestehen  überaus  zahlreiche  Ver- 
schiedenheiten in  den  hierauf  bezüglichen  Einzelheiten.  In 
Ermanglung  von  Verwandten  hat  der  Grundherr  oder  sein 
Richter  den  Vormund  zu  ernennen. 

Die  Vormundschaft  war  im  Principe  unentgeltlich ; doch 
war  sie  auch  für  den  bürgerlichen  Vormund  (garde  bour- 
geoise) sehr  vortheilhaft.  Zur  Zeit  Beaumanoirs  erhielt  der 
Vormund  eine  Entschädigung,  deren  Betrag  der  Grundherr 
zu  bestimmen  hatte.  Beim  Antritte  seiner  Thätigkeit  hatte 
der  Vormund  ein  Inventar  anzufertigen,  Cautiou  zu  stellen 
und  den  Eid  zu  leisten,  dass  er  gewissenhaft  verwalten  werde. 
Diese  Verpflichtungen  wurden  auch  der  überlebenden  Mutter 
auferlegt. 

Nach  dem  „livre  de  jostice  et  de  plet“  durfte  der  Vor- 


')  a.  a.  O.  IV  424. 
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mund  die  unbeweglichen  Güter  des  Mündels  allein  nicht 
veräussern,  wenn  diesem  kein  Vortheil  daraus  erwuchs. 

In  Toulouse  war  die  Verwaltung  von  Seiten  der  Vor- 
münder in  dem  Masse  Aergerniss  erregend,  die  ^'erschleuderuug 
der  Güter  der  Mündel  und  die  auf  Kosten  dieser  erfolgte 
Bereicherung  der  Vormünder  so  schamlos,  dass  Philipp  der 
Schöne  sich  gedrängt  sah,  um  eine  bessere  Verwaltung  in 
M den  Provinzen  d’Oc  zu  sichern,  die  unter  dem  Namen  arrestum 

sane  bekannte  Verordnung  zu  erlassen,  welche  das  Vormund- 
schafts- und  Curatelwesen  streng  ordnete.  Insbesondere  hatte 
der  Vormund  bei  Ablauf  der  Vormundschaft  Rechnung  ab- 
zulegen ‘). 

j Italien.  Nach  langobardischein  Rechte  konnten  Güter 

Minderjähriger  mit  Zustimmung  des  Gerichts  und  der  A'er- 
' wandten  zur  Zahlung  der  hinterlassenen  Schulden,  Bestreitung 

der  Morgengabe  und  des  Brautkaufs  sowie  auch  in  Noth- 
’ fällen  verkauft  werden.  Die  Vormundschaft  war  ein  Recht 

j der  ganzen  Familie.  hiS  gab  nicht  Einen  Vormund  allein, 

^ sondern  alle  Verwandten  hatten  das  Recht,  über  die  Interessen 

des  Minderjährigen  zu  wachen.  Es  geschah  unter  dem  Ein- 
flüsse des  römischen  Rechts,  dass  man  zur  Ernennung  eines 
Vormunds  gelangte,  der  aus  den  nächsten  Agnaten  gewählt 
wurde.  Die  ganze  Ordnung  der  Vormundschaft , wie  sie 
; im  grössten  Theile  der  italienischen  Codici  erscheint,  teruht 

auf  dem  germanischen  Rechte.  In  Sicilien  behauptete  sich 
I in  dieser  Hinsicht  das  römische  Recht. 

I In  Italien  änderten  sich  mit  dem  Wiederaufleben  des 

römischen  Rechts  das  Wesen  und  die  Formen  der  Adoption, 
der  infolge  der  grossen  Freiheit  der  Testamente  eine  unter- 
* geordnete  Stellung  angewiesen  ward.  Sie  wurde  ihrer  seltenen 

Anwendung  wegen  ein  aristokratisches  Institut  und  ist  es 
bis  auf  unsere  Tage  geblieben.  In  den  Ländern,  wo  der 
Feudalismus  tiefe  Wurzeln  gefasst  hatte,  wie  im  südlichen 
Italien,  wurde  die  Adoption  nur  soweit  aufgenommeu,  als 
sie  mit  den  Privilegien  der  Agnation  und  mit  den  Adels- 

’)  Glasson,  a.  a.  0.  VII  208 — 2II.  Viollet,  a.  a.  0.  S>.  458. 
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rechten  vereinbar  war,  so  dass  der  Adoptirte  in  Lehen  und 
in  Fideikoniinissen  nicht  nachfolgen  und  wenn  Blutsver- 
wandte vorhanden  waren , nur  die  Hälfte  der  Güter  der 
Adoptirenden  erben  konnte  ^). 

In  dem  spätem  byzantinischen  Rechte  gelangte 
der  Begriff  der  Vormundschaft  als  eines  öffentlichen  Amtes 
zu  immer  höherer  Geltung  und  die  Unterscheidung  des 
Justinianischen  Rechtes  zwischen  tutela  und  cura  (s.  IV  I 360) 
trat  immer  mehr  zurück.  Nach  der  türkischen  Eroberung 
scheinen  die  Verwandten  ohne  Dazwischenkunft  der  Behörden 
die  Vormundschaft  gewöhnlich  geführt  und  nöthigenfalls 
ilem  (ienieindevorsteher  die  Ernennung  eines  Vormundes 
überlassen  zu  haben,  da  die  türkischen  Behörden  die  Ueber- 
nahme  dieser  Thätigkeit  ablehnten  *). 

Für  die  Periode,  die  uns  beschäftigt,  phegt  mau  hin- 
sichtlich des  e h e 1 i c h e n G ü t e r r e c h t s , bei  mannigfachen 
particularrechtlichen  Verschiedenheiten,  die  zwei  vornehmsten 
Systeme  der  Güterverbindung  und  der  Gütergemeinschaft  aufzu- 
stellen , welcher  Gegensatz  im  Wesentlichen  als  äusserliche 
und  innerliche  Gütervereinigung  zu  bezeichnen  wäre^). 
Nach  dem  ganz  auf  dem  Boden  des  alten  Rechtes  stehenden 
für  das  eheliche  Güterrecht  des  spätem  Mittelalters  mass- 
gebenden Sachsenspiegel  nimmt  der  Mann  das  Gut  der 
Frau  als  rechter  Vormund  in  seine  Gewere,  ein  (irundsatz, 
wodurch  das  deutsche  von  dem  römischen  ehelichen  Güter- 
rechte (namentlich  dem  für  die  Ehe  ohne  manus  geltenden 
— s.  IV/I  385)  wesentlich  unterschieden  wird.  Die  Frau 
soll  nach  jenem  keine  gesonderte  Verwaltung  führen,  die 
Verfügung  über  das  Vermögen  soll  unter  einheitlicher  Leitung 
des  Mannes  stehen  und  nur  über  das  unbewegliche  Frauengut 
gemeinsam  erfolgen.  Dieses  Princip  erlitt  im  Magdeburgischen 
Rechte,  das  unter  den  deutschen  Stadtrechten  weitaus 


’)  Salvioli,  a.  a.  0.  S.  361 — 369. 

Zaihariä  v.  Lingenthal,  a.  a.  O.  S.  127. 
*1  Heusler,  a.  a.  O.  II  364.  365. 
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den  ersten  Rang  einnimmt,  eine  bedeutende  Abänderung. 
Infolge  der  wirthschaftlichen  Entwicklung  in  den  diesem 
Rechtsgebiete  angehörigen  reichen  Städten  erhielten  da- 
selbst die  Töchter  häufig  ansehnliche  Heirathsgüter , so 
dass  das  bei  Auflösung  der  Ehe  auf  sie  Zurückfallende 
sich  nicht  mehr  auf  die  Gerade  beschränken  konnte. 

I Es  bildete  sich  nun  der  Brauch , dass  man  das  Ver- 

mögen,  das  der  Frau  für  alle  Fälle  erhalten  werden 
sollte , gar  nicht  in  die  Gewere  des  Mannes  gelangen 
Hess,  sondern  dass  es  in  der  Verwaltung  der  Verwandten 
der  Frau  verblieb*). 

] Das  westfälische  Recht,  dem  sich  die  Städte  immer 

; mehr  anschlosseu,  hatte  sich  von  dem  der  übrigen  Sachsen 

bereits  in  der  fränkischen  Zeit  dadurch  unterschieden,  dass 
es  die  Verwaltungsgemeinschaft  nur  bei  kinderloser  Ehe 
eintreten  Hess,  während  bei  Vorhandensein  von  Kindern 

I Errungenschaftsgemeinschaft  stattfand  ^). 

Nach  der  im  fränkisch-süddeutschen  Rechte  vorge- 
kommenen  Rechtsform  der  gesammten  Hand  waren  beide 
Eheleute  au  dem  Gesammtvermögen  nach  gleichem  Recht 
betheiligt.  Vornehmlich  dem  schw’äbischen  Rechte  war  eine 
andere  Form  eigen,  die  in  dem  gegenseitigen  Leibgedinge 
der  Eheleute  bestand^). 

' Ein  fast  nur  auf  die  höheren  Stände  beschränktes  In- 

stitut war  die  Widerlegung.  In  den  Heirathsverträgen  von 
Töchtern  aus  vornehmem,  besonders  hochadeligem  Hause 
wurde  eine  Widerlegung  ausbedungen,  die  sich  in  der  Regel 
mit  dem  Betrage  des  Heirathsgutes  der  Frau  deckte^).  Es 
entsprach  dies  ungefähr  der  römischen  donatio  propter 
ii  nuptias  (s.  IV/I  384). 

Wie  w'ir  bereits  andeuteten,  ist  in  den  Städten,  infolge 

H a.  a.  0.  8.  383.  384.  Srhröder,  Lehrbuch  der  deutschen  Eechts- 
geschichte.  3.  Auflage.  Leipzig  1898.  S.  721. 

®)  Schröder,  a.  a.  0.  8.  722. 

»)  a.  a.  0.  S.  400.  413. 

*)  a.  a.  0.  S.  370. 


der  daselbst  rasclier  erfolgten  Eigenthuinsentwicklung , in 
verhältuissmässig  kurzem  Zeiträume  eine  wesentliche  Um- 
gestaltung des  ehelichen  Güterrechts  erfolgt.  Zunächst  zeigt 
sich  die  Hichtiiug  auf  Ausbildung  der  Gemeinschaft.  Wenn 
sich  der  Erwerb  Generationen  hindurch  in  einer  Familie 
erhalten  und  den  Charakter  eines  Erbgutes  angenommen 
hatte , so  überwog  wiedei'  die  Tendenz  der  Sonderung  von 
dem  Vermögen  des  andern  Ehegatten,  und  nur  durch  be- 
sondere ^'ereinbarung  wurde  solchen  Gütern  wieder  die  Ge- 
meinschaftsnatur verliehen  M- 

Ferner  kam  es  vor,  dass  die  Frau  sich  für  einzelne  ihrer 
Eigenthumsgegenstände  die  eigene  Verwaltung  vorbehielt  und 
dass  vertragsmässig  festgesetzt  wurde,  wie  das  ursprüngliche 
oder  später  erworbene  Vermögen  der  Frau  sichergestellt 
werden  sollte.  Entgegen  den  Bestimmungen  des  Sachsen- 
spiegels, wurden  auch  in  manchen  Gegenden  Vergabungen 
von  Seiten  der  Frau  an  ihren  Mann  während  der  Ehe  ge- 
stattet. 

Abgesehen  von  der  Verschiedenheit  mancher  Be- 
stimmungen in  den  verschiedenen  deutschen  Gebieten, 
konnte  das  eheliche  Güterrecht  durch  Eheverträge  ab- 
geändert werden:  „Gedinge  bricht  Landrecht“,  was  jedoch 
vielfach  nur  für  kinderlose  Ehen  galt^). 

Nach  schwedischem  Rechte  soll  die  Mitgift,  Sonder- 
gut der  Frau,  von  der  ehelichen  Gütergemeiuschaft  aus- 
geschlossen bleiben,  ihr  aber  nur  ein  beschränktes  Eigenthum 
daran  zustehen.  Soll  sie  Mitgift  veräussert  werden,  so  ist 
sie  zuerst  den  zum  Einstand  berechtigten  Erben  anzubieten. 
Nach  ostgötischem  Rechte  soll  sie,  wenn  ihre  Empfängerin 
kinderlos  stirbt,  an  den  Geber  zurückfalleu  und  wofern  dieser 
nicht  mehr  lebt,  an  den  Erben  der  letzten  Empfängerin**). 

Das  der  Frau  allein  gehörige  Land  darf  nach  schwedischem 
Rechte  der  Mann  nur  in  echter  Noth  verkaufen,  aber  selbst 


a.  a.  0.  S. 

Schröder,  a.  a.  0.  S.  728.  Stobhe,  a.  a.  0.  III  84. 
V.  Amira,  a.  a.  0.  I 529. 
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dann  erst  wenn  das  Gemeingut  und  das  Sondereigen  des 
Mannes  erschöpft  sind  *). 

Nach  norwegischem  Rechte  haften  bei  Gütersonderung 
beide  Gatten  bis  zu  einem  gewissen  Grade  gemeinschaftlich 
für  die  Schulden  eines  jeden  ^). 

Die  Eingehung  der  Gütergemeinschaft  durfte  nach  nor- 
wegischem Rechte  die  Frau  dem  Manne  nicht  verweigern^). 
Bei  Güterverbindimg  wie  bei  Güter sonderung  blieb  die 
Frau  in  der  Regel  auf  die  Schlüsselgewalt  beschränkt  und 
war  zu  Veräusserungen  nur  innerhalb  einer  gewissen  Werth- 
grenze berechtigt'*). 

Englische  Juristen  linden  es  unendlich  schwierig  zu 
entscheiden,  wer  bei  Gütergemeinschaft  (community  of  goods) 
der  wirkliche  Eigenthümer  ist.  Die  Einen  behaujjten,  dass 
während  der  Ehe  der  Mann  der  wirkliche  Eigenthümer  sei ; 
Andere  sprechen  von  einer  Miteigenthümerschaft  von  Mann 
und  Frau,  da  jeder  von  ihnen  zu  gleichem  Antheile  an  der 
Gesammtmasse  berechtigt  sei.  Noch  Andere  dachten  an 
eine  juristische  Person  als  Eigenthümer,  eine  Art  Körper- 
schaft, wovon  Mann  und  Frau  die  zwei  Glieder  seien.  Das 
englische  Gesetz  verwarf  zeitig  die  Idee  der  Gütergemein- 
schaft. Nach  dem  Gesetze  des  dreizehnten  Jahrhunderts 
war  der  Ehemann  der  Vormund  seiner  Frau,  wobei  daran 
zu  erinnern  ist,  dass  die  Vormundschaft  ein  nutzbares  Recht 
war:  die  Rechte  des  Mannes  an  den  Grundbesitz  der  Frau 
konnten  als  ein  übertriebenes  Vormundschaftsrecht  be- 
trachtet werden.  Bei  der  Geburt  eines  Kindes  wurde  das 
Recht  des  Mannes  erweitert.  Er  wurde  dadurch  berechtigt, 
das  Land  der  Frau  während  seines  ganzen  Lebens  zu  nutzen 
und  konnte  dieses  Recht  veräussern -^).  Eine  Regel,  die  in 
dem  Masse  dunkler  wird,  als  wir  zurückschreiten,  ist  die. 


J)  a.  a.  0.  S.  741. 

2)  a.  a.  O.  11  214. 

2)  a.  a.  0.  S.  813. 

*)  a.  a.  0.  S.  882. 

Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.  II  398  tf. 


dass  der  verheiratheten  Frau  jede  Macht  Schulden  zu 
machen,  verwehrt  ist  ‘). 

lu  Frankreich  ist  die  eheliche  Gütergemeinschaft 
langsam  unter  kirchlichem  Eindusse  entstanden.  Die  ersten 
' rechtmässigen  Spuren  dieser  Gemeinschaft  erscheinen  in  den 

■ • Befreiungsurkunden  der  Commuueii.  Die  der  Stadt  Laon  von 

1128  setzt  den  Bestand  einer  solchen  Gemeinschaft  bei  den 
Bürgern  voraus.  Aehnliche  Sj)uren  finden  sich  in  der  von 
Amiens  von  1190. 

Dem  allgemeinen  Brauche  der  Zeit  zufolge  fielen  die 
Schulden  in  die  Gemeinschaft,  ohne  dass  man  unterschieden 
hätte,  ob  sie  vor  oder  nach  der  Heirath  entstanden  und  oh 
sie  vom  Manne  oder  von  der  Frau  eingegangen  worden  seien. 

Der  Mann  war  der  Gebieter  (seigneur  et  maltre)  der  Ge- 
[ meinschaft,  die  anfangs  vollständig  ihm  anheim  gegeben  wurde, 

j:  Selbst  wamu  er  das  gemeinsame  Vermögen  verschw'endete, 

hatte  noch  zur  Zeit  Beaumauoirs  die  Frau  nicht  das  Recht 
sich  zu  beklagen  und  eine  Gütertrennung  zu  verlangen.  Auch 
wenn  der  Mann  ein  Verbrechen  beging,  das  die  Confiscation 
1 nach  sich  zog,  bemächtigte  man  sich  des  gemeinsamen  Ver- 

1 mögens.  Nur  das  der  Frau  durfte  in  solchem  Falle  nicht 

angetastet  werden.  Damals  waren  die  Errungenschaften 
!■  nicht  gemeinsam,  sondern  wurden  zwischen  den  Eheleuten 

I gleichmässig  getheilt.  Sogar  nach  der  Trennung  bestand 

die  Gemeinschaft  fort,  indem  das  Vermögen  in  den  Händen 
des  Mannes  hlieb,  welcher  der  Frau  nur  eine  zu  ihrem 
f Unterhalt  hestimmte  Pension  schuldete, 

i Dass  jedoch  die  Frau  keineswegs  dem  Manne  ganz  aut- 

i geopfert  wurde,  geht  schon  aus  d(*r  Theilung  der  Errungen- 

schaften zur  Hälfte  hervor.  Auch  durfte  der  Mann  selbst 
seine  eigenen  Immobilien  mit  Rücksicht  auf  das  Wittum 
\ der  Frau  nur  unter  ihrer  Mitwirkung  veräussern.  Der  Mann 

j war  sonach  nur  hinsichtlich  der  beweglichen  Habe,  über  die 

) er  frei  verfügen  konnte,  unbeschränkter  Herr, 

j In  Betrefi’  des  Eigenthums  der  Frau  hatte  der  Mann 

I 
I 

i 


a.  a.  O.  S.  482. 
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nur  das  Recht  der  Verwaltung  und  der  Nutzniessung;  er 
konnte  es  also  ohne  ihre  Zustimmung  weder  veräussern  noch 
belasten.  In  der  Folge  entartete  die  Gütergemeinschaft. 
Insbesondere  im  Gewohnheitsrechte  von  Paris  verlor  man 
ihre  Entstehungsursachen  aus  dem  Gesichte. 

In  Artois  bestand  die  Gütergemeinschaft  nur  zwischen 
adeligen  Eheleuten  und  erstreckte  sich  nur  auf  die  beweg- 
liche Habe;  alle  Immobilien,  selbst  die  w'ährend  der  Ehe 
erworbenen  w’urden  davon  ausgeschlossen. 

In  den  südlichen  Ländern  fuhr  man  fort,  das  römische 
Dotalrecht  mit  der  Unterscheidung  zwischen  Dotalgüteru 
und  Paraphernalien  (s.  IV/I  383.  384)  anzuwenden. 

Philipp  August  erkannte  der  Frau  die  Hälfte  der  Im- 
mobilien des  Mannes  als  Wittum  (douaire)  zu;  doch  l>e- 
haupteteu  manche  Provinzen  des  Gewohnheitsrechtes  das 
frühere  Drittel.  Dieses  Wittum  war  bestimmt  die  Existenz 
der  Frau  nach  Auflösung  der  Ehe  zu  sichern.  Es  w'urde 
gestattet , ein  von  den  Gewohnheitsrechten  abweichendes 
Wittum  zu  vereinbaren.  LTnter  dem  Einflüsse  des  feudalen 
Geistes,  der  dieser  Institution  nicht  hold  war,  wurde  fest- 
gesetzt, dass  das  zu  vereinbarende  Wittum  geringer,  aber 
nicht  grösser  als  das  gewohnheitsmässige  sein  dürfe.  Diese 
anfangs  auf  den  Adel  beschränkte  Bestimmung  wurde  bald 
verallgemeinert.  Natürlich  stand  der  Frau  das  Nutzungs- 
recht au  dem  Wittum  zu  D- 

Nach  dem  Jahre  1000  änderte  sich  in  Italien  das  alte 
germanische  Gewohnheitsrecht  in  Betreff  der  Ausstattung 
der  Töchter,  wenngleich  es  in  den  vornehmsten  Grundsätzen 
in  Geltung  hlieh.  Der  Familienvater,  der  germanischen  Idee 
des  Beisammenhaltens  des  Patrimoniums  anhangeud,  gab  der 
Tochter  nur  wenige  Gegenstände  — Kleider,  Geräthe  etc,  — 
als  Ausstattung  mit.  Allein  die  romanischen  Bevölkerungen, 
welche  die  römische  Mitgift  mit  der  Unterscheidung  von 
])iofecticia  und  adventicia  (s.  IV/I  384)  und  die  daraus  er- 
wachsenen Consequenzen  beibehalten  hatten,  die  Kirche,  die 

ülassou,  a,  a.  0.  VII  J363  tf.  404  ff. 
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an  (len  röinischen  Traditionen  festhielt  und  das  Wieder- 
aufleben des  Justinianischen  Rechtes  brachten  eine  Aenderung 
hervor,  die  durch  die  Entwicklung  des  Handels,  die  dadurch 
entstehenden  Reichthümer  und  die  Verbreitung  einer  der 
Gleichheit  der  Geschlechter  günstigen  Anschauung  an  Ent- 
*■  ‘ schiedenheit  gewann.  Die  Eltern  sahen  sich  nun  genöthigt, 

der  Tochter  eine  Mitgift  zu  geben,  die  zur  Theilnahine  an 
den  ehelichen  Lasten  dienen  sollte,  die  aber  von  den  Ge- 
setzen noch  immer  in  Schranken  gehalten  wurde,  welche 
fortwährend  strebten,  die  Reichthümer  den  Familien  zu 
erhalten.  Von  der  armseligen  Furcht  beherrscht,  dass  die 
Güter  der  Gemeinde  an  Fremde  gelangen  könnten,  unter- 
sagten sie  die  Ausstattung  mit  Immobilien  und  beraubten 
die  Töchter  des  väterlichen  Erbgutes  — sie  sollten  eben 
gesetzlich  nichts  ausser  der  einmal  empfangenen  Mitgift 
i beanspruchen  dürfen. 

' Solche  Bestimmungen  galten  in  Italien  bis  zum  acht- 

zehnten Jahrhundert. 

Im  Allgemeinen  waren  die  Schenkungen  unter  Ehe- 
’(  leuten  verboten.  In  einigen  Orten  hatte  die  Frau  kein 

Eigenthumsrecht  an  Juwelen  und  nicht  einmal  an  der  Aus- 
I stattung,  die  als  ihr  geliehen  betrachtet  wurde. 

I L’antefato  war  ein  Zuschlag  zur  Mitgift,  den  der  Ehe- 

i mann  der  Frau  vor  der  Heirath  machte.  Anfangs  unbeschränkt, 

: durfte  er  später  ein  Viertel  bis  zur  Hälfte  der  Mitgift  nicht 

! überschreiten.  Einige  Gesetze  kennen  auch  ein  antefato 

^ legale,  das  aber  sehr  beschränkt  war.  So  in  Mailand  und 

in  Amalti,  wo  mau  spät  die  Bestimmung  Luitprauds  über  die 
quarta  aunahm.  Nach  dem  Tode  des  Mannes  hatte  die 
Frau  nur  den  Fruchtgenuss  vom  antefato,  gleichviel  ob 
I Kinder  da  waren  oder  nicht,  ausgenommen  in  Neapel. 

1 Eine  Form  patrimonialer  Ordnung  zwischen  Eheleuten, 

I'  die  im  Mittelalter  besonders  in  Sicilien  in  Anwendung  kam, 

! war  die  Gütergemeinschaft  zwischen  Manu  und  Frau.  Diese 

j war  nur  eine  unter  kirchlichem  Einflüsse  herbeigeführte 

i Entwicklung  germanischer  Bräuche.  Es  gab  drei  Arten 

’ davon:  die  erste  beschränkte  sich  auf  die  Errungenschaften 
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(acquisti) ; zur  zweiten  gehörten  neben  den  Errungenschaften 
alle  Mobilien;  die  dritte  umfasste  das  gesammte  Vermögen. 
Die  erste  Art  kam  vornehmlich  in  Sardinien  und  Piemont, 
die  dritte  in  Sicilien  und  einigen  Ländern  des  südlichen 
Italien  vor,  wo  sie  die  Normannen  eingeführt  hatten,  denen 
sie  eigenthümlich  war.  Die  normannische  Gemeinschaft 
umfasste  Mobilien,  Immobilien,  Forderungen  und  Schulden. 
Auch  die  Kinder  nahmen  seit  ihrer  Geburt  mit  einer  idealen 
Quote  von  einem  Drittel  daran  theil  kraft  des  den  Germanen 
eigeuthümlichen  Warterechts  (nach  v.  Brückner,  a.  a.  0- 
II  6 als  Miteigenthümer).  Der  Mann  als  Haupt  der  Familie 
verwaltete  Alles  und  verfügte  zwischen  Lebenden  beliebig 
über  Mobilien  und  Einkünfte;  bei  Immobilien  bedurfte  er 
der  Zustimmung  der  Frau  und  zuweilen  der  Söhne.  Für 
den  Todesfall  konnte  er  nur  über  sein  Drittel  verfügen. 
Die  Gütergemeinschaft  fing  zuweilen  mit  der  Heirath,  zu- 
weilen erst  nach  Jahr  und  Tag  oder  nach  der  Geburt  des 
ersten  Kindes  anQ. 

In  Florenz  erlangte  allmählich  die  römische  Mitgift 
die  Oberhand  über  die  langobardische  Morgeiigabe ; bei  Aus- 
gang des  elften  und  im  zwölften  Jahrhundert  hatten  beide 
nebeneinander  bestanden;  seit  dem  dreizehnten  Jahrhundert 
jedoch  wurde  die  Morgengabe  bei  den  Ehen  der  Reichen 
durch  die  Mitgift  zurückgedrängt  und  beliielt  nur  bei  wenig 
Bemittelten  einige  Bedeutung^). 

Im  byzantinischen  Reiche  beseitigte  Basilius  der 
Makedonier  das  System  der  Ecloga  (s.  S.  99)  und  stellte 
das  Justinianische  Recht  wieder  her.  Indem  Leo  der  Weise 
dieser  Verordnung  seines  Vaters  gedenkt,  erklärt  er,  dass 
sie  nicht  verwirklicht  zu  werden  vermocht  habe,  da  die 
Sitte  noch  an  dem  aufgehobenen  Rechte  hinge.  Dadurch 
fand  er  sich  veranlasst,  ein  gemischtes  System  aufzustellen, 
das  auch  für  die  späteren  Zeiten  massgebend  geblieben  ist. 
Zunächst  sollte  hiernach  nicht , wie  Justinian  verordnet 


Salvioli,  a.  a.  0.  S. 
2)  Davidsohn,  a.  a.  0. 

Felix,  Eigenthum.  IV.  2. 
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hatte,  tias  Hypobolum  (ein  Zuschuss  zum  Ehevermögen  von 
Seiten  des  Mannes)  in  gleicher  Höhe  mit  der  Dos  bestellt 
werden,  es  sollte  vielmehr  jenes  geringer  sein  als  diese. 

Bei  Auflösung  der  kinderlosen  Ehe  durch  den  Tod 
sollte,  wofern  keine  entgegengesetzten  Vereinbarungen  ge- 
troffen worden  waren,  der  überlebenden  Frau  Dos  und 
Hvpobolum  zufallen,  während  der  überlebende  Mann  nur 
das  Hypobolum  behalten,  die  Dos  aber  den  Erben  der  Frau 
zurückerstatten  sollte.  Bei  Vorhandensein  von  Kindern  aber 
erhielt  die  überlebende  Frau  ausser  ihrer  Dos  und  dem 
Kiessbrauch  des  Hypobolum  ein  Kindestheil  von  diesem 
und  dem  übrigen  Vermögen  des  Mannes  zu  vollem  Eigenthum. 
Dem  überlebenden  Manne  fiel  — abgesehen  von  dem  Niess- 
brauche,  der  ihm  gebührte  — ein  Kindestheil  zu  Eigen- 

thum  zu.  X . 1.  o X 

lu  zwei  Beziehuügeu  wurde  das  Leonische  System 

später  abgeändert.  Während  nach  diesem  die  Bestellung 

eines  Hypobolum  überhaupt  und  dessen  Höhe  dem  Belieben 

der  Gatten  anheimgestellt  wurde  und  nur  das  Hypobolum 

nicht  mehr  als  die  Dos  betragen  durfte,  ward  von  Michael 

Attaliata  die  Bestellung  eines  Hypobolum  als  Erforderniss 

vorgeschrieben  und  im  Zweifel  angenommen,  dass  es  der 

Hälfte  der  Dos  gleichkomme.  Ausserdem  wurde  später  das 

Theoretrum , ein  weiteres  Geschenk  des  Mannes  erwähnt, 

das  nur  der  Frau  zukani,  die  nicht  schon  vorher  verheirathet 

gewesen  war.  Es  durfte  nicht  weniger  als  ein  Zwölftel  der 

Dos  betragen.  , ^ ^ 

Dieses  eheliche  Güterrecht  hat  nach  seiner  Gestaltung 

in  den  letzten  Zeiten  des  Justinianischen  Rechts,  soweit  es 

durch  die  erwähnten  Systeme  nicht  aufgehoben  wurde,  in 

Ergänzung  derselben  bis  in  die  spätesten  Zeiten  practische 

GeUimg  behalten  und  ist,  soweit  sich  dies  erkennen  lässt, 

für  die  Griechen  unter  türkischer  Herrschaft  im  Allgemeinen 

in  Kraft  geblieben^).  


1)  Zachariä  v.  Liugenthal,  a.  a.  0.  S.  99  104. 
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Das  mittelalterliche  Erbrecht  hat  nur  die  Intestat- 
erbfolge gekannt,  oder  wie  es  Glanville  ausdrückte,  solus 
Deus  heredem  facere  potest,  non  homo.  Die  Erben  waren 
nur  geboren,  nicht  gekoren.  Allmählich  verlor  das  Erbrecht 
den  Zusammenhang  mit  der  alten  Hausgenosseuschaft.  Die 
im  Sachsenspiegel  noch  wahrnehmbare  Unterscheidung  des 
engem  Erbenkreises  der  Familie  von  dem  weitern  der 
Sippe  kennen  die  jüngeren  Rechtsbücher  nicht  mehr.  Das 
Sonderrecht  des  Hauses  erscheint  als  aufgegeben  und  die 
Erbfolge  wird  nach  den  für  die  Sippe  geltenden  Grundsätzen 
durchgeführt  D-  Die  Erbfolgeordnung  blieb  im  Allgemeinen 
die  Parenteleu-  oder  Linealgradualordnung , wonach  der 
Busen,  d.  h.  die  eheliche  Nachkommenschaft  des  Erblassers, 
den  nächsten  Erbanspruch  hatte , worauf  die  Eltern , dann 
die  Geschwister  und  deren  Nachkommen  folgten.  Nach  und 
nach  gelangte  das  Repräsentationsrecht  der  entfernteren 
Desceudenten  zur  Geltung.  (Es  bestand  nach  altsächsischem 
Rechte  anfangs  nur  für  den  Fall , dass  neben  Sohnessöhnen 
bloss  Töchter  des  Erblassers  vorhanden  waren.  Ein  Reichs- 
tagsbeschluss von  942  führte  es  aber  auch  für  den  Fall 
einer  Concurrenz  der  Sohnessöhne  mit  den  Söhnen  des  Erb- 
lassers ein)^). 

Von  dieser  Erbfolgeordnung  kamen  manche  Abweichungen 
vor,  wie  denn  überhaupt  die  Parentelenordnung  streitig  blieb? 
weshall)  im  frühem  Mittelalter  die  Erbfolge  sehr  häufig 
zweifelhaft  war^).  In  der  Regel  gingen  die  Eltern  den 
Seitenverwandten,  also  den  Geschwistern,  voran*).  Die  An- 
erkennung der  Tes.tirfreiheit  erfolgte  in  den  verschiedenen 
Ländern  zu  verschiedenen  Zeiten.  Die  Beschränkung  der 
nächsten  Verwandten  auf  ein  Pflichttheilsrecht  geschah  erst 
allmählich. 

Analog  der  römisclieii  Collation  (s.  IV  T 396)  hatten 
abgeschichtete  Kinder  das  bei  der  Absonderung  Empfangene 

1)  Heusler,  a.  a.  0.  II  607. 

2)  V.  Amira,  Erbenfolge.  S.  133. 

Stobbe,  a.  a.  0.  V 43. 

*)  a.  a.  0.  S.  108. 
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mit  den  anderen  Erbberechtigten  zu  theilen  (einzu- 
werfen) *), 

Wiewohl  die  Antretung  der  hlrbschaft  in  der  Regel 
nach  dem  Sprichwort:  Der  Todte  erbt  den  Lebendigen,  ohne 
Weiteres  erfolgte,  so  wurden  dabei  doch  ursprünglich  be- 
sondere Ceremonien  beobachtet,  und  wenigstens  im  Norden 
vertraten  die  Todtenmahle  die  Stelle  feierlicher  Erban- 
tretung 2).  Sie  wurden  häufig  mit  so  masslosem  Aufwande 
veranstaltet,  dass  dadurch  die  ganze  Erbschaft  erschöpft 
ward  und  nichts  zur  Bezahlung  der  Schulden  übrig  blieb 
(vgl.  III,  155)«). 

Nach  altfriesischem  Rechte  hatten  Blindheit  und 
Wahnsinn  Beerbung  des  Lebendigen  zur  Folge.  Die  Erben 
des  Blinden  oder  Wahnsinnigen  hatten  dagegen  nur  die 
Verpflichtung,  ihn  zu  erhalten*). 

Bestritten  ist  das  Verhalten  der  Erben  gegenüber  den 
Schulden  des  Erblassers.  Nach  dem  Sachsenspiegel  hatte 
der  Erbe  solche  Schulden  nur  bis  zum  Betrage  der  ererbten 
Fahrniss  zu  bezahlen,  und  für  die  zweite  Hälfte  des  Mittel- 
alters herrschte  der  Rechtssatz  vor,  dass  der  Erbe  für 
diese  Schulden  nur  so  weit,  als  der  Nachlass  reicht,  nicht 
aber  mit  seinem  eigenen  Vermögen  zu  haften  habe«), 
Delictsschulden  waren  persönlich  und  erloschen  deshalb  mit 
dem  Tode  des  Schuldners;  nur  die  bereits  durch  Urtheil 
oder  Sühne  festgesetzten  Forderungen  hatte  der  Erbe  zu 
befriedigen.  Von  den  Verbindlichkeiten  des  Erblassers 
waren  alle  reinen  Liberalitäten  ebenfalls  durchaus  persön- 
lich, ebenso  Spielschulden  und  Verpflichtungen  aus  wucheri- 
schen Geschäften.  Alle  übrigen  Schulden  hatte  der  Erbe 
zu  übernehmen,  da  die  Erbfolge  eine  wirkliche  Universal- 
succession  war.  Bei  vorbehaltloser  Besitzergreifung  vom 


0 Schröder,  a.  a.  0.  (2.  Auflage).  S.  715.  716. 
Grimm,  a.  a.  0.  S.  481. 

Wilda,  a.  a.  0.  S.  12. 

V Amira,  a.  a.  0.  S.  152. 

Heusler,  a.  a.  0.  II  550.  554. 
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Nachlasse  haftete  der  Erbe  mit  seinem  gesammten  Ver- 
mögen *). 

Die  Begünstigung  der  männlichen  Erben  gegenüber  den 
weiblichen,  wobei  mannigfaltige  Unterschiede  eintraten, 
wurde  zuerst  in  den  Städten  und  später  auch  im  Land- 
rechte  beseitigt.  Doch  hat  sie  sich  noch  für  die  Stamm- 
güter des  Adels  und  im  Bauernrecht  behauptet«). 

‘ Nach  angelsächsischem  Rechte  erbten  Frauenspersonen 

schon  vom  neunten  Jahrhundert  an  Grund  und  Boden;  sie 
gingen  hierin  schon  im  Anfänge  des  neunten  Jahrhunderts 
allen  entfernteren  Verwandten  voran.  Ebenso  nach  alt- 
sächsischem Rechte«). 

Sehr  verbreitet  war  das  sogenannte  Fallrecht  (ius 
recadentiae  oder  revolutionis).  Danach  wurde  beim  Tode 
eines  Erblassers,  der  keinen  Descendenten  hinterliess,  das 
Vermögen,  das  er  von  seinen  Verwandten  erworben  hatte, 
in  zwei  Massen  getheilt,  das  der  einen  fiel  den  nächsten 
Verwandten  väterlicher  Seite,  das  der  andern  denen  mütter- 
j licher  Seite  zu. 

Nach  der  successio  anticipata  konnten  bei  Lebzeiten 
eines  Bauern  durch  die  sogenannte  Gutsüberlassung  die 
Wirkungen  der  Erbfolge  herbeigeführt  werden;  dies  jedoch 
lediglich  mit  Rücksicht  auf  das  Frauengut,  während  die 
Verfügung  über  das  übrige  Vermögen  bis  zu  seinem  Tode 
ausgesetzt  blieb*). 

Konnte  oder  sollte  ein  zur  Erbmasse  gehöriges  Grund- 
stück nicht  real  getheilt  werden,  so  wurde  es  in  der  ältern 
Zeit  nicht  veräussert,  sondern  einem  der  Erben  überlassen, 
der  dann  die  anderen  zu  entschädigen  hatte,  indem  er  ent- 
> weder  einen  Baarbetrag  herauszahlte  oder  auf  das  Grund- 

stück eine  Rente  oder  verzinsliche  Hypothekschuld  über- 
nahm. Nur  wenn  keiner  der  Erben  das  Grundstück  ül)er- 


*)  Schröder,  a.  a.  0.  S.  717.  718. 

**)  Brunner  bei  Holtzendorff.  S.  286. 
®)  V.  Amira,  a.  a.  0.  S.  95.  122. 

*)  Stobbe,  a.  a.  0.  V 6. 
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nehmen  wollte,  wurde  es  verkauft  und  der  Erlös  unter  die 
Erben  vertheilt.  Zur  Ueberwachung  wie  zur  Vermeidung  von 
Streitigkeiten  wurde  die  Obrigkeit  schon  früh  zur  Auf- 
theilung  beigezogen  ^). 

Noch  im  spcätern  Mittelalter  kamen  Erbverträge,  ins- 
besondere unter  Ehegatten,  des  Inhalts  vor,  dass  nach  dem 
Tode  des  einen  Contrahenten  der  andere  das  ganze  Ver- 
mögen oder  eine  Quote  davon  erben  sollte^). 

Kinder,  insbesondere  Töchter,  die  von  den  Eltern  miss- 
billigte Ehen  schlossen,  verloren  ihre  Erbansprüche.  Auch 
wer  den  Tod  des  Erblassers  verschuldete,  büsste  diesem 
gegenüber  sein  gesetzliches  Erbrecht  ein«).  Nach  dem  so- 
genannten Hagestolzenrechte  wurde,  wer  im  höhern  Alter 
unverheirathet  und  also  ohne  rechtmässige  Descendenten 
starb,  vom  Fiscus  beerbt  0. 

Im  spätem  Mittelalter  wurden  hinsichtlich  der  Erb- 
berechtigung unehelicher  Kinder  vier  Richtungen  unter- 
schieden, deren  jede  aber  Ausnahmen  darbot.  Sie  hatten 
entweder  gar  kein  gesetzliches  Erbrecht,  oder  dieses 
galt  der  Mutter  allein  gegenüber,  oder  daneben  auch 
mütterlichen  Verwandten  gegenüber,  oder  endlich  ein  be- 
schränktes Erbrecht  auch  dem  Vater  gegenüber.  Nach 
älterm  Rechte  fiel  der  Nachlass  Unehelicher  nicht  ihren 
Verwandten , sondern  dem  Fiscus  oder  der  Grundherrschaft 
zu  (Bastardrecht,  droit  de  bätardise).  Ursprünglich  hatten 
selbst  ihre  ehelichen  Kinder  kein  Recht  an  ihren  Nachlass, 
das  ihnen  nur  infolge  besondern  Privilegs  gewährt  wurde. 
Später  fiel  das  fiscalische  Recht  bei  Vorhandensein  von 
Descendenten  weg  und  es  ward  der  Kreis  der  erbberechtigten 
Verwandten  allmählich  erweitert“). 

Auch  in  Ermanglung  berechtigter  Erben  fiel  der 
Nachlass  dem  Fiscus  zu.  Wucherern  und  Häretikern,  denen 

1)  a.  a.  0.  S.  39  ff. 

a.  a.  0.  189  ft’, 

a.  a.  0.  S.  15. 

*)  a.  a.  0.  S.  76. 

a.  a.  0.  S.  146.  156.  157. 
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das  canonische  Recht  die  Testirfähigkeit  entzogen  hatte 
(s.  III,  50),  wurde  — ersteren  vornehmlich  in  der  Schweiz  — 
auch  das  gesetzliche  Erbrecht  beschränkt  oder  entzogen. 
Oefter  wurde  die  Familie  auch  von  dem  Nachlasse  von 
Selbstmördern  oder  hingerichteten  Verbrechern  ausge- 
schlossen. In  manchen  Ländern  hatte  der  Fiscus  ferner 
ein  Erbrecht  an  den  Nachlass  der  histriones  und  joculatoresQ. 

Nach  römischem  und  canonischem  Rechte  sollte  der  Er- 
werb, der  Geistlichen  aus  ihrem  kirchlichen  Amte  erwuchs, 
von  ihnen  weder  veräussert  noch  vererbt  werden,  sondern 
der  Kirche  zufallen.  Geistliche,  die  keine  testamentarischen 
oder  Intestaterben  hinterliessen , sollten  von  kirchlichen 
Anstalten  beerbt  werden.  Diesen  Bestimmungen  wurde 
aber  dadurch  zuwider  gehandelt,  dass  besonders  seit  dem 
zwölften  Jahrhundert  Gutsherren,  Patrone,  Vögte  und 
Landesherren,  in  Behauptung  eines  ius  spolii,  den  Nachlass 
ihrer  Geistlichen  einzuziehen  pflegten®). 

Die  Verlassenschaft  eines  Verstorbenen , gleichviel  ob 
er  ein  Einheimischer  oder  Fremder  gewesen  war,  fiel  in 
Ermanglung  eines  einheimischen  Erben  als  erbloses  Gut 
dem  Könige  zu.  Nach  dem  Rechte  der  Stadt  Ems  von 
1212  kam  den  Erben  Auswärtiger  nur  die  Hälfte  des  Nach- 
lasses zu,  während  die  andere  Hälfte  der  Herzog  in  An- 
spruch nahm^).  Dies  geschah  theilweise  in  Durchführung 
des  Grundsatzes  des  strengen  ältern  Rechts.  Friedrich  II. 
ordnete  1220  für  sein  ganzes  Reich  die  Freigabe  solcher 
Erbschaften  an ; an  Stelle  der  Einziehung  trat  die  gabella 
hereditaria  (Ahschoss)  und  das  ius  albanagii  (droit  d’aubaine, 
Fremdlingsrecht)  Q. 

Testamente,  die  dem  Klerus  von  jeher  bekannt  gewesen 
waren,  wurden  um  die  Wende  des  zwölften  und  dreizehnten 
Jahrhunderts  auch  von  Laien  eingeführt  (vgl.  111,49);  doch 

0 a.  a.  0.  S.  160. 

*)  a.  a.  0.  S.  168.  169. 

3)  Gaupp,  Deutsche  Stadtrechte  des  Mittelalters.  II  214. 

*)  Schröder,  a.  a.  0.  S.  515. 
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bedurften  sie  noch  während  langer  Zeit  zu  völliger  Gültig- 
keit der  Zustinnnung  der  Erben,  von  der  erst  nach  durch- 
gedrungener Reception  des  römischen  Rechtes  bei  Ausgang 
des  Mittelalters  abgesehen  wurde  *). 

Die  Testamente  sind  der  Gegenstand  besonderer  Für- 
sorge des  Staats  geworden,  der  sie  veröffentlichen  und  den 
eingesetzen  Erben  den  Nachlass  ausliefern  Hess  ^). 

Das  bäueiliche  Majorat,  wonach  einem  „Anerben“  der 
gesammte  Grundbesitz  zufiel,  der  die  übrigen  Erbberech- 
tigten abzufiuden  hatte , ist  schon  früh  zur  Anwendung 
gelangt,  scheint  aber  erst  in  den  letzten  drei  Jahrhunderten 
des  Mittelalters  ausgebildet  und  verbreitet  w^orden  zu 
sein.  Zuweilen  trat  an  die  Stelle  des  Majorats  das 
Minorat.  In  einzelnen  Fällen  beliielt  sich  die  Grund- 
herrschaft die  Auswahl  des  Anerben  vor.  Aber  auch  in 
Gebieten  mit  einer  überwiegend  freien  bäuerlichen  Be- 
völkerung, wo  also  das  Interesse  des  Grundherrn  nicht 
entscheidend  war,  wie  bei  den  Friesen,  den  Schweizern  und 
in  Holstein  — wo  nach  dem  jütischen  Low  noch  im  drei- 
zehnttn  Jahrhundert  die  Theilbarkeit  des  Bodens  zulässig 
war  — , wurde  das  Auerbenrecht  angewandt®). 

\eigabungen  auf  den  Todesfall  waren  ursprünglich, 
mit  Rücksicht  auf  die  Erben,  unstatthaft,  wurden  aber 
schon  früh  durch  Rechtsgeschäfte  ersetzt,  durch  die  der 
gleiche  Zweck  erreicht  ward^). 

Mir  haben  noch  auf  die  Sonderbestimmungen  in  den 
veischiedenen  Stadtrechten  und  die  mannigfaltigen 
städtischen  Bräuche  aufmerksam  zu  machen.  In  Wiener- 
Neustadt  z.  B.  wurde  es  in  den  ersten  Jahrzehnten  des 
fünfzehnten  Jahrhundert  üblich,  die  Bürgertestamente  der 
Rathsversammlung  zur  Bestätigung  vorzulegen.  Hier  ward 
in  demselben  Jahrhundert  der  überlebende  Ehegatte  meistens 

Lamprecht,  a.  a.  0.  I 640.  641. 

Stobbe,  a.  a.  0.  V 37. 

*)  V.  Inania-Sternegg,  a.  a.  0.  III'I  235.  236. 

*)  Brunner,  bei  Holtzendorö',  a.  a.  0.  S.  287. 
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zum  Haupterben  eingesetzt;  doch  wurde  den  Wittwen  zu- 
weilen die  Eingehung  einer  neuen  Ehe  testamentarisch 
erschwert,  indem  für  einen  solchen  Fall  die  Vermögens- 
nutzung und  -Verwaltung  liei  Vorhandensein  von  Kindern 
aufhören  sollte.  Um  den  sehr  häufigen  Anfechtungen  von 
Testamenten  durch  Verwandte  vorzubeugen , wurden  oft 
sämmtlichen  Seitenverwandten  bestimmte  Summen  unter 
der  ausdrücklichen  Bedingung  hinterlassen,  dass  sie  keine 
weiteren  Ansprüche  erheben^). 

In  Böhmen  wo  innerhalb  der  Hauscommunion  vor 
Auftheilung  des  Grundbesitzes  sich  ein  Erbrecht  nur  in 
der  Herrnfamilie  entwickeln  konnte®)  — war  das  Erbrecht 
des  Adels  nach  Massgabe  der  Besitztitel  verschieden.  Die 
als  Entlohnung  für  Staatsdienste  verliehenen  Güter  - die 
späteren  Lehen  — konnten  nur  auf  Söhne  vererbt  werden, 
in  deren  Ermanglung  sie  dem  Könige  heimfielen  und  dann 
von  diesem  wieder  verschenkt  oder  verkauft  wurden.  Die 
Patrimonialgüter  dagegen  — die  späteren  Allode  — waren 
nach  alten  Gesetzen  an  Söhne  und  Töchter  gleichmässig, 
und  in  Ermanglung  solcher  auch  au  die  nächsten  Seiteu- 
verwandten , vererblich.  Dieses  Gesetz  wurde  jedoch  schon 
im  dreizehnten  Jahrhundert  oft  umgangen  und  das  könig- 
liche Heimfallsrecht  wahrscheinlich  durch  Eigenmächtigkeit 
dei  Staatsbeamten  häufig  auch  auf  die  Patrimonialgüter 
kinderlos  Verstorbener  ausgedehnt.  Um  solchen  Miss- 
bräuchen zu  steuern,  kehrte  man  zur  alten  Sitte  des  uu- 
getheilten  Güterbesitzes  immer  mehr  zurück.  Damit  näm- 
lich die  Theilung  der  Güter  rechtskräftig  sein  sollte,  musste 
sie  in  die  allgemeine  Landtafel  in  Prag  eingetragen  werden. 
So  lange  dies  nicht  geschah  — oft  mehrere  Generationen 
hindurch  — wurden  die  Gütergenossen  stets  als  Eine  Person 
betrachtet,  deren  Dasein  erst  mit  dem  letzten  überlebenden 
Individuum  erlosch.  Infolge  königlichen  Privilegiums  konnten 


^)  Staub,  Die  Bürger-Testamente  der  Wiener-Neustädter  Kaths- 
protokolle.  Wiener-Neustadt  1896.  I 8.  10  ff.  49.  50. 

®)  Lippert,  a.  a.  0.  I 300. 
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jedoch  auch  miteinander  nicht  verwandte  Familien  oder 
Personen  zu  einer  solchen  Gütergemeinschaft  sich  ver- 
binden *). 

Nach  Lippert  gab  das  aufs  schärfste  durchgeführte 
Heimfallsrecht  dem  Könige  eine  Anwartschaft  auf  alles 
Land,  so  dass  er  sich  — analog  den  Königen  von  England 
seit  Wilhelm  dem  Eroberer  — als  den  eigentlichen  Herrn 
von  sämmtlichem  Grund  und  Boden  betrachten  konnte, 
weshalb  kein  Verkauf,  Tausch,  Geschenk  erbeigenen  Gutes 
ohne  königliche  Genehmigung  zulässig  war.  Auch  die 
Testirfähigkeit  musste  vom  Könige  bewilligt  werden,  der 
einzelnen  Adelsfamilien  und  Bürgerschaftsverbänden  das 
betreffende  Privilegium  ertheilte.  Vor  Podöbrad  erstreckte 
sich  das  Heimfallsrecht  auch  auf  die  fahrende  Habe. 

Bis  zum  vierzehnten  Jahrhundert  erbten  die  Töchter 
von  Bürgern  in  der  Regel  nur  in  Ermanglung  von  Söhnen, 
und  gemeinschaltlich  mit  diesen  lediglich  dann , wenn  der 
Vater  ein  Testament  errichtet  und  darin  ausdrücklich  er- 
klärt hatte , dass  er  das  Erbe  den  Kindern  hinterlasse. 
Nach  Lippert  erlangten  die  Mähren  von  König  Johann  das 
Recht , ihre  Landgüter  in  Ermanglung  von  Söhnen  ihren 
Töchtern  hinterlassen  zu  dürfen,  während  dies  den  Böhmen 
versagt  blieb.  Ein  besonderes  Erbrecht  galt  auch  noch  im 
vierzehnten  Jahrhundert  für  den  Adel,  der  den  Glanz  des 
(Geschlechtes  zu  bewahren  strebte,  zu  welchem  Ende  die 
Töchter  von  dem  Erbe  der  Stammgüter  ausgeschlossen  und 
hierzu  nur  nach  dem  völligen  Erlöschen  des  männlichen 
Geschlechts  zugelassen  wurden  2). 

Karl  IV.  verordnete,  dass  das  freie  Erbrecht  der  Ver- 
wandten beiderlei  Geschlechtes  bis  zum  vierten  Grade  ohne 
Eintritt  des  königlichen  Heimfallsrechtes  zu  gelten  habe^). 

Auch  das  ältere  schwedische  und  norwegische 
Recht  kannte  keine  letztwilligen  Verfügungen,  die  sich  erst  im 


*)  Palacky,  Geschichte  von  Böhmen.  II/II  23.  24. 

*)  Lippert,  a.  a.  0.  300 — 303.  Macieiowski,  a.  a.  0.  IV  446. 
®)  Palacky,  a.  a.  0.  H'II  281. 
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Laufe  des  dreizehnten  Jahrhunderts  allmählich  einbürgerten ; 
doch  wird  noch  im  vierzehnten  Jahrhundert  die  Vergabung  auf 
den  Todesfall  Testament  genannt.  Dieses  ist  kein  Testament 
im  Sinne  des  römichen  Rechts,  sondern  eine  — allerdings 
letztwillige  — Schenkung.  Doch  fand  allmählich  das 
Testament  nach  Auffassung  des  römischen  Rechts  in 
Schweden  Eingang^).  Auch  in  Skandinavien  waren  dabei 
kirchliche  Einflüsse  massgebend.  Das  älteste  Rechtsdenkmal, 
das  Testamente  anerkannte,  war  der  1273  zwischen  König 
Magnus  und  dem  Erzbischof  Jön  zu  Bergen  abgeschlossene 
Vergleich.  Der  „in  Anwesenheit  von  zwei  oder  drei  tüchtigen 
Leuten  vor  dem  Priester“  erklärte  „letzte  Wille“,  testa- 
mentum  genannt,  sollte  unentwegt  gehalten  werden.  Für 
den  Fall,  dass  die  Erben  nicht  binnen  Jahresfrist  die  Be- 
stimmungen erfüllten,  sollte  der  Bischof  mit  Zwangsmitteln 
gegen  sie  vergehen. 

Der  Stadslag  bestimmte  gleiches  Erbrecht  für  Söhne 
und  Töchter,  während  der  Landslag  jenen  zwei  Drittel  und 
diesen  nur  ein  Drittel  zuerkannte.  Das  Rej)räsentat ions- 
recht der  Enkel  wurde  von  Magnus  Eriksson  1335  ein- 
geführt. Besondere  erbrechtliche  Bestimmungen  galten 
für  Gotland.  Familienerbgüter  von  Gotländern  konnten 
nur  auf  Kinder  gotländischer  Eltern  übergehen.  Es  erbte 
auch  der  natürliche  Sohn  neben  den  Geschlechtsverwandten 
ein  Drittel,  wenn  er  beweisen  konnte,  dass  seine  Vorfahren 
bis  zum  dritten  Gliede  Gotländer  waren.  Dagegen  blieben 
bei  Vorhandensein  von  Söhnen  Töchter  vom  Erbe  aus- 
geschlossen ^). 

Im  Hinblicke  auf  die  mittelalterliche  privat  rechtliche 
Auffassung  öffentlich-rechtlicher  Befugnisse  dürfen  wir  nicht 
unerwähnt  lassen,  dass  in  Norwegen  mehrere  Jahrhunderte 
hindurch  von  Harald  Harfagr  bis  Hökon  Häkonssohu  die 
Könige  meistens  unecht  geborne  Söhne  freier  Mütter  waren. 


>)  V.  Amira,  Nordgeimanisches  Obligationenrecht.  I 365—367. 

2)  Hegel,  Städte  und  Gilden.  I 292.  v.  Amira,  a.  a.  ().  I 304. 
365-367.  II  387-388. 
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iudem  echt  und  unecht  geborne  für  gleichberechtigt  galten. 

Erst  im  dreizehnten  Jahrhundert  griff  die  Zurücksetzung 
unecht  geborner  Söhne  durch*). 

Auf  Island  kamen  Testamente  von  Geistlichen  schon  in 
der  zweiten  Hälfte  des  zwölften  Jahrhunderts,  von  Laien 
seit  dem  ersten  Viertel  des  dreizehnten  Jahrhunderts  vor. 

Der  Sohn  schloss  daselbst  die  Tochter  vom  Erbe  beider 
Eltern  aus;  nur  in  Ermanglung  von  Söhnen  erbten  die  ^ 

Töchter.  Landstreicher  konnten  weder  erben  noch  beerbt 
werden  ^). 

In  Norwegen  hafteten  im  Gegensätze  zu  anderen  Erben 
die  Kinder  des  Erblassers  auch  mit  ihrer  dem  Nachlasse 
nicht  entstammenden  Habe^), 

Auch  in  Alt-Norwegen  schloss  der  Mann  die  Frau 
gleichen  Grades  vom  Erbe  aus;  nach  altem  schwedischem 
und  dänischem  Rechte  dagegen  erbte  die  Frau  mit  dem 
Manne  gleichen  Grades,  aber  nur  die  Hälfte  des  männlichen 
Antheils.  Dem  Könige  Magnus  (1263  — 1280)  gelang  die 
Aufnahme  dieser  und  anderer  Milderungen  des  Erbrechts  zu 
Gunsten  der  Frauen.  Das  alte  Landrecht  hatte  auch  keine 
Repräsentation  der  Enkel  gekannt ; nach  dem  neuen  Rechte 
jedoch  empfing  der  Sohnessohn  ein  Tochtertheil  (also  die 
Hälfte  des  Sohneserbes).  Es  galt  ein  Anerbenrecht  in  be- 
stimmter Folge;  der  älteste  Sohn  erhielt  den  Haupthof, 
die  anderen  empfingen  die  übrigen  Odelhöfe , so  dass  jeder 
gleichviel  bekam  und  also  bei  Ungleichheit  der  Werthe 
Ausgleichung  durch  Herauszahlung  nach  den  im  Testamente 
oder  durch  Schätzung  festgesetzten  Preisen  zu  erfolgen 
hatte  *). 

Das  älteste  Erbrecht  in  Dänemark  gründete  sich  un-  »i 

zweifelhaft  auf  die  unter  den  Mitgliedern  der  Familie  ge- 


*)  Brunner,  Die  uneheliche  Vaterschaft  in  den  älteren  germanischen 
Rechten,  a.  a.  0.  S.  8. 

2)  Dahlmann,  Geschichte  von  Dänemark.  II  256.  278. 

®)  V.  Amira,  a.  a.  0.  II  475. 

*}  Dahlmann,  a.  a.  0.  II  347.  348.  Meitzen,  a.  a.  0.  HI  526. 
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wöhnlich  gewesene  Gütergemeinschaft,  weshalb  die  aus 
dieser  Gemeinschaft  Geschiedenen  ursprünglich  wohl  kein 
Erbrecht  hatten.  Später  wurde  vermuthlich  alles  Erbe 
gleichmässig  unter  alle  männlichen  Mitglieder  getheilt, 
während  die  weiblichen  anfangs  auch  hier  vom  Erbrechte 
ausgeschlossen  und  später  darin  beschränkt  waren*).  Die 
testamentarische  Erbfolge  scheint  mit  Ausnahme  des  Seel- 
geräths  bis  gegen  Ende  des  zwölften  Jahrhunderts  un- 
bekannt gewesen  zu  sein,  da  das  Wort  Testament  bis  dahin 
in  den  Gesetzen  nicht  vorkommt®). 

In  England  wechselte  das  angelsächsische  Erbrecht 
nach  örtlichen  Bräuchen.  Wenn  von  einer  vorherrschenden 
Gewohnheitsregel  dabei  die  Rede  sein  konnte,  so  war  es 
wahrscheinlich  die  der  gleichen  Theilung  unter  die  Söhne  ^). 
Wie  auf  dem  Festlande,  so  übte  auch  hier  die  Kirche 
grossen  Einfluss  auf  die  Errichtung  der  Testamente.  Sie 
beanspruchte  die  Entscheidung  über  ihre  Gültigkeit  wie 
über  ihre  Auslegung,  ausserdem  die  Aufsicht  über  das  Ver- 
fahren des  von  ihr  eingeführten  Testamentsexeeutors  und 
die  Regulirung  des  beweglichen  Nachlasses  ab  intestato. 
Sie  erklärte  die  Testamentslosigkeit  als  nahezu  sündhaft; 
denn  bei  der  engen  Verbindung  zwischen  dem  letzten  Willen 
und  der  letzten  Beichte  bedeutete  testameutslos  sterben  soviel 
wie  beichtlos  sterben^). 

In  der  Grafschaft  Kent  und  anderen  Gegenden  kam 
das  Gavelkind  genannte  System  der  gleichmässigen  Theilung 
der  Erbschaft  unter  die  verschiedenen  Kinder  — ein  Ueber- 
bleibsel  sächsischen  .Rechtes  — in  Anwendung.  Es  unter- 
schied sich  von  dem  ebenso  genannten  Systeme  der  irischen 
Kelten,  wonach  nach  dem  Tode  eines  Clanmitgliedes  der 
Häuptling  eine  neue  Theilung  des  Landes  unter  die  ver- 
schiedenen Haushaltungen  vornimmt.  Nach  dem  Tode  der 

*)  Kölderup-Rosevinge,  Grundriss  der  dänischen  Rechtsgeschichte. 
Berlin  1825.  S.  29. 

a.  a.  0.  S.  88. 

*)  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.  I 40. 

'*)  a.  a.  0.  S.  107. 108.  Gneist,  Englisches  Verwaltungsrecht.  11 1004. 
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Häuptlinge  folgten  ihnen  nicht  ihre  Söhne  oder  nächsten 
Erben , sondern  ihre  „tanists“ , d.  i.  nach  Würdigkeit  ge- 
wählte Stainmesgenossen  ^).  Die  Sitte  des  Gavelkind  schloss 
das  gleichmässige  Erbrecht  der  natürlichen  Kinder  mit  den 
ehelichen  ein 2).  In  Wales,  wo  ebenfalls  die  Sitte  des 
Gavelkind  herrschte,  Avurden  die  älteren  Söhne  zur  Lebzeit 
des  Vaters  ausgestattet,  während  der  jüngste  Sohn,  der  auf 
dem  Hofe  des  Vaters  blieb,  dessen  Erbe  wurde  (vgl.  IV/I, 
90,  100).  ( Spuren  dieses  Erbrechts  des  Jüngsten  findet  Elton 
im  Kordosten  Frankreichs,  in  Brabant,  Friesland,  West- 
falen, Schlesien,  Württemberg,  im  Odenwald,  im  Eisass, 
in  Graubünden  und  auf  der  Insel  Bornholm)  ^). 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  mit  dem  Lehnwesen 
das  Majorat  eingeführt  wurde;  doch  fand  es  zur  Zeit 
Heinrichs  I.  noch  nicht  allgemeine  Anwendung,  so  dass  bei 
Vorhandensein  mehrerer  Söhne  die  Erbschaft  getheilt  wurde 
und  der  älteste  nur  das  primum  patris  foedum  erhielt.  Allein 
schon  zur  Zeit  Heinrichs  II.  wurde  der  älteste  Sohn  als 
alleiniger  Erbe  betrachtet.  Dies  galt  für  Bitterlehen  (tenures 
by  knight-service).  Da  aber  dieselben  Gründe  nicht  für  Dienst- 
lehen (socage-lands)  bestanden,  so  waren  diese  nicht  dem 
nämlichen  Gesetze  unterworfen;  bei  ihnen  wurde  das  Land 
unter  die  Söhne  gleichmässig  vertheilt;  doch  erhielt  der 
älteste  das  Hauptgut,  wofür  er  den  Brüdern  eine  ent- 
sprechende Entschädigung  zu  geAvähren  hatte.  Diese  Theilung 
der  Erbschaft  des  Dienstlandes  war  aber  nicht  allgemein; 
häulig  erforderte  es  auch  hier  die  Sitte,  dass  der  älteste 
Sohn  alleiniger  Erbe  war. 

Sowohl  bei  Kitter-  als  auch  bei  Dienstlehen  wurde, 
wenn  nur  Töchter  vorhanden  waren,  die  Erbschaft  diesen 
gemeinsam  und  gleichmässig  überlassen,  und  das  Haui)tgut 

0 Laveleye,  Les  lois  des  Bretons.  Revue  des  deux  mondes. 
15  Aoüt  1875.  S.  795.  796.  Crabb,  Geschichte  des  englischen  Rechts. 
S.  79. 

Meitzen,  a.  a.  0.  I 183. 

®)  Seebohm,  The  English  Village  Community.  2<i  ed.  London 
1883.  S.  252.  253. 
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ward  unter  der  erwähnten  Bedingung  der  ältesten  Tochter 
zugedacht. 

Das  Kepräsentationsrecht  war  zur  Zeit  Heinrichs  II. 
noch  nicht  durchgedrungen.  Da  die  Thronfolge  mit  dem 
Privaterbrecht  gleichen  Schritt  hielt,  so  konnte  König  Johann 
seinen  Neffen  Arthur,  den  Sohn  eines  ältern  Bruders  aus- 
schliessen.  In  Frankreich,  wo  das  Repräsentationsrecht 
— nach  einer  allerdings  nicht  unbestrittenen  Ansicht  — 
bereits  allgemeine  Geltung  erlangt  hatte,  wurde  Johann 
deshalb  als  Usurpator  betrachtet,  während  in  England,  wo 
dieses  Princip  noch  nicht  festgestellt  worden  war,  sein  Recht 
fraglich  erschien.  Eine  Abänderung  der  Gesetzgebung  in 
diesem  Punkte  scheint  durch  continentale  Einflüsse  herbei- 
geführf  w'orden  zu  sein. 

Das  frühere  Recht  der  Verfügung  über  gekauftes  Land 
auch  bei  Vorhandensein  von  Kindern,  ward  unter  Heinrich  II. 
insofern  eingeschränkt,  als  es  an  die  Bedingung  des  Besitzes 
auch  ererbten  Landes,  das  unter  die  Kinder  getheilt  werden 
konnte,  geknüpft  wurde ; denn  man  durfte  nicht  filium  suum 
haeredem  exhaeredare  ^). 

Bei  Ausgang  der  Regierung  Heinrichs  III.  nahm  das 
gemeine  Erbschaftsgesetz  seine  schliessliche  Gestalt  an.  Die 
erste  Classe  der  zur  Erbschaft  berufenen  Personen  waren 
die  Descendenten ; ni.  a.  W.  wenn  ein  Leibeserbe  vorhanden 
war,  so  erbte  sonst  Niemand.  Nur  in  Ermanglung  eines 
solchen  erbte  der  Bruder  oder  ein  anderer  Verwandter.  Bis 
zur  Zeit  der  Eroberung  wurden  Frauen,  obwohl  sie  Land 
erben  konnten,  wenigstens  ihren  Brüdern  nachgesetzt.  Nach 
der  Eroberung  konnten  Töchter,  in  Ermanglung  von  Söhnen, 
selbst  militärische  Lehen  erben.  Untheilbares  Erbe  erschien 
zuerst  in  den  höchsten  und  in  den  niedersten  gesellschaft- 
lichen Schichten  ^). 


>)  Reeves,  a.  a.  0.  I 76—78. 

®)  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.  II  257.  258. 
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In  Wales  erlangten  Fraiiensi)ersonen  erst  seit  der  Er- 
oberung durch  Eduard  I.  ein  Erbrecht  ^). 

Es  scheint,  dass  in  England  im  Mittelalter  Ascendenten 
kein  bestimmtes  Erbrecht  hatten.  Es  herrschte  in  dieser 
Beziehung  Unklarheit  ^).  || 

Unehelichen  Kindern  war  es  nicht  gestattet,  Testamente  i 

zu  errichten ; hatten  sie  keine  directe  Nachkommenschaft,  j 

so  fiel  ihr  Erbe  dem  Staate  zu®).  ( 

Der  Erbe  hatte  die  Schulden  des  Vorfahren , den  er  - 

beerbte,  zu  bezahlen^).  1 

Während  der  feudalen  Periode  herrschte  in  Frank- 
reich die  grösste  \ erschiedenheit  in  Bezug  auf  das  Erbrecht.  !■ 

Im  Stideii  verschwand  der  Eintluss  des  römischen  Rechtes 
nie ; doch  drangen  daselbst  mehrfach  die  feudalen  Grundsätze  ! 

ein.  Das  Gebiet  jedoch,  welches  das  römische  Recht  im 
Süden  verliert,  gewinnt  es  im  Centrum.  Schon  das  „livre  ’ 

de  jostice  et  de  plet“  sucht  das  römische  mit  dem  Gewohn- 
heitsrechte zu  verbinden , was  zu  mancherlei  Verwirrungen 
führt.  Neben  dieser  Verschiedenartigkeit  erschienen  auch 
allgemeine  Regeln,  wie  namentlich  der  Grundsatz;  „n’est 
heritier  qui  ne  veut,“  die  Theilung  der  Güter  zwischen  der 
directen  und  der  collateralen  Linie  etc. 

Der  Gedanke  des  Miteigenthums  der  Familie  ist  lebendig  ! 

geblieben.  Niemals  ist  im  alten  Rechte  zu  Gunsten  des  i 

Familienhauptes  ein  unumschränktes  Recht  der  Verfügung 
über  die  Familiengüter  zugestanden  worden®). 

Hinsichtlich  adeliger  Lehen  nahmen  seit  ihrer  Erblich-  : 

keit  die  französischen  Gewohnheitsrechte  ein  Majoratsrecht  ? 

zu  Gunsten  des  ältesten  Sohnes  und  zuweilen,  in  Ermanglung  I 

von  Söhnen,  selbst  der  ältesten  Tochter  an,  dessen  Inbegritf  j 

jedoch  in  den  verschiedenen  Gegenden  verschieden  war. 


')  Reeves,  a.  a.  0.  II  15. 

*)  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.  S.  284. 
®)  Dalrymple,  a.  a.  0.  S.  77. 

■•)  Reeves,  a.  a.  0.  I 163. 

®)  Glasson,  a.  a.  0.  VII  422—425. 
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Nach  dem  Gewohnheitsrechte  von  Paris  empfing  der  älteste 
Sohn  zwei  Drittel  aller  Erbschaften  und  Rechte,  wenn  nur 
ein  Erbe,  die  Hälfte,  wenn  zwei  oder  mehrere  Kinder  mit 
ihm  concurrirten.  In  der  Bretagne,  Touraine  und  einigen 
anderen  Provinzen  hatte  der  älteste  Sohn  in  allen  Fällen 
auf  zwei  Drittel  der  feudalen  Grundstücke  Anspruch.  Gewisse 
Grundstücke  waren  einem  ausschliesslichen  Majorate  unter- 
worfen. Die  bürgerlichen  Lehen  (villenages,  censives,  bour- 
gages  etc.)  wurden  vom  Majoratsrechte  nicht  betroften: 
Söhne  und  Töchter  theilen  gleichmässig ; doch  kamen  Aus- 
nahmen vor.  So  erkannte  das  Gewohnheitsrecht  von  Ponthieu 
das  Majorat  auch  für  nichtadelige  Lehen  an,  das  daselbst 
auch  in  Betreff  der  Töchter  bestand.  In  einigen  Gegenden 
der  Bretagne  dagegen  erbte  das  jüngste  der  Kinder  allein 
mit  Ausschliessung  aller  Brüder  und  Schwestera.  Dieses 
Recht  des  Jüngsten  (droit  de  mainete  oder  de  juveignerie), 
dessen  Ursprung  wir  bereits  erklärten,  wurde  in  manchen 
Gegenden  auch  dann  noch  aufrecht  erhalten,  als  die  Um- 
stände, die  es  hervorgerufen  hatten,  sich  änderten. 

Nach  einigen  Gewohnheitsrechten  wurde  das  Recht  der 
Kinder  auf  den  Nachlass  des  Vaters  oder  der  Mutter  beim 
Tode  des  einen  Gatten  eröffnet;  der  überlebende  Gatte 
hörte  dann  auf  Eigenthümer  seines  Vermögens  zu  sein,  er 
war  nui-  noch  Nutzniesser  (vgl.  das  deutsche  Verfangen- 
schaftsrecht). Dank  diesem  Systeme  des  Heimfalles  (dövo- 
lution)  wurde  den  Kindern  erster  Ehe,  mit  Ausschluss  der 
einer  etwaigen  zweiten  Heirath  entspriessenden,  das  Eigen- 
thum gesichert  ^). 

Gewisse  Erben  hatten  auf  ein  gesetzliches  Minimum  (la 
legitime)  Anspruch,  das  ihnen  durch  Testament  nicht  ent- 
zogen werden  konnte  (vgl.  die  Quarta  Falcidia  das  römischen 
Rechts  I\  T 391).  Dadurch  wurden  die  nächsten  Verwandten 
gegen  den  Missbrauch  der  Freigebigkeit  beschützt.  Ver- 
schieden davon  ist  die  Bestimmung  mancher  Gewohnheits- 

1)  Viollet,  a.  a.  0.  S.  721  ff.  Glasson,  a.  a.  0.  VII  479.  480. 

Felix,  Eigenthum.  IV.  2.  I.  2g 
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rechte,  dass  vier  Fünftel  der  unbeweglichen  Güter  der 
Familie  gesichert  bleiben  müssen  \). 

Das  Repräsentationsrecht  hat  sich  in  Frankreich  nach 
Viollet  (718)  im  dreizehnten,  nach  Glasson  (VII  424)  erst 
nach  dem  vierzehnten  Jahrhundert  eingebürgert,  ist  aber 
nicht  vor  1791  verallgemeinert  worden. 

Die  Töchter  hatten  von  ihren  Brüdern  eine  Mitgift 
(maritagium)  zu  beanspruchen.  Wollte  der  älteste  Sohn 
innerhalb  Jahr  und  Tag  nach  Eröffnung  der  Erbschaft  die 
Schwestern  nicht  verheirathen , so  war  er  verpflichtet, 
ihnen  ein  Drittel  der  Erbschaft  zu  überlassen^).  Im  All- 
gemeinen blieb  bis  zum  Ausgange  des  ancien  regime  auch 
die  französische  Gesetzgebung  dem  Erbrechte  der  Frauen 
ungünstig.  Gewisse  Statuten  begnügten  sich  nicht  damit, 
das  Erbrecht  der  Frauen  einzuengen,  sie  schränkten  auch 
die  Mitgift  und,  durch  Aufwandgesetze,  den  Werth  der 
Hochzeitsgeschenke  ein 3).  Ein  adeliges  Mädchen,  das  vor 
seiner  Heirath  ein  Kind  hatte,  wurde  selbst  dann  des  Rechtes 
an  den  väterlichen  Nachlass  beraubt,  wenn  ihr  Verführer 
sie  heirathete  ^). 

Verbannte  und  zum  Tode  Verurtheilte  hatten  nicht  das 
Recht  zu  testireii®). 

Infolge  des  Gelübdek  der  Armuth  wurde  der  Nachlass 
eines  Mönches  bei  seinem  Eintritte  ins  Kloster  eröffnet; 
seine  A erwandten  beerbten  ihn,  wde  wenn  er  gestorben  wäre ; 
der  Mönch  dagegen  konnte  seine  Verwandten  nicht  beerben®). 

Das  Recht  der  Enterbung  ungerathener  Kinder  ist  dem 
römischen  Rechte  (s.  IVT  389)  analog’). 

In  Frankreich  war  das  droit  d’aubaine  eine  feudale 
Leistung,  die  der  König  auf  seinen  Domänen,  gleich  allen 

*)  Glasson,  a.  a.  0.  S.  557.  554. 

2)  a.  a.  0.  S.  444.  445. 

Viollet,  a.  a.  0.  S.  711. 

*)  Glasson,  a.  a.  0.  S.  107. 

®)  a.  a.  0.  S.  546. 

®)  a.  a.  0.  S.  11. 

b a.  a.  0.  S.  561. 
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Feudalherren,  in  Anspruch  nahm,  denen  er  es  seit  dem  Ende 
des  dreizehnten  Jahrhunderts  streitig  machte.  Er  behielt 
es  nun  im  gesammten  Reiche  sich  allein  vor.  Im  vierzehnten 
Jahrhundert  fingen  namentlich  die  zahlreichen  italienischen 
Kaufleute  in  Frankreich  an,  das  Recht  der  Verfügung  über 
ihren  Nachlass  gegen  Bezahlung  zu  erwirken;  dies  war  der 
Ursprung  der  Naturalisation.  Zunächst  Hess  sich  der 
Fremde  in  die  Bürgerschaft  einer  königlichen  Stadt  aufnehmen, 
wurde  Bürger  des  Königs  (bourgeois  du  roi).  So  nannte 
man  den  freien  Mann,  der,  obwohl  das  Gebiet  eines  Herrn 
bewohnend,  dessen  Gerichtsbarkeit  entzogen  und  nur  von 
der  des  Königs  abhängig  war’). 

Das  italienische  Erbrecht  wurde  — Sicilien  aus- 
genommen — mehr  von  der  germanischen  Idee  der  Agnation 
als  von  dem  justinianischen  Rechte  beherrscht.  Das  ganze 
Erbfolgesystem  vom  Jahre  1000  bis  beinahe  auf  unsere  Tage 
hat  als  vornehmstes  Princij)  die  Begünstigung  der  Agiiation. 
d.  i.  der  Erhaltung  der  Güter  in  der  Familie.  Vorwiegeml 
war  es  das  modificirte  langobardische  Recht,  das  in  der  Erb- 
folge die  Oberhand  über  das  römische  gewann ; die  mittelalter- 
lichen Gesetze  von  Piemont  bis  Neapel  brachten,  kleine  Unter- 
schiede abgerechnet,  nahezu  gleichförmige  Verfügungen  über 
die  Erbfolge. 

Die  Begünstigung  der  Agnation  fand,  mit  Ausnahme 
<ler  venetianischen  Bestimmungen,  ihren  Ausdruck  in  der 
Ausschliessung  der  Frauen,  die  jedoch  selten  unbedingt  war- 
denn  wenn  es  an  Personen  fehlte,  zu  deren  Gunsten  sie 
ausgeschlossen  wurden,  so  hörte  die  Ausschliessung  auf. 
Diese  bestand  bald  absolut  zu  Gunsten  der  männlichen  Agnaten, 
bald  war  sie  den  Bestimmungen  über  die  Mitgift  unterworfen. 
Die  Frauen,  die  keine  Afitgift  bekamen,  erhielten  ein  Recht 
auf  einen  Antheil  des  Nachlasses  und  bei  den  propter  mas- 
culos  ausgeschlossenen  Frauen  war  ihre  Mitgift  oder  ihre 
Unterhaltung,  je  nachdem  sie  heiratheten  oder  ledig  blieben, 
eine  den  Erben  auferlegte  Verpflichtung.  In  manchen  Ge- 


’)  Viollet,  a.  a.  0.  S.  313. 
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gendeii  — wie  in  Camerino  und  Terni  — wurden  in  Er- 
manglung von  Söhnen  den  Töchtern  collaterale  Agnaten 
vorgezogen,  besonders  wenn  die  Töchter  verheirathet  und 
ausgestattet  worden  waren;  anderwärts  ging  ihnen  ein 
Kloster  voran,  wenn  der  männliche  Erbe  l\Iönch  geworden 
war.  Ein  Titel  der  Ausschliessung  der  Frauen  war  der 
propter  nuptias  extra  territorium,  wodurch  bei  der  häufigen 
gegenseitigen  Eifersucht  der  Communen  verhindert  werden 
sollte,  dass  der  Erbschaftsbetrag  in  eine  auswärtige  Commune 
gelange.  Die  Ausschliessung  erstreckte  sich  bald  auf  die 
Immobilien  allein,  bald  auf  die  gesammte  Habe,  bald  auf  den 
Nachlass  des  Vaters  und  der  collateralen  Agnaten,  bald  auch  auf 
den  der  Mutter.  Die  Befugniss  des  Mannes  zu  Gunsten  seiner 
Frau  zu  testiren,  wurde  sehr  eingeschränkt.  In  Venedig 
beerbten  die  Frauen  nicht  die  männlichen  Verwandtem 
während  sie,  gleichviel  ob  verheirathet  oder  ledig,  im  Nach- 
lasse dei  weiblichen  \ erwandten  den  Männem  ganz  gleich- 
gestellt waren.  ' 

In  Toitona  theilten  die  Kinder  ohne  Unterschied  des 
Geschlechtes  das  männliche  Erbe.  Im  Neaimlitanischen 
konnten  die  Frauen  den  Männern  im  Erbe  gleichgestellt 
weiden,  wenn  der  ^ ater  oder  die  Brüder  es  bestimmten 

In  Ermanglung  von  Descendeiiten  erbten  die  Ascendenten 
mit  Ausschluss  der  Frauen;  ausgenommen  war  die  Mutter 
und  für  einen  Theil  des  Fruchtgenusses  die  Grossmutter  D. 

Die  Ungerechtigkeit  der  italienischen  Erbgesetzgebung 
gegen  die  biauen  erscheint  um  so  krasser,  als  der  Betrao- 
der  ihnen  als  Abtindung  zuerkannten  Mitgift  nicht  festgesetzr 
oft  von  lächerlicher  Geringfügigkeit  war  und  bis  zum  AusgaugJ 
des  Mittelalters  meistens  höchst  unbedeutend  blieb.  Häiitio- 

wurde  dem  Manne  auch  nur  das  geringste  Legat  zu  Gunsten 
seiner  Frau  nicht  gestattet  2). 

Um  die  Gleichheit  aufrecht  zu  erhalten,  war  es  in 

;)  Salvioli,  a.  a.  0.  S.  461.  463.  Albini,  Elementi  della  Istoria 
del  dimto  m Italia.  S.  170. 

1 Ja  legislation  italienne.  Paris  1861.  I 148 

vgl.  \illari,  a.  a.  0.  I,  310. 
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Mailand  dem  Vater  verboten,  einen  seiner  Söhne  auf  Kosten 
<ler  anderen  zu  bevorzugen;  dieses  Verbot  erstreckte  sich  jedoch 
nicht  auf  die  Enkel  und  galt  auch  nicht  für  die  Mutter, 
die  einzelne  ihrer  Kinder  beliebig  begünstigen  konnte ‘). 

In  Sicilien  wurde  unter  Friedrich  II.  das  allgemeine 
Princip  eingeführt,  den  Nachlass  zu  theilen  und  den  Frauen 
das  Recht  zuerkannt,  das  väterliche  Gut  zu  erben  2). 

In  Italien,  wo  die  Geltung  des  Individuums  zuerst 
hervortrat  und  sich  mächtiger  als  die  Gesetze  erwies,  wmrden 
die  natürlichen  Kinder  im  Allgemeinen  mehr  als  in  anderen 
. Reichen  im  Erbrechte  begünstigt.  Gab  es  ja  im  fünfzehnten 
Jahrhundert  kein  fürstliches  Haus,  das  nicht  in  der  Haupt- 
linie irgend  eine  illegitime  Descendenz  aufzuweisen  gehabt 
hättet).  Neben  zwei  ächten  Söhnen  Giovanni  Galeazzos 
erbte  ein  dritter  illegitimer  Pisa  und  Crema,  welche  letztere 
Stadt  der  regierende  Herzog  gegen  Geld  einlösen  konnte*). 
Die  Quote  der  natürlichen  Kinder  erhöhte  sich  nach  Mass- 
gabe  der  Entfernung  des  Verwandtschaftsgrades  der  concur- 
rirenden  Verwandten  mit  dem  Erblasser;  kamen  diese  nach 
dem  drittten  Grade,  so  fiel  den  natürlichen  Kindern  der 
gesammte  Nachlass  zu.  In  Sicilien  dagegen  beerbten  diese 
nicht  einmal  die  Mutter.  Die  Erbschaft  der  illegitimen 
Kinder,  die  früher  dem  Fiscus  und  dann  dem  Feudalherrn 
zugefallen  war,  wurde  in  der  communalen  Periode  den 
Kindern  gesichert,  die  jedoch  dem  Fiscus  eine  kleine  Quote 
davon  zu  entrichten  hatten. 

Das  Recht,  letztwillig  und  bis  zum  Tode  widerrufiieh  zu 
verfügen,  war  im  dreizehnten  J ahrhundert  nahezu  durch  geführt. 

Ein  Testament  durften  nicht  errichten  die  Geisteskranken, 
die  Minderjährigen,  die  notorischen  Wucherer,  die  bürger- 
lich Todten,  die  Mönche,  die  Ketzer,  die  natürlichen  Kinder, 
w^eun  sie  nicht  hierzu  privilegirt  waren,  da  ihre  Erbschaft, 


*)  a.  a.  0.  S.  127. 

2)  a.  a.  0.  S.  183. 

®)  Burckhardt,  a.  a.  0.  I 20. 
*)  Capponi,  a.  a.  0.  I 408. 
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wie  gesagt,  anfangs  dem  Fiscus  zutioss.  Die  Frauen  konnten 
nur  über  ihre  Mitgift  verfügen. 

In  manchen  Gegenden  waren  die  Erben  gehalten,  der 

Kirche  das  Mortuarium  wie  den  Zehnten  der  Mobilien  zu 
liefern. 

Im  Mittelalter  waren  gegenseitige  Testamente  gewöhnlich 
zwischen  Eheleuten  wie  zwischen  anderen  Personen  \). 

In  Castilien  wurden  die  Väter  in  ihren  letztwilli^eu 
\erfligungen  durch  Pflichttheile , deren  Verhältniss  von  der 
Zahl  der  Kinder  abhing,  beschränkt  2). 

In  Kavarra  konnte  der  Vater  ohne  rechtmässige  Ur- 
sache keines  seiner  Kinder  übergehen  oder  enterben  Der 
adelige  Vater  durfte  einem  Sohne  mehr  als  dem  andern 
zuwenden.  Den  Bürgerlichen  (villanos)  dagegen  war  unter- 
sagt, einem  Kinde  durch  Vertrag  oder  letztwillige  An- 
ordnung mehr  als  dem  andern  zu  bestimmen.  Es  scheint, 
dass  der  Unterschied  dem  vermeintlichen  Staatsinteresse  eut- 
sprungen  sei,  das  die  Güter  der  adeligen  Familien  nach  Möglich- 
keit zusammenzuhalten  gebot  ®).  Adelige  Personen,  die  Kinder 
hatten  durften,  solange  sie  nicht  wieder  heiratheten,  das 
Erbe  des  verstorbenen  Gatten  behalten.  Dieses  Nutzuu^^s- 
recht  hiess  in  Navarra  fealdat,  in  Aragouien  viuedad.  Wenn 
die  hrau  ohne  Kinder  starb,  konnte  der  adelige,  nicht  aber 
der  bürgerliche  Wittwer  ebenfalls  ihre  Güter  „en  fealdat‘- 
hehalten,  solange  er  keine  neue  Ehe  einging.  In  Er- 
manglung  ehelicher  Kinder  erbten  die  natürlichen  zu  gleichen 
leilen.  Diese  konnten  auch  bei  Vorhandensein  ehelicher 
mit  gleichen  Erbtheilen  bedacht  werden  ‘^). 

In  fast  ganz  Spanien,  besonders  aber  in  Aragouien 
und  Castiheu  herrschte  der  alte,  manerfa  genannte  Brauch 
wonach  der  Herr  das  Recht  hatte,  seine  kinderlos  ver- 
s^torbenen  \ asallen  zu  beerben.  Die  alten,  auf  diese  Sitte 

Salvioli,  a.  a.  0.  .S.  468—467. 

V Colmeiro,  a.  a.  0.  1 231. 

®)  Cärdenas,  a.  a.  0.  I 441. 

*)  a.  a.  0.  S.  442.  443. 
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bezüglichen  Texte  sagen  nicht  deutlich,  ob  die  Herren  in 
Aragouien  zu  solcher  Erbschaft  nur  dann  berufen  waren, 
wenn  der  Vasall  ohne  Testament  starb,  oder  ob  infolge 
dieses  Rechtes  die  kinderlosen  Vasallen  der  Befugniss  zu 
testiren  beraubt  waren;  doch  scheint  letzteres  der  Fall  ge- 
wesen zu  sein. 

Die  Befugniss,  über  altadelige  Güter  für  den  Todesfall 
w zu  verfügen,  war  inCatalouien  geringeren  Beschränkungen 

unterworfen,  als  in  Castilien.  Man  testirte  darüber  frei  und 
Hess  nur  den  Pflichttheil  (la  legltima)  der  Kinder  unan- 
getastet. Dieser  war  jedoch  in  alten  Zeiten  in  Catalonieu 
ungleich.  In  manchen  Gegenden  hielt  man  sich  an  die 
römisch- vorjustinianische , in  anderen  an  die  westgothische 

Gesetzgebung,  die  den  Kindern  «is  der  Erbschaft  zuer- 
kaunte  ^). 

Eine  wichtige  Aenderuug,  welche  durch  die  (1256  be- 
gonnenen) „Partidas“  in  die  spanische  Gesetzgebung  eiu- 
geführt  wurde,  war  die  Errichtung  von  Majoraten,  deren 
^ Grundsätze  bis  dahin  nur  von  den  Fürsten  beobachtet 

worden  waren.  Daran  schloss  sich  das  Recht  der  Unver- 
äusserlichkeit  von  Grundstücken,  als  eine  der  ersten  Be- 
dingungen der  Majorate  2). 

In  Ungarn  durfte  in  Ermanglung  von  Söhnen  Niemand 
ohne  königliche  Ermächtigung  über  seine  Erbgüter,  dagegen 
Jedermann  beliebig  über  die  erworbenen  Güter  verfügen®). 

Das  ungarische  Recht  bestimmte  ferner , dass  die 
Bauern  nur  über  bewegliche  oder  erworbene  Güter  willkürlich 
verfügen  dürfen : die  ererbten  Güter  fielen,  wenn  der  Bauer 
keine  Leibeserben  hatte,  oder  kein  Testament  errichtete, 
dem  Herrn  zu.  Setzte  der  Bauer  seinen  Sohn  zum  Erben 
ein,  ehe  dieser  zwölf  Jahre  alt  war,  so  konnte  er  zugleich 
für  den  Fall , dass  der  Sohn  sterben  sollte , einen  stell- 
vertretenden Erben  ernennen^). 


1)  a.  a.  0.  II  35. 

*)  V.  Brauchitsch,  a.  a.  0.  S.  92. 

Macieiowski,  a.  a.  0.  II  267. 

‘‘)  a.  a.  0.  IV  463. 
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In  Polen  wurden  die  Töchter  durch  die  Söhne  von  der 
J^.rl)schaft  alles  Bodens  ausgeschlossen  und  hatten  sich  mit 
einer  Mitgift  zu  begnügen.  Waren  beim  Tode  des  Vaters  nur 
öchter  vorhanden,  so  traten  die  Oheime  in  die  Rechte  der 
bohne  und  hatten  nur  die  Verpflichtung,  den  Nichten  eine 
angemessene  Aussteuer,  nach  Massgabe  des  Werthes  der  Güter, 
zu  gewähren.  In  Ermanglung  von  Oheimen  traten  die 
anderen  männlichen  Faniilienglieder  nach  der  Nähe  der  Ver- 
wandtschaft in  die  Rechte  der  Söhne  ein.  Diese  Be- 
sDmmungen  finden  ihre  Erklärung  in  dem  Geschlechts- 
eigenthum  des  Bodens.  Die  Töc.hter  wurden  von  den 
bohnen  ausgeschlossen,  weil,  wenn  jene  einen  Theil  des  un- 
ew'eghchen  Eigenthums  geerbt  hätten,  der  Grund  und  Boden 
bei  ihrer  Verheirathung  an  ein  anderes  Geschlecht  gelangt 
wäre.  Diese  Ausschliessung  war  die  ältere  Rechtsregel 
un  nicht  etwa  erst  eine  Folge  der  im  zwölften  und 
reizehiiten  Jahrhundert  eingedrungenen  deutschen  Rechts- 
verhältnisse. Allmählich  ward  die  Stellung  der  Töchter 
gegen  die  Oheime  verbessert  und  sie  erbten  in  Ermangluim 
von  Söhnen  die  väterlichen  Güter»). 

Nach  Macieiowski  hätte  die  erwähnte  Ausschliessung 
der  Tochter  nur  für  Grosspolen  gegolten,  während  in  Klein- 
polen,  nach  dem  Statute  Kasimirs,  die  Töchter  in  das  be- 

w^eg hebe  wie  unbewegliche  Erbe  sich  mit  den  Söhnen  ge- 
theilt  hätten.  ^ 

Der  polnische  Adel  beerbte  nicht  nur  die  Leibeigenen 
sondern  auch  die  Zinsbauern,  wenn  sie  kinderlos  waren  o’ 
In  Polen  wie  in  Böhmen  fiel  der  Nachlafs  Unverheiratheter 
( ein  Staatsschätze  zu.  Durch  aristokratische  Anschauungen 
zeichnete  sich  vornehmlich  das  litthauische  Recht  aus 
wonach  der  ^’ater  den  Söhnen  das  Erbgut  nicht  schmälern 
sollte,  woran  den  Töchtern  ein  kleiner  Antheil  zugedacht 

»)  Roepell,  Geschichte  Polens.  I 604  fl’. 

Macieiowski,  a.  a.  0.  II  261.  269. 

®)  a.  a.  0.  IV  442. 
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Nach  dem  Gewohnheitsrechte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts 
durfte  in  Polen  nur  über  ein  Drittel  der  unbeweg- 
lichen Güter  zu  Gunsten  Fremder  letztwillig  verfügt 
werden »).  ® 

Die  Prawda,  das  erste  schriftlich  abgefasste  russische 
Recht  erw'ähnt  des  Erbrechtes  nur  in  Bezug  auf  den  be- 
weglichen Nachlass,  nicht  aber  in  Betreff  des  unbeweglichen 
Vermögens ; vermuthlich  weil  angesichts  des  Ueberflusses  an 
Grund  und  Boden  eine  Theilung  der  Erbgüter  nicht  erfolgte, 
da  die  Menge  des  öden  Landes  nur  urbar  gemacht  werden 
musste,  um  zu  neuen  Niederlassungen  benutzt  zu  werden, 
odei  weil  der  Grund  und  Boden  noch  gemeinschaftliches 
Familiengut  war.  In  Ermanglung  eines  Testamentes  trat 
die  Intestaterbfolge  ein.  Starb  ein  gemeiner  Freier  ohne 
Söhne  hinterlassen  zu  haben,  so  war  der  Fürst  sein  Erbe; 
umeiheirathete  Töchter  erhielten  jedoch  einen  Theil  des 
Nachlasses  zu  ihrer  Ausstattung,  während  verheirathete 
leer  ausgingen.  War  der  \ erstorbene  ein  Bojar  oder  zu 
dem  Gefolge  des  Fürsten  gehörig,  so  schlossen  die  Töchter 
den  Fürsten  aus,  dessen  Erbrecht  sich  jedoch  nur  auf  das 
bewegliche  Vermögen  erstreckte.  Hatte  der  Hausvater  sein 
\ermögen  unter  seine  Kinder  nicht  vertheilt,  so  erbten  alle 
Söhne,  die  aber  verpflichtet  waren,  ihren  Schwestern  eine 
angemessene  Aussteuer  zu  geben.  Den  väterlichen  Hof 

ei  hielt  gewöhnlich  der  jüngste  — am  längsten  schutzbe- 
dürftige — Sohn  2). 

Das  von  Neuem  sanctionirte  Justinianische  Erbrecht 
ist  später  unwesentlich  geändert  worden.  Die  Ecloga  hatte 
das  Piincip  aufgestellt,  dass  Eltern  ihren  Kindern  mindestens 
ein  Drittel  ihres  Vermögens  als  gesetzlichen  Pflichttheil  hinter- 
lassen müssen;  bei  Vorhandensein  von  mehr  als  vier  Kindern 
wird  solcher  auf  die  Hälfte  erhöht.  Die  Ecloga  kennt  auch 
einen  Pflichttheil  der  Eltern,  und  zwar  auf  ein  Drittel  des 


»)  a.  a.  0.  S.  456. 

®)  Stahl,  Geschichte  des  russischen  Staates.  I 408.  409.  Zezas, 
Etudes  historiques  sur  la  legislation  russe.  Paris  1862.  S.  .53.  58.  71. 
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Kiiulesveniiögens.  Vermuthlich  vermochten  diese  Keformen 
der  Ecloga  dem  wiedereingefiihrten  Justinianischen  Rechte 
nicht  zu  widerstehen^). 

Die  Sitte  der  Almosenspenden  und  Stiftungen  für  das 
Heil  Verstorbener  in  Ermanglung  directer  Erben  wurde 
durch  Gesetz  zu  einer  Succession  der  Kirchen  und  Klöster 
in  den  dritten  Theil  des  Nachlasses  umgewandelt.  Leo  der 
Weise  hatte  eine  solche  Bestimmung  für  den  Fall  getroffen, 
dass  der  Fiscus  einen  in  Kriegsgefangenschaft  Verstorbenen 
beerbe;  der  dritte  Theil  des  Nachlasses  sollte  dann  für 
dessen  Seelenheil  bestimmt  werden.  Schon  Constantinus 
Porphyrogenit US  jedoch  verordnete  ohne  Einschränkung,  dass 
wenn  Jemand  kinderlos  ohne  Testament  sterbe,  der  dritte 
Theil  seines  Nachlasses  der  Kirche , den  Verwandten  oder 
dem  Fiscus  aber  nur  zwei  Drittel  zufallen  sollten.  Einer 
analogen  Verordnung  begegnen  wir  in  einem  Beschlüsse 
einer  unter  dem  Patriarchen  Athanasius  1305  abgehalteneu 
Synode,  der  im  folgenden  Jahre  vom  Kaiser  Andronicus 
Palaeologus  gesetzliche  Bestätigung  erlangte,  nämlich: 
„Wenn  Männer  und  Frauen  kinderlos  sterben,  so  soll  der 
etwa  übei  lebende  Theil  nicht  auf  Grund  des  zu  fordernden 
Sterbegeldes  des  ganzen  Nachlasses  beraubt  werden 
sondern  der  dritte  Theil  des  Nachlasses  soll  dem  Grund- 
herrn des  Paröken , das  andere  Drittheil  für  das  Seelenheil 
des  Verstorbenen  und  das  letzte  Drittheil  dem  Ueberlebenden 
gegeben  werden.  Wenn  aber  auch  dieser  gestorben  ist,  so  soll 
dieses  Drittel  dem  Vater  oder  der  Mutter  oder  dem  Bruder 
zukommen,  oder  wem  sonst  gesetzlich  ein  Erbrecht  gehört  2).“ 
Die  Tendenz,  Kirchen,  Klöster  und  fromme  Stiftungen 
zu  begünstigen,  war  ein  eigenthümlicher  Zug  insbesondere 
der  spätem  byzantinischen  Gesetzgebung;  beträchtlich  ist 
die  Anzahl  von  Novellen  und  Chrysobullen , wodurch  die 
Kaisei  den  Kirchen  und  Klöstern  theils  allgemeine , theils 
besondere  Privilegien  verliehen  haben®). 

Zachariä  v.  Lingeiithal,  a.  a.  0.  S.  172—174. 

a.  a.  0.  8.  140—142. 

a.  a.  0.  S.  206. 
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Unter  der  türkischen  Herrschaft  wurde  das  byzanti- 
nische Erbrecht  vernachlässigt  und  missverständlich  an- 
gewandt *). 

Nach  dem  m 0 h a m m e d a n i s c h e n noch  gegen wä  rtig 
geltenden  Erbrechte  haben  die  Hälfte  des  Nachlasses  zu 
beanspruchen:  1.  die  Tochter,  wenn  sie  das  einzige  Kind  ist: 
2.  in  Ermanglung  einer  solchen,  die  Sohnestochter:  3.  die 
Schwester  von  väterlicher  und  mütterlicher  Seite,  eventuell 
von  väterlicher  Seite  allein,  in  Ermanglung  sonstiger  Erben : 
4.  der  überlebende  Gatte,  wenn  der  Verstorbene  weder 
Kinder  noch  Sohneskinder  hinterliess.  Auf  ein  Viertel 
haben  Ansi)ruch:  1.  der  überlebende  Gatte  bei  Vorhanden- 
sein eines  directeu  Descendenten;  2.  die  Frau  in  Ermanglung 
eines  solchen.  Auf  ein  Achtel  haben  die  überlebenden 
Gattinnen  Anrecht,  wenn  directe  Descendenten  vorhanden 
sind.  Zwei  Drittheile  haben  zu  beanspruchen,  je  zwei  oder 
mehrere  Personen  zusammen,  von  denen  die  einzelne  auf 
die  Hälfte  Anspruch  haben  würde,  mit  Ausnahme  des  (jatten. 
Auf  ein  Drittheil  hat  die  Mutter  Anrecht , wenn  der  Ver- 
storbene keine  directen  Descendenten,  oder  wenn  er  nicht 
zwei  oder  mehrere  Brüder  und  Schwestern  hinterliess.  Ein 
Sechstel  gebührt:  1.  Jedem  überlebenden  Theile  der  Ascen- 
denten  ersten  und  zweiten  Grades , bei  Vorhandensein  von 
Kindern  des  Verstorbenen;  2.  der  .Alutter  bei  Vorhandensein 
von  Geschwistern  des  Erblassers;  3.  den  Sohnestöchtern 
bei  Vorhandensein  einer  Tochter  des  Erblassers;  4.  den 
Schwestern  von  väterlicher  Seite  bei  Vorhandensein  einer 
Schwester  des  Erblassers  von  väterlicher  und  mütterlicher 
Seite;  5.  jedem  Kinde  der  Mutter  von  einem  andern  Vater 
also  den  Stiefgeschwistern. 

Die  Brüder  theilen  mit  den  Schwestern  so,  dass  jeder 
Bruder  das  Doppelte  des  Antheils  der  Schwester  erhält. 
In  Ermanglung  von  Verwandten  desselben  Stammes  gelangen 


>)  a.  a.  0.  8,  159. 
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zur  Erbschaft  die  „'Asabali“ ‘)-Glieder  des  Patrons  und  in 
Ermanglung  solcher  die  des  Clienten. 

Vom  Erbrechte  ausgeschlossen  sind:  1.  Sklaven;  2.  der 
Mörder  (von  der  Erbschaft  dessen,  den  er  ermordete);  3.  die 
Apostaten ; 4.  die  Andersgläubigen.  Das  Erbe  des  Apostaten 
wird  unter  seine  Erben  vertheilt. 

Mohammed,  der  die  Grundzüg(‘  des  Erbrechts  in  seinem 
Koran  niederlegte,  bekundete  dabei  das  Princip  der  Erb- 
berechtigung der  Frauen,  die  im  arabischen  Alterthum  vom 
Erbrecht  ausgeschlossen  waren,  deren  rechtliche  Stellung 
liberhau])t  er  erst  begründete  ^). 

Die  Unterlassung  der  genauen  Feststellung  des  Sohues- 
antheiles  in  der  vorliegenden  Darstellung  und  die  blosse 
Beschränkung  darauf,  dass  der  Antheil  eines  männlichen 
Erben  dem  zweier  weiblichen  gleichkommen  solle,  entspricht 
dem  Koran  (Sure  4). 

Seit  dem  14.  Jahrhundert  sind  beim  hohen  Adel  Rechts- 
geschäfte zu  gewahren , wodurch  verschiedene  Häuser  oder 
verschiedene  Linien  desselben  Hauses  sich  ihre  Besitzungen 
für  den  Fall  zuwenden , dass  der  Mannesstamm  des  einen 
Theiles  erlöschen  sollte.  Diese  Erbverbrüderungen 
unterscheiden  sich  dadurch  von  den  Erbverträgen  des  ge- 
wöhnlichen Privatrechts,  dass  bei  diesen  einzelne  Personen, 
bei  jenen  Familien  die  vertragschliessenden  Theile  waren  ^). 
Die  erste  Erbverbrüderung,  von  der  bestimmte  Nachrichten 
vorhanden  sind,  ist  1334  zwischen  dem  Markgrafen  Ludwig 
von  Brandenburg  und  seinen  Brüdern,  den  Herzogen  von 
Baiern,  vereinbart  worden^). 


*)  Unter  'Asabah  ist  jede  Person  männlichen  Geschlechtes  zu 
verstehen,  zwischen  der  und  dem  Erblasser  die  Verwandtschaft 
durch  kein  weibliches  Zwischenglied  unterbrochen  wird. 

*)  V.  Kremer,  Culturgeschichte  des  Orients  unter  den  Chalifen. 
Wien  1875 — 1877.  I 528  ff.  v.  Tornauw , Das  moslemische  Recht. 
Leipzig  1855.  S.  204.  205. 

®)  V.  Schulze-Gävernitz,  Das  deutsche  Fürstenrecht,  bei  Holtzen- 
dorff  S.  1371. 

Löning,  a.  a.  0.  S.  6. 
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Auch  das  ganze  Zeitalter,  das  wir  nun  betrachten,  litt 
— wie  schon  aus  den  geschilderten  häufigen  Eingriffen  ins 
Eigenthum  hervorgeht  — an  einer  oft  auffallenden 
Rechtsunsicherheit.  Zunächst  infolge  eines  theils 
verfassungsmässigen  und  dauernden , theils  willkürlichen 
und  vorübergehenden  Absolutismus.  Das  Sultansverfahren 
der  byzantinischen  Kaiser  z.  B.  dauerte  fort.  Basil  II. 
wurde  in  Kappadokien  mit  seiner  ganzen  aus  Syrien  zu- 
rückgekehrten Armee  von  einem  Grossgrundbesitzer  ver- 
pflegt, dessen  Reichthum  den  Kaiser  veranlasste,  den 
Mann  an  seinen  Hof  in  Constantinopel  einzuladen  und 
gelegentlich  dessen  gesammten  Besitz  zu  Gunsten  des  Staates 
einzuziehen.  In  derselben  Weise  verfuhr  Basil,  so  oft  er 
auf  seinen  Reisen  in  den  Provinzen  Männer  von  ungewöhn- 
lichem Reichthum  kennen  lernte^).  — In  welcher  Weise 
die  gewaltige  Persönlichkeit  Wilhelms  des  Eroberers  die  ge- 
samnite  englische  Nation  von  sich  abhängig  zu  machen  wusste 
und  bei  allem  Festhalten  an  den  selbst  erlassenen  Gesetzen, 
z.  B.  um  blossen  Jagdgeuusses  willen,  Leben  und  Eigenthum 
seiner  Unterthaneu  schnöde  missachtete,  haben  wir  bereits 
gesehen.  Noch  schlimmer  war  es  unter  seinen  normannischen 
Nachfolgern,  denen  Recht  und  Gerechtigkeit  geradezu  ab- 
gekauft werden  mussten.  Theile  streitiger  Schulden  wurden 
zuweilen  der  Krone  angeboten,  um  eine  günstige  Entscheidung 
herbeizuführen.  So  seufzte  das  Volk  nach  der  Freiheit  und 
dem  Rechte,  die  es  unter  den  sächsischen  Königen  genossen 
hatte;  es  verlangte  ohne  Unterlass  die  Wiederherstellung  der 
Gesetze  Eduards  des  Bekenners,  und  die  fortwährenden 
Klagen  führten  zur  Erringung  der  Magna  Charta^).  Aber 
auch  später  noch  kamen  tyrannische  Gütereinziehungen  vor. 
So  confiscirte  Richard  II.  1399,  nach  dem  Tode  Johanns  von 
Lancaster,  dessen  Vermögen  ohne  Rücksicht  auf  die  Rechte 
des  verbannten  Sohnes,  und  Eduard  IV.,  von  dem  gefügigen 


*)  Neumann,  a.  a.  0.  S.  59.  Vgl.  Gfrörer,  Byzant.  Geschichten. 
III  4.  5. 

2)  Reeves,  a.  a.  0.  I 242—244. 
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l’ai'lamente  unterstützt,  die  Güter  der  angesehensten  und 
reichsten  Familien,  die  es  mit  dem  Hause  Lancaster  gehalten 
hatten^).  Unter  Eduard  \I.  wurde  das  Eigeuthum  aller 
Personen  contiscirt,  welche  die  königliche  Suprematie  leug- 
neten und  die  geistliche  anerkannten  ^). 

Nach  italienischer  Anschauung  war  zur  Behauptung  der 
höchsten  Gewalt  Alles  erlaubt®). 

Ganz  besonders  gewalttliätig  war  das  Zeitalter  der  Renaissance 
m Italien,  wo  namentlich  das  als  Gewerbe  betriebene  Verbrechen  I 

insbesondere  im  Dienste  der  Grossen,  ja  der  Regierungen,  in 
erschrecklicher  Weise  um  sich  griff,  wo  sogar  Geistliche  Räuber- 
hauptleute wurden,  wo  das  Banditenthum  selbst  in  hohe  gesell- 
schaftliche Schichten  drang,  so  dass  Pasquale  Villari  von  Cäsar 
Borgia  sagen  konnte:  „non  era  . . . ne  un  gran  politico,  ne  un 
gl  an  capitano ; ma  una  specie  di  capitano  brigante.“  Auch  die 
Sforza,  die  Aragonesen  und  die  Republik  Venedig  schreckten 
vor  Mordthaten  nicht  zurück.  Am  grössten  war  noch  die 
Sicherheit  in  Florenz;  dagegen  war,  nach  Pontaiio,  in  Neapel 
„nichts  billiger  zu  kaufen  als  ein  Menschenleben“.  Kaum  grösser 
war  gleichzeitig  die  Sicherheit  in  Rom,  wo  an  die  häufigen 
anarchischen  Zustände  namentlich  zur  Zeit  der  Päpste  Pius  II. 
und  Innoceiiz  VIII.  zu  erinnern  ist.  Unter  dem  letztem  Ponti- 
ficate  hatte  jedes  Verbrechen  seinen  Tiaüf;  die  Beträge  über 
150  Ducaten  gelangten  an  den  päpstlichen  Nepoten  Franceschetto 
Cil»o,  die  kleineren  an  die  Kammer.  Am  unheimlichsten  war  es 
in  der  ewigen  Stadt  zur  Zeit  Alexanders  VI.  wo  jeder  wirklich 
oder  vermeintlich  Vermögende  für  sein  Leben  zu  zittern  hatte*). 

Typiscli  für  die  Tyrannis  der  italienischen  Fürsten  des 
vierzehnten  Jahrhunderts,  welche  durch  den  Glauben  an  die 
Astrologie  noch  furchtbar  gesteigert  wurde,  ist  die  der  Visconti 
in  Mailand.  Bernabö  Hess  mit  allen  erdenklichen  Zwangsmass- 
regeln  Steuern  eintreiben,  die  nicht  nur  die  erforderlichen 
Staatsausgaben  deckten,  sondern  ihm  auch  die  Anlage  eines 
ungeheuren  Schatzes  ermöglichten®).  Die  in  Venedig  1454 

B prutz,  a.  a.  0.  II  265.  688. 

B Goldsmith,  a.  a.  0.  ch.  XXIV. 

Ranke,  Französische  Geschichte.  I 228.  401. 

B Villari,  a.  a.  0.  .8.  402.  75.  283.  451.  Burckhardt,  a.  a.  0. 

II  220.  221.  Gregorovius,  a.  a.  0.  VII  182.  183.  283.  284. 

®)  Burckhardt,  a.  a.  0.  I 12. 
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entstandene  Staatsinquisition  übte  eine  unbeschränkte  Ge- 
walt willkürlich  und  mit  Missachtung  aller  Formalitäten, 
ohne  irgend  Jemand  Rechenschaft  zu  schulden.  1476  wurde 
mit  ausdrücklicher  Zustimmung  Lorenzos  de’  Medici  eine 
Aenderung  in  den  fiorentinischen  Erbschaftsgesetzen  unter- 
nommen, wodurch  die  seinem  Hause  feindliche  Familie 
de’  Pazzi  um  den  reichen  Nachlass  eines  Verwandten  gebracht 
ward  *). 

Die  politische  Unsicherheit  war  der  Bildung  und  Er- 
haltung grosser  Vermögen  ungünstig.  In  Frankreich  ins- 
besondere, wie  in  manchen  italienischen  Staaten,  endigten 
namentlich  die  reich  gewordenen  Machthaber  häufig  auf  ge- 
waltsame Weise.  Der  Staat  hielt  sich  für  berechtigt,  be- 
sonders das , was  durch  ihn , anscheinend  mit  Unrecht , er- 
worben worden  w’ar,  sich  wieder  anzueignen,  ohne  dabei 
die  rechtlichen  Formen  zu  beobachten.  Wir  erinnern  au 
das  Schicksal  von  Jaques  Coeur,  Enguerraud  de  Marigny, 
Montaigu,  Semblaugay  u.  s.  w.  Diese  Unsicherheit  characte- 
risirt  der  Vicomte  d’Avenel  ®)  hyperbolisch  mit  den  Worten : 
„Le  tröne  ou  le  g'ibet,  il  u’etait  pas  d’autre  alternative 
pour  un  individu  qui  avait  excede  les  bornes  de  Fextreme 
ojmlence.“ 

Weitere  Unsicherheit,  die  zu  zahllosen  Verbrechen  gegen 
das  Eigeuthum  ohne  politischen  Charakter  führte,  erwuchs 
aus  der  Gewaltsamkeit  des  Zeitalters  überhaupt.  Wie  unsicher 
sich  zur  Zeit  Karls  des  Grossen  selbst  die  Mitglieder  der  kaiser- 
lichen Familie  fühlten,  geht  aus  dem  kaiserlichen  Hausgesetze 
vom  6.  Februar  806  hervor,  worin  des  Kaisers  Enkeln  Sicher- 
heit gegen  rohe  Gewaltthat  verbürgt  und  ausdrücklich  verboten 
wird , dass  einer  der  Prinzen  einen  seiner  Netten , auf 
eine  blosse  Anklage  hin , ohne  gehörige  Untersuchung, 
tödteu,  blenden,  verstümmeln  oder  in  einem  Kloster  ge- 
fangen halten  lasse  ®).  Bei  Ausgang  der  Karoliugerzeit 

B V.  Reuinont,  Lorenzo  de’  Medici  il  Magnifico.  I 27«. 

B La  fortune  privee  ä travers  sept  siecles.  8.  147. 

®)  Die  Theilung  des  Reichs  am  8.  Hornung  806.  8.  18. 
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schildern  die  Quellen  einen  Theil  der  unteren  Schichten  des 
Adels  geradezu  als  Räuber  Q.  Wie  wir  gesehen  haben  er- 
hoben sich  später  noch  in  allen  Reichen  Burgen,  von  denen 
aus  namentlich  Kaufleute  geplündert  wurden.  Gregor  VII 
warf  sogar  dem  französischen  Könige  Philipp  I.  vor,  dass 
er  Italienische  Kaufleute,  die  sich  zu  einer  französischen 
Messe  begaben , beraubt  habe  % Wie  gross  die  Unsicher- 
heit  Doch  ini  zwölften  Jahrhundert  war,  bezeugt  die  That- 
Sache,  dass  im  August  1125,  als  sich  alle  deutschen  Grossen 
in  Mainz  zur  Wahl  eines  neuen  Königs  versammeln  sollten, 
die  Reichsfürsten  aufgefordert  wurden,  einen  Landfrieden 
zu  errichten,  damit  Jedermann  unbehelligt  nach  Mainz 
ziehen  und  von  dort  zurückkehren  könne**).  Diese  Land- 
frieden bildeten  zwei  Jahrhunderte  hindurch  beinahe  die 
alleinige  form,  in  der  Kaufleuten  und  Wanderern  Schutz 
gewährt  wurde.  Sie  blieben  jedoch  theils  ganz  wirkungslos 
theils  wurden  sie  durch  die  unaufhörlichen  Fehden  ge- 
sjjiengt^).  Ebenso  geringen  Erfolg  hatten  bei  dem  gewalt- 
samen Charakter  der  Zeit  viele  Handelsverträge.  1327 
führte  der  französische  König  Karl  1^.  einen  Handefs- 
vertrag  zwischen  Frankreich,  England,  Castilien,  Leon 
, Aiagonien,  Majorca  und  Sicilien  herbei,  infolge  dessen  die 
diesen  Reichen  angehörenden  Kaufleute  mit  ihren  Waaren 
innerhalb  derselben  zu  Lande  wie  zur  See  unter  dem 
Schutze  eines  von  den  Vertragsmächten  gewährleisteten 
Geleites  sich  sollten  frei  bewegen  können.  Aber  schon  unter 
Karls  Nachfolger,  Philipp  VI.,  wurde  der  Vertrag  nicht  mehr 
beachtet  •’).  Infolge  der  allgemeinen  Unsicherheit  versah  man 
sich  noch  im  fünfzehnten  Jahrhundert,  selbst  für  Reisen,  die 
in  giosser  Gesellschaft  UDternoininen  wurden,  mit  Geleit- 
briefen.  Als  z.  B.  Herzog  Friedrich,  der  nachmalige  Kaiser 
Friedrich  III.,  nach  Jerusalem  reiste,  erwirkte  er  vom 

Lamp  recht,  a.  a.  ü.  I/II  1064. 

-)  Pigeonneau,  Ilistoire  du  commerce.  I 100. 

Giesebrecht,  a.  a.  0.  IV  3. 

Lindner,  a.  a.  0.  I 50. 

Pigeonneau,  a.  a.  0.  I 292.  293. 


449 


Dogen  Foscari  einen  Sicherheits-  und  Geleitbrief  für  sich 
und  seine  achtzig  Begleiter  *).  Auch  um  zu  Turnieren  Gäste 
heranzuziehen,  musste  ihnen  feierlich  ein  freies  Geleite  ver- 
kündigt werden  ^). 

Begreiflicher  Weise  waren  Gewaltthätigkeiten  jeder  Art, 
insbesondere  auch  Diebstahl  und  andere  gegen  das  Eigenthum 
gerichtete  Verbrechen  namentlich  in  den  in  der  Cultur  zurück- 
gebliebenen Ländern  erschrecklich  verbreitet.  Bei  Ausgang  des 
elften  Jahrhunderts  bezogen  sich  die  meisten  Gesetze  in  Ungarn 
auf  das  Nationallaster,  den  Diebstahl,  dessen  sich  selbst  Geistliche 
und  Adelige  in  ausgedehntem  Masse  schuldig  machten,  weshalb 
ausdrücklich  der  Fall  vorgesehen  war,  dass  Edelleute  und  sogar 
Fürsten  ihre  diebischen  Verwandten  beschützten.  Ganze  Dörfer 
waren  als  diebisch  berüchtigt,  und  grausame  Strafen  wurden  auf 
Diebstahl  und  andere  Gewaltthaten  gesetzt.  Ein  Edelmann,  der 
in  das  Haus  eines  andern  Adeligen  eindrang,  sollte  zwei  Drittel 
seines  Vermögens  verlieren  und  im  Falle  der  Besitzlosigkeit  in 
die  Sklaverei  verkauft  werden  ^).  Aber  auch  in  civilisirten 
Reichen,  wie  in  England,  wimmelte  es  noch  bei  Ausgang  des 
Mittelalters  so  sehr  von  Vagabunden  und  Verbrechern,  dass  es 
nach  einem  italienischen  Berichte  auf  dem  ganzen  Erdbälle  kein 
Land  gab,  wo  so  viele  Diebe  und  Räuber  wären,  wie  in  England, 
„so  dass  nur  Wenige  anders  als  mitten  am  Tage  ins  Land  hinaus- 
gehen.“ Dies  erklärt  die  überaus  strengen  Gesetze  gegen  das 
Vagabundenthum  ^).  Castilien  wurde  von  dem  furchtbaren 
Raubwesen,  von  dem  es  heimgesucht  ward,  woran  zahlreiche 
Adelige  sich  betheiligten , erst  durch  Isabella  befreit  s).  Im 
byzantinischen  Reiche,  wo  wir  neben  einer  glänzenden  Cultur 
tiefste  Barbarei  erblicken,  erschien  als  das  einzige  Mittel,  die 
Plünderung  durch  rohe  Stämme  zu  verhindern,  deren  Einreihung 
in  die  Armee®). 

Zu  deu  die  mittelalterliche  Unsicherheit  mehrenden 
Bräuchen  gehörten  das  Strandrecht  und  die  damit  ver- 
wandten Gewohnheiten,  Es  war  eine  seit  den  ältesten  Zeiten 

*)  Chmel,  Geschichte  Kaiser  Friedrichs  IV.  I 278. 

•^)  Otto  V.  Heinemann,  Geschichte  von  Braunschweig  und  Hannover. 
Gotha  1882—1886.  II  126. 

Huber,  a.  a.  0.  I 327.  328. 

*)  Busch,  König  Heinrich  VII.  Stuttgart  1892.  S.  272. 

Bernaldez,  a.  a.  0.  II,  267, 

®)  Rambaud,  L’empire  grec  au  dixieme  siede.  Paris  1870  S.  254. 

Felix,  Eigenthum.  IV.  2.  1.  OQ 
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allgemein  verbreitete  Ansicht,  dass  Schiffbrüchige  den  Be- 
wohnern der  Meeresküsten  oder  Flussufer  oder  dem  be- 
tieffenden  Staate  mit  Leib  und  Gut  A'erfallen  wären,  wofern 
sie  nicht  durch  internationale  Verträge  beschützt  würden. 
So  wurde  Harold,  der  Bew^erber  um  die  Krone  Englands, 
von  Guy,  Grafen  von  Pouthien,  als  Gefangener  zurtick- 
behalten  und  all  seiner  Habe  beraubt,  als  er  an  der  Küste 
Schififbruch  litt*;.  Seit  dem  dreizehnten  Jahrhundert  er- 
schienen die  Landesherren  und  Städte  als  die  eigentlichen 
Strandherren,  deren  Rechte  sich  jedoch  nur  noch  auf  herren- 
loses Strandungsgut  und  auf  den  Bergelohn  beschränkte^). 
In  Dänemark  war  das  Strandrecht  bei  Ausgang  des  Mittel- 
alters in  den  Händen  mancher  Adeliger  sowie  vieler  Bischöfe 
und  Klöster^). 

Nach  Glasson  scheint  das  Strandrecht  zur  Zeit  der 
normannischen  Einfälle  entstanden  zu  sein.  Durch  diese  erlitten 
insbesondere  die  Normandie  und  die  Bretagne  arge  Verwüstungen- 
die  Bewohner  rächten  sich,  inde)ii  sie  sich  ihrerseits  dem  Raube 
ergaben.  Zunächst  war  dieser  gegen  normannische  Schiffe  ge- 
richtet, später  aber  unterschiedslos  gegen  alle  — nicht  nur  die 
feindlichen  — schiffbrüchigen  Fahrzeuge.  Bald  behielt  der 
Herzog  der  Bretagne  das  Strandrecht  (le  droit  de  hris  oder  de 
lagan)  als  Regal^  sich  vor,  das  schon  vorher  alle  mächtigen 
Herren  an  der  Küste  tür  sich  in  Anspruch  genommen  hatten. 
Zu  Anfang  des  zwölften  Jahrhunderts  bestimmte  Hildebert  Erz- 
bischof von  Tours,  den  Herzog  Conan  UL,  auf  die  Ausübung 
dieser  barbarischen  Sitte  zu  verzichten,  und  Hess  in  einem 
Concil  gegen  jeden  Herrn,  der  es  in  Anspruch  nehmen  würde, 
die  Excommunication  aussprechen.  Doch  gelangten  die  Be- 
stimmungen dieses  Concils  nicht  zur  Ausführung , was  daraus 
hervorgeht,  dass  die  meisten  Nationen  mit  dem  Herzog  der 
Bretagne  und  einigen  seiner  Vasallen  besondere  Verträge  ah- 
schlossen,  um  die  Strenge  des  „Rechtes“  zu  mildern.  Die 
fremden  Schifte  erhielten  gegen  Zahlung  vom  Herzoge  Geleit- 
briefe, die  so  einträglich  wurden,  dass  sie  ihm  für  das  Strandrecht 
vollen  Ersatz  boten  ;•  doch  wurde  dieses  gegen  die  der  Geleitbriefe 


*1  Crabb,  Geschichte  des  englischen  Hechts.  S.  197. 
Schröder,  a.  a.  0.  S.  518.  519. 
Kolderup-Roseving.'a.  a.  0.  S.  195. 
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Entbehrenden,  nach  wie  vor,  ausgeübt  *).  Die  Kirche  wandte  auch 
fernerhin  alle  Bemühungen  zur  Abschaffung  des  Strandrechtes  an, 
woran  ihr  bei  der  A'^erquickung  von  fahrenden  Kaufleuten  und 
Kreuzfahrern  besonders  gelegen  sein  musste*).  In  England  ver- 
ordnete  schon  Heinrich  I.,  dass  ein  Schiff,  aus  dem  irgend 
Jemand  gerettet  worden  sei , nicht  als  gestrandet  behandelt 
werden  dürfe.  Der  Freibrief  Heinrichs  II.  enthält  die  Er- 
klärung, dass  von  einem  an  die  Küste  von  England,  Poitou, 
Oleron  oder  der  Gascogne  geschleuderten  Schiffe,  woraus  Menschen 
oder  Vieh  mit  dem  Leben  davon  gekommen  seien,  die  Ladung 
dem  Eigenthümer  verbleiben  solle,  wofern  er  seine  Rechte  inner- 
halb dreier  Monate  geltend  mache  *).  Für  Pommern  und  Preussen 
hob  der  Jagellone  Kasimir  das  Strandrecht  auf;  aber  dessen- 
ungeachtet bestand  es  im  Geheimen  fort  und  die  polnische 
Regierung  musste  das  Verbot  oft  erneuern'*). 

Welche  Uusicherheit  durch  den  Mangel  an  Treue  und 
Glauben,  durch  die  allgemeine  Wortbrüchigkeit  im  Mittel- 
alter  herbeigeführt  worden  ist,  haben  wir  bereits  (II,  110— 
115)  darzustellen  versucht. 

Die  Uusicherheit  und  die  Eingriffe  ins  Eigeuthum  wurden 
im  Mittelalter  durch  die  Mängel  des  Gerichtsw^esens  nicht 
wenig  erhöht.  Die  Pffichtvergessenheit  der  Richter  der 
Karolingerzeit  lernen  wir  u.  A.  durch  die  drastische 
Schilderung  des  Königsboten  Theodulf  in  dem  Gedichte: 
„Gegen  die  Richter“  (um  798)  kennen,  worin  insbesondere 
die  Habgier  und  Bestechlichkeit  der  Richter  gegeisselt  wird, 
die  Niemanden  ohne  Geschenke  zu  seinem  Rechte  gelangen 
Hessen  5).  S])äter  kam  die  erdrückende  Fülle  der  neben- 
einander bestehenden  Gerichtsämter  hinzu.  Es  übten  neben 
den  landesherrlichen  Beamten  eine  gewisse  Gerichtsbarkeit: 
die  oberen  Hof-,  Stifts-,  und  Dienstmaiinen,  der  Zinsmeister, 
der  Zöllner,  der  Münzmeister,  der  Hafenmeister,  der  Markt- 

0 Glasson,  a.  a.  O.  IV  688  ft'. 

Vgl.  Barthold,  Geschichte  der  deutschen  Hansa.  1 176. 

®)  Crabb,  a.  a.  0.  S.  198. 

*)  Macieiowski,  a.  a.  0.  IV'  470. 

Mühlbacher,  a.  a.  0.  S.  300. 
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meister,  der  Hansgraf,  der  Salzgraf,  ferner  die  grundherr- 
schaftlichen Beamten,  endlich  die  verschiedenen  Gerichts- 
herren, die  gewisse  Zweige  der  Verwaltung  und  der  Kechts- 
pllege  als  erbliche  Lehen  besassen  und  andere,  die  solche 
als  Pfandschaften  inne  hatten.  Diese  mannigfachen,  oft 
einander  durchkreuzenden  Gerichtsbarkeiten  wirkten  ohne 
jede  überwachende  Oberbehörde,  anfangs  meistens  sogar  ohne 
geschriebenes  Recht,  und  da  sie  alle  mit  der  Befugniss 
der  Erhebung  von  Gebühren  ausgerüstet  waren , deren 
Sätze  in  einzelnen  Fällen  ihrer  Willkür  überlassen  bliel)en, 
so  lässt  sich  leicht  ermessen,  zu  welchen  Missbräuchen 
dies  führen  musste.  Es  ist  ferner  zu  berücksichtigen, 
dass  die  nach  eigenem  Ermessen  strafenden,  mächtigen 
Geschlechtern  angehörigen  Richter  sich  zuweilen  selbst 
grosser  Frevel  schuldig  machten.  Welch  ein  Zustand, 
wonach  z.  B.  gefürchtete  Räubtu’  schrankenlose  Richter 
waren!  — Die  Bürger  wurden  anfangs  häutig  auch  ausser- 
halb der  Stadt  vor  den  Landrichter  entboten;  es  ist  nun 
begreiflich,  dass  das  Streben  der  meisten  Bürgerschaften 
dahin  gerichtet  war,  lediglich  in  Angelegenheit  ihrer  ausser- 
halb der  Stadt  gelegenen  Grundstücke  vor  auswärtige  Ge- 
richte geladen  zu  werden,  wegen  ihrer  sonstigen  Streitfälle 
jedoch  ihren  Gerichtsstand  nur  in  der  Stadt  zu  habend). 

Weitere  Unsicherheit  erwuchs  aus  der  Unzulänglichkeit 
der  Zwangsmittel,  die,  bei  dem  Mangel  aller  Polizei  und 
der  Schwierigkeit  der  Communication , gegen  Verbrecher  zu 
Gebote  standen,  namentlich  wenn  diese  im  Besitze  einer 
festen  Burg  waren  und  über  eine  grosse  Zahl  von  Vasallen 
vei  fügten.  Die  blosse  Ladung  vor  Gericht  war  keine  leichte 
Aufgabe.  Die  damit  Betrauten  setzten  sich  allen  Arten 
von  Vergewaltigungen  aus,  ja  verloren  zuweilen  sogar  das 
Leben  in  Erfüllung  ihrer  PHicht^).  In  Ermanglung  voll- 
zieheiidei  Behörden  konnte  selbst  der  einen  günstigen 
Richterspruch  davon  Tragende  öfters  sein  Recht  nicht 


’)  Hüllmann,  a.  a.  0.  II  310.  311. 

*)  Gelb,  Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechts.  I 205. 
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durchsetzen.  Eben  dieser  Ohnmacht  der  Gerichte  wegen 
wurde  der  Gewerbestand  den  stärksten  Bedrückungen  von 
Seiten  der  ihm  verschuldeten  städtischen  Geschlechter  aus- 
gesetzt. Oft  wurden  die  Gläubiger  misshandelt.  Um 
solchen  Gewaltthaten  zu  entgehen,  ergaben  sich  in  vielen 
Städten  geringere  Bürger  mächtigen  Muiitherren . deren 
Uebergewicht  dadurch  vermehrt  ward  ^). 

Wie  mangelhaft  es  noch  im  fünfzehnten  Jahrhundert  in 
manchen  Ländern  mit  dem  Richterstande  bestellt  war,  bezeugt 
das  Verlangen  der  Stände  Albrechts  III,  von  Baiern  von  1444 
dass  Richter  gesetzt  würden,  die  das  Recht  ver- 
stehen und  das  der  Stände  Albrechts  IV.  von  1468.  dafs 
die  Gerichte  vom  Herzoge  selbst  mit  vernünftigen  und  red- 
lichen Leuten  besetzt  würden-). 

Allgemein  waren  die  Klagen  über  die  Zustände  des 
obersten  Reichsgerichts,  das,  nur  von  Fall  zu  Fall  constituirt, 
da  tagte,  wo  der  Kaiser  sich  gerade  aufhielt,  was  ins- 
besondere bei  der  dauernden  Abwesenheit  Friedrichs  III. 
zuweilen  einen  thatsächlich  jahrzehntlangen  Rechts- 
stillstand herbeiführte.  Die  der  Partei  hieraus  er- 
wachsenen, oft  unerschwinglichen  Kosten  wurden  durch  den 
Missbrauch  fortwährender  Fristen  Verlegung  noch  vermehrt. 
Dazu  gesellte  sich  die  notorische  Bestechlichkeit  des  mit  den 
Räthen  des  Kaisers  besetzten  Gerichts,  dem  oft  Stillstand 
geboten  wurde,  und  der  häufige,  durchaus  ungerechtfertigte 
Eingriff  des  Kaisers,  der  sogar  gefällte  Urtheile  rückgängig 
machte  und  die  Sporteln  willkürlich  festsetzte,  in  den 
Processgang^).  Dieselben  Klagen  wurden  zum  Theile  sogar 

in  verstärktem  Masse  unter  der  Regierung  Maximilians  I. 
erhoben^). 

In  Schweden  konnten  noch  im  vierzehnten  Jahrhundert 
Privatvergehen  nicht  selbstständig,  sondern  nur,  wenn  ein 

*)  Hüllmann,  a.  a.  0.  8.  229.  2:10. 

2)  Riezler,  a.  a.  0.  III  698. 

®)  Ulmann,  Kaiser  Maximilian  I.  I 313.  Kanke,  Deutsche  Ge- 
schichte 4.  Auflage  I,  145.  62. 

a.  a.  O.  II  654. 


454 


ölTentliches  Delict  damit  in  Verbindung  trat,  vor  das  Königs- 
gericht gelangen  und  mit  Execution  verfolgt  werdend. 

Wie  gross  die  Rechtsunsicherheit  in  England  im 
zwölften  Jahrhundert  war,  bezeugt  die  Bestimmung  der  Magna 
Charta,  dass  Recht  und  Gericht  fortan  weder  verkauft  noch 
verweigert  werden  sollen.  Daselbst  nahm  die  Unsicherheit 
dadurch  überhand,  dass  die  Richter,  namentlich  auf  Rund- 
reisen, von  den  ünterthanen  überaus  beträchtliche  Gebühren 
erpressten , sowie  dadurch , dass  insbesondere  zur  Zeit 
Heinrichs  II.  die  Processe  zuweilen  endlos  hinausgedehnt 
urden , so  dass  die  Processireuden  nicht  selten , ermüdet 
und  dei  giossen  Kosten  überdrüssig,  auf  die  Erwirkung  des 
Rechtes  lieber  verzichteten  2).  Auch  war,  angesichts  der 
despotischen  Neigungen  vieler  Könige,  die  Beeinflussung  der 
Richter  durch  die  Executive  nichts  Seltenes,  so  dass  die 
Gesetzgebung  öfters  \ orkehrungen  dagegen  versuchte,  wie 
z.  B.  untei  Eduard  III.  und  Richard  II.  Wurden  aber  dadurch 
auch  unmittelbare  Eingriffe  ausgeschlossen,  so  fehlte  es  doch, 
nach  wie  vor,  nicht  an  mittelbaren 2).  Unter  Eduard  l. 

will  de  sämmtlichen  Richtern  wegen  Erpressungen 
und  Bestechlichkeit  der  Process  gemacht,  aus 
dem  uui  zwei  als  unschuldig  hervorgingeu  ■*).  Die  von  ihnen 
erhobenen  Geldstrafen  beliefen  sich  auf  die  grosse  Summe 
von  100  000  Mark  (zu  2 3 Pfund)®). 

Bei  Beurtheilung  der  Bestechlichkeit  der  englischen  Richter 
zui  Zeit  Eduards  I.  darf  ihre  elende  Besoldung  nicht  un- 
berücksichtigt hleihen,  die  noch  geringer  als  zur  Zeit  Heinrichs  DI. 
war.  Thomas  von  Weyland,  der  oberste  Richter  unter  Eduard  I. 
bezog  nur  40  Pfund  jährlich.  Unter  Eduard  III.  sanken  die 
Richtergehalte  sonderbarer  Weise  noch  mehr:  der  des  obersten 
Richters  (chief  justice  of  the  hench)  betrug  nin-  noch  50  Mark 


0 V.  Aniira,  a.  a.  0.  I 111  fl. 

2)  Pauli,  Geschichte  von  Englaml.  111  1;:59. 
®)  Hearii,  a.  a.  0.  S.  79. 

*)  Pauli,  a.  a.  O.  IV  .50. 

Reeves,  a.  a.  0.  II  169. 
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( — 33  6 sh.  8 d.);  die  Gehalte  der  anderen  Richter  gingen 

auf  20  Pfund  herab  ^). 

Es  bestand  ferner  in  England  der  Missbrauch  der  Heraus- 
gabe von  Schutzbriefen  (letters  of  protection),  um  den  ge- 
wöhnlichen Gang  der  Justiz  aufzuhalten.  Wiewohl  Eduard  I. 
das  Statut  de  Profectionibus  gegen  diese  Unsitte  erliess. 
so  bestand  sie  doch  fort  und  gab  während  der  beiden 
nächsten  Regierungen  zu  heftigen  Klagen  Anlass  2).  Briefe, 
die  in  den  Gang  der  Justiz  eiiigritfeii,  waren  noch  lange 
käuflich.  So  richtete  Heinrich  VI.  einen  Brief  an  den 
Sheritl  von  Norfolk  mit  der  Weisung,  eine  Justiz  zusammen- 
zusetzen, die  Lord  Molines  freispreche.  Unglaublich  klingt 
die  Bemerkung,  dass  ein  solcher  Brief  für  einen  Nobel  (6  sh. 
8 d.)  zu  haben  gevresen  sei®).  Auch  beschwerten  sich  ins- 
besondere die  Kautleute  über  die  Langsamkeit  des  Process- 
gaiiges  und  die  S])itztindigkeit  bei  Auslegung  der  Gesetze, 
wodurch  die  Einbringung  ihrer  Forderungen  so  sehr  er- 
schwert ward,  dass  sich  viele  Kaufleute  veranlasst  gesehen 
haben  sollen,  das  Land  zu  verlassen.  Eduard  I.  gewährte 
nun  das  Statut  de  Mercatoribus,  wodurch  der  Processgang 
zu  Gunsten  von  Kaufleuten  abgekürzt  ward*).  Das  Par- 
lament von  1309  beschwerte  sich  ausserdem  u.  A.  über  den 
Verkauf  der  Begnadigung  an  Verbrecher  und  über  die 
Tyrannis  der  königlichen  Fiscalbeamten,  die  unter  dem  Vor- 
wände der  Amtshandlung  Personen  aus  ihrem  rechtmässigen 
Landsitze  vertrieben®). 

Auch  in  Frankreich  erwuchs  eine  bedenkliche  Rechts- 
unsicherheit aus  der  von  den  Königen  stets  ausgeübten 
Macht,  nicht  nur  die  von  den  Gerichten  verhängten  Strafen 
zu  mildern  oder  ganz  aufzuheben,  sondern  auch  die  Ver- 
folgung eines  Verbrechens  zu  unterdrücken;  dies  geschah 
durch  die  sogenannten  lettres  de  justice , von  denen  es 


*)  a.  a.  0.  S.  178. 

2)  a.  a.  0.  8.  170. 

®)  Stubbs,  a.  a.  0.  III  272. 

Reeves,  a.  a.  0.  II  71. 

®)  Stubbs,  a.  a.  0.  II  :I24. 


456 


mehrere  Arten  gab.  In  dem  erstem  Falle  wurden  lettres 
de  remission,  im  letztem  lettres  d’abolition  oder  d’inter- 
diction  ertheilt,  Schuldnern  wurden  Zahlungsfristen  durch 
lettres  de  röpit  gewährt.  Dieselben  Rechte  standen  den 
grossen  Kronvasallen  zu.  Die  erwähnten  Briefe  waren  nicht 
selten  der  Gegenstand  des  Handels  von  Seiten  der  Fürsten 
oder  der  Personen,  die  sie  zu  erwirken  wussten  ^). 

Fine  furchtbare  Unsicherheit  erzeugte  namentlich  in 
Italien  das  entsetzliche  Recht  des  Richters,  bei  blossem  Ver- 
dachte zur  Folter  zu  schreiten,  also  eine  grausame  Strafe, 
ehe  eine  Schuld  nachgewiesen  wurde,  und  die  häutig  den 
A erlust  des  Eigenthunis  herbeiführende  Ahndung  eines  Ver- 
brechens, das  man  nicht  begangen  hatte.  Auch  sonst  waren 

dieGerichtszustände  trostlos.  Noch  im  vierzehnten  Jahrhundert 

gab  m Florenz  die  Langsamkeit  des  gerichtlichen  Verfahrens 
zu  lebhaften  Klagen  Veranlassung.  Die  Richter  Hessen  oft 
ein  Jahr  verstreichen,  ehe  sie  sich  über  eine  einfache  In- 
besitzsetzungaussprachen. Auch  über  Rechtsverweigerungen. 
Rücksicht  auf  Empfehlungen,  Annahme  von  Geschenken 
beschwerte  man  sich.  Dazu  gesellten  sich  die  schädlichen 
Folgen  der  Verschiedenartigkeit  der  Gesetzgebung  2). 

Sehr  beeinträchtigt  wurde  die  Rechtssicherheit  auch 
durch  die  zahlieichen  mittelalterlichen  Asyle. 

So  lange  die  Blutrache  mit  ihren  unheilvollen  Folgen 
(s.  lA  /I  75  ft.)  in  Hebung  war,  erschien  das  zunächst  von 
der  Kirche  in  Anspruch  genommene  Asylrecht  als  überaus 
wohlthätig,  ja  nothw’endig,  sowmhl  dadurch,  dass  dem  oft 
unschuldig  A>rfolgten  eine  dauernde  Freistätte  geboten 
wurde,  als  auch  weil  er  dadurch  in  den  Stand  gesetzt  wai  d, 
mit  seinen  Verfolgern  zu  verhandeln«).  Aber  auch  spätei’  er- 
wiesen sich  die  Freistätten,  angesichts  der  Strenge  des 
mittelalterlichen  Rechts,  das  z.  B.  dem  Todtschläger  nur  in 

) (ilasson,  a.  a.  0.  \I  704.  705.  Viollet,  Histoire  des  institutions. 

II  228 

2)  Perrens,  a.  a.  ().  III  286.  827. 

«)  Schröder,  a.  a.  ().  S.  726. 
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äusserst  beschränktem  Masse  den  Unschuldsbeweis  ge- 
stattete, als  erspriesslich  *).  Dies  auch  mit  Rücksicht  darauf, 
dass  bei  dem  mangelhaften  Gerichtsverfahren  trügerischem 
Scheine,  unbestimmten  A'ermuthungen  etc.  ein  zu  weiter 
Spielraum  gewährt  wurde,  der  zu  unwillkürlichen  Irrthümern 
führte^).  Doch  artete  das  Asylrecht  bald  aus.  Neben  kirch- 
lichen erstanden  bald  nichtkirchliche  Freistätten,  deren 
einer  - Merseburg  — wir  bereits  (S.  309)  gedachten. 
Ferner  sind  u.  A.  zu  erwähnen  die  Städte : Bremen,  Tübingen, 
Reutlingen,  Lausanne,  Saint-Malo.  In  manchen  Orten  gab 
es  einzelne  gefreite  Privathäuser,  wie  z.  B.  in  Kirchbert^ 
(Niederösterreich)  vier.  Manche  dieser  Freistätten  wurden 
das  Stelldichein  verworfener  Verbrecher,  so  dass  sogar 
Kirchenfürsten  sich  bestimmt  fanden,  das  Asylrecht  ehi- 
zuschräuken.  Allmählich  bildete  sich  die  Regel  als  Ge- 
wohnheitsrecht aus.  dass  Räuber.  Mörder,  Brandstifter  von  dem 
Schutze  geistlicher  wie  weltlicher  Freistätten  auszuschliessen 
seien.  Seit  dem  fünfzehnten  Jahrhundert  wurde  die  Asyl- 
freiheit als  Rechtsinstitut  nur  auf  A'ergehen,  mit  denen  Ehr- 
losigkeit nicht  verbunden  war,  insbesondere  auf  im  Aft'ecte 
oder  aus  Fahrlässigkeit  begangenen  Todtschlag  eingeschränkt. 
Schon  im  elften  Jahrhundert  hatte  Papst  Nicolaus  II.  Diebe 
von  der  Asylwohlthat  ausgeschlossen. 

Die  den  Frohnhöfen  verliehene  Immunität  hatte  auch 
für  sie  das  Asylrecht  zur  Folge«). 

Die  Dinghöfe  (cours  colongeres)  des  Bischofs  von  Strassburg 
genossen  eine  eigenthümliche  asylartige  Immunität.  Die  Güter 
eines  jeden  Schulden  oder  Missethaten  halber  verfolgten  Insassen 
waren  wofern  er  dem  Meier  die  Abgaben  regelmässig  bezahlte, 
vor  jedem  Angriffe  beschützt.  Jedermann,  der  dieses  Vorrechtes 
gemessen  wollte,  hatte  nur  seine  Güter  den  in  den  Dinghöfeu 
vorgeschriehenen  Leistungen  zu  unterwerfen  und  die  Beobachtung 
aer  bestehenden  Gesetze  zu  beschwören. 


) Frauenstädt,  Blutrache  und  Todtschlagssühue  im  deutschen 
Mittelalter-  Leipzig  1881.  S.  87. 

2)  Hanauer,  a.  a.  0.  S.  115. 

«)  Frauenstädt,  a.  a.  ().  S.  56  ff.  Viollet,  Hist,  des  institution.s. 
AI  304. 
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Jede  Einrichtung  öffentlichen  Nutzens  im  Eisass  genoss  be- 
sonderer Begünstigungen  solcher  Art.  So  die  Schifffahrt.  Der 
Schiffsgraben  war  vom  Ladehofe  bis  zur  111  immun  und  ebenso 
der  Fluss  Andlau,  derart,  dass  innerhalb  dieses  Raumes  Niemand 
wegen  Schulden  oder  Vergehen  verfolgt  werden  durfte.  Die 
Fähren,  die  den  Dienst  zwischen  den  beiden  Rheinufern  versahen, 
waren  unverletzlich , so  dass  Personen , die  irgend  eines  Ver- 
brechens schuldig  waren,  während  der  Fahrt  nicht  angegriffen 
werden  durften. 

Aehnliche  Voirechte  genossen  die  Pilger  in  Strassburg. 

Fenier  war  im  Eisass  dem  Gläubiger  der  Zutritt  in  das 
Innere  des  Hauses  seines  Schuldners  verwehrt ; die  Mobilien,  die 
es  einschloss , konnten  von  ihm  nicht  angegriffen  werden  *). 
Dies  erinnert  an  die  Bemerkung  Jacob  Grimms,  dass  in  einigen 
Gegenden  der  Hausfriede  so  heilig  gehalten  wurde,  dass  wegen 
eines  Frevels  Niemand  im  eigenen  oder  im  nachbarlichen  Hause 
verfolgt  werden  durfte  ^). 

Ganz  besonders  war  es  das  Asylrecht  in  Spanien,  das  eine 
erschreckliche  Unsicherheit  förderte.  Jeder  Verbrecher,  der  auf 
die  Besitzung  eines  Edelmanns  flüchtete,  wurde  dadurch  unter 
dessen  Schutz  gestellt.  Namentlich  die  zahllosen  Uebelthäter  der 
Provinz  Granada,  welches  auch  immer  ihr  Verbrechen  war 
konnten  nun  unbehelligt  ihren  Beschäftigungen  nachgehen,  sich 
verheirathen  und  ruhig  leben,  wenn  sie  nur  das  Gebiet  des 
hidalgo,  der  sie  beschützte,  nicht  verliessen.  Da  ausserdem  die 
zahllosen  Kirchen  unverletzliche  Asyle  darboten,  so  wurde  die 
Verfolgung  von  Verbrecliern  fast  unmögliclrf). 

Angesichts  der  noch  immer  mangelhaften  Erkenntniss 
der  Aiitgahen  des  Staates,  sowie  des  Unvermögens  oder  des 
mangelnden  guten  Willens  zur  Herbeiführung  eines  Zustandes 
der  Rechtssicherheit,  ist  es  erklärlich,  dass  man  noch  lange 
zur  Selbsthilfe  schritt. 

Wir  haben  gesehen,  dass  die  aussergerichtliche  Pfand- 
nahme  nach  den  meisten  Volksrechten  nur  auf  Grund  richter- 
licher Ermächtigung  statthaft  war.  Auch  Karl  der  Grosse 
untersagte  ihre  eigenmächtige  Anwendung  bei  Strafe  des 


i 


’)  Hanauer,  a.  a.  0.  S.  177  if. 
Grimin,  a.  a.  O.  S.  891. 
Dollfus,  a.  a.  ().  S.  323. 
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Königsbannes.  Nichtsdestoweniger  wurde  sie  noch  lange 
fortgeübt.  Zunächst  bis  zur  Aufhebung  des  Eehderechts 
im  Falle  der  Rechtsverweigerung;  dann  Avegen  versessener 
Zinse  und  Gülten,  lerner  w'egen  Schadenzutügung,  und  zwar 


durfte  bei  schwerer  Schädigung  der  Schädigende  persönlich 


gepfändet  werden,  während  bei  leichter  die  Pfändung  sich 


auf  die  Sachen,  die  er  trug,  zu  beschränken  hatte;  endlich 
auf  Grund  vertragsmässiger  Unterwerfung  des  Schuldners 
unter  die  urkundliche  Pfändungsclausel  „mit  und  ohne 
Recht“,  d,  h.  mit  oder  ohne  richterliche  Dazwischenkunft. 
In  den  Landfrieden  wurde  sogar  das  Pfändungsrecht  häufig 
wegen  jeder  „kundlichen,  unlogenbai  en  Schuld“  Vorbehalten. 
Es  wird  gewöhnlich  angenommen,  dass  die  gesetzlichen 
A erböte  die  vertragsmässige  Einräumung  des  Pfändungs- 
rechts unberührt  gelassen  hätten.  Da  aber  damit  diese 
\ erböte  sich  von  vornherein  als  ohnmächtig  erwiesen  haben 
würden,  so  nimmt  Heusler  an,  dass  die  Wirksamkeit  der 
Pfändungsclauseln  auf  die  Fälle,  wo  der  Schuldner  einem 
andern  Territorium  als  der  Gläubiger  angehörte,  beschränkt 
gewesen  sei. 

U.  A.  hat  sich  die  früher  erwähnte  Viehschüttung  auch 
nach  der  Reception  des  römischen  Rechts  behauptet. 

Ein  Pfandrecht  konnte  nur  durch  die  wirkliche  Besitz- 
nahme des  gepfändeten  Gegenstandes  entstehen*). 

1234  verordnete  König  Heinrich,  dass  Jedermann,  der 
ohne  vorangegangene  gerichtliche  Klage  gegen  seinen  Feind 
einschreite,  der  Strafe  des  Königsbannes  verfalle.  Dieses 

Verbot  kehrt  in  dem  grossen  Landfriedensgesetze  Friedrichs  II. 
von  1235  wieder^). 

Das  hauptsächlicli  aut  Drlauguug  von  SUhuo  wogen 
Rechtsverletzung  gerichtete  Fehderecht,  schon  durch  die 
Volksrechte  und  die  fränkischen  Ca))itularien  eingeengt,  ward 
im  spätem  Mittelalter  nur  noch  hei  der  Blutfehde  angewandt. 

) Heusler,  a.  a.  O.  11  206  11.  Gierke,  Deutsrhes  Privatrerbt. 

I J39  ff. 

*)  .Michael,  Geschichte  des  deutschen  Volks.  Freihurg  1897.  1 258. 
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Um  so  schrankenloser  bestand  das  subsidiäre  Fehderecht 
mfolge  von  Rechtsverweigerung  oder  Maclitlosigkeit  des 
Gerichts.  Es  ist  erst  untergegangen,  als  der  ewige  Land- 
friede von  1495  die  Fehde  allenthalben  und  für  immer  verbot 
und  jeden  aus  Rechtsverletzung  hervorgegangenen  Rechts- 
Anspruch  auf  Gerichtshilfe  verwies^). 

Dass  noch  hei  Ausgang  des  Mittelalters  zur  Selbsthilfe 
geschritten  werden  musste,  bezeugt  die  Thatsache,  dass  der 
Kaufmann  fortwährend  mit  einem  Schwerte  oder  lancrem 
Messer  bewalfnet  war  (vgl.  II  79.  80  ^),  was  sehr  erklärlich 
ist.  da  die  Fehden  — an  denen  selbst  hochgestellte  Beamte 
sich  hetheiligten  — sich  allzu  oft  gegen  ihn  kehrten.  Wurden 
Angriffe  auf  Kauf  leute  zurückgewiesen  oder  geahndet  so 
rächte  man  sich  an  anderen  Kaufleuten. 

Neben  dem  Fehderechte  haben  wir  den  gerichtlichen 
Zweikampf  als  einen  Act  autorisirter  Selbsthilfe  zu  betrachten 
der  schon  zeitig  als  Beweismittel  angesehen  wurde,  w^eshalh 
aer  (lariu  Unterlegeue  sachfällig  ward.  Der  gericlitliclie 
Zweikampf  wurde  von  Kaiser  Otto  I.  sogar  zur  Entscheidung 
111  einem  streitigen  Gesetze  angewandt.  P^s  handelte  sich 
um  die  Repräsentation  im  Erbrechte.  Der  Kaiser  beschloss, 
die  Entscheidung  „der  Allweisheit  Gottes“  anheimzugehen 
durch  einen  Zweikampf,  in  dem  man  Gottes  Gericht  erblickte,’ 
die  Sache  auszutragen.  Im  Kampfe  siegte  der  Streiter  für 
die  Enkel;  es  wurde  demnach  gesetzlich  bestimmt,  dass  die 
Enkel . an  die  Stelle  ihrer  verstorbenen  Väter  tretend  mit 
ihren  Oheimen  das  Erbe  theilen  sollten. 

Auch  später  konnte  jeder  freie  Sachse , wenn  er  das 
richterliche  Urtheil  gescholten  hatte,  seine  Sache  durch 
amiif  zur  endgültigen  Entscheidung  bringen;  ebenso 
^;andten  die  Sachsen  den  gerichtlichen  Kampf  an , um  die 
Lngei^chtigkeit  einer  Beschuldigung  oder  die  Wahrheit 
einer  Behauptung  darzuthun. 


0 Gierke,  a.  a.  0.  S.  336. 
*)  Hirsch,  a.  a.  0.  S.  222. 
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Otto  führte  den  gerichtlichen  Zweikampf  auch  in  Italien, 
wo  die  Sitte  bereits  erstorben  war,  von  Neuem  ein.  Ins- 
besondere sollte  daselbst  bei  Besitzstreitigkeiten  für  den 
Fall  der  Unzulänglichkeit  der  sonstigen  Beweise,  nicht  mehr 
der  p]id,  sondern  der  Zweikampf  entscheiden,  eine  Be- 
stimmung, zu  der  sich  der  Kaiser  gedrängt  sah,  weil  die 
Zahl  dei  Meineide  in  dem  damals  sittlich  verkommenen 
Lande  erschrecklich  überhand  nahin^). 

In  den  deutschen  Städten  wurde  der  gerichtliche  Zwei- 
kampf zeitig  eingeengt  und  zunächst  nur  unter  gewissen 
Beschränkungen  geduldet  ^). 

Auch  in  Schweden  war  bis  zum  zwölften  Jahrhundert 
der  gerichtliche  Zweikampf  als  Processsurrogat  üblich®). 

In  England  wurden  insbesondere  Eigenthumsstreitig- 
keiten vornehmlich  durch  den  Zweikampf,  der  seit  der  nor- 
mannischen Eroberung  allgemein  gebräuchlich  geworden  war, 
entschieden.  Heinrich  I.  verbot  ihn  bei  der  Entscheidung 
über  Bagatellsachen.  Der  durch  die  Assiseu  eingeschränkte 
Brauch  wurde  erst  unter  Karl  I.  ganz  abgeschalft  ^). 

In  PVankreich  hoben  die  Etablissements  de  St.  Louis 
den  gerichtlichen  Zweikampf  für  die  königlichen  Gerichte 
auf.  Danach  trat  auch  in  Besitzstreitigkeiten  die  recognois- 
sance  der  Nachbarjury  an  die  Stelle  des  Zweikampfes.  Im 
Languedoc  war  dieser  bereits  mehr  als  ein  Jahrhundert 
vorher  verschwunden.  Die  letzten  Beispiele  davon  sind  da- 
selbst von  1105®). 

Auch  die  den  Germanen  in  besonders  hohem  (Irade 
eigenthümliche  Gabe  der  Genossenschaftsbildung  wurde  in 
mannigfacher  Beziehung  als  Mittel  der  Selbsthilfe  benutzt. 
H ierher  gehören  zunächst  die  Vemegerichte  (Verne  ur- 


>)  Giesebrecht,  a.  a.  0.  L'll  280.  281.  520.  Vgl.  II  487. 

V.  Maurer,  Geschichte  der  Städteverfassung  in  Deutschland. 

III  732. 

®)  V.  Amira,  a.  a.  0.  I 95.  II  33. 

Crabb,  a.  a.  0.  S.  112.  113.  570.  Reeves,  a.  a.  0.  I 135.  136. 
Molinier,  a.  a.  0.  S.  351. 
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«prünglicli  = Genossenschaft),  die  in  dem  Rechte  der  Sell)st- 
liilfe  der  Freien  gegen  den  bei  der  That  ergriffenen  Dieb 
oder  Räuber  wurzeRen.  Von  der  anfänglichen  Beschränkung 
auf  ihre  Sprengel  schwangen  sie  sich  allmählich  zu  Reichs- 
gerichten empor,  deren  Wirksamkeit  sich  auf  alle  Reichs- 
angehörigen erstreckte.  Zur  Zeit  Karls  IV.  erlangten  die 
Freigerichte  höhere  Geltung  und  zugleich  erhielt  Westfalen 
die  Begünstigung,  dass  nur  die  doi’t  gelegenen  Stühle  als 
rechtmässig  galten. 

Ihre  Thätigkeit  war  nicht  stetig,  sondern  nur  auf  ausser- 
ordentliche Fälle  beschränkt;  sie  schritten  namentlich  dann 
ein,  wenn  das  Recht  nicht  von  dem  zuständigen  Richter 
erlangt  zu  werden  vermochte , wenn  die  zunächst  berufenen 
Gerichte  das  Urtheil  verweigerten  oder  von  dem  Verklagten 
die  gebührende  Genugthuung  nicht  zu  erwirken,  oder  diesem 
auf  andere  Weise  nicht  beizukommen  war.  Im  dreizehnten 
und  vierzehnten  .Tahrhundert  hatten  sie  sich  noch  nicht  mit 
Civilsachen  befasst;  später  aber  zogen  sie  alle  möglichen 
Angelegenheiten  in  den  Kreis  ihrer  Wirksamkeit,  l)esondei-s 
kamen  auch  pecuniäre  und  Erbschafts-Streitigkeiten  zur 
Verhandlung  in  den  Freigerichten. 

Angesichts  der  geschilderten  Rechtsunsicherheit  wandten 
sich  aus  dem  ganzen  Reiche  alle  Bedrängten,  die  sonst  kein 
Recht  zu  erlangen  vermochten,  an  die  Verne.  Diese  wurde 
so  mächtig,  dass  gewaltige  Lehnsherren,  die  an  der  S])itze 
gerüsteter  Mannen  und  im  Schutze  ihrer  Burgen  selbst  dem 
Kaiser  trotzten,  dem  Bunde,  der  sie  verurtheilt  hatte,  nicht 
zu  entriunen  vermochten,  denn  allenthalben  in  Deutschland 
befand  sich  der  Vervemte  mitten  unter  seinen  Richtern. 

So  wohlthätig  auch  diese  Gerichte  lauge  Zeit , nicht 
zum  w^enigsten  infolge  des  Schreckens,  den  ihre  geheininiss- 
volle  Macht  erregte,  in  ganz  Deutschland  wirkten,  so  arteten 
sie  doch  schliesslich  aus.  Seit  dem  Anfang  des  fünfzehnten 
Jahrhunderts  mehrten  sich  die  Klagen  über  die  Unbestimmt- 
heit ihrer  Begriffe,  die  Unzulänglichkeit  ihrer  Rechtskenntniss. 
die  Willkürlichkeit  ihrer  Auslegungen  und  die  reine  Subjec- 
tivität  ihrer  Auffassung.  Ausserdem  rief  ihr  Missbrauch 
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mit  Ladungen  ganzer  Gemeinwesen,  zuweilen  wegen  geriug- 
fügiger  Privathändel , die  heftigsten  Beschwerden  hervor. 
Auch  ting  man  an,  in  den  Freigerichteu  eine  Gefahr  für  die 
Entwicklung  selbstständiger  Justiz  zu  erblicken.  Was  aber 
ganz  besonders  den  Nimbus,  der  sie  umgeben  hatte,  schwinden 
liess,  war  die  Geldgier,  die  sich  der  Richter  der  Verne 
schliesslich  bemächtigte.  Die  Stühle  wurden  käuflich  und 
sollten  nun  reiche  Renten  abwerfen.  Die  berüchtigtesten  Leute 
konnten  jetzt  Freischöffeu  w^erden , wenn  sie  die  verlangten 
Summen  zu  erschwingen  wussten.  Als  Gebühren  oder  in 
anderen  Formen  wurden  nun  so  viele  Zahlungen  als  irgend 
möglich  erpresst  und  es  entwickelte  sich  hier  ein  richter- 
liches Raubritterthum,  das  der  ursprünglichen  Ziele  der 
Institution  vollständig  uneingedenk  wuirde. 

Dessenungeachtet  blieb  den  Vemegerichten  das  Verdienst 
unbestritten,  dass  die  Furcht  vor  ihrem  Einschreiten  eines- 
theils  vielen  Verbrechen  vorbeugte,  auderutheils  die  regel- 
mässigen Gerichte  zu  sorgsamerer  Pflege  des  Rechtes  leitete 

Eine  Art  autorisiiter  Selbsthilfe  bildet  das  mittelalter- 
liche Repressalienrecht.  Dieses  ist  germanischen  Ur- 
sprungs und  auf  die  Zeit  zurückzuführen,  wo  die  Mitglieder 
einer  Familie  oder  eines  Stammes  als  solidarisch  verbunden 
betrachtet  wurden,  weshalb  für  einen  Schuldner  seine  Stammes- 
genossen als  verantwortlich  galten.  Die  Bewilligung  und 
die  Ausübung  des  Repressalienrechtes  waren  durch  bestimmte 
Gesetze  geregelt.  Es  bestand  el)eu  in  der  einem  Unterthanen 
von  seiner  Behörde  ertheilten  Befugniss , sein  von  einem 
Fremden  ihm  vorenthaltenes  Gut  oder  dessen.  Aequivalent 
überall,  wo  man  desselben  habhaft  werden  konnte,  sei  es  zu 
Lande,  sei  es  zu  Wasser,  diesem  Fremden  oder  irgend  einem 
von  dessen  Mitbürgern,  nöthigenfälls  mit  Gewalt,  wegzu- 
nehmeu , wenn  er  von  den  Gerichten  des  Landes  seines 
Gegners  Gerechtigkeit  nicht  zu  erlangen  vermochte.  Da  der 

1)  Liiulner,  a.  a.  0.  II  379  ff.  Kiezler,  a.  a.  0.  III  290.  Barthold, 
Geschichte  der  deutschen  Hansa.  III  83.  84.  Kleist,  Die  sächsischen 
Städtebünde.  Halle  1892.  S.  96.  Wigand,  Das  Femgericht  Westfalens. 
S.  517.  518. 
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Handel  am  meisten  in  Küstenländern  entwickelt  war,  so 
wurden  in  diesen  die  Repressalienbriefe  am  häutigsten  an- 
gewandt; doch  kamen  sie  auch  zwischen  Binnenstädten  vor. 
Es  ist  begreiflich,  dass  der  Werth  der  als  Ersatz  ergriffenen 
Gegenstände  meistens  den  erlittenen  Schaden  überstieg. 

Das  Kepressalienrecht  wurde  — wenigstens  in  Italien  — 
auch  Frauen , Minderjährigen  und  den  Erben  der  ge- 
schädigten Personen  zuerkannt. 

Dieses  Recht  ist  nicht  mit  dem  Ka])errechte  (droit  de 
course)  zu  verwechseln.  Diesem  zufolge  konnten  Souveräne 
in  Kriegszeiten  einzelne  ihrer  Unterthanen  ermächtigen, 
Schiffe  auszurüsten,  um  Fahrzeuge  insbesondere  von  Kauf- 
leuten der  feindlichen  Macht  aufzubringen ; die  Repressalien- 
briefe dagegen  wurden  in  Friedenszeiten  ertheilt. 

Allmählich  wurde  das  Repressalienrecht  gewissen 
Formalitäten  unterworfen,  die  den  dadurch  dem  Handel  zu- 
gefügten Nachtheil  vermindern  sollten.  So  hatte  man  vor 
Anwendung  der  Gew’alt  bei  der  fremden  Regierung,  welcher 
der  Gegner  angehörte,  Beschwerde  zu  erheben,  den  ab- 
lehnenden Bescheid  von  dieser  Seite  nachzuweisen  und 
dann  sein  Recht  vor  einem  heimischen  Gerichtshöfe  dar- 
zuthun,  der  nach  genauer  Untersuchung  und  unter  gewissen 
Bedingungen  einen  Rejnessalienbrief  (lettre  de  reprösailles 
oder  lettre  de  marque  gew'ährte.  Die  Fürsten  von  Böarn 


')  Der  Ausdruck  lettre  de  luarque  wurde  jedoch  auch  im  Sinne 
von  Kaperbrief  angewandt.  Im  Februar  1318  z.  B.,  als  die  Beziehungen 
zwischen  Frankreich  und  Venedig  gespannt  waren,  wurde  in  Montpellier 
im  Namen  des  französischen  Königs  veröffentlicht,  dass  Jedermann, 
der  mit  „lettres  de  marque“  gegen  die  Venetianer  versehen  worden 
war,  sie  heim  königlichen  Gerichte  eintragen  zu  lassen  hätte.  1356 
erlangte  ein  Kaufmann  von  Narbonne,  Raimond  Serallier,  vom  Könige 
Johann  eine  „lettre  de  marque“  gegen  die  Venetianer,  deren  Wirkungen 
derselbe  König  1363  für  6 Monate  auf  hob.  Von  da  an  bis  1401  wurden 
diese  Briefe  mehrmals  suspendirt  oder  zurückgezogen,  je  nachdem  die 
tranzösische  Regierung  es  als  angemessen  erachtete,  die  Signoria  einzu- 
schüchtern oder  sich  ihr  gefällig  zu  erweisen.  Karl  V.  hielt  während 
seiner  ganzen  Regierung  den  Handel  mit  Venedig  in  seiner  Hand, 
indem  auch  er,  je  nach  den  politischen  Verhältnissen,  die  „lettres  de 
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gestatteten  Repi  essalieiibriefe  erst,  uaclidem  eine  dreimalige 
Aufforderung  der  fremden  Regierung,  dem  Kläger  Genug- 
thuung  zu  leisten,  wirkungslos  geblieben  war.  Für  Venedig 
beweisen  Urkunden  aus  der  Mitte  des  dreizehnten  Jahr- 
hunderts, dass  die  Repressalienbriefe  seit  dieser  Zeit  einer 
regelmässigen  Gesetzgebung  unterworfen  worden  sind.  Eine 
allgemeine  Reglung  dieses  Rechtes  ist  seit  dem  Ende  de.s 
dreizehnten  Jahrhunderts  wahrzunehmen. 

Während  früher  die  grossen  Feudalherren  das  Recht 
zur  Ertheilung  von  Repressalienbriefen  sich  angemasst 
hatten , wurde  es  später  in  Frankreich , England  und  Ara- 
gonien  nur  von  den  Königen,  in  Venedig  und  Genua  von 
den  Dogen,  in  Florenz  vom  Podestä  ertheilt.  In  der  Regel 
wurden  die  Repressalienbriefe  nur  gegen  die  Unterthanen 
der  fremden,  Genugthuung  verweigernden  Regierung  ge- 
stattet; doch  kam  es  in  einzelnen  Reichen,  z.  B.  in  Ara- 
gonien  vor,  dass  die  Bewohner  einer  Provinz  Repressalien- 
briefe gegen  die  einer  andern  Provinz  erlangten. 

Es  gab  Personen  und  Güter,  gegen  die  in  der  Regel 
Repressalien  nicht  geübt  werden  durften.  Dieses  Privilegs 
genossen  z.  B.  in  Frankreich  die  Lombarden,  die  den  Geld- 
handel in  Paris  betrieben,  in  der  Voraussetzung,  dass  sie 
an  den  ungesetzlichen  Handlungen  ihrer  Landsleute  nicht 
betheiligt  gewesen  seien.  Ein  ähnliches  Privileg  beschützte 
die  Kaufleute  während  der  öffentlichen  Messen  und  Märkte. 
Die  gleiche  Befreiung  wurde  1431  von  der  Gemeinde 
Florenz  den  daselbst  betindlichen  Fremden  für  20  Jahre  zu- 
gesiehert.  In  Frankreich  hob  König  Johann  während  einiger 
Zeit  das  Rejn’essalienrecht  gegen  alle  der  Ernährung 
dienenden  Waaren  auf.  Aehnliches  geschah  in  Venedig. 

In  England  erklärte  die  Magna  Charta  von  1215,  dass 
die  Güter  der  Fremden  nicht  mit  Beschlag  belegt  werden 
sollten  und  nahm  nur  Kriegsfälle  aus.  Eine  Parlamentsacte 

marque“  bald  in  Kraft  liess,  bald  unwirksam  erklärte.  Aehnlich  Karl  VI. 
(Perret,  Histoire  des  relations  de  la  France  avec  Venise.  Paris  1896. 
I 21.  32.  57.) 

Felix,  Eigentbum.  IV.  2,  I. 
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von  1353  eitheilte  jedoch  das  Kepressalieurecht  unter  den 
erwähnten  Voraussetzungen  auch  für  Friedenszeiten.  1416 
w'ard  sie  erneuert. 

Die  Kirche  niisshilligte  das  Keiu-essalienrecht  und  be- 
drohte zunächst  dessen  Anwendung  auf  geheiligte  rxegeii- 
stände  mit  Excommunication ; doch  wurde  es  zuweilen  auch 
gegen  geistliche  Würdenträger  gestattet.  So  1396  vom 
Parlamente  von  Paris  gegen  den  Bischof  von  Utrecht  „et 
ejus  subditos  et  bona“  Pariser  Kaufleuten,  die  von  Unter- 
thanen  des  Bischofs  beeinträchtigt  worden  waren.  Auch  die 
Kirche  sell)st  fand  sich  zuweilen  veranlasst,  zur  Wahrung 
der  Beeilte  ihrer  IJiiterthaneii , Bejiressalienbriefe  zu  er- 
theilen.  Ferner  ist  daran  zu  erinnern,  dass  sich  die  Kirche 
den  Grundsatz,  auf  dem  das  Repressalienrecht  beruhte,  an- 
eiguete,  wenn  sie  infolge  der  ungetilgten  Schuld  oder  des 
unbestraften  Vergehens  eines  Bürgers  die  ganze  Stadt , der 
er  angehörte,  mit  dem  Interdict  belegte. 

Die  Regierungen  übernahmen  zuweilen  auch  selbst  die 
Ausführung  der  Repressalien.  1393  liess  der  König  von 
Aragonien  für  Rechnung  einiger  seiner  Unterthanen  die 
Repressalienbriefe,  die  er  ihnen  ertheilt  hatte , vollziehen. 
Im  folgenden  Jahre  ermächtigte  der  König  die  Stadt 
Barcelona , Schiffe  auszurüsten , um  die  Ausführung  von 
Repressalien  zu  vollziehen,  die  er  verschiedenen  Einwohnern 
gestattet  hatte. 

Die  Kachtheile , die  dem  Handelsstande  durch  das  Re- 
pressalienrecht zugefügt  wurden,  führten  zu  ^'ersicherungen 
dagegen.  Die  Kaufleute  von  Narbonne  z.  B.  bildeten  seit 
dem  Ende  des  dreizehnten  Jahrhunderts  eine  gegenseitige 
Versicherungsgesellschaft  gegen  solchen  Verlust;  ebenso  die 
Kaufleute  von  Montpellier.  Auch  die  mächtigeren  italieni- 
schen Gemeinden,  wie  Venedig,  Genua,  Pisa  versicherten 
zuw'eilen  einen  reichen  Kaufmann  gegen  die  Eventualität 
von  Repressalienbriefen , die  gegen  irgend  einen  seiner 
Mitbürger  ertheilt  werden  konnten. 

Die  Regierungen  bewilligten  zuweilen  den  von  Re- 
pressalien Bedrohten  Geleite  (sauf-conduit , sauvegarde. 
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I salvamentum,  salvagardia)  zur  Abwehr.  Gegen  uurecht- 

■ mässige  oder  als  uureehtmässig  dargestellte  Repressalien- 
briefe ertheilteu  manchmal  die  Regierungen  ihren  davon 
bedrohten  Unterthanen  einen  Gegen-Repressalienbrief  (contre- 
marque,  contra  inarcha),  wodurch  diese  ermächtigt  wurden, 
vom  Gegner  das  zurückzuuehinen,  was  er  infolge  eines  Re- 
])ressalienbriefes  ergriffen  hatte. 

Um  den  Repressalien  vorzubeugeu  oder  ihre  uach- 
' theiligeu  AVirkuugen  zu  mildern,  gründeten  die  Regierungen 

Frankreichs  und  Englands  ein  Versöhuungsgericht.  dessen 
Aufgabe  es  war.  die  entstandenen  Streitigkeiten  auf  dem 
Wege  der  Güte  beizulegen.  Die  Städte  der  gegen  Fried- 
ig rieh  I,  gerichteten  lombardischeii  Liga  veri)flichteten  sich 

gegenseitig,  die  Uehung  von  Reiu’essalien  zu  unterlassen 
und  sich  wegen  der  Schulden  eines  Kaufmanns  nur  an 
diesen  und  seine  Bürgen,  nicht  aber  au  seine  Landsleute 
zu  halten.  Auch  in  Deutschland  schafften  viele  Städte 
! den  Missbrauch  durch  wechselseitige  Verträge  ab,  wie 

Strassburg  und  Si»eier,  Köln  und  Utrecht.  Köln  und  Bremen, 

Hannover  und  Bremen.  Die  Kaufleute  in  den  Niederlanden 
erwirkten  von  den  eigenen  Fürsten  und  von  auswärtigen 
Königen  die  Sicherstellung  gegen  solche  Gewaltthateu. 

1423  ging  die  Republik  Venedig  mit  der  theilweisen 
Aufhebung  oder  wenigstens  Einschränkung  des  Rej)ressalien- 
rechtes  voran.  Doch  ist  es  erst  im  achtzehnten  Jahrhundert 
I zur  vollständigen  Abschaffüng  dieses  Rechtes  gekommen*). 

I Zu  erwähnen  haben  wir  noch , dass  auch  Regierungen  zu- 

■ weilen  das  Repressaliem*echt  ausübten.  Am  26.  Juni  1219  liess 

j König  Heinrich  III.  von  England  auf  der  Messe  von  Hoyland 

■ die  Waaren  der  Kaufleute  von  Ypern  solange  mit  Beschlag  be- 

legen, bis  sie  für  eine  Summe,  Avelche  die  Stadt  Ypern  ihm 
.schuldete,  Zahlung  oder  Sicherheit  geleistet  hätten.  Eine  ähnliche 

i 

I 

Rene  de  Mas  Latrie,  Du  droit  de  marque  ou  droit  de  represailles 
au  moyeu  äge.  Bibliotheque  de  Tecole  des  ebartres.  XXVII  529  ff. 

Del  Vecchio  ed  Casanova,  Le  rappresaglie  nei  comuni  medievali. 

Bologna  1894.  S.  17.  20.  45.  Cibrario,  a.  a.  0.  I 194.  284.  III  70.  71. 

Ilüllmann,  a.  a.  0.  I 198.  200. 

HO* 
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M assregel  Hess  er  gegen  die  Bewohner  von  Boulogne  ergreifen, 
wegen  einer  Forderung  von  400  Mark  an  zwei  Kaufleute  dieser 
Stadt.  Am  9.  September  1223  ertheilte  er  den  Befehl  zur 
Beschlagnahme  der  Waaren  der  Kaufleute  von  Lille,  Gravelingen  I 

und  Brügge,  um  die  Bezahlung  von  50  Livres  zu  erlangen,  die  I 

einem  Einwohner  von  St.-Omer  zur  Zeit  des  Königs  Johann 
weggenommen  worden  waren.  Als  dagegen  Heinrich  IIL  1265 
mit  der  Zahlung  eines  Lehns,  das  er  der  Gräfin  Margarethe  von 
Flandern  schuldete,  im  Rückstände  war,  Hess  diese  Wollvorräthe 
der  englischen  und  irischen  Kaufleute,  die  sich  in  Brügge  und  I 

Damme  befanden,  ergreifen  und  an  die  Meistbietenden  verkaufen, 
eine  Massregel , die  zu  Gegenrepressalien  führte  ^).  Auch  gegen 
den  so  stark  verschuldeten  König  Eduard  IIL  von  England 
wurden  Repressalienbriefe  ertheilt.  Auf  Grund  eines  solchen  i 

ward  einem  Kaufmann  von  York  von  einem  flämischen  Edelmanne,  j. 

der  an  den  König  eine  Forderung  hatte.  Wolle  im  Betrage  von  7 

109  Pfund  Sterling  weggenommen  ^). 

Als  vereinigte  Acte  der  Selbsthilfe  haben  wir  die  seit  dein  I 

dreizehnten  Jahrhundert  entstandenen  zahlreichen  Städte- 
biinde  zu  betrachten,  die  alle  vornehmlich  durch  die 
mittelalterliche  Rechtsunsicherheit  hervorgerufen  wurden  ' 

und  die  fehlende  Reichsgewalt  zu  ersetzen  suchten.  Er- 
haltung  des  Friedens,  Schutz  der  Kaufleute  und  ihres 
Eigenthums,  Sicherung  des  Verkehrs,  Sorge  für  angemessene 
Gerichtsptlege,  Abwehr  der  Uebergrift’e  der  Grossen  w'aren 
die  vornehmsten  Ziele  dieser  Bünde,  die  daneben  auch  auf 
Ordnung  der  Zoll-  und  Münzverhältnisse,  sowie  auf  Er- 
langung und  Wahrung  von  Handelsfreiheiten  gerichtet 
waren.  So  sind  von  Alters  her  Hamburg  und  Lübeck  ver-  , 

bündet  gewesen;  w'estfälische  Städte  unter  der  Vor- 
herrschaft von  Soest  seit  1253;  rheinische  Städte  von  1254 
bis  1257  etc.®).  Alle  diese  Einungen  aber  überragt  weitaus 
die  „Gemeine  deutsche  Hansa“,  eine  bewunderungswürdige  ^ 

Schöpfung,  die  weder  in  der  alten  noch  in  der  neueren  Zeit 
jemals  erreicht  worden  ist,  ein  Bund  von  gebietender  Macht- 
stellung, auf  dessen  gesetzgeberische  und  die  Deutschen  im 
\ 

’)  Varenbergb,  a.  0.  S.  123.  124.  138. 

*)  Cunningham,  a.  a.  0.  S.  280. 

®)  Gierke,  Das  deutsche  Genossenschaftsrecht.  I 464. 


469 


Auslande  schützende  Thätigkeit  allein  wir  hier  hinzuweisen 
haben.  Durch  Ausrüstung  von  Schilfen  gegen  Seeräuber 
sorgte  die  Hansa  für  den  Frieden  zur  See;  durch  gütliche 
Vereinbarungen,  Drohungen,  nöthigenfalls  auch  durch  Kriege 
w usste  sie  die  Rechte  und  Privilegien  auswärtiger  deutscher 
Kaufleute  zu  beschützen  und  zu  vermehren.  Was  sie 
zunächst  von  den  Territorialherren  zu  erlangen  suchte,  w'ar 
Sicherheit  der  Person  wde  der  Waare  gegen  Raub,  Befreiung 
von  Grund-  und  Strandrecht,  wie  von  der  Haftbarkeit  für 
Schulden  und  Vergehen  von  Landsleuten  und  vom  Gottes- 
urtheil  — sei  es  in  der  Form  des  glühenden  Eisens  oder 
des  Zweikampfes  — , Herabsetzung  oder  Erlass  des  Zolles 
und  Vereinfachung  der  Erlegungsweise  desselben,  Bewilligung 
des  Kleinhandels,  der  sonst  nur  den  Landeseingeboreuen 
zustaud  etc.  Ihr  ist  die  Ordnung  des  gesammten  Handels- 
verkehrs auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  und  der  Statuten, 
<lie  Schöpfung  des  ältesten  gemeinen  Seerechts,  der  Handels- 
polizei und  der  Anfänge  des  gemeinen  Handelsrechts  zu 
verdanken  ^).  Ihr  stand  eine  umfassende  Strafgewalt  üljer 
ihre  Mitglieder  zu;  volle  Autorität  wurde  ihr  u.  A.  durch 
die  ein])findliche  Strafe  des  Hansabanns  gesichert,  der  den 
Ausschluss  aus  der  Hansa  und  aus  dem  Verkehre  mit  allen 
Hansamitgliedern  zur  Folge  hatte®).  Den  ersten  engem 
Bund,  der  die  Grundlage  der  staatlichen  Einheit  der  wen- 
dischen Seestädte  geblieben  ist,  schlossen  1293  Lübeck, 
Rostock,  Wismar,  Stralsund  und  Greifswald  „des  Friedens 
und  Nutzens  gemeiner  Kaufleute  halben“  ®). 

Der  rheinische  Bund,  von  nur  kurzer  Dauer,  war  ur- 
sprünglich vornehmlich  gegen  die  unrechtmässigen  Zölle  ge- 
richtet, erweiterte  aber  bald  seinen  Wirkungskreis  dahin, 
einen  allgemein  befriedigenden  Rechtszustand  zu  gründen 
und  zu  erhalten,  insbesondere  den  Bürgern  Rechtssicherheit 

a.  a.  0.  S.  470.  Schäfer,  Die  Hansa  mul  ihre  Handelspolitik. 
Jena  1885.  S.  10. 

2)  Schröder,  a.  a.  0.  S.  622. 

®)  Barthold,  a.  a.  0.  11  22.  23. 
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in  allen  bürgerliclieii  Rechten  und  namentlich  bei  Erhebung 
des  Ungeldes  zu  sichern,  die  castra  nociva  zu  zerstören, 
worunter  wohl  die  befestigten  Zollstätten  am  Rhein  zu  ver- 
stehen waren,  von  denen  aus  Raub  in  der  Form  von  Zoll- 
erhebungen verübt  wurde»).  1254  errichtete  der  rheinische 
Bund  einen  zehnjährigen  Landfrieden,  legte  sich  eine  Exe- 
cutionsgewalt  bei  und  nöthigte  durch  Androhung  der  Strafe 
völligerFriedlosigkeit  die  Ungenossen  zum  Beitritt.  Mit  beinahe 
sämmtlichen  Bündnissen  des  dreizehnten  und  vierzehnten  Jahr- 
hunderts war  die  Begründung  solcher  Landfrieden  verknüpft 

Die  sächsischen  Städtebünde  des  13.  Jahrhunderts  hatten 
ihre  Spitze  gegen  die  Uebergritfe  des  Landesherrn  gerichtet  ^ 
Zur  Zeit  des  grossen  Interregnums  suchten  sie  auch  den 
durch  das  Ueberhandnehmen  des  Faustrechtes  entstandenen 
Störungen  vorzubeugen  D. 

Am  1.  August  1291  schlossen  die  Leute  des  Thaies  von 
Schwitz  und  die  Gemeinde  der  Leute  in  den  Bergen  des 
untern  Thaies  einen  Buiul,  um,  angesichts  der  bösen  Zeit, 
Leben  und  Eigenthum  gegen  jede  drohende  Gewalt  kräftiger 
vertheidigen  zu  könneiU). 

Am  16.  November  1315  vereinigten  sich  Magdeburg  und 
Halberstadt  zu  einem  Schutz-  und  Trutzbündniss.  Neben 
dem  gegenseitigen  Bedürfnisse  freien  Kauf-  und  Verkaufs- 
rechts wie  freien  Geleites,  war  dieser  Bund  dadurch  hervor- 
gerufen, dass  der  Handel  und  sein  Schutz  noch  ungeordnet, 
jeder  Rechtsanspruch  schwer  verfolgbar,  gegen  muthwillige 
Fehden  und  die  Mangelhaftigkeit  der  Gerichte  keine  Hilfe 
zu  tinden  war,  worin  nun  Wandel  geschafft  werden  sollte*»). 

Unmittelbar  nach  dem  Tode  Ludwigs  von  Baiern  schloss 

0 Weizsäcker,  Der  rheinische  EiiikI.  8.  444.  158.  Arnold,  Ver- 
t'assungsgeschichte  der  deutschen  Freistädte.  II  75. 

Gierke,  a.  a.  0.  I 502.  508.  Vgl.  Riezler,  a.  a.  0.  II  461. 

Kleist,  a.  a.  0.  S.  9. 

*)  Böttiger,  a.  a.  0.  I 237. 

Lindner,  a.  a.  G.  I 292. 

«)  Kleist,  a.  a.  ().  S.  1.3.  14. 
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die  Mehrzahl  der  schwäbischen  Städte  einen  Bund,  vor- 
nehmlich um  sich  gegen  Verpfändung  zu  schützen  »). 

In  der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  verbanden 
sieh  zuweilen  die  Fürsten  und  Herren  mit  den  Städten  zu 
gemeinsamer  Abw^ehr  von  Gew^altthaten,  zunächst  wegen  der 
Ueberhandnahme  des  Strassenraubes  unter  Karl  IV.  So 
vereinigten  sich  1362  der  Erzbischof  von  Mainz,  die  Pfalz- 
grafen, die  Bischöfe  von  Worms  und  Speier,  mehrere  Grafen 
und  Herren  und  die  Städte  Mainz,  Worms,  Speier  und 
Oppenheim  zu  einem  Bündnisse  gegen  eine  unter  dem 
Namen  der  bösen  Gesellschaft  gefürchtete  Räuberbande. 
1378  vereinigte  Karl  IV.  die  Pfalzgrafen,  die  Grafen  von 
Sponheim,  Leiningen,  Katzenelnbogen  und  die  Städte  Mainz, 
Worms  und  S])eier  für  zwei  Jahre  zur  Handhabung  des 
Landfriedens.  1381  wurde  ein  anderes  Bündniss  der  rhei- 
nischen Städte  mit  den  Pfalzgrafen,  den  Bischöfen  von 
Strassburg  und  Metz  und  mehreren  Grafen  und  Herren  gegen 
eine  Gesellschaft  von  Seeräubern  geschlossen.  Doch  waren 
die  Grossen  unzuverlässige  Bundesgenossen  der  Städte,  theils 
weil  sie  die  Räuber  oft  gegen  die  Städte  begünstigten,  ja, 
wie  wir  gesehen  haben,  oft  selbst  von  Räubereien  lebten 
und  daher  häufig  angriffslustig  wurden,  theils  weil  ihre 
Politik  jederzeit  auf  Schwächung  und  selbst  Unterdrückung 
der  Städte  gerichtet  war^). 

Um  1500  vereinigten  sich  alle  königlichen  Städte 
Böhmens  — im  Ganzen  32  Gemeinden  — zu  einem  „ein- 
heitlichen, wahren,  aufrichtigen,  christlichen  Bündnisse“  zur 
Abwehr  der  Uebergriffe  des  Adels  ^). 

Flandrische  Städte  schufen  schon  im  vierzehnten  Jahr- 
hundert die  vlämische  Hansa  ^).  Im  dreizehnten  Jahrhundert 
fanden  Bündnisse  flandrischer  Städte  mit  einander  oder  mit 


Lindner,  a.  a.  0.  II  84. 

*)  Amold,  a.  a.  0.  II  88.3.  Vjrl.  Stälin,  Geschirlite  Württembergs, 
ril  543.  .544. 

Palacky,  a.  a.  0.  VII  10. 

■*)  Barthold,  a.  a.  0.  1 104. 
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englischen  Städten  und  Handelsgesellschaften  statt.  So  ver- 
einigten sich  um  1261  die  Kaufleute  von  Ypern,  Douai,  Cambrai 
Gent  und  Dixinude,  die  in  England  Wolle  kauften,  unter 
einander  „ainsi  qu’  avec  li  coinpagnie  Johan  Delbos  et  il 
neveut  Renaut  Wiltonne  marchands  anglais  . . . pour  s’en- 
tendreau  sujet  de  l’achat  des  laines;  qu’ils  ont  etabli  dans 
chacune  de  ces  5 villes  un  hoinnie  pour  appr^cier  le  tort 
qui  lern-  serait  fait  par  tout  honime  de  religiou  ou  tont 
marchand  d’Angleterre,  qui  dans  leurs  ventes  useraient 
de  laux  poids  de  fausse  appareillure  ou  de  fausse  inar- 
chandise...  ils  ont  convenus,  de  ne  pas  entretenir  des 
lelations  avec  ceux  qui  les  troiniieraient  et  d’interdire  le 
commerce  dans  les  villes  de  l’association  ä tout  negociaut 
qui  aura  commis  une  injustice  ä l’egard  d’un  des  membres 
de  lalhance.“  Hieraus  ist  ersichtlich,  wie  schwer  dem 
Einzelnen  Rechtshilfe  gegen  Betrug  zu  erlangen  war.  Diese 
kaulniannischen  Bündnisse  mussten  natürlich  Handel  und 
Industrie  in  hohem  Grade  fördern.  Die  Vereinigun-^  der 
Personen  und  der  Capitalien  verschaffte  den  kaufmäimrschen 
Koiperschaften  ini  Auslande  eine  achtunggebietende  Stellung 
wodurch  bewirkt  ward,  dass  man  den  Beschwerden  ihrer 
Mitglieder  Gehör  lieh;  zugleich  ward  dadurch  ein  Machtmittel 
1111  Innern  zum  Widerstande  gegen  die  feudalen  Gewalten 

gebildet  D. 

Da  auch  in  F r a n k re  i c h die  auf  den  Handel  bezüglichen 
Bestnnmungen  noch  nicht  als  die  Regierung  angehend  oder 
veiqitlichtend,  sondern  nur  als  städtische  Angelegenheiten 
betrachtet  wurden,  so  schlossen  auch  hier  die  Städte  kauf- 
männische Bündnisse  und  Verträge,  mit  anderen  in-  oder 
ausländischen  Städten.  Zunächst  gewahren  wir  schon  zur 
Zeit  Ludwigs  \I.  städtische  Vereine,  die  gegen  flüchtige 
böse  Schuldner  und  gegen  Uebergriffe  der  Grossen  die  Er- 
langung der  Gerechtigkeit  durch  die  zuständigen  Gerichte 
und  nöthigenfalls  durch  Selbsthilfe  bezweckten  2).  1224 


')  Vaienbergh,  a.  a.  0.  S 151.  152. 
*)  Hiillinann,  a.  a.  O.  III  i,52. 
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Mldeten  Marseille,  Montpellier,  Hyeres,  Nizza,  Viutiniille 
lisa  und  Genua  eine  kaufmännische  Liga,  die  1225  und' 
1244  erneuert  wurde.  Aehnliche  Gebräuche  entwickelten 
sich  1111  dreizehnten  Jahrhundert  im  Norden.  24  Städte  der 
Champagne,  der  Picardie  und  Flanderns  bildeten  einen  die 

Hansa  von  London  genannten  Bund  zum  Betriebe  des  Handels 
mit  England  *}. 

Bei  Ausgang  der  Regierung  Philipps  des  Schönen  ver- 
einigten sich  Bürger  und  Adel  der  Provinzen  Champagne 
Buigund,  Jorez,  Artois  und  Picardie,  um  gegen  den  uner- 
träglichen  fiscalischen  Druck  Verwahrung  einzulegen-). 

Vorwiegend  politische  Ziele  verfolgten  die  italienischen 
Städtebünde,  wie  die  lombardische  Liga  gegen  Friedrich  I 
die  1197  in  San  Genesio  geschlossene  Liga  zwischen  Florenz' 
Liicca,  Siena  und  dem  Bischof  von  Volterra,  die  1266—1267 
entstandene  grosse  guelfische  Liga,  die  sich  von  Bologna  bis 
lerugia  erstreckte,  mit  florentinischer  Spitze,  die  Liga  von 
1309-1321  zwischen  Florenz,  Bologna,  Lucca,  Siena,  Volterra 
und  Prato  etc.  3).  Doch  schlossen  auch  Städte  und  Clerus 
Bündnisse  zum  Schutze  gegen  den  räuberischen  Adel*) 
Ausserdem  rief  der  Mangel  au  Sicherheit  der  Rechte  über- 
haupt und  des  Figeuthunis  insbesondere,  das  den  Gewalt- 
thaten  der  Mächtigen  ausgesetzt  und  von  den  Regierungen 
nicht  genügend  geschützt  war,  in  Italien  eine  eigeuthümliche 
Einung  der  Bürger  hervor,  die  sich  in  verschiedene  Classen, 
je  nach  ihrem  Handwerk  oder  ihrer  Kunst  verbanden  und 
Ihre  gesammte  Habe  oder  Theile  davon  zu  ihrem  eigenen 
und  zum  Besten  ihrer  Kinder  zusaninienlegten.  Aus  diesen 
monti  di  famiglia  gingen  andere  monti  hervor,  Vereinigungen 
gebundenen  Eigeuthums,  das  nach  den  Statuten  der  Gründer 
verwendet  wurde,  wie  die  inontes  pietatis  zu  Wohlthätigkeits- 

9 Dareste,  Histoire  Je  France.  II  267. 

®)  Claniageran,  a.  a.  0.  I 329. 

®)  Capponi,  a.  a.  0.  I 16.  58.  133. 

*)  Mamtms,  Deutsche  Geschichte  unter  den  sächsischen  und 
salischeu  Kaisern.  Stuttgart  1889.  S.  118. 
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üweckeii , vou  denen  der  erste  1463  in  Orvieto  gegründet 
wurde,  welchem  Beispiele  vor  Ablauf  des  fünfzehnten  Jahr- 
hunderts viele  Städte  folgten^). 

In  Spanien  entstanden  die  ersten  Städtebündnisse  in 
Aragonien  unter  Jaime  I.,  worauf  Castilien  bald  folgte.  Diese 
Herinaudades  bezweckten  Schutz  gegen  den  Angriff  von 
Adeligen,  die  unbelästigt  auch  nur  durch  irgend  einen  Schein 
einer  königlichen  oder  nationalen  Autorität  im  ganzen  Be- 
reiche Castiliens  Raub,  Plünderung  und  Brandlegung  übten. 
Die  Gründung  dieser  Hermandades  ohne  königliche  Be- 
willigung war  eines  der  merkwürdigsten  historischen  Er- 
eignisse. Ihre  Stifter  beriefen  sich  in  gesetzlicher  Form 
aut  die  Gewaltthätigkeiten,  Plündeiungen,  Mordthaten,  Ent- 
ehrungen „y  otras  cosas  sin  guisa“,  die  das  castilianische  Volk 
seit  dem  Tode  Alfons  X.  zu  erdulden  habe,  und  sie  erklärten, 
dass  zur  Beruhigung  des  Landes  und  zum  Schutze  der 
königlichen  Autorität  „facenios  hermandad“.  34  Städte 
nahmen  daran  Theil.  Waffengewalt  verschaffte  ihren  Be- 
schlüssen Achtung;  Ungehorsam  ward  mit  dem  Tode  bestraft. 
^^enn  ein  Adeliger  einen  Hermano  des  Eigenthums  beraubte, 
ward  sein  Haus  uiedergerissen  und  sein  bew^egliches  Vermögen 
zu  Gunsten  der  Hermandad  eingezogen.  Diese,  wiewohl 
energisch  und  streng,  war  niemals  tyrannisch.  Sie  erwies 
sich  während  der  ganzen  Regierungszeit  Johanns  II.  und 
Heinrichs  IV.  als  eine  Nothwendigkeit.  Mit  der  Wiederkehr 
einer  guten  Regierung  und  bürgerlichen  Ordnung  unter 
Isabella  wurde  sie  überflüssig.  Diese  Königin  setzte  an  ihre 
Stelle  die  heilige  Bruderschaft  — „Santa  Hermandad“  — 
als  wohl  organisirte  Gendarmerie  des  Königreichs^). 

Nur  in  England,  wo  der  Eroberer  eine  kräftige 
Monarchie  aufgerichtet  hatte,  gab  es  weder  Communen  im 
französischen  oder  flandrischeu  Sinne  noch  Städtebündnisse®). 
Doch  haben  wir  der  Gegenseitigkeitsverträge  der  verschie- 

')  Salvioli,  a.  a.  O.  S.  391. 

) llurke,  a.  a.  0.  I 293.  294.  347.  348.  Beiträn  y Közpide, 
Conipendio  de  Uistoria  de  Espana.  2<»a  ediciön.  Madrid  1889.  S.  213. 

(Iross,  The  (iild  Meivhaiit.  Oxford  1890.  I 106. 
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denen  Städte  zu  gedenken,  die  den  Zweck  hatten,  den  Bürgern 
der  vertragschliessenden  Städte  Befreiung  von  Zöllen  zu 
erwirken.  Diese  intermunicipalen  Verträge  hatten  im  Mittel- 
alter  die  Bedeutung  der  späteren  internationalen  Gegen- 
seitigkeitsverträge. Solche  Vereinbarungen  schlossen  um 
1265  Winchester  und  Southampton,  1850  Salisbury  und  South- 
ampton ^). 

Hierher  gehören  auch  die  Vereinbarungen,  die,  angesichts 
der  mittelalterlichen  heillosen  Münzwirren,  namentlich  unter 
den  Kaufleuten  getroffen  wurden,  um  nach  Möglichkeit 
Zahlungen  in  unverfälschtem  Gelde,  sei  es  in  einem 
gleichmässig  gemünzten  Weltgelde  — insbesondere  Goldgelde 
— sei  es  in  einem  constanten  Rechnungsgelde  zu  sichern, 
oder  doch  wenigstens  zur  Annahme  der  unvermeidlichen  gang- 
baren ^Münzen  nur  nach  Werth  (Cours)  zu  verpflichten®). 

Dass  auch  die  Märkte  und  Messen  dem  Schutz- 
bedürfnisse entsprangen,  haben  wir  bereits  (III  107—110) 
gesehen. 

Auch  der  Städte-  und  Zunftbündnisse  haben  wir  zu 
gedenken,  die  dahin  zielten,  die  grossentheils  willkürlich 
angemasste  Gewalt  der  Meister  gegen  die  beweglichen 
Gesellen  zu  behaupten®). 

Die  Bauern  suchten  ebenfalls  da,  wo  sie  zu  politischem 
Bewusstsein  gelangten,  durch  Pnuung  die  ihnen  drohenden 
Gefahren  abzuwenden,  jedoch  zu  spät.  In  einzelnen  Gegenden, 
wie  in  der  Schweiz,  vorübergehend  in  einigen  Landsehafteii 
an  der  Nordsee  und  im  innern  Deutschland  drangen  sie  mit 
solchen  Einungen  durch  und  sicherten  den  verbündeten 
Gemeinden  die  Selbstverwaltung.  Die  im  fünfzehnten  Jahr- 
hundert ausgebrochenen  Aufstände  wurden  von  solchen 
bäuerlichen  Genossenschaften  herbeigeführt*).  Ihr  unglück- 
licher Ausgang  ist.  allbekannt. 

*)  .-Vshley,  a.  a.  O.  II  44.  45. 

-)  Goldschinidt,  a.  a.  0.  311.  312. 

) Schanz,  Zur  Geschichte  der  deutschen  Gesellenverbände  im 
Mittelalter.  Leipzig  1877.  S.  28. 

*)  Gierke,  Genossenschaftsrecht.  I .500. 
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Gleich  fast  allen  Gesellschaftsclassen  (worunter  auch 
das  Ritterthuin)  empfand  die  Geistlichkeit  das  Be- 
dürfniss  der  Genossenschaft.  Namentlich  in  Frankreich 
linden  wir  Vereinigungen  zwischen  den  zahlreichen  Klöstern 
und,  nach  ihrem  Beispiele,  zwischen  den  weltlichen  Capiteln. 
Sie  suchten  ferner  auf  dem  Wege  der  von  uns  bereits  er- 
wähnten „pariages“  sich  mit  Personen  der  feudalen  Classe  zu 
verbinden,  um  Vergewaltigungen  von  dieser  Seite  zu  entgehen  *). 

: Andererseits  gab  es  im  Mittelalter  wenig  Institutionen,  die 

nicht  einen  religiösen  Charakter  angenommen  hätten. 

Zum  Theile  wenigstens  auf  das  Bedürfniss  des  Schutzes 
der  Person,  des  Eigenthums  und  der  Arbeit  (welches  Ur- 
Sprungs  sie  allerdings  später  meistens  uneingedenk  wurde) 
ist  die  Gilde  (Zunft),  eine  s]»ecitisch  germanische  In- 
stitution zurückzuführen,  welche  Ansicht  namentlich  Wilda 
Gierke®)  und  Pappenheim  energisch  vertreten.  War  ja 
u.  A.  die  deutsche  Hansa,  deren  schützenden  Charakter  wir 
kennen  lernten,  eine  Gilde.  Der  Ursprung  der  Gilden  in 
den  altgermanischen  Trinkgelagen  und  Opfergemeinschaften ") 
wird  ebenso  bestritten  wie  die  Annahme,  dass  sich  die 
Handwerkerzünfte  erst  seit  dem  zwölften  oder  dreizehnten 
Jahrhundert  von  den  in  den  norddeutschen  Städten  anfangs 
b(‘standenen  Gesammtgildeii  abgezweigt  hätten«).  In  dieser 
Beziehung  ist  daran  zu  erinnern,  dass  vermögende  Hand- 
werker nicht  nur  mit  ihren  Erzeugnissen,  sondern  auch  mit 
den  Rohstoffen,  die  sie  verarbeiteten,  zuweilen  Handel  trieben, 
wie  z.  B.  in  Hamburg  noch  im  sechszehnten  Jahrhundert 
die  Bierbrauer  die  hervorragendsten  Kornhändler  waren  ^). 

Auch  die  Ansichten  über  den  Zusammenhang  der  Gilden 

^ 

')  Liichaire,  Les  coimnnnes  üan^*aises.  IS.  27. 

2)  a.  a.  0.  S.  42.  50.  51.  71.  124.  147.  148.  245. 

{ ®)  a.  a.  ü.  ’I  2:^0. 

*)  Die  altdänischen  Schutzgilden.  Dreslau  1885.  S.  60. 

»)  Wilda,  a.  a.  0.  S.  3 ff. 

®)  Schröder,  a.  a.  0.  S.  617.  618. 

■»l  Wilda,  a.  a.  O.  S.  117.  118. 
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mit  den  Stadtverfassungen  gehen  auseinander.  Die  ersten 
solchen  Vereinigungen,  namentlich  die,  deren  Mitglieder  be- 
eidigt wurden,  die  lediglich  gegenseitigen  Schutz  bezweckten 
— zu  unterscheiden  von  den  späteren  Gewerbegilden  — 
erschienen  ihrer  Unabhängigkeit  wegen,  da  sie  einen  Staat 
im  Staate  bildeten,  den  weltlichen  wie  den  kirchlichen  Be- 
hörden bedenklich,  weshalb  sowohl  Könige,  wie  Karl  der 
► Grosse  und  Wilhelm  der  Eroberer,  als  auch  die  Kirche  sie 

untersagten  oder  wenigstens  einzuschränken  suchten. 

Nach  Pappenheim  ^)  sind  erst  aus  den  Schutzgilden  die 
Gewerbegilden  hervorgegangen.  Die  ältesten  jener,  die  wir 
kennen , sind  nach  Hegel  ^)  die  fränkischen.  Karlmann  er- 
wähnt ihrer  in  einem  Capitular  von  884. 

Als  noch  die  hörigen  Handwerker  für  den  Grundherrn 
arbeiteten,  lag  dem  Hofrechte  die  Ordnung  dieser  unter  der 
Aufsicht  eines  Dienstmannes  als  Meister  ausgeübten  Thätig- 
keit  ob.  Auch  nach  dem  Verschwinden  der  Hörigkeit  empfand 
man  das  Bedürfniss  einer  gewerblichen  Regelung,  die,  an- 
^ gesichts  der  Beschränkung  der  Wirksamkeit  des  mittelalter- 

I liehen  Staates,  den  Handwerkern  selbst  überlassen  blieb. 

So  gingen  die  hofrechtlichen  Innungen  in  Gilden  (Zünfte, 
Bruderschaften)  über,  bei  deren  Bildung  auch  kirchliche 
Einffüsse  mitwirkten.  Auf  diese  Weise  gelangten  die  Hand- 
werker durch  die  Zünfte  zur  Freiheit.  Gierke®)  und 
V.  Below^)  hegen  gegenüber  dieser,  der  herrschenden,  die 
Ansicht,  dass  die  Zünfte  keineswegs  au  alte  hofrechtliche 
Verbände  angeknüpft,  sondern  sich  bei  ihrem  ersten  Er- 
scheinen im  zwölften  Jahrhundert  als  eine  durchaus  neue 
Einrichtung  dargestellt  hätten. 

• Eberstadt  sucht  nachzuweisen,  dass  die  Zünfte  nicht 

unvermittelt  entstanden , sondern  dass  ihnen  drei  Formen 
der  Handwerkerverbände  vorangegangen  seien: 


’)  a.  a.  0.  8.  422. 

')  Städte  und  Gilden  der  germanischen  Völker  im  Mittelalter.  S.  4. 
»)  a.  a.  0.  I 246. 

Die  Entstehung  der  deutschen  Stadtgemeinde.  S.  73. 
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1.  Das  liofiecbtlicbe  Haiidwerkeramt. 

2.  Das  Magisterium,  die  liöcbste  seit  dem  zwölften  Jabr- 
biindert  nacligewieseue  Organisation  der  von  der  Masse 
der  untern  Bevölkerung  gesonderten  Handwerker. 

3.  Die  Fraternitas,  die  erste  Form,  vermöge  deren  unfreie 
grundberrlicbe  Handwerker  unter  der  Leitung  der 
Kiiebe  sieb  vereinigten.  Unmittelbar  aus  dem  Ma- 
gisterium  sei  die  Zunft  bervorgegangen  ^). 

(1.  Meyer 2)  nimmt  an,  dass  die  städtiseben  Zünfte  in 
Deutsebland  aus  zwei  Elementen,  nämlicb  den  bofrecbtlicben 
Innungen  und  den  Gilden  (Sebwurgenossensebaften)  bervor- 
gegaugen  seien. 


Doren^j  bebauptet,  dass  Gilde  die  älteste  Bezeiebnung 
für  jede  Art  germaniseber  Genossensc-baft  sei.  dass  sieb  das 
Wort  Zunft  in  älterer  Zeit  in  Norddeutscblaud  gai-  niebt, 
das  Wort  Innung  in  Süddeutscbland  nur  selten  finde. 

Die  Zünfte , unter  denen  die  der  Gewandsebneider,  die 
zugleich  Tucbbandel  trieben,  die  angesebenste  war,  standen 
anfangs  unter  dienstmänniseben  oder  patricisebeu  Vorstebern, 
eil  äugen  aber  allmäblicb  das  Recbt  der  freien  Selbstbestimmung. 
In  biscböflichen  Städten  machte  der  Bischof  zunächst  das 
Zugestäuduiss,  dass  der  Zunftmeister  der  Zunft  angebören 
solle,  die  dann  das  Recht  erhielt,  ihn  frei  zu  wählen;  im 
dreizehnten  Jahrhundert  wurden  die  herrscbaftlicben  ^’or- 
steher  grösstentheils  durch  Zunftmeister  verdrängt,  womit 
sich  eine  neue  Gerichtsbarkeit  verband*). 

Schutz  gegen  unfähige  und  unlautere  Concurrenz,  Be- 
autsiebtigung  der  vorsebriftsmässigeu  Erlernung  des  Hand- 
weiks,  somit  zum  ersten  Male  — Wahrung  des  Rechtes 
lind  der  Ehre  der  Arbeit  und  eine  Sondergeriebtsbarkeit, 


’)  Ebeistailt , Magisteriiun  und  Fraternitas.  Leinzi"  1897 
8.  6 tf.  197  ff.  ^ '' 

Meyer,  Lelirbudi  des  deutschen  Verwaltungsrechts.  1 378. 

Deren,  Untersuchungen  zur  Geschiclite  der  Kaufinannsgilden 
des  Mittelalters.  Leipzig  1898.  S.  184. 

*)  Arnold,  Das  Aufkomineu  des  Handwerkerstandes  im  Mittelalter. 
Dasei  1864.  N.  37.  88. 
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ohne  die  man  sich  im  Mittelalter  keine  Genossenschaft  vor- 
zustellen vermochte,  wurden  späterhin  als  vornehmste  Auf- 
gaben der  als  öffentlich  - rechtliche  Corporationen  aner- 
kannten, erst  im  dreizehnten  Jahrhundert  häutiger  auf- 
treteudeii  Zünfte  hingestellt , die  aber  daneben  auch  die 
politische  und  — da  jede  Zunft  bald  eine  eigene  Abtheilung 
des  städtischen  Heeres  bildete  — kriegerische  Erziehung 
ihrer  Mitglieder  sich  angelegen  sein  liessen.  Zuweilen  gab 
es  nur  innerhalb  ihres  Kreises  eine  geordnete  Rechts-  und 
Armenpflege,  eine  eigentliche  Verwaltung  und  eine  ernste 
Sorge  für  das  Volksschulwesen.  Sie  trugen  ferner  für  Ver- 
kehrsmittel und  Verkehrserleichterungen  Sorge  und  erstrebten 
die  Befreiung  des  Grundbesitzes  von  hörigen  Lasten.  All- 
mählich jedoch  trat  an  die  Stelle  der  Rücksicht  auf  das 
Wohl  und  die  Machtstellung  der  Genossenschaft  die  eigen- 
nützige Einschränkung  der  Zahl  der  Meisterrechte  auf  solche, 
die  mit  einer  dinglichen  Grundlage  — wie  z.  B.  Fleisch- 
bänke im  Schlachthause  — verbunden  waren,  oder  als  per- 
sönliches Recht  von  einzelnen  Genossen  erworben  wurden. 
Das  Amt  — eine  Bezeiebnung,  die  daran  erinnert,  dass  die 
Handwerkercorporation  sowie  jedes  ihrer  Mitglieder  ihren 
Beruf  in  der  Förderung  des  Wohles  des  Gemeinwesens  er- 
blickt hatten  — ward  in  ein  Privilegium  der  Meister  ge- 
wandelt , deren  Söhne  und  Töchter  vom  vierzehnten  Jahr- 
hundert an  masslos  begünstigt  wunden  und  denen  allein  in 
mauclien  Oiten  das  Handwerk  Vorbehalten  w'ard,  womit  die 
anfängliche  Brüderlichkeit  ins  Gegentheil  umschlug.  Und 
wie  im  Zeitalter  des  Lehnwesens  alle  Nutzungen  allmählich 
selbstständige  Rechte  geworden  sind,  so  wurden  auch  diese 
Meisterrechte  für  sich  bestehende  Verkehrs-  und  Eigeuthums- 
objecte,  die  frei  veräusserlich,  vererblich  und  sogar  theilbar 
waren  und  durch  deren  Erwerb  die  Aufnahme  als  Zuuft- 
mitglied  erlangt  wuirde*). 

’)  Vgl.  Heuslev,  a.  a.  0.  I 299.  800.  Gierke,  a.  a.  0.  1 249.  ;tö9. 
Döhmevt,  Beiträge  zur  Geschichte  des  Zunftwesens.  Leipzig  1862.  .8.  26. 
Schanz,  a.  a.  0.  S.  18.  14.  Wehiniann,  a.  a.  0.  24.  Lamjuecht, 
Deutsche  Geschichte  111,  29,  30. 
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ln  ähnlicher  Weise  wie  in  den  Markf>enossenschaften 
ist  in  den  Zünften  die  Thätigkeit  der  einzelnen  Berufs- 
genossen von  den  Bestimmungen  der  Gesammtheit  abhängig ; 
analog  dem  Flurzwange  dort,  erscheint  hier  der  Zunftzwang. 
Dieser  bestand  anfangs  nur  in  der  Verpflichtung,  sich  in 
die  Zunft  aufnehmen  zu  lassen  und  sich  ihren  Polizei- 
vorschriften zu  unterwerfen , ward  aber  später  auf  die  Be- 
fugniss  der  Genossenschaft  zur  Ertheilung  des  Amtes  aus- 
gedehnt. Ihm  schloss  sich  zuweilen  das  Bannrecht  an,  wo- 
nach die  benachbarten  Ortschaften  gezwungen  wurden , alle 
Ein-  und  Verkäufe  in  der  Stadt  zu  machen,  während  zu- 
gleich den  Stadtbewohnern  untersagt  ward,  bei  auswärtigen 
Handwerkern  zum  Nachtheile  der  städtischen  arbeiten  zu 
lassen  0.  Eine  Folge  der  monoi)olistischen  Gestaltung  der 
Zünfte  war  eben  die  Aufstellung  von  Schranken  zwischen 
Stadt  und  Land.  Zunächst  ward  die  Arbeit  der  Land- 
handwerker. auch  die  im  Aufträge  städtischer  Handwerker 
auf  dem  Lande  verrichtete,  beschränkt;  man  ertheilte  das 
Meilenrecht  auf  ein,  zwei  oder  mehrere  Meilen,  wodurch 
die  Betreibung  einzelner  wichtiger  Gewerbe  in  diesem  Um- 
kreise untersagt  wurde,  welches  Princip  sich  schliesslich, 
wie  bereits  erwähnt,  zu  der  Theoiie  entwickelte,  dass  das 
Hecht  der  Ausübung  der  Gewerbe  nur  den  Städten  zu- 
stehe ^).  Gegen  Uebertretungen  dieses  ^leileurechtes  wurde 
den  Bürgeni  zuweilen  — wie  in  einigen  Städten  Böhmens  — 
siigar  das  Recht  der  Selbsthilfe  eingeräumt:  sie  durften 
Bi-auereien  und  Werkstätten  zerstören  und  Kaufmanusgut 
ausserhalb  der  Zwaugsstrasse  auf  heben  ^).  Die  Gewaltsamkeit 
des  Zeitalters  erblicken  wir  auch  darin,  dass  nicht  nur 
schlechte  Erzeugnisse  vernichtet , sondern  auch  die  Werk- 
zeuge, deren  mau  sich  dazu  bedient  hatte,  wie  z.  B.  Dreh- 
bänken, zerbrochen  wurden*). 


’)  Gierke,  a.  a.  0.  I 161.  v.  Maurer,  a.  a.  0.  II  879 — 400. 
Schmoller,  Die  Strassburger  Tücher-  und  Weberzunft.  S.  887. 
Lippert,  a.  a.  0.  II  220. 

*)  Lamprecbt,  a.  a.  0.  IV  289. 
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Das  Zuuftmonopol  und  Bannrecht  schloss  ferner  jede 
höhere  Arbeitstheilung-  und  Vereinigung  aus  und  unter- 
drückte allen  Erfindungsgeist,  da  z.  B.  die  Anwendung 
neuer  Maschinen  nicht  selten  obrigkeitlich  untersagt  wurde  *). 
Das  Meisterstück,  nun  fast  allenthalben  gefordert,  wird 
immer  schwieriger  und  kostspieliger,  und  auch  andere  er- 
schwerende und  geradezu  chicanöse  Bedingungen  werden 
an  die  Ertheilung  des  Meisterrechtes  geknüpft.  Allbekannt 
ist  die  Ausschliessung  unehelicher  Kinder  wie  der  Söhne 
von  Vätern,  die  ein  „unehrliches“  oder  anrüchiges  Gewerbe 
betrieben.  Dagegen  gewahren  wir  in  manchen  Orten,  dass 
der  Genossenschaft  berufsmässig  fernstehende  Personen,  wie 
Adelige  und  Kleriker,  einzelnen  Gilden  — wie  z.  B.  der 
Gewandschneider-Gilde  in  Stendal  — beitraten,  um  in  den 
Genuss  der  von  ihnen  dargebotenen  reichen  Pfründen  zu 
gelangen  ^). 

Als  sich  allenthalben  ein  städtisches  Patriciat  ent- 
wickelte, das  die  Alleinherrschaft  anstrebte,  konnten  Zu- 
sammenstösse  mit  den  Zünften  nicht  ausbleiben,  welche 
Reibungen  namentlich  das  vierzehnte  und  fünfzehnte  Jahr- 
hundert erfüllten  und  überall  mit  einem  Siege  der  Zünfte 
endigten.  Heftige  Unruhen  rief  zu  Anfang  des  vierzehnten 
Jahrhunderts  insbesondere  der  in  der  städtischen  Verfassung 
gelegene  Widerspruch  hervor,  dass  das  Grundeigenthum 
noch  immer  die  Bedingung  politischer  Rechte  blieb,  während 
Handel  und  Gewerbe  die  Grundlagen  des  städtischen  Lebens 
geworden  waren.  Seit  dem  Ende  des  dreizehnten  Jahr- 
hunderts hatten  die  Patricier  sieh  in  den  meisten  Städten 
willkürliche  Bedrückungen  — namentlich  widerrechtliche 
Ausnutzung  der  Ahnenden  wie  der  städtischen  Einkünfte 
und  eigennützige  Ausbeutung  des  den  Handwerkern  ver- 
heissenen  Schutzes  — zu  Schulden  kommen  lassen.  Infolge 
des  erfolgreichen  Widerstandes  der  Handwerker  gegen  die 
anachronistische  Haltung  der  Grundeigenthümer  wurde  die 


h Roscher,  Politik.  S.  479. 
*)  Doren,  a.  a.  0.  S.  107. 

Felix,  Eigenthum.  IV.  2.  1. 
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monopolistische  Stellung  der  Patricier  gebrochen  und  den 
Handwerkeni  ein  Aiitheil  am  städtischen  Regimente  zu- 
erkannt *). 

Allmählich  sonderten  sich  von  den  Handwerkerzünften 
die  Kaufmannsgilden,  mit  dem  Zwecke  des  Schutzes  und 
der  Förderung  des  Handels,  doch  ist  die  Grenze  zwischen 
beiden  schwankend.  Den  Mangel  an  Einheit  des  Berufes,  I 

der  hei  diesen  im  Vergleiche  mit  jenen  unverkennbar  war, 
ersetzten  die  Kaufmannsgilden  durch  grössere  Freiheit  und 
Beweglichkeit , ohne  die  der  Betrieb  des  Handels  kaum 
denkbar  ist  ®). 

In  dem  Masse,  als  die  öhentlichen  Gewalten  dem 
Handel  den  Schutz  gewährten,  für  den  die  Berufsgeuossen 
lange  Zeit  hindurch  allein  zu  sorgen  gehabt  hatten,  wurde 
der  vornehmlich  auf  Vertheidigung  gerichtete  Zweck  der 
Gilden  in  einen  positiven,  die  Förderung  der  allgemeinen 
kaufmännischen  Interessen  umfassenden,  gewandelt^). 

Nach  dem  belgischen  Schriftsteller  Yandeni)eereboom 
sind  die  ersten  Gilden  Flanderns  in  den  sächsischen  , 

Colonien  dieses  Landes  entstanden.  Gegenseitiger  Schutz, 
den  mau  offenbar  nur  durch  allgemeine  Betheiligung  zu  er- 
reichen vermochte,  erscheint  auch  hier  als  vornehmstes  Ziel. 

In  St.  Omer  lassen  sich  die  Spuren  einer  kaufmännischen 
genossenschaftlichen  Organisation  bis  zum  Ausgange  des 
elften  Jahrhunderts  zurückverfolgen.  Nach  dem  zwischen 
1082  und  1097  entstandenen  Statut  einer  Kaufiuannsgilde 
wurde  jeder  Grosskaufmann  dadurch  zum  Beitritte  ge- 
zwungen, dass  er,  wofern  er  diesen  ablehute,  mit  Entziehung 
des  Schutzes  auf  Reisen  bedroht  ward.  Auch  die  Gilde- 
brüder in  Valenciennes  sicherten  sich  gegenseitigen  Schutz  « 

auf  ihren  Karawanenreisen  zu.  Die  Hansa  von  St.  Omer 
(hanse-gilde) , die  das  Monopol  des  Handels  nach  England, 


*)  Schröder,  a.  a.  0.  S.  614.  615.  Arnold,  Studien  zur  Deutschen 
Culturgeschichte.  Stuttgart  1882.  S.  203 — 206. 

*)  Doren,  a.  a.  0.  42.  44. 
a.  a.  0.  S.  166. 
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Schottland,  Irland  und  jenseits  der  Somme  zu  erringen 
wusste , vereinigte  sich  bald  darauf  mit  kaufmänni- 
schen Genossenschaften  anderer  Städte  zur  flandrischen 

Hansa  ^).  Ueberhaupt  nahmen  die  flandrischen  Gilden, 

gleich  den  deutschen  Zünften,  allmählich  einen  monopolar- 
tigen Charakter  an.  Nach  der  Keure  von  Gent  von  1296 
durften  die  eine  Meile  im  Umkreise  Wohnenden  nur  daun 
Tuch  verkaufen,  wenn  sie  es  zur  Halle  brachten  und  stempeln 
Hessen.  Nur  zu  Gunsten  des  Adels  ward  eine  Ausnahme 
gemacht;  an  ihn  durfte  man  auch  auf  dem  platten  Lande 
verkaufen.  Ferner  durfte  kein  Bürger  ausserhalb  der 
Grenzen  des  Schöffenthums  von  Gent  weben  oder  walken 
lassen.  Die  flandrischen  Städte  ruhten  nicht,  bis  sie  1342 
ein  Privilegium  erwirkten,  das  die  Weberei  mehrere  Meilen 
im  Umkreise  der  Städte  ganz  untersagte.  Dadurch  wurden 
heftige  Fehden  der  grossen  Weberzunft  von  Gent,  Brügge 
und  Ypern  mit  dem  platten  Lande  herbeigeführt,  während 
welcher  Hunderte  von  Webstühlen  vernichtet  wurden^). 

Auch  in  Flandern  bildeten  mit  den  Adeligen  und  Alt- 
freien  im  Bunde  die  reichen  Kauf-  und  Gewerbsleute  die 
hohe  Bürgerschaft  und  schlossen  sich  nach  vollendeter  Ent- 
wicklung des  Zunftwesens  im  vierzehnten  Jahrhundert  in 
eine  Zunft,  die  der  Poorters,  zusammen.  Da  sie  seit  1300 
fast  ausschliesslich  aus  Kaufleuteu  bestand,  so  blieb  man 
hier  von  den  Folgen  der  Gegensätze  zwischen  Adel  und 
Kaufmannschaft  verschont.  Die  Edelleute  Hessen  sich  in 
die  Register  der  Zünfte,  die  sich  einen  hervorragenden 
Antheil  am  Stadtregimente  zu  sichern  gewusst  hatten , ein- 
tragen und  betrieben  selbst  Gewerbe,  wie  z.  B.  um  1345 
der  Ritter  Artevelde. 

Auch  hier  gewahren  wir  eine  Eintheilung  in  höhere 
und  niedere  Zünfte.  Jene  wurden  häufig  von  diesen  durch 
die  Ueberlegenheit  ihrer  Zahl  überwältigt.  Vom  Anfänge 
des  vierzehnten  bis  zum  sechszehnteu  Jahrhundert  riefen  die 


»)  a.  a.  0.  S.  60  ff. 

Schmoller,  a.  a.  0.  S.  387. 
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minores  mit  einigen  demagogischen  optiniates  an  der  Spitze 
fast  ohne  Unterlass  Volksbewegungen  in  den  flandrischen 
Städten  hervor,  die  aber  minder  heftig  waren  als  in  Brabant, 
wo  die  patricischen  Geschlechter  den  Zunft  genossen  gegen- 
überstanden '). 

Den  Gilden  verwandt  war  die  Amicitia  von  Aire,  als 
Schutzverbindung  zur  Abwehr  vonUnthaten  schlechter  Leute; 
doch  fehlte  ihr  von  den  Merkmalen  der  Gilde  insbesondere 
der  Charakter  der  religiösen  Bruderschaft  und  das  Con- 
vivium  ^). 

In  England  waren  die  geistlichen  Gilden  zahlreich 
und  schon  früh  völlig  ausgebildet.  Friedensgilden,  Ver- 
einigungen zum  Schutze  des  Eigenthums,  werden  in  London 
schon  zur  Zeit  Aethelstaus  (f  940)  erwähnt®).  In  der  ersten 
Hälfte  des  zehnten  Jahrhunderts  erscheinen  diese  Friedens- 
gilden als  Versicherungsgesellschaften  gegen  Diebstahl,  in- 
dem ihre  Mitglieder  sich  zum  Ersätze  gestohlenen  Viehs 
und  entwendeter  Sklaven  aus  einer  gemeinsamen  Gasse  ver- 
pflichteten und  sich  ausserdem  verbindlich  machten,  die  Diebe 
gemeinsam  zu  verfolgen^).  Die  Cambridger  Gilde  aus  der 
ersten  Hälfte  des  elften  Jahrhunderts  bezweckte  im  Wesent- 
lichen an  Stelle  der  Sippe  die  Wergeidpflicht  zu  erfüllen, 
falls  ein  Gildebruder  getödtet  werden  sollte®). 

Die  erste  deutliche  Erwähnung  von  kaufmännischen 
Gilden,  die  vornehmlich  zum  Schutze  gegen  die  feudalen 
Uebergriffe  gegründet  worden  sein  sollen,  geschieht  bei 
Ausgang  des  elften  Jahrhunderts  ®).  Bei  der  Gilda  Mercatoria 


1)  Warnkönig,  Flandrische  Staats-  und  Rechtsgeschichte.  I 350 
bis  353. 

2)  Hegel,  a.  a.  0.  II  169. 

®)  Lappenberg,  Geschichte  Englands.  1 610. 

*)  Hartwig,  Untersuchungen  über  die  ersten  Anfänge  des  Gilde- 
wesens. Forschungen  zur  deutschen  Geschichte.  I 140.  Stubbs,  a.  a.  0. 
I 415. 

Gross,  Gilda  Mercatoria.  Göttingen  1883.  S.  15. 

®)  Gross,  The  Gild  Merchant,  a.  a.  0.  I 5.  Ashley,  a.  a.  0.  I 79. 
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handelte  es  sich  ferner  um  die  Freiheit  „ad  emendum  et 
vendendum  omnimodas  mercandisas  libere“ ; dies  der  Kern 
der  Institution  im  zwölften  und  dreizehnten  Jahrhundert. 
Die  der  Gilde  nicht  Angehörigen  waren  beim  Handelsbetriebe 
den  städtischen  Zöllen  unterworfen ; einer  der  Hauptvortheile 
der  Genossen  war  mithin  die  Zollfreiheit  innerhalb  der  Stadt, 
ferner  das  Monopol  des  Kleinhandels^). 

* Bei  den  kaufmännischen  Gilden  fanden  wir  die  bei 

manchen  aristokratischen  Gesellschaften  Deutschlands  wahr- 
genommene Vorschrift,  dass  ein  Handwerker  vor  der  Auf- 
nahme sein  Handwerk  abschwören  musste®).  — Ashley®) 
unterscheidet  die  „mysteries“  (Innungen)  oder  „crafts“ 
(Zünfte)  von  den  späteren  „Companies“  (Gilden). 

Wie  bei  den  deutschen  Zünften,  so  herrschte  auch  bei 
den  englischen  im  Allgemeinen  das  Princip  der  Verpflichtung, 
Einkäufe  mit  den  Genossen  zu  theilen,  wofern  diese  es  ver- 
langten‘‘).  Wie  bei  jenen,  war  auch  bei  diesen  das  Arbeits- 
recht innerhalb  der  Zunft  oft  auf  die  kleinlichste  Weise 
» beschränkt;  nach  Ashley  soll  sogar  die  Bestimmung  be- 

standen haben,  dass  kein  Zunftmitglied  eine  Frau  mit 
Ausnahme  seines  Weibes  und  seiner  Tochter  arbeiten  lassen 
dürfe.  In  der  zweiten  Hälfte  des  vierzehnten  Jahrhunderts 
scheint  die  Länge  der  Lehrzeit  von  dem  Belieben  der  Meister  ab- 
gehangen zu  haben,  da  diese  zuweilen  in  ihren  Testamenten 
den  Rest  der  Lehrzeit  erliessen.  In  London  war  sieben- 
jährige Lehrzeit  üblich,  doch  wurde  ihre  Dauer  häutig  auf 
8,  10,  12  Jahre  erhöht.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass 
dies  sowie  die  Beschränkung  der  Lehrlingszahl  vornehmlich 
aus  eigennützigen  Beweggründen  erfolgte®), 
f Die  Gildleute  (gildsmen)  mögen  gegen  einander  gütig 

I und  hilfreich  gewesen  sein ; dagegen  wurden  lebhafte  Klagen 


Gross,  Gilda  Mercatoria.  S,  53.  54. 
2)  Ashley,  a.  a.  0.  I 80. 

®)  a.  a.  0.  II  23. 

Gross,  The  Gild  Merchant.  I 49. 

®)  Ashley,  a.  a.  0.  I 90.  II  88  ff. 
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darüber  laut,  dass  sie  gegen  Nichtgenosseu  oft  hart  und 
unterdrückend  verfuhren  ’).  Wie  in  den  meisten  Ländern 
arteten  die  Gilden,  die  ursprünglich  zum  Schutze  der 
Schwachen  gebildet  worden  waren , in  monopolisirende 
Körperschaften  aus^).  1310  machten  die  Bürger  von  Derby 
dem  Könige  die  Vorstellung,  dass  das  ausschliessende  Ver- 
fahren der  Gildeleute  Schaden,  Druck  und  Verarmung  des 
Volkes  herbeiführe®).  Dagegen  muss  hervorgehoben  werden, 
dass  die  Handwerkergilden  die  Unterstützung  armer  Mit- 
glieder als  einen  ihrer  vornehmsten  Zwecke  betrachteten, 
und  dass  mit  Rücksicht  hierauf  die  Gilden  durch  ausgedehnte 
Schenkungen  von  Grundstücken  begünstigt  wurden,  die  bis 
zur  Reformation  die  Grundlage  eines  Unterstützungsfonds 
bildeten.  Es  wurde  daher  als  ein  von  Eduard  VI.  be- 
gangenes grosses  Unrecht  beklagt,  dass  dieser  König  das 
Gildeneigenthum  einzog 

Die  englischen  Städte  kannten  weder  ein  Patriciat  noch 
das  wüste  Parteiwesen,  das  dessen  Gegensatz  zu  der  Gemeinde 
in  deutschen  Städten  herbeiführte®).  Das  Stadtregiment  war 
grossentheils  demokratisch.  Die  im  vierzehnten  und  fünf- 
zehnten Jahrhundert  ausgebrochenen  Collisionen  zwischen 
Städten  und  Behörden,  die  dadurch  entstanden,  dass  die  Re- 
gierung in  manchen  Städten  aus  den  Händen  der  Bürger  in  die 
einer  geschlossenen  erlesenen  Körperschaft  überging,  nahmen 
nicht  die  furchtbaren  Verhältnisse  an,  wie  die  in  deutschen, 
niederländischen,  schweizerischen  Städten®). 

Während  des  14.  und  15.  Jahrhunderts  lösten  sich  die 
Gilden  in  zwei  Classen  auf,  von  denen  die  eine  einen  aus- 
schliesslich kaufmännischen  Charakter  hatte,  während  der 
anderen  vorwiegend  Handwerker  angehörten'').  Im  Laufe 

*)  Gross,  a.  a,  0.  1 36. 

Stubbs,  a.  a.  0.  I 419. 

Gross,  a.  a.  0.  I 41. 

*)  Stubbs,  a.  a.  0.  III  600. 

Hegel,  a.  a.  0.  I 114.  Gross,  a.  a.  0.  I 106. 

ö)  Gross,  a.  a.  0.  I 110.  113. 

’)  a.  a.  0.  I 127.  128. 
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des  fünfzehnten  Jahrhunderts  begann  der  Ausdruck  „Gilda 
Mereatoria“  zu  verschwinden.  Das  Haupt  der  Genossenschaft 
wurde  das  Stadtoberhaupt.  Die  Ausdrücke  borough  und 
gild,  burgesses  und  gildsmen  wurden  nun  identisch'). 

Was  Schottland  anbelangt,  so  geschieht  1222  einer 
Gilde  in  Aberdeen  Erwähnung.  Im  sechszehnten  Jahrhundert 
brachen  daselbst  heftige  Streitigkeiten  zwischen  Kaufleuten 
und  Handwerkern  aus.  Die  schottischen  Gilden  bestehen 
noch  gegenwärtig®). 

Die  Ausübung  staatlicher  Rechte  durch  die  Gilden 
erfolgte  wohl  nirgends  mit  solcher  Entschiedenheit  wde  in 
Dänemark,  wo  sich  die  Entwicklung  des  Schutzgilden- 
wesens vornehmlich  im  elften  Jahrhundert  vollzog®)  und  wo 
die  Gilde  als  höchste  Rechtsgemeinschaft  der  Stadtbewohner 
galt '').  Doch  waren  die  Gildenmitglieder  nicht  ausschliesslich 
Stadtbürger ; auch  Landbewohner  konnten  sich  in  die  Gilde 
aufnehmen  lassen,  wenn  Gildebrüder,  die  Stadtbürger  waren, 
für  sie  Bürgschaft  leisteten®).  Sehr  ausgebildet  ist  das 
Bussensystem  der  dänischen  Gilden.  Die  dänischen  Könige, 
auf  deren  Schutz  sich  die  Gildenordnungen  von  Flensburg 
und  Odense  berufen,  begünstigten  die  Gilden  wohl,  weil  sie 
in  ihnen  eine  Förderung  des  noch  unsichern  Rechtszustandes 
erblickten  ®). 

Ebenso  wenig  wie  in  England  vermochte  in  Dänemark 
ein  Patriciat  sich  herauszubilden.  Auch  blieb  daselbst  die 
Gewerbefreiheit  gewahrt.  Die  Handwerkerinnungen  erlangten 
keinen  Antheil  am  Stadtregimente.  Deshalb  blieben  die 
Stadtgemeinden  von  Parteikämpfen  verschont'). 

Verschieden  von  den  Gilden  waren  in  Schweden  die 
Handwerkerinnungen,  die  Compagnien,  oder,  wie  in  Nieder- 

1)  a.  a.  0.  I 159. 

2)  a.  a.  0.  I 119.  225. 

3)  Pappenheim,  a.  a.  0.  S.  125. 
a.  a.  0.  S.  58. 

®)  Hegel,  a,  a.  0.  I 154. 

®)  a.  a.  0.  I 244. 

7)  a.  a.  0.  I 249. 
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deutschland,  Aemter  hiessen.  Im  vierzehnten  Jahrhundert 
kam  der  Zunftzwang  hier  zur  Erscheinung,  der  im  fünfzehnten 
und  sechszehnten  Jahrhundert  ausartete.  In  einer  das 
Schneideramt  zu  Stockholm  betreffenden  Verordnung  von 
1356  schaffte  König  Magnus  den  freien  Gewerbebetrieb  ab. 
Die  einwandernden  Schneider,  die,  wie  es  darin  heisst,  das 
Handwerk  ungeschickt  ausüben,  sollen  einige  Zeit  als 
Lehrlinge  im  Amte  dienen,  bis  Bürgermeister  und  Amts- 
vorsteher sie  fähig  befinden,  zum  Meisteramte  befördert  zu 
werden;  auch  sollen  sie  ein  reines  Vermögen  im  Werthe 
von  mindestens  20  Mark  besitzen  *). 

In  Frankreich  beruhte  namentlich  die  Stadt  Verfassung 
des  Nordens  seit  dem  zwölften  Jahrhundert  w-esentlich  auf 
den  Schutzgilden 2).  Gleich  den  ersten  englischen,  hatten 
die  ersten  französischen  Gilden  noch  keinen  gewerblichen 
Charakter.  Dieser  ist,  wie  in  England  und  Deutschland,  so 
auch  in  Frankreich  erst  zu  Ende  des  elften  Jahrhunderts 
wahrnehmbar  und  zw^ar  vornehmlich  im  Norden  in  den  reichen 
industriellen  Gegenden  von  Flandern,  Artois  und  der  Picardie, 
wo  zuerst  kaufmännische  Gilden  entstanden,  denen  später 
Handwerkergilden  folgten.  Ein  Freibrief  Heinrichs  I.  von 
England  bestätigte  die  Schustergilde  zu  Rouen;  Heinrich  II. 
bestätigte  die  Statuten  der  Gerber  und  Kürschner  daselbst. 
Beide  Könige  verliehen  den  Gilden  werthvolle  Privilegien. 
Später  erst  entstanden  Gilden  in  Paris,  von  denen  die  älteste, 
die  sich  an  römische  Traditionen  anschloss,  die  der  Kauf- 
leute war,  welche  die  Schifffahrt  auf  der  Seine  betrieben. 
Sie  hesassen  seit  1170  das  Monopol  der  Schifffahrt  auf  der 
Niederseine.  Im  Süden  wie  im  Norden  erscheint  das  Er- 
wachen des  genossenschaftlichen  Geistes  als  eine  Folge  der 
communalen  Erhebung®). 


0 a.  a.  0.  I 335  ff. 

GoUlschniidt,  a.  a.  ü.  I 218. 

Etienne  Martin-Saint-Leon,  Histoire  des  corporations  de  metiers. 
Paris  1897.  S.  53  ff.  Levasseur,  Histoire  des  classes  ouvrieres  en 
France.  I 200. 
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Im  dreizehnten  Jahrhundert  codificirte  Etienne  Boileau  alle 
Pariser  Reglements  und  Gebräuche.  Die  anscheinend  zum 
Schutze  und  zur  wirksamen  Erziehung  der  Lehrlinge,  deren 
Zahl  deshalb  beschränkt  werden  sollte,  erlassenen  Vor- 
schriften sind  sehr  genau  und  eingehend.  Levasseur  nimmt 
offenbar  mit  Recht  an,  dass  sie  weniger  im  Interesse  der 
Lehrlinge  als  in  dem  der  Meister  ertheilt  worden  seien, 
denen  so  w’enig  Concurrenten  als  möglich  herangebildet 
werden  sollten.  Dies  beweist  u.  a.  der  Umstand,  dass  man 
manchen  Lehrlingen  den  Loskauf  von  einzelnen  dieser  Vor- 
schriften gestattete  und  dass  sie  Meister  wurden,  ohne  die 
erforderliche  Erfahrung  erlangt  zu  haben ; ein  weiterer  Beleg 
für  die  Richtigkeit  dieser  Anschauung  ist  der,  dass,  wie  in 
Deutschland,  so  auch  in  Frankreich  zu  Gunsten  der  Meister- 
söhne, von  denen  auch  ein  leichteres  Meisterstück  als  von 
anderen  gefordert  wurde,  Ausnahmen  zugelassen  wurden®). 
Ausserdem  ist  in  den  Statuten  nur  die  geringste  Summe, 
die  der  Meister  vom  Lehrlinge  zu  fordern  berechtigt  war, 
angegeben®).  Ein  anderer  Forscher^)  bemerkt,  dass  die 
Zunftmitglieder  fast  immer  darauf  bedacht  gewiesen  seien,  die 
Lehrzeit  über  Gebühr  auszudehnen,  offenbar  weniger  um 
die  Vervollkommnung  des  Lehrlings  als  darum  bekümmert, 
dass  seine  unentgeltlichen  Dienste  länger  ausgenützt  werden 
und  dass  nur  eine  kleine  Anzahl  von  Bewerbern  zur  ^leister- 
schaft  gelange.  Wie  in  Deutschland,  so  erstickten  auch  in 
Frankreich  die  Zünfte  den  Erfindungsgeist  einerseits  durch 
die  Reglements,  an  die  man  sich  streng  zu  halten  hatte, 
andererseits  durch  das  Recht  der  Untersuchung  (droit  de 
Visite),  das  jede  Geheimhaltung  ausschloss®).  (Ein  drastisches 
Beispiel  von  Chicane  bei  Meisterstücken  s.  Levasseur  I,  463.) 

1)  a.  a.  0.  I 229. 
a.  a.  0.  I 460. 

3)  a.  a.  0.  I 239. 

Fagniez,  Etudes  sur  Tindustrie  et  la  classe  industrielle  ä Paris 
au  Xllle  et  XlVe  siede.  Paris  1877.  S.  59. 

®)  Levasseur,  a.  a.  0.  I 260. 
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Später  wurde  die  Aufnahme  zur  Meisterschaft  an  bedeutende 
Gebühren  geknüpft*). 

Durch  die  königliche  Verordnung  von  1351  wurde  die 
Beschränkung  der  Lehrlingszahl  aufgehoben  und  u.  A.  be- 
stimmt, dass  jeder  zu  seinem  Berufe  fähige  Kaufmann  oder 
Handwerker  das  Betriebsrecht  erwerben  könne,  ohne  den 
kleinlichen,  durch  die  Zünfte  vorgeschriebenen  Formalitäten 
unterworfen  zu  werden.  Zugleich  aber  wurden  im  vermeint- 
lichen Interesse  der  Consumenten  die  Waarenpreise  fest- 
gesetzt ®). 

Nach  Eberstadt  ist  in  den  Pariser  Urkunden  nichts  in 
Bezug  auf  Zunftzwang  zu  linden  und  hat  in  den  Provincial- 
städten, denen  bis  zur  Mitte  des  dreizehnten  Jahrhunderts 
Privilegien  verliehen  wurden,  eine  einzige,  Pontoise,  den 
Zunftzwang  aufzuweisen,  indem  der  Bäckerzunft  daselbst 
1217  bestätigt  wird,  dass  Niemand  in  Pontoise  Brod  backen 
dürfe,  nisi  qui  sit  legitimus  bolengerius  ^). 

Wie  wir  bereits  erwähnten,  griff  in  Frankreich  das 
Lehnwesen  auch  in  alle  Arbeitsverhältnisse  ein.  Die  meisten 
Handwerke  wurden  seit  dem  dreizehnten  Jahrhundert  hohen 
Beamten  in  Lehn  gegeben,  denen  der  König  seine  Gewalt 
übertrug.  Im  Allgemeinen  geschah  dies  so,  dass  jeder  dieser 
Beamten  die  Gerichtsbarkeit  über  das  Handwerk  auszuüben 
berufen  wurde , dessen  Gegenstand  sich  am  meisten  den 
Functionen  näherte,  die  er  beim  Könige  zu  erfüllen  hatte. 
So  wurde  der  grand  panetier  der  Herr  der  Bäcker,  der  grand 
maröchal  der  Herr  der  Huf-  und  Messerschmiede  und  Schlosser, 
der  grand  chambrier  der  Herr  der  Trödler  und  der  Hand- 
schuhmacher, der  Barbier  des  Königs  der  Herr  der  Barbiere 
und  Chirurgen.  Andere  Handwerke  wurden  gegen  Geld 
vom  Könige  verliehen.  Gegen  Ende  des  vierzehnten  Jahr- 
hunderts gehörten  die  unabhängigen  Handwerke  zu  den 
Ausnahmen  *). 

a.  a.  0.  II  99. 

*)  Pigeonncaii,  a.  a.  0.  I 347.  348. 

Eberstadt,  a.  a.  0.  S.  190. 

*)  Saint-Leon,  a.  a.  0.  S.  94.  95. 
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So  erklärt  es  sich,  dass  bei  Ausgang  des  vierzehnten 
Jahrhunderts  in  den  Handwerken  die  Monopole  überhand 
nahmen,  namentlich  in  dem  mächtigsten  von  allen,  dem  der 
Metzger.  Ihr  Gewerbe  ward  das  Eigenthum  einiger  weniger 
reicher  Familien,  die  eine  ganze  Armee  von  Knechten, 
Schindern  etc.  hielten,  kräftigen  und  gewaltthätigen  Leuten, 
die  zu  jedem  blutigen  Werke  bereit  waren.  Sie  erschienen 
allmählich  als  so  gefährlich,  dass  1416  der  Befehl  zur  Nieder- 
reissung  des  grossen  Schlachthauses  ertheilt  und  hierauf 
die  Körperschaft  aufgelöst  wurde,  um  1418  wieder  zu  er- 
stehen *). 

Wie  wir  gesehen  haben,  wurde  vom  Königthum  öfters 
in  die  Rechte  der  Zünfte  eingegriffen.  So  ward  unter 
Ludwig  XL  der  Missbrauch  willkürlicher  Meisterbriefe  ein- 
geführt , die  bei  feierlichen  Gelegenheiten , wie  bei  der 
Krönung  oder  bei  der  Geburt  eines  Dauphins  verliehen 
wurden.  Diese  vom  Könige  gegen  Bezahlung  ertheilten 
Meisterbriefe  enthoben  ihre  Inhaber  aller  oder  eines  Theiles 
der  den  Gesellen  sonst  auferlegten  Leistungen,  wie  der  Ver- 
phichtung  zur  Anfertigung  eines  Meisterstückes.  So  w^urde 
die  Zunft  oft  genöthigt,  einen  unerfahrenen  oder  unfähigen 
Eindringling  aufzunehmen,  dessen  Mittel  ihm  den  Kauf  einer 
solchen  Begünstigung  gestatteten.  Zum  erstenmale  1461 
■ machte  Ludwig  XL  von  diesem  Rechte,  das  er  sich  ange- 

( eignet  hatte,  Gebrauch,  indem  er  einem  gewissen  Richard 

de  Montroussel  die  Ausübung  des  Metzgergewerbes  verlieh, 
„pourvu  qu’il  soit  expert  et  souffisanz“ , eine  offenbar  nur 
der  Form  nach  auferlegte  Beschränkung.  Dieser  Missbrauch 
ward  unter  Ludwigs  Nachfolgern  ausgedehnt;  1485  gründete 
Karl  VIII.  eine  neue  Classe  privilegirter  Kaufleute  unter 
dem  Namen  „marchands  suivant  la  Cour“  ^). 

Auch  in  Italien  war  ursprünglich  der  vornehmste  Zw'eck 
der  Gilden  gegenseitiger  Schutz  der  Genossen.  Zuweilen 
umfasste  die  Gilde,  als  einzige  Schutzanstalt,  die  gesammte 


I 


i 


I 


q a.  a.  0.  S.  200.  210. 
s)  a.  a.  0.  S.  222. 
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Bürgerschaft.  U.  A.  betrachtete  es  die  Gilde  als  ihre  Auf- 
gabe, Bestohlenen  zur  Wiedererlangung  ihrer  Habe  zu  ver- 
helfen G-  Dies  z.  B.  auch  die  voi’nehinste  der  dorentiner 
Zünfte , Tarte  di  Calimala , (die  Industrie  der  Appretirung 
und  Verfeinerung  rohen  auswärtigen,  vornehmlich  französi- 
schen und  dandrischen  Tuches  — il  rafdnamento  dei 
panni  forestieri).  Da  unaufhörlich  Tuch  vom  Auslande 
nach  Florenz  gesandt  wurde,  das  also  fortwährend  der 
Gefahr  der  Beraubung  ausgesetzt  war,  so  suchten  die  Zunft- 
statuten die  Rückerlangung  gestohlenen  Tuches  zu  fördern  ^). 

In  Venedig  bildeten  die  Zünfte  die  einzige  Körperschaft, 
innerhalb  der  die  herrschende  Aristokratie  dem  Bürger 
einen  Spielraum  zur  Selbstbestimmung  über  seine  Angelegen- 
heiten einräumte,  indem  ihr  die  Gestattung  der  freien  Hand- 
habung der  wirthschaftlichen  Gesetzgebung  als  das  ge- 
eigneteste Mittel  erschien,  das  aller  politischen  Rechte  be- 
raubte Volk  seine  Ohnmacht  weniger  fühlen  zu  lassen. 
Als  im  vierzehnten  Jahrhundert  die  Abschliessung  der 
Aristokratie  vollendet  ward,  wich  auch  in  den  Venetianer 
Zünften  die  Freiheit,  die  bis  dahin  darin  gewaltet  hatte, 
der  Tendenz  der  Monopolisirung. 

Ganz  anders  in  Florenz,  wo  die  Zuuftorganisation  die 
Grundlage  der  freiheitlichen  Verfassung  des  Volkes  wurde, 
wo  die  Zünfte  nicht  nur  wirthschaftliche , kirchliche  und 
militärische,  sondern  auch  wahrhaft  politische  Zwecke  ver- 
folgten — was  nicht  ohne  heftige  C lassenkämpfe  geschah  — 
und  wo  nicht  nur  Handwerker,  Fabrikanten  und  Kaufleute, 
sondern  auch  Aerzte,  Richter,  Notare  Zünfte  bildeten,  denen 
auch  ausserhalb  dieser  Berufsarten  Stehende  beitraten.  So 
war  Dante  Vorsteher  der  Aerzte-  und  Apothekerzunft ^).  Seit 
1293  war  die  wirkliche  Ausübung  einer  Kunst  oder  eines 
Gewerbes  die  unerlässliche  Bedingung  zur  Theilnahme  an 
der  Regierung,  was  der  Ausschliessung  des  Adels  von  den 


*)  Cibrario,  a.  a.  0.  I 98 — 100. 

2)  Filippi,  L’arte  dei  inercanti  di  Calimala.  Torino  1889.  S.  47. 
Heyck,  Die  Mediceer.  Bielefeld  und  Leipzig  1897.  S.  11. 
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Gemeindeämtern  gleichkam  ^),  der,  um  den  verlorenen  Ein- 
fluss wieder  zu  gewinnen,  sieh  dem  Betriebe  von  Handel 
und  Industrie  ergab  und  den  einflussreichen  Zünften  an- 
schloss ^).  Im  Geiste  der  Renaissance  haben  die  italienischen 
Zünfte  Niemand  wegen  unehelicher  Geburt  von  der  Aufnahme 
als  Lehrling  oder  von  der  Ertheilung  des  Meisterrechtes 
ausgeschlossen  ®).  Einen  überzeugenden  Beweis  für  die 
•j  Würdigung  der  Arbeit  im  mittelalterlichen  Italien  bietet 

nicht  nur  die  Bestimmung  der  florentiner  Verfassung,  dass 
nur  Handwerker  oder  Kaufleute  an  der  öffentlichen  Ver- 
waltung theilnehnien  dürfen  (vgl.  II  223),  sondern  auch 
u.  A.  die,  dass  um  der  Sicherheit  und  Ruhe  der  Wollarbeiter 
willen  — die  das  in  Florenz  hervorragendste  Gewerbe  be- 
trieben — es  den  Hauseigenthümern  verboten  wird,  ihnen 
' ohne  wichtige  Gründe  die  Wohnung  zu  kündigen.  Solche 

Vorschriften  trugen  dazu  bei , dass  die  florentiner  Tuch- 
fabrikation ihre  grosse  Ueberlegenheit  behauptete,  so  lange 
sie  nicht  nach  Flandern  überging '‘j. 

Die  technischen  Regeln,  deren  Einhaltung  streng  über- 
wacht wurde,  bezweckten  nur  die  Wahrung  der  Ehre  der 
florentiner  Industrie;  die  hier  angefertigten  Erzeugnisse 
sollten  der  Stadt  würdig  sein.  Dadurch  aber,  sowie  durch  die 
zu  peinliche  Rücksicht  auf  den  Schutz  der  heimischen  In- 
dustrie und  auf  die  ^lachtstellung  der  Hauptstadt,  der  diese, 
mit  Ausschliessung  der  imterthänigen  Communen,  allein  zu 
statten  kommen  sollte , ward  andererseits  die  Freizügigkeit 
des  Fabrikanten  und  noch  mehr  die  Freiheit  des  Arbeiters 
beschränkt®).  Durch  Auswanderungsverbote  wurde  der 
florentiner  Arbeiter  nicht  minder  als  der  venetianische  ge- 
fesselt.  Perrens®)  entschuldigt  diese  strenge  Disciplin  mit 

’)  Pöhlmann,  Die  Wirthschaftspolitik  der  Florentiner  Renaissance. 
* S.  40.  41.  Perrens,  a.  a.  0.  II  65.  v.  Reumont,  a.  a.  0.  I 15. 

Toniolo,  a.  a.  0.  S.  68.  69. 

'*)  Pöhlmann,  a.  a.  0.  S.  54.  • 

^ Peruzzi,  Storia  dei  commercio  e dei  banchieri  di  Firenze. 

I 1861.  S.  33.  66.  67. 

1 ®)  Pöhlmann,  a.  a.  0.  S.  73.  75. 

j ®)  a.  a.  0.  III  231. 
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dem  Hinweise  auf  die  Gewalttliätigkeit  des  Zeitalters;  an- 
gesichts der  unausrottbaren  Streitigkeiten  und  der  unauf- 
hörlichen' Bürgerkriege,  sei  dieses  Verfahren  ebenso  ge- 
bieterisch gefordert  wie  heilsam  gewesen.  In  Ermanglung 
einer  starken  regierenden  Hand  habe  man  sich  selbst  kräftig 
regieren,  einen  Staat  im  Staate  bilden  müssen. 

Bei  dem  hohen  Stande  der  Yolkswirthschaft  überrascht 
es,  dass  noch  im  fünfzehnten  Jahrhundert  nicht  nur,  wie 
bereits  erwähnt,  Wucher  und  Zins  in  den  Zunftstatuten 
verworfen  wurden,  sondern  auch,  dass  diese  das  Credit- 
wesen  zu  heeintlussen  suchten.  Die  Seidenzunft  verbot 
im  Allgemeinen  alles  Creditiren,  die  Statuten  der  Calimala 
beschränkten  es  auf  drei,  die  der  Wollzunft  auf  vier 
Monate , welche  Verbote  späterhin  zum  Theil  gemildert 
wurden  ^). 

Auch  nach  der  (1378)  erfolgten  Scheidung  in  kleine 
und  grosse  Zünfte  (arti  minori  ed  arti  maggiori)  nahmen 
alle  an  der  Regierung  theil.  Diese  verfügten  über  die  Macht 
des  Capitals  und  des  Wissens,  jene  über  die  Mehrzahl  der 
mannigfachen  Kleingewerbe.  Die  Hauptzunft,  die  für  den 
Weltmarkt  arbeitete,  die  der  Tuchfabrikaiiten  (arte  di  Cali- 
mala) unterwarf  sich  allmählich  die  kleinen  Zünfte^)  — 
die  das  populo  minuto  umfassten,  im  Gegensätze  zu  den 
grossen,  deren  Mitglieder  das  poj^olo  grasso  bildeten.  — 
Während  der  zweihundertjährigen  Blütezeit  der  Wollenzunft 
ist  ihr  neben  den  grossen  Banken  der  hervorragendste  An- 
theil  an  dem  wirthschaftlichen  und  künstlerischen  Auf- 
schwünge der  Stadt , wie  an  ihrer  politischen  Leitung  bei- 
zumessen®). Mit  der  Ausdehnung  der  Industrie  in  den 
ersten  Decennien  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  trat  das 
Capital  in  den  Vordergrund;  im  Laufe  des  Jahrhunderts 


# Pöhlmann,  a.  a.  0.  S.  95. 

®)  Capponi,  I 333. 

®)  Doren , Entwicklung  und  Organisation  der  Florentiner  Zünfte 
im  dreizehnten  und  vierzehnten  Jahrhundert.  Leipzig  1897.  S.  75. 
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verblassten  die  arti  maggiori  e minori  zu  eiteln  Namen;  es 
gab  in  Wirklichkeit  nur  noch  Reiche  und  Arme^). 

Auch  in  den  spanischen  Reichen  vereinigten  sich  die 
Handwerker  und  Kauf  leute  in  Gilden  (gremios,  confradias), 
um  sich  gegen  den  tyrannischen  Druck  der  Mächtigen  zu 
vertheidigen , nach  der  allgemeinen  Sitte  Bündnisse  zur 
Wahrung  der  Rechte  des  Bürgerstandes  zu  bilden®). 

. Auch  hier  wird  über  die  Handhabung  der  Zunftvor- 

schriften geklagt,  wonach  der  iieissige,  anstellige,  aufgeweckte 
Lehrling  gleichen  Schritt  mit  dem  trägen,  schwerfälligen, 
stumpfsinnigen  zu  halten  hatte,  über  die  Schwierigkeit  für 
mittellose  Gesellen  zur  Meisterschaft  zu  gelangen,  namentlich 
über  die  Höhe  der  Sporteln,  welche  die  Ersparnisse  der 
Gesellen  aufzehrten,  über  die  Betrügereien  und  Erpressungen, 

‘ deren  sich  die  Aufseher  und  Prüfenden  schuldig  machten 

und  endlich  über  die  Schädigung,  welche  die  Zunftvorschriften 
herbeiführten,  die  die  Arbeit  regeln  sollten®). 

Der  genossenschaftliche  Betrieb  war  im  Mittelalter  ganz 
besonders  beim  S e e h a n d e 1 , der  mannigfachen  Gefahren  aus- 
gesetzt war,  unerlässlich,  zunächst  wegen  der  schwunghaft 
betriebenen  Seeräuberei  (s.  II  89—93),  dann  wegen  der  bei 
der  unvollkommenen  Art  des  Schitfsbaues  verhältnissmässig 
häutigen  natürlichen  Unfälle,  deren  Folgen  vor  der  Ein- 
führung des  Versicherungsgeschäftes  — das  erst  bei  Ausgang 
des  vierzehnten  Jahrhunderts  einige  Bedeutung  erlangt  zu 
haben  scheint  — nicht  auf  zahlreiche  Interessenten  vertheilt 
werden  konnten^). 

Frühzeitig  ist  das  Seerecht  im  Süden  codificirt  worden. 
Die  hierauf  bezüglichen  Gesetzgebungen  Pisas  gehen  auf  das 
Jahr  1081  zurück.  Die  pisanischen  Consuln  zur  See  sind 
die  Vorsteher  einer  Corporation,  die  am  angemessensten  als 
Seehandelsgilde  bezeichnet  werden  kann.  Bayonne  hat  eine 

Capponi,  a.  a.  O.  I 456 — 458, 

2)  Colineiro,  a.  a.  0.  I 227. 

3)  a.  a.  0.  II  244.  245. 

Vgl.  Wagner,  Handbuch  des  Seerechts.  Leipzig  1884.  S.  21.  24. 
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Seefahrergilde,  deren  Statuten  dein  Anfänge  des  dreizehnten 
Jahrhunderts  angehören  i).  Auf  Grund  der  Seehandels- 
innung und  des  Seegerichts  von  Barcelona  bildete  sich  der 
Inbegriff  seerechtlicher  Bräuche,  Costuines  de  la  mar,  aus, 
der  unter  der  späteren  Bezeichnung  „libro  del  consolat  del 
mar“  in  ganz  Europa  verbreitet  worden  ist  Des  Antheils 
der  deutschen  Hansa  an  der  Entwicklung  des  Seerechts 
haben  wir  bereits  gedacht. 

Unter  den  Genossenschaften  zum  Betriebe  des  Seehandels 
nimmt  der  pisanische  Ordo  maris  eine  sehr  hervorragende 
Stellung  ein.  Er  war  vornehmlich  gegen  Seeräuber  und 
andere  Friedensbrecher  gerichtet®).  Für  den  Schutz  des 
Eigenthums  sorgte  er  ferner  dadurch,  dass  bei  Ausbruch 
eines  Seekrieges  die  Consuln  mit  allem  Aufgebote  ihrer  Kräfte 
dahin  wirken  sollten,  dass  alle,  die  Kaperschiffe  ausrüsteten, 
das  Eigenthum  der  Neutralen  unangetastet  zu  lassen  ver- 
pflichtet würden.  Die  Consuln  sollten  weiterhin  die  Be- 
seitigung oder  Einschränkung  des  Repressalienwesens  sich 
angelegen  sein  lassen^).  Es  ward  auch  auf  die  Wahrnehmung 
der  Interessen  der  Schifffahrt  durch  die  Vorschrift  geachtet, 
dass  die  Fahrzeuge  mit  einer  hinreichenden  Zahl  von  Matrosen 
bemannt  und  die  Sicherheit  beeinträchtigende  Ueberlastungen 
der  Schiffe  vermieden  würden  ®).  Nicht  nur  die  See-,  sondern 
auch  die  Flussschifffahrt  wurde  von  den  Consuln  beaufsichtigt®). 
Die  Curia  maris  sorgte  ferner  für  rasche  Erledigung  der 
Processe,  deren  jeder,  sobald  der  Fall  klargestellt  worden 
war,  binnen  drei  Tagen  ausgetragen  werden  sollte^). 

Die  pisanische  Seehandelsgilde  dauerte  während  der 
Aufrechterhaltung  des  pisanischen  Staates,  d.  i.  bis  zu  Be- 


*1  Goldschmidt,  a.  a.  0.  S.  223.  Wagner,  a.  a.  0.  S.  63.  Schaube, 
Das  Consulat  des  Meeres  in  Pisa.  Leipzig  1888.  S.  11. 

Goldschmidt,  a.  a.  0.  S.  208. 

®)  Schaube,  a.  a.  0.  S.  13. 

*)  a.  a.  0.  S.  83.  85. 

®)  a.  a.  0.  S.  98.  99. 

«)  a.  a.  0.  S.  100. 

’)  a.  a.  0.  S.  132. 
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ginn  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  fort.  Dann  lebte  sie  unter 
Horen tinischer  Herrschaft  wieder  auf^). 

Consulate  zur  See,  wofür  Pisa  vorbildlich  war,  finden 
wir  zu  verschiedenen  Zeiten  in  Genua,  Ancona,  Messina,  in 
mehreren  neapolitanischen  Seeplätzen,  in  Montpellier  und 
Perpignan,  in  Valencia,  Mallorca,  Barcelona ; späterhin  auch 
in  anderen  französischen  und  spanischen  Orten®). 


Wie  wir  bereits  erwähnten,  lag  dem  Strafrechte 
der  Germanen  mit  seinem  Coin])Ositionssy steine  vornehmlich 
der  privatrechtliche  Gesichtspunkt  zu  Grunde,  während  die 
Kirche  das  Vergehen  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Ver- 
letzung der  religiös-sittlichen  Gebote  betrachtete.  Hiernach 
erschien  die  Strafe  nicht  als  Racheact  des  Verletzten, 
sondern  als  ein  für  die  Verletzung  des  religiösen  Gebotes 
zu  erduldendes  Uebel.  Dieser  Auffassung  hat  die  Kirche 
nicht  nur  bei  ihrer  Jurisdiction  im  Mittelalter  Geltung  ver- 
schafft , sondern  auch  die  weltliche  Gewalt  hat  sich  ihr  in 
dem  Masse,  als  ihr  Beruf  ihr  zum  Bewusstsein  gelangte, 
seit  dem  dreizehnten  Jahrhundert  in  ihrem  Strafrechte  an- 
geschlossen®). Es  versteht  sieh,  dass  uns  nur  der  Zu- 
sammenhang des  Strafrechtes  mit  Eigenthumsverhältnissen 
an  geht. 

Wir  haben  zunächst  die  Bechtlosigkeit,  die  zuweilen  als 
Strafe  verhängt  wurde,  zu  betrachten.  Sie  bedeutete  den 
Ausschluss  von  den  persönlichen  Rechten,  also  von  den 
gerichtlichen  Functionen,  von  der  activen  und  passiven  Vor- 
mundschaft, vom  Erbrecht.  Der  Rechtlose  darbt  ferner  des 
Lehnrechts,  es  kommt  ihm  kein  Wergeid  und  nur  eine 
scheinbare  oder  unvollkommene  Busse  zu.  Doch  führt  nicht 
jede  der  verschiedenen  Classen  der  Rechtlosigkeit  diese 
strengen  Folgen  herbei. 

>)  a.  a.  0.  S.  213.  215. 

2)  a.  a.  0.  S.  227.  281 

2)  Hinschius,  Geschichte  und  Quellen  des  canonischen  Rechts  bei 
Moltzendorff.  S.  205.  206. 

Felix , Eigen thum.  IV.  2.  1. 
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Als  rechtlos  bezeichnet  der  Sachseusjjiegel : 1.  die  un- 
ehelich Geborenen;  2.  die  Personen,  die  ein  schimpfliches 
Gewerbe  treiben,  wie  Kämpfer  nebst  ihren  Kindern  und  Spiel- 
leute (Seiltänzer,  Jongleurs,  fahrende  Schauspieler  u.  s.  w.) ; 
3.  die  des  Diebstahls  oder  Raubes  gerichtlich  Ueberführten. 

Die  dem  Berufsmakel  entsprungene  Rechtlosigkeit 
wurde  später  als  Anrüchigkeit  bezeichnet.  Insbesondere  die 
Zünfte  erstreckten  diesen  Makel  auf  einen  weitern  Kreis 
von  Gewerbetreibenden  wie  deren  Kinder  und  Enkel.  Auch 
die  Anrüchigen  vereinigten  sich  in  Genossenschaften,  in 
denen  sie  die  ihnen  von  der  Rechtsordnung  versagten 
Rechte  untereinander  zur  Geltung  brachten^). 

Die  Ehrlosigkeit  ist  die  Folge  von  Handlungen,  die 
eine  Gemeinheit  der  Gesinnung  verrathen,  wovon  zwei 
Kategorien  zu  nennen  sind : gemeine  Verbrechen  (wie 

Diebstahl,  Raub,  Fälschung)  und  Treubruch.  Letzterer 
findet  besonders  im  Lehnrecht  Anwendung.  Die  Verschieden- 
heit der  Bedeutung  von  Rechtlosigkeit  und  Ehrlosigkeit 
geht  namentlich  daraus  hervor,  dass  diese  nur  als  Folge 
einer  ehrlosen  That,  nicht  aber  als  Folge  unehelicher  Geburt 
oder  eines  Berufsmakels  erscheint^). 

Zur  Zeit  Karls  des  Grossen  ward  die  volle  Strafe  für 
Friedlosigkeit,  Tödtung  und  Fronung,  nur  noch  bei  eigent- 
lichen Majestätsverbrechen  angewandt,  wmfern  sie  nicht  in 
Verstümmlung  umgewandelt  wuirde.  In  minder  schweren 
Fällen  trat  Verbannung  und  Vermögens verlust  oder  eines 
von  beiden  oder  eine  willkürlich  beanessene  Vermögensstrafe 
ein^).  Die  Umw^andlung  der  früheren  (nun  wie  es  scheint 
nicht  mehr  vorkommenden)  Wüstung  in  Fronung  bedeutet 
einen  merklichen  wirthschaftlichen  Fortschritt.  Auch  die 
frühere  discretionäre  Gewalt  des  Gläubigers  ist  später  ge- 
mildert worden^).  Dieselbe  Richtung  zeigt  sich  darin,  dass 

M Heusler,  a.  a.  0.  I 193 — 195.  Gierke,  Deutsches  Privatrecht, 
I 418—420. 

Heusler,  a.  a.  0.  I 196.  197. 

®)  Brunnei-,  Forschungen.  S.  464. 
a.  a.  0.  S.  478. 
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die  Ungefährwerke  allmählich  des  strafrechtlichen  Charakters 
entkleidet  und  die  Bussen  dafür,  die  in  einer  Quote  des 
Wergeides  bestanden,  auf  den  Schadenersatz  eingeschränkt 
wurden.  Doch  bedurfte  es  auch  noch  im  späten  Mittelalter 
der  fürstlichen  Gnade,  damit  der  unschuldige  Thäter  von 
der  Haftung  für  Ungefährwerk  befreit  werde  M.  Nach 
holländischem  Rechte  verwirkte  noch  im  fünfzehnten  Jahr- 
hundert das  Leben,  wer  durch  Zufall  einen  Menschen  er- 
schoss ^). 

Erfolgte  eine  Verletzung  oder  Tödtung  durch  ein  Thier, 
so  trat  nach  neuerem  Rechte  die  Obrigkeit  au  die  Stelle 
der  Geschädigten.  Das  Thier  wurde  nicht  mehr  diesen 
preisgegeben,  sondern  von  der  Obrigkeit  gefront.  Dass 
noch  in  neuerer  Zeit  Thiere,  durch  die  der  Tod  eines 
Menschen  herbeigeführt  wmrden  war,  förmlich  verurtheilt 
und  hingerichtet  wurden,  haben  wir  bereits  (IV  I,  253)  er- 
wähnt. Auch  Verstümmlungsstrafen  wurden  an  solchen 
Thieren  vollzogen.  Nach  den  Etablissements  de  Saint-Louis 
hatte  der  Eigeiithümei-  eines  Thieres,  durch  das  eine 
Tödtung  erfolgt  war,  le  relief  d'un  homme,  d.  i.  100  Sous 
zu  bezahlen,  ausserdem  verfiel  das  Thier  der  Obrigkeit^). 

Die  Carolina  untersagte  die  Rechtssitte,  dass  ein  Fuhr- 
mann, der  durch  Umwerfen  eines  Wagens  unversehens  einen 
Menschen  tödtete,  der  Obrigkeit  mit  Wagen,  Pferden  und 
Gütern  verfallen  sei^). 

Auf  die  geschilderte  Anschauung  über  das  durch  leb- 
lose Gegenstände  verursachte  Ungefährwerk  ist  der  Grund- 
satz des  germanischen  Seerechts  zurückzuführen,  dass  das 
Schiff,  das  ein  anderes  ansegelt,  den  dadurch  entstandenen 
Schaden  ganz  oder  zur  Hälfte  zu  tragen  habe®). 

Gegen  Diebstahl  wurde,  wofern  der  Bestohlene  keine 
Anklage  erhob,  erst  sjtät  — in  Baiern  erst  in  der  Landes- 

0 Schröder,  a.  a.  0.  S.  339.  726. 

®)  Brunner,  a.  a.  O.  S.  493. 

®)  a.  a.  0.  8.  514. 
a.  a.  0.  S.  517.  518. 
a.  a.  0.  S.  523. 
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Ordnung  Ludwigs  des  Reichen  1474  — von  Aintswegen  ein- 
geschritten V). 

Die  volksrechtlichen  Buss-  und  Wergeldbestimmungen 
kamen  in  der  nachkarolingischen  Zeit  ausser  Gebrauch. 

Doch  ist  in  Italien  noch  zur  Zeit  Kaiser  Heinrichs  III.  von 
Wergeid  die  Rede.  Der  Sachsenspiegel  kannte  es  lediglich 
bei  unvorsätzlichem  Todtschlag  und  zwar  einheitlich  für  alle 
Freien^).  Die  englischen  Schriftsteller  des  zwölften  Jahr-  f 

huiiderts  sprechen  weder  von  Wergeid  noch  von  Buss- 
tarifeu®). 

Auch  in  diesem  Zeitalter  sind  Vermögenseinziehungen 
als  Strafe  häufig.  1054  erliess  Heinrich  III.  für  die  Lom- 
bardei ein  Gesetz,  das  Jeden,  der  die  Wittwe  oder  Braut 
eines  verstorbenen  Verwandten  heirathete,  mit  dem  Verluste 
des  ganzen  Vermögens  bedrohte.  Meuchelmörder  und  ihre 
Mitschuldigen  sollten  das  Leben  und  ihre  gesammte  be- 
wegliche wie  unbewegliche  Habe  verlieren^).  Gewöhnlich 
war,  wie  mit  der  Todesstrafe,  so  auch  mit  der  Verbannung, 
Einziehung  des  Vermögens  verbunden  ®).  Nach  einem  Edicte 
Kaiser  Friedrichs  I.  sollte  Jeder,  der  während  des  Land- 
friedens irgend  Jemanden  erschlug,  mit  dem  Tode  bestraft 
w'erden.  Sein  Eigengut  erhielten  die  Erben  nur  unter  der 
Bedingung,  dass  sie  dem  Friedbrecher  keinen  Antheil  daran 
gewährten.  Die  Strafe  des  Vermögensverlustes  traf  auch 
den , der  unter  den  erwähnten  Bewandtnissen  irgend 
Jemanden  verwundete®).  Nach  dem  Augsburger  Stadtrechte 
wurde  dem  in  der  Amtsführung  bei  sinem  Betrüge  er- 
tappten  Münzer  sein  gesammtes  Vermögen  für  den  Bischof 
eingezügen  '^). 

Kiezler,  a.  a.  ().  III  693. 

2)  Arnold,  Deutsche  Geschichte.  II/II  221.  Giesebrecht,  a.  a.  0. 

II  437. 

Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.  I 51.  52. 

Giesebrecht,  a.  a.  0.  II  487. 

Waitz,  a.  a.  0.  IV  515. 

®)  Giesebrecht,  a.  a.  0.  V 96. 

')  Gaupp,  a.  a.  0.  II  197. 
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Die  hohen  Geldstrafen  wurden  oft  mit  um  so  weniger 
Gerechtigkeit  verhängt  und  mit  um  so  grösserer  Härte  ein- 
getrieben, als  dem  Richter  ein  Antheil  daran  zufloss.  So 
war  es  auch  namentlich  in  Frankreich,  wo  förmliche  Geld- 
strafen-Tarife  für  Schläge,  Wunden,  Beschimpfungen  offen- 
bar auf  das  germanische  Compositionssystem  zurückzuführen 
sind  ^). 

Wie  in  anderen  Reichen,  so  wurde,  wie  wir  bereits  gesehen 
haben , auch  in  England  die  Gerichtsbarkeit  eine  ergiebige  Ein- 
kommensquelle ; Processe  und  Geldstrafen  gehörten  zu  den  nutz- 
baren Rechten,  die  der  König  Prälaten  und  Thegns  verlieh.  Die 
Eintragungen  im  Domesday-book  zeigen  uns  die  alten  Regeln  im 
Strafrecht,  aber  mit  verschiedenen  örtlichen  Aenderungen.  Wir 
sehen  noch  die  Fidedlosigkeit  (outlawry)  als  Bestrafung  einiger 
der  schlimmsten  Verbrechen ; wir  gewahren  ferner  noch  die  Ein- 
theilung  der  Verbrechen  in  verbesserliche  und  unverbesserliche 
(emendable  and  unemendable ; d.  h.  sühnbare  und  unsühnbare) ; 
wir  sehen,  dass  die  Unterscheidungslinie  zwischen  diesen  beiden 
grossen  Classen  von  Zeit  zu  Zeit  und  von  District  zu  District 
schwankte.  Im  zwölften  Jahrhundert  trat  plötzlich  eine 
Aenderung  hierin  ein.  Danach  gab  es  einige  Verbrechen,  deren 
Vorüber  „mit  Leib  und  Gliedern“  dem  Könige  verfielen,  andere, 
die  hauptsächlich  mit  willkürlichen  Geldbussen  bestraft  wurden. 
Die  Strafe  der  Friedlosigkeit  wurde  nicht  mehr  angewandt.  Im 
zwölften  Jahrhundert  führte  ferner  das  wiederaufgelebte  römische 
Recht  einige  neue  Ideen  ein:  man  begann  zwischen  civilrecht- 
lichen  und  criminalrechtlichen  Angelegenheiten  zu  unterscheiden, 
von  dolus,  culpa  und  casus  zu  sprechen  und  auf  das  psychische 
Moment  im  Verbrechen  Nachdruck  zu  legen®). 

Das  Eigenthum  von  Männern,  die  in  gesundem  Zustand  ihrem 
Leben  ein  Ende  machten , wurde  eingezogen ; ihr  Verbrechen 
ward  felonia  de  se  genannt®).  Zu  Bractons  Zeit  (Zeitalter 
Heinrichs  III.)  wurde,  wer  eines  Verbrechens  beschuldigt,  sich 
das  Leben  nahm,  infam  (attained)  und  verwirkte  sein  gesammtes 
Vennögen,  weil  der  Selbstmord  als  Ueberführung  galt.  Tödtete 
sich  Jemand,  der  nicht  angeklagt  worden  war,  so  wurde  sein 
Erbgut  gerettet,  jedoch  seine  bewegliche  Habe  verwirkt.  Später 
scheint  sich  das  Recht  insofern  geändert  zu  haben , als 


')  Glasson,  a.  a.  0.  V 75. 

®)  Pollock  and  Maitland,  II  451  tf.  475. 
»)  a.  a.  0.  II  486. 
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ein  felo  de  se , auch  wenn  er  ein  Verbrechen  begangen  hatte, 
bloss  seine  fahrende  Habe  verwirkte  ^).  Wucher  wurde,  so  lange 
der  Wucherer  lebte,  als  blosse  Sünde  betrachtet;  aber  sobald 
er  in  dieser  Sünde  starb,  wurden  seine  Erben  enterbt  und  seine 
Güter  vom  Könige  eingezogen*). 

Im  dreizehnten  Jahrhundert  wurden  Geldstrafen  (amercements) 
für  so  unbedeutende  Vergehen  auferlegt,  dass  die  meisten  Eng- 
länder wenigstens  einmal  im  Jahre  bestraft  zu  werden  befürchten 
mussten.  Die  Höhe  schwankte  nach  dem  Range  des  Schuldigen. 
Der  Eroberer  und  Rufus  machten  beliebige  Anwendung  von  der 
Anschauung,  dass  kleinere  Vergehen,  die  nicht  an  perlidia  oder 
scelus  heranreichen,  die  gesammte  bewegliche  Habe  (chattels) 
des  Missethäters  dem  Könige  verfallen  Hessen.  Heinrich  I.  ver- 
sprach, diese  Doctrin  aufzugeben,  hielt  aber  nicht  Wort.  Zur 
Zeit  Heinrichs  II.  konnte  der  König  oder  der  Lord,  dessen  Gnade 
jemand  anheimtiel,  das  gesammte  Eigenthum  des  Uebelthäters 
einziehen*).  Diese  Geldstrafen  machten  ursprünglich  den  Preis 
aus,  um  den  die  königliche  Gnade  erkauft  wurde.  In  der  Praxis 
ward  die  willkürliche  Bestimmung  der  amercements  allmählich 
durch  Feststellung  bestimmter  Sätze  beseitigt^).  Gütereinziehung 
war  im  englischen  Mittelalter  die  gewöhnliche  Strafe  für  alle 
Arten  von  Verbrechen,  moralische  wie  politische,  für  Ehebruch 
nicht  weniger  wie  für  Verrath.  Nicht  nur  jede  Revolution, 
sondern  sogar  beinahe  jede  Aenderung,  die  wir  als 
Minister  Wechsel  bezeichnen,  war  von  Verbannung 
und  Gütereinziehung  begleitet.  Auch  Fälle  von  unrecht- 
mässigen Contiscationen  waren  zahlreich*). 

Die  noch  unter  Heinrich  I.  schweren  Strafen , wie  Todes- 
sti’afe,  die  auf  Diebstahl,  Raub  und  Verstümmlung,  die  auf 
Falschmünzerei  standen,  wurden  später  häufig  in  Geldstrafen 
umgewandelt  ®).  Eine  solche  Umwandlung  für  Forstvergehen 
finden  wir  in  der  Magna  Charta’). 

ln  Dänemark  fühlte  sich  die  Bevölkerung  zur  Zeit  Knuts 
des  Heiligen  (bei  Ausgang  des  elften  Jahrhunderts)  durch  die 
hohen  Bussen,  die  durch  Beamtenwillkür  — insbesondere  durch 

’)  Crabb,  a.  a.  0.  S.  306. 

®)  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.  I 109.  Reeves,  a.  a.  0. 
1 169.  170. 

®)  l’ollock  and  Maitland,  a.  a.  0.  II  512.  513. 

Brunner,  a.  a.  0.  S.  465. 

*)  Freeman,  a.  a.  0.  IV  51.  52. 

®)  a.  a.  0.  IV  158—160. 

’)  Reeves,  a.  a.  0.  1 294. 
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niedrigste  Veranschlagung  und  falsches  Wägen  der  Natural- 
gegenstände, in  denen  die  Strafen  zu  leisten  waren  — noch  ver- 
schärft wurden,  hart  bedrückt;  manches  Vermögen  ward 
hierdurch  vollständig  erschöpft’).  Ebenso  in  Island *). 
Eigenthümlich  war  dem  isländischen  Rechte  die  Geldbusse  für  un- 
gegründetes Mahnen*).  Sehr  streng  war  auch  das  altnorwegische 
Strafrecht,  besonders  für  Diebstahl.  Erreichte  der  Werth  des 
Gestohlenen  mindestens  eine  Mark,  so  wurde  das  gesammte  Ver- 
* mögen  des  Diebes  eingezogen,  im  Wiederholungsfälle  konnte  die 

r Todesstrafe  hinzutreten  *). 

Dem  Könige  Mieczyslaw  HI.  von  Polen  wurde  die  An- 
schauung beigebracht,  dass  die  fürstliche  Herrschaft  auf  die 
Furcht  des  Volkes  gegründet  werden  müsse,  das  man  deshalb 
nicht  zu  Wohlstand  gelangen  lassen  dürfe.  Daher  schritt  er  zu 
einem  drakonischen  Strafsystem;  selbst  auf  geringe  Vergehen 
wurden  sehr  hohe  Geldstrafen  gesetzt.  Eine  Unzahl  niederer 
Diener  ward  im  ganzen  Lande  vertheilt,  um  jede  Gesetzes- 
übertretung ausfindig  zu  machen  *).  Später  verlor , wer  sich 
fälschlich  für  adelig  ausgab,  zur  Strafe  sein  Vermögen  ®). 

Nach  Macieiowski  waren  die  Geldbussen  in  Böhmen  grösser 
• als  sonst  irgendwo ; obwohl  ihre  Höhe  festgesetzt  war,  sollen  die 

Beamten  doch  zehnmal  so  viel  als  vorgeschrieben  war,  genommen 
^ haben.  Ein  Privilegium  Przemyslaw  Ottokars  besagt  ausdrücklich, 

dass  ein  Haus,  in  dem  sich  eine  gestohlene  Sache  mit  Wissen 
des  Hausherrn  befinde,  geplündert  werden  und  dass  die  gesammte 
i Gemeinde  eine  Strafe  von  300  Denaren  bezahlen  solle.  Ein  auf 

! der  That  ergriffener  Dieb  wurde  mit  dem  Tode  und  der  Ein- 

ziehung seines  gesammten  Vermögens  bestraft;  nur  das  Getreide, 
das  auf  dem  Halme  stand,  verblieb  seiner  Familie’). 

In  Florenz  zog  die  Verurtheilung  wegen  Mordes  stets  Güter- 
einziebung  nach  sich;  doch  wurde  den  Söhnen,  wofern  sie  ihre 
Schuldlosigkeit  nach  wiesen,  die  Hälfte  des  väterlichen  Vermögens 
zurückerstattet.  Die  häufigsten  Strafen,  die  Geldbussen,  erreichten, 
wenn  es  sich  um  politische  Vergehen  handelte,  oft  eine  be- 
trächtliche Höhe.  In  Florenz , wie  in  anderen  italienischen 
m Städten  hatte  für  das  gleiche  Vergehen  der  ritterlich  Lebende 


*)  Dahlmann,  a.  a.  0.  I 201.  202. 

0 a.  a.  0.  II  232. 

®)  V.  Amira,  a.  a.  0.  II  94. 

♦)  Konrad  Maurer,  Das  älteste  llofrecht  des  Nordens.  S.  27. 
*)  Roepell,  a.  a.  0.  I 365.  Vgl.  Macieiowski.  II  63.  64. 

®)  Macieiowski,  a.  a.  0.  III  82. 

’)  a.  a.  0.  II  60.  161. 
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doppelt  so  viel  zu  zahlen,  als  der  gemeine  Mann.  Bei  Unter- 
lassung der  Strafleistung  erfolgte  Pfändung  im  doppelten  Betrage 
oder  Verbannung  des  Schuldigen*). 

Nach  dem  Aufstande  der  neapolitanischen  Barone  gegen 
König  Ferrante  wurden  alle  Schuldigen  hingerichtet , und  es 
ward  nicht  nur  ihr  im  Lande  befindliches,  sondern  auch  ihr  in 
den  Banken  von  Rom , P'lorenz , Genua , Mailand  hinterlegtes 
Vermögen  eingezogen  ^). 

Die  noch  im  spätem  Mittelalter  vorgekommeneii  Ver- 
stümmliingsstrafen  wurden  — auch  in  Frankreich  3)  — nur 
an  Unheniittelten,  die  also  nur  durch  Arbeit  ihr  Dasein 
fristen  konnten,  geüht;  da  sie  nun  infolge  solcher  Be- 
strafung meistens  erwerhsunfähig  wurden , so  fielen  sie 
nothweudig  dem  Gemeinwesen  zur  Last,  das  hiernach  einen 
doppelten  A erlust  erlitt.  Die  Kirche  war  es,  die  auf  eine 
humanere  Strafrechtspflege  überhaupt  und  auf  eine  Milderung 
der  verstümmelnden  Strafen  insbesondere  hinwirkte  ^). 

Der  Abfall  vom  katholischen  Bekenntnisse  wurde  nach 
mittelalterlichem  Rechte  — in  Frankreich  seit  dem  Ende  des 
zwölften  Jahrhunderts  — nicht  nur  als  kirchliches,  sondern 
auch  als  weltliches  A erbrechen  mit  Infamie . A ermögens- 
eiuziehnng,  Testamentsnnfähigkeit  und  Capitalstrafen  be- 
droht •'*). 

Die  Gew^altsamkeit  und  wirthschaftliche  Rücksichts- 
losigkeit des  Mittelalters  änsserte  sich  u.  A.  darin,  dass  die 
H a u s z e r s t ö r u n g , theils  als  selbstständige,  theils  als  sub- 
sidiäre Strafe,  häufig  vorkam  (vgl.  II  100.  101). 

1163  wurde  gegen  die  flüchtigen  Mörder  des  Erzbischofs 
Arnold  von  Mainz  die  Strafe  ewiger  Verbannung,  der  Einziehung 
ihres  A'ermögens  und  der  Niederreissung  ihrer  Häuser  ausge- 
sprochen ®).  Bei  den  Sachsen  war  das  Niederbrennen  des  Hauses 
die  gewöhnliche  Strafe  dessen,  der  in  keiner  AVeise  zu  Recht 


*)  Davidsohn,  a.  a.  0.  I 664. 

V.  Keuniont,  a.  a.  0.  II  229. 

Vgl.  Molinier,  a.  a.  0.  S.  356. 

*)  Hinschius,  a.  a.  0.  S.  206. 

®)  Stobbe,  a.  a.  0.  I 337.  Agl-  Ranke,  Französische  Geschichte. 
I 130. 

®)  Giesebrecht,  a.  a.  0.  V 373. 
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stehen  wollte*).  Nach  dem  Freiburger  Stadtrechte  sollte  dem, 
welcher  der  Erfüllung  der  bürgerlichen  Dienstpflicht  sich  ent- 
zog, das  Haus  zerstört  werden“).  Ebenso  geschah  es  in  manchen 
deutschen  Gegenden  bei  Capitalverbrechen,  unabhängig  von  son- 
stigen Strafen.  Dem  Manne,  der  sich  von  seiner  Frau  schlagen 
liess,  wurde  in  manchen  Gegenden  das  Dach  des  AVohnhauses 
abgetragen^). 

Auch  in  Frankreich  kam  die  Niederreissung  von  Häusern 
als  selbstständige  oder  accessorische  Strafe  vor.  So  wurde  1408 
Jean  Sans-peur,  Herzog  von  Burgund  wegen  Ermordung  des 
Herzogs  von  Orleans  zur  Bezahlung  einer  Alillion  Goldstücke 
für  wohlthätige  Stiftungen  sowie  zur  Zerstörung  der  Häuser,  die 
er  in  Paris  besass,  verurtheilt  ^).  Im  Languedoc  wurde  gegen 
widerspenstige  Vasallen  neben  der  Strafe  der  Confiscation  die  der 
Schlosszerstörung  angewandt.  Ein  pro  Justitia  niedergerissenes 
Schloss  durfte  vom  A’asallen  nicht  wieder  aufgebaut  werden®), 
ln  Amiens  wurde,  wer  sich  der  Gemeindegerichtsbarkeit  entzog, 
oder  wer  sich  über  die  Commune  in  beschimpfender  AA'eise 
äusserte,  mit  Verbannung  und  Niederreissung  des  Hauses  bestraft®). 
Die  Strafe  der  Hauszerstörung  für  Vergehen  gegen  die  Gemeinde 
wurde  auch  in  Saint-Quentin,  Rouen  und  überhaupt  im  Norden 
Frankreichs  ausgeübt’*). 

In  der  Lombardei  wurde  diese  Strafe  durch  Friedrich  I. 
verhängt®).  In  Venedig  ward  der  Ankauf  fremden  Salzes  als 
ein  Verbrechen  mit  Niederreissung  des  Hauses  des  Schuldigen 
oder  seiner  Verbannung  bestraft®).  In  Florenz  wurden  1302 
die  der  Partei  der  A\^eissen  Angehörigen,  darunter  Dante,  ver- 
bannt, ihre  Güter  eingezogen  und  ihre  Häuser  niedergerissen  *®), 
Häuserniederreissung  wurde  als  Strafe  auch  in  Rom  geübt;  in 
Unteritalien  und  Sicilien  wurden  sogar  ganze  Ortschaften  mit 
der  Strafe  der  Verwüstung  bedroht  **). 


D Waitz,  a.  a.  0.  lA'  518. 

®)  a.  a.  0.  VIII  148. 

®)  Grimm,  a.  a.  0.  730.  723.  724. 

0 Dareste,  a.  a.  O.  III  16. 

®)  Molinier,  a.  a.  0.  S.  65. 

®)  Thierry,  Essai  siir  l’histoire  de  la  formation  et  des  progres  du 
tiers  etat.  8.  363. 

*)  Glasson,  a.  a.  O.  V 72. 

»)  .lastrow  und  AVGnter,  a.  a.  0.  I 537. 

®)  Dam,  a.  a.  0.  III  62. 

*®)  Machiavelli,  Istorie  fiorentine  II. 

**)  Burckhardt,  a.  a.  0.  I 4. 
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Besonders  häutig  bietet  sich  diese  Erscheinung 
in  Flandern  dar,  wo  die  Gemeindeinitglieder  an  der  Haus- 
zerstörung theilzunehmen  verpflichtet  waren  ^).  1126  wurden  den 

Verschworenen  gegen  Karl  den  Guten  die  Güter  eingezogen,  ihre 
Häuser  in  Brügge  niedergebrannt  und  deren  Wiederaufbau  „auf 
ewige  Zeiten“  untersagt^).  Nach  der  Keure  der  Stadt  Gent 
wurde  das  Haus  dessen,  der  durch  Verwundung  einer  Person  den 
Frieden  brach , niedergerissen,  und  Niemand  durfte  es  wieder 
auf  bauen®).  In  der  Keure  von  Fürnes  wurde  das  Niederbrennen 
eines  Hauses  angeordnet,  in  dem  ein  Verbannter  beherbergt 
worden  war.  Den  Bürgern  von  Courtrai  wurde  das  Brandrecht 
noch  in  ihrem  Stadtrechte  von  1234  ausdrücklich  bestätigt^). 
1351  ordnete  ein  Urtheil  gegen  einen  Mörder  die  Verbrennung 
seiner  sämmtlichen  in  Flandern  gelegenen  Häuser  an  und  unter- 
sagte für  alle  Zeiten  ihren  Wiederaufbau  auf  denselben  Plätzen. 
Zuweilen  wurde  es  dem  Verurtheilten  gestattet,  sein  Haus  mittelst 
einer  Geldstrafe  zu  lösen  ^). 

Im  Hinblicke  auf  die  in  Rede  stehende  Strafe  stellten 
einige  Gemeinden,  wie  die  von  Laon,  den  Erwerb  eines 
Hauses  innerhalb  eines  Jahres  neuen  Mit- 
gliedern als  Bedingung  der  Aufnahme  auf.  Es 
scheint  sogar,  dass  da,  wo  dies  nicht  vorgesehen  worden 
war,  so  dass  der  Schuldige  kein  Haus  hatte,  das  nieder- 
gerissen werden  konnte,  er  in  manchen  Fällen  eigens  zu 
diesem  Behufe  eines  anzuschaffen  hatte,  bevor  er  als  Mit- 
glied wieder  eingesetzt  werden  konnte. 

Von  Frankreich  gelangte  diese  Sitte  nach  Spanien.  In 
der  Gründungsurkunde  Sanabrias  von  1220  bezeichnete 
Alfons  IX.  von  Leon  die  Hausniederreissung  als  Strafe  des 
Meineides.  Als  jedoch  1258  Alfons  X.  die  Urkunde  ab- 
äuderte,  wurde  die  Strafe  in  eine  Geldbusse  von  60  sueldos 
umgewandelt,  indem  man  inzwischen  so  weit  vor- 
geschritten war,  einzu sehen,  dass  die  H aus- 
zerstör uug  auch  die  Stadt  geschädigt  hätte,  ein 
Fortschritt,  der  wohl  auch  bald  in  anderen  Reichen  erfolgte. 

’ I des  Marez,  a.  a.  0.  S.  218. 

Wanikönig,  a.  a.  0.  I 137. 

»)  a.  a.  0.  liri  208. 

♦)  a.  a.  0.  III/I  324. 

des  Marez,  a.  a.  0.  S.  218.  219. 
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Die  Strafe  der  Hausniederreissung  wurde  auch  in  Eng- 
land in  den  „Cinque  Ports“  (Yarmouth , Rye , Winchelsea, 
Dover,  Hythe)  für  Ablehnung  von  Gemeindeämtern  geübt  U. 

Der  Familie nsolidarität  im  Strafrechte,  die  im 
alten  deutschen  Rechte  erscheint®),  begegnen  wir  auch  in 
England,  wo  noch  im  Anfang  des  elften  Jahrhunderts  bei 
Diebstahlsfälleu  W^iegenkinder  (cradle  children)  in  die 
Sklaverei  der  Eltern  mitverwickelt  wurden®).  Nach  der 
Flucht  Thomas  Beckets  wurden  in  Gemässheit  des  neu  er- 
lassenen königlichen  Edictes  seine  sämmtlichen  Verwandten 
in  auf-  und  absteigender  Linie,  Greise,  schwangere  Frauen 
und  Kinder  im  zartesten  Alter  inbegriffen,  zur  Verbannung 
verurtheilt.  Alle  Güter  des  Erzbischofs,  wie  seiner  wirk- 
lichen oder  angeblichen  Anhänger,  wurden  zu  Händen  des 
Königs  mit  Beschlag  belegt,  der  sie  denen  zuwandte,  deren 
Eifer  in  dieser  Angelegenheit  er  erprobt  hatte  *). 

Von  der  Strafe  der  Verbannung,  die  das  Familienhaui)t 
erlitt,  wurden  natürlich  sänimtliche  Familienmitglieder  in 
der  Regel  mitbetroff'en.  In  Gent  war  der  Ostrakismos  ein- 
geführt: wer  in  der  Stadt  als  gefährlich  befunden  wurde, 
konnte,  wofern  die  Schöffen  den  Spruch  bestätigten,  ver- 
bannt werden®).  In  Florenz  wurde  im  vierzehnten  Jahr- 
hundert der  Ostrakismos  der  Ammonirens  eingeführt,  ein 
von  den  Factionen  angewandtes  Mittel,  um  den  Anhängern 
die  Aemter  vorzubehalten®).  Aus  Florenz  Verbannte,  die 
das  Exil  brachen  (das  Verlassen  der  den  Verbannten  an- 
gewiesenen Orte  nannte  man  rompere  il  conffne),  wurden 
als  Rebellen  erklärt  und  verloren  ihre  Habe.  Zahlreiche 
begüterte  Familien  geriethen  auf  solche  Weise  in  Elend. 
Für  den  verbannten  Rinaldo  degli  Albizzi  und  seinen  Sohn 


’)  Round,  a.  a.  0.  .S.  .554 — 556. 

2)  Vgl.  Grimm,  a.  a.  ü.  S.  731. 

®)  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.  I 33. 

*)  Thierry,  Histoire  de  la  conquete  de  l’Angleterre.  II  283. 

®)  AVarnkönig,  a.  a.  0.  II/I  48. 

®)  V.  Reumont,  a.  a.  0.  I 17.  Vgl.  Sismondi,  a.  a.  0.  LXVIII. 
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Ormanuo  hatte  nicht  nur  das  eigene  bewegliche  wie  un- 
bewegliche Eigenthum,  sondern  auch  das  der  Söhne  und 
Frauen  zu  haften’).  Die  auf  die  Verbannung  bezüglichen 
Gesetze  waren  um  so  furchtbarer,  als  die  Strafe  sich  auch 
auf  die  Kinder  und  selbst  auf  die  Enkel  vererbte  und  ihre 
Dauer  unbestimmt  war^).  Eine  gewisse  Familiensolidarität 
bekundet  auch  das  gegen  die  Pazzi  nach  ihrer  Verschwörung 
(1478)  erlassene  Strafurtheil.  Nicht  nur  wurden  ihre  Güter 
eingezogen . sondern  auch  Jedermann , der  sich  mit  ihnen 
verschwägerte,  sollte  von  den  öffentlichen  Aemtern  aus- 
geschlossen sein®).  Die  P'amiliensolidarität,  die  auch  im 
übrigen  Italien  bei  Vergehen  noch  im  fünfzehnten  Jahr- 
hundeit  zur  Anwendung  kam,  äusserte  sich  auch  dadurch, 
dass  man.  wofern  man  des  Schuldigen  nicht  habhaft  werden 
konnte,  die  Verwandten  und  zuweilen  auch  die  Landsleute 
bestrafte^). 

Widersetzlichkeit  gegen  den  König  wurde  in  Polen  mit 
Einziehung  des  Vermögens  nicht  nur  des  Schuldigen,  sondern 
auch  aller,  die  zu  ihm  gehalten  hatten,  bestraft®). 


Gewahrten  wir  schon  bei  den  Römern,  ungeachtet  ihrer 
objectiven  Auffassung  des  Rechtsbegriffes,  die  Ertheilung 
von  Privilegien  (s.  IV  I,  397  ff.),  so  darf  es  nicht  Wunder 
nehmen,  dass  bei  der  germanischen  Ausartung  des  Indivi- 
dualismus, insbesondere  im  Zeitalter  des  Lehnwesens, 
während  dessen  sich  beinahe  jeder  Freie  als  Souverän  be- 
trachtete, die  Sonderverträge  zur  Regel  wurden  und  die 
Privilegien  das  Recht  derart  überwucherten,  dass  sie  all- 
gemeine Gesetze  fast  gar  nicht  auf  kommen  Hessen  ®), 
Wie  wir  bereits  andeuteten,  wurden  insbesondere  Städte 


*)  V.  Iteuniout,  a.  a.  0.  I 103 — 105. 
2)  a.  a.  0.  II  326. 

a.  a.  0.  I 294. 

■*)  Salvioli,  a.  a.  0.  S.  574. 

Macieiowski,  a.  a.  0.  II  138. 

®)  Vgl.  Gierke,  a.  a.  0.  I 303. 
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und  Gilden  mit  Privilegien  reichlich  ausgestattet;  v.  Below 
erklärt  sogar  die  Privilegirung  als  ein  Kennzeichen 
der  mittelalterlichen  Stadt’).  Nichts  vermag  einestheils 
die  mittelalterliche  Rechtsunsicherheit,  anderntheils  die 
civil isatorische  Mission  des  Handels,  der  ohne  ein  gewisses 
Mass  von  Sicherheit  und  Freiheit  nicht  bestehen  kann, 
überzeugender  darzuthun , als  die  Betrachtung  der  Städte- 
und  Handelsprivilegien.  Inmitten  der  mittelalterlichen 
Barbarei  weht  in  einem  Theile  dieser  Privilegien  ein 
durchaus  moderner  Geist.  Anforderungen,  die  heute  als 
selbstverständlich  erscheinen,  die  aber  im  ^littelalter  als 
Ausnahmen,  als  Vorrechte  betrachtet  werden  mussten,  bilden 
die  vornehmsten  Bestandtheile  der  Handelsverträge  und 
Privilegien.  So  das  Recht,  sich  innerhalb  des  fremden 
Territoriums  frei  zu  bewegen,  über  das  Eigenthum  beliebig 
zu  verfügen , frei  zu  kaufen  und  zu  verkaufen , Schutz  der 
Person  und  des  Eigenthums  zu  geniessen,  dieses  frei  ver- 
erben und  die  Ausführung  in  gesetzlichen  Formen  ab- 
gefasster Testamente  beanspruchen  zu  dürfen,  für  Vergehen 
Anderer  nicht  büssen  zu  müssen,  wegen  Schulden  Dritter 
nicht  behelligt,  zu  Creditgewährungen  nicht  gezwungen  zu 
werden,  im  Falle  eines  Schiftbruches  nicht  beraubt,  sondern 
von  den  Behörden  beschützt  zu  werden  und  seine  Güter 
retten  zu  dürfen,  die  Befreiung  von  Ordalien  zu  geniessen 
u.  s.  w.  Hiernach  können  wir  die  Handelsverträge  in  vielen 
Punkten  als  Vorläufer  der  modernen  Gesetzgebungen  be- 
trachten. Bei  vielen  der  darin  enthaltenen  Privilegien 
handelt  es  sich  nur  um  Anerkennung  thatsächlicher  Ver- 
hältnisse. Daneben  erscheinen  Vorrechte,  die  wir  auch 
heute  als  solche  erkennen  würden,  wie  im  Zoll  wesen,  ferner 
Markt-,  Stapel-  und  andere  Handelsbegünstigungen.  Die 
Privilegien,  in  der  Regel  den  Kaufleuten  einer  bestimmten 
Stadt  verlieben,  lauten  auch  zu  Gunsten  einzelner  Handels- 
häuser, wie  einmal  der  Bardi  in  Florenz.  Die  ungleiche 
Behandlung  in  diesen  Beziehungen  zeigt  uns,  wie  schwer 


1)  V.  Below,  Das  älteste  deutsche  Städtewesen  und  Bürgerthuni.  S.  4. 
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der  Kampf  ums  Dasein  den  Angehörigen  minder  begünstigter 
Nationen  gegenüber  denen  der  bevorzugten,  oder  den 
vielen  privilegienlosen  Individuen  gegenüber  bevorrechteten 
Einzelkaufleuten  gemacht  wurde.  Die  mittelalterliche 
Gewaltsamkeit  erblicken  wir  hin  und  wieder  in  diesen 
Verträgen  auch  insofern,  als  namentlich  von  Seiten  der 
Italiener  die  Ausschliessung  landsmäiinischer  und  anderer 
Rivalen  von  den  errungenen  Vortheilen , ja  vom  Verkehre  ' 

überhaupt,  nicht  selten  zur  Bedingung  gemacht  wird.  Aller- 
dings musste  man,  um  existiren  zu  können,  Privilegien  mit 
Privilegien  bekämpfen , daher  dieser  Geist  engherziger 
Selbstsucht , der  dem  modernen  Menschen  so  widerlich 
erscheint. 

Die  Privilegien  sollten  zuweilen  auch  einen  Ersatz  für 
die  Ungunst  natürlicher  Verhältnisse  bieten.  So  wird  in 
dem  Prolog  zu  dem  Privilegium,  das  Friedrich  II.  1219  der 
Stadt  Nürnberg  ertheilte,  ausdrücklich  die  Rücksichtsnahme 
darauf  hervorgehobeu , dass  Nürnberg  weder  Weinberge 
besitze  noch  an  einem  schiffbaren  Strome  gelegen  sei  und  -- 

auch  wegen  seines  harten,  unfruchtbaren  Bodens  eine  Be- 
günstigung durch  Rechte  und  Freiheiten  verdiene  U- 

Angesichts  der  mittelalterlichen  Treulosigkeit  kann  es 
nicht  Wunder  nehmen , dass  die  Privilegien  nur  mehr  oder 
weniger  rasch  vergängliche  Rechte  begründeten,  wie  es  schon 
die  spätere  Sitte  bezeugt,  die  Privilegien  einer  Stadt  zweimal 
bestätigen  zu  lassen,  zuerst  im  Allgemeinen  und  dann  im 
Einzelnen.  Eine  solche  Bestätigung  pflegte  auch  der  Nachfolger 
in  der  Regierung  regelmässig  zu  vollziehen.  Dessenungeachtet 
erkannten  nicht  nur  spätere  Regierungen  die  von  früheren 
verliehenen  Vorrechte  zuweilen  nicht  an,  nicht  selten  wurden  *• 

sogar  die  verleihenden  Regierungen  wortbrüchig.  Wohl  am 
umfassendsten  war  in  dieser  Beziehung  die  durch  Kaiser 
Friedrich  II.  bewirkte  Aufhebung  aller  früheren  Privilegien, 
die  von  Kaisern  oder  Bischöfen  ertheilt  worden  waren. 

Es  zeugt  von  der  mittelalterlichen  Rücksichtslosigkeit 


*)  Gaupp,  a.  a.  0.  I 172. 
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der  Regierungen  in  Bezug  auf  die  wirthschaftlichen  In- 
teressen der  eignen  Unterthanen,  wenn  sie  mitunter  durch 
Fremden  ertheilte  Privilegien  diesen  nachgestellt  werden, 
wobei  von  den  Vorrechten  abzusehen  ist,  die  den  Ausländem 
zum  Behufe  der  gewissermassen  lehrenden  Ausübung  der 
Gewerbe,  in  denen  sie  eine  anerkannte  Ueberlegenheit  erlangt 
hatten,  verliehen  wurden.  Aber  selbst  Privilegien  geradezu 
— auch  im  Geiste  des  Zeitalters  — unsittlichen  Inhaltes 
kommen  vor,  wie  Wucherprivilegien , das  Privilegium  des 
ius  talionis  oder  das  bereits  angedeutete  der  Verjagung  von 
Concurrenten.  Charakteristisch  für  den  mittelalterlichen 
gesetzlosen  Zustand  erscheint  die  zuweilen  als  Privilegium 
ertheilte  Zusicherung,  die  Gesetze  einhalten  zu  wollen. 

Als  Grund  der  Privilegieuertheilung  erscheinen  nächst 
Geschenken  an  die  Verleihenden  und  politischen  Rücksichten 
besonders  Darlehen.  Im  Hinblicke  auf  den  häufigen  Kauf 
solcher  Privilegien  auch  von  Einzelnen,  lässt  sich  nicht  ver- 
kennen, dass  insbesondere  der  reiche  Kaufmann  im  Mittel- 
alter,  auch  wenn  er  unlautere  Mittel  verschmähte,  in  der 
Lage  war,  bei  Weitem  mehr  ausbeutend  zu  verfahren,  als 
in  der  neuen  Zeit.  Denn  in  dieser  vermag  der  redliche 
Kaufmann  doch  nur  sich  innerhalb  des  gesetzlich  zulässigen 
Spielraumes  zu  bewegen,  während  er  im  Mittelalter  die  ihn 
begünstigenden  Gesetze  geradezu  kaufen  konnte  (siehe  ins- 
besondere die  unten  angeführten  Einzelheiten  über  die 
Handelsbeziehungen  zwischen  England  und  Flandern). 

Zahlreiche  Privilegien  erhoben  Städte  zu  gefreiten 
Orten  mit  eigenem  Frieden  und  besonderer  städtischer  Ge- 
richtsbarkeit, deren  sämmtliche  Bewohner  aus  der  Hörigkeit 
gelöst  wurden,  welche  Freiheit  sich  schliesslich  dahin  ent- 
wickelte, dass  jeder  in  der  Stadt  angesiedelte  Hörige  nach 
Jahr  und  Tag  frei  wurde. 

Die  Privilegien,  von  denen  wir  nur  die  unmittelbar  oder 
mittelbar  mit  Eigenthumsrechten  zusammenhängenden  in  Betracht 
ziehen,  kommen  schon  zeitig  zur  Erscheinung.  775  befreite 
Karl  der  Grosse  die  homines  der  Strassburger  Kirche  im  ganzen 
Reiche  (ausgenommen  Sluis  Duurstede  und  Quentowich)  von  Zoll 
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und  allen  anderen  Abgaben  von  ihren  Handelswaaren  *).  800 

erhielt  das  Ilenedictinerkloster  Cormery  durch  Karl  den  Grossen 
Zollbefreiung  auf  französischen  Flüssen  für  zwei  Schiffe. 
858  gewährte  Ludwig  der  Deutsche  dem  Kloster  Lersch  freie 
Rheinfahrt  mit  einem  Schiffe  und  Zollfreiheit  im  Wormser  Hafen. 
979  ertheilte  König  Ethelred  II.  deutschen  Schiffskauf leuten, 
worunter  friesische  Kunstweber  und  Kölner  Kaufleute  zu  ver- 
stehen sind , Marktprivilegien^).  Diese  konnten  positiv 
oder  negativ  sein;  jenes  durch  Verleihung  besonderer  Rechts- 
sicherheit (des  königlichen  Friedens),  des  Rechtes  zur  Erhebung 
von  Zoll-  und  Marktgeldern  etc.,  dieses  durch  Befreiung  des 
\erkehrs  von  den  sonst  unerlässlichen  Förmlichkeiten.  Diese 
Marktprivilegien  werden  später  zu  Jahi  marktsfreiheiten  erweitert : 
das  Recht,  das  ursprünglich  nur  der  wandernde  Kaufmann  be- 
sessen hatte,  wurde  auf  den  ansässigen  ausgedehnt®).  Früh- 
zeitig wurde  auch  das  Recht  des  Betriebes  der  Gold  Wäscherei 
als  besonderes  Privilegium  verliehen*).  Karl  der  Grosse  hielt 
streng  an  dem  königlichen  Vorrechte  der  Münzprägung  fest;  mit 
Ludwig  dem  Frommen  aber  wurde  es  Brauch.  Bischöfen.  Abteien 
und  Städten  das  Privilegium  der  Münzprägung  zu  verleihen. 
Die  Abteien  Prüm  und  Corvey  werden  als  die  ersten  bezeichnet, 
die  dieses  Vorrecht  genossen®).  Später  wurde  auch  das  Pri- 
vilegium des  Münz  Wechsels  zuweilen  verliehen.  So  gewährte 
Herzog  Friedrich  der  ältere,  1428,  zwei  Wiener  Bürgern  den' 
Silberwechsel  zu  Schladming  für  die  nächsten  vier  Jahre®). 
Gegen  einen  Tribut  von  50  Pfund  Silber  und  Darbringung  eines 
Mantels  gewährte  Otto  II.  984  den  Venetianern  umfassende 
Handelsprivilegien  in  seinem  Reiche,  die  985  erneuert 
wurden^).  Das  Privilegium  der  o r st  g e re  cli  t i g k e i t und 
des  Wildbannes  auf  gewissen  Grundstücken  gewährten  viele 
Kaiser  insbesondere  Stiften  und  Abteien;  so  Otto  II.  dem  Stifte 
Freisingen,  Otto  III.  dem  Stifte  WTirzburg,  Heinrich  II.  den 
Stiftern  Osnabrück  und  Lüttich  sowie  dem  Kloster  Lorsch, 
Konrad  II.  dem  Stifte  Minden,  Heinrich  IV.  der  Abtei  Fulda. 
Dieser  verlieh  ferner  dem  Stifte  Brixen  ein  Bergwerks-  und 


1)  Keutgen,  Untersuchungen  über  den  Ursprung  der  deutschen 
Städte  Verfassung.  Leipzig  1895.  S.  137. 

Sommerlad,  Die  Rheinzölle  im  Mittelalter.  Halle  1894.  S.  28.  29. 
®)  Gothein,  a.  a.  0.  I 10. 

*)  W aitz,  a.  a.  0.  IV  127. 

®)  V.  Inama-Sternegg,  Deutsche  Wirthschaftsgeschichte.  II  395. 396. 
®)  Chmel,  Geschichte  Kaiser  Friedrichs  IV.  I 186. 

’)  Giesehrecht,  a.  a.  0.  I 603.  632. 
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Salz -Privileg^).  Der  Aufhebung  des  Butheiles  für  die 
Stadt  Speier  durch  Heinrich  V.  haben  wir  bereits  (S.  151)  gedacht. 
Von  dessen  weiteren  zahlreichen  Privilegien  zu  Gunsten  dieser  Stadt 
erwähnen  wir  als  besonders  charakteristisch  das,  wonach  kein 
Beamter  des  Bischofs  oder  eines  andern  Herrn 
den  Bäckern  oder  Metzgern  etc.  irgend  ein  Stück 
ihrer  fahrenden  Habe  wegnehmen  und  Niemand  die 
Schiffe  der  Bürger  wider  ihren  Willen  zum  Herrn- 
dienste  heranziehen  dürfe®).  Durch  den  Freiheitsbrief, 
den  Friedrich  I.  1156  der  Stadt  Worms  ertheilte,  wurde  u.  A. 
jedes  Fehderecht  und  jede  Selbsthilfe  im  Gebiete  der 
Stadt  und  ihres  engeren  Weichbildes  ausgeschlossen®). 
Einem  Privileg,  das  Friedrich  1180  der  Stadt  Wetzlar  verlieh, 
ist  zu  entnehmen,  wie  in  den  königlichen  Pfalzstädten 
der  blofs  hofrechtliche  Besitz  in  wirkliches  Eigen- 
thum überging;  gegen  eine  jährliche  Abgabe  von  vier 
Pfennigen  an  den  Grundherrn  sollte  jede  Hofstatt  frei  ver- 
erblich werden*).  In  den  Privilegien,  die  Friedrich  den  Städten 
Speier  und  Worms  verlieh,  wurde  wiederholt  das  freie  Erb- 
recht aller  Einwohner  anerkannt®).  1178  verlieh  der 
Erzbischof  Christian  von  Mainz  dem  Kloster  Johannisberg  die 
Fischerei  im  Rhein®).  Als  Richard  Löwenherz  nach  seiner 
Befreiung  aus  österreichischer  Gefangenschaft  durch  Köln  reiste, 
wurde  er  dort  beim  Aufbringen  des  hohen  Lösegeldes  so  reichlich 
unterstützt,  dass  er  zum  Danke  seinen  „geliebten  Bürgern“  1196 
zu  Löwen  einen  Freibrief  ausstellte,  worin  er  ihnen  alle  Königs- 
gefälle  in  ganz  England  für  ihre  Person  und  ihre  Waaren 
gänzlich  erliess,  welches  Privileg  Johann  nach  langem  Wider- 
streben 1213  mit  Vorbehalt  der  Rechte  der  Stadt  London  be- 
stätigte’). Philipp  von  Schwaben  gewährte  den  Bürgern  von 
Regensburg  1207  das  Recht,  dass  sie  nur  we  gen  Schulden 
ihrer  Mitbürger,  nicht  aber  wegen  Schulden  des 
Bischofs,  des  Herzogs  oder  Anderer  gepfändet 
werden  dürfen®).  Heinrich  II.  von  England  bewilligte  den 


*)  Hüllmann,  Deutsche  Finanzgeschichte  des  Mittelalters.  S.  48. 
49.  65. 

2)  Arnold,  Verfassungsgeschichte  der  deutschen  Freistädte.  I 191. 
®)  a.  a.  0.  I 219. 

<)  a.  a.  0.  I 230. 

®)  a.  a.  0.  I 247. 

®)  Sommerlad,  a.  a.  0.  S.  34. 

■’)  Barthold,  Geschichte  der  deutschen  Hansa.  I 166. 

®)  Arnold,  a.  a.  0.  I 374. 

Felix,  Eigenthum.  IV.  2.  I. 
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Kölner  Kautleuten  u.  A.,  den  Wein  auf  dem  Markte  zu 
London  ohnejede  Belästigung  feilbietenzudürfen^). 
Die  deutsche  Hansa  erwarb  schon  frühzeitig  Freiheitsbriefe  von 
den  Souveränen  der  nordischen  Reiche  sowie  Englands  und 
Frankreichs,  wodurch  die  Städte  der  Hansa  zu  grossem  Reich- 
thum gelangten.  P"riedrich  II.  befreite  1216  die  Bürger  von 
Magdeburg,  1237  die  Bürger  von  Wien  von  der  Kerbe  oder 
ßede^).  Das  älteste  Stadtrecht,  das  Wien  um  1198  erhalten 
zu  haben  scheint,  ist  verloren  gegangen.  Es  wurde  bei  Ab- 
fassung eines  erweiterten  neuen  Stadtrechts  1221  benutzt. 
Danach  wurde  jedem  Bürger  das  Recht  zugestanden,  in  Er- 
manglung von  W eil)  und  Kindern , über  sein  E i g e n t h u m 
frei  zu  verfügen.  Ferner  sollten  Wittwen  oder  Töchter 
von  Bürgern  nicht  zu  Heirathen  gezwungen  werden. 
Ausserdem  wurde  Wien  der  Stapelplatz  für  alle  fremden 
Waaren,  und  seinen  Bürgern  ward  insbesondere  der  ausschliess- 
liche Verkehr  mit  Ungarn  gesichert^).  Den  Flandren!,  die  sich 
in  Iglau  ansiedelten,  wurde  1249  ein  Freiheitsbrief  ertheilt,  dem 
vornehmlich  die  gewerbliche  Entwicklung  der  Stadt  zu  verdanken 
war.  Es  ward  darin  ])ersön  liehe  Freiheit,  Verkehrs- 
sicherheit, ein  ausschliesslicher  Gerichtsstand 
innerhalb  der  Stadt,  namentlich  das  Recht  der 
aussergerichtlichen  Pfändung  der  Schuldner  ge- 
währleistet. Später  erlangte  die  Stadt  vom  König  Ottokar  das, 
S t a p e 1 r e c h t.  Durch  die  Flandrer,  die  sich  nun  in  Iglau 
niederliessen.  wurde  der  unbedeutende  Ort  bald  in  eine  wichtige 
Stadt  umgewandelt*).  Durch  das  berühmte  Privileg  des  Herzogs 
Otto  von  1311  wurde  allen  drei  Ständen  Niederbaierns  gegen 
Bewilligung  einer  Steuer  nebst  vielen  wichtigen  Vorrechten  das 
an  den  übergreifenden  spanischen  Adel  erinnernde  Recht  zu- 
erkannt, jedem  Rechtsbruche  von  Seiten  des  Herzogs  und  seiner 
Beamten  gewaltsamen  Widerstand  und  sogar  den 
Abfall  an  einen  andern  Herrn  e nt g e g e nz u s e t z e n®). 
Karl  IV.  und  Wenzel  verliehen  den  Konstanzern  das  Recht,  dass 
sie  auf  Grund  von  Erkenntnissen  ihies  Rathes  auch  auf  dem 
Lande  für  Schulden  pfänden  lassen  durften®).  1335  erhielt 


1)  a.  a.  0.  I 399. 

Hüllmanii,  a.  a.  0.  S.  138. 

®)  Huber,  a.  a.  0.  I 488 — 490. 

•"l  Werner,  Urkundliche  Geschichte  der  Iglauer  Tuchmacherzunft. 
Leipzig  1861.  S.  3—5. 

Gierke,  Das  deutsche  Genossenschaftsrecht.  I 544. 

®)  Gothein,  a.  a.  0.  I 79. 


die  Bürgerschaft  von  Budweis  das  jedenfalls  erbetene  Recht, 
jeden  Bürger  oder  Inwohner,  der  ihr  nicht  zusagte  — non  con- 
venerit  — auszukaufen  und  aus  der  Stadt  zu  weisen*). 
Wenzel  II.  ertheilte  den  Städten  das  Recht  der  Selbsthilfe. 
Falls  es  ihnen  nicht  möglich  sein  sollte,  sich  Genugthuuug  zu 
verschaffen,  weil  der  von  ihnen  in  Contumaz  Verurtheilte  sich 
dem  Ausspruche  nicht  füge , sollen  sich  mehrere  Städte  ver- 
einigen, um  den  Beklagten  gewaltsam  zu  ergreifen  2). 

Hierher  gehören  auch  die  im  Mittelalter  den  Schuldnern 
zuweilen  gewährten  Moratorien. 

Unter  den  mittelalterlichen  Privilegien  spielte  das  mehr- 
erwähnte Stapel  recht  eine  grosse  Rolle,  wovon  es  drei  Grade 
gab : entweder  sollten  die  durchgeführteu  Waaren  von  den  Kauf- 
leuten der  begünstigten  Stadt  ausgeladen,  zur  öffentlichen  Wage 
geschafft,  darauf  in  andere  Gefässe  gebracht  und  weiter  be- 
fördert werden  (Umschlags-  oder  Niederlagsrecht),  oder  sie  mussten 
vorher  in  der  Stadt  feilgeboten  werden  (eigentliches  Stapelrecht) 
oder  die  Bürger  hatten  das  ausschliessliche  Recht  auf  Kauf  der 
Waare  (ius  empoi-ii®)  — das  eigentlich  schon  im  zweiten 
dieser  Rechte  enthalten  war. 

F 1 a n d e r n.  Ein  Graf  von  Flandern,  vermuthlich  Balduin  VI. 
(1067 — 1070),  kaufte  ein  Allod  im  Kirchsprengel  von  Hunneghem 
und  gründete  darauf  eine  Stadt.  Um  Bewohner  heranzuziehen, 
wurden  die  ausgedehntesten  Freiheiten  zugesichert.  U,  A.  ward 
die  Anwendung  des  ius  talionis  zugestanden*).  — Zu 
den  gewöhnlichen  flandrischen  Städteprivilegien  gehörten  das 
Recht  der  freien  Fischerei.  Monopole  aller  Art,  wie 
z.  B.  das  Meilenrecht , ferner  Z o 1 1 f r e i h e i t etc.  Aehnliche 
Vorrechte  erlangten  die  Städte  zuweilen  in  fremden  Ländern. 
Ludwig  VI.  von  Frankreich  ertheilte  1127  der  Stadt  Omer  ein 
Handelsprivileg ; später  erwirkten  die  meisten  tiandrischen  Städte 
in  Frankreich  Handelsfreiheit,  die  auch  fremden  Kaufleuten 
in  Flandern  eingeräumt  wurde®).  Die  Stadt  Gent  erwirkte  ein 
ausschliessliches  Stapelrecht  bezüglich  des  Vermessens  und 
des  Verkaufes  von  Tuch,  Getreide  und  anderen  Waaren®).  Ein 
ferneres  städtisches  Vorrecht  war,  dass  die  Bürger  vom  Grafen 
nicht  willkürlich  besteuert  werden  durften.  Frühzeitig 


B Lippert,  a.  a.  0.  II  245. 

2)  a.  a.  0.  II  161  ff. 

®)  Roscher,  System.  III  115.  Hüllmann,  Städtewesen.  I 186. 

*)  Flach,  a.  a.  0.  II  344  ff. 

®)  Warnkönig,  Flandrische  Staats-  und  Rechtsgeschichte.  1 356. 358. 
6)  a.  a.  0.  im  52. 
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wurden  sie  von  Abgaben  befreit,  an  denen  das  Merkmal  der 
Dienstbarkeit  haftete,  wie  vom  Besthaupt.  Als  das  werth- 
vollste Privileg  der  Städte  gilt  das , dass  sie  von  ihres 
Gleichen  gerichtet  werden  sollen^).  1289  entsagte  der 
Graf  zu  Gunsten  der  Stadt  Brügge  dem  Rechte  der  Einziehung  der 
Verlassenschaften  natürlicher  Kinder.  Diese  sollten  fortan  gleich 
echt  geborenen  erben  und  beerbt  werden.  1197  ertheilte 
Philipp  August  von  Frankreich  den  Einwohnern  von  Ypern  das 
Vorrecht,  dass  man  die  Kaufleute  dieser  Stadt  wegen  der 
Gelder,  die  der  Graf  ihm  schuldete,  nicht  verhaften  dürfe, 
und  dass  vor  Ausbruch  eines  Krieges  Frankreichs  mit  Flandern 
ihnen  eine  Frist  von  40  Tagen  zum  Abzüge  mit  ihren 
Waaren  zu  gestatten  sei^).  In  einem  um  1200  verliehenen 
Freibriefe  gewährleistete  der  Graf  Balduin  von  Flandern  und 
Hennegau  allen  Freisassen  das  Erbrecht  ihrer  Kinder  und 
das  Recht  der  freien  Ei  g e n t hum  s v e r fü  g un  g^).  1299 

entsagte  der  Graf  Guido  zu  Gunsten  der  Stadt  Ardenburg  „zur 
Belohnung  ihrer  Treue“  gegen  Zahlung  von  tausend  Pfund  seinem 
dortigen  Wechselmonopol,  so  dass  fortan  jeder  Bürger  der 
Stadt  selbst  ein  Wechselbureau  haben  und  Wechselgeschäfte  be- 
treiben durfte.  In  einem  schwer  erklärlichen  Widerspruch  mit 
diesem  Privileg  stand  es  den  Schoflen  frei,  die  Wechselgerechtig- 
keit Einzelnen  pachtweise  oder  käuflich  zu  überlassen^).  Von 
der  „stillen  Wahrheit“,  einem  geheimen  Gerichte,  das  im, 
zwölften  und  dreizehnten  Jahrhundert  den  Charakter  eines 
polizeilichen  Institutes  annahm  und  das  sehr  verhasst  war, 
kauften  sich  einige  Städte  und  selbst  ganze  Districte  los®).  Die 
Grafschaften  Flandern  und  Hennegau  erwirkten  1237  gegen 
4000  Mark , die  erste  allgemeine  L i c e n z zum  Handel 
nach  England®).  1305  ertheilte  Herzog  Johann  von  Brabant 
den  englischen  Kaufleuten  u.  A.  das  Privileg,  dass  sie  ihre 
Zahlungen  nach  Belieben  in  Baarem  oder  in  Wech- 
seln leisten  durften ’').  Die  englischen  Könige  machten 
alle  Anstrengungen , um  die  Bürger  von  Flandern  zu  gewinnen, 
weshalb  sie  denen,  die  in  England  Handel  trieben  oder  sich  da- 
selbst ansässig  machen  wollten,  wichtige  Privilegien  gewährten. 

’)  a.  a.  0.  1 358. 

•^)  a.  a.  0.  II/I  189.  190. 

®)  Hüllinaiin,  a.  a.  0.  II  202. 

*}  Warnkönig,  a.  a 0.  II/II  34. 
a.  a.  0.  S.  349. 

*)  Schanz,  Englische  Handelspolitik.  I 6. 

’)  a.  a.  0 I 501. 
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Es  geschah  dies  in  der  Absicht,  die  flandrische  Industrie  nach 
England  zu  übertragen  ^).  Johann  ging  so  weit , Allianz-  und 
Handelsverträge  mit  den  vornehmsten  flandrischen  Städten  zu 
schliessen.  Die  Könige  erklärten  oft  zur  Kriegszeit,  dass  der 
Handel  mit  Flandern  frei  bleiben  werde  ^).  Da  sie  überdiess 
fortwährend  in  Geldverlegenheit  waren,  so  konnte  man  durch 
Geldanerbietungen  fast  alles  von  ihnen  erlangen:  man  kaufte 
die  Erlaubniss  zum  Handel,  zu  Absatzwegen  für 
die  Industrie,  zur  gerichtlichen  Geltendmachung 
seiner  Rechte.  Der  Handel  hing  in  dem  Masse  vom 
Belieben  der  Könige  ab,  dass  sie  ausschliessliche 
Privilegien  verkauften,  Handelsgesellschaften 
gründeten,  Monopole  einführ  ten®l.  1340  verlieh 
Eduard  III.  den  Bewohnern  von  Flandern  und  Brabant  werth- 
volle Privilegien,  darunter  das,  dass  alle  mit  ihnen  Handel 
treibenden  Engländer  gehalten  sein  sollten,  ihre 
Schulden  pünktlich  zu  bezahlen,  widrigenfalls  gegen  sie, 
ihre  Wittwen,  ihre  Erben  und  Nachfolger  durch  die  Behörden 
zu  rascher  Execution  geschritten  werden  sollte'*).  1342  erklärte 
Eduard  III.  das  Stapelrecht  Brügges  für  Wolle  und  andere 
Waaren  aufrechthalten  zu  wollen®).  Der  französische  König 
Philipp  VI.,  der  eine  Revanche  für  die  Katastrophe  bei  Cröcy  an- 
strebte, machte  alle  Anstrengungen,  um  die  Flamänder  von  England 
abzuziehen  oder  wenigstens  ihre  Neutralität  zu  erlangen.  Er  machte 
ihnen  u.  A.  das  Anerbieten,  den  Getreidepreis  durch 
sechs  Jahre  auf  4 anstatt  auf  12sous,  wie  er  damals 
stand,  zu  halten,  ihnen  das  Recht  zuzugestehen , d i e W o 1 1 - 
preise  beliebig  festzusetzen  und  ihnen  das  Privileg  zu 
ertheilen,  das  aus  ihrer  Wolle  erzeugte  Tuch  ausschliesslich 
in  Frankreich  zu  verkaufen.  Den  flandrischen  Gemeinden 
erschienen  diese  Versprechungen  als  zu  schön,  um  ernst  zu  sein, 
und  da  sie  auch  ihren  dem  Könige  Eduard  111.  geleisteten  Eid 
halten  wollten,  so  lehnten  sie  die  angebotenen  Privilegien  ein- 
stimmig ab  ® ).  Nach  dem  auf  die  Schlacht  bei  Azincourt  gefolgten 
Waffenstillstände  erkannte  Karl  VI.  von  Frankreich  1416 
den  Flamändem  das  Recht  zu,  ihre  Wolle  im  Stapel  von 
Calais  selbst  mitten  durch  die  Reihen  seiner 


*)  Varenbergh,  a.  a.  0.  S.  16. 

®)  a.  a.  0.  S.  92. 

®)  a.  a.  0.  S.  122,  wo  zahlreiche  Beispiele  verzeichnet  sind. 
*)  a.  a.  0.  S.  334. 

»)  a.  a.  0.  S.  349. 

8)  a.  a.  0.  S.  376.  377. 
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Armee  zu  lioleii^).  Wie  wir  bereits  andeuteten,  ertheilten 
die  Könige  von  England  den  Bewohnern  von  Flandern  wiederholt 
das  Recht  eines  kaufmännischen  Waffenstillstandes; 
am  29.  September  1439  wurde  ein  solcher  für  drei  Jahre  fest- 
gesetzt ^). 

ln  Flandern  führte  ein  Theil  der  Dörfer  und  kleineren 
Städte  einen  fortwährenden  Kampf  gegen  das  von  allen  grösseren 
Städten  in  höherem  oder  geringerem  Grade  beanspruchte  Privileg 
auf  die  alleinige  Anfertigung  von  Tuch,  1342  gelang 
es  den  Bürgern  von  Brügge,  das  Verbot  allen  Verkaufs  von  ** 

Tuch  ausserhalb  der  Orte,  wo  es  angefertigt  wurde,  zu  erwirken®). 

England,  ln  England  war  im  zehnten  Jahrhundert  aller 
Kauf  und  Verkauf  auf  privilegirt«;  Städte  beschränkt  *).  — 

Aus  verschiedenen  den  Bürgerschaften  ertheilten  landeshendichen 
Freibriefen  sind  die  rechtlichen  Grundverhältnisse  der  Freisassen 
ersichtlich.  Der  älteste  bekannte  ist  der  für  die  Bürger  von 
London  von  Wilhelm  dem  Eroberer  ausgestellte  an  den  Bischof 
von  London  gerichtete,  worin  es  heisst : „Ich  will  auch,  dass 
jedes  Kind  seines  Vaters  Erbe  sei Ein  Statut 
Wilhelms  des  Eroberers  gestand  ferner  den  Hörigen  (servi),  die 
Jahr  und  Tag  unangefochten  in  einer  Stadt  sich  aufhielten, 
persönliche  Freiheit  zu,  womit  zugleich  das  Recht  der  Ver- 
fügung über  Hab  und  Gut  sowie  die  Vermögens-  «■ 

Vererbung  verbunden  war®).  — Die  Kölner  erwirkten 
frühzeitig  das  Privileg , in  ganzEngland  zu  verkehren; 
im  Allgemeinen  aber  mussten  die  Fremden  Alles  in  einem  be-  | 

stimmten  Orte  verkaufen.  Besondere  Privilegien  erlangten  die 
Städte  Amiens , Corby  und  Nesle , woi’unter  die  Befugniss , alle 
Waaren,  die  sie  in  England  kaufen,  ausgenommen  Waffen,  Lebens- 
mittel und  die  Erzeugnisse,  deren  Ausfuhr  ausdrücklich  verboten 
war,  unbehindert  auszuführen’’^).  Heinrich  11.  bestätigte 
den  Bürgern  zu  Cbester  die  Licenz  zum  Handel  mit 
Dublin®).  Richard  I.  annullirte  in  seiner  verzweifelten  Geldnotb 
alle  Chartres,  die  er  verliehen  hatte,  und  verordnete,  dass  sie 
ihm  zur  Bestätigung  gegen  wiederholte  Bezahlung  vorgelegt 

a.  a.  0.  S.  505. 

2)  a.  a.  0.  8.  517. 

*)  Ashley,  a.  a.  0.  II  207.  255. 

Gross,  The  Gib!  Merchant.  I 3. 

Hüllmann,  a.  a.  0.  II  200. 

®)  Hegel,  Städte  und  Gilden.  I 64. 

’)  V.  Ochenkowski,  a.  a.  0.  S.  174—176.' 

®)  Round,  a.  a.  0.  S.  465.  466. 
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werden  sollten^).  Mannigfaltige  Privilegien  genossen  die  Gilden 
und  ihre  Mitglieder.  In  einem  Privileg  für  Winchester  verordnete 
Heinrich  II.,  dass  die  Bürger  von  der  Kaufmannsgilde  von  Zoll, 
Wegegeld  und  herkömmlichen  Abgaben  frei  sein  sollten.  Aehnliche 
Privilegien  ertheilte  er  der  Stadt  Oxford,  wonach  nur  Mitglieder 
der  Gildehalle  in  der  Stadt  und  den  Vorstädten  Handel  treiben 
konnten®).  1255  hatten  die  Gildemitglieder  von  Totnes  sogar 
das  Recht  der  Privilegienverleihung,  so  dass  es  in 
ihrer  Macht  stand , fremden  Kaufleuten  Zollbefreiung  zu  ge- 
w'äbren.  Aebte  von  Totnes  kauften  den  Gilden  das  Recht  ab, 
ihre  Kaufleute  den  Gildenmitgliedern  gleichzustellen  ®).  Den 
Bürgern  von  Rouen  ertheilte  der  König  von  England  das  Vor- 
recht, den  Handel  in  ganz  England  unbehindert 
betreiben  zu  dürfen  und  bestätigte  ihnen  das  Monopol 
des  Handels  nach  Irland^). 

Die  englischen  Stapler  hatten  das  Monopol  der  Aus- 
fuhr der  vornehmsten  Rohstoffe,  wie  Wolle,  Leder,  Zinn,  Blei, 
Sie  führten  ihre  Privilegien  auf  Heinrich  HL  zurück ; die  vor- 
handenen Urkunden  reichen  aber  nicht  weiter  als  bis  zur  Zeit 
Eduards  I.  zurück , vor  dessen  Regierung  der  Ausfuhrhandel 
hauptsächlich  in  Händen  der  deutschen  Hansa  war  ®).  Mehrere 
Freibriefe  Eduards  HI.  zu  Gunsten  der  Stadt  London  enthalten 
die  Bestimmung,  dass  innerhalb  eines  Umkreises  von  sieben 
Meilen  von  der  City  aus  kein  Markt  abgehalten  werden  solle®). 
1364  erlangten  die  Tuchhändler  durch  Geschenke  Freibriefe  vom 
König,  denen  zufolge  Niemand  ohne  Zustimmung  der  Gewerks- 
genossen ihr  Gewerbe  ausüben  durfte '').  Sehr  frühzeitig  scheinen 
die  Münzmeister  ausschliessliche  V oiTechte  genossen  zu 
haben.  Heinrich  II.  befreite  die  Münzraeister  von  York  von  der 
Leistung  des  Geschenkes  (donum)  an  den  König.  Heinrich  III. 
erliess  ihnen  die  unter  dem  Namen  tallages  bekannten  Abgaben. 
Diese  Privilegien  wurden  auch  von  Eduard  I.  ertheilt  und  von 
Eduard  II.  bestätigt,  mit  dem  Beifügen,  dass  den  Münzmeistern 
ausserdem  jede  Art  von  „aids“  und  „contributions“  erlassen  sei. 


’)  a.  a.  0.  8.  546. 

^)  Hegel,  a.  a.  0.  I 65.  Stubbs,  a.  a.  0.  III  .563, 

®)  Gross,  a.  a.  0.  I 40. 

■*)  Doren,  Untersuchungen.  8.  73.  Deren  spricht  dabei  von  einem 
Privileg  Heinrich  Plantagenets  von  1150;  doch  ist  Heinrich  II.  erst 
1154  zur  Regierung  gelangt. 

»)  a.  a.  0.  I 140. 

®)  Ashley,  a.  a.  0.  I 98. 

’)  a.  a.  0.  II  80. 
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Patente  desselben  Inhalts  wurden  auch  von  Eduard  III.,  Richard  II,, 
Eduard  IV.,  Heinrich  VII.,  Heinrich  VIII.  verliehen^). 

Vor  Verleihung  der  Magna  Charta  gehrach  es  namentlich 
während  der  zahlreichen  Kriege  den  Kaufleuten , denen  die 
Könige  oft  hohe  und  unrechtmässige  Auflagen  zumutheten,  an 
aller  Sicherheit  des  Eigenthums.  Bevorzugten  wurden  damals 
Sicherheit sbriefe  ertheilt^).  Vom  Ende  des  zwölften  und 
vom  dreizehnten  Jahrhundert  lauten  die  zahlreichen  Freibriefe, 
welche  die  Könige  den  Städten  verliehen,  wodui’ch  u.  A.  der 
Verkehr  von  verschiedenen  Abgaben,  die  auf  ihm  gelastet  hatten, 
befreit  wurde®).  Um  die  Mitte  des  dreizehnten  Jahrhunderts 
erfolgte  der  wichtige  Fortschritt,  dass  Heinrich  III.  Schutz- 
briefe  mit  der  Clausei  verlieh,  dass  die  Ausländer  lediglich 
für  eigene  oder  verbürgte  Schulden  haften  und  für  die  Vergehen 
ihrer  Diener  nicht  verantwortlich  gemacht  werden  sollten.  In 
den  Privilegien  zu  Gunsten  der  flandrischen  Städte  findet  sich 
auch  die  Bestimmung,  dass  die  Güter  eines  Verstorbenen 
nicht  confiscirt,  sondern  den  Erben  übergeben  werden 
sollen'*).  Aus  dem  Statute  31  Eduard  III.  c.  8 ist  ersichtlich, 
dass  ungeachtet  des  gewährleisteten  Stapelrechtes, 
das  Privileg  der  freien  Ausfuhr  überall  hin  gegen 
eine  Abgabe  gestattet  wurde®).  Ein  weiteres  Privileg 
bildeten  die  L i c e n z e n , dex’en  Inhaber  Waaren  direct  ohne  den 
Stapel  zu  berühren,  ausführen  durften®).  Eduard  III.  benutzte 
die  (bei  Betrachtung  der  flandrischen  Pidvilegien  erwähnten)  Ver- 
hältnisse der  flandrischen  Tuchindustrie,  um  den  flandrischen 
Tuchmachern,  die  geneigt  waren  sich  nach  England  zu  begeben, 
seinen  Schutz  zuzusichern.  Besondere  Beachtung  verdient  die 
Verfügung  der  Regierung  von  1337.  Sie  verheisst  allen  fremden 
nach  England  kommenden  Tuchmachern  königlichen  Schutz  und 
die  Gewährung  so  vieler  und  so  grosser  Gerechtsame  „wie  sie 
nur  wollten“;  angesichts  der  allenthalben  üblich  gewesenen  Be- 
vormundung der  Arbeit,  war  auch  die  Zusicherung  werthvoll, 
dass  den  neuen  Ankömmlingen  keinerlei  Beschränkungen 
hinsichtlich  des  Ellenmasses  auferlegt  werden  sollen ’ ). 

*)  Ruding,  a.  a.  0.  I 16. 

Pauli,  a.  a.  ü.  III  433. 

®)  V.  Ochenkowski,  a.  a.  0.  S.  155. 
a.  a.  0.  S.  179. 
a.  a.  0.  S.  197. 

«)  a.  a.  0.  S.  198. 

*)  Ashley,  a.  a.  0.  II  256. 


Interessant  ist  die  Wahrnehmung , wie  die  Verleihung 
von  Privilegien  an  Fremde  Privilegienforderungen 
Einheimischer  hervorrief.  1351  stellten  die  Londoner 
Weber  dem  Parlament  vor,  dass  Heinrich  II.  ihnen  gegen 
ein  Entgelt  von  jährlich  zu  zahlenden  20  Mark  einen  die 
schrankenlose  Ausübung  ihres  Gewerbes  zusichernden  Freibrief 
verliehen  habe.  Nun  seien  infolge  der  Kundgebungen  von  1337 
fremde  Weber  in  die  Stadt  gekommen,  die  hier  ihrem  Vor- 
theile nachgingen , ohne  sich  an  der  Steuerlast  zu  betheiligen. 
Daher  bitten  die  Weber,  dass  ihnen  entweder  die  Gerichtsbarkeit 
über  die  Fremden  zuerkannt  werde,  oder  dass  man  sie  selbst 
von  ihren  Abgaben  befreie.  Im  folgenden  Jahre  gewährte  die 
Regierung  den  Fremden  noch  grössere  Vortheile;  u.  A.  sollten 
sie  weder  gehalten  sein,  der  Zunft  der  Londoner  oder  anderen 
Vereinigungen  der  Weber  in  England  beizutreten,  noch  auf 
Grund  des  Bestehens  solcher  Gilden  Geldbeiträge  zu  leisten. 
Durch  Verleihung  solcher  Privilegien  wurde  den  öffentlichen  Be- 
hörden die  Aufrechterhaltung  des  PMedens  erschwert.  Sie  wurden 
immer  von  Neuem  genöthigt,  Befehle  zu  erlassen,  dass  Niemand 
die  PJamänder  belästigen  solle*).  — Heinrich  III.  behelligte  die 
Londoner  unaufhörlich  durch  Eingriffe  in  ihre  Privi- 
legien®). 

Unter  den  Lancaster  Königen  ertheilten  die  Behörden 
einzelnen  „Begünstigten“  die  Befugniss  zum  Bettel. 

Noch  unter  Heinrich  VII.  geschah  es,  dass  ein  Gesetz,  das 
allen  in  den  Krieg  Ziehenden  besondern  Schutz  gewährte,  ihnen 
als  Vorrecht  freie  Verfügung  über  ihren  Besitz  und  ihr 
Erbe  zusicherte®). 

Frankreich.  1051  ertheilte  Heinrich  I.  den  Bürgern  von 
Orleans  das  Privileg,  dass  es  fortan  verwehrt  sein  solle, 
während  der  Weinlese  die  Thore  der  Stadt  zu 
schliessen  und  den  Bürgern  den  Wein  wegzunehmen; 
Jedermann  solle  die  freie  Verfügung  über  sein 
Eigen thum  zustehen,  nach  bürgerlichem  Rechte  und  der 
Billigkeit*).  Das  Privileg,  das  Ludwig  VII.  1137  den  Bürgern 
von  Orleans  ertheilte,  bezweckte  hauptsächlich,  sie  gegen 
willkürliche  Bedrückungen  von  Seiten  seiner  Be- 

*)  a.  a.  O.  II  209—211.  Pauli,  a.  a.  0.  V 654, 

®)  Stubbs,  a.  a.  0.  II  66. 

®)  Pauli,  a.  a.  0.  V 558. 

*)  Claniageran,  a.  a.  0.  I 244. 
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<v  in  teil  zu  schützen^).  Zu  den  merkwürdigsten  Privilegien, 
welche  die  Könige  von  Frankreich  seit  dem  zwölften  Jahrhundert 
begünstigten  Personen  oder  Städten  verliehen,  gehörte  die 
Ermächtigung  zum  Wucher^),  (Doch  ist  es  möglich 
dass  hier  das  Wort  Wucher  in  dem  Sinne  von  Zins  zu  ver- 
stehen ist,  welche  beiden  Ausdrücke  im  Mittelalter  oft  als 
gleichbedeutend  betrachtet  wurden.)  Um  die  Messen  der 
Champagne,  die  seit  dem  vierzehnten  Jahrhundert  hauptsächlich 
infolge  des  Uebermasses  fiscalischer  Anforderungen  in  Verfall 
geriethen,  wieder  emporzubringen,  ermächtigte  Philipp  VI.  zui- 
Aufnahme  verzinslicher  Darlehen  und  verbot  nur,  mehr  als 
15%  p.  a.  zu  nehmen®).  Eine  Verordnung  von  Philipp  August 
von  1214  befreite  die  Kreuzfahrer  für  das  erste  Jahr,  indem 
sie  das  Kreuz  nahmen,  von  der  Taille.  Ferner  wurden  sie 
während  der  Kreuzzüge  von  der  Bezahlung  ihre  r Schul  d en 
b efreit^). 

Ganz  besonders  wurde  die  Stadt  Paris  durch  mannig- 
faltige Privilegien  begünstigt.  1134  verlieh  Ludwig  der  Dicke 
den  Bewohnern  das  „droit  d’arret“,  d.  h.  das  liecht  der  Pfändung 
der  beweglichen  Habe  ihrer  Schuldner,  selbst  dann,  wenn  solche 
bereits  in  den  Händen  der  königlichen  Gerichte  sich  befinden 
sollte.  Ludwig  IX.  und  seine  Nachfolger  befreiten  die  Pariser 
von  dem  (S.  360.  361  erwähnten)  „droit  de  prise“.  Durch  eine  Ver- 
oidnung  Kails  V.  von  1371  erhielten  sie  die  Privilegien  des 
Adels  und  konnten  demgemäss  — nach  einer  Erklärung  von 
1409  Lehen  und  Adelsallode  erwerben,  ohne  dafür  irgend 
eine  Abgabe  zu  entrichten.  Später  wurde  jedoch  die  Unter- 
scheidung zwischen  adeligen  und  bürgerlichen  Alloden  wieder 
hergestellt.  In  hohem  Grade  machte  sich  Ludwig  XL  durch 
Ertheilung  mannigfacher  Vorrechte  um  das  Emporkommen  von 
Paris  verdient;  er  förderte  insbesondere  auch  den  Zuzug  von 
Fremden  dahin  auf  jede  Weise.  1465  wurden  die  Pariser  von 
der  Verpflichtung  der  Einquartierung  befreit®). 

Manche  Städte  sicherten  sich  durch  Privilegien  die  Be- 
freiung von  Zwangsanlehen«).  — Wie  in  Deutschland, 
so  erlangten  auch  in  Frankreich  die  grands  et  petits  seigneurs 

B Hegel,  a.  a.  0.  II  84.  85. 

B Viollet,  a.  a.  0.  S.  594. 

B \uitry,  a.  a.  0.,  nouvelle  Serie.  I 491. 

*)  Clamageraii,  a.  a.  0.  I 274.  275. 

B Glasson,  a.  a.  0.  IV  483.  V 131.  132.  Banke,  Französische 
Geschichte.  I 61. 

®)  Glasson,  a.  a.  0.  VI  74. 
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das  M ü nz  p ri  V il  eg , das  sie  mit  derselben  Rücksichtslosigkeit 
und  denselben  das  Gemeinwohl  beeinträchtigenden  Folgen  aus- 
übten Wie  wir  bereits  erwähnten,  darf  bei  dem  monopolistischen 
Charakter,  den  die  französischen  Regierungen  bis  auf  die  neue  Zeit 
der  Arbeit  verliehen,  der  Handels-  und  Gewerbebetrieb 
da.selbst  ein  Privileg  genannt  . werden.  Die  Rechte  auf 
gewisse  Handwerke,  wie  die,  welche  an  bestimmte  Aemter  ge- 
knüpft waren,  bildeten  zuweilen  das  erbliche  Eigenthum  von 
Privatpersonen.  1160  verlieh  Ludwig  VII.  einer  Frau  Thece 
und  ihren  Erben  das  „Eigenthum^  von  fünf  inötiers,  darunter 
den  Ertrag  der  Gerichtsbarkeit»).  1303  verlieh  Philipp  der 
Schöne  zwei  Brüdern  Biccio  und  Muschiato  das  Monopol  der 
Wollausfuhr  für  zwei  Jahre.  Sie  selbst  verkauften 
dieses  Privileg  an  Andere  und  erzielten  dadurch  be- 
deutende Gewünne®).  Das  System  der  Zwangsreciuisitionen  ver- 
ursachte entsetzliche  Plünderungen,  die  von  den  Städten  so  sehr 
gefürchtet  wurden,  dass  sie  in  allen  ihren  Verträgen  mit  der 
Krone  als  das  w ichtigste  Privileg  dieBefreiungvonSoldaten- 
Einquartierungen  betrachteten®').  Die  1420  gegründeten 
sen  von  on  wurden  bei  ihrem  Ursprünge  nicht  nur  mit 
zahlreichen  Privilegien  ausgestattet,  sondern  es  wurde  ihnen  auch 
ein  überwachender  Beamter  (couservateur  oder  gardien)  bei- 
gegeben, der  für  die  Beachtung  der  Privilegien  zu  sorgen  hatte  *). 
Um  den  Besuch  dieser  Messen  zu  fördern,  verordnete  Ludwig  XI. 
u.  A.,  dass  die  Güter  der  während  ihrer  Abhaltung  in  Lyon 
Sterbenden  dem  droit  d’aubaine  nicht  unterworfen 
sein  sollen  und  dass  daselbst  auch  das  Repressalien  recht 
nicht  ausgeübt  werden  dürfe®). 

Italien.  Karl  der  Grosse  verlieh  den  Venetianern  810  im 
ganzen  Umfänge  seines  Reiches  Handelsfreiheit,  das  Recht 
überall  Niederlassungen  zu  gründen,  Grundeigenthum  zu  erwerben, 
sowie  Schutz  für  den  bereits  errungenen  Besitz.  Lothar  II. , 
Ludwig  H.  und  Karl  der  Dicke  erneuerten  und  bestätigten  diese 
Privilegien®).  Sergius  I\.  von  Neapel  schloss  nach  seiner  Rück- 
kehr, 1029,  mit  den  Bürgern  Neapels  einen  Vertrag,  der  als  die 
Magna  Charta  der  neapolitanischen  Stadtfreiheit  bezeichnet 


»)  Fagiiiez,  a.  a.  0.  S.  142. 

B ßoutaric,  La  France  sous  Philippe  le  Bel.  S.  359. 
B Dareste,  a.  a.  0.  II  513. 

B Bibliotheque  de  l’EcoIe  des  Charles  1879.  XL  58. 
®)  Pigeonneau,  a.  a.  0.  I 406.  407. 

*)  Gfrörer,  Geschichte  Venedigs.  S.  120. 
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werden  kann.  Darin  gewährleistete  er  allen  Einwohnern  Neapels 
Sicherheit  der  Person  und  des  beweglichen  wie  un- 
beweglichen Eigent  hu  ms,  Ausübung  der  strafrecht- 
lichen Gerichtsbarkeit  nicht  nach  Willkür  des 
Herzogs,  sondern  durch  die  Gerichte,  Freiheit  der 
Eheschliessungeil,  Besch ützung  von  Person,  Hab 
und  Gut  der  nach  Neapel  kommenden  Fremden’). 

1081  stellte  Heinrich  IV.  den  Bürgern  Luccas  einen  als  den 
ersten  seiner  Art  besonders  interessanten  Freibrief  mit  sehr  um- 
fassenden Rechten  aus.  Darnach  sollten  die  Bürger  weder 
widergesetzlich  verhaftet  noch  zu  Bauarbeiten  an  den  kaiser- 
lichen Pfalzen  angehalten,  noch  zur  Duldung  von  Einquartierungen 
gezwungen  werden.  Sie  erhielten  ferner  Befreiung  von  be- 
schwerlichen Zöllen  und  verschiedene  Marktgerechtigkeiten, 
von  denen  die  Florentiner  ausdrücklich  aus- 
geschlossen bleiben  sollten.  Ferner  ivurde  darin 
erklärt,  dass  Niemand  die  Stadt  verbrennen  oder 
ihre  Mauern  zerstören  dürfe,  und  dass  im  Umkreise 
von  sechs  italienischen  Meilen  keine  Burg  erbaut 
werden  solle.  Die  Bedeutung  dieses  Zugeständnisses  können 
wir  ermessen,  wenn  wir  uns  der  früher  geschilderten  Frevel, 
die  von  den  Burgen  ausgingen,  erinnei-n.  Grosse  Schenkungen 
und  Privilegien  gewährte  der  Comnene  Alexius  I.  den  Venetianern 

1082  zum  Danke  für  ihre  Kriegshilfe  gegen  Robert  Guiscard. 
Das  vornehmste  Zugeständniss  war,  dass  die  venetianischen 
Kaufleute  im  ganzen  Bereiche  des  griechischen  Staates  Waaren 
zoll-  und  abgabenfrei  sollten  kaufen  und  verkaufen  können. 
Wurden  später  auch  Genua  und  Pisa  Privilegien  verliehen,  so 
genoss  doch  Venedig  allein  volle  Zollfreiheit.  Die  Handels- 
suprematie blieb  ihm  auch  im  lateinischen  Kaiserthum  gewahrt  ®). 
In  dem  Grundvertrage  zwischen  den  Venetianern  und  den  anderen 
Kreuzfahrern,  den  dann  alle  lateinischen  Kaiser  bestätigten, 
wurde  festgesetzt,  dass  kein  Mann  aus  einem  Volke,  mit 
dem  Venedig  im  Krieg  stehe,  im  Reiche  geduldet 
werden  solle’*).  Diese  beherrschende  Stellung  erhöhte  auch 
bei  den  Nachbarstaaten  die  Geltung  Venedigs,  dem  drei  unmittel- 
bar auf  einander  folgende  Sultane  von  Ikonium  wichtige  Privi- 
legien verliehen^).  1138  gewährleisteten  die  Marseiller  vertrags- 
mässig  den  Genuesen  volle  Sicherheit  der  Person  und  des  Eigen- 


’)  Lothar  v.  Heineniann,  Geschichte  der  Normannen.  I 56.  57. 
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thums  und  verpflichteten  sich  u.  A.,  keine  höheren  als  die 
rechtmässigen  Abgaben  von  ihnen  zu  erheben  (non 
riscuoterebbero  maggiori  diritti  di  quelli  che  son  di  ragione)  ’). 
In  einem  Vertrage  mit  den  Genuesen  verpflichtet  sich  Wilhelm, 
König  von  Sicilien,  1156  im  Interesse  der  Genuesen,  alle  Kauf- 
leute und  Schiffe  der  Provengalen  aus  seinem 
Reiche  zu  verjagen  und  seinen  Unterthanen  den 
Verkehr  mit  ihnen  zu  verbieten^).  Friedrich  I.  verlieh 
1155  Pisa  das  Recht  eigener  Prägung  und  der  Umlaufs- 
fähigkeit des  Pisaner  Geldes  in  ganz  Italien®).  In 
einem  Vertrage  mit  Pisa,  der  ihm  die  gesammte  Streitmacht  der 
Stadt  gegen  Genua  und  König  Wilhelm  zur  Verfügung  stellte, 
verlieh  Friedrich  I.  1162  der  Stadt  u.  A.  die  Regalien  im 
weitesten  Umfange  *).  In  einem  andern  Vertrage  mit  Friedrich  I. 
von  1162  wurde  u.  A.  ausbedungen,  dass  die  Consuln  Genuas 
die  Befuguiss  haben  sollten,  vom  Handel  mit  Sicilien, 
Calabrien,  Apulien  und  allen  venetianischen  Län- 
dern die  Provenyalen  und  Franzosen  auszu- 
schliessen®).  1167  verpflichtete  sich  Alfons,  König  von  Ara- 
gonien  und  Herzog  der  Provence,  in  einem  Vertrage  mit  den 
Genuesen,  für  die  Sicherheit  ihrer  Person  in  seinem  Reiche  zu 
sorgen,  sie  von  allen  Küstenabgaben  zu  befreien,  ihnen  den 
Gebrauch  ihrer  eigenen  Masse  zu  gestatten  und 
die  Pisaner  von  seinem  Reiche  auszuschliessen®). 
1171  wurde  zwischen  Florenz  und  Pisa  ein  vierzigjähriges 
Schutz-  und  Trutzbündniss  geschlossen,  worin  den  Florentinern 
u.  A.  zugesichert  wird,  dass  sie  im  Pisaner  Gebiete  nur  die 
Hälfte  der  Uferabgaben  entrichten  sollten,  denen 
die  Einheimischen  sich  zu  unterziehen  hatten'*). 
In  einem  Friedensbündnisse  mit  Florenz  von  1176  musste  das 
besiegte  Siena  sich  verpflichten,  fortan  als  Courant geld  nur 
noch  die  Pisaner  Denare,  an  deren  Prägegewinn 
Florenz  zur  Hälfte  betheiligt  war,  anzunehmen  und 
auszugeben.  Die  Wechsler  waren  darauf  zu  vereidigen,  dass 
die  ('ourse  für  die  anderen  Münzsorten  nur  auf  die  erwähnten 
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allein  gangbaren  lauten  sollten  >).  1177  verlieb  der  Markgraf 

Wilhelm  von  Montferrat  den  Städten  Siena  und  Florenz  bei 
Gelegenheit  der  Abtretung  der  Rechte  auf  Poggibonsi  nebenbei 
das  Privileg,  in  Chivasso  Repressalien  zu  üben,  wofern 
den  Bürgern  der  beiden  Städte  bei  ihren  Reisen  und  Waaren- 
beförderungen  über  die  Ali)en  Unbill  widerfahren  sollte  2).  L>ie 
Genuesen  bedangen  sich  1224  in  einem  Vertrage  mit  Sardinien, 
1233  in  einem  Vertrage  mit  Syrien  und  1294  abermals  mit 
Sardinien  den  Ausschluss  der  Pisaner  aus^).  1290  wurde 
den  Genuesen  in  einem  Vertrage  mit  dem  Sultan  von  Aegypten 
u.  A.  das  Vorrecht  zugestanden,  beim  Verkaufe  von  Gold  ' oder 
Silber  an  Saracenen  den  Gegenwerth  alsbald  zu  erhalten  und 
keine  Zahlungsfrist  zugestehen  zu  müssen^).  Der 
römische  Hof  verlieh  einzelnen  Personen  das  Privileg,  ihre 
natürlichen  Kinder  zu  1 e gi  ti  m i ren®).  Der  Papst 
Johann  XXII.  verlieh  1326  den  Genuesen  — entgegen  dem 
kirchlichen  ^ erböte  — für  zwei  Jahre  das  Recht,  über  Syrien 
und  Bab,\lonien  Maaren,  die  nicht  zu  den  Kriegsbedürfnissen 
gehörten,  auszuführen.  Seitdem  erwarb  sich  auch  Venedig  P^rei- 
biiete,  die  zu  dem  Verkehre  mit  den  Ungläubigen 
in  Aegy])ten  berechtigten,  p^ür  die  Erneuerung  eines 
solchen  Freibriefes  mussten  dem  Papste  Innocenz  VI.  1361 
9000  Ducaten  bezahlt  werden«).  Die  Rechte  der  meist- 
begünstigten wussten  sich  zuweilen  einzelne  Kaufleute 
oder  Handelsgesellschaften  anderer  Nationen  aus- 
zuwirkeii.  In  dem  Masse  als  nach  dem  Pralle  der  Kreuzfahrer- 
staaten der  armenische  Handel  an  Ausdehnung  gewann,  ver- 
mehrten sich  die  Mitbewerber  der  auf  diesem  Gebiete  bevor- 
zugten \ enetianer  und  Genuesen.  Doch  siegten  nur  AVenige  in 
diesem  M' ettbewerbe.  Einzig  und  allein  die  grosse  Bank-  und 
Handelsgesellschaft  der  Bardi  in  Florenz  erlangte  1335  die 
nämliche  Zollbefreiung,  während  die  mit  ihr  wetteifernde  Com- 
pagnie der  Peruzzi  in  Florenz  sich  einem  Ein-  und  Ausgangszoll 
von  2 « 0 zu  unterziehen  hatte  ^).  Pis  kommen  auch  ein- 
seitige Handelsverträge  mit  Ausschluss  der  Gegenseitigkeit  vor. 
1360  erneuerten  die  A'^enetianer  einen  Vertrag  mit  Cypern  von 
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1328,  worin  ihnen  u.  A.  das  Privileg  der  Zollfreiheit  gewährt 
ward.  Als  aber  die  Gesandten  des  Königs  von  Cypern,  Peters  I., 
den  Anspruch  erhoben,  dass  die  Cyprioten  in  A'enedig  in  gleicher 
AVeise  vom  Zoll  befreit  sein  sollten,  verweigerte  dies  der  Senat 
mit  der  Begründung,  dass  dann  auch  andere  Nationen  dasselbe 
Verlangen  stellen  könnten*).  In  der  Friedensurkunde  vom 
25.  November  1494  wurde  den  Florentinern  von  Karl  VIII.  in 
Beziehung  auf  den  Handelshetrieh  in  Frankreich  Gleich- 
stellung mit  den  Franzosen  zugesichert ®). 

Spanien.  Die  in  den  neu  gewonnenen  spanischen  Land- 
schaften entstandenen  Städte  wurden  von  den  Königen  mit  Frei- 
briefen begünstigt,  lange  bevor  städtische  Privilegien  in  England 
oder  P’rankreich  bekannt  waren.  Das  erste  Beispiel  wurde  1020 
gegeben,  als  Alfons  V.  in  den  Cortes  von  Leon  die  Privilegien 
dieser  Stadt  festsetzte «).  Die  spanischen  Städteprivi- 
legien ersetzten  geradezu  die  mangelnden  Ge- 
setze^). 

Spanien  eigenthümlich  waren  die  zu  Gunsten 
der  AMehzucht  erlassenen  privilegios  de  la  Mesta, 
die  wegen  ihres  Eingriffes  in  fremde  Eigenthums- 
rechte, sowie  wegen  der  Nachtheile,  die  durch  sie 
insbesondere  dem  Acker baue  zugefügt  wurden, 
fortwährend  der  Gegenstand  heftigster  Angriffe 
waren.  Die  A’iehzüchter  mit  dem  Beinamen  de  la  Sierra,  die 
Leon  und  Castilien  bewohnten,  bildeten  die  Honorado  Concejo 
de  la  Alesta  genannte  Körperschaft,  die  durch  ihre  Beamten  und 
Vertreter  mit  richterlichen  und  Regierungsbefugnissen  ausgestattet, 
nicht  nur  über  ihre  inneren  Angelegenheiten,  sondern  auch  die 
der  auswärtigen  A'^iehzüchter  in  Bezug  auf  Pachtungen,  AVeiden, 
Unterhaltung  der  Hutwege  und  Viehtränken  — kurz  alles  was 
die  A'iehzucht  zu  fördern  bestimmt  war,  entschied.  Eines  der 
bedeutendsten  dieser  Privilegien  besassen  sie  schon  seit  den 
Zeiten  der  AVestgothen,  nämlich  das,  fremden  Boden  zu  betreten 
und  darauf  zu  weiden.  Das  Fuero  Juzgo,  das  mehr  mit  Rück- 
sicht auf  wandernde  Hirten  als  auf  Bauern  verfasst  worden  war, 
gestattete  den  Mindernden,  ihre  Lastthiere  und  Schafe  auf  den 
offenen  AVeideländern  weiden  zu  lassen,  unter  der  Bedingung, 
sich  nirgends  länger  als  zwei  Tage  ohne  Erlaubniss  des  Eigen- 
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thümers  autzulialteii  und  keine  grossen  Bäume  zu  entwurzeln ; 
tiägegen  war  ihnen  gestattet , Zweige  zur  Rindviehweide  abzu- 
schneiden. Ursprünglich  hatten  nicht  Hirten,  sondern  Fuhrleute 
dieses  Recht  besessen,  dem  sowohl  der  Boden  der  Gemeinde  wie 
der  Einzelnen  unterworfen  war.  Durch  Alfons  den  Weisen  wurde 
es  in  das  Juero  real  und  in  die  Partidas  übertragen,  in  das 
letztere  Gesetzbuch  mit  der  Einschränkung , den  Getreide- 
ernten wie  den  Weinbergen  keinen  Schaden  zuzufügen.  1347 
erfolgte  eine  Erweiterung  der  Privilegien  dadurch,  dass  die 
Heerden  der  Königreiche  Leon  und  Castilien  als  Theile  der 
königlichen  erklärt  und  ihnen  dadurch  die  königlichen  Beneficien 
und  Immunitäten  verliehen  wurden.  Wäre  dieses  Privileg  auf 
offene  Weiden  beschränkt  geblieben,  so  hätte  es  leicht  durch 
1 iie  Einhegung  unwirksam  werden  können.  Um  dem  vorzubeugen, 
wurden  auch  die  Einzäunungen  der  Felder  ausdrücklich  an  die 
königliche  Erlaubniss  geknüpft,  deren  es  nur  für  Oliven-  und 
und  M einpfianzungen , sowie  Gemüse-  und  Fruchtgärten  nicht 
bedurfte.  Bis  auf  Alfons  X.  von  Castilien  bestand  diese  Vor- 
schrift nur  auf  Grund  des  Gewohnheitsrechtes;  dieser  König 
erhob  sie  zum  Gesetze.  Die  Viehzüchter  fühlten  sich  aber  noch 
mellt  sicher  genug,  so  lange  es  den  Grundbesitzern  freistand, 
die  Weideländer  zu  bebauen , und  so  wurde  denn  auch  dieses 
Recht  beschränkt.  Ferdinand  und  Isabella  verboten  auch  den 
Bauern,  mehr  Boden  in  Pacht  zu  nehmen,  als  sie  allein  bearbeiten 
konnten  ).  Nach  Roscher  würden  diese  Privilegien  zunächst 
durch  die  kriegerischen  Verhältnisse  zu  erklären  sein:  die 
betreffenden  Provinzen  wurden  den  Mauren  allmählich  wieder  ab- 
genonimen  und  auf  das  aus  Heerden  bestehende  — das  beweg- 
lichste V ermögen  hätte  besondere  Rücksicht  genommen  werden 
müssen.  Für  die  Schaflialtung  im  westlichen  Spanien  scheine 
das  Wandersystem  unerlässlich  zu  sein.  Erst  seitdem  man  diese 
Privilegien  durch  Gesetze  tixirt  habe,  seien  sie  lästig  geworden. 

Der  Wechsel  der  wirthschaftlichen  Verhältnisse  im  Allge- 
meinen und  die  Wertherhöhung  von  Grund  und  Boden  insbesondere 
vermochten  nicht  den  privilegios  de  la  Mesta  Eintrag  zu  thun 

wie  wir  bei  Betrachtung  der  neuen  Zeit  des  Näheren  ausführen 
werden. 

In  den  Cortes  von  Valladolid  von  1:151  bestätigte  der  König 
ledro  das  alte  privilegio  del  retorno.  das  den  Kaufleuten 
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von  Castilien  eingeräumt  worden  war,  nämlich  die  Erlaubniss 
aus  dem  Königreiche  so  viel  Waaren  unverzehntet  auszuführen' 
als  sie  verzehntet  einfühi-ten  i).  — Im  Hinblicke  auf  die  mit  der 
Schifffahrt  auf  dem  Ocean  verbundenen  Gefahren  und  den  an- 
fänglich unbefriedigenden  Ertrag  des  Handels  mit  der  neuen 
Welt,  begünstigte  Isabella  den  Indienhandel  in  der  ersten  Zeit 
mit  beinahe  vollständiger  Zoll-  und  H an  d elsf  r e i h ei  1 2). 

Bjzantinisches  Reich.  Die  Handelsprivilegien,  welche 
die  byzantinischen  Kaiser  Fremden,  namentlich  den  Venetianern 
gewährten  — die  wir  zum  Theile  bei  Betrachtung  der  italienischen 
Privilegien  kennen  lernten  — waren  eine  der  vornehmsten 
Ursachen  des  Niederganges  des  byzantinischen 
Hände  Is.  Schon  aus  der  Darstellung  von  Anna  Coinnena  geht 
hervor,  dass  durch  die  bedeutenden  Zugeständnisse,  die  ihr 
Vater  Alexius  I.  den  Venetianern  machte,  die  einheimischen 
Kaufleute  schweren  Verlust  erlitten.  Alexius  III.  gewährte  1199 
den  Venetianern  weitere  masslose  Vorrechte,  darunter 
Befreiung  von  vielen  Auflagen,  die  seine  eigenen 
Unterthanen  zu  bezahlen  hatten^). 

Allgemeine  Sonderrechte  wussten  die  Kaufleute 
zeitig  zu  erlangen.  Das  gemeine  Recht  des  deutschen  Kauf- 
mannes wurde  zuerst  bei  heimischen  Städtegründungen  und 
dann  bei  gemeinsamen  Handelsniederlassungen  ausw'ärts 
angewandt.  Es  gewährte  vornehmlich  Freiheit  der  Be- 
wegung und  Freiheit  der  Gerichtsbarkeit.  Die  Freizügig- 
keit ist  für  den  Kaufmann,  der  im  Alterthum  wie  im 
Mittelalter  fortwährend  zu  reisen  hatte,  unerlässlich;  sie 
wurde  daher  auch  Kaufleuten,  die  in  allen  anderen  Fällen 
der  Freiheit  entbehrten,  zugestauden.  Allmählich  wurde 
das  anfänglich  nur  dem  wandernden  Kaufmanne  eingeräumte 
Recht  auch  dem  ansässigen  gewährt.  Das  Correlat  der 
Freiheit  des  Verkehrs  war  die  Selbstständigkeit  der  Ge- 
richtsbarkeit, zumal  der  Kaufmann  nach  der  Natur  seines 
Berufes  rascherer  Rechtsprechung  bedarf  als  die  anderen 
Berufsarten  Angehörigen.  Die  Wohlthat  der  kaufmännischen 
Sondergerichtsbarkeit  ward  daher  auch  Kaufleuten  die  im 
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Frohnhofsverbande  ausserhalb  des  städtischen  Weichbildes 
standen,  gewährt^). 

Eine  kaufmännische  Sondergesetzgebung  erschien  auch 
iin  Hinblicke  auf  die  dem  Handel  besonders  feindseligen 
kirchlichen  Anschauungen  geboten,  die  das  bürgerliche  Recht 
beeinflussten.  Da  hiernach  Anlehen  zu  productiven  Zwecken 
ausgeschlossen  waren  und  überhaupt  aller  Verkehr  den 
religiös-ökonomischen  Grundsätzen  unterworfen  und  also 
strenge  genommen  rechtlich  unmöglich  war  (vgl.  III  27  If.), 
so  bedurfte  es  dringend  eines  besondern  Handelsrechtes, 
das  den  vom  Verkehr  unzertrennlichen  freieren  Ansichten 
entsprach.  Dieses  Bedürfniss  machte  sich  zunächst  in  den 
italienischen  Städtestaaten  geltend,  die  durch  Handels-  und 
Gewerbebetrieb  zeitig  zu  Reichthum  und  Macht  gelangt 
waren.  Dort  betrachteten  es  die  von  den  Gilden  unter- 
schiedenen kaufmännischen  Körperschaften  (universitä,  societä, 
comunitä  de’mercanti,  mercanzia),  die  auch  Industrielle  auf- 
nahmen,  als  ihre  vornehmste  Aufgabe,  eigene  Gesetze  und 
Statuten  auszuarbeiten  und  deren  Beobachtung  zu  über- 
wachen^). In  einigen  dieser  StatuRm  wird  der  Grundsatz 
obligatorischer  Schiedsgerichte  ausgesprochen ; allgemeine 
Regel  w'ar  es,  dass  alle  Angelegenheiten  mit  grösster  Kürze 
und  Beschleunigung  summarisch  verhandelt  werden  sollten 
und  dass  man  immer  nach  Billigkeit  zu  verfahren  habe, 
ohne  sich  strenge  an  die  juristischen  Regeln  und  Formen 
zu  halten^).  Die  kaufmännischen  Corporationen  hatten  auch 
die  Macht,  ihre  Urtheile  zur  Ausführung  zu  bringen,  da 
die  bürgerliche  Gesetzgebung  ihnen  den  erforderlichen  Bei- 
stand lieli'^). 

Die  vom  Verkehre  unzertrennliche  Freiheit  bekundet 
sich  auch  darin,  dass  der  blosse  Handelsbetrieb  des  Sohnes 
dessen  Entlassung  aus  der  väterlichen  Gewalt  zur  Folge 

Gothein,  a.  a.  0.  I 10. 

Lattes,  II  diritto  commerciale.  Milano  1884.  S.  23.  24, 

3)  a.  a.  O.  S.  244.  259.  260. 

a.  a.  0.  S.  294. 
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hatte:  wer  den  Handel  ausübte,  erlangte  dadurch  die  volle 
Fähigkeit,  sieh  nicht  nur  in  Bezug  auf  kaufmännische, 
sondern  auch  auf  irgend  welche  bürgerlichen  Angelegen- 
heiten zu  verpflichten.  Es  steht  im  Widerspruche  damit, 
wenn  hinzugefügt  wird,  dass  andererseits  die  Statuten  den 
Vater  zur  Verantwortung  für  den  Sohn  berufen,  solange  die 
väterliche  Gewalt  dauert  oder  seine  Uneinigkeit  mit  dem 
Sohne  nicht  bewiesen  wird^). 

Befreiend  wirkte  das  Handelsrecht  für  die  F'remden,  die 
nach  den  Statuten  Schutz  und  Vertheidigung  zu  beanspruchen 
hatten.  Sie  genossen  stets  die  Wohlthat  der  kaufmännischen 
Gerichtsbarkeit,  wobei  der  Grundsatz  der  Gegenseitigkeit 
zur  Anwendung  zu  kommen  pflegte^). 

Dagegen  waren  die  Kauf  leute  bei  Zahlungseinstellungen 
oft  strengeren  Gesetzen  als  sonstige  Personen  unterworfen^). 

Eine  besondere  Beachtung  erfordern  die  Privilegien  des 
Adels,  der  sich  allenthalben  namentlich  die  Befreiung  von 
Steuern  und  Abgaben  ganz  oder  zum  Theile  zu  erringen 
wusste,  welches  Vorrecht  auch  die  Dienstmannen  für  ihre 
Höfe  und  Häuser  erwarben*). 

Bereits  bei  Betrachtung  des  vorigen  Zeitraumes  erwähnten 
wir,  dass  der  Adel  durch  ein  höheres  Wergeid  ausgezeichnet 
ward,  (las  ihm  während  der  Fortdauer  dieses  Institutes 
verblieb. 

Auch  in  dem  Masse  als  später  das  Waffenrecht  als  ein 
aristokratisches  und  erbliches  Vorrecht  auf  gefasst  ward,  das 
nur  dem  Ritterstande  zukam,  musste  dieser  als  ein  bevor- 
zugter Geburtsstand  erscheinen.  Die  Ritter bürtigkeit  ward 
nicht  nur  die  Bedingung  zur  Erlangung  der  Ritterwürde 
und  zur  Theilnahme  an  Turnieren , sondern  auch , wie  wir 
bereits  gesehen  haben,  zur  Erwerbung  von  Lehen. 

Seit  dem  vierzehnten  Jahrhundert  suchten  die  Familien 
des  hohen  Adels  ihre  häuslichen  Verhältnisse,  insbesondere 


’)  a.  a.  0.  S.  85. 

2)  a.  a.  0.  S.  92. 

3)  a.  a.  0.  S.  310  ff. 

*)  Arnold,  Zur  Geschichte  des  Eigenthums. 


8.  22. 
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ihr  Familien-  und  Erbrecht  unabhängig  vom  allgemeinen 
Rechte  und  sogar  im  Gegensatz  dazu  zu  regeln.  Ihre  Haus- 
gesetze hoben  Bestimmungen  des  objectiven  Rechtes  auf  und 
ersetzten  sie  durch  andere,  nicht  nur  mit  Wirksamkeit  für 
alle  Familienmitglieder,  sondern  auch  für  dritte  Personen. 
Sie  setzten  strengere  Bedingungen  für  die  Erbfolgefähigkeit 
fest,  Hessen  die  Mündigkeit  früher  eintreten  als  das  allgemeine 
Recht  etc.  uud  stellten  also  selbstständige  Rechtssätze  auf, 
von  denen  die  folgenden  besonders  hervorzuheben  sind: 

1.  Vorzug  des  Mannesstammes.  Die  nach  dem 
ältern  deutschen  Rechte  eingetretenen  einzelnen  Bevor- 
zugungen des  Mannesstammes  bildete  die  Hausgesetzgebuug 
zu  einem  ausschliesslich  agnatischen  Priiicip  aus,  wonach 
selbst  die  entferntesten  agnatischen  Stammesvettern  die 
Töchter  und  deren  Nachkommen  ausschlossen.  Die  Verzichte 
der  Töchter,  die  bei  ihrem  Ausschlüsse  eine  grosse  Rolle 
spielten , hatten  anfangs  den  Zweck , ihre  Erbansprüche  zu 
Gunsten  des  Mannesstammes  zn  beseitigen,  sanken  aber 
allmählich  zu  einer  blossen  Form  herab,  indem  auch  die 
Töchter,  die  nicht  verzichtet  hatten,  als  verzichtend  betrachtet 
wurden. 

2.  Unveräusserlichkeit  der  sämmtlichen  Haus- 
besitzungen. 

3.  Ihre  Untheilbarkeit. 

4.  Das  Recht  der  E rstgebur t,  eigentlich  die  noth- 
wendige  Folge  des  Untheilbarkeitsprincips  G- 

Dem  englischen  Adel  wurden  insbesondere  von  Hein- 
rich VII.  wichtige  Lehnsprivilegien  ertheilt  ^). 

Auch  der  böhmische  Adel  suchte  die  ausgedehntesten 
Vorrechte  zu  erringen,  was  ihm  bei  seiner  Beharrlichkeit 
und  Energie  allmählich  gelang.  Er  wurde  der  herrschende 
Stand  im  Lande,  vereinigte  in  seinen  Händen  die  gesetz- 
gebende richterliche  und  ausführende  Gewalt,  knechtete  das 

*)  Hermann  v.  Schulze-Gävernitz  in  Holtzendorffs  Encyklopädie. 
S.  1355 — 1357.  Stobbe,  a.  a.  0.  I 135. 

2)  Reeves,  a.  a.  0.  III  133. 


Volk  und  beschränkte  die  Rechte  der  Städte  aufs  engste. 
Dabei  galt,  solange  die  slavische  Verfassung  in  Kraft  blieb, 
jeder  für  adelig,  der  so  umfassende  Ländereien  besass,  dass 
er  zu  ihrer  Bebauung  eine  grosse  Anzahl  Dienstleute  ge- 
brauchen musste.  Die  Geburtsverhältnisse  kamen  anfangs 
nicht  in  Betracht:  wer  sein  Vermögen  verlor,  hörte 
auf  adelig  zu  sein^).  Der  Grundsatz,  dass  nur  die 
Adeligen  frei,  die  anderen  Bevölkerungsclassen  zur  Dienst- 
barkeit bestimmt  seien,  drang  immer  mehr  durch.  Wieder- 
holt, auch  unter  Wladislaw  II.,  forderten  jene,  dass  die  von 
früheren  Königen  den  Städten  verliehenen  Privilegien,  wo- 
fern sie  die  Freiheit  des  Adels  beeinträchtigten,  ungültig 
sein  sollten,  was  zu  heftigem  Widerstande  und  blutigen 
Kämpfen  führte;  den  Adeligen  wurde  dabei  die  Unter- 
stützung des  Königs  zutheiU). 

Schon  die  erste  schriftliche  A^erfassungsurkunde  von  1355 
sicherte  dem  polnischen  Adel,  der  ursprünglich  ebenfalls 
auf  den  freien  Besitz  gestützt,  also  ein  Vermögensadel  war, 
für  immer  Steuerfreiheit  zu,  ein  Privileg,  das  selbst  im  Falle 
der  Noth  für  Adel  und  Klerus  nicht  angetastet  werden  sollte. 
Diese  privilegirten  Stände  waren  ausserdem  frei  von  Liefe- 
rungen uud  Einquartierungen  für  den  reisenden  König. 
Endlich  hatte  der  Adel  Königsdienst  ausser  Landes  auf 
eigene  Kosten  nicht  zu  leisten  ^).  Alle  einem  Adeligen  zu 
berichtigenden  Bussen  waren  im  vierzehnten  Jahrhundert 
beträchtlich  höher  als  die  für  die  Verletzung  Nichtadeliger  vor- 
geschriel)enen ; auch  wurde  (wenigstens  in  späteren  Verord- 
nungen) den  Edelleuten  der  Entlastungsbeweis  sehr  erleichtert. 
Weiterhin  waren  den  Adeligen  allein  die  wichtigsten  Aemter 
Vorbehalten*).  Ferner  war  das  Haus  jedes  Adeligen  eine 
rechtlich  anerkannte  Freistätte  (asylum).  Der  höhere  Adel 
zeichnete  sieh  nicht  nur  durch  die  Menge  seiner  Dienerschaft 
und  Hausclientel,  sondern  auch  durch  die  bewaffnete  Macht, 

»)  Paläcky,  a.  a.  0.  V/I  395.  396. 

*)  a.  a.  0.  A7I1  8 ff. 

®)  Roscher,  Politik.  S.  152. 

Caro,  a.  a.  0.  II  516.  517. 
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die  er  unterhielt,  aus,  mit  deren  Hilfe  er  oft  selbstständig 
Krieg  führte.  Dieser  Adelsinacht  gegenüber  war  die  Gewalt 
des  Königs  etwa  auf  die  der  spartanischen  Könige  oder  die 
der  Dogen  von  Venedig  beschränkt’).  Bei  Ausgang  des 
fünfzehnten  Jahrhunderts  sicherte  sich  der  polnische  Adel 
verfassungsmässig  das  ausschliessliche  Recht  des  Grund- 
besitzes. Kein  Bürger  und  „Plebejer“  durfte  Städte,  Dörfer, 

(iüter  oder  sonstige  unter  dem  Landrechte  stehende  Liegen- 
schaften, sei  es  durch  Kauf  oder  durch  Pfandschaft,  er- 
werben: kein  Land-  oder  Grundrichter  durfte  seine  Hand 
zur  Eintragung  einer  solchen  Erwerbung  bieten.  Die  Per- 
sonen, die  zur  Zeit  im  Besitz  solcher  Güter  waren,  mussten 
sich  ihrer  innerhalb  eines  bestimmten  Zeitraumes  entäussern^). 

Bei  den  alten  Magyaren  waren  die  geschriebenen 
Rechte  nur  für  den  Herrn-  und  Adelsstand,  während  das 
gemeine  Volk  nach  Gewohnheitsrecht  regiert  wurde  ^).  Um- 
fassende Privilegien  wusste  sich  der  ungarische  Adel  zeitig 
zu  erwirken.  Schon  König  Andreas  II.  verptlichtete  sich 
1222  durch  die  goldene  Bulle,  von  den  Adelsgütern  wie  von 
den  Unterthanen  der  Kirche  keine  Steuern  zu  fordern,  bei 
Adeligen  wieder  persönlich  einzukehren,  noch  seine  Diener 
bei  ihnen  einzuquartieren.  Kriegsdienste  ausserhalb  der 
Reichsgrenzen  sollten  sie  nur  gegen  Sold  leisten  und  nur  bei 
feindlichem  Angriff  auf  eigene  Kosten  dienen.  Sollte  der 
König  diese  Grundsätze  verletzen,  so  sollten  Adel  wie  kirch- 
liche Würdenträger  in  ihrer  Gesammtheit  wie  einzeln  be- 
rechtigt sein,  dem  Könige  Widerstand  zu  leisten*).  Infolge 
des  Krieges  Belas  IV.  mit  seinem  Sohne  Stefan  ward  der 
König  1267  genöthigt,  dem  Adel  die  sog.  Freiheiten  des  ^ 

heiligen  Stefan  von  Neuem  zu  bestätigen,  lieber  den  Inhalt 
des  Privilegs  von  1222  hinaus  ging  die  Bestimmung,  dass 
der  König  auch  von  den  Hintersassen  der  Adeligen  nie  eine 

')  Macieiowski,  a.  a.  0.  III  84.  92. 

2)  Caro,  a.  a.  0.  V/II  668. 

Macieiowski,  a a.  0.  I 244. 

**)  Huber,  a.  a.  0.  I 433.  434.  Vf?l.  Viollet,  Histoire  des 
institutions.  II  4. 


Steuer  oder  sonstige  Leistung  fordern  dürfe.  Es  wurden 
nun  alle  Lasten  auf  die  Kronbauern  und  die  Bürger  ab- 
gewälzt, die  ohnehin  am  stärksten  in  Anspruch  genommen 
worden  waren  ’).  Neue  Zugeständnisse  wurden  dem  Adel 
von  Andreas  III.  auf  einer  Reichsversammlung  in  Stuhl- 
weissenburg  im  Februar  1291  gemacht.  Der  König  über- 
nahm die  Verptlichtung,  die  wuchtigsten  Reichsämter  nur 
nach  dem  Rathe  des  Adels  zu  besetzen  und  weder  Aemter 
noch  Burgen  Unadeligen  oder  Ausländern  zu  übertragen  ^). 

Weitgreifend  waren  die  Vorrechte,  die  der  schwedi- 
sche und  der  dänische  Adel  sich  anmassten. 

Der  calmarische  Recess  von  1483  zeigt  den  Höhei)unkt 
der  schwedischen  Aristokratie.  Diese  stellte  dem  Könige 
Johann  die  Bedingung,  dass  er  adelige  Güter  weder  kaufen 
noch  durch  Pfändung  an  sich  bringen  dürfe,  wogegen  der 
Adel  königliche  Pfandgüter  innehaben  könne;  auch  solle 
der  Adel  befugt  sein,  seine  Höfe  zu  befestigen  und  dem 
Könige  daselbst  den  Zutritt  zu  verweigern  ®). 

Der  dänische  Adel,  der  im  Vereine  mit  der  Geistlichkeit 
die  gesetzgebende  Gewalt  vollständig  zu  erringen  wmsste, 
hatte  ausser  dem  Vorrechte  der  Steuerfreiheit,  der  Gerichts- 
barkeit und  befestigter  Burgen  auch  das  ausschliessliche 
Recht  auf  alle  Lehn-  und  Reichsrathsstellen,  ferner  das 
Privileg,  innerhalb  eines  Jahres  aus  der  Kriegsgefangenschaft 
gelöst  und  für  Verlust  im  Kriege  entschädigt  zu  werden*). 

In  Frankreich  wurde  das  Vorrecht  der  Jagd  durch 
Karl  den  Schönen  und  noch  entschiedener  durch  eine  Ver- 
ordnung Karls  VI.  von  1396  dem  Adel  Vorbehalten.  Diese 
nahm  nur  Bürger,  die  von  ihren  Besitzungen  und  Renten 
lebten , aus.  Aehnlich  verhielt  es  sich  mit  der  Fischerei  ®). 
Ferner  haben  wir  hervorzuheben,  dass  Philipp  VI.  für  die 
adeligen  Schuldner  gegen  ihre  bürgerlichen  Gläubiger 

»)  a.  a.  0.  I 553. 

*)  a.  a.  0.  II  25. 

®)  Geijer,  a.  a.  0.  I 232.  233. 

*)  Kolderup-Rosevinge,  a.  a.  0.  S.  175.  176. 

Glasson,  a.  a.  0.  VII  334  ff. 
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Partei  ergriff*),  und  dass  Johann  der  Gute  seinem  Adel 
geradezu  das  Vorrecht  des  Zahlungsrückstandes  bewilligte^). 

Die  starke  Vermehrung  der  florentiner  Bevölkerung 
bei  Ausgang  des  zwölften  Jahrhunderts  ist  vornehmlich  durch 
die  Einwanderung  von  Hörigen  zu  erklären,  die  Kloster- 
und  Adelsgüter  verliessen,  um  sich  in  der  Stadt  nieder- 
zulassen. Ein  beträchtlicher  Theil  der  erhaltenen  gericht- 
lichen ETrkunden  von  der  Wende  des  zwölften  zum  drei- 
zehnten Jahrhundert  enthält  Klagen  über  Hörige,  die 
sich  auf  solche  Weise  den  ihren  Grundherren  schuldigen 
Leistungen  entzogen.  Heinrich  VI.  schritt  nun  zu  Gunsten 
des  Adels  ein,  dem  er  ein  Privileg  verlieh,  wonach  die 
Herren  sich  allenthalben  der  Habe  ihrer  entwichenen  Hörigen 
bemächtigen  durften^). 

Ganz  besondere  Vorrechte  errang  der  spanische  Adel 
infolge  der  fortwährenden  Bekämpfung  der  Mauren,  an  der 
er  sich  in  hervorragendem  Masse  betheiligte.  Seine  Macht 
und  Unabhängigkeit  nahm  so  überhand,  dass  sie  schliesslich 
l)einahe  der  des  Königthnms  gleichkam,  das  sich  der  adeligen 
Uebergriffe  nicht  zu  erwehren  wusste.  Der  Adel  stellte 
Heere  auf,  die  er  unter  seinen  eigenen  Fahnen  führte, 
schloss  Verbindungen  und  Verträge  zu  gegenseitiger  Unter- 
stützung, vereinigte  die  Regierung  der  Provinzen  und  Städte 
wie  die  einträglichen  Aemter  fast  ausschliesslich  in  seinen 
Händen,  so  dass  er  zu  grossem  Reichthum  gelangte,  zumal 
er  steuerfrei  war.  Die  Hidalgos  durften  die  Güter  ihrer 
Vasallen  ungestraft  in  Beschlag  nehmen  und  konnten  alle 
Verbrechen,  die  sie  selbst  verübten  — mit  Ausnahme  von 
Verrath  und  Treubruch , worauf  der  Tod  stand  — mit  Geld 
oder  kurzer  Verbannung  sühnen  *),  aber  auch,  wie  wir  bereits 
erwähnten,  infolge  ihres  Asylrechtes  die  Bestrafung  der 
Verbrechen  Anderer  verhindern.  Wui-den  sie  eines  Ver- 


*) Prutz,  a.  a.  O.  II  222. 

®)  Dareste,  a.  a.  0.  II  452. 

3)  Davidsohn,  a.  a.  0.  I 608.  609. 

♦)  V.  Brauchitsch,  a.  a.  0.  S.  52.  53. 
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brechens  beschuldigt,  so  hatte  der  Kläger  dafür  Bürgschaft 
zu  stellen,  dass  er  seine  Anklage  beweisen  werde*).  Sie 
durften  nicht  gepfändet  werden  ^).  In  Castilien  erstreckte 
sich  nach  einer  durch  die  Eueres  bestätigten  Regel  der  be- 
sondere Schutz,  den  die  Caballeros  genossen,  auch  auf  ihre 
Waffen  und  Pferde,  die  nicht  in  Beschlag  genommen  werden 
durften®).  Alfons  X.  von  Castilien  erkannte  die  Unzuläng- 
lichkeit des  Euere  juzgo  angesichts  der  durchaus  ver- 
änderten Verhältnisse  und  Hess  daher  einen  neuen  Codex, 
das  Euere  real,  ausarbeiten.  Da  aber  einige  adelige  Privi- 
legien darin  unberücksichtigt  blieben,  so  widersetzte  sich 
der  Adel  der  Einführung  des  neuen  Gesetzbuches,  das  in  der 
That  nach  einem  Jahre  wieder  aufgehoben  wurde  und  nur 
in  Leon  und  Galicien  längere  Zeit  in  Kraft  blieb  ^).  Der 
Adel  hatte  das  Vorrecht,  seine  und  seiner  Vasallen  Streit- 
sachen durch  Schiedsrichter  oder  andere  besondere  Richter 
entscheiden  zu  lassen , welches  Privileg  auch  nach  Ein- 
führung der  Partidas  — die  1256  begonnen  wurde  — 
Geltung  behielt®).  Der  aragonische  Adel  erwirkte  auf  den 
Cortes  von  Zaragoza  1381  nicht  nur  das  Recht,  seine 
Vasallen  sell)stständig  zu  richten,  sondern  auch  das,  sie 
nach  Belieben  zu  behandeln  (de  poder  tratar  bien  ö mal  ä 
sus  vasallos).  Dasselbe  Privileg  erlangte  der  catalonische 
Adel®).  Bei  Ausgang  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  be- 
gnügte sich  der  Adel  nicht  mehr  mit  der  üblichen  Gerichts- 
barkeit erster  Instanz,  sondern  erstrebte  auch  die  höchste 
Instanz  der  sogenannten  mayoria  de  justicia,  die  früher 
stets  als  wichtigstes  unveräusserliches  Recht  des  Königs 
betrachtet  worden  war^). 

In  Navarra  hatte  der  Adel  das  merkwürdige  Vorrecht, 
*)  a.  a.  0.  8.  38. 

2)  Bonn,  Spaniens  Niedergang.  Stuttgart  1896.  S.  56. 

*)  Schäfer,  Geschichte  von  Spanien.  II  466. 

*)  V.  Brauchitsch,  a.  a.  0.  S.  86. 

®)  a.  a.  0.  S.  107. 

®)  a.  a.  0.  S.  110. 

*)  a.  a.  0.  S.  111. 
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Nichtadeligen  gegenüber  nicht  Wort  halten  zu  müssen  („Si 
algiino  promete  ä otro  alguna  cosa  et  si  es  infanzon  el  que 
lo  prometiö,  si  non  quiesere  non  dara,  nias  si  villano  es  e 
j)roinete,  deve  dar,  inagiier  ad  aequeill  qui  prometiö  por 
ciiyta  ö por  servicio  que  ovieron  mestier  sil  prometieron 
develi  dar“)^).  Dabei  dürfte  kaum  anzunehmen  sein,  dass 
Nichtadelige  sich  hätten  entschliessen  können,  ernste  Ver- 
träge mit  Edelleuten  einzugehen. 

Nichts  ist  bezeichnender  für  das  Selbstbewusstsein  des 
sj)anischen  Adels,  als  die  Forderung  der  Cortes  von  Ara- 
gonien,  dass  der  König  Alfons  \ .,  den  Gesetzen  gemäss,  die 
in  seinen  Diensten  befindlichen  Castilianer  entlassen  möge, 
widrigenfalls  sie  ihm  den  Gehoi’sam  aulzukündigen  er- 
klärten, der  nur  bedingungsweise  geschworen  sei.  Die  be- 
treffende berühmte  Formel  lautete:  „Nosotros,  que  cada 
uno  por  si  somos  tauto  como  os,  y que  juntos  podemos  mas 
que  OS,  OS  hacemos  nuestro  Rey,  contanto  que  guardareis 
nuestros  fueros;  si  no,  no!“ 

Ganz  eigenthümliche , wie  es  scheint,  stillschweigend 
geduldete  Vorrechte  massten  sich  bis  zu  Anfang  des  vier- 
zehnten Jahrhunderts  die  Adeligen  in  Portugal  an.  Sie 
erklärten  den  Ort,  wo  die  Bauern  irgend  eine  Abgabe  an 
sie  zu  bezahlen  hatten,  für  eine  „honra“ , wodurch  er  von 
allen  Leistungen  an  den  König  befreit  wurde.  Dieselbe 
Immunität  genoss  der  Ort,  wo  ein  Adeliger  einen  — auch 
unehelichen  — Sohn  säugen  und  erziehen  Hess.  Diese  Vor- 
lechte  w'urden  nicht  nur  auf  Lebenszeit,  sondein  „auf  ewig“ 
in  Anspruch  genommen.  Ferner  erklärten  die  Fidalgos 
und  Ricoshomens  königliche  Güter,  die  sie  kauften,  für 
„honras“ , um  sie  von  den  bis  dahin  vom  Könige  erhobenen 
Abgaben  zu  befreien;  ebenso  die  Wohnungen  ihrer  zins- 
pflichtigen  Arbeiter.  Es  genügte  sogar,  dass  der  Sohn  eines 
Adeligen  8 oder  14  Tage  im  Hause  eines  Bauern  wohnte, 
um  diesem  dasselbe  Vorrecht  zu  verschaffen.  Diese  Miss- 
bräuche beseitigte  König  Diaz,  indem  er  durch  eine  Ver- 
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Ordnung  von  1307  alle  „honras“,  die  seit  1290  gegründet 
oder  erweitert  worden  waren,  aufhob ^).  Später  nahm  der 
Adel  Vorrechte  anderer  Art  in  Anspruch. 

Die  Privilegien  der  Geistlichkeit,  die  mit  dem 
Adel  insbesondere  die  Steuerfreiheit  gemein  hatte  und  noch 
hartnäckiger  als  dieser  in  den  Städten  daran  festhielt, 
haben  wir  bereits  (III,  187.  303  — 305)  kennen  gelernt.' 
Hinzuzufugen  haben  wir,  dass  sich  in  Frankreich  wie  in 
Italien  seit  dem  dreizehnten  Jahrhundert  viele  Personen, 
die  einträgliche  Gewerbe  trieben,  in  die  geistliche  Gemein- 
schaft aufnehmeii  Hessen,  — wozu  die  Tonsur,  das  Tragen 
geistlicher  Kleider  und  die  Ausübung  irgend  einer  kirch- 
lichen Function  genügte  — , um  von  gewissen  Abgaben  be- 
freit und  der  geistlichen  Gei'ichtsbarkeit  unterworfen  zu 
werden  ^). 

Schliesslich  haben  wir  uns  mit  den  Privilegien  zu  be- 
schäftigen,  die  durch  die  mittelalterliche  Bevölkerungs- 
politik hervorgerufen  wurden.  Diese  leitete  einestheils 
» das  Bedürfniss  an  Soldaten,  was  Shakes])eare  drastisch 

duich  die  Woite  ausdrückt,  die  er  dem  König  Lear  in  den 
Mund  legt : 

„Tot,  luxury,  pell-mell,  for  I lack  soldiers“®), 
anderntheils  der  Drang,  die  Lücken,  welche  die  Kriege  in 
der  Bevölkerung  entstehen  Hessen,  auszufüllen. 

Angesichts  der  Entvölkerung  Spaniens  infolge  der  un- 
aufhörlichen Kriege  sowie  der  Vertreibung  der  Mauren  und 
Juden  waren  — wie  wir  bereits  bei  Betrachtung  des  Lehn- 
wesens erwähnten  — die  Regierungen  ernstlich  auf  Ver- 
mehrung der  Bevölkerung  durch  allerhand  Vorrechte,  wie 
' Steuerbefreiungen  u.  s.  w.  bedacht,  wodurch  die  Eigen- 

thums\eihältnisse  merklich  beeinflusst  wurden.  Insbesondere 
die  Gesetzgebung  Leons  und  Castiliens  suchte  mit  Rück- 
sicht hierauf  zeitig  die  Eingehung  von  Ehen  zu  erleichtern. 


0 Schäfer,  Geschichte  von  Portugal.  I 345.  346. 
Luchaire,  Les  commiines  fran^aises,  S.  62. 
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ihre  Hindernisse  zu  beseitigen.  Das  Fuero  von  Carniona 
ordnet  au,  dass  Niemand  daselbst  Grundbesitz  haben  dürfe 
der  nicht  mit  Weib  und  Kind  dort  wohne.  Nach  einein 
Fuero  von  Molina  ging  der  Caballero,  der  von  Michaelis 
bis  Johanni  nicht  heirathete,  der  Ansj)rtiche  auf  ein  obrig- 
keitliches Amt  verlustig.  Die  Befreiungen  von  Abgaben 
und  anderen  Leistungen  wurden  auf  Verheirathete  be- 
schränkt. \ ergehen  gegen  Verheirathete  wurden  weit 
strenger  bestraft,  als  gegen  Ledige.  Nach  dem  Fuero  von 
Segura  de  Leon  war  der  Vater  von  vier  verehelichten 
Kindern  aut  Lebenszeit  von  der  Verpflichtung,  ins  Feld 
zu  ziehen , befreit  Um  Tudela  nach  seiner  Eroberung 
und  dem  Abzüge  der  Araber  den  erlittenen  Verlust  an 
Einwohnern  nach  Möglichkeit  zu  ersetzen,  schenkte  der 
König  Alfons  I.  den  neuen  Bewohnern  die  Wälder  von 
Milagro  bis  Nobillas,  befreite  sie  im  ganzen  Reiche  von  der 
Lezda  einer  Abgabe  von  Kaufmannswaaren  — und  ver- 
lieh ihnen  das  merkwürdige  totuin  per  totum  genannte 
\orrecht,  wonach  sie  ermächtigt  wurden,  wofern  ihnen 
irgend  Jemand  einen  Schaden  zufügte,  den  Thäter,  ohne 
Erwartung  einer  anderen  Rechtshilfe,  selbst  zu  ergreifen 
und  zu  strafen.  Noch  weiter  ging  Alfonso  in  den  im 
Flecken  Caseda  ertheilten  berühmten  Fueros  vom  September 
1129.  Ausser  der  Befreiung  von  verschiedenen  Steuern  und 
Abgaben  erklärte  er  jeden,  der  sich  hier  niederlassen  würde, 
für  seine  Person  wie  für  seinen  Grundbesitz  frei;  er  und 
seine  Nachkommen  sollten  infanzones,  jeder  Straffällige  und 
selbst  Todtschläger , der  nach  Caseda  einwanderte , sollte 
freigesprochen  sein.  Infolge  solcher  Begünstigungen  wuchs 
die  Zahl  der  Abgabenfreien  auf  Kosten  der  Abgabenptlich- 
tigen  in  einer  für  diese  überaus  drückenden  Weise  Eines 
der  Vorrechte,  das  die  Könige  den  neuen  Bewohnern  von 
Ortschaften  gewährten,  damit  diese  bevölkert  und  ver- 
theidigt  würden,  war  die  Befreiung  von  der  manerta 
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(s.  S.  438);  so  Alfons  I.  1131  zu  Calatayud,  der  Graf  von 
Barcelona,  Ramon  Berengar,  1142  zu  Daroca').  In  den- 
selben Zusammenhang  gehört  eine,  offenbar  unter  islamiti- 
schem Einflüsse , von  den  Gesetzen  oder  den  Sitten  be- 
günstigte Form  der  Polygamie,  die  Barraganeria , wonach 
jeder  verheirathete  wie  ledige  Mann  eine  barragana  oder 
gesetzliche  Concubine  halten  durfte,  ohne  Aergerniss  zu  er- 
regen. Die  Kinder  der  barragana  waren  im  Erbrechte 
denen  der  förmlich  angetrauten  Frau  gleichgestellt  und 
gingen  in  Ermanglung  anderer  Kinder  in  der  Beerbung 
des  Vaters  allen  collateralen  Erben  voran.  Wie  sehr  unter 
den  erwähnten  Bewandtnissen  auch  natürliche  Kinder  als 
Gewinn  für  die  Nation  betrachtet  wurden,  bezeugt  ihr 
Name:  „hijos  de  ganancia“^). 

Um  weiteren  Entvölkerungen  vorzubeugen , wurden  ins- 
besondere seit  den  Entdeckungsfahrten  bei  Ausgang  des  fünf- 
zehnten Jahrhunderts  Auswanderungsverbote  erlassen,  welche  die 
ohne  königliche  Erlaubniss  sich  Entfernenden  mit  dem  Verluste 
ihrer  Güter  bedrohten®). 

Privilegien  wurden  zuweilen  auch  zum  Behufe  der 
Heranziehung  einzelner  Bevölkerungsclassen  ertheilt.  So 
wurden  die  bei  Ausgang  des  dreizehnten  Jahrhunderts  in 
Montpellier  zahlreich  angesiedelten  italienischen  Kaufleute 
durch  König  Philipp  den  Kühnen  bewogen,  ihren  Sitz  nach 
Nimes  zu  verlegen.  Dagegen  sowie  gegen  die  Verpflichtung, 
ihre  Geschäfte  in  Frankreich  fortan  nicht  mehr  von  Mont- 

pellier,  sondern  von  Nimes  aus  zu  betreiben,  erwirkten  sie 
wichtige  Privilegien^). 

Dass  auch  in  dem  Zeitalter,  mit  dem  wir  uns  be- 
schäftigen, den  geschilderten  Vorrechten  Zurücksetzun- 
gen im  Rechte,  insbesondere  der  Frauen,  gegenüber- 
standen, haben  wir  namentlich  bei  Betrachtung  des  Erb- 


9 Cärdenas,  a.  a.  0.  I 508. 
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rechtes  wahrgeiioiimien.  Auch  die  Fremden  erfuhren, 
wie  wir  gesehen  haben,  vielfache  Ungunst.  Ihre  Stellung 
wurde  allmählich  schon  deshalb  gebessert,  weil  die  Zu- 
sammensetzung des  Frankenreiches  die  verschiedenen 
Stämme,  die  früher  einander  als  Fremde  oder  gar  als 
Feinde  gegenübergestanden  hatten,  nun  als  Reichsgenossen 
erscheinen  liess.  Dagegen  blieben  Aolker,  die  man  fort- 
während befehdete,  wie  die  Slaven,  von  der  Rechtsfähig- 
keit ausgeschlossen.  Fremde  sahen  sich  daher  nach  wie 
vor  zur  Ergebung  in  die  Munt  eines  Reichsgenossen  ge- 
drängt, die  u.  A.  das  Recht  des  Muntherrn  auf  den  beweg- 
lichen Nachlass  des  Muntmannes  zur  Folge  hatte,  ein  Recht, 
das  erst  vom  Kaiser  Friedrich  II.  aufgehoben  wurde.  Seit- 
dem trat  an  die  Stelle  der  vollen  Einziehung  der  Hinter- 
lassenschaft die  Hingabe  eines  Nachlasstheiles  als  Fremd- 
lingsrecht (gabella  hereditaria,  ius  albanagii,  droit  d aubaine). 

Das  Eigenthum  an  Grundstücken,  wie  an  sonstigen 
Rechten  daiau  Pfandrecht,  Leibgeding,  Renten  u.  s.  w.  — 
wurde  Fremden  untersagt  oder  erschwert,  auch  der  Handels- 
oder Gewerbebetriel)  mehr  oder  weniger  starken  Einschrän- 
kungen unterworlen;  in  manchen  Gegenden  durften  ihnen 
Lagerräume  nicht  vermiethet  w^erden.  Auch  unabhängig 
vom  Rechte  des  Muntherrn  fanden  im  Erbrechte  Be- 
schränkungen zu  üugunsten  der  Fremden  statt.  Ausserdem 
hatten  sie  bei  Uebertragung  ihres  Vermögens  aus  einer 
Stadt  in  die  andere  der  Bezahlung  von  Steuern  sich  zu  unter- 
ziehen. Ferner  wurden  Fremde  als  Gläubiger  einheimischei- 
Schuldner  im  Concurse  zurückgesetzt,  und  nicht  bloss  wegen 
eigener,  sondern  auch  wegen  der  Schulden  ihrer  Landsleute 
mit  Auspfändung  und  Arrest  bedroht  \).  Mit  solchem  Arreste, 
zum  Behufe  der  Sicherung  der  Zahlung  unternommen,' 
wurden  Fremde  geplagt,  weil  sie  als  unsicher  galten.  Nur 
intolge  besonderer  Verträge  wurde  der  Arrest  gegen  Fremde 
bloss  als  subsidiäres  Sicherungsmittel  geübt  und  gegen 

*)  Stobbe,  a.  a.  0.  I 310  ff.  Heilster , a.  a.  0.  I 146  147 
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nicht  schuldige  Mitbürger  unterlassen  \).  Weiterhin  waren 
fremde  Reisende  der  Gefahr  ausgesetzt,  von  Befehlshabern 
der  Städte  zum  Behufe  der  Erpressung  eines  Lösegeldes 
gefangen  genommen  zu  werden.  Aus  diesem  Grunde  er- 
eignete es  sich  noch  1452,  dass  Nicolaus  von  Falkenstein, 
Caplan  Friedrichs  III. , einer  der  zur  Werbung  um  Eleonore 
von  Portugal  bestimmten  kaiserlichen  Gesandten,  sich  als 
Pilger  verkleidet  dahin  begab-). 

^ach  den  Etablissements  Ludwigs  IX.  wurde  der  Fremde, 
der  einem  Herrn  Treue  geschworen  und  sich  dessen  Gerichts- 
barkeit zu  unterwerfen  erklärt  hatte,  nach  Jahr  und  Tag 
als  freier  Mann  betrachtet;  doch  hatte  der  Herr  noch 
immer  ein  Anrecht  auf  die  Hälfte  seines  beweglichen  Nach- 
lasses. Wiewohl  einzelne  Gewohnheitsrechte  dem  Fremden, 
auch  wenn  er  keine  Kinder  hinteiiiess , die  freie  testamen- 
taiische  ^erfügung  über  sein  Vermögen  zuerkannten,  so 
kam  es  doch  lange  Zeit  hindurch  vor,  dass  königliche 
Beamte  hierauf  keine  Rücksicht  nahmen  und  sich,  un- 
geachtet des  Vorhandenseins  eines  Testamentes,  des  Nach- 
lasses bemächtigten.  Manche  Lehnsherren  bedrückten  die 
Fremden  durch  Forderung  zahlreicher  Leistungen  und  in 
anderer  Hinsicht. 

D er  Fremden  schütz  ging  zunächst  von  den  Städten  und 
dem  Königthum  aus.  Die  Städte  erkannten,  dass  ohne  eine 
Linderung  der  Lage  der  Fremden  jeder  Handel  unmöglich 
werden  würde,  weshalb  sie  durch  mannigfaltige  Vorrechte 
Fremde  heranzuziehen  suchten®). 

In  manchen  Gegenden  Italiens  durfte,  wenn  ein  Fremder 
mit  einem  Bürger  processirte , kein  Anwalt  oder  Notar  ihm 
gegen  das  Interesse  des  Mitbürgers  Rathschläge  ertheilen 
und  er  gelangte  überhaupt  nicht  leicht  zu  seinem  Rechte. 
Beleidigte  ein  Fremder  einen  Bürger,  so  wurde  er  strengei 

»)  Albrecht,  a.  a.  0.  S.  137—139. 
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bestraft,  als  ein  Einheimischer,  der  dasselbe  Vergehen 
beging  ^). 

Besonderen  Beschränkungen  wurden  fremde  Kaufleute 
lange  unterworfen,  wogegen  sie  sich  eben  durch  Privilegien 
zu  schützen  suchten.  Nach  dem  ältesten  Rechte  von  Wien 
von  1221  durften  sich  fremde  Kaufleute  mit  ihren  Waaren 
nicht  über  zwei  Monate  in  der  Stadt  auf  halten.  Sie  waren 
nicht  berechtigt,  ihre  Waaren  an  andere  Fremde,  sondern 
daraut  beschränkt,  sie  an  Wiener  Bürger  zu  verkaufen.  Der 
Kauf  von  Gold  und  Silber  war  ihnen  unbedingt  verboten, 
der  Verkauf  davon  nur  an  die  herzogliche  Kammer  gestattet 
(was,  wie  wir  sehen  werden,  offenbar  eine  Folge  des  mittel- 
alterlichen Münzenmangels  war).  Mit  Wiens  Eigenschaft 
als  wichtigen  Stapelj)latzes  für  den  Handel  von  Westen  nach 
Osten  hing  es  zusammen,  dass  namentlich  Kaufleute  aus 
Schwaben,  Regensburg  und  Passau  mit  ihren  Waaren  nicht 
nach  Ungarn  reisen  durften,  wodurch  dieser  Handel  ein 
Monopol  der  Wiener  Kaufleute  wurde  ^). 

Fremde  Kauf  leute  wurden  im  mittelalterlichen  Plngland 
fortwährend  mit  Misstrauen  behandelt,  weil  man  befürchtete, 
dass  ihre  Versuche,  den  englischen  Kaufleuten  das  Monopol 
des  einheimischen  Handels  zu  entziehen,  erfolgreich  sein 
könnten.  Deshalb  wurden  sie  von  den  städtischen  Behörden 
mannigfachen  strengen  Verordnungen  unterworfen.  Sie 
mussten  in  den  Häusern  englischer  Bürger  wohnen,  durften 
nur  mit  englischen  Bürgern  und  nur  an  Markttagen,  also 
öffentlich,  Handel  treiben;  sie  durften  ferner  keinen  Handel 
im  Kleinen  ausüben,  mit  ihren  Waaren  nicht  im  Lande  um- 
herziehen und  sich  daselbst  nicht  über  40  Tage  auf  halten. 
Diese  die  Fremden  beschränkenden  Gesetze,  welche  die  eng- 
lischen Bürger  beinahe  ein  Jahrhundert  aufrecht  zu  erhalten 
vermochten,  waren  jedoch  nicht  im  Sinne  der  Grundbesitzer, 
die  meinten,  dass  sie  durch  unmittelbaren  Verkehr  mit  den 
fremden  Kaufleuten  einestheils  für  ihre  Bodenerzeugnisse 
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! höhere  Preise  erzielen,  anderntheils  auswärtige  Luxusartikel 

billiger  beziehen  könnten.  Der  König  als  grösster  Grund- 
: besitze!'  theilte  diese  Anschauungen ; ausserdem  berück- 

j sichtigte  er,  dass  die  fremden  Kauf  leute  bereit  sein  würden, 

als  Entgelt  für  Zugeständnisse  höhere  Steuern  zu  zahlen. 
So  vollzog  sich  während  der  langen  Regierung  Heinrichs  III. 
mit  der  wachsenden  Zahl  auswärtiger,  insbesondere  süd- 
» französischer  und  italienischer  Kaufleute  eine  merkliche 

Lockerung  der  Beschränkungen.  Es  wurde  den  Fremden 
gestattet,  eigene  Lager  und  Wohnhäuser  zu  haben,  und  der 
König  gewährte  allmählich  ganzen  Städten,  nicht  wie  zuvor 
nur  einzelnen  Kaufleuten,  Handelslicenzen  oder  sicheres 
Geleite.  Nach  längeren  Streitigkeiten  mit  den  Londoner 
Bürgern,  während  welcher  diese  die  früheren  Beschränkungen 
erneuerten  und  sogar  verschärften,  gewährte  Eduard  I.  den 
fremden  Kaufleuten  die  Carta  Mercatoria,  zufolge  welcher, 
gegen  Entrichtung  neuer  Steuern,  sämmtliche  Beschränkungen 
des  Verkehrs  bezüglich  der  Zeit,  des  Ortes  und  der  Personen 
^ aufgehoben  wurden.  Zugleich  ward  bestimmt,  dass  fortan 

bei  Rechtshändeln  zwischen  Engländern  und  Fremden  die 
•>  Hälfte  der  Jury  aus  Kaufleuten  bestehen  sollte.  Ferner 

' untersagte  Eduard  I.  die  Sitte  der  Repressalien  an  An- 

( gehörigen  fremder  Städte  und  Körperschaften.  Allerdings 

galt  all  dies  nur  für  Friedenszeiten;  in  Kriegszeiteii  hing 
, das  Verhalten  der  englischen  Regierung  von  dem  der  feind- 

lichen gegen  Engländer  ab.  — Eduard  III.  sah  sich  anfangs 
I genöthigt,  die  früheren  Beschränkungen  abermals  eintreten 

zu  lassen , doch  wurden  sie  allmählich  wieder  aufgehoben. 

Die  Kauf  leute  anderer  englischer  Städte  erlitten  nahezu 
W dieselbe  Behandlung  wie  die  fremden.  Das  Wort  foreigner 

galt  für  sämmtliche  Nichtbürger,  gleichviel  ob  Ausländer 
oder  Engländer^). 

Angesichts  des  Misstrauens,  womit  Fremde  im  Mittelalter 

betrachtet  wurden,  ist  es  natürlich,  dass  der  mittelalterliche 

Genossenschaftstrieb  die  Kaufleute  bestimmte,  in  den  hervor- 
• “ 

' ')  Ashley,  a.  a.  0.  I 104— 107.  Reeves,  a.  a.  O.  I 268.  II  29. 

I Fel  ix  , Eigenthum.  IV.  2-  I-  Qc; 
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ragendsten  Handelsplätzen  des  Auslandes  in  bestimmten  Ge- 
bäuden mit  ihren  Landsleuten  zusammen  zu  wohnen  und  zu 
verkehren  und  gemeinsam  mit  ihnen  ihre  Waaren  auszubieten.  ' 

Solche  Kaufhäuser  wurden  entweder  von  den  fremden  Kauf- 
leuten selbst  errichtet  — wie  der  deutsche  Hof  in  Nowgorod 
oder  der  Stahlhof  in  London  — oder  diesen  von  der  aus- 
wärtigen Regierung  überwiesen,  wie  der  fondaco  dei  Tedescbi 
den  deutschen  Kauf  leuten  von  der  venetianischen  Regierung.  m 

Hier  hatte  der  erwähnte  Einigungsdrang  von  deutscher  Seite  | 

und  das  von  der  fremden  Regierung  gehegte  eifersüchtige  | 

Misstrauen  gegen  Fremde  insofern  dieselbe  Wirkung,  als  die 
deutschen  Kauf  leute  zur  vereinten  Benutzung  des  fondaco 
genöthigt  wurden.  Die  Regierung  verbot  den  gondolieri 
strengstens,  die  deutschen  Kaufleute  und  ihre  Waaren 
anderswo  als  im  fondaco  abzusetzen  und  den  Bewohnern  der 
Stadt,  Deutsche  oder  ihre  Waaren  aufzunehmen.  Den 
deutschen  Kauf  leuten  wurden  bei  ihrer  Ankunft  die  Waffen  j 

abgenommen;  dann  mussten  sie  alles,  was  sie  an  Geld  und 
Geldeswerth  besassen,  den  Beamten  vorzeigen,  die  Alles  ^ 

notirten.  Im  fondaco  unterstanden  sie  der  Disciplinargewalt 
der  Regierungsbeamten  (visdomini),  die  auch  die  Oberauf- 
sicht über  ihren  Geschäftsverkehr  ausübten.  Das  Ein-  und 
Auspacken  der  Waaren,  der  Ein-  und  Verkauf,  wie  der 
Aufenthalt  im  fondaco  waren  der  schärfsten  Controle  unter- 
worfen. Diese  üeberwachung  erfolgte  zum  Theile  mit  Rück- 
sicht darauf,  dass  dem  Staatsschätze  an  Zöllen  und  Abgaben 
nichts  entgehe;  sie  stand  aber  übrigens  in  vollem  Einklänge 
mit  dem  tyrannischen  venetianischen  Regierungssysteme. 

Wohl  am  emptindlichsten  wurden  die  Deutschen  davon  be- 
troffen, dass  jeder  Verkehr  mit  ihnen,  sowohl  innerhalb  als  «k 

ausserhalb  des  fondaco,  den  Fremden  (Nicht- Venetianern  und 
NichtkaufleutenX  selbst  wenn  sie  Deutsche  waren,  strengstens 
untersagt  wurde,  ein  Verbot,  wodurch  zunächst  der  aus  dem  ; 

Verkehr  erwachsene  Nutzen  den  Bürgern  der  Stadt  allein 
gesichert  werden  sollte.  Darunter  hatten  übrigens  nicht  nur 
die  deutschen,  sondern  alle  fremden  Kaufleute  zu  leiden, 
da  die  Venetianer  das  adriatische  Meer  als  ihre  ausschliess- 
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liehe  Domäne,  als  ihr  Eigenthum  und  den  überseeischen 
Handel  mit  dem  Orient  als  ihr  Monopol  betrachteten , wes- 
halb alle  in  Venedig  eingeführten  Waaren  daselbst  verkauft 
werden  mussten  ^). 

Wie  wir  bereits  wahrgenommen  haben,  erfuhren  auch 
natürliche  Kinder  mannigfache  Zurücksetzungen.  Nach 
dem  ältesten  französischen  Gewohnheits-  und  Lehnsrechte 
war  ihre  Lage  sehr  hart:  meistens  wurden  sie  Leibeigene, 
oder  man  stellte  sie  den  Fremden  gleich,  deren  Lage  sich 
damals  von  der  der  Leibeigenen  nicht  merklich  unterschied. 
Demgemäss  waren  sie  unfähig,  unter  Lebenden  wie  von 
Todeswegen  zu  erwerben  und  zu  veräussern.  Zum  Theile 
unter  dem  Einflüsse  des  römischen  Rechtes  wurde  ihre 
Stellung  später  gemildert ; doch  blieben,  je  nach  den  Gegenden, 
grössere  oder  geringere  Spui-en  der  früheren  Härte  fort- 
bestehen.  So  gelangte  ihr  Nachlass  an  den  Herrn  oder  an 
den  König,  welcher  letztere  dieses  Recht  bald  als  Regal 
ausschliesslich  für  sich  in  Anspruch  nahm.  Allmählich  er- 
kannten ihnen  die  meisten  Gewohnheitsrechte  das  schranken- 
lose Testirrecht  zu.  Aber  auch  nach  erlangter  Freiheit  blieb 
ihre  Lage  unter  dem  Gesichtspunkte  des  öffentlichen  und 
des  Lehnrechts  untergeordnet:  sie  waren  u.  A.  unfähig. 
Lehen  zu  erwerben  ^)^). 

6. 

Indem  wir  uns  den  Grundbesitzverhältnisseu 
zuwenden,  haben  wir  zunächst  die  Lage  der  Bauern  im 
Allgemeinen  in  Betracht  zu  ziehen,  soweit  dies  nicht  bereits 
bei  der  Erörterung  des  Lehnwesens  geschehen  ist,  die 
uns  erkennen  Hess,  dass  diese  Lage  in  den  verschiedenen 
Ländern  keineswegs  gleichniässig  war. 

Die  Grundherrschaft,  die  infolge  der  Ohnmacht  des 
Staates  Functionen,  die  eigentlich  diesem  oblagen,  ausübte, 

*)  Simonsfeld,  Der  fondaco  dei  Tedeschi  in  Venedig.  Stuttgart 
1887.  II  3.  11.  18.  29  ff. 

2)  Glasson,  a.  a.  VII  97—104. 

®)  lieber  die  Rechtlosigkeit  und  Ehrlosigkeit  gewisser  Berufsarten 
siehe  Felix,  Die  Arbeiter  und  die  Gesellschaft.  S.  32.  33. 
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bot  das  erste  wirkliche  Verwaltungssystem,  w'ie  auch  in  der 
ausgebildeten  Ministerialität  das  erste  grössere  Verwaltungs- 
personal des  Mittelalters  dar.  Wie  wir  bereits  auseinander- 
setzten, erstreckte  sich  ihre  wohlthätige  Wirksamkeit  anfangs 
auch  auf  die  kleinen  Grundbesitzer,  denen  — um  den  Preis 
ihrer  Freiheit,  unter  der  Bedingung  der  Wandlung  des  Eigens 
in  geliehenen  Besitz  — Schutz,  auch  wohl  Grundbesitz,  An- 
leitung, Förderung  und  Hilfe  gewährt  ward  und  denen  die 
grundherrliche  Wirthschaft  als  Vorbild  diente.  Die  am 
Schlüsse  der  Karolingerperiode  von  den  bedeutendsten  Grund- 
herrschaften bekundete,  nur  bei  grossem  Betriebe  mit  reichen 
Mitteln  erreichbar  gewesene  musterhafte  Landwirthschafts- 
])llege  mit  voller  Rücksicht  auf  geregelte  Viehzucht,  kam 
auch  den  Kleinen  zustatten  ’).  Diese  geriethen  jedoch  in 
immer  grössere  Abhängigkeit,  wodurch  sich  ihre  Lage  ver- 
schlimmerte. Alles  was  in  den  Bauerngemeinden  die  Aeltesten 
bezüglich  des  Grundbesitzes  und  alles  dessen,  was  damit  zu- 
sammenhing , zu  entscheiden  hatten , lag  in  den  grundherr- 
lichen Gebieten  in  den  Händen  des  Grundherrn  oder  seines 
Meiers.  Und  da  war  nicht  zu  erwarten,  dass  bei  Ausbruch 
von  Streitigkeiten  mit  dem  Grundherrn  selbst  gegen  dessen 
Interesse  entschieden  werden  würde.  Auch  von  der  Be- 
rufung an  das  Grafengericht  Hess  sich  alsdann  kein  Erfolg 
versprechen  ^). 

Im  Kami»fe  der  Grundherrschaft  mit  dem  Bauernthum 
— an  dessen  rechter  Würdigung  es  während  des  ganzen 
Mittelalters  gebrach  — war  sonach  dieses  im  Zeitalter  des 
Lehnwesens  so  gut  wie  waffenlos;  herrschaftliche  Ordnungen 
beschränkten  die  Willküren ; Frohnden  und  Abgaben  wurden, 
wie  wir  gesehen  haben,  allmählich  erhöht,  und  auch  die 
Entwicklung  der  Städte,  aus  der  späterhin  auch  dem  Bauern- 
stände erhebliche  Vortheile  erwuchsen,  schädigte  zunächst 
die  ländliche  Bevölkerung  insofern  als  sie  ihr  die  freien 

’)  Vgl.  V.  Inama-Sternegg,  Die  Ausbildung  der  grossen  Grund- 
herrschaften in  Deutschland.  S.  88.  90.  103. 

Meitzen,  a.  a.  0.  FII  285. 
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Elemente  entzog.  Seit  dem  dreizehnten  Jahrhundert  sind 
heftige  Klagen  über  gewaltsame  Ausdehnung  der  Grund- 
herrschaft vernehmbar  0-  Die  aus  allen  diesen  Ursachen 
erfolgten  Bauernaufstände  wurden  bekanntlich  blutig  unter- 
drückt. 

Die  Lage  der  Bauern  wurde  auch  dadurch  verschlimmert, 
• dass  die  Kornausfuhr  selbst  nach  guten  Ernten  im  Mittel- 
alter  in  der  Regel  untersagt  wurde  ^). 

Unter  den  Stämmen  des  Binnenlandes.  Hessen,  Thüringen, 
Baiern,  Schw^aben,  Alamannen,  nahm  die  Zahl  der  freien 
Bauern  das  ganze  Mittelalter  hindurch  stetig  ab;  nur  in 
Oberbaiern  bildeten  sie  noch  einen  beträchtlichen  Theil  der 
Bevölkerung  ®). 

Der  Druck  der  Bauern  wurde  nicht  wenig  durch  das 
Meierrecht  gesteigert,  das  bis  auf  unsere  Zeiten  in  Nord- 
westdeutschland die  wichtigste  Form  des  bäuerlichen  Colonats- 
rechts  w^ar.  Der  in  der  Regel  dem  Stande  der  Ministerialen 
entnommene  Meier,  der  Verwalter  je  eines  einem  der  grossen 
Grundherren  gehörigen  Frohnhofes,  vereinigte  die  Functionen 
eines  Landwürths,  eines  Rentmeisters  und  eines  Richters  und 
erhielt  für  seine  Mühewaltung  gewöhnlich  eine  Hufe  als 
Amtsgut.  Als  sieh  diese  Verwalter  später  häufig  als  an- 
massend  und  treulos  erwiesen,  indem  sie  theils  ein  eigenes 
Recht  auf  die  Verwaltung  der  Villication  zu  erlangen  und 
es  erblich  zu  machen,  theils  die  Erträgnisse  nach  Möglichkeit 
sich  anzueignen  suchten,  trat  eine  Aenderung  in  dem  Ver- 
hältnisse ein.  Der  Meier  hatte  nun,  statt  der  Gesammt- 
erträgnisse,  ein  bestimmtes  Pauschale  in  Naturalien  oder  in 
Geld  abzuliefern,  wogegen  der  Ueberschuss  des  Ertrags  ihm 
zufiel,  so  dass  seine  Stellung  die  eines  Pächters  wurde.  Von 
diesen  Meiern  wurden  nun  die  Bauern  oft  ebenfalls  rück- 
sichtslos ausgebeutet,  insbesondere  mit  schweren  Frohnen, 

1)  Gierke,  Das  Deutsche  Genossenschaftsrecht.  I 635. 

®)  Roscher,  a.  a.  0.  II  574. 

»)  Freytag,  a.  a.  0.  XX  431.  432. 
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aber  auch  mit  willkürlichen  Abgaben  belastet.  Als  die 
Landeshoheit  und  -Verwaltung  erstarkte,  wurden  die  Meier 
ganz  überflüssig,  und  der  landesherrliche  Vogt  übernahm 
ihre  Functionen;  die  Güter  wurden  nun  nicht  mehr  an  den 
Meier,  sondern  an  den  Bauer  unmittelbar  verpachtet,  so  dass 
dieser  an  die  Stelle  des  Meiers  gesetzt  wurde  ^). 

Wir  haben  gesehen,  wie  in  derselben  Weise  wie  für  die 
französischen  Ritter  die  Katastrophen  bei  Crecy,  Maupertuis 
und  Azincourt,  so  für  die  Deutschen  die  in  den  Hussiten- 
kriegen zu  Tage  getretene  Unzuverlässigkeit  der  Vasallen 
einen  Umschwung  im  Kriegswesen  herbeiführte.  Indem  der 
Adel  dadurch  zu  eigenem  landwirthscluiftlichem  Betriebe 
gedrängt  wurde,  ward  die  Lage  der  Bauern  abermals  empfind- 
lich verschlimmert,  weil  die  Edelleute  ihre  Güter  auf  Kosten 
der  Bauern  noch  mehr  auszudehnen  und  die  bäuerlichen 
Arbeits-  und  Spannkräfte  noch  mehr  auszubeuten  suchten  ^). 
Bei  Ausgang  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  erlitten  die 
Bauern  weitere  Kachtheile  dadurch,  dass  die  Getreidepreise 
beträchtlich  sanken,  während  die  übrigen  Waarenpreise  be- 
deutend stiegen.  Erinnern  wir  uns  ferner  der  Eingriffe  der 
Grundherren  in  die  Ahnende,  der  häufigen  Erhöhung  der 
Abgaben  — die  z.  B.  im  Stifte  Kempten  1492  für  sich  allein 
einen  Aufruhr  hervorrief  — ® ) der  schweren  Bedrängniss  der 
Bauern  infolge  des  Fehdewesens,  wodurch  oft  ihre  Dörfer 
eingeäschert  und  die  Fluren  verwüstet  wurden,  wozu  sich 
nun  nach  der  Ansicht  einzelner  Schriftsteller  wie  Janssen^) 
und  Hanauer®)  auch  der  durch  die  Einführung  des 
römischen  Rechts  auf  die  Bauern  geübte  Druck  gesellte 
(vgl.  III  317),  indem  dadurch  die  Dörfer  ihrer  Gemeinde- 

Wittich,  Die  Entstehung  des  Meierrechts.  Zeitschr.  f.  Social- 
u.  M’irtschattsgeschkhte.  II  1.  41  ff.  Wittich,  Die  Grundherrschaft 
in  Nordwestdeutschland.  Leipzig  1896.  S.  309 — 317.  Heusler,  a.  a.  0. 
II  176.  177. 

Vgl.  Hanssen,  Agrarhistorische  Abhandlungen.  I 164. 

Kanke,  Deutsche  Geschichte.  II  131. 

Geschichte  des  deutschen  Volkes.  1 488.  489. 

a.  a.  0.  S.  54. 
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güter  und  ihrer  Autonomie  beraubt  und  die  Zahl  der 
bäuerlichen  Leistungen  jeder  Art  erheblich  vermehrt  worden 
seien  — , gedenken  wir  ferner  der  Verschuldung  an  die 
städtischen  Capitalisten  und  endlich  der  Kluft  zwischen 
der  bäuerlichen  und  der  sonstigen  Denkweise,  so  werden 
wir  den  Ausbruch  der  Revolution  sehr  begreiflich  finden 
(s.  II  94  95  U-  Hat  ja  Kaiser  Maximilian  I.  selbst,  von  dem 
■ Elend  der  Bauern  in  Innerösterreich  tief  ergriffen , den 

Ständen  vorgestellt,  dass  die  Bauern  in  Renten  und  Diensten 
gesteigert,  zu  Frohnden  und  Strafen  in  ungebührlicher  Höhe 
lierangezogen , und  sogar  die  Steuern  in  einem  die  land- 
schaftliche Bewilligung  und  die  Zahlung  an  den  Kaiser  über- 
schreitenden Betrage  eingetrieben  worden  seien  ^).  Der  Fall, 
dass  ein  Herr,  wie  der  Graf  von  Fürstenberg,  den  durch 
eine  unbesonnene  Fehde  erlittenen  Schaden  durch  eine 
„Schatzung  auf  seine  armen  Leute“  wett  zu  machen  suchte®), 
dürfte  nicht  vereinzelt  geblieben  sein.  In  Baiern  - Lands- 
hut verwehrte  Herzog  Georg  den  Bauern,  ihre  Felder  durch 
Hecken  oder  Hunde  gegen  das  Wild  zu  schützen.  Die  Ritter- 
schaft daselbst  bestätigte  1499,  dass  infolge  des  Wildschadens 
manche  Güter  verödeten^).  Die  böhmischen  Bauern,  um 
1487  der  Freizügigkeit  beraubt,  mit  willkürlichen  Abgaben 
und  Frohnen  beschwert,  verliessen  die  Güter  und  wurden 
Räuber,  Mörder  oder  Landstreicher,  oder  erhoben  sich  gegen 
ihre  Herren®). 

Dagegen  gelangten  infolge  des  rapid  steigenden  Werthes 
von  Grund  und  Boden  die  Bauern  in  manchen  Gegenden 
zu  grossem  Wohlstände®). 

Die  allmähliche  Vernichtung  der  wirthschaftlichen  und 
• l^olitischen  Freiheit  des  Bauernstandes  hatte  für  diesen  doch 


*)  Vgl.  Lainprecht,  a.  a.  0.  I'II  1242. 

2)  Ulmann,  a.  a.  0.  II  630. 

3)  a.  a.  0.  II  635. 

*)  Riezler,  a.  a.  0.  III  784. 

3)  Huber,  a.  a.  0.  III  414. 

®)  Buchenberger,  Agrarwesen  und  Agrarpolitik.  Leipzig  1892 
bis  1893.  I 92. 
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die  gute  Wirkung  des  Verbotes  der  unbeschränkten  Theilung 
des  Bauerngutes  zu  Lebzeiten  wie  auf  den  Todesfall,  wodurch 
der  Zersplitterung  in  Zwergbesitz  vorgebeugt  wurde,  was 
für  das  Bauernthuin  um  so  erspriesslicher  war,  als  die  bei 
Ausgang  des  Mittelalters  eingetretene  Reception  des  römischen 
Rechts  mit  der  unterschiedlosen  Behandlung  von  Personen 
und  Sachen,  dem  gleichmässig  vertheilenden  Intestat- 
erbrechte und  der  Taxation  der  Hinterlassenschaft  nach  dem  « 

Verkaufswerthe  die  Theilung  der  Bauerngüter  zu  fördern 
geeignet  war^). 

Wir  haben  nun  das  Vordringen  der  Grundherrschaft  im 
Gebiete  der  Markgenossenschaften  zu  betrachten.  Im 
Gegensätze  zu  den  grossen  Gesammtmarken  der  fränkischen 
Zeit  kannte  das  sj)ätere  Mittelalter  meistens  nur  noch  kleinere 
Almenden.  Die  früher  persönlichen  Märkerrechte  wurden 
im  Laufe  der  Zeit  vielfach  in  fundirte  an  bestimmten  Hof- 
stellen haftende  Gerechtigkeiten,  zum  Theil  aber  in  selbst- 
ständige frei  übertragbare  Gerechtsame  gewandelt.  Die  bei 
früherem  Landübertlusse  häufige  planmässige  Anlegung  ganzer  . 

Tochterdörfer  auf  neu  gerodetem  Almendgute  von  Seiten  der 
Gemeinden  wird  nun  immer  seltener^). 

Wie  wir  gesehen  haben,  waren  die  Marken  seit  ältester 
Zeit  in  fortschreitender  Auflösung  begriffen,  wozu  während  ' 

des  Mittelalters  die  Unklarheit  hinsichtlich  des  Rechtes  der 
Markgenossen  nicht  wenig  beitrug,  in  deren  Folge  sich  keine 
allgemein  gültigen  Grundsätze  dafür  aufstellen  lassen  und 
vielmehr  die  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Marken  gesondert 
zu  betrachten  sind.  Bald  ist  das  Eigenthum  der  Gesammt- 
heit  der  Genossen  zuzuerkennen , bald  den  einzelnen  Ge- 
meindegliedern, die  Miteigenthümer  sind,  sich  aber  bei  Aus-  *51 

Übung  dieses  Eigenthums  den  dem  Genieindeverbande  ent- 
springenden Schranken  fügen  müssen.  Meistens  erscheint 
die  Markgenossenschaft  als  eine  Körperschaft  mit  selbst- 

11)  a.  a.  0.  I .379. 

2)  Schröder,  a.  a.  0.  S.  414 — 416. 
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ständiger  Verfassung,  Gerichtsbarkeit  und  Polizeigewalt,  die 
ihre  Beschlüsse  nach  dem  Mehrheitsprincipe  fasst  ^). 

Auch  die  Stadtgemeinde  war  — da  in  den  Städten  des 
Mittelalters  der  landwirthschaftliche  Betrieb  überwog  — bis 
zu  einem  gewissen  Grade  eine  Markgenossenschaft,  wenn 
auch  diese  Eigenschaft  bei  ihr  zurücktrat.  Auch  sie  besass 
eine  Almende , wozu  die  Mauern , die  Strassen , die  unbe- 
bauten Plätze,  die  Wasserläufe,  die  öffentlichen  Gebäude 
gehörten  ^). 

In  vielen  Markgenossenschaften  nun  wusste  der  Grund- 
herr, ungeachtet  der  Zunahme  der  königlichen  Rodungsprivi- 
legien für  Kirchen,  Klöster  und  weltliche  Grosse,  sehr  be- 
deutende Vorrechte  — zuweilen  unbeschränkte  Berechtigung  — 
zu  erringen,  die  er,  wie  z.  B.  das  Recht  vermehrter  Weide- 
nutzung, auch  Anderen  verlieh.  In  der  Markgenossenschaft 
zu  Kirburg  durfte  der  Grundherr  ausser  den  selbst  gezogenen 
Schweinen  noch  andere,  so  viel  eben  als  er  wollte,  in  die 
Mast  treiben.  Anderwärts  durften  die  herrschaftlichen 
Heerden  einige  Tage  früher  als  die  der  gemeinen  Leute  in  die 
Schweinemast  getrieben  werden^).  Auch  wurde  der  erwähnte 
Einfluss  des  Adels  allmählich  so  überragend,  dass  in  vielen 
Fällen  die  adeligen  Märker  den  bürgerlichen  gegenüber  eine 
ähnliche  Stellung  einnahmen,  wie  die  Geschlechter  in  den 
Städten  gegenüber  den  Handwerkern^).  Da  wo  ein  Con- 
dominat  bestand,  war  selbstverständlich  jeder  Herr  im  Genüsse 
bevorzugter  Alniendnutzungen  “).  In  vielen  Gegenden  war 
der  Einfluss  des  Grundherrn  schon  im  elften  und  zwölften 
Jahrhundert  so  gestiegen,  dass  er  sich  als  Herrn  der  ge- 
sammten  Mark,  und  später  die  Rechte  der  Markgenosseu 
an  der  Ahnende  nur  noch  als  Servituten  grundherrlichen 


h Stobbe,  a.  a.  0.  I 448 — 450. 

*)  Keutgen,  a.  a.  0.  S,  111. 

®)  Lamprecht,  a.  a.  0.  I/II  997. 
S.  149. 

h V.  Maurer,  a.  a.  0.  S.  292. 

®)  Lamprecht,  a.  a.  0.  I I 278. 


V.  Maurer,  Markenverfassung. 
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Bodens  hetrachtete  ^).  An  der  Mosel  war  schon  in  der  eisten 
Hälfte  des  Mittelalters  die  überwiegende  Anzahl  der  Almenden 
in  grundherrlichem  Besitze  ®).  In  den  meisten  Marken  setzten 
sich  die  Landesherren  in  den  erblichen  Besitz  des  Ober-  I 

märkeramtes.  Der  Obermärker,  dem  die  oberste  Aufsicht 
in  der  Mark  und  über  die  Markbeamteu  oblag,  dessen  ur-  I 

sprünglich  nur  persönliche  Würde  später  erblich  w'ard,  erhielt 
gewöhnlich  zw'ei  oder  vienual  so  grosse  Nutzungen  als  ein 
gewöhnlicher  Märker  und  nahm  zuweilen  auch  andere  Yor- 
theile,  wie  das  Jagdrecht  in  der  ganzen  Mark,  bestimmte 
Holzuugs-  und  Mastrechte,  sowie  gewisse  Abgaben  und  einen 
Antheil  an  den  Bussen  in  Anspruch.  In  manchen  Marken 
wurde  auch  ein  Stück  Waldes  für  seinen  Privatgebrauch  ab- 
gesondert. Die  erbliche  Obermärkerschaft  war  in  der  Regel 
mit  dem  Besitze  eines  Landgutes  verbunden,  das  auf  den 
jedesmaligen  Nachfolger  überging®).  Nicht  selten  schwang 
sich  der  Obermärker  geradezu  zum  Grundherrn  des  Mark- 
bodens auf^). 

Allmählich  wurden  beträchtliche  Theile  von  Wäldern  ^ 

und  Weiden,  die  den  Markgemeinden  gehörten,  von  den 
Landesherren  eiugezogen  und  gingen  auch  sonst  durch  List 
und  Gewalt  verloren.  Wie  zeitig  dies  schon  geschah,  ist 
daraus  ersichtlich,  dass  die  Sachsen  dem  Kaiser  Heinrich  IV. 
klagten,  „ein  jeglicher  Mündel  und  Fremdling  hindert  die 
Söhne  des  Landes,  den  gemeinsamen  Wald  zu  gebrauchen, 
nimmt  sich  die  Trift  vorweg,  und  vertreibt  so  Heerden  wie 
Zugvieh,  bringt  die  Erben  um  ihren  Besitz,  raubt  Güter  I 

gewaltsam®)“.  Lampreeht“)  setzt  somit,  wie  es  scheint,  den 
Beginn  der  Almendstreitigkeiten  zu  spät  in  das  letzte  Viertel 
des  zwölften  Jahrhunderts. 


•)  Lamprecht,  Deutsche  Geschichte.  83.  84. 

*)  Lamprecht,  Deutsches  Wirthschaftsleben.  I/I  390. 

Thudichum,  Die  Gau-  und  Markenverfassung  in  Deutschland. 
S.  140  tf.  Freiherr  v.  Löw,  Ueber  die  Markgenossenschaften.  S.  49.  62. 
*)  Brunner,  Der  Leihezwang  in  der  deutschen  Agrargeschichte. 

Thudichum,  a.  a.  0.  8.  294.  295. 
ö)  a.  a.  0.  I'l  270. 
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Ferner  wurden  die  Bezüge  der  Markgenossen,  die  anfangs 
unbeschränkt  waren,  später  nach  Bedürfniss  jedes  Einzelnen 
bemessen  wurden , wie  wir  bereits  andeuteten , allmählich 
geschmälert  (nach  v.  Maurer^)  geschah  dies  in  Bezug  auf 
Bauholz  erst  seit  dem  fünfzehnten  und  sechszehnten  Jahr- 
hundert, in  Bezug  auf  Brennholz  noch  später);  wobei  die 
landesherrlichen  Diener  den  Kunstgriff  anwandten , die 
Nntzungen  als  ans  Gnaden  (precario)  bewilligt  darzustellen  ®). 
Es  ist  hierbei  daran  zu  erinnern , dass  die  Gebäude  bis  ins 
dreizehnte  Jahrhundert  selbst  in  Städten  in  der  Regel  ganz 
aus  Holz  bestanden  und  dass  auch  wegen  der  häufigen  Fehden 
und  der  in  ihrem  Gefolge  gewöhnlichen  Brandstiftungen 
der  Banholzbedarf  sehr  beträchtlich  war. 

Der  I'reiholzhieb  wurde  in  der  Schweiz  nach  zwei  Richtungen 
eingeschränkt.  Zunächst,  indem  die  zu  beanspruchende  Menge 
Brennholz  begrenzt  wurde;  dann,  indem  dieses  anfangs  unentgeltlich 
gewährte  Quantum  nur  gegen  eine  allmählich  steigende  Auflage 
geliefert  ward.  Solche  Bestimmungen  finden  sich  seit  dem  Aus- 
gange des  fünfzehnten  Jahrhunderts®). 

Keiue  dieser  Nutzungen  durfte  ausserhalb  der  Mark- 
genossenschaft verbraucht  oder  in  oder  ausserhalb  derselben 
veräussert  werden;  Erzeugnisse,  bei  deren  Verfertigung  Mark- 
producte  benutzt  wurden,  mussten  wenigstens  vorerst  in  der 
Mark  feilgeboten  w'erden*). 

In  der  Schweiz  waren  wirthschaftlich  Unselbstständige,  Un- 
verheirathete , Frauen  — mit  Ausnahme  der  Wittwen  nutzungs- 
berechtigter Genossen  — unehelich  Geborene  und  nicht  voll 
Unbescholtene  lange  von  der  Nutzungsberechtigung  ausgeschlossen. 
Das  Erforderniss  ehelicher  Geburt  ist  in  manchen  Gegenden  bis 
zum  heutigen  Tage  aufrecht  erhalten  worden®). 

Ferner  wurde  in  der  Mehrzahl  der  Marken  das  Jagd- 
recht den  Märkern  von  den  Königen  entweder  an  sich  ent- 


I 


a:  a.  0.  S.  128. 

Thudichum,  a.  a.  0.  S.  304.  v.  Löw,  a.  a.  0,  S.  94.  95. 

V.  Miaskowski,  Die  schweizerische  Allmend.  Leipzig  1879. 
8.  138.  139. 

V.  Löw,  a.  a.  0.  S-  148. 

V.  Miaskowski,  a.  a,  0.  S.  101.  102. 
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zogen  oder  hohen  kirchlichen  Würdenträgern  geschenkt,  zu- 
weilen von  den  erblichen  Fürsten,  Grafen  oder  Oberinärkern 
angemasst.  Es  geschah  dies  allmählich.  Zunächst  wurde 
das  Jagdrecht  der  Märker  auf  gewisse  Wildarten  einge- 
schränkt, dann  für  alles  Wild  entzogen.  In  manchen  Ge- 
genden ward  es  nur  den  Bauern  verkümmert,  Rittern, 

Geistlichen  und  Städtebürgern  aber  belassen  ‘). 

Zuweilen  wurde  der  Verzicht  der  Bürgerschaft  auf  die  »i 

Ahnende  gegen  ein  ideelles  Entgelt  erwirkt.  So  erlangte  der 
Bischof  von  Konstanz  1152  den  Verzicht  auf  Weide-,  Wiesen- 
und  Wegenutzungen  gegen  die  Verpflichtung,  dass  für  die 
Vorfahren  der  Konstanzer  Bürgerschaft  und  für  alle  Land- 
genossen, die  als  Wanderer  den  Weg  betreten  sollten,  im 
Kloster  bestimmte  Seelenmessen  gelesen  würden  ^).  Anderer- 
seits kam  es  auch  vor,  dass  Ahnenden  geistlichen  Würden- 
trägern von  der  Bürgerschaft  abgekauft  wurden.  In  einem 
solchen  Falle  begnügte  sieh  der  Bischof  von  Schaffhausen 
1303  mit  einem  blossen  Recognitionszinse®). 

Seit  der  zweiten  Hälfte  des  dreizehnten  Jahrhunderts 
werden  in  fortgeschrittenen  Gegenden  die  alten  Almenden 
getheilt;  also  auch  auf  diese  Weise  kommt  es  zum  Verfalle 
der  Markgenossenschaft^). 

Ahnendenutzungen  gelangten  auch  in  die  Hände  Einzelner.  ! 

So  entstand  in  Villingen  ein  besonderes  „Mühlenrecht“  für 
den  Grundbesitz  der  Müller.  Die  grossen  Familien,  denen 
mehrere  dieser  Mühlen  gehörten,  beanspruchten  die  Ahnende 
für  sich  allein.  In  Freiburg,  wo  der  Wasserlauf  seit  der 
Stiftung  der  Stadt  Ahnende  gewesen  war,  gelangte  der 
überwiegend  grösste  Theil  der  Wasserkraft  in  feste  Hände  ®). 

In  anderen  Gegenden  traten  noch  andere  Gründe  hinzu, 
um  die  Ahnendennutzuugen  einzuschränken.  Infolge  der 
Zersplitterung  der  Hufen  und  der  Entwicklung  eines 

Thudichum,  a.  a.  0.  S.  310. 

Gothein,  a.  a.  0.  I 74. 

3)  a.  a.  ü.  I 75. 

*)  Lamprecht,  Deutsche  Geschichte.  III  56. 

Gothein,  a.  a.  0.  I 493.  . 
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kleinen  Häuslerthums  waren  die  Theilnehmer  an  der  Almende 
— von  denen  bei  dem  liberalen  Charakter  der  alten  Marken- 
verfassung keiner  ausgeschlossen  wurde  — zu  zahlreich  ge- 
worden , so  dass  ein  Rückschlag  nicht  ausbleiben  konnte 
und  eine  genaue  rechtliche  Festsetzung  der  nutzungsbe- 
rechtigten Personen  eintreten  musste. 

Seit  dem  vierzehnten  Jahrhundert  erfolgen  in  der 
Schweiz  überaus  häufig  Verbote  der  Einzäunung  einzelner 
Almendtheile  zur  Sondernutzung,  aus  der  sich  leicht  indivi- 
duelles Privateigenthum  entwickelte.  Solche  Verwandlungen 
einzelner  Theile  der  Ahnende  in  Sondereigen  geschahen 
auch  seit  dem  dreizehnten  Jahrhundert  ausnahmsweise  durch 
Verkäufe,  die  ebenfalls  früh  verboten  wurden,  sowie  durch 
Vertheilungen  an  Genossen  und  Fremde®). 

Es  ist  noch  daran  zu  erinnern,  dass  der  Begriff  der 
Almende  nicht  nur  in  den  verschiedenen  Ländern,  sondern  zu- 
weilen sogar  in  ein  und  demselben  Lande,  in  der  Schweiz 
sogar  nach  den  Ortschaften,  verschieden  war.  Bald  wurden 
daselbst  nur  die  Gemeindeweiden  im  Thale,  bald  nur  die  in 
Gemeineigenthum  stehenden  bebauten  Landschaften,  nicht 
aber  Alpen  oder  Wälder,  in  Baselstadt  sogar  nur  Brücken, 
öffentliche  Wege  u.  dgl.  unter  Ahnend  verstanden®). 

Auch  in  der  allmählichen  Einengung  der  Nutzungsrechte 
an  der  Mark  — so  gewaltthätig  sie  zuweilen  auch  erscheinen 
mag  — gewahren  wir  den  Trieb  zum  Uebergange  von  der 
Gemein-  zur  Individualwirthschaft , dessen  Entwicklung  bei 
primitiven  Völkern  wir  bereits  (TV II  45—69)  geschildert 
haben. 

Besonders  beim  Wal  de  i gen  th  um  erblicken  wir  das 
allmähliche  Vordringen  der  Grundherrschaft.  Die  Ver- 
bindungen des  Eigenthums  und  der  Nutzungsrechte  am 
Walde  waren  im  Mittelalter  meistens  unklar  und  die  plan- 

*)  Lamprecht,  a.  a.  0.  V 79.  v.  Miaskowski,  a.  a.  0.  S.  87. 

2)  V.  Miaskowski,  a.  a.  0.  S.  17.  25.  127.  128. 

»)  Meitzen,  a.  a.  0.  I 490.  v.  Miaskowski,  a.  a.  0. 
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losen  Verleihungen  beider  in  den  verschiedensten  Formen 
vermehrten  die  Unbestimmtheit  und  Mannigfaltigkeit  auf 
diesem  Gebiete,  Der  König  konnte  seine  Rechte  beliebig 
theilen,  einzelne  Vorbehalten,  andere  Verschiedenen  unter 
vielerlei  Bedingungen  verleihen.  So  erklärte  sich  der  schein- 
bare Widerspruch,  dass  im  zehnten  und  elften  Jahrhundert 
Klöster,  denen  Waldschenkungen zutheil  wurden,  das  Privileg 
nachsuchten,  in  ihren  eigenen  Wäldern  roden  lassen 
zu  dürfen.  Die  Gefahr,  nach  starken  Feuersbrünsten,  in 
Dorfschaften  mit  eng  zusammenliegenden  Gehöften  das 
nöthige  Bauholz  nicht  beschaffen  zu  können,  führte  in  vielen 
Marken  zu  der  Vorschrift  der  Ausscheidung  gewisser  Wald- 
stücke vom  Holzschlage  (heilig  Holz,  verbotenes  Holz,  ligni 
prohibitivi).  Hierher  gehören  auch  die  oft  sehr  aus- 
gedehnten Holz-  und  Weideservituten.  1158  wurde  bei  der 
Begabung  des  Klosters  Neuburg  im  Eisass  in  dem  diesem 
verliehenen  Wald-  und  Weidelande  die  Schäferweide  aus- 
geschlossen. Dasselbe  geschah  von  Seiten  Friedrichs  I.  1164  [ 

bei  Verleihung  von  Privilegien  und  Nutzungen  im  Hagenauer  J 

Walde.  Die  im  zwölften  Jahrhundert  begonnenen  Rodungs- 
verbote wurden  im  dreizehnten  und  vierzehnten  häufig^). 

Ursi)rünglich  stand,  wie  wir  bereits  erwähnten,  jedem 
Freien  im  alten  Volkslande  auch  auf  fremdem  Grund  und 
Boden  das  Jagdrecht  zu.  Das  vom  Könige  verliehene  Recht 
der  Errichtung  von  Bannforsten  — die  unter  einem 
strengem  Rechtsschutze  standen  — wurde  schon  unter 
Ludwig  dem  Frommen  unrechtmässig  ausgeübt  ^).  Noch 
Otto  I.  verfügt  beliebig  über  den  Wildbann  ohne  Beschrän- 
kung auf  das  Reichsgebiet  und  den  Besitz  Privilegirter 
und  ohne  Rücksicht  auf  Jagdberechtigungen  Dritter.  Da-  ^ 

gegen  findet  sich  in  einer  Urkunde  Ottos  II.  eine  der- 
artige Verfügung  ausdrücklich:  „cum  populi  consensu“  und 
in  einem  Wildbannprivileg  Heinrichs  II.  von  1018:  „consensu 
viciuorum“.  Auch  Konrad  II,  verlieh  den  Wildbann  unter 

0 Meitzen,  a.  a.  0.  I/II  615  tf. 

Bernhardt,  G-eschichte  des  Waldeigenthiims.  I 44. 


der  ausdrücklichen  Bedingung  der  Zustimmung  derer,  die 
zuvor  in  dem  betreffenden  Walde  die  Jagd  gemeinsam  aus- 
übten. So  erfolgt  allmählich  die  Abschw'ächung  des  könig- 
lichen Bodenregals:  in  der  Karolingerzeit  noch  schranken-  ■ 

loses  Wildbannrecht  des  Königs,  dann  Erforderniss  der  zu- 
nächst summarischen,  später  persönlichen  Zustimmung  der 
Interessenten,  anfangs  als  formelle  Schranke  aufgefasst,  seit 
Heinrich  IV.  aber  von  materieller  Bedeutung.  Schon  unter 
Karl  dem  Grossen  hatten  auch  Grafen  die  Bewilligung  zu 
Einforstungen  erhalten,  wodurch  das  Jagdrecht  der  Grund- 
eigenthümer  und  Markgenossen  aufgehoben  wurde , was  zu- 
weilen  von  Seiten  der  Grafen  auch  eigenmächtig  geschah 
Dagegen  darf  angenommen  werden,  dass  seit  dem  zwölften 
und  dreizehnten  Jahrhundert  nahezu  sämintliche  Gmnd- 
besitzer  aus  dem  Stande  der  Fürsten  und  Herren  in  den 
Besitz  des  Wildbannrechts  gekommen  waren,  das  sich  also 
aus  einem  hoheitlichen  zu  einem  grundherrliehen  Rechte 
ausgebildet  hatte , jedoch  mit  der  Ausbildung  der  Landes- 
hoheit die  Natur  eines  landesherrlichen  Hoheitsreehtes  an- 
nahm. Die  geringere  Jagd  überliess  man  der  Ritterschaft; 
doch  erhielt  sich  zum  Theile  noch  die  alte  Jagdfreiheit 
(freie  Birscli)  in  den  Markgenossenschaften^),  am  längsten  i 

in  den  reichsunmittelbaren  Herrschaften.  Im  dreizehnten  ! 

Jahrhundert  hörte  die  Entstehung  neuer  Wildbanne  durch 
kaiserliche  Verleihung  auf;  doch  entstanden  in  anderer 
Weise,  nach  wie  vor,  Jagdrechte  auf  fremdem  Grund  und 
Boden.  Nächst  der  Territorialherrschaft  gab  die  Kirchen- 
vogtei hierzu  Anlass.  Es  lag  nahe,  dass  den  Vögten  die 
Jagd  in  den  kirchlichen  Wäldern  gestattet  wurde,  anfangs 
als  Vergünstigung,  auf  die  später  ein  Rechtsanspruch  ge- 
gründet ward  ^).  I 

Im  Gebiete  der  Grundherrschaft  durfte  ohne  Erlaubniss  " 

des  Grundherrn  bei  hoher  Strafe  Niemand  jagen ; auf  Raub- 

Rotli,  Geschichte  des  Forst-  und  Jagdwesens  in  Deutschland.  |( 

Berlin  1879.  S.  82. 

*)  Schröder,  a.  a.  0.  S.  521.  522. 

lloth,  a.  a.  0.  S.  269. 
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thiere  allein  war  die  Jagd  zu  allen  Zeiten  frei,  doch 
musste  auch  von  diesen  dem  Grundherrn  eine  Art  Best- 
häupt  — der  Harst  — geliefert  werden,  in  dem  Kopfe  und 
den  Füssen  des  erlegten  Thieres  bestehend  G.  Seit  dem 
dreizehnten  Jahrhundert  ertönen  bittere  Klagen  der  Bauern 
darüber,  dass  ihnen  das  Jagd-  und  Holzungsrecht  entzogen 
worden  sei^);  und  noch  im  spätem  Mittelalter  hat  sich  in 
vielen  Orten  die  alte  Bechtsanschauung  behauptet,  dass  es 
nicht  als  Diebstahl  zu  betrachten  sei,  wenn  bei  Tage  in  der 
Mark  Holz  gehauen  und  geladen  werde ^). 

Allmählich  ward  die  Verbindung  von  Grundherrlichkeit 
und  Bannrecht  verdunkelt.  Die  Territorialherren  nahmen 
dieses  als  Ausduss  ihres  Hoheitsrechtes  auch  dort  in  An- 
spruch, wo  sie  nie  Grundherren  gewesen  waren*). 

Bei  Ausgang  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  hatte  sich 
das  Jagdrecht  dahin  ausgebildet,  dass  in  den  Markwaldungen 
der  Landesherr,  der  Vogtherr  und  benachbarte  Ritterguts- 
besitzer, in  den  städtischen  Feldfluren  das  Patriciat  die 
Jagd  ausübte,  dass  es  dagegen  unangemessen  erschien,  den 
Bauernstand,  der  des  Waflenrechts  verlustig  gegangen  war, 
jagen  zu  lassen®). 

So  rücksichtslos  auch  durch  die  Inforstirung  in  die  alte 
Volksfreiheit  eingegriften  wurde,  so  lässt  sich  doch  nicht 
verkennen,  dass  sie  einestheils  walderhaltend  wirkte, 
dass  ohne  sie  die  Wälder  in  noch  weit  stärkerem  Masse,  als 
es  geschah,  verwüstet  worden  wären,  anderntheils , dass 
sie  als  unabweisbares  Mittel  zum  Aufgeben  der  unhaltbar 
gewordenen  Form  der  Gemeinnutzung  ohne  schroflfe  Ver- 
letzung ihres  Wesens  erscheinen  musste®).  Wenn  jedoch 
Roscher’)  hierzu  bemerkt,  dass  die  Rechte  der  früheren 


V.  Maurer,  Geschichte  der  Frohnhöfe.  III  42.  43. 
2)  Grimm,  a.  a.  0.  8.  248. 

Bernhardt,  a.  a.  0.  I 116. 
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Miteigenthümer  als  Waldservituten  fortbestanden,  die  auf 
dem  Holzertrage  oder  den  Nebenproducten  des  Waldes  ge- 
lastet hätten,  so  kann  dies  nur  mit  einer  gewissen  Ein- 
schränkung zugestanden  werden , die  vor  Allem  nach 
unseren  hierauf  bezüglichen  Erörterungen  das  Jagdrecht  in 
Anspruch  nimmt. 

Der  Entwicklung  des  Jagdrechts  lief  in  der  Regel  die 
des  Fischereirechtes  parallel.  Die  königlichen  Wildbann- 
privilegien bezogen  sich  gewöhnlich  auch  auf  die  Fischerei : 
den  Bannwäldern  entsprachen  die  Banngewässer.  Im  spätem 
Mittelalter  ward  die  Fischerei  in  den  ölfentlichen  Flüssen, 
soweit  das  Reich  keine  andere  Verfügung  darüber  getroffen 
hatte,  im  Zweifel  allgemein  als  Regal  des  Stromherrn  be- 
trachtet, wogegen  die  Ansprüche  der  Fürsten  und  Grund- 
herren bei  Privatflüssen  zurücktraten,  so  dass  die  Mark- 
genossen bei  Benutzung  der  Gemeindefischwasser  freien 
Spielraum  hatten.  Die  Fischerei  in  geschlossenen  Gewässern 
galt  als  Privatsache.  Analog  dem  Unterschiede  zwischen 
hoher  und  niederer  Jagd,  fand  auch  bei  der  Fischerei  eine 
von  den  Objecten  und  der  Fangart  abhängige  verschiedene 
Behandlung  statt  ’). 

Die  ältesten  städtischen  Landgemeindewalduiigen  ent- 
standen aus  den  grossen  gemeinen  Marken  durch  Aus- 
scheidung einzelner  Theile  zur  Sondernutzung  der  Städte 
und  Ortschaften  oder  durch  besondere  Verleihung  einer  ge- 
meinen Wald-  und  Weidemark  an  die  zu  Städten  erhobenen 
Dörfer.  Im  vierzehnten  Jahrhundert  tritt  als  neue  Art  des 
Erwerbs  von  Waldeigenthum  der  Kauf  hinzu  und  diese 
Reste  der  alten  grossen  Waldmarken,  die  sich  zum  Theil 
bis  auf  die  neueste  Zeit  erhalten  haben,  sind  bei  ihrer  end- 
lichen Theilung  grossentheils  in  das  Eigenthum  des  Staates 
als  Rechtsnachfolgers  der  alten  Grundherren  übergegangen. 

Im  Osten  Deutschlands  haben  bei  der  Entstehung  des 
ältesten  städtischen  Waldeigenthums  besondere  Verhältnisse 
obgewaltet.  Im  dreizehnten  und  vierzehnten  Jahrhundert 


’)  Schröder,  a.  a.  0.  S.  522. 

Felix,  Eigenthum.  IV.  2.  I. 
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wurden  in  Pommern,  Brandenburg  und  Schlesien  zahlreiche 
Städte  gegründet  und  mit  deutschem  liechte  beliehen.  Das 
ganze  Werk  der  Ummauerung  und  Befestigung  ward  Unter- 
nehmen! übergeben  und  die  neuen  Städte  wurden  von  den 
Grund-  und  Landesherren,  die  sie  begründet  hatten,  zugleich 
mit  Feld,  Weide  und  Wald  ausgestattet.  Die  Unternehmer 
vertheilten  nun  das  Feld  unter  die  Bürger,  während  Wald 
und  Weide  als  gemeine  Mark  zu  gemeinschaftlicher  Be- 
nutzung von  allen  berechtigten  Bürgern  verblieben.  Auf 
solche  Weise  wurden  Frankfurt  a./O.  1253,  Gartz  und 
Prenzlau  1240,  Oels  1225,  Brieg  1250  zu  Städten  erhoben 
und  mit  Feld,  Wald  und  Weide  ausgestattet.  Gleiches  ge- 
schah in  slavischen  Orten  durch  slavische  Fürsten,  wie  in 
Gollnow  1268.  Auch  bereits  bestehende  slavische  Städte 
wurden  im  dreizehnten  Jahrhundert  auf  deutsche  Art  ein- 
gerichtet und  in  den  Besitz  einer  Waldmark  gebracht;  so 
Glogau,  Liegnitz,  Cöslin,  Colberg,  Stralsund^). 

Auch  in  der  wirthschaftlichen  Benutzung  der  Alpen 
erblicken  wir  die  eingreifende  Wirksamkeit  der  Grundherr- 
scbaft,  da  hierbei  der  Grossbetrieb  mit  zahlreichen  Arbeitern 
und  beträchtlichen  Heerdenbeständen  — wobei  auf  mannig- 
faltige den  Alpengegenden  entsprechende  Viehgattungen 
Rücksicht  genommen  werden  muss  unerlässlich  ist.  Die 
ersten  Mittheilungen  über  diese  Betriebsart  enthalten  die 
Acta  Murensia,  wonach  das  Kloster  Muri  im  vierzehnten 
— wenn  nicht  schon  im  dreizehnten  — Jahrhundert  auf 
seinen  in  den  Gebirgen  von  Zug,  Schwyz  und  Unterwalden 
gelegenen  Ländereien  einen  ausgedehnten  Sennwirthschafts- 
l)etrieb  unterhielt.  Die  ältesten  Satzungen  und  Alpbriefe 
enthält  eine  Urkunde  von  1382  aus  Oberwaiden "). 

Lamprecht^)  weist  nach,  dass  man  im  ersten  Viertel 
des  dreizehnten  Jahrhunderts  zu  einer  auffallend  höheren 
Werthschätzung  des  Waldes  gelangt  war,  als  ein  Jahr- 


1)  Bernhardt,  a.  a.  ü.  I 102  ff. 

Meitzen,  a.  a.  0.  I 481.  482. 

®)  Deutsches  Wirthschaftsleben.  I/I  189.  140. 


hundert  vorher,  dass  aber  ein  wirklicher  Waldschutz  erst 
in  der  zweiten  Hälfte  des  dreizehnten  Jahrhunderts  und 
vornehmlich  im  vierzehnten  Jahrhundert  wahrnehmbar 
wurde.  Die  Reichsforstverwaltung  sorgte  für  die  Wieder- 
bewaldung von  Blossen , welches  Beispiel  auch  die  Gruiid- 
herren  befolgten.  Bei  Ausgang  des  Mittelalters  wurde  es 
auch  allgemein  anerkannter  Grundsatz , dass  die  Landes- 
hoheit sich  die  Waldpliege  angelegen  sein  zu  lassen  habe  U- 
Diese  Richtung  bezeugen  auch  für  Frankreich  Warnkönig  und 
Stein  (II  456)  mit  dem  Bemerken,  dass  die  königlichen  Forsten 
daselbst  zu  den  wichtigsten  Krondomänen  gehörten,  weshalb 
das  Forstwesen  „schon“  im  vierzehnten  Jahrhundert  der 
Gegenstand  einer  besonderen  Gesetzgebung  gewesen  sei. 

Die  Epoche  der  grossen  Wanderungen  der  belgischen 
und  holländischen  Bauern  (auf  die  wir  bei  Betrachtung 
der  Colonisation  zurückkommen  werden)  ward  vornehmlich 
durch  die  masslosen  Leistungen , denen  sie  unterzogen 
wurden,  die  sie  mit  völligem  Ruine  bedrohten,  hervor- 
gerufen; der  Antheil,  den  die  Uebervölkeruiig  daran  hatte, 
kam  erst  in  zweiter  Linie.  Da  die  Auswanderungen  nacli 
Deutschland  und  Grossbritannien  das  wünschenswerthe  Mass 
überschritten , so  musste  man  nach  Möglichkeit  Ersatz  zu 
gewinnen  suchen : man  berief  „hospites“  herbei , deren 

Stellung  genau  vereinbart  und  denen  manches  Vorrecht  zu- 
gestanden werden  musste.  Bald  forderten  die  einheimischen 
Bauern  dieselben  Vortheile,  die  ihnen  auf  die  Dauer  nicht 
vorenthalten  werden  konnten.  Insbesondere  die  willkürliche 
taille  musste  nun  durch  bestimmte  Verpflichtungen  ersetzt 
werden  ^). 

Als  England  noch  aus  verschiedenen  kleinen  König- 
reichen bestand,  wurde  alles  Land,  das  später  königliche 
Domäne  (demesne),  wie  alles,  was  weder  freies  Eigenthum 
(boc-land)  noch  Eigenthum  von  Mitgliedern  der  könig- 
lichen Familie  oder  von  Klöstern  war,  als  folkland  be- 


V.  Inama-Sternegg,  Deutsche  Wirthschaftsgesch.  III'l  288.  298. 
2)  Brants,  a.  a.  0.  S.  44  flF. 
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zeichnet.  Das  folkland  (ager  publicus),  das  gemeinsame 
Staatseigenthum,  wurde  vom  Könige  verliehen,  aber  nur 
mit  Zustimmung  und  Ermächtigung  seines  Witans,  oder 
modern  ausgedrtickt,  die  Umwandlung  von  folkland  in  boc- 
land  erforderte  einen  Parlamentsact ; aber  solche  Acte 
wurden  fortwährend  ohne  Schwierigkeit  erlassen.  Das  folk- 
land gehörte  der  Nation  und  nicht  dem  Könige.  Dieser 
war  nur  der  oberste  Verwalter,  dem  die  Nutzniessung  zu- 
stand ; doch  hatte  der  König  seine  Privatdomäne,  Allein  als 
nach  der  normannischen  Eroberung  die  königliche  Macht 
ausgedehnt  wurde  und  der  moderne  Erbrechtsbegriff  all- 
mählich zur  Entwicklung  gelangte,  wurden  beide  Besitzes- 
arten verschmolzen,  die  Nation  wurde  vergessen  oder  in  der 
Person  ihres  Oberhauptes  mitbegriffen : das  folkland  wurde 
Königsland,  terra  regis ; der  König  betrachtete  den  National- 
besitz als  seinen  eigenen,  dessen  er  sieb  nach  Belieben 
ohne  parlamentarische  Zustimmung  entäussern  konnte^), 
eine  Anschauung,  die  schon  daraus  hervorgehen  musste, 
dass  der  König  sich,  wie  wir  gesehen  haben,  als  alleinigen 
Grundeigenthümer  betrachtete.  Dieser  nach  der  Eroberung 
vollendete  Umschwung  war  schon  unter  Eduard  dem  Be- 
kenner eingeleitet  worden,  wie  aus  seinen  zahlreichen 
Schenkungen  aus  folkland  hervorgeht  ^). 

Für  die  Ansicht,  dass  die  Sachsen  in  England  freie 
Dorfgemeinden  nach  Art  deutscher  Markgenossenschaften 
vorgefunden  hätten,  bieten,  nach  Seebohm,  die  Urkunden 
keine  Handhabe.  (Doch  spricht  Stubbs  [I,  51]  von  dem 
Markgenossenschaftssysteme,  das  der  Vermehrung  der  Be- 
völkerung und  dem  Fortschritte  des  Ackerbaues  gegenüber 
nicht  Stand  zu  halten  vermocht  habe.) 

Nur  in  den  Grafschaften , in  welchen  die  Dänen  sich 
niedergelassen  hatten,  gab  es  zahlreiche  Freisassen  und  freie 
Erbzinspächter,  aber  nach  dem  Domesday-Book  sonst  nirgends 
in  England®). 

Freeman,  a,  a.  0.  I 101.  102. 

2)  a.  a.  0.  II  53. 

®)  Seebohm,  The  English  village  Community.  2<i  ed.  London  1883. 
S.  86.  87. 
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Die  Grundherrschaft  entwickelte  sich  in  ähnlicher  Weise 
wie  in  Deutschland.  Der  thatsächlichen  Macht  des  Grund- 
besitzers, seinen  Gesith  (s.  S.  125)  zu  entlassen,  den  Hintersassen 
seines  laenlands  (des  Landes,  das  von  den  Grossen  au  kleine 
Leute  gegen  Frohnen,  Geld-  und  Naturalabgaben  ausgethan 
wurde)  verlustig  zu  erklären,  entsprang  ein  Entscheidungs- 
recht des  Herrn  über  Streitigkeiten  seiner  Gesith-  und 
• Laenleute,  und  daraus  infolge  der  Anerkennung  des  häus- 

lichen Imperium  durch  die  Staatsgewalt  die  wirkliche  Ge- 
richtsbarkeit. Nach  Massgabe  der  Zunahme  der  Macht  der 
Grossen  gehen  noch  weitere  königliche  Rechte  und  schliess- 
lich die  hervorragenden  Functionen  des  Handels  auf  die 
Grundherrschaft  über  *).  Schon  in  der  angelsächsischen  Zeit 
hatte  die  Gerichtsbarkeit  auch  auf  die  Inhaber  von  Alloden 
sich  erstreckt.  Dazu  gesellte  sich  später  infolge  des  Lehn- 
wesens der  Grundsatz,  dass  dem  Privatlehnsherrn  die  (le- 
richtsbarkeit  über  das  verliehene  Gut  zustehe®). 

Mit  welcher  Strenge  die  Hörigen,  die  mit  zahlreichen 
und  schweren  Frohnen  belastet  waren,  behandelt  wurden, 
zeigt  eine  Stelle  aus  den  Gesetzen  Edgars,  wonach  der  mit 
Abgaben  Rückständige  weder  Schonung  seiner  Güter  noch 
seines  Lebens  zu  erwarten  hatte'®).  Später  trat  hierin  eine 
Milderung  ein;  doch  klagt  noch  Wyelif  in  einer  seiner 
Predigten,  dass  die  Grundherren  den  armen  Leuten  un- 
gerechte Steuern  auferlegt  hätten^).  Nach  Sir  John  Davies 
beuteten  auch  irische  Häuptlinge  ihre  septs  willkürlich 
aus®).  Die  durch  unzählige  alte  Urkunden  gewährleisteten 
Waldrechte,  als  Weide-,  Jagd-,  Fischerei-,  Holzrechte  gingen, 
soweit  dies  nicht  schon  unter  den  dänischen  Königen  ge- 
f schehen  war,  mit  dem  Uebergange  des  folklands  in  die 

Hände  des  Königs,  nach  und  nach  verloren®). 


*)  Gneist,  Englische  Verfassungsgeschichte.  S.  10 — 12. 
*)  a.  a.  0.  S.  138. 

®)  Seebohm,  a.  a.  0.  S.  146.  173. 

Ashley,  a.  a.  0,  II  282. 

®)  Seebohm,  a.  a.  0.  S.  235. 

*)  Freeman,  a.  a.  0.  V 456. 
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Im  zehnten  Jahrhundert  war  es  bereits  ein  alter  Brauch 
sächsischer  Grundherren,  zum  Behufe  der  Heranziehung  von 
Ansiedlern  (geburs  — der  gebur  entsprach  dem  villanus 
vom  Ende  des  elften  Jahrhunderts)  diese  auf  den  ihnen  zu- 
getheilten  Höfen  mit  einer  Aussteuer  (stuht)  auszustatten, 
die  in  manchen  Orten  aus  zwei  Ochsen,  einer  Kuh,  sechs 
Schafen  und  Aussaat  für  sieben  Morgen  bestand.  Diese 
Aussteuer,  sowie  die  Werkzeuge  und  der  Hausrath,  die  der 
Bauer  vom  Grundherrn  erhalten  hatte,  fielen  nach  seinem 
Tode  an  den  Herrn  zurück.  Dieser  verlieh,  gegen  Ent- 
richtung eines  Ochsen  oder  einer  andern  Gabe,  das  Grund- 
stück von  Neuem,  gewöhnlich  dem  ältesten  Sohne  oder  den 
nächsten  Verwandten  des  Verstorbenen.  So  bildete  sich 
das  Erstgeburtsrecht  zu  einem  unabweisbaren  Herkommen 
aus.  Auf  ähnliche  Weise  mag  es  auf  Rittergütern  ent- 
standen sein  0- 

Zur  Zeit  Eduards  I.  ist  eine  wesentliche  Besserung  im 
Zustande  der  Hörigen  wahrnehmbar.  Die  Dienste  sind  nun 
begrenzt  und  in  Geld  umwandelbar  (vgl.  II  313);  die  Lage 
gleicht  der  eines  Pächters^). 

Wenn  die  Zahl  der  Personen  berücksichtigt  wird,  die 
Lehen  in  den  verschiedenen  Formen  innehatten,  so  ist  das 
Land  niemals  in  so  viele  Parcellen  getheilt  gewesen,  wie 
im  dreizehnten,  vierzehnten  und  fünfzehnten  Jahrhundert, 
was  dadurch  erklärlich  ist,  dass  die  Landwirthschaft  damals 
die  hervorragendste  Beschäftigung  der  ganzen  Nation  war. 
Der  landlose  Mann  galt  als  gefährlich,  als  geächtet:  Jeder- 
mann strebte  daher  nach  Grundbesitz,  nicht  nur  der  Bauer, 
sondern  auch  der  Tagelöhner  und  Handwerker.  Die  kleinen 
Besitzungen  jener  Zeiten  unterschieden  sich  in  einem  wich- 
tigen Punkte  von  den  späteren:  der  damalige  Bauer  hatte 
den  Vortheil  des  Weideüberflusses.  Deshalb  rief  der  spätere 
Versuch,  das  Weiderecht  zu  verkürzen  und  die  Gemein- 


')  Seebohm,  a.  a.  0.  S.  138.  139.  176.  177. 
*)  a.  a.  0.  S.  158. 


weide  einziizäunen,  so  gewaltige  Unzufriedenheit  hervor*). 
Zu  diesen  seit  den  Zeiten  der  Tudors  für  die  Bauern  so 
verhängnissvoll  gewordenen  Einhegungen  — die  wir  bei 
Betrachtung  der  neuen  Zeit  des  Nähern  zu  erörtern  haben 
werden  — bot  das  Statute  of  Merton  von  1235  sowie  ein 
Gesetz  Eduards  I.  eine  bequeme  Handhabe,  indem  darin 
bestimmt  wurde,  dass  die  Grundherren  befugt  seien,  ihr 
Heideland,  ihre  Wälder  und  Weiden,  ungeachtet  des  Ein- 
spruchs der  innerhalb  ihrer  Grundherrschaft  mit  kleinen 
Grundstücken  belehnten  Ritter  und  Freisassen,  zu  eigenem 
Nutzen  zu  verwerthen,  vorausgesetzt,  dass  diesen  Belehnten 
ein  dem  Umfange  ihres  Grundstückes  entsprechendes  Weide- 
land verbleibe®).  Die  villani  werden  hierbei  gewöhnlich  gar 
nicht  erwähnt,  woraus  zu  schliessen  ist,  dass  der  Grundherr, 
ihnen  gegenüber,  über  die  gemeine  Weide  schrankenlos  ver- 
fügen konnte.  Die  Viehzucht  der  villani  erlitt  noch  weitere 
lästige  Einschränkungen.  Sie  bedurften  der  durch  eine  Ab- 
gabe zu  erkaufenden  gutsherrlichen  Bewilligung,  um  Vieh 
ausserhalb  des  Gutes  zu  verkaufen.  Eine  fernere  Be- 
schränkung wurde  ihnen  durch  das  ius  faldae  (Pferchrecht) 
des  Grundherrn  auferlegt.  Diesem  stand  die  Verpflichtung 
der  Unterthanen  gegenüber,  ihre  Schafe  mit  der  grundherr- 
lichen Weide  einpferchen  zu  lassen , so  dass  der  ganze 
Hürdenschlag  den  grundherrlichen  Feldern  zu  Gute  kam®). 

Andere  Arten  von  Leiden  der  Bauern  wurden  durch 
den  Aufstand  Wat  Tylers  enthüllt,  der  Richard  II.  gegen- 
über das  Verlangen  äusserte,  dass  neben  der  Wiederher- 
stellung der  mit  der  Eroberung  verscherzten  Jagd-  und 
Forstrechte,  das  Recht,  allenthalben  frei  zu  kaufen  und  zu 
verkaufen,  den  Bauern  verliehen  werde*). 

Wie  anderwärts,  so  hatte  auch  in  vielen  Gegenden 
Britanniens  die  Jagd  nach  der  normannischen  Eroberung  ihren 


^)  Rogers,  The  industrial  and  commercial  history  of  England. 
London  1892.  S.  251. 

2)  Ashley,  a.  a.  0.  II  288. 

®)  Nasse,  lieber  die  mittelalterliche  Feldgemeinschaft.  8.  48.  49. 
Thierry,  Histoire  de  la  conquete  de  l’Angleterre.  III  327. 
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ursprünglichen  Charakter  des  mit  wilden  Thieren  geführten  Ver- 
theidigungskrieges  noch  nicht  verloren.  Jedenfalls  hausten  im 
elften  Jahrhundert  in  den  minder  cultivirten  Gegenden  Britanniens 
Wölfe,  welche  die  Heerden  angrilfen,  und  wilde  Bären,  welche 
die  Felder  verwüsteten.  Der  Hirsch,  das  Reh  und  im  nördlichen 
Britannien  auch  das  Rennthier  waren  noch  ungezähmt.  Unter 
diesen  Bewandtnissen  war  die  Jagd  mehr  als  ein  Sport:  sie  war 
ein  Geschäft,  oft  eine  Pflicht.  In  der  Gesetzgebung  der  späteren 
Könige  finden  wir  Strafen  auf  Eingriffe  in  die  königlichen 
Waldungen  gesetzt,  doch  sind  sie  mit  der  ausdrücklichen  An-  ? 

erkennung  des  Rechtes  Jedermanns  verbunden,  die  wilden  Thierc 
auf  dem  eigenen  Felde  zu  hemmen  ^). 

Endlich  erfolgte,  spätestens  im  fünfzehnten  Jahrhundert, 
die  Zusammenlegung  kleinerer  bäuerlicher  Grundstücke  zu 
grösseren,  die  infolge  der  Umwandlung  der  Aecker  und 
Weiden  später  in  noch  grösserem  Masse  vorgenommen 
wurde  ^). 

Dem  Scharfblicke  Heinrichs  VII.  entgingen  nicht  die 
aus  der  grossen  Ausdehnung  des  Weidelandes  erwachsenen 
Uebelstände,  denen  er  durch  ein  strenges,  zunächst  jedoch 
anf  die  Insel  Wight  beschränktes  Gesetz  zu  begegnen  ^ 

suchte^). 

Bereits  unter  Heinrich  VI.  hatte  sich  die  Lage  der 
bäuerlichen  Arbeiter  infolge  der  Entstehung  der  neuen 
Classe  der  Pächter,  als  Mittelstufe  zwischen  dem  freeholder 
und  dem  ländlichen  Arbeiter  gebessert.  Mit  dem  Ver- 
pachtungssysteme hörte  das  Erohndienstbedürfniss  der 
Grundberren  auf  und  es  trat,  wie  wir  bereits  erwähnten 
in  ausgedehntestem  Masse  die  Umwandlung  der  Erohnen 
der  abhängigen  Leute  in  Geldabgaben  ein*).  (Dagegen  sind 
nach  Meitzen®)  schon  zur  Zeit  der  Plantagenets  villani  aus- 
gekauft und  in  Zeitpächter  gewandelt  worden.  Stubbs®)  ^ 

B Freeman,  a.  a.  0.  IV  605  ff. 

*)  Nasse,  a.  a.  0.  S.  56. 

®)  Lappenberg,  a.  a.  0.  V 655. 

*)  Gneist,  a.  a.  0.  S.  441.  448. 

»)  a.  a.  0.  1111  136. 

6)  a.  a.  0.  II  400. 
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bezeichnet  die  grosse  Pest  von  1349  als  Entstehungsursache 
des  modernen  Pachtsystems.) 

In  Irland  war,  neben  der  Gewaltthätigkeit  der  Grund- 
herren, der  Clanwirthschaft  mit  ihren  Missbränchen  und  dem 
Jagdunwesen,  die  Unstetigkeit  und  Unsicherheit  des  Besitzes, 
die  das  Erbsystem  des  gavelkind  zur  Folge  hatte,  von  nach- 
theiligstem Einflüsse  auf  die  Landwirthschaft  U- 

In  Dänemark  wurden  die  Bauern  von  der  Geistlich- 
keit und  dem  Adel  arg  bedrückt.  Dieser  hatte  im  drei- 
zehnten Jahrhundert  noch  wenig  grosse  zusammenhängende 
Grundstücke,  behandelte  aber  auf  seinen  Streugütern  die 
Bauern  mit  solcher  Härte,  dass  um  1 255  ein  Aufstand  aus- 
brach, der  erst  nach  drei  Jahren  besiegt  wurde,  worauf  der 
Druck  von  Neuem  begann.  Im  fünfzehnten  Jahrhundert 
entzog  man  den  Bauern  allmählich  die  politischen  Rechte, 
verbot  ihnen  den  Besitz  von  Waffen  u.  s.  w.  ^).  Als  König 
Erich  VII.  geflohen  war,  benutzte  der  bedrängte  Bauern- 
stand den  günstigen  Augenblick  zur  Abschüttlung  des  geist- 
lichen und  adeligen  Joches.  Zunächst  in  Seeland,  wo  die 
Lage  der  Bauern  am  schlimmsten  war,  brach  ein  Aufstand 
aus  und  verbreitete  sich  bald  über  ganz  Dänemark^). 

In  Schweden  litten  die  Bauern  durch  das  diesem 
Lande  eigenthümliche  gewaltsame  Gasten  (s,  II  86),  wie 
durch  die  schweren  Auflagen,  die  zu  Anfang  des  vierzehnten 
Jahrhunderts  bisweilen  sich  auf  3 Mark  des  Jahres  — ent- 
sprechend dem  Werthe  von  6 Kühen  — erhoben.  Etwa  ein 
Jahrhundert  später  werden  Klagen  vernehmbar,  dass  die 
Befehlshaber  auf  den  königlichen  Schlössern  die  Bauern  zu 
willkürlichen  Frohnen  und  Steuerzahlungen  anhielten,  ihre 
Knechte  nebst  deren  Pferden  bei  den  Bauern  eiuquartierten, 
wo  sie  wie  Feinde  hausten.  Die  Grossen  nahmen  sich  dieses 
Verfahren  zum  Vorbilde*).  Dagegen  ist  in  Schweden  die 
Jagd  immer  frei  geblieben®). 


*)  Schauz,  Englische  Handelspolitik.  I 310. 

Dahlmann,  Geschichte  von  Dänemark.  III  41. 
®)  a.  a.  0.  III  163  ff. 

Geijer,  a.  a.  0.  I 177.  198. 

®)  Meitzen,  a.  a.  0.  I/II  519. 
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In  Polen  war  es,  wie  in  Deutschland,  zunächst  die 
Heerespflicht,  wodurch  eine  Menge  kleiner  freier  Grund- 
besitzer in  die  Stellung  von  Knieten  (dinglich  Unfreien  — 
neben  den  auch  persönlich  unfreien  Hörigen)  hinabgedrückt 
wurde,  deren  Zahl  durch  die  Ansiedlung  von  Kriegs- 
gefangenen beträchtlich  vermehrt  ward,  auf  welche  Weise 
die  Szlachta,  deren  masslose  Bedrückung  die  Bauern  wieder- 
holt zu  Empörungen  trieb,  eine  immer  breitere  Grundlage 
erhielt*).  Kasimir  der  Grosse  bemühte  sich  vergeblich,  die 
Lage  der  Knietonen  zu  verbessern;  sie  gestaltete  sich  immer 
düsterer^).  Zur  Zeit  Jagiellos  verschwand  nahezu  jeder 
Unterschied  zwischen  ihnen  und  den  Sklaven;  fast  ihre  ge- 
samnite  Arbeit  nahm  der  Herr  für  sich  in  Anspruch  ^).  Die 
noch  freien  Bauern  verschwanden  schliesslich  vollends*). 
Durch  das  Gesetz  von  1496,  wonach  der  Sohn  eines  Knieten 
sich  bei  Strafe  des  Verlustes  seines  väterlichen  Vermögens 
ohne  Erlaubniss  des  Herrn  vom  Grundstücke  nicht  ent- 
fernen durfte,  wurde  den  Knietonen  der  Weg  zu  jeder 
Industrie  verschlossen®). 

Welche  Leiden  die  Bauern  in  Frankreich  durch  den 
Ueberniuth  des  Adels  zu  erdulden  hatten,  bezeugen  die  zu 
ihrem  grausamen  Drucke  auffordernden  Lieder  der  Trou- 
badours. Ein  Sirvente  Bertranis  de  Born  enthält  folgende 
Stelle:  „Wer  seinen  Bauer  nicht  drückt,  der  bestärkt 

ihn  in  seiner  Bosheit;  thöricht,  wer  ihm  sein  Gut  nicht 
schmälert , sobald  er  sich  überheben  will ! . . . . Niemand 
darf  ihn  beklagen,  wenn  er  ihn  mit  gebrochenen  Armen  und 
Beinen  des  Nöthigsten  ermangeln  sieht“  ®). 

Wie  wir  gesehen  haben,  führte  der  langwierige  Kampf 
gegen  die  Grundherrschaft  (seigneurie)  zur  Befreiung  der 


*)  Roepell,  a.  a.  0.  I 305.  338. 

2)  Caro,  a.  a.  0.  II  534. 

•'')  a.  a.  0.  III  28. 

")  a.  a.  0.  IV  284. 

®)  Madeiowski,  a.  a.  0.  III  282. 

®)  Diez-Bartsdi , Leben  und  Wesen  der  Troubadours.  2.  AuH. 
Leipzig  1882.  8.  191.  • ( 
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Coniniunen.  Doch  kam  die  errungene  Freiheit  zunächst  fast 
ausschliesslich  einigen  grossen  Städten  zu  Gute;  die  Dörfer 
und  Weiler  zogen  anscheinend  wenig  Nutzen  daraus.  Die  * 

Bauerngenossenschaften  der  Picardie  und  der  Vogesenregion,  . 

die  vielleicht  der  feudalen  Epoche  vorangingen,  verlieren  I 

sich  im  Dunkel  der  Zeit.  Von  den  späteren  gelangten  viele  I 

nicht  zu  unserer  näheren  Kenntniss,  weil  sie  rasch  unter- 
drückt wurden,  während  die  anderen  sieh  meistens  in  der 
Nähe  der  grossen  städtischen  Communen  entwickelten.  Die  | 

Härte  der  Lage  der  Bauern  bezeugt  auch  ihre  gewaltige 
Erhebung  in  der  Normandie  unter  dem  Herzog  Richard  II., 
später  — im  zwölften  Jahrhundert  — die  in  Ponthieu  und  * 

im  Laonnais,  in  der  Bretagne  und  im  Norden  Frankreichs. 

Infolge  der  communalen  Errungenschaften  erlangte  die 
Bauerschaft  wenigstens  die  allerdings  am  dringendsten  be- 
gehrte Festsetzung  der  bis  dahin  dem  Belieben  der  Herren 
anheimgegebenen  Leistungen.  Von  nun  an  wurde  ihre  Lage 
der  gesetzlichen  Vertheidigung  zugänglich;  der  Missbrauch 
war  wenigstens  kein  erlaubter  mehr.  Hörte  er  auch  nicht  I 

auf,  so  war  doch  ein  beträchtlicher  Fortschritt  unverkennbar,  | 

der  durch  Könige,  die  sich  das  Wohl  der  unteren  Volks-  * 

classen  angelegen  sein  Hessen,  wie  Ludwig  VII. , Philipp  | 

August,  Ludwig  IX.,  Philipp  der  Schöne,  erheblich  ge- 
fördert ward,  wie  es  die  Entwicklung  der  landwirthschaft- 
lichen  Thätigkeit  bekundet*). 

Auch  in  Frankreich  war  die  Befugniss  des  gemeinsamen 
Genusses  der  freiwilligen  Vegetation  als  ein  natürliches 
Grundrecht  anerkannt.  Dieser  Mitbesitz  wurde  vornehmlich 
in  Betreff  der  Weide  und  des  Waldes  ausgeübt.  (Deshalb  j 

ei’regten  die  Forst-  und  Jagdprivilegien  des  Adels  in  der 
Normandie  unter  Richard  II.  im  Jahre  1000  einen  Auf- 
stand.)®) Mit  Rücksicht  hierauf  wurden  die  Einhegungen 
der  Weide  — im  Gegensätze  zu  den  Waldungen  — auf 


')  Doniol,  a.  a.  0.  S.  147.  Glasson,  a.  a.  0.  V 6.  Luchaire, 
a.  a.  0.  S.  18  ff.  75.  84. 

*)  Roscher,  a.  a.  0.  II  617. 
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einen  bestimmten  Umfang  beschränkt  und  es  ward  auf 
diese  Weise  auf  Kosten  des  Privateigenthums  eine  Art 
öffentlichen  Eigenthums  zu  Gunsten  deren  gebildet,  die  kein 
zu  ihrem  Lebensunterhalte  genügendes  Eigenthum  hatten. 
Dadurch  wurde  armen  Bauern  der  Betrieb  der  Viehzucht 
und  der  Viehpacht  (cheptel)  ermöglicht^). 

Dass  die  Lage  der  bäuerlichen  Bevölkerung  dessen- 
ungeachtet eine  sehr  gedrückte  blieb,  geht  u.  A.  aus  der 
Jacquerie  hervor.  In  Brie  und  in  Beauvoisis,  wo  sie  zuerst 
ausbrach,  hatte  der  Boden  durch  ^ier  Jahre  keine  Eniten 
gegeben , weshalb  ein  beträchtlicher  Theil  der  Bauern 
Hungers  starb.  Die  Bewohner  der  Picardie  waren  ge- 
zwungen, sich  in  unterirdische  Dörfer  zu  hüchteii,  um  ihre 
Personen  und  ihre  Habe  dem  im  Gefolge  des  Krieges 
wuchernden  Raubwesen  zu  entziehen.  Wie  sehr  die  Bauern 
durch  die  luforestirungen  litten,  haben  wir  bereits  an- 
gedeutet. Da  wo  ein  Bannforst  (gareiine)  bestand,  war  es 
ihnen  untersagt , ihre  Ernten  vor  jeder  Art  von  Wild  zu 
schützen.  Schliesslich  führten  die  Bannwälder  zum  Auf- 
geben jedes  Anbaues  in  ihrer  Umgebung,  wegen  der  Un- 
möglichkeit, irgend  etwas  zu  ernten.  In  der  Ordonnanz  von 
1419  heisst  es:  „Depuis  quarante  ans  les  seigneurs,  par 
force  et  puissance  et  par  la  faiblesse,  povrete  et  simplesse 
de  leurs  subjets  et  voisins,  ont  fait  nouvelles  garennes, 
etendu  les  anciennes  en  döpeuplant  le  pays  voisin  des  hommes 
et  habitants  et  le  peuplant  de  bestes  sauvages,  parquoy  les 
vignes  et  labourages  des  pauvres  gens  ont  estö  tellement 
dommagiez  et  gastez  qu’ils  n’ont  pas  eu  de  quoy  vivre,  et 

leur  a convenu  de  laissier  leur  domicile Doch 

erfolgte  im  Laufe  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  durch  den 
Eingriff  der  Gesetzgebung  eine  Besserung  in  der  Lage  der 
bäuerlichen  Bevölkerung , wie  z.  B.  die  Ordonnanzen  von 
1413,  1439,  1451  bezeugen^). 


1 

i 

I 


Doniol,  a.  a.  0.  S.  208.  210. 
2)  a.  a.  0.  S.  273.  274. 

2)  a.  a.  0.  S.  281. 
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Was  das  Waldeigenthum  in  Frankreich  anbelaugt,  so 
war  die  grosse  Zahl  der  Servituten,  welche  die  Waldungen  i 

belasteten,  den  Eigenthümern  sehr  lästig.  Die  vornehmste  | 

Servitut,  die  sie  zu  ertragen  hatten,  war  die,  vermöge  der  ^ 

es  einer  grossen  Anzahl  von  Individuen  wie  von  Gemeinden  f 

gestattet  war,  das  für  ihre  Heizungsbedürfnisse  erforderliche  j 

Holz  zu  nehmen.  Dieses  Recht  war  oft  ganz  unbeschränkt, 
in  vielen  Fällen  jedoch  streng  begrenzt.  So  hatte  in  den  |i 

Waldungen  von  Bur  der  Bischof  von  Baieux  das  Recht  auf  ; 

vier  Eselladungen.  Eine  weitere  Einschränkung  war  zu-  : 

weilen  die,  dass  die  Nutzniesser  sich  kein  anderes  Holz  ; 

aneignen  durften,  als  das  ihnen  vom  Förster  angewiesene.  i| 

Ein  anderes  sehr  bedeutendes  Recht  war  das,  kraft  ijl 

dessen  sie  das  zum  Baue  und  zur  Reparatur  ihrer  Häuser 
nöthige  Holz  nahmen.  Oft  erstreckte  es  sich  auf  das  zur 
Anfertigung  von  Werkzeugen  dienende  Holz.  Von  geringerer 
Wichtigkeit  waren  einige  andere  Rechte , wie  das  auf  i 

Moos,  auf  die  abgefallenen  Blätter,  auf  gewisse  Stein-  oder 
Erdarten,  auf  das  Abschneiden  von  Stangen  oder  Stäben,  ' 

auf  wilde  Früchte  etc.  Um  die  Unannehmlichkeiten  der  t 

Servituten  zu  verringern,  sonderten  die  Eigenthümer  grössere  1 

oder  kleinere  Theile  ihrer  Wälder  ab,  worin  sie  sich  die 
ausschliessliche  Nutzung  vorbehielten.  Der  diesen  aus-  t 

geschiedenen  Waldpartien  allgemein  beigelegte  Name  war 
defens.  Besondere  Bezeichnungen  dafür  waren  haie,  plessis,  ^ 

taillis,  parc,  brosse.  ^ 

In  der  Sicherheit,  alles  Holz,  dessen  sie  bedurften,  stets  | 

kostenfrei  zu  ihrer  Verfügung  zu  haben,  waren  die  Nutz-  'Ü 

niesser  keineswegs  darauf  bedacht , ihr  Recht  mit  Sparsam-  ■; 

keit  und  Mässigung  auszuüben.  Von  der  Vorsicht  und 
Sorgfalt  des  Eigenthümers  weit  entfernt,  verfuhren  sie  oft 
wie  auf  Beute  Ausgehende  ohne  die  geringste  Rücksicht  j 

auf  die  Zukunft.  Das  Uebel  schien  um  so  weniger  aus-  T 

rottbar,  als  die  Ueberw’achung  schwierig,  wenn  nicht  un- 
möglich war.  Ein  einziges  Mittel  der  Abhilfe  bot  sich  dar : f 

das  Abtheilungssystem  (cantonnement),  dessen  Vortheile  erst  im  -h 

dreizehnten  Jahrhundert  erkannt  wurden.  Ludwig  IX.  und  seine 
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Nachfolger  uahmen  in  zahlreichen  Fällen  ihre  Zuflucht  dazu. 
Sie  kauften  den  Nutzniessern  gewisse  Rechte  durch  volle 
Abtretung  irgend  welcher  Waldecken  zu  vollem  Eigenthuni 
ab.  Private  ahmten  das  königliche  Beispiel  nach. 

Es  sind  wenig  Urkunden  vorhanden,  die  uns  über  die 
alten  Schlagsysteme  aufklären  könnten.  Philipp  August 
schrieb  in  dieser  Beziehung  weise  Massregeln  vor.  Er  ver- 
bot, dass  die  jährlichen  Holz  Verkäufe  ein  gewisses  Mass 
überschreiten  sollten.  1376  regelte  Karl  \ . durch  eine 
Verordnung  die  Schläge  der  Waldung  von  Roumarc^). 

Auch  in  Italien  konnte  es  nicht  ausbleiben,  dass  der 
kleine  Grundbesitz  von  dem  grossen  aufgesogeu  wurde. 
Dieser  Vorgang,  an  dem  die  Podestä  in  den  Städten  einen 
unverkennbaren  Antheil  hatten , begann  im  obern  Italien 
gegen  Ende  des  zwölften  Jahrhunderts,  während  er  im 
südlichen  erst  im  vierzehnten  eindrang  ^).  Diese  Tendenz 
der  Gütererweiterung-  und  Abrundung  ward  im  Gebiete 
von  Florenz  seit  dem  zwölften  Jahrhundert  durch  das  vor- 
erwähnte Vorkaufsrecht  der  angrenzenden  Nachbarn  ge- 
fördert. Dem  Nachbar,  der  das  Bedürfniss  der  Arrondirung 
fühlte,  ward  sogar  das  Recht  eingeräumt,  den  Eigenthümer 
von  angrenzenden , den  Werth  von  200  Lire  nicht  über- 
steigenden Grundstücken  zum  Verkaufe  zu  nöthigen,  wenn 
diese  auf  zwei  bis  drei  Seiten  von  seinem  eigenen  Grund- 
besitz begrenzt  wurden  und  keine  Wohnstätte  sich  darauf 
befand.  Diesem  Verkaufszwange  stand  ein  Kaufzwang  gegen- 
ül)er,  wofern  der  kleine  Besitzer  unter  den  erwähnten  ^'or- 
aussetzungen  verkaufen  wollte.  Die  Gesetzgebung  beab- 
sichtigte, angesichts  der  durch  das  städtische  Erbrecht  be- 
günstigten Theilbarkeit  des  Grundbesitzes,  der  Gefahr  einer 
Zersplitterung  über  den  zur  Erhaltung  einer  Familie  er- 
forderlichen Minimalumfang  hinaus  vorzubeugen »).  Die  er- 
wähnte Tendenz  ward  im  Florentinischen  ferner  durch  üeber- 


1)  Delisle,  Etiules  sur  la  condition  de  la  (lasse  agricole.  S.  34.5  ff. 

2)  Leo,  a.  a.  0.  II  117  ff‘. 

®)  Pöhlmann,  a.  a.  0.  S.  12.  13. 
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schuldung  des  Grundbesitzes  bei  wucherischem  Zinsfusse 
begünstigt,  infolge  dessen  ganze  Gemeinden  Haus  und  Hof 
verlassen  und  zum  Bettelstab  greifen  mussten  ^).J 

Zu  den  in  England  seit  den  Zeiten  der  Tudors  üblich 
gewordenen  Einhegungen  finden  wir  ein  Analogon  in  der 
römischen  Campagna,  wo  die  grossen  Grundbesitzer  bereits 
gegen  die  Mitte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  die  Benutzung 
ihres  Landes  als  Weide  vorzuziehen  begannen.  Sixtus  IV. 
sah  sich  deshalb  veranlasst  zu  verordnen,  dass  ein  Drittel 
des  Gesammtbodens  jährlich  bestellt  werde;  ähnlich 
Clemens  VII  ®). 

So  hart  aber  auch  das  Loos  der  Bauern  zuweilen  sein 
mochte,  so  war  es  doch  schon  deshalb  erträglicher  als  in 
anderen  Ländern,  weil  hier  kein  solcher  Unterschied  zwischen 
Stadt  und  Dorf  obwaltet,  wie  im  Norden.  Hier  wurde  die 
Menschenwürde  des  Bauern  anerkannt,  persönliche  Freiheit 
und  Freizügigkeit  ihm  zugestanden.  Auch  in  der  Dichtung 
wird  gegen  die  villani  niemals  der  gehässige  Ton  ange- 
schlagen, den,  wie  wir  gesehen  haben,  die  adeligen  proven- 
Qalischen  Dichter  und  die  französischen  Chronisten  gegen 
die  vilains  sich  gestatteten^). 

Ueber  die  Lage  der  Bauern  in  Spanien  haben  wir 
dem  bei  Betrachtung  des  Feudalismus  Gesagten  nichts  hinzu- 
zufügen. 

Als  die  Araber  in  Spanien  ihr  berühmtes  Bewässerungs- 
system schufen,  führten  sie  Verwaltungs-Institutionen  in 
Bezug  auf  die  Vertheilung  des  Wassers  ein,  die  an  die 
deutschen  Markgenossenschaften  erinnern  ^).  In  ver- 
schiedenen entlegenen  und  abgesonderten  Gebirgslandschaften 
Spaniens  haben  sich  thatsächlich  Markgenossenschaften  als 
Ueberlebsel  lange,  zum  Theile  bis  auf  den  heutigen  Tag, 
forterhalten.  So  in  dem  gebirgigen  und  waldreichen  Astu- 


1)  a.  a.  0.  8.  81. 

®)  Roscher,  a.  a.  0.  II  246. 

®)  Vgl.  Burckhardt,  a.  a.  0.  II  69.  70. 
*)  Laveleye,  De  la  propriete.  8.  99. 
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rien.  Die  Bauern,  deren  Reichthmu  in  ihren  Heerden  besteht, 
sind  in  diesem  Besitze  von  ausgedehnten  Gemeinweiden  ab- 
hängig; die  Landwirthschaft  ist  hier  nur  der  Viehzucht 
dienstbar  und  individuelles  Landeigenthum  unbedeutend. 
Hier  wurden  die  Wälder  eifersüchtig  beschützt,  Bäume 
durften  nur  zum  allgemeinen  Besten  durch  Beschluss  der 
Volksältesten  gefällt  werden,  die  auch  für  die  Pflanzung 
neuer  Bäume  sorgten.  Auch  hier  erfolgte  der  Uebergang 
zu  Privateigenthum  an  Land  durch  die  einzelnen  Einwohnern 
(vecinos)  ertheilte  Erlaubniss,  ein  Stück  Weideland  zu 
eigenem  Gebrauche  zu  bestellen. 

Aehnliche  Einrichtungen  bestanden  im  Norden  des  an 
Asturien  grenzenden  Königreichs  Leon.  Die  Mauren  hatten 
weder  die  Absicht  noch  die  Macht,  in  diesen  wilden  Hoch- 
landen Fuss  zu  fassen.  Hierher  nahm  die  westgothische 
Bevölkerung  ihre  in  ihrer  germanischen  Heimath  ange- 
nommenen Bräuche  mit;  hier  bewahrte  sie  das  System  der 
Markgenossenschaft.  Aehnliche  Verhältnisse  machten  es 
auch  bei  den  französischen  Basken  zur  Nothweudigkeit. 

Die  Bauern  der  Hochlande  in  Leon  waren  aber  auch 
in  der  Lage,  ihre  Weiden  während  des  Sommers  den  Heerden- 
meistern  von  Estremadura  zu  überlassen,  die  auf  Grund  des 
Systems  der  Mesta  (s.  S.  527)  hierher  gelangten.  Diese 
Gemeinden  waren  ganz  auf  sich  gestellt,  ohne  das  Bedürfniss 
localer  Besteuerung  — das  politische  Ideal  des  Mittelalters. 

Auch  in  Estremadura  an  der  portugiesischen  Grenze 
bestanden  Markgenossenschaften  ‘ 

Was  das  M'^aldeigenthum  in  Spanien  anbelangt,  so  sind 
die  Folgen  der  allenthalben  mit  Ausnahme  Asturiens  be- 
wirkten unverständigen  Abholzung  der  Wälder  ohne  Für- 
sorge für  einen  Ersatz  vielleicht  nirgends  so  augenscheinlich 
wie  hier  gewesen,  wegen  des  Contrastes  zwischen  dem  Zu- 
stande vor  und  nach  Vertreibung  der  Mauren.  Der  Boden 
war  nun  ausgedörrt,  die  Vertheilung  der  spärlichen  Wasser- 
et Village  Comniunities  in  Spain.  The  Quarterly  Review. 
October  1895. 
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incngB  mangolhaft  und  HcinisucliuDg  durch  XJcbcrschwcni- 
mungen  häufig.  Denn  die  arabischen  Wasserleitungen, 
deren  Handhabung  die  Mauren  allein  verstanden  hatten, 
gingen  nun  einem  raschen  Verfalle  entgegen  ^). 

Die  Lage  der  Bauern  in  Portugal,  über  die  nur  wenig 
überliefert  worden  ist,  scheint  günstiger  als  die  ihrer 
spanischen  Genossen  gewesen  zu  sein.  Einen  Lichtpunkt 
für  sie  bildete  die  Regierung  Sanchos  I.  (1185 — 1211),  der 
zahlreiche  wüste  Landschaften  armen  Bauern  zum  Anbau 
schenkte  und  tüchtigen  Landwirthen  Spenden  und  mancherlei 
andere  Gunstbezeugungen  zu  Theil  werden  Hess.  Dem  Leib- 
eigenen, der  ein  Jahr  hindurch  eine  Ortschaft  bewohnte, 
wurde  die  Freiheit  geschenkt.  Stolz  nannten  daher  die 
Bauern  den  König  el  lavrador^). 

Im  byzantinischen  Reiche,  dessen  vornehmste  Hilfs- 
quellen die  auf  dem  Grundbesitze  haftenden  Leistungen  

auch  die  militärischen  — waren,  konnte  die  zunehmende 
Verarmung  des  Bauernstandes  der  Regierung  nicht  gleich- 
gültig sein.  Ihre  Aufmerksamkeit  ward  insbesondere  927 
infolge  einer  Hungersnoth  auf  die  landwirthschaftliche  Noth- 
lage  gelenkt,  der  sie  dadurch  abzuhelfen  suchte,  dass  sie 
den  Erwerb  von  Bauerngütern,  unter  welchem  Rechtstitel 
immer.  Jedermann  ausser  den  nächsten  Verw'andten  oder  den 
Gemeindegenossen  oder  Nachbarn  des  Besitzers  streng  unter- 
sagte. Dieses  Verbot  erfolgte  namentlich  im  Hinblicke  auf 
die  höheren  Officiere,  die  als  Grundbesitzer  die  Gewalt  des 
militärischen  Vorgesetzten  missbrauchend,  die  Untergebenen 
gegen  Ueberlassung  ihres  Grundbesitzes  militärfrei  machten. 
Von  dem  Jahre  der  erwähnten  Hungersnoth  als  Normaljahr 
an,  sollten  alle  derartigen  Erwerbungen  von  Gütern  nichtig 
sein  und  diese  an  die  früheren  Eigenthümer,  fortan  sogar 
ohne  Entschädigung,  zurückfallen;  nicht  einmal  für  Meli- 
orationen, die  auf  solchen  rechtswidrig  besessenen  Gütern 


9 Diercks,  a.  a.  0.  II  405. 

2)  Schäfer,  Geschichte  von  Portugal.  I 112. 
Fe  1 ix,  Eigenthum.  IV.  2.  I. 
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erfolgt  waren,  sollte  Ersatz  geleistet  werden  ‘).  Schon  vorher 
hatte  Constantin  V.  eine  ähnliche  Verordnung  erlassen,  die 
u.  A.  den  Erwerb  von  Gütern  Armer  gegen  die  Zusicherung 
von  Schutz  und  Hilfe,  also  die  Commendation,  untersagte^). 

Wir  sehen,  wie  sehr  diese  Zustände  den  gleichzeitigen  im 
Westen  gleichen.  Auf  die  nämlichen  Gründe  sind  die  Mass- 
regeln  des  Kaisers  Nicephorus  gegen  den  geistlichen  Grund- 
besitz zurückzuführen,  dessen  Zunahme  längst  als  Calamität  j 

erkannt  worden  war.  Es  scheint,  dass  es  dem  byzantinischen 
Klerus  vollständig  an  der  Kenntniss  des  landwirthschaftlichen 
Betriebes,  an  der  Energie  und  Arbeitskraft  gebrach,  die 
namentlich  die  Klostergeistlichkeit  in  den  westlichen  Reichen 
auszeichnete,  denn  weite  Strecken  geistlichen  Eigenthums 
lagen  brach.  Neue  Klostergründungen  und  Laiiderwerb 
durch  Geistliche  wurden  nun  untersagt. 

Dass  die  erwähnten  Massregeln  wenigstens  keine  nach- 
haltige Wirkung  hatten,  bezeugt  ein  Edict  Basils  II.  vom 
Januar  997,  worin  es  heisst:  „Auf  unsern  Reisen  durch  das 
Reich  sind  unzählige  Klagen  an  uns  gelangt,  dass  das  Eigen- 
thum der  Armen  fortwährend  von  Reichen  und  Mächtigen 
verschlungen  oder  vorenthalten  werde  . . . Demgemäss  ver- 
ordnen wir:  Grundeigenthum,  das  vor  den  Zeiten  unseres 
mütterlichen  Grossvaters,  des  Kaisers  Romanus,  erworben 
worden  ist,  soll  fest  und  stät  sein,  jedoch  nur  dann,  wenn 
die  Eigenthümer  aus  genügenden  Urkunden  den  Beweis 
liefern,  dass  die  Besitzergreifung  vor  dem  angegebenen 
Zeitpunkte  stattgefunden  habe;  jede  Erwerbung  dagegen, 
die  nach  der  Zeit,  da  unser  Grossvater  sein  Edict  erliess, 
gemacht  wurde,  ist  kraftlos“  ^).  Auch  unter  den  späteren 
Kaisern  ertönen  die  nämlichen  Klagen,  zumal  die  adeligen  p 

Grossgrundbesitzer,  gleich  den  Feudalbaronen  des  Westens,  I 

den  Beruf  des  Kriegers  ergriffen  und  auf  ihren  Gütern  I 


Neumann,  a.  a.  0.  S.  52  IF.  Gfrörer,  Byzantinische  Geschichten. 
III  II  ff. 

2)  Gfrörer,  a.  a.  0.  III  6.  Rambaud,  L’empire  grec.  S.  278—280. 

3)  Gfrörer,  a.  a.  0.  III  86  ff 
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auch  die  richterlichen  und  behördlichen  Obliegenheiten 
erfüllten  ^). 


Wir  betrachten  nun  die  verschiedenen  im  Mittelalter 
zur  Entwicklung  gelangten  Grundbesitzformen. 

Nachdem  die  Markgenossenschaften  der  Aufgabe,  die 
Wälder  in  einem  angemessenen  Verhältnisse  zum  Cultur- 
lande  zu  lichten,  sich  nicht  mehr  gewachsen  gezeigt  hatten, 
ging  sie  an  die  Klöster  über,  denen  es,  gegenüber  ihrem 
wachsenden  Landreichthum,  au  Arbeitskräften  gebrach,  da 
sich  die  vorhandenen  der  Unfreien  als  unzulänglich  erwiesen. 
Man  zog  also  auch  freie  Bauern  zur  Rodung  heran,  denen 
ein  sicherer  Besitz  gegen  einen  sehr  mässigen,  auch  bei  ge- 
steigerter Cultur  nicht  erhöhbaren  Zins  gewährleistet  werden 
musste.  So  entstand  die  Erb  leihe,  neben  der,  unter 
günstigen  Umständen  für  den  Grundherrn,  dieser  mit  der 
blossen  Zeitpacht  den  gleichen  Zweck  erreichte.  Jaeger 
nimmt  an,  dass  die  Leihe  anfangs  auf  beschränkte  Zeit 
abgeschlossen  worden  und  aus  der  allmählich  verdrängten 
Zeitleihe  die  Erbleihe  abgeleitet  worden  sei.  Auf  die 
Erbleihe  wurde  der  Ausdruck  „iure  emphyteutico  possidere“ 
angewandt,  da  die  Romanisten  sie  als  Analogon  der 
Emphyteuse  (vgl.  IV/I  363 — 365)  behandelten^).  Nach 
Lamprecht®)  ist  anzuuehmen,  dass  Zeit-  und  Erbpacht  schon 
im  zwölften  Jahrhundert  beinahe  gleichmässig  verbreitet 
waren.  Aehnlich  entwickelten  sich  die  Verhältnisse  nach 
Anselmus  ab  Orto  in  Italien,  wo  neben  der  precaria,  einem 
Pachtverhältnisse  für  höchstens  drei  Generationen,  der  Libell- 
contract,  eine  Leihe  auf  29  Jahre,  und  die  Emphyteusis 
oder  die  Erbleihe  mit  der  Pflicht  der  Besserung  vorkommt  *). 


Finlay,  a.  a 0.  I 531. 

3)  Rosenthal,  Zur  Geschichte  des  Eigenthums  in  der  Stadt  Wirz- 
burg. S.  37.  Jaeger,  Die  Rechtsverhältnisse  des  Grundbesitzes  in  der 
Stadt  Strassburg  während  des  Mittelalters.  Strassburg  1888.  S.  14.  15. 
3)  a.  a.  0.  I/II  938. 

*)  Heusler,  a.  a.  0.  II  172—174. 
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Die  Städte  haben  erst  seit  dem  zehnten  Jahrhundert 
die  ältesten  Zustände  überwunden  und  bis  dahin  Cultur  und 
Sitte,  politisches  und  wirthschaftliehes  Leben  mit  dem  offenen 
Lande  getheilt.  Wie  hier,  war  in  den  Städten  der  über- 
wiegend grösste  Theil  der  Bevölkerung  anfangs  unfrei.  Wie 
auf  dem  Lande,  gewahren  wir  auch  in  den  Städten  den 
König,  den  Adel,  den  Klerus  und  daneben  verhältniss- 
mässig  wenige  Gemeinfreie  als  älteste  Grundeigenthümer, 
Hier  verbreitete  sich  seit  dem  elften  Jahrhundert  all- 
mählich die  Häuserleihe,  die  sieh  an  das  Hofrecht 
anschloss,  durch  die  dem  Beliehenen,  dem  Herrn  gegen- 
über, eine  selbstständige  Gew^ere  ein  geräumt  ward.  Häuser 
und  Hofstätten  waren  Gegenstände  der  Verleihung.  Der 
erste  eigentliche  Leihebrief  von  1158  bestätigte  die  Erb- 
leihe einer  Eheinmühle  zu  Köln  durch  das  Severinstift. 
Seit  dem  dreizehnten  Jahrhundert  insbesondere  mit  der 
rascheren  städtischen  Entwicklung  thaten  die  Grund- 
eigenthümer ihren  Boden  in  immer  kleineren  Parcellen  als 
Bauplätze  an  grundbesitzlose  Kleinbürger  und  Handwerker 
aus,  um  auf  diese  Weise  das  Wachsthum  der  Stadt  zu 
nutzen.  Bis  zum  Beginn  des  dreizehnten  Jahrhunderts  waren 
die  Handwerker  infolge  ihrer  persönlichen  Unfreiheit  grund- 
besitzunfähig; da  sie  aber  allmählich  durch  ihre  Arbeit  zu 
Reichthum  gelangten,  so  suchten  sie  diesen,  sobald  sie  Frei- 
heit und  Rechtsfähigkeit  errangen,  in  Grundbesitz  anzulegen. 
Zum  erstenmale  wird  des  Grundbesitzes  eines  Handwerkers  in 
einer  Urkunde  von  1210  und  unbedingt  freien  Eigenthums  1270 
erwähnt.  Mit  fortschreitender  Entwicklung  wurde  öfter  der 
bereits  verliehene  Boden  weiter  verliehen  (Afterleihe).  Neben 
den  Häusern  wurden  auch  Kaufläden,  Bänke,  Hallen,  Lauben, 
Tische  etc.  von  den  Grundeigenthümern  geliehen.  Selbst 
blosse  Rechte,  wie  Wegegerechtigkeiten,  Durchgänge  durch 
Häuser  etc.  bildeten  den  Gegenstand  der  Leihe,  die  Kauf- 
leuten und  Handwerkern  in  den  Städten  die  einzige  Gelegen- 
heit bot,  in  den  Besitz  von  Bauplätzen  und  Häusern  zu 
gelangen.  So  trat  in  Stadt  und  Land  an  die  Stelle  des 
hofrechtlichen  immer  mit  Hörigkeit  verbundenen  Besitzes 


t 
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die  Leihe,  die  als  ein  dingliches  Verhältniss  den  Stand  des 

Beliehenen  nicht  mehr  verringerte,  weil  dieser  als  Eigen- 

thümer  des  auf  fremdem  Grund  und  Boden  errichteten 

Hauses  (der  „Besserung“)  aufgefasst  wurde').  So  in  der 

Stadt.  Dagegen  nimmt  Heusler^)  mit  Stobbe  an,  dass  der  ! 

Ersatz  der  durch  den  Bauer  bewirkten  Besserung  nur  eine  ! 

Folge  besonderer  Vereinbarung  gewesen,  da  der  Grundsatz,  } 

dass  die  Besserung  dem  Bauern  gehöre,  erst  in  der  neueren 

Zeit  zum  Durchbruche  gekommen  sei. 

Indem  das  Hofrecht  gegen  die  Leihe  zurücktritt  und 
bald  vollständig  verschwindet,  wird  die  persönliche  Arbeit 
vom  Boden  unabhängig.  Die  Leihe  war  somit  eine  Uebergangs- 
stufe,  wodurch  die  Geschlossenheit  und  Unbeweglichkeit  des 
Grundeigenthums  gebrochen  wurde  und  die  dazu  niitwirkte, 
das  bewegliche  Eigenthum  zu  gesteigerter  Geltung  zu 
bringen.  Dies  geschah  auch  dadurch,  dass  die  Leihe  die 
Möglichkeit  darbot,  Geld  auf  ein  Grundstück  aufzunehmen, 
während  früher,  bei  der  Seltenheit  des  Geldes  im  Mittel- 
alter,  dem  geldbedürftigen  Grundeigenthümer  meistens  kein 
anderes  Mittel  zur  Verfügung  stand,  als  das  sein  Eigenthum 
zu  veräussern  ®). 

Die  städtische  Leihe  erfolgte  nach  Weichbildrecht.  Auch 
da,  wo  bei  ihr,  wie  es  in  der  Regel  geschah,  der  Herr  einen 
Zins  sieh  vorbehielt,  hiess  das  Recht  des  Leiheempfängers 
Eigenthum.  Es  war  freies,  vererbliches,  durch  Hofrecht  un- 
beschwertes Recht.  Der  hierauf  bezügliche  Zins  hatte  den 
Charakter  einer  blossen  Reallast  ^).  Es  entsprach  dies  dem 
Grundsätze,  dass  sämmtliche  innerhalb  des  Stadtkreises  be- 
ffndlichen  liegenden  Güter  nur  nach  Stadtrecht  erworben 
und  besessen  werden  konnten,  dass  daran  nur  freies  Eigen- 

Arnold,  Zur  Geschichte  des  Eigenthums.  8.  2.  8.  48.  5o. 

Schröder,  a.  a.  0.  S.  611.  Jaeger,  a.  a.  0.  S,  9.  10. 

Schröder,  a.  a.  0.  II  186. 

Arnold,  Zur  Geschichte  des  Eigenthums  in  den  deutschen 
Städten.  S.  36  tf.  172  ff.  Arnold,  Deutsche  Geschichte.  II/II  117.  118. 

Sohm,  Die  Entstehung  des  deutschen  Städtewesens,  ^S.  65.  66. 
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thum  oder  freie  Leihe  zulässig  war,  die  jedes  persönliche 
Abhängigkeitsverhältniss  des  Beliehenen  ausschlossen  ^). 

Auch  Dienste  als  Theile  des  Zinses  kamen  während  des 
ganzen  Mittelalters  vor.  So  musste  in  Basel  von  den 
Häusern  häufig  ein  Schnitter  gestellt  werden  ^).  Die  Abgabe 
für  die  Handänderung,  die  wir  bei  den  Lehen  als  laudemium 
kennen  gelernt  haben,  war  auch  in  vielen  Städten,  ganz  be- 
sonders allgemein  in  Basel,  bei  der  Erneuerung  der  Leihe 
vom  Empfänger  zu  leisten.  Es  wurden  dafür  die  Namen 
Gewerf,  Wandelung,  Erschatz , erarium , honorarium, 
intraium  etc.  angewandt.  Die  Abgabe  war  von  jedem  neuen 
Erwerber  der  Leihe  und  von  dem  bisherigen  Inhaber  bei 
einer  Veränderung  in  der  herrschenden  Hand  zu  leisten. 

In  ähnlicher  Weise  wie  wir  dies  bei  Lehen  gewahrten,  ent-  • 
ging  dem  Leiheherrn  die  Aussicht  auf  Entgegennahme  der 
Abgabe  so  oft  eine  juristische  Person  belieben  wurde.  Um 
dem  betreffenden  Verluste  zu  begegnen,  musste  die  beliehene 
Körperschaft  in  den  fiandrischen  Städten  eine  Person  („un 
homme  vivant  et  mourant“)  namhaft  machen,  bei  deren  Tode 
der  Erschatz  zu  entrichten  war®). 

Neben  dem  Bezüge  des  Zinses  war  das  Erforderniss  der 
Zustimmung  des  Leiheherrn  zu  Veräusserungen  das  hervor- 
ragendste Recht,  wodurch  sein  Eigenthum  zum  Ausdruck 
gelangte.  Hieraus  entwickelte  sich  sein  Vorkaufsrecht.  Im 
Laufe  des  vierzehnten  Jahrhunderts  jedoch  verschwand  dieses  ' 

Erforderniss  vollends.  Die  Rechte  des  Beliehenen  dagegen 
bestanden  im  Besitze  und  Genüsse  des  Geliehenen  und  der 
Besserung.  Auch  er  hatte  eine  Gewere  am  Boden  wie  an 
der  superficies,  und  dadurch  vornehmlich  unterscheidet  sich 
die  Leihe  von  der  römischen  emphyteusis  und  superficies^;.  » 

In  derselben  Art  wie  die  verliehene  Waldhufe  erst  dem 
Walde  abgewonnen  werden  musste,  hatte  der  in  der  Stadt 
Beliehene  das  Haus  meistens  erst  zu  bauen,  so  dass  in  beiden 

*)  V.  Inama-Sternegg,  a.  a.  0.  III/I  70. 

2)  Arnold,  a.  a.  0.  S.  66. 

®)  ä.  a.  0.  S.  73.  74.  78.  des  Marez,  a.  a.  0.  S.  296. 

*)  Arnold,  a.  a.  0.  S.  153.  154.  164. 
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Fällen  der  verliehene  Gegenstand  vornehmlich  durch  eigene 
Arbeit  verdient  wurde  D.  In  der  Anerkennung  dieser,  in 
dem  Rechte  an  der  Besserung',  dem  dem  Leihegegenstande 
neu  Hinzugefügten , lag  das  wichtigste  Recht  des  Be- 
liehenen und  zugleich  der  Keim  der  künftigen  Auflösung 
des  Verhältnisses.  Was  Jemand  durch  seine  Arbeit  oder 
seinen  Capitalaufwand  neu  hervorbringt,  — also  in  den 
Städten,  wo  Baugründe  Gegenstand  der  Verleihung  sind, 
das  ganze  Haus,  das  auf  dem  Bauplatze  errichtet  wird,  auf 
dem  Lande  die  wirthschaftlichen  Gebäude  und  die  Boden- 
meliorationen — das  gehört  ihm,  soweit  nicht  fremde  Rechte 
verletzt  werden.  Dies  ist  ein  wesentlicher  Fortschritt  gegen 
die  römische  Regel  superficies  solo  cedit.  Auch  wenn  das 
verliehene  Haus,  gleich  dem  Boden,  vom  Grundherrn  stammte, 
war  die  nachträglich  vom  Beliehenen  herbeigeführte  Besserung 
dessen  Eigenthum.  Nach  altem  deutschen  Rechte  gehört 
die  Besserung  ihrem  Erzeuger,  auch  wenn  der  Boden  ein 
fremder  ist,  wofern  er  nur  die  Befugniss  zum  Baue  und  zur 
Besserung  hat,  wie  es  bei  der  Leihe  der  Fall  ist®). 

Auch  war  es  das  Recht  der  Besserung  allein,  wodurch  die 
Allodification  der  Lehen  ermöglicht  wurde;  die  Bewirth- 
schaftung  gestaltete  sich  immer  intensiver,  der  Antheil  der 
Arbeit  an  dem  Ergebnisse  trat  immer  entschiedener  in  den 
Vordergrund  und  durch  diese  ward  allmählich  eine  völlige 
Substanzveränderung  bewirkt. 

Am  raschesten  und  am  einschneidendsten  erfolgten  diese 
Wirkungen  bei  der  Häuserleihe,  weil  eben  bei  ihr  die 
Besserung  von  hervorragendster  Bedeutung  war.  Hier  ent- 
wickelte sich  auch  am  frühesten  der  Uebergang  von  der 
Leihe  zum  Eigenthum®). 

Die  Theilbarkeit  des  städtischen  Grundeigenthuras  erreichte 
einen  unglaublichen  Grad.  Eine  Genter  Urkunde  von  1353 

Schröder,  a.  a.  0.  S.  440. 

2)  Arnold,  Studien  zur  Deutschen  Culturgeschichte.  Stuttgart  1882. 
S.  294. 

®)  Arnold,  Deutsche  Geschichte.  IVll  118. 
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erwähnt  des  sechsten  Theiles  der  Hälfte  eines  Zinses;  eine 
andere  von  1350  des  31.  Theiles  eines  Hauses;  es  kamen  aber 
noch  viel  weiter  gehende  Zersplitterungen  vor.  Dies  u.  A.  in 
Frankfurt,  Worms,  Lübeck,  Würzburg,  Köln.  Die  Gesetzgebung  ' 

mancher  Städte,  wie  Brügge  und  Gent,  suchte  allzuweit  gehende  i 

Zerstückelungen  zu  verhindern^). 

In  einem  Zeitalter  unentwickelter  Geldwirthschaft  waren 
die  Besitzesformen,  die  wir  nun  kennen  gelernt  haben,  die  ’ 

l)äuerliche  Leihe  und  die  städtische  Häuserleihe,  das  ge-  * 

eigneteste  Mittel  zur  Entwicklung  der  Arbeit,  insbesondere 
zur  rationellsten  Nutzung  der  Bodenkräfte  und  zum  Empor- 
kommen der  unteren  Stände,  die  nun  in  den  Städten  wie 
auf  dem  Lande  Grundeigenthümer  werden  konnten,  so  dass 
wir  also  vornehmlich  der  Leihe  die  Erhaltung  des  Bauern- 
standes zu  verdanken  haben,  dessen  Grundbesitz  zum  über- 
wiegend grössten  Theile  seit  dem  zwölften  und  dreizehnten 
Jahrhundert  aus  Leiherechten  hervorgegangen  ist.  Erst 
durch  die  Leihe  wurde  ein  grosser  Theil  des  mittelalter- 
lichen Grundbesitzes,  der  in  den  Händen  weniger  Gruud- 
herren,  des  Königs,  der  Kirche  und  des  Adels  vereinigt  ■ 

war,  gegenseitig  nutzbar  gemacht:  für  die  Herren  durch 
Entgegennahme  von  Diensten  und  Abgaben,  für  die  Be- 
liehenen  durch  ihren  Antheil  am  Besitze.  In  den  Städten 
behielten  die  alten  Grundeigenthümer  schliesslich  die  Boden- 
zinse allein,  bei  allmählicher  AuHösung  ihres  Obereigenthums, 
während  die  Beliehenen  an  den  Häusern  volles  Eigenthum 
erwarben  und  lediglich  zur  Zahlung  der  Zinse  verpflichtet 
blieben,  bis  auch  diese  seit  dem  sechszehnten  Jahrhundert 
zur  Ablösung  gelangten  0. 

Die  Verbreitung  der  Leihe  ging  sowohl  auf  dem  Lande 
wie  in  den  Städten  vorzugsweise  von  der  Kirche,  der  grössten  * 

Grundbesitzerin,  aus;  doch  schritt  dabei  die  bürgerliche  Ent-  * 

Wicklung  der  kirchlichen  voran,  indem  zuerst  die  Städte  den 
tirundbesitzverkehr  zu  einer  Zeit  wesentlich  umgestalteten, 


’)  des  Marez,  a.  a.  0.  S.  287.  289. 

2)  Arnold,  Studien  zur  deutschen  Culturgeschichte.  S.  288. 
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als  das  kirchliche  Eigenthum  noch  hofrechtlich  gebunden 
war  *). 

Grundstücke  und  Häuser  dienten  auch  als  Grundlage 
der  mittelalterlichen  C r e d i t s y s t e m e.  Bei  fort- 
dauernder Geltung  von  Grund  und  Boden  als  wichtigstem 
productivem  Elemente  gegenüber  der  noch  ungenügenden 
Entwicklung  des  Capitals  entstand  in  den  Städten  seit  dem 
Ende  des  zwölften  Jahrhunderts  der  aus  der  Erbleihe  hervor- 
gegaugene  Reutenkauf,  wodurch  der  Eigenthümer  eines 
Hauses  oder  Grundstückes,  meistens  gegen  Zahlung  eines 
Capitals,  eine  Rente  als  Reallast  auf  sein  Grundstück  oder 
Haus  legte,  die  dessen  jedesmaliger  Eigenthümer  jährlich  zu 
entrichten  verpflichtet  war.  Der  Geldbedürftige  hatte  eben 
nichts  zu  bieten , als  eine  Rente  von  seinem  Grundstücke. 
Während  die  Zinsen  das  Entgelt  für  zeitweilige  Capital- 
nutzung  sind  und  bei  der  Leihe  der  Zins  das  Aequivalent 
für  die  Grundstück-  oder  Hausnutzung  ist,  erscheint  die 
Rente  als  Preis  für  das  Capital  selbst,  da  sie.  wenigstens 
von  Seiten  des  Rentenempfängers,  unkündbar,  „Ewiggeld“ 
(census  perpetuus)  war.  Während  das  Darlehen  als  Geld- 
gebrauchskauf aufgefasst  werden  muss,  ist  der  Rentenkauf 
ein  wirklicher  Geldkauf.  Er  wurde  auch  zu  Schenkungen, 
Erbtheilungen , Stiftungen  und  vielen  anderen  Zwecken  be- 
nutzt. Wer  eine  Messe  stiften  wollte,  übertrug  ein  Haus 
odei  Giuudstück  auf  das  betreftende  Kloster  und  erhielt  es 
von  diesem  gegen  eine  Abgabe  zu  Leihe  oder  Afterleihe 
zurück 0,  in  derselben  Weise,  wie  wir  dies  im  alten  Rom 
gewahrten  (vgl.  VI/I  429).  Wenn  der  Käufer  eines  Hauses 
den  vollen  Kaufpreis  nicht  zu  bezahlen  vermochte,  so  wurde 
füi  den  unbezahlten  Theil  — statt  der  heutigen  verzins- 
lichen Hypothek  — das  Haus  mit  einer  Rente  zu  Gunsten 
des  ^erkäufers  Ijelastet.  Ging  es  nicht  an,  dass  die  Erben 

1)  Arnold,  a.  a.  ü.  S.  57.  Höniger,  Jahrbücher  für  National- 
ökonomie und  Statistik.  XLIl  574. 

®)  Arnold,  Zur  Geschichte  des  Eigenthums.  S.  89  ö‘.  Schröder 
a.  a.  0.  S.  696.  ’ 
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den  Miteiben  ihren  Antheil  am  Nachlasse  auszahlten,  so 
bestellten  sie  diesen  eine  Rente*).  Infolge  der  übermässigen 
Belastung  der  Häuser  mit  „ Pfaffen gülten“  wurden  viele 
Häuser  in  J’rankfurt  und  anderwärts  von  ihren  Erb- 
beständern aufgegeben  und  verfielen , weil  die  auf  ihnen 
ruhenden  Zinsen  und  Renten  nicht  bezahlt  wurden^). 

Da  die  Rente  als  ein  unkörperlicher  Theil  des  Grund- 
stücks, auf  dem  sie  haftete,  selbst  den  Charakter  einer  un- 
beweglichen Sache  annahm,  so  konnte  sie  nur  im  Wege  der 
Auflassung  weiter  übertragen  werden. 

Nach  Heusler^)  handelt  es  sich  beim  Rentenkaufe  vor- 
nehmlich um  eine  Beleihung  der  melioratio  des  Grundstücks 
und  Bezug  einer  Abgabe  hieraus.  Die  Ansicht,  dass  durch 
den  Rentenkauf  die  Umgehung  des  canonischen  Zinsverbotes 
bezweckt  worden  sei,  ist  als  aufgegeben  zu  betrachten. 

Ursprünglich  wurde  in  den  Städten  regelmässig  der 
Erwerb  von  Grundbesitz  daselbst  von  den  Aufzunehmenden 
verlangt,  an  dessen  Stelle  im  vierzehnten  Jahrhundert  der 
Nachweis  einer  Rente  auf  irgend  einem  Hause  oder  Grund- 
stücke trat,  also  die  Ersetzung  des  Hauses,  Hofes  oder 
Gartens  durch  ein  dingliches  Recht.  Im  vierzehnten  Jahr- 
hundert wurden  ferner  Rente  und  Grundzins  von  den  Ob- 
jecten, auf  denen  sie  ruhten,  fast  losgelöst 0:  die  Rente 
war  nicht  mehr  mit  dem  Grundstücke , auf  das  sie  gelegt 
war,  enge  verknüpft,  sondern  konnte  auf  ein  anderes  über- 
tragen werden;  ja  sie  wurde  Gegenstand  des  Verkehrs, 
des  Kaufes  und  Tausches. 

Wurde  die  Entrichtung  der  Rente  verabsäumt,  so  stand 
dem  Rentenkäufer  ein  Pfändungsrecht  zu,  worüber  die  Ver- 
einbarungen verschieden  lauten;  zuweilen  wird  die  Be- 
dingung verabredet,  dass,  wenn  die  Rente  durch  eine  be- 
stimmte Reihe  von  Jahren,  in  der  Regel  zwei  bis  fünf,  un- 

*)  Stobbe,  a.  a.  0.  II  271.  272. 

®)  Bücber,  Die  Bevölkerung  von  Frankfurt  a.  M.  im  vierzehnten 
und  fünfzehnten  Jahrhundert.  Tübingen  1886.  I 201. 

®)  a.  a.  ü.  I 356. 

Bücher,  a.  a.  0.  S.  336  ff. 
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berichtigt  bliebe,  das  belastete  Grundstück  für  immer  dem 
Rentenkäufer  verfallen  sollte.  Wie  beim  Leihezins , so  war 
auch  beim  Rentenkaufe  die  gerichtliche  Mitwirkung  bei  der 
Pfändung  gewöhnlich  ausgeschlossen,  indem  man  in  der  Pfän- 
dungsclausel  erklärte , für  den  Fall , dass  der  Rentenkäufer 
und  dessen  Nachkommen  „mit  eigener  Gewalt  und  ohne 
Gericht  gepfändet  haben , dass  sie  dann  damit  weder  gegen 
die  jeweiligen  Besitzer  noch  gegen  Gericht  und  Richter  ge- 
frevelt  hätten“  *). 

Schon  frühzeitig  wurde  dem  Inhaber  des  belasteten 
Grundstücks  das  Recht  zugestanden,  die  Rente  ablösen  zu 
dürfen.  Dass  dies  anfangs  als  eine  besondere  Begünstigung 
erschien,  zeigt  die  Formel:  der  Rentenkäufer  habe  dem 
Verkäufer  die  Gnade  des  Wiederkaufs  gethan.  In  weiterer 
Entwicklung  behielt  sich  auch  der  Rentenkäufer  das  Recht 
der  Aufkündigung  vor. 

Im  spätem  Mittelalter  haften  ausser  der  zu  diesem 
Behüte  belasteten  noch  andere  Liegenschaften  subsidiär  für 
die  Rentenzahlung,  woraus  sich  eine  neue  Rentenform,  die 
neuere  Gült,  ergibt,  die  zu  dem  modernen  hypothecirten 
Darlehn  führt®).  Dies  geschah  durch  eine  Verbindung  des 
Renteninstitutes  mit  der  Satzung  (Pfandrecht),  die  wir 
demnächst  betrachten  werden. 

Im  Stadtrecht  von  Wisby  wurde  der  Rentenkauf  aus 
Deutschland  eingeführt  ®). 

Früher  als  in  Deutschland  der  Rentenkauf  wurde  die 
damit  verwandte  rente  constituöe , wonach  gegen  Aufnahme 
eines  Capital s ein  Grundstück  mit  einer  Rente  in  Geld 
oder  in  Früchten  belastet  wird , in  Frankreich  eingeführt. 
^iolletO  meint,  dass  Beispiele  davon  bis  zum  neunten 
Jahrhundert  zurückgehen  dürften. 

Satzung  ist  die  Bestellung  eines  Gutes  als  Haftobject 
für  eine  Verpflichtung. 


*)  Rosenthal,  a.  a.  0.  S.  92.  94.  95. 

2)  Heusler,  a.  a.  0.  I 356—358.  Schröder,  a.  a.  0.  S.  696. 
®)  V.  Amira,  a.  a.  0.  I 669. 

Freds  de  l’histoire  du  droit  frangais.  S.  580. 
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ln  einer  Gesellschaft,  in  der  die  öffentliche  Gewalt  kein 
Vertrauen  als  Schützerin  vermögensrechtlicher  Interessen 
einzutlössen  vermag,  werden  die  Geschäfte  in  der  Regel 
in  Baarem  abgewickelt  und  unter  solchen  Verhältnissen 
wird  die  Leihe  nur  gegen  Pfänder  geübt  (vgl.  IV/I  5). 

Dies  erklärt  die  Bedeutung  des  Pfandrechtes  namentlich 
für  das  frühere  Mittelalter.  Nach  deutschem  Pfandrechte 
bildete  das  eingesetzte  Gut  ein  Haftobject,  das  zur  aus-  * 

schliesslicheu  Befriedigung  des  Gläubigers  dienen  sollte, 
wofern  der  Schuldner  es  nicht  durch  Erfüllung  seiner  Pflicht 
zu  lösen  vermöchte.  Es  gab  mehrere  Arten  der  Satzung. 

Die  Satzung  mit  Gewere  des  Gläubigers  bestand  darin,  dass 
zur  Sicherung  und  eventuellen  Befriedigung  des  Gläubigers 
ein  Grundstück  durch  Uebergabe  in  seine  Nutzung  und 
Gewere  als  Pfand  bestellt  ward.  Eben  mit  Rücksicht  auf 
die  Schwerfälligkeit  des  gerichtlichen  Verfahrens  und  die 
mangelhafte  Ausbildung  des  Creditwesens  begnügte  sich  in 
solchem  Falle  der  Gläubiger  nicht  mit  der  blossen  Ver- 
pfändung ohne  Uebertragung  der  Gewere.  Durch  diese  » 

nähert  sich  die  in  Rede  stehende  Satzungsform  dem  im 
deutschen  Mittelalter  ebenfalls  entwickelten  Verkauf  auf 
Wiederkauf  so  sehr,  dass  kaum  ein  juristischer  Unterschied 
zwischen  beiden  entdeckt  zu  werden  vermag.  Diese  beiden 
Formen  kommen  schon  im  alten  Recht  der  fränkischen 
Periode  vorzüglich  in  Italien  vor.  Zuweilen  w^ard  die  Ueber- 
einkunft  getroffen,  dass  der  Berechtigte  der  Begünstigung 
des  Wiederkaufsrechts  verlustig  ging,  wenn  er  mit  der  Ent- 
richtung des  jährlichen  Zinses  im  Rückstände  blieb.  Ge- 
wöhnlich wurde  das  Recht  des  Wiederkaufs  auf  einen  be- 
stimmten Zeitraum,  zwei  bis  acht  Jahre,  beschränkt.  Im  »' 

spätem  Mittelalter  gehen  in  Deutschland  Satzung  und  Ver- 
kauf auf  Wiederkauf  in  einander  ül)er.  Ein  Unterschied 
zwischen  beiden  Formen  ist  der,  dass  nur  beim  Verkauf 
auf  Wiederkauf  das  Veräusserungsrecht  eingeräumt  wird. 

Die  reine  Satzung  erschien  also  besonders  in  den  Fällen 
angemessen,  in  denen  es  dem  Gläubiger  lediglich  um  die 
Sicherstellung  der  Forderung  zu  thun  war,  der  Verkauf 
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auf  Wiederkauf  dagegen  da,  wo  man  die  Rückerlangung 
der  verausgabten  Summe  im  Sinne  hatte. 

Die  Satzung  ohne  Uebertragung  der  Gewere,  gleich- 
zeitig  mit  der  anderen  in  den  älteren  Quellen  nachweisbar, 
hat  hauptsächlich  den  Zweck , eine  noch  ungewisse  (aus 
Bürgschafts-,  Pacht-  oder  Rentenverhältnissen  entstehende) 
Forderung  sicherzustellen. 

Wie  der  sogenannten  älteren  Satzung  der  Verkauf  auf 
M iederkauf  parallel  läuft , so  der  sogenannten  neueren  ein 
bedingter  Verkauf , der  das  Grundstück  in  Nutzung  und 
Gewere  des  Verkäufers  belässt,  und  nur  dann  eintritt,  wenn 
die  übernommene  Verpflichtung  nicht  erfüllt  wird. 

Auch  Frankreich  kannte  den  Verkauf  auf  Wiederkauf, 
mortgage  oder  vente  ä römerö.  Es  war  dies  ein  antichreti- 
scher  \ ertrag.  Aehnlich  verhielt  es  sich  mit  dem  vifgage. 

In  den  Städten  wurde  vorwiegend  die  (neuere)  Satzung 
mit  Gewere  des  Schuldners  angewandt,  was  vornehmlich  da- 
durch zu  erklären  ist,  dass  daselbst  die  Bedürfnisse , denen 
auf  dem  Lande  die  sogenannte  ältere  Satzung  diente,  durch 
den  Rentenkauf  befriedigt  wurden.  Bei  dauernden  Capital- 
anlagen  wurde  seit  dem  dreizehnten  Jahrhundert  in  den 
Städten  nicht  mehr  Satzung  bestellt,  sondern  eine  Rente 
gekauft,  während  für  Darlehen  auf  dem  Lande  die  Satzung 
in  Uebung  blieb.  Später  ging  aus  der  Verbindung  von 
Rentenkauf  und  Satzung  die  moderne  Hypothek  hervor^). 

Wir  haben  noch  die  Verpfändung  von  Gebieten, 
Gerechtsamen,  Gefällen  u.  s.  w.  zu  erwähnen,  zu  der 
sich  die  bürsten  nicht  selten  in  finanzieller  Bedrängniss  ge- 
nöthigt  sahen  (s.  II 114. 115).  Solche  Verpfändungen,  sofern  sie 
Städte  oder  andere  Gebietstheile  betrafen,  wurden  für  ihre  Be- 
wohner zuweilen  verhängnissvoll,  da  die  Inhaber  des  Pfandes, 
so  lange  es  in  ihren  Händen  war,  es  nach  Möglichkeit  aus- 
zubeuten suchten , so  dass  es  nach  der  Einlösung  — die  in 
Ermanglung  von  Mitteln  oft  unterbleiben  musste  — meistens 

Heusler,  a.  a.  0.  II  128  ff.  Rosenthal,  a.  a.  0.  S.  97.  Viollet, 
a.  a.  0.  S.  629.  630. 
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in  verschlechtertem  Zustande,  ja  manchmal  sogar  geradezu 
in  Verfall,  in  das  Eigenthum  des  Verpfänders  zurückkehrte. 
Namentlich  im  vierzehnten  und  fünfzehnten  Jahrhundert 
kamen  in  Deutschland  Anleihen  nur  durch  solche  Ver- 
pfändungen zu  Stande.  So  verpfändete  König  Wenzel  dem 
Herzog  Leopold  von  Oesterreich  die  Landvogtei  im  obern 
und  niederu  Schwaben  zur  Sicherstellung  einer  Schuld- 
verschreibung von  40000  Gulden,  die  er  für  geleistete  und 
noch  zu  leistende  Dienste  ertheilt  hatte. 

I 

Um  die  verpfändete  Stadt  nach  Möglichkeit  vor  Aus- 
beutung zu  schützen,  wurde  zuweilen  das  Steuermaximum 
ausdrücklich  ausbedungen,  so  z.  B.  bei  der  Verpfändung 
Nördlingens  durch  König  Konrad  IV.  an  den  Grafen  von 
Oettingen  die  Bedingung  gestellt,  dass  der  Pfandinhaber 
während  der  Pfandschaftsdauer  höchstens  150  Mark  Silber 
jährlich  in  je  zwei  halbjährigen  Raten  erheben  dürfe  ^). 

Als  verschiedene  Arten  der  Erbpacht  haben  wir  zu  ver- 
zeichnen: das  beklem-regt  in  Holland,  die  quevaises  in  der  , 

Bretagne,  in  anderen  Theilen  Frankreichs  — wo  auch  die 
Emphytheuse  sich  lange  forterhielt  — domaine  congöable  ge- 
nannt, den  contratto  di  livello  in  Italien,  der  daselbst  im 
Mittelalter  stark  verbreitet  war,  das  aforamento  in  Portugal. 

Das  beklem-regt  ging  auf  die  Erben  des  Inhabers  über.  Dieser, 
der  „beklemde  meyer“,  konnte,  ohne  die  Zustimmung  des 
Eigenthümers  einzuholen,  sein  Recht  testamentarisch  ver- 
machen , verkaufen , vermiethen  und  selbst  eine  Hypothek 
auf  das  Grundstück  nehmen;  aber  so  oft  infolge  von  Erb- 
schaft oder  Verkauf  ein  Wechsel  des  Inhabers  eintrat,  hatte 
dieser  dem  Eigenthünier  den  ein-  oder  zweijährigen  Betrag  M 

der  Rente  zu  bezahlen.  Das  beklem-regt  war  untheilbar; 
es  konnte  stets  nur  Einer  Person  zustehen,  so  dass  nur 
einer  der  Erben  es  zu  beanspruchen  hatte. 

Das  portugiesische  aforamento  scheint  bis  auf  die  ersten 


Zeumer,  Die  deutschen  Städtesteuern.  Leipzig  1878.  S.  27. 
Ranke,  Genesis  des  Preussischen  Staates.  S.  82.  83. 
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Zeiten  der  Monarchie  zurückzugehen.  Die  Rente  wurde 
danach  ein-  für  allemal  festgesetzt.  Bei  einem  Wechsel 
des  Inhabers  war  von  diesem  eine  Abgabe  zu  entrichten, 
die,  wenn  diese  Aenderung  infolge  eines  Todesfalles  eintrat, 
luctuosa,  und  wenn  sie  durch  Verkauf  herbeigeführt  ward, 
laudemium  genannt  wurde  ^). 

Zu  den  Frankreich  eigenthümlichen  Grundbesitz- 
formen der  zweiten  Hälfte  des  elften  und  des  zwölften 
Jahrhunderts  gehörte  die  hostise  (ostise,  hostitium,  hospicium). 
Das  Wesen,  die  Ursache  der  Entstehung  und  die  Zwecke 
der  hostise  erläutern  die  folgenden  Beispiele.  Unter  Philipp 
August  beabsichtigte  der  Graf  von  Clermont,  den  landwirth- 
schaftlichen  Flecken  Vile-Nove-en-Hes  zu  gründen.  Er  Hess 
verkündigen,  dass  er  den  Ansiedlern  gegen  kleine  Renten 
„frances  mazures“  mit  freiem  Holze  aus  dem  Walde  von 
Hes  gewähren  werde.  Sogleich  strömten  die  Leute  aus  den 
benachbarten  Herrschaften  herbei  und  stellten  sich  als  Gäste 
(hostes)  des  Grafen  ein,  „por  le  fraueise  et  aisement  de 
l’hostise“.  Die  Entweichungen  aus  den  benachbarten  Gegen- 
den erfolgten  plötzlich  und  in  solchem  Umfange , dass  die 
davon  betroffenen  Herren  sich  vereinigten,  um  den  Grafen 
zu  zwingen,  die  seinen  Gästen  zugedachten  Vortheile  und 
Freiheiten  zu  verringern.  — 1191  Hess  der  Bischof  von 
Paris  die  \ ertheilung  seiner  Güter  von  Marnes  mit  gast- 
lichen Zugeständnissen  verkündigen.  Er  bot  jedem  An- 
siedler 8 arpents  als  Feld  und  einen  ai'i)ent  für  die  zu  er- 
bauende Wohnung.  Derlei  Anerbietungen  reichen  bis  nahezu 
zum  vierzehnten  Jahrhundert.  Die  Werbung  von  der  einen 
und  die  Entweichungen  von  der  andern  Seite  Hessen  also 
die  hostise  entstehen,  indem  der  Leibeigene  aus  Freiheits- 
bedürfniss,  der  vilain  infolge  des  Uebermasses  der  ge- 
forderten Abgaben  eine  Verbesserung  ihrer  Lage  suchten, 
welchem  Streben  der  Drang  gegenüberstand,  den  Ertrag 
der  Güter  zu  vermehren , der  die  Grundbesitzer  be- 
stimmte , die  Ergiebigkeit  der  Arbeit  durch  Befriedigung 


H Laveleye,  a.  a.  0.  S.  253  -256. 


592 


der  heraugezogenen  Leute  zu  erhöhen.  Zu  diesem  Ende 
musste  der  Boden  durch  die  Gäste  selbst  bearbeitet  und 
durfte  nicht  weiter  abgetreten  werden.  Die  hostise  näherte 
sich  dem  modernen  kleinen  Eigentlmm;  auch  wurde  der 
Gast  in  der  Regel  als  Eigenthümer  betrachtet:  nicht  nur 
die  Nutzniessung,  sondern  auch  das  Vorkaufsrecht,  wenig- 
stens für  einen  Theil  des  Grundstücks,  werden  ihm  nach 
den  zahlreichen  Texten  gewährleistet.  So  stellt  die  hostise 
einen  erheblichen  Fortschritt  gegenüber  der  Leibeigenschaft 
und  der  primitiven  vilainage  dar.  Sie  wurde  entbehrlich, 
als  die  vilainage  ausgedehnt  genug  ward,  um  die  erforder- 
liche Bauernanzahl  zu  liefern.  1260  verbot  das  Parlament 
von  Paris  die  Aufnahme  neuer  Gäste’). 

Aehnlichen  Ursachen  wie  die  hostise  entsprang  die 
Grundzinspacht  (hail  ä eens,  bail  ä reute,  accensement, 
arrentement) , die  Ueberlassung  von  Grimdeigenthum  gegen 
eine  immerwährende  Rente  anstatt  eines  einmal  zu  ent- 
richtenden Preises.  Diese  Form  fand  ihre  Anwendung  zu 
einer  Zeit,  wo  Arbeitskräfte  gesuchter  als  Grund  und  Boden 
waren,  ganz  besonders  bei  isolirten,  vom  Herrnhofe  zu  sehr 
entfernten  Grundstücken , deren  Nutzung  daher  unsicher 
und  unbequem  war,  ferner  bei  buschigen  Weiden,  steilen, 
von  Schluchten  durchzogenen  Abhängen  oder  bei  ungesunden 
Sümpfen.  Sie  war  die  Einleitung  zum  wirklichen  kleinen 
Eigenthum:  sie  enthielt  selbst  die  Berechtigung  zur  Ver- 
äusserung  und  zeigte  sich,  da  sie  den  Bauern  volle  Sicher- 
heit darbot,  dem  Anbaue  überaus  günstig.  Da  die  Rente 
immerwährend  und  unlösbar  war,  so  hatte  der  Bauer  ihre 
Erhöhung  nicht  zu  befürchten;  jeder  Fortschritt,  wodurch 
der  Ertrag  vermehrt  ward,  kam  ihm  allein  zu  statten ^). 
Allmählich  gelangte  ein  grosser  Theil  der  Güter  des  Adels 
und  der  Geistlichkeit  durch  die  Entwicklung,  die  der  hail 
ä eens  nahm,  in  bürgerliche  Hände.  Die  einzige  Be- 
schränkung, die  dem  neuen  Besitzer  auferlegt  wurde,  war 


0 Doniol,  a.  a.  0.  S.  187  If. 
2)  a.  a.  0.  S.  196  ff. 
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die,  dass  er  das  gewonnene  Gebiet  weder  an  Adelige  noch 
an  Geistliche  verkaufen  durfte , weil  sonst  die  darauf 
haftenden  feudalen  Verkaufsabgaben  dem  Herrn  entgangen 
wären. 

Anstatt  einer  Geldrente  wurden  zuweilen  Dienste  als 
Entgelt  vereinbart.  In  Berry  überliess  ein  Herr  einem 
Bauern  ein  Grundstück  unter  der  Bedingung,  seine  Ochsen 
und  Schafe  immer  darauf  überwintern  zu  lassen’). 

Zwischen  der  Entäusserung  auf  dem  Wege  des  bail  ä 
eens  und  der  Leihe  auf  beschränkte  Zeiträume,  die  wir 
Pacht  nennen,  gab  es  in  Frankreich  mannigfaltige  ungleich 
vertheilte  Mittelstufen , von  denen  die  meisten  neuern 
Ursprungs  als  die  Grundzinspacht  sind.  Eine  dieser  Formen, 
deren  wir  bereits  erwähnten,  „le  domaine  congeable“,  fand 
in  der  Bretagne  Anwendung;  sie  bestand  in  einer  Ver- 
pachtung an  eine  Familie  auf  unbestimmte  Zeit;  der  Herr 
hatte  jederzeit  das  Recht,  in  den  Besitz  seines  Gutes  wieder 
zu  gelangen , sobald  er  dem  Pächter  alle  seine  Auslagen 
— also  wohl  die  Besserung  — erstattete.  Die  hierauf  be- 
züglichen Bestimmungen  leiden  an  Unklarheit;  denn  im 
W iderspruche  mit  der  eben  erwähnten  Bedingung  heisst  es 
weiter,  dass  der  Pächter  durch  den  Besitz  und  seine  Arbeit 
mit  dem  Grundstücke  unauflöslich  verbunden  gewesen  sei 
und  dass  ganze  Gemeinden  in  otfenen  Aufstand  gerathen 
seien,  so  oft  die  Eigenthümer  von  ihren  Gütern  Besitz  zu 
ergreifen  gesucht  hätten.  Also  offenbar  ein  Zwiespalt 
zwischen  Recht  und  Uebung. 

Eine  andere  Form  von  Halbeigenthum  war  „le  droit 
de  marche“  oder  „de  mauvais  gre“.  Zwischen  Peronne, 
Cambrais , Saint-Quentin  und  Laon  genossen  die  Bauern 
seit  Jahrhunderten  das  \ orrecht  unbekannten  Ursprungs, 
dass , sobald  sie  ihre  Leistungen  erfüllen , ihre  Pachtung 
ziellos  ist.  Sie  haben  das  Recht,  den  Boden  beliebig 
zu  übeitiagen,  zu  verkaufen,  als  Mitgift  zu  verwenden. 

*)  Le  Vicomte  d’Avenel,  La  fortune  privee  ä travers  sept  si^cles 
S.  193  ff-, 

Felix,  Eigenthum.  IV.  2.  I.  38 


J 


I 


— 594  - 

Versuchte  Pachterhöhungen  wurden  abgelehnt.  Würde  dem 
Inhaber  gekündigt  werden , und  dieser  abziehen , so  fände 
sich  kein  Nachfolger  und  der  Boden  bliebe  unbebaut  ^).  Es 
scheint  also,  dass  auch  diese  Form  durch  einseitiges  Ge- 
wohnheitsrecht entwickelt  worden  sei. 

Von  1140— 1340  bestanden  in  dem  damals  zu  Aragonien 
gehörigen  Roussillon,  wo  Arbeitskräfte  mangelten,  eigen- 
thümliche  Grundhesitzverhältnisse.  Der  König  verlieh  den 
Bauern  Grund  und  Boden  unter  der  Bedingung,  dass  sie 
Oliven  pflanzten  und  ihm  ein  Viertel  des  Ertrages  ahlieferten. 
Die  Geistlichkeit  that  darauf  dasselbe;  um  jedoch  Leute 
heranzuziehen , begnügte  sie  sich  mit  einem  Elftel  der 
Olivenernte , worauf  der  König  genöthigt  wurde , seine  An- 
sprüche ebenso  weit  herabzusetzen®). 

Der  Theilbau  (mötayage),  der  bei  Beginn  des  Verfalles 
des  römischen  Ackerbaus  vom  Jüngern  Plinius  empfohlen 
wurde®),  ward  im  Mittelalter  in  Frankreich  — allenthalben 
erblich  — angewandt^).  Nach  Lamprecht  war  im  elften 
Jahrhundert  besonders  in  Südfrankreich  die  jüngere  Art 
des  Theilbaues,  die  sich  auf  die  Weincultur  erstreckte,  der 
bail  ä complant  (von  plantare  oder  complantare,  einen 
Weinberg  bearbeiten),  auch  medius  plantus  oder  medium 
vinum  genannt,  verbreitet,  wonach  die  Hälfte  die  gewöhn- 
lichste Quote  dabei  war;  doch  kam  es  auch  vor,  dass  nur 
ein  Drittel  des  Ertrags  abgegeben  wurde.  Neben  dem  Er- 
tragsantheile  war  auch  bei  Abgabe  der  Hälfte  noch  ein 
Zins  in  verschiedenen  Formen  zu  zahlen,  welche  Verviel- 
fältigung der  Abgaben  eben  nur  hei  dem  einträglichen 
Weinbaue  zulässig  erschien®)- 

Der  Ausbildung  dieses  Systems  — in  Italien  mezzeria 

0 a.  a.  0.  S.  234-236. 

*)  a.  a.  0.  S.  244. 

®)  epist.  IX  37. 

Doniol,  a.  a.  0.  S.  201, 

®)  Lamprecht,  Beiträge  zur  Geschichte  des  französischen  Wirth- 
schaftslebens  iin  elften  Jahrhundert.  Leipzig  1878.  S.  64.  65.  Glasson, 
a.  a.  0.  IV  417. 
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genannt  — verdankt  Toscana  die  Blüte  seines  Landhaues. 
Die  mezzeria  hat  daselbst  die  Befreiung  des  Bauern  von 
der  Hörigkeit  vorbereitet  und  das  Räthsel  des  angemessenen 
Verhältnisses  des  Capitals  zur  Arbeit  in  einer  beide  Theile 
befriedigenden  Weise  gelöst.  Die  ältesten  dieser  Verträge 
gehören  noch  der  langobardischen  Zeit  an:  der  älteste  be- 
kannte Theilbauvertrag  aus  dem  Florentinischen  ist  von 
1030.  In  Passignano  ward  1076  ein  Drittel  des  Frucht- 
ertrags als  Antheil  des  Besitzers,  in  Florenz  einmal  sogar 
nur  ein  Viertel,  als  „Usus“  bezeichnet,  bald  darauf  aber  die 
gleichmässige  Theilung  der  Ernte  vereinbart,  die  nach  der 
Mitte  des  zwölften  Jahrhunderts  Regel  wurde  Q. 


In  dem  Masse  als  die  Bevölkerung  zunahm,  musste 
sich  der  vorhandene  Grundbesitz  für  den  Nachwuchs  als 
unzulänglich  erweisen.  Sobald  also  zum  Anbaue  neuer 
Dörfer  die  Gelegenheit  fehlte,  sah  sich  die  ackerlose 
Jugend,  sofern  sie  sich  nicht  dem  Söldnerleben  ergab,  zur 
Aufsuchung  neuer  Wohnstätten  in  der  Ferne  gedrängt, 
welche  Nöthigung  zuweilen  durch  Ueberschwemmungen, 
Misswachs,  herrschaftlichen  Druck  noch  gesteigert  wurde. 
Und  da  dem  Begehre  von  Aeckern  namentlich  im  Osten 
häufig  das  Verlangen  nach  Ansiedlern  gegenüberstand, 
so  waren  damit  die  ersten  Voraussetzungen  zu  erspriess- 
lichen  Co  Ionisationen  gegeben,  an  denen,  wie  wir  bereits 
(III,  63)  andeuteten,  die  Kirche  einen  hervorragenden  An- 
theil hatte. 

Eine  weitgreifende  Colonisation  aus  politischen  Gründen 
5»  ist  auf  Karl  den  Grossen  zurückzuführen : die  Vertheilung 

der  Sachsen  — bei  ihrer  letzten  Erhebung  wird  von  Ver- 
pfianzung  der  Gesammtbevölkerung  gesprochen  — in  den 
fränkischen  und  alamannischen  Gebieten,  und  im  Austausche 
damit  die  Vertheilung  von  Sachsenland  an  Franken  und 
zum  Theile  an  Wenden.  Später,  nach  Beendigung  der 


38* 
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Avarenkriege , förderte  Karl  die  Colonisation  Pannoniens, 
wodurch  die  Ostgrenze  des  Reiches  beträchtlich  erweitert 
ward.  (Gleichzeitig  erfolgte  eine  bedeutende  Ausdehnung 
der  'grossen  Grundherrschaften  durch  Rodungen,  die  bis 
zum-  zehnten  Jahrhundert  fortdauerte.)  Diese  deutschen 
Pflanzungen  geriethen  im  neunten  und  zehnten  Jahrhundert 
infolge  der  unaufhörlichen  Kriegszüge  der  Ungarn  in  Verfall, 
wurden  jedoch  im  Laufe  des  zehnten  bis  zwölften  Jahr-  ,-s, 

hunderts  der  deutschen  Cultur  wieder  gewonnen^).  Eine 
weitere  Colonisation  rief  Karl  in  Septimanien  und  der 
spanischen  Mark  hervor,  wo  durch  die  verheerenden  Streif- 
züge der  Saracenen  weite  Strecken  verödet  worden  waren. 

Seit  791 , das  ganze  neunte  .lahrhundert  hindurch, 
strömten  bairische  Ansiedler  nach  dem  stellenweise  ent- 
völkerten Gebiete  östlich  der  Enns,  damals  Avaren-  oder 
Slaveiilaud , auch  Ostmark , genannt.  Der  Boden , der 

— herrenlos  — in  Eigenthum  des  Königs  stand,  wurde  von 
diesem  vielen  seiner  Getreuen  verliehen.  Andere  Hessen 
sich  ohne  Rechtstitel  nieder  und  erwirkten  nach  längerem  ^ 

Verweilen  die  Bestätigung  der  occu])irten  Güter,  so  dass  der 
Charakter  der  Besitzverhältnisse  in  diesen  Gebieten  noch 
lange  schwankend  war.  Während  die  deutschen  Colonisten 
sich  mit  Vorliebe  an  der  Donau  niederliessen , bevorzugten 
die  Slaven  mehr  die  Nebenthäler  und  das  Hügelland.  Die 
Art  der  Colonisation  bedingte  das  Ueberwiegen  der  Gross- 
grundbesitzer in  der  Ostmark,  worunter  man  damals  das 
Land  von  der  Enns  bis  zum  Wienerwalde  verstand^).  (• 

Unter  den  Markgrafen  Heinrich  I.  (994 — 1018)  und 
Adalbert  (1018 — 1055)  wurden  die  Grenzen  Oesterreichs 
durch  die  Colonisirung  der  von  den  Ungarn  verwüsteten  iks 

Gegenden  über  die  Ostabhänge  des  Wiener  Waldes  aus- 
gedehnt. 1025  bildete  am  linken  Donauufer  die  March, 
am  rechten  die  Leitha  die  Ostgrenze  Oesterreichs®), 


*)  V.  Inama-Steinegg,  Deutsche  Wirthschaftsgeschichte.  I 210  ff.  II  5. 
*)  Riezler,  a.  a.  0.  I 184.  185, 

Huber,  Oesterreichische  Reichsgeschichte.  S.  6. 
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Im  Norden  begann  die  deutsche  Colonisation  der  slavischen 
Gebiete  rechts  der  Elbe  und  über  die  dänischen  Marken  i 

schon  zur  Zeit  König  Heinrichs  I.  Einen  neuen  grossen 
Aufschwung  nahm  diese  Colonisation  erst  zu  Beginn  des  ; 

zwölften  Jahrhunderts  infolge  der  zum  Theile  durch  un-  I 

befriedigende  politische  Zustände  in  ihrem  Vaterlande  hervor-  • ■ 

gerufenen  Auswanderungen  holländischer  und  flämischer  ' 

Ansiedler.  Zunächst  war  es  eine  Schaar  niederländischer 
Bauern , denen  der  Erzbischof  von  Bremen  Ländereien 
anwies,  die  sie  vermittelst  ihrer  Kunst  des  Deichbaues  ge-  j 

winnen  wollten.  Gegen  Entrichtung  eines  jährlichen  Zinses 
von  einem  Denar  für  die  Hufe  und  den  üblichen  Zehnten 
(bezw.  Elften)  verlieh  ihnen  der  Erzbischof  das  ganze  Gebiet 
zu  erblichem  Rechte.  Die  Colonie  gedieh  bestens^).  ! 

In  der  ersten  Hälfte  des  zwölften  Jahrhunderts  — schon 
zur  Zeit  Lothars  — wurden  die  Bauern  aus  den  nieder- 
rheinischen, friesischen  und  westfälischen  Gegenden  durch 
Naturkatastrophen  vertrieben.  In  ihren  Ansiedlungen  im 
Wendenlande  — wo  durch  Heranziehung  deutscher  Kauf-  i 

leute  von  Seiten  des  Grafen  von  Holstein  das  rasch  zur  Blüte  l 

gelangte  Lübeck  entstand  — lag  der  Keim  zu  der  grossen 
Colonisation  im  Osten.  Um  dieselbe  Zeit  entstand  eine  .! 

deutsche  Colonie  in  Siebenbürgen,  die  ebenfalls  von  Ein- 
wanderern aus  den  niederrheinischen  Gegenden  wie  aus 
Flandern,  Friesland  und  Westfalen,  die  man  später  zusammen- 
fassend Sachsen  nannte,  infolge  der  Berufung  von  Seiten  des 
Königs  Gaisa  II.  zwischen  1141  und  1145  gegründet  wurde®). 

Durch  weitere  Einwanderungen  aus  dem  nordwestlichen 
Deutschland  wuchs  die  Zahl  der  Deutschen  in  den  un- 
garischen Ländern.  1224  verlieh  ihnen  Andreas  II.  den 
grossen  Freiheitsbrief,  der  für  Jahrhunderte  die  Grundlage 
ihrer  staatsrechtlichen  Verhältnisse  bildete.  Danach  wählten 
die  Deutschen  selbst  ihre  Richter,  und  durften  nur  dann 
vor  das  Königs-  oder  Grafengerieht  geladen  werden,  wenn 


>)  V.  Inama-Sternegg,  a.  a,  0.  II  11-15. 
®)  Giesebrecht,  a.  a.  0.  IV  377. 
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ihr  eigener  Richter  einen  Streit  nicht  zu  entscheiden  ver- 
mochte. Aus  deutschen  Ansiedlungen  wuchsen  Städte,  so 
dass  das  Städtewesen  in  Ungarn  durchaus  auf  deutschen 
Grundlagen  beruht.  Seit  der  Zeit  Belas  lY.,  der  nach  dem 
Mongolensturme  das  Städtewesen  besonders  begünstigte, 
bildete  sich  in  Ungarn  der  Stand  der  Bürger  aus,  der  vor- 
herrschend aus  Deutschen  bestand  *). 

Alle  diese  Phanzungen,  so  erspriesslich  sie  auch  waren,  m 

traten  jedoch  zurück  gegenüber  der  mit  reichen  Mitteln 
unternommenen  planvollen  Colonisation  Albrechts  des  Bären 
und  Heinrichs  des  Löwen,  nach  Besiegung  der  slavischen 
. Völkerschaften,  auf  den  nun  verödeten  Gebieten  der  Mark 
Brandenburg  sowie  in  Lauenburg  und  Mecklenburg,  eine 
Colonisation,  die,  zugleich  eine  Germanisirung  ausgedehnter 
slavischer  Gebiete  durch  Sachsen,  Niederländer,  Schwaben, 

Hessen,  sich  als  mächtige  Schutzwehr  gegen  künftige  ver- 
wüstende Einfälle  der  Slaven  erwies.  Sie  erlangte  auch 
dadurch  hervorragende  Wichtigkeit,  dass  von  nun  an  die 
Selbstständigkeit  des  bäuerlichen  Gemeinwesens,  die  Erb- 
lichkeit  der  Güter,  die  Befreiung  von  Frohnden  in  Deutsch- 
land sich  ausbreitete,  da  die  einzelnen  Ansiedler  ihre  Hufen  ' 

gegen  einen  bestimmten  Geldzins  zu  veräusserlichem  und 
vererblichem  Rechte  erhielten.  Die  Einführung  Hämischen 
Rechts  ward  allgemein  als  ein  Fortschritt  betrachtet.  Ferner 
wurden  die  niederländischen  Colonisteu  dadurch  überaus 
nützlich,  dass  sie  die  anderen  Deutschen  im  Deich-  und 
Gartenbau,  in  der  Abwässerungs-  und  Wiesencultur  unter- 
wiesen. Das  östliche  Colonisationsgebiet  erwies  sich  auch 
durch  die  daselbst  entstandenen  Städte  und  Märkte  als 
überaus  wichtig.  Die  von  deutschen  Ansiedlern  hier  ins 
Leben  gerufenen  kaufmännischen  Niederlassungen  wurden  in 
noch  stärkerem  Masse  als  die  bäuerlichen  Dörfer  Ausgangs- 
punkte der  Germanisirung  des  Landes.  Diese  Bewegung 
hält  während  des  ganzen  zwölften  Jahrhunderts  an. 

Im  dreizehnten  Jahrhundert  erfüllt  der  deutsche  Orden 


1)  Huber,  a.  a.  0.  S.  108.  109. 


I 


— 599  — 

die  Aufgabe  der  Colonisation  und  Germanisirung  des  Ostens 
in  grossem  Massstabe,  die  insbesondere  in  Schlesien  auch  noch 
im  vierzehnten  Jahrhundert  fortschreitet 

Nach  der  Kulraischen  Handveste  von  1233  erhielten  die 
Ordensritter  Gebiete  von  100  und  mehr  Hufen  gegen  blossen 
Recognitionszins  und  die  Verpflichtung  zu  Reiterdienst. 

Der  Vorgang  bei  der  Colonisation  war  gewöhnlich  der, 
dass  der  Landes-  oder  Grundherr  die  zu  besiedelnden  Flächen 
einem  Unternehmer  (locator)  zur  Eintheilung  und  Besetzung 
mit  Colonisten  übergab,  die  nur  aus  freien  Leuten  bestehen 
durften.  Die  ersten  Jahre,  während  welcher  die  Urbar- 
machung erfolgte,  waren  zinsfrei. 

Auch  die  böhmischen , ungarischen  und  polnischen 
Könige  suchten  deutsche  Einwanderer  heranzuziehen  *). 
Besonders  die  böhmischen  Könige  Prömysl  Ottokar  L, 
W’^enzel  I.  und  Ottokar  II.  erkannten  die  ethische, 
politische,  sociale  und  ökonomische  Bedeutung  der  An- 
siedlung der  Deutschen  an,  die  Gewerbe,  Handel,  Bildung 
und  Wohlstand  verbreiteten  und  die  königlichen  Einkünfte 
erheblich  vermehrten.  Da  die  Deutschen  sich  in  den 
slavischen  Ländern  nur  unter  der  Bedingung  ansiedelten, 
dass  man  ihnen  ihr  eigenes  Recht  zu  gestehe  und  sie  von 
der  Gewalt  der  Kreisbeamten  befreie,  so  wurde  eine  ganze 
Reihe  deutscher  Städte  planmässig  neu  gegründet,  oder  es 
wurden  schon  bestehende  Burgtiecken  zu  Städten  erhoben, 
mit  deutschem  Rechte  ausgestattet,  mit  Jahrmärkten  und 
anderen  Privilegien  begabt,  insbesondere  durch  gesetzliche 
Feststellung  der  Abgaben  gegen  willkürliche  Besteuerung 
gesichert.  Die  Ansiedlungen  der  Deutschen  wie  die  Städte- 
gründungen wurden  durch  den  im  dreizehnten  Jahrhundert 
zu  neuer  Blüte  gelangten  Bergbau  gefördert,  zu  dessen  Be- 
trieb man  tüchtige  deutsche  Bergknappen  nach  Iglau.  Deutsch- 
brod,  Kuttenberg  und  dem  Erzgebirge  berief  — wie  es  von 
Seiten  Freibergs  in  Sachsen  schon  seit  1169  geschehen  war.  — 


')  V.  Inama- Sternegg,  a.  a.  0.  II  17-19.  1111  6.  Schröder, 
a.  a.  0.  S.  419.  420.  Rietschel,  a.  a.  0.  S.  118.  120. 
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ihr  eigener  Richter  einen  Streit  nicht  zu  entscheiden  ver- 
mochte. Aus  deutschen  Ansiedlungen  wuchsen  Städte,  so 
dass  das  Städtewesen  in  Ungarn  durchaus  auf  deutschen 
Grundlagen  beruht.  Seit  der  Zeit  Belas  IV.,  der  nach  dem 
Mongolensturme  das  Städtewesen  besonders  begünstigte, 
bildete  sich  in  Ungarn  der  Stand  der  Bürger  aus,  der  vor- 
herrschend aus  Deutschen  bestand  ’). 

Alle  diese  PÜanzungen,  so  erspriesslich  sie  auch  waren, 
traten  jedoch  zurück  gegenüber  der  mit  reichen  Mitteln 
unternommenen  planvollen  Colonisation  Albrechts  des  Bären 
und  Heinrichs  des  Löwen,  nach  Besiegung  der  slavischen 
. Völkerschaften,  auf  den  nun  verödeten  Gebieten  der  Mark 
Brandenburg  sowie  in  Lauenburg  und  Mecklenburg,  eine 
Colonisation,  die,  zugleich  eine  Germanisirung  ausgedehnter 
slavischer  Gebiete  durch  Sachsen,  Niederländer,  Schwaben, 
Hessen,  sich  als  mächtige  Schutzwehr  gegen  künftige  ver- 
wüstende Einfälle  der  Slaven  erwies.  Sie  erlangte  auch 
dadurch  hervorragende  Wichtigkeit,  dass  von  nun  an  die 
Selbstständigkeit  des  bäuerlichen  Gemeinwesens,  die  Erb- 
lichkeit der  Güter,  die  Befreiung  von  Frohnden  in  Deutsch- 
land sich  ausbreitete,  da  die  einzelnen  Ansiedler  ihre  Hufen 
gegen  einen  bestimmten  Geldzins  zu  veräusserlichem  und 
vererblichem  Rechte  erhielten.  Die  Einführung  flämischen 
Rechts  ward  allgemein  als  ein  Fortschritt  betrachtet.  Ferner 
wurden  die  niederländischen  Colonisten  dadurch  überaus 
nützlich,  dass  sie  die  anderen  Deutschen  im  Deich-  und 
Gartenbau,  in  der  Abwässerungs-  und  Wiesencultur  unter- 
wiesen. Das  östliche  Colonisationsgebiet  erwies  sich  auch 
durch  die  daselbst  entstandenen  Städte  und  Märkte  als 
überaus  wichtig.  Die  von  deutschen  Ansiedlern  hier  ins 
Leben  genifenen  kaufmännischen  Niederlassungen  wurden  in 
noch  stärkerem  Masse  als  die  bäuerlichen  Dörfer  Ausgangs- 
punkte der  Germanisirung  des  Landes.  Diese  Bewegung 
hält  während  des  ganzen  zwölften  .Jahrhunderts  an. 

Im  dreizehnten  Jahrhundert  erfüllt  der  deutsche  Orden 
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die  Aufgabe  der  Colonisation  und  Germanisirung  des  Ostens 
in  grossem  Massstabe,  die  insbesondere  in  Schlesien  auch  noch 
im  vierzehnten  Jahrhundert  fortschreitet 

Nach  der  Kulmischen  Handveste  von  1233  erhielten  die 
Ordensritter  Gebiete  von  100  und  mehr  Hufen  gegen  blossen 
Recognitionszins  und  die  Verpflichtung  zu  Reiterdienst. 

Der  Vorgang  bei  der  Colonisation  war  gewöhnlich  der, 
dass  der  Landes-  oder  Grundherr  die  zu  besiedelnden  Flächen 
einem  Unternehmer  (locator)  zur  Eintheilung  und  Besetzung 
mit  Colonisten  übergab,  die  nur  aus  freien  Leuten  bestehen 
durften.  Die  ersten  Jahre,  während  welcher  die  Urbar- 
machung erfolgte,  waren  zinsfrei. 

Auch  die  böhmischen , ungarischen  und  polnischen 
Könige  suchten  deutsche  Einwanderer  heranzuziehen  *).  | 

Besonders  die  böhmischen  Könige  Prömysl  Ottokar  L,  j 

Wenzel  I.  und  Ottokar  II.  erkannten  die  ethische, 
politische,  sociale  und  ökonomische  Bedeutung  der  An-  j 

Siedlung  der  Deutschen  an,  die  Gewerbe,  Handel,  Bildung 
und  Wohlstand  verbreiteten  und  die  königlichen  Einkünfte  ^ 

erheblich  vermehrten.  Da  die  Deutschen  sich  in  den 
slavischen  Ländern  nur  unter  der  Bedingung  ansiedelten, 
dass  man  ihnen  ihr  eigenes  Recht  zugestehe  und  sie  von 
der  Gewalt  der  Kreisbeamten  befreie,  so  wurde  eine  ganze 
Reihe  deutscher  Städte  planmässig  neu  gegründet,  oder  es 
wurden  schon  bestehende  Burgflecken  zu  Städten  erhoben, 
mit  deutschem  Rechte  ausgestattet,  mit  Jahrmärkten  und 
anderen  Privilegien  begabt,  insbesondere  durch  gesetzliche  ! 

Feststellung  der  Abgaben  gegen  willkürliche  Besteuerung 
gesichert.  Die  Ansiedlungen  der  Deutschen  wie  die  Städte-  t 

gründungen  wurden  durch  den  im  dreizehnten  Jahrhundert  ■' 

zu  neuer  Blüte  gelangten  Bergbau  gefördert,  zu  dessen  Be-  I 

trieb  man  tüchtige  deutsche  Bergknappen  nach  Iglau.  Deutsch-  j 

brod,  Kuttenberg  und  dem  Erzgebirge  berief  — wie  es  von  : | 
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ln  Würdigung  der  grossem  Energie  der  deutschen  Bauern 
suchte  man  auch  im  dreizehnten  Jalirhundert  durch  Ueber- 
lassung  von  Ländereien  als  freies  Eigen,  neben  städtischen 
Niederlassungen,  deutsche  Ackerhaucolonien  zu  gründen. 

Infolge  von  Uebervölkerung,  Ueberschwemmuugen  wie  von 
Adelsdruck  kamen  zu  diesem  Behufe  Bauern  aus  den  Nieder- 
landen, aus  den  Rheingegenden  und  aus  Franken  herbei. 

Diese  Colonisation  war  auch  von  günstigem  Einflüsse  für  a 

slavische  Dörfer,  die  als  besondere  Begünstigung  die  Be- 
fugniss,  „nach  deutschem  Rechte“  leben  zu  dürfen,  erlangten, 
d.  h.  von  Staatsfrohnden , der  Gesammtbürgschaft  und  der 
Beamtengewalt  befreit  zu  w’erden  und  ihre  Güter  nach  j i 

deutschem  Rechte  besitzen  zu  dürfen.  Im  Laufe  eines  Jahr-  f 

hunderts  erschienen , nach  der  etwas  übertriebenen  Mit-  i, 

theilung  Palackys , die  meisten  böhmischen  Dörfer  mit 
deutschem  Rechte  ausgestattet’).  Von  den  deutschen  Stadt- 
rechten war  es  in  erster  Linie  das  Magdeburger,  dessen  ; I 

Einführung  mit  der  deutschen  Colonisation  in  magyarischen 
und  slavischen  Gebieten  — u.  A.  in  Südrussland  — zu- 
sammenhing  ^).  ' 

In  Island  hatten  die  ersten  Ansiedler  zu  grosse  Grund- 
stücke eingenommen,  von  denen  sie  meistens  weder  durch 
Verkauf  noch  auf  anderm  Wege  irgend  etwas  abzutreten 
geneigt  waren.  Der  König  Harald  Schönhaar  verordnete 
daselbst,  dass  niemand  ein  grösseres  Gebiet  occupiren  dürfe, 
als  wovon  er  in  einem  Tage  mit  Hilfe  seines  Schiffsvolkes 
Besitz  ergreifen  könne  ^).  Als  die  Occupation  vollendet 

war,  gewannen  die  Dreistesten  durch  Zweikampf  von  den 
grossen  Grundbesitzern  Grund  und  Boden  ^). 

Die  italienischen  Colonien  waren  vorwiegend  A 

•« 

0 Huber,  Geschichte  Oesterreichs.  I 573  ff.  Huber,  Oesterr. 
Keichsgeschichte.  S.  80.  81. 

2)  Riss,  Deutsches  Recht  in  Südrussland.  Beilage  z.  A.  Z.  vom 
18.  März  1898. 
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Eroberungs-Colonien.  Zunächst  haben  wir  der  zahlreichen 
in  den  Kreuzfahrerstaaten  entstandenen  Colonien  italienischer 
Städte  zu  gedenken , die  alle  hervorragende  Stützpunkte 
des  Levantehandels  wurden.  Den  Hauptantheil  daran  er- 
rangen die  Venetianer.  1100  langten  sie  mit  einer  Flotte 
von  etwa  200  Schiffen  in  Palästina  an.  Von  den  Städten, 
welche  die  Kreuzfahrer  und  die  Venetianer  gemeinschaftlich 
eroberten,  sollten  diese  ein  Drittel,  die  Stadt  Tripolis  aber 
ganz  bekommen.  1101  überliess  Balduin  von  Edessa  den 
Genuesen  in  jeder  der  eroberten  drei  Städte  Arsuf,  Cäsarea 
und  Accon  ein  Quartier,  das  einem  Drittel  der  Stadt  gleich- 
kam und  in  demselben  Verhältnisse  Ländereien  in  der 
nächsten  Umgebung.  1109  erlangten  sie  dazu  die  Stadt 
Klein-Gibellum  ’).  Die  Venetianer  erwirkten  ein  Anrecht 
auf  Colonialbesitz  in  jeder  Stadt  des  Königreichs  Jerusalem, 
auch  wenn  die  Einnahme  ohne  ihre  Mitwirkung  erfolgen 
‘sollte.  In  der  Hauptstadt  Jerusalem  wurde  ihnen  1123  ein 
ebenso  grosser  Theil  wie  der  des  Königs  überlassen;  die 
werthvollste  Erwerbung  aber  war  das  Drittel  von  Tyrus 
sammt  den  entsprechenden  Ländereien.  Eine  Vorstellung 
von  dem  Umfange  des  venetianischen  Landbesitzes  in  Syrien 
gewährt  der  Bericht  des  Marsilio  Giorgio  — der  von  1240 
an  durch  mehrere  Jahre  Bailo  der  Republik  in  Syrien 
■war  — wonach  die  venetianische  Colonialgemeinde  um 
Tyrus  her  1243  80  Casalien  besass,  worunter  man  sowohl 
kleinere  Gehöfte  als  Weiler  und  Dörfer  verstand  ^).  ln 
Constantinopel  war  der  Mittelpunkt  des  von  Venedig  im 
vierten  Kreuzzuge  erworbenen  Complexes  von  Colonial- 
besitzungen, das  zugleich  in  dem  Masse  als  Schwerpunkt 
des  gesammten  venetianischen  Staates  betrachtet  wurde,  dass 
man  in  Venedig  ernstlich  daran  gedacht  haben  soll,  die 
Residenz  des  Dogen  nach  Constantinopel  zu  verlegen®).  — 
1255  brach  der  durch  Handelseifersucht  zwischen  Venedig 

1)  Heyd,  a.  a.  0.  I 150-155. 

2)  a.  a.  0.  I 167—171. 

®)  a.  a.  0,  I 316.  Vgl.  Daru,  a.  a.  0.  I 381, 
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und  Genua  hervorgerufene  grosse  Colonialkrieg  aus,  der  bis 
1270  dauerte. 

Auch  nach  dem  Untergange  der  Kreuzfahrerstaaten, 
der  durch  den  Handelsneid  der  italienischen  Städte  mit- 
vorbereitet worden  war,  erloschen  die  Handelscolonien  nicht 
ganz:  die  Verbindungen  mit  Damascus  und  Aleppo  wurden 
nie  vollständig  aufgegeben ; binnen  Kurzem  erhob  sieh  wieder 
Berytus  zu  einem  bedeutenden  Handelsplätze  zwischen 
Orient  und  Occident,  zu  einem  Hauptziele  der  Handelsflotten 
Italiens  U- 

1211,  1222  und  1252  gründete  Venedig  Rittercolonien 
auf  Candia.  Bei  der  ersten  Sendung  wurden  200  Lehngüter 
(militiae)  an  132  Bitter  und  408  Lehn  träger  zu  Fuss  (pedites, 
pedoni)  vertheilt.  Die  Lehngüter  wurden  allmählich  bis  auf 
394  erhöht.  Eine  besondere  Classe  von  diesen  waren  die 
geistlichen  Ritterlehen,  25  an  der  ZahU).  Die  Lehen  wurden 
zu  vollem  Niessbrauch  überlassen,  mit  alleinigem  Vorbehalte 
der  Silbergruben  und  der  Goldsand  führenden  Flüsse,  die 
als  Regalien  der  Republik  zufallen  sollten®). 

Nachdem  der  Peloponnes  unter  venetianische  Herrschaft 
gelangt  war,  fand  daselbst  eine  Vertheilung  des  Grund- 
besitzes unter  die  alten  und  neuen  Einwohner  statt; 
100  Lehen  für  patricische  Familien  wurden  dort  gegründet  U- 

Die  venetianischen  Colonien  wie  die  Terra  ferma  wurden 
insofern  zurückgesetzt,  als  ihre  Bewohner  einzig  und  allein 
in  Venedig  kaufen  und  verkaufen  durften”);  besonders  die 
Einwohner  von  Cypern  klagten  üb(!r  die  Härte  der  Re- 
gierung, die  sie  dem  venetianischen  Adel  überantwortet  habe. 

Machiavelli  bezeichnet,  offenbar  im  Hinblicke  auf 
Venedig,  als  Wirkung  der  Colonien  in  eroberten  Ländern  den 
Anbau  frischen  Bodens,  die  Herbeiführung  grösserer  Sicher- 

0 Heyd,  a.  a.  0.  1 396. 

Zinkeisen,  Geschichte  des  osinauischen  Keiches.  IV  633  ff. 

3)  a.  a.  0.  IV  652. 

0 Dam,  a.  a.  0.  III  91. 

D Burckhardt,  a.  a.  0.  I 65. 
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heit  für  die  Sieger,  die  Ausfüllung  der  gar  nicht  oder  nur 
schwach  bewohnten  Orte  mit  Einwohnern  und  auf  solche 
Art  eine  richtige  Vertheilung  der  Bevölkerung.  Die  Sicher- 
heit werde  dadurch  erhöht,  dass  die  in  das  neu  eroberte 
Gebiet  gebrachte  Bevölkerung  des  Mutterstaates  den  andern 
Theil  überwache ‘). 

Wie  wir  bereits  audeuteten,  ward  Flandern  1110 
durch  eine  grosse  Ueberschwemmung  heimgesucht.  Das 
Meer  verwüstete  ganze  Ortschaften  und  versetzte  einen 
grossen  Theil  des  Bodens  durch  lange  Zeit  in  Unfruchtbar- 
keit, so  dass  vielen  Familien  keine  andere  Hilfsquelle  als 
die  Auswanderung  übrig  blieb,  die  sich  zum  Theile  dem 
deutschen  Osten  zuwandte.  Andere  begaben  sich  nach  Eng- 
land, wo  Heinrich  I.  ihnen  in  Northumberland  eine  Zufluchts- 
stätte anwies.  Infolge  der  Unzufriedenheit  jedoch,  die  ihre 
Anwesenheit  daselbst  unter  den  Normannen  erregte,  ver- 
pflanzte er  sie  bald  darauf  in  die  Grafschaft  Ross  an  den 
Grenzen  von  Wales,  wo  sie,  eine  Art  ackerbauender  Militär- 
grenze bildend,  die  wilden  Bergbewohner  in  Schach  hielten. 
Die  Colonie  gelangte  zu  grosser  Blüte.  Die  Colonisten  ver- 
legten sich  bald  auf  die  Tuchweberei,  worin  Flandern  allen 
anderen  Nationen  überlegen  war,  und  worin  sie  nun  die  Lehr- 
meister der  Engländer  wurden®). 

Endlich  haben  wir  der  zur  See  unternommenen  coloni- 
sirenden  Züge  der  Normannen  zu  gedenken , die  im  Norden 
Frankreichs  ein  Reich  gründeten,  England  eroberten,  in 
Neapel  und  Sicilien,  vornehmlich  unter  der  Leitung  Robert 
Guiscards,  einen  erfolgreichen  Kampf  gegen  die  anstürmenden 
orientalischen  Mächte  führten. 


Wir  haben  nun  die  auch  in  dieser  Periode  zahlreichen 
von  den  Lehen  unabhängigen  Schenkungen  von  Grund- 
besitz und  Ausstattungen  damit  zu  betrachten,  wobei  wir 
von  den  bereits  (III  187 — 196)  erörterten  an  Kirchen  und 
Klöster  absehen.  In  Betreff'  dieser  wollen  wir  unseren 

Istorie  fiorentine  II. 
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früheren  Angaben  nur  hiuzufügen,  dass  schon  Karl  der 
Grosse  und  Ludwig  der  Fromme  die  allgemeine  Dotirung 
der  neu  eingerichteten  Pfarreien  mit  Pfarreiwiduiuthen  ge- 
boten. Karl  der  Grosse  bestimmte  zwei  Hufen,  Ludwig 
mindestens  eine  Hufe  als  derartige  Ausstattung,  welche  An- 
ordnungen genau  durchgeführt  wurden.  Die  Pfarrhufen 
lagen  iin  Gemenge  mit  den  übrigen  Hufen,  weshalb  sie  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  den  Zusammenhang  der  bäuerlichen 
Grundstücke  trennten  ^). 

Analog  dem  Vorgänge  im  alten  Rom  (siehe  lY/'I  432) 
wurden  in  Böhmen  zum  Schutze  der  Strassen  und  Grenzen 
Landesangehörige  mit  Grundanweisungen  ausgestattet  ^). 

Eine  grosse  Rolle  spielten  im  früheren  Mittelalter 
Grundbesitzschenkuugen  an  königliche  Gemahlinnen  und 
Coucubinen.  Lothar  II.  verbriefte  seiner  Gemahlin  Teutberga 
20  Höfe  zu  standesmässigem  Unterhalte;  nach  Adventius 
von  Metz  soll  er  auch  die  Walrada  mit  100  Hufen  aus- 
gestattet haben.  Eine  grosse  Anzahl  erhaltener  Urkunden 
Ludwigs  II.  betrifft  Güterschenkungen  und  Besitzbestätig- 
ungen für  die  Kaiserin. 

Unter  Arnulf  und  Ludwig  dem  Kind  wird  Krongut 
nicht  nur  an  Kirchen,  sondern  auch  an  Private  zur  Ge- 
winnung eines  zuverlässigen  Anhangs  reichlich  verschenkt^). 
Am  zahlreichsten  aber  waren  die  Schenkungen  Ottos  des 
Grossen.  Bloss  die  überlieferte  Zahl  der  von  diesem 
Kaiser  verschenkten  grösseren  und  kleineren  Güter,  Markt- 
rechte und  Zölle  belief  sich  auf  876,  so  dass  auf  jedes  seiner 
37  Regierungsjahre  etwa  24  kommen^). 

Zu  den  massenhaften  Landschenkungen  an  Edelleute 
gesellten  sich  zuweilen  Zuwendungen  an  grosse  Künstler 
und  Gelehrte,  die  sonst  in  sehr  bescheidenen  Verhältnissen 
lebten.  So  ward  ein  berühmter  Goldschmied , Perenger, 


')  Meitzen,  a.  a.  0.  Idl  803. 

®)  Lippert,  a.  a.  0.  I 9. 

®)  Mülxlbacher,  a.  a.  0.  S.  504.  526.  568.  668. 
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Dienstmann  des  Klosters  Tegernsee,  von  Kaiser  Otto  III. 
mit  Gütern  in  Thüringen  beschenkt^). 

Die  merkwürdigste  der  zahlreichen  Güterschenkungen 
Heinrichs  II.  erfolgte  1002  an  den  Markgrafen  Heinrich  I.  von 
Oesterreich.  Sie  umfasste  den  ganzen  an  den  östlichen  Ab- 
hängen des  Wiener  Waldes  gelegenen  Landstrich  zwischen 
den  Flüssen  Triesting  und  Liesing,  ein  Gebiet  von  nahezu 
18  Quadratmeilen,  auf  dem  sich  später  das  Stift  Heiligen- 
kreuz, die  Stadt  Baden  und  der  Markt  Mödling  erhoben. 
Hinzugefügt  wurden  noch  20  Güter  jenseits  der  Donau,  die 
sich  der  Markgraf  zwischen  den  Flüssen  Kamp  und  March 
sollte  beliebig  aussuchen  können.  Konrad  II.  machte  1025 
dem  Grafen  Arnold  von  Formbach  und  Neuburg  und  seinen 
Söhnen  eine  Schenkung  von  50  grossen  Gütern  auf  dem 
Marchfelde.  Heinrich  III.  schenkte  in  dem  Gebiete  westlich 
der  Leitha  und  March,  das  im  Frieden  von  1043  an  ihn 
abgetreten  worden  war,  im  März  1045  dem  Markgrafen 
Siegfried,  unbekannter  Herkunft,  Ländereien  im  Umfange 
von  150  Bauerngütern  und  fügte  im  Juli  desselben  Jahres 
noch  ausgedehntere  Besitzthümer  zwischen  der  Donau,  Zaya 
und  March  hinzu  ^). 

So  oft  Wenzel  III.  trunken  war,  beuteten  die  böhmischen 
Edelleute  diesen  Zustand  aus,  um  sich  königliche  Güter  von 
ihm  schenken  zu  lassen^). 

Schenkungen  von  Grundbesitz  wurden  zuweilen  Arbeitern 
gemacht,  um  sie  dauernd  zu  gewinnen.  So  geschah  es  im 
Gebiete  des  Schwarzwaldes  mit  Glasern  und  Bergleuten : 
man  fesselte  sie  an  die  Scholle,  indem  man  ihnen  diese  als 
Eigenthum  gewährte*).  Auch  Kaufleuten,  die  man  heran- 
zuziehen suchte,  wurde  Grundbesitz  angeboten.  Der  Bischof 
Kadaloh  von  Naumburg  — Zeitgenosse  Karls  V.  — schenkte 
den  Kaufleuten  des  Ortes  Gene,  um  sie  zur  Uebersiedlung 

’)  Riezler,  a.  a.  0.  I 828. 

*)  Huber,  Gescbicbte  Oesterreichs.  I 180  ff. 

«)  a.  a.  0.  II  43. 

D Gotbein,  a.  a.  0.  I 812. 
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nach  seiner  Stadt  zu  bestimmen , Wohnstätten  zu  vollem 
Eigenthum  zinsfrei^). 

In  der  Schweiz  verschenkten  die  Markgenossen  oder 
Landgemeinden  zuweilen  Almendland  an  Männer,  die  sich 
um  das  Land  verdient  gemacht  hatten.  Solchen  Privat- 
hesitzungen  wurde  die  Servitut  auferlegt,  im  Frühling  und 
Herbst,  während  der  Thalweide,  vor  dem  Auftreiben  des 
Viehs  auf  die  Alpen  oder  bei  seiner  Rückkehr  die  ein- 
gezäunten Matten  zu  öffnen®). 

Clu’istian  I.  von  Dänemark  verschenkte  viele  in  Schleswig- 
Holstein  infolge  der  Empörung  eingezogene  Grundstücke 
an  Edelleute,  kirchliche  Würdenträger  und  die  Königin; 
insbesondere  ganze  Reihen  Häuser  in  Husum  gelangten  so 
in  die  Hände  des  Adels®). 

In  England  kam  es  öfter  vor,  dass  der  König  einem 
tüchtigen  Thane,  der  auf  königlichem  Forste  durch  Rodung 
einen  Weiler  gründete,  Gut  und  Dorf  als  erbliches  Eigen- 
thum (bocland)  verlieh ; der  Weiler  (hamlet)  wurde  auf  diese 
Weise  zum  Freihofe ‘‘).  In  der  angelsächsischen  Zeit  musste 
jede  grosse  Landschenkung  von  Seiten  einer  mächtigen  Person, 
die  den  Erben  benachtheiligen  konnte,  vom  Witenagemot 
(der  obersten  Rathsversammlung  der  Nation)  und  dem  Könige 
bestätigt  werden.  Aus  diesem  Grunde  wurde  für  zahlreiche 
Schenkungsurkunden  an  Klöster  die  Bestätigung  der  er- 
wähnten Versammlung  nach  gesucht.  Wie  bereits  angedeutet, 
trat  derselbe  Fall  hei  Schenkungen  des  Königs  an  Personen 
seiner  Umgehung  ein®).  Während  Wilhelm  I.  und  Heinrich  I. 
die  Ausstattung  ihrer  Prinzen  und  Prinzessinnen  nicht  ihren 
Domänen,  sondern  ihren  Schatzkammern  entnahmen,  be- 
dachte Heinrich  I.  seine  natürlichen  Söhne  und  seine  Ver- 
wandten zweiten  Grades  mit  reichem  Landbesitze®). 


Waitz,  a.  a.  0.  VII  389. 

Bürkli,  Der  Ursprung  der  Eidgenossenschaft.  Zürich  1891.  S.  10. 
®)  Dahlmann,  a.  a.  0.  III  228. 

*)  Seebohm,  a.  a.  0.  S.  172. 

®)  Stiibbs,  a.  a.  0.  I 130.  131. 

6)  a.  a.  0.  I 342.  343. 
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In  Italien  wurden  die  Condottieri  öfters  mit  Land  aus- 
gestattet. So  John  Hawkwood  vom  Papste  Gregor  XL  mit 
Bagnacavallo und Cotignola *).  Sigismondo  Malatestaheschenkte 
einige  an  seinem  Hofe  lebende  Philologen  mit  Landgütern  ®). 

Als  die  vornehmsten  Thaten  des  schwachen  Ramiro  II. 
von  Barcelona  und  Aragonien  werden  Schenkungen  von 
Grundeigenthum  und  Gefällen  bezeichnet,  so  dass  .sich  seine 
Staatshandlungen  fast  einzig  und  allein  aus  Schenkungs- 
urkunden erkennen  lassen.  Auch  später  verminderten  sich 
die  Krondomänen  in  den  verschiedenen  spanischen  König- 
reichen durch  Geschenke  an  die  Caballeros,  vornehmlich  zur 
Belohnung  ihrer  Kriegsdienste®).  In  Navarra  verschenkte 
König  Sancho  der  Grosse  beträchtliche  Strecken  unbebauten 
Landes  unter  der  Bedingung,  dass  sie  angebaut  würden. 
Auch  die  Ricoshombres  Navarras  und  Aragoniens  knüpften 
die  Verleihung  von  Lehen  an  die  Bedingung,  dass  die  von 
ihnen  überwiesenen  Güter  in  Cultur  genommen  würden^). 


Entgegen  der  früheren  Anschauung,  dass  nach  ältestem 
deutschem  Rechte,  das  bis  zum  elften  Jahrhundert  in  Kraft 
blieb,  sich  das  Gruudeigenthum  auch  auf  die  im  Boden  be- 
findlichen Mineralien  u.  s.  w.  erstreckt  und  deshalb  ihre 
bergmännische  Gewinnung  nur  dem  Grundeigenthümer  zu- 
gestandeu  habe,  herrscht  nun  die  Ansicht  vor,  dass  die  Könige 
schon  in  der  fränkischen  Zeit  berechtigt  gewesen  seien, 
Bergbau  und  Salzgewinnung  ihrer  Gewalt  vorzu- 
behalten und  dass  aus  dem  Mangel  entscheidender  Zeug- 
nisse dafür  höchstens  zu  folgern  sei,  dass  die  Könige  bei  der 
unentwickelten  Bergwerksindustrie  es  noch  nicht  für  nöthig 
gehalten  hätten,  ihr  Recht  streng  anzuwenden®).  Heusler®) 

Burckhardt,  a.  a.  0.  I 21. 

2)  a.  a.  0.  I 271. 

Schäfer,  Geschichte  von  Spanien.  III  28  ff.  III  283. 

Diercks,  a.  a.  0.  II  177. 

Schröder,  a a.  0.  S.  192.  Brunner,  Deutsche  Rechts- 
geschichte. II  76. 

®)  a.  a.  0.  S.  I.  369.  370. 
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geht  so  weit,  zu  behaupten,  dass  das  Bergregal  schon  früh- 
zeitig mit  einer  Entschiedenheit  aufgetreten  sei,  die  es  über- 
haupt zweifelhaft  erscheinen  lasse,  ob  je  Metalladern  als  Zu- 
behör des  Grundes  und  Bodens  gegolten  und  also  im  Eigenthum 
des  Grundbesitzers  gestanden  hätten.  Dieser  Forscher  er- 
läutert seine  Anschauung  durch  die  Hinweisung  darauf,  dass 
die  Markgenossenschaften  zu  bergmännischem  Betriebe  un- 
fähig gewesen  seien,  dieser  daher  in  ihrem  Wirthschaftsleben 
keine  Stelle  gehabt  haben  könne,  v.  Inama  - Sternegg er- 
wähnt ebenfalls,  dass  sich  nirgends  der  Bergbau  als  mark- 
genossenschaftliches  Recht  und  auch  nicht  mit  Sicherheit 
im  Betriebe  kleiner  freier  Grundbesitzer  nachweisen  lasse, 
meint  aber,  dass  von  Anfang  an  die  grossen  Grundherren 
über  die  Bergwerke  verfügt  hätten,  deren  Organisation  also 
in  der  älteren  Zeit  durchaus  herrschaftlich  gewesen  sei. 
Achenbach 2)  nimmt  in  UebereinstimmuDg  damit  an,  dass 
die  Entstehung  des  Bergregals  wenigstens  zum  Theile  mit 
dem  Bergbaue  Zusammenhänge,  den  die  grossen  Grundherren 
auf  ihren  Ländereien  von  Altersher  betrieben  hätten.  Zahl- 
reiche Urkunden  seien  vorhanden,  aus  denen  auf  Grund- 
stücken von  Grafen,  Bischöfen  und  Klöstern  geübter  Berg- 
bau ersichtlich  sei.  Gothein  ®)  stellt  einen  Gegensatz  zwischen 
dem  Silberbergbau  und  dem  Goldwäschen  dar;  bei  diesem 
sei  dem  Regal  ein  Zustand  vorangegangen,  in  dem  es  zu 
den  Almendrechten  gehört  habe;  Goldweide  und  Viehweide 
seien  nach  bäuerlicher  Anschauung  ebenso  zusammenhängend 
gewesen,  wie  Bergregal  und  Wildbann  nach  der  der  Herren. 

Als  das  älteste  Zeugniss  für  das  Bergregal  erscheint 
Schröder  die  940  von  Otto  I.  ausgedrückte  Bestätigung  der 
907  durch  König  Ludwig  IV.  an  den  Erzbischof  von  Salz- 
burg erfolgten  Verleihung  des  Königshofes  Salzburghof 
„ . . . cum  Omnibus  censibus  in  salina  et  extra  salinam 
circa  fluvios  Sala  et  Salza cha  vocatos  in  auro  et  sale.“ 

Neben  liscalischen  Gruben  und  Salzwerken  werden  auch 

0 a.  a.  0.  II  331. 

Das  gemeine  deutsche  Bergrecht.  Bonn  1871.  I 81.  82. 

3)  a.  a.  0.  I 610.  611. 
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zahlreiche  private  Betriebe  erwähnt,  indem  das  Bergregal 
von  den  Königen  dahin  aufgefasst  wurde,  dass  nicht  sie  allein, 
sondern  dass  auch  Andere  mit  ihrer  Erlaubniss  und  gegen 
die  ihnen  vom  Bergherrn  auferlegten  Abgaben,  Bergbau  zu 
betreiben  berechtigt  wären.  Zahlreicher  sind  die  Quellen 
für  Anwendung  des  Bergregals  seit  der  Zeit  Heinriclis  II 
und  sehr  reichlich  im  zwölften  Jahrhundert. 

Schon  im  Mittelalter  umfasste  das  Bergregal  in  Deutsch- 
land alle  Metalle  und  Salz.  Doch  nimmt  Gothein  *)  Eisen 
aus.  Das  Recht  des  Grundeigenthümers  an  den  Eisenerzen 
sei  nie  in  Frage  gestellt  worden.  Die  ersten  im  vier- 
zehnten Jahrhundert  vorgekommenen  Kohlenwerke  — im 
Wurmrevier  bei  Aachen  — scheinen  von  Anfang  an  dem 
Regal  unterworfen  worden  zu  sein.  Jeder  Privatbetrieb, 
auch  der  vom  Grundeigenthümer  ausgeübte,  bedurfte  könig- 
licher Verleihung  unter  Zumessung  des  Grubenfeldes. 
Streitig  war,  ob  der  Grundbesitzer  verpflichtet  sei,  fremde 
vom  Bergherrn  bewilligte  Betriebe  unter  seinem  Grund 
und  Boden  zu  dulden.  Im  Allgemeinen  galt  schon  im 
Mittelalter  die  Trennung  des  Bergwerks-  vom  Grund- 
elgenthum, so  dass  der  Grundbesitzer  fremde  Betriebe  geo-en 
Einräumung  eines  Antheils  an  der  Ausbeute  zulassen  musste 
und  höchstens  ein  Nutzungsvorrecht  beanspruchen  konnte. 
Nur  für  Gold-  und  Silberbergbau  war  der  Grundbesitzer  zu 
solchen  Zugeständnissen  nicht  verpflichtet  2).  Das  Berg- 

und  Salzregal,  das  die  Goldene  Bulle  von  1356  den  Kur- 
fürsten zuerkaunte,  wurde  später  Gemeingut  säramtlicher 
Reichsfürsten  3).  Die  Landesherren  nahmen  auch  ein  all- 
gemeines Vorkaufsrecht  an  edlen  Metallen  für  sich  in  An- 
spruch^). An  den  Salzquellen  erwarben  zuweilen  die  Koten- 
besitzer wie  auch  die  Pfänner  bestimmte  Nutzungsrechte®). 

1)  a.  a.  0.  I 652. 

2)  Schröder,  a.  a.  0.  8.  523—525. 

®)  a.  a.  0.  S.  579. 

*)  Stobbe,  a.  a.  0.  II  583. 

®)  V.  Inama-Sternegg,  a.  a.  0.  II  348. 

Felix,  Eigenthum.  IV.  2.  I. 
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Wie  wir  gesehen  liabeii,  w'ar  das  Bergregal  auch  häufig 
Gegenstand  von  Lehen. 

In  Böhmen  gehörten  die  Bergwerke,  insbesondere  die 
Gold-  und  Silberbergwerke,  von  Rechtsw^egen  dem  Könige; 
doch  hatte  der  Schatz  dem  Grundeigenthümer  den  zehnten 
Theil  des  Einkommens  abzugebeu.  Um  die  Einwohner  zum 
Bergbaubetriebe  zu  ermuntern,  ward  Jedermann  im  Lande 
gestattet,  Erze  zu  suchen;  wer  solche  fand,  konnte  die  Be- 
lehnung nachsucheu,  wonach  er  und  seine  Nachfolger 
gegen  einen  dem  Schatze  jährlich  zu  entrichtenden  Zins 
allen  Gewinn  daraus  ziehen  durften.  Ebenso  war  es  in 
Russland.  In  Polen  gehörten  die  auf  eigenem  Grunde  ent- 
deckten Erze  bis  etwa  zum  Ausgange  des  Mittelalters  dem 
Eigenthümer  ^). 

Die  aus  uralter  Zeit  stammenden  Berggewohnheiten  in 
Cornwall , Devonshire  und  Derbyshire  stimmen  in  allen 
wesentlichen  Punkten  mit  den  Freiberger,  Iglauer,  Schem- 
uitzer,  Goslarer  Bergrechten,  wie  mit  denen  tiberein,  welche 
die  Spanier  nach  Peru  und  Mexico  brachten,  wonach  nicht 
der  Grundbesitzer , sondern  der  Staat  Eigenthtinier  der 
Mineralschätze  war,  der  sein  Eigenthum  in  der  Regel  da- 
durch nutzbar  machte,  dass  er  Jedermann  den  Bergbau  gegen 
hohe  Abgaben,  unter  staatlicher  Aufsicht  und  unter  der  Be- 
dingung fortdauernden  vorschriftsmilssigen  Betriebes  sowie 
mit  Vorbehalt  seines  (Ober-)Eigenthums  gestattete.  In 
Grossbritannien  wurde  dieses  Recht  mit  der  sinkenden  Macht 
des  Königthums  von  den  Grundherren  mit  Erfolg  bestritten. 
Zwar  bezeichnete  noch  König  Johann  1201  alle  Zinnberg- 
werke als  sein  Eigenthum;  doch  musste  Eduard  III.  1305 
dies  Recht  aufgeben  Richard  II.  verordnete,  dass  Jeder- 
mann auf  eigenem  Grund  und  Boden  „für  die  nächsten 
sechs  Jahre“  auf  Gold,  Silber  und  andere  Metalle  schürfen 


1 


0^ 


» 


Macieiow'ski,  a.  a.  0.  IV  471. 

2)  Arndt,  Bergbau  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften. 
II  865.  866. 
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dürfe,  dass  aber  der  neunte  Theil  des  Gefundenen  dem 
Könige  gebühre  ^). 

Die  Industrieblüte  Lüttichs  führte  zu  zeitiger  Be- 
nutzung der  reichen  Steinkohlenschätze  der  Landschaften 
Limburg,  Lüttich,  Namur.  Das  Recht,  die  Steinkohlenfiötze 
zu  nutzen,  stand  im  Lüttichschen , auf  königlich-reichsherr- 
liche und  bischöflich-landesherrliche  Yerbriefungen  gegründet, 
dem  Eigenthümer  der  Oberfläche  zu.  Namur  hatte  bereits 
im  zwölften  Jahrhundert  den  Stapel  für  Steinkohlen  ®). 

In  Frankreich  wurde  während  des  ganzen  Mittelalters 
das  Recht  des  Bergwerkbetriebes  sowohl  von  den  grossen 
Herren  wie  vom  Könige  ausgeübt,  war  also  nicht  Regal. 
Wiewohl  einzelne  Herren,  wie  der  Graf  von  Foix,  gegen 
Ende  des  dreizehnten  Jahrhunderts  die  königliche  Er- 
mächtigung zum  Bergbaue  uachsuchten,  so  darf  daraus  kein 
allgemeiner  Schluss  gezogen  werden;  vielmehr  sind  solche 
Fälle  als  Ausnahmen  zu  betrachten,  da  die  grossen  Kron- 
vasallen  in  dieser  Beziehung  selbstständig  verfuhren.  Erst 
durch  eine  Verordnung  vom  30.  Mai  1413  eignete  sich  der 
König  das  Souveränetätsrecht  über  die  Minen  an,  das  in 
einer  Abgabe  des  Zehnten  vom  Ertrage  seinen  Ausdruck 
finden  sollte®). 

In  Navarra  gehörten  die  Eisenbergwerke  auf  dem 
Grund  und  Boden  Adeliger  (infanzones)  diesen,  auf  den 
Grundstücken  Nichtadeliger  (villanos)  aber  dem  Könige^). 


Wir  haben  (IV/ 1 244)  gesehen,  dass  schon  die  alten 
Hellenen,  in  der  Absicht,  die  auf  den  Boden  entfallenen 
Steuern  zu  bestimmen,  eine  Art  G r u n d b ü c h e r eingeführt 
hatten.  Vermuthlich  waren  bereits  in  der  römischen  Kaiser- 


Ruding,  a.  a.  0.  I 238. 

2)  Hüllmann,  a.  a,  ().  I 267. 

Glasson,  a.  a.  0.  VI  32.  33. 

Cärdenas,  a.  a.  0.  I 408. 
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zeit  die  im  achten  Jahrhundert  zu  grosser  Ausbildung  ge- 
langten Güterverzeichnisse  bekannt.  Im  byzantinischen 
Reiche,  wo  der  Heeresdienst  auf  verliehenem  Grundbesitze 
ruhte,  wurde  dieser  spätestens  im  zehnten  Jahrhundert  in 
ein  militärisches  Grundbuch  eingetragen^). 

In  dem  Masse  als  im  Mittelalter  der  Grundbesitz  der 
Geistlichkeit  sich  vermehrte,  erkannte  diese  die  Nothwendig- 
keit,  durch  Führung  von  Erbregistern,  Urbarien  und  Grund-  » 

büchern  den  erworbenen  Gütern  einen  dauernden  Rechtstitel 
zu  sichern.  Die  Klöster,  die  sich  die  Pdege  des  Ackerbaues 
so  sehr  angelegen  sein  Hessen  (vgl.  III  63),  gingen  hierin 
voran.  Die  Abtei  St.  Emeran  Hess  1031  ein  Grundbuch  an- 
fertigen, Corvey  im  Anfang  des  zwölften  Jahrhunderts,  später 
Fulda  und  Prüm.  Einer  Anordnung  des  Erzbischofs  von 
Mainz  zufolge,  mussten  alle  Mediatstiftungen  des  Bisthums 
über  ihre  Grundstücke,  Hintersassen  und  deren  Frohndienste 
wie  sonstige  Leistungen  Grundbücher  anlegen  und  sie  in 
Schränken  an  eisernen  Ketten  befestigen.  Manche  weltliche 
Grosse  Hessen  sich  durch  sachkundige  Geistliche  Grundbücher  so 

über  ihre  Dörfer  und  Einkünfte  abfassen,  z.  B.  die  Grafen 
von  Dalen  in  Westfalen  schon  im  zwölften  Jahrhundert®). 

Auch  die  Traditionsbücher  der  grossen  Grundherrschaften, 
die  seit  dem  zehnten  Jahrhundert  immer  mehr  an  die  Stelle 
der  Copialbücher  traten,  im  spätem  Mittelalter  aber  wieder 
von  diesen  verdrängt  wurden,  enthielten  protocollartige 
Originalaufzeichnuugen  der  verschiedenen  Immobiliarerwerbs- 
geschäfte  der  Grundherren.  Daneben  führten  die  meisten 
Grundherrschaften  Urbarien  oder  Salbücher,  die  später  zum 
Theil  zu  vollständigen  griindherrlichen  Katastern  erweitert 

wurden.  * 

Die  Städte,  die  keine  fortschrittliche  Institution  un- 
beachtet Hessen,  eigneten  sich  auch  diese  zeitig  au,  vor 
allen  die  grosse  rheinische  Handelsstadt  Köln,  wo  sich  um 


Neumann,  a.  a.  0.  S.  54. 

2)  Schamberger,  Die  Geschichte  des  Bauernstandes.  Pram  1891. 
S,  17.  Vgl.  Hüllmann,  a.  a.  0.  II  9. 
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1135  (nach  Hüllmann*)  schon  in  der  zweiten  Hälfte  des 
elften  Jahrhunderts)  von  den  Schöffen  auf  grossen  Pergament- 
blättern verzeichnete  Protocolle  über  Erwerbungen  von  ding- 
lichen Rechten  an  Immobilien  fanden,  Schreinskarten  ge- 
nannt, weil  sie  in  einem  Schrein  aufbewahrt  wmrden.  Diese 
Schreine  waren  zugleich  die  Behälter  für  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen, die  das  Münzwesen  und  die  Währung  betrafen, 
deren  Aufnahme  zum  Verständnisse  der  zahlreichen  Zins- 
und  Rentenverschreibungen  unerlässlich  erschien®).  Von 
Köln  aus  wurden  schon  im  zwölften  Jahrhundert  die  Grund- 
bücher (Stadtbücher)  nach  Andernach,  Metz  und  anderen 
westdeutschen  Städten  verpflanzt.  Im  Laufe  des  dreizehnten 
Jahrhunderts  sind  sie  auch  in  den  norddeutschen  Städten 
stark  verbreitet;  in  Hamburg  finden  sie  sich  1248,  in  Kiel 
1264  und  gegen  Ende  des  dreizehnten  Jahrhunderts  der  Ost- 
see entlang  bis  nach  Riga.  Gent  erhielt  das  erste  Grund- 
buch (terrier)  1337.  In  Wien  bestehen  Grundbücher  seit  1360. 

In  den  Ländern  der  böhmischen  Krone  entwickelten 
sieh  seit  dem  dreizehnten  Jahrhundert  die  „Landtafeln“, 
die  im  Wesentlichen  nur  Erwerbungen  von  Rechten  an 
Immobilien  enthielten,  sich  allmählich  über  ganz  Oesterreich 
verbreiteten  und  im  vierzehnten  Jahrhundert  auch  in  Polen 
ein  geführt  wurden. 

Bremen  gehörte  zu  den  Städten,  in  welchen  zuerst  die 
Rechtsbegründung  von  der  Protocollirung  abhängig  gemacht 
wurde.  — Das  älteste  Münchner  Grundbuch,  das  auf  die 
früheren  Eintragungen  in  die  Gerichtsprotocolle  folgte,  ist 
von  1481®). 

Zuweilen  entstanden  Grundbücher  durch  landesfürstliche 
Verleihung.  So  Hess  Karl  IV.,  nm  der  Willkür  vorzubeugen, 

Geschichte  des  Ursprungs  der  Stände  in  Deutschland.  2.  Aufl. 

S.  511. 

Kruse,  Kölnische  Geldgeschichte.  Trier  1888.  S.  44. 

®)  Aubert-Doublier,  Beiträge  zur  Geschichte  der  deutschen  Grund- 
bücher in  der  Zeitschrift  der  Savigny-Stiftung  für  Rechtsgeschichte, 
XIV.  germanistische  Abtheilung.  Weimar  1893.  S.  2 — 25.  Schröder, 
a.  a.  0.  S.  675.  des  Marez,  a.  a.  0.  S.  133. 
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in  der  Mark  wie  im  Fürstenthuin  Breslau  Laiidbüeher  au- 
fertigen,  die  Verzeichnisse  der  Güter  und  der  darauf  haf- 
tenden Renten  und  Zinsen  enthielten^).  Herzog  Friedrich 
der  Aeltere  verlieh  1426  der  Stadt  Wiener  Neustadt  ein 
eigenes  Grundbuch,  worin  alle  innerhalb  des  Burgfriedens 
der  Stadt  vorgenominenen  Käufe,  Verkäufe,  Schenkungen, 
Testamente,  Vermächtnisse  eingetragen  werden  sollten  ^). 

England  war  das  erste  Land,  das  einen  Kataster  von  » 

der  Bedeutung  des  Domesday-books  erhielt,  des  ersten  be- 
kannten statistischen  Documents  des  modernen  Europa.  König 
Alfred  soll  ein  Werk  dieser  Art  um  900  zusammengestellt 
haben,  von  dem  das  Domesday-book  gewissermassen  eine  — 
jedenfalls  sehr  erweiterte  — Copie  wäre®). 

In  Italien  war  es  zuerst  Florenz,  wm  vorzüglich  aus 
Rücksicht  auf  die  Gläubiger  Beamte  angestellt  wurden,  die 
Verzeichnisse  über  die  Grundstücke  aufzunehmen  hatten,  in 
welchen  alle  eintretenden  Veränderungen  in  Eigenthum  und 
Besitz  angemerkt  werden  sollten.  Die  Angelegenheit  gerieth 
jedoch  ins  Stocken,  bis  sie  1427  von  Johann  von  Medici,  ^ 

genannt  Bicci,  wieder  in  Anregung  gebracht  und  in  verdienst- 
voller Weise  durchgeführt  wurde.  Das  Grund-  und  Lager- 
buch, das  nun  zu  Stande  kam,  enthielt  auch  eine  sehr  ins 
Einzelne  gehende  Darstellung  des  beweglichen  Vermögens 
und  der  Erwerbsarten  ^). 

Sehr  früh,  und  zwar  schon  bei  Ausgang  des  elften 
Jahrhunderts,  bestanden  in  Unteritalien  Register  der 
Domänen-  und  der  Lehngüter,  noch  früher  die  Kataster  der 
Saracenen  auf  der  Insel  Sicilien.  Doch  wurden  in  der  Er- 
hebung der  Barone  gegen  Wilhelm  den  Bösen  die  meisten 
dieser  Urkunden  vernichtet,  und  was  noch  übrig  blieb,  Hess  < 

Karl  I.  von  Anjou  verschwinden,  in  dem  Streben,  alle  Er- 
innerung an  die  Schwaben  und  Normannen  auszulöschen®). 


Lindner,  a.  a.  0.  II  97, 

Chmel,  a.  a.  0.  I 181. 

Reeves,  a.  a.  0.  I 253. 
Hüllmann,  Städtewesen.  IV  91. 
V.  Rauch,  a.  a.  0, 
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Die  Ei’schlaffung  der  Centralgewalt,  die  das  Lehnwesen 
hervorgerufen  hatte,  ermöglichte  unter  dessen  Mitwirkung 
die  Erstarkung  neuer  Mächte  neben  dem  König- 
thum. Zunächst  kamen  die  durch  die  ersten  Karolinger 
beseitigten  Stammesherzoge  wieder  empor,  welche  die  Central- 
gewalt noch  mehr  zurückzudrängen  und  sich  an  ihre  Stelle 
zu  setzen  suchten,  fast  alle  Merkmale  des  Reichsamtes  ab- 
streiften und  auch  vom  Lehn  nur  den  Schein  bewahrten. 
Sie  hatten  das  Aufgebot  und  die  Führung  der  kriegerischen 
Macht  ihrer  Provinz , deren  oberste  Richter  sie  w'aren  und 
machten  bald  eine  Art  Erbfolge  in  der  herzoglichen  Würde 
geltend.  In  Sachsen  befestigten  die  Liudolfinger  ihre  Stellung; 
in  Franken  gelangten  die  Konradiner  zur  Macht,  die  auch 
in  Lothringen  Fuss  zu  fassen  begannen;  in  Alamannien  nahm 
Burchard  von  Rhätien  eine  fürstliche  Stellung  ein;  in 
Baiern  nannte  sich  der  tapfere  Kriegsheld  Arnold,  Sohn  des 
Markgrafen  Liutbold,  908,  in  einer  Urkunde,  „Arnolf  durch 
Fügung  der  göttlichen  Vorsehung  Herzog  der  Baiern  und 
auch  der  umliegenden  Lande“.  Diese  Herzoge  beanspruchten 
allmählich  die  volle  bisher,  von  den  Königen  geübte  Reichs- 
gewalt, die  schliesslich  auch  in  der  That  auf  sie  überging: 
das  Reich  löste  sich  in  die  Herzogthümer  Baiern  und 
Schwaben,  Franken,  Lothringen  und  Sachsen  auf‘).  Wie 
wir  (III  32)  gesehen  haben,  suchten  insbesondere  die 
sächsischen  Kaiser  durch  Begünstigung  der  Kirche  ein 
Gegengewicht  gegen  die  Uebermacht  der  Herzoge  zu 
erlangen,  doch  war  der  Erfolg  nur  gering  und  nicht  nach- 
haltig. Die  salischen  und  stauiischen  Kaiser  hatten  wieder 
harte  Kämpfe  mit  den  Herzogen  zu  bestehen.  Namentlich 
Heinrich  der  Löwe  und  Albrecht  der  Bär  gelangten  zu 
bedeutenden  landesherrlichen  Stellungen.  Noch  in  dem  be- 
rühmten Privileg  König  Heinrichs  von  1231  wurden  die 
Herzoge  nun  selbst  von  königlicher  Seite  als  Landesherren 
bezeichnet.  Zugleich  wurde  ihnen  durch  ein  Reichsgesetz 

*)  Mülilbadier,  a.  a.  0.  S.  655. 656.  Giesebrecht,  a.  a.  0.  1 179. 188. 
Staelin,  a.  a.  ü.  W 227.  228. 
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das  Recht  der  Befestigung  ihrer  Städte  ziierkaiiiit  und 
manches  der  wichtigsten  Regierungsrechte  verliehen,  Zu- 
geständnisse, die  Friedrich  II.  machte,  um  den  Lehensgenuss 
in  Italien  den  Beschwerden  der  Herrschaft  über  die  Deutschen 
nicht  aufopfern  zu  müssen.  Neben  dem  Herzogthum  machten 
aber  die  halbstaatlichen  Gewalten,  die  Lehnsherrlichkeit 
und  die  Grundherrschaft  sich  geltend,  und  es  gelang  ihnen 
zur  Hohenstaufenzeit  um  so  mehr,  die  Gewalt  der  Herzoge 
zu  zersprengen,  als  sie  von  Beginn  an  nicht  strart  genug 
angelegt  war,  um  sich  des  Andrangs  der  zahlreichen  kleinen 
Machtgebiete  erwehren  zu  können.  Dabei  ist  daran  zu  er- 
innern, dass  sich  bereits  während  des  Investiturstreites  die 
Stellung  der  Grafen  — die  schon  unter  den  Ottonen  erblich 
geworden  w’ar  — dahin  entwickelt  hatte,  dass  ihre  Ab- 
hängigkeit von  der  königlichen  Gewalt  dem  Lehnsverhält- 
nisse gewichen  w^ar,  w^omit  es  zusammenhing,  dass  sie  nicht 
mehr  nach  den  Gauen,  in  welchen  ihre  Herrschaften  lagen, 
sondern  nach  ihren  Stammhurgen  sich  zu  neunen  begannen. 
Allenthalben  nun,  wo  ein  mächtiges  Geschlecht  grosse  Stamm- 
güter, Regalien  mit  den  dazu  gehörigen  Gerichtsbarkeiten 
als  sein  Sondereigenthum  hesass,  w'O  der  Oberste  dieses 
Geschlechtes  als  Lelms-  und  Dienstherr  seine  Mannen  hatte, 
wm  er  das  Grafenamt  übte,  die  Kriegsmacht  und  das  höchste 
Gericht  persönlich  oder  durch  seine  Vögte  hielt  und  die 
Gefälle  einzog,  da  hiess  dieses  Gebiet  sein  Territorium 
und  er  seihst  nannte  sich  den  Herrn  des  Landes.  Sein  un- 
ablässiges Streben  war  nun  darauf  gerichtet,  den  Umfang 
seines  Gebietes  zu  erweitern  und  seine  Herrschaft  zur  Unter- 
thänigkeit  der  Laudsassen  zu  bringen^),  ein  Streben,  das 
namentlich  dann,  wenn  er  mit  wirthschaftlicher  Unabhängig- 
keit politische  Einsicht  und  Waffentüchtigkeit  verband,  er- 
folgreich w'ar.  Während  des  Interregnums  sprachen  einzelne 
Grafen,  wie  die  von  Hohenberg,  von  Württemberg,  von 
Helfenstein  bereits  von  ihren  „Territorien“.  Schon  früher 

Giesebrecht,  a.  a.  0.  III/II  965.  ßiezler,  a.  a.  0.  II  7.  Löher, 
a.  a.  ü.  III  255.  258. 


hatten  sie,  gleich  den  ihnen  übergeordneten  Herzogen  sich 
„von  Gottes  Gnaden“  genannt,  so  die  Pfalzgrafen  von  Tübingen 
(um  1188),  die  Grafen  von  Urach  (1225),  Grüningen  (1228), 
Württemberg  (1241)0. 

In  weiterer  Entwicklung  wurde  die  die  Bildung  eines 
Territoriums  erstrebende  Grundherrschaft  nach  Möglichkeit 
abgerundet.  Sie  w'ar  ferner  darauf  bedacht,  so  viele  Hoheits- 
rechte als  möglich  zu  erlangen  und  ganz  besonders  Reichs- 
besitz aus  dem  künftigen  Territorium  zu  entfernen  oder 
vielmehr  ihn  aufzusaugen.  Die  Regalien  suchte  man  durch 
Privilegien  zu  erwerben;  da,  w'o  die  staatliche  Gew'alt  nicht 
. auf  diesem  Wege  zu  erlangen  war,  half  man  sich,  wm  es 
anging,  durch  Usurpation  0 — auf  welche  Weise  namentlich 
Heinrich  der  Löwe  sich  auszubreiten  wusste  — wozu  sich 
zuweilen  auch  der  Erwerb  einträglicher  Gerechtsame  durch 
Verschleuderung  oder  Verpfändung  von  Seiten  geldbedürftiger 
Könige  gesellte®).  So  war  seit  dem  dreizehnten  Jahrhundert 
die  Landeshoheit  zur  Grundlage  des  Reiches  geworden.  Die 
Landesherren , die , wie  bereits  angedeutet , insbesondere 
während  des  Interregnums  ihre  Macht  beträchtlich  zu  er- 
weitern verstanden,  setzten  ihre  Bestrebungen  auch  nach 
Beendigung  des  anarchischen  Zustandes  erfolgreich  fort*). 

In  Baiern  suchten  die  Herzoge  der  ihnen  von  der  Grafen- 
gewalt drohenden  Gefahr  unter  den  drei  ersten  Wittelsbachern 
dadurch  zu  begegnen,  dass  sie  ihre  Territorien  auf  Kosten 
der  alten  Grafenhäuser  aussergewöhnlich  erweiterten , in 
welchem  Verfahren  ihnen  das  Glück  so  sehr  lächelte,  dass 
schon  beim  Tode  des  dritten  Wittelsbachers  ihr  Gebiet  etwa 
dreimal  so  ausgedehnt  war,  als  beim  Regierungsantritte  des 
ersten  ^). 

’)  Staelin,  a.  a.  0.  I I .320. 

2)  Lamprecht,  a.  a.  0.  I/II  1256  ff. 

®)  Hüllmann,  Deutsche  Finanzgeschichte.  S.  .57. 

*)  Georg  Meyer,  Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechts.  3.  Aufl. 
Leipzig  1891.  S.  46. 

Riezler,  a.  a.  0.  II  11  ff. 
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Iin  Allgemeinen  bedeutete  die  Landeshoheit  den  Ueber- 
gang  der  einst  den  Beamten  übertragenen  königlichen  Rechte 
der  Gerichtsbarkeit,  des  Heer-  und  des  Finanzwesens  an  die 
örtlichen  Gewalten,  wodurch  der  Landesherr  der  wirkliche 
Regent  seiner  Unterthanen  wurde  \).  Die  Landeshoheit, 
ursprünglich  als  ein  Vermögensrecht  betrachtet,  wuirde  nach 
den  Grundsätzen  des  Immobiliarsachenrechtes  vererbt.  Daher 
erstreckten  sich  die  infolge  der  patrimonialen  Auffassung 
der  Aemter  allmählich  üblich  gewordenen  Theilungen,  die 
zuerst  nur  bei  Alloden  vorkamen,  bald  auch  auf  die  Lehen. 
Da  aber  dadurch  das  Ansehen  und  die  IMachtstellung  der 
Fürstenhäuser  bedroht  wurde,  so  kam  schon  seit  dem  vier- 
zehnten Jahrhundert  ein  entschiedener  Widerspruch  gegen 
die  Territorialtheilungen  zur  Geltung,  der  in  dem  Masse 
erfolgreich  wurde,  als  das  Princip  des  Staatsgedankens  zum 
Durchbruche  kam.  Die  Thronfolgeordnung  wurde  nun  eine 
Krbfolge  nach  Linien.  Sie  änderte  dadurch  ihre  Natur 
vollständig,  indem  sie  aus  einer  Erbfolge  in  ein  Vermögens- 
complex  in  eine  Berufung  zu  einer  öffentlichen  Thätigkeit 
gewandelt  wurde  ^).  So  machte  sich  gegenüber  dem  Streben 
nach  Concentration  der  Her rschaftsr echte  in  den  Territorien 
bald  ein  höherer  Gesichtspunkt  geltend,  indem  die  Landes- 
herren sich  als  Landesobrigkeit,  d.  h.  als  Träger  einer  ein- 
heitlichen, mit  Rücksicht  auf  das  Volkswohl  unveräusserlichen 
und  untheilbaren  Staatsgewalt  betrachteten  und  ihre  Rechte 
aus  dem  neu  entstehenden  Begriffe  der  Landeshoheit  ab- 
leiteten, eine  Auffassung,  in  deren  Folge  sie  seit  dem  fünf- 
zehnten Jahrhundert  — der  Epoche,  ln  der  die  Landes- 
herrlichkeit fester  begründet  wurde  — häufig  über  das 
geltende  Recht  und  die  bestehenden  Verträge  sich  hinweg- 
setzten. Diese  Bestrebungen  wurden  dadurch  gefördert,  dass 
seit  dem  Aufenthalte  Karls  IV.  in  Böhmen  kein  Kaiser  im 
Reiche  mit  Nachdruck  aufgetreten  ist,  dass  sogar  mehrere 
Kaiser  nie  oder  nur  überaus  selten  im  Reiche  erschienen 


Liiidner,  a.  a.  0,  II  119. 
Meyer,  a.  a.  0.  S.  210. 
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sind,  wodurch  die  Geltung  der  Centralgewalt  sehr  geschwächt 
werden  musste  *).  Später  war  es  das  römische  Recht,  das  die 
Fürsten  in  der  Bekämpfung  des  Feudalismus  und  in  dem  Streben 
nach  Ausbildung  einer  wahren  Staatsgewalt  unterstützte. 
So  gelangte  der,  wie  wdr  gesehen  haben,  bisher  nur  in  den 
Städten  verwirklichte  Staatsgedanke  in  den  Territorien  zur 
Ausgestaltung  ^). 


In  derselben  Weise  wie  im  Alterthum  verschiedene 
Völker  die  Herrschaft  des  Meeres  mit  Rücksicht  auf 
Handel  und  Zölle  zu  gewinnen  suchten  (vgl.  IV  I,  489.  490), 
geschah  es  auch  im  Mittelalter.  Das  byzantinische  Kaiser- 
reich erhob  noch  im  zehnten  Jahrhundert  Anspruch  auf  die 
Herrschaft  des  Meeres  bis  zu  den  Säulen  des  Hercules^). 
Um  den  1269  festgestellten  Seezoll  aufrecht  erhalten  zu 
können,  fand  sich  die  venetianische  Regierung  bestimmt,  sich 
als  Herrin  des  adriatischen  Meeres  zu  erklären,  eines  Meeres, 
von  dem  sie  nicht  einmal  alle  Ufer  besass.  Dieser  Anspruch 
war  im  mittelalterlichen  öffentlichen  Rechte  neu.  Es  ist  schwer 
ein  Eigenthumsrecht  auf  offenes  Meer  zu  fassen,  das  den 
Uferbewmhnern  verschiedener  Nationalität  zugänglich  ist. 
Auch  erhoben  die  Genuesen,  Pisaner,  Sicilianer  und  Levan- 
tiner lebhafte  Klagen  über  die  venetianische  Anmassung, 
wiew  ohl  die  Genuesen  später  selbst  die  Herrschaft  über  das 
ligurische  Meer  in  Anspruch  nahmen.  Die  ersten,  die  dem 
venetianischen  Begehren  bewaffneten  Widerstand  entgegen- 
setzten, waren  die  Bolognesen.  Die  siegreichen  Venetianer 
beharrten  auf  ihren  Ansprüchen  und  räumten  den  Bolognesen 
nur  einige  Tariferleichterimgen  ein.  Ancona  suchte  1275 
den  päpstlichen  Schutz  gegen  die  venetianische  Forderung 
nach.  Allein  der  Senat  von  Venedig  zeigte  eine  solche  Festig- 
keit, dass  der  päpstliche  Vermittler  sein  Ansehen  nicht  aufs 

Ranke,  Deutsche  Geschichte.  I 33.  34. 

2)  Gierke,  Das  deutsche  Genossenschaftsrecht.  I 536  ff.  Schröder, 
a.  a.  0.  S.  745. 

Neumann,  Die  byzantinische  Marine.  S.  4. 
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Spiel  zu  setzen  wagte.  Die  Veiietianer  belagerten  das  wider- 
strebende Ancona  und  zw^angeu  es  zur  Nachgiebigkeit.  So 
wurde  dieses  sonderbare  Souveränetätsrecht  behauptet.  Die 
Ansprache  des  Papstes  Alexander  III.  au  den  Dogen  hatte 
die  Worte  enthalten:  „Das  Meer  sei  euch  unterworfen  wie 
die  (xemahlin  dem  Gemahl,  da  ihr  die  Herrschaft  darüber 
durch  Siege  errungen  habet.“  Darauf  konnten  die  venetiani- 
schen  Ansprüche  um  so  mehr  gegründet  werden,  als  ja  die 
Päpste  Kronen  verliehen.  Jetzt  aber  schienen  die  Päpste 
selbst  über  Venedigs  Auslegung  erstaunt ; doch  erkannten  sie 
später  dessen  angemasstes  Recht  an.  Die  verschiedenen 
anderen  Mächte  folgten  diesem  Beisi>iele  ^).  Bei  Ausgang 
des  Mittelalters  wurde  den  Unterthanen  des  Kirchenstaates 
das  Recht  der  freien  Schifffahrt  im  adriatischeu  Meere  zu- 
gestanden. Die  Anmassung  der  Meeresherrschaft  wurde 
darauf  auch  ausserhalb  Italiens  scharf  angegriffen^). 

Auch  im  Zeitalter  der  Entdeckungen  war  in  dieser  Be- 
ziehung die  Dazwdschenkunft  der  Kirche  von  höchster  Be- 
deutung, durch  die  bekannten  vom  Papste  Alexander  VI. 
1493  erlassenen  Bullen,  worauf  die  Kronen  von  Castilieu 
und  Aragonien  einerseits  und  die  von  Portugal  andererseits 
lange  Zeit  ihre  Sonderansprüche  auf  die  Herrschaft  über 
neu  entdeckte  Länder  und  Meere  gründeten. 

Wir  erinnern  ferner  an  die  Ansprüche  Grossbritanniens 
auf  die  Herrschaft  über  die  four  narrow  seas.  Der  Titel 
Dominus  Maris  Anglicani  circumquoque  wurde  von  Eduard  III. 
zeitlich  in  Anspruch  genommen.  Als  er  durch  die  Er- 
oberung von  Calais  die  englische  Macht  zu  beiden  Seiten 
des  Canals  hergestellt  sah,  prägte  er  einen  Nobel,  auf 
dessen  Rückseite  ein  Schiff  und  ein  Schwert  als  Sinnbild 
der  Souveränetät  zur  See  diente.  Der  Anspruch  hierauf 
schloss  mannigfaltige  Rechte  ein,  wie  das  der 
Fischerei  und  überhaupt  d e s E i g e n t h u m s an  den 
Meeresprod ucten,  wie  Perlen  u.  s.  w. , der  Zoll- 


Dai'u,  a.  a.  0.  I 437  IF. 
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erhebung  für  Benutzung  der  See,  des  freien 
Durchzuges  für  Kriegsschiffe  und  der  Gerichts- 
barkeit über  Verbrechen,  die  auf  der  See  be- 
gangen wurden^). 

Dänemaik  stützte  seine  Anrechte  auf  den  Glückstädter 
Zoll  namentlich  darauf,  dass  es  die  Elbe  gegen  fremde 
Mächte  zu  schützen  hätte.  Die  Anfänge  des  Sundzolles 
‘ reichen  bis  ins  zehnte  Jahrhundert  zurück®).  Doch  wurde 

der  Handelsverkehr  der  Deutschen  erst  durch  König  Erich 
von  Dänemark  aufs  empfindlichste  beeinträchtigt,  indem  er 
durch  die  Anlage  der  Festung  Orekrog  (Helsingör)  am  Ein- 
gänge des  Sundes  sich  zu  dessen  unbeschränktem  Gebieter 
machte  und  hier  etwa  seit  1425  durch  seinen  Vogt  von 
jedem  durchfahrenden  Schiffe  einen  Durchgaugszoll  von 
einem  englischen  Nobel  erhob®). 

Monaco  erhob  seit  dem  vierzehnten  Jahrhundert  von  den 
vorbeifahrenden  Schiffen  einen  Zoll  unter  der  Bezeichnung 
„Seerecht“  (droit  de  mer),  den  es  mit  der  Unterhaltung 
einer  Flotte  zum  Schutze  gegen  die  saracenischen  Piraten 
begründete.  Dieses  Recht  wurde  u.  A.  von  Frankreich 
anerkannt  und  später  bestätigt ‘‘). 

7. 

Auch  in  dem  Finanz  wiesen  der  Karolingerzeit  kannte 
man  noch  keine  Unterscheidung  zwischen  Staatsgut  und 
Privateigenthum  des  Herrschers.  Später  jedoch  — nach 
Gierke®)  zur  Hohenstaufenzeit  — nöthigte  der  Uebergang 
des  Reichs  auf  eine  neue  Dynastie,  den  Vorgängen  in  der 
römischen  Kaiserzeit  (s.  IV  I 482)  analog,  zur  Trennung 
X der  königlichen  Hausgüter  von  den  Reichsgütern  und 

sonstigen  Reichseinnahmequellen  ®). 

Cunningliam,  The  growth  of  English  industry  and  commerce 
diiring  the  early  and  middle  ages.  Cambridge  1890.  S.  281. 

2)  Roscher,  a.  a.  0.  III  80. 

2)  Hirsch,  a.  a.  0.  S.  136. 

Geschichte  von  Monaco;  Beil.  z.  Allg.  Ztg.  vom  16.  September  1898. 

2)  a.  a.  0.  II  569. 

®)  Schröder,  a.  a.  0.  S.  505. 
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Die  hervorragendste  Einnahmequelle  boten  noch  immer 
die  Domänen  (Krongüter),  die  durch  Eroberung  und  Er- 
werbung herrenlosen  Gutes  häufig  vermehrt  wurden.  Karls 
Capitularien  bezeugen,  in  welch  hohem  Grade  der  grosse 
Kaiser  es  verstand , den  Krongütern  den  Charakter  von 
Musterwirthschaften  zu  verleihen. 

Insbesondere  in  dem  Masse  als  das  Lehnwesen  sich 
entwickelte,  stieg,  wie  wir  gesehen  haben,  die  Bedeutung 
des  Grundeigenthums  als  Grundlage  der  königlichen  Macht. 
Selbst  ein  dem  Lehnwesen  so  abholder  Souverän  wie  Kaiser 
Friedrich  II.  sah  sich  gedrängt,  vermittelst  der  Vergabung 
von  Grundbesitz  seinen  Anhang  zu  erkaufen  ^). 

Eigentliche  Steuern  gab  es  zur  Karolingerzeit  noch  nicht : 
der  Grundsatz,  dass  der  Freie  weder  von  seinem  Eigeuthum 
noch  für  seine  Person  Abgaben  zu  zahlen  habe,  war  noch 
immer  in  Geltung;  von  dem  römischen  Steuersystem,  das  be- 
reits unter  den  Merowingern  entartet  war,  waren  kaum  mehr 
Spuren  vorhanden : der  Begriff  der  Regalien  war  noch  nicht 
ausgebildet.  Während  das  französische,  englische  und  skan- 
dinavische Königthum  zeitig  Einfluss  auf  die  Märkte  und 
die  Marktgemeinden  zu  gewinnen  verstand,  überliess  das 
deutsche  Königthum  diese  von  ihm  nicht  genügend  ge- 
würdigten Institute  lange  Zeit  sich  selbst  oder  den  Bischöfen, 
weshalb  es  in  den  Jahrhunderten  der  vorwiegenden  Natural- 
wirthschaft  zu  einer  geordneten  Steuerverfassung  in  Deutsch- 
land nicht  kommen  konnte^). 

Bezüglich  der  Zölle  haben  wir  zunächst  zu  bemerken, 
dass  der  Sinn  des  Wortes  teloneum  im  Mittelalter  viel  um- 
fassender, als  der  heute  dem  Zoll  beigelegte  war:  es  be- 
deutete Verkaufsabgabe,  Accise  und  Zoll  im  heutigen  Sinne 
— nach  Rietschel  jede  Art  von  Verkehrsabgabe  — . Für 
den  zweiten  Begriff  kommen  auch  die  Ausdrücke  assisa, 
Zise  und  Ungelt  vor.  Die  Grundzölle  eigneten  sich  die 

*)  Vgl.  V.  Inania-Sternegg,  a.  a.  0.  III/I  141. 

Nitzsch,  Geschichte  des  deutschen  Volkes.  I 290. 
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Grossgrundherren  schon  früh  an:  als  die  Ansicht  durch- 
drang, dass  die  Ahnende  Obereigenthum  des  Herrn  sei, 
leitete  dieser  daraus  das  Recht  der  Verfügung  über  die 
Strassen  der  Ahnende,  das  des  Geleites  und  das  der  Zoll- 
erhebung ab^). 

Das  mittelalterliche  Zollwesen  — in  der  engem  Be- 
deutung des  Wortes  — wird  vom  römischen  zunächst  da- 
durch unterschieden,  dass  jenem  die  Verdingung  an  Mittel- 
personen (publicani)  unbekannt  ist,  und  dass  ferner  Fluss- 
zölle erst  im  Mittelalter  eingeführt  worden  sind.  Was  aber 
schwerer  ins  Gewicht  fällt,  ist,  dass  den  Römern  die  mittel- 
alterliche, besonders  dem  salischen  Volksrechte  eigenthüm- 
liche  und  von  Karl  dem  Grossen  im  Capitular  von  805 
ausgedrückte  Anschauung  fremd  war,  dass  das  Recht  auf  die 
Zollerhebung  die  Gegenleistung  der  Beseitigung  von  Ver- 
kehrshemmnissen voraussetze 2).  Allerdings  wurde,  wie  wir 
gesehen  haben,  diese  Verpflichtung  von  zahlreichen  Feudal- 
herren nicht  nur  verletzt,  sondern  geradezu  in  das  Gegen- 
theil  gewandelt.  Aber  auch  von  den  Landesherren  wurde 
der  erwähnte  ursprüngliche  Grundsatz  allmählich  aufgegeben 
und  es  erfolgte  — insbesondere  was  die  Rheinzölle  an- 
belangt — der  Uebergang  zur  Auffassung  der  Zölle  als 
purer  Finanzquelle,  die  auch  königliche  Beamte  durch  Ver- 
mehrung der  Zollstätten  und  Erhöhung  der  Zollsätze  für 
sich  auszubeuten  suchten,  wozu  sich  zuweilen  das  Bestreben 
gesellte,  durch  Anlage  neuer  Zollstätten  unbequeme  Nach- 
barn wirthschaftlich  zu  vernichten.  Die  Zölle  wurden  auch 
unaufhörlich  verpfändet,  woraus  dem  Verkehre  der  empfind- 
lichste Schaden  erwuchs®). 

Die  Zölle  waren  in  der  Regel  Regal,  aber  nicht  allent- 
halben und  nicht  alle  Zölle.  Von  den  staatlichen  sind  die 
privaten  Zölle,  die  daneben  bestanden,  zu  unterscheiden,  die 

*)  Lamprecht,  Deutsches  Wirthschaftsleben.  II  271.  Rietschel, 
a.  a.  0.  S.  21. 

*)  Sommerlad,  a.  a.  0.  S.  8.  20. 

3)  a.  a.  0.  S.  44.  61  ff.  Riezler,  a.  a.  0.  III  13:1.  134.  Rietschel, 
a.  a.  0.  S.  24. 
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für  Benutzung  von  Strassen  und  Brücken  erhoben  wurden 
und  am  Grund  und  Boden  hafteten. 

Zollbefreiungen  wurden  von  Karl  dem  Grossen  noch 
selten,  häufig  dagegen  von  seinen  Nachfolgern  an  Kirchen 
und  Klöster,  unter  Ludwig  auch  an  einzelne  Kaufleute 
durch  königliches  Privileg  verliehen.  Neben  den  späteren 
zahllosen  Zollbefreiungen  war  die  Unbestimmtheit  ihrer 
Fassung  ein  arger  Uebelstand.  Der  drückenden  Begehrlich- 
keit der  Fiscall)eamten , die  besonders  heim  Zollwesen  fühl- 
bar gewesen  zu  sein  scheint,  hatte  schon  Pippin  durch  die 
Verordnung  eutgegenzuwirken  gesucht,  dass  weder  von  Lebens- 
mitteln noch  von  den  nicht  für  den  Handel  bestimmten 
Waaren  Zölle  erhoben  werden  dürfen  D- 

Die  Zölle  bestanden  auch  in  den  ersten  Jahrhunderten 
dieser  Periode  in  Naturalabgaben,  was  Sommerlad beim 
Rheinzoll  noch  für  das  Jahr  1104  bezeugt. 

Dass  die  Kirche  seit  dem  zwölften  Jahrhundert  die 
Entscheidung  über  die  Rechtmässigkeit  von  Zollanlagen  für 
sich  in  Anspruch  nahm,  haben  wir  bereits  (III  303—304) 
gesehen. 

Ferner  zu  erwähnen  sind  die  Geleitsgelder,  die 
Fremde  für  gewährten  Schutz  bezahlten;  sie  wurden  be- 
sonders hoch  bemessen,  wenn  das  Geleite  bewaffnet  war. 

Die  dem  Könige  dargebrachten  Geschenke  waren  schon 
zur  Merowingerzeit  nicht  mehr  freiwillig  gewesen.  Auch 
unter  den  Karolingern  wurden  sie  als  förmliche  Abgaben 
dem  Könige  regelmässig  bei  den  grossen  Reichsversamm- 
lungen  wie  bei  ausserordentlichen  Gelegenheiten  dargereicht. 
Zu  den  hierzu  Verpflichteten  gehörten  neben  den  weltlichen 
Grossen  die  Hochstifter  und  viele  Klöster.  Später  ward  es 
üblich,  dass  Gesuche  von  Geschenken  begleitet  wurden.  Die 
weltlichen  Herren  versuchten,  diese  Leistungen,  die  in  Rossen, 
Waffen , Gold  und  Silber  und  anderen  Kostbarkeiten , Ge- 
wändern u.  s.  w.  .bestanden,  auf  das  Volk  abzuwälzen. 
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0 Mühlbacher,  a.  a.  0.  S.  77. 
2)  a.  a.  0.  S.  .34. 
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Tribute  unterworfener  Völker  spielten  auch  in  der 
Karolingerzeit  eine  wichtige  Rolle. 

Von  den  Friedensgeldern  (freda),  gerichtlichen 
Strafgeldern  und  Bannbussen  fielen  dem  Könige  zwei 
Drittel,  dem  Grafen  ein  Drittel  zu. 

Auch  unter  den  Karolingern  waren  die  Einnahmen  in- 
folge strafrechtlicher  Gütereinziehungen  reich. 
Confiscation,  die  regelmässig  die  Verbannung  und  die  Todes- 
strafe begleitete,  war  die  Strafe  des  Hochverraths  und  anderer 
schwerer  Verbrechen’).  Sie  war  auch  in  der  nachkarolingi- 
schen Zeit  — z.  B.  unter  Heinrich  III.  — eine  reiche  Ein- 
nahmequelle. Eine  Amnestie,  wie  die,  welche  Ludwig  der 
Fromme  821  für  die  Theilnehnier  an  der  Verschwörung 
Bernhards  erliess,  hatte  nicht  nur  Strafnachsicht,  sondern 
auch  die  Rückerstattung  des  eingezogenen  Vermögens  zur 
Folge  2).  Dagegen  machte  sich  insbesondere  eben  Ludwig 
der  Fromme  öfter  willkürlicher  Confiscationen  schuldig 
von  denen  die  bekanntesten  die  am  Grafen  Wala  und  dessen 
Bruder  Adalhard  verübten  waren  3).  Bedeutende  Einkünfte 
aus  Bussen  Grosser  zur  Wiedererlangung  der  verwirkten 
Gnade  zog  Otto  I.  und  mancher  seiner  Nachfolger.  Hein- 
rich II.  soll  von  dem  Erzbischof  v'on  Köln , wegen  ver- 
schiedener Anschuldigungen,  eine  „ungeheure“  Summe  ge- 
fordert haben.  Wazo  von  Lübeck,  der  beschuldigt  war,  den 
Heerdienst  nicht  geleistet  zu  haben,  .sollte  300  Pfund  Silber 
zahlen,  die  ihm  später  erlassen  wurden.  Ebenso  viel  erbot 
sich  der  Bischof  Gebhard  von  Würzburg  dem  Könige  Hein- 
rich IV.  zu  entrichten,  um  eine  gerichtliche  Verhandlung 
zu  erlangen^). 

Weiterhin  verfügten  die  Karolinger,  und  insbesondere 
Karl  der  Grosse,  über  Kirchengut,  über  das  sie  ein 
Obereigenthum  ausübten,  nahezu  in  derselben  Weise  wie 


Waitz,  a.  a.  0.  IV  515. 

2)  Mühlbacher,  a.  a.  0.  S.  860. 
®)  Prutz,  a.  a.  0.  I 10. 

Waitz,  a.  a.  0.  VI  467.  468. 

Felix.  Eigenthum.  IV.  2.  I. 
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über  Staatsgut.  Die  Kirehengüter  waren  genau  ebenso 
inventarisirt  wie  die  Krongüter.  Der  Verleihung  von 
Kirchengut  zu  Lehen  haben  wir  bereits  gedacht.  Klöster 
wurden  nach  wie  vor  Laien  verliehen;  die  Anweisung  auf 
ihre  Einkünfte  war  eine  Gehalts-  oder  Pensionsform.  In 
einem  besonders  engen  Verhältnisse  zu  den  Königen  standen 
die  Klöster,  die  ihnen  von  den  Stiftern  förmlich  übertragen, 
damit  unter  den  besondern  Königsschutz  gestellt  und  ge- 
radezu als  königlich  hezeichnet  wurden.  Der  König  hatte 
das  vollkommen  freie  Verfügungsrecht  über  sie,  gewährte 
ihnen  aber  die  mit  dem  Königsschutze  verbundenen  be- 
sonderen Vorrechte*).  Die  Könige  der  nachkarolingischen 
Zeit  strebten,  wie  an  den  Natural-,  so  auch  au  den  Geld- 
einkünften der  Bischöfe  einen  Antheil  sich  zu  sichern.  Für 
die  Ertheilung  der  Investitur  hatten  die  Kirchenfürsten 
hohe  Abgaben  zu  entrichten.  Die  Könige  beanspruchten 
das  Recht,  sämmtliche  Reichskirchen  in  dringenden  Fällen 
mit  einer  ausserordentlichen  Reichssteuer  (Bede)  zu  telegen. 
Hervorzuheben  sind  die  Geschenke  kirchlicher  Würdenträger. 
Selbst  Otto  I.  soll  einen  armen  Mönch,  wenn  auch  scherzend, 
gefragt  haben:  „Was  willst  du  mir  für  das  Bisthum  geben V“ 
Michael  von  Regensburg  machte  ihm  reiche  Geschenke  zur 
Erlangung  eines  Bisthums  für  einen  Neffen.  Allgemeiner 
Brauch  war  es,  dass  mindestens  nach  Erlangung  der  bischöf- 
lichen Würde  König  und  Königin  wie  die  Mitglieder  des 
Hofes  ansehnliche  (jeschenke  empfingen^).  Ungeachtet  der 
Frömmigkeit  Heinrichs  II.  und  der  Begünstigung  der  Kirche 
von  seiner  Seite,  entstand  unter  ihm  geradezu  die  Sitte, 
dass  Bisthüuier  und  Abteien  vom  königlichen  Hofe  erkauft 
wurden,  welcher  Brauch  bekanntlich  von  den  Cluniacensern 
als  „Simonie“  bekämpft  wurde.  Diese  erlangte  zur  Zeit 
Heinrichs  IV.  eine  bedenkliche  Ausdehnung.  Die  gesammte 
Umgebung  des  Hofes  wurde  dieser  Häresis,  des  Verkaufs 
geistlicher  Stellen,  beschuldigt'*).  Ebenso  war  es  unter 

*)  Mühlbacher,  a.  a.  0.  S.  265.  266. 

Waitz,  a.  a.  0.  VII  291—293. 

Nitzsch,  a.  a.  0.  II  26.  69.  Schröder,  a.  a.  0.  S.  509. 


627 


Heinrich  V.  Der  Erzbischof  Friedrich  von  Köln  schrieb 
an  Otto  von  Bamberg,  die  bischöflichen  Stühle  würden  mit 
königlichen  Pächtern  besetzt;  alle  kirchlichen  Einkünfte 
kämen  dem  königlichen  Fiscus  zu  Statten  *).  — Auch  die 
aus  der  Anwesenheit  des  Königs  den  Bisthümern  und 
Abteien  erwachsenen  Lasten  nahmen  nicht  selten  einen  be- 
deutenden Umfang  an.  Rather  schrieb  unter  Otto  I.,  dass 
der  König  und  sein  Gefolge  alles  was  er  besessen,  auf- 
gezehrt hätten.  Der  Bischof  von  Eichstädt  gerieth  in 
Schrecken,  als  er  erfuhr,  was  Heinrich  II.  als  Dienst  in 
Anspruch  nahm^).  (Allerdings  wurden  auch  weltliche  Grosse 
zuweilen  in  dieser  Weise  so  masslos  in  Anspruch  genommen, 
dass  zur  Zeit  Heinrichs  III.  ein  bairischer  Graf  seinen 
Nachkommen  testamentarisch  verbot,  den  Kaiser  einzuladen, 
da  ein  solcher  Besuch  sie  zu  Grunde  richten  würde®).)  — 
Ferner  wurden  Anlehen  — auf  die  wir  noch  zurückkommen 
werden  — grossentheils  bei  Bisthümern  und  Abteien  ge- 
macht. Heinrich  III.  erhielt  einmal  vom  Bischof  von  Worms 
20  Pfund  Gold  und  200  Pfund  Silber  gegen  Verpfändung 
eines  Gutes.  Heinrich  IV.  machte  bei  verschiedenen  Stiftern 
Anlehen  ^). 

Das  Recht  des  Königs  an  dem  Gute  Verstorbener  ist 
wohl  — wofern  es  sich  nicht  um  erbloses  Laieugut  handelte  — 
ausschliesslich  auf  den  Nachlass  Geistlicher  angewandt 
worden.  Ein  eigentliches  Recht  auf  das  bewegliche  Gut 
verstorbener  Bischöfe,  das  sogenannte  Spolienrecht,  sowie 
das  Recht  auf  den  Ertrag  bischöflicher  Güter  bei  Vacanzen 
ist  erst  von  Friedrich  I.  in  Anspruch  genommen  worden 
(s.  III  237),  der,  wiewohl  er  über  grössere  regelmässige  Ein- 
künfte als  irgend  einer  der  früheren  Kaiser  verfügte , diese 
doch  den  wachsenden  Bedürfnissen  gegenüber  nicht  aus- 

Nitzsch,  a.  a.  0.  II  151. 

®)  Waitz,  a.  a.  0.  VIII  229. 

®)  Griesebrecht,  a.  a.  0.  II  .541. 

♦)  Waitz,  a.  a.  0.  VIII  238. 
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reichend  fand*),  was  sein  finanzielles  Gebahren  in  der 
Lombardei  begreiflich  erscheinen  lässt. 

Die  in  den  verschiedensten  Formen  erfolgte  königliche 
"Verfügung  über  kirchliche  Einkünfte  erklärt  die  von  vielen 
Seiten  (u.  A.  von  Schröder  a.  a.  0.)  geäusserte  Auffassung 
der  reichen  Verleihungen  an  die  Kirche  als  fruchtbare  An- 
lagen, zu  denen  sich  die  Könige  insbesondere  im  Hinblicke 
auf  die  infolge  des  Lehnerbrechts  häufige  Entfremdung  der 
Weltliche  an  verliehenen  Güter  gedrängt  gesehen  hätten. 

Von  den  Abgaben  der  vorigen  Periode  erlangte  der 
Zehnte,  den  wir  hier  vornehmlich  mit  Rücksicht  auf  die 
Staatsdomänen  zu  betrachten  haben,  erst  durch  Karl  den 
Grossen  staatliche  Anerkennung,  begegnete  aber  von  vielen 
Seiten  heftigem  Widerstande  (vgl.  III  197).  Als  so  un- 
angemessen diese  Abgabe  auch  unter  landwirthschaftlichem 
Gesichtspunkte  im  Allgemeinen  betrachtet  werden  muss,  so 
übte  sie  doch  im  Mittelalter  die  günstige  Wirkung  der 
Förderung  der  Colonisation  durch  die  Kirche,  da  die  Colouisten 
alsbald  zehntpflichtig  wurden^). 

Der  irrigen  Annahme  gegenüber,  dass  alle  im  Besitze 
von  Laien  befindlichen  Zehnten  ehemalige  Kirchenzehnten 
wären,  ist  darauf  hinzuweiseu,  dass  schon  im  frühen  Mittel- 
alter  lange  vor  der  Verwirklichung  der  kirchlichen  Zehnt- 
erstrebungen rein  privatrechtliche  Zehnte  bestanden®). 

In  den  meisten  Reichen  wurde  der  Zehnte  weit  später 
als  in  Gallien  und  in  Deutschland  eingeführt:  in  Norwegen 
1035,  in  Dänemark  zur  Zeit  Kanuts  des  Heiligen  (1076  bis 
1086),  in  Portugal  bei  Ausgang  des  elften  Jahrhunderts,  in 
Irland  unter  Heinrich  II.  (1154 — 1189),  in  Schweden  zu 
Beginn  des  dreizehnten  Jahrhunderts,  in  Castilien  gesetzlich 
erst  unter  Alfons  X.  (1252 — 1284)^). 

Die  Bergwerke  lieferten  zuerst  Otto  L,  zu  dessen 


0 Giesebrecht,  a.  a.  0.  V/I  442. 

Schröder,  a.  a.  0.  S.  507. 

®)  Roscher,  a.  a.  0.  II  395. 

*)  a.  a.  0.  S.  396.  397. 
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Zeit  die  ersten  Silberadern  in  Sachsen  entdeckt  wurden,  reiche 
Erträge  ^). 

Weitere  Einnahmen  wurden,  zuweilen  durch  den  Ver- 
kauf oder  die  Verpfändung  von  Hoheitsrechten 
erlangt,  die  allmählich  von  Städten  und  Territorien  erworben 
wurden.  So  erwirkte  die  Stadt  Basel  am  1.  August  1386 
die  durch  Herzog  Leopolds  Tod  heimgefallene  Reichsvogtei 
^ vom  König  Wenzel  als  Lehn  gegen  ein  unverzinsliches 

* Darlehn  von  1000  Gulden®).  Fernere  Einkünfte  flössen  aus 
der  Verleihung  wie  aus  der  Bestätigung  von  Privi- 
legien. Allerdings  war  der  hieraus  erwachsene  Gewinn 
insofern  zum  mindesten  zweifelhaft,  als  dadurch  meistens 
Reichsrechte  aufgegeben  wurden®).  Auch  wurden  zuweilen 
Unfreie  gegen  Bezahlung  an  den  Kaiser  als  frei- 
geboren erklärt^). 

In  Zeiten  der  Noth  war  die  Ertheilung  von  Adels- 
briefen eine  ergiebige  Einnahmequelle  für  manche  Kaiser. 
Namentlich  gegen  Wenzel  und  Siegismund  wurde  der  Vor- 
^ Wurf  erhoben,  dass  sie  auch  zweideutige  Leute  adelten. 

wofern  diese  einige  Goldgulden  dafür  zu  zahlen  bereit 
waren  ®). 

Eine  den  Unterthanen  ganz  besonders  lästige  Quelle 
von  Reichseinkünften  war  die  aus  der  Gerichtsbarkeit 
erflossene.  Zu  der  erwähnten  Umständlichkeit,  Lang- 
wierigkeit und  Unzuverlässigkeit  der  Reichsgerichte  gesellte 
sich  die  Höhe  der  Kosten  des  Process Verfahrens,  die  den  Be- 
wohnern unerträglicher  als  alles  andere  dem  Reiche  zu 
Leistende  erschienen  ®). 

Rudolf  von  Habsburg,  der  erste  deutsche  Kaiser,  der 

* mit  Entschiedenheit  den  Gedanken  vertrat,  dass  die'noth- 


*)  Giesebrecht,  a.  a.  0.  I 291.  292. 

*)  Schönberg,  Finanzverhältnisse  der  Stadt  Basel  im  vierzehnten 
und  fünfzehnten  Jahrhundert.  S.  70. 

®)  Lindner,  a.  a.  0.  II  12. 

♦)  Otto  V.  Heinemann,  a.  a.  0.  I 163. 

®)  Freytag,  a.  a 0.  XX  305. 

®)  Gothein,  a.  a.  0.  I 284. 
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wendigen  lieichsbedürfnisse  die  Leistungen  für  das  Reich 
hinreichend  begründen*),  führte  eine  neue  veränderliche 
Geld  Steuer  ein,  die  von  den  verschiedenen  Classen,  die 
in  irgend  einem  Abhängigkeitsverhältnisse  standen,  gleich- 
mässig  zu  tragen  war.  Durch  die  Art  der  Erhebung  ward 
er  in  den  Stand  gesetzt,  die  Abgabe,  je  nach  Bedürfniss,  auf 
das  Doppelte  bis  Vierfache  hinaufzutreiben:  einmal  hatten 
die  Winterthurer  den  zwanzigsten,  ein  andermal  gar  den  a 

fünfzehnten  Theil  ihrer  beweglichen  wie  unbeweglichen  Habe 
zu  entrichten.  Wie  die  finanziellen  Kräfte  der  Städte,  so 
wurden  auch  die  des  schweizerischen  Landes  aufs  äusserste 
angespannt.  Bern,  vermuthlich  von  Savoyen  aufgereizt, 
schritt  wegen  des  Steuerdrucks  zu  offenem  Aufruhr, 
wurde  aber  infolge  seiner  Niederlage  noch  empfindlicher 
gedrückt  ^). 

Infolge  des  Hussitenkrieges  wurde  auf  dem  Reichstage 
zu  Frankfurt  am  Main  am  24.  December  1427  die  Erhebung 
einer  allgemeinen  Reichskriegssteuer,  des  sogenannten  Hussen- 
geldes, und  damit  zum  erstenmale  eine  allgemeine 
di  recte  Reichssteuer  beschlossen,  wovon  der  vom 
Nürnberger  Reichstage  von  1422  ausgeschriebene  gemeine 
Pfennig  (der  hundertste  Pfennig)  der  Vorläufer  war.  Jeder 
Geistliche  sollte  von  seinen  Jahreserfrägnissen  5 "/o  bezahlen, 
jeder  Graf  25  Gulden,  ein  Freiherr  10  bis  15  Gulden,  ein 
Ritter  5 Gulden,  ein  Edelknecht  3 Gulden,  jeder  Jude  ohne 
Rücksicht  auf  Alter  und  Geschlecht  1 Gulden,  jeder  der 
übrigen  Laien  im  Alter  von  über  15  Jahren  ohne  Unter- 
schied des  Geschlechtes  nach  Massgabe  des  Vermögens  und 
zwar,  wenn  dies  200  Gulden  nicht  erreichte,  einen  Groschen, 
bei  200  bis  1000  Gulden  einen  halben  Gulden,  bei  mehr  als  « 

1000  Gulden  einen  Gulden.  Die  Reichen  sollten  nach  ihrem 
Ermessen  zahlen.  Die  Geistlichen  wurden  angeregt,  von 
den  Kanzeln  zu  grösseren  als  den  verlangten  Leistungen 


Zeumer,  Zur  Geschichte  der  Keichssteiiern  im  frühem  Mittel- 
alter.  Historische  Zeitschrift,  81.  Bd.  1898.  S.  45. 

®)  Oechsli,  a.  a.  0.  S,  283 — 285. 
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aufzufordern*).  Die  Steuer  war  eine  Mischung  von 
Einkommen-,  Vermögens-,  Kopf-  und  Standessteuer.  Ein 
Erfolg  wurde  damit  fast  nur  bei  der  Geistlichkeit  erzielt, 
da  die  meisten  Länder  durch  die  inneren  Kriege  erschöpft 
waren.  Es  kam  so  wenig  zusammen,  dass  an  einen  Kriegs- 
zug nicht  zu  denken  war,  so  dass  das  Hussengeld  als  ge- 
scheitert betrachtet  werden  konnte®). 

Die  auf  eine  bleibende  Reichssteuer  gerichteten  Be- 
strebungen hatten  auch  später  nur  geringen  Erfolg.  Der 
gemeine  Pfennig  konnte  wegen  des  heftigen  Widerstandes, 
dem  er  begegnete,  nicht  allgemein  durchgeführt  werden; 
so  z.  B.  in  Baiern  nicht,  wo  1496  sämmtliche  Landesherren 
zugestimmt  hatten,  das  Volk  aber,  und  besonders  die  Ritter- 
schaft stark  widerstrebte,  welches  Beispiel  in  anderen 
Ländern  gleichfalls  zur  Opi»osition  reizte®). 

Auch  in  dem  Zeiträume,  den  wir  nun  betrachten,  spielte 
der  königliche  Schatz  zuweilen  eine  wichtige  Rolle. 
Einen  stets  gefüllten  Schatz,  dessen  er  infolge  seiner  zahl- 
reichen Heerzüge,  seiner  glänzenden  Hofhaltung  und  seiner 
Freigebigkeit  bedurfte,  hatte  Otto  I.  Von  den  sj)äteren 
Kaisern  sammelte  namentlich  Friedrich  III.  einen  grossen 
Schatz,  der  ihm  aber  bei  seinem  geringen  finanziellen  Ver- 
ständnisse nicht  von  grossem  Nutzen  war;  denn  bei  jedem 
grössern  Geldbedürfnisse  schritt  er  zu  Verkäufen  oder  Ver- 
l)fändungen  von  Aemtem,  Gütern,  Renten  etc.  Den  Ver- 
l)fändungen  entsprangen  infolge  des  Unvermögens  der  Ein- 
lösung regelmässig  Veräusseruugen*).  Ganz  merkwürdig 
erscheint  es,  dass  der,  wie  wir  sehen  werden,  unaufhörlich 
von  den  peinlichsten  Geldverlegenheiten  heimgesuchte  Kaiser 
Maximilian  I.  den  kostbaren  Schatz  von  Gold  und  Edel- 
steinen, den  er  von  seinem  Vater  überkommen  hatte,  fort- 
w'ährend  unversehrt  in  Wiener  Neustadt  bewahrte,  wo  er 

9 Riezler,  a.  a.  0.  III  285.  Schröder  504.  Ranke,  Deutsche 
Geschichte.  I 76. 

2)  Lindner,  a.  a.  0.  II  348—350. 

Ulmann,  a.  a.  0.  I 553  ff. 

Ehrenberg,  Das  Zeitalter  der  Fugger.  Jena  1896.  I 58. 
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nach  Maximilians  Tode  für  Karl  V.  entgegengenoininen 
wurde  V).  Allerdings  soll  dieser  Schatz  fortwährend  ver- 
pfändet gewesen  sein  2).  — Es  war  überhaupt  etwas  Ge- 
wöhnliches, in  Ermanglung  haaren  Geldes  Güter  jeder  Art 
zu  ver]>fändeu.  Um  die  Kosten  einer  Reise  nach  Jerusalem 
bestreiten  zu  können,  musste  z.  B.  Herzog  Friedrich,  der  nach- 
malige Kaiser  Friedrich  IIL,  zu  verschiedenen  Verpfändungen 
und  Anleihen  seine  Zuflucht  nehmen®). 

Während  des  ganzen  IMittelalters  war  der  grösste  Theil 
der  lautenden  Einnahmen  für  die  Itefriedigung  bestimmter 
Bedürfnisse  überwiesen,  so  dass  kein  allgemeiner 
Staatshaushalt,  keine  planmässige,  geordnete, 
sichere  Verw^altung  bestand  und  jede  über  den  un- 
mittelharen  Bedarf  hinausgehende  Fürsorge  vermisst  wurde. 
Ferner  war  M angel  an  Bestimmtheit,  an  Beständig- 
keit, an  gleichmässiger  Vertheilung,  daher 
Ueberma SS  auf  der  einen,  ungerechtfertigte  Be- 
freiung oder  an  diese  grenzende  Geringfügig- 
keit auf  der  andern  Seite  dasCharakteristische 
der  mittelalterlichen  Besteuerung.  In  Nothfällen 
nahm  man  \'orschüsse  in  Anspruch,  wofür  den  Darleihern 
wieder  hestimmte  Einnahmequellen  in  Form  der  Satzung 
oder  der  Rente  überwiesen  wurden.  Zur  Auslösung  der 
veipfändeten  Einnahmequelle  bedurfte  man  oft  neuer  Vor- 
schüsse mit  abermaliger  Verpfändung.  Ein  rationelles 
Finanzverfahren  gewahren  wir  zuerst  in  den  grossen  Handels- 
städten. 

Auch  in  dem  Zeitalter,  das  wir  jetzt  betrachten,  kannte 
das  Reich  keine  grossen  Ausgaben  für  Staatszwecke. 
Die  Beamtenschaft  hatte  Naturalbezüge  sowie  Autheil  an 
den  Amtserträgnissen  und  war  ausserdem  auf  Geschenke  an- 
gewiesen; Verwaltung  und  Rechtspflege  deckten  nicht  nur 
ihre  Kosten,  sondern  Hessen  sogar  dem  Könige  reichliche 
Ueberschüsse;  die  Reichskanzlei  wmrde  durch  die  von  ihr 
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erhobenen  Sporteln  unterhalten,  für  die  man  auch  in  anderen 
Aemtern  fortwährend  neue  Arten  ersann.  Nach  dem  Systeme 
des  Heerwesens  hatte  jeder  Wehrpflichtige  für  seine  Aus- 
rüstung und  seinen  Unterhalt  selbst  zu  sorgen;  der  Unter- 
richt war  Privatsache;  infolge  des  Rechtes  der  Gastung  — 
wonach  die  ganze  Umgegend  des  Ortes,  wöhin  der  kaiser- 
liche Hof  kam,  für  dessen  Bedürfnisse  zu  sorgen  hatte  — 
verursachten  die  Reisen  dem  Könige  keine  Kosten.  (Doch 
war,  wde  bereits  erwAhnt,  ein  solcher  Aufenthalt  für  die 
Ortsliewöhner  eine  oft  drückende  Last.  Eine  der  Beschwerden 
der  Sachsen  über  die  Regierungsweise  Heinrichs  IV.  richtete 
sich  gegen  dessen  allzuhäufige  Anwesenheit  in  ihrem  Lande 
mit  zahlreichem  Gefolge.)  Auch  der  Bau  der  königlichen 
Pfalzen  wurde  durch  besondere  Beisteuern  bestritten  *).  Ge- 
leistete Dienste  wurden  durch  Privilegien,  Reichslehen, 
Ueberlassung  von  Regalien  und  auch  Anweisungen  auf  Reichs- 
einnahmen belohnt®).  Aussergewöhnliche  Ausgaben  wurden 
durch  besondere  Abgaben  gedeckt;  so  ward  einmal  bei  einer 
Hungersnoth  zur  Linderung  ihrer  Folgen  in  der  Karolinger- 
zeit mit  Zustimmung  der  Bischöfe  eine  förmliche  Armen- 
steuer ausgeschrieben,  die  grossentheils  von  der  Geistlichkeit 
zu  tragen  war®).  (Allerdings  wurden  in  solchen  Fällen 
zuweilen  auch  die  Könige  stark  in  Anspruch  genommen; 
Heinrich  IV.  soll  in  einem  Jahre  des  Misswachses  viele 
Tausende  gesjieist  haben  ^.) 

Dagegen  wurden  insbesondere  die  Krondomänen  durch 
die  Schenkungen  in  Anspruch  genommen,  die  auch  die  nach- 
kaiöl  in  gischen  Könige  fortwährend  zu  machen  hatten.  Auch 
Gold,  Silber,  Prachtgewäuder  etc.  erforderte  namentlich  ein 
Austausch  von  Geschenken  mit  fremden  Fürsten®).  Ferner 
wurden  bei  Kaiserkrönungen  dem  Papste,  den  Cardinälen 

J)  Mühlbacher,  a.  a.  0.  8.  297.  Scbröder,  a.  a.  0.  S.  528. 

V.  Heineniann,  a.  a.  0.  I 137. 

®)  Vgl.  Giesebrecbt,  a.  a.  0.  V/I  442. 

®)  Müblbacber,  a.  a.  0.  S.  284. 

*)  Waitz,  a.  a.  0.  VIII  236. 

®)  a.  a.  0.  S.  233.  234. 
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und  den  städtischen  Beamten  Roms  reiche  Geschenke  dar- 
gebracht, weshalb  sich  die  Könige  auf  den  Zügen  über  die 
Alpen  mit  bedeutenden  Geldmitteln  versehen  mussten.  — 

Da  der  wirthschaftliche  Sinn  der  Monarchen  auch  im 
Mittelalter  sehr  verschiedenartig  war,  so  darf  es  nicht 
Wunder  nehmen,  dass  wir  nun  auch,  wie  in  Rom  (s.  IV/I  474). 
je  nach  den  Zeitverhältnissen  und  nach  der  Persönlichkeit 
der  Herrscher,  günstige  und  ungünstige  Finanzlagen  des 
Reiches  wechseln  sehen.  So  z.  B.  wurde  die  Verwaltung 
Heinrichs  IV. , die  sich  vornehmlich  auf  eine  zahlreiche 
leistungsfähige  Bevölkerung  stützte,  beschuldigt,  die  in  der 
neuen  Residenz  im  Harze  eingeführten  Formen  der  Un- 
freiheit nach  sämmtlichen  angrenzenden  bäuerlichen  Ge- 
meinden übertragen  und  ihre  weitere  Ausdehnung  erstrebt 
zu  haben,  wovon  Aufstände  in  Sachsen  die  Folge  gewesen 
seien.  Die  Furcht  vor  der  Erneuerung  des  fiscalischeu  Ge- 
bahrens  Heinrichs  IV.  rief  auch  unter  Heinrich  V.  eine 
Empörung  hervor^).  Dass  weder  Friedrichs  I.  noch  Rudolfs 
von  Habsburg  Einkünfte,  aller  fiscalischen  Künste  un- 
geachtet, genügten,  haben  wir  bereits  erwähnt.  Adolf  von 
Nassau  war  in  solchen  Nöthen,  dass  er  den  gesammteu 
Besitz  seiner  Familie  verpfänden  musste^),  Karl  IV.  war 
ein  ausgezeichneter  Wirthschafter,  der  allerdings  um  Geld 
zu  erlangen,  öfters  seiner  Würde  vergass  und  namentlich 
bei  seinem  Römerzuge,  um  mit  einem  vollen  Geldsacke  heim- 
zukehren, „gleich  einem  Messkaufmann“  auftrat®).  Ruprecht 
dagegen  sah  sich  infolge  seiner  Armuth  fortwährend  zu 
Verpfändungen  genöthigt.  Die  finanziellen  Verlegenheiten 
waren  wohl  im  Mittelalter  niemals  bedrängender  als  zu  den 
Zeiten  Siegmunds  und  Maximilians  I.  Der  verschwenderische 
Siegmund , ein  gewohnheitsmässiger  und  dadurch  in  der 
öffentlichen  Meinung  tief  gesunkener  Schuldenmacher,  der 


*)  Nitzsch,  a.  a.  ü.  II  72.  151.  Giesebrecht,  a.  a.  0.  III  272.  375. 
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den  ersten  Besten  um  die  geringfügigste  Summe  angiug, 
wurde  einst  in  Ulm  nicht  eher  aus  der  Stadt  gelassen,  als 
bis  er  seine  Rechnungen  bezahlt  hatte.  Die  Bewohner  von 
Konstanz,  denen  aus  dem  Concil  mannigfacher  Gewinn 
erwuchs,  hatten  alle  Ursache  sich  dem  Kaiser  nachsichtsvoll 
zu  erweisen;  als  aber  schliesslich  die  von  ihm  empfangenen 
Pfänder,  das  königliche  Scepter,  Kleinodien  und  Tücher, 
I nicht  verkäuflich  waren,  wurden  auch  sie  höchst  ungehalten^). 

Siegmund  sah  sich  u.  A.  gezwungen,  die  Regalien  und  Güter 
in  Böhmen  zu  verpfänden®).  Auch  Friedrich  III.  war  nicht 
selten  in  bedrängter  finanzieller  Lage.  Erzherzog  Maxi- 
milian konnte  im  Mai  1477  nicht  früher  von  Wien  abreisen, 
als  bis  der  Kaiser  zu  seiner  genügenden  Ausrüstung  durch 
Verpfändung  von  Enns  an  den  Erzbischof  von  Gran  ein 
Darlehen  von  1000  Ducaten  aufgenommen  hatte®).  Unauf- 
hörlich war  Friedrich  nicht  nur  seinen  Ständen,  sondern 
auch  Kaufieuten,  Rätheu,  Söldnern  und  sogar  den  Hofdienern, 
zuweilen  geringfügige  Beträge,  schuldigt).  Die  finanziellen 
p Verlegenheiten  Maximilians  I.  waren  so  dringend,  dass  er 

sich  sogar  genöthigt  sah,  das  Leinenzeug  der  Königin  Bianca 
Maria  längere  Zeit  hindurch  in  Köln  zu  versetzen.  An- 
weisungen erfolgten  auf  Einkünfte,  die  schon  längst  für 
andere  Zwecke  verwendet  worden  waren.  Als  Herzog 
Albrecht  von  Sachsen  die  Bezahlung  eines  Schuldbetrags  von 
300  000  rheinischen  Gulden  nicht  zu  erlangen  vermochte, 
wurden  im  September  1495  Fristerstreckungen  bewilligt. 
Würden  die  neuen  Termine  nicht  eingehalten,  „so  sollte  der 
eben  beschlossene  Landfriede  und  andere  Reichssatzungen 
Albrecht  und  seinen  Erben  an  Einbringung  der  Forderung 
V keinen  Abbruch  oder  Verhinderung  thun.“  Auch  Friedrich  III. 

hatte  bereits  1486  Köln  vom  Landfrieden  dispensirt;  doch 
war  damals  der  ewige  Landfriede  noch  nicht  ein  geführt  ge- 
wesen. Oft  konnte  Maximilian  seine  Regimenter  nicht  be- 

Lindner,  a.  a.  0.  II  289.  290.  Gothein,  a.  a.  0.  I 346. 

2)  Palacky,  a.  a.  0.  III/II  146. 

®)  Huber,  a.  a.  0.  III  282. 
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zahlen,  wodurch  seine  Kriege  nicht  selten  in  nachtheiligster 
Weise  beeinHusst  wurden.  Das  Schlimmste  aber  war,  dass 
er  aus  Gelduoth  gewissermasseu  zur  Rolle  eines  Condottiere 
hinabsank.  Dieser  fortwährenden  Redrängnisse  ungeachtet, 
erwies  Maximilian  seinen  Beamten  eine  verschwenderische 
Freigebigkeit ; selbst  seine  Schreiber  machte  er  reich,  w'elches 
(iebahren  natürlich  abermals  Finanzebben  verursachte^). 
Doch  wurde  unter  Maximilian  zuerst  eine  angemessene 
Centralverwaltung  des  Reiches  nach  französisch-nieder- 
ländischem Vorbilde  eiugeführt ; jeder  an  den  obersten  Schatz- 
meister gerichtete  Zahlungsauftrag  bedurfte  zur  Wirksamkeit 
neben  der  königlichen  Unterschrift  der  eines  Statthalters 
und  des  Registrators  der  Hofkammer.  Vom  Könige  allein 
erlassenen  Zahlungsbefehlen  durfte  nicht  Folge  geleistet 
werden.  Einer  ähnlichen  Selbstbeschränkung  hatte  sich  das 
französische  und  englische  Königthum  — ersteres  bereits 
seit  dem  vierzehnten  Jahrhundert  — zu  unterziehen,  und 
auch  in  den  Niederlanden  hatte  derselbe  Grundsatz  schon 
lange  Geltung^). 

Infolge  der  finanziellen  Nothlagen  traten  an  die  Stelle  der 
Finanzbeamten  königliche  Gläubiger,  Augsburger  Kaufherren. 
Von  diesen  klagten  Paumgartner  und  Gassner  bereits  im 
Juli  1502,  dass  sie  vertragswidrigen  königlichen  Zahlungs- 
befehlen Folge  leisten  müssten«).  1518  betheuerte  der 
Kaiser,  der  bei  seinem  romantisch-phantastischen  Wesen  mit 
dem  Gelde  nicht  umzugehen  verstand,  dass  die  schweren 
Kriege  mit  Frankreich  und  Venedig  das  Kammergut  erschöpft 
hätten,  aus  dem  er  auch  alle  seine  Renten,  Zinsen,  Zölle, 
Gülten,  Mauthen  und  Bergwerke  verschrieben,  versetzt,  ver- 
kauft und  belastet  habe,  so  dass  daraus  nicht  einmal  die 
für  seine  Person,  seinen  und  seiner  beiden  Töchter  Hofstaat 
erforderlichen  Beträge  bestritten  werden  könnten^). 

1)  Ulmaiin,  a.  a.  0.  I 225.  245.  386.  387.  837. 

Sigmund  Adler,  Die  Organisation  der  Centralverwaltung  unter 
Kaiser  Maximilian  I.  Leipzig  1886.  S.  85  ff. 
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Auch  in  den  Te  rritorien  gebrach  es  anfangs  an  jeder 
Kenntniss  des  Finanzwesens  und  an  einer  über  den  un- 
mittelbaren Bedarf  hinausgehenden  Fürsorge  für  den  Haus- 
halt. Die  hervorragendste  Einnahmequelle  bildeten,  wie  im 
Reiche,  die  Domänen  mit  gutsherrlichen  Erträgnissen.  Dann 
die  Regalien,  die  allmählich  in  den  Besitz  der  Territorien 
gelangten.  Die  Zollerträgnisse  waren  zuweilen  sehr  be- 
trächtlich; so  in  Sachsen,  wo  Herzog  Albrecht  1289  seine 
Söhne  Zölle  und  Geleite  mit  einander  theilen  liess.  Wegen 
ihrer  riesigen  Anzahl  im  dreizehnten  Jahrhundert  nannte 
der  Engländer  Thomas  Wiekes  die  Zölle  miram  insaniam 
Germanorum  \).  Den  Zöllen  verw^andt  ist  das  seit  der  Mitte 
des  dreizehnten  Jahrhunderts  erscheinende  Geleitrecht.  Die 
Territorialherren  bewilligten  die  ersten  Geleite  auf  be- 
sonderes Ersuchen,  woraus  sich  allmählich  die  Ausbildung 
eines  hierauf  bezüglichen  Rechtes  entwickelte.  Dem  Zoll- 
wesen entsprechend  unterschied  man  hierbei  Grund-,  Terri- 
torial- und  Reichsgeleite«).  — Den  Bergbau  betrieben  manche 
Territorialherren,  wie  die  Grafen  von  Württemberg,  nicht 
für  eigene  Rechnung,  sondern  überliessen  ihn  gegen  gewisse 
Abgaben  an  Belehnte.  — Das  Recht  des  Reiches  auf  herren- 
lose Grundstücke  ward  ebenso  durch  den  fortschreitenden 
Ausbau  in  der  Landesalmende  wie  durch  die  Ausbildung  der 
Landeshoheit  beeinträchtigt.  Auch  das  sogenannte  Heim- 
fallsrecht (auf  erbloses  Gut)  ging  im  dreizehnten  Jahr- 
hundert allenthalben  auf  die  territorialen  Gewalten  über«). 

Die  unter  den  verschiedensten  Bezeichnungen  vor- 
komnienden  Beden,  auf  keiner  allgemeinen  Verpflichtung, 
sondern  auf  mannigfaltigen  Normen  beruhend,  waren  bald 
von  höherem,  bald  von  geringerem  Belaufe,  bald  in  Geld, 
bald  in  Naturalien,  bald  in  beiden  zu  erheben;  manche  Orte 
w^aren  ganz  davon  befreit,  wie  denn  auch  allenthalben  viel- 
fach Zollbefreiungen  vorkamen.  Im  Allgemeinen  galt  die 


*)  Böttiger,  a.  a.  0.  I 235. 

2)  Lamprecht,  a.  a.  0.  II  290—296. 
®)  Schröder,  a.  a.  0.  S.  518.  515. 
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Bezeichnung  Bede  (petitio)  für  die  auf  dem  Wege  der  Ver- 
handlungen mit  den  Steuerpflichtigen  zu  Stande  gekommenen 
Steuern,  während  eine  vom  Fürsten  einseitig  auferlegte 
Steuer  exactio  violenta  genannt  wurde.  Reichten  die  ge- 
wöhnlichen Einkünfte  nicht  aus,  so  wurden  ausserordentliche 
Steuern,  die  sogenannten  Schatzungen,  umgelegt,  die 
vorzugsweise  auf  der  Landschaft  ruhten,  da  der  Adel 
namentlich  im  fünfzehnten  Jahrhundert  vielfach  Befreiungen 
davon  erwirkte'*).  Auch  die  Territorialherren  schritten 
nicht  selten  zu  Anlehen  bei  Städten  und  Klöstern,  meistens 
gegen  A’erpfändung  von  Einnahmequellen. 

Der  mittelalterliche  genossenschaftliche  Geist  führte 
die  Stände,  die  in  dieser  Beziehung  ganz  besonders  in 
Baiern  eine  zielbewusste  Wirksamkeit  entfalteten,  zu  einer 
dem  modernen  Staatsbegrilfe  sich  annähernden  Umbildung 
der  Territorien.  Die  berühmte  Clttouische  oder  „grosse 
Handfeste“  vom  15.  Juni  1311  war  die  erste  Frucht  der  an- 
gedeuteteu  ständischen  Thätigkeit  für  Niederbaiern.  Herzog 
Otto  III.  erlangte  von  den  Ständen  die  Bewilligung  einer 
ausserordentlichen  Nothsteuer,  verzichtete  aber  dagegen  den 
Ständen  gegenüber  auf  eine  regelmässig  wiederkehrende 
Einnahmequelle.  Er  gewährte  allen,  welche  die  Steuer  be- 
willigten, die  niedere  Gerichtsbarkeit  und  dem  Klerus 
ausserdem  die  Testirfreiheit,  indem  er  auf  das  auch  von 
den  bairischen  Herzogen  bisher  geübte  Spolienrecht  ver- 
zichtete. Bei  dieser  Gelegenheit  zuerst  traten  alle  drei 
Stände , Adel , Geistlichkeit  und  Städte  dem  Herzog  gegen- 
über und  erlangten  einen  gemeinsamen  Freiheitsbrief  ^). 
Namentlich  die  besonderen  Bedürfnissen  entsprungenen  ausser- 
ordentlichen Landessteuern  regten  die  Stände  an,  die  fürst- 
lichen Forderungen  und  deren  Beziehungen  zum  Volkswohle 
genau  zu  erwägen,  wodurch  sich  allmählich  der  Staats- 
gedanke ausbildete.  Dagegen  entsprang  dem  Befugnisse  der 
Steueranlage  der  Stände  die  Ungerechtigkeit  der  Steuer- 
befreiung von  Adel  und  Klerus,  welche  beiden  Classen  die 


*)  Staelin,  a.  a.  0.  I 731  ft'.  Nitzsch,  a.  a.  0.  III  175. 
2)  Kiezler,  a.  a.  0.  II  508  tf. 
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gesammte  Steuerlast  auf  ihre  Bauern  abwälzten  *).  Von 
diesen  übersiedelten  viele,  um  der  Bedepflicht  zu  entgehen, 
in  die  Städte  oder  suchten  Pfahlbürger  zu  werden;  von 
Strassburg  wird  eine  aus  gleichem  Grunde  1274  erfolgte 
Massen  aus  Wanderung  berichtet,  welcher  Fall  nicht  vereinzelt 
geblieben  sein  dürfte^). 

In  Oesterreich  wurden  die  Stände  zu  Beginn  des  fünf- 
zehnten Jahrhunderts  ein  massgebender  politischer  Factor. 
In  der  letzten  Zeit  der  Babenberger  und  unter  den  ersten 
Habsburgern  war  der  Herzog  nur  in  vereinzelten  Fällen  an 
die  Zustimmung  der  Grossgrundbesitzer  gebunden  gewesen. 
Die  finanzielle  Lage  des  Herzogs  war  sehr  günstig,  da  er 
ausgedehnte  Grundherrschaften  theils  als  Allode,  theils  als 
Lehen  und  die  Regalien  besass.  Erst  gegen  Ende  des  vier- 
zehnten Jahrhunderts  wurden  die  Finanzen  infolge  von 
Kriegen  erschöpft.  Zum  ersten  Male  unter  den  Herzogen 
Wilhelm  und  Albrecht,  1402,  ist  ein  gemeinsames  Tagen 
der  Stände  zum  Behufe  der  Steuerbewilligung  nachweisbar. 
Schon  bei  dieser  Gelegenheit  erschienen  die  drei  Curien,  in 
die  sie  später  gegliedert  sind:  die  Prälaten,  der  Adel  (die 
Herren  und  Ritter)  und  die  landesfürstlichen  Städte®). 

Während  es  dem  Reiche  an  bestimmten,  zuverlässigen 
und  genügenden  Einkünften  gebrach  und  es  sich  als  un- 
vermögend erwies,  den  Uebergang  von  der  Natural-  zur 
Geldwirthschaft  zu  vollziehen,  erkannten  die  Territorial- 
herren die  Wichtigkeit  des  Finanzwesens  und  machten  es 
zur  Grundlage  einer  neuen  Ordnung,  aus  der  sich  in  der 
angedeuteten  Weise  allmählich  die  landständische  Ver- 
fassung entwickelte , wonach  die  Stände  nicht  nur  ein  Zu- 
stimmungsrecht in  finanziellen  Angelegenheiten,  sondern 
auch  in  der  Landesgesetzgebung  überhaupt  und  in  der 
Ordnung  der  Erbfolge  insbesondere  erwirkten^). 

0 a.  a.  0.  III  730  ft. 

2)  V.  Inaina-Sternegg,  a.  a.  0.  Illd  404. 

2)  Huber,  Geschichte  Oesterreichs.  II  400  ff.  Huber,  Oester- 
reichische  Reichsgeschichte.  S.  57. 

Lindner,  a.  a.  0.  II  120. 
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Wie  wir  bereits  andeuteteu,  ist  ein  wirkliches  Finauz- 
system  mit  gesetzlicher  Controle,  dessen  nothwendige  Vor- 
aussetzung die  Geldwirthschaft  war,  zuerst  in  den  Städten 
im  Laufe  des  zwölften  Jahrhunderts  wahrgenommen  worden, 
wo  auch  zuerst  ein  öffentlicher  Credit  zur  Anwendung  ge- 
kommen ist.  Anfangs  wmrden  nur  besondere  Steuern  nach 
Bedürfniss  erhoben.  Für  ihre  Auffassung  ist  der  Umstand 
bezeichnend,  dass  sie  noch  im  fünfzehnten  Jahrhundert  „der 
gute  Wille“  genannt  wurden  U-  Die  ältesten  Ungelder 
(Accise)  reichen,  nach  Arnold,  in  die  Zeiten  Heinrichs  IV. 
hinauf;  im  dreizehnten  Jahrhundert  war  das  Ungelt  bereits 
zu  einer  regelmässigen  Steuer  geworden.  Es  war  eine 
Naturalabgabe  von  den  nothwendigsten  Lebensmitteln;  in 
Köln  und  Regensburg  von  Getreide  und  Bier,  in  Basel  von 
Wein,  Mehl,  Salz  und  anderen  Genussmitteln,  in  den  meisten 
übrigen  Städten  von  Getreide  und  Wein.  Die  dieser  Steuer 
unterliegenden  Gegenstände  werden  immer  zahlreicher. 

Seit  der  zweiten  Hälfte  des  vierzehnten  Jahrhunderts 
zeigten  sich  die  üblichen  Einnahmen  als  unzureichend, 
weshalb  man  zu  ausserordentlichen  Auflagen  schreiten 
musste.  Man  begann  nun  directe  Steuern  von  den  Personen 
und  vom  Vermögen  zu  erheben,  die  zuerst  neue  oder  ausser- 
ordentliche Ungelder  hiessen  und  nur  während  einer  be- 
stimmten Reihe  von  Jahren  erhobcm  werden  sollten;  doch 
wurden  sie  infolge  des  Dranges  der  Verhältnisse  bald 
erneuert  und  schliesslich  unter  dem  Namen  „Schoss“ 
bleibend.  Es  waren  dies  wohl  die  ersten  eigentlichen 

Steuern  von  Geld  und  Geldeswerth  ^).  Daneben  bestanden 
in  den  verschiedenen  Städten  mannigfaltige  ordentliche  wie 
ausserordentliche  Steuern. 

Bis  zum  Ausgange  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  wurden 
den  Baslern  in  140  Jahren  mehr  als  20  ausserordentliche 
Steuern,  meist  Vermögens-  und  Personalsteuern,  auferlegt. 


’)  V.  Buchwald,  Deutsches  Gesellschaftsleben  im  endenden  Mittel- 
alter.  Kiel  1885—1887.  II  2. 

Arnold,  Verfassungsgeschichte  der  deutschen  Freistädte.  II  265. 
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Diese  waren  Classensteuern , denen  der  Fehler  aller  dieser 
Steuern  anhing,  die  zu  Einer  Classe  gehörigen  Vermögen 
nicht  in  richtigem  Verhältnisse  zu  belasten.  Aber  auch 
die  Classeneintheilung  war  willkürlich , die  Progression 
ungleichmässig  und  insofern  zu  Gunsten  der  grossen  Ver- 
mögen eingerichtet,  als  sie  bei  den  Vermögen  über  9500 
Gulden,  die  alle  derselben  Classe  eingereiht  wurden,  ganz 
auf  hörte  *). 

Da  der  laudwirthschaftliche  Betrieb  im  Mittelalter  auch 
in  den  Städten  vorherrschte,  so  waren  es  vornehmlich  land- 
wirthschaftliche  Besitzungen  und  Betriebsmittel , die  als  zu 
besteuernde  Vermögensobjecte  betrachtet  wurden,  wie  dies 
für  Frankfurt  am  Main  Bücher  2)  ausdrücklich  bezeugt. 

Der  Geldwechsel,  im  Mittelalter  wegen  der  zahlreichen 
Geldsorteu  und  häufigen  Münzänderungen  von  weit  höherer 
Bedeutung  als  gegenwärtig,  war,  gleich  dem  .Alünzrecht,  ein 
Regal ; in  manchen  Städten  wurde  der  Wechsel  freigegeben, 
in  anderen,  wie  in  Frankfurt  am  Main,  blieb  er  während 
des  Mittelalters  ein  Hoheitsrecht  des  Rathes®). 

Ferner  hatten  die  Handwerker  die  sogenannten  Meister- 
gelder bei  der  Aufnahme  in  die  Zunft,  Gebühren  für  die 
Benutzung  von  Verkaufsstellen  und  anderen  städtischen 
Verkehrsinstituten  und  die  in  ihren  Morgensprachen  (Zu- 
sammenkünften der  Handwerker,  in  denen  über  Amts- 
angelegenheiten berathen  nnd  Gericht  gehalten  wurde) 
erhobenen  Strafgelder  zu  entrichten*). 

So  ausgebildet  auch  das  Steuerweseu  war , so  musste 
doch  der  öffentliche  Credit  seit  der  Mitte  des  dreizehnten 
Jahrhunderts  — in  Italien  schon  seit  der  Mitte  des  zwölften 
Jahrhunderts  — so  oft  in  Anspruch  genommen  werden, 
dass  er  gewissermassen  als  regelmässige  Einnahmequelle 

*)  Schqnberg,  a.  a.  0.  S.  167.  Roscher,  a.  a.  0.  III  23. 

*)  Die  Bevölkerung  von  Frankfurt  am  Main  im  vierzehnten  und 
fünfzehnten  J ahrhundert.  I 263. 

»)  Kriegk,  Frankfurter  Bürgerzwiste.  S.  304. 

*)  Stieda,  Städtische  Finanzen  im  Mittelalter.  Jahrb.  f.  National- 
ökonomie u.  Statistik.  Jena  1899.  1.  Heft.  S.  16. 

Fel  ix , Eigenthum.  IV.  2.  I.  41 
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betrachtet  wurde.  Die  Form,  deren  man  sich  bediente,  war 
vornehmlich  die  des  Rentenverkaufs.  Der  Andrang  der 
Anlage  suchenden  Capitalien  verleitete  viele  Städte , einen 
geradezu  leichtfertigen  Gebrauch  vom  Credite  zu  machen, 
was  zu  zahlreichen  Katastrophen  führte^).  Worms  z.  B. 
verkaufte  1277  wegen  seiner  Schuldenlast  einen  grossen 
Tlieil  seiner  Almenden. 

Die  ältesten  städtischen  Anlehen  scheinen  allenthalben 
schwebende  Anticipationen  bestimmter  Einkünfte  gewesen  zu  sein, 
bei  deren  Unzulänglichkeit  sämmtliche  Stadtbürger  für  die  Rück- 
zahlung zu  haften  hatten.  1165  entlehnte  die  Stadt  Vercelli  von  drei 
Bürgern  Pavias  einen  Geldbetrag  zu  10®/o  unter  der  Bedingung, 
dass,  wofern  die  Tilgung  binnen  vier  Jahren  nicht  erfolgen  würde, 
die  Gläubiger  berechtigt  sein  sollten , sich  an  beliebige  Bürger 
von  Vercelli  zu  halten.  In  diesem  Sinne  bestimmte  1216  ein 
Gesetz  dieser  Stadt,  dass  alle  Bürger,  die  auszuwandern  be- 
absichtigten, vorher  ihren  Antheil  an  der  gesammten  städtischen 
Schuld  zu  bezahlen  hätten.  Eine  Anleihe  der  Stadt  Troyes  in 
der  Champagne  von  1232  erinnert  an  die  italienischen  monti,  die 
anfangs  überall  für  schwebende  Anlehen  errichtet  wurden.  So  trat 
1169  die  Republik  Venedig  einer  Gesellschaft  von  sieben  Personen 
gegen  Empfang  eines  Capitals  bestimmte  Einkünfte  auf  elf  Jahre 
ab;  ähnlich  1187.  In  Genua  war  ein  solcher  monte  schon  1148 
errichtet  worden.  Die  italienischen  monti  wurzelten  vornehmlich 
im  Steuerpachtsystem,  das  daselbst  seit  altrömischer  Zeit  bestand. 
Den  schwebenden  folgten  fundirte  monti , wie  in  Italien  so  in 
anderen  Reichen.  In  Gent  ermächtigte  der  Graf  die  Stadt  1288 
zum  Verkaufe  von  Leibrenten,  um  ihre  schwebenden  Schulden 
zu  tilgen.  Aehnlich  geschah  es  in  Lübeck  1290^). 

Zuweilen  waren  die  Creditgeschäfte  der  Städte  aetiv, 
indem  diese  Darlehen  gewährten;  so  lieh  Hamburg  1470  dem 
Könige  Christian  von  Dänemark  14400  Reichsmark,  1480 
der  Stadt  F-imbeck  8600  Rmk. , 1493  Braunsclnveig  48600 
Reichsmark.  Diese  Beträge  wmrden  nicht  von  den 
Hamburgern  allein  aufgebracht;  viele  Kaufleute  benach- 
barter Städte  betheiligten  sich  daran®). 


0 a.  a.  0.  S.  47. 

*)  Ehrenberg,  a.  a.  0.  S.  37 — 39. 
*)  Stieda,  a.  a.  0.  8.  . 37.  38. 
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Unter  den  vielen  Ausbrüchen  der  Unzufriedenheit  l>ei 
Ausgang  des  Mittelalters  sind  — ungeachtet  des  grossen 
Fortschrittes,  der  in  dem  territorialen  und  städtischen 
Finanzwesen  zu  Tage  trat  — die  wegen  übermässiger 
städtischer,  territorialer  wie  Reichsbesteuerung  zu  ver- 
zeichnen. So  verursachte  die  Erhöhung  der  Verbrauchs- 
steuern in  Köln  1481  eine  Empörung.  Eine  im  December 
1512  daselbst  ausgebrochene  Revolution  führte  zur  Wieder- 
herstellung geordneter  finanzieller  Zustände^).  Kaum  eine 
andere  fürstliche  Massregel  rief  so  vielen  Unwillen  hervor  wie 
das  Ungelt,  z.  B.  die  bairische  Ungeltordnung  von  1489.  Bei 
der  Erregbarkeit  des  Volkes  wiegen  erhöhter  Getränkesteuer 
begegnete  die  Durchführung  unübersteiglichen  Schwierig- 
keiten; man  befürchtete  ernstlich  einen  Aufruhr  und  schaffte 
daher  schon  1490  das  Ungelt  ab,  an  dessen  Stelle  eine 
Landsteuer  ausgeschrieben  wurde  ®).  Um  1493  hatte  Herzog 
Albrecht  IV.  von  Baiern  einer  Auflehnung  wegen  Steuer- 
drucks entgegenzutreten®).  In  den  Jahren  1512  und  1513 
erhoben  sich  Speier,  Köln,  Worms,  Aachen,  Deventer, 
Andernach,  Neuss,  Ulm,  Schweinfurt,  Regeusburg,  Nord- 
hau'sen , Erfurt  und  Lübeck  gegen  den  Rath  wegen  der 
Finanzgebahrung  und  namentlich  wegen  neu  aufgelegten 
Ungeldes.  Die  Rathsboten  der  Städte  des  schwäbischen 
Bundes  w'aren  beauftragt,  auf  dem  1513  nach  Worms 
ausgeschriebenen  Reichstage  auf  Abstellung  des  gemeinen 
Pfennigs  hinzuwirken,  weil  der  um  sich  greifende  Aufruhr 
die  Einziehung  bedenklich,  wenn  nicht  unmöglich,  er- 
scheinen lasse“). 

Im  Gegensätze  zu  dem  des  Reiches  hatte  der  städtische 
Haushalt  neben  aussergewöhnlichen  auch  regelmässige  Aus- 
gaben aufzuw^eisen.  Die  durch  die  Fürsorge  für  den  Schutz 
nach  innen  wie  nach  aussen  hervorgerufenen  Ausgaben  waren 

1)  a.  a.  0.  S.  44. 

®)  Riezler,  a.  a.  0.  III  737. 

3)  a.  a.  0.  S.  561. 

“)  Ulmanii,  a.  a.  0.  II  605.  606. 

41* 
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die  beträchtlichsten  ^).  Die  erste  Veranlassung  zur  Erhebung 
von  Steuern  bot  nach  v,  Below  *)  die  Befestigung  der  Städte. 
Weitere  Ausgaben  erfolgten  für  Erlangung  der  verschiedenen 
Gerechtsame,  für  die  Erwirkung  oder  Bestätigung  von  Privi- 
legien, für  Gesandtschaften,  Bömerzüge,  u.  s.  w.^). 

Zu  unterscheiden  von  den  für  städtische  Zwecke  erhobenen 
sind  die  von  den  Stadtgeineinden  an  den  König  oder  einen 
andern  Herrn  abgelieferten  directen  Steuern , die  in  der 
Urkundensprache  gewöhnlich  mit  Bede  (precaria,  petitio) 
bezeichnet  werden. 

Dem  Könige  directe  zu  steuern,  hatten  die  Städte,  die 
nnmittelbar  unter  königlicher  Herrschaft  standen  und  die 
geistlichen  Städte,  in  welchen  dem  Könige  die  Vogtei  zustand. 
Der  wesentliche  Unterschied  zwischen  den  Reichsstädten 
und  den  Freistädten  bestand  in  der  Zahlung  einer  Reichs- 
steuer und  der  Befreinng  davon.  Die  älteste  Nachricht  von 
einer  allgemeinen  Reichssteuer  aus  der  Zeit  Heinrichs  IV. 
bringt  keine  näheren  Aufschlüsse  über  die  Besteuerungsfonu. 
Friedrich  I.  verzichtete  auf  die  unmittelbare  Besteuerung 
der  bischöflichen  Städte  im  Allgemeinen  und  erhob  nur  in 
einzelnen  auf  Grund  besonderer  Rechte  eine  Quote  der  regel- 
mässigen Steuern.  Dagegen  hielt  er  die  in  der  Form  von 
Hof-  und  Heersteuern  geleisteten  Beiträge  der  Städte  an 
ihre  Fürsten  zum  Reichsdienste  aufrecht.  Es  geschah  dies 
im  Sinne  der  auch  von  Friedrich  II.  befolgten  stautischen 
Politik,  welche  die  Entwicklung  der  Städte  im  Interesse  der 
Fürsten,  die  als  die  Stützen  des  Reiches  betrachtet  wurden, 
zu  hemmen  suchte. 

Eine  besondere  Bedeutung  gewannen  die  Städtesteuern 
zu  Anfang  des  dreizehnten  Jahrhunderts,  in  welchem  das 
Schwinden  des  Reichsgutes  in  den  Kämpfen  zwischen  Philipp 
von  Schwaben  und  Otto  IV.  mit  dem  mächtigen  Aufschwünge 
der  deutschen  Städte  zusammentraf.  Die  Städtesteuern 
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Das  ältere  deutsche  Städteweseu.  S.  81. 
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wurden  nun  die  vornehmste  regelmässige  Steuerquelle  des 
Reiches.  Nach  dem  von  Jakob  Schwalm  aufgefundenen  Ver- 
zeichnisse von  Reichssteuern  aus  der  Zeit  Friedrichs  II., 
beliefen  sich  diese  damals  auf  rund  7000  Mark  im  Silber- 
gehalte von  je  15  Thalern,  also  = 315  000  Mark,  die  bei 
damaliger  zehnmal  höherer  Kaufkraft  des  Geldes  etwa  drei 
Millionen  heutiger  Mark  darstellen. 

* Rudolf  von  Habsburg,  der,  im  Gegensätze  zu  den  Hohen- 

staufen, die  freie  Verfassung  der  Städte  zuerst  anerkannte  und 
bestätigte,  nahm  auch  die  Steuerkräfte  der  Städte  in  ungewöhn- 
licher Weise  in  Anspruch.  Wenn  schon  seine  Forderung  des 
dreissigsten  Pfennigs  auf  heftigen  und  sogar  bewaffneten  Wider- 
stand mehrerer  Städte  stiess,  so  ist  es  begreiflich,  dass  sein 
I Verlangen  des  achten  Theiles  von  allem  Kaufmannsgut,  also 

eine  Belastung  des  Handelscapitals  mit  12Va®/o,  die  den 
ohnehin  am  stärksten  besteuerten  Handelsstand  fast  zu 
Grunde  richten  musste,  die  äusserste  Aufregung  hervorrief. 
Die  Massregel  scheint  auch  nicht  zur  Ausführung  gekommen 
zu  sein.  Rudolf  musste  schliesslich  auch  die  Selbstständigkeit 
der  städtischen  Finanzverwaltung  anerkennen. 

Die  Steuerverptlichtungen  der  Städte  im  deutschen  Reiche 
von  der  Mitte  des  zwölften  bis  zu  der  des  dreizehnten  Jahr- 
hunderts lassen  sich  wie  folgt  zusammenfassen: 

1.  Die  königlichen  Städte  hatten  dem  Könige,  die  fürst- 
lichen ihrem  Herrn,  die  geistlichen  dem  Vogte  regel- 
mässig zu  steuern. 

2.  Grössere  Städte  geistlicher  und  weltlicher  Fürsten  hatten 
die  fernere  oder  auch  alleinige  Verpffichtung  zu  ausser- 
ordentlichen Beisteuern  zu  besonderen  Zwecken,  nament- 
lieh  zur  Hof-  und  Heersteuer. 

Diese  Steuern  waren  in  Geld,  nur  in  einigen  der  kleinsten 
Städte  in  Natur  zu  leisten.  Ausserdem  waren  die  Bürger 
noch  zu  mancherlei  Diensten  und  Leistungen  verpflichtet, 
insbesondere  zur  Befestigung  und  Vertheidigung  der  Stadt, 
zur  Heeresfolge,  zu  kriegerischen  Transporten.  Die  Ver- 
pflichtung, den  König  mit  Gefolge  zu  beherbergen,  ist  seit 
dem  Ende  des  zwölften  Jahrhunderts  mehrfach  beschränkt 


I 

I 
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die  beträchtlichsten  ^).  Die  erste  Veranlassung  zur  Erhebung 
von  Steuern  bot  nach  v,  Below  die  Befestigung  der  Städte. 
Weitere  Ausgaben  erfolgten  für  Erlangung  der  verschiedenen 
Gerechtsame,  für  die  Erwirkung  oder  Bestätigung  von  Privi- 
legien, für  Gesandtschaften,  Römerzüge,  u.  s.  w.^). 

Zu  unterscheiden  von  den  für  städtische  Zwecke  erhobenen 
sind  die  von  den  Stadtgemeinden  an  den  König  oder  einen 
andern  Herrn  abgelieferten  directen  Steuern , die  in  der 
Urkundensprache  gewöhnlich  mit  Bede  (precaria,  petitio) 
bezeichnet  werden. 

Dem  Könige  directe  zu  steuern,  hatten  die  Städte,  die 
unmittelbar  unter  königlicher  Herrschaft  standen  und  die 
geistlichen  Städte,  in  welchen  dem  Könige  die  Vogtei  zustand. 
Der  wesentliche  Unterschied  zwischen  den  Reichsstädten 
und  den  Freistädten  bestand  in  der  Zahlung  einer  Reichs- 
steuer und  der  Befreiung  davon.  Die  älteste  Nachricht  von 
einer  allgemeinen  Reichssteuer  aus  der  Zeit  Heinrichs  IV. 
bringt  keine  näheren  Aufschlüsse  über  die  Besteuerungsform. 
Friedrich  I.  verzichtete  auf  die  unmittelbare  Besteuerung 
der  bischöflichen  Städte  im  Allgemeinen  und  erhob  nur  in 
einzelnen  auf  Grund  besonderer  Rechte  eine  Quote  der  regel- 
mässigen Steuern.  Dagegen  hielt  er  die  in  der  Form  von 
Hof-  und  Heersteuern  geleisteten  Beiträge  der  Städte  an 
ihre  Fürsten  zum  Reichsdienste  aufrecht.  Es  geschah  dies 
im  Sinne  der  auch  von  Friedrich  II.  befolgten  staufischen 
Politik,  welche  die  Entwicklung  der  Städte  im  Interesse  der 
Fürsten,  die  als  die  Stützen  des  Reiches  betrachtet  wurden, 
zu  liemmen  suchte. 

Eine  besondere  Bedeutung  gewannen  die  Städtesteuern 
zu  Anfang  des  dreizehnten  Jahrhunderts,  in  welchem  das 
Schwinden  des  Reichsgutes  in  den  Kämpfen  zwischen  Philipp 
von  Schwaben  und  Otto  IV.  mit  dem  mächtigen  Aufschwünge 
der  deutschen  Städte  zusammentraf.  Die  Städtesteuern 
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wurden  nun  die  vornehmste  regelmässige  Steuerquelle  des 
Reiches.  Nach  dem  von  Jakob  Schwalm  aufgefundenen  Ver- 
zeichnisse von  Reichssteuern  aus  der  Zeit  Friedrichs  II., 
beliefen  sich  diese  damals  auf  rund  7000  Mark  im  Silber- 
gehalte von  je  15  Thalern,  also  = 315  000  Mark,  die  bei 
damaliger  zehnmal  höherer  Kaufkraft  des  Geldes  etwa  drei 
Millionen  heutiger  Mark  darstellen. 

Rudolf  von  Habsburg,  der,  im  Gegensätze  zu  den  Hohen- 
staufen, die  freie  Verfassung  der  Städte  zuerst  anerkannte  und 
bestätigte,  nahm  auch  die  Steuerkräfte  der  Städte  in  ungewöhn- 
licher Weise  in  Anspruch.  Wenn  schon  seine  Forderung  des 
dreissigsten  Pfennigs  auf  heftigen  und  sogar  bewaffneten  Wider- 
stand mehrerer  Städte  stiess,  so  ist  es  begreiflich,  dass  sein 
Verlangen  des  achten  Theiles  von  allem  Kaufmannsgut,  also 
eine  Belastung  des  Handelscapitals  mit  12V2'’/o,  die  den 
ohnehin  am  stärksten  besteuerten  Handelsstand  fast  zu 
Grunde  richten  musste,  die  äusserste  Aufregung  hervorrief. 
Die  Massregel  scheint  auch  nicht  zur  Ausführung  gekommen 
zu  sein.  Rudolf  musste  schliesslich  auch  die  Selbstständigkeit 
der  städtischen  Finanzverwaltung  anerkennen. 

Die  Steuerverpfiichtungen  der  Städte  im  deutschen  Reiche 
von  der  Mitte  des  zwölften  bis  zu  der  des  dreizehnten  Jahr- 
hunderts lassen  sich  wie  folgt  zusammenfassen: 

1.  Die  königlichen  Städte  hatten  dem  Könige,  die  fürst- 
lichen ihrem  Herrn,  die  geistlichen  dem  Vogte  regel- 
mässig zu  steuern. 

2.  Grössere  Städte  geistlicher  und  weltlicher  Füreten  hatten 
die  fernere  oder  auch  alleinige  Verpflichtung  zu  ausser- 
ordentlichen Beisteuern  zu  besonderen  Zwecken,  nament- 
lich zur  Hof-  und  Heersteuer. 

Diese  Steuern  waren  in  Geld,  nur  in  einigen  der  kleinsten 
Städte  in  Natur  zu  leisten.  Ausserdem  waren  die  Bürger 
noch  zu  mancherlei  Diensten  und  Leistungen  verpflichtet, 
insbesondere  zur  Befestigung  und  Vertheidigung  der  Stadt, 
zur  Heeresfolge,  zu  kriegerischen  Transporten.  Die  Ver- 
pflichtung, den  König  mit  Gefolge  zu  beherbergen,  ist  seit 
dem  Ende  des  zwölften  Jahrhunderts  mehrfach  beschränkt 
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worden.  Auch  die  verschiedenen  Gewerke , namentlich 
Schmiede,  Sattler,  Schwertfeger,  Schuster,  Handschuhmacher, 
waren  in  manchen  Städten  zu  Arbeiten  für  den  königlichen 
Hof-  und  Heerdienst  des  Bischofs  verpdichtet. 

Bei  der  Auffassung  der  königlichen  Befugnisse  fehlte 
es  nicht  an  mannigfaltigsten  Unterschieden:  Ruprecht  z.  B. 
hielt  es  für  ein  königliches  Recht,  die  Aussteuer  seiner 
Tochter  Elisabeth,  die  mit  Herzog  Friedrich  von  Oesterreich 
verlobt  war,  auf  Reichsstädte  in  Schwal)en  oder  im  Eisass 
anzuweisen,  was  eine  böse  Stimmung  hervorrief. 

Allgemein  war  das  Streben  der  Bürger  wahrnehmbar. 
Anderen  keinen  Einblick  in  ihre  Vermögensverhältnisse  zu 
gestatten.  So  erhob  der  Rath  von  Frankfurt  gegen  eine 
von  Friedrich  III.  verlangte  Einkommensteuer  des  zehnten 
Pfennigs  ganz  besonders  das  Bedenken  der  Verlautbarung. 
In  manchen  Städten , wie  in  Augsburg  und  Stendal,  behielt 
sieh  die  Steuerbehörde  das  Recht  vor,  das  besteuerte  Gut 
zu  dem  vom  Steuerträger  geschätzten  Betrage  für  die  Stadt 
anzukaufen ; doch  bot  dies  keine  Sicherheit  für  richtige 
Angabe  der  beweglichen  Habe.  Auch  wurde  nur  ganz  aus- 
nahmsweise von  diesem  Rechte  Gebrauch  gemacht. 

Bei  vortretender  Geldwirthschaft , seit  der  Mitte  des 
dreizehnten  Jahrhunderts,  kommt  die  Besteuerung  beweg- 
licher Habe  häutiger  vor.  Die  Besteuerung  von  Geld  und 
Geldeswerth  findet  sieh  zuerst  1259  in  Neuss  ausdrücklich 
erwähnt. 

Schon  frühzeitig  kamen  in  den  Städten  Steuerbefreiungen 
vor.  In  Flandern  waren  die  „meliores  et  liberiores  burgenses“, 
die  Bürgergemeinden  bessern,  freitun  Rechts  von  Schoss, 
Tallie  und  jeder  Geldbede  befreit;  dieselbe  Begünstigung 
erwirkte  St.  Omer  1127  und  Hagenau  1104.  Das  Privileg, 
das  Philipp  von  Schwaben  gegen  Ende  des  zwölften  Jahr- 
hunderts der  Stadt  Speier  ertheilte,  wonach  die  Bürger  zu 
keiner  Steuerzahlung  sollten  gezwungen  werden  können, 
war  offenbar  gegen  die  bischöflichen  Besteuerungsversuche 
gerichtet.  Doch  setzt  der  König  dabei  wenigstens  für  den 
Fall  der  Noth  freiwillige  Leistungen  als  selbstverständlich 
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voraus.  Aehuliche  Begünstigungen  erfuhren  Aachen  und 
Wien  von  Friedrich  II. 

Die  Vergänglichkeit  aller  mittelalterlichen  Privilegien 
zeigt  sich  auch  hier.  Hagenau  z.  B.  verlor  seine  bevorzugte 
Stellung  spätestens  zur  Zeit  Friedrichs  II.  Angesichts  der 
bei  allen  mittelalterlichen  Institutionen  wahrnehmbaren  Un- 
bestimmtheit ist  es  erklärlich,  dass  die  Städte,  die  sich  der 
.1  Steuerpfficht  nicht  ganz  entziehen  konnten,  diese  wenigstens 

so  genau  als  möglich  begrenzt  wissen  wollten. 

WTe  wir  bereits  erwähnten,  nahm  insbesondere  die  Geist- 
lichkeit die  Steuerbefreiung  für  sich  und  ihr  Gut  in  Anspruch, 
wusste  diese  aber  nicht  immer  vollständig  durchzusetzen. 
Die  ritterlichen  Dienstmannen  und  die  Schöffen  erhoben  die 
gleiche  Forderung. 

Es  gab  auch  Exemtionen  für  beschränkte  Zeiträume. 
Durch  ein  kaiserliches  Privileg  von  1226  für  die  Stadt 
Oppenheim  wurden  die  Ritter  daselbst  für  immer,  die  Bürger 
für  10  Jahre  von  der  Reichssteuer  befreit. 

Diese  vielfältigen  Befreiungsansprüche  brachten  grosse 
' Verwirrung  in  die  Abgabenverhältnisse.  In  manchen  Städten, 

wie  in  Kolmar,  kam  es  vor,  dass  die  reichen  Bürger  die 
Last  auf  die  ärmeren  Einwohner  abzuwälzen  suchten  ^). 

In  Böhmen  gehörten  schon  im  elften  Jahrhundert  die 
Jagd,  Holzung,  Fischerei,  Zeidlerei,  sowie  die  Benutzung  der 
Brücken,  Wasser-  und  Landstrassen,  zu  den  Regalien.  Zölle, 
Marktgeld,  sowie  der  Ertrag  der  Bergwerke  und  Gold- 
wäschereien müssen  schon  um  die  Mitte  des  zwölften  Jahr- 
hunderts bedeutend  gewesen  sein,  da  Böhmen  damals  als 
ein  an  Gold  und  Silber  reiches  Land  galt.  Bei  der  damaligen 
[ Sitte,  die  Münzen  oft  unter  ihrem  Curswerthe  gegen  neue 

einzulösen,  war  auch  das  Münzregal  einträglich.  Auch  die 
Gast-  und  Geleitgeschenke  der  Reisenden  hatten  sich  zu 
einem  Regaliensysteme  entwickelt.  Da  die  meisten  Vergehen 
mit  Geld,  schwere  Verbrechen  mit  allgemeiner  Gütereinziehimg 

Zeumer,  Pie  deutschen  Städtesteuern.  Zeumer,  Zur  Geschichte 
der  Reichssteuern  im  frühem  Mittelalter.  Lindner,  a.  a.  0.  II  220. 
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gebüsst  wurden,  so  erwies  sich  auch  die  Gerichtsbarkeit  als 
eine  ergiebige  Finanzquelle'). 

Zur  Zeit  Ottokars  II.  waren  die  wichtigsten  Einnahme- 
quellen die  königlichen  Domänen,  die  jährliche  Friedens- 
steuer, die  theils  in  Vieh,  theils  in  Geld  erhobene  jährliche 
Grundsteuer,  andere  Zinsungen,  worunter  Naturallieferungen, 
die  allgemeine  Berna,  (eine  ausserordentliche  Grundsteuer 
zur  Bestreitung  aussergewöhnlicher  Bedürfnisse),  die  Gerichts- 
gelder, die  Marktgelder,  Zoll-  und  i\Iauthgefälle,  der  Ertrag 
der  Bergwerke  und  des  Münzregals,  die  Judensteuer  und 
zufällige  Einkünfte,  wie  der  Heimfall  von  Stammgütern  ^). 
Die  Zölle,  die  sowohl  beim  Ein-  wie  beim  Ausgange  erlegt 
werden  mussten,  waren  nicht  bloss  für  Waaren,  sondern 
auch  für  jede  Person,  welche  die  Zollstätten  passirte,  zu 
entrichten ; der  Kaufmann  hatte  nicht  nur  für  seine  Person, 
sondern  auch  für  jeden  Kopf  seines  Gesindes  zu  zahlen^). 
Als  Wien  in  der  letzten  Zeit  Ottokars  II.  in  wiederholten 
Bränden  fast  ganz  eingeäschert  wurde,  schenkte  der  König 
der  Stadt  zur  Förderung  des  Wiederaufbaues  einen  Wald 
und  befreite  die  Bürger  für  fünf  Jahre  von  allen  Steuern 
und  Mauthabgaben  •'). 

Unter  Wenzel  II.  waren  die  Erträge  der  Bergwerke 
so  bedeutend,  dass  man  den  König  seiner  Reichthümer 
wiegen,  von  denen  ein  grosser  Theil  durch  seine  prunkvolle 
Hofhaltung  aufgezehrt  ward,  mit  Krösus  verglich®). 

Dem  Könige  Johann  wurde  zur  Deckung  seiner  im 
Auslande  gemachten  Schulden  1327  eine  allgemeine  Berna 
bewilligt.  Um  neue  Mittel  für  seine  Söldner  zu  erlangen, 
trieb  Johann  Schatzgräberei,  auch  in  Kirchen  und  Syna- 
gogen ; er  Hess  u.  A.  die  silbernen  Standbilder  der  Apostel, 

’)  I’alacky,  a.  a.  0.  II/I  43.  Huber,  Geschichte  Oesterreichs. 
I 280.  Lippert,  a.  a.  0.  1 61. 

Palacky,  a.  a.  0.  IM  44 — 48.  Huber,  Oesterreichische  Keichs- 
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womit  sein  Sohn  Karl  Wenzels  Grab  geschmückt  hatte, 
wegnehmen  und  verpfänden ').  Durch  die  Verschwendung 
Johanns,  der  in  Böhmen  nur  erschien,  so  oft  er  Geld  be- 
durfte, gerieth  das  Land  in  tiefen  Verfall.  Eine  willkürliche 
Adelsherrschaft  entwickelte  sich  mit  zeitweiliger  Auflösung 
aller  öffentlichen  Ordnung.  Bei  Uebernahme  der  Verwaltung 
erklärte  Karl  IV.  selbst,  dass  er  nicht  Eine  Burg  gefunden 
habe,  die  nicht  mit  sämmtlichen  Krongiitern  verpfändet  ge- 
wiesen wäre  ^). 

Um  das  Königreich  Böhmen  von  seiner  grossen  Schulden- 
last zu  befreien,  wurde  am  7.  October  1479  dem  Könige 
Wladislaw  II.  die  Bewilligung  zur  Erhebung  einer  ausser- 
gewöhnlich  grossen  Steuer  ertheilt.  Jeder  Bewohner  des 
Landes  ohne  Unterschied  des  Standes  hatte  die  Hälfte  seines 
jährlichen  rechtmässigen  Einkommens  bis  spätestens  zur 
nächsten  Lichtmess  zu  entrichten.  Es  wurde  im  ganzen 
Lande  ein  Zahlungsmoratorium  von  Galli  bis  Georgi  ein- 
geführt, damit  die  Unterthanen  durch  Zahlung  von  Privat- 
schulden nicht  behindert  werden  sollten,  die  Steuer  zu 
zahlen®). 

Bei  Ausgang  des  elften  Jahrhunderts  hatte,  nach  Huber, 
kein  Staat  ein  so  ausgebildetes  directes  Steuerwesen  wie 
Ungarn  unter  Coloman,  dessen  Einzelheiten  jedoch  nur 
ungenau  angegeben  werden.  Eine  Kopfsteuer  im  Betrage 
von  8 Denaren  zahlten  „Bürger,  die  sich  gegen  Wochenlohn 
verdingten“.  Fremde,  die  sich  auf  städtischem  Gebiete  au- 
siedelten,  wofern  sie  nicht  Kriegsdienste  leisteten,  „Gäste“, 
die  sieh  als  Arbeiter  an  Gutsbesitzer  verdingten  und  Hörige; 
diese  hatten  ausserdem  eine  Arbeitssteuer  zu  entrichten. 
Wer  Erträgnisse  seiner  eigenen  Güter  auf  dem  Markte  ver- 
kaufte, musste  eine  Abgabe  entrichten ; Kaufleute,  „die  nicht 
bloss  um  ihren  Lebensunterhalt  zu  erwerben,  sondern  um 
Reichthümer  zu  sammeln“,  ihr  Geschäft  betrieben,  sollten 

>)  Palacky,  a.  a.  0.  II II  159.  225. 

®)  Lindner,  a.  a.  0.  I 310. 

*)  Palacky,  a.  a.  0.  V/I  218. 


— 650  — 

(las  Doppelte  der  „bisherigen“  Steuer  zahlen.  Der  König 
allein  besass  Münze  und  Zoll  ^).  lieber  die  Einkünfte 
Belas  III.  findet  sich  folgende  Aufzeichnung:  das  Erträgniss 
der  Münze  jährlich  60  000  Mark,  des  Salzes  16  000  Mark, 
der  Mautheu,  Zölle  und  Marktabgaben  30  000  Mark,  von  den 
„fremden  Gästen“  des  Königs  in  Siebenbürgen  15  000  Mark, 
von  dem  ihm  zustehenden  „Drittel“  der  72  Comitate 
25  000  Mark,  vom  Herzoge  von  Slavonien  10  000  Mark. 
Jeder  der  72  Grafen  bewirthete  den  König  einmal  im  Jabre 
und  machte  ihm  bei  dieser  Gelegenheit  ein  Geschenk  von 
100  bis  200  Mark,  was  auf  mindestens  10  000  Mark  ver- 
anschlagt wurde.  Dazu  kamen  noch  reiche  Geschenke  an 
Silber,  Pferden  etc.  für  die  Königin  und  die  königlichen 
Kinder,  endlich  der  „Dreissigste“.  Gross  war  auch  der 
Ertrag  der  Domänen  und  Bergwerke  Andreas  II.  fand 
bei  seinem  Regierungsantritte,  1205,  sehr  verringerte  Domänen 
und  Regalien  vor,  da  die  fast  hundertjährigen  Throukämpfe 
und  die  Nöthigung,  die  Unterstützung  bald  dieser,  bald 
jener  Partei  zu  erkaufen,  die  häufige  Verleihung  von  Gütern 
und  Einkünften,  besonders  von  Zöllen,  Salinen  und  selbst 
von  Hoheitsrechten  zur  Folge  hatte.  Auf  diese  Weise  ge- 
langten der  hohe  Adel  und  der  Klerus  zu  reichen  Einnahmen®). 
In  noch  stärkerem  Masse  wurde  dies  unter  dem  schwachen 
Andreas  II.  fortgesetzt,  unter  dem  die  Finanzen  durch  ver- 
schwenderische Schenkungen,  worunter  ganze  Comitate, 
vollends  zerrüttet  wurden^).  Unter  Andreas’  Nachfolger 
Bela  IV.  beutete  der  Adel  seine  fortschreitende  flacht  aus, 
den  König  zu  zwingen,  nicht  nur  von  den  Gütern  der 
Adeligen , sondern  auch  von  ihren  Hintersassen  nie  eine 
Steuer  oder  sonstige  Leistung  zu  fordern®),  wodurch  alle 
Lasten  auf  die  Kronbauern  und  Bürger  abgewälzt  w'urden. 


’)  Huber,  a.  a.  0.  I 338  ff. 

2)  a.  a.  0.  I 370. 
a.  a.  0.  I 422. 

^)  Huber,  Oesterreichische  Reichsgescliichte.  S.  105. 
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die  ohnehin  durch  die  iudirecten  Steuern  am  stärksten  in 
Anspruch  genommen  wurden.  — Ungeachtet  der  vielen 
Kriege,  die  Ludwig  I.  führte,  scheint  der  Zustand  seiner 
Finanzen  so  günstig  gewesen  zu  sein,  dass  er  des  Reichs- 
tages, der  nur  bei  königlichem  Bedarfe  Einfluss  erlangte, 
nicht  bedurfte.  Er  führte  1351  eine  neue  Steuer  ein,  indem 
er  allenthalben  in  seinem  Reiche  mit  Ausnahme  der  um- 
mauerten Städte,  nach  Entrichtung  des  kirchlichen  Zehnten 
noch  den  Neunten  des  Getreide-  und  Weinertrages  erhob. 
Den  Prälaten  und  Adeligen  gestattete  er,  die  gleiche  Auf- 
lage von  ihren  Hintersassen  zu  erheben  und  steigerte  also, 
mit  Rücksicht  auf  seine  Kriege,  die  ohnehin  übergreifende 
Macht  von  Klerus  und  Adel  noch  bedeutend  ‘).  Von  den 
folgenden  Regierungen  erfordert  die  des  Königs  Matthias 
Corvinus  besondere  Erwähnung,  der  zur  Erhaltung  seiner 
zahlreichen  Söldnerheere  und  seines  verschwenderischen 
Hofes  bedeutender  Geldmittel  bedurfte,  die  er  nur  durch 
hohe  Steuern  aufzubringen  vermochte®). 

Wie  wir  bereits  andeuteten,  waren  Hugo  Capet  und 
seine  nächsten  Nachfolger  feudale  Könige  Frankreichs. 
Die  Thätigkeit  dieser  feudalen  Monarchen  war  fast  aus- 
schliesslich auf  den  Umfang  der  Krondomänen  beschränkt. 
Seit  dem  Schlüsse  des  zehnten  Jahrhunderts  gibt  es  keine 
öffentlichen  Finanzen  mehr.  Die  Souveränetät  war  unter 
eine  Menge  localer  Gewalten  vertheilt;  die  Könige  erhoben 
Steuern  nur  als  Feudalherren  und  nur  auf  ihren  Gütern; 
ihre  Hilfsquellen  waren  also  derselben  Natur  wie  die  der 
grossen  Vasallen.  Die  königliche  Steuer  wurde  noch  nicht 
von  der  lehnsherrlicheu  geschieden.  Die  Domäneneinkünfte 
umfassten : die  Erträge  der  Gerichtsbarkeit,  den  Zins  (eens), 
die  von  den  Hörigen  erhobene  taille,  die  Zehnten,  die  Vor- 
mundschaftsrechte, die  Lehnsgebühren,  die  Hinterlassenschaft 
der  ohne  Erben  Verstorbenen,  die  Erträge  der  geistlichen 

Huber,  Geschichte  Oesterreichs.  II  244.  245. 
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Güter  während  der  Erledigung  der  Stellen  der  Bischöfe 
und  Aebte,  die  Urkundengebühren,  die  Zölle,  die  Verbrauchs- 
steuern, Bannrechte  (banalites),  den  für  die  Befreiung  von 
der  HeerespHicht  schuldigen  Bann,  das  Münzrecht,  die  für 
Bewilligung  der  Gemeindefreibriefe  erhobenen  Gebühren 
(droits  de  commune)  und  die  feudale  Beihilfe  in  den  be- 
kannten vier  Fällen  (aides  feodales).  Den  territorialen  Er- 
werbungen des  zwölften  Jahrhunderts  und  des  Anfangs  des 
dreizehnten  Jahrhunderts  folgte  eine  weitere  beträchtliche 
Ausdehnung  der  Domänen  durch  den  Albigenserkrieg. 

In  dem  Masse,  als  das  Königthum  seinen  politischen 
Wirkungskreis  ausdehnte,  an  die  Stelle  seines  feudalen 
Charakters  zunächst  der  bureaukratische  trat,  das  Beamten- 
thum und  ein  nationales  Heer  zu  bezahlen  war,  mussten 
neue  Hilfsquellen  von  den  Unterthanen  in  Anspruch  ge- 
nommen werden.  Der  Kampf,  der  sich  daraus  entwickelte, 
endigte  mit  dem  Siege  des  Königthums,  dem  es  gelang,  die 
Nation  ohne  ihre  Zustimmung,  ohne  Dazwischenkunft  der 
Stände,  zu  besteuern. 

Die  engen  Bande,  welche  die  Monarchie  seit  ihrem  Ur- 
sprünge mit  der  Geistlichkeit  verknüpften , legten  der 
Kirche  die  Verptlichtung  auf,  dem  Königthum  fortw'ährend 
einen  Theil  ihrer  Hilfsquellen  zur  Verfügung  zu  stellen. 
Obwohl  der  Saladinzehnte  von  1188  in  Wirklichkeit  nur  die 
feudale  Beisteuer  für  Kreuzzüge  war,  da  sie  ebenso  auf 
Laien  w ie  auf  Geistliche  angewandt  wurde,  so  kann  er  doch 
als  Ausgangspunkt  des  geistlichen  Zehnten  betrachtet 
werden.  Man  berechnete,  dass  von  1188  bis  1294  die  Kirche 
von  Frankreich  den  Königen  für  Kreuzzüge  oder  diesen 
gleichgestellte  Unternehmungen  9 Zehnte  bezahlt  habe. 

Der  Zehnte,  der  in  der  Regel  eine  dem  Könige  vom 
Papste  bewilligte  Beisteuer  war,  bestand  in  einem  Zehntel 
der  kirchlichen  Einkünfte,  wobei  weder  auf  Schulden  noch 
auf  die  zur  Unterhaltung  der  Immobilien  aufgewandten 
Kosten  Rücksicht  genommen  wurde  U-  Die  Erhebung  stiess 
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öfter  auf  lebhaften  Widerstand.  Philipp  der  Schöne  nahm 
die  geistlichen  Zehnten  auch  für  nicht  religiöse  Zwecke  des 
Königreichs  in  Anspruch  und  suchte  ausserdem  sich  der  ge- 
wöhnlich daran  geknüpften  Bedingung  der  päpstlichen  Zu- 
stimmung zu  entziehen.*) 

Dieser  König  erliess  1304  die  ersten  Verordnungen 
über  Ausgangszölle  und  verbot  die  Wollausfuhr  auf  Ver- 
langen der  Tucharbeiter , behielt  sieh  jedoch  die  Be- 
willigung von  Ausnahmen  gegen  Zahlung  einer  Abgabe  vor. 
Er  verpachtete  die  taille  zwei  Florentinern , Biscio  und 
Musciatto,  gegen  bedeutende  Darlehen,  wodurch  der  Spe- 
culationsgeist  in  die  Finanzen  eindrang;  diese  Italiener 
können  als  die  Vorläufer  der  Generaliiächter  betrachtet 
werden.  An  den  Namen  Philipps  des  Schönen , dessen 
finanzielles  Gebahren  ebenso  viel  Energie  wie  Gewaltsamkeit 
bekundete,  knüpft  sich  die  maltöte,  eine  Bezeichnung,  die 
stets  eine  missbräuchliche  Anwendung  der  Steuer  ein- 
schliesst,  sei  es,  dass  diese  ohne  Zustimmung  der  Steuer- 
pflichtigen, oder  in  bedrückender  Weise,  oder  von  Personen, 
die  davon  befreit  sein  sollen,  erhoben  wird.  Ferner  wurden 
Adelsbriefe , Befreiungen , Privilegien  jeder  Art  in  grosser 
Anzahl  verkauft.  Ausserdem  me-hrten  sich  die  Geldstrafen 
und  Confiscationen,  die  „unerhörte“  Verhältnisse  annahmen. 
Die  Justiz  wurde  ein  fiscalisches  Werkzeug.  Um  dem 
Könige  durch  Zuwendung  von  Hilfsquellen  angenehm  zu 
sein,  verfehlten  die  Pai’lamente  und  die  Gerichte  nicht, 
namentlich  über  die  Städte  ungeheure  Geldstrafen  zu  ver- 
hängen, so  oft  sich  die  Gelegenheit  dazu  darbot.  Allbekannt 
ist  die  Einziehung  der  Tempelherrengüter.  1291  Hess 
Philii)p  alle  in  seinem  Reiche  befindlich  gewesenen  Lom- 
barden verhaften  und  ihre  Güter  einziehen. 

Zu  Beginn  des  vierzehnten  Jahrhunderts  führte  der 
Krieg  mit  Flandern  zu  einem  neuen  empfindlichen  Steuer- 
drücke: u.  A.  verlangte  man  von  den  Arbeitern  ein  Viertel 
ihres  Tagelohns,  wodurch  die  Quellen  des  öffentlichen  Wohl- 
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Standes  getrübt  wurden.  Ausser  dem  Hundertsten,  dem 
Fünfzigsten  und  den  Kriegssubsidien  forderte  Philip])  die 
feudale  Beihilfe  bei  Gelegenheit  der  Verheirathung  seiner 
Tochter  und  der  Erhebung  seines  Sohnes  in  den  Ritterstand. 
Auch  aus  dem  feudalen  Vormundschaftsrechte  (garde)  zog 
er  bedeutende  Yortheile.  Die  Ausschreitungen  hei  An- 
wendung des  droit  de  prise , die  sich  zu  dem  sonstigen 
Drucke  gesellten,  schienen  der  Bevölkerung,  deren  Un- 
zufriedenheit schon  früher  öfters  — namentlich  zu  Rouen  — 
zu  Aufständen  geführt  hatte,  am  Schlüsse  der  Regierung 
Philipps  unerträglich.  Auch  der  ungünstige  Stand  dei' 
Communalfinanzen,  insbesondere  in  Reims,  Rouen  und  Amiens, 
muss  zu  sehr  grossem  Theile  den  masslosen  Anforderungen 
und  Er])ressungen  Phili])ps  des  Schönen  heigemessen  werden, 
der  zuweilen  so  weit  ging,  die  Mauern  und  Gräben  der 
Städte  zu  veräussern  oder  zu  Lehn  zu  gehen.  Das  Uehel 
nahm  solche  bis  dahin  beispiellose  Verhältnisse  an,  dass 
manche  von  ihrer  Schuldenlast  erdrückten  Gemeinden  ihre 
Güter  und  Privilegien  ihren  Gläubigern  überliessen.  Die 
Geldgier  des  Fiscus  liess  eine  Sitte,  die  wir  im  römischen 
Kaiserreiche  kennen  gelernt  haben  (s.  IV/I  479)  wieder 
auf  leben : man  üherliess  einen  Theil  des  Nachlasses  dem 
Könige,  um  die  Ausführung  des  Testaments  zu  sichern. 
(Die  Müiizpraktiken  Philipps  betrachten  wir  in  anderem 
Zusammenhänge.) 

Die  von  den  Nachfolgern  Philipps  des  Schönen  zu- 
gesicherten Erleichterungen  waren  nur  von  kurzer  Dauer, 
ln  einer  Charte  von  1315  verspricht  Ludwig  X.,  die  taille 
und  andere  Abgaben  nicht  mehr  zu  erheben,  allerdings  mit 
dem  Beisatze:  „si  ce  n’est  au  cas  d’utilite  övidente  et  de 
necessite  impörieuse“.  1325  untersagte  Karl  der  Schöne 
die  Erhebung  der  taille  ausserhalb  der  Krondomänen, 
woraus  hervorgeht,  dass  sie  auf  diesen,  ohne  Rücksicht  auf 
die  Charte  von  1315,  bezahlt  werden  musste.  Von  1315  bis 
1350  erfolgte  eine  bedeutende  Vermehrung  der  Steuern, 
namentlich  der  Zölle  und  des  Octroi.  1346  erscheint  eine 
neue  Steuer,  die  gabelle,  die  sich  auf  das  von  der  Re- 
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gierung  nun  in  Anspruch  genommene  Salzmonopol  im  ge- 
sammten  Königreiche  gründete,  ln  einigen  Provinzen  wurde 
jede  Familie  gehalten,  aus  den  Staatsmagazineu  eine  be- 
stimmte Menge  Salz  nach  dem  angenommenen  von  der  Ver- 
waltung der  Salzsteuer  so  hoch  als  möglich  berechneten 
Bedürfnisse  zu  kaufen.  Der  dadurch  ausgeübte  Druck 
wurde  um  so  härter,  als  die  Parlamentsräthe  mit  ihren 
Gehalten  auf  den  Ertrag  der  von  den  Parlamenten  er- 
kannten hierauf  bezüglichen  Geldstrafen  angewiesen  wurden. 
Durch  ihren  Ursprung  und  die  von  ihr  unzertrennlichen 
Belästigungen  wurde  diese  Steuer  die  gehassteste  und  un- 
populärste des  alten  Köuigthums,  die  zu  wiederholten  Auf- 
ständen — wie  dem  in  Arras  von  1355  — führte^). 

Der  zunehmende  Aufwand  des  Hofes  und  insbesondere 
die  ebenso  kostspieligen  wie  unglücklichen  Kriege 
erforderten  höhere  Einnahmen.  Die  Verwaltung  der 
Finanzen  wird  zunächst  von  den  Ständen  (ötats  göneraux) 
abhängig,  welche  die  ärgsten  Missbräuche  abschaffen;  sie 
üben  von  1355  bis  1360  eine  förmliche  Souveräuetät  aus, 
die  daun  auf  das  Königthum  übergeht  und  von  diesem  bis 
1380  despotisch,  aber  verständnissvoll  gehandhabt  wird. 
Doch  kommen  noch  immer  starke  Missbräuche  vor,  nament- 
lich der,  dass  verschiedene  Beamte  theils  willkürlich  Steuern 
erheben,  theils  diese  für  sieh  verwenden,  theils  bei  der  An- 
lage die  Reichen  auf  Kosten  der  Armen  entlasten,  w'ozu 
die  alten  und  neuen  Privilegien  von  Adel  und  Klerus  be- 
züglich der  taille,  die  der  Beamten  des  Königs,  die  der 
Bürger  von  Paris  für  die  erworl)enen  adeligen  Güter  zu 
rechnen  sind“). 

Karl  V.  führte  eine  glückliche  Reform  ein,  indem  er 
besondere  Beamte  mit  der  Prüfung  der  Rechnungen  einer 


')  Gasquet,  a a.  0.  I 320 — :336.  Clamageran,  a.  a.  0.  I 193. 
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und  Stein,  a.  a.  0.  I 470.  Boutaric,  La  France  sous  Philippe  le  Bel. 
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jeden  Provinz  beauftragte.  Die  zu  Paris  gegründete  Rech- 
nungskammer hatte  neben  dem  Rechte  der  Ueberwachung 
auch  das  der  Gerichtsbarkeit^).  Zu  seiner  Zeit  entbrannte 
ein  heftiger  Streit  über  die  Frage  des  Steuerbewilligungs- 
rechts der  Stände.  Paris  und  die  übrigen  Städte  lehnten 
die  Entrichtung  unbewilligter  Abgaben  ab,  und  es  ent- 
standen Empörungen,  die  erst  unter  Karl  VI.  im  November 
1382  unterdrückt  wurden^).  Karl  V.  konnte,  ungeachtet 
seiner  glanzvollen  Hofhaltung  und  seiner  ausserordent- 
lichen Freigebigkeit,  infolge  seiner  schweren  Auflagen 
und  seiner  klugen  Vorsicht  grosse  Ersparnisse  machen,  so 
dass  er  einen  „unermesslichen“  Schatz  hinterlassen  haben 
soll,  der  in  den  Mauern  der  Schlösser  Vincennes  und  Melun 
vergraben  wurde.  Nach  Karls  Tode  bemächtigte  sieh  der 
Herzog  von  Anjou , einer  der  Regenten , gewaltsam  des 
Schatzes  in  Melun  und  behielt  ihn  für  sich , ohne  jemals 
Rechnung  darüber  zu  legen.  Ausserdem  überliess  er  sich 
jeder  Art  von  Erpressungen.  Als  er  endlich  1382  nach 
Neapel  abreiste,  wurde  dieses  Gebahren  von  seinen  Genossen 
fortgesetzt.  Durch  die  Grossjährigkeit  Karls  VI.  trat  um  so 
weniger  eine  Aendeiung  hierin  ein,  als  der  König  sehr  ver- 
schwenderisch war.  1404  raubte  der  Herzog  von  Orlöans, 
Bruder  des  Königs,  den  königlichen  Schatz  aus,  worin  er 
nach  den  Einen  1 800  000,  nach  Anderen  800  000  Livres  vor- 
fand (800000  L.  = etwa  76  Millionen  Franken  heutigen 
Geldes).  Nach  diesem  Beispiele  verfuhren  auch  die  Finanz- 
beamten räuberisch.  Der  ungehörigen  Anw^endung  der 
Finanzen  entsprach  eine  mangelhafte  Art  der  Steuer- 
erhebung. Die  Stände  wurden  entweder  nicht  berufen 
oder  zeigten  sich  ganz  indolent.  Die  1382  zu  Compiögne 
versammelten  Stände  erklärten  sich  nicht  befugt  zur  Be- 
willigung der  Steuern,  die  man  von  ihnen  verlangte  und 
trennten  sich  unverrichteter  Sache  Von  1382  bis  1412 
tagten  sie  nicht.  Als  sie  am  30.  Januar  1413  wieder  ein- 
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berufen  wurden,  erwiesen  sie  sieh  abermals  als  durchaus 
unfähig  und  wurden  am  7.  Februar  wieder  aufgelöst’). 

Nachdem  Karl  VI.  in  Wahnsinn  verfallen  war,  dehnte 
die  Regentschaft  vermittelst  der  Instruction  vom  4.  Januar 
1393  die  Adelsprivilegien  aus.  Die  auf  adelige  Art  lebenden 
Edelleute  sollten  von  der  Steuer  auf  den  Ertrag  ihrer  im 
Grossen  verkauften  Früchte  befreit  sein  und  von  den  im 
Kleinen  verkauften  nur  ein  Viertel  der  normalen  Abgaben 
bezahlen.  Verpachteten  Edelleute  ihre  Güter  unter  der 
Bedingung  der  Theilung  des  Ertrages,  so  sollte  der  Pächter 
sämmtliche  Abgaben  bezahlen.  Dieselbe  Regentschaft  hemmte 
den  Verkehr,  indem  man  nach  einer  ihrer  Verordnungen  für 
die  Grenze  überschreitende  Waaren  nicht  den  kürzesten  Weg 
wählen  durfte,  sondern  sie  jedenfalls  einen  Ort  durchschreiten 
lassen  musste,  wo  ein  fiscalisches  Bureau  sich  befand.  Ferner 
wurden  an  Grosse  insbesondere  königliche  Domänen  ver- 
schwendet. Nach  der  Niederlage  bei  Azincourt  schuf  man 
wieder  einmal  eine  Unmasse  von  Aemtern  als  Einkommens- 
quelle, wie  Getreide-,  Kohlen-,  Salz-,  Zwiebel-,  Aepfel-,  Nüsse- 
Messer-  und  Makler,  Aicher,  Weinausrufer,  Pferdemakler, 
Brtickenmeister  u.  s.  w.  Wie  diese  Aemterverkäufe  schon  im 
Mittelalter  vom  Volke  aufgefasst  wurden,  ersieht  man  aus 
dem  Aussprüche:  „Qui  vend  Office  vend  justice.“  Im  December 
1420  wurden  die  Steuerpflichtigen  genöthigt,  ihr  Silber  her- 
zuleihen, das  ihnen,  um  ein  Achtel  des  Weithes  vermindert, 
zurückerstattet  wurde.  Die  Missbräuche  bei  der  Steuer- 
erhebung gingen  so  weit,  dass  manche  Personen  sich  be- 

« 

wogen  fanden,  auf  ihre  Erbschaft  zu  verzichten,  um  keine 
Steuer  davon  bezahlen  zu  müssen^). 

Unter  Karl  VII.  erfolgten  die  bekannten,  der  Finanz- 
leitung von  Jacques  Coeur  entsprossenen  Reformen.  Die 
Stände,  die  für  October  1439  nach  Orlöans  berufen  wurden, 
verordneten  die  Abschaffung  der  ärgsten  der  geschilderten 
Missbräuche;  die  feudalen  Rechte  wurden  allmählich  ein- 


1)  Clainageraa,  a.  a.  0.  I 412.  418. 
*)  a.  a.  0.  I 432  ff.  471. 

Felix,  Eigeuthum.  IV.  2.  1. 


42 


l 


- 658  — 

geschränkt,  die  feudalen  Milizen  abgeschafft,  und  es  ward 
eine  stehende,  den  königlichen  Befehlen  unterworfene  Armee 
gebildet.  Ihre  Einführung  erforderte  ständige  Steuern,  die 
in  gewöhnliche  und  aussergewöhnliche  eingetheilt  wurden- 
Die  taille  ward  nun  ständig  zu  Gunsten  des  Königthums, 
das  darüber  beliebig  verfügte.  Bis  1445  wurde  sowohl  jede 
Bestimmtheit  ihres  Umfanges  als  auch  jede  Regelmässigkeit 
ihrer  Erhebung  vermisst.  Sie  war  hauptsächlich  eine  Boden- 
steuer und  wurde  nun  in  einer  kleinen  Anzahl  von  Pro- 
vinzen auch  persönlich.  Klerus  und  Adel  waren  auch  von 
dieser  Steuer  befreit.  Der  hervorragendste  der  ihr  an- 
haftenden Mängel  war  der  der  Vertheilungsweise.  Die 
Kataster  waren  anfangs  selbstveiständlich  nicht  nur  von 
der  jetzigen  Regelmässigkeit  entfernt,  sondern  auch  der 
Vorgang  bei  ihrer  Anfertigung  war  ganz  willkürlich;  der  Plan 
eines  gleichmässigen  und  periodisch  erneuerten  Katasters 
wurde  erst  gegen  das  Ende  der  Regierung  Ludwigs  XIV. 
verwirklicht  und  eigentlich  erst  durch  eine  Erklärung- 
Ludwigs  XV.  vom  20.  November  1763  durchgeführt.  Zu 
der  grossen  Schwierigkeit  der  Schätzung  der  Güter  und  der 
ihrem  Ertrage  entsi)rechenden  Anlage  der  Steuern  gesellten 
sich  die  aus  dem  Privileg  der  beiden  höchsten  Stände  er- 
wachsenen Verwicklungen.  Man  beging  ferner  den  Fehler, 
die  Steuer  nicht  nur  nach  dem  Umfange  und  dem  Werthe 
der  Grundstücke,  sondern  auch  nach  dem  darin  angewandten 
Betriebscapital  zu  bemessen,  z.  B.  nach  der  Menge  des  vor- 
handenen Viehes,  so  dass  sie  das  reproductive  Vermögen 
traf.  Die  Pächter,  welche  die  ganze  taille  zu  bezahlen 
hatten,  wurden  dadurch  veranlasst  mittellos  zu  erscheinen 
und  daher  ein  nach  Möglichkeit  kleines  Capital  aufzuwenden; 
die  kleinen  Bauern  zogen  es  sogar  vor,  sich  ihrer  Grund- 
stücke zu  entäussern,  um  von  der  Last  der  taille  befreit  zu 
werden.  So  ward  der  Latifundienbesitz  der  Grossen  zu 
Spottpreisen  vermehrt.  Die  taille  wurde  später  nicht  aus- 
schliesslich zur  Besoldung  der  Armee  verwendet  D. 

0 Dareste  de  la  Chavanne,  Histoire  des  classes  agricoles  en 
France.  S.  423 — 427. 
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Unter  Karl  VII.  wurden  die  Stände  nicht  weiter  ein- 
berufen. Während  die  Unterdrückung  eines  Theiles  der 
feudalen  Lasten  — namentlich  vieler  der  zahllosen  Peagen  — 
erfolgte,  wurden  die  bestehenden  Ungleichheiten  durch  Ver- 
mehrung der  Privilegien  erweitert.  Das  Ausmass  der  Steuer 
war  in  verschiedenen  Gegenden  verschieden : vom  Wein  z.  B. 
wurde  bald  ein  Viertel,  bald  ein  Achtel  erhoben,  wozu  sich 
die  Privilegien  einzelner  Städte  auf  Kosten  anderer  gesellten; 
namentlich  bei  ausserordentlichen  Steuern  war  diese  Un- 
gleichheit sehr  auffallend ; eine  Provinz  hatte  einen  überaus 
starken,  eine  andere  einen  verhältnissmässig  unbedeutenden 
Beitrag  zu  leisten,  während  eine  dritte  ganz  frei  ausging ‘). 
Begreiflicher  Weise  erregten  diese  Verhältnisse  vielfach 
lebhafte  Unzufriedenheit.  1447  erhoben  sich  die  Einwohner 
von  Languedoc  gegen  den  Steuerdruck;  1456  zeigte  sich 
neuerdings  eine  heftige  Aufregung  daselbst;  inzwischen  war 
aus  gleichem  Grunde  ein  Aufstand  in  Guienne  und  eine 
energische  Verwahrung  in  der  Normandie  erfolgt. 

Ludwig  XI.  vers])rach  bei  seinem  Regierungsantritte, 
dem  Verlangen  der  Bevölkerung  nach  Ermässigung  der  taille 
und  der  gabelle  zu  entsprechen ; da  er  aber  nicht  Wort  hielt, 
so  fanden  in  Reims  Erhebungen  gegen  die  Steuerbeamten 
statt,  deren  Häuser  verwüstet  und  deren  Steuerregister  ver- 
brannt wurden  (wie  in  der  merowingischen  Zeit  — s.  S.  83). 
Die  Truppen  unterdrückten  den  Aufstand  auf  schreckliche 
Weise:  einige  Hinrichtungen,  eine  grosse  Anzahl  von  Ver- 
bannungen, sehr  zahlreiche  Contiscationen  und  Geldstrafen 
wurden  verhängt.  Aehnliche  Erhebungen  mit  eben  solchem 
Ausgange  erfolgten  in  vielen  anderen  Orten,  besonders  in 
Angers,  Alengon,  Aurillac.  Auch  die  unter  dem  Namen  bien 
public  bekannte  Liga  beschwerte  sich  über  den  unerträg- 
lichen Steuerdruck.  Nichtsdestoweniger  wurden  die  Steuern 
allmählich  noch  beträchtlich  erhöht;  so  die  taille  von  1200000 
auf  4400000  Livres.  Infolge  sehr  starken  Geldbedarfes 
musste  der  König  auch  sonst  die  finanziellen  Kräfte  der 


0 Clamageran,  a.  a.  0.  II  42.  44. 
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Kation  aufs  äusserste  anspanuen,  zu  Zwaiigsanlehen,  Industrie-  • 
taxen,  Plagen,  Erhöhungen  der  gabelle  etc.  die  Zuflucht 
nehmen  ^).  Auch  unter  Ludwig  XI.  dauerte  die  Ungleichheit 
in  der  Steuervertheilung  fort;  zur  Herbeiführung  einer  ge- 
wissen Gleichheit  hätte  es  der  Wirksamkeit  der  Stände 
bedurft,  die  der  König  fürchtete.  Doch  fand  er  sich  1468 
zu  ihrer  Einberufung  gedrängt.  Auf  ihre  Vorstellungen  hin 
wurde  eine  Commission  mit  der  Abstellung  der  flnanziellen 
Missbräuche  betraut,  die  aber  erfolglos  blieb®). 

Beim  Tode  Ludwigs  XI.  machte  sich  die  allgemeine 
Unzufriedenheit  in  so  gewaltsamer  Weise  Luft,  dass  Anna 
von  Beaujeu  sich  gedrängt  sah,  die  Stände  für  den  5.  Januar 
1484  einzuberufen.  Unter  den  Missbräuchen,  die  nun  zur 
Sprache  kamen,  erregte  insbesondere  die  Solidarität  der 
Steuerpflichtigen  in  den  einzelnen  Gemeinden  grossen  Un- 
willen, wonach  mancher,  der  seine  Steuerquote  entrichtet 
hatte,  der  unbezahlten  taille  seines  Nachbars  wegen  verfolgt 
und  gefangen  gehalten  wurde.  Es  ward  nun  bezüglich  der 
taille  der  Fortschritt  einer  gleichmässigen  Vertheilung  — 
soweit  die  üblichen  Privilegien  eine  solche  zuliessen  — durch- 
geführt ®). 

Unter  den  Regierungen  Karls  VIII.  und  Ludwigs  XII. 
verschwanden  wieder  die  Ständeversainmlungen : sie  wurden 
ein  einzigesmal , 1506,  und  selbst  da  nicht  wegen  Steuer- 
angelegenheiten, einberufen.  Ludwig  XII.  verzichtete  auf 
das  droit  de  joyeux  avenement,  ein  bei  der  Thronbesteigung 
dem  Könige  nach  Herkommen  dargebrachtes  Geschenk  von 
300000  Livres,  und  verminderte  die  taille;  auch  zog  .er 
es  vor,  die  zu  seinen  Kriegen  ei forderlichen  Mittel  durch 
Domänenveräussserung  zu  gewinnen , um  den  Abgaben- 
druck des  Volkes  nicht  zu  vermehren.  Doch  dauerten 
auch  unter  seiner  Regierung  manche  Missbräuche  fort,  wie 
die  Privilegien  bezüglich  der  quatriöine  und  huiti^me  auf 


0 a.  a.  0.  II  24—26.  33. 
2)  a.  a.  0.  II  44. 
a.  a.  0.  II  57.  74. 
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Getränke.  Manche  Privilegirte  nutzten  diese  Vorrechte  aus, 
um  enorme  Quantitäten  Wein  zum  Behufe  des  Wieder- 
verkaufes aufzukaufen.  Der  Staat  und  die  rechtmässigen 
Weinhäiidler  w'urden  dadurch  erheblich  verkürzt.  Ebenso 
war  es  mit  dem  Privileg  „de  franc-salö“,  d.  i.  Befreiung 
von  der  gabelle  Q. 

Der  Ausfuhrzoll  wurde  zweimal  entrichtet;  einmal  im 
Innern  und  dann  an  der  Grenze. 

Wir  haben  noch  der  Anleihen  zu  gedenken,  die  im 
französischen  Staatshaushalte  keine  unbedeutende  Rolle 
spielten.  Ludwig  IX.  und  Philipp  III.  machten  bei  Kauf- 
leuten oder  capitalistischen  Gesellschaften  Italiens  Anlehen, 
ebenso  bei  inländischen  Handelsstädten,  bei  denen  sie  oft 
zw’angsweise  aufgenommen  wurden.  Die  Rückerstattung  war 
schwer  erlangbar;  die  Bürger  hatten  oft  über  30  Jahre 
darauf  zu  w^arten,  und  viele  Städte  begnügten  sich  schliess- 
lich mit  zwei  Dritteln  oder  gar  der  Hälfte  der  vorgeschossenen 
Summen  (vgl.  II  115)®).  Auch  Philipp  der  Schöne  nahm  zu 
Zw’angsanleheu  seine  Zuflucht,  von  denen  eines,  von  1293,  nie 
zurückgezahlt  wurde.  In  der  bailliage  von  Troyes  wurden 
einmal  Personen  seines  Vertrauens  beauftragt,  das  Vermögen 
ihrer  Mitbürger  zu  schätzen  und  die  Summe  anzugebeu,  die 
jeder  zu  leihen  in  der  Lage  war.  Die  königlichen  Beamten 
selbst  machten  Anlehen , wenn  es  ihnen  an  Geld  für  den 
öffentlichen  Dienst  gebrach^).  Auch  die  Anlehen  Johanns 
waren  meistens  erzwungen.  Welche  Furcht  sie  einflössten,  ist 
ilaraus  ersichtlich,  dass  die  Bevölkerungen  sich  durch  Privi- 
legien davor  zu  schützen  suchten.  Die  Uebernahme  der  Ver- 
pflichtung, Zwangsanlehen  zu  unterlassen,  wurde  gewöhnlich 
als  Bedingung  der  Subsidiengew’ährung  gestellt^).  Philipp  VI. 
und  Johann  erhielten  auch  Darlehen  von  den  Päpsten 


*)  a.  a.  0.  S.  86.  91.  Ranke,  Geschichten  der  romanischen  und 
germanischen  Völker.  S.  105.  Zur  Kritik  neuerer  Geschichtsschreiber. 
S.  311. 

®)  Luchaire,  a.  a.  0.  S.  582. 

®)  Vuitry,  a.  a.  0.  S.  179.  180. 
a.  a.  0.  n.  S.  II  213.  214. 
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Clemens  VI.  und  Innoeeiiz  VI.,  sowie  dem  Grafen  von  Beaufort, 

Clemens’  Bruder,  in  dem  enormen  Gesammtbetrage  von 
3517  000  Goldgulden ^).  Karl  VII.  machte  1449  eine  Anleihe 
bei  Jacques  Coeur®). 

Schliesslich  haben  wir  die  städtischen  Steuern  zu  be- 
trachten. Die  sehr  mannigfaltigen  communalen  Hilfsquellen 
lassen  sich  auf  zwei  Hauptclassen  zuruckführen;  die  Abgaben, 
welche  die  Städte  in  ihrer  Eigenschaft  als  Grundeigenthünier  - 

erhoben  und  indirecte  Abgaben,  die  nahezu  überall  dieselben 
und  von  mässiger  Höhe  waren.  Diese  bestanden,  im  droit 
de  cauchiage,  eine  zum  Unterhalte  der  Strassen  an  den 
Thoren  von  den  Karren  erhobene  Abgabe ; droit  d’issue, 
eine  Abgabe,  die  auf  den  Nachlass  Fremder  entfiel;  droit 
d’assise,  die  von  den  Waarenverkäufern  zu  entrichten 
war;  droit  de  ininage  vom  Getreideverkauf,  droit  de  peages 
et  de  tonlieu  etc.  Die  einträglichsten  aller  dieser  Abgaben 
waren  die  von  den  Waaren  erhobenen.  Ferner  sind  die 
aus  der  Justiz  ertlossenen  Einnahmen,  namentlich  die  häufigen 
Geldstrafen , zu  erwähnen.  Ausserdem  wurde  in  manchen 
Städten  eine  communale  taille  erhoben.  (Luchaire^)  stellt 
die  taille  als  allgemeine  Haupthilfsquelle  der  Communen 
dar;  nach  diesem  Forscher  war  sie  jedoch  schwer  einbring- 
lich,  da  es  den  Municipalbeamten  an  genügenden  Zwangs- 
mitteln fehlte.)  Auch  der  Entrichtung  dieser  Steuer  entzog  I 

sich  der  Adel;  die  Geistlichkeit  bezahlte  sie  in  manchen  | 

Städten,  während  sie  in  anderen  die  Befreiung  beanspruchte : 
das  Parlament  verhielt  die  Geistlichen,  die  Handel  trieben, 
zur  Bezahlung.  Der  Versuch  des  Betrugs  durch  geringere 
Vermögensangaben  ward  streng,  namentlich  durch  Confiscation 
der  nicht  erklärten  Vermögenstheile , geahndet;  dessen-  j 

ungeachtet  wurden  sehr  häufig  falsche  Erklärungen  ab- 
gegeben. 


*)  Faucon,  Prets  faits  aux  rois  de  France  par  Clement  VI, 
Innocent  VI  et  le  Comte  de  Beaufort  — Bibliotheque  de  l’ecole  des 
(^hartes  XL  570  ff. 

*)  Pigeonneau,  a.  a.  0.  I 876. 

®)  Les  communes  franijaises.  S.  194.  195. 
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Die  municipalen  Steuern  erregten  dieselben  Klagen  wie 
die  vom  Könige  erhobenen.  Oft  wurden  sie  von  den  Com- 
munen verpachtet,  in  welchem  Falle  die  habgierigen  Pächtei 
die  Steuerpflichtigen  mehr  drückten,  als  wenn  die  Steuer  in 
Regie  gegeben  worden  wäre.  Man  beschwerte  sieh  über 
die  Ungleichheit  auch  dieser  Besteuerung;  ausser  dem  Adel 
und  Klerus  waren  manche  Personenclassen  von  verschiedenen 
Abgaben  befreit;  auch  fanden  von  Seiten  der  Beamten  aller- 
hand Missbräuche  und  Betrügereien  statt:  sie  entlasteten 
z.  B.  mächtige  Personen , um  deren  Schutz  zu  erlangen. 
Derlei  Ungerechtigkeiten,  die  häufig  vorkanien,  führten  zu- 
weilen zu  Aufständen.  Solche  erfolgten  auch  wegen  niass- 
loser  Belastung:  so  1383  in  Paris  wegen  neuer  städtischer 
Steuern.  Ungeachtet  der  grossen  Zahl  der  Abgaben  waren 
viele  Städte  in  einer  unsicheren  Lage;  sie  mussten  zu  An- 
lehen ihre  Zuflucht  nehmen,  die  oft  erzwungen  wurden  und 
die  reichen  Genieindemitglieder  belasteten. 

Die  erste  bedeutende  Ausgabe  der  Communen  war  die, 
welche  zur  Erlangung  ihrer  Rechte  geschah.  Gleichviel  ob 
sie  freiwillig  oder  erzwungen  erfolgte,  immer  musste  die 
Bewilligung  der  Commune  — oft  sehr  theuer  von  der 
feudalen  oder  königlichen  Gewalt  erkauft  werden.  Auch  bei 
jedem  Wechsel  des  Herrn  oder  des  Königs  war  die  Be- 
stätigung der  communalen  Rechte  nur  vermittelst  neuei 
Zahlungen  zu  erlangen.  Die  weiteren  hervorragendsten 
communalen  Lasten  waren  die  durch  die  unaufhörlichen 
Kriege  und  Processe  verursachten.  Die  Parlamente  ver- 
riethen  zuweilen  das  Bestreben,  die  Communen  durch  über- 
mässige Geldstrafen  zu  Grunde  zu  richten.  So  wurde  die 
Stadt  Saint-Quentin  1240  zu  der  ungeheuren  Geldstrafe  von 
10  000  Livres  verurtheilt,  wnvon  Ludwig  IX.  die  Hälfte 
erliess.  1305  verurtheilte  Philipp  der  Schöne  die  Commune 
von  Beauvais  ebenfalls  zu  einer  Geldstrafe  von  10  000  Livres, 
d.  i.  mehr  als  eine  Million  (auf  Grund  der  Berechnungen 
d’Avenels  nur  etwa  eine  halbe  Million)  Franken  unseres 
Geldes.  Anfangs  hatte  die  Commune  auch  feudale  Abgaben 
zu  leisten,  die  zuweilen  sehr  hart  waren  und  die  sie  daher 
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abzulöseii  suchte,  was  oft  grosse  Beträge  erforderte.  So 
hatte  Reims  10  OOö  Livres  zu  bezahlen,  uni  sich  von  der 
inaltote  zu  befreien,  bindlich  sind  zu  erwähnen  die  Gehalte 
der  Beamten,  Reisekosten,  der  Aufwand  für  die  zahlreichen 
Festlichkeiten,  Gastmahle  etc.  *). 

Zuerst  in  den  italienischen  Städtestaaten  ge- 
langte die  Geldwirthschaft  und  das  Creditsystem  zur  Ent- 
wicklung. Nach  Gfrörer^)  lebte  der  Doge  Peter  Trandonico 
(seit  836)  nicht  von  den  Throneinkünften,  sondern  von  dem 
Handel,  den  er,  gleich  anderen  vornehmen  Venetianern,  ' 

betrieb.  Da  der  Doge  öfters  sein  eigenes  Vermögen  zusetzen  ' 

musste,  so  kam  es  vor,  dass  man  Bewerber  um  die  Dogen-  I 

würde  bloss  ihres  Reichthunis  wegen  auf  den  Thron  erhob.  I 

Dem  Geldverkehre  parallel  lief  der  Aufwand  für  höhere 
Gesittungszwecke,  aber  auch  für  die  Söldnerschaaren,  mit 
denen  die  unaufhörlichen  Kriege  ausgefochten  wurden.  So 
erklärt  es  sich,  dass  die  Staatshaushaltsentwürfe  meistens  i 

überschritten  wurden  und  dass  fast  alle  grösseren  Städte  !j 

verschuldet  waren. 

Die  ersten  Anlehen  scheint  Genua  seit  1148  abge- 
schlossen zu  haben,  wofür  den  Gläubigern  die  Zölle  zur 
Sicherheit  bestellt  wurden , je  100  Lire  Credit  wurden  luogo, 
jeder  Gläubiger  luogotario  genannt.  In  dem  Masse  als 
der  Staat  sich  ausdehnte,  nahmen  die  Schulden  zu,  die  1252 
28  000  luoghi  (—  2 800  000  Lire)  umfassten.  Der  Staat  sah 
sich  später  genöthigt.  zur  Ver})fändung  seiner  Einkünfte 
zu  schreiten;  1407  entäusserte  er  sich  seines  gesammten 
Haushaltes  zu  Gunsten  seiner  Gläubiger,  die  sich  in  eine  : 

geschlossene  Gesellschaft  vereinigten®*).  Um  1420  mussten  Ü 

die  Genuesen,  alles  Widerstrebens  ungeachtet,  zum  Verkaufe 
von  Livorno  schreiten,  wofür  ihnen  die  Republik  Florenz 
100  000  Goldgulden  bezahlte*). 

’)  Glassou,  a.  a.  0.  V 99—108.  180.  196—200. 

Geschichte  Venedigs.  S.  189. 

Hüllmann,  a.  a.  0.  IV  118. 

Canale,  a.  a.  0.  IV  148  ff. 
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In  den  reichen  Städtestaaten  Italiens,  namentlich  in 
Genua,  Venedig,  Florenz,  waren  die  Ein-  und  Ausfuhrzölle 
zur  See  und  zu  Lande,  die  gewöhnlich  verpachtet  wurden, 
die  ergiebigste  Einnahmequelle,  wozu  sich  Abgaben  von 
Wechseltischen  und  andere  Handelsgefälle  gesellten  *).  Die 
Zollsätze  w'aren  in  den  verschiedenen  Städten  verschieden 
und  wurden,  ehe  man  sich  dessen  versah,  von  willkürlichen 
Erhöhungen  betroffen,  die  den  Handel  sehr  schädigten.  Bei 
ihrer  Festsetzung  wurde  auf  die  Beschaffenheit  und  den 
Werth  der  zu  verzollenden  Waare  keine  Rücksicht  ge- 
nommen, die  Zolleinheit  war  ein  Ballen  oder  eine  Wagen- 
last; ein  Ballen  Tuch  im  Werthe  von  etwa  200  Lire  zahlte, 
nach  Cibrario,  ebenso  viel  wie  einer  im  Werthe  von  1300  Lire. 

Doch  muss  bei  der  zeitigen  Entwicklung  des  Verkehrs  ins- 
besondere in  den  grossen  See-  und  Handelsstädten  angenommen 
werden,  dass  ein  solches  System,  wodurch  die  geringen  Er- 
zeugnisse zum  Nachtheile  der  Unbemittelten  am  stärksten 
belastet  wurden,  nicht  lange  durchgeführt  werden  konnte. 

Gerechter  war  die  Verzollung  in  Natur  durch  Zurück- 
behaltung eines  Theiles  der  Waare,  auf  welche  Weise  wenig- 
stens das  richtige  Verhältniss  gew'ahrt  wurde.  Die  Be- 
zeichnung maletolte  galt  für  Zölle,  die  man  von  früher  un- 
verzollten Gegenständen  oder  ohne  Rücksicht  auf  Gemeinde- 
privilegien erhob  ^). 

Venedig  machte  den  ersten  Versuch  einer  Staats- 
anleihe 1171,  den  zweiten  16  Jahre  später.  Nach  Daru**) 
waren  dies  Zwangsanlehen , deren  gewöhnlichem  Charakter 
jedoch  von  anderer  Seite  die  Mittheilung  widerspricht,  dass 
zur  Bestreitung  der  Zinsen  und  der  Tilgung  des  Capitals 
den  Staatsgläubigern  und  ihren  Erben  die  Einkünfte  vom 
Salze  und  von  der  Münze  auf  12  Jahre  angewiesen  w'orden 
seien  *). 

i 

4 

^)  Hüllmann,  a.  a.  0.  II  124.  Vgl.  Perret,  a.  a.  0.  II  283.  . | 

*)  Cibrario,  a.  a.  0.  III  167.  173.  174.  . j 

*)  a.  a.  0.  I 203.  204.  ' I 

^)  Hüllmann,  a.  a.  0.  IV  106.  , I 
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Um  1256  erfolgte  in  Venedig  ein  Aufstand  wegen  einer 
Mehlsteuer,  zu  der  infolge  der  Erschöpfung  der  Hilfsquellen 
im  Kriege  die  ZuHucht  genommen  wurde.  Die  Vertheuerung 
des  Brodes  erregte  heftigen  Unwillen  und  die  Aufhebung 
der  Steuer  wurde  stürmisch  verlangt;  die  Häuser  mehrerer 
missliebiger  Edelleute  wurden  geplündert.  Der  Aufstand 
ward  durch  Truppen  unterdrückt,  worauf  eine  grosse  Zahl 
von  Hinrichtungen  folgte;  doch  ward  nur  eine  unvollkommene  r 

Beruhigung  erzielt.  1269  verweigerten  Padua,  Ferrara.  | 

Treviso  dem  bedürftigen  Venedig  jede  Getreidezufuhr  aus 
Eifersucht  auf  seinen  Wohlstand,  worauf  Venedig  mit  einem 
hohen  Seezolle  antwortete*).  1411,  während  des  Krieges 
gegen  Ungarn,  forderte  man  patriotische  Geschenke,  beutete 
das  Getreidemonopol  aus,  erhöhte  die  Salzabgaben  und 
machte  Zwangsanlehen  ^).  Die  Ei  werbung  Bergamos  brachte 
1428  die  Staatsschuld  auf  9 Millionen  Ducaten®).  Infolge 
der  Macht  der  Grundbesitzer  waren  Grundsteuern  fast 
ungekannt^).  Venedig  zeichnete  sich  durch  eine  genaue 
Finanzcontrole  aus“). 

In  Florenz,  dem  Mittelpunkte  des  europäischen  Geld- 
verkehrs, traten,  vornehmlich  der  häutigen  Kriege  wegen, 

Störungen  des  öffentlichen  Haushaltes  mit  ihren  schlimmen 
Folgen  am  öftersten  ein.  Am  11.  November  1260  erhob 
sich,  zunächst  wegen  einer  Steuerforderung,  der  Aufstand, 
der  Ghibellinen  und  Deutsche  nöthigte,  Florenz  zu  räumen®). 

1316  wurde  eine  Abgabe  von  allen  Eigenthumsveränderungen 
eingeführt.  Seit  1336  gestattete  die  Regierung  in  Geld- 
verlegenheiten den  Verbannten  die  Rückkehr  gegen  be- 
trächtliche Zahlungen*).  Eine  starke  Erschütterung  des 


*)  Daru,  a.  a.  O.  I 422  ff. 

2)  a.  a.  0.  II  258.  259. 

2)  a.  a.  0.  S 381. 

*)  a.  a.  0.  111  39. 

®)  Perret,  a.  a.  0.  II  287. 

«)  V.  Reumont,  Lorenzo  de’  Medici  il  Magnifico.  I 11. 
’)  Hüllmann,  a.  a.  0.  IV  110. 
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öffentlichen  Haushaltes  war  die  Folge  des  Regimentes  des 
Herzogs  von  Athen.  Er  zog  aus  der  Stadt  innerhalb  eines 
Jahres  400  000  Goldgulden,  wiewohl  nach  der  Uebereinkunft, 
die  mit  ihm  getroffen  worden  war,  200  000  nicht  hätten 
überschritten  werden  sollen.  Er  vermehrte  dadurch  natürlich 
die  Lasten  fortwährend,  erhöhte  insbesondere  (1342)  die 
alten  Zölle  und  führte  neue  ein.  Der  Steuerdruck  wurde 
schliesslich  unerträglich.  Die  Klagen  darüber  bestrafte  der 
Herzog  aufs  grausamste,  bis  schliesslich  die  Tyrannei  zu 
seiner  Vertreibung  führte  *).  Hierauf  machte  die  rasche 
Aufeinanderfolge  der  Anleihen  die  Stiftung  des  Monte 
comune  zur  Verwaltung  der  Staatsschulden  unerlässlich. 
Ihre  Höhe  wird  erklärlich,  wenn  man  erwägt,  dass  in  den 
29  Jahren  von  1377  bis  1406  IU/2  Millionen  Goldgulden 
für  den  Krieg  allein  verausgabt  wurden.  Der  Widerstand 
gegen  die  Steuern,  der  so  heftig  war,  dass  die  Einnehmer 
1426  ermächtigt  wurden,  die  bewaffnet  Widerstrebenden 
nöthigenfalls  zu  tödten®),  wurde  — bei  dem  Umstande, 
dass  das  Italien  der  Renaissance  das  reichste  Land 
Europas  war  — nicht  sowohl  durch  die  Höhe  der  Ab- 
gaben, als  durch  ihre  willkürliche,  durch  Partei- 
leidenschaften hervorgerufene  und  Partei- 
zwecken  dienende  Vertheilung  erregt.  Auch  er- 
wuchsen Schwierigkeiten  daraus,  dass  die  Steuern  nicht  zu 
bestimmten  Terminen,  sondern  nach  den  angeblichen  Be- 
dürfnissen der  Regierung  erhoben  wurden.  Die  Einführung 
des  Katasters,  1427,  hatte  neben  der  Absicht,  das  gesammte 
bewegliche  wie  unbewegliche  Eigenthum  zu  den  Staatslasten 
heranzuziehen,  den  Zweck,  der  Willkür  bei  der  Steuer- 
vertheilung  vorzubeugen.  Dieser  Zweck  wurde  so  wenig 
erreicht,  dass  die  Medici  ihre  Gegner  durch  Steuer- 
überbürdung  zu  Grunde  richten  konnten,  ein 
Gebahren , das  durch  die  Entlastung  der  dadurch  ge- 

Machiavelli,  Istorie  fiorentine  II. 

a.  a.  0.  IV. 
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wonneneii  UDteren  Classen  natürlich  nicht  zu  entschuldigen 
ist.  Insbesondere  von  Cosino  hiess  es,  dass  er  statt  der 
gewöhnlichen  Tyrannenwaffe,  des  Dolches,  sich  der  Steuern 
bediene,  um  von  seinen  Gegnern  befreit  zu  werden.  Die 
Veranlagung  zu  den  öffentlichen  Steuern  war  in  den  Händen 
einer  ihm  ganz  ergebenen  Commission,  deren  Entscheidung 
durch  kein  Gesetz  gemässigt  werden  konnte.  Palla  Strozzi 
hatte  in  den  10  Jahren  von  1423  bis  1433  die  ungeheure 
Summe  von  160  000  Goldguldeu  an  Abgaben  zu  zahlen  und 
wanderte  dann  ins  ExiH).  Noch  tyrannischer  war  das  Ver- 
fahren Cosimos  gegen  den  ausgezeichneten  Staatsmann  und 
Gelehrten  Giannozzo  Manetti,  der  bei  seinen  Gesandtschaften 
im  Dienste  der  Republik  dieser  durch  seine  glänzende 
Beredsamkeit  in  hervorragender  Weise  nützlich  war  und 
dadurch  Cosimos  Eifersucht  erweckte.  Durch  den  riesigen 
Steuerbetrug  von  135  000  Goldgulden  (nach  einer  Angabe 
sogar  165  000  Goldgulden  — 166  mal  so  viel,  als  er 
scbätzungsmässig  zu  leisten  gehabt  hätte), 
dessen  unverzügliche  Bezahlung  von  ihm  gefordert  wurde, 
sah  er  sich  an  den  Bettelstab  gebracht.  Er  musste  Florenz 
verlassen  und  begab  sieh  nach  Rom,  wo  sein  alter  Gönner 
Papst  Nicolaus  V.  sich  seiner  annahm  ^).  Von  1430  bis  1453 
wurden  von  77  Familien  4 875  000  Goldgulden  an  Steuern 
bezahlt^).  Dagegen  wurden  manche  von  Cosimos  Anhängern 
auf  schamlose  Weise  bereichert.  Während  aber  Cosimo  dem 
Staate  in  dessen  finanziellen  Bedrängnissen  durch  Vorschüsse 
zu  Hilfe  kam,  bediente  sich  Lorenzo  il  Magnifico  der  Staats- 
gelder wie  seines  Privatvermögens  zur  Erfüllung  seiner 
eigenen  Verbindlichkeiten^),  was  ihm  um  so  leichter  gelang, 
als  die  hervorragendsten  Finanzämter  mit  seinen  Leuten 
besetzt  waren.  Er  nahm  sogar  nicht  Anstand,  die  im  Monte 


V.  Reumont,  a.  a.  0.  I 29.  31. 

a.  a.  0.  I 110.  Vgl.  Kestner,  Ein  Beamter  der  Republik 
Florenz  zur  Renaissancezeit.  Beil,  zur  Allg.  Ztg.  vom  13.  August  1897. 
Capponi,  a.  a.  0.  II  62. 

Burckhardt,  a.  a.  0.  I 141, 

V.  Reumont,  a.  a.  0.  II  177. 
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comune,  der  Staatscasse,  und  im  Monte  delle  Fanciulle, 
der  öffentlichen  Mitgiftcasse , angesammelten  Gelder  anzu- 
greifen , die  bis  dahin  allgemein  als  unantastbar  (sacri)  be- 
trachtet worden  waren.  Der  infolge  der  Vernachlässigung 
der  Geschäfte  drohende  Zusammenbruch  seines  Hauses  ward 
nur  durch  einen  verhüllten  Staatsbankerott,  die  Herabsetzung 
der  Zinsen  auf  die  Hälfte,  abgewandt ‘).  Die  Bereicherung 
einzelner  Günstlinge  auf  Kosten  des  Staates  namentlich 
durch  Lieferungen  von  Tuch  etc.  an  die  Truppen  — nahm 
unter  Lorenzo  ihren  Fortgang  ^).  Dagegen  wurden  zahlreiche 
wohlhabende  Familien  durch  Gütereinziehungen  zu  Grunde 
gerichtet®). 

Die  Regalien  hatten  für  die  Lombardei  bei  ihrem 
hochentwickelten  Verkehre  eine  viel  weiter  greifende  Be- 
deutung als  für  Deutschland,  da  namentlich  die  Zoll-  und 
Münzerträge  hier  weit  ergiebiger  als  nördlich  der  Alpen 
waren.  Friedrich  I.  beauftragte  vier  der  namhaftesten 
Juristen  Bolognas  mit  der  Ermittlung  der  Regalien  der 
römischen  Kaiser.  Nach  ihrem  Entwürfe  gehörten  öffentliche 
Strassen,  Flüsse  Häfen,  Zölle,  Münzen  hierzu.  Eine  andere 
Gruppe  wurde  auf  Grund  der  Justinianischen  Novellen  be- 
ansprucht, wie  die  gewöhnlichen  Strafgelder,  die  Güter  der 
Personen,  die  verbotene  Ehen  schlossen,  der  Geächteten 
und  Verurtheilten.  Ferner  das  Foderum,  die  Leistung  von 
Pferden,  Wagen  und  Schiffen,  die  Silberbergwerke,  die  Er- 
träge der  Fischereien,  Salinen  u.  s.  w.  Der  wesentlichste 
Punkt  dieser  grossen  Reform  war  der,  dass  alle  diese  Rechte 
nicht,  dem  historischen  Verhältnisse  entsprechend,  dem 
Episcopate,  sondern  unmittelbar  dem  Kaiser  zur  Verfügung 
gestellt  wurden^). 

Die  Rücksichtslosigkeit  und  Strenge,  mit  der  die  vom 
Kaiser  eingesetzten  Beamten  die  roncalischen  Beschlüsse 


')  Villari,  a.  a.  0.  I 46.  Heyck,  a.  a.  0.  S.  87. 
«)  a.  a.  0.  II  299.  300. 

®)  Capponi,  a.  a.  0.  II  72. 

Nitzsch,  a.  a.  0.  II  256.  257. 
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durchführteu , riefen  grosse  Erregung  hervor.  Es  wurde 
versichert , däss  den  Lomhurden  mehr  als  das  Siebenfache 
dessen,  wozu  sie  verpflichtet  gewesen  wären,  abgepresst 
worden  sei.  Die  Mailänder  behielten  nur  etwa  ein  Drittel 
des  Pachtertrags  ihrer  Güter,  während  die  Cremasken  diesen 
gesaminten  Ertrag  verloren  haben  sollen.  Steuereinnehmer 
blieben  im  Winter  von  1164  auf  1165  bis  Ostern  in  der 
Pfalz  von  Noceta  und  nahmen  daselbst  sammt  ihrem  Gefolge 
die  Verpflegung  in  Anspruch.  Sie  erhoben  die  Hälfte  allei' 
Fruchterträge;  ausserdem  machten  sie  lästige  Requisitionen 
und  legten  harte  Frohnen  auf;  ferner  wurden  den  Mai- 
ländern grosse  Beträge  erpresst.  Es  wurden  sogar  Steuern 
von  Aeckern  verlangt,  die  seit  20  Jahren  nicht  mehr  bebaut 
worden  waren,  von  Wiesen  und  Wäldern,  die  keinen  Nutzen 
mehr  abgeworfen  hatten.  Dieses  Regiment  erschien  den 
Bewohnern  der  Lombardei  als  so  schimpflich,  dass  man 
schon  zu  Beginn  des  Jahres  1165  den  allgemeinen  Aufstand 
erwartet  hatte,  zu  dem  der  Abzug  des  kaiserlichen  Heeres 
ermuthigte  0- 

In  Mailand  drückte  im  vierzehnten  und  fünfzehnten 
Jahrhundert  die  Tyrannis  der  Visconti  dem  Finanzwesen 
das  düsterste  Gepräge  auf.  Bernabb  Hess  die  Steuern  mit 
allen  erdenklichen  Zwangsmassregeln  eintreiben  und  wurde 
dadurch  nicht  nur  in  den  Stand  gesetzt,  jede  seiner 
sieben  Töchter  mit  100000  Goldgulden  auszustatten,  sondern 
auch  einen  ungewöhnlich  grossen  Schatz  anzusammeln. 
Giangaleazzo,  dessen  vornehmste  Regierungshandlung  Steuer- 
auferlegung wegen  seiner  unaufhörlichen  Kriege  war,  soll 
einst  in  einem  einzigen  Jahre  (1395)  neben  der  regelmässigen 
Steuer  von  1 200000  Goldgulden  weitere  800000  Goldgulden 
an  ausserordentlichen  Subsidien  erpresst  haben  ^).  Die  fort- 
währende Störung  des  Gleichgewichts  der  mittelalterlichen 
Budgets  können  wir  vornehmlich  in  Italien,  insbesondere  im 
Mailändischen,  beobachten,  wo  der  unbedeutendste  Feldzug 

0 Giesebiecht,  a.  a.  0.  V/II  522  tf.  V/I  413. 

2)  Burckhardt,  a.  a.  0.  I 12.  13.  Yillari,  a.  a.  0.  1 203. 


671 


die  Einkünfte  mehrerer  Jahre  verschlang,  wo  aber  erstaunlich 
rasch  ein  Umschwung  von  finanzieller  Ebbe  zu  reichem 
Ueberfluss  eintrat.  1466  sah  sich  Galeazzo  Maria  gedrängt, 
in  Florenz  eine  Anleihe  von  ßO  000  Goldgulden  aufzunehmen, 
acht  Jahre  später  aber  konnte  er  dem  Könige  von  Dänemark 
zu  Pavia  seinen  Schatz  zeigen,  der  die  riesige  Summe  von  zwei 
Millionen  Goldgulden  enthielt  ^).  Er  schraubte  die  Steuern  auf 
ein  unerträgliches  Mass,  um  einen  an  W^ahnsinn  grenzenden 
Aufwand  bestreiten  zu  können  ^).  Lodovico  il  Moro,  dessen 
Hof  nach  dem  Verschwinden  des  burgundischen  der  glanz- 
vollste in  Europa  war,  setzte  dieses  System  fort.  Die  Klagen 
über  die  neuen  Auflagen  suchte  er  dadurch  zu  ersticken, 
dass  er  einen  angesehenen  Bürger  Cremonas,  der  sich  darüber 
tadelnd  geäussert  hatte,  erdrosseln  Hess®). 

In  Ferrara,  der  „ersten  modernen  Stadt  Europas‘*, 
gelangte  die  Fiscalität  unter  den  Este  zur  höchsten  Aus- 
bildung. Der  Fürst  inonopolisirte  viele  Lebensmittel,  wie 
Salzfleisch,  Fische,  Früchte,  Gemüse.  Noch  bedenklicher 
war  der  Verkauf  der  jährlich  neu  besetzten  Aemter,  ein 
Missbrauch , der  über  ganz  Italien  verbreitet  war , worüber 
Ferrara  nur  genauere  Mittheilungen  als  die  anderen  Staaten 
darbietet*).  Aus  der  theuern  Bezahlung  der  Aemter  lässt 
sich  schliessen,  wie  sehr  der  Steuerdruck  dadurch  gefördert 
ward.  In  ungewöhnlichem  Masse  wurden  Confiscationen  und 
Bussen  angewandt.  So  wurde  ein  Ferrarese , der  sich  in 
Venedig  über  Borso  öffentlich  ungünstig  äusserte,  zur  Ver- 
bannung und  Gütereinziehung  verurtheilt.  Die  Bussen  gingen 
oft  in  Hunderte  und  Tausende  von  Ducaten , und  mit  der 
Tortur  ward  schon  vor  dem  Verhöre  begonnen.  Dabei  Hess 
Ercole  I.  von  den  grössten  Verbrechern  sich  selbst  bestechen*^). 
Ferner  war  es  eine  gewöhnliche  Praxis  der  Tyrannen,  den 
obersten  Finanzbeamten,  nachdem  man  ihn  hatte  sich  vollsaugen 

’)  Müntz,  La  Renaissance  en  Italie  et  en  France.  S.  50. 

2)  a.  a.  0.  I 40.  v.  Reumont,  a.  a.  0.  I 266. 

2)  Burckhardt,  a.  a.  0.  I 42. 
a.  a.  0.  I 47.  48. 

**)  a.  a.  0.  I 50.  51. 
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lassen , nach  Sultansart  abzusetzen  und  auszuplündern  ^). 
Die  auf  Ferrara  bezügliche  Bemerkung  Burckhardts,  dass 
eine  Scheidung  der  Gassen  ungekannt,  der  Finanzminister 
zugleich  Hausminister  gewesen  sei,  hat  wohl  auch  auf  andere 
italienische  Staaten  Anwendung. 

Im  Normannenreiche  von  Unteritalien  und  Sicilien, 
wm  Friedrich  II.  mohammedanische  Staatsgrundsätze  auf  sich 
einwirken  liess,  wurden  auch  die  Steuern,  denen  ein  um- 
fassender Kataster  zu  Grunde  lag,  in  der  im  Orient  üblich 
gewesenen  grausamen  Weise  eingetrieben.  Der  Kaiser  unter- 
nahm für  eigene  Rechnung  Handel  nach  dem  Mittelmeere  und 
monopolisirte  viele  Gegenstände,  wie  Salz,  Metalle  u.  s.  w. 
Eine  einträgliche,  zu  Friedrichs  Zeit  nicht  nur  in  den 
neapolitanischen , sondern  auch  in  vielen  anderen  italieni- 
schen Seestädten  übliche  Abgabe  war  die  Anker-  und 
Landungstaxe  (i  diritti  d’  ancoraggio  e d’  approdo).  In 
Neapel  hatte  jedes  Schilf  unter  dieser  Bezeichnung  von 
15  Tari  (1  tari  = Goldsolidus)  bis  zu  einer  Unze  Gold 
und  15  Tari  zu  bezahlen.  Jus  colli  wurde  die  Taxe  ge- 
nannt, die  für  jedes  Waarencollo,  das  vom  Schiffe  aufs  Land 
gebracht  wurde,  zu  entrichten  war.  Ferner  erhob  Friedrich 
in  verstärktem  Masse  die  von  den  Normannen  eingeführten 
Subsidien,  adiutarii  und  ostendizie  genannt.  Die  Geistlichen, 
auf  die  es  dabei  besonders  abgesehen  war,  hatten  zuweilen 
ein  Zwanzigstel,  aber  einmal  sogar  die  Hälfte  des  Ertrags 
ihrer  Güter  zu  bezahlen. 

Nach  zwei  Jahrhunderten  fand  dieses  Svstem  seine 
Fortsetzung  unter  den  Aragonesen.  Der  verschwenderische 
Alfons  (1435 — 1458)  schützte  einen  Kreuzzug  vor,  um  den 
Klerus  zu  besteuern,  beraubte  Finanzbeamte,  die  sich  be- 
reichert hatten,  ihres  Vermögens,  liess  nach  einem  furcht- 
baren Erdbeben  in  den  Abruzzen  die  Steuer  für  die  dabei 
Verunglückten  von  den  Ueberlebenden  eintreiben.  Sein 
Nachfolger  Ferrante  trieb,  gleich  Friedrich  II.,  Handel, 
monopolisirte  insbesondere  den  Korn-  und  Oelvertrieb, 

>)  a.  a.  0.  I 8. 
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nahm  ferner  zu  Zwangsanleihen,  Confiscationen , massloser 
Simonie  und  Brandschatzung  der  geistlichen  Körperschaften 
seine  Zuflucht  (). 

Nun  haben  wir  einige  Abgaben  von  mehr  oder  weniger 
localem  Charakter  zu  verzeichnen.  In  Aosta  und  jenseits 
der  Alpen  wurden  die  Häuser  von  einer  besonderen  Steuer 
(tesaggio)  betroffen,  die  nach  dem  Umfange  der  Vorderseite 
eines  jeden  bewohnten  Hauses  bemessen  wurde.  Daneben 
bestand  daselbst  eine  Fenstersteuer  (finestraggio).  Hierher 
gehört  manche  Gewohnheitsabgabe  (costume),  wovon  zuweilen 
nur  einzelne  Familien  betroffen  wurden.  In  Chambery  war 
die  Familie  Trivier  verpflichtet,  dem  Grafen  von  Savoyen 
ein  Saumross  im  Werthe  von  30  starken  solidi  zu  liefern,-* 
so  oft  er  „cum  armis  in  Lombardiani“  sich  begab.  In 
Genua,  wo  seit  dem  zwölften  Jahrhundert  Verträge  sehr 
häufig  waren,  wie  in  den  anderen  grossen  See-  und  Handels- 
städten, war  die  Vertragssteuer  eine  nicht  unbedeutende 
Einnahmequelle.  Specialtarife , wonach  man  sich  nicht  nur 
von  leichten  Vergehen,  sondern  auch  von  grossen  Ver- 
brechen loskaufen  konnte,  wurden  von  verschiedenen  Ge- 
meinden festgestellt.  (Wenn  Cibrario  von  „ogni  comune“ 
spricht,  so  ist  dies  offenbar  eine  Uebertreibung.)  Besonders 
in  den  reichen  freien  Gemeinden  wurden  zuweilen  in  Geld- 
verlegenheit die  reichsten  Mitbürger  zu  ausserordentlichen 
Steuern  herangezogen  ^). 

Den  päpstlichen  Haushalt  haben  wir  bereits  (III 
198 — 206)  erörtert.  Hier  haben  wir  vornehmlich  hinzu- 
zufügen, dass  auch  die  Päpste  — wie  es  bei  einem  staat- 
lichen Finanzwesen  kaum  anders  denkbar  ist  — neben  den 
bereits  angedeuteten  verhüllten , auch  offene  Zinsen  ge- 
währten, da  sie  öfter  zu  Anlehen  schreiten  mussten.  Eine 
der  Anleihen,  die  Clemens  IV.  am  3.  Juni  1265  bei  Kauf- 
leuten aus  Florenz,  Siena  und  anderen  Städten  machte, 
umfasste  20000  Livres  tournois,  rückzahlbar  vermittelst 

1)  a.  a.  ü.  I 5.  35.  36.  Cibrario,  a.  a.  0.  III  151.  193. 

*)  Cibrario,  a.  a.  0.  III  157.  159.  179.  181.  195. 

Felix,  Eigenthum.  IV.  2.  I.  43 
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des  Zehnten  von  Frankreich  zum  nächsten  St.  Michel-Termin. 
Die  Bedingungen  waren  wucherisch,  erschienen  aber  dem 
Papste  als  so  massig,  dass  er  nur  Lobsprüche  für  die  „geliebten“ 
Darleiher  hatte,  „welche  die  Kirche  nie  im  Stiche  Hessen“. 
Dies  erklärt  sich  dadurch,  dass  die  früheren  Anlehen  des- 
selben wie  des  vorigen  Papstes  zur  Verfallzeit  nicht  zu- 
rückbezahlt worden  waren.  Um  unter  solchen  Bewandtnissen 
neue  Darlehen  zu  wagen,  mussten  die  Gläubiger  durch  un- 
gewöhnliche Gewinne  gelockt  werden.  Die  zur  Sicher- 
stellung gegebenen  geweihten  Geräthe  flössten  wenig  \er- 
trauen  ein,  da  ihre  Beschlagnahme  grosses  Aergerniss  erregt 
haben  würde.  Bei  vorgekommenem  Widerstande  schritt  der 
Papst  zu  Vorwürfen , Drohungen  und  schliesslich  zu  Ex- 
communicationen ‘).  In  noch  bedenklicherer  Weise  wurden 
kirchliche  Strafmittel  aus  fiscalischen  Gründen  von  anderen 
Päpsten  angewandt.  Clemens  V.  schrieb  Bannbullen,  um 
sich  den  Widerruf  bezahlen  zu  lassen,  was  ihm  die  Rüge 
Dantes  zuzog : 

Ma  tu  che  sol  per  (tancellare  scrivi, 

Pensa  che  Pietro  e Paolo,  che  moriro 
Per  la  vigna  che  guasti,  ancor  son  vivi®) 

Alexander  VI.  Hess  1498  300  Personen  der  Ketzerei 

anklagen,  damit  sie  sich  loskauften  ^). 

Der  grelle  Abstand  zwischen  den  italienischen  und  den 
deutschen  Finanzsystemen  drängte  sich  u.  A.  dem  feinsinnigen 
Aeneas  Sylvius  auf,  der  die  deutschen  Reichsstädte  pries, 
wo  Contiscationen  von  Gut  und  Erbe,  gewaltthätige  Behörden 
und  Factionen  das  Dasein  nic.ht  verbitterten*). 

Der  Mangel  einer  allgemeinen  Regel,  einer  Einheitlich- 
keit, einer  festen  Norm  im  Finanzwesen  war  vielleicht 
nirgends  so  fühlbar,  wie  im  mittelalterlichen  Spanien 
und  Portugal.  Von  Castilien  und  Leon  sagt  Schäfer, 
dass  Ausnahmen  und  Vorrechte  tvie  in  den  verschiedenen 

’)  Perrens,  a.  a.  0.  II  36 — 39. 

*)  Paradiso,  XVIll  130—132. 

8)  Villari,  a.  a.  0.  I 279;  vgl.  450. 

*)  Burckhardt,  a.  a.  0.  I 84. 
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Gemeinden,  so  in  den  verschiedenen  Bevölkerungsclassen 
wechselten.  Beinahe  jede  Stadt,  ja  jeder  Flecken  unter- 
schied sich  nicht  nur  durch  das  Mass,  sondern  auch  durch 
die  Natur  der  Abgaben,  von  denen  einzelne  Gemeinden,  wie 
die  von  Cuenca,  ganz,  andere  zum  Theil  befreit  waren. 

Alle  mittelalterlichen  Abgaben  in  Spanien  hatten,  wie 
wir  bereits  erwähnten , den  Charakter  feudaler  Leistungen, 
was  um  so  erklärlicher  ist,  als  die  christlichen  Könige 
Spaniens  aller  wirthschaftlichen  Kenntnisse  und  daher  auch 
der  Kunde,  die  Steuern  in  angemessener  Weise  aufzuerlegen, 
zu  vertheileu  und  zu  decken , ermangelten , was  allerdings 
von  den  meisten  mittelalterlichen  Monarchen  gilt. 

Bis  zu  Beginn  des  zwölften  Jahrhunderts  war  in  Castilien 
die  Grund-  und  Haussteuer  in  mehreren  Gemeinden  die 
einzige  Abgabe.  Besonders  drückend  für  den  Landbau  war 
der  Zehnte,  der  in  Spanien  überhaupt  von  den  Königen  in 
Anspruch  genommen  wurde.  Obgleich  in  Aragonien,  Cata- 
lonien  und  Navarra  infolge  des  Einflusses  der  fränkischen 
Kirche  und  Gesetzgebung  der  Zehnte  früher  als  im  west- 
lichen Spanien  der  Geistlichkeit  zufiel,  so  verfügten  doch 
auch  die  aragonischen  Könige  noch  bis  in  die  zweite  Hälfte 
des  elften  Jahrhunderts  darüber.  Als  die  Könige  im  Laufe 
der  Zeit  dieser  beträchtlichen  Einnahmequelle  zu  Gunsten 
der  Kirche  und  der  Ritterorden  entsagten,  musste  der  Aus- 
fall durch  andere  Hilfsquellen  gedeckt  werden. 

In  Castilien  hatten  die  Heerdenbesitzer  den  Montazgo 
zu  entrichten,  eine  Auflage,  die  als  Aequivalent  für  den 
Schutz  galt,  den  der  König  den  in  den  Gebirgen  (montes) 
weidenden  Heerden  gewährte,  welche  Abgabe  später  infolge 
der  Ausdehnung  der  Schafzucht  besonders  wichtig  wurde. 
Den  Handelsverkehr  und  die  Pilgerfahrten  belasteten  die 
Abgaben  unter  den  Namen  pontazgo  (Brückengeld),  portazgo, 
eine  Durchzugsgebühr,  lezda,  eine  Verkaufsahgabe,  moneda 
forera , eine  Kopfsteuer  zur  Anerkennung  der  königlichen 
Landeshoheit.  Der  Unterhalt  des  Königs  auf  seinen  Reisen 
ward  durch  die  yantares  bestritten.  Chapin  de  la  reina 
war  eine  ausserordentliche  Abgabe  (servicio  extraordiuario) 

43* 
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von  150  cuentos  de  maravedis,  welche  die  Bürger  zur  Be- 
streitung der  Kosten  der  königlichen  Vermählung  zu  ent- 
richten hatten.  Sisa  war  eine  von  Sancho  IV.  eingeführte 
Consumsteuer,  die  wegen  ihrer  Keuheit  und  der  damit  ver- 
bundenen Beschwerden  sehr  uiib(diebt  war.  Dazu  kam  eine 
Kopfsteuer  der  Mauren  und  Juden.  Die  fonsadera  war  eine 
als  Ersatz  für  die  Kriegsptlicht  zu  leistende  Abgabe  ^).  Die 
Geldstrafen  (calumnias)  wurden  um  so  einträglicher,  als 
Gewaltthätigkeiten  bei  dem  leidenschaftlichen  Charakter  der 
Nation  sehr  häufig  waren  und  selbst  schwere  Verbrechen, 
wie  Tödtungen,  mit  Geld  gehüsst  wurden. 

In  Aragonien  war  die  pecha  eine  Abgabe , der  liegende 
wie  bewegliche  Güter  unterworfen  waren,  die  mit  der  fran- 
zösischen taille  verglichen  wurde.  Nobles,  infanzones  und 
Geistliche  waren  davon  befreit.  Besonders  infolge  der  Willkür 
der  Schätzung,  namentlich  des  beweglichen  Vermögens,  die 
vollständiger  Unkunde  entsprang,  war  diese  Steuer  drückend 
und  verhasst;  viele  Städte  und  Flecken  waren  davon  befreit, 
wodurch  andere  um  so  härter  betroffen  wurden.  Dies  galt 
auch  von  anderen  spanischen  Königreichen.  Die  Könige 
pflegten  ausgezeichnete  Verdienste  einzelner  Städte  oder 
Flecken  durch  zeitweilige  oder  dauernde  Befreiung  von  ge- 
wissen oder  von  sämmtlichen  Abgaben  zu  belohnen.  Solche 
Befreiungen  erfolgten  auch  für  Gegenden , die  von  Natur- 
katastrophen betroffen  wurden. 

Maravedi  oder  monedage  hiess  eine  zuerst  von  Pedro  II. 
1205  in  Aragonien  und  Catalonien  eiugeführte  Abgabe,  die, 
gleich  der  vorigen,  fast  alles  liegende  wie  bewegliche  Eigen- 
thum belastete,  die  jedoch  auch  von  den  Infanzonen  und 
Ordensrittern  zu  entrichten  war.  Sie  stiess  namentlich  wegen 
der  Ungleichheit  ihrer  Vertheilung  auf  heftigen  Widerstand, 
weshalb  sie  später  gemildert  wurde.  Auch  hiervon  wurden 
viele  Städte  und  Flecken  befreit.  Die  Wegzölle  im  Betrage 
von  5®/o  hemmten  den  Verkehr.  Ferner  sind  zu  erwähnen: 


*)  Schäfer,  Geschichte  Spaniens.  II  467  if.  Colmeiro,  a.  a.  0. 
I 490.  466.  Diercks,  a.  a.  0.  II  174. 
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die  Heerdensteuer  (carnerage,  bovage,  herbage),  die  Krönungs- 
steuer (coronage),  ein  Beitrag  zu  den  Krönungskosten,  nach 
Massgabe  des  Vermögens  erhoben,  die  Vermählungssteuer 
(el  derecho  de  real  maridage)  zur  Bestreitung  der  Kosten 
der  Vermählung  der  Könige  und  der  Infanten  von  Aragonien. 
Die  erheblichste  Staatseinnahme  in  Aragonien  bildeten  die 
Zolleinkünfte  (generalidade) , 5®/o  — zum  Theile  10®/o  — 
von  allen  ein-  und  ausgehenden  Waaren. 

W^eit  einträglicher  als  die  ordentlichen  Auflagen  war 
der  servicio,  eine  Leistung  der  Unterthanen,  anfangs  in 
Geld  oder  Truppen,  später  ausschliesslich  in  Geld,  durch 
Herkommen  in  bestimmtem  Umfange  festgesetzt  0- 

Der  Steuerdruck  rief  zuweilen  Volksbewegungen  hervor. 
So  1263  die  Erhebung  der  zu  gutem  Theile  maurischen  Be- 
völkerung Andalusiens. 

Wie  in  anderen  Reichen,  so  kam  es  auch  in  den  spani- 
schen Königreichen  vor,  dass  schwache  Könige  Krondomänen 
und  Staatseinkünfte  an  geistliche  wie  weltliche  Günstlinge 
verschleuderten.  So  geschah  es  z.  B.  unter  Ramiro  II.  von 
Barcelona  und  Aragonien^). 

Mancher  König  sammelte  einen  Schatz,  um  für  unvorher- 
gesehene Bedarfsfälle  gerüstet  zu  sein^). 

Als  Isabella  den  Thron  bestieg,  war  der  Schatz  leer, 
die  Münzen  waaren  gefälscht,  eine  Masse  von  Feldern  un- 
bebaut, die  Wege  durch  Räuber  unsicher  gemacht,  die  Ge- 
werbe durch  gesetzliche  Hindernisse  wie  durch  Privat- 
räubereien gehemmt,  Handel  und  Verkehr  vernichtet.  Unter 
solchen  Bewandtnissen  war  das  Einkommen  auf  etwa  1 Million 
Reals  (=  etwa  200000  Mark)  gesunken.  Unter  der  ebenso 
einsichtsvollen  wie  energischen  Regierung  der  castilianischen 
Königin  ward  die  Landwirthschaft,  einst  der  Ruhm  Spaniens, 
wieder  emporgebracht,  Handel  und  Gewerbe  wurden  von  den 
drückendsten  Lasten  befreit  und  in  jeder  Weise  gefördert. 


’)  Schäfer,  a.  a.  0.  III  284  ff.  Colmeiro,  a.  a.  0.  I 476. 
2)  Schäfer,  a.  a.  0.  III  28. 

*)  Colmeiro,  a.  a.  0.  I 498. 
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Wege  und  Brücken  gebaut,  Sicherheit  und  Vertrauen  wieder- 
hergestellt. Die  Einnahmen  stiegen  1482  auf  12  70000,  1504 
auf  26  Millionen  Reals  ^). 

Das  portugiesische  Abgabenwesen  ist  überaus  ver- 
wickelt und  dabei,  wie  wir  bereits  andeuteten,  ohne  jedes 
System , ohne  allgemeine  Regel.  Auch  hier  ändert  sich 
l>einahe  an  jedem  Orte  die  Natur  und  der  Umfang  der  zahl- 
losen Abgaben,  die  deshalb  einen  persönlichen  und  localen 
Charakter  tragen,  zumal  Beschränkungen,  Vorrechte,  Aus- 
nahmen und  Befreiungen  in  jeder  Bevölkerungsclasse  wahr- 
zunehmen sind.  Wir  unterscheiden  drei  Classen:  1.  persön- 
liche Leistungen  oder  ihr  Geldäquivalent.  2.  Strafgelder. 
Da  die  gewöhnlichste  Strafe  die  Geldbusse  (coima,  voz,  carritel, 
calumuia)  war,  so  scheint  diese  Einnahmequelle  sehr  be- 
deutend gewesen  zu  sein.  3.  Abgaben,  die  den  Grund  und 
Boden  oder  den  Handel  und  Verkehr  belasteten  oder  als 
Zeichen  der  Anerkennung  der  Gerichtsherrlichkeit  zu  ent- 
richten waren.  Der  Zoll  (passagem)  verfolgte  die  Waaren 
durch  alle  Orte,  die  sie  zu  durchschreiten  hatten. 

Unter  den  persönlichen  Leistungen  nennen  wir  die  adua, 
die  Verpllichtung  zur  Aufführung  oder  Wiederherstellung  von 
Mauern,  Thürmen,  Gräben  und  anderen  Befestigungswerken, 
ferner  die,  gleich  der  adua  in  eine  Geldabgabe  umwandelbar 
gewesene  Verpllichtung  zur  Jagd  auf  die  zahlreichen  Wölle 
(lobos);  den  Frohngang  oder  die  Frohnfuhr  (carreira);  endlich, 
in  der  Nähe  fischreicher  Gewässer,  die  emtruviscada , eine 
mit  dem  Fischfänge  des  Königs  und  seines  Gefolges  ver- 
knüi)fte  Leistung,  die  später  auch  dann  in  Geld  entrichtet 
wurde,  wenn  der  Fischfang  unterblieb.  Ebenso  wurde  es 
mit  der  colheita  gehalten,  einer  Abgabe  zum  Unterhalte 
des  Königs  und  seines  Hoflagers  auf  Reisen.  In  manchen 
Gegenden  war  bei  Todesfällen  die  luctuosa  zu  entrichten, 
die  in  einem  werthvollen  Stücke  des  beweglichen  Nachlasses 
bestand.  Ausserdem  beanspruchten  die  Könige  in  Noth- 


I 
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*)  Burcke,  a.  a.  0.  II  78.  84. 
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fällen  oder  bei  besonderen  Veranlassungen  ausserordentliche 

freiwillige  Beisteuern  (pedidos). 

Der  Mangel  einer  festen  Norm  drängt  sich  namentlich 
bei  Betrachtung  der  Abgaben  von  Bodenerzeugnissen  auf, 
die  bald  ein  Viertel,  bald  ein  Achtel,  bald  ein  Dreissigstel 
betragen.  Im  Allgemeinen  waren  die  auf  den  Landbau  und 
die  Viehzucht  gesetzten  Abgaben  drückend,  zumal  sich  der 
vom  Klerus  beanspruchte  Zehnte  (dizima)  dazu  gesellte. 

Bei  Confiscationen  wurde  in  manchen  Fällen  ein  glimpf- 
licheres Verfahren  als  in  anderen  Reichen  beobachtet.  Nur 
von  Verbrechern , die  den  Tod  des  Königs  oder  eines  Mit- 
gliedes der  königlichen  Familie  beabsichtigten,  und  von 
Ketzern  fiel  das  Vermögen  dem  Könige  zu;  in  allen  anderen 
Fällen  wurde  das  Eigenthum  der  zum  Tode  oder  zu  einer 
anderen  Strafe  Verurtheilten  den  Erben  belassen. 

Auch  die  Könige  von  Portugal  hatten  Schatzkammern, 
die  zur  Zeit  des  Königs  Sancho  I.  (1185  — 1211)  in  den 
Thürmen  von  Coimbra,  Evora  und  Belver,  später  in  der 
Burg  von  Lissabon  sich  befanden’). 

Den  Erörterungen  über  die  belgischen  Finanzen  bei 
Betrachtung  des  Lehnwesens  haben  wir  vornehmlich  die  Be- 
merkung hinzuzufügen,  dass  die  Belgier  im  Gegensätze  zu 
den  Franzosen  niemals  während  des  Mittelalters  eine  könig- 
liche Steuer  gekannt  haben.  Manche  wollten  eine  solche 
in  dem  feudalen  don  gracieux  erblicken.  Dem  widerspricht 
aber  Brants  (S.  167)  mit  dem  Bemerken,  dass  der  Ursprung 
der  königlichen  Steuer  erst  in  der  Umwandlung  des  Heer- 
dienstes in  eine  Geldleistung  zu  suchen  sei. 

Ausserdem  haben  wir  der  Unzufriedenheit  zu  gedenken, 
die  Philipp  der  Schöne  seit  dem  Ausgange  des  dreizehnten 
Jahrhunderts  durch  die  den  Bewohnern  von  Flandern  auf- 
erlegten drückenden  Abgaben  erregte.  Der  dagegen  erhobene 
Widerstand  bewog  den  König,  die  seit  1296  bestandene 
Kriegssteuer  zu  erlassen.  Später  wurde  in  Gent  und  in 


')  Schäfer,  Geschichte  von  Portugal.  I 266—276.  146.  483. 


680 


Brügge  versuclit,  neue  Steuern  zur  Tilgung  gemachter 
Schulden  eiuzuführen.  In  Brügge  brach  deshalb  1301  ein 
Aufstand  aus,  den  Philipp  der  Schöne  durch  Einbruch  in 
Flandern  mit  einem  grossen  Heere  zu  dämpfen  suchte.  Er 
wurde  aber  am  11.  Juli  1302  bei  Courtrai  geschlagen^). 

Auch  die  angelsächsischen  Könige  waren  noch  zur 
Zeit  Aelfreds  vornehmlich  auf  den  Ertrag  ihrer  Eigengüter 
angewiesen.  Dazu  kamen  die  Nutzungen  des  unvertheilt 
gebliebenen  Staatslandes,  worin  Winkelmann  die  Wurzel  des 
spätem  berüchtigten  Forstrechtes  erblickt,  ferner  Geschenke 
der  Unterthanen,  ein  Antheil  an  Bergwerken  und  Gerichts- 
gefällen, der  Genuss  des  Strandgutes,  Zölle  und  sonstige 
Verkehrsabgaben.  Ausserdem  hatten  die  Unterthanen  die 
Bedürfnisse  des  Königs  zu  bestreiten,  ihn  und  sein  Gefolge 
aufzunehmen  und  zu  beherbergen ").  Steuern  wurden  bei 
Bedarf  vom  Witenagemot  (s.  S.  606)  auferlegt.  Ueber 
die  Einzelheiten  der  Besteuerung  in  der  angelsächsischen 
Periode , die  vermuthlich  von  Zeit  zu  Zeit  mancherlei 
Veränderung  erlitt,  sind  wir  nur  ungenau  unterrichtet, 
wissen  jedoch  so  viel , dass  bei  Eintritt  einer  Gefahr 
jede  Grafschaft  nach  Verhältniss  ihrer  Einwohnerzahl  in 
Anspruch  genommen  wurde.  Bei  der  noch  im  elften  Jahr- 
hundert fortdauernden  Naturalwirthschaft  wurde  u.  A.  die 
Flotte,  nach  alter  Gewohnheit,  durch  Beiträge  in  Schiffen 
beschafft.  Der  Erzbischof  Aelfric  (995 — 1005)  hinterliess 
testamentarisch  ein  Schiff  dem  Volke  von  Kent  und  ein 
anderes  dem  Volke  von  Wiltshire.  Dieses  Vermächtniss 
geschah  offenbar  in  der  Absicht,  den  Bewohnern  dieser  Graf- 
schaften in  dieser  unzweifelhaft  schweren  Besteuerungsform 
einige  Erleichterung  zu  bieten.  Nach  Freeman  kann  es 
keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  in  diesem  Wege  eine  Flotte 
zusammenzubringen,  der  Keim  zu  dem  denkwürdigen  Schiffs- 
gelde  des  siebzehnten  Jahrhunderts  lag.  Nach  Dowell  sollen 
die  betreffenden  Beiträge  schon  in  der  angelsächsischen  Zeit 

*)  Warnkönig,  Flandrische  Recht sgeschichte.  I.  201  tf. 

Winkelniann,  a.  a.  0.  S.  107.  108. 
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unter  der  Bezeichnung  Schiffsgeld  (shipgeld)  in  Geld  geleistet 
worden  sein  ^). 

Die  Einfälle  der  nordischen  Piraten  galten  zu  einer 
weiteren  Steuer  — nach  Round  der  ersten  directen  Be- 
steuerung in  England  — , dem  Danegeld,  Veranlassung,  dessen 
Höhe,  je  nach  Bedürfniss,  zwischen  einem  und  vier  Schilling 
schwankte.  Diese  Abgabe  war  überaus  unvolksthümlich 
und  wurde  nur  äusserst  widerstrebend  bezahlt.  Als 

Harthacnut  1041  zu  ihrer  Erhebung  seine  Soldaten  ge- 
brauchte, erhob  sich  in  Worcestershire  ein  blutiger  Aufstand 
dagegen.  Eduard  der  Bekenner  schaffte  die  Steuer  ab; 
doch  wurde  sie  von  den  normannischen  Königen  wieder  ein- 
geführt. Die  Angelsachsen  hatten  ferner  ein  Herdgeld 
(fumage)  zu  entrichten  ®). 

England,  das  erste  Land,  dem  eine  starke  Central- 
regierung zu  Theil  ward,  war  auch  das  eiste,  das  eine  ein- 
heitliche, aber  äusserst  gewaltsame  und  drückende  Finanz- 
verwaltung erhielt.  Auch  Wilhelm  der  Eroberer  bezog  seine 
vornehmsten  Einkünfte  aus  den  Krondomänen,  die  unter 
ihm  eine  sehr  bedeutende  Ausdehnung  erlangten,  da  denen 
Eduards  des  Bekenners  die  neuen  Erwerbungen  und  ins- 
besondere die  beträchtlichen  Confiscationen  hinzugefügt 
wurden.  Ein  grosser  Theil  davon  ward  zu  den  drückendsten 
Bedingungen  verpachtet.  Das  Gesammteinkommen  aus  den 
Domänen  wird,  anscheinend  übertrieben,  auf  etwa  400  000  Pfund 
Sterling  (nach  heutigem  Geldwerthe  über  5 Millionen  Pfund) 
geschätzt  =*).  Ferner  besass  der  König  einige  Vorrechte  mit 
Rücksicht  auf  die  Unterhaltung  eines  glänzenden  Hofstaates, 
wie  das  auf  Beistellung  von  Wagen  und  Pferden  etc.  für 
den  königlichen  Dienst  (purveyance)  — infolge  des  häufigen 
Wechsels  des  Hofaufenthaltes  und  der  ambulanten  könig- 
lichen Rechtspflege  sehr  drückend  — , ferner  das  auf  Ankauf 

*)  FreBiiian,  a.  a.  0.  I 368  ff.  Dowell,  A Historj  of  taxation  and 

taxes  iu  England.  London  1884.  I 10.  11. 

2)  Dowell,  a.  a.  0.  I 11.  12.  Round,  a.  a.  0.  S.  92. 

3)  Vocke,  Geschichte  der  Steuern  des  britischen  Reiches.  Leipzig 
1866.  S.  5.  Freeman,  a.  a.  0.  IV  618. 
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von  Lebensmitteln  und  anderen  für  den  königlichen  Haus- 
halt erforderlichen  Gegenständen  nach  bestimmten  Taxen 
(pre-emption),  endlich  das  auf  Entgegennahme  von  ein  bis 
zwei  Fässern  von  jedem  in  einem  englischen  Hafen  ein- 
laufenden, mit  Wein  beladenen  Schiffe  (prisage)^).  (Die 
erwähnten  verschiedenen  Bezeichnungen  scheinen  nicht 
streng  begrenzt  gewesen  und  später  in  dem  Begriffe  der 
purveyance  aufgegangen  zu  sein.)  Diese  schon  in  Friedens- 
zeiten überaus  lästigen,  zuweilen  in  ein  förmliches  Raub- 
systeni  ausgearteten  Rechte  wurden  besonders  drückend  in 
Kriegszeiten  durch  ihre  Ausdehnung  auf  die  Bedürfnisse 
des  Heeres,  für  das  auch  Vorspann  und  die  verschiedensten 
Gegenstände  requirirt  wurden,  eine  Erweiterung,  die  wieder 
einmal  zeigt , dass  man  in  jenen  Zeiten  die  rechtlichen 
Grenzen  nicht  genau  eiiihielt.  Die  Klagen  über  die  mit 
diesem  Rechte  getriebenen  argen  Missbräuche  reichen  über 
das  Zeitalter,  das  uns  beschäftigt,  hinaus.  Am  heftigsten 
scheinen  sie  zur  Zeit  Heinrichs  III.  ertönt  zu  sein,  dem 
vorgeworfen  wurde,  dass  die  Lebensmittel,  die  der  Hof  ver- 
zehre, die  Kleider,  die  er  trage  etc.  den  rechtmässigen 
Eigenthümern  ohne  Entschädigung  abgepresst  worden  seien  ^). 
Eduard  III.  verordnete,  dass  die  purveyance  nur  für  das 
königliche  Haus  und  nur  nach  angemessener  (fair)  Schätzung 
angewandt  wei’den  solle ; ferner  dass  Beträge  unter 
20  Schillingen  sogleich,  grössere  innerhalb  dreier  Monate 
berichtigt  würden®). 

1083  forderte  Wilhelm  der  Eroberer  3 pence  für  jedes 
Joch  Landes  im  Königreiche  ohne  Unterschied  des  Besitzers. 
Da  sich  diese  Steuer  auch  auf  die  Normannen  erstreckte,  so 
wurden  diese  höchst  unwillig^).  Von  erheblichem  Umfange 
waren  die  Einkünfte  des  Königs  in  seiner  Eigenschaft  als 
Lehnsherr,  zumal,  wie  wir  gesehen  haben,  sämmtliche  Grund- 

M Dowell,  a.  a.  0.  I 18.  19. 

2)  Vocke,  a.  a.  0.  S.  131.  132. 

Reeves,  a.  a.  0.  II  251.  252. 

Thierry,  Histoire  de  la  conquete.  II  90. 
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eigen thümer  des  Reiches  als  seine  Vasallen  betrachtet 
wurden*)-  Hierher  gehört  auch,  wenigstens  seinem  ur- 
sprünglichen Charakter  nach,  das  tallagium  (vom  fran- 
zösischen taille),  eine  Steuer  der  Domänenbauern  von  einem 
Zehntel  und  einem  Fünfzehntel  der  beweglichen  Habe. 
Gleich  allen  mittelalterlichen  Steuern  wurde  auch  diese 
nicht  regelmässig,  sondern  nach  Bedürfniss  erhoben.  Sie  be- 
hauptete sich  bis  auf  Eduard  III.®). 

Reiche  Einnabmen  schöpfte  insbesondere  Wilhelm  II., 
der  infolge  seiner  verschwenderischen  Hofhaltung  arge  Er- 
))ressungen  übte , aus  dem  Verkaufe  von  Bistbümern  und 
einträglichen  Ehrenstellen,  die  er  geradezu  den  Meist- 
bietenden überliess  ®). 

Ferner  hatte  der  König  Anspruch  auf  alle  bona  vacantia. 
Weitere  bedeutende  Einnahmen  bezogen  die  Könige  für  die 
Städten,  Gilden  etc.  bewilligten  cbarters  und  Privilegien. 
So  bezahlten  die  Londoner  dem  Könige  Stefan  100  Mark 
Silber  für  das  Recht,  ihren  Sheriff  zu  wählen,  die  Bürger 
von  York  200  Mark  für  ihre  Freiheiten,  die  Weinhändler 
von  Hereford  40  Schillinge  für  die  königliche  Erlaubuiss, 
ein  Sextertium  Wein  für  den  Zeitraum  eines  Jahres  in  Here- 
ford für  10  Pence  verkaufen  zu  dürfen*). 

Geldstrafen  für  Verbrechen  und  Vergehen  waren  eben- 
falls eine  hervorragende  Einnahmequelle,  besonders  zur  Zeit 
der  normannischen  Könige,  die,  wie  wir  bereits  erwähnten, 
die  Gerichtsbarkeit  unter  fiscalischem  Gesichtspunkte  be- 
trachteten. Dies  in  dem  Masse,  dass  man  dadurch  zu  dem 
Schlüsse  gelangen  konnte,  dass  es  damals  nur  um  des 
daraus  erflossenen  Einkommens  willen  eine  Gerichtsbarkeit 
gegeben  habe®).  Eine  der  einträglichsten  Strafen,  murdrum, 
wurde  von  der  Hundertschaft  bezahlt,  in  der  ein  Mord  be- 
gangen worden  war,  wofern  nicht  bewiesen  werden  konnte, 

')  Dowell,  a.  a.  0.  I 24. 

*)  a.  a.  0.  I 60  ff.  Vocke,  a.  a.  0.  S.  136. 

*)  Vocke,  a.  a.  0.  S.  7. 

*)  Dowell,  a.  a.  0.  I 26.  27. 

Stubbs,  a.  a.  0.  I 387. 
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dass  der  Erschlagene  ein  Angelsachse  gewesen  sei.  Zur  Zeit 
Heinrichs  II.  war  die  Mischung  der  Bevölkerungen  so  weit 
vorgeschritten,  dass  diese  Bedingung  entfallen  konnte  ‘).  Aber 
auch  unter  den  späteren  Königen  finden  wir  hohe  Bussen. 

(Vgl.  S.  454.  501.  502.)  Hochverräther  verwirkten  alles 
bewegliche  wie  unbewegliche  Eigenthum  zu  Gunsten  der 
Krone 2).  Heinrich  VII.  Hess  für  eine  Unzahl  von  Fällen 
aus  früherer  Zeit,  die  man  längst  vergessen  wähnte,  Straf-  * 

gelder  eintreiben  3).  Durch  masslose  Geldstrafen  und  Lehns- 
heimfälle wurde  der  Adel  verarmt  und  eingeschüchtert.  Der 
Earl  of  Oxford  fand  sich  vermittelst  einer  Zahlung  von 
15  000  Pfund  (nach  Reeves  III  196,  15  000  Mark)  für  die 
Strafen  ab,  in  die  er  verfiel,  weil  er  Anhänger  in  Livreen 
hielt,  ein  ungesetzliches,  aber  bis  dahin  straflos  verübtes 
Verfahren.  Auch  scheint  der  König  Strafnachlässe  verkauft 
zu  haben*).  Es  wurden  Angeber  beauftragt,  reiche  Leute 
als  Opfer  ausfindig  zu  machen  und  zu  solchem  Zwecke  die  ^ 

Geschworenen  bestochen.  Auf  solche  gewaltsame  Weise  I 

geschah  es,  dass  seit  den  Tagen  der  Magna  Charta  Heinrich 
der  erste  König  war,  der  mit  seinen  Einkünften  ausreichte®). 

Der  Eroberer  beging  unverhüllten  Raub,  indem  er  die 
reichen  Depositen,  die  dem  Schutze  der  Klöster  anvertraut 
worden  waren  (s.  III  102. 103),  1070  zu  Gunsten  des  königlichen  ' 

Schatzes  einziehen  Hess.  Ferner  gewann  er  viel  durch  rück- 
sichtslose Landverkäufe.  In  einer  Chronik  aus  seiner  Zeit 
heisst  es : „Der  König  verkaufte  von  seinem  Lande  so  theuer 
als  möglich;  kam  dann  ein  Anderer  und  bot  mehr  dafür, 
so  Hess  er  es  diesem;  kam  dann  ein  Dritter  und  bot  noch 
mehr,  so  schlug  er  es  diesem  zu,  ohne  Rücksicht  auf  die  , 

voran  gegangenen  Verkäufe.“  Dasselbe  wird  von  Rufus  er- 
zählt®).  Nicht  minder  gewaltsam  verfuhr  Heinrich  I.  Bei 


1)  a.  a.  0.  I 282. 

*)  Pauli,  a.  a.  0.  IV  666. 
a.  a.  0.  V 626. 

Hallam,  The  constitutional  history  of  England.  6*^^  ed.  I 15. 
Pauli,  a.  a.  0.  V 638. 

Freeman,  a.  a.  0.  IV  327.  617. 
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seinem  Aufbruche  nach  der  Normandie,  1100,  ordnete  er 
eine  grosse  Gelderhebung  an,  um  .die  Kosten  der  Expedition 
zu  bestreiten.  Seine  Steuereinnehmer  verübten  die  grau- 
samste Gewalt  gegen  die  sächsischen  Bürger  und  Bauern. 
Die  Unvermögenden  wurden  aus  ihren  ärmlichen  Behau- 
sungen verjagt;  aller  Hausrath,  selbst  Thüren  und  Fenster, 
wurden  weggeführt.  Ferner  wurden  gegen  Leute,  die  etwas 
zu  besitzen  schienen,  falsche  Anklagen  erhoben  und  ihre  Güter 
eingezogen  — Unthaten,  zu  deren  voller  Würdigung  in  Be- 
tracht gezogen  werden  muss,  dass  sie  gegen  ein  bereits  be- 
raubtes Volk  unternommen  wurden*).  Als  Heinrich  II.  an  dem 
zweiten  Kreuzzuge  theilzunehmeii  erklärte,  beschloss  der  zu 
Geddington  abgehaltene  Nationalrath  die  Erhebung  eines 
Zehnten  von  Jedermann,  mit  Ausnahme  der  Kreuzfahrer  ^). 
Nach  vollendeter  Ueberfahrt  Hess  der  König  ein  Verzeichniss 
der  reichsten  Bürger  aller  seiner  Städte  anfertigen  und  sie 
persönlich  auffordern,  an  einem  bestimmten  Tage  an  einem 
von  ihm  festgesetzten  Orte  vor  ihm  zu  erscheinen.  Es  kamen 
nun  100  Bürger  von  London,  100  von  York  und  eine  ent- 
sprechende Anzahl  von  den  Einwohnern  der  anderen  Städte 
und  Flecken.  Der  König  bezeichnet^  ihnen  die  Summen, 
die  er  von  ihnen  forderte,  die  nach  Schätzung  hierzu  be- 
rufener Leute  dem  zehnten  Theile  ihres  Vermögens  ent- 
sprachen. Die  Widerstrebenden  wurden  alsbald  verhaftet 
und  so  lange  im  Kerker  behalten,  bis  sie  den  letzten  Penny 
bezahlten.  (Dies  widerspricht  der  Behauptung  Vockes 
— S.  9 — , dass  Heinrich  II.  sich  finanzieller  Gewaltsam- 
keiten enthalten  habe.)  Ungeachtet  des  königlichen  Eides 
wurden  diese  Gelder  zu  einem  ganz  anderen  Zwecke  als 
zur  Wiedereroberung  Jerusalems  verwendet®). 

Das  Danegeld,  das  der  Eroberer  1084  infolge  eines  be- 
fürchteten Angriffs  von  Seiten  der  Dänen  forderte , wurde 
nur  noch  bis  zum  zweiten  Jahre  der  Regierung  Heinrichs  II. 


Thierry,  a.  a.  0.  II  162. 

®)  Dowell,  a.  a.  0.  I 45. 
Thierry,  a.  a,  0.  III  68.  69. 
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erhoben  ^).  Die  Normannen  wälzten  es  auf  ihre  Pächter 
oder  anglosächsischen  Leibeigenen  ab^). 

Ein  weiteres  Einkommen  bot  der  Verkauf  von  Aemtern. 
In  Betreff  dieser  ist  zwischen  den  hohen  Beamten  des 
königlichen  Haushaltes  und  denen  des  Staates  zu  unter- 
scheiden. Die  Aemter  jener  wmrden  erblich,  die  dieser  ver- 
käuflich, Der  Schatzmeister,  der  Kanzler  und  selbst  der 
Justiziar  bezahlten  für  ihre  Stellen  Geldsummen  oder  jähr- 
liche Renten,  welche  Uebung  bis  zum  dreizehnten  Jahr- 
hundert aufrecht  erhalten  wurde  ®).  1130  hatte  der  Kanzler 
für  das  grosse  Siegel  3000  Pfund  zu  bezahlen.  Bischof 
Nigel  kaufte  die  Stelle  eines  Schatzmeisters  für  seinen  Sohn 
für  400  Pfund.  Andererseits  bezahlten  Geschworene  u.  s.  w. 
für  die  Enthebung  von  ihren  Aemtern^).  Bei  seinem  zweiten 
Besuche  Englands,  1194,  enthob  Richard  I.  die  Sheriffs 
von  Lincolnshire  und  Yorkshire  von  ihren  Stellen,  die  er 
zum  Verkaufe  ausbot.  Auch  mit  den  anderen  Sheriffstellen 
wurde  so  vorgegangen  ®).  Die  Folgen  solchen  Verfahrens 
sind  aus  dem  Artikel  der  Magna  Charta  erkennbar,  der  den 
König  verpflichtet,  das  Amt  des  Sheriffs  und  anderer 
Grafschaftsrichter  nur  im  Rechte  bewanderten  Personen  zu 
verleihen  ®). 

Endlich  haben  wir  der  Monopole  als  Einnahmequelle 
seit  der  Zeit  der  ersten  normannischen  Könige  zu  gedenken. 
So  zahlte  ein  Peter  de  Peraris  20  Mark  für  die  Erlaubniss 
Fische  einzusalzen.  Die  Uebung  ward  so  natürlich  be- 
funden, dass  die  Magna  Charta  sie  nicht  aufzuheben  suchte 

Gegen  die  normannischen  Könige  wird  der  Vorwurf 
erhoben,  durch  ihre  Ueberbürdung  mit  Steuern  die  Sparlust 
des  Volkes,  das  die  zurückgelegten  Gelder  fortwährend  in 


')  Dowell,  a.  a.  0.  I 29.  30. 

2)  Thierry,  a.  a.  0.  II  408. 

®)  Stubbs,  a.  a.  0.  I 355. 

*)  a.  a.  0.  I 384. 
s)  a.  a.  0.  I 502.  503. 

«)  a.  a.  ü.  I 538. 

’)  Vocke,  a.  a.  0.  S.  262.  263. 


Anspruch  genommen  sah,  vernichtet  zu  haben  *) ; doch  ver- 
fuhren die  meisten  ihrer  Nachfolger  während  des  ganzen 
Mittelalters  kaum  glimpflicher. 

Unter  Heinrich  II.  zeigte  sich  der  erste  Widerstand 
gegen  eine  von  der  Krone  beabsichtigte  Steuer  seit  der 
normannischen  Eroberung  in  der  Versammlung  von  Woodstock 
1163;  es  ist  jedoch  nicht  klar,  um  welche  Steuer  es  sich 
dabei  handelte^). 

Die  gewaltsamsten  Erpressungen  Hess  sich  Richard  I. 
zu  Schulden  kommen,  der  zur  Erlangung  von  Geld  für 
seinen  überaus  kostspieligen  Kreuzzug  das  Land  geradezu 
aussog,  wobei  er  vor  keinem  Mittel  zurückschreckte. 
Domänen,  Lehen,  Aemter,  Freiheiten  und  Rechte  wurden 
feilgeboten,  ungeheure  Geldstrafen  verhängt  und  sogar 
die  Lehnsfreiheit  über  Schottland  ward  für  10  000  Mark 
veräussert.  Sein  Justiziar  Hubert  soll  ihm  innerhalb 
zweier  Jahre  1 100000  Mark  nach  Frankreich  gesandt  haben. 
Noch  gesteigert  wurden  die  Lasten  des  Volkes  durch  die 
Aufbringung  des  Lösegeldes  von  100  000  Mark  Silber,  einer 
damals  riesigen  Summe.  Um  sie  zu  erschwingen,  wurde 
jedes  Ritterlehu  mit  20  Schillingen  besteuert,  von  jedem 
Laien  ein  Viertel,  von  den  Geistlichen  theils  ein  Viertel, 
theils  ein  Zehntel  der  Einkünfte  erhoben,  wobei  keine 
Immunität  Berücksichtigung  fand.  1198  Hess  Richard,  um 
Geld  zu  gewinnen,  das  alte  Staatssiegel  für  ungültig  er- 
klären, so  dass  Jedermann,  um  die  Rechtmässigkeit  seines 
Eigenthums  darthun  zu  können , die  Bestätigung  seiner 
Urkunden  mit  dem  neuen  Siegel  gegen  eine  hohe  Gebühr 
zu  erwirken  genöthigt  war®). 

Ganz  besonders  verhasst  machte  sich  Johann  durch  Er- 
pressungen jeder  Art;  den  Unwillen  der  Barone  erregten 
namentlich  die  von  ihm  beanspruchten  (von  Wilhelm  II. 
eingeführten)  Schildgelder  (scutages),  deren  er  nicht  weniger 

Cuuningliam,  a.  a.  0.  S.  132. 

2)  Round,  a.  a.  0.  S.  497. 

«)  Vocke,  a.  a.  0.  S.  9.  Pauli,  a.  a.  0.  III  259.  260.  279. 
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als  10,  mul  überides  einige  zu  erhöhten  Sätzen,  erhob  *).  — 
Eine  eigenthüinliehe  Einnahme  verschaffte  sich  Heinrich  III. 
dadurch,  dass  er  jeden  seiner  unmittelbaren  Lehnsträger, 
der  ein  Gut  von  mindestens  20  Pfund  Einkünften  besass, 
nöthigte,  sich  zur  Zeit  der  Grossjährigkeit  gegen  eine  be- 
trächtliche Abgabe  vom  Könige  den  Bitterschlag  ertheilen 
zu  lassen^). 

Auch  unter  den  Normannen  spielte  der  königliche 
Schatz,  der  sich  zu  Winchester  befand,  eine  Rolle.  In  dem 
vom  Eroberer  hinterlassenen  befanden  sich  60  000  Pfund 
Silber  und  ausserdem  bedeutende  Werthe  in  Gold,  Juwelen 
und  Gewändern®).  Nach  dem  Tode  Wilhelms  II.  hatte 
Heinrich  I.  nichts  Eiligeres  zu  thun , als  sich  des  Schatzes 
zu  bemächtigen^). 

Den  fiscalischen  Interessen  gegenüber  traten  alle 
anderen  in  den  Hintergrund : nach  dem  Statut  von  Clarendon 
von  1176  hatten  selbst  die  Richter  Heinrichs  II.  vor  Allem 
auf  die  Füllung  des  königlichen  Schatzes  zu  achten,  eine 
Obliegenheit , die  sie  besonders  auf  ihren  Rundreisen  in 

bösartigster  Weise  erfüllten®). 

In  dem  Masse  als  Handel  und  Gewerbe  und  damit  der 
Reichthum  in  den  Städten  sich  entwickelten,  trat  das  be- 
wegliche Vermögen  zunächst  unter  Heinrich  IIP  als  Gegen- 
stand der  Besteuerung  in  den  Vordergrund.  Dass  nun,  un- 
geachtet aller  Privilegien,  welche  die  Städte  zu  erlangen 
wussten,  die  Kaufleute  nach  Möglichkeit  ausgebeutet 
wurden,  so  dass  „pille  comme  un  marchand“  allmählich  eine 
sprichwörtliche  Redensart  wurde,  ist  bei  dem  Charakter  der 
Zeit  um  so  erklärlicher , als  der  Handel  während  der  Herr- 
schaft der  normannischen  Könige  sich  fast  ausschliesslich 
in  den  Händen  Fremder  befand.  Aber  auch  die  Könige 

')  Dowell,  a.  a.  0.  I 50. 

2)  Pauli,  a.  a.  0.  III  674.  Vgl.  Gneist,  Englische  Verfassungs- 
geschichte. S.  431. 

®)  Vocke,  a.  a.  0.  S.  5. 

Thierry,  a.  a.  0.  II  132. 

Pauli,  a.  a.  0.  III  129.  139. 
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aus  dem  Hause  Plantagenet  erhoben  Zölle,  bei  deren  Hand- 
habung grosse  Unregelmässigkeit  herrschte,  ohne  besondere 
Bewilligung U-  Die  Kaufleute,  die  nicht  durch  königliche 
Freibriefe  (Charters)  oder  die  Macht  ihrer  Genossenschaft 
gesichert  wurden,  waren  auf  diesem  Gebiete  ganz  von  der 
Willkür  der  königlichen  Beamten  abhängig  ®).  Auch  in 
anderen  Beziehungen  behielt  das  Finanzwesen  einen  gewalt- 
samen Charakter  bei,  besonders  in  Kriegszeiten.  So  er- 
langte Eduard  I.  die  Vorräthe,  deren  er  für  einen  Kreuz- 
zug bedurfte,  dadurch,  dass  er  im  ganzen  Lande,  also  auch 
ausserhalb  der  königlichen  Domänen,  so  viel  Getreide  weg- 
nehmen Hess,  als  er  zu  bedürfen  glaubte.  Ferner  wurden 
von  Eduard  I.,  IIL  und  IV.  Steuern  aus  eigener  Macht- 
vollkommenheit erhoben,  ohne  dass  man  an  ihrer  par- 
lamentarischen Bezeichnung  als  maletolte  Anstoss  genommen 
hätte®);  dies  ungeachtet  der  von  Johann  gegebenen  und 
von  Eduard  I.  erneuerten  Erklärung,  Steuern  nur  mit  Be- 
willigung des  ganzen  Königreichs,  also  des  Parlaments,  er- 
heben zu  wollen^). 

Eduard  I.  bediente  sich  zu  seinen  finanziellen  Mass- 
regeln  der  Mitwirkung  italienischer  Kaufleute.  Banquiers 
von  Lucca  wirkten  als  Zolleinnehmer  von  1276  bis  1292. 
Zehn  verschiedene  Gesellschaften  von  Florentiner  und 
Luccheser  Kaufleuten  wurden  1294  mit  den  Wollgeschäften 
betraut.  Die  Wirksamkeit  der  Frescobaldi  und  Bardi  hatte 
einen  nicht  geringen  Antheil  an  der  Unpopularität 
Eduards  II.  ®).  Eduard  IIP  insbesondere,  dem  das  Parlament 
wiederholt  eine  Beihilfe  in  Wolle  bewilligte,  traf  öfters 
finanzielle  Vereinbarungen  unmittelbar  mit  Kaufleuten,  die 
den  Nutzen  von  Unternehmungen  mit  ihm  theilten,  deren 
Kosten  bei  ungünstigem  Ausgange  die  Nation  zu  tragen 


1)  Dowell,  a.  a.  0.  I 82.  Vocke,  a.  a.  0.  S.  15. 
*)  Stubbs,  a.  a.  0.  II  522. 

8)  Vocke,  a.  a.  0.  S.  20.  21. 

*)  Reeves,  a.  a.  ü.  II  18. 

8)  Stubbs,  a.  a.  0.  II  532. 
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hatte  ^).  Er  machte  auch  einen  ausgedehnten  Gebrauch  von 
den  erwähnten  purveyances , indem  er  für  das  Empfangene 
nominelle  Preise  oder  gar  nichts  bezahlte  2).  Von  den  fol- 
genden Königen  erwies  sich  Eduard  IV.  als  tüchtiger  Kauf- 
mann, der  durch  seine  Speculationen  zu  Reichthum  gelangte^). 

Um  1380  wurde  eine  Vermögenssteuer,  poll  tax,  ein- 
geführt, aufgegeben  und  öfters  erneuert,  die  insbesondere 
unter  den  Bauern  grosse  Aufregung  hervorrief.  Ihre  Er- 
hebung erwies  sich  als  so  schwer,  dass  man  nur  durch  ihre 
Verpachtung  die  Rückstände  hereinzubringen  glaubte.  Die 
Steuerpächter  gingen,  wie  gewöhnlich,  gewaltsam  und 
schonungslos  zu  Werke ; in  Kent  brach  deshalb  ein  Aufstand 
aus,  dessen  unmittelbare  Veranlassung  an  die  der  sicilianischen 

Vesper  erinnert^). 

Wie  allenthalben,  so  führten  auch  in  England  die  fort- 
währenden Kriege  oft  zu  neuen  Steuerformen-,  so  1427—1428 
zu  einer  Combination  einer  Haussteuer  mit  einer  Lehnsteuer 
(tax  on  the  fee)®). 

Die  Könige  nahmen  öfter  in  ihren  finanziellen  Be- 
drängnissen die  scheinbar  freiwillige,  aber  thatsächlich  un- 
verweigerliche  Hilfe  insbesondere  reicher  Kaufleute,  Adeliger 
mid  Vornehmer  — zuweilen  persönlich  in  Anspiuch,  ein 
Ausweg,  der  aut  immer  weitere  Kreise  sich  erstreckte  und 
unter  Eduard  IV.  den  Namen  „benevolence“  erhielt.  Das 
Volk,  das  diese  Art  der  Gelderhebung  aufs  äusserste  miss- 
billigte, verwandelte  die  Bezeichnung  dafür  in  „malevolence 
Nachdem  die  benevolences  von  Richard  III.  abgeschaftt  worden 
waren,  wurden  sie  von  Heinrich  VII.  wieder  eingeführt®).  Auch 
geistliche  Beihilfe  wurde  öfters  in  Anspruch  genommen ; doch 
ward  die  Verpflichtung  hierzu  von  Seiten  des  Klerus  wiederholt 


1)  a.  a.  0.  II  380.  396. 

«)  a.  a.  0.  II  403. 

3)  a.  a.  0.  III  216.  219. 

Dowell,  a.  a.  0.  I 110.  113. 
a.  a.  0.  I 119. 

e)Vocke,  a.  a.  0.  S.  22.  131.  Dowell,  a.  a.  0.  I 155.  156. 
Ranke,  Englische  Geschichte.  I 92.  Reeves,  a.  a.  0.  III  14.  196. 
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in  Abrede  gestellt  und  jede  Bezahlung  an  die  Krone  als 
freiwilliges  Geschenk  betrachtet,  weshalb  zuweilen  gewaltsame 
Massregeln  angewandt  wurden.  Heinrich  II.  forderte  von 
den  Bischöfen  Schildgeld.  Zu  dem  Lösegelde  für  Richard  I. 
steuerte  auch  der  Klerus  bei,  der  aber  diesen  Fall  als  eine 
Ausnahme  angesehen  wissen  wollte.  Johann  beanspruchte 
1202  Wolllieferungen  von  den  Cisterciensern  und  später  von 
der  Geistlichkeit  von  Canterbury  Beisteuer  zur  Unterstützung 
seines  Neffen  Otto  IV.  Eduard  I.  erwirkte  1288  infolge 
des  Gelübdes  eines  Kreuzzuges  vom  Papste  Nicolaus  IV. 
einen  geistlichen  Zehnten  für  sechs  Jahre.  Am  4.  Juli  1292 
Hess  Eduard  alle  in  den  Klöstern  und  Kathedralen  Vor- 
gefundenen Schätze  ergreifen  und  verzeichnen.  Der  Klerus 
bot  ihm  darauf  zwei  Zehnten  für  ein  Jahr;  der  König  aber 
erklärte,  dass  er  die  Hälfte  der  geistlichen  Einkünfte  be- 
kommen müsse.  Dem  Könige  Eduard  II.  bewilligte  der 
Papst  1317  aus  Anlass  eines  beabsichtigten  Kreuzzuges  einen 
geistlichen  Zehnten  *).  Auch  mit  Darlehen  erwies  sich  die 
Geistlichkeit  den  Königen  hilfreich.  1311  entlehnte  Eduard  II. 
grosse  Summen  u.  A.  Klöstern;  1313  10  000  Pfund 
Bischöfen  und  Capiteln;  1314,  1315,  1316  erhob  er  in  ähn- 
licher Weise  Gelder. 

Zu  Anlehen  waren  übrigens  schon  Richard  I.  und 
Heinrich  III.  geschritten.  Der  Credit  der  Könige  war 
im  Mittelalter  sehr  gering.  Meistens  mussten  die  Zölle 
oder  Kostbarkeiten,  zuweilen  auch  die  Personen  könig- 
licher Freunde  verpfändet  werden.  Aymer  von  Valence 
wurde  wegen  Schulden  Eduards  II.,  der  Earl  von  Derby 
wegen  einer  Anleihe  Eduards  III.  gefangen  gehalten.  Die 
Kaufleute  von  Brabant  sollen  1340  die  Gefangennehmung 
des  Erzbischofs  von  Canterbury  als  Sicherheit  für  ein 
Darlehen  verlangt  haben,  und  der  König  selbst  erklärte, 
dass  er  nahezu  gleich  einem  Gefangenen  in  Brüssel  zurück- 
gehalten worden  sei.  Der  Schicksale  der  Bardi  und  Peruzzi 
haben  wir  bereits  Erwähnung  gethan.  Auch  englische 
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Kaufleute  blieben  von  Eduard  III.  unbezahlt.  Zu  den 
Gläubigern  dieses  Königs  gehörten  auch  grosse  französische 
Feudalherren  und  mehrere  Päpste  M.  Richard  II.,  der  seine 
Anlehen,  seiner  feierlichsten  Versprechungen  ungeachtet, 
nicht  bezahlte,  vermochte  schliesslich  nicht  einmal  auf  vom 
Parlamente  bereits  bewilligte  Steuern  Vorschüsse  von  Finanz- 
männern zu  erlangen;  diese  forderten  die  Garantie  des 
Parlaments,  die  ihm  verweigert  wurde,  die  aber  dem  eben- 
falls stark  verschuldeten  Heinrich  V.  infolge  seiner  Volks- 
thümlichkeit  gewährt  ward.  Auch  Zwangsanlehen  waren 
bereits  von  den  normannischen  Königen,  wie  von  Eduard  I. 
und  Eduard  III.  angewandt  worden^). 

So  oft  die  regelmässigen  feudalen  Einkünfte  nicht  hin- 
reichten, wurde  schon  vor  Eduard  III.  eine  Quote  des  be- 
weglichen Eigenthums  — meistens  ein  Fünfzehntel  oder 
ein  Zehntel  — gefordert®). 

Als  eine  besonders  merkwürdige  Eigenthümlichkeit  haben 
wir  zu  erwähnen,  dass  den  Königen  in  derselben  Weise  wie 
Geld  zuweilen  auch  Leute  bewilligt  wurden;  so  Heinrich  III. 
ein  Arbeiter  von  jedem  Stadtbezirke  zu  den  Ingenieur- 
arbeiten bei  der  Belagerung  von  Bedford.  Auch  Eduard  II. 
wurden  1316  und  1322  vom  Parlamente  Leute  — ohne  An- 
gabe der  Bestimmung  — gewährt  Q. 

Es  war  allgemein  bekannt,  dass  die  Finanzbeamten 
Unterschleife  begingen,  wenn  auch  die  Mittheilung  eines 
venetianischen  Botschafters  bei  Ausgang  des  Mittelalters, 
dass  von  200  000  Pfund,  die  von  Kauf leuten  erhoben  worden 
waren , nur  ein  Viertel  an  den  königlichen  Schatz  gelangt 
wäre,  unzweifelhaft  sehr  übertrieben  war.  Doch  steht  es  fest, 
dass  die  Kosten  der  Steuererhebung  sich  um  diese  Zeit  auf 
16  beliefen,  welche  Ziffer  ein  unlauteres  Gebühren 

darlegt  ®). 
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Eine  Finanzcontrole  ward  unter  Eduard  III.  eingeführt 
und  von  Richard  II.  bestätigt  Q.  Sie  erschien  um  so  un- 
erlässlicher, als  es  Regel  wurde,  die  bewilligten  Summen  zu 
bestimmten  Zwecken  zu  verwenden.  Als  1406  die  Gemeinen 
die  Bewilligung  einer  Geldforderung  an  die  Bedingung 
knüpften , dass  vorerst  die  Rechnungen  der  unmittelbar 
vorher  gewährten  Summen  controlirt  würden , erklärte 
Heinrich  IV.,  dass  Könige  nicht  Rechnung  zu  legen  pflegten ; 
doch  vermochte  er  nicht,  diese  stolze  Haltung  fortzubehaupten : 
1407  wurden  die  Rechnungen  den  Gemeinen  vorgelegt,  und 
das  Controlrecht  ward  nicht  mehr  bestritten®). 

In  Dänemark  erregte  bei  Ausgang  des  elften  Jahr- 
hunderts die  Kopfsteuer,  dort  Nasengeld  (nef  giald)  genannt, 
die  allgemeine  Unzufriedenheit.  Knud  der  Heilige  suchte 
nun  im  Vereine  mit  der  Geistlichkeit  diese  Steuer  durch 
den  Zehnten  zu  ersetzen,  der  aber  nicht  günstiger  auf- 
genommen wurde.  Ausserdem  riefen  die  harten  Bussen,  die 
aufs  strengste  eingetrieben  wurden,  den  heftigsten  Widerstand 
hervor®).  Die  Willkür  bei  Steuerbemessungen  und  -Er- 
hebungen scheint  in  den  folgenden  Jahrhunderten  fort- 
gedauert zu  haben.  In  der  Wahlhandfeste  Christophs  II.  vom 
10.  Januar  1320  verpflichtete  sich  der  König,  keine  höheren 
als  die  herkömmlichen  Brüche  zu  erheben  und  die  Kaufleute 
nicht  mehr  unbarmherzig  zu  schätzen,  wie  dies  bisher  ge- 
schehen sei*).  In  Schleswig  hatten  im  dreizehnten  Jahr- 
hundert alle  auf  königlichem  Grund  und  Boden  Angesiedelten 
ein  Hausgeld  (Herdgeld)  zu  bezahlen.  Auch  mussten  sie 
das  Recht,  ihre  Habe  zu  vererben,  durch  eine  Erbkauf  ge- 
nannte Gebühr  erkaufen , widrigenfalls  der  König  Erbe 
wurde.  Ferner  hatten  sie  sich  einer  Gewerbesteuer  und 
verschiedenen  Zöllen  zu  unterziehen.  1426  verwandelte  der 
seiner  unglücklichen  Kriege  wegen  sehr  geldbedürftige  König 

IStubbs,  a.  a.  0.  II  566. 

»)  a.  a.  0.  III  267. 

*)  Dahlmann,  a.  a.  0.  I 200 — 202. 
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Erich  die  Natural-  in  Geldabgaben,  die  als  überaus  hart 
empfunden  wurden  und  oft  ausblieben.  Darauf  schritt  er 
zu  einem  Quotensysteme,  wonach  jeder  Bezirk  einen  be- 
stimmten Betrag  zu  zahlen  hatte:  der  Reiche  musste  für 
den  Armen,  der  Lebende  für  den  Verstorbenen  einstehen. 
Christian  I.  musste  in  seiner  Geldnoth  fortwährend  zu  Ver- 
pfändungen seine  Zuflucht  nehmen.  Namentlich  fast  alle 
Schlösser  und  Städte  Schleswig-Holsteins  wurden  dadurch 
unter  die  Botmässigkeit  einzelner  Familien  gebracht  und 
hatten  nun  eine  Missregierung,  wie  sie  noch  nicht  erlebt 
worden  war,  zu  erdulden  Q.  Da  all  das  nicht  hinreichte,  so 
begab  sich  der  König  nach  Rom  und  verkaufte  die  Selbst- 
ständigkeit der  dänischen  Kirche  an  Papst  Sixtus  IV.  gegen 
die  berüchtigte  Wucherbulle,  mit  deren  Hilfe  er  die  be- 
rechtigten Forderungen  des  deutschen  Adels  als  wucherisch 
ablehnte  ^). 

In  Island,  wo  die  Regierung  und  Gesetzgebung  lange 
Zeit  in  den  Händen  der  Reichen  ruhte,  war  die  Besteuerung 
lange  zu  Gunsten  dieser  eingerichtet  und  erst  in  den  späteren 
Zeiten  der  Republik  billigeren  Grundsätzen  zugänglich^). 
Unter  norwegischer  Herrschaft  wurde  Island  stets  als  un- 
mittelbares Kronland  betrachtet,  woraus  der  König  u.  A. 
die  Befugniss  ableitete,  über  den  Handel  beliebig  zu  ver- 
fügen, der  als  Monopol  für  Rechnung  des  Königs  mit  seinen 
Schiffen  unternommen  oder  zu  dessen  Betreibung  das  Recht 
einzelnen  Kaufleuten  verkauft  wurde*). 

Schwedens  erste  Steuern,  freiwillige  Gaben,  wurzelten 
in  der  Volkssitte,  dem  Könige  auf  den  Kriegszügen  zu  folgen, 
sowde  ihn  und  seinen  Hof  zu  bewirthen,  so  oft  er  umher- 
reiste. Allmählich  wurden  die  betreffenden  Beiträge  auch 
dann  gefordert,  wenn  der  König  zu  Hause  blieb,  so  dass  sie 
ständige  Abgaben  wurden.  Sie  waren  von  allen  ansässigen 

>)  a.  a.  0.  III  6.  II.  122.  220. 
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Männern  zu  entrichten.  Eine  Art  Kopfsteuer  — wie  in 
Dänemark  „für  jede  Nase“  — zur  Unterhaltung  der  Opfer 
wird  schon  in  der  heidnischen  Zeit  erwähnt  (vgl.  III  13). 
Seit  dem  dreizehnten  Jahrhundert  wird  einer  Waldsteuer 
gedacht,  die  für  die  Benutzung  der  Waldungen  erhoben 
worden  zu  sein  scheint.  Ausserordentliche  Steuern  durften 
in  folgenden  vier  Fällen  verlangt  werden:  bei  Eintreffen  des 
Königs,  bei  Verheirathung  eines  königlichen  Kindes,  bei  der 
Königskrönung  und  bei  Bedarf  einer  Beisteuer  zur  Erhaltung 
der  königlichen  Häuser*). 

König  Magnus  Ladulas  ertheilte  jedem,  der  im  Heere 
zu  Pferde  diente,  die  Freiheit  von  Abgaben  für  sich  und  sein 
Gut.  Durch  solchen  Dienst  konnte  auch  der  Bauer  Zins- 
freiheit erw'erben.  Um  so  empflndlicher  wurde  nun  der 
Steuerdruck  für  die  nicht  bevorrechteten  Classen.  Unter 
der  Regierung  Magnus  Erichssons  nahm  er  solche  Verhält- 
nisse an,  dass  der  König  selbst  gestand,  es  hätten  Viele  ihre 
Häuser  verlassen  müssen,  weshalb  er  1346  eine  sechsjähiige 
Steuerfreiheit  allen  bewilligte,  die  zurückkehren  und  ihre 
Felder  wieder  bebauen  würden  2). 

Zu  den  zahlreichen  Mitteln , die  Christoph  von  Baiern 
zur  Herbeischaffung  von  Geld  anwandte,  gehörte  nackter 
Raub,  indem  er  1447  eine  grosse  Anzahl  englischer  und 
holländischer  Schiffe,  die  den  Sund  passirten,  aufbringen  und 
ihre  Ladungen  verkaufen  liess.  Christian  I.  von  Oldenburg 
legte  dem  Lande  nicht  nur  drückende  Steuern  auf,  sondeni 
erzwang  auch  grosse  Darlehen,  ohne  jemals  an  Rückerstattung 
zu  denken.  Der  Steuerdruck  rief  eine  Empörung  der  Bauern 
hervor  ®). 

Vollgesessene  Bauern  hatten  gleichmässig  zu  steuern. 
Christian  1.  klagte  nun  1459  darüber,  dass  Bauern  zwei  oder 
mehrere  Höfe  kauften,  „wodurch  die  Steuern  und  Einkünfte 
der  Krone  gar  sehr  vermindert  und  verschlechtert  werden“, 


1)  Geijer,  Geschichte  Schwedens.  I 279 — 283. 

2)  a.  a.  0.  I 169.  184. 
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weshalb  er  gebot,  es  solle  kein  Bauer  mehr  steuerpflichtige 
Güter  erwerben,  als  nach  dem  Urtheile  von  12  un- 
parteiischen Männern  zur  Ansässigkeit  erforderlich  sei.  Zu- 
gleich ward  aber  auch  eine  zu  weit  gehende  Zersplitterung 
des  steuerbaren  Bodens  untersagt^). 

Boleslaw  soll  in  Polen  die  unter  dem  Namen  stroza 
bekannte  Getreidesteuer  eiugeführt  haben,  ein  Mass  Weizen 
und  ein  Mass  Hafer  von  jeder  Hufe,  die  Jedermann  mit  | 

Ausnahme  der  Soldaten  zu  entrichten  hatte  ^).  Nach  Macieiowski  1 

war  sie  zur  Unterhaltung  des  Heeres  bestimmt.  Ferner 
wird  einer  Grundsteuer  erwähnt,  zu  deren  Entrichtung  die  ^ 

auf  Staatsgrundstücke  gesetzten  Bauern  verpflichtet  waren, 

die  überdies  aus  ihrer  Wirthschaft  die  königlichen  Bedürf-  ! 

\ 

nisse  zu  befriedigen  hatten.  Die  Leistungen,  welche  die 
Könige  forderten,  waren  überaus  mannigfaltig  und  so  un- 
gerecht, dass  die  Herrscher  selbst  sie  vexationes  nannten 
und  dass  sie  selbst  solche  nicht  aufzuzählen  vermochten. 

Deshalb  enthielten  von  Lasten  befreiende  Urkunden  folgen- 
den  allgemeinen  Zusatz:  „liberamus  a servitiis  quibuscumque 
nominibiis  latinis  vel  vulgaribus  appellantur“.  Die  Unter- 
thaneu  hatten  nicht  nur,  wie  in  anderen  Reichen,  eine  Ab- 
gabe für  Auslösung  des  gefangenen  Königs,  sondern  auch 
für  die  seiner  gefangenen  Kinder  zu  tragen  und  die  Kosten 
seiner  Verehelichung  wie  der  seiner  Kinder  zu  bestreiten. 

Was  die  Könige  von  ihren  Unterthanen  verlangten,  das 
forderten  die  Grundherren  von  ihren  Leibeigenen.  Die 
Beamten,  die  in  Regierungsgeschäften  reisten,  hatten  das 
Recht,  von  den  Einwohnern  die  unentgeltliche  Befriedigung  | 

ihrer  Bedürfnisse  zu  verlangen.  Wurde  diese  verweigert,  so  ^ 

nahmen  sie  sich  selbst  alles  dessen  sie  bedurften®). 

Ausser  den  Domänen  wurde  aller  Grund  und  Boden, 
der  sich  nicht  bereits  im  Privatbesitze  befand,  als  Eigen- 

q a.  a.  0.  I 281.  282. 

q Roepell,  a.  a.  0.  I 156. 

®)  Macieiowski,  a.  a.  0.  1 167  ff. 


thum  des  Fürsten  betrachtet.  Zu  den  Einkünften  aus  der 
Jagd,  Fischerei  und  der  Anlegung  von  Mühlen  gesellten  sich 
in  den  späteren  Jahren  die  aus  dem  Zoll-  und  Münzrechte 

und  dem  Verkaufe  von  Salz^). 

Noch  im  fünfzehnten  Jahrhundert  war  das  wiederholt 
erwähnte  Misstrauen  gegen  die  Umwandlung  einmaliger 
freiwilliger  Leistungen  in  dauernde  Verpflichtungen  so  rege, 
dass  man  sich  vom  Könige  die  ausdrückliche  Zusicherung 
ertheilen  Hess,  dass  die  Bewilligungen  des  Reichstages  nur 
für  ein  einziges  Jahr  gelten,  im  Uebrigen  aber  die  bestehenden 
Gesetze,  Rechte  und  Privilegien  in  keiner  Weise  angetastet 
werden  sollten®). 

Bei  ausserordentlichen  Gelegenheiten  wurde  das  Volk 
besonders  in  Anspruch  genommen.  So  erliess  1423  der  König 
an  alle  polnischen  Städte  ein  Schreiben  des  Inhalts , dass 
am  27.  Januar  1424  die  feierliche  Krönung  seiner  Gemahlin 
vorgenommen  werden  solle,  zu  der  er  eine  grosse  Anzahl 
Fürsten  und  Herren  laden  wolle.  Da  die  Gastlichkeit,  die 
der  König  zu  üben  gedenke,  den  Staatsschatz  allzu  sehr  be- 
lasten würde,  so  fordere  er  sie  nach  „alter  Zeiten  und  der  Vor- 
gänger Sitte“  auf,  Beiträge  zu  leisten,  deren  Umfang  ihrem 
Ermessen  überlassen  werden  solle®).  Weit  empfindlicher 
war  die  ausserordentliche  Kriegssteuer  von  1456.  Jeder 
Stadtbürger  hatte  den  24.  Theil,  jeder  Jude  den  12.  Theil 
der  gesammten  beweglichen  wie  unbeweglichen  Habe  zu 
entrichten,  und  selbst  Dienstleute  und  Hörige  wurden  mit 
dem  sechsten  Theile  ihres  Lohnes  besteuert  *).  In  den  Reichs- 
tagen von  1490  lehnte  der  Adel  eine  directe  Kriegssteuer, 
die  ihn  selbst  oder  seine  Hintersassen  treffen  sollte,  ab,  ge- 
nehmigte dagegen  eine  indirecte,  die  mit  ihrer  ganzen  Wucht 
das  Bürgerthum  und  die  städtischen  Gewerbe  bedrückte. 
Dieselbe  Argumentation  eignete  sich  die  Geistlichkeit  an®). 

q Roepell,  a.  a.  0.  I 320. 
q Caro,  a.  a.  0.  III  243.  244. 
q a.  a.  0.  III  575. 
q a.  a.  0.  V/I  100.  101. 
q a.  a.  0.  A^'II  610. 
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Auch  in  Russland  bezog  der  Grossfürst  ursprünglich 
sein  Haupteinkominen  aus  den  Domänen,  aus  dem  noch  un- 
vertheilten Lande,  aus  seinen  grossen  Heerden  und  aus  den 
Jagden.  Dazu  kamen  Regalien  und  Tribute  der  besiegten 
Völkerschaften,  Steuern,  die  theils  vom  männlichen  Kopfe, 
theils  vom  Hause,  theils  vom  Acker  oder  Pfluge  bezahlt 
wurden,  Geschenke,  Beute,  Frohnen,  später  Zölle.  Swätopolk 
(1093—1113)  führte  ferner  das  Salzmonopol  ein.  Eine  weitere 
Steuer,  deren  schon  bei  Ausgang  des  neunten  Jahrhunderts 
erwähnt  wird,  war  die  Kriegssteuer  zum  Unterhalte  des 
grösstentheils  aus  fremden  Söldnern,  Warägern,  gebildeten 
Heeres.  Zu  Anfang  des  dreizehnten  Jahrhunderts  ist  ausser- 
dem von  betiächtlichen  Strafgeldern  und  Gerichtssporteln 
die  Rede,  wovon  auch  hier  ein  Theil  den  Richtern,  ein 
anderer  dem  Bischöfe  und  Metroi)oliten  zufiel.  Nur  aus 
tiscalischen  Gründen  wurden  Bussen  zu  (jiinsteu  der  Fürsten, 
„wegen  verletzter  öffentlicher  Sicherheit“  erhoben,  während 
es  dem  Verletzten  überlassen  blieb,  sieh  mit  dem  Verletzer 
abzufinden.  Eigentliche  Criminalstrafen  gehören  erst  einer 
späteren  Periode  an. 

first  zur  Zeit  der  Tatareuherrschaft  bildete  sich  mit 
einer  gleichartigen  Katastervertheilung  ein  regelmässiges 

und  festes  Steuersystem  aus. 

Unter  den  in  Natur  entrichteten  Tributen  ist  der  der 
Litthauer  erwähnenswerth,  der,  ihrer  Armuth  wegen,  nur  in 
Besen  und  anderen  geringen  Gegenständen  bestand. 

Die  Erhebungen  der  Staatseinnahmen  wurden  theils 
Beamten  übertragen,  theils  aber  reisten  die  Fürsten  selbst 
im  Lande  umher  und  sammelten  Abgaben  und  „Geschenke“ 
persönlich  ein^). 

Die  Tataren  führten  eine  Kopfsteuer  ein,  zu  welchem 
Ende  eine  allgemeine  Zählung  vorgenommen  wurde.  Von 
dieser  Steuer  war  kein  Laie,  Bojaren  inbegriffen,  befreit; 
nur  den  Geistlichen  und  allen  von  der  Kirche  lebenden 


1)  Strahl,  Geschichte  des  russischen  Staates.  I 144.  203.  76.  363. 
394.  414.  395.  397.  398. 
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Dienern  ward  volle  Immunität  verliehen , in  Mer  Absicht, 
dass  sie  das  Volk  zur  geduldigen  Ertragung  der  tatarischen 
Lasten  bestimmen  sollten.  Diese  Kopfsteuer  hatte  eine  Be- 
einträchtigung der  persönlichen  Freiheit  zur  Folge,  da,  mit 
Rücksicht  hierauf.  Niemand  mehr  seinen  Wohnort  beliebig 
ändern  konnte.  Die  tatarischen  Steuereinnehmer  verfuhren 
insbesondere  an  Orten,  wo  sie  die  Abgaben  gepachtet  hatten, 
mit  Ueberniuth  und  Härte,  ja  Grausamkeit.  Die  zur  Zahlung 
Unvermögenden  wurden  als  Sklaven  fortgeschleppt,  die 
Wohlhabenden  aber  gezwungen,  durch  bedeutende  Geldopfer 
dasselbe  Loos  abzuwenden.  Diese  Gewaltsamkeiten  brachten 
das  Volk  zur  Empörung;  in  Wladimir,  Susdal,  Rostow, 
Jaroslaw  etc.  griff  es  zu  den  Waffen  und  suchte  sich  von 
dem  tyrannischen  Joche  der  Fremdherrschaft  zu  befreien 

Als  das  westliche  Europa  noch  keine  regelmässige  Be- 
steuerung kannte,  war  eine  solche  im  byzantinischen 
Reiche  bereits  ausgebildet,  weshalb  es  Befremden  erregt, 
dass  noch  bei  Ausgang  des  zehnten  Jahrhunderts  die  Ge- 
bühren den  frühem  schwankenden  Charakter  beibehielten®). 
Ebensowenig  wie  an  eine  gleichförmige  rechtliche  Be- 
handlung der  Bewohner  und  an  eine  gleichmässige  Hand- 
habung der  Gesetze  war  an  eine  einheitliche  Verwaltung 
überhaupt  und  an  ein  einheitliches  Finanzsystem  insbesondere 
zu  denken.  Man  könnte  das  byzantinische  Reich  in  Provinzen 
eintheilen,  wo  die  Anordnungen  der  Centralregierung  streng 
durchgeführt  wurden , in  solche , wo  die  Bevölkerung  diese 
Anordnungen  nur  dann  befolgte,  wenn  sie  dies  als  angemessen 
erachtete,  in  solche,  wo  die  Steuern  und  Abgaben  pünktlich 
entrichtet  wurden,  in  solche,  wo  man  nur  die  Erfüllung  des 
Heerdienstes  fordern  konnte  und  endlich  in  solche,  denen  die 
Kaiser  sogar  eine  Art  Tribut  leisten  mussten,  um  sich  ihre  Ruhe 
und  ihre  Dienste  zu  sichern®).  Der  Steuerdruck,  dessen  wir  für 
die  vorige  Periode  erwähnten,  dauerte  infolge  der  ikonoklasti- 

>)  a.  a.  0.  II  57. 

2)  Neumann,  Die  Weltstellung  des  byzantinischen  Reiches.  S.  67^ 
Rambaud,  L’enipire  grec.  S.  255. 
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scliGn  BewGguug  bis  zu  End©  dGS  achtGU  JahrhundGrts  foit. 
Die  Milderung,  die  dann  Kaiserin  Irene  eintreten  Hess,  war 
nur  von  sehr  kurzer  Dauer;  Nicephorus  kehrte  wieder  zu 
dem  vorigen,  dem  Justinianischen  System  zurück  D,  dessen 
Härte  er  durch  die  Anordnung  erhöhte,  dass  die  Einwohner 
eines  Gemeindebezirkes  für  ihre  Steuern  dllekeyyLwg,  d.  i. 
gesammtverbindlich,  haften  sollten.  Basilius  Porphyrogenitus 
führte  überdiess  einen  Zuschlag  von  bäuerlichen  Fluren  zu 
den  grossen  Grundherrschaften  ein,  — was  unter  anderem 
Namen  die  Wiederherstellung  der  Solidarität  der  Curialen 
war  — der  grossen  Widerstand  hervorrief  und  daher  ebenso 
wie  die  erwähnte  Haftungspflicht  nach  etwa  50  Jahren  von 
Romanus  Argyrus  wieder  aufgehol>en  worden  ist  ^).  Auch  der 
byzantinische  Gouverneur  in  Ravenna  war  seines  finanziellen 
Raubsystems  wegen  der  Gegenstand  allgemeinen  Hasses  ^). 

Zur  Zeit  Basils  des  Makedonen  (867  — 886)  war  der 
Koruhandel  Regierungsmonopol,  das  die  späteren  Kaiser  ge- 
mildert, aber  wohl  nie  ganz  abgeschaift  haben  ^). 

Der  Steuerdruck  führte  öfters  zu  Empörungen;  so  in 
Constantinopel  am  Himmelfahrtsfeste  des  Jahres  967'’). 
Nicht  zufrieden  mit  der  regelmässigen  masslosen  Be- 
steuerung, schritten  die  Kaiser  auch  öfters  zu  ausser- 
gewöhnlicheu  fiscalischen  Massregelu.  Nicephorus  zwang 
Kaufleute  in  Kleinasien,  Staatsdomänen  zu  von  ihm  fest- 
gesetzten Preisen  zu  kaufen;  ferner  gewährte  er  Kaufleuten 
in  Constantinopel  Darlehen,  die  sie  mit  20®/o  zu  verzinsen 
genöthigt  wurden«).  Michael  III.  verfolgte  zum  Behuf© 
der  Füllung  seines  Schatzes  die  Reichen,  deren  Eigenthum 
er  einzog " ).  Isaac  Comnenus  widerrief  nicht  nur  Domänen- 

1)  Gfrörer,  Byzantinische  Geschichten.  II  391  ff. 

2)  Zachariä  v.  Lingenthal,  a.  a.  0.  S.  234.  235.  hinlay,  a.  a.  0. 
I 467.  Gfrörer,  a.  a.  0.  III  128.  Ramhaud,  a.  a.  0.  S.  386. 

®)  Finlay,  a.  a.  O.  I 47. 

Gfrörer,  a.  a.  0.  II  507. 

s)  Gfrörer,  a.  a.  0.  II  517.  Vgl.  III  210.  216.  Finlay,  a.  a.  0. 

1 37.  64.  239.  II  72.  276. 

*)  Finlay,  a.  a.  0.  I 116.  117. 

1)  a.  a.  0.  I 226. 
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Schenkungen  seiner  Vorgänger,  sondern  griff  auch  die  zur 
Gründung  und  Unterhaltung  von  Klöstern  bestimmten 
Stiftungen  an,  wobei  allerdings  zu  berücksichtigen  ist,  dass 
diese  Klöster  zum  Theile  Versorgungsstätten  für  Reiche 
waren , in  denen  sie  in  Saus  und  Braus  lebten  *).  V or- 
nehmlich  der  Hass,  den  sich  die  byzantinische  Regierung 
wegen  des  von  ihr  geübten  Druckes  zuzog,  bahnte  den 
Mohammedanern  den  Weg  in  Syrien,  Aegypten,  der  Berberei, 
Kreta,  Sicilien.  Die  Eroberungen  dieser  wurden  nicht  so  sehr 
durch  ihre  Macht,  als  durch  die  freiwillige  Unterwerfung 
der  Christen  bewirkt  ^).  Später  war  eine  weitere  Folge  der 
Fiscalität  der  Niedergang  von  Handel  und  Industrie,  die 
— wie  wir  bereits  bei  Betrachtung  der  Privilegien  gesehen 
haben  — den  rivalisirenden  Italienern  preisgegeben  wurden«). 

Die  häufig  angewandte  Strafe  der  Verbannung  wurde 
auch  hier  mit  Vermögenseinziehung  verbunden. 

Wie  wir  bereits  andeuteten,  spielte  auch  in  der  byzan- 
tinischen Finanzgeschichte  die  Schatzbildung  schon  zeitig 
* eine  wichtige  Rolle.  Von  Leo  III.  und  Constantin  \.  wird 

erzählt,  dass  die  niedrigen  Lebensmittelpreise,  die  während 
ihrer  Regierung  herrschten , eine  Folge  der  Seltenheit  des 
Geldes  gewesen , die  durch  die  kaiserlichen  Schatzan- 
häufungen  entstanden  sei*).  Märchenhaft  klingen  die 
Nachrichten  über  die  unterirdischen  Gewölbe  voller  Gold 
und  Edelsteine  Basils  II.,  dessen  Schatz  seine  Nachfolger 
bald  leerten  ® ).  Zur  Zeit  der  Regentschaft  der  Kaiserin 
Theodora  soll  der  kaiserliche  Schatz  109  000  Pfund  Gold, 
300  000  Pfund  Silber  und  ausserdem  sehr  beträchtliche 
Vorräthe  an  Juwelen,  Gold-  und  Silbergeschirr  und  anderen 
Kostbarkeiten  enthalten  haben«). 

’)  a.  a.  0.  II  11. 

2)  a.  a.  0.  I 160. 
a.  a.  0.  I 383. 

*)  a.  a.  0.  I 110. 

Neumann,  a.  a.  0.  S.  70. 

®)  Finlay,  a.  a.  0.  I 203. 

I 
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Constantin  IX.  fand  sich  durcli  seine  Verschwendung 
zu  einer  verhängnissvollen  Massregel  bestimmt.  Die  öst- 
lichen Grenzprovinzen  des  Reiches  waren  unter  der  Be- 
dingung der  regelmässigen  Unterhaltung  einer  militärischen 
Körperschaft  zur  Vertheidigung  der  Grenzen  von  allen 
directen  Abgaben  befreit  worden.  Um  seinen  erschöpften 
Schatz  zu  füllen,  entband  sie  Constantin  dieser  Verpflichtung 
gegen  Bezahlung  einer  bestimmten  Summe.  Dadurch  wurde  -‘i' 

einer  Invasion  der  seldschukischen  Türken  Vorschub  ge-  I 

leistet*).  Unwillig  über  seine  neuen  Auflagen,  riefen  zwei 
nordöstliche  Grenzprovinzen  den  Feind  ins  Land®). 

Unter  Michael  VII.  lebte  das  Kornmouopol  wieder  auf, 
was  um  so  grösseren  Unwillen  erregte,  als  während  einer 
Hungersnoth  kaiserliche  Beamte  sich  verleiten  Hessen,  das 
Mass  um  ein  Viertel  herabzusetzen®). 

Während  manche  Kaiser,  wie  Alexius  I.  und  Johann  II. 
masslose  Summen  an  ihre  Günstlinge  verschwendeten,  Hessen 
sie  das  Staatseigenthum  verfallen:  Strassen,  Brücken, 

Wasserleitungen,  Häfen,  öffentliche  Waarenhäuser , Be- 
festigungen,  Kriegsmaschinen,  Staatsschiffe  gelangten  all- 
mählich in  einen  nahezu  unbrauchbaren  ZustamU). 

Nichtsdestoweniger  übertraf  das  Reich  noch  immer  an 
finanzieller  Kraft  alle  anderen  Länder.  Noch  in  der  zweiten 
Hälfte  des  zwölften  Jahrhunderts  sollen  die  aus  Con- 
stantinopel  allein  gezogenen  Einkünfte  110  Millionen  und 
die  aus  dem  gesammten  Reiche  aufgebrachten  658  Millionen 
Franken  betragen  haben®). 

Isaac  II.  Angelus  ward  vorgeworfen,  dass  er  sich  mit 
Höflingen  und  Ministern  in  die  von  diesen  angenommenen 
Bestechungsgelder  getheilt  habe.  Auch  beraubte  er  zu 
fiscalischen  Zwecken  die  reichsten  Provinzialkirchen  ihrer  I 

Kunstwerke.  — Als  Alexius  III. , des  erschöpften  Staats-  I 


1)  a.  a.  0.  I 504. 

*)  Neumann,  a.  a.  0.  S.  71. 

®)  Finlay,  a.  a.  0.  II  28. 

*)  a.  a.  0.  II  166.  271. 

Hertzberg,  Geschichte  der  Byzantiner.  S.  305. 
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Schatzes  wegen,  seinen  Günstlingen  nicht  mehr  Geld  spenden 
konnte,  verlieh  er  ihnen  Stellen,  Pensionen,  Staatsdomänen 
und  das  Recht,  gewisse  Zweige  des  Staatseinkommens  ein- 
zuziehen. So  wurde  der  vielbewunderte  Mechanismus  des 
von  den  Römern  überkommenen  Finanz-  und  Regierungs- 
systems vernichtet*).  — Alexius  V.  bediente  sich  in  seinen 
finanziellen  Nöthen  des  später  im  Westen  wie  im  Osten  so 
häufig  angewandten  Mittels,  das  Eigenthum  der  hohen 
Finanzbeamten , die  sich  in  Ausübung  ihrer  staatlichen 
Thätigkeit  bereichert  hatten,  einzuziehen  ®).  — Michael  VIII. 
beraubte  die  Einwohner  von  Constantinopel  ihres  Vermögens 
unter  dem  Titel  des  Rechtes  der  Eroberung®).  — Johann 
Cantacuzenus  griff  wiederholt  Kirchenschätze  an,  um  seine 
Söldner  zu  bezahlen^). 

Das  Staatseinkommen  der  Araber  bestand  zu  Beginn 
des  Chalifats  grösstentheils  aus  dem  gesetzlichen  Fünftel  der 
Kriegsbeute , der  Armensteuer  (sadakah) , die  von  allen  be- 
mittelten Moslimen  zu  entrichten  war,  und  dem  Zehnten, 
der  von  den  Bodenerzeugnissen  abgeliefert  wurde.  Diese 
Steuern  wmrden  in  der  ältesten  Zeit  vorzüglich  in  natura, 
also  in  Kameelen,  Pferden,  Ziegen,  Datteln,  Feldfrüchten  etc. 
geleistet  ®). 

Abu  Bakr  führte  ein  wohl  im  ganzen  geschichtlichen 
Verlaufe  allein  dastehendes  System  ein,  wonach  das  ge- 
sammte  reine  Staatseinkommen  unter  die  Gläubigen,  nicht 
nur  freie  Männer  und  Frauen,  sondern  auch  Kinder  und 
Sklaven , vertheilt  wurde.  Da  der  Chalife  keine  Civil- 
Hste  hatte,  so  nahm  er  seinen  Antheil  gleich  jedem 
andern  Moslim  entgegen.  Anfangs  waren  die  Einkünfte 
infolge  der  zahlreichen  Aufstände  in  Arabien  so  gering,  dass 


H Finlay,  a.  a.  0.  II  299. 

*)  a.  a.  0.  II  326. 

»)  a.  a.  0.  II  435. 

*)  a.  a.  0.  II  561.  562. 

V.  Kremer,  Culturgeschichte  des  Orients  unter  den  Chalifeu. 
Wien  1875—1877.  I 12. 
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im  ersten  Jahre  nur  10,  im  zweiten  20  Dirham  auf 
den  Kopf  kamen.  Bei  Abu  Bakrs  Tode  fand  Omar  die 
Schatzkammer  leer.  Im  Gegensätze  zu  dem  uneigennützigen 
Abu  Bakr  sorgte  Othmän  in  jeder  Weise  für  seine  Familien- 
angehörigen , denen  er  viele  Aemter  verlieh  und  reiche  Ge- 
schenke machte,  unter  Berufung  auf  die  Koranstelle,  welche 
die  Unterstützung  der  Verwandten  zur  Pflicht  macht.  Er 
betrachtete  die  Staatseinkünfte  als  sein  Eigenthum  und 
entlehnte  dem  Staatsschätze  grosse  Summen,  welches  Ver- 
fahren starker  Missbilligung  beg(sgnete  ^) , ohne  dass  dies 
einen  practischen  Erfolg  haben  konnte , da  in  der  ersten 
Zeit  von  einer  Rechnungslegung  keine  Rede  war. 

Der  grosse  Staatsmann  Omar  baute  sein  Steuersystem 
auf  dem  Grundsätze  auf,  dass  die  Araber,  als  Hauptträger 
des  Islams,  von  den  Kichtarabern  zu  erhalten  seien  ^).  Ei 
konnte  die  Vertheilung  in  so  grossem  Massstabe  vornehmen, 
dass  selbst  auf  jedes  Kind  100  Dirham  entfielen,  die  bei 
dessen  Heranwachsen  auf  200  Dirham  und  später  noch  mehr 
erhöht  wurden.  Er  führte  seinen  Census  in  einem  dem  ge- 
wöhnlichen entgegengesetzten  Sinne  durch,  um  allen  Gläu- 
bigen den  nach  den  damaligen  Ansichten  ihnen  gebührenden 
Antheil  zu  sichern,  ein  System,  das  begreiflicher  Weise 
nicht  wenig  zur  Verbreitung  des  Islams  beitrugt). 

Nach  den  Steuervorschriften  Omars  umfasste  das  Staats- 
einkommen; 1.  die  Kopfsteuer  der  unterworfenen  \ ölkei, 
2.  die  Grundsteuer,  3.  die  Armentaxe,  4.  den  Zehnten  von 
dem  im  Besitze  von  Moslimen  befindlichen  Grund  und  Boden, 
5.  Handelssteuern  und  Waarenzölle,  6.  Naturallieferungen 
der  unterworfenen  Völker,  7.  Tributleistungen  von  den  durch 
Capitulation  eingenommenen  Landstrichen,  8.  das  Fünftel 
der  Kriegsbeute*). 

Für  die  Armentaxe  (oder  Vermögenssteuer)  galten 

0 Sprenger,  Das  Leben  und  die  Lehre  des  Mohammed.  1 409  ff. 
III  356. 

2)  a.  a.  0.  III  48. 

®)  V.  Kremer,  a.  a.  0.  I 69 — 71. 

*)  a.  a.  0.  I 160.  161. 
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folgende  Grundsätze:  weniger  als  40  Schafe  oder  5 Kameele 
waren  steuerfrei ; zu  entrichten  waren ; von  40 — 120  Schafen 
ein  Schaf,  von  121 — 200  zwei,  von  201  — 300  drei  Schafe 
; und  von  grösseren  Heerden  für  je  hundert  ein  weiteres 

j Stück;  von  5 Kameelen  ein  Schaf,  von  10  zwei,  von  15  drei, 

von  20  vier  Schafe , von  21  und  darüber  ein  junges , von 

35  ein  älteres  Kameelfüllen  *).  Fehlerhafte  Thiere  wurden 
I nicht  angenommen,  doch  war  im  Allgemeinen  die  Praxis 

, bei  Einhebung  der  Steuer  anfangs  sehr  milde;  Omar  trug 

den  Steuerbeamten  ganz  besonders  auf,  den  Leuten  nicht 
die  besten  Thiere  wegzunehmen.  Schon  zur  Zeit  Mohammeds 
gab  es  Staatsweiden  für  die  als  Steuer  abgelieferten  Thiere. 
Unter  Omar  I.  sollen  sich  auf  diesen  Staatsweiden  nicht 
weniger  als  40  000  Kameele  und  Pferde  befunden  haben®). 

Von  allem  productiven  Eigenthum,  ausser  Grund  und 
Boden,  hatte  man  nicht  einen  Theil  des  Ertrags,  sondern 
des  Capitals  zu  entrichten  und  zwar  in  der  Regel  ein 
Vierzigstel  oder  2b'2®/o,  namentlich  von  edeln  Metallen,  von 
( zum  Verkaufe  bestimmten  Waaren  u.  s.  w.  Fremde  Kauf- 

leute hatten  von  ihrer  Baarschaft  und  ihren  Waaren  in  der 
ersten  moslimischen  Stadt,  die  sie  betraten,  den  zehnten 
Theil  des  Werthes  zu  steuern,  dann  waren  sie  für  ein  Jahr 
im  ganzen  moslimischen  Reiche  keiner  anderen  Steuer  unter- 
worfen , „ausser  wenn  sie  in  der  Zwischenzeit  eine  grössere 
Waarenmenge  auf  dem  Lager  hatten,  ein-  oder  ausführten®).“ 
Sprenger*)  meint  wohl  mit  Recht,  dass  diese  Steuergesetze 
nicht  durchführbar  gewesen  seien;  ihnen  scheinen  die  aller- 
dings mitunter  riesigen  kaufmännischen  Gewinnziffern  des 
Mittelalters  zu  Grunde  gelegen  zu  haben. 

\ Nach  Mohammeds  Vorschrift  sollte  die  Armentaxe 

folgende  Verwendung  finden:  1.  zur  Ausrüstung  der  Soldaten, 
2.  zur  Bezahlung  der  Steuerbeamten , 3.  zur  Unterstützung 


Sprenger,  a.  a.  0.  III  138.  139. 

®)  V.  Kremer,  a.  a.  0.  I 57. 

®)  Sprenger,  a.  a.  0.  III  340.  341. 
a.  a.  0.  III  352. 

Felix , Eigen thum.  IV.  2.  I.  45 


706 


b6dürftig6r  Mosliiii6n.  Doch  bildoto  sich  allmählich  dio 
Anschauung  aus,  dass  der  Ertrag  der  Armentaxe,  gleich 
dem  übrigen  Staatseinkommen,  dem  Staatsoberhaupte  zu 
beliebiger  Verfügung  stehe. 

Besonders  unter  dem  zweiten  Chalifen  ward  das  Staats- 
einkommen durch  die  riesigen  Eroberungen  der  Araber  sehr 
beträchtlich  erweitert:  aus  Syrien,  Babylonien,  Persien  und 
Aegypten  dessen  nun  Unsummen  in  baarem  Gelde  wie  in 
mannigfaltigen  Kostbarkeiten  in  die  Schatzkammern  der 
Chalifen,  da  die  Besiegten  starke  Kriegscontributionen  und 
Steuern  in  Geld  wie  in  natura  zu  leisten  hatten,  und  zwar 
Kopf-  und  Grundsteuer.  Die  Kopfsteuer,  die  von  allen  er- 
wachsenen Personen  zu  entrichten  war,  wurde  in  3 Classen 
eingetheilt:  die  Reichen  hatten  4 Dynare,  die  der  mittleren 
Classe  angehörigen  2 Dynare,  die  Armen  einen  Dynar  zu 
entrichten ; doch  ist  Bestimmtes  nur  für  Mesopotamien  über- 
liefert. Ausserdem  waren  die  unterworfenen  Völker  zu 
Naturallieferungen  an  die  Truppen  verhalten. 

Die  Grundsteuer  haftete  auf  dem  Boden  und  seinen  Er- 
zeugnissen ^). 

Der  Gründer  der  Dynastie  der  Omajjaden,  Moävija, 
unterzog  die  fixen  Jahresdotationen  aller  Moslimeu  der 
Armentaxe  von  2V2  ‘>/o,  die  gleich  von  der  Dotation  abge- 
zogen wurde. 

Seit  dem  Beginne  des  Chalifats  wurden  die  Finanzen 
decentralisirt.  Jede  Provinz  oder  Statthalterschaft  bildete 
ein  gesondertes  Steuergebiet.  Aus  den  in  die  Schatzkammern 
des  Statthalters  geflossenen  Steuern  mussten  die  Verwaltungs- 
kosten, die  Dotationen,  die  Soldatenlöhnungen  etc.  bestritten 
werden  und  nur  der  Ueberschuss  gelangte  an  die  allgemeine 
Staatscasse  ^). 

Auch  im  Chalifat  von  Cordova  bestanden  die  Staats- 
einnahmen hauptsächlich  in  der  Armensteuer,  der  Grund- 
steuer, der  Kopfsteuer  der  Ungläubigen  und  dem  Fünftel 


>)  V.  Kremer.  I 58—62. 
2)  a.  a.  0.  I 160  ff. 
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der  Kriegsbeute.  Dazu  gesellte  sich  die  Hinterlassenschaft 
I der  ohne  Testament  gestorbenen  Gläubigen  und  Ungläubigen, 

sowie  ein  Fünftel  des  Werthes  der  gefundenen  Gegenstände  \). 

Zur  Zeit  Abdalmaliks  nahm  der  Steuerertrag  sehr  be- 
trächtlich ab,  was  nächst  den  Verwüstungen  infolge  der 
Kriege  und  Aufstände  vornehmlich  durch  den  Uebertritt 
grosser  Massen  zum  Islam  zu  erklären  ist,  wodurch  die  von 
4 diesen  früher  erhobene  Kopfsteuer  dem  Staatsschätze  ent- 

. zogen  wurde.  Haggäg,  der  energische  Statthalter  Abdal- 

maliks in  Irak , hob  daher  die  Befreiung  der  Neumusel- 
männer von  der  Kopfsteuer  auf,  wodurch  ein  furchtbarer 
Aufstand  der  Neubekehrten  und  ihrer  Clienten  hervor- 
I gerufen  w'ard,  den  Haggäg  nach  harten  Kämpfen  unter- 

drückte. Omar  II.  befreite  wieder  die  zum  Islam  Ueber- 
getretenen  von  der  Kopfsteuer.  Eine  weitere,  das  Staats- 
einkommen bedeutend  vermindernde  Verfügung  dieses  Chalifen 
war  die,  dass  die  zum  Islam  Bekehrten  nicht  mehr  die  Grund- 
steuer, sondern  gleich  allen  Moslimen,  nur  den  Zehnten  zu 
^ entrichten  hatten^).  Eine  fernere  Verringerung  der  Staats- 

f einkünfte  ward  durch  Walyd  II.  bewirkt,  der  die  Jahres- 

dotationen um  je  10  Dirham  erhöhte  und  öffentliche  Volks- 
speisungen veranstaltete.  Sein  Nachfolger  sah  sich  genöthigt, 
die  Dotationen  wieder  herabzusetzen®).  So  gewahren  wir 
einen  fortwährenden  Wechsel  von  gesetzlichen  Bestimmungen 
und  ihren  Aufhebungen. 

Der  zweite  Abbaside  Mansur  suchte  durch  angemessene 
Umwandlung  der  Grundsteuer  (charädsch)  in  eine  Ertrags- 
abgabe die  Ungleichheit  des  Steuerdrucks  zu  mildern.  Wie- 
wohl die  Abgabe  noch  immer  überaus  hoch  w'ar  — anfangs 
die  Hälfte,  später  zw'ei  Fünftel  des  Ertrags  — so  ward  doch 
durch  diese  Massregel  einige  Erleichterung  herbeigeführt  ^l. 
Mansur  bildete  ferner  eine  Einnahmequelle  aus  der  Ein- 

')  Diercks,  a.  a.  0.  II  130.  131. 

2)  V.  Kremer,  a.  a.  0.  I 172.  177. 

3)  a.  a.  0.  I 182. 

A.  Müller,  Der  Islam  im  Morgen-  und  Abendlande.  Berlin 
1885—1887,  I 467. 
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Ziehung  des  Vermögens  eines  jeden  Statthalters,  den  er  ab- 
setzte ^). 

Gewahrten  wir  in  allen  westlichen  Keichen,  dass  es 
an  einem  gleichfömigen  Steuersystem  gebrach,  so  gilt  dies 
um  so  mehr  von  dem  islamitischen,  aus  so  verschiedenen 
Provinzen  zusammengesetzten  Reiche,  deren  jede  ihre  be- 
rücksichtigungswerthen  Eigenthümlichkeiten  hatte,  wozu  sich 
die  Verschiedenheit  der  bei  der  Eroberung  erwirkten  Be- 
dingungen und  die  von  einzelnen  Chalifen  gewährten  Privi- 
legien gesellten. 

In  den  Schatz  des  Chalifen  flössen  jährlich: 
von  775  bis  786  411  Millionen  Dirham, 

„ 819  „ 820  371^/8  „ 

„ 845  „ 874  293  „ 

Der  aus  der  progressiven  Abnahme  des  Einkommens 
ersichtliche  Verfall  ist  neben  den  bereits  angedeuteten 
Gründen  erklärlich  durch  den  masslosen  Luxus  der  Chalifen, 
von  denen  z.  B.  Ma’mun  für  seinen  Hofstaat  täglich 
6000  Dynars  = etwa  70  000  Franken,  also  jährlich  25  Millionen 
Franken,  bedurfte,  und  die  Habsucht  der  Statthalter,  welche 
die  ihnen  anvertrauten  Provinzen  ausplünderten  ^). 

Der  Keim  zum  Verfalle  lag  übrigens  in  der  Unduldsamkeit 
des  Islams,  derzufolge  die  unterworfenen  Völker  überaus  stark 
belastet  wurden;  ihre  Ueberbürdung  mit  Steuern  nahm  mit 
den  Staatsbedürfnissen  zu.  Manchen  von  ihnen  wurden 
drückende  Lasten  im  Widerspruche  mit  den  Capitulationen 
auferlegt  und  die  durch  diese  zugesicherten  Erleichterungen 
nicht  gewährt;  insbesondere  ward  bei  Einschätzung  von 
Kopf-  und  Grundsteuer  mit  rücksichtsloser  Härte  verfahren 
und  die  Last  der  Einquartierung  sehr  bedeutend  gesteigert^). 
Um  diesem  unerträglichen  Zustande  zu  entgehen,  traten  die 
Besiegten,  wie  wir  gesehen  haben,  in  Massen  zum  Islam  über, 
wodurch  das  Staatseinkommen  beeinträchtigt  ward,  wenn- 
gleich den  Bekehrten  die  zugesicherte  Gleichstellung  mit 


1)  V.  Kremer,  a.  a.  0.  I 191. 

2)  a.  a.  0.  I 271-273. 
Müller,  a.  a.  0.  I 274. 


709 


den  arabischen  Eroberern  nicht  voll  gewährt  ward.  Dagegen 
zeichnete  sich  das  alte  Zollsystem  des  Chalifats  dadurch  aus, 
dass  es  zwischen  den  verschiedenen  Provinzen  des  riesigen 
Reiches  keine  Zollschranken  und  keine  Zwischenzölle  gab  ‘). 

Mansur  führte  für  Weizen  und  Gerste  das  Mokäsamah- 
System  ein , wonach  die  Steuer  nach  einem  bestimmten 
Procentsatze  von  dem  Erträgnisse  in  natura  ein  gehoben 
» wurde.  Nur  für  die  minder  wichtigen  Bodenerzeugnisse 

wie  für  Dattelpalmen  und  Fruchtbäume  bestand  bis  auf 
Mohtady  das  System  der  Geldsteuern  fort,  das  überaus 
drückend  war,  weil  die  Steuerbeamten  bei  Einhebung  des 
als  Steuer  empfangenen  Silbergeldes,  das  gewogen  wurde, 
dieses,  so  oft  es  ihnen  beliebte,  als  unvollwichtig  erklärten 
und  Aufgeld  verlangten.  Eine  weitere  Reform  führte 
Mahdy  ein.  Er  ersetzte  nämlich  in  der  Provinz  Sawäd 
das  System  der  fixen,  unveränderlichen  Steuersätze  durch 
die  Ertragsbesteuerung.  Eine  fernere  Erleichterung  ward 
durch  Ma’mun  verfügt,  indem  die  Erträgnisssteuer , die  bis 
, dahin  mit  der  Hälfte  des  Ertrags  bemessen  war,  fortan  auf 

zwei  Fünftel  herabgesetzt  wurde. 

LTnter  den  Abbasiden  bestanden  folgende  Steuern : 
1.  die  Grundsteuer,  2.  die  Vermögenssteuer  (sadakah), 
3.  der  Zehnte  von  den  Schiffen,  4.  das  Fünftel  vom  Ertrage 
der  Bergwerke  und  Weiden,  5.  die  Kopfsteuer  der  Rajahs, 
6.  die  Taxe  des  Münzhauses,  7.  die  Mauthgelder,  8.  die 
Taxe*,  für  Salzbereitung  und  Benutzung  der  Fischereien, 
9.  die  Steuern  für  Benutzung  der  öffentlichen  Plätze,  wie 
z.  B.  in  den  Städten  zum  Baue  von  Kaufläden,  10.  die 
Steuern  von  den  Mühlen  und  Fabriken  (in  Persien  z.  B.  von 
I den  Rosen wasserfabriken) , 11.  Luxus-  und  Consumsteuern. 

Wie  wir  bereits  andeuteten,  spielte  die  Schatzansammlung 
in  den  islamitischen  Reichen  eine  grosse  Rolle.  Harun 
Rashyd  hinterliess  einen  Schatz  von  haaren  900  Millionen 
I Dirham^).  Die  Einkünfte  Abderrachmäns  III.  von  Cordova 

wurden  auf  6 245  000  Dynare  (nach  Diercks,  II  131,  auf 


0 Prutz,  Culturgeschichte  der  Kreuzzüge.  Berlin  1883.  S.  49. 
*)  V.  Kremer,  a.  a.  0.  S.  276 — 280. 
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13  Millionen  Ducaten)  berechnet,  wovon  er  ein  Drittel  auf 
die  Staatsausgaben,  ein  Drittel  auf  Bauten  verwandte  und 
ein  Drittel  in  den  Staatsschatz  Miessen  liess,  der  951 
20  Millionen  Goldstücke  enthalten  haben  solP). 

Der  908  zum  Chalifen  gewählte  dreizehnjährige  Moktadir 
zerrüttete  die  Finanzen  durch  seine  bei  ununterbrochener 
Xothlage  verübte  Verschwendung  vollends.  Von  Zeit  zu 
Zeit  schritt  er  zu  dem  Mittel,  seine  Minister  zu  brand- 
schatzen. Den  niederen  Beamten  konnten  die  Gehalte  nicht 
ausbezahlt  werden  und  der  Wezyr  scheute  sich  nicht,  aus 
dieser  verzweifelten  Lage  Nutzen  zu  ziehen,  indem  er  die 
Gehaltsanweisungen  der  Beamten  um  den  halben  Betrag 
aufkaufte  und  sie  der  Staatscasse  voll  aufrechnete.  Die 
höchsten  Aemter  wurden  den  Meistbietenden  verliehen,  die 
sich  verpMichteten , die  Kosten  der  Verwaltung  und  der 
Truppen  für  den  niedrigsten  Betrag  zu  bestreiten.  915  bis 
916  betrug  das  gesammte  Staatseinkommen  nur  noch 
24  Millionen  Dirham.  Da  wurde  nun  der  bereits  erwähnte 
verderbliche  Ausweg  getrotfen,  ganze  Provinzen  gegen  Ent- 
richtung eines  bestimmten  Jahrestributes  in  Erbpacht 
(mokäta  äh)  zu  verleihen.  Sogar  mit  einem  seiner  Minister 
vereinbarte  der  Chalife,  dass  jener  gegen  eine  Pauschalsumme 
sämmtliche  Staatsausgaben  zu  bestreiten  habe , wogegen 
alles  übrige  Staatseinkommen  dem  Chalifen  verfügbar  bleibe. 
Dieser  wies  ferner  einem  seiner  Feldherren  den  Ertrag 
einiger  Provinzen  an,  um  den  Krieg  gegen  die  Karmaten  zu 
führen.  Dass  Erpressungen  und  Unterschlagungen  bei  einem 
solchen  Staatsoberhaupte  aufs  frechste  verübt  wurden,  ist 
selbstverständlich.  Der  energischere  unmittelbare  Nachfolger 
Moktadirs,  Kähir,  wurde  infolge  einer  Empörung  gestürzt. 
Unter  dem  folgenden  Chalifen,  Rädy,  war  es  mit  den 
Finanzen  noch  ungünstiger  als  unter  Moktadir  bestellt. 
Bald  darauf  geriethen  die  Chalifen  in  volle  Abhängigkeit 
von  den  bujidischen  Sultanen,  von  denen  Mo  ‘izzaldaula  dem 
Chalifen  Mostakfy  eine  tägliche  Civilliste  von  5000  Dirham 


Müller,  a.  a.  0.  II  507. 
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überwies.  Die  Finanzgeschichte  des  Chalifats  ist  nun  zu 
Ende,  da  dieses  für  eine  Zeitlang  in  dem  neuen  Reiche  der 
Bujiden  aufging.  Diese  vollendeten  den  Untergang  der  früher 
blühenden  Länder.  Um  seine  Truppen  bezahlen  zu  können, 
schritt  Mo  ‘izzaldaula  zu  ausserordentlichen  Auflagen  und 
Confiscationen.  Auch  er  überwies  den  Truppen  an  Zahlungs- 
statt Ländereien  als  Militärlehen.  Von  einer  Steuercontrole 
s»  war  nun  nicht  mehr  die  Rede,  da  die  Steuern  von  den  un- 

beaufsichtigten türkischen  Truppenhäuptlingen  eingetrieben 
wurden.  Durch  diese  eigentlich  von  den  Türken  eingeführten 
Militärlehen  ward  die  ganze  politische  Organisation  des 
Chalifats  vernichtet  ^),  wenngleich  es  noch  bis  zur  Eroberung 
Bagdads  durch  die  Mongolen  fortbestand. 

Die  Staatswirthschaft  des  osmanischen  Reiches 
werden  wir  bei  Betrachtung  der  neuen  Zeit  ausführlicher 
zu  erörtern  haben.  Vorläufig  haben  wir  zu  erwähnen,  dass, 
wie  zur  Zeit  der  Blüte  des  Chalifats,  auch  hier  die  Tribute 
Besiegter  eine  hervorragende  Rolle  spielen.  So  erlangte 
, Mohammed  I.  (1415)  von  Venedig  einen  jährlichen  Tribut  von 

1600  Ducaten,  Murad  II.  vom  Kral  von  Serbien  (1427)  einen 
solchen  von  50000  Ducaten^).  Mohammed  II.  zwang  die 
Fürsten  von  Chios  und  Lesbos,  die  Despoten  des  Peloponnes 
und  Serbiens,  wie  den  Kaiser  von  Trapezunt  (1454)  zur  Ent- 
richtung beträchtlicher  Jahrestribute  “). 

Murad  I.  führte  die  Zahlung  einer  bestimmten  Abgabe 
von  den  Kriegsgefangenen  ein,  die  als  das  durch  den  Koran 
vorgeschriebene  Fünftel  der  Beute  in  den  Schatz  des  Sultans 
Moss.  Früher  war  diese  Vorschrift  nicht  beachtet  worden; 
erst  die  infolge  der  fortschreitenden  Eroberungen  riesig 
' wachsende  Sklavenmenge  brachte  das  Gesetz  in  Erinnerung. 

Der  Sultan  nahm  den  Werth  eines  Sklaven  mit  125  Aspern 
an  und  forderte  daher  von  jedem  25  Aspern*).  (Der  Asper, 

*)  V.  Kremer,  a.  a.  0.  I 281  ff. 

®)  Zinkeisen,  Geschichte  des  osmanischen  Reiches  in  Europa. 
Hamburg  1840—1863.  I 458.  538. 

3)  a.  a.  0.  II  18.  77. 
a.  a.  0.  I 265. 
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die  eigentliche  Yerkehrsmünze  des  osmanischen  Reiches 
wurde  ursprünglich  so  ausgeprägt,  dass  vier  Aspern  auf  die 
Silberdrachme  gingen.) 

8. 

Dasselbe  Tasten,  denselben  Mangel  an  wirthschaftlicher 
Erkenntniss  und  denselben  unwissenschaftlichen  Charakter, 
den  wir  bei  der  Staatswirthschaft  gewahrten,  offenbart  das 
mittelalterliche  Geldwesen,  Daher  die  allgemein  ver- 
breitete irrige  Ansicht,  dass  man  den  Werth  der  Münzen 
beliebig  festsetzen  könne,  daher  die  unglaublichen  Fehlgriffe 
bei  Feststellung  der  Münzenäquivalente  und  des  Werth- 
verhältnisses der  beiden  Edelmetalle  zu  einander.  Die  un- 
heilvollen Wirkungen  dieses  Mangels  au  Einsicht  wnrden 
noch  erhöht  durch  die  beim  Uebergange  zur  Geldwirth- 
schaft  und  nachher  während  des  ganzen  übrigen  Mittelalters 
fühlbare  Unzulänglichkeit  der  Edelmetallvorräthe  und  deshalb 
auch  der  daraus  gewonnenen  Münzen.  Erst  die  Ausbeutung 
der  Schätze  der  neuen  Welt  vermochte  darin  Abhilfe  zu 
schaffen. 

Der  unter  den  Merowingern  vorbereitete  Uebergang  von 
der  Gold-  zur  Silberwährung  wurde  unter  den  Karolingern 
infolge  empffndlicher  Abnahme  der  Goldvorräthe  vollständig 
durchgeführt,  so  dass  unter  ihnen  fast  ausschliesslich  Silber- 
raünzen  geprägt  wurden.  Da  aber  durch  den  Verkehr  mit 
Italien  regelmässig  Goldmünzen  ins  Reich  gelangten,  so  ent- 
wickelte sich  daraus  eine  gemischte,  später  von  der  Reichs- 
gesetzgebung bestätigte  Doppelwährung’).  Entgegen  der 
späteren  Uebung  im  Mittelalter,  hielten  die  Karolinger 
nicht  nur  den  anfänglichen  Münzfuss  aufrecht,  sondern  er- 
höhten ihn  sogar  bedeutend.  Wie  Karl  der  Grosse  über- 
haupt seiner  Zeit  voraneilte,  so  auch  in  der  Erkenntniss 
der  Wichtigkeit  eines  guten  Münzfusses.  Als  er  seinen 
Sohn  Pippin  zum  Nachfolger  bestimmte,  legte  er  ihm  unter 
einem  furchtbaren  Eide  die  Verpflichtung  auf,  in  seinem 
Reiche  eine  ungünstige  Münzänderung  niemals  zu  dulden. 
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„Nicht  Niederlage,  noch  Pest,  nicht  Verwüstung  durch  Feinde 
schadeten  dem  Volke  Gottes  mehr  als  häufige  Aenderung 
und  betrügerische  Verschlechterung  des  Geldes’).“  Die 
späteren  Karolinger  wurden  durch  die  wirth  Schaft  liehen 
Verhältnisse  der  Zeit,  insbesondere  durch  die  Rücksicht  auf 
die  Geldabgaben,  die  nun  neben  den  Naturallieferungen  zu 
j leisten  waren,  zur  Beobachtung  derselben  Münzpolitik  ver- 

> anlasst.  Einen  besonderen  Grund  zur  Erhöhung  des  Münz- 

fusses von  22  auf  20  Solidi  hatte  wahrscheinlich  die  auf 
der  Synode  zu  Lestines  festgesetzte  Vereinbarung  wegen 
einer  den  Kirchen  und  Klöstern  zu  gewährenden  Ent- 
schädigung von  einem  Solidus  oder  12  Denaren  für  jeden 
Haushalt  auf  den  von  ihnen  in  der  vorerwähnten  Weise  in 
Anspruch  genommenen  Gütern  geboten.  Es  scheint  nämlich, 
dass  zur  Gewinnung  der  Geistlichkeit  für  dieses  Abkommen 
zur  Müuzfusserhöhung  geschritten  wurde  ^). 

Karl  der  Grosse  erhöhte  für  die  Silberwährung  das 
merowingische  Pfund  von  327  auf  etwa  367  Gramm,  welche 
, , Gewichtsuorm  sich  mit  verhältnissmässig  geringen  Ab- 

weichungen Jahrhunderte  lang  behauptet  hat  und  noch  gegen- 
wärtig im  englischen  Troypfunde  fortbesteht.  Aus  dem 
Pfunde  wurden  240  Denare  (Pfennige)  von  je  1,53  Gramm 
fast  fein  geprägt.  Der  Solidus  (Schilling)  war,  gleich  dem 
Pfunde,  nur  Rechnungsmünze. 

Verleihungen  des  Münzregals  haben  von  Seiten  Karls,  in 
dessen  Händen  das  Münzwesen  centralisirt  blieb,  nicht  statt- 
gefunden ®). 

Nach  der  neuesten  Staatsrechtslehre  werden  als  Münz- 
regal zwei  Begriffe  streng  gesondert,  die  früher  ohne  Unter- 
I Scheidung  angewandt  wurden.  Der  eine  davon,  die  Münz- 

hoheit, bezeichnet  das  staatliche  Recht  der  Regelung  des 
Münzsystems,  d.  h.  der  gesetzlichen  Bestimmung  des  Edel- 

Müller , Deutsche  Münzgeschichte  bis  zu  der  Ottonenzeit. 

! Leipzig  1860.  S.  148.  Vgl.  Waitz,  a.  a.  0,  VIII  342. 

Soetbeer,  in  den  Forschungen  zur  Deutschen  Geschichte. 
IV  246.  283-285. 

3)  a.  a.  0.  S.  344. 


Georg  Meyer,  Lehrbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechts.  1471. 
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metalls  imd  seiner  J’ormen,  die  innerhalb  des  Staatsgebietes 
als  Zahlungsmittel  Geltung  haben  sollen.  Der  zweite  Begritf, 
der  des  Miinzmonopols  oder  des  Münzregals  im  engem 
Sinne,  umfasst  die  staatliche  Berechtigung  Münzen  her- 
zustellen, in  Umlauf  zu  setzen  und  den  hieraus  erwachsenden 
Gewinn  entgegenzunehmen.  Von  diesen  beiden  Rechten  ist 
nur  das  zweite  veräusserlich.  Der  ursprüngliche  Grund  der 


Verleihung  des  Münzprivilegs  war  der,  dem  beliehenen  Orte 
ein  Marktgebiet  zu  eröffnen,  einen  lebhaften  Handelsverkehr 
herbeizuführen  --  der  nur  bei  Anwendung  von  Geld  denkbar 
war,  weshalb  Markt  und  Münze  sehr  oft  zugleich  verliehen 
wurden  — oder,  wofern  ein  solcher  bereits  bestand,  ihn  zu 
behaupten  und  auf  solche  Weise  den  Handel  des  ganzen 
Reiches  zu  fördern.  Später  machte  sich  neben  diesem  auf 
das  Wohl  des  Reiches  gerichteten  Gedanken  auch  die 
Absicht  geltend,  den  mit  einer  Münzstätte  Begünstigten  den 
Gewinn  zuzuwenden,  der  dem  königlichen  Fiscus  daraus  er- 
wachsen war.  Der  besondere  Grund  solcher  Verleihungen 
an  Stifter  oder  Personen  geistlichen  Standes  geht  aus  mannig- 
faltigen Urkunden  hervor,  worin  die  Beliehenen  gebeten 
werden,  für  das  Seelenheil  des  Verleihers  und  seiner  An- 
gehörigen zu  beten  und  deren  Todestag  zu  feiern.  Ferner 
erfolgten  Münzrecht -Vergabungen  der  Kaiser  an  Bischöfe 
als  Belohnung  für  geleistete  oder  zu  erwartende  Dienste, 
also  aus  politischen  Gründen,  die  insbesondere  für  die  säch- 
sischen Kaiser  massgebend  waren,  die  bekanntlich  die  Macht 
der  Bischöfe  erhöhten,  um  in  ihnen  eine  Stütze  gegenüber 
den  unbotmässigen  Herzogen  zu  gewinnen  U-  Nicht  nur 
Mönchsklöstern,  sondern  auch  Frauenabteien  wurde  das 
Münzrecht  ertheilt.  Karl  der  Dicke  soll  seine  Schwester 
Bertha , Aebtissin  des  Frauenmünsters  bei  Zürich , damit 
ausgestattet  haben  ^). 

Die  Grafen,  unter  deren  Obhut  das  Müuzwesen  stand, 
wählten  die  Münzer  aus  den  Ministerialen  oder  Fiscalinen, 

*)  Eheberg,  Ueber  das  ältere  deutsche  Münzweseii  und  die  Haus- 
genossenschat'ten.  Leipzig  1879.  S.  7 fi'. 

*)  Müller,  a.  a.  0.  8.  156. 
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die  das  Gewerbe  des  Münzens  und  des  Geldwechselns  be- 
trieben. Diese  bildeten  eine  besondere  Genossenschaft,  die 
für  ihre  Mitglieder  um  so  mehr  solidarisch  verantwortlich 
sein  musste,  als  es  bei  der  Legirung  des  Silbers  an  jeder 
anderen  Controle  gebrach  ^).  Jedermann  war  berechtigt, 
sich  sein  Silber  selbst  ausprägen  oder  ausser  Cours  gesetzte 
Münze  in  coursirende  umprägen  zu  lassen^). 

Der  unter  Ludwig  dem  Frommen  angewandte  Münzfuss 
wurde  abermals  erhöht,  indem  das  Gewicht  des  Denars  auf 
1,66  und  1,7  Gramm  stieg. 

Auch  unter  den  Karolingern  dauerte  neben  dem  Geld- 
verkehre die  Naturalwirthschaft  fort,  weshalb  bei  Guts- 
käufen stets  die  Aequivalente  der  Geldpreise  in  Gebrauchs- 
gegenständen, namentlich  in  Pferden,  Waffen  oder  Kleidern, 
angegeben  und  auch  die  Zölle  noch  häufig  in  Waaren  er- 
hoben wurden.  Aus  zahlreichen  Verordnungen  auch  der 
späteren  Karolinger  ist  die  noch  immer  geringe  Volksthüm- 
lichkeit  des  Geldes  ersichtlich,  in  deren  Folge  man  sich  oft 
weigerte,  selbst  gute  Münzen  in  Zahlung  anzunehmen.  Die 
Aecker  und  ihre  Fazeugnisse  hatten  in  der  Karolingerzeit 
noch  sehr  geringen  Geldwerth.  Ein  Morgen  Ackerland  galt 
durchschnittlich  nicht  über  zwei  Schillinge,  die  ganze  Hufe 
dreissig  Schillinge,  während  das  Wergeid  des  Gemeinfreieii, 
wie  wir  gesehen  haben,  200  Schillinge  betrug,  wofür  also 
umfassende  Güter  mit  ihrem  vollen  Inventar  käuflich  waren. 
Ein  Modius  Hafer  war  für  bz  bis  1 Pfennig,  Gerste  und 
Roggen  von  1 bis  2^2  Pfennig,  Weizen  von  3 bis  3^/2  Pfennig 
zu  haben.  Dagegen  war  das  Vieh,  das  bekanntlich  die 
älteste  Capitalform  bildete,  verhältnissmässig  theuer.  Im 
i achten  und  neunten  Jahrhundert  war  der  Preis  eines 

Pferdes  im  Durchschnitte  16  Schillinge,  eines  Ochsen  3^  2 
Schillinge,  eines  Widders  9 Pfennige,  eines  Schafes  6 Pfennige, 
eines  Frischlings  4 Pfennige®). 


l 


I 


716  — 


Nach  der  Karolingerzeit  wurde  das  Münzweseu  immer 
mehl  zersplittert.  In  dem  Masse,  als  die  Zahl  der  Münz- 
stätten sich  vermehrte  und  die  aus  dem  Münzregal  er- 
wachsenen Einkünfte  durch  Verleihung  an  Stifter  u.  s.  w. 
verringert  wurden,  musste  das  Interesse  des  Staates  an  der 
Behauptung  des  Münzwesens  in  seiner  vollen  Güte  ver- 
mindeit,  dagegen  das  der  Nutzniesser  und  Münzgenossen- 
schaften an  der  Anwendung  eines  leichtern  Münzfusses  ge- 
steigert w^erden.  Die  Münzstätten,  die  zu  solcher  leichteren 
Ausmünzung  schritten,  nöthigteii  die  benachbarten  Institute 
begreiflicher  Weise  zur  Nachahmung,  und  da  hierin  keine 
bestimmte  Grenze  gegeben  war , so  ist  es  erklärlich , dass 
die  Münzverschlechterung  seit  Beginn  des  zehnten  Jahr- 
hunderts progressiv  fortschritt  und  sich  in  dessen  zweiter 
Hälfte  zu  einer  masslosen  Regellosigkeit  im  deutschen 
Münzweseu  steigerte,  zumal  an  die  Stelle  des  einheit- 
lichen Münzfusses  eine  verwirrende  Vervielfältigung  trat'). 
Spätestens  zui  Zeit  Konrads  II.  wurde  der  karolingische 
Münzfuss  ausdrücklich  beseitigt;  die  Einheit  des  Geldwesens 
ist  nun  bis  in  das  späte  Mittelalter  lediglich  durch  die 
Geldrechnung  des  karolingischen  Busses  (1  Pfund  = 20 
Schillinge  zu  12  Denaren),  aber  auch  dies  nur  in  formaler 
M eise  behauptet  w^orden , da  die  Denare  von  verschiedenem 
Weithe  waien^).  Die  zu  Anfang  des  elften  Jahrhunderts 
eingeführte  Markrechuung  verimdirte  die  Verwirrung,  weil 
auch  das  Markgewicht  in  den  verschiedenen  Gegenden  un- 
gleichmässig  war.  Während  die  Mark  in  einzelnen  Gegenden 
ebenso  viel  wie  ein  Pfund  bedeutete , betrug  sie  in  anderen 
nur  ein  halbes  Pfund,  in  Köln  zwei  Drittel  Pfund  (233,8 
Gramm  gleich  der  englischen  Münzmark)  und  auch  die 
Unterabtheilung  in  Schillinge  und  Pfennige  war  verschieden®). 


')  Soetbeer,  a.  a.  0.  ^ I 52.  Vgl.  v.  Inama-Sternegg,  Wirtlischaft, 
in  Pauls  Grundriss  der  germanischen  Philologie.  II/II  32. 

V.  Inama-Sternegg,  Die  Goldwährung  im  Deutschen  Reiche 
während  des  Mittelalters,  in  der  Zeitschrift  für  Social-  und  Wirthschafts- 
geschichte.  III  2. 

®)  Eheberg,  a.  a.  0.  S.  47. 
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Eine  weitere  Unsicherheit  wurde  durch  die  Mangel- 
haftigkeit der  Münztechnik  herbeigeführt,  der  es 
beizumessen  war,  dass  die  Münzen  desselben  Souveräns,  und 
nicht  selten  aus  derselben  Prägung,  um  40  ® o im  Gewichte 
von  einander  abwichen ').  Diese  Unvollkommenheit  wurde 
oft  ausgebeutet,  um  die  schweren  Stücke  auszusuchen,  ein- 
zuschmelzen und  nach  dem  Gewichte  über  den  Nominalwerth 
zu  verkaufen  („saigern“).  Auch  durch  Beschneiden  (Um- 
schroten) wurde  der  Werth  der  Münzen  verringert®).  Der 
Barrenverkehr , dem  man  sich  deshalb  bereits  seit  dem 
zwölften  Jahrhundert  zuwandte  (nach  Lamprecht®)  ver- 
drängte er  insbesondere  seit  dem  dreizehnten  Jahrhundert 
infolge  der  höheren  Kunstentwicklung  die  Schatzpraxis  — 
vgl.  II  423.  424),  scheint  nicht  ohne  jeden  Widerstand 
durchgeführt  worden  zu  sein,  was  aus  Verordnungen  Kaiser 
Friedrichs  II.  hervorgeht,  welche  die  Barrenzahlung  im 
Verkehre  der  Städte  mit  eigener  Münze  untersagen.  Er- 
klärlich wird  dies  dadurch,  dass  der  Barrenverkehr  eine 
Verminderung  des  Münzgewinnes  der  Münzherren  herbei- 
führte und  ihrem  Streben  nach  der  billigsten  Gewinnung 
des  Edelmetalles  entgegenwirkte.  Doch  liess  sich  dieser 
Verkehr  nicht  unterdrücken^). 

Schon  unter  den  späteren  sächsischen  und  den  salischen 
• Kaisern  wurden  die  Denare  allmählich  leichter  ausgeprägt ; 
die  Heinrichs  V.  sanken  auf  die  Hälfte  des  Gewichtes  der 
schweren  karolingischen  herab.  Bei  Ausgang  der  Hohen- 
staufen schwankte  das  Gewicht  des  Denars  (der  einzigen 
Münze,  die  in  den  damaligen  etw^a  hundert  Münzstä,tten  des 
deutschen  Reiches  geprägt  wurde)  gar  zwischen  1,4  und 
0,36  Gramm  und  der  Feingehalt  des  Silbers  zwischen  0,975 
und  0,415.  Demgemäss  schwankte  auch  die  Zahl  der  Denare, 
die  auf  die  Münzmark  Silber  gingen,  zwischen  160  in 

1)  a.  a.  0.  S.  46. 

®)  a.  a.  0.  S.  159. 

®)  Deutsches  Wirthschaftsleben.  II  379. 

V.  Inama-Sternegg,  Die  Goldwährung  a.  a.  0.  S.  9. 


r 

I 


s 

I 


— 718  — 

Köln  und  660  in  Schwaben  und  Franken  bei  einer  Ver- 
schiedenheit des  Gewichtes  dieser  Münzmark,  das  z.  B.  mit  , 

225  Gramm  für  München  und  280  Gramm  für  Wien  an- 
zunehmen war^).  Dieselbe  Richtung  ist  bei  den  bischöf- 
lichen Münzen  des  zwölften  und  dreizehnten  Jahrhunderts 
wahrnehmbar,  mit  alleiniger  Ausnahme  der  Kölnischen,  in- 
dem sich  infolge  des  — insbesondere  mit  England  — leb- 
haften Verkehrs  der  grossen  rheinischen  Handelsstadt  die  m 

Denare  daselbst  bis  in  die  Mitte  des  dreizehnten  Jahr- 
hunderts auf  1,4  bis  1,5  Gramm  behaupteten  und  dadurch 
eine  unbestrittene  Ueberlegenheit  als  Handels-  und  Courant- 
münze gewannen.  So  erklärt  es  sich,  dass  sich  die  Kölnische 
Silbermark  als  Münzgewicht  in  weitem  Kreise  einbürgerte  ^). 

Gegen  Ende  des  zwölften  Jahrhunderts  machte  sich  nament- 
lich Erzbischof  Philipp  von  Heinsberg  um  die  Ueberlegenheit 
der  Kölner  Münze  verdient.  Er  erwirkte  ein  königliches 
Privileg,  wonach  in  seiner  Diöcese  nur  noch  in  Duisburg 
und  Dortmund  eine  königliche  Münzstätte  errichtet  und 
weder  innerhalb  noch  ausserhalb  seiner  Diöcese  in  könig-  , 

liehen  jVIünzstätten  das  Kölner  Gej)räge  nachgeahmt  werden 
durfte.  Infolge  seines  grossen  Geldbedarfs  wegen  des  Rom- 
zugs von  1174  gelangte  die  Kölner  Bürgerschaft  in  den 
pfandweisen  Besitz  des  Münzrechtes  ^). 

Ungeachtet  der  angelegentlichen  Fürsorge  der  erzbischöf- 
lichen Münzverwaltung,  sind  jedoch  auch  bei  der  Kölner  Münze 
seit  etwa  1250  Anzeichen  des  Verfalles  wahrnehmbar,  was 
zunächst  als  Folge  betrügerischer  Nachbildungen  des  Kölnischen 
Denars  in  fremden  Münzstätten  zu  betrachten  ist.  So  Hessen  die 
Erzbischöfe  von  Trier  mehr  als  ein  Jahrhundert  hindurch 
in  ihrer  Münze  zu  Koblenz  Denare  mit  Kölnischem  Gepräge 
schlagen.  Auch  in  Kreuznach  wurden  seit  1237  Kölnische  , 

Denare  nachgemünzt.  Auf  diese  Weise  tauchten  mannigfaltige 
Arten  Kölnischer  Denare  auf.  Die  Gegenbemühungen  der  Erz- 
bischöfe von  Köln,  namentlich  durch  Verfolgung  der  mit  nach-  | 

gebildetem  Gelde  Betroffenen,  erwiesen  sich  als  fruchtlos.  Man 


1)  a.  a.  0.  S.  3. 

V.  Inama-Sternegg,  Wiithschaft,  a.  a.  0.  S.  33. 
®)  Jastrow  und  Winter,  a.  a.  0.  I 616. 
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musste  sich  deshalb  auch  in  Verträgen  mit  dem  Pagament 
begnügen,  worunter  im  Gegensätze  zum  alten  guten  Denar  das 
jeweilig  umlaufende  Geld , wie  es  immer  beschaffen  sein  mochte, 
verstanden  wurde.  Während  der  Gehalt  des  guten  gesetzlichen 
Denars  dem  eines  Drittheils  eines  gros  tournois  gleichgekommen 
war,  galt  der  Pagamentsdenar 
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Dank  der  gewandten  Münzpolitik  der  österreichischen 
Herzoge,  schwangen  sich  auch  die  zuerst  im  dreizehnten 
Jahrhundert  geprägten  Wiener  Pfennige  besonders  seit  dem 
vierzehnten  Jahrhundert  zu  einer  wichtigen  süddeutschen 
Handelsmünze  empor,  die  auch  in  Böhmen,  Mähren,  Ungarn, 
Siebenbürgen  und  selbst  in  Italien  umlieft). 

Angesichts  der  grossen  Zahl  der  Münzstätten  und  der 
Unzulänglichkeit  der  Controle,  gebrach  es  noch  durch  lange 
Zeit  an  jeder  Sicherheit  des  Münzfusses.  Als  endlich  im 
vierzehnten  Jahrhundert  zu  einer  Regelung  des  Münzwesens 
geschritten  wurde,  ward  zugleich  der  Werth  vermindert,  in- 
dem seit  1351  aus  dem  Pfunde  Silber  25  Schillinge  oder 
300  Pfennige  geprägt  wurden^). 

0 Kruse,  Kölnische  Geldgeschichte  bis  1386.  Trier  1888.  S.  26. 
29.  33.  38.  119. 

2)  V.  Inama-Sternegg,  Goldwährung.  S.  6. 

®)  Derselbe,  Wirthschaft.  S.  33. 
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Zu  bestimmter  Zeit  wurden  alle  einheimischen  Münzen 
verrufen,  ihre  weiteren  Anwendungen  im  Verkehre  unter- 
sagt und  die  Einwohner  gezwungen , sie  zu  einem  vom 
Münzherrn  nach  Belieben  festgesetzten  Course  gegen  neue 
umzu  wechseln.  Allerdings  machte  auch  die  erwähnte 

Mangelhaftigkeit  der  Münztechnik , die  eine  rasche  Ab- 
nutzung der  Münze  zur  Folge  hatte,  ihre  häufige  Erneuerung 
unerlässlich,  welcher  Grund  jedoch  nur  bei  den  Karolingern 
dafür  massgebend  war:  die  Verrufungen  wurden  von  den 
Münzherren  bald  lediglich  zur  'N'ermehrung  ihrer  Einkünfte 
angeordnet.  In  manchen  Gegenden  Deutschlands  wurde  da- 
mit eine  systematische  Ausbeutung  aller  Geld- 
besitzer bewirkt,  die  nach  einer  wohl  etwas  zu  weit 
gehenden  Bemerkung  Ehebergs  „fast  auf  Vernichtung  des 
Capitals  in  den  Händen  der  Unterthanen  hinarbeitete“. 
Jedenfalls  wurde  durch  diese  häufigen  Verrufungen  und 
Münzänderungen  jede  Capitalbildung  gehemmt.  So 
musste  der  Bischof  von  Halberstadt  1363  selbst  zugeben, 
seine  Münze  sei  so  verschlechtert  worden,  dass  sie  zu 
Handelszwecken  nicht  mehr  gebraucht  werden  könne  und 
dem  Lande  dadurch  ein  unermesslicher  Verlust  zugefügt 
worden  sei  ^).  Nach  Palacky  führten  die  häufigen  Münz- 
äuderungen  in  Böhmen  insbesondere  eine  bedenkliche  Un- 
sicherheit des  kleinen  Privateigenthums  herbei, 
der  zu  Anfang  des  vierzehnten  Jahrhunderts  König  Wenzel  II. 
ein  Ende  bereitete,  indem  er  der  üblichen  verderblichen 
Münzpolitik  entsagte^).  Diese  ward  jedoch  von  König 
Johann  wieder  aufgenommen  ^).  Noch  in  der  sogenannten 
Reformation  Kaiser  Friedrichs  III.  heisst  es,  dass  die  Silber- 
münze, die  aus  mannigfaltigen  Ursachen  nicht  überall  gleich 
ausgeprägt  werden  könne,  wenigstens  in  jedem  Lande  „stätt 
und  ordentlich“  geschlagen  werden  solle,  ohne  den  schäd- 
lichen öftern  WecliseH).  Die  Beschwerden  über  schlechte 
Münze  werden  1449  und  später  wiederholt. 


Eheberg,  a.  a.  0.  S.  71.  72.  77. 
*)  Palacky,  a.  a.  0.  II/I  399. 
s)  a.  a.  0.  Iiai  165. 

*)  Chmel,  a.  a.  0.  II  163. 
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Dem  mit  den  Verrufungen  getriebenen  Missbrauche 
suchte  man  durch  Vereinbarungen  u.  s.  w.  zu  begegnen.  So 
z.  B.  war  jeder  Erzbischof  von  Trier  nur  zu  dreimaligem 
Münzverrufe  während  seiner  Sedenzzeit  befugt*). 

Bei  Ausgang  des  dreizehnten  Jahrhunderts  war  eine 
neue  grosse  Silbermünze  eingeführt  worden,  die  allmählich 
den  Schilling  zum  Theile  verdrängte.  Diese  neue  Münze, 
der  Groschen,  der  in  Nachahmung  des  französischen  gros 
tournois  gemünzt  wurde,  erschien  zuerst,  1296,  in  Böhmen, 
wo  63*,2  Stück  auf  die  Mark  15  Loth  fein  gingen.  Sie 
ward  während  des  vierzehnten  Jahrhunderts  beträchtlich  ver- 
schlechtert 

In  derselben  Weise  wie  der  Kaufmann,  so  oft  er  neues 
Gebiet  betrat,  neuen  Zoll  zahlen  musste,  war  der  fremde 
genöthigt,  in  jedem  neuen  Gebiete  seine  Münzen  umzuwechseln, 
was  nur  gegen  eine  bestimmte  Abgabe,  den  Schlagschatz, 
geschah,  der  einen  Theil  der  aus  dem  Münzregal  erfiossenen 
Einkünfte  bildete. 

Unter  den  Karolingern  waren  von  den  aus  einem  Pfunde 
geprägten  240  Denaren  einige  Denare  als  Schlagschatz  zurück- 
belialten  worden.  Im  elften  Jahrhundert  dagegen  prägte  man, 
je  nach  der  Bemessung  des  Schlagschatzes,  260,  270  oder  mehr 
Denare  aus  einem  Pfunde  und  lieferte  dem  Besteller  entsprechend 
leichtere  240  Denare^). 

Ueberhaupt  überwog  nuu  das  fiscalische  Interesse  an  der 
Münze;  die  Einkünfte  hieraus  gehörten  zu  den  hervor- 
ragendsten Einnahmequellen  der  damaligen  Fürsten.  Eben 
mit  Rücksicht  hierauf  suchte  man  jede  fremde  Münze  aus 
dem  eigenen  Gebiete  auszuschliessen.  Eine  Ausnahme  von 
dieser  Territorialität  der  Münzen  machten  bloss  die  kaiser- 
lichen, die  in  allen  Städten  umlaufen  sollten.  Eine  bedenk- 
liche Folge  der  jede  auswärtige  Concurrenz  ausschliessenden 
Territorialität  war  der  Zwangscours  der  einheimischen  Münzen, 
die  daher  von  den  Münzherren  in  beliebiger  Feinheit  ge- 


Lamprecht,  a.  a.  0.  II  355. 

2)  Shaw,  The  History  of  Currency.  London  1895. 

3)  Jastrow  und  Winter,  a.  a.  0.  I 169. 

Felix,  Eigenthum.  IV.  2.  I. 
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schlagen  werden  konnten  ^).  Diesem  Uebel stände  suchte  man 
durch  Erweiterung  des  Umlaufgebietes  bewährter  Münzen 
abzuhelfen.  Die  Stadt  Nürnberg  z.  B.  erlangte  1219  vom  j 

Kaiser  Friedrich  II.  das  grosse  Privilegium,  wonach  ihre 
Silberpfennige  auch  auf  den  Märkten  zu  Donauwörth  und 
Nördlingen  circuliren  sollten.  Ferner  vereinigten  sich  zu 
demselben  Zwecke  mehrere  Münzstätten , wie  der  erste 
schwäbische  Münzbund , in  welchem  auf  Anregung  des  w 

Bischofs  von  Konstanz  1240  die  Münzstätten  von  Konstanz, 

St.  Gallen,  Rudolfszell,  Ueberlingen,  Ravensburg  und  Lindau 
ein  einheitliches  Münzgebiet  bildeten®). 

Es  ist  begreiflich,  dass  mit  dem  Emporkommen  der 
Territorialgewalten  diese  ihren  Einfluss  auch  auf  das 
Münzwesen  zu  erstrecken  suchten.  Dieser  Einfluss  gelangte 
bereits  im  Laufe  des  dreizehnten  Jahrhunderts  zur  Geltung, 

Es  durfte  fortan  keine  Münze  ohne  die  Zustimmung  des 

I 

Fürsten,  des  Herrn  des  Ortes,  verliehen  werden  und  es  trat 
ferner  neben  das  Recht  des  Kaisers  zur  Ausübung  der 
Regalien  dasselbe  Recht  der  sämmtlichen  Reichsfürsten,  das  \ 

nicht  mehr  der  Berufung  auf  eine  kaiserliche  Verleihung 
bedurfte.  In  weiterer  Entwicklung  wurde  das  Münzrecht 
als  selbstverständliches  mit  der  Landeshoheit  verbundenes 
Recht  der  Fürsten  betrachtet®).  Viele  von  diesen  trieben 
noch  lange  argen  Missbrauch  damit.  So  wurden  die  bösen 
Heller,  die  Eberhard  der  Greiner  schlagen  Hess,  so  berüchtigt, 
dass  König  Wenzel  1385  ihre  weitere  Prägung  verbot*). 

Noch  der  Baierherzog  Ludwig  der  Reiche  liess  um  1474  die 
nicht  minder  berüchtigten  Schinderlinge  prägen,  von  denen 
ganze  Tonnen  in  Oesterreich  eingeführt  wurden.  Dem  bösen 
Beispiele  war  Kaiser  Friedrich  III.  gefolgt,  der  seine  Münz-  * 

Stätten  in  Wiener  Neustadt,  Graz,  Laibach  und  St.  Veit  an  | 

Speculanten  verpachtete,  die  durch  Prägung  ganz  gehaltloser  | 

Münzen  in  grossen  Mengen  sich  masslos  bereicherten.  Das  l 

0 Eheberg,  a.  a.  0.  S.  51  ff.  ! 

V.  Inama-Sternegg,  Die  Goldwährung.  S.  4.  5.  p 

Eheberg,  a.  a.  0.  S.  40.  | 

*)  Stalin,  Geschichte  Württembergs.  I/II  797.  ? 


Uebel  wurde  dadurch  in  der  furchtbarsten  Weise  ausgedehnt, 
dass  der  Kaiser  seinen  Söldnerführern  statt  der  Zahlung 
der  Soldrückstände  Münzprägungen  für  eigene  Rechnung 
gestattete,  die  sie  nun  in  ausbeutendstem  Masse  voniahmen. 
Die  von  ihnen  ausgegebenen  Pfennige  enthielten  schliesslich 
kaum  mehr  eine  Spur  von  Silber.  Der  Feingehalt  des 
Pfennigs,  der  1435  noch  0,25  Gramm  betragen  hatte,  sank 
1460  auf  0,012,  also  kaum  den  zwanzigsten  Theil  herab. 
Da  nun  natürlich  das  so  sehr  verschlechterte  Geld  alle 
Geltung  verlor,  so  stockten  Handel  und  Gewerbe  fast  voll- 
ständig. Die  Preise  von  Lebensmitteln  und  anderen  Waaren 
wie  von  Arbeitslöhnen  erreichten  nun  eine  ungeahnte  Höhe. 
Mehrere  Tage  hindurch  wurde  in  Wien  weder 
Brod  noch  Wein  verkauft,  ja  es  hörte  sogar  alle 
Lohnarbeit  auf,  da  Niemand  mehr  das  „schwarze“  Geld 
annehmen  wollte,  während  kein  anderes  im  Umlauf  war. 
Die  Weigerung  böhmischer  Söldner,  ihren  Sold  in  solcher 
Münze  anzunehmen,  soll  in  Baiern  die  Rückkehr  zu  besserer 
Münze  hervorgerufen  haben*). 

Wie  auf  so  manchen  anderen  Gebieten,  wurde  auch  auf 
dem  des  Münzwesens  durch  die  Städte,  denen  an  einem 
ungehemmten  Verkehre  natürlich  Alles  gelegen  sein  musste, 
eine  Reform  mit  Erfolg  erstrebt,  indem  sie  willkürlichen 
^Münzänderungen  sich  widersetzten,  das  Recht  der  Verrufungen 
für  eine  bestimmte  Reihe  von  Jahren  abkauften  und  einen 
massgebenden  Einfluss  auf  die  Münzverwaltung  zu  gewinnen 
suchten.  Dies  geschah  zunächst  dadurch,  dass  die  Städte 
vermittelst  ihres  Rathes  ein  Mitaufsichtsrecht  an  der  Münze 
erlangten.  Am  frühesten  ward  dies  wohl  von  Speier  erreicht, 
welche  Stadt  schon  1111  von  König  Heinrich  V.  ein  Privileg 
erwirkte,  wonach  der  Münzwerth  nicht  ohne  Zustimmung 
der  gesummten  Bürgerschaft  verringert  werden  durfte.  Ein 
ähnliches  Privileg  erwirkte  Lübeck  1181  und  1182,  Hamburg 
1189  und  Regensburg  1230.  Infolge  von  Geldverlegenheiten 

1)  Eiezler,  a.  a.  0.  III  740.  4-55.  Huber,  a.  a.  0.  III  152—1-54. 
Palacky,  a.  a.  0.  IV/II  140. 
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waren  die  Münzherren  häufig  gezwungen,  ihre  Rechte  an  die 
Städte  oder  einzelne  Bürger  gegen  Darlehen  zu  verpfänden 
oder  zu  verpachten.  Von  diesen  zwei  Schritten  gelangten 
die  Städte,  nachdem  solche  Verpfändungen  durch  eine  Reihe 
von  Jahren  wiederholt  worden  waren,  in  der  Regel  zum 
dritten  und  letzten  Schritte,  dem  Ankäufe  des  Münzrechtes. 
Am  häufigsten  kamen  derlei  Verpfändungen  und  Verkäufe 
in  Norddeutschland,  besonders  zu  Ende  des  dreizehnten  und 
zu  Anfang  des  vierzehnten  Jahrhunderts  vor  ^).  Vornehmlich 
in  bischöflichen  Städten  war  der  Entwicklungsgang  insofern 
ein  anderer,  als  die  Münzverwaltung  daselbst  in  die  Hände 
einer  Körperschaft  von  ministerialischen  oder  patricischen 
Geschlechtern,  der  sogenannten  Hausgenossenschaften,  ge- 
langte. Diese  genossen  eine  solche  Selbstständigkeit  der  Ver- 
waltung, ein  so  bedeutendes  Ansehen  und  so  wichtige 
Privilegien,  dass,  ihrem  Willen  entgegen,  die  Städte  keinen 
Einfiuss  auf  die  Ausübung  des  Münzrechtes  zu  gewinnen 

vermochten  ^). 

Die  Städte  begnügten  sich  nicht  mit  den  Verbesserungen 
im  Innern  und  mit  der  Herstellung  einer  rationellen,  die 
Auffassung  des  Münzrechtes  als  Finanzquelle  verpönenden 
Münzpolitik,  sondern  erstrebten  durch  die  Bildung  von  Münz- 
vereinen auch  nach  aussen  eine  grössere  Gleichmässigkeit 
und  Ordnung  im  Münzwesen.  Wie  wir  bereits  erwähnten, 
verbanden  sich  zwei  oder  mehrere  Städte,  um  durch  einen 
gemeinsamen  Münzfuss  ein  einheitliches  Münzgebiet  für  ihre 
gegenseitigen  Münzen  zu  gewinnen,  welches  Verfahren  auch 
von  Territorialherren  nachgeahint  wurde  ^).  Ihren  Höhepunkt 
erreichten  diese  Vereine  im  rheinischen  Münzverein  von 
1386.  Eine  Münzvereinigung  wurde  auch  von  den  Erz- 
bischöfen von  Trier  und  Köln  1372  herbeigeführt* •*)).  Die 
Münzen  der  grossen  Handelsstädte  wurden  fortan  stark  be- 


*) Eheberg,  a.  a.  0.  S.  87 — 89. 

2)  a.  a.  0.  S.  92. 

®)  Vgl.  Staeliu,  a.  a.  0.  I/II  797. 

•*)  Kruse,  a.  a.  0.  S.  69. 
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gehrt,  und  es  ward  nun  häufig  nicht  mehr  nach  Münzen 
einheimischer  Prägung,  sondern  nach  der  Prägung  bestimmter 
Münzstätten  gerechnet.  In  manchen  Gegenden  verdrängte 
die  städtische  Münze  sogar  durch  ihre  hervorragende  Güte 
alle  übrigen  Münzen  und  wurde  zur  Laudesmünze*). 

Bis  zum  Ausgange  des  zwölften  Jahrhunderts  waren  in 
Deutschland  nur  Silbermüiizen  in  Gebrauch;  fremde  Gold- 
münzen, namentlich  Byzantiner,  die  vorkamen,  verschwanden 
bald.  Häufiger  wurden  die  Zahlungen  in  Barrengold  und 
in  fremden  Goldmünzen  im  dreizehnten  Jahrhundert,  vor- 
nehmlich bei  Rimessen  der  Geistlichkeit  an  die  päpstliche 
Curie.  In  Süddeutschland,  namentlich  in  den  österreichischen 
Ländern,  fängt  der  Florentiner  Goldgulden  zu  circuliren  an, 
daneben  der  französische  Schildgulden  und  der  englische 
Nobel.  Eine  deutsche  Goldprägung  und  damit  ein  neuer 
Abschnitt  in  der  Geschichte  des  deutschen  Münzwesens 
ward  1325  durch  König  Johann  in  Böhmen  eröffnet,  der  in 
seinen  Prager  Münzstätten  Goldmünzen  nach  dem  Florentiner 
Typus  schlagen  Hess.  Die  böhmischen  Goldguldeii  — wie 
die  Florentiner  zu  3,537  Gramm  — behaupteten  sich  im 
internationalen  Verkehre  bis  zum  Ausgange  des  vierzehnten 
Jahrhunderts.  Der  erhöhte  Begehr  nach  Gold  führte  nun 
eine  jähe  Steigerung  seines  Werthes  herbei;  das  Verhältniss 
zu  Silber,  das  sich  bis  zum  Anfänge  des  vierzehnten  Jahr- 
hunderts auf  10:1  erhalten  hatte,  stieg  auf  14:1,  doch  trat 
schon  in  den  dreissiger  Jahren  des  vierzehnten  Jahrhunderts 
ein  Rückschlag  ein,  der  das  Werth  verhältniss  auf  12:1 
brachte.  1340  erwirkten  Lübeck  und  Frankfurt  von  Ludwig 
dem  Baiern  das  Privilegium  der  Goldprägung,  das  bis  dahin 
ausser  dem  Kaiser  nur  der  König  von  Böhmen  ausgeübt 
hatte.  Es  folgten  Trier  (1346),  Köln  (1347),  Mainz  (1354), 
Bamberg  (1357),  Breslau  (1360),  Salzburg  (1366)  und  Nürn- 
berg (1372),  nachdem  dieses  Recht  durch  die  goldene  Bulle 
allen  Kurfürsten  verliehen  worden  war.  Einen  Abschluss 
dieser  ersten  Periode  der  deutschen  Goldprägung  erblicken 


Eheberg,  a.  a.  0.  S.  95. 
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wir  im  Münzbunde  der  vier  rheinischen  Kurfürsten  vom 
8.  Juni  1386.  Der  dem  Florentiner  nachgebildete  rheinische 
Goldgulden  wog  ebenfalls  über  3,5  Gramm;  bei  einem  Fein- 
gehalte von  23  Karat  gingen  66  Stücke  auf  die  Kölnische 
Gewichtsmark  (234  Gramm),  67  Stücke  auf  die  Mark  feinen 
Goldes.  Der  rheinische  Goldgulden  blieb  lange  Zeit  der 
Typus  der  deutschen  Goldmünze  und  genoss  nicht  nur 
innerhalb  des  Reiches,  sondern  auch  ausw^ärts  Ansehen.  Der 
erwähnte  Münzvertrag  bestimmte  als  Hauptsilbermünze 
Weisspfennige,  12^-2  löthig,  wovon  96  auf  die  Gewichtsmark 
gingen  und  20  einen  Gulden  galten.  Um  das  Abströmen 
des  rheinischen  Guldens  zu  verhindern,  wurde  er  seit  1399 
'1.2  Karat  leichter  geprägt  und  20^2  Weisspfennigen  gleich- 
gesetzt, womit  die  allenthalben  unaufhaltsame  abschüssige 
Bahn  betreten  wurde.  1402  ward  auf  Anregung  Ruprechts 
auf  dem  Kurfürstentage  zu  Mainz  beschlossen,  dass  des 
Königs  Gulden  dieselbe  Geltung  wie  der  der  Kurfürsten 
haben  solle.  Nichtsdestoweniger  trafen  die  drei  geistlichen 
Kurfürsten  am  Rhein  1409  eine  neue  Vereinbarung  mit  Aus- 
schluss des  Königs,  wonach  der  Feingehalt  des  Guldens  auf 
22  Karat  herab-  und  dieser  2OV2  Weisspfennigen  gleich- 
gesetzt werden  sollte.  Von  den  neuen  Weisspfennigen  gingen 
104  auf  eine  Gewichtsmark  Silber.  Der  König,  ausser 
Staude  diese  Verschlechterung  zu  verhindern,  benützte  die 
Dazwischenkunft  der,  gleich  den  Reichsfürsten,  in  Betreff 
des  Geldumlaufes  autonomen  Reichsstädte,  um  die  Kur- 
fürsten wenigstens  zum  Festhalten  an  den  22  Karaten  für 
die  nächsten  zehn  Jahre  zu  verpflichten,  wogegen  sich  die 
Reichsstädte  bereit  erklärten,  die  neuen  Gulden  für  die 
nächsten  fünf  Jahre  als  gemeine  Währung  anzuerkeniieu. 
Als  aber  die  Kurfürsten  1417  den  Gulden  abermals  herab- 
setzten, nahm  Kaiser  Sigmund  in  den  Reichsmünzstätten 
zu  Frankfurt  am  Main  die  Goldprägung  wieder  auf,  betrieb 
sie  mit  grossem  Eifer  und  wachte  ernstlich  darüber,  dass 
sein  Gulden  besser  als  der  der  Kurfürsten  sei  (wodurch 
aber  die  baldige  Herabsetzung  des  rheinischen  Guldens  auf 
19  Karat  nicht  verhindert  werden  konnte).  Dieser  Reichs- 
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gülden  ward  alsbald  sehr  beliebt , und  die  schwäbischen 
Städte  erklärten  sich  zu  seiner  Anerkennung  als  Währung 
bereit,  wofern  keine  Verschlechterung  eintrete.  Die  Kur- 
fürsten, die  durch  die  energische  Münzthätigkeit  des  Kaiseis 
sich  in  ihrem  Monopole  bedroht  sahen,  verboten  1425  den 
Umlauf  der  Kaisergulden  in  ihren  Gebieten  und  suchten  die 
mit  ihnen  verbündete  Stadt  Köln  zu  gleichem  Verhalten  zu 
veranlassen.  Infolge  dieser  Herausforderung  wirkte  der 
Kaiser  nun  um  so  entschiedener  auf  die  Herbeiführung  einer 
einheitlichen  Reichsgoldwährung  hin.  Zwar  war  die  von 
Sigmunds  Vorgänger  bereits  anerkannte  Herabsetzung  des 
Feingehalts  auf  19  Karat  nicht  mehr  rückgängig  zu  machen; 
doch  veranlasste  Sigmund  eine  verstärkte  Ausprägung  von 
Reichsgulden  und  erklärte  zum  ersten  Male,  wenn  auch  nur 
in  allgemeinen  Ausdrücken,  den  Grundsatz  der  Goldwährung. 
Nach  Sigmunds  Tode  trat  eine  Rückbildung  ein,  doch  erlitt 
während  der  folgenden  fünfzig  Jahre  der  Feingehalt  des 
rheinischen  Guldens  nie  eine  so  bedeutende  Abweichung, 
dass  dessen  Umlaufsfähigkeit  dadurch  in  Frage  gestellt 
worden  wäre. 

Was  dagegen  die  Silbermünze  anbelangt,  so  war  bei  der 
Gewinnsucht  der  Münzherren  und  der  grossen  Verschieden- 
heit des  Münzfusses  eine  einheitliche  Norm  unmöglich  her- 
zustellen. Der  Solidus  der  fränkischen  Zeit  wich  später 
dem  Pfund  Pfennige,  Heller  oder  der  Mark  als  allgemeine 
Zähleinheit.  Im  Anfänge  des  fünfzehnten  Jahrhunderts 
gingen  von  21  allmählich  27  Weisspfennige  auf  den  Gold- 
gulden, diese  Zahl  ward  1417  wieder  auf  2ü  zurückgebracht, 
bis  endlich  von  1437  bis  1467  24  Weisspfennige  für  den 
Goldgulden  sieh  behaupteten.  Da  die  Abhängigkeit  der 
Silberwährung  vom  Goldgelde  als  lästige  Unsicherheit  em- 
pfunden ward,  so  konnte  eine  Reaction  gegen  die  Geld- 
rechnung nicht  ausbleiben.  1454  einigten  sich  Brandenburg, 
Bamberg,  Würzburg  und  Nürnberg  über  eine  neue  Silber- 
münze, von  der,  in  Uebereinstimmung  mit  den  Weiss- 
pfennigen der  rheinischen  Kurfürsten,  24  Schillinge  einem 
rheinischen  Gulden  gleichkommen  sollten.  Diese  neue  Silber- 
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münze  sollte  in  den  Vertragsgebiet(‘n  alleiniges  Währungs- 
geld, die  Geldrechnung  abgeschaflft  sein  und  die  Verpflichtung 
zu  Geldzahlungen  nur  bei  Gelddarlehen  bestehen.  Schon 
1441  hatten  Lübeck,  Hamburg,  Wismar  und  Lünebnrg  einen 
gemeinsamen  Münzrecess  gegen  den  Goldgebrauch  erlassen. 

Besiegelt  wurde  das  Schicksal  des  Goldes  durch  die  fort- 
schreitende Verschlechterung  seiner  Ausprägung  und  den 
eintretenden  Mangel  am  Prägematerinl,  während  die  Erträge  ^ 

der  Silberbergwerke  sich  steigerten*).  ' 

Die  Beschaffung  der  zur  Prägung  erforder-  ; 

liehen  Metalle  bereitete  während  des  spätem 
Mittelalters  die  ernstesten  Schwierigkeiten, 
da  die  früheren  Subsidienzahlungen  aufgehört  hatten,  der 
Bergbau  noch  nicht  rationell  hetrieben  wurde  und  der  Trans- 
port bei  der  Unsicherheit  aller  Strassen  überaus  gefährlich 
und  kostspielig  war.  Aus  diesem  Grunde  sollten  weder  Ein- 
heimische noch  Fremde  ungemünztes  Silber  zu  Einkäufen 
benützen,  noch  mit  Silber  Handel  treiben,  ohne  es  zuvor 
der  Münze  zum  Kaufe  angeboten  zu  haben ; ferner  sollte  «W 

Niemand  Silber  ohne  Erlaubniss  der  Münzberechtigten  aus- 
führen ^).  Dies  erklärt  die  in  öffentlichen  Schuldurkunden 
vorkommende  Clausel,  man  solle  den  in  einer  bestimmten 
Stadt  zu  empfangenden  Betrag  auch  wirklich  unbehelligt  , 

aus  der  Stadt  fortnehmen  dürfen**).  Goldschmiede  sollten 
nicht  mehr  Silber  kaufen,  als  sie  zur  Ausübung  ihres  Ge- 
werbes bedurften.  Bei  weiten  Reisen  sollten  die  Bürger  p 

nur  eine  bestimmte  Menge  Silber  von  der  Münze  kaufen 
dürfen,  und  zwar  nach  Frankreich  und  nach  Venedig 
40  Mark,  nach  Böhmen  20  Mark  etc.^).  Doch  ist  nicht  ' 

anzunehmen,  dass  diese  Vorschriften  genau  beobachtet  worden  « 

seien,  da  eine  hierauf  hezügliche  strenge  Controle  nicht  durch- 
zuführen war.  Auch  wurde , wie  wir  bereits  andeuteten, 

*)  V.  Inama-Sternegg,  Die  Goldwährung.  S.  13—58. 

2)  Eheberg,  a.  a.  0.  S.  57  ff. 

3)  V.  Kostanecki,  Der  öffentliche  Credit  im  Mittelalter.  Leipzig 
1889.  S.  13. 

Eheberg,  a.  a.  0.  S.  59 — 60. 
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insofern  dawider  gehandelt,  als  schon  zur  Zeit  Kaiser 
Friedrichs  II.  die  Städte  das  Geld  nicht  nach  dem  Nominal- 
werthe,  sondern  nur  nach  dem  Silbergewichte  annehmen 
wollten  *).  Zum  Theile  wird  es  durch  die  Schwierigkeit  der 
Edelmetallheschaffung  erklärlich,  dass  das  Geld  nur  für 
die  augenblicklichen  Bedürfnisse  — noch  im  fünf- 
zehnten Jahrhundert  zuweilen  lediglich  zu  Marktzwecken  — 
geprägt  wurde.  So  ward  vermittelst  einer  Urkunde  des 
Herzogs  Heinrich  I.  dem  Kloster  zu  Trebnitz  ausnahmsweise 
gestattet,  allmonatlich  in  Breslau,  so  oft  es  daselbst  Fische, 
Eier  und  Käse  kaufen  Hess,  in  Ermanglung  von  Münze, 
solche  bis  zum  Belaufe  von  einer  Mark  Silber  schlagen  zu 
lassen,  welchen  Betrag  Herzog  Wladislaus  später  auf  drei 

Mark  wöchentlich  erhöhte®). 

Nach  Stieda®)  wurde  man  durch  den  Münzenmangel 
nicht  nur  zu  Cr editge Währungen,  sondern  auch  zum 
Tausche  häufig  genöthigt. 

Die  mittelalterliche  Münznoth  musste  durch  den  riesigen 
Verbrauch  an  Edelmetallen  für  Zwecke  der  Goldschmiede- 
kunst nothwendig  bedeutend  vermehrt  werden,  indem  (wie 
wir  bereits  II  423—426  ausführten)  die  hierauf  bezüglichen 
Arbeiten  zum  Theile  die  Stelle  unserer  Staatspapiere  und 
Actien  vertraten  und  in  mannigfacher  Weise,  wie  als  Aus- 
stattungen, Darlehen  etc.  an  Geldesstatt  benutzt  wurden,  so 
dass  nur  ein  verhältnissmässig  kleiner  Theil  der  Edelmetall- 
vorräthe  in  Münzform  circulirte.  Auch  die  Ansammlung 
riesiger  Mengen  von  Edelmetallen  in  den  Kirchen,  sowie 
die,  der  allgemeinen  Unsicherheit  wegen,  im  Mittelalter  so 
häufigen  Vergrabungen  von  Geld , die  meistens  geheim 
blieben,  mussten  dessen  Seltenheit  erhöhen.  Dazu  gesellte 
sich  die  Unbekanntschaft  mit  den  heutigen  Creditpapieren 
während  des  grössten  Theils  des  Mittelalters. 


1)  Vgl.  Arnold,  Verfassungsgeschichte  der  deutschen  Freistädte. 
II  249. 

2)  Eheberg,  a.  a.  0.  S.  69. 

®)  Hansisch-venetianische  Handelsbeziehungen.  Rostock  1894.  S.  91. 
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Da  es  der  Rentenkauf  war,  durch  den  zunächst  der 
Uebergang  zur  Geldwirthschaft  herbeigeführt  wurde,  so  he- 
zeichnete  das  Wort  Geld,  das  an  sieh  jedes  Aequivalent  be- 
deutet, zuerst  die  Rente,  nicht  die  Münze,  und  wurde  in 
diesem  Sinne  während  des  ganzen  dreizehnten  Jahrhunderts 
angewandt,  und  zwar,  je  nachdem  die  Rente  in  Getreide 
oder  in  Münze  bestand,  als  Korngeld  oder  Pfenniggeld.  Geld 
als  Tauschmittel  wurde  Pfennige  genannt,  weil  diese  lange 
Zeit  die  einzig  gangbare  Münze  waren.  Erst  im  vierzehnten 
Jahrhundert  wird  das  Wort  Geld  in  der  neueren  Bedeutung 
gebräuchlich  *). 

Wie  bedeutend  noch  im  vierzehnten  und  fünfzehnten  Jahr- 
hundert die  Schwankungen  in  Münzwerthe  waren,  erhellt  aus  dem 
folgenden  Verzeichnisse  des  durchschnittlichen  Werthes  einer 
preussischen  Mark: 
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Die  Entwerthung  der  Silbermünzen  am  Nieder-  und  Mittel- 
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0 Arnold,  Studien  zur  deutschen  Culturgeschichte.  S.  293. 
■q  Hirsch,  a.  a.  0,  S.  241. 

3)  Kruse,  a.  a.  0.  S.  92. 
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Die  Niederlande  hatten  vom  Reiche  gesonderte 
Münzsysteme.  Das  hämische  Pfund  wurde  in  20  Schillinge 
zu  12  Groten  eingetheilt,  während  in  den  nördlichen  Provinzen 
das  Pfund  6 Gulden  zu  20  Stiver  ausmachte.  Die  Grote 
wurden  im  Anschlüsse  an  das  französische  Geld  vermuthlich 
von  der  Gräfin  Margarethe  von  Flandern  (1244 — 1280,  nach 
Pirenne  1275),  die  Gulden  in  Nachahmung  des  Florentiner 
Typus  vom  Grafen  Louis  de  Cröcy  (1322—1346)  eingeführt  *). 
Münzconventionen  werden  1299  und  1304  zwischen  Brabant 
und  Flandern  erwähnt;  ihre  Zahl  nahm  seitdem  stetig  zu, 
und  im  vierzehnten  Jahrhundert  wurden  die  Münzen  irgend 
eines  niederländischen  Territoriums  in  allen  anderen 
Territorien  zugelassen  ^). 

Auch  das  niederländische  Geld  wurde  allmählich  ent- 
werthet.  In  lübischem  Gehle  ward  das  Hämische  Pfund 
gleichgesetzt ; 

1328:  6 Mk.  13  Sch.  11  Pf. 

1403:  6 „ 10  „ 3 „ 

1406:  6 „ 4 „ - „ 

1410:  6 „ — „ 2 „ 

1418:  4 „ 10  „ 2 „ 

1430:  4 „ - „ - „"). 

Der  mittelalterliche  Mangel  an  Edelmetallen  machte  sich 
auch  in  Flandern  sehr  fühlbar.  Um  die  Mitte  des  vier- 
zehnten Jahrhunderts  wurde  hier  ein  strenges  Gesetz  gegen 
die  Ausfuhr  von  Silberbarren  erlassen,  mit  dem  Bemerken, 
dass  diese  es  unmöglich  machen  würde,  die  von  England 
eingeführte  Wolle  zu  bezahlen^). 

In  Schweden  gab  es  nicht  vor  dem  elften  Jahrhundert 
Geld  in  „vollkommener“  Form.  Wiewohl  während  des 
zwölften  und  dreizehnten  Jahrhunderts  die  umlaufende  Gold- 

1)  Shaw,  a.  a.  0.  S.  345—347.  Pirenne,  Geschichte  Belgiens. 
Gotha  1899.  I 297. 

2)  Pirenne,  a.  a.  0. 

Stieda,  a.  a.  0.  S.  77. 

Cunningham,  a.  a.  0.  S.  302. 
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und  Silbermeuge  die  Vieliwährung  verdrängte,  so  genügte 
sie  doch  auch  hier  bei  Weitem  nicht.  Noch  bei  Ausgang 
des  dreizehnten  Jahrhunderts  gab  es  in  einer  Gegend  von 
so  lebhaftem  Verkehre  wie  Oestgötaland  vermögende  Leute, 

"die  nicht  zwei  Mark  in  Geld  besassen.  Ja,  noch  um  1412 
war,  ungeachtet  der  vom  König  Erich  von  Pommern  be- 
^\•irkteu  Verschlechterung  der  Münze,  diese  so  selten, 
dass  man  das  Eigenthum  der  rückständigen 
Steuerpflichtigen  für  einen  geringen  Theil  des 
Wert  lies  auspfändete.  Die  nationale  Rechnungs- 
einheit  war  die  Mark,  die  „gewogene“  oder  „löthige“  Mark. 

Idit  einem  Ursprungszeugnisse  versehene  (gestempelte)  Barren 
circulirten  wohl  auch  ungewogen.  Die  im  elften  Jahr- 
hundert eingeführten  Münzen  waren  von  Silber.  Schon  im 
zwölften  Jahrhundert  fing  man  auch  hier  an  die  Älünze  zu 
verschlechtern , welche  Richtung  auch  im  dreizehnten  und 
vierzehnten  Jahrhunderte  eingeschlagen  wurde.  Gesetzliche 
Zahlungsmittel  waren  neben  den  einheimischen  Pfennigen 
in  Westmanna-  und  Helsingeland  Leinwand,  jenseits  der  Ost-  « 

see  Felle.  In  den  beiden  ersteren  Gebieten  galt  eine  Elle 
Leinwand  ein  Ortug  Pfennige.  Die  Leinwand  stand  zum 
Pfennige  im  Verhältnisse  grössern  Geldes  zu  kleinem  und 
hatte  ebenso  Zwangscours  wie  gemünztes  Silber.  Dem 
Schuldner  stand  es  frei,  in  der  einen  oder  der  anderen  Geld- 
form zu  zahlen;  zuweilen  war  auch  die  Annahme  anderer 
Sachen  an  Geldesstatt  rechtlich  zulässig;  doch  konnte  auch 
Zahlung  in  fremder  Währung  ausbedungen  werden,  was  nicht 
nur  im  Verkehre  mit  dem  Auslande,  sondern  infolge  der  zu- 
nehmenden Verschlechterung  der  einheimischen  Münzen  auch 

im  inländischen  Handel  geschah^). 

In  ähnlicher  Weise  wie  in  Schweden  gab  es  in  Nor- 
wegen zwei  Arten  „vollkommenen“  Geldes;  1.  eine  nationale 
Art^  das  vatniäl,  ein  grober  einfarbiger  Friess,  der  noch  heute 
auf  Island  und  den  Färöern  auf  dem  Wege  der  Hausweberei 
angefertigt  wird ; 2.  eine  von  dem  Auslande  eingeführte  Art, 

1)  V.  Amira,  Nordgermanisches  Obligationenrecht.  Leipzig  1882 
bis  1895.  I 443-451.  Geijer,  Geschichte  Schwedens.  I 200. 
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die  Pfennige.  Metall-  und  Zeuggeld  wurden  in  ein  bestimmtes 
gesetzliches  Werthverhältniss  gebracht.  Neben  dem  „voll- 
kommenen“ gab  es  von  der  vorgeschichtlichen  Zeit  bis  ins 
späte  Mittelalter  zwei  Hauptarten  „unvollkommenen“  Geldes: 
1.  einheimische  Erzeugnisse,  insbesondere  Vieh  und  Butter, 
ln  der  geschichtlichen  Zeit  ist  das  Kugildi  dem  System  des 
vollkommenen  Geldes  eingereiht  worden.  2.  Gold  und  Silber 
nach  Gewicht.  Seit  der  vorgeschichtlichen  Zeit  liefen  beide 
Edelmetalle  in  Barren  um,  die  gewöhnlich  die  Gestalt  von 
Ringen  hatten,  wodurch  sie  zum  Theile  zugleich  zum  Schmucke 
geeignet  wurden.  Hatte  man  kleinere  Gold-  oder  Silber- 
mengen zu  zahlen,  so  hieb  man  Stücke  vom  Ringe  herunter 
(vgl.  IV/ 1 115).  Auf  Island  war  bei  gewöhnlichen  Geld- 
schulden der  Gläubiger  gehalten,  Grundstücke  an  Zahlungs- 
statt anzunehmen.  Einheimische  Münzen  sind  in  Norwegen 
vor  1015  nicht  nachweisbar;  ausländische,  insbesondere 
englische  Pfennige  dagegen  waren  seit  dem  neunten  Jahr- 
hundert in  grosser  Zahl  im  Umlaufe. 

Das  Münzrecht,  auch  hier  Regal,  wird  von  etwa  1150 
bis  1280  auch  vom  Erzbischöfe,  im  dreizehnten  Jahrhundert 
ausserdem  vom  Herzoge  ausgeübt.  Für  die  Gestalt  der 
Münzen  und  den  IMünzfuss  war  das  englische  Geld  vor- 
bildlich; 240  peningar  gingen  auf  die  Mark  oder  30  auf 
die  Unze:  Mark,  eyrir,  ortug  wurden  so  zu  Rechnungs- 
münzeu. 

König  Harald  hardräde  er  öffnete  mit  der  berüchtigten 
Haraldsslätta  (Haraldsmünze)  die  bis  ins  späte  Mittelalter 
fast  chronischen  Münzverschlechterungen.  1070  war  das 
Gewicht  der  Pfennige  bereits  auf  die  Hälfte  der  gesetzlichen 
Norm  gesunken.  Man  unterschied  nun  gezählte  und  ge- 
wogene Pfennige  und  Unzen.  Wie  in  Schweden  war  der 
Zwangscours  der  gezählten  Pfennige  nur  subsidiär;  gewisse 
Geldschulden  konnten  in  silbergewerthetem  Gelde  getilgt 
werden.  Später  war  die  gezählte  Mark  Pfennige  nur  noch 
ein  Viertel , und  in  der  zweiten  Hälfte  des  vierzehnten 
Jahrhunderts  sogar  nur  ein  Fünftel  der  gewogenen  werth; 
kein  Wunder  daher,  dass  der  gangspeningar  seit  1276  im 
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Auslande  nicht  mehr  verwendbar  war.  Wie  im  dreizehnten, 
so  blieb  auch  im  vierzehnten  Jahrhundert  der  englische 
Pfennig  (Sterling)  beliebt,  mit  dem  sich  als  Rechnungs- 
münzen Schilling  und  Pfund  einbürgerten.  Das  Gesetz 
kehrte  sich  gegen  „den  Kniff  und  die  Arglist“,  die  Waaren 
theurer  zu  veranschlagen,  wenn  in  Pfennigen,  als  wenn  in 
anderen  Waaren  bezahlt  wurde'). 

In  Dänemark  waren  bei  Ausgang  des  elften  Jahr- 
hunderts Pfennige  die  einzige  Münze.  10  Pfennige  (denarii) 
hiessen  ein  Oertug  (solidus),  30  Pfennige  eine  Oere,  240 
Pfennige  oder  24  Oertug  oder  8 Oeren  machten  eine  Mark 
Pfennige  aus.  Man  kaufte  damals  für  einen  Pfennig  einen 
Scheffel  Korn.  Wie  allenthalben  im  Mittelalter , so  war 
auch  hier  die  Menge  des  umlaufenden  Geldes  ungenügend, 
denn  nur  so  ist  es  zu  erklären,  dass  bei  Eintreibung 
der  früher  erwähnten  hohen  Bussen  bewegliche  Habe 
zu  niedrigster  Schätzung  angenommen  wurde, 
wodurch  manches  Vermögen  dahin  schwand^). 

Die  Münzverschlechtemngen , die  auch  hier  nicht  aus- 
bleiben  konnten,  waren  unter  König  Erich  deshalb  von  ganz 
besonders  unheilvollen  Folgen , weil  die  Unterthanen  ihr 
altes  gutes  Geld,  auch  das  ausländische,  an  die  Münzstätten 
abliefern  mussten,  um  dafür  das  neue  Scheingeld  mit  Ver- 
lust von  drei  Vierteln  entgegenzunehmen  ^). 

Fast  gleichzeitig  mit  dem  Christenthum  wurde  eine 
Nachbildung  merowingischen  Geldes  in  England  eingeführt. 
Diese  ersten  aus  Gold  geprägten  englischen  Münzen  waren 
viel  zu  kostbar  und  vermuthlich  auch  viel  zu  wenig  zahl- 
reich, um  den  Bedürfnissen  des  Handels  zu  genügen.  Auch 
hatten  die  germanischen  Völker  bereits  eine  grössere  Vor- 
liebe für  Silber  als  für  Gold  an  den  Tag  gelegt.  So 
eigneten  sich  denn  die  englischen  Königreiche  Kent,  Essex 
und  Mercia,  die  mit  dem  fränkischen  Reiche  Handel  trieben, 
die  Silbermünze,  die  daselbst  im  Umlaufe  war,  unter  dem 

*)  V.  Aniira,  a.  a.  0.  II  510  ff.  565  ff*. 

2)  Dahlmann,  Geschichte  Dänemarks.  I 201. 

s)  a.  a.  0.  III  128. 


Namen  Sceatta  an,  die  etwa  ein  Jahrhundert  später  durch 
den  englischen  Silberpfennig  ersetzt  wurde,  der  vom  Ende 
des  achten  bis  zur  Mitte  des  vierzehnten  Jahrhunderts  als 
einziges  Geld  allgemein  angewandt  wurde.  Dieser  zuerst 
vom  Könige  Offa  ausgegebene  Silberpfennig  war  ebenfalls 
dem  um  755  von  Pippin  im  fränkischen  Reiche  in  Umlauf 
gesetzten  neuen  Pfennige  genau  uachgebildet ').  Grosse 
X Summen  wurden  also  in  Pence  allein  berechnet.  Aber  selbst 

eine  so  kleine  Theilung  wie  die  in  Viertel  Penny  genügte 
noch  nicht  für  die  gewöhnlichen  Bedürfnisse,  was  begreiflich 
erscheint,  wenn  man  hört,  dass  zur  Zeit  von  König  Aethelstan 
ein  Ochse  für  30  Pence,  ein  Schaf  für  einen  Schilling  ver- 
kauft ward.  Es  wurden  nun  Messingmünzen,  stycas  genannt, 
geprägt,  von  denen  zwei  auf  einen  farthing  gingen®).  Der 
genannte  König  eröffnete  die  lange  Reihe  englischer  Münz- 
gesetze; er  bestimmte,  dass  nur  einerlei  Geld  im  gesammten 
Königreiche  Geltung  haben  und  nur  in  den  Städten  geprägt 
werden  solle®).  Jahrhunderte  lang  hatten  die  grossen 
^ , Handelsstädte  das  Recht  der  Münzprägung ; besonders  zahl- 

reich waren  die  Münzstätten  zur  Zeit  Canuts^).  In  der 
fast  ununterbrochenen  Anarchie  während  der  Regierung  der 
Könige  von  Northumberland  erlangte  der  Erzbischof  von 
York,  als  alleiniger  Vertreter  der  Ordnung  im  nördlichen 
England,  eine  hervorragende  Stellung;  neben  ihm  wusste  der 
Primas  von  Canterbury  Einfluss  und  Macht  zu  gewinnen. 
Dies  erklärt  es,  dass  diesen  beiden  Erzbischöfen  ausnahms- 
weise Rechte  eingeräumt  wurden,  die  sich  sonst  die  Könige 
allein  Vorbehalten  hatten  und  dazu  gehörte  das  Münzrecht®). 
(Später  — 1208  — verlieh  es  König  Johann  dem  Bischöfe 
* von  Chichester)  ®). 

Ashley,  a.  a.  0.  I 168.  Vgl.  Schmid,  Die  Gesetze  der  Angel- 
sachsen. S.  9. 

Riiding,  Annals  of  the  coinage  of  Great  Britain.  ed. 
London  1840.  I 110. 

®)  R.  Schmid,  Die  Gesetze  der  Angelsachsen.  S.  139. 

Ashley,  a.  a.  0.  I 44. 

a.  a.  0.  I 169. 

®)  Ruding,  a.  a.  0.  I 179. 
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In  dnr  angelsäehsiselien,  wie  iiu  Anfänge  der  noinianiii- 
schen  Zeit  verursachte  der  Mangel  heimischer  Münzen  den 
Umlauf  von  Byzantinern.  Durch  die  englischen  Kriegs- 
erfolge in  Frankreich  wurden  die  Münzen  dieses  Reiches  in 
England  eingeführt.  Später  wurde  durch  lange  Zeit  infolge 
des  Handels  mit  Portugal  grosse  Münze  dieses  Landes  nach 

England  gebracht^). 

Die  Silbermark  wurde  zeitlich  im  zehnten  Jahrhundert 
auf  100  Pence,  später  aber  auf  160  Pence  ausgebracht.  Der 
Zeitpunkt  des  Eintrittes  dieser  Aenderung  ist  unbekannt; 
doch  erfolgte  sie  wahrscheinlich  bald  nach  der  Eroberung,  mit 
der  der  normannische  Schilling  von  12  Pence  eingeführt  wui  de  ). 

Die  Beschaffenheit  der  Münzen  war  vor  der  Eroberung 
im  Allgemeinen  besser  als  unter  den  normannischen  Königen. 
Die  normannischen  Münzen  werden  als  überaus  loh,  un- 
gleich an  Grösse  und  Gewicht  und  von  unregelmässiger 
Gestalt  geschildert,  so  dass  es  leicht  war,  sie  zu  beschneiden, 
ohne  dass  man  dies  alsbald  zu  entdecken  vermocht  hätte»). 

Münzveränderungen  gewahren  wir  auch  in  England. 
Hier  gingen  sie  vornehmlich  von  den  Münzmeistern  aus, 
deren  es  während  der  Regierung  Heinrichs  I.  94  gab , die 
alle  1125  wegen  Ausgabe  minderwerthigen  Geldes  ver- 
stümmelnde Strafen  zu  erleiden  hatten.  Um  den  Kippern 
und  Wippern  das  Handwerk  zu  legen,  wurden  1125,  1158, 
1180,  1248  und  1300  neue  Münzen  geprägt '‘).  Alles  ver- 
geblich. Noch  1465  fand  sich  Philipp  der  Gute  von  Burgund 
deshalb  veranlasst,  den  Umlauf  der  „weissen“  englischen 
Münze  in  seinem  Lande  zu  verbieten , „car  plusieurs  desdicts 
deniers  sont  rongies  ou  limös  et  grandement  endomagies  . . . 
par  quoy  le  commun  peuple  en  est  grandement  de^eu  et 
fraudö,  ce  qui  est  chose  moult  pröjudiciable  et  domageable 
au  bien  public  de  nos  dits  pays“ »). 

')  a.  a.  0.  S.  96. 

2)  a.  a.  0.  S.  112. 

®)  Cunningham,  a.  a.  0.  S.  148. 

Ashley,  a.  a.  0.  I 44 — 45. 

Varenbergh,  a.  a.  0.  S.  532. 
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Die  Unzulänglichkeit  des  Edelmetall-  und  Münzen- 
vorrathes  machte  sich  fortwährend  fühlbar,  namentlich  be- 
zeugt die  Sitte  des  Zerbrechens  der  Münzen  in  zwei  und 
vier  Stücke  den  Mangel  an  kleinem  Gelde,  über  den  un- 
aufhörlich geklagt  wird.  Noch  bei  Ausgang  des  vierzehnten 
lind  sogar  im  fünfzehnten  Jahrhundert  werden  im  Parlamente 
die  Beeinträchtigungen  vorgestellt,  welche  die  Bevölkerung 
infolge  des  in  ganz  England  fühlbaren  Mangels  an  half- 
pennies  und  farthings,  deren  sie  zum  Ankäufe  von  Brod 
und  Bier  bedürfe,  zu  erleiden  habe^).  Durch  den  unzu- 
reichenden Geldvorrath  erscheint  es  erklärlich,  dass  die 
Wolle  lange  Zeit  hindurch  als  subsidiäres  Geld  diente, 
worin  u.  A.  Steuern  bezahlt  wurden,  und  dass  die  eng- 
lischen Könige  — wie  namentlich  wiederholt  Eduard  III.  — 
vom  Parlamente  Subsidien  in  Form  von  Wolle  erwirkten»). 

Der  fühlbare  Geldmangel  erklärt  es  auch , dass  sowohl 
gegen  die  ausländischen  Inhaber  englischer  Pfründen,  wie 
gegen  die  nach  Rom  gerichteten  Geldsendungen,  als  her- 
vorragende Ursachen  der  Geldverminderung,  heftige  Klagen 
erhoben  wurden,  die  auch  die  Gesetzgebung  zu  Ein- 
schränkungen , ja  zu  Verboten  solcher  Geldausfuhr  ver- 
anlassten , die  aber  fruchtlos  blieben.  Ebenso  erfolglos 
waren  die  Versuche,  die  Geldausfuhr  von  Seiten  von  Pilgern 
und  von  englischen  Grossen,  die  sich  auf  den  Continent 
begaben,  zu  beschränken»).  Noch  1300  war  der  Vorrath 
an  gemünztem  Gelde  so  gering,  dass  sogar  der  zwangsweise 
Umlauf  der  sogenannten  pollards  und  crockards  (gekippter 
und  verbogener  Pfennige)  in  der  Weise  angeordnet  wurde, 
dass  zwei  schlechte  Pfennige  einem  guten  gleichkommen 
sollten*).  Des  Silbermangels  wegen  setzte  Eduard  I.  am 
14.  Juli  1290  den  Schlagschatz  auf  fremdes  Silber  von  neun 
auf  sechs  Pence  für  das  Pfund  herab;  doch  stieg  darauf 
die  Silbereinfuhr  nur  vorübergehend , und  während  der 

Ruding,  a.  a.  0.  I 238.  250.  . 

2)  Varenbergh,  a.  a.  0.  S.  146.  320.  344.  | 

®)  V.  Ochenkowski,  a.  a.  0.  S.  204.  205. 

♦)  Ashley,  a.  a.  0.  I 221. 

Felix,  Eigenthum.  IV.  2.  I. 
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nächsten  neun  Jahre  war  die  Münze  in  Ermanglung  zu  be- 
arbeitenden Materials  beinahe  zum  Stillstände  geuöthigt. 
Dagegen  wurde  der  Zufluss  ausländischer  — vermuthlich 
vornehmlich  flandrischer  — Silbermünzen  beträchtlicher, 
die  ungefähr  von  der  Feinheit  und  dem  Gewichte  des  eng- 
lischen Sterling  und  sogar  noch  besser  waren,  so  dass  als 
der  einzige  Verlusttragende  dabei  der  König  wegen  des 
Entganges  an  Münzgewinn  erschient. 

Ausser  dem  Schlagschatze  (seignorage  — einem  Abzüge  theils 
für  die  Münzkosten , theils  für  den  Gewinn  des  Königs , dessen 
Umfang  ganz  vom  königlichen  Belieben  abgehangen  zu  haben 
scheint)  bestanden  die  Kroneinnahmcn  aus  dem  Münzwesen  in 
dem  „moneyage“  und  dem  „shere“.  Moneyagc  hiess  die  Steuer, 
der  man  sich  unterzog,  um  den  Münzerneuerungen  zu  entgehen, 
welche  die  Könige,  des  Gewinnes  wegen,  allzu  häufig  unternahmen. 
Diese  Steuer  wurde  zu  den  Missbrauchen  („evil  customs“)  ge- 
rechnet, wodurch  die  Bevölkerung  bedrückt  wurde.  Shere  hiess 
der  Nutzen,  der  aus  dem  Unterschiede  zwischen  dem  Tower-  und 
dem  Troy-Gewichte  der  Krone  erwuchs^), 

Ruding^)  erblickt  in  der  Schwierigkeit  hinlänglicher 
Gold-  und  Silberbeschaffung  für  Münzzwecke  den  Ursprung 
des  königlichen  Vorrechtes  auf  sämmtliche  Edelmetallmineu, 
wo  immer  sie  sich  befinden  mochten.  Nach  einem  alten 
Gesetze  gehörten  auch  Minen  unedler  Metalle,  wenn  Gold 
oder  Silber  darin  gefunden  wurde,  nach  der  Ansicht  der 
Einen  unter  allen  Umständen  ganz  dem  Könige,  nach  der 
Meinung  Anderer  nur  dann,  wenn  der  Werth  des  Goldes 
oder  Silbers  den  des  unedeln  Metalls  überwog.  Eduard  III. 
stellte  es  Jedermann  frei,  innerhalb  des  eigenen  Grundes 
und  Bodens  unter  der  Beaufsichtigung  königlicher  Beamten 
nach  Gold  oder  Silber  zu  schürfen,  unter  der  Bedingung, 
dass  alles  auf  solche  Weise  gewonnene  Silber  in  die  Münze 
gebracht  würde,  und  dass  ein  Drittel  des  daraus  geprägten 
Geldes  dem  Könige  und  zwei  Drittel  dem  Gruudeigenthümer 


A. 


*)  Crump  and  Hughes,  The  English  Currency  under  Edward  I.  — 
The  Economic  Journal  1895.  V 61.  62. 

®)  Ruding,  a.  a.  0.  I 88  ff. 

®)  a.  a.  0.  I 60. 
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gehörten,  während  das  Gold  dem  Staatsschätze  auszuliefern 
wäre,  der  die  Hälfte  davon  zurückzubehalten  und  die  andere 
Hälfte  dem  Bodeneigenthümer  zu  überlassen  hätte.  Falls 
aber  der  Grundbesitzer  die  Schürfung  unterlassen  würde, 
sollte  der  König  sie  unbehindert  vornehmen  dürfen. 
Richard  II.  dehnte  dieses  Gesetz  auf  Irland  aus,  mit  der 
Abänderung,  dass  dem  Könige  nur  ein  Neuntel  der  ge- 
wonnenen Edelmetalle  zuzufällen  hätte. 

Angesichts  des  anhaltenden  Edelmetall-  und  Münzen- 
mangels erscheint  es  auffallend,  dass  eine  Eduard  II.  zu- 
geschriebene Verordnung  den  Umlauf  ausländischer  Münzen 
gänzlich  untersagt,  während  man  sich  früher  damit  begnügt 
hatte,  das  Umw'echseln  des  ausländischen  Geldes  durch 
königliche  Wechselstellen  als  ausschliesslich  königliches 
Recht  in  Anspruch  zu  nehmen  ^).  Der  fortw'ährende  Mangel 
einheimischen  Geldes  nöthigte  jedoch  1399  die  Gesetzgebung, 
gewisse  ausländische  Geldsorten  als  Zahlungsmittel  zuzu- 
lassen 2).  Die  Ausfuhr  englischen  Geldes  wurde  untersagt. 
Das  Verbot  erstreckte  sich  auch  auf  Silber-  und  unter 
Eduard  III.  auch  auf  Goldgeschirr ^).  Damit  der  fremde 
Kaufmann  das  für  seine  in  England  verkaufte  Waare  er- 
löste Geld  nicht  ausführen  könne,  wmrde  verordnet,  dass 
jeder  Ausländer  für  den  erhaltenen  Betrag,  nach  Abzug 
der  Kosten  seines  Aufenthaltes  in  England , innerhalb  eines 
bestimmten  Zeitraumes  englische  Waaren  einkaufen  müsse. 
Um  die  Beobachtung  dieser  Vorschrift  durchzuführen, 
unterzog  man  die  Fremden  den  lästigsten  Controlemassregeln. 
Das  Gebot  der  Anlage  in  englischen  Waaren  erstreckte  sieh 
auch  auf  die  für  Rom  bestimmten  Gelder '*). 

Aller  dieser  Massregeln  ungeachtet,  verstummen  die 
Klagen  des  Parlamentes  über  Münzenmangel  keineswegs ; 
bei  Ausgang  des  vierzehnten  Jahrhunderts  wird  darüber 
Beschwerde  geführt,  dass  die  guten  Gold-  und  Silbermünzen 

*)  Ruding,  a.  a.  0.  I 83.  v.  Ochenkowski,  a.  a.  0.  S.  206. 

Schanz,  a.  a.  0.  I 529. 

®)  Ashley,  a.  a.  0.  I 177. 

*)  V.  Ochenkowski,  a.  a.  0.  S.  209.  Ruding,  a.  a.  0.  I 249. 
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ausgeführt  und  die  tibrigbleibenden  durch  Kipper  und 
Wipper  auf  ein  Drittel  ihres  Nomiiialwerthes  herabgebracht 
würden  ^).  Um  die  Mitte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  er- 
blicken wir  noch  immer  denselben  Zustand : 1454  petitionirten 
deshalb  die  Gemeinen , dass  die  Silberminen  von  Devon, 
Cornwall,  Dorset  und  Somerset,  die  durch  lange  Zeit  nicht 
bearbeitet  worden  waren,  des  grossen  Geldmangels  wegen 
wieder  eröffnet  werden  möchten.  Um  seine  Münz- 
stätten mit  Material  versehen  zu  können,  nahm 
Heinrich  VI.  seine  Zuflucht  zur  Alchemie;  im 
35.  Jahre  seiner  Regierung  setzte  er  so  viel  Vertrauen  in 
seine  hierauf  bezüglichen  Erfolge,  dass  er  mit  vollster  Zu- 
versicht äusserte,  er  werde  bald  im  Stande  sein,  seine 
sämmtlichen  Schulden  mit  selbst  erzeugtem  Golde  und  Silber 
zu  bezahlen  ®).  Heinrich  VII.  bemühte  sich,  durch  Förderung 
des  vernachlässigten  Bergbaues  Abhilfe  zu  schaffen,  zu 
welchem  Ende  er  den  Kaufleuten  von  Southampton  eine 
umfassende  Licenz  zum  Minenbau  mit  bedeutenden  Vor- 
rechten ertheilte^). 

Auch  in  England  wurde  ein  grosser  Theil  der  vor- 
handenen Edelmetalle  noch  in  der  zweiten  Hälfte  des  fünf- 
zehnten Jahrhunderts  Münzzwecken  dadurch  entzogen,  dass 
die  Kaufleute  einen  überverhältnissmässig  grossen  Theil 
ihres  Reichthums  in  Gold-  und  Silbergeschirr  anlegten. 
Ferner  verminderte  die  Schatzbildung  Heinrichs  VII.  den 
umlaufenden  Edelmetall vorrath  ^). 

Der  gesammte  Vorrath  an  Gold-  und  Silbermünzeu 
zur  Zeit  Heinrichs  VII.  überschritt  vermuthlich  nicht  drei 
Millionen  Pfund,  während  der  Gesammtbestand  in  Europa 
(1492)  auf  33400000  Pfund  geschätzt  wurde®). 

Vom  zehnten  Jahrhunderte  an  bot  das  englische  Münz- 
wesen im  Vergleiche  mit  dem  deutschen,  französischen, 

0 Shaw,  a.  a.  0.  S.  50. 

2)  Rudiiig,  a.  a.  0.  I 277.  278. 

Busch,  a.  a.  0.  S.  258. 

*)  Cunningham,  a.  a.  0.  S.  345.  485. 

Shaw,  a.  a.  0.  S.  14. 
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italienischen  u.  s.  w.  den  Unterschied  dar,  dass  der  König 
an  seinem  alleinigen  Rechte  der  Münzprägung  festhielt, 
wovon  nur  während  der  anarchischen  Zustände  unter  König 
Stephan  eine  Ausnahme  zu  verzeichnen  ist,  um  welche  Zeit 
Münzstätten  der  Barone  auftauchten , welchen  jedoch  Hein- 
rich II.  ein  rasches  Ende  bereitete  ’)• 

Während  sich  die  englischen  Könige  bis  auf  Eduard  I. 
(der  den  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Pfennige  Karls  des 
Grossen  auf  24  grains  = 1,53  Gramm  ausgebrachten  Penny 
auf  23,7073  grains  tower  herabsetzte)  von  den  auf  dem 
Continente  üblichen  Münzverschlechterungen  frei  hielten, 
dauerte  das  durch  die  mangelhafte  Münztechnik  unterstützte 
Treiben  der  Wipper  und  Kipper  fort.  Die  Sitte  des  Be- 
schneideus  der  Münzen  war  so  allgemein  verbreitet,  dass 
Heinrich  I.  zum  Behufe  der  Abhilfe  von  allen  Städte- 
bewolmeru  den  Eid  leisten  lassen  wollte,  dass  sie  den 
Münzen  ihren  Schutz  angedeihen  lassen  würden.  Die 
Minister  Johanns  suchten  den  gleichen  Zweck  dadurch 
zu  erreichen,  dass  sie  den  Besitz  beschnittenen  Geldes 
untersagten  2).  So  oft  man  geringwerthiger  Pfennige  habhaft 
wurde,  sollten  sie  durchbohrt  ihren  Besitzern  zurückgegeben 
werden,  um  niemals  wieder  in  Verwendung  zu  kommen. 
Infolge  des  Umlaufes  von  Massen  solchen  entwertheten 
Geldes  („pollards“ , „crocards“,  „scaldings“ , „brabants“, 
eagles“,  „leonines“,  „sleepings“  u.  s.  w.)  machte  der  Staats- 
schatz bei  Entgegennahme  von  Zahlungen  einen  Abzug  von 
einem  Schilling  vom  Pfund,  was  nicht  als  eine  übermässige 
Belastung  erschien®).  Dem  Umlaufe  geringhaltiger  aus- 
ländischer Münzen,  die  hauptsächlich  als  Zahlungen  für  Wolle 
nach  England  gelangten,  suchte  Eduard  I.  durch  seinen 
Erlass  de  falsa  moneta  zu  begegnen,  der  alle  pollards  und 
crocards  als  verwirkt  erklärte,  wenn  sie  nicht  bei  den 
königlichen  Wechslern  umgewechselt  würden.  Der  König 


')  Cunniugham,  a.  a.  0.  S.  150.  I 

«)  Ashley,  a.  a.  0.  I 171.  172. 

®)  Crump  and  Hughes,  a.  a.  0.  S.  60. 
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verordnete,  dass  allenthalben,  aber  besonders  in  den  Hafen- 
städten, strenge  darüber  gewacht  werden  solle,  dass  alle 
Personen,  die  beschnittenes  und  überhaupt  schlechtes 
(ield  ins  Land  bringen,  verhaftet  werden ^).  Zur  Zeit  , 

Eduards  I.  machten  sich  des  Kippens  und  Wippens  nicht  i 

nur  Personen  niedern  Standes,  sondern  sogar  Geistliche 
hohem  Ranges  schuldigt).  Eduard  III.  beklagt  in  einem 
Erlasse  von  1335 , dass  verschiedene  Personen  jenseits  der 
See  das  Sterling-Geld  nachahnien  und  ihre  schlechte  Münze 
zum  Nachtheile  des  englischen  \ olkes  nach  England  senden. 

Zur  Abhilfe  verordnete  er,  dass  Niemand  Gold  oder  Silber 
ohne  Licenz  ausführen  dürfe,  und  dass  keine  Münzen  ge- 
schmolzen werden,  um  daraus  Geschirr  anzufertigen.  Wenn 
auf  diese  Weise  der  Verminderung  des  umlaufenden  Geldes 
voi gebeugt  werde,  meinte  er,  würde  man  weniger  versucht 
werden,  auswärtige  Münzen  einzuführen.  Ferner  verordnete 
Eduard  1339,  dass  jeder  fremde  Kaufmann  Sicherstellung 
dafür  zu  gewähren  habe , dass  er  für  jeden  auszuführenden 
Sack  Wolle  40  Schilling  (nach  Ruding  I 213,  2 Mark)  in 
Silber  hereinbringen  werde,  welcher  Betrag  im  folgenden 
Jahre  auf  13  Schilling  4 Pence  herabgesetzt  wurde.  Weiter- 
hin ward  1343  bestimmt,  dass  eine  England  und  Flandern 
gemeinsame  Goldmünze  geschlagen  (der  1257  von  Heinrich  III. 
unternommene  Versuch  der  Einführung  einer  solchen  hatte 
sich  als  verfrüht  erwiesen)  und  auch  eine  Vereinbarung 
wegen  einer  gemeinsamen  Silbermünze  getroffen  werde. 

Diese  Goldmünze  wurde  anfangs  etwas  überwerthig  aus-  ' 

gegeben,  weshalb  man  sich  sträubte,  sie  statt  Silbers  an- 
zunehmen. Kein  anderes  Geld  als  diese  neue  Goldmünze 
sollte  ausgeführt  werden.  1351  scheint  der  König  in  den 
Anstrengungen  wegen  der  Behauptung  des  alten  Standards 
ermüdet  worden  zu  sein.  Er  gab  neue  Gold-  und  Silber- 
münzen von  derselben  Feinheit  wie  die  alten,  aber  von  be- 
deutend geringerem  Gewichte  aus,  so  dass  also  die  Währung 


0 Ruding,  a.  a.  0.  I 200.  201.  Cunniiighain,  a.  a.  0.  S.  262.  263. 
**)  Ruding,  a.  a.  0.  I 192. 
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lierabgesetzt  wurde.  Dies  war  der  jäheste  Wechsel  im 
Werthe  der  umlaufenden  Münze,  der  bisher  vorgenommen 
worden  war ; er  erregte  grosse  Unzufriedenheit  ^). 

Heinrich  V.  verordnete,  dass  beschnittene  und  ab- 
genutzte Münzen  nur  dem  Gewichte  nach  angenommen 
werden  sollen  ^),  wodurch  wohl  nur  eine  allmählich  üblich 
gewordene  Zahlungsweise  gesetzlich  bekräftigt  wurde.  Zur 
Zeit  Eduards  IV.  waren  die  Münzbeamten  selbst  der  Münz- 
verschlechterung verdächtig.  Schlechtes  Geld  wurde  zu  der- 
selben Zeit  auch  in  den  Münzen  von  Cork,  Youghall, 
Kinsale  und  Kilmallock  von  Personen,  die  zur  Prägung 
nicht  berechtigt  waren,  gemünzt®). 

Wie  bereits  erwähnt,  setzte  Eduard  I.  das  Gewicht  des 
Penny  von  24  auf  23,7073  grains  tower  herab  (wodurch 
fortgesetzte  Entwerthungen  bis  auf  Elisabeth  eingeleitet 
wurden).  Wohl  dadurch  ist  es  zu  erklären,  dass  Eduard  II. 
1310  unter  schwerer  Strafandrohung  verordnete,  dass  das 
Geld  in  ganz  England  zu  demselben  Werthe,  den  es  unter 
Eduard  I.  hatte,  angenommen  werden  müsse,  und  dass 
Niemand  deshalb  den  Preis  seiner  Waaren  erhöhen  dürfe*), 
eine  Bestimmung,  deren  Durchführung  allerdings  kaum  zu 
controliren  war. 

Die  von  Seiten  der  Regierungen  bewirkten  Münz- 
änderungen waren,  wie  wir  bereits  andeuteten,  in  England 
beträchtlich  geringer  als  in  anderen  Reichen,  aber  immerhin 
bei  Ausgang  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  fühlbar  genug. 
Die  früheste  Goldmünze,  der  Noble,  wog  ursprünglich 
128*/7  grains  und  wurde  mit  6 Schilling  8 Pence  bewerthet, 
1489  ward  das  Gewicht  auf  80  grains  herabgesetzt.  Inner- 
halb desselben  Zeitraumes  sank  das  Gewicht  des  Silber- 
pennys von  22  auf  12  grains®).  Infolge  dieser  Ver- 


0 Cunningham,  a.  a.  0.  S.  299—301. 
2)  a.  a.  0.  S.  387. 

®)  Ruding,  a.  a.  0.  I 285.  286. 

*)  Ruding,  a.  a.  0.  I 207. 

®)  Shaw,  a.  a.  0.  S.  15. 
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ringeruiigen  wurden  die  Münzen  öfters  im  Verkehre  zu- 
rückgewiesen. Proclamationen  Heinrichs  VII.  aus  den  Jahren 
1498  und  1504  untersagen  strengstens  solche  Ablehnungen^) 2). 

Der  aller  dieser  Münzänderungen  ungeachtet , auf- 
lallende Contrast  zwischen  der  französischen  und  der  eng- 
lischen Münzgeschichte  wird  am  genauesten  durch  die 
Thatsache  wahrgenommen,  dass  der  französische  sou  und 
der  englische  Schilling  einst  den  gleichen  Silberwerth  ge- 
habt haben®). 

Wie  wir  bereits  erwähnten,  war  die  Zahl  der  Münz- 
stätten in  Frankreich  zur  Zeit  der  Merowinger  un- 
gewöhnlich gross.  Schon  Pippin  I.  suchte  sie  einzuschränken; 
Karl  der  Kahle  verminderte  sie  durch  das  Edict  von  Pistes 
von  864  auf  neun.  In  dem  Masse  jedoch,  als  das  Lehn- 
wesen sich  entwickelte,  wurde  eine  Anzahl  neuer  gegründet^). 


’)  Soetbeer,  Litteraturnachweis  über  Geld-  und  Münzwesen. 
Berlin  1892.  S.  8. 

*)  Es  ist  daher  durchaus  unerklärlich,  dass  Rogers  (the  economic 
Interpretation  of  history,  London  1888,  S.  36)  Heinrich  VIII.  als  „the 
only  Sovereign,  who  has  ever  committed  this  peculiarly  mean  and 
treacherous  crime“  (to  issue  base  money)  brandmarkt.  Derselbe  Rogers 
sagt  an  anderer  Stelle  (S.  184.  185):  „The  original  Standard  of  weight 
in  the  silver  penny  may  be  taken  at  3.  In  1299  Edward  I.  reduced 
it  to  2,871;  in  1344  Edward  III.  reduced  it  to  2,622,  in  1346  to  2,583 
and  in  1353  to  2,325.  In  1412  Henry  IV.  lessened  it  to  1,937  and  in 
1464  Edward  IV.  to  1,55.  In  1527  Henry  VIII.  brought  it  down  to  1,378 
and  in  1534  to  1,163.“  Ungefähr  in  Uebereinstimmung  damit  bewerthet 
d’Avenel  (Histoire  economique  I 39)  den  Penny 

von  1258  bis  1300  mit  29  Centimes 
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75 
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75 
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75 
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75 
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75 

13,2 

75 

) Crump  and  Hughes, 

a. 

a.  0. 

S. 

60. 

^)  Molinier,  a.  a.  0.  S.  253. 
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Weltliche  wie  geistliche  Grosse  erwirkten  oder  massteii  sich 
— u.  A.  mit  Hilfe  von  Urkundenfälschungen  — das  Recht 
an,  Münzen  zu  schlagen,  die  sie,  dem  Gehalte  wie  dem 
Gewichte  nach,  regelmässig  allmählich  verschlechterten. 
Nach  Lelewel  *)  prägten  die  Barone  im  zwölften  und  drei- 
zehnten Jahrhundert  vornehmlich  Kupfermünzen  (billon). 
1190  machte  der  Herzog  von  Burgund  dem  Bischöfe  von 
Langres  das  Zugeständniss,  dass  er  weder  den  Gehalt  noch 
das  Gewicht  der  Münze  von  Dijon  ohne  des  Bischofs 
Zustimmung  ändern  werde;  er  behielt  sich  jedoch  in 
Betreff  des  Vorrechtes  der  Münzänderung  ausdrücklich  die 
Ansprüche  seines  Sohnes  und  Nachfolgers  vor").  Die  Zahl 
der  Barone  und  Prälaten,  die  im  dreizehnten  Jahrhundert 
Geld  prägten,  wird  auf  achtzig  angegeben,  so  dass  es  in 
der  Theorie  von  dieser  Seite  80  Währungen  gegeben  haben 
würde ; in  Wirklichkeit  aber  gab  es  deren  weit  mehr, 
Ludwig  VIII.  verordnete  1226,  dass  die  Münze  der  Barone 
nur  in  ihren  Gebieten,  die  königliche  dagegen  überall  an- 
genommen werde.  Ludwig  IX.  ging  noch  weiter:  er  gebot 
den  Baronen , die  das  Münzrecht  nicht  hatten , sich  aus- 
schliesslich seiner  Münzen  zu  bedienen , von  denen  die 
baronialen  sich  sichtbar  unterscheiden  sollten.  Zahlreiche 
Verordnungen  der  folgenden  Könige,  namentlich  Philipps 
des  Kühnen,  Philipps  des  Schönen,  Ludwigs  X.  zielten  auf 
Einschränkung  der  Münzstätten  der  Barone,  von  denen  viele 
gezwungen  wurden,  ihr  Recht  zu  verkaufen;  doch  konnte 
kein  voller  Erfolg  erreicht  werden.  Viele  Herren  ahmten 
die  königliche  Münze  täuschend  nach.  Die  englische  Invasion 
erniuthigte  die  Grossen  zu  weiterer  Ausübung  dieses 
Missbrauchs;  sie  l>euteten  die  Geldnoth  der  Krone  und  die 
Aenderung  der  königlichen  Münzen  für  ihre  eigennützigen 
Zwecke  aus®).  Die  geistlichen  Würdenträger  blieben  in 
dieser  Richtung  hinter  den  weltlichen  Grossen  nicht  zurück : 


1)  Numismatique  du  moyen  äge.  I 148. 
®)  d’Avenel,  Histoire  economique.  I 51. 
»)  a.  a.  0.  I 149. 
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der  Bischof  von  Clermont  z.  B.  excommuiiicirte  alle,  die 
seine  geringhaltige  Mttnze  nicht  annehinen  wollten.  Auf 
die  Beschwerde  des  Grafen  Alfons  gebot  Ludwig  der  Heilige 
dem  Prälaten,  die  Excoininunication  aufzuheben  *). 

Die  Münze  von  Tours  gelangte  unter  Ludwig  IX.  zu 
hervorragender  Bedeutung.  Sie  wurde  allmählich  in  ganz 
Europa  und  während  der  Kreuzzüge  auch  im  Oriente  nach- 
geahmt ^).  Der  gros  tournois  (entsprechend  dem  germani-  ¥ 

sehen  Schilling)  war  die  erste  wirklich  ausgeprägte  grössere 
Silbermüuze.  Von  Pippin  bis  auf  Ludwig  den  Heiligen 
waren  nämlich  nur  Denare  und  Bruchtheile  davon  geprägt 
worden;  erst  der  letztere  auch  um  das  Münzwesen  hoch- 
verdiente König  eröffnete  die  Prägung  des  berühmten  gros 
tournois®).  Dieser  wurde  mit  4,210  Gr.  Silber  von  einer 
Feinheit  von  23/24  ausgehracht  und  hatte  zur  Zeit  dieses 
Königs  den  Werth  eines  sou.  („Le  nom  de  gros  fut  donnö 
ii  cette  espece  parce  que  c’ötait  la  plus  grosse  monnoye 
d’argent  qu’il  eüt  alors  en  France“  *).  Gleichzeitig  war 
eine  Goldmünze,  Pagnel,  im  Gewichte  von  4,136  Gramm  — 
etwa  ®/3  des  heutigen  Zwanzigfrankenstücks  — im  Umlaufe. 

Das  livre  tournois  war  zur  Zeit  Ludwigs  IX.  = 6,618 
Gramm  Gold  und  80,881  Gramm  Silber. 

Ausser  den  erwähnten  dienten  zu  Zahlungen  eine 
Unzahl  von  Gold-,  Silber-  und  Kupfermünzen,  die  in  allen 
möglichen  Ländern  geprägt  wurden.  Die  Untersuchung 
des  Gehaltes  und  Gewichtes  dieser  verschiedenen  Münzen 
wurde  den  Einzelnen  überlassen,  und  offenbar  mit  Rücksicht 
auf  die  dabei  vorgekommenen  Uebervortheilungen  verordnete 
Ludwig  der  Heilige  am  1.  November  1265,  dass  bis  Mitte 
August  1266  der  denier  Sterling  zu  keinem  höhern  Course 


')  Boutaric,  Saint-Louis  et  Alfonse  de  Poitiers.  8.  216. 
de  Barthelemy,  Note  sur  l’origine  de  la  monnaie  tournois. 
Paris  1896.  S.  6. 

®)  Vuitry,  a.  a.  0.  S.  446.  Kruse,  a.  a.  0.  S.  40. 

0 Le  Blanc,  Traitd  historique  des  monnoyes  de  France.  Paris  1692. 
8.  170. 
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als  4 deniers  tournois  umlaufen  solle,  was  genau  dem  innern 
Werthe  entsprach  ^).  Das  livre  tournois  drang  in  Frank- 
reich nicht  überall  durch:  es  gab  an  20  Rechnungslivres 
von  verschiedenem  Werthe,  die  nur  die  Eintheilung  in  20  sous 
und  240  deniers  gemein  hatten.  Selbst  der  König  bediente 
sich  nicht  des  livre  tournois;  bis  zum  fünfzehnten  Jahr- 
hundert werden  die  Ausgaben  des  königlichen  Haushaltes 
in  livres  parisis  bestritten.  In  Paris  galt  ein  livre  parisis 
25  SOUS  tournois,  also  ein  Viertel  mehr  als  ein  livre  tournois, 
in  Flandern  etwas  weniger;  (die  Bemerkung  d’Avenels®) 
jedoch,  dass  es  daselbst  nur  12  sous  6 deniers  tournois  ge- 
golten habe,  beruht  offenbar  auf  einem  Irrthume).  Schwächer 
als  das  livre  tournois  war  das  livre  von  Provins;  das  livre 
angevine  kam  dem  tournois  gleich;  das  von  Mans  dagegen 
galt  das  Doppelte;  der  Werth  des  livre  von  Bretagne  kam 
dem  des  livre  parisis  gleich.  Im  ganzen  Südosten  Frank- 
reichs wurden  die  Münzen  der  Grafschaft  Roussillon  durch 
den  zu  Lande  wie  zu  Wasser  lebhaft  betriebenen  Handels- 
verkehr stark  verbreitet.  Man  rechnete  hier  nach  livre 
perpignannaise , melgorienne  und  bareelonaise  de  tern.  Im 
ganzen  Südosten  hatten  die  Provence,  die  Grafschaft  Venaissin, 
das  Fürstenthum  Orange  und  die  Dauphinö  ihre  besonderen 
Rechnungen,  unter  denen  der  in  12  sous  eingetheilte  Gulden 
hervorragte,  nicht  zu  verwechseln  mit  dem  Goldgulden.  Die 
Dauphine  rechnete  neben  dem  Gulden  nach  livre  viennoise, 
das  um  ein  Viertel  schwächer  als  das  livre  tournois  war. 
Im  Eisass  wurde  neben  zwei  oder  drei  anderen  Münzeinheiten 
nach  dem  livre  strasbourgeoise  gerechnet®).  1359  ward  in 
Frankreich  als  Einheit  der  Goldthaler  angenommen,  der  un- 
verändert blieb ; er  galt  regelmässig  20  sous,  doch  stieg  sein 
nomineller  Werth  nach  Massgabe  der  Münzänderungen  auf 


Schaube,  Ein  italienischer  Coursbericht  von  der  Messe  von 
Troyes  aus  dem  dreizehnten  Jahrhundert  in  der  Zeitschrift  für  Social- 
und  Wirthschaftsgeschichte.  V 288. 

La  fortune  privee  ä travers  sept  siecles.  Paris  1895.  S.  44. 
d’Avenel,  Histoire  economique.  I 40  S. 
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30,  40,  50  uud  selbst  80  sous.  Ein  dem  so  vielfach  iiacli- 
gebildeteu  Florentiner  ähnlicher  Goldgulden  wurde  auch  in 

Frankreich  zur  Zeit  Karls  V.  unter  dem  Namen  Florence 
d’or  geprägt  ^). 

Ferner  hatte  man,  wie  bereits  erwähnt,  mit  den  fremden 
Münzen  zu  rechnen,  worin  sich  das  mittelalterliche  Europa 
kosmopolitischer  als  das  heutige  zeigte.  Neben  den  könig- 
lichen und  feudalherrlichen  Münzen  erblickte  man  im  drei- 
zehnten und  vierzehnten  Jahrhundert  den  marobotin  der 
spanischen  Araber,  den  besaut  (Byzantiner)  und  Constantin 
des  byzantinischen  Reiches,  die  sicilianischen  und  vene- 
tianischen  Ducaten , den  spanischen  Real , den  englischen 
Nobel  und  vor  allem  den  Florentiner  Goldgulden,  der  durch 
seinen  unveränderten  Gehalt  alle  anderen  Goldmünzen 
an  Ansehen  überragte  und  allenthalben  nachgeahmt  wurde  2). 
Während  ihres  laugen  Besitzes  der  Normandie  versuchten 

dagegen  die  Engländer  vergebens,  die  Sterlingwährung 
daselbst  einzuführen. 

Als  Karl  \.  gewahrte,  dass  die  französischen  Münzen 
in  den  Nachbarländern  nach  gebildet  wurden  und  dass  das 
Königreich  mit  entwertheten  auswärtigen  Münzen  angefüllt 
war,  während  alle  guten  einheimischen  Münzen  verschwunden 
waren,  erwirkte  er  1372  vom  Papste  eine  Excomunmications- 
bulle  gegen  die  benachbarten  Mächte,  die  seine  Münzen  nach- 
ahmen würden;  doch  wurde  über  die  gleiche  Wahrnehmung 
1395,  1396  uud  später  geklagt.  Noch  ein  Jahrhundert  nach 
Karl  V,  fand  sich  Ludwig  XI.  infolge  der  fortdauernden 
Ueberschwemmung  des  Reiches  mit  fremden  Münzen  be- 
wogen, ihren  Werth  durch  einen  Tarif  festzusetzen ^). 

Die  erste  Erwähnung  einer  französischen  Goldmünze 
geschieht  zur  Zeit  Ludwigs  IX.  (1265);  von  Bedeutung  aber 
ward  die  Goldwährung  erst,  als  Philipp  der  Schöne  1295 
die  gros  royaux  d’or  einführte  ^). 

0 Le  Blanc,  a.  a.  0.  S.  234. 

*)  d’Avenel,  a.  a.  0.  I 40  ff. 

Le  Blanc,  a.  a.  0.  S.  286.  Shaw,  a.  a.  0.  S.  36—38. 

*)  Shaw,  a.  a.  0.  S.  10.  15. 


Die  unaufhörlichen  Münzänderungen  nahmen  zwei  ver- 
schiedene Formen  an;  die  eine  bestand  in  einem  grössern 
oder  geringem  Kupferzusatze,  wodurch  der  Werth  der  Gold- 
und  Silbermünze  verringert  wurde;  die  andere  in  willkür- 
licher Werthbestimmung  der  Münze.  Diese  beiden  Arten 
wurden  in  Frankreich  verschieden  aufgefasst;  während  jene 
als  reiner  Diebstahl  erschien  und  Philipp  dem  Schönen,  der 
sie  in  besonders  willkürlicher  Weise  anwandte,  die  Be- 
schimpfung als  Falschmünzer  zuzog,  wurde  diese  (deren  sich 
Philipp  nach  neueren  Darstellungen  allein  schuldig  gemacht 
haben  soll)  als  eine  zwar  gehässige,  aber  nicht  unrechtmässige 
Besteuerung  betrachtet.  Es  darf  dabei  nicht  übersehen  ; 

werden,  dass  es  bis  auf  die  neue  Zeit  ein  Regierungsgrundsatz  ! 

war,  dass  der  König  befugt  sei,  den  Werth  der  Münzen  nach 
Bedürfniss  festzusetzen.  Philipp  der  Schöne  insbesondere  i 

konnte  diese  Befugniss  umsoweniger  in  Zweifel  ziehen,  , 

als  nach  seiner  Ansicht  der  Krone  ein  Recht  auf  das 
gesammte  im  Reiche  befindliche  Gold  und  Silber  zu- 
stand  ^).  Am  unverhohlensten  drückt  Philipp  VI.  jene 
Befugniss  in  einer  Verordnung  vom  16.  Januar  1346  aus, 
worin  es  wörtlich  heisst:  „Nous  ne  pouvons  croire  ne 
presumer  qu’aucun  puisse  ne  doye  faire  doute  que  ä Nous 
et  ä nostre  Majestö  Royale  ne  appartienne  seulement  et  pour 
le  tout  en  nostre  Royaume  tout  le  niestier,  le  fait,  Testat, 
la  Provision  et  toute  Tordonnance  des  Monnoyes,  et  de 
faire  monnoyer  telles  monnoyes  et  donner  tel  cours  et  pour 
tel  prix,  comme  il  nous  platt  et  bon  nous  seinble  pour  le 
bien  et  profit  de  Nous,  de  nostre  dit  Royaume  et  de  nos 
Sujets.“  Ungeachtet  dieser  selbstbewussten  Sprache  ver- 
suchte Philipp  öfters,  die  Münzänderungen  dem  Volke  zu 
verheimlichen,  was  namentlich  seine  Verordnung  von  1350 
bezeugt  ®), 

Zu  dem  Mangel  an  Erkenntniss  der  Nothweiidigkeit 
guten  Geldes  von  Seiten  der  mittelalterlichen  Regierungen 

0 d’Avenel,  La  fortune  privee.  S.  49.  Ranke,  Französische 
Geschichte.  I 34. 

*)  Le  Blanc,  a.  a.  0.  S.  212. 
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gesellte  sich  die  irrige  Ansicht,  dass  zwischen  Gold  und 
Silber  ein  bestimmtes  Verhältniss  bestehe,  weshalb  es  als 
ein  zweifelloses  Recht,  ja  als  eine  Pflicht  angesehen  wurde, 
dieses  Verhältniss,  so  oft  es  gestört  erschien,  auf  dem  Wege 
der  Gesetzgebung  wiederherzustellen»),  (wiewohl  man  bald 
die  Gold-,  bald  die  Silbermünzen  verhältnissmässig  mehr 
verringerte),  wodurch  die  Münzwirren  noch  erheblich  ge- 
steigeit  wurden.  Denn  diese  „Wiederherstellungen“  erfolgten 
mit  einer  dem  modernen  Menschen  geradezu  unbegreiflichen 
Gewaltsamkeit  und  Willkür  — im  Laufe  eines  Jahrhunderts 
mehr  als  150  mal  — . Die  zehn  Jahre  von  1303  bis  1313 
z.  B.  zeigen  folgende  Veränderungen  des  Verhältnisses  des 
Goldwerthes  zum  Silberwerthe: 

1303  10,26 
1305  15,9 
1308  14,46 

1310  15,64 

1311  19,55 
1313  14,372). 

Die  zahlieicheu  Münzänderungen,  die  seit  Beginn  des 
zwölften  Jahrhunderts  grosse  Verwirrungen  im  Verkehre 
herbeiführten,  riefen  lebhafte  Beunruhigungen  in  der  Be- 
völkerung hervor,  die  zu  ihrer  Beseitigung  selbst  grosse  — 
oft  vergeblich  gebrachte  — Opfer  nicht  scheute.  1137  ver- 
pflichtete sieh  der  König  gegenüber  den  Städten  Orleans 
und  Etampes,  gegen  eine  ihm  zu  leistende  jährliche  Abgabe, 
weder  das  Gewicht  noch  den  Gehalt  der  in  diesen  beiden 
Städten  geprägten  Münzen  zu  verringern.  Zu  gleichem  Ende 
unterzogen  sich  die  Bewohner  der  Normandie  einer  Steuer 
von  drei  deniers  für  den  Herd,  unter  dem  Namen  fouage 
oder  monnayage.  Eine  ähnliche  Abgabe  wurde  in  den  Um- 
gebungen von  Paris  unter  der  Bezeichnung  relövement  de 
la  monnaie  erhoben.  Gleichzeitig  wurde  der  Brauch  ein- 
geführt, in  \ ertrügen  die  zu  leistenden  Zahlungen  in  genau 


’)  d’Aveiiel,  a.  a.  0.  S.  62. 
2)  Shaw,  a.  a.  0.  S.  32. 
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bestimmten  Münzen  oder  in  Mark  Silber  festzusetzen.  Bei 
Ausgang  des  zwölften  Jahrhunderts  verpflichtete  sieh  Philipp 
August  zur  Unterlassung  von  Münzänderungen,  namentlich 
in  den  den  Communen  gewährten  Freibriefen,  gegen  be- 
stimmte Leistungen»).  Wie  drückend  auch  ein  Jahrhundert 
darauf  die  Müuzänderungen  empfunden  wurden,  geht  aus 
den  folgenden  Thatsachen  hervor;  Im  Süden  waren  die 
Landesmünzen  so  sehr  discreditirt  worden,  dass  in  der  Pro- 
vence die  Mitgiften  noch  lange  Zeit  in  Natur  entrichtet 
wurden.  1303  boten  die  versammelten  Prälaten  Frankreichs 
dem  Könige  Philipp  dem  Schönen  den  zehnten  Theil  des 
Ertrags  ihrer  Beneficien  an,  unter  der  Bedingung,  dass  er 
sich  und  seine  Nachfolger  verpflichte,  die  Münzen,  ohne 
vom  grossen  Rathe  dargelegte  und  von  den  weltlichen 
wie  geistlichen  Herren  anerkannte  dringende  Gründe, 
nicht  zu  ändern.  Am  1.  Mai  1304  erhielt  der  König  vom 
Erzbischof  und  der  Geistlichkeit  von  Reims  das  übliche 
Geschenk  (don  gratuit)  nur  gegen  das  Versprechen  der 
Wiederherstellung  der  Münze  Ludwigs  des  Heiligen.  Um 
dieselbe  Zeit  erklärte  der  Papst  Benedict  XL,  dem  Könige 
zwei  geistliche  Zehnten  und  die  Annaten  während  zweier 
Jahre  zu  bewilligen,  um  ihn  in  den  Stand  zu  setzen,  das 
Münzwesen  zu  regeln.  Da  dessenungeachtet  die  Münz- 
änderungen fortgesetzt  wurden  und  deshalb  der  Unwille  der 
Bevölkerung  in  erschreckender  Weise  zunahm,  so  fand  sich 
der  neue  Papst  Clemens  V.  bei  Gelegenheit  seiner  Krönung 
zu  Lyon  im  November  1305  veranlasst,  den  König,  indem 
er  ihm  neue  geistliche  Zehnte  bewilligte,  um  eine  Reform 
des  Münzwesens  zu  bitten.  Alles  vergeblich  2). 

Offenbar  infolge  der  Unzulänglichkeit  der  vorhandenen 
Edelmetalle  zu  Münzzwecken  verbot  Philipp  am  30.  März 
1295  allen  Personen,  deren  Einkommen  6000  Livres  nicht 
erreichte,  Gold-  und  Silbergeschirr  zu  haben  und  forderte 
sie  unter  Androhung  strenger  Strafen  auf,  ein  Drittel  davon 

*)  Vuitry,  a.  a.  0.  S.  438.  441. 

Perrens,  Histoire  de  Florence.  II  30.  Le  Blanc,  a.  a.  0. 
S.  XX.  186.  Vuitry,  a.  a.  0.  Nouvelle  serie.  I 191.  195.  225.  II  10. 
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innerhalb  acht  Tagen  in  die  Münzstätten  zu  bringen  und 
den  Rest  zur  königlichen  Verfügung  bereit  zu  halten.  Der 
Werth  dieser  Gegenstände  sollte  nach  einem  vom  Könige 
festgestellten  Tarife  ersetzt  werden.  Ferner  wurde  die  Aus- 
fuhr gemünzter  wie  ungemünzter  Edelmetalle  strenge  unter- 
sagt und  die  Annahme  der  neuen  Münzen  unter  Androhung 
von  Leibes-  und  Vermögensstrafen  befohlen.  Man  belegte 
ferner  sogar  die  Geldsendungen  mit  Beschlag,  die  als  Ertrag 
der  Steuern  des  französischen  Klerus  an  den  Hof  zu  Rom 
gerichtet  wurden,  was  eine  der  Ursachen  des  Zerwürfnisses 
zwischen  Philipp  dem  Schönen  und  Bonifaz  VIII.  war^). 
Der  König  gestand,  dass  er  durch  Noth  gezwungen  werde, 
Geld  zu  schlagen,  das  „vielleicht“  an  Gewicht  und  Gehalt 
geringer  als  das  seiner  Vorgänger  sei,  versprach  aber,  für 
den  daraus  erwachsenden  Verlust  Entschädigung  zu  leisten. 
Die  fremden  Münzen  wurden  verboten.  Als  der  König 
1303  wieder  zur  Ausgabe  guter  Münze  schritt 
(die  nur  durch  vier  Monate  geprägt  wurde),  hatte  auch 
diese  vorübergehende  Wendung  zum  Bessern 
nachtheilige  Folgen.  Das  geringhaltige  Geld  hatte 
nämlich  niemals  die  Geltung  seines  Nominalwerthes  erlangt ; 
es  fand  daher,  wie  in  anderen  Ländern,  so  auch  in  Frank- 
reich, eine  der  Münzwerthverringerung  entsprechende  Er- 
höhung der  Waarenpreise,  Miethen  etc.  statt.  Die  Miethe, 
die  1295  zehn  sous  guten  Geldes  betrug,  wurde  1305  im 
Einklänge  mit  dem  veränderten  Münzwerthe  nur  zu  dreissig 
SOUS  geringen  Geldes  erneuert.  Als  man  zu  dem  guten 
Gelde  zurückkehrte,  forderten  die  Haus-  und  Landgut- 
Ei  genthümer  von  ihren  Miethern  und  Pächtern  die  Be- 
zahlung in  gutem  Gelde,  wiewohl  die  Verträge  für  gering- 
haltige Münze  abgeschlossen  worden  waren,  oder  m.  a.  W. 
sie  verlangten  das  Dreifache  der  ausbedungenen  Mieth-  und 
Pachtbeträge.  Das  deshalb  über  die  plötzliche  Müiiz- 
änderung  aufgebrachte  Volk  verbrannte  das  Haus  eines  der 
Münzmeister,  Etienne  Barbette,  und  belagerte  den  König 
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im  Temple,  wohin  er  sich  geflüchtet  hatte.  Auch  in  den 
Provinzen  fanden  Unordnungen  statt.  Auf  gutes  Geld  in 
den  Jahren  1307  und  1308  folgten  1311  wieder  Werth- 
verringerungen. 1313  waren  diese  so  beträchtlich,  dass  die 
Kaufleute  kaum  wussten , wie  viel  sie  für  ihre  Waaren 
fordern  sollten.  Das  Misstrauen  war  allgemein ; der  Handel 
hörte  allmählich  auf.  Die  darauf  folgende  Wiederherstellung 
des  guten  Geldes  hatte  dieselben  unheilvollen  Folgen  wie 
einige  Jahre  vorher.  Die  zahlreichen  Münzänderungen 
Philipps  ermuthigten  überdiess  die  Falschmünzer,  die  das 
so  verlockende  Gewerbe  nun  schwunghaft  betrieben.  Als 
eine  der  empfindlichsten  Folgen  der  fortwährenden  Münz- 
änderungen ist  zu  erwähnen , dass  die  fremden  Kauf- 
leute aufhörten  die  Messen  der  Champagne  (und 
wohl  auch  andere)  zu  besuchen,  da  sie  mit  der 
Stabilität  des  Münzwesens  jede  Verkehrs- 
sicherheit schwinden  sahen.  Pierre  Dubois  warf  in 
einer  an  Philipp  den  Schönen  gerichteten  Denkschrift  diesem 
vor,  durch  seine  häufigen  Münzänderungen  dem  Volke 
grössern  Verlust  zugefügt  zu  haben,  als  ans 
einem  langen  Kriege  erwachsen  wäre^).  Auch  der 
grosse  Florentiner  Dichter,  dessen  Scharfblicke  das  durch 
die  Münzänderungen  entstandene  Unheil  nicht  zu  entgehen 
vermochte,  hält  Gericht  über  den  französischen  König  mit 
den  Worten: 

Li  si  vedrä  il  duol  che  sopra  Senna 
Induce,  falseggiando  la  moneta, 

Quei  che  morrä  di  colpo  di  cotenna®). 

Die  Nachfolger  Philipps  des  Schönen  überboten  ihn 
noch,  wiewohl  er  auf  seinem  Todtenbette  seinem  Sohn  Ludwig 
empfohlen  hatte,  nur  gutes  Geld  prägen  zu  lassen.  Als 
1315  der  Graf  von  Nevers  eine  Münz  Verschlechterung  vor- 
nahm, wurde  er  vom  Könige  verfolgt,  der  das  hierauf  be- 
zügliche Monopol  ausdrücklich  für  sich  in  Ansprnch  nahm, 

')  Boutaric,  La  France  sous  Philippe  le  Bel.  S.  310  ff. 

2)  Paradiso  XIX  119. 

Felix,  Eigenthum.  IV.  2.  I. 
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indem  er  behauptete,  dass  er  allein  das  Recht  habe,  die 
IMünzen  zu  verändern.  Namentlich  um  die  Mittel  zur 
Führung  der  zahlreichen  Kriege  zu  gewinnen,  fanden  sich 
die  Regierungen  häufig  zu  Münzänderungen  bewogen.  Als 
Philipp  von  Valois  Beisteuern  zu  einem  Kreuzzuge  ver- 
langte, führten  die  Schöffen  von  Reims  1332  als  eine  der 
Ursachen  der  Ablehnung  an,  dass  die  Münzänderungen 
überall  grosses  Elend  herbeigeführt  hätten.  Wie  in  anderen 
Ländern , so  machten  auch  in  Frankreich  die  Münzwirren 
die  Kenntniss  des  Geldes  zu  einer  schwierigen  Angelegen- 
heit und  die  Dazwischenkunft  von  Wechslern  unerlässlich. 
Welche  Werthumwälzungen  die  Münzänderungen  innerhalb 
weniger  Jahre  hervorriefen,  zeigt  die  folgende  Tabelle.  Der 
Werth  des  livre  tournois  war: 

nach  der  nach  der 

Goldwährung  Silberwährung 


1336 

am  1.  Januar  1337 
31.  October  1338 
8.  Juni  1339 
29.  Januar  1340 
6.  April  1340 
12.  Mai  1340 
27.  Januar  1341 
6.  Februar  1341 
8.  August  1341 
26.  Juni  1342 


19  Frcs.  38  Centimes  17  Frcs.  37  Cent. 


15 

13 

11 

9 

7 

7 

6 

6 

5 

4 


W 


V 


n 


y) 


Yi 


rt 


y) 


61 

48 

70 

36 

80 

48 

67 

67 

86 

72 


11 

8 

8 

6 

5 

5 

4 

4 

4 

3 


r) 


n 


yy 


yy 


n 


58 

68 

68 

94 

79 

79 

96 

34 

34 

47 


yy 


yy 


yy 


yy 


Wer  also  1336  1 00  Livres  im  Silber- Aequi- 
valente  von  1737  Franken  geliehen  hatte, 
musste  sich  sechs  Jahre  darauf  mit  der  Rück- 
erstattung eines  Silberäquivalentes  von  347 
Franken  begnügen!^)  Matthias  Villani  behauptete, 
dass  nun  alle  fremden  Kaufleute  aufgehört  hätten,  nach 
Frankreich  zu  kommen,  um  daselbst  Handel  zu  treiben, 
dass  nicht  nur  die  französischen  Kaufleute  zu  Grunde  ge- 


richtet würden,  sondern  dass  die  anderen  Unterthanen  des 
Königs  von  Frankreich,  adelige  wie  bürgerliche,  ebenso 


i 
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verarmt  wären.  Er  geht  sogar  so  weit,  die  Kriegs- 
unfälle der  Franzosen  zum  Theile  den  Münzcalamitäten  bei- 
zumessen ^). 

Bis  zur  zweiten  Hälfte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts 
waren  die  Münzen  unaufhörlichen  Schwankungen  unter- 
worfen. Es  gab  während  des  hundertjährigen  Krieges  108 
verschiedene  Werthbestimmungen  für  Gold  und  179  für 
Silber.  Johann  der  Gute  änderte  während  einer  vierzehn- 
jährigen Regierung  18mal  den  Preis  der  Mark  Gold  und 
86mal  den  des  Silbers,  so  dass  das  dadurch  verursachte 
Unheil  dem  während  der  Revolution  durch  die  Assignaten 
hervorgerufenen  gleichgestellt  wird^).  Zu  seiner  Zeit  er- 
reichte die  Münzschwankung  in  der  Bretagne  in  dem 
einzigen  Jahre  1351  hundert  Procent,  indem  die  Mark 
Silber  von  5 Livres  5 Sous  auf  11  Livres  stieg.  Auch  dieser 
König  suchte  zuweilen  die  Münzänderungeu  zu  verheim- 
lichen. 1357  brach  wegen  einer  Müiizänderung  ein  Auf- 
stand aus.  Alle  Gewerke  hörten  zu  arbeiten  auf;  die  ver- 
schiedenen Corporationen  erschienen  bew^affnet  in  den 
Strassen  ®). 

Eine  der  Folgen  der  Unzulänglichkeit  des  Geldvorrathes 
in  Frankreich  war  der  (S.  592)  erwähnte  bail  ä eens.  Ihr 
ist  ferner  der  Fortbestand  einer  Anzahl  anderer  Zahlungsmittel 
neben  dem  Golde,  namentlich  von  Grund  und  Boden  für  grössere 
Beträge,  beizumesseiU).  Der  Mangel  an  Edelmetallen  für 
Münzzwecke  bestimmte  Philipp  YI. , den  Goldarbeitern  zu 
verbieten,  ohne  ausdrückliche  Ermächtigung,  grosse  Werke 
aus  Gold  oder  Silber,  mit  alleiniger  Ausnahme  der  den 
Kirchen  gewidmeten,  auszuführen,  und  die  Edelmetalle  zu 
höheren  als  den  in  den  Münzstätten  bezahlten  Preisen  zu 
kaufen.  Die  gleichzeitigen  Aufwandgesetze  sind  zum  Theile 
auf  die  nämliche  Ursache  zurückzuführen®).  Ueber  den 


Le  Blanc,  a.  a.  0.  S.  XXI.  XXII. 
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Mangel  an  Geld  und  namentlich  an  kleinen  Münzen  wird 
auch  in  Frankreich  unaufhörlich  geklagt.  Le  Blanc  schreibt 
es  dem  Mangel  an  Edelmetall  zu,  dass  Philipp  VI.  den 
gros  tournois  verringerte,  welcher  veränderten  Münze  er 
— analog  den  deutschen  Weisspfennigen  — den  Namen 
blane  gab.  Die  Ausfuhr  von  Edelmetallen  war  so  verpönt? 
dass  der  Export  von  mehr  als  20  000  ^fark  Silber  in  Münzen 
und  in  Barren  als  eine  der  Ursachen  der  Verurtheilung  von 
Jacques  Coeur  angegeben  wurde 2).  Zu  den  Königen,  die, 
dieser  Unzulänglichkeit  wegen,  die  Goldausfuhr  zu  hemmen 
suchten,  gehörte  auch  Ludwig  XL,  der  1463  allen  Kauf- 
leuten, sowohl  den  französischen,  als  auch  den  in  Frankreich 
lebenden  fremden,  untersagte,  Gewürze  ausserhalb  des 
Königreichs  zu  kaufen,  damit  das  Gold  nicht  abhiesse. 
Dieses  Verbot  benachtheiligte  ganz  besonders  die  Venetianer, 
weshalb  sie  die  grössten  Anstrengungen  machten,  um  dessen 
Zurückziehung  zu  erwirken.  Aus  demselben  Grunde  missfiel 
dem  Könige  die  Sendung  einer  auf  eine  neue  religiöse 
Friedensgenossenschaft  bezüglichen  päpstlichen  Bulle,  die 
einen  Tarif  der  von  jedem  Mitgliede  zu  leistenden  Bei- 
träge enthielt;  vor  der  Ertheilung  der  Erlaubniss  zur 
Veröffentlichung  befahl  er  dem  Kanzler  und  den  Mitgliedern 
des  grossen  Käthes  zu  untersuchen,  ob  nicht  ein  Grund  zur 
Abänderung  gefunden  werden  könne  ^). 


Nach  Shaw  (S.  33)  wurden  geprägt: 


aus  der 
Livi’es 

Silbermark 

Sols 

aus 

Livres 

der  Goldmark 
Sols  Deniers 

1309 

2 

19 

44 

0 

0 

1315 

2 

14 

45 

0 

0 

1343 

3 

4 

43 

16 

8 

1350 

5 

5 

53 

18 

9 

1361 

5 

0 

60 

0 

0 

1381 

5 

8 

60 

10 

0 
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0 
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aus  der 

Silbermark 

aus 

der  Goldinark  I 

Livres 

Sols 

Livres 

Sols 

Deniers  | 

1427 

8 

0 

72 

0 

0 1 

1429 

7 

0 

77 

10 

0 1 

1446 

7 

10 

88 

2 

6 

1456 

8 

10 

100 

0 

0 

1473 

10 

0 

110 

0 

0 

1475 

10 

0 

118 

10 

0 

nach  Soetbeer  (Litteraturnachweis  S.  7): 

1497 

11 

0 

130 

3 

4 

ach  d’Avenel  galt 

das  livre 

tournois 

durchschnittlich : j 
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bis 
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21 
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V 
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13 

rj 
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! 
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12 

r» 

25 

i 

r> 
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rt 
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7 
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26 
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n 

1389 

8 
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90 

t; 
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n 

1410 
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n 

53 
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6 

w 

85 

i 

1 
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1445 
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n 

53 

1 

w 
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5 

r> 

69 

1 

« 
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» 

1487 

5 

j) 

29 

» 

V 

1488 

n 
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4 

» 
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Nach  demselben  Autor  war  die  Kaufkraft  der  Edelmetalle, 
verglichen  mit  der  heutigen: 


von 

1201 

bis 

1225 

das 

4h  2 
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1226 
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Yt 

3 

w 
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n 
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4 
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w 
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V 
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4^/4 

w 

w 
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1450 
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w 
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n 
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n 

6 

« 

» 
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D 

7) 

Um  an  einem  Beispiele  nachzuweisen,  wie  vorsichtig  solche 
Zahlenangaben  zu  gebrauchen  sind,  erwähnen  wir,  dass  Schaube 
(a.  a.  0.  S.  265)  den  Werth  eines  livre  tournois  für  die  Mitte 
des  dreizehnten  Jahrhunderts  mit  22,78  Mark  berechnet,  während 
d’Avenel  ihn  für  den  nämlichen  Zeitraum  mit  nur  20  Franken 
annimmt,  welchen  Unterschied  Schaube  hauptsächlich  dadurch 
erklärt,  dass  d’Avenel  das  Werthverhältniss  von  Silber  zu  Gold 
anstatt  mit  1 : 9,6  mit  1 : 15,5  annimmt.  Dabei  ist  allerdings 
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auch  zu  berücksichtigen,  dass  d’Avenel  den  Durchschnitt  aus 
einer  langen  Reihe  von  Jahren  anführt. 

Den  Müiizwirren,  denen  wir  allenthalben  begegnen, 
konnte  das  mittelalterliche  Italien  um  so  weniger  ent- 
gehen, als  daselbst  die  Geldwirthschaft  sehr  zeitig  ein- 
geftihrt  worden  war.  Seitdem  dort  von  der  alten  Norm 
des  Gewichtspfundes  (libbra  di  peso)  abgewichen  worden 
war,  entstand  eine  Unzahl  von  „Pfunden“  und  soldi,  ver- 
schieden an  Gewicht  und  Gehalt,  weshalb  die  Erkenntniss 
des  wirklichen  Werthes  der  Münzen  auch  hier  die  grössten 
Schwierigkeiten  darbot,  Schwierigkeiten,  die  Jahrhunderte 
hindurch  durch  den  Mangel  an  einer  Münze,  die  durch  ihre 
Eigenschaften  als  Vorbild  hätte  dienen  können,  wesentlich 
erhöht  wurden.  Aus  einer  und  derselben  Münzstätte  gingen 
im  Laufe  von  einigen  Jahren  Münzen  von  anscheinend 
gleicher  Beschaffenheit,  aber  von  mannigfaltigen  Werthen 
hervor,  die  zu  den  verschiedensten  Benennungen  Anlass 
gaben,  wie  buoni,  debili,  cursibili,  vecchi,  rinnovati  etc. 

Im  elften  Jahrhundert  waren  von  Silbermünzen  im 
Umlaufe : die  migliaresi,  die  in  Sicilien,  Constantinopel  und 
Tunis  geprägt  wurden,  die  provvisini  (römisch),  die  volterani, 
die  matapani  (venetianisch),  die  danari  von  Venedig,  Pavia, 
Lucca,  Asti.  Die  Münze  von  Asti  w'ar  im  dreizehnten  und 
noch  mehr  im  vierzehnten  Jahrhundert  stark  verbreitet; 
zur  Zeit  von  Amadeus  VI.  diente  sie  jenseits  des  Po  als 
Grundlage  der  meisten  Verträge.  Daneben  coursirten  von 
französischen  Münzen,  besonders  in  Savoyen,  die  vom  Erz- 
bischof zu  Vienne  geschlagenen  deniers  und  die  von  den 
(jiafen  von  Poitiers  geprägten  Münzen  namentlich  in  Piemont. 
Ausserdem  stand  allenthalben  der  denier  tournois,  wie  er 
von  Ludwig  IX.  geprägt  worden  war,  in  hohem  Ansehen. 

Die  verbreitetsten  Goldmünzen  waren  nach  dem  Jahre 
1000  die  soldi,  oboli,  bizanti,  michelati,  schifate,  constantini 
des  byzantinischen  Reiches,  ferner  die  amalfitanischen  und 
sicilianischen  Tari,  die  ein  Viertel  des  Goldsolidus  aus- 
machteu,  die  arabischen  Dirham  und  Dinare,  welche  die 
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' Kreuzfahrer  bei  ihrer  Rückkehr  in  Umlauf  brachten, 

I 

ausserdem  die  marabutini , die  von  den  spanischen  Arabern 
kamen,  endlich  die  Ducaten  Rogers  von  Sicilien  und  die 
agostari  Friedrichs  II.  ^). 

Der  staatsmännische  Geist  Rogers  II.  von  Sicilien 
! zeigte  sich  auch  darin,  dass  er,  seiner  Zeit  vorgreifend, 

’>  innerhalb  seines  Reiches  keine  fremden  Münzen  duldete 

I und  also  zu  einer  Zeit,  in  der  alle  Reiche  unter  der 

Mannigfaltigkeit  der  vorhandenen  Währungen  litten,  Münz- 
' einheit  herbeizuführen  suchte^). 

Infolge  der  entwickelten  Geldwirthschaft  Italiens  konnte 
schon  Friedrich  I.  sich  hier  auf  ihre  Erträge  stützen, 

während  er  in  Deutschland  auf  Naturallieferungen  an- 

• gewiesen  war®). 

Die  Verleihung  und  Entziehung  des  Münzrechtes  wurde 
auch  von  Friedrich  I.  in  Italien  als  politisches  Mittel  be- 
nutzt. Er  entzog  1155  den  Mailändern  aus  Strafe  Münze, 
Zoll,  Gerichtsbarkeit  und  alle  Regalien  und  verlieh  ihr 
Münzrecht  den  reichstreuen  Cremonesen.  Auch  untersagte 
er  die  Annahme  der  Mailänder  Münzen*). 

Bei  der  Welthandelsstellung  Venedigs  haben  wir  uns 
zunächst  mit  seinem  Münzsystem  zu  beschäftigen.  Dieses 
hatte  eine  do])pelte  Grundlage:  1.  die  lira  di  piccioli,  die 
auf  das  Pfund  Karls  des  Grossen  zurückzuführen  ist,  gleich 
diesem  in  20  soldi  zu  12  denari  eingetheilt  wurde  und 
während  des  ganzen  Verlaufes  der  Republik  sich  erhalten 
hat.  2.  Die  lira  di  grossi,  eine  Rechnungsmünze,  die  im 
dreizehnten  Jahrhundert  entstanden  war  und  im  sechzehnten 
aufgegeben  wurde.  Die  allmähliche  Münzwerthverringerung 
war  so  beträchtlich,  dass  der  Denar  des  Dogen  Sebastiane 
Ziani  (1172 — 1178)  und  der  beiden  folgenden  Dogen  kaum 
I ein  Viertel  des  Gewichtes  des  Denars  Karls  des  Grossen 


Cibrario,  a.  a.  0.  III  204 — 214. 

®)  Jastrow  und  Winter,  a.  a.  0.  I 380. 
»)  a.  a.  0.  I 475. 

Giesebrecht,  a.  a.  0.  V 70. 
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hatte.  Diese  Entwerthuiig  führte  1200  zur  Prägung  einer 
grösseren  Münze,  nämlich  des  grosso,  der  26  piccioli  oder 
denari  galt.  1270,  unter  dem  Dogen  Lorenzo  Tiepolo,  kehrte 
man  zu  den  piccioli  zurück,  wovon  jedoch  nun  28  anstatt  26 
auf  den  grosso  gingen.  Unter  dem  Dogen  Giovanni  Dandolo 
(1280—1289)  begann  die  Goldprägung.  Der  ducato  oder 
zecchino  galt  18  gross! ; 67  ducati  gingen  auf  die  venetiani- 
sche  Mark,  nach  dem  Verhältnisse  des  Silbers  zum  Golde 
von  1 ; 10,6.  Eine  grosse  Ummünzung  ward  unter  dem 
Dogen  Niccolö  Tron  (1471  — 1473)  bewirkt:  der  Silbergrosso 
ward  als  Münze  abgeschafft  und  eine  neue  Silbermünze, 
die  lira,  zu  20  soldi,  eingeführt.  Dieses  ist  die  erste  Er- 
scheinung der  eft’ectiven  Lira,  die  bis  dahin  nur  ein  Gewicht 
bezeichnet  hatte,  als  Münze.  36  solche  Lire  gingen  auf 
eine  Mark  Silber  >). 

In  Florenz  war  im  zwölften  Jahrhundert  die  lucchesische 

und  später  neben  dieser  die  pisaner  Münze  im  Umlaufe. 

Bei  Ausgang  des  zwölften  Jahrhunderts  zeigte  diese  eine 

erhebliche  Werth  Verringerung.  1164  hatte  die  pisaner  wie 

die  luccheser  libbra  (auf  Grundlage  des  Feingehaltes  der 

jetzigen  Münzen  dei-  lateinischen  Union)  einen  Werth  von 

23^/3  Franken,  der  für  die  pisaner  1202  auf  IU/5  Franken 

sank.  Der  Solidus  von  12  Denaren  und  die  libbra  von  20 

sohdi  waren  nur  Rechnungsmünzen;  im  Umlaufe  waren 

bloss  dünne  Silberpfennige.  Neben  den  pisaner  und  luccheser 

Münzen  kamen  auch  die  der  anderen  Nachbarstädte,  wie 

Arezzo,  Siena  und  Volterra  vor.  Den  Gebrauch  der 

letzteren  untersagte  Kaiser  Heinrich  VI.  den  Florentinern 
1194  ^). 

1252  trat  im  italienischen,  wie  überhaupt  im  mittel- 
alterlichen Münzwesen  ein  Umschwung  ein , an  dem  die 
Kunst  einen  nicht  geringen  Antheil  hatte.  Es  wurde  der 
Floientiner  Goldgulden  geprägt,  der  in  ähnlicher  Weise  wie 
einst  die  athenischen  Tetradrachmen  (s.  IV/I  308.  309), 

1)  Shaw,  a.  a.  0.  S.  310—312. 

2)  Davidsohn,  a.  a.  0.  I 799. 
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seiner  vorzüglichen  Eigenschaften  wegen , die  Aufgabe 
einer  internationalen  Münze  erfüllte.  Die  Florentiner  Gold- 
schmiede allein,  wirkliche  Künstler,  waren  damals  im 
Stande,  Münzen  von  solcher  Vollendung  herzustellen,  ein 
Vorzug,  zu  dessen  voller  Würdigung  daran  zu  erinnern  ist, 
dass  die  mittelalterlichen  Münzwirren  zu  nicht  geringem 
Theile  in  der  Unzulänglichkeit  der  Münztechnik  wurzelten. 

Der  Goldgulden  hatte  ein  Normalgewicht  von  3,537  Gramm ; 
auf  das  Florentiner  Goldpfund  (339,5  Gramm)  gingen  96  Stück 
feinsten  Goldes.  Danach  entsprach  der  Münzwerth  etwa 
heutigen  9,84  Mark. 

Später  bediente  sich  auch  der  venetianische  Staat  der 
Goldschmiede  zur  Anfertigung  von  Münzen,  und  die  vene- 
tianischen  Ducaten  und  Zecchinen  wurden  im  kaufmännischen 
Verkehre  des  ganzen  Erdballes  nicht  nur  wegen  der  Vor- 
trefflichkeit ihres  Materials,  sondern  auch  wegen  des  künst- 
lerischen Verdienstes  der  Prägung  hochgeschätzt^). 

Doch  wurde,  nach  wie  vor,  auch  Toscana  von  einer 
Fluth  fremder,  namentlich  sienesischer,  lucchesischer,  bologne- 
sischer  geringhaltiger  Scheidemünze  überschwemmt , so 
dass  1490,  wie  schon  oft  vorher,  und  mit  demselben  ge- 
ringen Erfolge,  der  Umlauf  fremder  Münzen  untersagt 
wurde.  Auch  der  1491  unternommene  Reformversuch,  durch 
Prägung  einer  neuen  Billonmünze  die  fremden  Quattrini,  die 
den  florentinischen  täuschend  gleich  sahen,  zu  vertreiben, 
scheiterte  ^). 

Nach  1380  wurde  der  Goldgulden  in  Bologna  geprägt 
(Bolognino  d’oro)  im  Gewichte  von  3,5471  Gramm,  also  dem 
Florentiner  ungefähr  gleichkommend. 

Der  Uebergang  zahlreicher  italienischer  Städte  zur  Gold- 
währung im  letzten  Viertel  des  dreizehnten  und  während 
des  grössten  Theils  des  vierzehnten  Jahrhunderts  brachte 
eine  Verschiebung  in  dem  Werthverhältnisse  zwischen  Gold 
und  Silber  hervor®). 

’)  Molmenti,  Nuova  Antologia  1 maggio  1895.  S.  47. 

V.  Reumont,  Lorenzo  de’  Medici.  II  297. 

®)  Rogers,  a.  a.  0.  S.  189. 
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Auch  die  Republik  Venedig  gehörte  (wenigstens  in  den 
ersten  Decennien  des  fünfzehnten  Jahrhunderts)  zu  den 
Staaten,  die  Fremden  die  Ausfuhr  haaren  Geldes  verboten  i). 

In  Mailand  und  Conio  wurde  im  dreizehnten  Jahr- 
hundert Papiergeld  eingeführt,  um  den  Bedürfnissen  des 
durch  langwierige  Kriege  erschöpften  Aerars  zu  genügen; 
beide  Communen  gaben  Schuldtitel  aus,  deren  Einlösung 
vermittelst  einer  hierzu  besonders  angewiesenen  Steuer  zu- 
gesagt ward.  Die  Gläubiger  wurden  zur  Annahme  ver- 
pdichtet.  In  Mailand  durfte  diese  nur  bei  Verkauf  un- 
beweglicher Güter  verweigert  werden  ^). 

Das  Münzsystem  des  christlichen  Sj)anien,  das  auf 
die  gothische  Invasion  zurückzuführen  ist,  unterscheidet  sich 
von  dem  deutschen,  französischen  und  italienischen  dadurch, 
dass  es  unmittelbar  auf  das  römische  System  gegründet  ist. 
1 libra  = 8 onzas  = 298,3  Gramm, 

1 onza  = 8 ochavas  = 37  3 

1 ochava=  8 tomines  = 4,66  „ 

1 tomin  = 3 quilates  oder  siliqua  = 0,777 

Die  Goldmünze,  der  sueldo  de  oro,  = Ve  Unze  von  der 
Peinheit  von  23^  4 quilates  (=  0,989)  entsprach  genau  dem 
römischen  Aureus  aus  der  Zeit  Julians.  Die  Silhermünzen 
waren  der  Silbersueldo  = Ve  Unze  und  der  denario  = 
einer  ochava.  Mit  einem  Namenswechsel  und  zahllosen 
Aenderungen  im  Gehalte  wurde  dieses  System  bis  zu  der 
durch  Ferdinand  und  Isahella  bewirkten  Reform  beibehalten. 
Die  Namensänderung  bestand  in  der  von  den  Mauren  an- 
genommenen Bezeichnung  maravedl  für  den  sueldo. 

Der  Entartungsfortschritt  im  spanischen 
Münz  wesen  lässt  den  in  allen  anderen  Reichen 
wahrgenommenen  weit  hinte r sich^).  Die  spanische 
Münzgeschichte  bis  zur  Entdeckung  Amerikas  besteht  in 


0 Stieda,  a.  a.  0.  S.  17. 

*)  Lattes,  a.  a.  0.  S.  127. 
Shaw,  a.  a.  0.  S.  319 — 321. 
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unaufhörlichen  Münzänderungen  und  gegen  diese  gerichteten 
Petitionen  der  Kaufleute  und  Cortes^).  Ferdinand  II.  von 
Leon  Hess  geringhaltige  sueldos  iträgen,  die  nur  den  halben 
Werth  der  alten  hatten,  so  dass  auf  den  maravedl  von  Gold 
oder  „mayor“  24  alte  Silbersueldos  und  48  neue,  die  unter 
dem  Namen  leones  oder  leoneses  bekannt  waren,  gingen. 
Weitere  Verschlechterungen  wurden  unter  Ferdinand  III., 
Alfons  X.,  Sancho  IV.  und  der  Königin  Maria  von  Castilien 
bewirkt^).  Die  Münzveränderungen  unter  Ferdinand  III. 
und  Alfons  X.  wiu'den,  wie  dies  auch  anderwärts  häutig 
geschah,  von  Preistarifen  für  die  iiothwendigsten  Gegen- 
stände begleitet^).  Die  Aenderungen  Alfons  X.  betrafen  nur 
die  Silbermünze,  während  der  Goldmaravedt  nach  altem 
Gehalte  geprägt  wurde  ^).  Heinrich  II.  führte  verderbliche 
Neuerungen  im  Münzwesen  ein.  Die  starke  Werth- 
verringerung der  Münzen  rief  häutig  heftige  Wirren  hervor, 
namentlich  unter  Juan  I.,  der  die  blancos  del  Agnus  Dei 
genannten  Münzen  prägen  Hess®).  Der  Silberreal  wurde 
von  Pedro  I.  von  Castilien  eingeführt,  ursprünglich  gingen 
66  davon  auf  eine  Mark“). 

Bei  Ausgang  des  vierzehnten  Jahrhunderts  war  die  casti- 
lianische  Münze  in  einem  Zustande  holfnungsloser  Ver- 
wirrung. Die  Zahl  der  während  der  Regierung  Heinrichs  III. 
in  Castilien  in  Umlauf  gewesenen  Münzen  wird  auf  nicht 
weniger  als  140  angegeben;  darunter  28  verschiedene  Gulden, 
die  in  verschiedenen  Ländern  Europas  geprägt  wurden  und 
deren  Werth  zwischen  7 und  22  Reals  schwankte’).  Ihren 
Höhepunkt  erreichte  die  Unordnung  in  Castilien  unter 
Heinrich  IV.  Durch  seine  verschwenderische  Verleihung 

0 a.  a.  ü.  8.  223. 

2)  Colmeiro,  a.  a.  0.  I 426. 

Beiträn  y Közpide,  Compendio  de  Historia  de  Espana. 
2da  ediciön.  Madrid  1889.  S.  136. 

Burke,  a.  a.  0.  II  283. 

Colmeiro,  a.  a.  0.  I 427. 

®)  Shaw,  a.  a.  0.  S,  323. 

■^)  Burke,  a.  a.  0.  II  284. 
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des  Müiizrechtes  wurden  die  staatlichen  castilianischen  Münz-  * 

Stätten  auf  nicht  weniger  als  150  ausgedehnt,  deren  Ge- 

bahren  in  den  Handelskreisen  die  äusserste  Bestürzung 
hervorrief  *).  ® 

In  Aragonien  wurden  erst  spät  eigene  Goldmünzen  ^ 

geprägt,  weshalb  man  ^u  fremden  die  Zuducht  nehmen 
musste.  Pedro  IV.  von  Aragonien  ahmte  in  seinen  Gold- 
gulden den  Florentiner  Typus  nach  2). 

In  den  übrigen  Königreichen  und  Provinzen  Spaniens 
waren  gleichfalls  die  sueldos  die  gewöhnliche  Münze. 

Don  Manuel  Colmeiro  bezeichnet  als  die  schlimmste  der  ^ 

durch  die  Münzänderungen  hervorgerufenen  Gefahren  das 
böse  Beispiel,  das  den  Völkern  geboten  wurde.  Wer,  fragt 

er,  wird  noch  den  Verträgen  die  Treue  bewahren,  wenn  der  ' 

bürst  der  eiste  ist,  der  sie  erschüttert®). 

Auch  in  Spanien  war  ebenso  wie  in  Frankreich  lange  die 
Ansicht  vorherrschend,  dass  die  Münze  ihren  Werth  ledig- 
lich von  der  Autorität  des  Fürsten  erhalte^).  a 

Wie  überall  während  des  Mittelalters,'  war  auch  in  [ 

Spanien  ein  starker  Mangel  an  Geld  fühlbar.  Manche  der 

Munzänderungen,  wie  die  von  Alfons  X.,  sind  hierauf  zurück- 

zufiihreu.  Dieser  Mangel  machte  sich  z.  B.  in  Barcelona  in 

der  ersten  Hälfte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  besonders 

vom  1 Juni  bis  zum  31.  August  infolge  der  Wolleinkäufe 

geltend,  die  um  diese  Zeit  in  Aragonien  und  Valencia  unter- 
nommen wurden®). 

veranlasste  auch  in  den  spanischen 
Königreichen  häufige  Geldausfuhrverbote,  die  auch  von 
Ferdinand  und  Isabella  nicht  beseitigt  wurden.  Ein  Gesetz 
von  1491,  das  später  öfter  erneuert  wurde,  gebot  den 
lemden  Kaufleuten,  die  nach  Spanien  kamen,  für  die 
Maaren,  die  sie  einführten,  binnen  Jahresfrist  spanische 

*)  Shaw,  a.  a.  0.  S.  327. 

a.  a.  0.  S.  11. 

®)  Colmeiro,  a.  a.  0.  I 445. 

*)  a.  a.  0.  S.  436. 

®)  d’Avenel,  Histoire  economique.  I 116. 
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Waaren  auszuführen,  untersagte  aber  die  Mitnahme  ge- 
prägten wie  ungeprägten  Goldes  und  Silbers.  Nach  einem 
andern  Gesetze  sollten  die  Schweine,  die  in  der  Provinz 
Gui])uzcoa  aus  Frankreich  bezogen  wurden,  nicht  mit  Geld 
bezahlt  werden.  Die  Bücher  der  Banquiers  wurden  zur 
Controle  der  Beobachtung  des  Geldausfuhrverbotes  alle  vier 
Monate  durchgesehen  *). 

Beim  Regierungsantritte  Isabellas  waren  von  150  recht- 
mässigen und  ebenso  vielen  unrechtmässigen  Münzstätten 
schlechte  Münzen  über  das  Land  verbreitet  worden,  so  dass 
schliesslich  Niemand  das  Geld  annehmen  wollte.  Dank  der 
Thatkraft  dieser  Königin,  wurden  die  geringen  Münzen 
binnen  zwölf  Jahren  durch  vollhaltige  ersetzt  und  die  privaten 
Münzstätten  abgeschafft  ®). 

Infolge  der  von  der  Königin  Isabella  zur  Regelung  des 
castilianischen  Münzwesens  am  13.  Juni  1497  erlassenen 
pracmatica  wurden  aus  der  Mark  Gold  24  500  maravedfs 
im  Feingehalte  von  23® V Quilates  (95/96)  und  aus  der  Mark 
Silber  2278  maravedls  im  Feingehalte  von  11^6  dineros 
(67/72)  gemünzt,  was  ein  Werthverhältniss  von  10,11  : 1 
ergibt  ®). 

Es  gingen  auf  die  Kölnische  Mark: 

1312  130  maravedts, 

1324  125 

1368  200  „ 

1379  250 

1390  500 

1406  1000 
1454  2250  „*). 

Auch  die  Könige  Portugals  machten  von  ihrem  Kron- 
rechte,  „die  Münzen  zu  brechen“,  d.  h.  sie  umzuschmelzen 
und  bei  vermindertem  Gewichte  ihren  W^erth  zu  erhöhen, 

*)  Bonn,  Spaniens  Niedergang  während  der  Preisrevolution  des 
sechzehnten  Jahrhunderts.  Stuttgart  1896.  S.  139. 

®)  Burke,  a.  a.  0.  II  78.  88. 

®)  Soetbeer,  a.  a.  0.  S.  8. 

^)  Shaw,  a.  a.  0.  S.  321. 
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öfters  Gebrauch,  was  nur  daun,  wenn  die  Erhöhung  das 
Mass  überschritt  oder  zu  häufig  vorgenommen  wurde,  deu 
Widerstand  der  Vasallen  hervorrief.  Diese  entrichteten 
zuweilen,  um  eine  solche  Münzänderung  abzuwenden,  eine 
(dem  englischen  moneyage  und  dem  französischen  monnayage) 
analoge)  monetagio  genannte  Abgabe  an  den  König.  Sancho  I. 
liess  die  Münze  seines  \ aters  unischmelzeu  und  maravedis 
novas  prägen.  Dasselbe  geschah,  wie  es  scheint,  von 
Alfonso  II.  und  Sancho  II.  Die  Wirkung  solcher  Münz- 
änderungen lässt  sich  darnach  ermessen,  dass  unter  der 
Regierung  Affonsos  III.  (1245-1279)  die  unter  dem  Volke 
^eibieitete  blosse  Furcht  vor  einer  Münz  Veränderung  eine 
ungewöhnliche  Erhöhung  der  Waarenpreise  zur  Folge  hatte, 
die  wieder  zu  behördlichen  Preistaxen  führte.  Als  dann 
Affonso  III.  in  der  That  die  Nothwendigkeit  einer  Münz- 
änderung ankündigte,  machten  sich  das  Volk  und  die  Geistlich- 
keit anheischig,  für  die  Beibehaltung  des  Münzfusses  während 
dei  nächsten  sieben  Jahre  einen  bestimmten  Geldbetrag  zu 
steuern.  Schliesslich  kam  es  doch  — 1270  — zu  der  be- 
fürchteten Münzverschlechterung  M.  Auch  Affonso  IV.  (1325 
bis  1357),  Pedro  I.  (1357—1367)  und  Fernando  (1367—1383) 
nahmen  bedeutende  Münzveränderungen  vor.  Namentlich 
die  Aenderungeu  Fernandos  führten  eine  ausserordentliche 
Erhöhung  der  Waarenpreise  herbei,  welcher  der  König 
wieder  durch  Preistaxeu  abzuhelfen  wähnte.  Auf  der 
schiefen  Bahn  sich  fort  bewegend,  griff  der  König  immer 
willkürlicher  in  das  Eigenthum  seiner  Unter- 
th allen  ein.  Auf  ein  älteres,  für  Zeiten  der  Noth  be- 
rechnetes Gesetz  gestützt,  ertheilte  er  den  Befehl,  alles 
auf  den  Fruchtböden  der  Gr  und  her  reu  oder 

Pächter  aufgespeicherte  Getreide  zuerst  zu  ver- 
kaufen, dann,  wenn  dies  nicht  genügen  sollte, 
die  Bauern  zum  Verkaufe  ihres  Getreides  zu 
nöthigen  und  endlich  nöthigenfalls  eine  Ver- 
th eil  ung  des  Getreides  vorzuuehmen®). 


^)  Schäfer,  Geschichte  von  rortugal.  I 224  ff. 
*)  a.  a.  0.  S.  449—451. 
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Auch  in  Polen  benutzte  die  Krone  die  unbeschränkte 
Ausübung  des  Münzrechtes  zu  starken  Geldentwerthungen, 
welches  Uebel  durch  eine  umfangreiche  Falschmünzerei  noch 
empfindlich  ausgedehnt  wurde  *).  Infolge  der  Seltenheit 
des  Geldes  dienten  in  Pommern  noch  im  dreizehnten  Jahr- 
hundert Pferde  als  Tauschmittel.  Ebenso  in  Russland, 
wo  die  Kopfsteuer  mit  Pferden  und  Waffen  bezahlt  wurde; 
strenger  als  andere  Diebe  wurden  deshalb  Pferdediebe 
bestraft  ^). 

Wie  sehr  die  Bevölkerung  Ungarns  durch  die  auch 
hier  chronisch  gewordenen  Münzänderimgen  litt,  geht  für 
das  vierzehnte  Jahrhundert  daraus  hervor,  dass  1323  die 
Prälaten  und  Edeln  des  Reiches  dem  Könige  Karl  Robert 
für  die  Verzichtleistung  auf  die  alljährliche  Münzerneuerung 
und  die  Einführung  einer  besseren  Münze  eine  einmalige 
Steuer  bewilligten,  die  von  jedem  Hausthore  ein  Achtel 
Mark  betrug.  Unter  der  gleichen  Voraussetzung  wurde 
diese  Thorsteuer  1342  in  der  Höhe  von  18  Denaren  oder 
Silberpfennigen  von  jedem  Hofe  erneuert^). 

Ungarische  Goldgulden  werden  seit  1338  erwähnt^). 

Der  Mangel  an  umlaufenden  Münzen,  über  den  sonst 
allenthalben  im  Mittelalter  geklagt  wurde,  war  im  by- 
zantinischen Reiche,  dessen  Hauptstadt  der  Mittel- 
punkt des  Welthandels  war,  nicht  fühlbar.  Vielmehr  war 
der  Vorrath  an  Goldmünzen  daselbst  so  bedeutend,  dass 
das  westliche  Europa  durch  mehrere  Jahrhunderte  damit 
versorgt  werden  konnte®).  Da  aber,  wie  bereits  erwähnt, 
nichtsdestoweniger  finanzielle  Verlegenheiten  im  byzantini- 
schen Reiche  nicht  selten  waren,  so  erscheint  es,  angesichts 
der  mittelalterlichen  Finanzkunst,  keineswegs  befremdlich. 


’)  Caro,  a.  a.  0.  III  537. 

Macieiowski,  Slavische  Rechtsgeschichte.  II  11. 

*)  Huber,  Geschichte  Oesterreichs.  II  202 — 203. 

*)  V.  Inama-Sternegg,  Die  Goldwährung,  a.  a.  0.  S.  25. 
®)  Finlay,  a.  a.  0.  I 252. 
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dass  auch  hier  Münzänderungen  zu  den  üblichen  fiscalischen 
Bütteln  gehörten.  Einschneidende  Münzänderungen  be- 
wirkte Nicephorus  II.  Mit  einer  geringhaltigen  Münze,  dem 
tetaiteron,  berichtigte  er  die  Anforderungen  an  den  Staat, 
während  er  die  Steuereingänge  in  den  alten  guten  Münzen 
erzwang.  Die  nominelle  Währung  blieb  bis  zur  Einnahme 
Constantmopels  durch  die  Kreuzfahrer  die  alte^).  Aergere 
Münzverfälschungen  als  irgend  einer  seiner  Vorgänger  nahm 
Alexius  I.  (1081-1118)  vor.  Einige  seiner  „Goldmünzen“ 
sollen  fast  ganz  aus  Kupfer  bestanden  haben.  Dabei  beging 
er  den  \ andahsmus,  einige  alte  Kunstwerke  zu  Münzzwecken 
emschmelzen  zu  lassen.  Auch  dieser  Kaiser  verwendete 
(le  geringhaltige  neue  Münze  nur  zu  Staatsausgaben, 
forderte  dagegen  für  die  Staatseinnahmen  die  guten  alten 
Münzen  ein  System,  wodurch  der  Niedergang  des  Handels 
herbeigeführt  wurde  2).  Auch  Isaac  II.  Angelus  (1185—1195) 
machte  sich  durch  Münzänderungen  verhasst  3).  Johann  III 
(1222  — 1254)  fand  bereits  bei  seinem  Regierungsantritte 
eine  Verschlechterung  der  Münze  vor,  die  er  weiter 
trieb,  indem  er  die  Goldmünzen  aus  nur  zwei  Drittheilen 
(.old  und  einem  Drittheile  Zusatz  prägen  Hess.  Sein  Sohn 
verharrte  in  derselben  Richtung. 

Zu  Mohammeds  Zeit  bediente  man  sich  im  westlichen 
Arabien  ausländischer  Gold-  und  Silbermünzen  sowie  un- 
gepragter  Edelmetalle.  Der  Standard  war  der  römische 
Aureus  (vgl.  IV/I  495.  496),  von  den  Arabern  Dynär  und 
auch  Mithkäl  genannt,  der  etwa  4,637  Gramm  wog").  Schafe 
dmnten  gleichsam  als  Scheidemünze.  Die  Araber  begannen 
aber  auch  zeitig  selbst  zu  münzen:  sie  schlugen  römische 
soJidi  mit  byzantinischem  Gepräge,  die  sogenannten  heraklei- 
sehen  Dynare  und  Silberstücke  mit  sassanidischem  Typus. 
Der  Staat  übte  anfangs  hierauf  keinen  Einduss  aus:  die 

0 a.  a.  0.  S.  389. 

*)  a.  a.  0.  II  76. 

®)  a.  a.  0.  S.  274. 

Sprenger,  a.  a.  0.  III  134.  135. 


769 


I 

( 

1 


f 


i 


Statthalter  verfuhren  im  Münzwesen  durchaus  selbstständig 
und  setzten  auf  den  Stempel  nur  den  eigenen  Namen,  nicht 
den  des  Chalifen.  Es  versteht  sich,  dass  auch  hier  Prägung 
und  Gehalt  sehr  ungenau  waren,  wodurch  Fälschungen  er- 
leichtert wurden,  weshalb  man,  wie  im  Westen,  zur  Wage 
die  Zuflucht  nahm. 

Durch  die  Ausdehnung  des  Reiches  und  seines  Ver- 
kehrs , die  wachsenden  Anforderungen  des  Steuerwesens 
und  die  Erinnerung  an  die  Wichtigkeit  des  Souveränetäts- 
rechtes  der  Münzprägung  gelangte  der  Chalife  Abdal- 
malik  zur  Erkenntniss  der  Nothwendigkeit  eines  ein- 
heitlichen gesetzlichen  Münzsystems.  Die  erste  arabische 
Goldmünze , die  auf  Grundlage  des  römischen  solidus  (vgl. 
IV/I  497)  infolge  seiner  Münzreform  geprägt  wurde,  gleich- 
falls Dynär  genannt , wog  4,25  Gramm.  Das  Gewichts- 
verhältniss  des  Goldstückes  zur  Silbermünze  (Dirham)  war 
10:7.  Diese  wog  2,97  Gramm,  ihr  Feingehalt  war  0,87. 
Anfangs  gingen  auf  den  Dynär  10  Dirhams,  später,  infolge 
der  allmählichen  Verschlechterung  der  Silbermünze,  12,  15 
und  selbst  20  Dirbams  ^).  In  den  Satzungen  über  den 
Blutpreis  ward  ein  Dynär  12  Dirhams  gleichgesetzt  ^). 

Abdalmalik  schloss  fremde  Münzen  vom  Verkehre  aus. 

Das  Werthverhältniss  des  Silbers  zum  Golde  war  in 
der  ersten  Zeit  1:10,  später  1:12;  nachher  stellte  sich  das 
Verhältniss  infolge  der  Verschlechterung  des  Silbers  noch 
mehr  zu  Ungunsten  dieses  Metalls. 

9. 

Der  Mangel  des  Staatsgefühls  bei  den  Germanen,  den 
wir  bereits  in  der  vorigen  Periode  kennen  gelernt  haben, 
führte  in  weiterer  Entwicklung,  im  Vereine  mit  der  Ent- 
artung des  Königthums,  dem  Umgestaltungsbedürfuisse  des 
Heeres  und  der  Rückkehr  zur  Natural wirthschaft,  zur  Aus- 
bildung des  Lehn  Wesens,  das  neue  Eigenthumsforraen  zu 


’)  V.  Kremer,  a.  a.  0.  I 168.  169. 
Sprenger,  a.  a.  0.  S.  136. 
Felix,  Eigenthum.  IV,  2.  I. 
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Tage  treten  Hess.  In  einem  Zeitalter,  in  dem  es  an  einem 
festen  Slaatsverbande  gebrach,  in  dem  die  verschiedenen 
Berolkerunpciassen  ohne  engem  Zusammenhang  neben 
einander  lebten,  erscheint  das  Lehnwesen  als  die  geeigneteste 
Regiernngsfonu ; doch  barg  es  von  vornherein  den  Keim 
Ausartung  und  damit  des  künftigen  Untergangs  in  sich. 
Dies  zunächst  infolge  der  Willkür,  mit  der  die  einer  jeden 
höheren  Verantwortlichkeit  baren  Lehnträger  verfuhren, 
die  ihie  Unterthanen  meistens  um  so  erbarmungsloser 
ansbeuten  konnten,  als  die  gewöhnliche  Unklarheit  und 
Unbestimmtheit  der  mittelalterlichen  Gesetzgebung  ganz 
esoniers  die  feudalen  Leistungen  kennzeiehnete.  Das 
einzige  diese  Willkür  mässigende  Moment  war  die  Sitte 
das  Herkommen,  die  es  aber  nicht  hinderten,  dass 
selbst  solche  menschliche  Beziehungen  und  Einrichtungen 
welche  gewissenhafteste  Ptlichterfüllnng,  nnverbrttchirche 
Tieue  und  innigste  Zartheit  der  Gefühle  voraussetzten,  wie 
RechtspNege,  Vormundschaft,  Ehe,  bloss  unter  dem  Ge- 
sichtspunkte des  Eigenthums  betrachtet,  zu  selbstsüchtig 
zu  geniessenden  Nützungen  herabgewürdigt  wurden.  In  der 
That  herrschte  wohl  niemals  so  nackte  Habsucht  wie  in 
leser  Periode : was  heute  Geldgier,  war  damals  Ländergier 

I“h''  h 

Mensch  die  meisten  Rechte  entbehrte.  Diese  Gier  konnte 
sich  um  so  schrankenloser  äussern,  als  der  von  dem  Gelde 
unzer  rennhche  Begriff  des  Gemeinen  am  Grund  und  Boden 
niemals  haftete:  auch  solche  Krieger,  die  nie  für  Geld  zu  ge- 

Belehnung  mit  Grund 
und  Boden  unbedenklich  zu  haben.  W.ährend  das  Eigenthuni 

behalt"“ H ? “>>ei-  Sachen  bedeutet,  war  im 

Zeitalter  des  Lehnwesens  damit  die  Herrschaft  über  Personen 

verbunden.  Eine  Folge  dieser  Verhältnisse  war  die  Unter- 
schätzung des  beweglichen  Eigenthums , das  anfangs  noch 
wenig  ausgebildet  war,  da  alle,  die  es  schufen,  unfrei  waren 
Das  Lehnwesen  war  die  Wirthschaftsform  des  Zeit- 

L'tlräl  ®*''»‘<^P>>ildung  und  der  dadurch  unvermeidlichen 
fortwährenden  Kriege;  als  diese  Bildung  weit  vorgeschritten 
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• war,  zugleich  durch  Entwicklung  der  Industrie  in  den  empor- 
gekommenen Städten  das  bewegliche  Eigenthum  mit  dem 
unbeweglichen  zu  wetteifern  anfing  und  die  Gieldwirthschaft 
sich  Bahn  brach,  verlor  jene  Form  ihre  Berechtigung, 
wenngleich  sie  mit  allen  Institutionen  das  Schicksal  des 
Sichüberlebens  theilte.  Nicht  geringen  Antheil  an  der  Er- 
schütterung des  Lehnwesens  hatte  die  Kirche,  die,  angesichts 
der  feudalen  Materialisirung  des  gesammten  Daseins  und 
der  Zersplitterungen  des  Gemeinwesens,  als  die  einzige 
ideale  und  universale  Macht  erscheint. 

* Die  Kriege  des  Mittelalters,  die  einschneidenden  Besitz- 

I Wechsel  herbeifiihrten , und  bei  denen  lange  noch  der  Ge- 

sichtspunkt des  materiellen  Erwerbs  mitwirkte,  wurden  in 

‘ dem  Masse,  als  sich  die  Lehnsmiliz  als  unzulänglich  und 

unzuverlässig  erwies,  mit  Söldnern  geführt,  welche  dieselben 
schlimmen  Eigenschaften  gewahren  Hessen,  durch  die  sie  im 
Alterthum  verhasst  geworden  waren.  Erst  in  den  letzten 
Zeiten  des  Mittelalters  gewahren  wir,  zunächst  in  Frankreich, 
einen  Ansatz  zur  Bildung  stehender  Heere. 

Wir  erblicken  im  Mittelalter  neue  Formen  des  Gemein- 
eigenthums, das  bei  fortschreitender  Entwicklung  in  Sonder- 
eigen übergeht.  Die  in  der  Nutzung  zum  Ausdrucke  ge- 
langende Gewere  kann  auch  anderen  Personen  als  dem 
Eigenthümer  zu  Theil  werden.  Das  mittelalterliche  Eigen- 
thum besteht  zum  Theile  aus  Objecten,  die  es  in  neuerer 
Zeit  nicht  mehr  sein  können,  wie  Menschen  und  Meeres- 
theile.  Dagegen  ist  es  in  seiner  Anwendung  unfreier, 
verwickelter,  mit  Servituten  und  anderen  Lasten  mehr  be- 
haftet als  das  moderne,  namentlich  beschränkt  durch  das 
Vorkaufs-  und  Beispruchsrecht  der  Erben,  sowie  überhaupt 
durch  die  Rechte  der  Sippe,  ferner  durch  die  Auffassung  der 
Schenkungen  u.  s.  w.  Dadurch  ist  auch  der  mittelalterliche 
Eigenthumsbegriff  minder  absolut  als  der  römische. 

Eingriffe  ins  Eigenthum  und  insbesondere  in  das  Recht 
der  Verfügung  darüber  erfolgten  oft  durch  Handels- 
beschränkungen, namentlich  durch  die  zuweilen  in  Raub 
ausartende  Ausbeutung  fremder  Kauf leute , durch  Zins- 
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verböte,  Handelssperren,  Moratorien,  die  Prisen  in  Frank- 
reich und  England , sowie  durch  die  aus  dem  Unvermögen 
des  mittelalterlichen  Staates  zur  Erfüllung  seines  Berufes 
erwachsenen  Vogteiverhältnisse.  Die  dadurch  hervorgerufeue 
Unsicherheit  des  Eigenthums  wird  durch  die  allgemeine 
Rechtsunsicherheit  gesteigert.  Diese  entspringt  theils  ver- 
fassungsmässigem Absolutismus,  dem  Ausdrucke  der  noch 
ungeschieden  im  Königthum  vereinigten  Gewalten,  theils  an- 
gemasster  Willkürherrschaft,  deren  sieh  auch  das  Beamten- 
thum schuldig  macht,  theils  der  allgemeinen  Gewaltsamkeit 
des  Zeitalters,  wozu  sieh  die  Unzulänglichkeit  der  Gerichte 
und  die  Schwäche  der  Executivgewalt  gesellt.  So  gewahren 
wir  eine  überaus  häutige,  oft  willkürliche  Verhängung  von 
Geldstrafen  und  Confiscationen,  sowie  mannigfaltige  Gewalt- 
thätigkeiten  anderer  Art.  Die  Gewaltsamkeit  des  Zeitalters 
äussert  sich  auch  in  barbarischen  Strafen,  wie  Ver- 
stümmlungen , wodurch  die  davon  Betroftenen  meistens 
erwerbsunfähig  werden,  und  Häuserzerstörungen,  die  eben- 
falls zugleich  das  Gemeinwesen  schädigen.  Der  Umfang 
und  die  Ungerechtigkeit  der  Strafen  wird  häufig  durch  das 
Princip  der  Familiensolidarität  gesteigert. 

Diese  Zustände  fordern  gebieterisch  Selbsthilfe  zum 
Schutze  des  Eigenthums,  in  deren  Anwendung  die  Kraft 
der  Völker  gestählt  wird  und  insbesondere  die  Energie  des 
deutschen  Volkes  sich  aufs  bewunderungswürdigste  bewährt. 
Vor  Allem  entstehen  zahlreiche  Städtehüudnisse  gegen  jede 
Art  von  Gewalt  — die  damit  auch  positive  Ziele  ver- 
einigen — unter  denen  die  gemeine  deutsche  Hansa  her- 
vorragt, eine  der  mächtigsten  Schö])fungen,  die  zugleich  von 
dem  überlegenen  Handelsgeiste  der  Deutschen  ein  glänzendes 
Zeugniss  ablegt.  Dem  Schutzbedürfnisse  ents])rangen  ferner 
die  Zünfte  und  Gilden , denen  in  ihrer  Blütezeit  achtung- 
gebietende gewerbliche  wie  künstlerische  Leistungen  eut- 
spriessen,  die  aber  dem  Schicksale  der  Entartung,  dem  keine 
menschliche  Einrichtung  entgeht,  bald  anheimfallen.  Als 
ein  ferneres  Mittel  der  Selbsthilfe  sind  die  Erwirkungen  der 
das  Mittelalter  überwuchernden,  meistens  auf  Eigenthums- 
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Verhältnisse  bezüglichen  Privilegien  zu  betrachten , die  zum 
Theile  Vorläufer  moderner  Gesetzgebung  sind,  die  jedoch 
die  Lage  der  davon  Ausgeschlossenen  oft  verschlimmern. 
Namentlich  die  italienischen  Städtestaaten  bedingen  oft  aus 
Eifersucht  Ausschliessungen  gegen  einander  aus. 

In  der  Handhabung  der  väterlichen  Gewalt,  im  ehe- 
lichen Güter-  und  im  Erbrechte  erblicken  wir  weitere  Fort- 
schritte, insbesondere  eine  grössere  Berücksichtigung  des  weili- 
lichen  Geschlechtes ; dagegen  gleichzeitig  die  Ausbildung  des 
Majorats  mit  seiner  Hintansetzung  der  nachgeborenen  Kinder. 

Wiewohl  es  den  kleinen  bäuerlichen  Grundbesitzern, 
deren  Lage  in  den  verschiedenen  Ländern  keine  gleich- 
mässige  war , besonders  in  Deutschland  zum  Theile  sehr 
wohl  erging,  so  ist  doch  nicht  zu  verkennen,  dass  die 
Grundherrschaft,  bei  aller  Erspriesslichkeit  ihres  Wirkens 
auch  für  die  bäuerliche  Bevölkerung,  doch  im  Allgemeinen 
auf  diese  einen  schweren  Druck  ausübte,  ihre  Lasten  all- 
mählich erhöhte  und  ihre  Nutzungsrechte  nach  und  nach 
einengte.  Andererseits  bewirkten  die  Leihe  und  verwandte 
Institute  die  Ueberleitung  zu  freiem  bäuerlichem  Eigenthum. 
Dasselbe  Ziel  wurde  in  verstärktem  Masse  durch  Coloni- 
sationen  erreicht , von  denen  namentlich  die  von  Deutschen 
in  slavischen  Gegenden  zum  Heile  beider  Völker  unter- 
nommenen hervorzuheben  sind. 

Ein  noch  empfindlicherer  Druck  als  auf  die  Bauern 
wurde  oft  auf  die  arbeitende  Bevölkerung  im  engem  Sinne 
ausgeübt,  durch  Lohntaxen,  durch  die  insbesondere  in 
Frankreich  herrschend  gewesene  feudale  Auffassung  der 
Arbeit,  durch  die  allmählich  entstandenen  Zunftmonopole, 
durch  die  den  Arbeitern  entrissene  Freizügigkeit,  durch 
Zwang  zu  bestimmten  Arbeiten  zuweilen  während  des  ganzen 
Lebenslaufes,  uud  dagegen  (in  England)  durch  das  zu 
Gunsten  der  Landwirthschaft  erlassene  Verbot  für  Personen 
geringen  Einkommens,  ihre  Kinder  Gewerbe  erlernen  zu 
lassen.  Es  darf  hiernach  behauptet  werden , dass  ganz  be- 
sonders die  unteren  Classen  niemals  unverhüllter  ausgeljeutet 
wurden,  als  im  Zeitalter  des  Lehnwesens. 
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Die  mittelalterliche  Systemlosigkeit  und  Gewaltsamkeit 
zeigt  sich  auch  im  Finanzwesen.  In  Ermanglung  wissenschaft- 
licher Erkenntniss  und  gereifter  Erfahrung  auf  diesem  Ge- 
biete lassen  die  Regierungen  jeden  bestimmten  Plan,  jedes 
Budget,  die  angemessene,  gerechte  Vertheilung,  die  rationelle 
Erhebungsweise  der  Steuern  durchaus  vermissen.  So  lange 
man  in  der  Naturalwirthschaft  verliarrt,  bilden  die  Domänen 
die  Haupteinnahmequelle;  sie  werden  sehr  oft  verschleudert, 
wodurch  neue  Hilfsquellen  unerlässlich  erscheinen.  In  dem 
Masse,  als  sich  die  Geldwirthschaft  entwickelt,  werden  die 
früher  in  natura  erhobenen  Abgaben  in  Geldabgaben  um- 
gewandelt, wovon  auch  neue  in  den  mannigfaltigsten  Formen 
auftauchen.  Dabei  wird  oft  mit  der  grössten  Willkür  ver- 
fahren, zuweilen  sogar  nackter  Raub  nicht  gescheut.  Man 
erblickt  oft  masslose  Ueberbürdung  — wobei  insbesondere  in 
den  italienischen  Städtestaaten  die  Parteileidenschaft  mit- 
wirkt — auf  der  einen,  ungerechtfertigte  bis  zu  voller  Befreiung 
reichende  Schonung  auf  der  anderen  Seite.  Namentlich  Adel 
und  Klerus  erringen  allenthalben  Steuerbefreiungen.  Durch 
das  willkürliche  Gebahren  werden  die  unteren  Classen  um 
so  mehr  ausgebeutet,  als  die  Gruudherren  wie  die  städti- 
schen Patricier  oft  von  dem  Streben  geleitet  w^erden,  die 
auf  sie  entfallenden  Steuern  auf  die  Minderbemittelten  ab- 
zuwälzen.  Eine  weitere  Ungerechtigkeit  wird  nicht  selten 
durch  die  Willkür  bei  der  Schätzung  und  durch  die  Soli- 
darität der  Steuerpflichtigen  verübt,  wonach  der  pflichttreue 
Steuerzahler  auch  für  den  widerstrebenden  oder  unver- 
mögenden einzutreten  hat.  Im  si)ätern  Mittelalter  suchen 
die  emporkommenden  Stände,  die  Einfluss  auf  das  wirth- 
schaftliche  Gebahren  erwirken,  die  finanziellen  Hauptgebrechen 
abzustellen  und  ein  gerechteres  Steuersystem  einzuführen. 

Die  im  Mittelalter  häufigen  Miinzänderungen , die  zu 
gutem  Theile  dem  fortwährend  wahrnehmbaren  empfind- 
lichen Mangel  an  Edelmetallen,  sowie  der  ungenügenden 
Münztechnik  entspringen , führen  ebenfalls  oft  bedenkliche 
Eingriffe  in  die  Eigenthumsverhältnisse  herbei.  So  leiden 
insbesondere  die  auf  feste  Einkünfte  angewiesenen  Beamten, 
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ferner  die  Gläubiger,  die  in  gutem  Gelde  abgeschlossene 
Darlehen  in  schlechtem  zurückempfangen.  Führt  auch  all- 
mählich die  Erfahrung  dazu,  die  Rückzahlung  in  der 
Währung  des  Darlehns  auszubedingen,  so  wird  eine  solche 
Bestimmung  von  den  Regierungen  nicht  immer  anerkannt. 
Die  allgemein  durch  die  Miinzänderungen  bewirkte  Unsicher- 
heit wdrd  wohl  zum  Theile  durch  die  Rückkehi  zui  Pi  üfung 
und  Wägung  der  edeln  Metalle  vermindert,  doch  kommt 
dieses  Hilfsmittel  den  unteren  Classen  nicht  zu  statten, 
denen  es  an  der  erforderlichen  Kenntniss  und  Uebung  ge- 
bricht. Diese  leiden  auch  dadurch,  dass  die  Löhne  sich 
nur  zögernd  den  Münzänderungen  anpassen.  Ein  besonders 
verw'erf lieber  Eingriff  ins  Eigenthum  findet  in  den  nicht 
seltenen  Fällen  .statt , in  welchen  die  Leistungen  an  die 
Regierung  in  gutem  Gelde  gefordert  w^erdeu,  ihie  Zah- 
lungen aber  in  schlechtem  Gelde  erfolgen.  Der  empfind- 
lichste Nachtheil,  der  aus  den  Miinzänderungen  erwächst, 
ist  das  Sinken  der  Sittlichkeit,  indem  das  böse  Beispiel 
der  Regierungen  zu  Uebervortheilung  von  Seiten  der  Be- 
völkerungen verleitet. 

Den  hervorragendsten  Lichtpunkt  in  dem  Zeitalter, 
das  wir  betrachten,  bildet  das  Städtewesen.  Die  Städte,  die 
noch  in  der  vorigen  Periode  den  freiheitliebenden  Germanen 
gewissermassen  als  Gefängnisse  erschienen,  werden  nun 
Stätten  der  Freiheit.  Vornehmlich  zum  Schutze  der  Personen 
und  des  Eigenthums  gegründet,  erfüllen  sie  diese  Aufgabe 
in  jedem  Betrachte  aufs  erspriesslichste , indem  sie  ihren 
Bewohnern  in  den  sturmbewegten  Zeiten  des  Mittelalters 
sichere  Asyle  darbieten , für  Abstellung  aller  Gewaltthätig- 
keiten  und  Bedrückungen  Sorge  tragen,  eine  Milderung  der 
Härten  der  Gesetzgebung  hinsichtlich  der  noch  immer  zurück- 
gesetzten  Frauen  und  Fremden  herbeiftihren , an  die  Stelle 
roher  Selbsthilfe  die  Wirksamkeit  geregelter  Gerichte  treten 
lassen  und  dadurch  Sitze  friedlicher  Arbeit  werden,  die  sich  auf 
allen  Gebieten  um  so  ungestörter  und  erfolgreicher  bethätigt, 
als  sie  hier,  im  Gegensätze  zu  der  Auffassung  des  classischen 
Alterthums,  in  hohem  Grade  geehrt  und  gewürdigt  wird,  ein 
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Entwicklungsgang,  der  durch  die  von  dem  Zeitalter  unzertrenn- 
lichen hin  und  wieder  ausbrechenden  inneren  Unruhen  keine 
wesentliche  Beeinträchtigung  erleidet.  Bei  der  emsigen  Be- 
treibung von  Gewerben  und  Handel,  wodurch  viele  Städte  zu 
Blüte  und  Reichthum  gelangen,  drängt  sich  den  Bürgern  zuerst 
der  Gedanke  auf,  in  ihrer  Gesetzgebung  wirthschaftlichen 
Rücksichten  Raum  zu  gönnen.  In  den  Städten  wird  der  Ueber- 
gang  zur  Geldwirthschaft  vorbereitet  und  durchgeführt;  in 
ihnen  zuerst  gewahren  wir  ein  einigermassen  rationelles 


Finanzsystem,  wie  überhaupt  eine  wirkliche  Verwaltung, 
Sorge  für  den  Unterricht  durch  Laien,  die  Anfänge  einer 
Armenptiege.  Ihren  Bemühungen  ist  die  Beseitigung  der 
schlimmsten  Uebelstände  des  Münzwesens  und  dessen  all- 
mähliche Ordnung  zu  verdanken.  In  ihnen  wird  durch  neue 
Institutionen,  wie  die  Häuserleihe  und  den  Rentenkauf, 
Minderbemittelten  der  Eigenthumserwerb  ermöglicht.  In 
der  Vereinigung  der  Kräfte  durch  zahlreiche  Bündnisse 
suchen  die  Städte  das  Gewonnene  zu  schirmen , neue  Er- 
' Werbungen  zum  allgemeinen  Wohle  zu  erlangen,  fremder 
Gewalt  entgegenzutreten.  So  werden  sie  in  jeder  Beziehung 
vorbildlich  für  den  Staat,  tragen  zur  Erschütterung  des 
Lehnwesens  bei  und  leiten  zu  modernen  Zuständen  über, 
in  welchem  Bestreben  die  neu  emporkommenden  — wenn 
auch  den  Städten  zuweilen  feindlich  gegenüberstehenden  — 
Territorialgewalten  sieh  ihnen  anschliessen. 


Pierer'sche  Hofbuchdruckerei  Stephan  Geibel  & Co.  in  Altenburg. 
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1. 

Die  bis  in  unsere  Tage  fortreichende  Periode,  die  wir 
als  neue  Zeit  bezeichnen,  wurde  bereits  seit  dem  14.  Jahr- 
hundert durch  die  von  der  einseitigen  Richtung  auf  das 
Jenseits  entwöhnende  Renaissance,  die  „Reformation  der 
Italiener“,  vorbereitet.  Wie  segensreich  diese  dadurch  wirkte, 
dass  sie  die  Würdigung,  Ausbildung  und  Befreiung  der 
Individualität  herbeiführte,  sowie  deren  ungehemmte  Ent- 
wicklung als  unerlässliche  Bedingung  eines  gesunden  Ge- 
meinwesens erkannte,  vermögen  wir  zu  erfassen,  wenn  wir 
an  die  Gebundenheit  der  Einzelnen  im  Mittelalter  zurück- 
denken. Anfangs  hatte  das  Geschlecht  eine  unbegrenzte 
Herrschaft  über  das  Individuum  ausgeübt,  das  auch  durch 
die  Solidarität  der  Sippe  gebunden  gewesen  war.  Auch  als 
die  Befreiung  hiervon  erfolgte,  hörte  die  Abhängigkeit  nicht 
auf;  sie  äusserte  sich  insbesondere  in  wirthschaftlicher  Be- 
ziehung. Wir  erinnern  an  die  erzwungenen  Bürgschaften, 
an  die  Solidaritätspflicht  mit  Rücksicht  auf  die  Schulden 
Dritter,  insbesondere  die  pflichtmässige  Haftung  der  ein- 
zelnen Bürger  für  städtische  Anlehen,  an  die  häufige  An- 
wendung von  Repressalien,  an  die  Rechtsverkürzung  Un- 
ehelicher und  „Unehrlicher“,  an  die  öfteren  Zwangsheirathen 
u.  s.  w.  Diese  Gebundenheit  wird  nun  gelockert  und  hört 
allmählich  vollends  auf. 

Zur  Renaissance  gesellte  sich  der  Humanismus,  der 
ebenfalls  das  Recht  und  die  Freiheit  der  Persönlichkeit  nach- 
drücklichst  wahrte  und,  in  den  entschiedensten  Gegensatz 
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zur  Scholastik  tretend,  namentlich  das  Erziehungswesen  auf’s 
günstigste  beeinflusste. 

Als  nächste  Folge  der  Wiederbelebung  der  Antike  er- 
scheint  bei  Ausgang  des  15.  Jahrhunderts  die  allerdings 
ohne  kritischen  Geist  durchgeführte  — Reception  des 
römischen  Rechts,  die  vornehmlich  das  gesammte 
deutsche  Recht  umgestaltet  und  an  Stelle  der  mannigfaltigen 
particularen  Rechte  Rechtseinheit  schafft. 

Eingeleitet  wird  die  neue  Zeit,  ebenfalls  unter  dem  Ein- 
llusse  des  Studiums  des  classichen  Alterthiims,  durch  die 
auf  der  Anerkennung  des  Princips  der  persönlichen  Freiheit 
beruhende  Reformation,  die  das  Streben  der  Kirche  nach 
Unterwerfung  des  Staates  vereitelt,  ihr  Monopol  auf  dem  Ge- 
biete des  geistigen  Lebens,  insbesondere  das  der  Lehre,  ver- 
nichtet und,  indem  sie  an  die  Stelle  des  blinden  Autoritäts- 
glaubens Prüfung  und  alleinige  Beachtung  der  eigenen 
Ueberzeugung  fordert,  den  gewaltigsten  Antrieb  zu  selbst- 
ständiger Forschung  gibt.  Diese  Bewegung  wird  durch  die 
von  Copernicus  hervorgerufene  Wandlung  in  der  Auffassung 
des  Weltalls  sowie  die  neue  Erfindung  des  Buchdrucks  auf’s 
mächtigste  gefördert.  Kamentlich  diese  weckt  den  Lerntrieb 
des  Volkes  auf’s  lebhafteste,  dem,  in  Verbindung  mit 
der  neu  hervortretenden  Geltung  der  Volkssprachen,  eine 
bisher  ungeahnte  Ausbildung  sowie  höhere  Theilnahme  am 

öffentlichen  Leben  zugänglich  wird. 

Die  gleichzeitigen  dem  Geiste  der  Renaissance  ent- 
springenden Entdeckungen  erweitern  beträchtlich  den 
Gesichtskreis,  vervielfältigen  den  Schauplatz  der  Entfaltung 
der  menschlichen  Thätigkeit  und  bereichern  die  Menschheit 
der  alten  Welt  mit  riesigen  Schätzen  an  Edelmetallen  und 
anderen  Hilfsmitteln.  Die  sich  bildenden  modernen  Staaten 
erkennen  allmählich  die  Herbeiführung  des  allgemeinen 
Wohles  als  ihre  vornehmste  Aufgabe,  wodurch  persönliche 
Interessen  in  den  Hintergrund  gedrängt  werden. 

Es  ist  klar,  dass  diese  Gestaltung  von  ungeheurem  Ein- 
flüsse auf  die  Vertheilung  und  Entwicklung  des  Eigenthums 
gewesen  ist.  Parallel  der  durch  die  Reformation 


»I 


II 


bewirkten  von  uns  bereits  (III  242,  243)  erwähnten 
Säcularisation  weltlicher  lief  ge wissermas seu 
die  Säcularisation  geistiger  Güter,  die  Verall- 
gemeinerung der  Volksbildung  und  die  dadurch 
gesteigerte  Erwerbsfähigkeit  der  Massen  (vgl. 
II  238).  Die  neuen  Entdeckungen,  insbesondere  die  Amerikas, 
— bei  denen  die  folgende  päpstliche  Verleihung  von  den 
protestantischen  Staaten  weder  anerkannt  noch  berücksich- 
tigt wurde  — erweiterten  nicht  nur  den  Verkehr  aufs 
gewaltigste,  so  dass  erst  jetzt  von  einem  Welthandel  ge- 
sprochen werden  kann,  sondern  boten  auch  den  Europäern, 
theils  auf  dem  Wege  der  Eroberung,  theils  auf  dem  fried- 
licher Colonisation , eine  riesige  Ausdehnung  ihrer  Macht- 
stellung und  neben  den  vorerwähnten  ungeahnten  Reich- 
thümern  namentlich  auch  ungemeinen  Gewinn  an  Grund- 
besitz. Durch  die  Ausfuhr  edler  Metalle  nach  Europa  ward 
I der  Geldumlauf  hier  bald  vervielfacht  und  eine  der  hervor- 
ragendsten Ursachen  wirthschaftlicher  Beklemmung  allmäh- 
lich behoben. 

Indem  wir  uns  den  herkömmlichen  Anschauungen  be- 
■ züglich  der  Eintheilung  der  geschichtlichen  Epochen  an- 
schliessen,  dürfen  wir  es  als  selbstverständlich  betrachten, 
dass  ihre  strenge  Begrenzung  in  Wirklichkeit  nicht  statt- 
findet. Stellt  ja  ein  französischer  Historiker  das  Paradoxon 
auf,  dass  das  Mittelalter  noch  drei  Jahrhunderte  nach  seinem 
! Absterben  fortgelebt  habe!  So  wenig  der  genaue  Zeitpunkt 

Ides  Ueberganges  von  einer  Phase  des  Menschenalters  zur 
anderen  angegeben  zu  werden  vermag,  ebensowenig  lässt  sieh 
ein  solcher  für  die  historischen  Uebergangsstadien  festsetzen. 
So  darf  es  denn  nicht  Wunder  nehmen , wenn  wir  auch  in 
der  „neuen  Zeit“  mittelalterlichen  Zuständen,  insbesondere 
den  Ausschreitungen  des  Lehnwesens,  soweit  es  noch  fort- 
bestand,  begegnen.  Der  geschilderte  Umschwung  ist  erst 
1 allmählich  und  nach  Ueberwindung  zahlreicher  Hindernisse 
eingetreten.  Die  Bekenner  des  neuen  Glaubens  wurden 
von  der  Kirche  im  Bunde  mit  mächtigen  Fürsten  blutig 
I verfolgt,  und  die  Schätze  der  neuen  Welt,  die  später  den 
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Zwecken  der  Gesittung  dienen  sollten,  zunächst  den  kirch- 
lichen Unterdrückungszielen  gewidmet.  Die  Gegenreformation 
führte  zu  Kriegen,  die  zu  den  unheilvollsten  der  Menschheit 
gehören.  Ferner  ist  zu  berücksichtigen,  dass  auch  in  der 
neuen  Zeit  das  Tempo  des  Fortschrittes  in  den  mannig- 
faltigen Reichen , ja  innerhalb  der  einzelnen  Staaten , ver- 
schieden ist,  so  dass  wir  noch  heutzutage  in  manchen  von 
ihnen  durchgehends , in  anderen  bei  hoher  Gesammtcultur 
in  einzelnen  Provinzen  mittelalterliche  Zustände  gewahren. 

2. 

Die  der  Thätigkeit  der  Europäer  durch  die  neuen  Ent- 
deckungen erschlossenen  gewaltigen  Gebiete  konnten  auf 
das  Heerwesen  nicht  ohne  Einfluss  bleiben,  da  nun  auch 
die  neu  eroberten  Länder  blutige  Kriegsschauplätze  wurden. 

Den  Kriegen  wird  in  Folge  des  Widerstandes,  den  die 
neue  Lehre  hervorrief,  durch  lange  Zeit  ein  religiöser 
Charakter  aufgeprägt,  der  auch  in  die  neue  Welt  übertragen 
wird.  So  erblicken  wir  in  den  grossen  Ereig- 
nissen, welche  die  neue  Zeit  einleiten,  hervor- 
ragende Kriegsursachen.  Die  Kriege  wurden,  da  es 
noch  lange  Zeit  keine  stehenden  Heere  gab,  zunächst  noch 
immer  vornehmlich  mit  Söldnern  geführt. 

Nach  der  Erschütterung  des  Lehnwesens  und  dem  Ver- 
falle der  ihm  entsprungenen  Heerverfassung  konnte  diese  im 
deutschen  Reiche  auf  zwei  Wegen  ausgebildet  werden; 
entweder  wurden  auf  Grundlage  der  Zahl  und  des  Vermögens 
der  Reichsangehörigen  Truppen  und  zur  Werbung  solcher 
Steuern  nach  gleichem  Ansätze  erhoben,  oder  es  wurden, 
indem  man  sich  an  die  Stände  hielt,  den  einzelnen  nach 
Massgabe  ihres  Vermögens  die  Stellung  und  Unterhaltung 
bestimmter  Contingente  auferlegt.  Die  Art  der  Vertheilung 
auf  die  einzelnen  Reichsstände  war  sehr  unvollkommen,  und 
noch  um  die  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  vermochte  man 
kaum  zwei  Drittel  der  Ansätze  zu  erlangen.  Die  Matrikel 
des  Wormser  Reichstages  von  1521  veranschlagte  den  nor- 
malen Umfang  einer  Armee  auf  20000  Fusssoldaten  und 
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4000  Reiter.  Die  Kosten  eines  Fussknechtes  wurden  auf  4, 
die  eines  Reiters  auf  12  fl.  monatlich  veranschlagt,  so  dass 
ein  sogenannter  Römermonat  für  das  normale  Reichsheer 
128000  11.  kostete.  Die  Wormser  Matrikel  bildete  die  Norm 
für  die  Geld-  wie  für  die  Truppenleistungen  *)•  In  Folge 
des  Emporkommens  der  Territorialgewalten  (vgl.  IV/II/I  615) 
gelangte  an  diese  der  Schwerpunkt  der  Militärmacht,  so 
dafs  von  einer  Reichsarmee  bald  kaum  mehr  die  Rede  sein 
konnte. 

In  Sachsen  forderte  1546  der  Kurfürst  Johann 
Friedrich  bei  Beginn  des  schmalkaldischen  Krieges  zwar  noch 
die  Lehnsmiliz  nach  der  angelegten  Ritterrolle,  aber  an  Stelle 
des  Fussvolkes  eine  Geldsteuer  zur  Anwerbung  von  Lands- 
knechten ®). 

Bei  Ausgang  des  16.  Jahrhunderts  wurden  in  manchen 
deutschen  Territorien  der  fortgeschrittenen  Kriegskunst  ent- 
sprechende Reformen  in  der  Organisation  und  Bewaffnung 
des  Heeres  vorgenommen,  wie  sie  Österreich  durch  die  un- 
aufhörlichen Türkenkriege  aufgedrängt  worden  waren.  So 
in  Baiern  unter  Maximilian  1595;  in  der  Pfalz  schon  unter 
Johann  Casimir  und  später  in  Folge  des  spanischen  Ein- 
bruches; in  Hessen  unter  dem  Landgrafen  Moritz  1598®). 
Doch  war  bei  den  fortwährend  ungünstigen  finanziellen  Ver- 
hältnissen die  auf  Grund  eines  rohen  Requisitionsverfahrens 
erfolgte  Verpflegung  der  Truppen  noch  immer  ungenügend 
und  der  Sold  stets  rückständig.  So  erklärt  es  sich,  dass  im 
Winter  von  1619  auf  1620  die  halbe  böhmische  Armee  ver- 
hungerte, erfror  und  sich  verlief.  Im  September  1620  be- 
trug der  Soldrückstand  4^'2  Millionen  Gulden,  was  bei  der 
Ungebundenheit  der  Truppen  zu  unaufhörlichen  Meutereien 
führte  *). 


Ritter,  Deutsche  Geschichte  im  Zeitalter  der  Gegenreformation 
und  des  30jährigen  Krieges,  I 18. 

2)  Böttiger,  Geschichte  des  Kurstaates  und  Königreichs  Sachsen. 
I 533. 

Ritter,  a.  a.  0.  II  217. 

Freytag, ^ Gesammelte  Werke.  XX  15. 
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Die  österreichische  Heerverfassung  der  neuern  Zeit 
ging  von  den  Reformen  Maximilians  I.  aus.  Dieser  hatte 
als  oberster  Lehnsherr  im  Reiche  wie  in  seinen  Erblanden 
von  seinen  Vasallen  die  persönliche  Theilnahrae  an  Reichs- 
kriegen  verlangen  können  und  ausserdem  zum  Behufe  der 
Landesvertheidigung  die  gesammte  waffenfähige  Bevölkerung 
aufgeboten.  Um  den  Venetianern,  die  über  die  tüchtigsten 
Söldnerführer  verfügten,  kräftig  entgegentreten  zu  können, 
hätte  der  persönliche  Zuzug  der  Vasallen  in  einem  ihnen 
verderblichen  Umfange  erfolgen  müssen,  weshalb  Maximilian, 
ohne  dieses  Recht  aufzugeben,  von  den  Ständen  Gelder 
zur  Anwerbung  von  Soldtruppen  und,  eintretenden  Falles, 
für  den  Unterhalt  des  Aufgebotes  forderte.  Auf  diese 
Weise  ist  seit  Maximilian  die  Heerfolge  der  Vasallen  immer 
mehr  in  eine  Steuerpflicht  gewandelt  worden.  Das  auch 
fernerhin  vorbehaltene  persönliche  Aufgebot  der  Mannen 
wurde  auf  die  Fälle  beschränkt,  in  welchen  der  Herrscher 
selbst  oder  ein  Mitglied  seines  Hauses  an  die  Spitze  des 
Heeres  trat  und  wurde  zu  Anfang  des  16.  Jahrhunderts 
aufgegeben. 

Wie  für  die  Reichstruppen,  so  auch  für  die  österreichi- 
schen, waren  die  Bewilligungen  unzulänglich,  so  dass  ein 
Kern  geübter  und  disciplinirter  Truppen  für  die  Dauer  nicht 
zu  gewinnen  war.  Der  fortwährenden  Soldrückstände  wegen 
pflegten  die  ungeschulten  Haufen  ungarischer,  deutscher, 
italienischer  Söldner  nach  einigen  Monaten  auseinander  zu 
laufen  und  alsdann  Räubereien  und  andere  Gewaltthaten  zu 
verüben. 

Die  Heerverfassung  beruhte  sonach  in  Oesterreich  seit 
Maximilian,  in  Böhmen  seit  Ferdinand  I.  auf  dem  Söldner- 
wesen und  ausserdem  zu  Landesvertheidigungszwecken  auf 
dem  Landwehraufgebote.  Die  Stände  stellten  entweder  eine 
gewisse  Truppenzahl  bei,  oder  bewilligten  die  sogenannten 
Gültpferde,  d.  i.  Reisige,  die  von  den  Grundherren  nach 
Vermögen  gerüstet  und  erhalten  wurden.  Die  Stände  be- 
trachteten in  beiden  Fällen  die  von  ihnen  aufgebrachten  als 
landschaftliche  Truppen,  was  öfter  zum  Streite  über  die 
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Coiupeteuz  eines  vom  Herrscher  bestellten  Oberbefehlshabers 
führte.  Ferdinand  I.  bestand  jedoch  auf  uugetheilter  Militär- 
hoheit, er  lehnte  deshalb  1529  die  ihm  vom  Lande  ob  der 
Enns  zur  Verfügung  gestellten  Söldner  ab  und  beharrte  auf 
I der  Forderung  persönlichen  Zuzuges,  wodurch  die  eigen- 
i willigen  Grossgrundbesitzer  gefügig  gemacht  wurden.  Doch 

i haben  sowohl  Ferdinand  I.  als  auch  seine  Nachfolger  bei 

Anwendupg  des  Grundsatzes,  dass  die  Militärhoheit  ihnen 
allein  zukomme,  entschiedenem  Widerstande  begegnet.  Erst 
mit  dem  Tode  Wallensteins  trat  ein  Umschwung  ein^). 

Eine  Oesterreich  eigenthümliche  Institution  war  die  Militär- 
grenze. Die  häufigen  Einfälle  der  Türken  hatten  schon  Fer- 
dinand I.  bewogen,  der  Vertheidigung  Croatiens  besondere  Auf- 
merksamkeit zuzuwenden  und  die  wichtigsten  Orte  dieses  Landes 
zu  befestigen.  1577  wurde  in  Ausführung  eines  von  den  Inner- 
österreichern schon  1544  gemachten  Vorschlages  in  Ungarn  ein 
Landgürtel  von  der  mährischen  Grenze  bis  zur  Adria  auf  Kosten 
der  Erblande  dauernd  besetzt.  Dem  Erzherzog  Karl  wurde  von 
Rudolf  II.  1578  das  sogenannte  ewige  Generalat  über  die  win- 
dische  und  croatische  Grenze  verliehen.  Die  Serben  griechischer 
Religion  aus  den  türkischen  Provinzen , besonders  aus  Bosnien 
und  Slavonien,  die  sich  bei  Ausgang  des  16.  Jahrhunderts  in 
grosser  Zahl  in  den  Grenzgebieten  niederliessen,  erhielten  gegen 
die  Verpflichtung  zu  ordentlichen  Kriegsdiensten  in  der  windischen 
Grenze  öde  Ländereien.  1630  wurden  durch  Verordnung  Fer- 
dinands II.  nähere  Bestimmungen  in  Betreff  der  windischen  oder 
Warasdiner  Grenze  getroffen,  die  dann  auch  auf  das  croatische 
' oder  Karlstädter  Generalat  ausgedehnt  wurden.  In  Folge  der 

Rückeroberung  der  südlichen  Grenzgebiete  unter  Leopold  I.  und 
Karl  VI.  wurde  die  Bildung  neuer  Grenzgebiete  veranlasst.  Die 
Petrinier  oder  Banatgrenze  ward  durch  den  Karlowitzer  Frieden 
bis  zur  Unna  erweitert  und  neu  organisirt.  1701  und  1702 
wurde  auch  ein  Generalat  an  der  Save  von  Gradisca  bis  zur  Mündung 
der  Theiss,  ein  anderes  längs  der  Theiss  und  Maros  bis  an  die 
siebenbürgische  Grenze  errichtet.  Nach  dem  Frieden  von  Passa- 
rowitz  (1718)  wurde  von  der  Theissmündung  bis  zur  Grenze 
Siebenbürgens  die  Temeser  Grenze  errichtet,  dagegen  die  Theiss- 
Maroser  Grenze  1743 — 1750  aufgelöst.  Es  gab  nun  fünf  ver- 
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schiedene  Grenzen:  die  Karlstädter,  Warasdiner,  Banal-,  sla- 
vonische  und  Banater  Grenze  ^). 

Seit  dem  30  jährigen  Kriege  schritt  man  in  Oester- 
reich zur  Aufstellung  eines  grösseren  stehenden  Heeres. 

Das  furchtbare  Treiben  der  Söldner  und  ihre  Unzu- 
verlässigkeit erscheint  in  neuerer  Zeit  keineswegs  in  milderem 
Lichte  als  im  Mittelalter,  so  dass  die  Kriege  noch  lange  in 
rohester  Weise  geführt  werden.  Der  Söldnerberuf  war  noch 
immer  gewinnbringend. 

Beim  Sacco  di  Roma  wurde  die  vom  Heere  gemachte  Beute 
auf  10  Millionen  Scudi  Goldes  (=  20  Millionen  Goldgulden)  ge- 
schätzt. Der  elendeste  Landsknecht  soll  3 — 4000,  mancher  ge- 
meine Soldat  aber  sogar  20  — 40  000  Ducaten  erbeutet  haben  2). 
Allerdings  wurden  damals  nicht  nur  sämmtliche  Häuser,  sondern 
auch  Kirchen  und  sogar  Gräber  ausgeplündert.  Auch  noch  im 
17.  und  18.  Jahrhundert  bot  sich  namentlich  den  Offizieren 
häufig  Gelegenheit  zur  Bereicherung.  Einer  der  baierischen 
■ Offiziere,  der  im  Gefolge  des  Herzogs  Maximilian  1620  am  Zuge 
nach  Böhmen  Theil  nahm,  rühmte  sich,  dort  60  000  fl,  erworben 
zu  haben  und  hezeichnete  jeden  als  schlechten  Obersten  oder 
Hauptmann,  der  in  dem  Kriege  gegen  Friedrich  von  der  Pfalz 
nicht  mindestens  30  000  fl.  erbeutet  habe^).  Graf  Königsmark, 
„einer  dei  ärgsten  Raubvögel,  die  durch  Deutschland  flogen,“ 
brachte  so  viel  Gold  und  andere  Kostbarkeiten  nach  Schweden, 
dass  er  ein  Jahreseinkommen  von  130  000  Thalern  hinterlassen 
konnte  ■‘).  Ueberhaupt  bot  der  30  jährige  Krieg  namentlich  den 
schwedischen  Truppen , die  ausser  Landes  unterhalten  wui’den, 
ansehnliche  Bereicherung ; sie  verursachten  nicht  nur  ihrem  Staate 
keine  Kosten , sondern  brachten  sogar  viel  Geld  und  Gut  heim, 
so  dass  der  Krieg  besonders  für  die  Offiziere  ein  überaus 
lohnender  Erwerbszweig  war®).  Auch  die  Führer  waren  im 
Geiste  des  Zeitalters  überaus  geldgierig.  „Man  zeige  ihnen  nur 
Geld,“  heisst  es  in  einem  spanischen  Berichte  über  die  Stimmung 


’)  v.  Ebengreuth,  a.  a.  0.  S.  468.  Huber,  Oesterr.  Reichsgeschichte. 
1895.  S.  147.  148. 

Ranke,  Deutsche  Geschichte.  II  281.  v.  Bezold,  Geschichte  der 
deutschen  Reformation.  S.  546. 

*)  Gindely,  Geschichte  der  Gegenreformation  in  Böhmen.  Leipzig 
1894.  S.  7. 

♦)  Freytag,  a.  a.  0.  XX  99. 

®)  Erdmannsdörffer,  Deutsche  Geschichte.  I 212. 


11 


der  Führer,  „man  lasse  sie  Confiscationen  hoffen“^).  Als  im 
30  jährigen  Kriege  die  Mittel  der  Fürsten  erschöpft  waren, 
zahlte  man  keinen  Sold  mehr,  sondern  wies  das  Heer  auf  Con- 
tributionen  und  Brandschatzungen  an^).  Die  Folgen  lassen  sich 
leicht  ermessen.  Die  Offiziere , namentlich  die  Obersten  und 
Compagnieführer  (die  ihre  Regimenter  und  Compagnien  auf 
eigene  Kosten  zusammenbrachten,  so  dass  die  Bildung  der  Armee 
selbst  finanzieller  Natur  war),  bereicherten  sich  auch  durch  arge 
Betrügereien.  Die  angegebene  Mannschaft  stand  selten  vollzählig 
unter  der  Fahne ; die  Offiziere  bezogen  den  Sold  für  die  Fehlen- 
den, die  „Blinden“®).  Ebenso  war  es  in  Frankreich,  wo  man 
die  nur  auf  dem  Papier  Vorhandenen  „ passe -volants“  nannte, 
noch  zur  Zeit  Ludwigs  XV.  Da  geschah  es  zuweilen,  dass  der 
General,  der  über  60  000  Mann  zu  verfügen  glaubte,  am  Tage 
der  Schlacht  in  Wirklichkeit  nur  über  40  000  gebot  ^).  — Zu 
erinnern  haben  wir  noch  an  die  Bereicherung  der  Mannschaft 
durch  Piraterie  bei  Kriegen  der  Seemächte. 

Die  Beziehungen  Frankreichs  zu  schweizerischen 
Söldnern  gew'ahren  wir  auch  in  der  neuern  Zeit.  Es  hiess, 
dass  Franz  I.  mittelst  seiner  Werbungen  und  Pensionen  in 
der  Eidgenossenschaft  wie  ihr  Gebieter  gew'altet  habe®).  Auch 
seine  Nachfolger  nahmen  Schweizer  in  ihre  Dienste.  Von 
1474 — 1715  bezogen  diese  über  1146  Millionen  Gulden  an  Sold  ®). 
Ferner  bewarben  sich  namentlich  die  einander  bekriegenden 
Könige  von  Frankreich  und  Spanien  besonders  um  deutsche 
Truppen,  zu  welchem  Ende  die  fremden  Regierungen  die 
Führer  entweder  für  einen  bestimmten  Feldzug  mietheten 
oder  durch  feste  Jahrgelder  an  sieh  fesselten.  Drei  braun- 
schweigische Fürsten  sowie  die  Grafen  Otto  von  Schaumburg 
und  Günther  von  Schwarzburg  wurden  in  dieser  W^eise  von 
Spanien,  die  Herzoge  von  Sachsen  und  Wilhelm  von  Grum- 
bach  von  Frankreich  gewonnen  '^).  Auch  in  den  Dienst 

b Ranke,  Geschichte  Wallensteins.  S.  424. 

Winter,  Gesch.  des  30jährigen  Krieges.  Berlin  1893.  S.  610. 
s)  Freytag,  a.  a.  0.  XXI  179.  Ranke,  Gesch.  Wallensteins.  S.  340. 

Rambaud,  Ilistoire  de  la  civilisation  fran^aise.  2 <te  ed.  II  197. 
Droz,  Histoire  du  regne  de  Louis  XVI.  I 20. 

®)  Ranke,  Deutsche  Geschichte.  II  187. 

Beilage  zur  Allgemeinen  Zeitung  vom  27.  December  1902. 
b Ritter,  a.  a.  0.  I 100. 


italienischer  Fürsten,  wie  des  Herzogs  von  Ferrara,  traten 
deutsche  Hauptleute’). 

Zu  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  ergriffen  die  Fürsten, 
die  das  Waffenhandwerk  allein  für  ehrenvoll  hielten,  jede 
Gelegenheit,  in  Krieg  zu  ziehen.  Sie  nahmen  insbesondere 
an  allen  italienischen  Fehden  TheiP). 

Die  fortdauernde  politische  Zerfahrenheit  der  europäischen 
Staaten , der  vielfach  fühlbare  Mangel  einer  imponirenden 
monarchischen  Macht  sowie  die  Unordnung  in  den  Staats- 
finanzen erklären  es , dass  das  Heerwesen  während  des 
30jährigen  Krieges  im  Vergleiche  mit  dem  bei  Ausgang 
des  16.  Jahrhunderts  fast  gar  keinen  Fortschritt  aufweist. 
Mit  Ausnahme  Schwedens  hatte  kein  einziger  Staat  eine 
geregelte  und  dabei  nationale  Militärorganisation,  die  meisten 
Staaten  hatten  nur  wenig  Truppen , die  auch  in  Friedens- 
zeiten gehalten  wurden;  die  meisten  der  aus  verschiedenen 
Nationen  und  Ständen  zusammengebrachten  Söldnerschaaren 
wurden  nach  Beendigung  des  Krieges  entlassen.  Die  Art 
der  Kriegführung  Hess  jede  Regelmässigkeit  und  Gründlich- 
keit vermissen.  Die  Feldherren  verfuhren  ohne  jeden  mit 
den  jeweiligen  Umständen  und  den  vorhandenen  Mitteln  in 
Einklang  gebrachten  Operationsplan  nur  auf  gut  Glück, 
und  wandten  sich  oft  nur  nach  Gegenden,  wozur 
Unterhaltung  der  Truppen  und  zur  Bereiche- 
rung durch  Plünderung  Gelegenheit  dargeboten 
wurde.  Die  Armeen  kümmerten  sich  bei  ihren  Märschen 
oft  nicht  um  die  Sicherung  der  Communication  im  Rücken. 
DieFeldherren  Hessen  es  an  jeder  Sorge  für  die 
Verproviantirung,  die  nur  durch  Plünderung 
bewirkt  wurde,  fehlen^). 

Namentlich  in  England  war  im  17.  Jahrhundert  die 
Heerespffege  äusserst  mangelhaft.  Die  1625  nach  Deutsch- 
land geschafften  Truppen  wurden  weder  mit  Lebensmitteln 

Baumgarten,  Geschichte  Karls  V.  Stuttgart  1885—1892.  II  29. 

Ranke,  Zur  venezianischen  Geschichte.  S.  189.  190. 

Fürst  Galitzin,  Allgemeine  Kriegsgeschichte  der  Neuzeit.  I 13.  50. 
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noch  mit  Geld  versehen;  sie  streiften  daher  im  Lande  um- 
her, brachen  in  Häusern  ein,  stahlen  Vieh  u.  s.  w.;  ihre 
Reihen  wurden  durch  Desertionen  sehr  gelichtet.  Wegen 
mangelhafter  Ernährung  gingen  viele  zu  Grunde.  Von 
12000  Mann  waren  nur  3000  im  Stande  Waffen  zu  tragen. 
Recht  elend  war  gleichzeitig  der  Zustand  der  Schiffe.  Die 
Beamten,  die  mit  der  Versorgung  der  Flotte  betraut  waren, 
müssen  betrügerisch  oder  überaus  sorglos  gewesen  sein. 
Das  Takelwerk  war  verdorben;  eines  der  Schiffe  hatte  alte 
Segel,  die  bereits  gegen  die  spanische  Armada  gedient 
hatten;  die  Nahrung  war  übelriechend,  „so  as  no  dog  in 
Paris  Garden  would  eat  it“.  Krankheit  brach  unter  der 
Mannschaft  aus  und  es  hielt  schwer,  eine  genügende  Anzahl 
von  Männern  zur  Verrichtung  der  Schiffsarbeiten  zusammen- 
zubringen. 1627  wird  geklagt,  dass  die  Schiffe  leck,  dafs 
die  Arbeiter  in  Chatharn  seit  einem  Jahre  nicht  entlohnt 
worden  seien,  dass  die  Schiffsmannschaft  sich  deshalb  in 
grösster  Noth  befinde,  dass  es  ihr  an  Kleidern  und  Schuhen 
gebreche.  Aehnliche  Beschwerden  ertönen  1635.  Auf  die 
Beschaffenheit  des  Offiziercorps  lässt  die  Klage  des  Generals 
Cecils  schliessen,  Buckingham  habe  ihm  Offiziere  empfohlen, 
die  gar  nicht  Soldaten  gewesen  seien  und  die  er  nicht  ab- 
zulehnen gewagt  habe’). 

Eine  rühmliche  Ausnahme  machte,  wie  bereits  erwähnt, 
die  Heeresorganisation  Schwedens.  Schon  im  16.  Jahr- 
hunderte hatten  die  schwedischen  Könige  den  Grund  hier- 
zu gelegt.  Karl  IX.  hatte  jedem  ausgehobenen  Soldaten 
ein  Achtel  einer  Hufe  zugetheilt;  Gustav  Adolf  vervoll- 
kommnete  dieses  (später  von  Karl  XI.  vollständig  durch- 
geführte) System , wonach  jeder  Soldat  ein  bestimmtes 
Areal  an  Land  erhielt  und  traf  auch  sonstige  bedeutende 
Verbesserungen , wodurch  Schweden  das  Muster  eines 
Staates  wurde,  dessen  Heer  hauptsächlich  aus  nationalen 

')  Gardiner,  History  of  England  ander  the  Duke  of  Buckingham 
and  Charles  I.  I 126—134.  312.  313.  324.  II  112.  188.  Gardiner,  The 
personal  government  of  Charles  I.  I 103. 
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Truppen  und  nur  zum  Theil  aus  ausländischen  Söldnern 
bestand.  Auch  hinsichtlich  ihrer  inneren  Einrichtung, 
Verwaltung  und  Verpflegung , besonders  aber  in  Betreff 
des  unter  den  Truppen  herrschenden  Geistes  und  der 
Disciplin  übertraf  die  Armee  Gustav  Adolfs  alle  gleich- 
zeitigen Heere  ’).  Allerdings  bot  dieses  Gemälde  auch  starke 
Schatten:  die  Armee  war  für  den  schwedischen  Staat  zu 
grofs;  dieser,  zu  unnatürlicher  Entwicklung  gelangt,  ver- 
mochte nicht  sie  dauernd  zu  ertragen  und  wurde  daher  fort- 
während zu  neuen  Kriegen  gedrängt,  damit  dem  Heere  aus- 
wärts Thätigkeit  und  Ernährung  gesichert  werde.  1652 
sagte  der  schwedische  Staatsmann  Adler  Salvius:  „andere 
Staaten  fangen  Krieg  an,  weil  sie  reich  sind,  Schweden,  weil 
es  arm  ist“  ^). 

In  ähnlicher  Weise  wie  in  Schweden  erhielten  in  Russ- 
land die  Dworjanen  und  Bojarenkiiider , die  den  hervor- 
ragendsten Theil  des  Heeres  bildeten,  Ländereien  mit  Bauern. 
Diese  Güter  (im  Umfange  von  je  150  bis  300  Tschetwert 
oder  75  bis  150  Dessjatinen)  wurden  den  Einen  erblich,  den 
Anderen  nur  für  die  Lebensdauer  verliehen.  Die  Soldzahlung 
wurde  erst  unter  Johann  IV.  eingeführt®). 

In  Brandenburg  fand  der  grosse  Kurfürst  bei  seinem 
Regierungsantritte  eine  schlecht  veri»flegte,  unzureichend  be- 
kleidete, in  Folge  der  unregelmässigen  Löhnung  schwer  zu- 
sammenzuhaltende Armee  vor.  Friedrich  Wilhelm  suchte 
seit  1644  eine  entschiedene  Umgestaltung  zu  bewirken,  in- 
dem er  die  allgemeine  Dienstpflicht  mit  dem  Werbesystem 
in  Einklang  brachte,  sich  ganz  besonders  die  Vervollkomm- 
nung des  Offiziercorps  angelegen  sein  liess,  sich  die  Dienste 
zur  Ruhe  gesetzter  höherer  Offiziere  durch  Zahlung  eines 
Wartegeldes  sicherte^).  Die  Ernennung  der  Offiziere,  deren 
Stellen  nicht  mehr  käuflich  waren,  erfolgte  durch  den  Kur- 

’)  Galitzin,  a.  a.  0.  I 14.  24.  Geijer,  Gesch.  Schwedens.  III  50.  51. 

Erdmannsdörffer,  a.  a.  0.  I 212. 

®)  Galitzin,  Allgem.  Kriegsgeschichte  des  Mittelalters.  II  295.  308. 

‘‘)  Prutz,  Preussische  Geschichte.  Stuttgart  1900.  I 413.  428. 
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fürsten.  Das  nun  gleichmässig  bekleidete,  bewaffnete  und 
ausgerüstete  Heer  zeichnete  sich  durch  eine  bisher  ungekannte 
Zucht  ausO. 

Nach  Beendigung  des  30jährigen  Krieges  begannen  die 
meisten  Regierungen,  dem  Beispiele  Schwedens  folgend, 
einen  beträchtlichen  Theil  des  Heeres  auch  in 
Friedenszeiten  zu  unterhalten.  Nun  ward  auch  auf 
die  Ausbildung,  kriegerische  Vervollkommnung  und  Ver- 
pflegung der  Truppen  grössere  Aufmerksamkeit  verwandt. 
Zuerst  erfolgten  diese  Umgestaltungen  in  Frankreich 
unter  Ludwig  XIV.  (Louvois).  Grosse  Unzukömmlichkeiten 
erwuchsen  jedoch  der  französischen  Armee  aus  dem  unbot- 
mässigen  Geiste  des  Adels  und  seiner  Eitelkeit,  die  fort- 
währende Etiquettestreitigkeiten  sowie  unberechtigte  An- 
sprüche hervorriefen  und  die  Disciplin  lockerten.  Noch 
schlimmer  war  der  Handel  mit  den  der  Privatspeculation 
preisgegebenen  Offizierstellen.  Ludwig  XIV.  vermochte  nicht 
dieses  Uebel  auszurotten;  er  musste  sich  darauf  beschränken, 
den  Handel  mit  den  untergeordneten  Stellen  auf’s  strengste 
zu  verbieten ®).  Namentlich  in  Folge  der  Kriegs- 
züge Ludwigs  XIV.  und  der  fortwährenden  Aus- 
dehnung der  französischen  Armee  wurde  nun 
auch  den  anderen  Staaten  die  Vergrösseruug 
ihrer  Heere  aufgedrängt.  Jene  zählte  1672  1600O0, 
1700  183000  Mann.  In  weiterer  Vervollkommnung  der 
Heereseinrichtungen  entstanden  zu  Anfang  des  18.  Jahr- 
hunderts Feldapotheken  und  Krankenwagen  und  wurden 
Militärärzte  angestellt.  Die  Disciplin  des  Heeres  stand  nun 
auf  einer  ungleich  höheren  Stufe.  Da  aber  die  Regierungen 
mit  dem  Uebergange  zu  stehenden  und  geregelten  Heeren  auch 
die  Sorge  für  den  Unterhalt  übernahmen,  so  hatten  sie  nicht 
selten  einen  ihre  Finanzen  erschöpfenden  Aufwand  zu  be- 
streiten und  sahen  sich  zuweilen  genöthigt , Frieden  zu 
schliessen,  ehe  sie  ihren  Zweck  erreicht  hatten.  Der  Heeres- 

0 Freytag,  a.  a.  0.  XXI  179. 

*)  Dareste,  Histoire  de  France.  V 431. 
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aufwand  wurde  dadurch  erheblich  gesteigert,  dass  die  Feld- 
züge in  der  Eegel  erst  mit  dem  Spiltfrühjahre  begannen  und 
im  Frühherbste  endeten,  worauf  die  Truppen  die  Winter- 
quartiere bezogen.  Da  überdies  im  Laufe  dieser  kurzen 
Feldzüge  die  Operationen  langsam  und  unentschieden  vor 
sich  gingen,  ihre  Resultate  somit  unbedeutend  waren,  so 
währten  die  Kriege  überaus  lange  und  endeten  oft 
nur  durch  Erschöpfung  einer  der  kriegführenden  Mächte, 
oft  aber  auch  beider  Theile.  Natürlich  sind  die  Operationen 
einzelner  bedeutender  Feldherren,  wie  Montecuculi,  Turenne, 
Prinz  Eugen  von  Savoyen,  Marlborough  auszunehmen  ^). 

Während  die  Continentalstaaten  bereits  antingen  sich 
auf  stehende  Heere  zu  stützen,  begnügte  sich  England  in 
seiner  insularen  Absonderung  mit  seiner  alten  Milizeinrichtung. 
Das  stehende  Heer,  das  unter  den  beiden  letzten  Königen 
aus  dem  Hause  Stuart  bestanden  hatte,  begegnete  all- 
gemeiner Abneigung.  Das  gemeine  Recht  verlieh  dem 
Könige  nicht  die  Macht,  die  Trup])en  zu  controlireu.  Das 
Parlament,  das  sie  als  blosse  Werkzeuge  der  Tyrannei  be- 
trachtete, war  nicht  geneigt,  solche  Macht  gesetzmässig 
(by  Statute)  zu  ertheilen.  Indem  die  Revolution  die  Stellung 
von  Parlament  und  König  änderte,  änderte  sie  auch  die  von 
Heer  und  Nation.  König  (Wilhelm  und  Maria)  und  Nation 
waren  nun  einig  und  beide  fühlten  sich  durch  die  französische 
Militärmacht  bedroht.  Man  empfand  das  dringende  Bedürfniss 
eines  regelmässigen  Heeres  und  dieses  musste  mit  Rücksicht 
auf  die  Sicherheit  aller  anderen  Bevölkerungsclassen  strenger 
Disciplin  unterworfen  sein.  Ungeachtet  dieser  Erkenntnis 
schritt  das  Haus  der  Gemeinen  nur  mit  Widerstreben  zur 
Fürsorge  für  eine  stehende  Armee.  Denn  es  gab  kaum 
einen  öttentlich  wirkenden  Mann  von  Bedeutung,  der  nicht 
oft  seine  Ueberzeugung  ausgesprochen  hätte,  dass  die  eng- 
lische Politik  mit  einem  stehenden  Heere  unvereinbar  sei, 
namentlich  mit  dem  Rechte  des  Widerstandes,  das  während 
der  Revolution  von  1688  zur  Geltung  gelangt  war,  das  aber 


*)  Galitzin,  Allgemeine  Kriegsgeschichte  der  Neuzeit.  II  15  ff. 
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durch  Schaffung  eines  stehenden  Heeres  hinfällig  wurde. 
Kein  Parteiführer  konnte,  ohne  sich  dem  Vorwurfe  grober 
Inconsequenz  auszusetzen , eine  solche  Armee  als  bleibende 
Institution  vorschlagen.  Allein  unter  dem  Eindrücke  eines 
Militäraufruhrs  zu  Ipswich  und  der  Befürchtung  der  daraus 
erwachsenden  Gefahren  ging  1689  die  erste  „Mutiny  Bill“ 
für  sechs  Monate  durch.  Sie  wurde  nach  sechs  Monaten 
und  dann  nach  abermaligen  sechs  Monaten  erneuert,  und  so 
gewöhnte  sich  das  Volk  allmählich  an  die  stehende  Armee 
und  den  Militär gerichtshof,  so  dass  das,  was  anfangs  als 
Ausnahme  betrachtet  worden  war,  nun  als  Regel  Geltung 
bekam.  In  jeder  Sitzung  wurde  fortan  eine  Mutiny  Bill 
durchgebracht  1).  Nach  den  ältesten  Mutiny  Acts  durfte  die 
Einquartierung  der  Soldaten  nur  in  Gasthäusern  erfolgen. 
Die  unter  Königin  Anna  erledigten  suspendirten  die  älteren 
Gesetze;  doch  wurden  die  früheren  Bestimmungen  in  der 
Hauptsache  wiederholt,  Privathäuser  von  der  Einquartierung 
befreit,  und  nur  in  Irland,  wo  Gasthäuser  zu  solchem  Be- 
hüte nicht  in  genügender  Zahl  vorhanden  waren,  Ausnahmen 
zugelassen.  Die  Offiziersstellen  waren  in  der  Armee,  aber 
niemals  in  der  Marine  käuflich  ^).  Grossbritannien  hatte 
übrigens  nie  eine  bedeutende  Landarmee  und  suchte  diese 
bei  festländischen  Kriegen  durch  Subsidien  in  grossem  Mass- 
stabe  zu  ersetzen. 

In  Preussen  wurden  die  Reformen  des  Grossen  Kur- 
fürsten, dessen  Armee  die  Bewunderung  aller  Kenner  hervor- 
rief, zunächst  von  Friedrich  Wilhelm  L,  ganz  besonders  aber 
von  Friedrich  dem  Grossen  weiter  entwickelt,  der  sich  den 
Ruhm  eines  Haupturhebers  der  Vervollkommnung  der  neueren 
Kriegskunst  erwarb.  Dem  altgermanischen  Gedanken  der 
allgemeinen  Wehrpflicht  (vgl.  IV/II/I,  6)  gemäss,  der  in  den 
deutschen  Ostmarken  auch  in  der  Epoche  der  Söldnerheere 


')  Macaulay,  History  of  England.  IV  43—46.  Ranke,  Englische 
Geschichte.  VII  168. 

*)  Gneist,  Das  englische  Verwaltungsrecht.  II  479.  598. 

Felix,  Eigenthum.  IV.  2.  II.  2 
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fortgelebt  hatte,  beabsichtigte  Friedrich,  alle  Preussen  im 
stehenden  Heere  dienen  zu  lassen;  doch  scheiterte  dieses 
Vorhaben  noch  an  dem  Widerstreben  gegen  die  lange  Dauer 
und  die  Härte  des  Dienstes  ^).  Der  Umfang  der  preussischen 
Armee,  der  sich  bei  seiner  Thronbesteigung  auf  80000  Mann 
belief,  erhob  sich  allmählich  auf  200  üOO  Mann.  Durch  seine 
glänzenden  Erfolge  im  schlesischen  und  im  7jährigen  Kriege 
brachte  Friedrich  II.  eine  ähnliche  Umwälzung  in  der  Kunst 
der  Kriegführung  hervor,  wie  Gustav  Adolf  im  17.  Jahr- 
hundert. Die  Raschheit,  Entschlossenheit  und  Geschicklich- 
keit seiner  Operationen  fand  allgemein  höchste  Anerkennung. 

Seine  Vervollkommnung  der  TruppenverpHegung  trug  nicht 
wenig  zur  Beweglichkeit  der  preussischen  Armee  bei.  Einen 
grossen  Antheil  an  ihrer  Ueberlegenheit  hatte  der  Umstand, 
dass  Preussen  der  einzige  Staat  war,  in  dem  die  Unsitte 
der  Käuflichkeit  der  Offiziersstellen  nicht  mehr  bestand.  — 

Fast  ebenso  grossen  Ruhm  wie  durch  seine 
kriegerischen  Erfolge  erwarb  sich  Friedrich  II. 
durch  die  Art,  wie  er  die  nacht  heiligen  Folgen  D 

des  Krieges  zu  mildern  suchte.  Nach  Beendigung 
des  7jährigen  Krieges  war  es  seine  angelegentlichste  Sorge, 
den  erschöpften,  durch  den  Krieg  verwüsteten  Landschaften 
Unterstützungen  zukommen  zu  lassen.  Er  liess  unter  die 
Bewohner  Kornvorräthe  zur  Befriedigung  des  Lebensbedarfs 
wie  zur  Saat  vertheilen.  Den  Bauern  wurden  eine  grosse 
Anzahl  Militärpferde  zu  ihren  Feldarbeiten  geliehen  und 
drei  Millionen  Thaler  an  Geldunterstützungen  gewährt.  Den 
Provinzen,  die  am  empfindlichsten  betroffen  worden  waren, 
wurden  Steuererlasse  bis  auf  zwei  Jahre  zugestanden.  Die 
zerstörten  und  die  niedergebrannten  Häuser  liess  der  König 
für  seine  Rechnung  wieder  aufbauen.  Ferner  liess  er  sich 
die  Trockenlegung  der  Sümpfe,  die  Gründung  neuer  Colonien. 
den  Bau  von  Landstrassen  und  Canälen  angelegen  sein^). 


0 Treitschke,  Deutsche  Geschichte.  I 40.  41. 

-)  Galitzin,  III  17.  19.  251.  277.  Prutz,  Preussische  Geschichte. 
Stuttgart  1899—1902.  III  136. 
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In  Oesterreich  waren  in  der  ersten  Hälfte  des 
18.  Jahrhunderts  die  Heeresverhältnisse  noch  sehr  traurig. 
In  einem  am  26.  April  1705  an  Kaiser  Leopold  I.  gerichteten 
Briefe  stellt  Prinz  Eugen  die  Soldaten  als  ausgehungert 
und  halbnackt  dar,  klagt  über  Mangel  an  Geld,  an  Brod, 
an  Zelten,  an  Fuhrwesen  und  Artillerie;  überall  herrsche 
Noth,  Elend  und  Rathlosigkeit.  Die  Soldaten  vieler  Regi- 
menter sähen  Strassenbettlern  ähnlich,  so  dass  die  Offiziere 
sieh  schämten,  sie  zu  befehligen.  Unter  solchen  Bewandt- 
nissen sei  es  natürlich,  dass  die  Desertion  überhandnehme. 
Prinz  Eugen  bekämpfte  den  seit  langer  Zeit  üblichen  Ver- 
kauf von  Offiziersstellen.  Dieser  warf  den  Regimentschefs 
je  zehn  bis  zwölf  Tausend  Gulden  jährlich  ab,  weshalb  hier 
nur  durch  Muth  und  Ausdauer  durchzudringen  war.  Der 
Prinz  hatte  schon  1703  vom  Kaiser  Leopold  ein  Decret  er- 
wirkt, wodurch  dieser  Handel  streng  untersagt  worden  war ; 
doch  erschien  1708  eine  Erneuerung  dieses  Verbotes  uner- 
lässlich, das  auch  Karl  VI.  bei  seinem  Regierungsantritte 
bestätigte.  Einen  ebenso  entschiedenen  Kampf  nahm  der 
Prinz  gegen  die  Gewohnheit  auf,  die  Offiziersstellen  nicht 
nach  Verdienst,  sondern  nach  Gunst  des  Hofes  oder  einfluss- 
reicher Personen  zu  vergeben.  Zu  diesem  Behufe  bestimmte 
er  Karl  VI.,  die  sogenannten  Expectanzen  aufzuheben.  So 
nannte  man  den  in  Frankreich  und  Spanien  noch  öfter  als 
in  Deutschland  und  Oesterreich  geübten  Unfug,  Kindern 
aus  vornehmen  Häusern,  nicht  selten  schon  kurze  Zeit  nach 
ihrer  Geburt,  Lieutenantstellen  oder  gar  Compagnien  zu  ver- 
leihen, ihren  Dienst  — wenn  überhaupt  — durch  einen 
Stellvertreter  verrichten  zu  lassen  und  ihnen,  kaum  dass  sie 
in  die  Jünglingsjahre  gelangten,  bedeutende  Stellungen  in 
ihren  Regimentern  einzuräumen  ^).  Doch  gelang  es  zur  Zeit 
Karls  VI. , ungeachtet  der  eifrigsten  Bemühungen , noch 
nicht,  den  Handel  mit  Offiziersstellen  und  bei  Besetzung 
dieser  die  Bevorzugung  unerfahrener  junger  Leute  aus  dem 
höheren  Adel  vollständig  zu  unterdrücken^).  Mit  aller 

Arnetli,  Prinz  Eugen  v.  Savoyen.  I 309.  III  82.  84.  88. 

Arneth,  Maria  Theresia.  I 59. 
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Energie  suchte  der  Prinz  Zucht  und  Ordnung 
im  Heere  aufrecht  zu  erhalten;  mit  aller  Strenge 
ahndete  er  im  Kriege  wie  im  Frieden  jeden  Versuch  der 
Bedruckung  der  Bevölkerung.  Kamen  dennoch  Ausschrei- 
tungen vor  so  musste  das  Regiment,  bei  dem  der  Schuld- 
tragende  diente,  den  zugefügten  Schaden  ersetzen.  Im 
Italienischen  Kriege  war  es  der  Stolz  des  Prinzen,  dem 
Kaiser  berichten  zu  können,  dass  der  Landmann  seinen 
Arbeiten  unbelastigt  obliegen  könne  i).  _ Auch  Maria 
Theresia  wandte  der  Vervollkommnung  des  Heerwesens  vor- 
Aufmerksamkeit  zu,  wobei  sie,  von  ausgezeichneten 
ra  en  wie  Daun  und  Lascy  auf’s  wirksamste  unterstützt, 
nach  dem  Vorbilde  Preussens  vorging.  Zum  Behufe  der 
Ausbildung  von  Offizieren  errichtete  sie  1752  die  Militär- 
academie  zu  Wiener  Neustadt  und  1754  die  Ingenieur- 
academie  zu  Wien.  In  der  Militärgrenze  wurde  die  Ein- 
iichtung  verallgemeinert,  dass  statt  des  Soldes  Grundstücke 
zu  freiem  Genüsse  vergeben  wurden.  Wie  sehr  auch  der 
aiserin  an  der  Heereszucht  gelegen  war,  bezeugt  u.  A.  ein 
Schreiben,  das  sie  nach  der  Erstürmung  von  Schweidnitz  an 
Laudon  richtete,  worin  es  heisst:  „Das  Einzige,  was  bei 
dieser  glorreichen  Gelegenheit  mir  unlieb  zu  vernehmen  ge- 
wesen, ist  der  Umstand,  dass  der  grösste  Theil  meiner 
Truppen  sich  weder  durch  Eure  Versprechen  noch  Ver- 
mahnungen von  dem  Plündern  hat  abhalten  lassen“  2) 

In  dieser  Periode  war  das  Heerwesen  in  Frankreich 
in  Verfall,  m sittlicher  wie  in  materieller  Beziehung 

(levdes  extra- 

orainaires)  wurden,  wie  noch  zur  Zeit  Ludwigs  XIV  Trunnen- 
theile  inbegnffen,  die  zuweilen  während  des  Krieges  nicht^ver- 

JnTLrT.  ’ verursachten,  ohne  den 

verwaltnna  de  “ 2"«8e  der  Militär 

hräiirvu  ^ grosse  Unordnung  herrschte,  waren  arge  Miss- 
brauche  e.ngedrnngen.  Die  tactische  Organisation  des  HeerS, 


Arneth,  Prinz  Eugen.  III  89.  90. 

2)  Arneth,  Maria  Theresia.  IV  87—93.  95.  V 248,  vgl.  X 532. 
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Geist  und  Zucht  der  Truppen  boten  ein  klägliches  Bild  dar^). 
Während  des  7jährigen  Krieges  schrieb  der  Graf  von  Saint- 
Germain : „Das  Elend  des  Soldaten  ist  im  höchsten  Grade  Mitleid 
erregend  ....  er  lebt  wie  ein  angeketteter  Hund.“  Bei  der 
Geringfügigkeit  des  Soldes,  der  schlechten  Ernährung,  Wohnung 
und  Bekleidung  waren  nur  Personen  aus  den  untersten  Volks- 
classen  als  Soldaten  zu  erhalten.  Nicht  nur  alle  Edelleute  und 
Bürger,  aber  auch  alle  Bediensteten  des  Verwaltungswesens,  der 
Geistlichkeit , der  Gemeinden , des  Adels , die  Söhne  der  wohl- 
habenden Bauern,  alle,  die  irgend  einen  Beschützer  hatten,  waren 
von  der  Ziehung  befreit.  Es  blieben  also  nur  die  Allerärmsten, 
Verkommensten,  Gemeinschädlichsten  übrig:  Abenteurer,  Vaga- 
bunden, Verzweifelte,  weggejagte  Lehrlinge,  Leute  ohne  Treue 
und  Glauben®).  Sogar  eine  grosse  Zahl  von  Banditen  fanden 
sich  in  der  Armee.  Die  Bedingung  adeliger  Abstammung  für  die 
Offiziere  war  ein  weiterer  Uebelstand.  Dies  sowie  die  Hofeinflüsse, 
die  bei  der  Beförderung  zur  Geltung  gelangten,  erklären  die  un- 
glaubliche Unwissenheit  im  Offiziercorps,  die  von  den  Führern 
beklagt  wurde.  Der  Herzog  von  Fronsac  wurde  im  Alter  von 
sieben  Jahren  zum  Obersten  ernannt.  Ein  Oberst  konnte  die  Ent- 
lassung von  seinem  Regimente  nehmen  und  doch  zur  Armee  ge- 
hörend bleiben;  dann  — obwohl  er  nicht  diente  — bezog  er 
seine  Besoldung  fort  und  behielt  alle  seine  Rechte ; seine  Lebens- 
jahre wurden  ihm  als  Dienstjahre  angerechnet.  Noch  unmittelbar 
vor  Ausbruch  der  Revolution  wird  das  Heer  als  ganz  desorgani- 
sirt  dargestellt.  Desertionen  und  Selbstmorde  kamen  in  un- 
gemein  grosser  Zahl  vor®).  — Nach  der  Behauptung  des  Marquis 
Victor  von  Mirabeau  wussten  schon  Ludwig  XIV.  und  seine 
Regierungen  das  Seew'esen  nicht  zu  würdigen  *).  Unter  Ludwig  XV. 
waren  die  Marinezustände  ganz  trostlos.  Am  1.  Januar  1746 
ging  zum  Behufe  der  Unterstützung  Canadas  und  der  Wieder- 
gewinnung von  Louisbourg  eine  Flotte  von  Brest  ab.  Diese 
war  schlecht  gebaut , mangelhaft  ausgerüstet , mit  schadhaften 
Lebensmitteln  versehen  und  wurde  von  einem  Hof-Seemanne,  dem 
Herzog  von  Auville,  verständnisslos  geführt.  Sie  hatte  heftige 
Stürme  und  Krankheiten,  welche  die  Mannschaft  decimirten,  zu 


')  Galitzin,  a.  a.  0.  III  19.  20. 

2)  Taine,  L’ancien  regime.  8«“®  ed.  512— 514. 

Cherest,  La  chute  de  l’ancien  regime.  Paris  1884—1886.  II  87  fl'. 
d’Argenson,  Considerations  sur  le  gouvernement  de  la  France.  Amster- 
dam 1764.  S.  208.  209.  Droz,  Histoire  du  regne  de  Louis  XVI.  I 101. 
193.  194. 

*)  L’ami  des  hommes.  III  ch.  IV. 
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Überstehen  Die  gegen  einige  englische  Forts  gerichteten  An- 
gnfle  blieben  erfolglos,  and  als  man  sich  entschloss,  nach  Frank- 
reich zuruckzukehren,  war  kaum  mehr  genügende  Mannschaft  zur 
b uhrung  vorhanden  \).  Im  October  1758  richtete  der  Abb6  Bernis 
eine  Denkschnft  an  den  König,  worin  es  heisst;  -Gegen  die 
Verwaltung  unserer  Marine  schreien  die  Steine  zum  Himmel“ 2). 

Bei  Ausgang  des  ancien  rögime  wird  von  den  grossen 
Schriftstellern  der  ü berm  ä ssige  Um  fang  des  Heeres 
gerügt.  Montesquieu  meint,  dass  dieser  nicht  ein  Procent 
der  Bevölkerung  überschreiten  sollte.  Die  Erfahrung,  sagt 
ei,  konnte  Europa  erkennen  lassen,  dass  ein  Fürst,  der  eine 
Million  Unterthanen  hat,  nicht  mehr  als  10000  Mann  unter- 
halten könne,  ohne  zu  Grunde  zu  gehen,  ein  Grundsatz,  den 
auch  Adam  Smith  sich  aneignete.  Hiernach  hätte  Frank- 
reich, bei  einer  Bevölkerung  von  20  Millionen,  eine  Armee 
von  260000  Mann  halten  sollen;  doch  hatte  es  zur  Zeit 
der  Revolutionskriege  mindestens  die  doppelte  Zahl.  Turgot 

Vorurtheil,  der  Adel  sei  vorzugsweise  zur 
VV  alfenfuhrung  bestimmt,  die  Armee  mit  einer  grossen  An- 
zahl überflüssiger  Offiziere  belastet  und  das  französische 
Heerwesen  zu  dem  kostspieligsten  Europas  gemacht  habe 
dessen  Aufwand  fünf  Sechstel  von  dem  Oesterreichs  und 
Preussens  zusammen  ausmache.  Dadurch  sei  zur  Zerrüttung 
der  Finanzen  erheblich  beigetragen  worden®).  — Auch  in 
anderen  Staaten  wurde  das  erwähnte  Verhältniss  bedeutend 
Übel  schritten.  Um  die  Zeit,  als  Montesquieu  schrieb,  hatte 
Holland  ungefähr  2 Millionen  Einwohner  und  hätte  somit 
nach  seiner  Theorie  eine  Armee  von  höchstens  20000  Mann 
haben  dürfen;  es  unterhielt  aber  80000  Mann,  wozu  noch 
eine  grosse  Zahl  Matrosen  auf  100  Kriegsschiffen  kamen  ^). 

Die  russischen  Heeresverhältnisse  bei  Ausgang  des 
18.  Jahrhunderts  werden  durch  die  Nachricht  beleuchtet 
dass  es  während  des  Türkenkrieges  von  1788  der  Armee  an 

0 de  Lomeiiie,  Les  Mirabeau.  Paris  1879.  I 169.  170. 

-)  Oncken,  Das  Zeitalter  Friedrichs  des  Grossen.  II  234. 

) Actes  du  Ministere  de  Turgot.  Oeuvres  II  277. 

*)  La  Richesse  de  Hollande.  London  1778.  II  193. 
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Lebensmitteln  gebrach  und  dass  die  Beschaffenheit  des 
Kriegsmaterials  kläglich  war.  Die  Lafetten  der  Kanonen 
waren  verfault;  das  Pulver,  das  aus  Holland  bezogen  wurde, 
traf  zu  spät  ein;  der  Cavallerie  fehlte  es  an  der  erforder- 
lichen Montur  ^). 

In  Polen  bestand  bis  zum  16.  Jahrhundert  das  Heer 
ausschliesslich  aus  dem  Adel.  Später,  durch  das  Verhalten 
der  anderen  Staaten  genöthigt,  ein  stehendes  Heer  zu  er- 
richten, stellte  das  Reich  dieses  nicht  unter  den  unmittel- 
baren Befehl  des  Königs,  sondern  unter  den  zweier  von  ihm 
ernannten,  aber  unabsetzbaren  Kronfeldherren.  Die  zum 
Unterhalte  der  Truppen  erforderlichen  Mittel  wurden  nur 
von  Reichstag  zu  Reichstag  überaus  unregelmässig  bewilligt. 
So  erklärt  es  sich,  dass  dieses  Heer  auf  einer  ungemein 
niederen  Stufe  verharrte.  Abgesehen  davon  vermochte  der 
König  um  so  weniger  sich  auf  die  Truppen  zu  stützen,  als 
ihre  Zahl  kleiner  war,  als  die  der  Haustruppen  einzelner 
Edelleute.  Von  ungünstigem  Einflüsse  auf  die  Heeres- 
verhältnisse waren  auch  die  in  Folge  des  liberum  veto  ein- 
getretenen Unordnungen  ®). 

Das  Heerwesen  der  Türken  unterscheidet  sich  wesent- 
lich von  dem  der  europäischen  Nationen,  da  ihnen  die  euro- 
päische Cultur  fremd  ist  und  ihre  religiösen  Vorschriften, 
die  eine  unüberschreitbare  Scheidewand  zwischen  ihnen  und 
den  Europäern  aufrichten,  jeden  Fortschritt  ausschliessen 
(vgl.  III  255,  256).  Während  die  meisten  Staaten  der 
Christenheit  seit  dem  16.  Jahrhundert  ihre  natürlichen  Hilfs- 
quellen in  höherem  Grade  nutzten,  ihren  Handel,  ihre  In- 
dustrie und  ihr  Finanzwesen  entwickelten  und  ihre  mili- 
tärischen Einrichtungen  vervollkommneten , blieb  in  der 
Türkei , also  dem  Staate , dessen  Beruf  gewissermassen  der 
Krieg  war,  alles  beim  Alten,  oder  es  trat  vielmehr  ein  Rück- 
schlag insofern  ein,  als  an  die  Stelle  der  früheren  Einfalt 

Ranke,  Die  deutschen  Mächte  und  der  Fürstenbund.  S.  821. 

V.  Moltke,  Gesammelte  Schriften  und  Denkwürdigkeiten.  Berlin 
1892.  II  74.  84.  90. 
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der  Sitten  die  dem  Reichthum  entspringenden  Untugenden 
hervortraten.  So  erklärt  es  sich,  dass  die  durch  ihre  kriege- 
nschen  Erfolge  zu  so  hoher  Macht  gestiegenen  Nachfolger 
Osmans  m verhältiiissmässig  kurzer  Zeit  tief  gesunken  sind 
wiewohl  der  Krieg  ihre  Hauptbeschäftigung  geblieben  ist.’ 
Dem  Scharfblicke  der  Venetianer  entging  eine  bedenkliche 
c attenseite  des  osmanischen  Kriegswesens  nicht,  nämlich 
die  Untüchtigkeit  der  Kriegsflotte,  der  die  Grundlage  einer 
stattlichen  Handelsmarine  fehlte.  Beschleunigt  wurde  der 
yerfall  durch  die  unaufhörlichen  masslosen  Ansprüche  der 
Janitschareu , die,  gleich  den  römischen  Prätorianern,  nicht 
selten  über  die  Kaiserwürde  verfügten  und,  so  oft  der  er- 
schöpfte Staatsschatz  ihre  Befriedigung  nicht  zuliess,  zu 
Aufständen  schritten. 

Sultan  Bajasid  II.,  dem  Verlangen  der 
Janitschareu  und  der  von  ihnen  beherrschten  Bevölkerung  nach- 
gebend  zu  Gunsten  seines  gegen  ihn  empörten  Sohnes  Selim 
dem  Throne  entsagen.  Die  bei  dem  Thronwechsel  üblichen  Ge- 
schenke vurden  diesmal  von  2000  auf  3000  Aspern  (=  .50  Du- 

uS  Suleiman  I.  (1520)  musste  eine 

y eitere  Erhöhung  von  Sold  und  Geschenken  bewilligen  und  konnte 

1525  einen  Janitscharenaufstand  nur  durch  ein  besonderes  Ge- 
schenk von  200  000  Ducaten  beilegen.  Dieser  Fürst  wird  als 
dlL  gezeichnet,  der  einsichtsvoll  genug  war,  zu  erkennen, 
dass  das  System  fortwährender  Kriegführung  die  Kräfte  des 
Reiches  erschöpfen  müsse  *).  Und  doch  war  der  Organismus  des 
osmanischen  Reiches  in  ähnlicher  Weise  wie  der  des  alten  Rom 
^ 1- nege  Thätigkeit  der  Truppen,  also  auf 

smdtf  l gegründet  2).  Das  Treiben  der  zügellosen 
Soldateska , die  sich  nicht  mit  Raub  und  Plünderung  begnügte 

'lie  sie  durchschritt,  verwüstete,  Städte 
und  Dörfer  niederbrannte,  brachte  die  Bevölkerung  oft  zur  Ver- 
zweiflung.  Einzelne  Heeresclassen,  wie  die  Akindschi,  d.  h.  die 
Streifer  oder  Renner,  wurden  weder  besoldet  noch  verpflegt  und 
waren  also  geradezu  auf  Raub  und  Plünderung  angewiesen»). 

Mit  dem  Tode  Suleimans  des  Grossen  (1566)  endigte  die 


onQ  Tif  beschichte  des  osmanischen  Reiches.  II  563  ff.  613 

9Ü3.  III  235.  290.  Ranke,  Die  Osmanen.  S.  14.  53.  54. 

2)  Ranke,  a.  a.  0.  S.  21. 

»)  Zinkeisen,  a.  a.  0.  III  185. 
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heroische  Periode  der  Türken.  Unter  seinen  entnervten,  unfähigen 
Nachfolgern  gerieth  die  Heeresorganisation  in  Verfall , der  nur 
für  kurze  Zeit  unter  Murad  IV.  (1623 — 1646)  aufgehalten  wurde*). 
Eingeleitet  war  er  unter  Suleiman  worden  durch  die  Erlaubniss, 
die  dieser  den  Janitschareu  ertheilt  hatte , zu  heirathen  5 darauf 
folgte  unter  Selim  II.  das  Zugeständniss,  ihre  Söhne  in  ihre  Reihen 
aufnehmen  zu  dürfen ; unter  Murad  III.  wurden  ungeschulte  Leute 
anderer  Herkunft  unter  sie  gemischt;  unter  Ahmed  ward  Ein- 
zelnen gestattet,  Gewerbe  und  Handel  zu  treiben.  Durch  das 
Alles  wurde  die  Disciplin  erheblich  gelockert.  Dazu  gesellte  sich 
der  Umstand , dass  die  Pascha  die  Timare  (Lehen) , die  ihnen 
unter  der  Bedingung  der  Haltung  von  Truppen  verliehen  worden 
waren,  nun  zu  ihrem  eigenen  Besten  ausbeuteten,  ohne  Truppen 
zu  stellen  2). 

Die  Unbotraässigkeit  der  Janitschareu  vereitelte  oft  die 
Kriegspläne.  1594  wurde  während  eines  Krieges  gegen  die  Perser 
„eine  Million  Goldes“  erfordert,  um  die  von  den  Janitschareu 
aufgewiegelte  Armee  im  Zaume  halten  zu  können»). 

I Dass  der  Gedanke  öfter  auftauchte,  sich  des  mehr  zerstören- 

den als  erhaltenden  Elementes  der  Janitscharen , wodurch  die 
Sicherheit  der  Personen  und  des  Eigenthums  bedroht  wurde , zu 
f entledigen,  ist  begreiflich.  Osmans  II.  Absicht,  die  Vernichtung 

I dieser  Heeresabtheilung  zu  bewirken,  führte  seine  Entthronung  und 

Ermordung  herbei  ^ ).  Einer  der  Gründe,  die  den  Grossvezier  Kara 
Mustapha  bestimmten,  den  Sultan  Mohammed  IV,  zur  Unternehmung 
gegen  Wien  zu  bewegen,  war  die  Aussicht,  dass  die  Zahl  der 
gefürchteten  Janitscharen  sich  beträchtlich  vermindern  werde »). 

Die  Niederlage,  die  Prinz  Eugen  von  Savoyen  den  Türken 
bei  Zante  bereitete,  die  zu  dem  Frieden  von  Carlowitz  (1699) 
führte,  wurde  für  sie  verbängnissvoll,  da  sie  aller  Welt  die 
Erschütterung  ihrer  Macht  offenbarte.  Die  Tribute  für 
Siebenbürgen  und  Zante  und  die  polnischen  wie  russischen 
; Jahrgelder  wurden  nun  nicht  mehr  bezahlt  ®). 

" Der  Gedanke,  dass  die  im  Islam  wurzelnde  Fortschritts- 

losigkeit  der  Türken  ihren  Verfall  herbeiführen  müsse. 


9 Galitzin,  a.  a.  0.  II  341. 

2)  Ranke,  a.  a.  0.  S.  44.  45.  49. 
®)  Zinkeisen,  a.  a.  0.  III  255. 

*)  a.  a.  0.  S.  452. 

Ranke,  a.  a.  0.  S.  78. 

®)  Zinkeisen,  a.  a.  0.  V 238. 
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drängte  sich  einem  so  scharfsinnigen  Fürsten  wie  Friedrich 
dem  Grossen  nothwendig  auf;  ihm  erschienen  die  erhaltenden 
Elemente  bei  ihnen  zu  schwach:  Geld  und  Truppen  seien 
genügend  vorhanden,  was  aber  durchaus  fehle,  sei  die  Wissen- 
schaft der  Politik  und  der  Kriegskunst. 

Was  die  Kriegsursachen  anbelangt,  so  deuteten  wir 
bereits  an,  dass  namentlich  im  Zeitalter  der  Reformation 
und  der  Gegenreformation  die  Kriege  einen  vorwiegend  re- 
ligiösen Charakter  hatten  (vgl.  den  30jährigen  Krieg). 
Am  allerentschiedensten  trat  das  religiöse  Moment  in  den 
Kriegen  der  spanischen  Könige  hervor,  die  den  Pro- 
testantismus fanatisch  bekämpften.  Erschien  ihnen  dies  auch 
als  Selbstzweck , als  religiöse  Pflicht , so  geschah  es  doch 
auch  im  Hinblicke  auf  die  dadurch  zu  erreichende  Aus- 
gestaltung und  Befestigung  ihrer  Weltmacht.  Das  religiöse 
Moment  trat  auch  ganz  besonders  bei  den  Eroberungszügen 
der  Osmanen  hervor. 

Die  englischen  Kriege  dieser  Periode,  zum  Theil 
ebenfalls  religiöser  Färbung,  wurden  vornehmlich  durch 
Handelsinteressen  hervorgerufen.  So  befand  sich  Eng- 
land seit  1564  in  einem  intermittirenden  Handelskriege  mit 
Spanien.  England  fand  durch  die  Bildung  einer  mächtigen 
^ militärischen  Stellung  der  Spanier  in  Brüssel  insbesondere 
seinen  Handel  bedroht  und  suchte  daher,  ohne  vorerst  zu 
offenen  b'eindseligkeiten  zu  schreiten,  Alba  so  viele  Schwierig- 
keiten als  nur  möglich  zu  bereiten.  So  Hess  man  den 
Piraten  gegen  die  Schiffe,  die  Albas  Seeverkehr  mit  Spanien 
vermittelten,  freien  Lauf;  man  gewährte  dagegen  den  geusi- 
schen  Seeräubern  in  England  freundliche  Aufnahme  und  Hess 
sogar  spanische  Schiffe  mit  beträchtlichen  für  Alba  be- 
stimmten Geldsummen  festhalten  und  berauben.  Spanien 
schritt  zu  Repressalien,  zog  aber  den  Kürzern.  Philipp  II. 
fühlte  sich  noch  nicht  kräftig  genug,  um  England  Krieg  zu 
erklären.  Erst  1585  fasste  er  den  Entschluss  hierzu,  suchte 
den  Handel  mit  England  zu  sperren  und  belegte  alle  eng- 
lischen Schide  in  spanischen  Häfen  mit  Beschlag.  Durch 
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die  Hinrichtung  Maria  Stuarts  fühlte  er  sich  vorwärts  ge- 
drängt und  rüstete  die  grosse  Armada  aus,  die  1588  zu 
Grunde  ging  *).  — Zahlreich  sind  die  um  des  indischen  und 
colonialen  Handels  willen  geführten  Kriege.  So  z.  B.  der 
um  Ormus  1621—1622  mit  den  Portugiesen  ausgefochtene. 
Ormus  war  damals  einer  der  vornehmsten  Handelsplätze ; die 
Orientalen  ptiegteii  zu  sagen : „Die  Welt  ist  ein  Ring,  worin 
Ormus  der  Diamant“  ^).  — Ferner  zu  erwähnen  ist  der  eng- 
lisch-holländische Krieg  von  1652 — 1654  in  Folge  der  ganz 
besonders  gegen  die  Seemacht  der  Holländer,  namentlich 
ihren  Transporthandel,  gerichteten  Navigationsacte.  Einer 
grossen  Anzahl  englischer  Kaufleute,  die  sich  über  Unzu- 
kömmlichkeiten von  Seiten  der  Holländer  beklagten,  wurden 
Kaperbriefe  ertheilt.  An  hundert  holländische  Fahrzeuge 
wurden  dann  für  gute  Prise  erklärt,  worauf  die  oranische 
Partei  zum  Kriege  drängte,  der  bekanntlich  mit  dem  Siege 
Englands  endete.  — Spaniens  Streben,  den  Handel  mit 
seinen  Colonien  zu  monopolisiren , führte  1739  zu  einem 
Kriege  mit  England.  Weitere  Zusammenstösse  mit  den 
Holländern  und  anderen  Nationen  werden  wir  bei  Betrachtung 
des  Colonialwesens  gewahren. 

Auch  Frankreich  führte  zahlreiche  Kriege  um  seiner 
Handelsinteressen  willen.  Der  1672  ausgebrochene  Krieg 
gegen  Holland  war  zum  Theile  (nach  Clement“)  ausschliess- 
lich) durch  Zoll  Verhältnisse  veranlasst.  Ludwig  XIV.  war, 
so  oft  der  Schutz  des  Handels  es  zu  erfordern  schien,  zum 
Aufgebote  seiner  Kriegsmacht  bereit.  Als  die  spanischen 
Douanen  plötzlich  eine  den  französischen  Handel  bedrohende 
Strenge  walten  lassen  wollten,  Hess  der  König  1686  seine 
Flotte  vor  dem  Hafen  von  Cadiz  erscheinen,  worauf  jede  Be- 
lästigung von  Seiten  der  Spanier  auf  hörte  ^). 


9 Vgl.  Erich  Mareks,  Königin  Elisabeth  von  England  und  ihre 
Zeit.  Leipzig  1897.  S.  42.  43.  67.  Cunningham,  The  growth  of  Eng- 
lish  Industry  and  Commerce  in  modern  times.  Cambridge  1892.  S.  24. 
2)  Neumann,  Geschichte  des  englischen  Reiches  in  Asien.  I 31. 

®)  Histoire  de  Colbert.  Paris  1874.  I 294  ö". 

Ranke,  Französische  Geschichte.  IV  8. 
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Auffallend  sind  die  aus  persönlichen  dynasti- 
schen Gründen  geführten  englischen  Kriege,  wie  der 
von  Jacob  I.  und  Karl  I.  zum  Behufe  der  Rückeroberung 
der  Pfalz  gegen  den  Willen  des  Parlaments  geführte.  Dieses 
bewilligte  (1625)  Karl  I.  nur  ein  Zehntel  der  verlangten 
Summe,  womit  es  in  möglich  höflichster  Form  den  Entschluss 
ausdrückte,  den  Krieg  in  Deutschland  nicht  unterstützen 
zu  wollen.  Ferner  war  der  Heirathsvertrag  Karls  I.  die 
Ursache  eines  Krieges  zwischen  i:ngland  einerseits  und 
Frankreich  und  Spanien  andererseits^).  — Wir  erinnern 
ferner  an  die  Kriege,  die  Philipp  von  Spanien  unter- 
nahm, um  die  Söhne  seiner  zweiten  Gemahlin,  Elisabeth 
von  P^rma , mit  italienischen  Fürstenthümern  zu  versorgen. 
— In  diesen  Zusammenhang  gehört  die  Unterstützung  mit 
einem  Hilfscorps  von  10000  Mann,  das  die  englische  Königin 
Maria  ihrem  Gemahl  Philipp  II.  zu  Theil  werden  Hess®). 

In  Frankreich,  wo  es  zuerst  stehende  Heere  gab, 
wurden  diese  auch  zuerst  und  am  häufigsten  zu  Erobe- 
rungskriegen verwendet.  Am  masslosesten  geschah  dies 
bekanntlich  unter  Ludwig  XIV. , der  bei  jeder  Gelegenheit 
seine  Leidenschaft  für  die  Grösse  des  Staates  und  den 
„wahren“  Ruhm  ausdrückt  3).  Die  Erhaltung  seines  Ruhmes 
und  seiner  Autorität  bezeichnet  er  einmal  als  sein  vor- 
nehmstes Ziel  („notre  premier  objet“)*).  Indem  er  in 
zahlreichen  Briefen  an  die  Commandanten  deren  Klagen  über 
die  Ausschreitungen  der  Truppen  beantwortet  und  die  Her- 
stellung der  Disciplin  dringend  empfiehlt,  betont  er  auch 
hier  das  persönliche  Moment.  So  in  einem  Schreiben  an 
den  Grafen  de  la  Feuillade  (1664)  „damit  die  Truppen  mir 

0 Gardiuer,  History  of  England  under  the  Duke  of  Buckingham 

and  Charles  I.  I .57.  121.  198.  Gardiner,  The  personal  Government  of 
Charles  I.  I 3. 

Baiträn  y Rozpide,  Compendio  de  Historia  de  Espana.  2^« 
edicion.  Madrid  1889.  S.  244. 

®)  So  Oeuvres  de  Louis  XIV.  (1666).  II  4. 

0 a.  a.  0.  (1667).  II  292.  424. 
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die  Segnungen  der  Bevölkerung  in  allen  Orten , die  sie 

I durchziehen,  sichern“  ^). 

In  seiner  Ruhmsucht  wurde  Ludwig  XIV.  durch  seine  Um- 
f gebung,  u.  A.  durch  Bossuet,  bestärkt,  wie  es  die  folgenden 

Aeusserungen  bezeugen:  „Dieu  forme  les  princes  guerriers.“ 

I „Dieu  a donn6  ä son  peuple  de  grands  capitaines  et  des  princes 

>1  belliqueux.“  „Les  vrayes  richesses  d’un  royaume  sont  les  hommes.“ 

„On  est  ravy  quand  on  voit  sous  les  bons  rois  la  multitude  in- 
croyable  du  peuple  par  la  grandeur  ötonnante  des  armäes^).“ 
Wenn  er  dagegen  einmal  sagt:  „Ceux  qui  aiment  la  guerre  et 
la  font  pour  contenter  leur  ambition , sont  declarez  ennemis  de 
Dieu“  ®),  so  will  er  damit  offenbar  glauben  machen,  dass  Ludwigs 
Kriege  nicht  dessen  Ehrgeize  entsprungen  seien. 

Zu  spät  erkannte  der  König  das  Unheil,  das  er  durch 
seine  kriegerische  Politik  seinem  Volke  bereitet  hatte.  Seine 
letzten  Worte  an  seinen  Urenkel,  den  nachmaligen  LudwigXV., 
waren:  „Sei  darauf  bedacht,  den  Frieden  mit  deinen  Nach- 
barn zu  erhalten.  Ich  habe  den  Krieg  zu  sehr  geliebt; 
nimm  mich  weder  in  diesem  Punkte  noch  in  den  übergrossen 
Ausgaben,  die  ich  machte,  zum  Verbilde“^). 

^ Doch  war  die  gefährliche  Empfänglichkeit  für  den  Ruhm 

auch  nach  ihm  lebendig.  Drei  Jahre  nach  dem  Tode  Ludwigs  XIV. 
lehnte  sich  der  Abbö  de  Saint -Pierre  dagegen  auf,  dass  man 
Ludwig  den  Titel  des  „Grossen“  verleihe.  „On  pourra  bien  lui 
J donner  le  surnom  de  Louis  le  Puissant,  Louis  le  Redoutable  . . . 

i mais  les  moins  habiles  ne  lui  donneront  jamais  le  surnom  de 

Louis  le  Grand  tout  court  et  ne  confondront  jamais  la  puissance 
avec  la  väritable  grandeur.  Cette  grande  puissance,  ä moins 
qu’elle  n’ait  ^tö  employöe  ä procurer  de  grands  bienfaits  aux 
hommes  en  gänöral  et  aux  sujets  en  particulier,  ne  fera  jamais 
un  grand  homme.“  Der  Cardinal  von  Polignac  beantragte  wegen 
dieser  „Lästerung“  den  Ausschluss  Saint-Pierres  aus  der  Academie, 
der  auch  mit  allen  Stimmen  gegen  die  einzige  von  Fontenelle  be- 
schlossen wurde  ®). 

')  a.  a.  0.  V 172. 

2)  Bossuet,  Politique  tiree  des  propres  paroles  de  l’ecriture  sainte 
fe  ä Monseigneur  le  Dauphin.  Paris  1709.  S.  431.  477.  531. 

a.  a.  0.  S.  440. 

Oeuvres  de  Louis  XIV.  II  492. 

Leonce  de  Lavergne,  Les  economistes  fran^ais.  Paris  1870. 
S.  22.  23. 
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Es  ist  übrigens  ein  Gebot  der  Gerechtigkeit,  festzu- 
stellen, dass  es  allgemeine  Anschauungen  waren,  die  von 
Ludwig  XIV.  auf  die  Spitze  getrieben  wurden,  dass  er, 
indem  er  die  Macht  seines  Staates  durch  dessen  Ausdehnung 
vermehren  zu  müssen  glaubte,  im  Geiste  seines  Zeitalters 
handelte.  D’Argenson^)  und  .Montesquieu^)  scheinen  die 
ersten  französischen  Schriftsteller  gewesen  zu  sein,  die  gegen 
die  fürstliche  Ruhmsucht  eiferten. 

Mit  Recht  bemerkt  Mercier  de  la  Riviere»),  dass  der  Ge- 
danke vom  europäischen  Gleichgewicht,  weit  ent- 
fernt davon,  Kriege  zu  verhindern,  vielmehr  fortwährend  die 
Gelegenheit  oder  den  Vorwand  zu  Kriegen  dargeboten  habe. 

Durch  das  moderne  System  des  öffentlichen 
Credites,  das  vornehmlich  durch  das  Heerwesen 
hervorgerufen  worden  war,  wurde  die  Krieg- 
führung beträchtlich  erleichtert.  Im  Hinblicke 
hierauf  ruft  der  Verfasser  des  Werkes  „La  Richesse  de 
Hollande“  (II  201)  aus:  „La  i)olitique  qui  de  nos  jours 
a trouve  l’art  de  soutenir  la  guerre  par  l’usage  du  crödit. 
ne  pouvoit  produire  un  art  plus  funeste  ä Fhumanitö.“  Im 
Gegensatz  zu  der  auf  Credit  beruhenden  spricht  d’Argenson 
von  der  früheren  Xatural-Kriegführung  („la  guerre  se  faisait 
alors  en  nature“^). 


Während  im  Mittelalter  als  die  wichtigste 
Kriegs  folge  die  Ausbildung  der  europäischen 
Staaten  erscheint,  haben  wir  als  solche  in  der 
neueren  Zeit  die  Ausgestaltung  der  europäischen 
Seestaaten  durch  die  Colonien  zu  bezeichnen, 
wie  wir  bei  Betrachtung  dieser  des  Nähern  erörtern  werden. 

Auch  in  der  neueren  Zeit  beschränkten  sich  die  unheil- 
vollen Folgen  der  Kriege  keineswegs  bloss  auf  die  von 
diesen  unmittelbar  betroffenen  Gebiete.  Es  galt  als 

0 Considerations  sur  le  gouvernement.  Amsterdam  1764.  S.  21. 
Esprit  des  lois.  X 2. 

L’ordre  naturel  des  societes  politiques,  edition  Daire.  S.  527. 
0 a.  a.  0.  S.  38. 
i 
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j Kriegsrecht,  sich  an  das  Eigenthum  der  geg- 
I nerischen  Unter thanen  zu  halten,  wo  immer 
sich  dieses  befinden  mochte.  Bei  Ausbruch  des 
Krieges  zwischen  Franz  I.  und  Leo  X.  im  Sommer  1521 
legte  der  französische  König  auf  das  Vermögen  sämmtlicher 
p in  Frankreich  lebenden  Florentiner  Kaufleute  Beschlag,  was 

der  Papst  alsbald  erwiderte.  Karl  V.  beschlagnahmte  wäh- 
rend seiner  Feindseligkeiten  gegen  Frankreich  nicht  nur  alle 
Franz  I.  oder  dessen  Unterthanen  gehörenden  beweglichen 
wie  unbeweglichen  Güter,  sondern  dehnte  dieses  Verfahren 
auch  auf  die  Gegenstände  aus , die  seine  eigenen  Unter- 
I thanen  von  den  Franzosen  überkommen  hatten.  Die  Folgen 
I dieses  Verhaltens  wurden  dadurch  vervielfältigt,  dass  jeder 

I mit  einer  öffentlichen  Gewalt  Bekleidete  diese  im  Geiste 

der  Zeit  für  seine  persönlichen  Zwecke  auszubeuten 
suchte^).  — Noch  1702  erachtete  es  die  österreichische  Re- 
gierung als  ihr  Recht,  in  Kriegszeiten  alles  im  Reiche  vor- 
handene Privatvermögen  von  Unterthanen  des  feindlichen 
9 Staates  in  Beschlag  zu  nehmen  und  die  eigenen  Unter- 

thanen wegen  Verschweigens  des  Vorhandenseins  „feindlicher 
Effecten“  zu  strafen^).  — Als  mittelbare  Kriegsfolge  haben 
wir  u.  A.  zu  erwähnen,  dass  Castilien  zu  den  deutschen 
Kriegen  Karls  V.  beizusteuern  hatte  ®).  In  den  Niederlanden 
wurde  geklagt,  dass  der  Krieg  Philipps  II.  mit  Frankreich 
mit  niederländischem  Gelde  geführt  werde  ^).  Aehnliche 
Folgen  entsprangen  den  Beziehungen  der  englischen  Könige 
aus  dem  Hause  Hannover  zu  diesem  ihrem  Stammlande. 

Das  Meer  war  während  der  Kriege  Franz’  I.  und  seiner 
Nachfolger  von  französischen  Kapern  bedeckt.  Dadurch 
ward  zu  der  Zeit,  wo  der  Verkehr  Spaniens  mit  seinen 
Colonien  eine  grosse  Bedeutung  zu  erlangen  begann,  die 
Sicherheit  zur  See  aufs  empfindlichste  beeinträchtigt®). 

^ *)  Baumgarten,  a.  a.  0.  II  106. 

j 2)  Roscher,  System.  7.  Aufl.  III  251. 

j ®)  Ranke,  Deutsche  Geschichte.  Y 63. 

j Wenzelhurger,  Geschichte  der  Niederlande.  II  20. 

®)  Baumgarten,  a.  a.  0.  II  181. 
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Eine  der  verhängnissvollsten  Kriegsfolgen  war  die  Stö- 
rung d e s R e c h t s z u s t a n d e s.  Die  durch  die  kriegerische 
Politik  Karls  V.  entfesselten  kriegerischen  Kräfte  in  Deutsch- 
land waren  nicht  so  leicht  wieder  in  ruhige  Geleise  zurück- 
zuführen, da  die  Macht,  welche  die  dem  Kriegsgewerbe  Ob- 
liegenden bildeten,  unschwer  für  gewaltthätige  Zwecke  zu 
gewinnen  w^ar^). 

Unerhört  waren  die  Zügellosigkeiten  spanischer 
und  italienischer  Truppen,  denen  Freundes-  und  Feindesland 
unterschiedslos  war.  Das  Gebahren  jener  war  insbesondere 
in  den  Niederlanden  entsetzlich.  Ihre  durch  die  nationalen 
Gegensätze,  sowie  durch  Hunger  und  Noth  gesteigerten 
räuberischen  Neigungen  wurden  durch  die  unter  ihnen  ver- 
breitete Meinung  verstärkt,  dass  die  Niederländer  als  Ketzer 
ihr  Eigenthum  verwirkt  hätten;  die  bewegliche  Habe  sei  für 
die  Soldaten,  die  unbewegliche  für  den  König  bestimmt. 
Da  überdies  die  Militärverwaltung,  ohne  die  Sorge  für  die 
Beköstigung,  Bekleidung  und  Bewaffnung  der  Truppen  zu 
übernehmen,  sich  auf  Soldzahlungen  beschränkte  und  diese 
nicht  selten  zuweilen  sogar  drei  Jahre  lang  — ausblieben, 
so  waien  die  Soldaten  geradezu  auf  Raub  angewiesen.  Die 
Strenge  Albas,  der  eine  grosse  Anzahl  meuternder  Rebellen 
hinrichten  liess,  vermochte  nicht  Abhilfe  zu  schaffen.  Natür- 
lich betrachteten  nun  die  Einwohner  jeder  Stadt  eine  spanische 
Besatzung  als  ein  furchtbares  UebeP).  In  den  nieder- 
ländischen Provinzen,  mit  Ausnahme  von  Artois,  wurde  an 
die  Bedingung  der  Truppenentfernung  die  Geldbewilligung 
für  Philipp  II.  geknüpft.  Ausserdem  wurde  dem  Könige 
eine,  u.  A.  von  Oranien  und  Egmont  Unterzeichnete,  Bitt- 
schrift aller  Staaten  unterbreitet,  in  der  von  den  „schänd- 
lichen Räubereien,  Excessen  und  Ruhestörungen“  der  fremden 
Truppen  die  Rede  ist.  Die  Bewohner  von  Zeeland  erklärten, 
lieber  sich  mit  Frauen  und  Kindern  den  Meereswellen  preis- 
geben, als  die  Brutalitäten  dieser  Soldateska  länger  dulden 


Ritter,  a.  a.  0.  I 97. 

Ritter,  a.  a.  0.  I 379.  380.  429.  v.  Moltke,  a.  a.  0.  II  10.  11. 
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zu  wollen^).  Die  unter  Alba  eingerissene  Unordnung  im 
Rechnungswesen  stand  im  Einklänge  mit  der  räuberischen 
Art  der  gesammten  Verwaltung.  Nach  neunjährigem  Aufent- 
halte Albas  in  den  Niederlanden  fand  sich  keine  Abrechnung 
des  obersten  Zahlmeisters  der  Armee  vor.  Die  Bereicherung 
durch  Unterschleife  vom  einfachen  Hauptmann  bis  hinauf 
zum  Herzog  Alba  war  offenkundig®). 

Auch  gew'altige  Verkehrsstörungen  wurden  durch 
die  Kriege  in  den  Niederlanden  herbeigeführt. 

1568  liess  Wilhelm  von  Oranien  die  von  den  Niederlanden 
rheinaufwärts  segelnden  Schiffe  der  Frankfurter  anhalten , um 
spanische  und  italienische  Waaren  wegzunehmen.  1570  belastete 
Alba  den  rheinischen  Weinhandel  mit  neuen  Zöllen,  und  1572 
sperrten  die  spanischen  Streitkräfte  die  Rheinfahrt  nach  den 
Niederlanden  überhaupt.  Ausserdem  sahen  sich  die  Holländer 
genöthigt,  die  Kriegskosten  durch  stetige  Erhöhung  der  indirecten 
Steuern  sowie  Belastung  des  Aussenhaudels  hereinzubringen®). 
In  Folge  der  Einnahme  Antwerpens  von  Seiten  der  Spanier  im 
November  1576  wurde  nicht  nur  diese  reichste  Stadt  des  nörd- 
lichen Europa,  die  durch  die  Verbindung  mit  Spanien  und  die 
Rückwirkung  seiner  Colonien  zu  grosser  Blüthe  gelangt  war, 
verwüstet  und  geplündert,  sondern  auch  der  Welthandel  von  ihr 
abgelenkt , so  dass  sie  sich  von  diesem  furchtbaren  Schlage  nie 
wieder  erholen  konnte^).  Die  niederrheinisch-westfälischen  Grenz- 
lande wurden,  ohne  Krieg  führen  zu  wollen,  von  dem  nieder- 
ländischen Kriege  aufs  empfindlichste  betroffen;  namentlich  gilt 
dies  von  den  Stiftern  Köln  und  Lüttich  sowie  von  den  jülich- 
clevischen  Herzogthümern,  deren  Wohlstand  verfiel  und  aus  denen 
ein  grosser  Theil  der  Bevölkerung  flüchtete.  Wie  sehr  die  er- 
höhten Rheinzölle  den  Verkehr  schädigten,  lässt  sich  aus  der 
Berechnung  der  Kölner  von  1594  ermessen , wonach  eine  Last 
Häringe  von  Holland  bis  Köln  früher  6 — 8 , jetzt  aber  48  bis 
50  Thaler  Zoll  zahlte , wobei  die  Reisedauer  in  Folge  des  fort- 
währenden Anhaltens  auf  sechs  bis  neun  Wochen  ausgedehnt 
ward  “). 


*)  Wenzelburger,  a.  a.  0.  II  33.  63. 

2)  Ritter,  a.  a.  0.  I 486.  487. 

3)  a.  a.  0.  I 430.  553. 

*)  a.  a.  0.  I 497.  Wenzelburger,  a.  a.  0.  II  411. 
'’)  Ritter,  a.  a.  0.  II  21. 

Felix,  Eigenthum.  IV.  2.  II. 
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fulchtbar  waren  die  Folgen  der  französischen 
Kriege. 

Eine  zur  Zeit  Franz’  I.  erfolgte  Schädigung  der  Bürger  war 
die  -durch  Unterlassung  der  Zahlung  für  die  den 
durchziehenden  Heeren  gelieferten  Lebensmittel, 

•1  r ^ geleistete  Arbeiten.  Die 

übliche  Formel:  „Les  dites  munitions  seront  remboursees  quand 
locrasion  se  prösentera“  bereitete  darauf  vor,  dass  die  Zahlung 
nur  bei  einem  — selten  eintretenden  — Ueberflusse  im  Staats- 

~ Ständeversammlung  zu  Blois 

erzah  te  157/  der  Herzog  von  Montpensier,  der  von  Guyenne  eben 
zuiuckgekehrt  war,  dass  unterwegs  die  armen  Bauern  sich  vor 
ihin  niederwarfen  und  ihn  anflehten , wofern  der  König  (Hein- 

fortsetzen  wolle,  möge  er  lieber  anordnen, 
dass  sie  getodtet  a\ erden,  als  dass  man  sie  so  schrecklich  leiden 
asse.  In  derselben  Versammlung  wurde  erklärt,  dass  die 
Bauern  in  Folge  des  blossen  Durchzuges  ein- 
leimischer  wie  fremder  Truppen  in  das  furcht- 
barste Elend  gerathen,  dass  eine  grosse  Anzahl 
sogar  aus  Koth  umgekommeii  seien,  während  Andere 
zum  Bettel  ihre  Zuflucht  nehmen  müssten;  Häuser  wie  Felder 
wurden  verlassen,  diese  seien  daher  unbebaut;  die  Güter  der 
würden  von  Soldaten  weggenommen®).  Am  1.  Oc- 
ober  1595  schrieb  Heinrich  IV.  den  Stadtschööen : „Die  lange 

Gewalt  der  letzten  Kriegsbeweguiigen  hat  säninit- 
iche  I^rovinzeii  unseres  Königreiches  dergestalt  verheert,  dass 
ei  grösste  Theil  der  Felder  wüst  und  unangebaut  geblieben  ist; 

V 11  ^ 10  diesem  Jahre  bei  Weitem  nicht  das  zur  Ernährung  des 
\ olkes  Ertorderliche  geerntet  worden“.  1601  wird  ein  Edict 
nut  fogenden  Worten  eingeleitet:  „Seit  dem  letzten  Kriege  ist 

‘^‘^1  Königreiche  so  sehr  angewachsen, 

dass  dadurch  uns^-en  armen  Unterthanen  beträchtlicher  Schaden 
zugefugt  wird.  Eine  weitere  Folge  der  Kriege  war  die  Pest 
Die  auch  durch  unerträglichen  Steuerdruck  so  furchtbar  heim- 
gesuchten Bauern  schritten  zu  Aufständen , die , wie  gewöhnlich, 
dutig  unteulruckt  wurden.  Wenngleich  die  Städte  weniger  litten 
so  hatten  sie  doch  das  Feiern  der  Gewerke  und  die  Unterbrechung 
des  Handels  zu  beklagen  3).  - 1648  schrieb  Frau  von  Motteville- 
„Le  peuple  ötait  accablö  de  taxes  et  de  tailles ; le  royaume  ötait 

V)  Bailly,  Histoire  financiere  de  la  France.  I 240. 

“)  Clamageraii,  Histoire  de  l’inipöt  en  France.  II  223.  224. 

oAn  f f^'S^onneau,  Histoire  du  commerce  de  la  France.  2e  ed  II 
247—249.  2-5.5. 
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Iappauvri  par  les  longues  guerres ; tout  le  monde  ötait  malcontent“  i). 

Seit  1673  schrieb  Colbert  wiederholt  Ludwig  XIV.,  wie  wünschens- 
werth  die  Ermässigung  der  taille  sei , die  der  Krieg  verhindere. 
Oefters  schilderte  er  dem  Könige  die  entsetzlichen  Kriegsfolgen. 
Im  Mai  1675  schrieb  der  Herzog  von  Lesdiguieres,  Gouverneur 
des  Dauphinö,  an  Colbert,  dass  der  grösste  Theil  der  Einwohner 
dieser  Provinz  während  des  Winters  nur  aus  Eicheln  und  Wurzeln 
bereitetes  Brod  sowie  Gras  und  Baumrinden  zur  Nahrung  gehabt 
habe.  Von  allen  Seiten  habe  mau  ihn  gebeten,  den  König  wissen 
zu  lassen,  dass  aller  Handel  aufhöre,  und  dass  die  Bevölkerung 
I in  die  Unmöglichkeit  versetzt  worden  sei,  Steuern  zu  zahlen®). 

Drei  Monate  vor  seinem  Tode,  am  8.  Juni  1683,  übergab 
Colbert  dem  Könige  eine  Denkschrift  des  traurigen  Inhaltes,  dass 
j die  die  Steuerbezirke  besuchenden  Intendanten  in  allen  ihren 

Briefen  nur  vom  Elende  des  Volkes  sprächen.  Der  Ackerbau 
j litt  auch  insofern  durch  den  Krieg,  als  Ludwig  XIV.  im  Hin- 

blicke auf  die  Versorgung  des  fortwährend  unter  Waffen  befind- 
lichen Heeres  die  Getreideausfuhr  untersagte®). 

\ Eine  freiwillige  Vernichtung  von  Kunstwerken 

) als  Kriegsfolge  wurde  um  1689  vollführt.  Als  die  Finanzen  wegen 

der  zahllosen  Kriege  erschöpft  waren,  schickte  Ludwig  XIV.,  der 
durch  sein  Beispiel  zur  Nachahmung  anzuspornen  suchte,  ciselirte 
) Gold-  und  Silbergeräthe , Meisterstücke  der  Goldschmiedekunst, 

f im  Werthe  von  neun  Millionen  Livres  in  die  Münze,  wo  sie  nur 

' den  Metallwerth  von  drei  Millionen  ergaben. 

Auch  die  Art  der  Kriegführung  Ludwigs  war  roh  und  ver- 
! heerend.  Ein  gewöhnliches  Mittel  zur  Erlangung  von  Zahlungen 

^ war  die  Brandstiftung.  Luxembourg  rühmt  sich  sogar  dieser 

Methode  im  Jahre  1672'*). 

Der  durch  den  Krieg  hervorgerufene  Steuerdruck  führte  auch 
zur  Zeit  Ludwigs  XIV,  zu  Aufständen.  Bauten  und  andere 
Unternehmungen  mussten  in  Ermangelung  von  Arbeitern  unter- 
brochen werden ; Ackerbau  und  Handel  litten  unsäglich ; Elend 
, und  Verzweiflung  waren  besonders  in  den  letzten  Lebensjahren 

j Ludwigs  XIV.  allgemein.  Vauban  schildert  die  Lage  der  Nation 

I bei  Ausgang  des  17.  Jahrhunderts  aufs  düstei’ste : Die  grossen 

Heerstrassen  des  Landes  sowie  die  Strassen  der  Städte  seien 
' voller  Bettler;  nahezu  der  zehnte  Theil  des  Volkes  sei  auf  den 

i Bettelstab  gekommen  und  bettle  wirklich;  von  den  anderen  neun 


*)  Dareste,  Histoire  de  la  France.  V 271. 

®)  Clement,  a.  a.  0.  I 185;  vgl.  II  423.  424. 

®)  a.  a.  0.  I 186.  II  57. 

^)  Sorel,  L’Europe  et  la  Bevolntion  fran;;aise.  I 83. 
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ZßhntBlii  S6i6n  fünf  nicht  ini  Stande,  Almosen  zu  gewähren,  weil 
sie  selbst  dem  Elende  nahe  seien;  von  den  übrig  bleibenden  vier 
Zehnteln  seien  drei  in  sehr  unbehaglichen  Umständen,  von  Schulden 
und  Processen  beschwert,  und  nur  ein  kleiner  Theil  des  letzten 
Zehntels  könne  als  im  Wohlstände  befindlich  bezeichnet  werden*). 
Ungefähr  um  dieselbe  Zeit  schrieb  Boisguillebert,  dass  der  grösste 
Theil  der  Franzosen  sich  in  der  äussersten  Dürftigkeit  befinde, 
dass  der  Verkehr  niemals  so  sehr  darnieder  gelegen  habe , die 
Lage  der  Reichsfinanzen  niemals  so  verzweifelt , der  Grund  und 
Boden  niemals  so  schlecht  bebaut  gewesen  sei  wie  damals,  und 
dass  dessen  ungeachtet  der  Absatz  des  Getreides,  eben  in  Folge 
des  Elends  der  Consumenten,  sich  als  überaus  schwierig  er- 
weise 2).  — Ludwig  XIV.  hinterliess  eine  Schuldenlast  von 
2300  Millionen  Livres,  „noncompris  les  rentes  remboursöes, 
supprimöes  ou  röduites“^). 

Di©  entsetzlichsten  Folgen  unter  den  Kriegen  der  neuen 
Zeit  zeigte  der  30jährige  Krieg,  „seit  der  Völker- 
wanderung die  ärgste  Verwüstung  eines  Volkes“,  in  dem 
wenigstens  zwei  Drittel,  wahrscheinlich  drei  Viertel  der 
Deutschen  vernichtet  wurden^). 

Nach  neueren  Berechnungen  sank  die  Bevölkerung  Böhmens, 
die  vor  dem  Kriege  vier  Millionen  betragen  hatte,  auf  7 — 800  000,' 
die  Zahl  der  ansässigen  Bauern  in  Böhmen  von  150  000  auföOOOo’ 
in  Mähren  von  90  000  auf  30  000  s).  An  dieser  Verminderung 
hatte  die  Auswanderung  nicht  geringen  Antheil.  Auf  wenigstens 
30000  schätzt  Slawata  die  Zahl  der  aus  Böhmen  ausgewanderten 
Familien,  worunter  sich  viele  der  tüchtigsten,  gebildetsten  und 
unternehmendsten  Männer  befanden.  In  Folge  der  Ausw'anderung 
geiiethen  u.  A.  die  Bergw'erke  in  Kuttenberg  und  im  Erzgebirge 
in  Verfall®).  — Das  Räuberunwesen  hatte  in  Folge  des  Krieges 
einen  so  entsetzlichen  Umfang  erreicht,  dass  man  erst  im 
18.  Jahrhundert  einen  ernsten  Kampf  dagegen  aufzunehmen  und 
ihn  erst  nach  mehr  als  hundert  Jahren  zu  beendigen  vermochte  ^). 
Alle  Sitte,  alle  Zucht  und  Ordnung,  alle  Kraft  und  Bildung  war 
verkümmert.  Bei  der  durch  den  Krieg  hervorgerufenen  Unsicher- 


*) Vauban,  Dime  royale  — Preface. 

*)  Boisguillebert,  Le  detail  de  la  France.  I ch.  VII. 

Dareste,  a.  a.  0.  VI  182. 

*)  Freytag,  XXI  5. 

®)  Winter,  Gesch.  des  30jährigen  Krieges.  Berlin  1893.  S.  231. 
8)  Huber,  Geschichte  Oesterreichs.  V 220. 

*)  Ave-Lallemant,  Das  deutsche  Gaunerthum.  I 76. 
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heit  des  Besitzes  war  Alles  nur  auf  raschen  Genuss  bedacht*). 
Am  empfindlichsten  waren  die  Leiden  der  bäuer- 
lichen Bevölkerung.  Das  Treiben  der  Soldateska  war  nir- 
gends so  furchtbar  wie  in  den  Dörfern,  die  sich  nicht,  gleich 
zahlreichen  Städten,  durch  Loskauf,  Schutzbriefe  u.  s.  w.  von  den 
Einquartierungen  zu  befreien  vermochten.  Viele  Bauern  flohen, 
ergriffen  das  Kriegshandw'erk  oder  trieben  sich  als  Bettler  oder 
Räuber  umher.  Die  nun  Jahre  lang  unbestellt  gebliebenen  Aecker 
wurden  mit  Unkraut  bedeckt  und  die  mangelhafte  Regelung  der 
Wasserläufe  führte  wiederholt  Ueberschwemmungen  herbei,  wo- 
durch ansehnliches  Ackerland  versumpfte.  Die  spätere  Entwässerung, 
Flussregulirung,  Wiederherstellung  der  Dämme  u.  s.  w.  begegnete 
um  so  ernsteren  Schwierigkeiten,  als  es  — auch  in  Folge  der 
Entwöhnung  von  geregelter  Thätigkeit  — allenthalben  an  Arbeits- 
kräften gebrach,  die  Löhne  eine  unerschwingliche  Höhe  erreichten, 
an  vielen  Stellen  das  gesammte  Inventar  vernichtet  und  der  Vieh- 
stand überall  ungemein  vermindert  war.  Die  Bauern  wurden 
ferner  dadurch  beeinträchtigt,  dass  in  Folge  der  Entvölkerung 
und  Verarmung  die  Consumtionskraft  bedeutend  abnahra,  weshalb 
die  Getreidepreise  nach  dem  Friedensschlüsse  beträchtlich  fielen. 
W'eitere  Uebelstände  verursachte  die  allgemeine  starke  Ver- 
schuldung des  Grundbesitzes  ^).  Auf  den  Umfang  der  Verwüstung 
lässt  u.  A.  eine  pfälzische  Verordnung  schliessen , wonach  dem, 
der  alte  Häuser  wieder  in  Stand  setzte,  zwei,  der  neue  baute,  drei, 
der  wüste  Aecker,  Weinberge  u.  s.  w.  wieder  anbaute,  ein  bis 
sechs  Jahre  Steuerfreiheit  gewährt  wurden. 

Dass  Industrie  und  Handel  in  Deutschland  inFolge 
des  Krieges  verkümmerten,  ist  selbstverständlich.  Dieser 
Rückgang  kam  den  Holländern,  Engländern,  Franzosen  zu  statten, 
die  sich  des  einst  so  blühenden  hanseatischen  Handels  bemäch- 
tigten; die  in  England  emporgekommenen  Merchaut  Adveniurers 
setzten  sich  jetzt  in  den  norddeutschen  Häfen  fest.  Von  den  nun 
in  Aufschwung  kommenden  Colonien  blieben  die  Deutschen  aus- 
geschlossen. 

Ganz  besonders  durch  die  zahlreichen  Moratorien  wurde 
der  Handels-  und  Gewerbestand  schwer  geschädigt.  Der  Reichs- 
abschied von  1654  verordnete  zu  Gunsten  der  durch  den  Krieg 
in  Noth  gerathenen  Schuldner,  „dass  binnen  drei  Jahren  kein 
Capital  gelöset,  der  Rückstand  aller  während  des  Krieges  an- 
gelaufenen Zinsen  bis  auf  ein  Viertel  erlassen  und  vorerst  nichts 
weiter  als  eine  alte  und  neue  Zinse  jährlich  zu  bezahlen  an- 

*)  Freytag,  a.  a.  0.  XX  460.  XXI  5. 

*)  Erdmannsdörffer,  Deutsche  Geschichte.  Berlin  1892 — 1893.  I 
104.  105.  108. 
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gemuthet  werden  sollte“  ^).  Wenn  aber  Möser  behauptet:  „Es 
ist  dieses  das  einzige  Exempel  in  der  Reichsgeschichte,  dass  man 
sich  des  höchsten  und  äussersten  Obereigenthumsrechts  auf  eine 
so  mächtige  und  allgemeine  Weise  bedienet  habe,“  so  ist  ent- 
gegenzuhalten, dass  schon  1625  Kaiser  Ferdinand  II.  in  Folge  der 
Verschuldung  sämmtlicher  böhmischer  Städte  sich  zur  Anordnung 
eines  zehnjährigen  Moratoriums  bestimmt  gefunden  hatte ^). 

Auch  in  den  Territorien  waren  die  Moratorien  während  des  30- 
jährigen  Krieges  häufig  s).  Ferner  wurden  die  Zinsenzahlungen 
der  meisten  deutschen  Territorialherren  im  Taufe  dieses  Krieges 
unterbrochen. 

Nicht  geringere  Wunden  wurden  der  Kunst  ge- 
schlagen; die  Malerei  war  durch  den  30jährigen  Krieg  fast 
verschwunden,  die  Kleinkunst  und  Ornamentik  entartet,  während 
in  den  benachbarten  Niederlanden  Meister  wie  Rubens,  van  Dyck 
Teniers,  Rembrandt  von  einer  wunderbaren  Blüthe  der  Kunst 
Zeugniss  ablegten  ^). 

Nach  den  Verheerungen  des  30jährigeu  Krieges  war  die 
unerhörte  Verwü  stung  der  Pfalz  durch  Ludwig  XIV. 
das  entsetzlichste  Unheil,  von  dem  Deutschland  betroffen 
w'urde.  Das  vaudalische  Verfahren  von  Louvois  war  sogar 
dem  damaligen  Kriegsgehrauche  zuwider^). 

Zu  den  empfindlichsten  Nachtheilen,  die  aus  dem  auch 
in  neuerer  Zeit  fortwirkenden  schweizerischen  Söldnerthum, 
das  wir  bereits  (IV/II/I  294—296)  betrachteten,  der  Eid-  j 

gen  ossetisch  aft  erwuchsen,  gehört  vor  allem  die  Ent- 
artung des  Charakters  des  früher  sittenreinen  Volkes. 

Die  Anschauung  der  Söldner,  die  im  Kriege  nur  ein  Mittel 
zur  Gewinnung  von  Reichthum  und  Genuss  erblickten,  wurde 
von  dem  gesammten  Volke  getheilt,  dessen  hervorstechender 
Charakterzug  nun  die  Habsucht  wurde«). 

Zu  den  Kriegsfolgen  in  Spanien  in  den  Jahren  1636 
und  1637  gehörte  es,  dass  den  Besitzern  von  Pferden  diese 

9 Justus  Möser,  Patriotische  Phantasien.  Nicolaische  Ausgal)e. 

III  355.  356. 

9 Gindely,  a.  a.  0.  S.  278. 

*)  Vgl.  Erdmannsdörffer,  a.  a.  0.  I 109. 

9 I alke,  Gesch.  des  modernen  Geschmacks.  Leipzig  1866.  S.  14.5. 

«)  Ranke,  Französische  Geschichte.  IV  36. 

«)  Sismondi,  Histoire  des  republiques  italiennes.  ch.  XCIX. 
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von  den  Regierungen  weggenommen  wurden,  nachdem  sie 
bedeutend  unter  Werth  taxirt  worden  waren  9- 

In  England  wurden  während  des  Bürgerkrieges  u.  A. 
zahllose  Kunstw-erke  verni chtet.  Am  24.  April  1643 
berief  das  Haus  der  Gemeinen  ein  Committee,  an  dessen 
Spitze  Sir  Robert  Harley  stand,  mit  dem  Aufträge,  alle 
„abergläubischen“  oder  „götzendienerischen“  Monumente  zu 
zerstören.  Am  folgenden  Tage  wurden  in  der  Westminster- 
Abtei  und  in  St.  Margaret  die  Glasgemälde,  der  Stolz  der 
mittelalterlichen  Kunst,  vernichtet  und  die  Köpfe  von  Bild- 
werken, den  Denkmalen  mittelalterlicher  Frömmigkeit,  ab- 
geschlagen. Auch  die  Zerstörung  von  Cheapside  Cross  ward 
angeordnet  ^). 

Wir  schreiten  nun  zur  Darstellung  des  in  Folge  von  Kriegen 
eiugetretenen  — abgesehen  von  den  Gebietsabtretungen  und 
Kriegskosten-Entschädigungen,  welche  die  besiegten  Staaten 
zu  gewähren  hatten  — einschneidendsten  Besitz  Wechsels. 

Eine  Landabtretung  trat  zuw'eilen  schon  vor  Aus- 
bruch des  Krieges,  als  Preis  für  den  in  diesem  zu 
leistenden  Beistand  ein.  Am  30.  August  und  15.  September 
1559  wurden  in  Wilna  zwischen  dem  livländischen  Ordens- 
staate und  dem  Könige  von  Polen  Verträge  abgeschlossen, 
wonach  jener  den  König  Sigismund  August,  unbeschadet  der 
Oberhoheit  des  Reiches,  als  Schutzherrn  anerkannte,  der  dem 
Ordenslande  gegen  Ueherlassung  von  etwa  dem  sechsten 
Theile  von  dessen  Gebiete  Hilfe  gegen  die  Russen  zusagte  ^). 

Ein  ungeheurer  Besitzwechsel  trat  nach  der  Schlacht 
am  weissen  Berge  in  Böhmen  ein,  indem  ein  zu  diesem 
Behufe  besonders  eingesetzter  gefügiger  Gerichtshof  die  von 
ihm  schuldig  Befundenen  mit  dem  Verluste  ihres  Besitzes 
bestrafte.  Schuldig  befunden  wurden  nicht  nur  die  Personen, 
die  einen  thätigen  Antheil  am  Aufstande  genommen,  sondern 
auch  alle  jene,  die  zu  dieser  Zeit  irgend  ein  Amt,  wenn 

9 Curiosidades  de  la  Ilistoria  de  Espafia.  Madrid  1886.  II  124.  138. 

9 Gardiner,  History  of  the  Great  civil  war.  I 154. 

9 Droysen,  Gegenreformation.  S.  202. 
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auch  uur  ein  städtisches,  l)ek]eidet  hatten.  Auch  die  Städte, 
mit  Ausnahme  der  dem  Kaiser  treu  gebliebenen  Budweis 
und  Pilsen,  wurden  durch  theil weise  oder  völlige  Einziehung 
des  städtischen  Vermögens  und  durch  Privilegienentziehung 
bestraft.  Nach  der  kaiserlichen  Besolution  wurden  von  den 
„Rebellengütern“  auch  Fideicommisse  und  Allode,  sowie 
frauenspersonen  verschriebene  Giundstücke  eonliscirt.  Der 
Statthalter  Fürst  Liechtenstein  begründete  in  seinem  Be- 
richte vom  yi.  Juli  1622  die  Massregel  geradezu  damit, 
dass  man  nur  so  die  durch  die  Rebellion  ver- 
ursachten Kosten  decken  könne»).  Nach  Auffassung 
des  kaiserlichen  Hofes  war  es  altes  Kaiserrecht,  über  die 
durch  Majestätsbeleidigung  verwirkten  Regalien  und  Lehen 
beliebig  zu  verfügen,  ohne  sich  durch  Rücksicht  auf  Agnaten 
und  früher  ertheilte  Simultanbelehnungen  gebunden  zu 
erachten^).  Die  Confiscation  liegender  Güter  umfasste 
zwei  Drittel  des  gesammten  Grundeigenthums 
imWerthe  von  30-35  Millionen  Thalern.  Nach  Winter 
war  dies  die  umfassendste  Eigenthums- 
beraubung.  die  wohl  je  in  der  deutschen  Ge- 
sell i c h t e v o r g e k o m in  e n i s t.  Die  Anhänger  des  Kaisers 
bereicherten  sich  masslos,  theils  durch  unmittelbare  Berau- 
bung, theils  durch  Erwerbung  von  Gütern  zu  Schleuder- 
preisen, auf  welchem  Wege  insbesondere  Wallenstein 
den  Grund  zu  seinem  riesigen  Vermögen  gelegt  hat^),  in- 
dem er  nicht  weniger  als  sechzig  Herrschaften  für’ eine 
Drittel  Million  Gulden  kaufte.  Die  Herrschaften  Friedland 
und  Reichenberg,  die  er  erwarb,  umfassten  1100  Dominial- 
und  ebensoviel  Rusticalgüter^).  Ausserdem  gewann  er  durch 
Darlehen  an  den  stets  geldbedürftigen  Kaiser,  wogegen  er 
sich  grosse  böhmische  Güter  pfandweise  verschreiben  Hess. 
Spater  wurden  die  Mecklenburgischen  Herzoge,  die  sich  dem 
Danenkmn^ge  Christian  IV.  angeschlossen  hatten,  geächtet 

')  Bilek,  Beiträge  zur  Geschichte  Waldsteins.  Prag  1886.  S.  17.  18. 

Ranke,  Geschichte  Wallensteins.  S.  108. 

Winter,  a.  a.  0.  S.  229.  230.  Huber,  a.  a.  0.  V 200-203 

*)  Ranke,  a.  a.  0.  S.  23. 


1 


— 41  — 

und  ihre  Länder  Wallenstein  verliehen,  dem  im  Januar  1628 
die  feierliche  Urkunde  darüber  ausgefertigt  ward.  Als 
Mecklenburg  von  den  Schweden  besetzt  wurde,  versprach 
der  Kaiser  Wallenstein  für  den  Fall,  dass  es  nicht  wieder 
gewonnen  werden  sollte,  ein  vollkommenes  Aequivalent»). 
Wallenstein  wurde  mit  kaiserlicher  Verordnung  vom 
15.  April  1632  das  Recht  der  Güterconfiscation  in  den  von 
ihm  wieder  eroberten  Ländern  im  deutschen  Reiche  wie  auch 
insbesondere  im  Königreiche  Böhmen  zur  Deckung  der 
Kriegskosten  übertragen.  Am  16.  Januar  1633  Hess 
Wallenstein  ein  Patent  veröffentlichen,  wonach  a 1 1 e a n dem 
neuen  Aufstande  in  Böhmen  bet  heiligten  Per- 
sonen ihr  Vermögen  verwirkten.  Bei  Bilek  (S.  102 — 111) 
findet  sich  ein  Verzeichniss  von  177  verurtheilten  Per- 
sonen und  Körperschaften,  deren  Vermögen 
Wallenstein  zuerkannt  wurde,  im  Gesammtbetrage 
von  2985209  fi.  10  kr.  Nach  Auffassung  der  kaiserlichen 
Regierung  wurden  auch  Edelleute , die  im  Dienste  ihrer 
Fürsten  gegen  den  Kaiser  die  Waffen  ergriffen  hatten,  als 
Rebellen  ihrer  Güter  verlustig  erklärt  ^), 

Bei  der  unter  Horn  und  Bernhard  von  Weimar  zuletzt 
vereinigt  gewesenen  Armee  traten  im  April  1633  die  Obersten 
zusammen  und  erklärten,  Gustav  Adolf  habe  in  der  mit 
ihnen  errichteten  Capitulation  richtige  Soldzahlung  und 
ausserdem  eine  ansehnliche  Ausstattung  an  Land  und  Leuten 
aus  dem  bereits  Eroberten  oder  noch  zu  Gewinnenden  zu- 
gesagt; allein  nach  seinem  Tode  sei  nichts  davon  erfüllt 
worden.  Die  Soldaten  erhielten  nun  Belehnungsbriefe  auf 
Güter  in  Deutschland  im  Werthe  von  4400000  Reichsthalern. 
Die  Austheilung  erfolgte  durch  den  Herzog  Bernhard  nach 
Uebereinkunft  mit  Oxenstjerna^). 

Fünf  Tage  vor  der  Ermordung  Wallensteins,  am 
20.  Februar  1634,  erschien  das  geheime  Patent,  vermöge 
dessen  der  Oberst  Adolf  Graf  von  Pachheim  mit  der  Con- 

9 Winter,  a.  a.  0.  S.  280.  309.  412. 

9 Huber,  a.  a.  0.  V 338;  vgl.  Ranke,  a.  a.  0.  S.  104.  105. 

®)  Geijer,  Geschichte  Schwedens.  III  283.  284. 
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nscation  der  beweglichen  und  unbeweglichen 
Habe  des  Herzogs  von  Friedland  beauftragt  wurde. 
Auch  das  A erniogeu  der  Anhänger  Wallensteins,  Trfka  und 
lllo,  wurde  eingezogeu.  Das  säinmtliche  contiscirte  Ver- 
mögen J\al  eustejjjg^  vermochte 

betuig  SbOlllS  h.  40  kr.i).  Wallensteins  Mörder  und  ihre’ 
Genossen  wurden  theils  mit  den  conhscirten  Gütern  der 
niedei gemachten  „Conspiranten“,  theils  in  Baarem  reichlich 
ausgestattet.  So  der  Oberst  Freiherr  Walther  Buttler  der 
Oberst  Johann  Gordon,  der  Oberstlieutenant  Walther  Graf 
von  Leshe  der  Buttlersche  Oberstwachtmeister  Robert 
Geraldmo,  der  zum  Obersten  beförderte  Hauptmann  Walther 
everoux,  die  Hauptleute  Dionys  Magdamel  (Macdouald) 
und  Hermann  Fdmund  von  der  Borg,  der  Oberst  Wolf 
Mathes  Teufel.  Ferner  der  Feldmarschall  Franz  Octavian 

Giaf  Aon  Piccolomini,  der  Generallieutenant  Matthias  Graf 
von  Gallas  u.  s.  w.  2).  eriai 

Von  den  Kaisern  Leopold  I.  und  Josef  I.  wurde  Prinz 
Eugen  von  Savoyen  reichlich  mit  Grund  und  Boden 
ausgestattet.  Auch  dem  Grafen  Traun  wurden  grosse  Grund- 

Maria  Theiesia  ein  Familien-Fideicommiss,  wozu  sie  250000« 
widmete  0. 

In  der  spanisch -niederländischen  Armee  ereignete  es 
sich  nicht  selten,  dass  Regimenter,  die  ihren  Sold  nicht  zu 
eOangen  vermochten,  eine  Landschaft  in  Besitz  nahmen  und 
sich  auf  solche  Weise  bezahlt  machten®). 

ln  ähnlicher  Weise  wie  während  des  3(Jjährigen  Krieges 

e halber  r n Confiscationen 

erhalten  werden  sollten,  geschah  es  in  England  Ini 

\he?*r  ? “it  Karl  I.  Das  Elgenthnm 

F»>-derangen  des  Parlaments  widerstrebten, 

0 Bilek,  a.  a.  0.  S.  182  ff. 

**)  a.  a.  0.  S.  179  ff. 

2 Arneth,  Prinz  Eugen  von  Savoyen.  I 123.  II  101.  IH  77 
J Arneth,  Geschichte  Maria  Theresias.  V 436. 

'")  Banke,  a.  a.  0.  S.  62. 
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sowie  aller  uotorischeu  Anhänger  des  Königs  ward  con- 
tiscirt  ^).  Dagegen  wurden  Fairfax,  Cromwell  und  den 
übrigen  Feldherren  bedeutende  Grundbesitzdotationen  aus 
dem  Staatsgute  zutheiP). 

Dieses  System  wurde  — wie  es  scheint  nicht  freiwillig 
— auch  in  die  neue  W^elt  übertragen.  Die  spanischen 
Conquistadores  — die  sich  nicht  scheuten,  in  den  er- 
oberten Ländern  auch  für  eigene  Rechnung  zu  plündern  — 
erklärten  geradezu,  dass  sie  reiche  Ausstattungen  an  Land 
und  Leuten  erwarteten.  Sie  beriefen  sich  dabei  auf  das 
Verfahren  früherer  spanischer  Könige,  durch 
deren  Dankbarkeit  der  grösste  Theil  des  Adels 
in  den  maurischen  Kriegen  zu  seinen  Gütern 
gelangt  sei.  In  der  That  gewährte  Francisco  Pizarro  in 
Peru  seinen  Offizieren  sehr  ausgedehnte  Repartimientos,  von 
denen  eines  an  Umfang  dem  Erzbisthum  von  Toledo  gleich- 
kam ^);  andere  trugen  je  150000  oder  200000  Pesos  (ä  4 Mk.) 
jährlich  ein^). 

Die  L ÖS e ge  1 der  gefangener  Fürsten  spielten  noch  im 
10.  Jahrhundert  eine  grosse  Rolle;  das  für  Franz  I.  nach 
seiner  Gefangennehmung  in  der  Schlacht  bei  Pavia  bezahlte 
betrug  zwei  Millionen  Goldthaler,  nach  heutigem  Geldwerthe 
101  Millionen  Franken®).  Seitenstücken  zu  dem  mittel- 
alterlichen Handel  mit  Gefangenen  (IV/II/I  304,  305)  be- 
gegnen wir  auch  in  der  neuen  Zeit.  Graf  Peter  Ernst  von 
^Mansfeld  wusste  auf  diese  Weise  sein  Einkommen  beträcht- 
lich zu  vermehren : er  kaufte  vornehme  Gefangene  gemeinen 
Soldaten,  die  sie  nicht  kannten,  für  kleine  Beträge  ab  und 
erpresste  darauf  grosse  Lösegelder®). 

')  Gardiner,  Civil  war.  I 21.  43.  116. 

2)  Macaulay,  a.  a.  0.  YlII  91.  Stern,  Geschichte  der  Revolution 
in  England.  Berlin  1881.  S.  216. 

2)  Ranke,  Die  spanische  Monarchie.  S.  342. 

Roscher  und  Jannasch,  Colonien,  Colonialpolitik  und  Aus- 
wanderung. 3.  Aufl.  Leipzig  1885.  S.  139. 

Clamageran,  Histoire  de  Timpöt  en  France.  II  102. 

®)  Rachfahl,  Margaretha  von  Parma.  München  u.  Leipzig  1898. 
S.  210. 
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Gleicli  zahlreichen  Kriegein,  gelangten  auch  viele 
Aiineelieferanten  — oft  durch  gewissenloses  Verfahren  — 
sowie  Banquiers  in  Folge  der  Abschliessung  von  Kriegs- 
anlehen  zu  beträchtlichen  Gewinnen. 

Die  Einwirkung  der  Kriege  auf  die  Staatsfinanzen  werden 
wir  bei  Betrachtung  dieser  sowie  der  Münzverhältnisse  kennen 
lernen,  soweit  dies  nicht  bereits  geschehen  ist 

Die  von  Hugo  Grotius  begründete  Wissenschaft  des 
Völkerrechts  hat  das  Kriegswesen  der  neuen  Zeit  im 
günstigsten  Sinne  beeinfiusst,  wenngleich  ein  stetiger  Fort- 
schritt hierin  nicht  zu  erblicken  ist.  Denn  die  barbarische 
Kriegführung  des  17.  Jahrhunderts,  wie  sie  namentlich  im 
aojahrigen  Kriege  und  in  den  Feldzügen  Ludwigs  XIV.  sich 
ofienbart,  zeigt  gegenüber  der  des  spätem  Mittelalters  eher 
einen  gewaltipi  Rückschritt.  Der  Grundsatz  des  Völker- 
rechts,  dass  die  Völker  einander  im  Kriege  kein  überflüssiges 

Uebel  zufügen  sollen  i),  geht  erst  in  der  neuesten  Zeit  seiner 
V erwirklichung  entgegen. 

Im  westfälischen  Frieden  wurde  zum  ersten  Male  von 
den  europäischen  Mächten  die  territoriale  Grundlage  der 
Staatsbeziehungen  festgestellt,  wobei  die  Gleichberechtigung 
der  katholischen  und  protestantischen  Staaten  anerkannt  ward. 

Das  mare  liberum  des  Hugo  Grotius  vertritt,  gegenüber 
den  früheren  Ansprüchen  einzelner  Staaten  auf  Beherrschung 
gewisser  Meerestheile  (s.  IV/II/I,  019-621),  mit  aller  Kraft 
den  Gedanken  der  Unstaatlichkeit  des  Meeres,  der  Freiheit 
des  Seeverkehrs,  der  jedoch  erst  in  der  zweiten  Hälfte  des 
18.  Jahrhunderts  zu  voller  Verwirklich img  gelangte  ^). 

Das  Völkerrecht  weist  ausser  der  ultima  ratio’  dem 
Kriege,  folgende  Mittel  der  Selbsthilfe  auf:  die  Retorsion 
die  Repressalien  und  die  B 1 o k a d e.  Die  Retorsion  be- 
steht dann,  dass  ein  von  einem  Staate  auf  dem  Gebiete  der 


9 Montesquieu,  Esprit  des  lois.  I 8 

^IHoltzendoitf- Stork,  Das  Europäische  Völkerrecht  - in 
Holtzendorffs  Encyklopädie.  S.  1267—1269. 
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Gesetzgebung,  der  Rechtspflege  oder  der  Verwaltung  ver- 
übtes Unrecht  von  dem  verletzten  Staate  in  gleicher  Weise 
erwidert  wird.  Das  Zwangsmittel  der  Repressalien  (zu 
unterscheiden  von  dem  IV  II/I,  463 — 468  behandelten  von 
Einzelnen  ausgeübten)  äussert  sich  dadurch,  dass  gegen  den 
schädigenden  Staat  Gewaltmassregeln  angewandt  werden,  um 
die  Abstellung  eines  begangenen  Unrechts  oder  Schadenersatz 
zu  erzwingen.  Man  unterscheidet  positive  Repressalien,  die 
in  thätigeii  Massregeln  gegen  die  Unterthanen  oder  das 
Eigenthum  des  gegnerischen  Staates,  und  negative,  die  in 
der  Verweigerung  einer  diesem  geschuldeten  Leistung  be- 
stehen. Die  Beschlagnahme  von  Handelsschiffen,  die  Unter- 
thanen des  schädigenden  Staates  gehören,  wird  Embargo 
genannt  ^).  Eine  besonders  missbräuchliche  Anwendung  des 
Embargo  war  die  droit  d’angarie  genannte,  namentlich  unter 
Ludwig  XIV.  erfolgte  gewaltsame  Verwendung  fremder 
Handelsfahrzeuge  zu  öffentlichen  Diensten,  zum  Truppen- 
trans})ort  u.  s.  w.  Es  war  dies  eine  jeder  rechtlichen  Grund- 
lage entbehrende  Verletzung  der  Pflichten  gegen  die  Neutralen. 
Seit  dem  18.  Jahrhundert  strebte  man,  diesen  Unfug  abzu- 
schaffen und  schloss  ihn  durch  Verträge  aus  ^).  Die  Blokade 
besteht  in  der  Absperrung  des  Zugangs  zu  den  Häfen  oder 
Küsten  eines  Staates  durch  Kriegsschiffe.  Diese  müssen  in 
genügender  Zahl  vorhanden  sein,  um  die  Zufahrt  unmöglich 
oder  sehr  gefahrvoll  zu  machen,  oder,  mit  anderen  Worten, 
die  Blokade  muss,  um  anerkannt  zu  werden,  wirklich  sein  ^). 

Aus  den  Repressalienbriefen  entwickelte  sich  die  Ka- 
perei, vermöge  der  auch  Privatleute  von  Regierungen 
commissionirt  wurden,  Schiffe  kriegsmässig  auszurüsten  und 
feindliche  Schiffe  zu  kapern.  Diese  Kaper  oder  Corsaren 
standen  unter  dem  Commando  der  Admiralität  und  gehörten 
der  Kriegsmarine  an.  Erst  seit  1815  ist  dieses  Institut  von 
den  europäischen  Grossmächten  nicht  mehr  benutzt  worden 

1)  vgl.  Rivier,  Lehrbuch  des  Völkerrechts.  Stuttgart  1889.  S.  344. 
355-358. 

2)  Ullmann,  Völkerrecht.  Freiburg  1898.  S.  304. 

®)  Rivier,  a.  a.  0.  S.  392. 
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und  ist  Überhaupt  nur  noch  in  sehr  beschränkter  Anwendun«^ 
seitdem  im  Pariser  Congress  von  1856  beschlossen  wurd^ 
dass  die  Kaperei  abgeschatft  sei\). 

Was  die  Behandlung  der  Güter  in  Seekriegen 
anbe  angt,  so  entschied,  dem  Consolato  del  mare  gemäss,  bis 
ms  li.  Jahrhundert  die  feindliche  Eigenschaft  der  Waare. 
Dem  Peinde  gehörige  Waaren  wurden  stets  selbst  dann  we- 
genomnien  wenn  sie  auf  einem  neutralen  Kauffahrteischiffe 
sich  befanden.  Das  neutrale  Schiff  wurde  mit  Beschlag  be- 

TT  feindliches  Gut  geladen  hatte.  Allmählich 
gelangte  der  entgegengesetzte  Grundsatz  zur  Geltung,  dass 
mit  alleiniger  Ausnahme  der  Kriegscontrebande , feindliche 
Gutei  aut  neutralem  Schiffe  frei  sind.  „Frei  Schiff  frei  Gut  “ 
(„Le  Pavillon  [neutre]  couvre  la  marchandise  [ennemiel“)^) 
Doch  ist  der  Begriff  der  Contrebande  bis  in  die  neueste 
Ze  schwankend  geblieben.  Ini  \ ertrage  von  Southampton 
(un  lö2o)  wurden  als  solche  erklärt;  Proviant  (provisions) 
Edelmetalle,  Kriegsmunition,  Material  zum  Schiffbaue  Nicht 
nm  diese  Gegenstände,  sondern  auch  die  Schiffe  die  sie 
tuhrten,  und  die  Mannschaft  wurden  als  gesetzmässige  gute 
Irise  bezeichnet  ).  Seitdem  suchten  die  Mächte  in  Ver- 
ragen,  Proclaniationen,  Manifesten,  Gesetzen  und  Verord- 
nungen  bis  in  die  neueste  Zeit  die  Gegenstände  zusammen- 
zustellen, die  als  Contrebande  behandelt  werden  sollen. 
Doch  ist  in  diesen  Quellen  keine  I'ebereinstiininung  des  Be- 
griffes der  Contrebande  zu  finden.  Sogar  Verträge  und  Ge- 
ander^)^^^^^^^^  Staates  widersprechen  zuweilen  hierin  ein- 
in Rechte,  wonach 

w„!T]  Privaten  feindselig  behandelt 

winden,  stehen  nach  neuerem  Rechte  nur  die 

SJ^a^ii,  nicht  aber  die  Privaten  einander  als 

’)  a.  a.  0.  S.  379.  380. 

“)  a.  a.  0.  S.  435.  436. 

and  cL^fr“!  Sr'" 

Ullmann,  a.  a.  0.  S.  358. 
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Feinde  gegenüber^).  Das  spanische  Recht  erkennt 
schon  seit  dem  17.  Jahrhundert  den  erobernden  Souveränen 
die  Befugniss  ab,  die  Bewohner  des  eroberten  Landes  zu 
enteignen  ^). 

Ein  weiterer  Fortschritt  zeigt  sich  darin,  dass  im 
Gegensätze  zu  früheren  Zeiten,  in  denen  die  Er- 
oberung zugleich  Unterwerfung  des  eroberten 
Landes  war,  sie  in  neuerer  Zeit  dessen  Ver- 
einigung mit  den  erobernden  Gebieten  und  den 
Anschluss  an  diese  bedeutet.  Schlesien  z.  B.  wuchs 
mit  den  übrigen  preussischen  Provinzen  zu  einem  Ganzen 
zusammen^). 

Hervorragende  Rechtslehrer  des  16.  und  17.  Jahrhunderts, 
darunter  Johannes  Bodinus,  huldigen  noch  der  überlieferten, 
durch  die  Handhabung  des  öffentlichen  Rechtes  nach  privat- 
rechtlichen Grundsätzen  erklärlichen  Ansicht  von  der  Un- 
ze r t r e n n b a r k e i t des  U n t e r t h a n e n V e r b a n d e s vom 
Lande  und  sprechen  den  Bürgern  das  Recht  ab,  die  Hei- 
niath  auch  nach  ihrer  Eroberung  zu  verlassen.  Doch  brach 
sich  inmitten  einzelner  Völker  bei  entgegengesetzter 
Anschauung  die  Geltendmachung  ihres  Willens  zeitig 
Bahn. 

Wohl  die  ersten  derartigen  Regungen  gewahren  wir  schon 
1534.  Herzog  Karl  von  Geldern  übertrug  sein  Land  dem  Könige 
Franz  1.  von  Frankreich  und  behielt  sich  nur  lebenslänglichen 
Niessbrauch  vor,  was  aber  von  der  Landschaft  missbilligt  ward. 
Bannerherren,  Ritterschaft  und  Städte  vereinigten  sich  zur  Ver- 
wahrung gegen  diesen  Handel.  „Geldrisch  sind  wir  und  geldrisch 
wollen  wir  bleiben“,  sagten  sie  dem  Herzoge^).  — Als  Philipp  II. 
von  Spanien  die  Zurückführung  der  abgefallenen,  von  ihm  jedoch 
nicht  aufgegebenen  Provinzen  dadurch  zu  erleichtern  suchte,  dass 
er  das  Recht  auf  sie  sowie  die  Herrschaft  über  die  zurück- 
gewonnenen seiner  Tochter  Isabella  abtrat , lehnten  sich  diese 
dagegen  mit  der  Erklärung  auf,  man  hätte  sie  vorher  fragen 

»)  a.  a.  0.  S.  317. 

Cärdenas,  Ensayo  sobre  la  Historia  de  la  propiedad  territorial 
en  Espana.  II  244. 

®)  Ranke,  Zwölf  Bücher  preussischer  Geschichte.  III  u.  IV  563. 

Ranke,  Deutsche  Geschichte.  IV  128. 
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sollen,  da  eine  absolute  Verfügung  über  rechtmässige  Unter- 
thanen  dem  Fürsten  nicht  zustehe  *).  — Als  im  Mai  1646  der 
Minister  Graf  Trautmannsdorf  sich  erbot,  Pommern,  Wismar  so- 
wie die  Bisthümer  Bremen  und  Verden  den  Schweden  einzuräumen, 
verwahrte  sich  dagegen  nicht  nur  der  Kurfürst  von  Brandenburg, 
sondern  auch  die  pommerschen  Stände  machten  dagegen  geltend, 
dass  man  sie  doch  nicht  wie  das  liebe  Vieh  verhandeln  könne  ^).  — 
In  Folge  finanzieller  Ebbe  beabsichtigte  die  spanische  Regierung 
1650,  die  Stadt  Pontremoli  in  der  italienischen  Provinz  Massa- 
Carrara  sammt  den  dazu  gehörigen  79  Ortschaften  zu  veräussern. 
Der  Verkauf  an  Genua  war  bereits  abgeschlossen,  musste  jedoch 
wegen  der  Einsprache  der  Landschaft,  dass  sie  als  kaiserlich 
nicht  willkürlich  verhandelt  werden  dürfe , rückgängig  gemacht 
werden.  Später  jedoch  ward  sie  an  Toscana  verkauft®).  — 
Nachdem  1768  Genua  die  Insel  Corsica  an  Frankreich  verkauft 
hatte , richteten  der  General  Paoli  und  der  oberste  Staatsrath 
Corsicas  eine  Verwahrung  an  die  europäischen  Mächte,  worin  sie 
erklärten,  dass  sie  nicht  befragt  worden  seien,  wie  es  hätte  ge- 
schehen sollen.  Sie  beklagten  sich,  dass  sie  gleich  einer  Schaf- 
heerde am  Markte  verkauft  worden  seien'*). 

Insbesondere  unter  dem  Einflüsse  der  französischen 
Literatur  des  18.  Jahrhunderts  verbreitete  sich  die  Idee, 
dass  weder  die  Eroberung  an  sich,  auch  nach  erfolgtem 
i Abschlüsse  eines  Friedensvertrages,  noch  der  sich  dazu  ge- 

j seilende  Verzicht  des  Landesherrn  dem  Eroberer  ein  Ver- 

fügungsrecht über  die  Unterthanen  verleihe,  dass  bei  Er- 
oberungen die  Entscheidung  des  Verbleibens  im 
bisherigen  Staatsverbande  oder  des  Eintritts  in 
einen  fremden  — das  Optionsrecht  — den  Unter- 
thanen zu  überlassen  sei®).  Die  ersten  Anfänge  hierzu 
erblicken  wir  in  dem  zwischen  Maria  Theresia  und  Fried- 
rich II.  zu  Hubertsburg  abgeschlossenen  Friedensvertrage, 
worin  den  Bewohnern  der  an  Preussen  abgetretenen  Graf- 

t Schaft  Glatz  gestattet  wird,  innerhalb  eines  Zeitraumes  von 

zwei  Jahren  frei  von  Abzugssteuern  auszuwandern.  Aehn- 

^ 3 

1 

\ *)  Ranke,  Die  spanische  Monarchie.  S.  421. 

(2)  Winter,  a.  a.  0.  S.  590. 

®)  Leo,  Geschichte  der  italienischen  Staaten.  V 659. 

*)  Dareste,  a.  a.  0.  VI  579. 

®)  Störk,  Option  und  Plebiscit.  Leipzig  1879.  S.  24.  25. 
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lieh  lauten  die  Bestimmungen  des  Friedensschlusses  zu 
Kutschu- Kainardschi  von  1774,  wonach  die  Bewohner  der 
an  die  Pforte  gelangenden  Gebiete  Bessarabien,  Walachei, 
Moldau,  des  Archipels  u.  s.  w.  innerhalb  eines  Jahres  frei 
abziehen  dürfen , wenn  sie  dies  wünschen.  Dieses  Recht 
wird  in  der  1766  zwischen  dem  Könige  von  Frankreich  und 
dem  Fürsten  Nassau- Saarbruck  abgeschlossenen  Verein- 
barung über  einen  Gebietsaustausch  nur  den  Adeligen  und 
Privileg! rten  zugestanden  *). 

Bereits  seit  dem  Ryswicker  Frieden  (1697)  wird  auch 
den  aus  dem  eroberten  Gebiete  Auswandernden  das  Abzugs- 
recht, sofern  es  ihnen  zuerkannt  wird,  meistens  abgabenfrei 
gewährt  ^). 

3. 

WTr  schreiten  nun  zur  Darstellung  der  das  Eigenthum 
beeinflussenden  R e c h t s z u s t ä n d e. 

Auch  noch  in  der  neuen  Zeit  erscheinen  privat-  und 
öffentlich  - rechtliche  Verhältnisse  verquickt.  Und  da  fast 
allenthalben  religiöse,  feudale  und  absolutistische  Einflüsse 
fortwirken,  so  sind  die  Ansichten  über  die  Bezieh- 
ungen des  Eigent  hum  s zum  Staate  und  zur  Person 
des  Souveräns  noch  bis  zum  Schlüsse  dieser  Periode 
ungleichmässig , ja  in  diametralem  Gegensätze  zu  einander, 
schief  und  ungeklärt. 

Die  im  alten  Griechenland  herrschend  gewesene  Ansicht, 
dass  dem  Staate  ein  Recht  auf  alles  Eigeuthum  der  Bürger 
zustehe  (IV T 280)  finden  wir  auch  in  der  neuen  Zeit  stark 
verbreitet,  wobei  der  Souverän  mit  dem  Staate  identificirt 
wird.  Im  Zeitalter  der  Reformation  wurde  die  Säculari- 
sation  dadurch  gerechtfertigt;  da  die  geistlichen,  gleich  allen 
Gütern,  aus  staatlicher  Verleihung  stammen,  so  habe  der 
Staat  das  zweifellose  Recht,  das  geistliche  Eigenthum  zurück- 


0 a.  a.  0.  S.  97—99. 

^)  a.  a.  0.  S.  32.  Vgl.  G.  Meyer,  Lehrbuch  des  deutschen  Ver- 
waltungsrechts. 2.  Aufl.  I 150. 

Felix,  Eigenthum.  IV.  2.  II. 
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zunehmeu  ’),  Doch  weist  Luther  die  Ansicht,  dass  Land  und 
Leute  Eigeuthum  der  Fürsten  seien,  entschieden  zurück; 
vielmehr  habe  der  Fürst  zu  denken,  dass  er  des  Landes  und 
der  Leute  sei.  Die  Anschauung  vom  Rechte  des  Staates 
auf  das  Gesammteigenthum  erscheint  u.  A.  in  spanischen 
Dramen  des  IG.  und  17.  Jahrhunderts^).  Ihr  nähert  sich 
der  Hobbes’sche  Gedanke,  dass  die  (ursprüngliche)  Theilung 
der  Güter  eine  That  der  Staatsgewalt  gewesen  sei,  die  des- 
halb ein  — dem  dominium  eminens,  nach  der  Theorie  des 
Hugo  Grotius,  analoges  — Anrecht  darauf  fortbehalte, 
während  Locke,  der  das  Eigeuthum  vornehmlich  von  der 
Arbeit  ableitet,  das  individuelle  Recht  voraugehen  lässt. 

Die  übergreifende  Ansicht  der  Stuarts  von  dem  gött- 
lichen Ursprünge  und  der  Unbeschränktheit  ihrer  Gewalt 
suchten  auch  ihre  Theologen  zu  verbreiten.  Unter  Karl  I. 
strebten  manche  von  ihnen,  das  Volk  durch  ihre  Predigten 
zu  überzeugen,  dass  der  König  über  alles  Hab  und  Gut 
seiner  Unterthanen  verfügen  könne,  was  der  zur  Beförde- 
rung geeignetste  Weg  w’ar®);  doch  hatten  sie  offenbar  nur 
geringen  Erfolg;  bloss  der  dem  Feudalismus  entsprungene 
Gedanke  vom  Obereigenthum  des  Königs  am  Boden  — dem 
später  auch  Kant  Ausdruck  gab  — erhielt  sich  lange  Zeit^). 
John  Pym  bezeichnet  „diese  irrige  Maxime“  der  Fürsten, 
dass  der  Staat  ilir  Eigenthum  sei . mit  dem  sie  beliebig 
schalten  könnten,  als  die  Wurzel  alles  Elendes  der  Unter- 
thanen. Er  fügt  hinzu,  dass  nach  den  anerkannten  Landes- 
gesetzen nicht  einmal  die  Kronjuwelen  Eigeuthum  des  Königs 
seien,  sondern  dass  er  nur  den  Niefsbrauch  davon  habe^). 

Die  Anschauung  vom  unbeschränkten  Eigenthumsrechte 
des  Königs  schlug  dagegen  in  Frankreich  tief  Wurzel.  So 


^ Ritter,  a.  a.  0.  I 63. 

i 2)  Vgl.  Calderon,  El  Alcalde  de  Zalamea  A.  I. 

\ Gardiner,  History  of  England  uiider  the  Duke  of  Buckingham. 

II  203.  Gardiner,  The  fall  of  the  monarchy  of  Charles  I.  II  74. 

Vgl.  Gneist,  Englische  Verfassungsgeschichte.  S.  452.  Kant, 
Rechtslehre,  Aiisg.  Schubert.  S.  170. 

. Stern,  Geschichte  der  Revolution  in  England.  Berlin  1881.  S.  116. 
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äusserte  z.  B.  Beuvenuto  Cellini  während  seines  Aufenthaltes 
daselbst,  offenbar  im  Sinne  seiner  französischen  Zeitgenossen, 
dass  vom  Könige  alles  Eigenthum  komme  und  dieser  daher 
Herr  von  Allem  sei^).  Wie  sehr  dies  zur  Zeit  Franz’  I.  die 
allgemeine  Anschauung  war,  bezeugt  der  Ausspruch  des 
venetianischen  Gesandten  in  Paris  vom  Jahre  154G:  „Man 
bezahlt  dem  Könige  alles  was  er  verlangt  und  dann  steht 
noch  alles  was  übrig  bleibt  zu  seiner  Verfügung“  ®).  Die 
Minister  Karls  IX.  und  Heinrichs  III.  stellten  ihren  un- 
erfahrenen Souveränen  alles  Eigenthum  und  alle  Industrie 
ihrer  Unterthanen  als  Güter  dar,  über  die  sie  unbeschränkt 
verfügen  könnten^).  Im  Gegensätze  hierzu  äusserte  eine 
Abordnung,  die  Heinrich  IV.  von  der  von  ihm  beabsichtigten 
Rentenreduction  abzubringen  suchte,  dass  es  der  Beruf  der 
Könige  sei,  das  Eigenthum  der  Unterthanen  zu  beschützen  *). 
Der  Ansicht,  dass  den  Königen  das  Verfügungsrecht  über 
alles  Eigenthum  zustehe,  ward  auch  zur  Zeit  Richelieus 
durch  Le  Bret  widersprochen,  der  sie  in  seinem  W^erke  „De 
la  souverainetö  du  roy“  als  hervorgerufen  „par  une  honteuse 
et  servile  ffatterie“  erklärte®).  Ganz  besonders  zur  Zeit 
Ludwigs  XIV.  und  unter  seinen  absolutistischen  Nachfolgern 
ward  dagegen  die  Auffassung  von  dem  Rechte  des  Königs 
auf  alles  in  seinen  Staaten  befindliche  Eigenthum  den  Unter- 
thanen eingeprägt.  Vor  Allem  suchte  Bossuet  sie  zu  be- 
festigen (vgl.  III  5).  Er  nennt  Gott  den  Eigenthümer  des 
Alls  und  die  Könige  dessen  Stellvertreter®),  die  für  ihre 


*)  Goethe,  Benvenuto  Cellini.  III  9. 

2)  Clamageran,  a.  a.  0.  II  107. 

Bailly,  Histoire  financiere  de  la  France.  I 275. 

■*)  Ranke,  Französische  Geschichte.  II  57. 

®)  Caillet,  De  l’administration  en  France  sous  le  ministere  du 
Cardinal  de  Richelieu.  S.  11. 

®)  In  ähnlicher  Weise  sagt  Lope  de  Vega  in  seinem  Drama:  Los 
noveos  de  Hornachuelos: 

Y tue  comun  interes 
De  los  pueblos,  para  dar 
Amparo  y fuerza  ä los  leyes 
El  homauaje  ä los  reyes 
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Handlungen  Niemandem  Rechenschaft  schulden  ^).  Ludwig  XIV. 
selbst  erklärt  geradezu,  dass  die  Könige  geboren  seien,  um 
Alles  zu  besitzen  und  Allen  zu  befehlen^),  welcher 
Glaube  ihn  wie  die  anderen  Souveräne , diedaran 
fest  hielten,  zu  willkürlichen  Verwendungen 
und  Vergeudungen  der  Staatseinkünfte  ver- 
leitete. Diese  Ansicht  wurde  auch  von  den  Beamten 
Ludwigs  XIV.  getheilt:  der  König  habe  sowohl  das  dominium 
directum  als  auch  das  dominium  eminens^),  welche  Vor- 
stellung über  die  mittelalterlich-feudale  hinausging,  wonach 
dem  Obereigenthum  des  Königs  das  Nutzungsrecht  von  In- 
dividuen und  von  Verbänden  gegenüberstand  0.  1710  er- 

klärten ferner  die  Doctoren  der  Sorbonne,  dass  alle  Güter 
der  Unterthanen  Eigenthum  des  Königs  seien,  der  in  der 
Form  von  Steuern  daher  nur  das  nehme,  was  ihm  gehöre ; 
diese  seien  eine  Gegenleistung  dafür,  dass  der  König  seinen 
Unterthanen  die  Nutzniessung  ihres  Besitzes  lasse.  Die 
unterwürfige  Haltung  der  Höflinge  war  nur  geeignet,  solche 
Anschauungen  zu  befestigen.  Louvois  ging  in  seinem  poli- 
tischen Testamente  soweit,  Ludwig  mit  folgenden  Worten 
zu  apostrophiren : „Tons  vos  sujets  vous  doivent  leurs  per- 
sonnes,  leurs  biens,  leur  sang,  sans  avoir  droit  de  rien  prö- 


Que  los  han  de  gobernar; 

En  quien  tal  deidad  se  encierra, 

Que  los  teme  y los  aclama 
El  comün,  y Dios  los  llama 
Vicedioses  en  la  tierra.  (Acto  I.) 

und: 

El  Rey,  siendo  Rey,  es  dueno 
De  la  hacienda,  de  las  vidas 
De  sus  vasallos.  (Acto  IIL) 

Wie  sehr  contrastirt  damit  der  Ausspruch  Spinozas:  „Die  Könige 
sind  nicht  Götter,  sondern  Menschen,  die  oft  vom  Sirenengesänge  be- 
thört werden“. 

a.  a.  0.  S.  57.  82.  118.  237. 

2)  Oeuvres  de  Louis  XIV.  II  277;  vgl.  II  121. 

3)  Koch,  Beiträge  zur  Geschichte  der  politischen  Ideen  und  der 
Regierungspraxis.  Berlin  1892 — 1896.  I 1.  2. 

Jellinek,  Allgemeine  Staatslehre.  Berlin  1900.  S.  615. 
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tendre.  En  vous  sacrifiant  tout,  ils  ne  vous  donnent  rien, 
puisque  tout  est  ä vous.“  Als  Ludwig  XV.  noch  ein  Kind 
war,  sprach  zu  ihm  der  Herzog  von  Villeroi;  „Voyez  mon 
mattre,  voyez  ce  grand  royaume.  Eh  bien , tout  cela  est  a 
vous,  tout  cela  vous  appartient.  vous  etes  le  maitre“  ^). 
Ludwig  XV.  hielt  sich  in  der  That,  gleich  Ludwig  XIV,  für 
den  einzigen  wirklichen  Eigenthümer  seines  Reiches  und 
handelte  auch  darnach.  Terray  folgerte  aus  derselben  An- 
sicht, dass  der  Bankerott  ein  rechtmässiges  Mittel  sei,  den 
Staat  von  seinen  Lasten  zu  befreien^).  Aber  auch  unmittel- 
bar vor  Ausbruch  der  Revolution  begegnen  wir  der  Ansicht 
von  der  Identität  des  Staats-  und  des  königlichen  Privat- 
gutes. Als  Ludwig  XVI.  der  Königin  Marie  Antoinette 
St.  Cloud  für  7 700  000  Franken  kaufte,  suchte  ein  ehemaliger 
Generalpächter,  „ein  Mann  von  Geist  und  ohne  Vorurtheil“, 
dies  damit  zu  rechtfertigen,  dass  dem  Könige  von  Frank- 
reich eine  Rente  von  477  Millionen  Franken  zu  Gebote 
stehe ; wenn , meinte  er , ein  Privatmann , der  über  477  000 
Franken  verfügt,  einmal  in  seinem  Leben  seiner  Frau  für 
7 oder  8000  Franken  Diamanten  kaufte,  so  würde  man 
sicherlich  das  Geschenk  bescheiden  und  den  Mann  vernünftig 
nennen  Mirabeau  äussert,  dass  der  König  sich  als  Eigen- 
thümer des  Reiches  betrachte , von  dem  er  soviel  beziehen 
dürfe  als  er  könne ^).  In  seinem  Contrat  social®),  der  be- 
kanntlich so  sehr  zum  Ausbruche  der  französischen  Revolu- 
tion beigetragen  hat,  sagt  Rousseau,  dass  der  Staat  in 
Folge  des  Gesellschaftsvertrages  Herr  aller  Güter  seiner 
Mitglieder  sei. 

Als  offenbare  Folge  des  Absolutismus  der  französischen 
Könige  hat  bis  gegen  den  Ausgang  des  18.  Jahrhunderts  das 
Enteignungsrecht  in  Frankreich  keine  gesetzliche  Regelung 

')  Taine,  La  Revolution.  8.  ed.  II  193. 

2)  Droz,  Histoire  du  regne  de  Louis  XYI.  I 62. 

Taine,  L’ancien  regime.  8«  ed.  S.  103. 

*)  Mirabeau,  Des  lettres  de  cachet  I ch.  VIII. 

5)  I 9. 
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erfahren , indem  es  als  AusHuss  der  königlichen  Macht- 
flille  galt  ^). 

Selbst  eine  so  ausgezeichnete  Fürstin  wie  Maria  Theresia 
glaubte  alles  Eigenthum  des  Staates  als  persönliches  be- 
trachten und  über  alles  öffentliche  Eigenthum  beliebig  ver- 
fügen zu  können  2).  Wenn  jedoch  Arneth  meint,  dass  Joseph 
„wohl  dem  Grundsätze  unbeschränktester  souveräner  Macht- 
vollkommenheit, auf  welche  diese  Auffassung  sich  stützte, 
gleichfalls  nicht  fernstehen  mochte“ , so  bedarf  es  nur  der 
Hinweisung  auf  die  Art  seiner  Vollziehung  des  Testamentes 
Maria  Theresias,  um  erkennen  zu  lassen,  dass  er  durch  diese 
Auffassung  keineswegs  zu  der  nämlichen  Folgerung  wie 
seine  Mutter  gelangte.  Das  grösste  ihrer  Legate,  das  für 
die  Armen,  war  offenbar  in  der  Voi’aussetzung  erfolgt,  dass 
nicht  ihr  persönliches,  dazu  unzureichendes  Eigenthum, 
sondern  das  des  Staates  zur  Erfüllung  verwendet  werden 
sollte.  Joseph  jedoch , der  es  als  eine  die  kaiserliche 
Familie,  nicht  aber  den  Staat  betreffende  Angelegenheit  auf- 
fasste, deckte  die  Differenz  von  1 200  000  Gulden  aus  seinem 
Privatvermögen.  In  einer  undatirten  Denkschrift  aus  den 
ersten  Jahren  seiner  Regierung  sagt  Joseph,  der,  nach 
Rankes  treffendem  Ausdrucke,  das  Bewusstsein  der  Sou- 
veränetät  mit  den  Ideen  der  Neuerung  auf’s  entschiedenste 
vereinigte,  dass  die  Bestimmung  der  Steuern  lediglich  von 
dem  Willen  des  Souveräns  abhänge,  fügt  aber  hinzu,  dass 
dieser  jedem  Einzelnen  dafür  verantwortlich  sei,  dass  er  sich 
dabei  einzig  und  allein  von  dem  Wohle  des  Staates  leiten 
lasse.  Selbst  seine  Freigebigkeit  gegen  die  Armen  habe 
sich  auf  seinen  Privatbesitz  zu  beschränken^). 

Im  Orient,  wie  in  Russland,  wo  orientalische  Zustände 
walteten,  betrachtete  sich  nicht  nur  der  Herrscher  als 
alleinigen  Eigenthümer , sondern  auch  seine  Unterthanen 

*)  Georg  Meyer,  Das  Recht  der  Expropriation.  S.  131.  Vgl.  Toc- 
queville,  L'aiicien  regime  et  la  Revolution.  S.  289. 

V.  Arneth,  Geschichte  Maria  Theresias.  VII  377. 

Ranke,  Die  deutschen  Mächte  und  der  Fürstenbund,  2.  Aufl. 
S.  43.  402. 
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fühlten  sich  thatsächlich  nur  als  Nutzniesser  der  Güter,  die 
sie  inne  hatten  (vgl.  IV/'II/I  142.  143).  Dem  entsprach  die 
Aeusserung  eines  Beobachters  aus  dem  10.  Jahrhundei  t,  die 
auch  für  die  Folge  Geltung  hatte,  dass,  während  in  Eng- 
land Jedermann  von  seinem  Hause  sage,  „es  ist  Gottes  und 
mein  Eigen“ , selbst  der  vornehmste  Russe  erkläre , „es  ist 
Gottes  und  des  Zaren“  D. 

Wie  wir  bereits  andeuteten,  wurde  in  Folge  der  an- 
dauernden Verquickung  von  Staats-  und  Privateigenthum 
des  Herrschers  noch  in  der  neuen  Zeit  auch  von 
IVIonarchen,  die  sich  nicht  das  Recht  auf  das  Eigenthum  dei 
Unterthanen  im  Allgemeinen  anmassten  — das  Staatsgebiet 
als  Eigenthum  des  Souveräns  betrachtet  ^) , welche  An- 
schauung in  Deutschland  eine  Folge  der  Auffassung  dei 
Landeshoheit  als  eines  dinglichen  Rechtes  war  3).  So  sehen 
wir  häufig,  dass  staatliche  Landschaften  verpfändet,  ver- 
schenkt, verkauft,  als  Mitgift  von  Königstöchtern  abgetreten, 
testamentarisch  vermacht  werden.  Vor  den  Folgen  dieser 
Auffassung  suchten  die  Stände  und  andere  massgebende 
Factoren  zuweilen  das  Land  zu  schützen.  Durch  die  am 
3.  Juli  1519  festgesetzte  W’^ahlcapitulation  wurde  Karl  ^ . 
verpflichtet,  nichts  vom  Reiche  zu  veräussern.  Im  Kurfürsten- 
thum  Sachsen  musste  bei  Ausgang  des  17.  Jahrhunderts  in 
den  Landtagsrevers  die  Bestimmung  aufgenommnn  werden, 
dass  der  Kurfürst  ohne  Einwilligung  der  Landstände  seine 
Lande  weder  verpfänden  und  versetzen  noch  durch  Testa- 
ment oder  andere  Verfügungsarten  — wie  Tausch,  Vergleich 
s.  -vv.  — zergliedern,  trennen  oder  veräussern  dürfe  ^), 

Von  den  englischen  Königen  behauptet  Macaulay  aus- 
drücklich , dass  jeder  von  ihnen  seit  unvordenklichen  Zeiten 
die  Länder,  die  er  beherrschte,  kraft  seiner  Würde,  als  sein 
Privateigenthum  betrachtet  habe®). 

q V.  Sybel,  Geschichte  der  Revolutionszeit.  4.  Aufl.  II  HO. 

2)  Vgl.  Rivier,  a.  a.  0.  S.  122.  Ullmann,  a.  a.  0.  S.  179. 

Jellinek,  a.  a.  0.  S.  616. 

*)  Böttiger,  a.  a.  0.  II  196. 

Macaulay,  a.  a.  0.  VIII  109. 
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Auch  Gustav  Wasa  sah  das  schwedische  Reich  als  seiu 
Eigenthum  an^). 

Um  die  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  wird  es  von  den 
schottischen  Lords  gewissermassen  als  Ausnahme  hervor- 
gehoben, dass  sie  an  der  Ansicht  festhielten,  dass  ihre  Land- 
schaft freies  Eigenthum  und  ihre  Könige  nicht  Herren  des 
Landes  seien.  Im  Gegensätze  dazu  ward  in  einer  Urkunde 
Maria  Stuarts  angeordnet,  dass  ihr  Sohn  Jacob  zum  Könige 
von  Spanien  gebracht  und  im  katholischen  Glauben  erzogen 
werde;  wofern  jedoch  zur  Zeit  ihres  Todes  dies  noch  nicht 
geschehen  sein  würde,  solle  ihr  Erbrecht  an  Philipp  II.  von 
Spanien  übergehen  ^). 

Kaiser  Ferdinand  II.  fühlte  sich  genöthigt,  testamen- 
tarisch anzuordnen,  dass  seine  Erbkönigreiche  und  Länder 
nie  getheilt  werden  sollten®). 

Als  während  der  Unterhandlungen  über  die  spanische 
Thronfolge  zur  Zeit  Karls  II.  das  Bedenken  auftauchte,  ob 
der  König  berechtigt  sei,  hierüber  testamentarisch  zu  ver- 
fügen, wurde  es  mit  dem  Hinweise  darauf  beschwichtigt, 
dass  dem  Könige,  als  dem  letzten  seines  Stammes,  nach  dem 
bei  Fideicommissen  üblichen  Vorgänge,  dieses  Recht  un- 
zweifelhaft zustehe  ^). 

Bei  Ausgang  des  18.  Jahrhunderts  war  das  Gerücht  im 
Umlaufe,  Katharina  II.  von  Russland  wolle  ihren  Sohn  Paul 
enterben  und  dessen  Sohn  Alexander  zum  Thronfolger  er- 
nennen ®),  welche  Absicht  ebenfalls  die  Auffassung  des  Staates 
als  persönliches  Eigenthum  des  Souveräns  ausdrücken  würde, 
wozu  der  Grund  durch  Peters  des  Grossen  Ukas  von  1722  ge- 
legt worden  war,  der  jeden  Zaren  berechtigte,  seinen  Nach- 
folger nach  Belieben  zu  ernennen.  Erst  Paul  bestimmte  eine 
feste  Thronfolgeordnung  nach  Erstgeburt  im  Mannesstamme  ®). 

1)  Geijer,  a.  a 0.  II  113. 

2)  Eanke,  Englische  Geschichte.  I 233.  300. 

Huber,  a.  a.  0.  Y 514. 

*)  Ranke,  Französische  Geschichte.  IV  108. 

®)  Brückner,  Katharina  II.  S.  622.  v.  Sybel,  a.  a.  0.  V 168. 

®)  V.  Sybel,  a.  a.  0.  Y 169. 
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Am  unumwundensten  offenbart  sich  die  in  Rede  stehende 
Auffassung  in  den  namentlich  von  englischen  Souveränen 
bewirkten  Landschenkungen  in  Amerika.  Bancroft  sagt : 
„Düring  the  first  four  years  of  his  power  Charles  II.  gave 
away  a large  part  of  a continent.  Could  he  have  continued 
as  lavish,  in  the  course  of  his  reign,  he  would  have  giveii 
away  the  world“  *). 

Mit  dieser  Auffassung  brach  Friedrich  der  Grosse,  indem 
er  erklärte:  „Der  Fürst  hat  keinen  nähern  Verwandten  als 
seinen  Staat,  dessen  Interessen  immer  den  Banden  des  Blutes 
voranstehen  müssen“®).  (Aus  unserer  Darstellung  geht 
übrigens  hervor,  dass  die  Vorstellung,  dass  Land  und  Leute 
•dem  Fürstenhause  gehörten,  keineswegs,  wie  Treitschke 
meinte,  bloss  vom  Kleinfürstenthum  angeeignet  worden  war.) 
In  gleichem  Geiste  äusserte  sich  Kaiser  Joseph  II.  in  dem 
Entwürfe  zur  allgemeinen  Steuerregulirung:  „Es  wäre  ab- 
surd, wenn  sich  ein  Landesfürst  einbildete,  das  Land  gehöre 
ihm  und  nicht  er  dem  Lande  zu;  Millionen  Menschen 
seien  für  ihn  und  nicht  er  für  sie  gemacht,  um  ihnen  zu 
dienen  . . .“®). 

Verallgemeinert  wurde  die  Erkenntniss  Friedrichs  des 
Grossen  und  Josephs  II.  erst  nach  Zurückdrängung  der  patri- 
monialen  Staatsanschauung  und  voller  Anerkennung  der 
Rechte  der  Persönlichkeit. 

Bei  den  soeben  erörterten  Anschauungen  und  der  Fort- 
dauer absolutistischer  Regierungsweise  in  der  neuen  Zeit, 
ist  es  begreiflich,  dass  wir  noch  immer  Beeinträchti- 
gungen des  Eigenthums  von  Seiten  des  Staates 
gewahren. 

Die  umfassendstenEingriffe  ins  Grundeigen- 
thuni,  die  in  dieser  Periode  in  Friedenszeiten 
erfolgten,  sind  die  durch  mehrere  Generationen  in  dem 

Bancroft,  History  of  the  United  States.  I 402. 

V.  Treitschke,  Deutsche  Geschichte  im  19.  Jahrhundert.  I 71. 

®)  Beidtel,  Geschichte  der  österreichischen  Staatsverwaltung  1740 
bis  1848.  Innsbruck  1896—1898.  I 368. 
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seit  der  Eroberung  durch  Heinrich  II.  so  schwer  heim- 
gesuchten  Irland  herbeigeftihrten.  Durch  sie  ward  bei- 
nahe der  Glaube  verbreitet,  dass  das  furchtbare  Wort  von 
Sir  John  Davis  verwirklicht  werden  sollte,  dass  die  einzig 
wirksame  Politik,  Irland  für  England  nutzbringend  zu 
macben,  in  der  Ausrottung  der  Irländer  auf  ihrem  Boden, 
der  Einziehung  ihres  Stammeseigenthums  und  der  Yer- 
pdanzung  von  englischen  Pächtern  dahin . bestehe.  Die 
chronischen  Irrungen  zwischen  der  englischen  Regierung 
und  den  irischen  Stammeshäuptern,  die  in  Wirklichkeit  un- 
abhängigen Souveränen  glichen , wurden  zum  \ orwaude 
riesiger  Contiscationen  genommen.  Als  die  Zahl  der  Land- 
hungrigen  zuuahin,  schritt  man  zur  Anwendung  noch  einer 
anderen  Methode.  Mit  Hilfe  theils  bestochener,  Gieils  ein- 
geschüchterter Geschworener  unternahm  man  Confiscationen 
auf  Grund  technischer  Mängel  in  den  Eigenthumsübertragungen 
und  unter  anderen  nichtigen  Vorwänden.  Bei  Betrachtung 
der  willkürlichen  Enteignung  der  irischen  Häuptlinge  ist 
daran  zu  erinnern,  dass  die  Folgen  sich  nicht  auf  diese  be- 
schränkten. Denn  nach  der  irischen  Sitte  der  „tanistiy 
und  des  „gavelkind“  (s.  lY/II/I  429,  480)  hatte  nicht  nui 
der  Häuptling  ein  festgestelltes  Recht  an  den  Boden,  sondern 
jedes  Clanmitglied  war  Miteigenthümer.  Bei  der  Contiscation 
wurden  diese  ^litgliederrechte  durchaus  unberücksichtigt  ge- 
lassen und  es  w^ard  keinerlei  Entschädigung  gewählt. 

Schon  unter  Maria  riefen  diese  Gewaltthaten  einen  lang- 
wierigen und  blutigen  Guerillakrieg  zwischen  den  alten  Eigen- 
thümern  und  den  neuen  Pächtern  hervor , der  sich  in  die  Re- 
gierungszeit Elisabeths  fortzog.  Bald  nach  dem  Regierungs- 
antritte Jacobs  1.  wurde  durch  eine  Entscheidung  des  Londoner 
Obergerichts  (the  King’s  bench) , die  Gesetzeskraft  hatte,  das 
System  der  „tanistry“  und  des  „gavelkind“  als  ungesetzlich  ei- 
kiärt,  wodurch  alle  Grundeigenthumsrechte  der  Eingeborenen  ohne 
Entschädigung  vernichtet  wurden.  Darauf  folgten  die  grossen 
Contiscationen  in  Ulster.  Allenthalben  waren  Leute  thätig,  Form- 
fehler ausfindig  zu  machen,  auf  deren  Grund  Enteignungen  voi- 
genommen  wurden,  wobei  beliebig  absetzbare  Richter  die  Regierung 
unterstützten.  Oft  verglichen  sich  die  bedrohten  Eigenthümer, 
indem  sie  eine  Abfindungssumme  bezahlten,  ihre  Rechtstitel  der 
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Regierung  übertrugen  und  ihre  Güter,  belastet  mit  vermehiten 
Staatsabgaben,  zurück  empfingen.  Begreiflicher  Weise  fühlte  sich 
bei  solchem  Verfahren  der  Regierung  Niemand  in  seinem  Eigen- 
thum sicher.  Als  die  Güter  einer  Familie  — O’Bjrne  — durch 
irgend  eine  Chicane  in  regelmässiger  Form  nicht  zu  erlangen 
w'aren,  fanden  sich  Personen,  die  eine  falsche  Beschuldigung  gegen 
die  Eigenthümer  erhoben;  eiwvünschte  Zeugenaussagen  wurden 
durch  die  Folter  erpresst  und  so  die  Vorgesetzten  Ziele  erreicht. 
Diese  Verfahrungsweise  ward  auch  unter  Karl  I.  fortgesetzt. 
Durch  den  vereinigten  Einfluss  der  aus  ihrem  Besitze  verjagten, 
verarmt  herumschweifenden  Eigenthümer , der  W uth  dei  ent- 
rechteten Clanmitglieder  und  des  Fanatismus  der  durch  ihre 
Predigten  das  Volk  aufregenden  Weltpriester  und  Mönche  in 
Verbindung  mit  der  günstigen  Gelegenheit,  welche  die  \oigänge 
in  England  darboten,  brach  im  October  1641  die  agrarische 
Revolution  in  Ulster  aus*).  Auf  ihre  blutige  Unterdrückung 
folgten  weitere  Confiscationen.  Auch  Cromwell  unternahm  um- 
fassende Gütereinziehungen  zu  Gunsten  der  Revolutionsarmee. 
Die  unter  dem  Namen  „Cromwellian  settlement“  bekannte  Mass- 
regel  war  jedoch  durch  das  lange  Parlament  ersonnen  worden, 
bevor  noch  Cromwell  seinen  Einfluss  geltend  machen  konnte. 
Diese  Versammlung,  die  jeden  Widerstand  als  eine  Auflehnung 
gegen  eine  rechtmässige  Regierung  betrachtete,  beschloss  1642 
die  Contiscation  der  „ Rebellen“ -Güter , wovon  2 500  000  acres 
für  die  wagenden  Kaufleute  („Adventurers“) , die  Gelder  zur 
yViedereroberung  Irlands  vorgestreckt  hatten , zurückbehalten 
werden  sollten,  avozu  die  königliche  Zustimmung  unmittelbar 
vor  Ausbruch  des  Bürgerkrieges  ertheilt  worden  war.  Jahre 
vergingen,  ehe  es  den  Adventurers  gelang,  ihre  Ansprüche  auf 
das  Land  zu  verwirklichen.  Erst  im  Januar  1652  Avurde  der 
Vorschlag  gemacht,  die  Vertheilung  an  diese  vorzunehmen  und 
weitern  Grund  und  Boden  den  Soldaten  für  ihre  Rückstände  zu- 
zutheilen.  Dieser  Vorschlag  gelangte  durch  den  „Act  of  Sett- 
lement“ vom  12.  August  1652  zur  Annahme.  Auf  Grund  dieses 
Actes  Avurden  die  Irländer  mit  Avenigen  Ausnahmen  in  acht  Classen 
eingetheilt,  von  denen  die  ersten  fünf  — thätige  Theilnehmer  an 
der  Rebellion  — Leben  und  Eigenthum  verwirkten.  Die  Zahl 
der  der  ersten  und  der  vierten  Classe  Angehörigen  Avird  auf  nicht 
weniger  als  100  000  geschätzt!  Selbst  von  der  sechsten  Classe 
— Personen,  die  au  der  Rebellion  nicht  Theil  nahmen  — Avurde 


>)  Lecky,  Uistory  of  England  in  the  18 Century.  London  1870 
bis  1890.  II  102—125.  Vgl.  Petty,  The  political  anatomy  of  Irelaml 
ch.  XL 
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^ine  kleine  Zahl  von  Männern  in  hohen  Civil-  oder  Militär- 
Stellungen  mit  Confiscation  ihrer  Güter  verbannt.  Die  siebente 
Classe  bestand  aus  Soldaten,  die  gegen  das  Parlament  Waffen 
trugen.  Diese,  wenn  sie  sich  innerhalb  28  Tagen  unterwarfen, 
erhielten  das  Aequivalent  eines  Drittels  ihres  Grundbesitzes  in 
irgend  einer  vom  Parlamente  zu  bezeichnenden  Gegend  Irlands. 
Die  achte  Classe  schloss  alle  Katholiken  ein,  die  zwischen  dem 
1.  October  1641  und  dem  1.  März  1650  in  Irland  sich  aufhielten 
und  nicht  fortwährend  Zuneigung  („constant  good  affection“)  zu 
der  Republik  an  den  Tag  legten.  Sie  erhielten  in  derselben  Art 
wie  die  vorigen  die  Aequivalente  von  zwei  Dritteln  ihres  Besitzes. 
Aus  der  Natur  der  Strafe  ging  hervor,  dass  solche  Zuneigung 
nur  von  grundbesitzenden  Personen  gefordert  wurde, 
da  der  Zweck  des  Gesetzes  der  war,  für  die  neuen  Ansiedler 
Raum  zu  schaffen.  Deshalb  wurden  auch  alle  Armen 
und  Landlosen  begnadigt*).  Bessere  Zeiten  für  die  Ir- 
länder kamen  unter  Karl  II.  und  Jacob  II. ; Wilhelm  III.  aber 
nahm  wieder  Conliscationen  vor. 

Durch  das  feudale  Recht  der  Vormundschaft 
über  Minderjährige,  das  noch  unter  Jacob  I.  waltete, 
in  Folge  dessen  den  Königen  die  Befugniss  der  Verwaltung 
von  Pupillengütern  zum  eigenen  Vortheile  zustand,  ward  in 
das  Eigenthum  einer  Classe  von  Unterthanen  ein  gegriffen, 
deren  Beschützung  den  Königen  hätte  besonders  obliegen 
sollen.  Oft  sind  solche  Güter  von  Personen , denen  die 
Könige  ihr  Recht  übertrugen,  zu  Grunde  gerichtet  worden  *). 
Gardiner  sagt  geradezu,  dass  dieses  Recht  zu  einem  blossen 
Erpressungsmittel  herabgebracht  worden  sei®). 

Von  den  mannigfaltigen  Eingriffen  ins  Eigenthum,  deren 
sich  Karl  I.  von  England  schuldig  machte,  erwähnen  wir 
nur  noch  die  Beraubung  zahlreicher  Grundbesitzer, 
die  dadurch  erfolgte,  dass  parteiische  Forstgerichte  Grund- 
stücke, die  seit  unvordenklichen  Zeiten  im  Privatbesitze  ge- 
standen hatten,  plötzlich  als  Domanialgüter  erklärten. 


Gardiner,  History  of  the  Commonwealth  and  Protectorate. 
London  1894—1901.  III  296-301. 

~)  Ranke,  Englische  Geschichte.  II  76. 

®)  Gardiner,  History  of  England  from  the  accession  of  James  I. 
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Manche  Grundbesitzer,  wie  der  Earl  of  Southampton,  wurden 
durch  solchen  Vorgang  nahezu  zu  Grunde  gerichtet*). 
Bestenfalls  rettete  ein  bedeutender  Entschädigungsbetrag 
das  beanspruchte  Gut. 

Die  englischen  Könige  aus  dem  Hause  Stuart  griffen 
ferner,  wie  bereits  erwähnt,  in  das  Eigen thum  von 
C 0 1 0 n i e n ein  , die  von  den  Engländern  jenseits  des  Welt- 
meeres mit  allen  erdenklichen  Anstrengungen  und  unter 
ernsten  Gefahren  gegründet  und  unterhalten  worden  w’aren. 

So  wurde  acht  vornehmen  Personen,  worunter  Clarendon, 
Monk  und  Shaftesbury,  von  Karl  II.  1663  und  1665  ein  Theil 
von  Carolina  als  Eigenthum  verliehen.  Dem  Staatssecretär 
Arlington  gemeinsam  mit  Lord  Culpepper  wurden  1673  „alle 
Besitzungen  zu  Lande  und  zur  See,  die  Virginia  heissen,“  auf 
31  Jahre  geschenkt.  Die  Herzoge  von  York  und  Monmouth  er- 
hielten Theile  von  Maine  und  Hampshire  und  Prinz  Rupert  das 
Gebiet  der  Hudsonsbai  unter  dem  Titel  von  Schenkungen.  Nach- 
dem 1674  Neu-Niederland  wieder  in  den  Besitz  der  Engländer 
gelangt  war,  schenkte  es  Karl  II.  alsbald  ebenfalls  dem  Herzog 
von  York.  Doch  blieben  solche  Verleihungen  nicht  immer  ohne 
Widerspruch.  Als  1627  Barbadoes  und  die  übrigen  Karaiben- 
inseln  dem  Grafen  von  Carlisle  verliehen  wurden,  lehnten  sich 
die  Pflanzer  daselbst  dagegen  auf  mit  der  Begründung,  dass  sie 
allein  die  Kosten  der  Ansiedlung  getragen  hätten.  1675  erhoben 
die  Bewohner  von  Connecticut  unter  Führung  ihres  puritanisch 
gesinnten  Gouverneurs  Einsprache  gegen  die  Einbeziehung  ihres 
Gebietes  in  die  dem  Herzog  von  York  gemachte  Schenkung^). 

Seit  den  letzten  Jahrhunderten  des  Mittelalters  wurden 
in  Spanien  Klagen  darüber  geführt,  dass  die  Regierung 
Eingriffe  in’s  Gemeindeeigen  thum  sich  gestatte, 
die  in  der  neuen  Zeit  fortertönten.  Die  Madrider  Cortes 
von  1528  baten  deshalb  Karl  V.,  keine  w'eiteren  Verleihungen 
von  Gemeindeland  vorzunehmen ; doch  geschah  dies  noch  unter 
diesem  Souveräne  in  solchem  Masse,  dass  es  in  manchen 
Gegenden  an  Weiden  fehlte  und  die  Fleischpreise  ausser- 


Hallam,  The  constitutional  History  of  England.  6 th  ed.  I 429. 
^)  Roscher  und  Jannasch,  Colonien.  S.  186.  188.  Brosch,  Ge- 
schichte von  England.  VII  470.  Bancroft,  History  of  the  United  States. 
I 467.  504. 


02 


gewöhnlich  stiegen.  Die  Cortes  fuhren  fort,  der  Krone  das 
Recht  zu  bestreiten,  über  Gemeindegüter  zu  verfügen,  und 
machten  der  Regierung  Philipps  II.  nach  dem  Verluste  der 
grande  armada  die  Aufhebung  dieses  „Rechtes“  zur  Be- 
dingung ihrer  Steuerbewilligungen.  Ebenso  verfuhren  sie 
unter  Philipp  III.  (1009)  und  unter  Philipp  IV.  (1032). 
Philipp  V.  jedoch  schritt  1738  wieder  zu  Eingriffen  der  er- 
wähnten Art.  Die  dadurch  hervorgerufene  lebhafte  Be- 
wegung hatte  keinen  unmittelbaren  Erfolg.  Erst  Ferdinand  VI. 
verordnete  1747,  dass  den  Gemeinden  die  Grundstücke,  die 
sie  im  Jahre  1737  benutzt  hatten,  zurückzuerstatten  seien  *).  — 
Noch  bedeutsamere  Eingriffe  in’s  Eigenthum  erfolgten  in 
Si)anien  in  Folge  der  auch  in  neuerer  Zeit  fortdauernden 
Privilegien  de  la  Mesta  (s.  IV/II/I,  507,  508)  und  des  damit 
zusammenhängenden  Verbotes  der  Einhegungen,  das 
Jovellanos  mit  Recht  als  „costumbre  barbara  nacida  en 
tiempos  bärbaros  y solo  digna  de  ellos“  bezeichnet.  Als 
noch  barbarischer  erscheint  die  ebenfalls  zu  Gunsten  der 
Viehzüchter  den  Grundeigeuthümern  auferlegte  Verpflich- 
tung, die  einmal  zur  Weide  bestimmten  Grund- 
stücke für  alle  Zeiten  unbebaut  zu  lassen. 
Karl  V.  verordnete  sogar  1552,  dass  alle  Weideplätze,  die 
in  den  letzten  acht  oder  zwölf  Jahren  angebaut  worden  waren, 
ihrer  früheren  Bestimmung  zurück  gegeben  werden  sollen. 
Noch  weiter  ging  Philipp  IV.,  indem  er  1033  befahl,  dass 
alle  Grundstücke,  die  seit  1590  ohne  ausdrückliche  Erlaub- 
niss  angebaut  worden  waren,  wieder  zur  Weide  bestimmt 
werden  müssten.  Ein  ähnliches  Gesetz  erliess  Ferdinand  VI. 
1748^).  — Philipp  II.  liess  alle  Privatsalinen  in 
Spanien  mit  Ausnahme  Andalusiens  und  Gali- 
ciens der  Krone  ein  verleiben.  Als  der  König  diese 
!Massregel  anordnete,  versprach  er,  die  Expropriirten  schad- 
los zu  halten,  ohne  jedoch  die  Bedingungen,  die  Formen  und 
den  Termin  der  Entschädigung  anzugeben.  Diese  erfolgte 


Cärdenas,  a.  a.  0.  II  184 — -186. 
2)  a.  a.  0.  II  290  ff. 
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zwar  später,  jedoch  in  sehr  unzureichendem  Masse  in  An- 
weisungen auf  die  Salz  werke,  die  nicht  pünktlich  bezahlt 
wurden  und  deren  Werth  daher  allmählich  noch  mehr  ver- 
ringert wurde  ’). 

Am  11.  October  1034  wurde  die  Insel  Nordstrand 
durch  eine  Sturmtluth  nahezu  vernichtet.  Der  Herzog  Fried- 
rich III.  unterliess  es  nicht  nur,  durch  kräftige  Unter- 
stützung des  Deichbaues  rettend  einzugreifen,  sondern  scheute 
sich  sogar  nicht,  die  Insel  (1052)  einer  niederländischen  Ge- 
sellschaft zur  Wiedereindeichung  und  Instandsetzung  mit 
den  umfassendsten  Privilegien  gegen  eine  blosse  jährliche 
Abgabe  von  I/2  Rthlr.  per  Demat  abzutreten  und  verfügte 
auf  diese  Weise  willkürlich  über  das  Grund- 
eigenthum  seiner  Unter thanen.  Diese  wurden 
widerrechtlich  vertrieben,  ohne  für  ihr  Grundeigen- 
thum entschädigt  zu  werden  ^) , weil  sie  sich  nicht  wieder 
zur  Steuerfähigkeit  aufzuschwingen  vermochten. 

In  Frankreich  kamen  im  an  eien  rögime  Ein- 
griffe in’s  Ei  gen  th  um  fortwährend  vor.  Königliche 
Güter  wurden  verkauft,  später  aber,  als  unveräusserlich, 
wieder  zurückgenommen,  Verträge  verletzt,  erworbene  Rechte, 
namentlich  die  der  Staatsgläubiger,  bei  jeder  finanziellen 
Verlegenheit  missachtet,  Privilegien,  die  für  ununterbrochene 
Dauer  ertheilt  worden  waren,  schnöde  zurückgenommen. 
Städte  und  öffentliche  Corporationen  wurden  von  ihren  gegen 
Private  eingegangenen  Verbindlichkeiten  befreit,  um  dem 
Könige  leihen  zu  können.  Aus  gleichem  Grunde  verhinderte 
man  die  Gemeinden,  nützliche  Arbeiten  zu  unternehmen,  als 
so  nothwendig  sich  solche  auch  herausstellen  mochten. 
Namentlich  in  Kriegszeiten  wurden  in  Folge  königlicher  Ver- 
ordnungen die  Rückzahlungen  der  Anleihen  von  Städten. 
Flecken,  Gemeinden,  Hospitälern  und  anderen  wohlthätigen 


>)  a.  a.  0.  II  22.5.  226. 
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Anstalten,  Kunstinstituten,  Zünften  u.  s.  w.  suspendirt  ^).  — 
Auch  den  noch  von  Ludwig  XIV.  verübten  feudalen  Miss- 
brauch, Günstlinge  mit  der  Hand  reicher  Erbinnen  willkür- 
lich zu  belohnen  , haben  wir  als  einen  Eingriff  in  die 
heiligsten  persönlichen  wie  in  die  Eigenthumsrechte  zu  be- 
trachten. 

Dass  in  despotischen  Reichen,  wie  in  Russland,  die 
willkürlichsten  Eingriffe  in’s  Eigenthum  vorkamen,  ist  selbst- 
verständlich. Von  den  in  dieses  Gebiet  gehörenden  Unthaten 
Iwans  des  Schrecklichen  erwähnen  wir  nur  die  Aus- 
stattung seiner  Leibgarde  von  6000  Mann  mit 
Land,  dessen  Eigenthümer,  12000  Familien, 
ohne  Beobachtung  irgend  einer  gerichtlichen 
Form  von  Haus  und  Hof  vertrieben  wurden^). 

Wie  im  Mittelalter,  so  kamen  auch  in  neuerer  Zeit 
nicht  selten  Eingriffe  des  Staates  in  das  Eigen- 
thum von  Kaufleuten,  theils  durch  unmittelbare 
Gewalt,  theils  durch  Bankerotte  vor. 

1525  wurden  in  Ungarn  auf  Befehl  König  Ludwigs  alle 
Bergwerke,  Waarenvorräthe  und  sonstige  Besitzthüraer  der  Fugger 
unter  dem  Vorwände,  dass  diese  schlechtes  Metall  in  die  könig- 
liche Münze  geliefert  hätten , mit  Beschlag  helegt.  Wiewohl 
dieser  später  aufgehoben  wurde,  da  die  Grundlosigkeit  der  Be- 
schuldigung nachgewiesen  werden  konnte,  so  verloren  die  Fugger 
docli  damals  über  200  000  fl.  — Im  Sommer  1557  stellte  Philipp  II. 
von  Spanien  nicht  nur  alle  Zahlungen  ein , sondern  es  wurden 
sogar  auf  seinen  Befehl  den  Fugger  zwei  für  Flandern  bestimmte 
spanische  Silbersendungen  im  Werthe  von  570  000  Ducaten  mit 
Beschlag  belegt.  Die  versprochene  Rückzahlung  unterblieb,  und 
da  die  Fugger  auch  noch  ältere  Forderungen  an  die  spanische 
Krone  zu  stellen  hatten,  so  wurde  die  Lage  des  Hauses,  dessen 
Gesellschaftscapital  damals  nur  2 Millionen  fl.  betrug , sehr  ge- 
fährdet. Gleich  den  meisten  Augsburger  Kaufleuten,  betheiligten 
sich  die  Manlich,  Lucas  Rem  der  Jüngere,  Zangmeister  u.  s.  w. 
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an  den  fürstlichen,  hauptsächlich  französischen  Anleihegeschäften, 
was  ihren  Untergang  herbeiführte.  Nicht  besser  erging  es  den 
Florentinern , die  den  französischen  Königen  Gelder  geliehen 
hatten.  — Als  1560  die  portugiesische  Krone  ihre  Zahlungen 
einstellte , wurden  neben  den  Genuesen  Oberdeutsche , wie  die 
Fugger,  die  Haug  u.  s.  w.  in  Mitleidenschaft  gezogen.  Der 
König  suchte  den  Wortbruch  mit  dem  Drange  der  Entlastung 
seines  Gewissens  zu  beschönigen : seine  Theologen  hätten  ihm 
die  Zahlung  höherer  Zinsen  als  5 “/o  als  Sünde  vorgehalten.  — 
Durch  den  spanischen  Staatsbankerott  von  1575  wurden  wieder 
die  Genuesen  am  schwersten  betroffen  ^). 

Weitere  Staatsbankerotte  werden  wir  bei  der  Betrach- 
tung der  Finanzen  erörtern. 

Auch  staatliche  Eingriffe  in  testamentarische 
Anordnungen  sind  zu  erwähnen.  Nur  unter  der  Be- 
dingung, dass  Wilhelm  von  Oranieu  (der  damals  elf  Jahre 
alt  war)  zum  Katholicismus  übertrete,  war  Karl  V.  geneigt, 
das  Testament  des  Vetters  Wilhelms,  Rene  von  Nassau,  der 
ihn  zum  Erben  eingesetzt  hatte,  zu  bestätigen  ^). 

In  diesen  Rahmen  gehört  auch  die  Censur,  die  im 
16.  Jahrhundert  in  Italien  eingeführt,  daselbst  mit  der  In- 
quisition verbündet  wurde  (s.  III  275)  und  von  dort  aus  in 
den  anderen  Staaten  Eingang  fand.  In  Huiiderttausendeu 
von  E.xemplaren  verbreitete  Schriften  wmrden  auf  diese 
Weise  derart  vernichtet,  dass  selbst  in  den  umfassendsten 
Bibliotheken  keine  Spur  davon  übrig  geblieben  ist®). 

In  Wien  wurden  unter  Rudolf  II.  alle  protestantischen  Bücher 
den  Buchhändlern  weggenommen.  Nicht  nur  Bücher, 
sondern  auch  Gemälde,  die  nicht  gut  katholisch 
waren,  wurden  co  nfiscirt^). 

Am  schrankenlosesten  waltete  die  Censur  begreiflicher  Weise 
im  Pyrenäenlande.  In  Portugal  war  der  Besitz  verbotener  Bücher  — 
deren  Verzeichniss  das  höchste  Ei’staunen  erregt  — ein  Ver- 
brechen, dessen  Ahndung  der  Inquisition  übertragen  wurde.  Zum 

q Ehrenberg,  Das  Zeitalter  der  Fugger.  Jena  1896.  I 116.  163. 
164.  225.  227.  245.  291.  305.  341.  II  169.  228. 

®)  Rachfahl,  Margaretha  von  Parma.  S.  96. 

®)  Ranke , Zur  Geschichte  Deutschlands  und  Frankreichs  im 
19.  Jahrhundert.  S.  164. 

■‘)  Ranke,  Die  römischen  Päpste.  II  84. 
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Drucke  bedurfte  es  dreier  Erlaubnissscheine,  denen  ebensoviele 
Prüfungen  vorangingen:  von  Seiten  der  königlichen  Censur,  des 
Bischofs  und  der  Inquisition.  In  der  Kegel  verflossen  zwei  his 
drei  Jahre,  bis  man  die  Bewilligung  zum  Drucke  erhielt.  Noch 
grossere  Schwierigkeiten  Avaren  mit  der  Einführung  von  Büchern 
aus  dem  Auslande  verbunden  ‘).  — In  Schweden  ist  die  Censur 
erst  1662  eingeführt  ^),  in  England  schon  1694  aufgehoben  worden; 
die  hier  sonst  noch  gelegentlich  zur  Anwendung  gekommenen 
Priiventivmassregeln  wurden  unter  Georg  III.  aufgehoben^). 
Dagegen  findet  sich  in  Frankreich  noch  1757,  also  aus  der- 
zeit Voltaires,  eine  Erklärung,  duich  die  der  König  alle  mit 
Todesstrafe  bedroht,  die  der  Religion  oder  der  bestehenden 
Ordnung  entgegenstehende  Schriften  setzen  oder  drucken;  der 
Buchhändler,  der  sie  verkauft,  und  der  Händler,  der  sie  herum- 
trägt, sollen  dieselbe  Strafe  erleiden '^).  Ungefähr  die  Hälfte  der 
AVerke  Voltaires  war  noch  unmittelbar  vor  Ausbruch  der  Re- 
volution verboten  — so  dass  vollständige  Ausgaben  in  Frankreich 
nicht  gedruckt  werden  konnten  — da  sie  aber  dessen  ungeachtet 
im  Umlaufe  waren,  so  wurden  von  Zeit  zu  Zeit  ganze  Auflagen 
davon  verbrannt “). 

Die  furchtbaren  Eingriffe  in’s  Eigenthuin,  die  infolge 
d er  E e f 0 r in a t i o n gegen  die  Anhänger  des  neuen  Glaubens 
verübt  wurden,  haben  wir  bereits  (III  343  ff.)  dargestellt. 

In  diesen  Zusammenhang  gehören  die  in  den  meisten 
Staaten  erschienenen  Luxusgesetze,  die  jedoch  kaum 
von  erheblichem  Einflüsse  sein  konnten,  da  ihre  Einhaltung 
sich  meistens  der  Controle  entzog,  weshalb  sie  immer  von 
Neuem  in  Erinnerung  gebracht  wurden. 

Zu  den  sonderbarsten  Gesetzen  dieser  Art  gehört  eines,  das 
bei  Ausgang  des  16.  Jahrhunderts  in  England  erlassen  wurde, 
wonach  nur  Frauen,  deren  Männer  ein  Jahreseinkommen  von 
mindestens  200  hatten,  seidene  Strümpfe  tragen  durften®). — 
Die  türkischen  Luxusverbote  verdienen  deshalb  eine  besondere 
Erwähnung,  weil  sie  — Avenigstens  Avas  den  Gebrauch  von  Silber- 

’)  .Schäfer,  Geschichte  von  Portugal.  V 451. 

2)  Carlson,  Geschichte  SchAvedens.  IV  468. 

®)  Gneist,  Selfgovernment.  S.  256. 

Tocqueville,  a.  a.  0.  S.  104.  l'gl.  Beaumarchais,  lie  mariage 
de  Figaro.  V 3. 

de  Lomenie,  Beaumarchais  et  son  temps.  II  215.  216. 

®)  Brosch,  Geschichte  Englands.  VI  632. 
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und  Goldgeschirr  anbelangt  — religiösen  Ursprungs  Avaren, 
indem  sie  den  Anforderungen  der  islamitischen  Kirchenväter  ent- 
sprachen , und  ferner  Aveil  sie  am  überzeugendsten  darthun,  Avie 
geringe  Wirkung  solche  Verbote  selbst  dann  ausüben,  Avenn  ihre 
Uebertretung  mit  äusserster  Strenge,  ja  mit  Grausamkeit  ge- 
ahndet Avird.  Noch  1732  geschah  es,  dass  einige  Frauen,  Avelche 
die  damalige  Toiletteordnung  nicht  beachtet  hatten,  ertränkt 
Avurden  ^).  Nichtsdestoweniger  geAvahren  Avir  auch  später  Avieder- 
holt  den  Erlass  von  Kleiderordnungen  unter  Androhung  schärfster 
durch  Nichtbeachtung  der  Vorschriften  hervorgerufenen  Strafen. 

Eigenthumsbeschräukungen  durch  Verkehrs- 
Hern  m u it  g e u u n d - A u s s c h 1 i e s s u 11  g e n dauern  auch  in 
der  neuen  Zeit  fort. 

Die  Stadt  Lübeck  machte , in  eifersüchtiger  Festhaltung 
des  Verkehrs  zwischen  der  Ostsee  und  der  Nordsee,  um  1532 
den  livländischen  Städten  das  Recht  der  Schifffahrt  durch  den 
Sund  nach  Westen  streitig.  Ebenso  suchten  sich  die  Lübecker 
des  Schifffahrts-WettbeAverbes  der  Holländer  in  der  Ostsee,  der 
ihnen  gefährlich,  ja  unerträglich  erschien,  zu  erwehren.  Der 
damals  auf  ihren  Beistand  angewiesene  König  Friedrich  I.  von 
Dänemark  ging  mit  ihnen  — allerdings  in  nicht  streng  bindenden 
Formen  — einen  V'^ertrag  ein,  wonach  die  Holländer  kein  Stapel- 
gut durch  den  Sund  führen  durften^).  1571  dagegen  untersagte 
der  König  von  Sclnveden  den  Lübeckern  allen  Handel  mit  Russ- 
land und  eröflhete  einen  Raubzug  gegen  die  dieses  Verbotes  nicht 
achtenden  Fahrzeuge.  1574  griffen  scliAvedische  Kriegsschiffe 
auf  einmal  18  lübische  Schiffe  an;  man  tödtete  die  Mannschaft 
und  bemächtigte  sich  der  reichen  Ladung.  Andererseits  führten 
die  polnischen  Ansprüche  auf  Livland  zu  einem  sclnveren  Kriege 
mit  Russland,  Avährend  dessen  in  Polen  und  ScliAveden  der  Handel 
nach  Narva  untersagt  Avurde.  Wegen  Nichtbeachtung  dieses  Ver- 
botes Avurden  lübische  Schiffe  Aveggenommen , avozu  sich  Aveitere 
Irrungen  mit  deutschen  Ostseestädten  gesellten^). 

In  England  insbesondere  Avar  das  ius  disponendi  noch 
immer  durch  mannigfaltige  den  Handel  coutrolirende  Statuten 
beschränkt.  Die  Controle  Avurde  dadurch  geübt,  dass  der  Verkauf 
geAvisser  Waaren  ohne  Licenz  verboten  Avard,  Avelche  Licenz  unter 
geAvissen  Bedingungen  ertheilt  und  bei  deren  Nichterfüllung  ent- 
zogen Avurde.  Eine  Beschränkung  besonderer  Art  Avar  das  Verbot 

’)  Zinkeisen,  a.  a.  0.  IV  283. 
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des  Verkaufs  von  Wildpret,  >vodurcli  das  Vergnügen  des  Sports 
ein  aristokratisches  Privileg  bleiben,  zu  dem  selbst  der  Versuch 

«nprivilegirten  Classen  durch  Beseitigung 
fern  gehalten  werden  sollte^).  Den 
fortdauernden  Eingriffen  der  Regierungen  in  den  Getreidehandel 

Smith  mit  Recht,  dass  vielmehr  kein 
\eikehr  den  öffentlichen  Schutz  in  höherem  Masse  verdiene  als 
dieser  ^veil  kein  anderer  so  sehr  dem  Volkshasse  ausgesetzt  sei^). 

le  Politik  spielte  bei  den  Verkehrshemmungen  nach  wie 
vor  eine  grosse  Rolle.  1627  hatte  die  Auflösung  des  Bünd- 
nisses  zwischen  Heinrich  VIII.  und  Karl  V.  den  Abbruch  der 
Handelsverbindungen  mit  den  kaiserlichen  Landen  zur  Folge 
weshalb  namentlich  die  Tücher,  die  nun  ihre  Erzeugnisse  m 
grossem  I heile  nicht  abzusetzen  vermochten,  eine  grosse  Anzahl 
Aibeitei  entlassen  mussten,  was  zu  Unruhen  führte.  1528  unter- 
sag e M olsey  aus  politischen  Gründen  den  Handel  mit  den  Nieder- 

ntprM  heftiger  Beschwerden  der  wagenden  Kaufleute 

(Merchant  adventurers)  und  der  Tücher,  die  nun  eine  Menge 

der  beschäftigen  vermochten,  hob 

der  Caidinal  das  Verbot  wieder  auf,  das  inzwischen  grosses  Un- 

heil  augenchtet  hatte®).  Durch  Statut  Eduards  HI.,  Heinrichs  VIII 
und  Eduards  VI.  wurde  die  Ausfuhr  aller  Metalle’,  mit 

.1  , w grossem  Ueberflusse  vorhanden  waren 

vei  boten.  M ilhelm  und  Maria  nahmen  ferner  Eisen  und  Kupfer 

von  diesen  \ erboten  aus'^).  Auch  unter  Elisabeth  waren  die 

zahlreich;  der  Verkehr  mit  französischen 
Rebellen  wm-de  mit  der  Strafe  des  Hochverraths  bedroht®).  — 
Bereits  bei  Betrachtung  der  Heeresverhältnisse  haben  wir  gesehen 
dass  die  religiösen,  nationalen  und  kaufmännischen  Gegensätze  zu’ 

führfpT"*^  T i!  zwischen  England  und  Spanien 

führten.  Aber  ehe  es  noch  dazu  kam,  litten  die  Spanier  durch 

en  gegen  ihre  Schiffe  unternommenen,  von  der  englischen  Re- 
gierung geduldeten  Seeraub,  sowie  durch  den  für  englische  Rech- 

\Vp  spanischen  Colonien  in 

p'v-  ^^e^ico  und  durch  die  von  Seiten  Englands  er- 
des  Handels  und  der  Industrie  der  Spanischen 
ederlande  ).  — Zu  den  furchtbaren  agrarischen  Bedrückungen 

2 “Odern  English  Law.  Rivingtous  1875.  S.21.  22. 

fl  Wealth  of  Kations.  IV  5. 

fl  Asbley,  Englische  Wirthschaftsgeschichte.  II  243.  378 
fl  Ad.  Smith,  a.  a.  0.  IV  8. 

•)  Etoe”’  I ' 2®’- 
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der  Irländer  gesellte  sich  das  Verbot  der  Tuchausfuhr  aus  Ir- 
land, d.  h.  die  Vernichtung  der  irischen  zu  Gunsten  der  eng- 
lischen Tuchindustrie.  Um  dieser  willen  wurde  auch  die  Aus- 
fuhr irischer  Leinen  gehemmt,  die  ebenfalls  englischen  Woll- 
stoffen keine  Concurrenz  bereiten  sollten.  Von  Irland  nach 
Amerika  segelnde  Schiffe  wurden  gezwungen,  die  darauf  befind- 
lichen Waaren  in  England  umzuladen  und  ebenso  von  Amerika 
nach  Irland  gehende  Schiffe.  Der  englischen  Industrie  wurden 
auch  mannigfaltige  andere  Interessen  aufgeopfert.  In  Folge  der 
irrigen  Meinung,  dass  zur  Anfertigung  guten  Tuches  englische 
Wolle  unentbehrlich  sei,  wurde  1622  die  Wollausfahr  untersagt, 
welches  Verbot  1660  verschärft  ward^).  Aus  derselben  Ursache 
wurde  die  Baumwolle  bei  ihrer  ersten  Einführung  heftig  bekämpft 
und  das  Verbot  des  Tragens  baumwollener  Stoffe  gefordert.  — 
Die  Industrie  belästigende  technische  Vorschriften  waren  in  Eng- 
land noch  bis  über  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  hinaus  in 
Geltung.  So  wurde  noch  die  Länge  und  Breite  des  zu  ver- 
kaufenden Tuches,  das  übei’dies  amtlich  gesiegelt  werden  musste, 
festgesetzt.  Nach  langem,  vergeblichem  Kampfe  der  bevormundenden 
Verordnungen  mit  der  damit  unverträglichen  industriellen  Praxis 
wurden  die  Beschränkungen  endlich  1765  aufgehoben-).  Eine 
fortdauernde  Handhabe  zur  Bedrückung  der  Kaufleute  bot  die 
unerhörte  Unklarheit  der  englischen  Zollgesetz- 
gebung, die  es  ermöglichte,  dass  die  Leistungen 
nicht  selten  vom  Belieben  der  Zollbeamten  ab- 
hingen, die,  auf  Gebühren  angewiesen,  mit  allem  Eifer  Ueber- 
tretungen  zu  entdecken  und  Bestechungen  zu  erlangen  suchten®). 
— In  diesen  Zusammenhang  gehören  auch  die  gesetzlichen  Be- 
schränkungen des  Zinsfusses,  die  allerdings  meistens  erfolglos 
geblieben  sind^). 

In  Frankreich  war  die  Verordnung  von  1572  der  erste 
Schritt  auf  dem  Wege  der  Vernichtung  aller  Verkehrsfreiheit  und 
aller  privaten  Initiative.  Nicht  nur  Avurden  Zinsen,  Preise,  Arbeits- 
löhne und  die  Richtungen  der  Ein-  und  Ausfuhr  nach  den  der 
Ansicht  der  Regierung  gemässen  Bedürfnissen  geregelt:  der  Con- 
sument  sollte  auch  gegen  Phantasien  und  betrügerische  Absichten 

fl  Smith,  a.  a.  0.  I 11.  Noorden,  Europäische  Geschichte  im 
18.  Jahrhundert.  I 73.  Petty,  a.  a.  0.  ch.  V.  X. 

fl  Held,  Zwei  Bücher  zur  socialen  Geschichte  Englands.  Leiiizig- 
1881.  S.  467.  468. 

fl  Vocke,  Geschichte  der  Steuern  des  britischen  Reiches.  Leipzig 
1866.  S.  310. 

*)  Ad.  Smith,  a.  a.  0.  I 9. 
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des  Fabrikanten  sowie  gegen  die  Habgier  des  Kaufmanns,  der 
Unternehmer  gegen  den  Arbeiter,  dieser  gegen  jenen  und  endlich 
die  gcsammte  Bevölkerung  gegen  ihre  eigenen  leidenschaftlichen 
Neigungen  beschützt  werden.  Insbesondere  der  Getreide-Anbau 
und  -Verkehr  ward  aufs  lästigste  bevormundet.  So  sollten 
königliche  Beamte  darüber  wachen,  dass  zwei  Drittel  der  ver- 
fügbaren Bodenfläche  mit  Getreide  bebaut  und  ein  Drittel 
Weinbergen  gewidmet  werde;  der  Verkauf  von  Getreide  ausser- 
halb des  Marktes  sowie  auf  Lieferung  und  auf  dem  Halme 
wurde  verboten.  Der  Pächter  durfte  das  Getreide  in  seinen 
Speichern  nicht  länger  als  zwei  Jahre  behalten;  die  Städte 
wurden  verpflichtet,  sich  für  wenigstens  drei  Monate  mit  Ge- 
treide zu  versehen  und  den  Kaufleuten  ward  es  untersagt,  Ge- 
treide im  Umkreise  von  zwei  Meilen  um  die  von  ihnen  be- 
wohnten Städte  und  von  7 bis  8 Meilen  im  Umkreise  von  Paris 
einzukaufen  1).  Noch  bei  Ausgang  des  17.  Jahrhunderts  litt  der 
Getreidehandel,  der  ganz  der  Willkür  der  Verwaltung  überlassen 
wurde,  durch  derlei  Massregelungen.  Nachdem  er  von  1686  an 
durch  einige  Jahre  frei  gegeben  worden  war,  wurde  er  dann 
wieder  beschränkt.  Eine  Verordnung  von  1693  untersagte,  in 
Folge  der  Missernte,  bei  Aufrechteriialtung  der  Verkehrsfreiheit 
im  Innern,  die  Ausfuhr  ohne  besondere  Erlaubniss  und  erneuerte 
die  alten  Vorschriften , welche  die  Producenten , Händler  und 
Consumenten  so  sehr  belästigten.  Auf  Kosten  der  Provincial- 
bevölkerung  musste  Paris  mit  billigem  Brode  versehen  werden  ^). 
Die  Beschränkung  der  Verkehrsfreiheit  im  Vereine  mit  der 
Unzulänglichkeit  der  Communicationsmittel  erklären  es , dass 
Hungersnoth  in  der  einen  und  Ueberfluss  in  der  anderen  Provinz 
gleichzeitig  auftreten,  ohne  einander  ausgleichen  zu  können.  Wie 
weit  man  in  der  Bevormundung  des  A^erkehrs  ging,  bezeugen 
noch  die  folgenden  A*erbote:  1888  das  der  Weinpflanzungen 
zu  Issoire;  1889  das  des  Getreideanbaues  in  der  Champagne 
aus  Furcht  vor  Feinden;  1697  das  des  Schlachtens  der 
Lämmer  vor  der  Schur;  1709  das  des  Anbaues  von  Gerste 
in  manchen  Gegenden  ^).  — Die  Industrie  der  bedruckten  Ge- 
webe wurde  im  17.  Jahrhundert  von  Indien  in  Europa  eingeführt, 
wo  namentlich  in  Genf,  A'evey,  Glarus  und  Zürich  Fabriken  er- 
richtet wurden.  Ihre  Erzeugnisse  fanden  rasch  A'erbreitung  in 
Frankreich,  wo  sie  den  eigenen  Luxusfabrikaten  ernstliche  Con- 


*)  Pigeonneau,  a.  a.  0.  II  209.  210. 

2)  Clamageran,  llistoire  de  l’impöt  eii  France.  III  15.  Macaulay, 
llistory  of  England.  VII  241.  242. 

Clamageran,  a.  a.  O.  III  51.  63.  122. 
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currenz  bereiteten  und  daher  — wie  schon  früher  in  England  — 
heftige  Bewegungen  hervorriefen.  Die  Einfuhr  der  fremden  Ge- 
webe wurde  nun  zuerst  durch  ein  Edict  von  1726  verboten, 
ward  jedoch  auf  Schleichwegen  fortgesetzt.  Man  beunruhigte  die 
Bürger  durch  Hausuntersuchungen , behelligte  Frauen  auf  den 
Strassen  und  verurtheilte  wegen  eines  Stückes  solcher  Gewebe 
zu  den  Galeeren.  Infolge  kräftigen  Einschreitens  der  Physiokraten 
wurde  die  Einfuhr  dieser  Erzeugnisse  1759  gegen  einen  Zoll 
ad  valorem  von  10,®,  o (1760  auf  15®/o  erhöht)  freigegeben  M. 

Grossen  Handelsbeschränkungen  unterlagen  die  Unterthanen 
Venedigs  zu  Gunsten  der  Metropole.  Der  Handel  des  Fest- 
landes wie  der  Inseln  musste  in  Venedig  concentrirt  bleiben  -). 

Es  gab  wohl  kein  Land,  in  dem  die  Einwohner  in  ihrer 
Erwerbsthätigkeit  derart  von  der  Behörde  abhängig  waren,  wie 
im  Kirchenstaate.  Etwa  drei  Viertel  von  ihnen  betrieben 
Ackerbau.  Nun  durfte  Niemand  ohne  Erlaubniss  der  Regierung 
Getreide  ausführen.  Ein  unerhörter  Eingriff  ins  Eigen- 
thumsrecht erfolgte  dadurch,  dass  die  Regierung 
Getreide  zu  selbst  vorgeschriebenen  Preisen  kaufte 
und  deshalb  den  Bauern  den  Verkauf  an  Andere 
untersagte.  Ferner  wurde  einzelnen  Begünstigten 
das  Monopol  der  Getreideausfuhr  verliehen,  wo- 
durch auch  diese  in  den  Stand  gesetzt  wurden,  den 
Bauern  die  Preise  zu  dictiren.  Die  Verödung  grosser 
Landstriche  und  häufige  Hungersnoth  war  die  Folge  dieses  Ge- 
bahrens  ®). 

Ueberaus  zahlreich  und  ebenso  belästigend  wie  schädlich 
waren  die  bald  die  Einfuhr,  bald  die  Ausfuhr  beschränkenden 
Gesetze  in  Spanien  im  16.  Jahrhundert.  So  wurde  einmal 
die  directe  Einfuhr  von  Waaren  aus  der  Berberei  verboten;  da 
jedoch  diese  — namentlich  Corduan  und  gewisse  Droguerien  — 
nicht  entbehrt  werden  konnten,  so  war  die  Folge,  dass  die  Ein- 
fuhr durch  fremde  Schiffe  geschah,  die  ihreWaai’en  aufs  theuerste 
absefzten.  Das  1552  erschienene  Verbot  der  Ausfuhr  von  Tuch 
sowie  gesponnener  und  gekämmter  Wolle  hatte  die  Schliessung 
vieler  Werkstätten  zur  Folge,  so  dass  man  sich  1558  genöthigt 
sah,  es  wenigstens  zum  Theile  aufzuheben.  Bei  den  zahlreichen 
Ausfuhrverboten  war  man  von  der  einseitigen  Rücksicht  geleitet, 
der  Bevölkerung  billige  Preise  zu  sichern.  Aus  demselben  Grunde 

’)  Saint-Leon,  Histoire  des  corporatious.  S.  433.  434.  Leonce  de 
I.avergne,  Les  economistes  frangais.  S.  338.  339. 

Ranke,  Zur  venezianischen  Geschichte.  S.  23. 

V.  Sybel,  Geschichte  der  Revolutionszeit.  IV  387.  388. 
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wurde  auch  der  Handel  mit  ßohproducten  im  Innern  beschränkt. 
Niemand  sollte  z,  B.  Korn  zum  Wiederverkäufe  kaufen.  Krapp 
sollte  Niemand  kaufen  dürfen,  als  der  Tuchmacher,  der  ihn  un-  ^ 
mittelbar  verwendete.  Durch  solche  Verordnungen  wurde  dazu 
beigetragen,  den  Verkehr  grossentheils  Fremden  zuzuwenden. 

Schon  1560  klagte  man,  dass  man  Seiden-  wie  Wollstoffe  und 
Waffen  aus  dem  Auslande  beziehen  müsse,  wiewohl  die  zu  ihrer 
Anfertigung  erforderlichen  Rohstoffe  nicht  nur  vorhanden  seien, 
sondern  sogar  den  Fremden  zur  Bereitung  der  nach  Spanien  ein- 
geführten Industiieproducte  dienten  V).  Zudem  wurden  Arbeiter 
und  Gewerbetreibende  durch  furchtbaren  Steuerdruck  von  Philii)p  II. 
ausgebeutet  2).  — Nach  der  Eroberung  Portugals  glaubte  Philipp  II. 
dem  Handel  der  Holländer  durch  das  Verbot  der  Schifffahrt  nach 
Lissabon  (1584)  einen  vernichtenden  Schlag  zu  versetzen.  Nach- 
dem sie  nichtsdestoweniger  unter  neutraler  Flagge  ihren  Fort- 
gang genommen  hatte,  wurde  sie  1594  durch  ein  verschärftes 
Verbot  unterdrückt;  damals  wurden  50  niederländische  Schiffe 
im  Hafen  von  Lissabon  von  den  Spaniern  beschlagnahmt.  Philipp 
ahnte  nicht , dass  er  dadurch  die  muthigen  Seefahrer  zur  Quelle 
selbst  hindrängte.  Auch  der  Handel  mit  Spanien  wurde  den  f 

Holländern  verwehrt,  worauf  diese  mit  Repressalien  antworteten  ^). 

— In  der  letzten  Zeit  Philipps  II,  und  dann  nochmals  1603 
unter  Philipp  III,  unterwarf  Spanien  die  Ein-  und  Ausfuhr  fremder 
Nationen  einem  V erthzolle  von  30  ®/o.  Durch  diesen  unerschwing- 
lichen Zollsatz  sollten  die  Staaten  zu  Verträgen  gedrängt  werden, 
in  welchen  sie  sich  gegen  Ermässigung  des  Zolles  verpflichteten^ 
ihre  Unterthanen  weder  direct  noch  indirect  Waaren  der  abge- 
fallenen Niederlande  nach  Spanien  und  den  spanischen  Nieder- 
landen, noch  spanische  und  spanisch-niederländische  Waaren  nach 
den  vereinigten  Niederlanden  führen  zu  lassen.  Solche  Verein- 
barungen wurden  hierauf  mit  England,  Frankreich  und  den  Hanse- 
städten getroffen^).  Um  dieselbe  Zeit  wurde  der  Handel  Ve- 
nedigs wegen  dessen  Hinneigung  zu  Frankreich  empfindlich  gestört. 
Spanische  Schiffe  überfielen  venetianische  Fahrzeuge,  die  von 
Smyrna  oder  Alexandi’ien  kamen  und  beraubten  sie  unter  dem 
^ orwande , dass  sie  Güter  Ungläubiger  bärgen.  An  der  Beute 
von  venetianischen  Schiffen,  die  in  gleicher  Absicht  nach  Neapel 
und  Messina  gebracht  wurden,  sollen  die  spanischen  Vicekönige 
betheiligt  worden  sein®).  Die  eigenthümliche  Auffassung  des 

H Ranke,  Die  spanische  Monarchie.  S.  305—307. 

2)  Diercks,  Geschichte  Spaniens.  II  415. 

Schäfer,  Geschichte  von  Portugal.  IV  424.  427. 

Ritter,  a.  a.  0.  II  467. 

®)  Ranke,  Zur  venezianischen  Geschichte.  S.  184. 
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Verkehrs  von  Seiten  Philipps  III.  wird  dadurch  beleuchtet,  dass 
dieser  König  alle  nach  Sevilla  eingeführten  und  von  dort  aus- 
geführten Waaren  mit  einem  Zoll  von  l®/o  zu  Gunsten 
seines  Ministers  Lerma  belegte.  Philipp  IV.  Hess  die 
alten  Gesetze  wieder  aufleben,  wonach  nur  solche  ausländische 
Waaren  in  Spanien  eingeführt  werden  durften,  die  nach  Be- 
schaffenheit, Mass  und  Gewicht  den  an  die  inländischen  Manu- 
facturen  gestellten  Anforderungen  entsprachen.  Die  Einfuhr  war 
ausserdem  schon  dadurch  beträchtlich  eingeschränkt,  dass  nur 
die  Waaren  der  Länder  zugelassen  wurden , zu  denen  Spanien 
in  freundschaftlichen  Beziehungen  stand.  Ferner  wurde  ein  altes 
Gesetz  erneuert,  das  die  Ausländer  verpflichtete,  das  Aequivalent 
für  eingeführte  Waaren  nur  in  Landesproducten  auszuführen. 
1626  beschlossen  die  Cortes  das  Gesetz,  das  den  Edelleuten  die 
Betheiligung  an  industriellen  Unternehmungen  gestattete,  voraus- 
gesetzt, dass  sie  nicht  seihst  arbeiteten  und  sich  in 
dem  Verkaufslokale,  das  ausserhalb  ihrer  Wohnung  gelegen  sein 
musste,  nicht  aufhielten  ^). 

Dass  auch  die  Holländer,  bei  all  ihrer  Freiheitsliebe,  den 
Handel  anderer  Völker  nach  Möglichkeit  zu  hemmen  suchten, 
bezeugt  u.  a.  die  von  ihnen  im  westfälischen  Frieden,  in  der 
Absicht,  den  Handel  Antwerpens  zu  Grunde  zu  richten,  durch- 
gesetzte Schliessung  der  Schelde,  die  aber  im  18.  Jahrhundert 
wieder  rückgängig  gemacht  wurde. 

In  Schweden  glaubte  Gustav  Wasa  den  Verkehr  durch 
Verbote  und  Taxen , wovon  manche  empfindliche  Bedrückungen 
verursachten  und  daher  Aufruhr  hervorriefen , leiten  zu  können. 
So  z.  B.  untersagte  er  den  Smäländern  und  Westgöten,  ihr  Rind- 
vieh über  die  dänische  Grenze  überhaupt  oder  über  einen  be- 
stimmten Preis  zu  verkaufen  ^). 

In  Russland  war  vor  Peter  dem  Grossen  das  Reisen  ins 
Ausland  streng  untersagt.  Wenn  einem  Kaufmanne  gestattet 
wurde,  eine  Geschäftsreise  dahin  zu  unternehmen,  so  mussten 
seine  Verwandten  und  Freunde  iür  ihn  Bürgschaft  leisten,  dass 
er  zurückkehren  werde.  Schickte  Jemand  einen  Verwandten  oder 
Diener  ohne  ausdrückliche  Erlaubniss  des  Zaren  ins  Ausland,  so 
ward  dies  als  Verrath  betrachtet  und  mit  Einziehung  sämmtlicher 
Güter  bestraft;  überdies  wurden  die  Verwandten  der  Person, 
die  sich  im  Auslande  authielt,  gefoltert^), 

Häbler,  Die  wirthschaftliche  Blüthe  Sjjaniens  im  16  Jahrhundert 
und  ihr  Verfall.  Berlin  1888.  S.  81.  85.  86. 

-)  Geijer,  a.  a.  0.  II  124. 

*•)  Brückner,  Peter  der  Grosse.  S.  172. 
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Ferner  erfolgen  Eingriffe  ins  Eigenthum  durch  die 
Nichtentschädigung  unschuldig  Verhafteter  und 
unschuldig  Verurtheilter;  durch  den  Verlust,  der 
bei  Zwaugsver kaufen  wegen  Steuerrückstandes  durch 
Hingabe  des  veräusserten  Gutes  zu  unterwerthigem  Preise 
bereitet  wird;  bei  Dienstleistungen,  die  der  Staat 
in  Anspruch  nimmt,  oder  bei  Schäden,  die  er  zu 
ersetzen  hat  (z.  B.  bei  Ansprüchen  an  die  Postverwaltung 
wegen  Verlustes  oder  Beschädigung  von  Gütern),  dadurch, 
dass  die  mittelbaren  Nachtheile  der  Betroffenen 
nicht  ersetzt  werden^). 

Eine  Eigenthumsbeschränkung  findet  weiterhin  dadurch 
statt,  dass  der  Besitz  und  Erwerb  mancher  Gegenstände 
aus  polizeilichen  Gründen  verwehrt  oder  nur  aus- 
nahmsweise gestattet  wird.  Dahin  gehören  Waffen,  Dynamit 
und  andere  Sprengstoffe,  Gift,  verbotene  Bücher,  krankes 
Vieh,  verfälschte  oder  verderbte  Esswaareu  und  Getränke 
u.  S.  W.2). 

Eine  Fdgenthumsbeschränkung  aus  künstlerischen 
und  wissenschaftlichen  Gründen  besteht  in  ein- 
zelnen Staaten  Italiens,  wie  in  Toscana,  wo  der  Verkauf 
von  Kunstwerken  und  Alterthümern  in’s  Ausland  verboten 
ist.  Ein  hierauf  bezügliches  Gesetz  ward  1754  erneuert^). 

Noch  immer  waltet  der  Geist  der  älteren  Arbeiter- 
gesetzgebung, deren  Ursprung  in  der  früheren  Unfreiheit 
der  Arbeiter  zu  suchen  ist,  wonach  diesen  das  Arbeiten  gegen 
eine  ohne  ihre  Mitwirkung  festgesetzte  Entlohnung  im  öffent- 
lichen Interesse  als  Pflicht  auferlegt  wird,  so  dass  sie  in 
ihrem  Vermögensrechte  verkürzt  werden  (vgl.  IV/II/I  371.  372). 

So  z.  B.  wurde  in  der  Mark  Brandenburg  im  Inter- 
esse des  Grossgrundbesitzes  durch  die  Polizeiverordnung  von 
1550  die  Freizügigkeit  der  bäuerlichen  Bevölkerung  ein- 
geschränkt, gesunden,  kräftigen  Leuten  das  Arbeiten  zur 


0 Otto  Mayer,  Deutsches  Verwaltungsrecht.  II  355. 

-)  Stobbe,  Handbuch  des  deutschen  Privatrechts.  I 533. 
V.  Reumont,  Geschichte  Toscanas.  II  333. 
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Pflicht  gemacht,  der  Lohn  der  landwirthschaftlichen  Tage- 
löhner festgesetzt  und  das  Gericht  ermächtigt,  den  über  Ge- 
bühr geforderten  und  bezahlten  Lohn  zu  confisciren  *).  Bei 
Betrachtung  der  landwirthschaftlichen  Verhältnisse  werden 
wir  gewahren,  dass  die  betreffenden  Grundsätze  bis  zum 
Ausgange  des  18.  Jahrhunderts  in  Geltung  waren. 

Namentlich  in  England  ist  die  gleiche  Auffassung 
noch  in  der  Gesetzgebung  Elisabeths  wahrnehmbar.  Seit 
15(32  werden  die  Löhne  durch  die  Friedensrichter  einseitig 
festgesetzt.  Ferner  führt  das  Gesetz  Elisabeths  30  ver- 
schiedene Gewerbe  auf,  in  denen  Dienstverträge  mindestens 
auf  ein  Jahr  geschlossen  werden  müssen.  Gewisse  Personen, 
namentlich  unverheirathete  und  verheirathete  unter  30  Jahren, 
die  eines  dieser  Gewerbe  erlernt  oder  drei  Jahre  darin  ge- 
dient haben,  können  auf  Verlangen  eines  Meisters  durch 
zwei  Friedensrichter  oder  den  Mayor  und  zwei  Aldermen 
zu  einjährigem  Dienste  gezwungen  werden,  wenn 
sie  nicht  ein  sicheres  Jahreseinkommen  von  mindestens 
40  Schillingen  oder  ein  Vermögen  von  mindestens  10  Pfund 
Sterling  oder  eine  Pachtung  haben  und  nicht  bereits  in 
einem  Dienstverhältnisse  stehen.  Alle  vermögenslosen  Per- 
sonen zwischen  12  und  (50  Jahren , die  in  keinem  der  an- 
gedeuteten Gewerbe  beschäftigt  sind,  können  zum 
Dienste  in  der  Landwirth  Schaft  gezwungen 
werden.  Die  Gewährung  höherer  als  der  behördlich  fest- 
gesetzten Löhne  wird  mit  Gefängniss  und  Geldbusse , die 
Annahme  solcher  mit  längerem  Gefängniss  bestraft.  Alle 
Verträge  über  höhere  Löhne  sind  nichtig.  ' Kaufleute,  Gold- 
schmiede u.  dgl.  dürfen  nur  ihre  Söhne  oder  Kinder  von 
Eltern,  die  ein  gewisses  Vermögen  nachweisen,  als  Lehrlinge 
annehmen.  Nur  nach  einer  siebenjährigen  Lehrzeit  in  einem 
Gewerbe  kann  man  Geselle  oder  selbständiger  Unternehmer 
darin  werden.  Personen,  die  sich  weigern,  um  die  üblichen 
Löhne  zu  arbeiten,  werden  als  träge  und  unordentlich  mit 


0 Grossraaim,  Ueber  die  gutsherrlicli-bäuei liehen  Verhältnisse  in 
der  Mark  Brandenburg.  Leipzig  1890.  S.  37.  4<5. 
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einem  Monate  Gefängniss  bestraft.  Das  ganze  Volk,  mit 
Ausnahme  der  vermögenden  Familien,  soll 
zwangsweise  zur  Arbeit  gegen  wohlfeile  Löhne 
verhalten  werden!  Diese  Gesetze  sind  immer  laxer  be- 
handelt, aber  in  der  Hauptsache  erst  unter  Georg  III.  ab- 
geschatft  worden.  Zu  dieser  die  arbeitenden  Classen  aus- 
beutenden Gesetzgebung  gesellte  sich  das  Hei  maths- 
recht, das  die  Freizügigkeit  für  Vermögenslose 
vollständig  aufhob  und  namentlich  die  Auswanderung 
geleinter  Arbeiter  („artisans  and  skilled  workmen^)  unter- 
sagte. Der  Zweck  dieser  Statuten  war  ein  dreifacher:  Er- 
schwerung der  Arbeitervereinigungen,  Erleichterung  der 
Controle  und  Verfügbarkeit  über  wohlfeile  Arbeit,  nament- 
lich für  landwirthschaftliche  Zwecke  ^).  1725  bedrohte  ein 
Gesetz  Georgs  I.  Combinationen  zum  Behufe  der  Erlangung 
höherer  Löhne  sowie  Contractbruch  von  Seiten  der  Arbeiter 
mit  Strafe.  Schon  Adam  Smith  macht  auf  die  Ungerechtig- 
keit aufmerksam,  die  darin  bestand,  den  Unternehmern  Com- 
binationen zu  gestatten,  die  den  Arbeitern  verwehrt  wurden. 
{Doch  war  noch  1788  ein  Gesetz  in  Geltung,  das  Vereinigungen 
von  Unternehmern  im  Kohlenhandel , namentlich  wenn  sie 
eine  Steigerung  der  Preise  bezweckten,  als  gesetzwidrige 
Coalitionen  untersagte^).)  Combinationen  unter  den  Arbeitern 
und  ihnen  entspringende  Unruhen  waren,  des  Verbotes  un- 
geachtet, in  der  neuen  Zeit,  besonders  seit  dem  18.  Jahr- 
hundert, häufig.  1757  wurde  durch  ein  Gesetz  Georgs  II. 
die  Lohnbestimmung  durch  die  Friedensrichter  abgeschafft 
und  völlige  Verkehrsfreiheit  gesichert.  Dagegen  ward  noch 
1799  ein  Gesetz  erlassen,  das  Arbeitervereinigungen  zum 
Behufe  der  Erwirkung  von  Lohnerhöhungen  untersagte  ^). 

) Held,  a.  a.  0.  S.  17  — 35.  Rogers,  The  economic  interpretation 
ot  liistorj.  London  1888.  S.  38—40.  240.  Rogers,  The  industrial  and 
commercial  history  of  England.  London  1892.  S 290.  Adam  Smith, 
a.  a.  0.  I 10.  Wilson,  a.  a.  0.  S.  83, 

®)  a.  a.  0.  I 8. 

3)  Cohn,  System.  III  145. 

9 Sir  James  Fitzjames  Stephen,  A History  of  the  ciiminal  law  of 
England.  liOndon  1883.  111  206. 
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In  Frankreich  wurden  durch  die  Verordnung  von 
1572  den  Arbeitern  alle  Versammlungen  und  Verbindungen 
untersagt  und  ward  jeder  unbeschäftigte  Arbeiter 
zu  Staats-  oder  Gemeindearbeiten  verhalten^). 
Doch  kamen  öfter  mit  Unruhen  verbundene  Strikes,  nament- 
lich der  Buchdrucker  in  Lyon  und  der  Bäckergesellen  in 
Paris,  vor. 

Diese  zogen  dann  bewaffnet  durch  die  Strassen  und  übten 
Gewalt  gegen  die  Meister  sowie  gegen  die  fortarbeitenden  Ge- 
nossen. Die  Bäckermeister  erlangten  1579  königliche  Briefe, 
die  solche  Unordnungen  mit  strengen  Strafen  bedrohten.  Doch 
hören  wir  fortwährend  von  neuen  Ausschreitungen  der  Arbeiter, 
die,  aller  Verbote  ungeachtet,  ihre  geheimen  Versammlungen  be- 
suchten, die  Werkstätten  verpönter  Meister  mit  dem  Interdict 
belegten  und  bei  ihrer  grossen  Zahl  nicht  selten  auch  durch 
ihren  passiven  Widerstand  sich  gefürchtet  machten. 

Indem  die  Regierung  die  Arbeiter  mit  aller  Macht  zur 
Arbeit  zurückzuführen  suchte,  die  geheimen  Gesellschaften 
und  Versammlungen  immer  von  Keuem  verbot  und  Vorschriften 
erliess,  die  den  Arbeiter  verpflichteten,  seinen  Meister  nicht 
vor  Beendigung  eines  Werkes  — in  gewissen  Handwerken 
erst  nach  dreimonatlicher  Kündigung  — zu  verlassen,  verfuhr 
sie  — gleich  der  englischen  — einseitig;  sie  erfüllte  ge- 
wissermassen  blosse  Polizeiptlichten , achtete  aber  nicht  auf 
die  Obliegenheiten  der  Meister  gegen  ihre  Untergebenen  und 
zeigte  keinen  Sinn  für  ihren  Beruf,  die  Schwachen  gegen 
die  Starken  zu  beschützen“).  In  ähnlicher  Weise  wie  es  im 
Mittelalter  namentlich  in  Venedig  geschah  (vgl.  IV/II I 366), 
wurden  in  Frankreich  auf  Colberts  Veranlassung  Kaufleute 
oder  Arbeiter,  die  sich  im  Auslande  niederlassen  wollten, 
gewaltsam  zurück  gehalten®).  Das  Patent  von  1749,  das 
Arbeitervereinigungen  nntersagte,  ward  1781  erneuert.  Sogar 
noch  während  der  Revolution,  am  14.  Juni  1791,  rief  der 
Abgeordnete  Chapelier  eine  Verordnung  hervor,  die  Gewerbs- 
genossen  Vereinigungen  zum  Schutze  ihrer  gewerblichen 

Pigeonneau,  a.  a.  0.  II  210. 

2)  Levasseur,  Histoire  des  classes  ouvrieres.  II  89.  362.  363. 

Dareste,  a.  a.  0.  V 412, 
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Interessen  verbieten  sollte,  worauf  die  Versammlung,  im 
Widerspruche  mit  ihrer  kurz  vorher  geäusserten  freiheit- 
lichen Begeisterung,  einging.  Dies  erklärt  sich  durch  den 
damaligen  Widerwillen  gegen  jedes  gemeinsame  Wirken 
ausserhalb  des  Staates  und  insbesondere  gegen  die  Zünfte, 
deren  Wiedereinführung  man  durchaus  vermeiden  wollte  ^).  — 
Noch  immer  wurde  die  Arbeitsunternehmung  als  ein  Privi- 
legium betrachtet.  (Wenn  jedoch  Tocqueville  die  Ansicht 
äussert,  dass  diese  Auffassung  erst  bei  Beginn  des  16.  Jahr- 
hunderts zu  Tage  trat,  so  muss  daran  erinnert  werden,  dass 
sie  im  Lehnwesen  wurzelte.)  (Vgl.  IVTLI  358.  359.) 

Bei  Ausgang  des  16.  Jahrhunderts  wurde  von  der  mai- 
läudischen  Regierung  ein  Decret  erlassen,  wonach  Woll- 
arbeiter,  namentlich  solche,  die  mit  Scharlach  zu  färben  ver- 
standen — Meister,  Gesellen  und  Lehrlinge  — die  Stadt 
ohne  ausdrückliche  Erlaubuiss  nicht  verlassen  und  von 
Niemandem,  bei  Strafe  des  Verlustes  seines  Vermögens,  hierzu 
verleitet  werden  durften^). 

Beschränkungen  der  G r u n d e i g e n t h ü m e r 
fanden  auch  in  der  neueren  Zeit  statt.  Seitdem  das  Ein- 
spruchsrecht der  nächsten  Erben  gegen  Veräusserungen  und 
Belastungen  der  Grundstücke  (vgl.  IV/H/I  375.  376)  ab- 
geschwächt worden  ist,  besonders  aber  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert, tritt  die  Landesgesetzgebung  in  Deutschland  der 
übermässigen  Theilung  der  Grundstücke  entgegen,  damit  diese 
von  genügendem  Umfange  seien,  um  die  Familien  der  Be- 
sitzer zu  ernähren  und  die  Grundsteuern  zu  tragen^). 

Bedeutsame  Einschränkungen  finden  in  neuerer  Zeit  in 
Bezug  auf  das  VValdeigeuthum  statt. 

Wie  wir  (IV'IIT  554  ff.)  gesehen  haben,  gingen  schon  im 
Mittelalter  viele  Waldungen  aus  den  Händen  der  Markgemeinden 


9 Stieda,  Coalitioii  und  Coalitionsverbote  im  Handwörterbuch  für 
Staatswissenschaften.  2.  Aufl.  V 122.  123. 

L’ancien  regime  et  la  revolution.  S.  160. 

®)  Ranke,  Die  spanische  Monarchie.  S.  320. 

9 Stobbe,  a.  a.  0.  II  89. 
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in  die  der  Landesherren  über,  die  seit  dem  16.  Jahrhundert 
auch  die  im  Pi’ivateigenthum  befindlichen  Waldungen  der  Auf- 
sicht und  Controle  ihrer  Beamten  unterwarfen.  Es  entstand  ein 
Forstregal,  das  nicht  die  Bedeutung  hatte,  dass  der  Landesherr 
Eigenthümer  aller  in  seinem  Territorium  gelegenen  Waldungen 
wäre,  sondern  nur  dass  er  seiner  Landeshoheit  gemäss  allgemein 
gültige  Anordnungen  über  die  Art  der  Bewirthschaftung  und 
Nutzung  der  Wälder  erliess.  Die  Landesherren  hatten  dabei 
im  Sinne,  die  Holzbestände  vor  Verwüstung  zu  schützen  und 
zugleich  die  volle  Ausnutzung  des  Jagdregals  sich  zu  sichern. 
Von  dieser  Ansicht  geleitet,  erliessen  sie  die  Vorschrift,  dass  die 
Bauern  lediglich  zum  Behufe  ihrer  Bauten  und  ihrer  Feuerung 
und  nur  mit  Wissen  der  Forstbeamten  Holz  schlagen  dürfen, 
wobei  diese  die  Schläge  bestimmen.  Hieraus  ergab  sich  von 
selbst,  dass  Niemand  ohne  Erlaubniss  im  Walde  roden  oder 
Stücke  Waldes  in  Acker  oder  Wiesen  verwandeln  durfte '). 

Wie  wir  bereits  (IV/II/I  395)  erwähnten,  erhielt  das 
E n t e i g n u n g s r e c h t , wodurch  eine  weitere  Beschränkung 
des  Eigenthums  erfolgte,  erst  in  neuerer  Zeit  seine  Aus- 
bildung. Dies  geschah  vornehmlich  durch  Hugo  Grotius. 
nach  dessen  Ansicht  beim  Eigenthum  neben  dem  ius  vulgare 
das  ius  emiuens  zu  berücksichtigen  ist,  wonach  der  Gesammt- 
heit  die  Befugniss  zusteht,  in  die  Privatrechte  der  Einzelnen 
eiuzugreifen , wofern  das  Gemeinwohl  dies  erfordere,  in 
welchem  Falle  volle  Entschädigung  aus  Staatsmitteln  zu 
leisten  sei.  Gegen  die  Theorie  vom  dominium  emiuens  be- 
gann sich  gegen  die  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  AViderstaud 
zu  erheben  und  sie  ist  allmählich  aufgegeben  worden.  Nur 
das  Recht  der  V.  St.  von  Nordamerika  leitet  das  Euteignuugs- 
recht  aus  dem  dominium  emiuens  ab^). 

Lorenz  Stein  unterscheidet  drei  Epochen  des  Enteignungs- 
rechtes. Erstlich  die  des  dominium  eminens  und  der  Regalität. 
Da  aber  nach  dem  Inhalte  des  dominium  eminens  der  dominus 
allein  Rechte  geltend  zu  machen  habe,  so  schliesse  es  den  Be- 
griff der  Entschädigung  und  daher  der  eigentlichen  Enteignung 
aus  und  bereite  im  Grunde  diese  nur  vor.  Sie  beginne  erst, 
indem  an  Stelle  der  Krone  der  Staat  dem  Individuum  mit  Rück- 

>)  a.  a.  0.  S.  92—94. 

-j  Grünhut,  Das  Enteignungsrecht.  Wien  1873.  S.  71. 
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sicht  auf  ein  öffentliches  Interesse  gegenübertritt.  Das  geschehe 
auf  dem  Gebiete  des  Bergwerkregals  (s.  unten);  hier  erscheine 
der  erste  Sieg,  den  das  volkswirthschaftliche  Unternehmen 
über  das  Einzeleigenthum  davontrage,  da  Bergwerke  ohne  Ent- 
eignung der  Besitzer  der  Oberfläche  nicht  betrieben  werden 
können.  Diese  erste  Epoche  beschränke  sich  also  auf  die  ver- 
einzelte Anwendung  des  Enteignungsrechtes  im  Bereiche  der 
Regalität.  In  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  mache  sich  eine 
neue  Auffassung  des  Staates  geltend,  die  dadurch  bezeichnet 
werde , dass  eben  der  Staat , das  Imperium , an  die  Stelle  des 
dominium  eminens  trete.  Nun  bilde  sich  der  Grundsatz  des 
Enteignungsrechtes  aus,  wiewohl  der  Begriff  des  Nothrechtes  von 
dem  der  Enteignung  noch  nicht  genau  unterschieden  werde. 
Doch  beruhe  das  Enteignungswesen  in  dieser  zweiten  Epoche 
noch  auf  der  einseitigen  Auffassung  der  Verwaltung  und  sei 
daher  als  verordnungsmässiges  Enteignungsrecht  zu  bezeichnen. 
Erst  in  der  dritten  Epoche  werden  die  gesetzlichen  Schranken 
für  das  Verfahren  der  Verwaltung  festgesetzt,  die  daher  die  des 
verfassungsmässigen  Enteignungsrechtes  zu  nennen  sei  ^). 

lu  den  Städten,  die  sich  für  jede  Staatsthätigkeit  vor- 
bildlich erwiesen  (vgl.  IV/II/I  318)  mit  ihrer  Geldwirthschaft 
gelangte  das  Enteignungsrecht  zuerst  zur  Entwicklung,  was 
bei  vorherrschender  Na  turalwirthschaft,diedasEntschädigungs- 
princip  ausschloss,  unmöglich  gewesen  war^). 

Layer  macht  in  seinem  ausgezeichneten  Werke  über 
das  Enteignungsrecht  die  treöende  Bemerkung,  dass  die 
Enteignung  in  Folge  der  damit  verbundenen  Entschädigung 
eigentlich  nicht  als  Eingriff  in  die  Vermögenssphäre,  sondern 
vielmehr  als  eine  Beeinträchtigung  der  persönlichen  Freiheit 
zu  betrachten  sei^). 

0 Stein,  Die  Verwaltungslehre.  VII  301 — 306. 

-)  Vgl.  Layer,  Principien  des  Enteignungsrechtes.  Leipzig  1902. 
S.  103  ff. 

a.  a.  0.  S.  27.  Doch  kommt  es  wohl  vor,  dass  auch  bei  ge- 
setzlich correctem  Verfahren  ein  Eingriff  ins  Vermögen  unvermeidlich 
ist.  Bei  Feststellung  der  Entschädigung  für  das  zu  enteignende  Object 
kann  nur  der  im  Zeitpunkte  der  Enteignung  geltende  Werth  ohne  jede 
Rücksicht  auf  dessen  künftige  Gestaltung  massgebend  sein.  Nun  werden 
aber  zuweilen  Objecte  enteignet,  die,  in  sichtbar  günstiger  Entwicklung 
begriffen,  eine  allmähliche  Wertherhöhung  vorhersehen  lassen,  was  in 
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Das  Enteignungsrecht  gelangte  in  Deutschland,  wie 
bereits  angedeutet,  zunächst  auf  dem  Gebiete  des  Bergbaues 
zur  Geltung.  Einige  Bergordnungen  aus  der  ersten  Hälfte 
des  16.  Jahrhunderts  verpflichten  die  Grundbesitzer  nur  zur 
Gestattung  des  Schürfens;  doch  ergibt  sich  hieraus  mit  Noth- 
wendigkeit  beinahe  von  selbst  die  Pflicht  zur  Abtretung  des 
Grundes  und  Bodens,  wofern  das  Schürfen  von  Erfolg  be- 
gleitet ist.  Seit  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts 
ist  fast  allgemein  die  Pflicht  anerkannt,  das  Grundstück 
auch  für  das  Einsenken  eines  Schachtes,  Eintreiben  eines 
Stollens  u.  s.  w.  herzugeben.  Die  Pflicht  der  Abtretung 
von  Grund  und  Boden  gegen  Entschädigung  kommt  um 
die  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  auch  bei  Deichen  vor. 
Genaue  Bestimmungen  über  solche  Abtretung  zum  Behufe 
des  Strassenbaues  erscheinen  erst  im  18.  Jahrhundert  ^). 

Wie  wir  bereits  andeuteten,  ist  das  Enteignungsrecht 
in  Frankreich  bis  zum  Ausgang  des  ancien  rögime  nicht 
gesetzlich  geregelt  worden ; der  König  verfuhr  in  jedem  ein- 
zelnen Falle  nach  Belieben.  Zahlreiche  Beispiele  willkür- 
licher Schätzungen  von  Seiten  der  Regierungsorgane  zur 
Zeit  Ludwig  XIV.  liefert  Clöment^).  Die  Schriftsteller  des 

neuestor  Zeit  namentlich  bei  den  meisten  in  den  Staatsbetrieb  über- 
gehenden und  deshalb  enteigneten  Eisenbahnen  der  Fall  ist.  Für  eine 
solche  voraussichtliche  Werthzunahme  wird  den  Enteigneten  kein  Ersatz 
geleistet  und  kann  wohl  auch  nicht  in  Anspruch  genommen  werden,  da 
künftige  noch  so  wahrscheinliche  Ereignisse  nicht  die  Grundlage  der 
betreffenden  Werthbemessungen  bilden  können  (es  wäre  denn,  dass  den 
Actionären  eine  bedingte  Nachtragsrente  zugesichert  werden  würde,  für 
den  Fall  nämlich,  dass  ein  bestimmter  Ertragsüberschuss  eintreten 
sollte).  In  solchen  Fällen  geschieht  also  thatsächlich  ein  Eingriff  in 
das  Vermögen  des  Enteigneten,  für  den  er  sich  in  der  Regel  nicht 
anderweitig  schadlos  zu  halten  vermag.  In  noch  höherem  Grade  gilt 
dies  von  der  Enteignung  von  Kunstwerken,  deren  Affectionswerth  nicht 
voll  berücksichtigt  werden  kann. 

*)  Georg  Meyer,  Das  Recht  der  Expropriation.  Leipzig  1868. 

S.  121.  125.  135—137.  Grünhut,  a.  a.  0.  S.  38. 

2)  Histoire  de  Colbert  et  de  son  administration.  Paris  1874.  II 

191—193. 

Felix,  Eigenthum.  IV.  2.  II. 
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18.  Jahrhunderts  erkannten  jedoch  das  Recht  der  Expro- 
priirten  an;  namentlich  Montesquieu*)  spricht  dies  aus;  er 
meint,  es  müsse  doch  dem  Staate  genügen,  die  Bürger 
zwingen  zu  können,  ihre  Güter  abzutreten. 

Aehnlieh  verhielt  es  sich  in  Spanien.  Nach  Anschau- 
ung der  Hofjuristen  konnte  der  König  jeden  seiner  Unter- 
thanen  irgend  eines  Privatrechtes  berauben;  geschah  dies 
des  öffentlichen  Nutzens  wegen,  so  that  er  recht ; wenn  kein 
gerechter  Grund  hierzu  vorhanden  war,  so  belastete  er  nur 
sein  Gewissen:  in  beiden  Fällen  jedoch  war  sein  Beschluss 
rechtmässig  und  gültig.  Diese  Ansicht  wurde  von  den 
meisten  unabhängigen  Juristen  bekämjjft,  die  dem  Könige 
keine  absolute  Gewalt  zugestanden ; doch  drang  die  Anschau- 
ung von  der  „potestad  absoluta“  der  Könige  in  der  neuen 
• Welt  durch,  wo  die  Eingeborenen  in  den  spanischen  Gebieten 
von  den  Spaniern  ihres  Grundeigenthums  ohne  Entschädigung 
beraubt  wurden^). 

Analoge  Anschauungen  hinsichtlich  der  kaiserlichen  Ge- 
walt wichen  im  10.  Jahrhundert  in  Italien  in  der  Theorie 
wie  in  der  Praxis  dem  Grundsätze,  dass  keinerlei  dem  Kaiser 
vorbehaltene  Rechte  beständen , dass  alle  rechtmässigen 
Souveräne  Enteignungen  vornehmen  könnten,  aber  nur  aus 
gesetzmässiger  Ursache  und  gegen  Entschädigung.  Die 
italienische  Gesetzgebung  auf  diesem  Gebiete  artete  besonders 
in  Süditalien.  Sicilien  und  dem  Venetianischen  in  einen  — 
ohne  Rücksicht  auf  den  öffentlichen  Nutzen  geübten  — 
Zwang  gegen  die  kleinen  zu  Gunsten  der  grossen  Besitzer 
aus,  welche  Form  incremento,  ingrossazione,  drizzato  genannt 
wurde. 

So  konnte  ein  Eigentliüiner,  dessen  Grundstück  die  Enclave 
eines  grossen  bildete,  gezwungen  werden,  es  gegen  eine  von 
Schiedsrichtern  bestimmte  Entschädigung  oder  gegen  ein  anderes 
Grundstück  dem  grossen  Grundbesitzer  zu  überlassen.  Ein 
Hausbesitzer  wurde  gezwungen,  sein  Haus  seinem 
Nachbar  abzu treten,  wenn  dieser  einen  Palast 

’)  Esprit  des  lois  XXVI  15. 

Cärdenas,  a.  a.  0.  II  206—209. 
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bauen  wollte.  Als  bei  Ausgang  des  18.  Jahrhunderts  beab- 
sichtigt wurde,  die  Stadt  Palermo  zu  verschönern,  wurden  alle,  die 
Paläste  bauen  wollten,  ermächtigt,  die  umstehenden  Häuser  gegen 
festgesetzte  Entschädigung  zu  erwerben ; dieses  Recht  wurde 
nach  den  Strassen,  denen  es  zu  gute  kommen  sollte,  privilegio 
di  Macqueda  e Toledo  genannt.  Es  wurde  später  auf  bäuerliche 
und  andere  unbewegliche  Güter  ausgedehnt.  Infolge  des  argen 
Missbrauches,  der  damit  getrieben  wurde,  ward  es  in  den  Jahren 
1766  und  1782  wieder  — unter  gewissen  Bedingungen  — auf 
Palermo  beschränkt,  wo  es  bis  1819  in  Geltung  geblieben  ist*). 

In  England  darf,  nach  Blaekstone,  das  individuelle 
Recht  auch  um  des  Gemeinwohles  willen  nicht  verletzt 
werden.  Demnach  ist  zur  Enteignung  in  jedem  einzelnen 
Falle  ein  besonderes  Gesetz  erforderlich  ^). 

Wagner  2)  fasst  den  Begriff  der  Enteignung  weiter  als 
die  herrschende  Theorie,  indem  das  Erforderniss  der  Ent- 
schädigung für  ihn  nicht  vorhanden  ist.  So  rechnet  er  die 
in  Folge  der  Reformation  eingetretenen  Säcularisationen  zu 
den  Enteignungsfällen. 

Wie  wir  bereits  (IV IIH  397)  andeuteten,  kann  der 
Staat  zuweilen  in  die  Lage  kommen,  Eigenthumsver- 
f ü g u 11  g e n V e r s 1 0 r b e n e r u m z u s t o s s e n.  Dies  geschah 
und  geschieht  noch  in  den  Fällen,  in  denen  der  Zweck  von 
Stiftungen  in  Folge  veränderter  Verhältnisse  nicht  mehr 
erfüllt  zu  werden  vermag.  So  wmrden  z.  B.  im  Mittelalter 
Stiftungen  für  heimkehrende  Kreuzfahrer,  zur  Errichtung 
von  Pestspitälern,  zum  Loskauf  von  Christensclaven  aus  den 
Händen  von  Türken,  veranstaltet,  denen  in  neuerer  Zeit  eine 
andere  Bestimmung  zugewiesen  werden  musste.  Noch  Kaiser 
Joseph  II.  sah  sich  bemüssigt,  das  Vermögen,  das  Stiftungen 
solcher  Art  entstammte.  Armen anstalten  zuzuwenden.  Seit 
der  Reformation  sind  zahlreiche  Stipendien  gegründet  worden, 
die  in  Folge  ganz  veränderter  Studienordnungen  u.  s.  w. 

>)  Salvioli,  Manuale  di  Storia  del  diritto  italiano.  2d»  ed.  Torino 
1892.  p.  401.  402. 

")  Grünhut,  a.  a.  0.  S.  66.  67. 

Grundlegung  der  politischen  Oekonomie.  3.  Autl.  II  532  ff.  .543. 
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nicht  mehr  im  Sinne  der  Stifter  verwendet  werden  können. 
Insbesondere  in  England  zeigten  sich  im  18.  Jahrhundert 
so  zahlreiche  Fälle,  in  denen  die  buchstäbliche  Erfüllung 
des  Stifterwillens  in  Folge  der  vollständigen  Umgestaltung 
der  gesellschaftlichen  Zustände  geradezu  ungereimt  erscheinen 
musste,  dass  unter  Georg  III.  eine  Verwaltungscommission 
mit  weitgehenden  Reformbefugnissen  eingesetzt  wurde  *). 
Turgot  bemerkt  mit  Recht,  dass  fast  alle  Stiftungen  mit 
der  Zeit  ihrem  Zwecke  entfremdet  werden,  da  die  Wechsel 
der  Bedürfnisse,  der  Sitten,  der  Anschauungen,  der  Be- 
schäftigungen und  selbst  der  natürlichen  Verhältnisse,  z.  B. 
der  Klimate,  von  ihren  Urhebern  unmöglich  vorhergesehen 
werden  können.  Unter  Anderm  macht  dieser  Staatsmann 
darauf  aufmerksam,  dass  bei  Rentenstiftungen  das  allmähliche 
Sinken  des  Geldwerthes,  wodurch  die  zugedachten  Beträge 
auf  eine  kleine  Fraction  des  ursprünglichen  Werthes  re- 
ducirt  werden,  von  den  Stiftern  nicht  berücksichtigt  werden 
konnte  Ausserdem  hat  die  Unwissenheit  mancher  Stifter 
überhaupt  und  insbesondere  in  wirthschaftlicher  Beziehung 
eine  grosse  Zahl  ungeeigneter  Stiftungen  zur  Folge  gehabt. 

Ferner  gab  es  Stiftungen,  deren  volle  Erfüllung  sich 
von  vornherein  als  physisch  unmöglich  erwies. 

In  Portugal  z.  B.  mussten  die  testamentarischen  Stiftungen 
von  Seelenmessen  durch  das  Gesetz  vom  9.  September  1769  ein- 
geschränkt werden,  was  damit  begründet  ward,  dass  die  Zahl  der 
angeordneten  Seelenmessen  so  riesig  war,  dass  „wenn  auch  alle 
Personen  im  Reiche,  männliche  und  weibliche,  Kleriker  wären, 
sie  gleichwohl  nicht  den  dritten  Theil  der  Messen  lesen  könnten, 
die,  wie  aus  den  in  den  Provedorias  eingezeichneten  Stiftungen 
erhellt,  vorgesehen  sind  . . . Und  da  es  auf  der  anderen  Seite 
gegenwärtig  jedem  Grundbesitzer  erlaubt  sei,  seine  Ländereien 
mit  diesen  Auflagen  zu  belästigen,  sein  Sohn,  Enkel,  Urenkel 
dieselbe  Erlaubniss  habe,  so  würden  nach  wenigen  Generationen 
die  Ländereien  der  Familie  solcher  Stifter  nicht  allein  unnütz, 
sondern  drückend  und  schädlich,  statt  einer  Wohlthat  eine  Last 
durch  die  unerträglichen  Auflagen  auf  diesen  Grundstücken  . . . 
und  es  werde  dahin  kommen,  dass  die  Seelen  der  anderen  Welt 

fl  Gneist,  Das  englische  Verwaltnugsrecht.  II  1029. 

fl  Turgot,  Oeuvres,  edition  Daiie.  I 301  ff.;  vgl.  I 308. 
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die  Herrinnen  (senhoras)  aller  Grundgüter  dieses  Reiches  sein 
würden  *).  Ähnlich  verhielt  es  sich  in  Spanien,  wo  z.  B.  Philipp  IV. 
einmal  hundert  tausend  Seelenmessen  für  eine  einzige  Person 
lesen  liess^). 

Kant  erkennt  dem  Staate  das  Recht  und  sogar  die 
Pflicht  zu,  alle  Stiftungen,  auch  die  zu  Gunsten  der  Kirche 
begründeten,  sobald  sie  nicht  mehr  mit  den  Staatszweckeu 
im  Einklänge  stehen,  nach  den  Bedürfnissen  der  Zeit  abzu- 
ändern ® ). 

Ausser  den  nicht  nur  rechtmässigen,  sondern  durchaus 
nothwendigen  Aenderungen  kommen  aber  auch  häufig  miss- 
bräuchliche vor,  indem  die  Stiftungen  allzu  oft  nicht  im 
Sinne  ihrer  Urheber,  sondern  im  Interesse  der  Curatoren 
oder  ihnen  verwandter  Personen  verwaltet  werden.  Endlich 
sind  auch  Umgestaltungen  als  Folgen  gewalt- 
samer staatlicher  Eingriffe  zu  erwähnen.  So  be- 
standen in  England  Stiftungen  für  Seelenmessen,  die  in 
den  letzten  Lebensjahren  Heinrichs  VIII.  und  in  den 
ersten  Zeiten  Eduards  VI.  aufgegeben  wurden,  angeblich 
damit  die  Einkünfte  zur  Errichtung  von  Schulen  und  zur 
Unterstützung  Dürftiger  verwendet  würden,  während  die  be- 
treffenden Güter  in  Wirklichkeit  in  die  Hände  von  Höflingen 
gelangten*).  Die  spanischen  Cortes  verlangten  die  Voll- 
ziehung der  Vermächtnisse  des  Cardinais  Jimenez  im  Be- 
trage von  20  Millionen  Maravedis  für  Auslösung  gefangener 
Christen.  Verheirathung  verwaister  Mädchen  und  Errichtung 
eines  Klosters  zur  Erziehung  armer  Mädchen.  Dem  Ver- 
langen der  Cortes  konnte  nicht  entsprochen  werden,  da 
Karl  I.  (V.)  über  den  erwähnten  Betrag  schon  längst  für 
Staatszwecke  verfügt  hatte  °).  In  Venedig  verwandte  der  Rath 
der  Zehn  Vermächtnisse  ebenfalls  zu  anderen  als  den  von  den 


fl  Schäfer,  Geschichte  von  Portugal.  V 461.  462. 

fl  La  Comtesse  d’Aulnoy,  La  cour  et  la  ville  de  Madrid.  Paris 

1874.  1 179. 
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Stiftern  vorgeschriebenen  Zwecken  ^).  In  den  letzten  Zeiten 
des  ancien  r^giine  wurden  die  meisten  der  ländlichen  wohl- 
thätigen  Stiftungen  in  Frankreich  durch  einfache  willkür- 
liche Regierungsverordnungen  ihren  Bestimmungen  entzogen  ®). 

Angesichts  der  von  uns  (III  22  ff.)  geschilderten  Ver- 
klärung der  Armuth,  entbehrte  die  mittelalterliche,  aus- 
schliesslich der  Kirche  überlassene,  durchaus  freiwillige 
Armen pff  ege  jedes  folgerichtigen  Systems.  Da  man  nach 
der  kirchlichen  Auffassung  der  Armen  bedurfte,  um  mit 
Rücksicht  auf  das  eigene  Seelenheil  gottgefällige  Werke  an 
ihnen  zu  üben,  so  dachte  man  weder  an  eine  Auswahl  der 
Würdigsten  oder  Dürftigsten  unter  den  Betheiligten,  noch 
an  eine  Einschränkung  der  Armuth  (vgl.  III  171).  Eine 
wirkliche  auf  vernünftigen  Grundsätzen  beruhende,  der  reinen 
Nächstenliebe  entspringende  — zwangsweise  und  daher  ge- 
wisseimassen  mit  einem  Eingriffe  ins  Eigenthum  verbundene 
— Sorge  für  die  des  nothwendigsten  Eigenthums  Entbehren- 
den , die  neben  der  Hilfsleistung  ihre  sittliche  und  wirth- 
schaftliche  Hebung  herbeizuführen  suchte,  gewahren  wir  erst 
als  Folge  der  Reformation.  In  seiner  Schrift  „An  den  Adel 
deutscher  Nation“  entwickelt  Luther,  indem  er  auf  Be- 
seitigung des  Bettels  dringt,  die  noch  heute  geltenden  Grund- 
sätze einer  gesunden  Armenpffege.  Er  fordert  nicht  nur, 
dass  jede  Stadt  ihre  Armen  selbst  versorgen  solle,  sondern 
auch,  dass  die  bis  dahin  systemlos  erfolgten  Spenden  fortan 
durch  eine  auf  genauer  Prüfung  der  individuellen  Verhält- 
nisse beruhende  geregelte  Fürsorge  ersetzt  werden.  In  voller 
Würdigung  der  Arbeit,  der  kein  hierzu  Fähiger  sich  ent- 
ziehen darf,  verlangt  Luther,  dass  diese  Fürsorge  sich  nur 
auf  das  Nothweudigste  beschränke®). 

Luthers  Grundsätze  gelangten  zuerst  in  den  Städten 
zur  \ erwirklichung;  doch  wurde  in  manchen  deutschen 


')  Ranke,  Zur  venezianischen  Geschichte.  S.  48. 

“)  Tocqueville,  L’ancien  regime  et  la  Revolution.  S.  290. 
Vgl.  Roscher,  System.  V 86.  87. 
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Ländern  noch  im  Laute  des  17.  Jahrhunderts  die  Armen- 
pflege fast  ganz  auf  kirchliche  Weise  geleitet.  An  eine 
Armenpflege  in  modernem  Sinne  konnte  in  Deutschland  nicht 
gedacht  werden,  so  lange  das  Lehnwesen  fortbestand.  in- 
dem der  Hof-  und  Lehnherr  für  seine  Armen  zu  sorgen 
hatte.  Da  das  Lehnverhältniss  erst  zu  Anfang  des  19.  Jahr- 
hunderts vollständig  verlassen  wurde,  so  nahmen  alle  älteren 
Verordnungen  hierauf  Rücksicht.  Doch  finden  sich  Ansätze 
zu  einer  geregelten  Armenpflege  schon  vorher  in  Deutsch- 
land, zunächst  in  Preussen.  Eine  Verordnung  von  1684 
bestimmt  im  Allgemeinen,  dass  jede  Gemeinde  nach  Mög- 
lichkeit für  ihre  Armen  sorgen  solle,  was  ein  Edict  des  Kur- 
fürsten Friedrich  III.  von  1696  dahin  festsetzte,  dass  jeder 
Obrigkeit  die  Fürsorge  für  die  in  ihrem  Bezirke  geborenen 
Bettler  obliege.  1701  und  1708  fand  diese  Verordnung  eine 
Erweiterung  und  Sonderbestimmung,  wonach  die  vollkommen 
Arbeitsfähigen  Beschäftigung,  die  weniger  Arbeitsfähigen 
Almosen  und  die  unbedingt  Arbeitsunfähigen  Wohnung  und 
Verpflegiing  in  Armen-,  Waisen-  und  Krankenhäusern  er- 
halten sollten.  Eine  noch  speciellere  Organisation  der 
öffentlichen  Armenpflege  erfolgte  durch  das  Edict  Friedrichs 
des  Grossen  von  1748,  das  allenthalben  die  Errichtung  be- 
sonderer Arniencassen  anordnete  und  die  Massregeln  gegen 
Arbeitsscheue  und  Vagabunden  verschärfte ').  Damit  nur  in 
wirklichen  Nothfällen  Armenunterstützung  in  Anspruch  ge- 
nommen werde,  ist  mit  dieser  in  den  meisten  Ländern  eine 
Beeinträchtigung  öffentlicher  Rechte  verknüpft. 

In  Deutschland,  wie  in  den  meisten  anderen  Ländern, 
brachte  erst  die  Zeit  der  Aufklärung  einen  erheblichen  Fort- 
schritt in  der  Armenpflege. 

Die  hierauf  bezüglichen  Bestimmungen  in  Schleswig- 
Holstein  sind  deshalb  von  ganz  besonderer  Wichtigkeit, 
weil  sie  zeigen,  wie  ungemein  schwer  es  auf  diesem  Gebiete 
ist,  den  verschiedenen , zum  Theile  einander  widerstreiten- 

1)  Emmiiighaus,  Das  Armenwesen  und  die  Armengesetzgebung  in 
europäischen  Staaten.  Berlin  1870.  S.  41 — 43. 
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den  Interessen  gerecht  zu  werden.  Hier  war  schon  zeitig 
— 1646  — die  freiwillige  und  die  kirchliche  Armenpflege 
von  staatlicher  Fürsorge  begleitet.  1736  wurde  eine  Ver- 
ordnung erlassen,  wonach  in  jedem  Bezirke  eine  eigene 
Armencasse  bestehen  sollte,  der  die  für  die  Armen  be- 
stimmten Einkünfte  milder  Stiftungen  zugewiesen  werden 
sollten.  Für  den  Fall  der  Unzulänglichkeit  dieser  Mittel 
sollte  eine  von  den  Einwohnern  nach  Vermögen  und  Ein- 
kommen zu  entrichtende  Armensteuer  umgelegt  werden 
Diese  Verordnung  zuerst  stellte  den  Grundsatz  auf,  dass 
jede  Gemeinde  verpflichtet  sei,  die  ihr  angehörigen  Armen 
zu  unterhalten.  Diese  gesetzlichen  Bestimmungen  werden 
als  eine  der  vornehmsten  Ursachen  davon  angesehen,  dass 
in  diesem  von  der  Natur  so  begünstigten  Landstriche  ein 
erheblicher  Theil  der  Bevölkerung  die  Armenunterstützung 

m Anspruch  nimmt,  zumal  hier  keinerlei  Ehehindernisse  für 
Besitzlose  bestanden  *). 

Sehr  früh  erfolgte  der  Eingrifl  des  Staates  ins  Armen- 
wesen in  Oesterreich.  Ferdinand  I.  verordnete  1552  die 
Bestrafung  gesunder  Bettler  und  verpflichtete  die  Gemeinden 
zur  Ernährung  ihrer  Armen  Bis  zur  zweiten  Hälfte  des 
17.  Jahrhunderts  herrschte  die  mittelalterliche  Auffassung 
wonach  jeder  Arme  in  seinem  jeweiligen  Aufenthaltsorte 
unterstützt  wurde  ^).  Karl  VI.  ordnete  1724  die  Errichtung 
von  Aibeitshäusern  für  Waisen  und  andere  Armen  an.  Zur  Zeit 
Maria  Theresias  hielt  Sonnenfels,  dem  die  damals  geübte 
Art  des  Alniosengebens  unerspriesslich  erschien,  es  für  ge- 
eigneter, die  für  die  Armen  bestimmten  Beträge  zu  sammeln 
und  nach  Massgabe  der  Würdigkeit  und  des  Bedürfnisses  zu 
vertheilen.  Im  Einklänge  damit  hatte  Joseph  II.  die  Ab- 
sicht, das  Alniosenspenden  an  Einzelne  zu  verbieten  und  die 
Armenversorgung  besser  zu  organisiren.  Es  wurde  dem- 
gemäss auf  Grund  statistischer  Verzeichnisse  der  Hilfs- 


1)  Emminghaus,  a.  a.  0.  S.  116.  117. 
‘^)  Roscher,  a.  a.  0.  S.  88.  89. 

*')  Emminghaus,  a.  a.  0.  S.  424  ff. 
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bedürftigen  ein  sogenanntes  Armeninstitut  gegründet,  in  dem 
die  Armen,  je  nach  Bedürfniss  und  Erwerbsfähigkeit,  ganze 
oder  Theilportionen  empfangen  sollten.  Die  dazu  erforder- 
lichen Mittel  sollten  in  jedem  Pfarrbezirke  unter  Aufsicht 
des  Pfarrers  theils  die  vorhandenen  für  die  Armen  bestimmten 
Gelder,  theils  die  Erträge  gewisser  Polizeistrafen,  theils 
Sammlungen  liefern.  Doch  war  die  Einrichtung  unbeliebt 
und  der  Bettel  wurde  dadurch  nicht  eingeschränkt^). 

In  der  Blüthezeit  Hollands  entstand  daselbst  eine  über- 
aus grosse  Anzahl  milder  Stiftungen,  die  eine  weitere 
Armenpflege  beinahe  entbehrlich  machten.  Die  aus  diesen 
Stiftungen  hervorgegangenen  Armenanstalten  wurden  als  die 
vortrefflichsten  anerkannt  und  dienten  den  übrigen  Ländern 
als  Vorbild.  Hier  waren  auch  die  der  Armuth  vorbeugen- 
den Mittel  mustergültig.  Die  1785  errichtete  „gemeinnützige 
Gesellschaft“  gründete  Schulen  mannigfaltiger  Art,  Spar- 
banken, Krankencassen , Volksbibliotheken  u.  s.  w.  Die  re- 
formirten  Diakonien  stellten  den  Grundsatz  auf,  dass  die 
Armen,  deren  Kinder  die  Schule  nicht  besuchten,  nicht  unter- 
stützt werden  sollten.  Diese  Bestrebungen  erwiesen  sich  als 
so  erfolgreich,  dass  es  im  18.  Jahrhundert  nirgends  weniger 
Arme  und  Bettler  gab  als  in  Holland^). 

Im  Gegensätze  zu  Holland  hatte  Flandern  um  1772 
bei  einer  Bevölkerung  von  ungefähr  700000  Einwohnern 
nicht  weniger  als  100000  Arme.  Schon  eine  Verordnung 
Karls  I.  (V.)  von  1515  hatte  als  Hauptursache  der  bereits  da- 
mals geherrschten  Noth  die  Anstalten,  vornehmlich  Stiftungen, 
bezeichnet,  die,  zur  Unterdrückung  des  Elends  gegründet, 
die  Trägheit  der  Bevölkerung  förderten.  Das  Armenwesen 
auch  des  übrigen  Belgien  ist  bis  zur  französischen  Erobe- 
rung den  Gemeinden  und  Stiftsverwaltungen  überlassen  ge- 
blieben ^). 

’)  Beidtel , Geschichte  der  österreichischen  Staatsverwaltung. 
Innsbruck  1896 — 1898.  I 140.  275.  276. 

2)  Roscher,  a.  a.  0.  S.  105.  Emminghaus,  a.  a.  0.  S.  679.  680. 
Vgl.  Ranke,  Hardenberg.  I 33. 

*)  Emminghaus,  a.  a.  0.  S.  636.  637. 
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lu  England,  dem  „classischen  Lande  für  das  Staats- 
armenwesen“, ist  der  Grundsatz,  dass  der  Staat  verpflichtet 
sei,  für  seine  Armen  zu  sorgen,  sehr  zeitig  zur  Geltung  ge- 
langt. 1535  ordnete  Heinrich  VIII  an,  dass  allenthalben 
Gemeindecassen  für  die  Armen  errichtet  werden.  Noch 
weiter  ging  die  Regierung  Eduards  VI.,  die,  „um  der  Sorge 
füi  die  Armen  willen“,  den  grössten  Theil  der  Güter  der  ver- 
schiedenen Bruderschaften  und  der  Gilden  confiscirte  (denen 
aber,  wie  wir  bereits  erwähnten,  eine  andere  Bestimmung 
beschieden  ward).  Zugleich  wurde  jeder  Gemeinde  die  Ver- 
pflichtung auferlegt,  ihre  Armen  zu  beschäftigen  oder  zu  ' 
ernähren  1).  Die  Behauptung,  dass  die  Armenunterstützung 
erst  durch  die  Einziehung  der  Klöster,  die  vorher  diese 
Aufgabe  erfüllt  hätten,  nothwendig  geworden  sei,  bezeichnet 
Hallam  als  ein  unbegründetes  Vorurtheil,  indem  der  Geist 
des  blinden  Almosengebens,  mit  dem  die  römische  Kirche 
ihre  Gläubigen  erfüllte,  keineswegs  Bettel  und  Elend  abge- 
stellt, sondern  hervorgerufen  habe.  Bei  der  Zerstreutheit 
der  Klöster  in  verschiedenen  Grafschaften , die , ohne  jede 
Regelmässigkeit  des  Abstandes,  oft  in  ganz  abgesonderten 
Gegenden  sich  befanden,  habe  von  einer  geregelten,  nach  den 

Bedürfnissen  zugemessenen  örtlichen  Hilfe  keine  Rede  sein 
können. 

Das  berühmte  Arniengesetz  Elisabeths  von  KJOl  enthält 
Bestimmungen,  auf  denen  noch  das  heutige  Armenwesen 
beruht.  Danach  sollten  arbeitsunfähige  Arme,  für  die  ihre 
nächsten  Verwandten  zu  sorgen  nicht  im  Stande  waren,  aus 
öffentlichen  durch  Steuern  aufzubringenden  Mitteln  unter- 
stützt, arbeitsfähige  von  den  Gemeinden  zur  Thätigkeit  an- 
gehalten werden.  Diesem  Gesetze  gemäss  hätte  die  Armen- 
steuer sowohl  von  dem  beweglichen  wie  von  dem  unbeweg- 
lichen Vermögen  erhoben  werden  sollen;  in  Folge  der 
Schwierigkeit  jedoch,  die  mit  der  Ermittlung  des  beweg- 
lichen Vermögens  verknüpft  gewesen  wäre,  wurde  von  dessen 


Ü Roscher,  a.  a.  0.  S.  94. 

2)  The  constitutional  History  of  Ent'land.  I 80. 
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Besteuerung  abgesehen  und  die  Poor  rate  gestaltete  sieh 
thatsächlich  zu  einer  Grundsteuer.  Einen  bedenklichen  Rück- 
schritt bedeutete  der  Ki(j2  von  Karl  II.  erlassene  Settlement- 
Act,  wodurch  im  Interesse  der  Grundbesitzer  das  Nieder- 
lassungsrecht der  Arbeiter  so  sehr  eingeschränkt  ward,  dass 
diese  dadurch  gewissermassen  an  die  Scholle  gebunden  wurden. 
Die  Folge  davon  war  eine  starke  Zunahme  der  Zahl  der 
Armen  und  daher  auch  der  Kosten  ihrer  Erhaltung.  1685 
und  1691  erfolgten  mildernde  Declarationen  zum  Settlement- 
Act,  der  jedoch  noch  zur  Zeit  von  Adam  Smith  im  Grossen 
und  Ganzen  seine  einschränkende  Wirkung  ausübte.  Ver- 
hältnismässig am  grössten  scheint  die  Zahl  der  Unter- 
stützungsbedürftigen bei  Ausgang  des  17.  Jahrhunderts  ge- 
wesen zu  sein.  King  und  Davenant  schätzten  ihre  Zahl 
1696  auf  1330000  von  5500000  Einwohnern,  während  1846 
bei  einer  Bevölkerung  von  17  Millionen  die  Zahl  der  Unter- 
stützten kaum  grösser  (1332089)  war.  1697  und  in  den 
folgenden  Jahren  wurden  Arbeitshäuser  (workhouses)  in  ver- 
schiedenen Städten  errichtet,  und  1723  ward  angeordnet,^ 
dass  die  die  Aufnahme  in  ein  workhouse  ablehnenden  Armen 
keinen  Anspruch  auf  anderweitige  Unterstützung  haben 
sollen.  Das  1782  unter  dem  Namen  Gilbert’s  Act  erlassene 
Gesetz  bewirkte  eine  Ergänzung  des  Arbeitslohnes  aus  der 
Armeucasse.  Ihm  schloss  sich  1795  der  Speenhamland-Act 
of  Parliament  an,  demgemäss  das  Missverhältniss  zwischen 
den  damals  sehr  hohen  Getreidepreisen  und  den  unverändert 
gebliebenen  Löhnen  vermittelst  einer  auf  jene  gegründete 
Lohnscala  ausgeglichen  werden  sollte,  indem  den  Arbeitern 
der  Unterschied  als  Zuschuss  (allowance)  aus  der  Armencasse 
bewilligt  ward.  Beide  Massregeln  übten  begreiflicher  Weise 
einen  empfindlichen  Druck  auf  die  Arbeitslöhne  aus  und  im 
Hinblicke  hierauf  ist  es  erklärlich,  dass  Rogers  seine  Ueber- 
zeugung  ausspricht , „that  the  English  poor  law  has  been 
on  the  whole  the  worst  enemy  of  the  English  workman  that 
has  ever  existed“  ^).  Bei  Ausgang  des  Jahrhunderts  wurde 


*)  Aschrott,  Das  englische  Armenwesen.  Leipzig  1886.  S.  12  31. 
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von  Georg  III.  angeordnet,  dass  Niemand  mehr  auf  die  blosse 
'V  ermuthung  hin , dass  er  der  Gemeinde  zur  Last  fallen 
werde,  ausgewiesen  werden  dürfe*). 

Die  Kosten  der  schottischen  Armenpflege  wurden  lange 
nicht  wie  in  England  und  Wales,  fast  ausschliesslich  durch 
eine  das  Grundeigenthum  belastende  Steuer  aufgebracht,  in- 
dem die  Armenverwaltung  hier  durch  zwei  Jahrhunderte  vor- 
zugsweise den  kirchlichen  Behörden  überlassen  blieb  2). 

Die  auf  beschränktem  Gebiete  in  Schleswig-Holstein  ge- 
machten Erfahrungen  wurden  in  grösserer  Ausdehnung  in 
Grossbritannien  gemacht  Bei  aller  Scheu  vor  den  work- 
louses  fühlte  der  Arme,  in  Folge  seines  Rechtes  auf  Unter- 
stützung, keinen  Drang  zum  Fleiss  und  zur  Sparsamkeit. 
Ehen  wurden  leichtsinnig  und  in  jungen  Jahren  geschlossen. 
Die  Zahl  der  Armen  nahm  sehr  beträchtlich  zu;  in  einem 
schottischen  Kirchspiele  stieg  sie  unmittelbar  nach  Ein- 
führung der  Armensteuer  auf  das  Doppelte.  Natürlich 
stiegen  desshalb  die  Armenlasten  ausserordentlich 

Die  Armenphege  in  Frankreich  ist  das  Widerspiel 
der  englischen.  Während  sie  in  England  einen  zwingenden 
Charakter  annimmt,  ist  sie  in  Frankreich  freiwillig;  während 
dort  der  Staat  ihr  Hauptträger  ist,  erscheint  hier  der  Ein- 
huss  der  Kirche  vorwiegend  und  das  Hospital  als  Mittel- 
punkt U.  Die  um  1(342  errichteten  Armenbureaus  wurden 
von  den  Pfarrern  verwaltet.  Sie  sollten  sich  nur  der  Arbeits- 
unfähigen annehmen.  Noch  eine  Verordnung  von  16(32  be- 
traut die  Kirchspiele  mit  der  Armenversorgung  In  dem 
von  Ludwig  XIV.  errichteten  Hopital  gönöral,  das  Tausende 
aufnehmen  konnte,  sollten  alle  arbeitsfähigen  Armen  unter- 
gebracht  werden^),  während  in  den  übrigen  Ländern  die 

71.  Adan,  Smith  Wealth  of  Xations.  1 10.  Macaulay,  History  of 
oV  ^ and  prices  in  Lg- 

Gneist,  Selfgovernment.  S.  688. 

-)  Emininghaus,  a.  a.  0.  S.  525—528. 

2 ^24-  Aschrott,  a.  a.  0.  S.  24. 

) Uhlhorn  iin  Handwörterbuch  für  Staatswissenchaften.  S.  1065. 

) a.  a.  0.  S.  1066.  Roscher,  a.  a.  0.  S.  97. 
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Hospitäler  nur  für  Kranke  bestimmt  waren.  So  konnte 
Montesquieu  sagen : Je  me  suis  cru  riche  et  me  voilä 
ä l’höpital“.  (Lettres  persanes  CXXXIL) 

Der  Ausweg,  Arme  in  Hospitälern  unterzubringen,  die  zu 
diesem  Behüte  gegründet  wurden , ward  von  den  bedeutendsten 
Publicisten  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  scharf  getadelt.  Mit 
Recht  bemerkt  Forbonnais  bei  Anführung  der  hierauf  bezüglichen 
Verordnung,  dass  nicht  durch  den  Bettel  allein  die  Personen,* 
die  sich  ihm  ergeben , dem  Gemeinwesen  lästig  werden , sondern 
vorzüglich  durch  ihren  Müssiggang  und  ihr  böses  Beispiel,  und 
dass  Spitäler  nur  für  Kranke  und  für  Personen,  die  ihr  hohes 
Alter  zur  Arbeit  untauglich  mache,  bestimmt  werden  sollen.  Es 
wäre  angemessener,  meint  er,  die  Arbeit  der  Bettler  an  einen 
Unternehmer  zu  vermiethen.  Ausserdem  erinnert  er  daran,  dass 
es  den  französischen  Colonien  an  Bewohnern  mangle.  Forbonnais 
erneuert  den  Ausdruck  seiner  Bedenken,  als  er  des  Edictes  er- 
wähnt, das  Ludwig  XIV.  1662  in  Folge  von  Ueberhandnahme 
von  Bettlern  und  Vagabunden  erliess,  wonach  in  allen  Städten 
und  grossen  Marktflecken  des  Reiches  Hospitäler  zu  errichten 
seien,  wo  sie  eingeschlossen  und  zur  Frömmigkeit  angehalten 
werden  sollten.  Um  dieselben  Kosten,  sagt  er,  otfenbar  im  Hin- 
blicke auf  die  englischen  Einrichtungen,  hätte  man  Werkhäuser 
entstehen  lassen  können.  1666  wurde  das  Edict  gegen  Bettler 
und  Vagabunden  mit  derselben  Erfolglosigkeit  wie  vorher  er- 
neuert *).  Ebenso  hält  der  Marquis  d’  Argenson  die  Hospitäler 
als  Armenanstalten  für  schädlich  ^),  desgleichen  Montesquieu,  der 
meint,  dass  alle  Hospitäler  der  Welt  die  Armuth  nicht  zu  bannen 
vermöchten,  dass  diese  im  Gegentheile  durch  den  darin  gehegten 
Geist  der  Trägheit  vermehrt  werde  ^).  Dieselbe  Ansicht  hegte 
der  Marquis  Victor  de  Mirabeau  ^).  Diese  Organisation  des  Armen- 
wesens war  so  unzulänglich,  dass  bei  Missernten  oder  in  strengen 
Wintern  Tausende  von  Armen  umkamen.  In  den  Jahren  1692 — 1694 
sollen  in  Folge  der  Brodtheuerung  in  Paris  allein  an  96  000  Menschen 
Hungers  gestorben  sein®).  Necker,  der  mit  der  Vervollkommnung 
der  Hospitäler  beschäftigt  war,  erstattete  1780  Ludwig  XVI. 
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’)  Forbonnais,  Recherehes  et  considerations  sur  les  finances 
rance.  Basle  1758.  I 135.  136.  304.  396. 

*)  Considerations  sur  le  gouvernement  ancien  et  present  de 
rance.  Amsterdam  1764.  p.  274.  275. 

®)  Esprit  des  lois  XXIIl  29. 

L’ami  des  hommes  II  ch.  VII. 

®)  Clamageran,  a.  a.  0.  III  51.  52. 
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einen  schauderliaften  Bericht  über  den  Zustand,  in  dem  er  manche 
dieser  Anstalten  gefunden  hatte »).  Auch  Kant  2)  spricht  sich 
gegen  die  Armenversorgung  durch  Hospitäler,  Wittwenhäuser 
u.  s.  w.  aus,  weil  bei  ihrem  Anwachsen  die  Armuth  ein  Erwerbs- 
mittel für  träge  Menschen  werden  würde. 

In  Italien,  wo  die  Armenpflege  der  französischen  ähn- 
lich war,  beruhte  sie  vornehmlich  auf  Stiftungen  s),  die,  so- 
wie Wohlthätigkeitsanstalteu  jeder  Art,  besonders  in  Toskna 
sehr  reich  w^aren^).  Der  grosse  Menschenfreund  Turgot 
rechnet  einzelne  Theile  Italiens  sowie  Spanien,  wo  die 
wohlthätigen  Anstalten  am  zahlreichsten  seien,  zu  den 
Ländern,  in  denen  das  Elend  gewöhnlicher  als  in  anderen 
sei.  Denn,  eine  grosse  Anzahl  Menschen  umsonst  ernähren, 
heisse  den  Müssiggang  und  seine  Folgen  grossziehen,  heisse 
die  Lage  des  Tagediebes  beneidenswerth  gegenüber  der  des 
arbeitsamen  Menschen  erscheinen  lassen-^). 

Den  Grund  zur  öffentlichen  Armenpflege  in  Schweden 
legte  eine  Kirchenordnung  von  1571;  die  Unterstützungs- 
pflicht der  Kirchspiele  wurde  durch  die  Bettlerordnung  von 
1642  bestimmter  festgesetzt.  Da  aber  der  Bettel  in  un- 
erhörter Weise  zunahm,  so  errichtete  Karl  XL  ein  grosses 
Kaspel-  und  Spinnhaus,  wohin  alle  bettelnd  an  getroffenen  . 
Personen  gebracht  wurden,  um  daselbst  zwangsweise  zur 
Arbeit  verhalten  zu  werden.  Im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts 
nahm  sich  die  Staatsgewalt  der  Armenpflege,  die  bis  dahin 
vornehmlich  der  Kirche  obgelegen  hatte,  kräftiger  an.  In 
Schweden  - Norwegen  und  Dänemark,  wie  auch  in  Livland 
und  einigen  Schweizer  Cantonen  war  durch  lange  Zeit  das 
Laegdwesen  verbreitet.  Dieses  System  der  Reihenfolge,  wo- 
nach der  Arme  von  einem  verpflichteten  Hofe  zum  andern 
in  einem  bestimmten  Kreise  wanderte,  entsprang  der  Natural- 
wirtschaft, die  namentlich  in  Skandinavien  lange  fortdauerte. 

9 Droz,  Histoire  du  regne  de  Louis  XVI.  I 302.  303. 

-)  Kant,  Reehtslehre.  S.  174. 

Roscher,  a.  a.  0.  S.  180. 

*)  Alfred  v.  Reumont,  Geschichte  Toscanas.  I 97.  II  53 

Turgot,  Oeuvres.  I ,301. 
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Wenn  auch  solche  Reihenarme  zu  landwirthschaftlicheu  , 

Arbeiten  verwendet  wurden,  so  war  doch  diese  Einrichtung  ' 

mit  grossen  Unzukömmlichkeiten  verbunden,  zumal  der  Zeit-  { 

punkt  des  Ein-  und  Austrittes  der  Armen  selten  mit  den 
Arbeitsbedürfnissen  im  Einklänge  stand  ^). 

In  Dänemark  wurde  die  öffentliche  Verpflichtung  zur 
Armenversorgung,  das  Recht  der  Bedürftigen  au  öffentliche 
Unterstützung,  durch  die  Instruction  von  1708  anerkannt; 
doch  ward  erst  1762  in  Kopenhagen  eine  besondere  Arnien- 
steuer  den  Grundbesitzern  auferlegt  und  1792  festgesetzt, 
dass  die  Armenverwaltung  den  Gemeinden  obliege^). 


Wir  schreiten  nun  zur  Darstellung  der  Einflüsse  des 
Familienrechtes  auf  die  Entwicklung  des  Eigenthums. 

In  neuerer  Zeit  wird  die  Vormundschaft  nicht  mehr 
als  Gewaltverhältniss,  sondern  als  eine  Institution  zum 
Schutze  — insbesondere  der  Eigenthumsinteressen  — der 
Schwachen  und  Unfähigen  aufgefasst.  Während  die  Ober- 
vormundschaft im  Mittelalter  den  Gerichten  obgelegen  hatte, 
in  den  Städten  jedoch  vom  Rathe  ausgeübt  worden  war 
(s.  IV  II  I 406),  ging  sie  in  neurer  Zeit  durchgehends  auf 
den  Staat  über.  Für  den  hohen  Adel,  bei  dem  der  Landes- 
herr oder  das  Familienhauj)t  die  Führung  der  Vormund- 
schaft beeinflusst,  gelten  dabei  besondere  hausgesetzliche 
Bestimmungen. 

Nach  französischem  Rechte  soll  neben  dem  Vormund 
ein  Gegenvormund  (tuteur  subrogö)  fungiren,  um  jenen  zu 
beaufsichtigen  und  besonders  in  Fällen,  in  denen  die  Inter- 
essen des  Mündels  mit  denen  des  Vormundes  collidiren,  das 
Wohl  des  Mündels  zu  wahren.  Aehnlich  in  Preussen. 

Für  uneheliche  Kinder  sind  Vormünder  unerlässlich, 
weil  sie  im  Sinne  des  Rechts  vaterlos  sind. 

Die  Uebernahme  der  Vormundschaft  ist  eine  staats- 


’)  Emminghaus,  a.  a.  0.  S.  568  ff.  Roscher,  a.  a-  0.  S.  177. 

2)  Scharling,  im  Handwörterbuch  für  Staatswissenschaften.  2.  Auff. 
S.  1113.  1114.  Vgl.  Harald  HöflFding,  Ethik.  Leipzig  1888.  S.  393. 
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bürgerliche  Pflicht,  der  man  sich  nur  aus  triftigen  Gründen 
entziehen  darf.  Eben  dieser  Verpflichtung  wegen  hat  der 
Vormund  in  neuerer  Zeit  im  Allgemeinen  keinen  Anspruch 
auf  einen  aus  seiner  Thätigkeit  zu  ziehenden  Nutzen,  sondern 
nur  auf  Ersatz  seiner  Auslagen. 

Freiwillige  Veräusserungen  und  Belastungen  der  Grund- 
stücke des  Mündels  bedürfen  der  obervormundschaftlichen 
Genehmigung.  Neben  der  Anlage  des  Mündelvermögens  in 
Grundstücken,  worin  sie  vorzugsweise  bestehen  soll,  ist  nach 
neueren  Particularrechten , den  entwickelten  Creditverhält- 
nissen  entsprechend,  auch  die  in  sicheren  Hypotheken  und 
Werthpapieren  zulässig.  Mit  Ausnahme  der  üblichen  Ge- 
legenheitsgeschenke und  der  aus  sittlicher  Pflicht  erfliessen- 
den  Leistungen  sind  dem  Vormund  keinerlei  Liberalitätsacte 
gestattet.  Geschäfte,  bei  denen  er  selbst  betheiligt  ist,  darf 
er  nicht  für  den  Mündel  abschliessen. 

Bei  Antritt  der  Vormundschaft  hat  der  Vormund,  der 
eidlich  verpflichtet  wird,  ein  genaues  Inventar  des  Mündel- 
vermögens aufzunehmen.  Er  ist  verpflichtet,  dem  Vormund- 
schaftsgerichte  periodisch  Rechnung  mit  Belegen  zu  über- 
reichen. 

Nach  der  Reichspolizeiordnung  von  1548  erhalten  nicht 
bloss  unmündige,  sondern  auch  minderjährige  Kinder  Vor- 
münder, w^elche  Bestimmung  dem  neuen  Rechte  erhalten 
blieb.  Wie  nach  altem  deutschem,  so  werden  auch  nach 
neuerem  Rechte  Geisteskranken , Bresthaften  und  Ver- 
schwendern Vormünder  bestellt.  Diese  werden  nach  den 
meisten  Gesetzen  nur  dann  ernannt,  wenn  die  Vermögens- 
verfügungen der  in  die  erwähnte  Kategorie  Gehörigen  die 
Gefahr  eines  Nothstandes  für  sie  und  ihre  Familien  be- 
fürchten lassen. 

Verschollenen  werden  Curatoren  (Pfleger)  bestellt^). 

In  Böhmen  hatte,  wofern  der  Vater  keinen  Vormund 
bestellt  hatte,  der  nächste  männliche  Verwandte  den  ersten 
Anspruch  auf  die  Vormundschaft.  Weigerte  er  sich,  sie  zu 

')  Stobbe,  a.  a.  0.  I 288.  289.  IV  465  ff.  Dernburg,  Pandekten. 

3.  Aufl.  III  86.  89. 
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übernehmen,  so  ging  er  des  Erbrechtes  nach  dem  Tode  der 
unmündigen  Verwandten  verlustig  G- 

Das  eheliche  Güter  recht  der  neueren  Zeit  weicht 
in  seinen  wesentlichen  Grundzügen  von  dem  des  späteren 
Mittelalters  nicht  ab.  Man  unterschied  dabei  vier  Systeme: 
1.  Die  blosse  Gütervereinigung  zur  Verwaltung  durch  den 
Mann  (System  des  usus  fructus  maritalis),  2.  die  allgemeine 
Gütergemeinschaft,  3.  die  particulare  Gütergemeinschaft, 
4.  das  römische  Dotalrecht.  Nach  jedem  dieser  Systeme  hat 
der  Mann  die  ehelichen  Lasten  zu  bestreiten,  ihm  steht  die 
Verwaltung  und  Nutzung  des  gesammten  Vermögens  der 
Frau  zu,  die  in  der  Verfügung  über  das  gemeinsame  Gut 
beschränkt  ist;  doch  dürfen  auch  nach  neuerem  Rechte  ein- 
zelne Vermögenstheile  (Sondergüter)  der  Frau  der  Ver- 
waltungs-  oder  Vermögensgemeinschaft  entzogen  werden, 
über  die  ihr  schrankenlose  Verfügung  zusteht,  üebrigens 
dürfen  die  Ehegatten  auch  in  neuerer  Zeit  hinsichtlich  dieser 
Verhältnisse  Eheverträge  eingehen,  die  von  einzelnen  Parti- 
cularrechten sogar  für  jede  Ehe  oder  bei  Eingehung  einer 
zweiten  Ehe  gefordert  werden. 

Die  Hauptunterschiede  zwischen  Verwaltungsgemeinschaft  und 
Dotalrecht  sind  die  folgenden:  nach  deutschem  Rechte  gelangt 
alles  — nicht  besonders  vorbehaltene  — Vermögen  der  Frau  in 
die  Hand  des  Mannes,  während  sich  dieses  nach  römischem  Recht 
auf  das  beschränkt,  was  ihm  als  dos  ausdrücklich  oder  still- 
schweigend übertragen  worden  ist.  Nach  deutschem  Rechte  steht 
der  Frau  die  Verfügung  und  Nutzung  nur  über  ihr  vorbehaltenes 
Vermögen  zu,  nach  römischem  Rechte  erstreckt  sich  diese  auch 
auf  ihre  Parapherna  (das  was  sie  neben  der  Mitgift  mithringt). 
Nach  deutschem  Rechte  hat  der  Mann  nur  Verwaltung  und 
Nutzung  des  Vermögens  der  Frau,  während  die  römische  dos 
sein  Eigenthum  wird,  das  aber  bei  Auflösung  der  Ehe  von  ihm 
zurückzuerstatten  ist.  Nach  deutschem  Rechte  fällt  der  der 
Thätigkeit  der  Frau  entspringende  Erwerb  dem  Manne , nach 
römischem  Rechte  dem  Paraphernalgut  der  Frau  zu.  Nach  deutschem 
Rechte  darf  der  Mann  die  Grundstücke  der  Frau  mit  ihrer  Zu- 
stimmung veräussern ; nach  römischem  Rechte  soll  dies  nicht 


D Gindely,  a.  a.  0.  S.  494. 

Felix,  Eigenthum.  IV.  2.  II. 
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einmal  mit  ihrer  Genehmigung  geschehen.  Nach  deutschem  Rechte 
hat  der  überlebende  Gatte  ein  Erbrecht  am  Vermögen  des  ver- 
storbenen, nach  römischem  Rechte  besteht  dies  nur  in  Ermanglung 
von  Verwandten  des  verstorbenen.  Die  Particularrechte  sind  in 
diesem  Punkte  höchst  mannigfaltig. 

Seit  dem  10.  Jahrhundert  ist  das  Verfangenschaftsrecht 
mehrfach  aufgehoben  worden. 

Im  Allgemeinen  sollen  nur  kleinere  Gelegenheits- 
geschenke unter  Ehegatten  zulässig  sein,  was  nach  Dernburg 
durch  die  Rücksicht  auf  die  Freiheit  der  römischen  Ehe- 
scheidung zu  erklären  ist.  Einzelne  Particularrechte  ge- 
statten mässige  Schenkungen  ^). 

Um  der  Schichtung  bei  Wiederverheirathung  des  über- 
lebenden Ehegatten  vorzubeugen,  ist  das  Institut  der  Ein- 
kindschaft  (imio  prolium)  eingeführt  worden.  Dies  ist  ein 
Ehevertrag,  wonach  die  Kinder  erster  Ehe  in  vermögens- 
rechtlicher Beziehung  dem  zweiten  Ehegatten  gegenüber  dessen 
leiblichen  Kindern  gleichgestellt  werden  sollen^). 

Die  erneuerte  böhmische  Landesordnung  setzte  fest,  dass 
der  Gatte  seine  Frau  nur  so  weit  bedenken  dürfe,  als  da- 
durch das  Erbe  der  Kinder  nicht  verkürzt  werde.  Die 
Schenkungen  sollten  sich  nur  auf  Geld  beschränken  und 
weder  auf  Grundstücke  erstrecken,  noch  sollten  Schuldbriefe 
ausgestellt  werden  ® ). 

Nach  den  Bestimmungen  des  Ehepatentes  Maria  Theresias 
von  1783  stand  jedem  der  beiden  Ehegatten  die  freie  Ver- 
waltung seines  Vermögens  zu  und  es  sollte  Gütergemein- 
schaft nur  dann  angenommen  werden,  wenn  ein  rechtmässiger 
Vertrag  darüber  nachweislich  war“*). 

Das  englische  Gesetz  suchte  die  Frau  gegen  ihre  eigene 
Schwäche  insofern  zu  beschützen,  als  es  ihr  die  Veräusse- 
rung  ihres  Sondergutes  verwehrte®). 

1)  Stobbe,  a.  a.  0.  IV  131  ft’.  Dernburg,  a.  a.  0.  III  45. 

Behrend,  Das  deutsche  Privatrecht  in  HoltzendorftsEncyklopädie. 

S.  603. 

*)  Gindely,  a.  a.  O.  S.  496. 

*)  Beidtel,  a.  a.  O.  I 347. 

®)  Wilson,  History  of  modern  Englislt  law.  S.  130. 
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Das  neuere  Erbrecht  sucht  die  Verwirklichung  der 
Absichten  des  Erblassers  und  den  Schutz  der  Erben  wie  der 
Gläubiger  in  höherem  Masse  zu  sichern.  In  diesem  Sinne 
verlangen  einige  Particularrechte , dass  der  Erbe  sich  den 
Behörden  gegenüber  legitimire,  oder  dass  die  Verabfolgung 
des  Nachlasses  durch  die  Behörden  erfolge,  so  dass  das  Ge- 
richt als  Testamentsexecutor  vorzugehen  habe.  Andere 
Particularrechte  fordern  die  Dazwischenkunft  des  Gerichts 
nur  in  gewissen  Fällen,  besonders  dann,  w'enn  der  Erbe  un- 
bekannt oder  abwesend  oder  minderjährig  ist,  oder  wenn 
mehrere  Erben  vorhanden  sind,  ln  solchen  Fällen  wird  zu- 
weilen auch  die  Versiegelung  des  Nachlasses  angeordnet. 
Seit  dem  15.  Jahrhundert  fordern  zahlreiche  Gesetze  die 
Veröffentlichung  der  Testamente  durch  die  Gerichte. 

Nach  neuerem  Erbrechte  werden  zur  Erbmasse  gehörige 
Gegenstände,  insbesondere  Grundstücke,  die  nicht  körperlich 
getheilt  werden  können,  jedoch  unter  mehrere  Personen  ge- 
theilt  werden  sollen,  gerichtlich  verkauft,  wofern  ein  Erbe 
dies  beantragt.  Ganz  besonders  wird  die  gerichtliche  Erb- 
theilung  dann  gefordert,  wenn  einzelne  Erben  unmündig 
sind.  Zuweilen  tritt,  wenn  Descendenten  einen  Ascendenten 
beerben,  die  Collationsptlicht  ein  (s.  IV' I 396).  Was  das 
Verhalten  des  Erben  zu  den  Schulden  des  Erblassers  anbe- 
langt, so  lassen  die  neueren  Particularrechte  das  römische 
Recht  gelten,  wonach  der  Erbe  für  die  Schulden  zu  haften 
hat,  wenn  er  nicht  die  Rechtswohlthat  des  Inventars  in  An- 
spruch nimmt  (s.  IV/I  396). 

Die  Erbfolgeordnungen  der  neueren  Zeit  weichen  viel- 
fach von  einander  ab.  Seit  der  Reception  erkennen  die 
Particularrechte,  analog  dem  römischen  Rechte  (s.  I\  'I  391). 
Pdichttheilsrechte  an.  Das  in  den  älteren  Particularrechten 
den  Geschwistern  eingeräumte  Pdichttheilsrecht  haben  die 
meisten  neueren  Gesetzgebungen  vollständig  beseitigt^). 

Mit  der  Reception  des  römischen  Rechtes  kam  das 
diesem  fremde  Institut  der  Testameutsexecution  in  Deutsch- 


b Stobbe,  a.  a.  0.  V 34-37.  122.  241. 
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land  auf.  Der  Testamentsexecutor  hat  über  die  Voll- 
streckung des  Testamentes  zu  wachen  und  den  Nachlass  zu 
liquidiren  ^). 

Die  Erbeinsetzungsverträge  oder  Erbverträge  im  engsten 
Sinne  zwischen  zwei  Personen,  von  denen  die  überlebende 
Erbe  der  verschiedenen  werden  soll,  wurden  in  Deutschland 
ebenfalls  mit  der  Eeception  des  römischen  Rechtes  eingeführt. 
Die  Römer  kannten  sie  nicht®). 

In  vielen  Ländern  galt  ein  besonderes  adeliges  Erbrecht. 
Die  hessische  Landesordnung  aus  dem  Ende  des  10.  Jahr- 
hunderts schrieb  vor,  dass  die  allodialen  Stammgüter  „aller- 
wege beim  Stamm  verbleiben  und  durch  weibliche  Succession 
niemalen  zerrüttet,  noch  in  fremde  Geschlechter  gebracht 
werden“.  In  Schlesien  sollten  die  Töchter  von  der  Erbfolge 
in  Rittergüter  durch  Söhne  ausgeschlossen  werden.  Das 
Jus  terrestre  nobilitatis  Prussiae  verordnete,  dass  nicht  bloss 
das  unbewegliche,  sondern  auch  das  bewegliche  Vermögen 
nur  in  Ermanglung  von  Söhnen  von  Töchtern  geerbt  werde. 
Bei  Vorhandensein  von  Söhnen  war  bloss  für  den  Unterhalt 
der  Töchter  und  bei  ihrer  Verheirathung  für  ihre  Aussteuer 
zu  sorgen^).  Aehnlich  war  es  in  Bayern  und,  wie  wir  noch 
des  näheren  gew^ahren  werden,  in  Böhmen. 

Erbverbrüderungen  kamen  auch  in  neuerer  Zeit  unter 
Adeligen  vor^). 

Zum  Behufe  der  Erhaltung  eines  kräftigen  Bauern- 
standes wurde  in  neuerer  Zeit  hinsichtlich  der  bäuerlichen 
Erbfolge  im  Wesentlichen  festgesetzt,  dass  bei  Hinterlassung 
mehrerer  gleich  naher  Verwandter  eine  Theilung  des  Gutes 
nicht  statttinde , sondern  dass  dieses  nur  an  Eine  zur  Be- 
wirthschaftuug  fähige  Person,  den  Anerben,  vererbt  werde, 
wobei  das  männliche  vor  dem  weiblichen  Geschlechte  bevor- 
zugt werde.  Auch  hier  findet  sich  zuweilen  der  Grundsatz 
des  Majorats,  häufiger  der  des  Minorats.  Bei  der  Erbfolge 

’)  Dernburg,  a.  a.  0.  S.  250—253. 

*)  Stobbe,  a.  a.  0.  S.  281.  Dernburg,  a.  a.  0.  8.  254. 

®)  Stobbe,  a.  a.  0.  S.  359—362. 
vgl.  Böttiger,  a.  a.  0.  II  19. 
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von  Frauen  wird  zuw^eilen  gefordert,  dass  sie  verheirathet 

seiend.  ^ , , 

Nach  dem  Privatrechte  der  erneuerten  Landesordnung 

in  Böhmen  hatten  die  Söhne  ein  Anrecht  auf  die  Hälfte 
der  väterlichen  Güter  zu  gleichen  Theilen;  über  die  andere 
Hälfte  durfte  der  Vater  nur  zu  Gunsten  des  einen  oder  des 
anderen  Sohnes  verfügen.  Dies  galt  für  unbewegliche  wie 
für  bewegliche  Vermögen.  Die  Töchter  hatten  bei  Vor- 
handensein von  Söhnen  nur  Anspruch  auf  angemessenen  Unter- 
halt, und  bei  ihrer  Verheirathung  auf  eine  standesgemässe 
Mitgift.  In  Ermanglung  von  Söhnen  erbten  sie  das  ganze 
Vermögen®).  In  Böhmen  war  der  adelige  Vater  nicht  be- 
rechtigt, seine  Söhne  in  der  Erbschaft  zu  verkürzen;  doch 
blieb  es  ihm  unbenommen,  auch  den  Töchtern  einen  Theil 
seiner  Güter  zu  hinterlassen.  Die  Mutter  konnte  mit  ihrem 
Eigenthum  beliebig  verfahren,  also  auch  die  Töchter  gegen- 
über den  Söhnen  begünstigen.  Die  Töchter  gingen  des  Erb- 
rechts verlustig,  wenn  sie  einen  Fehltritt  begingen  oder  sich 
gegen  den  Willen  des  Vaters,  und  nach  seinem  Ableben 
gegen  den  Willen  ihrer  Brüder  oder  ihres  Vormundes  ver- 
lobten®). ,,  , 

Das  Gesetz  Josephs  II.  vom  11.  Mai  1786  über  die  Erb- 
folge in  Oesterreich  war  auf  das  gleiche  Erbrecht  aller 
Geschwister  gegründet,  wodurch  es  den  Besitzern  von  Bauern- 
gütern werwehrt  wurde,  daraus,  wie  seithei,  eine  Art  \on 
Majoraten  zu  bilden.  In  Folge  der  Bedenken,  die  diese  Be- 
stimmung erregte,  erliess  Leopold  II.  am  18.  Octobei  17.0 
ein  Gesetz,  wonach  das  Bauerngut  dem  ältesten  Sohne  zu- 
fallen sollte,  der  sich  mit  seinen  Geschwistern  abzufinden 

Wie  wir  bereits  (IV/H/I  434)  erwähnten,  hat  in  Frank- 
reich das  dem  weiblichen  Geschlechte  ungünstige  Ei  brecht 
bis  zum  Ausgange  des  ancien  rögime  fortbestanden. 

1)  Stobbe,  a.  a.  0.  S.  376.  380.  Bebrend,  a.  a.  0.  S.  608. 

2)  Gindely,  a.  a.  0.  S.  494. 

*)  a.  a.  0.  S.  438. 

Beidtel,  a.  a.  0.  I 318.  341.  450. 
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In  den  nördlichen  und  mittleren  Provinzen  waltete  das 
anglonormännischen  Anschauungen  entsprungene  Gewohn- 
heitsrecht vor,  wonach  zum  Behufe  der  Erhaltung  der 
Familie  in  aristokratischem  Geiste  nicht  nur  die  Söhne  vor 
den  Töchtern,  sondern  auch  der  älteste  Sohn  vor  seinen 
Brüdern  bevorzugt  wurde.  Dieses  Erbrecht,  das  insbesondere 
beim  Adel  volle  Geltung  hatte,  wurde  allmählich  in  seinen 
Grundzügen  von  den  besitzenden  Classen  überhaupt  ange- 
wandt. Im  Süden  dagegen  herrschte  das  die  gleichmässige 
Vertheilung  des  Vermögens  vorschreibende  römische  Recht, 
das  jedoch  häutig  durch  Familienstatute  umgangen  wurde*). 
In  Ermanglung  von  Testamenten  galt  auch  im  Norden  für 
uichtadelige  Güter  das  gleiche  Erbrecht  aller  Kinder.  Es 
wird  angenommen , dass  schon  viele  Jahrhunderte  vor  der 
Revolution  die  Primogeniturerbfolge  in  einem  Viertel  von 
Frankreich  geherrscht  habe^). 

In  neuerer  Zeit  wurden  bürgerlich  Todte  (les  morts 
civils),  wozu  Mönche  und  Nonnen  gerechnet  wnrden,  vom 
Erbrechte  ausgeschlossen.  Diese  Ausschliessung  erklärt  die 
übergrosse  Anzahl  der  in  französischen  Klöstern  Auf- 
genommenen. Die  meisten  Familienväter  bestimmten  eines 
oder  mehrere  Kinder  — namentlich  Töchter  — für  das 
klösterliche  Leben,  um  den  anderen  ein  um  so  grösseres  Erbe 
sichern  zu  können ‘‘). 

Das  Repräsentationsrecht,  das  sich  in  Frankreich  so 
schwer  eingebürgert  hatte  (s.  IV/II/I  434),  war  noch  zu  Ende 
des  ancien  rögime  durch  die  Gewohnheitsrechte  vieler 
Gegenden  ausgeschlossen;  durch  das  Decret  vom  8.— 15.  April 
1791  ist  es  in  directer  Linie  verallgemeinert  worden. 

Das  (IVTI/I  433)  erwähnte  System  des  Heimfalls  (dövo- 
lution)  hat  auch  in  neuerer  Zeit  in  vielen  Gegenden 

')  V.  Sybel,  a.  a.  0.  IV  14. 

2)  Brentano,  Gesammelte  Aufsätze,  Stuttgart  1899.  I 6. 

Viollet,  Freds  de  l’histoire  du  droit  fran?ais.  p.  712.  Vgl. 
Diderot,  La  Religieuse. 
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lange  fortbestanden.  Ebenso  das  gesetzliche  Minimum  (la 

legitime)  *).  . , t,  ..  w 

In  England  ist  unter  Karl  II.  die  unbeschrankte 

Testirfreiheit  über  Grundeigen thum  eingeführt,  aber  that- 
sächlich  durch  die  häufigen  Substitutionen  --  auf  die  wir 
noch  zurückkommen  werden  — beeinträchtigt  worden  ). 
Die  Principien  der  Erbtheilung,  wie  sie  unter  Jacob  II.  fest- 
gesetzt wurden , sind  seitdem  nicht  geändert  worden.  Die 
Wittwe  erbte  bei  Nichtvorhandensein  von  Kindern  oder 
Kindeskindern  die  Hälfte,  sonst  ein  Drittel.  Es  folgen  den 
Kindern  der  Reihe  nach  als  Erben;  die  Mutter,  Brüder, 
Schwestern,  Kinder  verstorbener  Brüder  oder  Schwestern. 
Grundbesitz  wnrde  nicht  vertheilt,  sondern  ging  fast  immer 
auf  Einen  Erben  über;  das  männliche  Geschlecht  wurde 
dabei  vor  dem  weiblichen  bevorzugt.  Unter  Männern  gleichen 
Grades  erbte  nur  der  älteste.  Die  im  Lehnwesen  wurzelnde 
grosse  Verfügungsgewalt  berichtigte  meistens  die  Ungerech- 
tigkeit der  Begünstigung  des  Aeltesten®). 

In  Litthauen  und  in  Russland  begann  erst  im  10.  und 
17.  Jahrhundert  die  Anwendung  schriftlicher  Testamente^). 

Zur  Erhaltung  eines  bestimmten  Vermögenscomplexes 
innerhalb  einer  Familie  dient  das  Fa  in  i 1 i e n f i d e i c o m m i s s , 
ein  im  Interesse  des  Adels  errichtetes,  im  Feudalismus 
wurzelndes  Institut,  wonach  die  Erbfolge  nicht  die  gewöhn- 
liche, sondern  eine  von  dem  Stifter  nach  einer  bestimmten 
Ordnung  festgesetzte,  die  Unveräusserlichkeit  und  Untheil- 
barkeit  des  Stiftnngsobjectes  voraussetzende  ist.  Dieses  be- 
steht in  der  Regel  aus  unbeweglichen  Gütern;  Geldfidei- 
commisse  müssen,  der  Sicherheit  wegen,  auf  Grund  und 
Boden  radicirt  werden.  In  manchen  Staaten  ist  die  Gründung 
eines  Fideicommisses  nur  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung 
zulässig,  in  anderen  bedarf  es  bloss  der  Bestätigung  durch 

Viollet,  a.  a.  0.  S.  718.  719.  726.  753.  754. 

2)  Brentano,  a.  a.  0.  S.  131. 

Wilson,  a.  a.  0.  S.  41 — 43. 

*)  Macieiowski.  a.  a.  0.  IV  455. 
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(las  Staatsoberhaupt.  Die  Dauer  des  Fideicomraisses  ist  von 
der  Zahl  der  Anwärter  abhängig,  von  denen  erst  der  letzte 
des  Geschlechtes  darüber  frei  verfügen  darf.  Die  aus- 
geschlossenen Familienmitglieder  werden  gewöhnlich  mit 
Apanagen  bedacht.  In  der  Regel  sind  nur  Personen  männ- 
lichen Geschlechtes  und  nur  Agnaten  folgefähig. 

Die  gewöhnlichen  Successionsordnungen  sind:  1.  das 
Seniorat . wmnach  das  älteste  Familienmitglied  ohne  Rück- 
sicht auf  den  Verwandtschaftsgrad  eintritt,  welche  Ordnung 
in  Folge  der  gewöhnlichen  Untüchtigkeit  alter  kraftloser 
Personen  durch  neuere  Gesetze  ausgeschlossen  wurde.  2.  Das 
Majorat,  wonach  der  dem  Verwandschaftsgrade  nach  nächste 
successionsfähige  Verwandte,  unter  mehreren  gleichstehendeu 
der  älteste,  eintritt.  3.  Die  Primogenitur,  welche  die  Familie 
nach  Parentelen  ordnet. 

Ausgeschlossen  sind  uneheliche  Kinder;  im  hohen  Adel 
auch  dann,  wenn  sie  durch  Rescript  oder  eine  spätere  Ehe 
legitimirt  werden;  ferner  im  hohen  Adel  morganatischen 
Ehen  oder  Missheirathen  entspriessende  Kinder.  Im  niedern 
Adel  haben  Missheirathen  nur  dann  dieselbe  Folge,  wenn 
die  Stiftung  dies  bestimmt.  Ausgeschlossen  sind  weiterhin 
Adoptirte,  Klostergeistliche  und  Ehrlose.  Der  Kreis  der 
Successionsfähigen  wird  vom  Stifter  zuweilen  auch  durch 
die  Bedingung  eines  bestimmten  religiösen  Bekenntnisses 
oder  der  Abstammung  aus  einer  Ehe  mit  einer  Person  von 
gewisser  Ahnenzahl  u.  s.  w.  beschränkt  0- 

Den  Ursprung  der  Familienfideicommisse  finden  wir  in 
Spanien  bereits  im  13.  Jahrhundert,  wie  es  bei  der  über- 
gieifenden  Adelsmacht  daselbst  (vgl.  IV/II/I  530)  erklärlich 
ist.  Alfons  der  Weise  von  Castilien  gestattete  seit  1260  die 
Gründung  einer  Anzahl  unveräusserlicher  Majorate  und 
führte  in  die  Partidas  ein  Gesetz  ein,  wodurch  die  Testirenden 
ermächtigt  wurden,  ihren  Erben  die  Veräusserung  ihrer 
Schlösser  und  sonstigen  unbeweglichen  Besitzthümer  (castillos 
y heredades)  zu  verbieten,  wofern  sie  einen  triftigen  Grund 


0 Stobbe,  a.  a.  0.  S.  365. 
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dafür  anzugeben  vermochten.  Unter  den  folgenden  Re- 
gierungen wurde  mit  den  Privilegien  zur  Errichtung  von 
Familienfideicommissen  fortgefahren.  Diese  wurden  bei  Aus- 
gang des  13.  und  im  14.  Jahrhundert  auf  zwei  Arten  ge- 
gründet, entweder  mit  eigenen  Gütern  durch  königliche  Er- 
laubniss  oder  durch  königliches  Gnadengeschenk  von  als 
unveräusserlich  erklärtem  Grund  und  Boden  mit  der  vor- 
geschriebenen Nachfolge  nach  Erstgeburtsrecht.  Die  die 
verschwenderischen  Schenkungen  Heinrichs  II.  von  Castilien 
einschränkende  nachträgliche  Bestimmung,  wonach  die 
Schenkungen  von  Schlössern  und  Ländereien  nur  auf  die 
Erstgeborenen  übergehen  und  beim  Aussterben  der  männ- 
lichen Linien  an  die  Krone  zurückfallen  sollten  (s.  IV  II'I 
392),  hatte  eine  beträchtliche  Vermehrung  der  Familien- 
fideicommisse  zur  Folge.  1505  wurde  durch  die  Cortes  von 
Toro  die  Beschränkung  des  Privilegs  zur  Errichtung  von 
Majoraten  auf  Adelige  aufgehoben.  Bei  der  Sucht  der 
Pecheros  (Nichtadeligen,  eigentlich  Steuerpfiichtigen),  es  den 
Adeligen  gleichzuthun,  strebte  nun  Jedermann,  dessen  Mittel 
es  nur  einigermassen  erlaubten,  seinen  Namen  durch  Gründung 
eines  Majorats  zu  verewigen ; nicht  nur  Kauf leute  und  Fabri- 
kanten, auch  Handwerker  suchten  ihren  Stolz  darin,  ver- 
mittelst noch  so  geringer  Vermögen,  Majorate  zu  stiften. 

Um  der  aus  der  Vereinigung  grosser  Majorate  entstehenden 
Gefahr  vorzubeugen,  verordnete  Karl  V.,  dass,  wenn  zwei 
Majorate  zusammen  den  Werth  von  zwei  Millionen  Mara- 
vedis  erreichten  oder  überstiegen,  der  Erstgeborene  nur 
eines  davon  antreten  durfte,  während  das  zweite  der  ältesten 
Tochter  oder  dem  zweitgeborenen  Sohne  zufallen  sollte. 

Auch  in  der  folgenden  Zeit  nahm  die  Gründung  von  Familien- 
fideicommissen überhand,  in  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahr- 
hunderts so  sehr,  dass  die  Cortes  von  Toledo  von  1560  und 
die  von  Madrid  von  1590  Vorstellungen  dagegen  erhoben, 
die  jedoch  ungeachtet  der  königlichen  Zusage  mässigender 
Einwirkung  fruchtlos  blieben*).  Nicht  selten  kam  es  vor. 

*)  Cärdenas,  a.  a.  O.  II  128  ff. 
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(lass  ein  Kaufmann  oder  ein  Handwerker,  sobald  er  es  zu 
einer  Eente  von  nur  500  Ducaten  brachte,  wozu  7000  Du- 
caten  Capital  genügt  haben  dürften,  daraus  ein  Majorat  für 
seinen  Sohn  gründete^). 

In  Deutschland  äusserte  sich  nach  dem  Bauernkriege 
das  Streben  nach  Erweiterung  der  Adelsmacht  vornehmlich 
in  der  Förderung  der  Errichtung  von  Fideicommissen  und 
der  Primogeniturerbfolge  sogar  in  den  Allodialbesitz  ^).  In 
sehr  ausgedehntem  Masse  jedoch  wurden  Fideicommisse  in 
Deutschland  erst  seit  dem  17.  Jahrhundert  und  namentlich 
nach  dem  30jährigen  Kriege  errichtet^). 

Die  ältesten  österreichischen  Familientideicommisse 
gingen,  gleich  einem  Theile  der  spanischen,  aus  Schenkungen 
des  Souveräns  hervor.  Ferdinand  II.  bildete  aus  den  (vor- 
nehmlich böhmischen)  confiscirten  Adelsgütern  Fideicommisse 
für  seine  Anhänger,  von  denen  namentlich  Wallenstein  da- 
durch bereichert  wurde“*).  Zur  Zeit  Maria  Theresias  wurde 
eine  Abneigung  der  Regierung  gegen  Fideicommisse  wahr- 
genommen, deren  Errichtung  nun  Schwierigkeiten  begegnete. 
Ebenso  war  es  unter  Joseph  II.,  der  durch  das  Gesetz  vom 
0.  Mai  1785  jeden  Besitzer  eines  schuldenfreien  Fideicom- 
misses  berechtigte,  es  in  ein  in  ölfentlichen  Fonds  anzulegen- 
des Capital  umzuwandeln  und  auf  solche  Weise  zu  seinem 
Eigenthum  zu  machen.  Durch  Gesetz  vom  3.  April  1787 
wurde  dem  jedesmaligen  Inhaber  eines  Fideicommisses  ge- 
stattet, es  ohne  Angabe  von  Gründen,  bis  zu  einem  Drittel 
des  Werthes  mit  Schulden  zu  belasten.  Die  kleineren  Fidei- 
commisse wurden  nun  seltener^). 

In  Ungarn  wurden  die  Fideicommisse  1687  eingeführt 
und  durch  das  Gesetz  von  1722  neuerdings  geregelt®). 


')  Ranke,  Die  spanische  Monarchie.  S.  303. 

-)  Brentano,  Agraqiolitik.  Stuttgart  1897.  I 100.  101. 

Gierke,  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.  III  883. 
Vgl.  Roscher,  System.  II  325. 

*)  Ranke,  Wallenstein.  S.  23.  24. 

®)  Beidtel,  a.  a.  0.  I 77.  151.  319.  320.  345. 

®)  Feldes,  Jahrbuch  für  Xationalökonomie  und  Statistik.  1894. 
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In  Dänemark,  S c h w’ e d e n und  Norwegen  sind 
die  Fideicommisse  von  Deutschland  eingeführt  worden. 

In  Russland  wollte  Peter  der  Grosse  1714  adelige 
Fideicommisse  einführen ; da  aber  unzählige  Familienstreitig- 
keiten die  Folge  waren,  so  wurde  das  Institut  1728  wieder 
aufgehoben*). 

In  England  wurden,  wie  wir  bereits  (IV II/I  259) 
darstellten,  durch  das  Statut  Eduards  III.  de  donis  conditiona- 
libus  Familienlideicommisse  eingeführt.  Da  Eduard  IV.  im 
Rosenkriege  gewahrte,  wie  wenig  die  Krone  auf  Adels- 
familien, die  durch  Fideicommisse  vor  Conliscation  geschützt 
waren,  rechnen  könne,  so  förderte  er  die  juristischen  Be- 
strebungen, vermittelst  eines  Scheingeschäftes  — die  common 
recovery  — die  Gebundenheit  des  fideicommissarischen  Be- 
sitzes aufzuheben.  Von  derselben  Anschauung  geleitet, 
brachte  Heinrich  VIII.  ein  Gesetz  durch,  wonach  Fidei- 
commisse bei  Hochverrath  der  Krone  verfielen.  So  wurden 
die  „ewigen“  Familienfideicommisse,  da  der  vornehmste  Grund 
für  ”ihre  Errichtung  entfiel,  wieder  beseitigt  und  es  gibt 
deren  in  England  nur  mehr  die  auf  besonderen  Gesetzen 
beruhenden  der  Herzoge  von  Marlborough  und  von  Welling- 
ton. Während  des  Bürgerkrieges  wurde  aufs  neue  das  Be- 
dürfniss  des  Grundbesitzschutzes  vor  Confiscationen  fühlbar. 
Zwei  Advocaten,  Bridgman  und  Palmer,  ersannen  eine  Art 
Familienstiftung  (entail)®),  die  den  Grundeigenthümei  in  dei 
folgenden  Weise  beschränkte.  Der  Stifter  hinterliess  seinem 
Sohne  die  Nutzniessung  und  substituirte  ihm  seinen  noch 
nicht  geborenen  Enkel  als  Erben  des  Gutes.  Sobald  dei 
Enkel  das  Alter  von  21  Jahren  erreichte,  konnte  er  durch 

1)  Roscher,  a.  a.  0.  S.  326. 

2)  Doch  hat  schon  Jacob  I.,  der  bekanntlich  einen  grossen  Theil 
der  Krondomänen  an  seine  Günstlinge  verschwendet  hatte,  um  sich  in 
der  Folge  gegen  seine  eigene  Schwäche  sicherzustellen,  nach  Hearn 
(The  Government  of  England,  London  and  Melbourne  1867.  p.  323.  324) 
das  Krongut  durch  entail  beschützt  (by  putting  the  Crown  lands  into 
entail).  Dieselbe  Angabe,  mit  dem  Datum  von  1609,  findet  sich  bei 
Gardiner,  History  of  England  from  the  accession  of  James  I.  II  15. 
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Vereinbarung  mit  seinem  Vater,  dem  Inhaber  des  Gutes  die 
Beschränkung,  der  dieses  unterworfen  war,  aufheben,  wodurch 
der  \ ater  aus  blossem  Nutzniesser  zum  Eigenthümer  wurde. 
Dieses  sollte  jedoch  nur  untei-  der  Bedingung  geschehen 
(ass  er  alsbald  eine  neue  Stiftung  in  der  angedeuteten  Weise 
gründete,  die  also  immer  wieder  erneuert  wurde  Durch 
die  in  Folge  des  Gebotes  der  Sitte  fortwährende  Erneuerung 

dieser  entails  bleibt  allerdings  der  Boden  fideicommissarisch 
gebunden. 

In  Schottland  entstanden  um  dieselbe  Zeit  Fidei- 
commisse,  ebenfalls  in  der  Absicht,  den  Grundbesitz  gegen 
Hochverrathsprocesse  zu  schützen.  1685  wurden  daselbst 
gesetzlich  „ewige“  Familienfideicommisse  eingeführt  ^).  Adam 
Smith  behauptet,  dals  zu  seiner  Zeit  mehr  als  ein  Fünftel 

vielleicht  mehr  als  ein  Drittheil  des  Landes  fideicommissa- 
risch gebunden  war^). 

Auf  Ober-  und  Mittelitalien  - mit  Ausnahme 
enedigs,  wo  dem  Staate  das  Uebergewicht  einzelner  Fa- 
milien widerstrebte  — ging  in  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahr- 
hunderts die  Sitte  der  Familienfideicommisse  von  Spanien 
über^).  Wie  hier,  erstreckten  sie  sich  in  Toscana,  nament- 
lich unter  den  Medici,  auch  auf  ganz  kleine  Grundstücke. 

schränkte  1747  die  Fideicommisse  ein 
Isui  der  Adel  sollte  berechtigt  sein,  sie  zu  gründen;  sie  sollten 
sich  bloss  auf  Staatsschuldcapitalieii , Kunstgegenstände  und 
anuscripte  erstrecken  und  auf  vier  Generationen  beschränkt 
sein,  welches  Gesetz  auch  rückwirkende  Kraft  hatte.  1754  er- 
0 g e ein  neues  Gesetz,  das  alle  Fideicommisse  insofern  aufhob 
als  es  die  Geltung  der  bestehenden  auf  die  berechtigten  schon 
geborenen  oder  zu  erwartenden  Söhne  beschränkte,  die  fidei- 
comuussarischen  \orschriften  noch  uneröffneter  Testamente  als 
IC  tig  erklärte  und  die  Errichtung  von  Fideicommissen  für  die 

II  228?  Aufsätze.  S.  189.  194.  Macaulay,  a.  a.  0. 

Brentano,  a.  a.  0.  S.  195. 

Wealth  of  Kations.  III  2. 

<)  Koscher,  a.  a.  ().  II  325.  338. 
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Folge  untersagte.  Doch  ist  dieses  Gesetz  nicht  zu  voller  Aus- 
führung gelangt^). 

Franz  III.  in  Modena  gestattete  die  Errichtung  von 
Fideicommissen  nur  Adeligen  und  Laureaten,  und  nur  für 
unbewegliche  Güter,  sowie  Kunstsammlungen;  die  kleinen 
Fideicommisse  schaffte  er  ab^). 

In  Frankreich  hat  die  Institution  nicht  in  demselben 
Masse  wie  in  den  anderen  romanischen  Ländern  sich  zu 
entwickeln  vermocht.  Die  Blüthe  der  Fideicommisse  fiel 
daselbst  in  die  Zeit  der  Kämpfe  des  Feudaladels  mit  dem 
Königthum.  Angesichts  der  unaufhörlichen  Gefahr  der  Ver- 
wicklung in  Hochverrathsprocesse  nahm  — gleich  dem  eng- 
lischen — der  französische  xUlel  seine  Zufiucht  zu  diesem 
Institute,  um  sein  Grundeigenthum  vor  staatlicher  Einziehung 
zu  schützen.  Aus  eben  diesem  Grunde  sah  — wie  das  eng- 
lische — das  französische  Königthum  die  Fideicommisse  mit 
scheelen  Augen  an.  Eine  Verordnung  des  Kanzlers  L’Hopital 
von  1560  beschränkte  ihre  Gültigkeit  auf  zwei  Grade,  und 
eine  fernere  Verordnung  von  1566  dehnte  diese  Gültigkeit 
nur  für  die  vor  1560  gegründeten  Fideicommisse  auf  vier 
Grade  aus.  Nachdem  jedoch  das  Königthum  gekräftigt 
worden  war,  erschienen  ihm  die  Fideicommisse  nicht  mehr 
bedenklich,  und  diese  nahmen  in  Folge  dessen  im  17.  Jahr- 
hundert stark  zu.  Dagegen  erhob  später  die  Jurisprudenz 
einen  heftigen  Widerstand  gegen  die  Fideicommisse  wegen 
der  durch  sie  hervorgerufeuen  Beeinträchtigungen  des  Ver- 
kehrs, der  Boden  Verbesserungen,  sowie  der  Gläubiger,  die 
auf  diesem  Wege  ihren  Forderungen  die  Sicherheit  in  be- 
trügerischer Weise  entzogen  sahen.  Alle  diese  Uebelstände, 
die  eine  grosse  Anzahl  von  Processen  herbeiführten,  sowie 
die  Erkenntniss  von  der  Erspriesslichkeit  der  Vertheilung 
des  Grundes  und  Bodens  unter  eine  grosse  Anzahl  von 
Eigenthümern , Hessen  dem  Kanzler  d’Aguesseau  (1730)  die 
Abschaffung  der  Fideicommisse  als  angemessen  erscheinen; 
doch  begnügte  er  sich  mit  der  Einschärfung  der  auf  zwei 

9 V.  Reumont,  Geschichte  Toscanas.  II  32.  123.  124. 

2)  Salvioli,  a.  a.  0.  S.  517. 
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Grade  beschränkteu  Gültigkeit  der  Substitutionen  durch  ein 

h.dict  von  174(.  Einige  Provinzen  aber  behielten  die  „ewigen“ 

Substitutionen  (des  substitutions  perpetuelles)  bei.  Ein 

Decret  von,  14.  September  1791  verbot  die  Substitutionen 
vollends 

Als  Ursache  der  Familienfideicominissgründung  wird 
auch  von  ihren  energischsten  Verfechtern  nicht  das  Wohl 
sondern  der  Glanz  der  Familie  (splendor  familiae  — pride 
of  family  distinction  nach  Ad.  Smith)  bezeichnet.  In  Spanien, 
wo  leses  Institut  entstanden  ist,  gewahren  wir  auch  früh- 
zeitig  dessen  unheilvollste  Folgen,  und  daher  die  heftigsten 
Angriffe  darauf.  Schon  1560  tadelte  es  der  Bischof  Jacoho 
de  Simancas  von  Ciudad-Rodrigo , weil  es  einen  beträcht- 
hchen  Theil  des  Grundbesitzes  vom  Verkehre  ausschliesse 
auf  den  öffentlichen  Nutzen  keine  Rücksicht  nehme  und  dem 
Giundsatze  der  Weisen  widerstrebe,  dass  das  Staatswohl 
Vermögen  mittlerer  Grösse  erfordere.  An  diese  ökonomi- 
schen  und  politischen  knüpfte  der  genannte  Prälat  religiöse 
edenkeii.  Er  sagte,  dass  der  Wunsch,  das  eigene  Andenken 
auf  solche  Weise  zu  verewigen , dem  Geiste  des  Christeu- 
thums  zuwider  sei.  Schliesslich  hob  er  hervor,  dass  die 
Gründer  der  Stiftungen  auch  das  Ziel  der  Unvergänglichkeit, 
das  sie  erstreben,  nicht  zu  erreichen  vermöchten,  da  alles 
auf  der  Welt  vergänglich,  und  es  daher  nicht  möglich  sei, 
die  Erlöschung  der  Familien  zu  verhindern.  Bei  Ausgang 
des  16.  Jahrhunderts  verurtheilte  ein  anderer  Schriftsteller, 
omas  Cerdan,  die  Familienfideicommisse  vornehmlich  wegen 
der  Ungleichheit  unter  den  Söhnen,  die  sie  herbeiführen, 
sowie  im  Hinblicke  auf  die  Proces.se  und  bösen  Leideu- 
schaften,  die  sie  erregen.  Solche  Betrachtungen  wurden  im 

verstärktem  Masse  fortgesetzt.  1021 
veioffenthchte  der  Licenciat  Fernandez  Navarrete  ein  Buch 
„Conservacion  de  monarqutas“,  in  dem  er  als  eine  der  her- 
vorragendsten Ursachen  der  Entvölkerung  Spaniens  die  über- 
mässige Anzahl  kleiner  Fideicommisse  bezeichnete.  Er  griff 

) Brentano,  a.  a.  0.  8.  13—16.  Viollet,  a.  a.  ü.  S.  759. 
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diese  auch  wegen  des  Müssiggangs , den  sie  hervorriefeii, 
heftig  an,  wozu  sich,  nach  Brabo,  aus  dem  gleichen  Grunde. 
Liederlichkeit  und  Unwissenheit  gesellten.  Peralta  forderte 
die  Beschränkung  des  Instituts,  damit  die  Bürger  nicht  die 
Beschäftigung  mit  dem  Ackerbau,  dem  Handwerke  und  der 
Kunst  aufgäben.  Andere  Schriftsteller,  die  die  Majorate 
ebenfalls  als  Ursache  der  schlechten  Bodenbestellung  be- 
zeichnen , nennen  sie  die  verderblichsten  Stützen  der  Eitel- 
keit. Der  Benedictiner  Fyjöo  behaujitete  schon  zur  Zeit 
Philipps  V. , der  Ausspruch:  latifundia  perdidere  Italiam. 
treffe  für  Spanieu  zu.  1783  schrieb  die  ökonomische  Ge- 
sellschaft zu  Madrid  einen  Preis  für  die  beste  Denkschrift 
aus,  in  der  die  Nachtheile  der  Fideicommisse  und  die  Noth- 
wendigkeit  von  dagegen  zu  ergreifenden  Massregeln  über- 
zeugend dargethau  würde  ^). 

Zu  den  schädlichen  Folgen  der  Fideicommisse  und  Majorate 
in  Spanien  gehörte  u.  a.  die  nothwendige  Unterhaltung  einer  Un- 
masse von  Dienern,  die  mit  ihren  Weibern  und  Kindern  von  dem 
jeweiligen  Majoratsherrn  mit  übei’nommen  werden  mussten.  Da 
in  Spanien  auch  bewegliche  Gegenstände , wie  Silbergeräthe,  Ge- 
mälde, Teppiche  und  andere  werthvolle  Sachen,  die  sich  auf  dem 
Stiftungsobjecte  befanden , ebensowenig  wie  dieses  selbst  ver- 
äussert  werden  durften,  so  häufte  sich  in  vornehmen  Häusern, 
unwirthschaftlicher  Weise,  eine  riesige  Anzahl  von  Silberzeug 
an*  nach  dem  Tode  des  Herzogs  von  Albuquerque  z.  B.  wurden 
in  seinem  Palaste  u.  a.  1400  Dtzd.  silberner  Teller  vorgefunden 
(vgl.  II,  425)2). 

Zu  den  gewichtigsten  Stimmen,  die  sich  bei  Ausgang  des 
18.  Jahrhunderts  gegen  die  Familienfideicommisse  erhoben,  gehört 
die  von  Adam  Smith.  Er  erklärte  sie,  angesichts  der  Sicherheit 
des  Landbe.sitzes  als  Folge  der  bestehenden  Gesetzgebungen, 
nicht  nur  als  überflüssig,  sondern  auch  als  ungereimt.  Sie  seien 
auf  die  unsinnigste  aller  Voraussetzungen  gegründet,  nämlich  auf 
die,  dass  die  folgenden  Generationen  nicht  dasselbe  Anrecht  auf 
die  Erde  und  ihre  Hervorbringungen  wie  die  gegenwärtige  haben, 
sondern,  dass  das  Eigenthum  künftiger  Generationen  nach  den 


’)  Cärdenas,  a.  a.  0.  II  140  fi’,  Colmeiro,  Historia  de  la  Economia 
politica  en  Espuna.  II  139.  Stern,  Geschichte  Europas  seit  den  Ver- 
trägen von  1815.  II  42. 

2}  La  Comtesse  d’Aulnoy,  a.  a.  0.  I 318.  319. 
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Phantasien  von  Personen  geregelt  werde,  die  vielleicht  vor  fünf- 
hundert Jahren  lebten ’). 

Hervorragende  deutsche,  französische,  englische  Schriftsteller, 
darunter  Bacon  — erklären  übereinstimmend,  dass  durch  die 
Famihenfideicommisse  die  väterliche  Autorität  bedeutend  erschüttert 
woi  en  sei  ).  teuere  englische  Nationalökonomen  gehen  ferner 
so  weit,  den  Untergang  des  englischen  Bauernstandes  vornehm- 
lich aut  entails  und  Majorate  zurückzuführen 3).  Sismondi^)  be- 
hauptet, dass  viele  italienische  Grundbesitzer  ihre  Ländereien  zu 
Grunde  richteten,  weil  sie  nicht  das  Hecht  hatten,  sie  zu  verkaufen 
per  Italiener  Ortes  vermag,  bei  all  seiner  Sympathie  für 
die  h ideicommisse  sich  der  Betrachtung  nicht  zu  erwehren,  dass 
es  keine  ewig  fortbestehenden  Familien  gebe,  dass  vielmehr  der 
Ausgang  einer  jeden  sicher  sei.  Der  Grundsatz  des  Masshaltens, 
dei  die  Regierungen  leiten  solle,  müsse  die  Zügelung  der  Reichen 
in  der  Ansammlung  von  Reichthümern  zur  Folge  haben,  damit 
t er  Zugang  dazu  auch  den  Armen  offen  bleibe ; denn  aus  über- 
grossen Reichthümern  entstehe  übergrosse  Macht  und  diese  führe 
zur  Unterdrückung,  weshalb  nur  Fideicommisse  von  mässigem 
Umfange  zu  empfehlen  seien  s).  Der  Italiener  d’Arco  verLg 
nicht  zu  begreifen  dass  von  Majoraten  und  Fideicommissen  die 

‘^es  Adels  abhängig  gemacht  werden 
WpvI’  .^^frfahren  sei  gegen  alle  Erfahrung  und  Vernunft. 

de  nicht  \ielmehr  durch  Fideicommisse  der  Unterhalt  adeliger 
F amiheii  von  einer  einzigen  Person  abhängig  und  damit  schwankend 

Familien  seien  nicht  auf  solche  Weise 
sehen.  Aber  seBist  wenn  durch  Verminderung  dieser  Institute 
die  in  einzelnen  Janiilien  sich  ansaminelnden  Reichthümer  ab- 

'^ürde  dies  selbst  im  Interesse  des  Adels  nicht 
zu  beklagen  sein®). 

Jefferson.  der  keiner  Generation  das  Recht  zuerkannte,  eine 
folgende  zu  binden  ^),  hat  schon  1775  in  Virginien  die  Familien- 
hdeicommisse  als  freies  Eigenthum  erklärt®). 

Unter  den  Gegnern  der  Fideicommisse  befinden  sich  auch 


B Wealth  of  Nations.  III  2. 

Brentano,  Gesammelte  Aufsätze.  I 135. 

®)  Brentano,  Agrarpolitik.  I 123.  124. 
a.  a.  0.  ch.  XXIV. 

fidecommessi  (Scrittori  classici  italiani  di  economia 
pohtica  XXVII).  S.  26.  27.  348  ff. 

6)  d’Arco , Sulla  popolazione  (Scrittori  classici  XXX).  II,  cau.  3 
) Godwin  Smith,  The  United  States.  New-York  1893.  p 136 
Roscher,  Politik.  S.  467. 
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Edelleute,  wie  der  Marquis  d’Argenson  und  der  Marquis  Victor 
de  Mirabeau  ^). 

Den  angeführten  Urtheilen  haben  wir  hinzuzufügen, 
dass  die  Familienfideicommisse  — die  sich  ein  der  Gesellschaft 
nachtheiliges  Ziel,  das  der  Erhaltung  und  Verniehrung  der 
Latifundien  setzen  — dem  modernen  Grundsätze  der  Gleich- 
heit vor  dem  Gesetze  widersprechen,  dass  sie  ferner  eine 
gesetzliche  Eigenthumseinschränkung  in  (vermeintlich)  pri- 
vatem Interesse  sind,  während  eine  solche  nach  dem  Wesen 
des  Eigenthums  nur  im  allgemeinen  Interesse  zulässig 
sein  sollte,  dass  auch  die  Ausschliessung  des  weiblichen  Ge- 
schlechtes, die  sie  fordern,  eine  Ungerechtigkeit  ist,  dass 
sie  weiterhin  die  ethische  Forderung  verletzen,  dass  das 
Individuum  Selbstzweck  sei.  Die  Fideicommisse  sind  ein 
Ausdruck  des  Misstrauens  in  die  sittlichen  Eigenschaften 
der  kommenden  Geschlechter.  Die  Erhaltung  des  Ver- 
mögens, die  sie  erstreben,  sollte  eine  Frucht  der  Erziehung 
sein.  Eine  solche  Bereitung  der  Sicherheit  für  sorglose 
Nachkommen  ist  aber  gerade  vom  erziehlichen  Standpunkte 
anfechtbar. 

Denn,  wie  ihr  wisst,  war  Sicherheit 
Des  Menschen  Erbfeind  jederzeit®). 

Wie  stets  eine  Ungerechtigkeit  eine  andere  nach  sich 
zieht,  so  auch  hier.  Die  Ungerechtigkeit  der  Familien- 
fideicoinmisse  hat  die  häufige  Zutheilung  der  besten  Civil-, 
Militär-  und  geistlichen  Stellen  an  nachgeborene  Söhne 
vornehmer  Häuser , ohne  Rücksicht  auf  Verdienste  und 
Begabung,  zur  Folge.  Wie  die  Fideicommisse  einer  Aus- 
artung des  Egoismus  entspringen,  so  befestigen  sie  diesen 
auch , indem  durch  sie  Personen , die  grosse  Reich- 

thümer vereinigen,  verwehrt  wird,  der  sittlichen  Pflicht,  an- 
sehnliche Vermögenstheile  dem  Gemeinwohle  zu  widmen, 
genugzuthun.  Wie  kindlich  und  unreif  der  Gedanke  ist, 

*)  a.  a.  0.  S.  280,  281. 

*)  L’ami  des  hommes.  I ch.  7,  II  ch.  4. 

Shakespeare,  Macbeth.  III  5. 

Felix,  Eigenthum.  IV.  2.  II.  ö 


I 


— 114  — 

bindende  Bestimmungen  für  alle  Zukunft  treffen  zu  wollen, 
haben  wir  bei  Betrachtung  der  allgemeinen  Stiftungen  sowie 
der  Privilegien  (IV/II/I  510)  gesehen.  Wir  erinnern  bei- 
spielsweise noch  ganz  besonders  daran,  dass  der  Herzog 
Cosimo  de’  Medici  I.  in  die  Confiscation  von  Rebellengütern 
auch  die  Fideicommisse  einschloss,  die  zu  Gunsten  von  Seiten- 
verwandten gestiftet  worden  waren  i),  und  an  die  Confiscation 
von  Familienfideicommissen  im  :50jährigen  Kriege.  End- 
lich haben  wir  hervorzuheben,  dass  die  vornehmste  Vor- 
aussetzung bei  der  ersten  Errichtung  von  Fideicommissen, 
die  überwiegende  Geltung  des  Grundbesitzes,  seitdem  in 
hohem  Grade  erschüttert  worden  ist. 

— I 

I 

Miewohl  eine  der  wohlthätigsten  Folgen  der  Receptioii 
des  römischen  Rechts,  die  ein  geschultes  Beamtenthum  zur 
Voraussetzung  hatte,  die  Errichtung  fürstlicher  Appellations- 
gerichte war,  so  vermochten  doch  die  Völker  auch  in  diesem 
Zeitalter  nicht,  sich  der  Unsicherheit  zu  erwehren,  wie 
wir  bereits  bei  Betrachtung  der  staatlichen  Eingriffe  ins 
Eigenthum  andeuteteu.  Doch  ist  in  den  protestantischen 
Staaten  insofern  ein  Fortschritt  zu  verzeichnen,  als  durch 
die  Reformation  die  Rechtsgleichheit  von  Priestern  und 
Laien  begründet  wurde,  da  Luther  die  Gleichheit  des  geist- 
lichen und  des  weltlichen  Standes  erklärte  und  dadurch  die 
von  der  alten  Lehre  gestellte  Forderung  der  Unterwerfung 
des  Staates  unter  die  Kirche  zurückwies.  Ebenso  Zwingli, 
der  die  Gerechtigkeit  ausschliesslich  vom  Staate  gehaudhabt 
wissen  will  und  daher  die  kirchliche  Gerichtsbarkeit  zurück- 
weist In  allen  anderen  Beziehungen  jedoch  blieb  viele 

Ursache  zu  Klagen  übrig.  Wenn,  wie  Spinoza  sagt,  die 
Sicherheit  die  Tugend  des  Staates  ist,  so  entbehrten  die 
Staaten  noch  lange  dieser  Tugend.  Die  Hauptursache  war 
die  mangelhafte  Handhabung  des  Rechts.  Im  16.  Jahr- 


*)  V.  Reumont,  Geschichte  Toscanas.  I 110. 

Bluntschli,  Geschichte  des  allgemeinen  Staatsrechts. 

S.  46.  47.  61. 
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hundert  entstand  z.  B.  ein  Process  zwischen  dem  Landadel 
des  Bisthums  Münster  und  dem  Stadtadel  der  Stadt  Münster, 
der  über  ein  Jahrhundert  dauerte^).  Ungeachtet  des 
ewigen  Landfriedens  und  der  neuen  Gerichtsordnung  sind 
noch  bis  ins  17.  Jahrhundert  Gewaltthaten  des  Ritterstandes 
zu  gewahren,  der  die  Langwierigkeit  des  Gerichtsverfahrens 
dazu  benutzte,  während  der  Verhandlung  im  Vortheile  des 
Besitzes  des  streitigen  Gegenstandes  zu  bleiben  ^).  Der  oberste 
Gerichtshof  hatte  unaufhörlich  Landfriedensbrüchen  ent- 
gegenzuwirken. Gegen  hochstehende  Verbrecher  wurde 
öfter  nicht  eingeschritten ; wurden  solche  vom  Reichskammer- 
gericht in  Acht  erklärt,  so  ward  die  Vollziehung  von  Reichs 
wegen  unterlassen,  wie  denn  überhaupt  auf  die  Ausführung 
irgend  eines  Unheils  nicht  zu  rechnen  war^).  Ja,  dieses 
seiner  Verpflichtungen  sehr  oft  vergessende  Reichskammer- 
gericht entbehrte  sogar  in  Folge  ungenügender  financieller 
Dotirung  der  Stetigkeit.  So  oft  es  an  Mitteln  gebrach  — 
und  dies  ereignete  sich  nicht  selten  — ging  es  auseinander, 
so  dass  die  unerledigten  Processe  sich  anhäuften*).  Hierzu 
trug  auch  nicht  wenig  die  überaus  häufige  Anwendung  des 
Rechtsmittels  der  Revision  durch  das  Reichskammergericht 
bei.  So  oft  nämlich  diese  von  der  in  einem  Processe  unter- 
legenen Partei  gefordert  wurde,  war  die  vorläufige  Suspeu- 
dirung  der  Ausführung  des  Urtheils  der  ersten  Instanz  die 
Folge,  und  deshalb  wurde  die  Revision  in  so  zahlreichen 
Fällen  verlangt,  dass  das  Kammergericht  sie  unmöglich  alle 
zu  erledigen  vermochte.  In  dem  ersten  Decennium  nach 
dem  westphälischen  Frieden  waren  es  50  bis  60  Jahre,  seit- 
dem das  Werk  der  Revisionen  überhaupt  unterbrochen 
worden  war;  da  nun  Tausende  von  Processen  unberührt 
bleiben  mussten,  so  wurden  durch  die  Einreichung  von  Re- 
visionsgesuchen die  Urtheile  erster  Instanz  geradezu  rechts- 

')  Wigand,  Denkwürdigkeiten.  S.  166. 

2)  a.  a.  0.  S.  38.  39. 

2)  Vgl.  Ritter,  a.  a.  0.  I 101.  Wolf,  Deutsche  Geschichte.  I 111. 

Vgl.  Wolf,  a.  a.  0.  I 66.  98  ff.  Ranke,  Deutsche  Geschichte. 

II  71. 
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uukrältig,  was  für  die  betreffenden  Fälle  einem  völligen  Still- 
stände der  Justiz  gleich  kami).  Eine  bei  Ausgang  des 
17.  Jahrhunderts  erschienene  Schrift  erklärt  die  Verschärfung 
dieser  Uebelstände  dadurch,  dass  die  Richter,  Beisitzer,  Ad- 
vocateu , Procuratoren , Secretäre  und  Copisten  bei  der  Ver- 
zögeiung  der  Processe  ganz  besonders  interessirt  seien, 
ferner  durch  die  weitläufigen  Foiinalitäten  bezüglich  der 
Vervielfältigung  der  Acten,  weiterhin  durch  die  Unwissen- 
heit und  Bestechlichkeit  der  Richter  und  Advocaten , und 
endlich  durch  die  grosse  Entfernung  der  Rechtscollegien 
welche  die  meisten  Urtheile  zu  fällen  hatten  Diese  Lage’ 
der  Dinge  dauerte  bis  auf  Joseph  II.  fort.  Goethe»)  erwähnt 
dei  leformatorischen  Bestrebungen  dieses  Kaisers  hinsicht- 
lich des  Kammergerichts,  bei  dem  20  000  Processe  sich  auf- 
gehäuft hatten,  wovon  jährlich  nur  60  erledigt  zu  werden 
vermochten,  während  die  doppelte  Zahl  hinzukam. 

Die  öffentliche  Unsicherheit  ward  durch  die  Handhabung 
des  Strafrechtes,  worin  sich  nur  langsam  Fortschritte  zeigten, 
nicht  wenig  vermehrt.  Die  Karolina,  die  auf  einer  höheren 
Stufe  als  die  Particulargesetze  des  16.,  17.  und  zum  Theil 
sogar  des  18.  Jahrhunderts  stand,  galt  neben  diesen  nur  als 
subsidiäres  Gesetz  und  war  daher  nur  von  beschränkter 
\\  iiksamkeit  ■*).  Eine  Reform  führte  die  1764  erschienene 
Schrift  Beccarias  Dei  delitti  e delle  pene  herbei,  worin  die 
Härten  dei  Strafrechtspflege  scharf  gerügt  wurden.  Ein 
weiterer  Fortschritt  ist  der  Kantschen  Philosophie  zu  ver- 
danken , insbesondere  den  durch  sie  angeregten  Unter- 
suchungen über  den  Rechtsgrund  der  Strafe.  Die  Ver- 
mögensstrafen, die  erst  in  neuester  Zeit  in  den  Hintergrund 
traten,  erscheinen  noch  immer  häufig  und  hart  und  erfolgen 
nicht  selten  vornehmlich  im  Interesse  des  Staatsschatzes. 


M Erdmannsdörffer,  a.  a.  0.  I 157.  158. 

Leipz?  der  Accise.  5.  Aufl.  Magdeburg  und 

®)  Wahrheit  und  Dichtung.  X. 

Geyer-Merkel,  Strafrecht  in  Holtzendorffs  Encyklopädie.  S.  917. 
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Weitere  Uebelstände,  welche  die  Rechtssicherheit  be- 
einträchtigten, waren  von  dem  Polizeistaate  überhaupt,  wie 
wir  ihn  bis  zum  Anbruch  der  neuesten  Zeit  gewahren,  un- 
zertrennlich. Der  Landesherr  übte  darin  die  höchste  richter- 
liche Gewalt  aus  und  behielt  sich  demgemäss  die  unmittel- 
bare Entscheidung  in  beliebigen  Fällen  vor,  indem  er  sowohl 
in  Civil-  als  auch  in  Strafprocessen  Machtsprüche  erliess, 
wie  dies  z.  B.  aus  dem  formlosen  Verfahren  gegen  den 
brandenburgischen  Minister  Eberhard  von  Danckelmann  her- 
vorgeht. 

König  Friedrich  Wilhelm  I.  von  Preussen  Hess  sich  die 
Verbesserung  der  Rechtspflege  angelegen  sein^).  In  noch 
höherem  Masse  gilt  dies  von  Friedrich  II.,  der  dem  Mi- 
nister von  Cocceji  durch  ein  Rescript  vom  12.  Januar  1746 
strenge  gebot,  dahin  zu  wirken,  dass  Jedermann  ohne  An- 
sehen der  Person  und  ohne  grosse  Kosten  zu  seinem  Rechte 
gelange,  und  in  der  neuen  Kammergerichtsordnung  von  1748 
den  Richtern  nächst  der  Uebung  unparteiischer  Justiz  be- 
fahl, das  Processverfahren  so  abzukürzen,  dass  jede  An- 
gelegenheit durch  alle  Instanzen  innerhalb  eines  Jahres  er- 
ledigt werde.  Zum  Schutze  des  Eigenthums  Unmündiger 
schuf  er  das  neue  Pupillen-Collegium »).  Friedrich  brach  — 
nach  mehrfachen  Irrungen  in  diesem  Bereiche  — mit  dem 
Unwesen  der  Machtsprüche,  in  der  Erkenntniss,  dass  die 
Rechtssicherheit  das  persönliche  Eingreifen  des  Königs  in 
die  Justiz  nicht  gestatte,  die  nun  die  erforderliche  Selbst- 
ständigkeit erlangte»).  Ausserdem  wurde  durch  die  Auf- 
hebung der  Tortur  die  Rechtssicherheit  erhöht  und  — da 
die  höheren  Stände  davon  befreit  worden  waren  — zu- 
gleich Gleichheit  vor  dem  Gesetze  augebahnt*).  Erst  nach 
seinem  Ableben  wurde  das  allgemeine  Landrecht  durch- 

*)  Pi'utz,  Preussische  Geschichte.  Stuttgart  1900— 19Ö2.  II  347. 

-)  Oncken,  Das  Zeitalter  Friedrichs  des  Grossen.  I 544  ff. 

®)  Vgl.  Otto  Mayer,  Deutsches  Verwaltungsrecht.  Leipzig  1898. 
S.  41.  Prutz,  a.  a.  0.  III  43. 

Ranke,  Zwölf  Bücher  preussischer  Geschichte.  IV  284. 
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geführt,  von  dein  Mirabeau  sagte,  dass  Preussen  damit  dem 
übrigen  Europa  um  ein  Jahrhundert  vorauseile  *). 

Eine  der  traurigsten  Folgen  des  30jährigen  Krieges 
lür  Österreich  war  der  Niedergang  des  Gerichtswesens. 
In  einem  hierauf  bezüglichen  Gutachten  der  Wiener  Uni- 
versität von  1(331  wird  die  Rechtsunsicherheit  zugestanden. 
Auch  noch  in  den  ersten  Decennien  des  18.  Jahrhunderts 
wird  über  den  Schneckengang  der  Gerichte  geklagt,  die  in 
Folge  der  zahlreichen  Adelsprivilegien  und  Exemtionen,  so- 
wie des  Mangels  der  Einheitlichkeit  des  Rechtes  nicht  nur 
in  den  verschiedenen  Kronländern , sondern  sogar  in 
den  einzelnen  Städten  desselben  Landes,  mit  den  grössten 
Schwierigkeiten  zu  kämpfen  haben  2).  Sogar  unter  Maria 
Theresia  war  der  Rechtsgang  noch  immer  so  schleppend, 
dass  das  Ende  eines  Processes  nicht  abzusehen  war;  es 
waren  ihrer  so  viele  rückständig,  dass  zur  Erledigung  zehn 
Jahre  erforderlich  gewesen  wären.  Die  Reihenfolge  war 
ganz  willkürlich^).  Doch  muss  die  Reformthätigkeit  Maria 
Theresias  anerkannt  werden,  die  durch  das  kaiserliche  Hand- 
schreiben von  1749  dem  wichtigen  Grundsätze  der  Trennung 
der  Justiz  von  der  Verwaltung  Geltung  verschaffte.  Auch 
hob  sie  1775  das  der  Rechtspflege  so  hinderlich  gewesene 
Asylrecht  der  geweihten  Stätten  auf^). 

Auch  das  Strafrecht  stand  nicht  auf  der  Höhe  der  Zeit. 
Noch  der  Inhalt  des  Strafgesetzbuches  von  1766  war  „Schauder 
erregend“,  wenngleich  Maria  Theresia  in  diesem  Jahre  die 
Tortur  aufgehoben  hatte.  Kaunitz  tadelte  vergeblich,  dass 
der  richterlichen  Willkür  darin  ein  zu  grosser  Spielraum 
eingeräumt  ward , dass  die  fortbestehende  Brandmarkung 
ilen  Bestraften  einen  ehrlichen  Erwerb  unmöglich  mache, 
und  die  Verbannung  ungerecht  g('gen  die  Nachbarn  wie 
gegen  das  eigene  Land  sei«).  Noch  zur  Zeit  Josephs  II. 

’)  V.  Treitschke,  Deutsche  Geschichte  im  19.  Jahrhundert.  I 77. 

2)  Luschin  v.  Ebengreuth,  a.  a.  0.  II  366.  461. 

Ranke,  Zur  Geschichte  von  Oesterreich  und  Preussen.  S.  15. 

^)  V.  Ebengreuth,  a.  a.  0.  S.  539. 

®)  V.  Arneth,  Geschichte  Maria  Theresias.  IX  198.  200. 
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wurde  Hochverrath  mit  Einziehung  des  Vermögens  und  aller 
(len  nothwendigen  standesgeniässen  Aufwand  für  die  Familie 

übersteigenden  Einkünfte  bestraft  ö- 

Auf  die  Rechtsunsicherheit  in  England,  vornehmlich 
in  Folge  der  Abhängigkeit  der  Richter  von  der  Krone,  lässt 
die  Thatsache  schliessen,  dass  die  Richter,  die  Buckingham 
des  Hochverraths  schuldig  erklärt  hatten,  von  Heinrich  ^ III. 
mit  Schenkungen  aus  der  confiscirten  Habe  des  Herzogs  be- 
lohnt wurden  ^).  Daselbst  rief  die  Tortur  durch  ihre  häufige 
Anwendung,  namentlich  in  Zeiten  religiöser  Unduldsamkeit, 
wie  unter  Maria , das  Gefühl  des  Schreckens  und  der 
äussersten  Unsicherheit  hervor.  Die  Friedensrichter  wurden 
beauftragt,  Personen,  die  gegen  die  Kirche  oder  gegen  den 
König  oder  die  Königin  übelgesinnt  seien,  auf  geheime  Weise 
zu  ermitteln,  gegen  die  geheim  Angeklagten  inquisitorisch, 
eventuell  mit  Anwendung  der  Folter , vorzugehen.  Die  auf 
solche  Weise  herbeigeführten  Gütereinziehungen  und  Hin- 
richtungen waren  während  der  kurzen  Regierung  Marias  — 
die  nur  in  der  Erwartung  eines  nahen  Endes  ertragen 
wurde  — so  zahlreich,  dass  diese  als  die  blutigste  in  dei 
englischen  Kirchengeschichte  erscheint  ^).  Auch  noch  unter 
Elisabeth  — unter  der  die  Folter,  wiewohl  nun  gegen  das 
gemeine  Gesetz,  vom  geheimen  Rathe  häufig  angewandt 

verfuhren  in  Hochverrathsfällen  die  Gerichtshöfe 

so,  dass  HallanU)  sie  wenig  besser  als  Höhlen  von  Mördern 
nennt,  während  die  Jury  als  passiv  und  zaghaft  bezeichnet 
wird.  Dazu  gesellte  sich  der  Uebelstand,  dass  sich  der  Ge- 
heinirath  (privy  council)  das  unbeschränkte  V erhaftungsrecht 
anmasste,  ohne  dass  einem  ihm  untergeordneten  Gerichte  die 
Befugniss  der  Einmischiing  zugestanden  hätte.  Geschworene, 
die  sich  in  ihren  Aussprüchen  nicht  von  den  Gerichtshöfen 
leiten  Hessen , wurden  Geldstrafen  unterzogen.  Anlehen 
wurden  — wie  später  unter  Karl  I.  — durch  ^erhaftung 

»)  Beidtel,  a.  a.  0.  I 350. 

*)  Brosch,  Geschichte  von  England.  VI  131. 

3)  Reeves,  a.  a.  ü.  III  557  fl’.  Ranke,  Deutsche  Geschichte.  5 286. 

■*)  a.  a.  0.  I 23L 
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der  Widerstrebenden  erzwungen.  Unter  Jacob  I.  — wie 
unter  Karl  I.  — verfuhr  die  Sternkammer  tyrannisch  mit 
Verachtung  aller  Gesetze*);  Verhaftungen  ohne  Angabe  von 
Gl  linden  fanden  statt.  Jacob  I.  Hess  die  Folter  in  Schott- 
land gegen  Verschwörung  und  Zauberei  und  in  einzelnen 
Fällen  auch  in  England  vollziehen.  Richter  wurden  aus 
politischen  Gründen  von  ihm  entlassen  und  die  Richterämter 
in  schamloser  Weise  verkauft.  Die  Absetzung  ehrenhafter 
Richter,  die  zur  Billigung  ungesetzlicher  Handlungen  nicht 
zu  bewegen  waren,  erfolgte  noch  häufiger  durch  Karl  I.®). 
Unter  diesem  wurden  auch  gegen  den  Chancery  court,  den 
Gerichtshof  des  Lord  Kanzlers,  dem  die  Billigkeitsjustiz  ob- 
lag, heftige  Angriffe  gerichtet.  Ueber  20000  Processe  — 
dai-unter  einige  seit  dreissig  Jahren  — sollten  bei  ihm  an- 
hängig gewesen  sein ; um  schnelle  Erledigung  zu  finden,  nahm 
man  zu  Bestechungen  die  Zuflucht.  Wiewohl  zur  Zeit  Karls  I. 
die  Tortur  schon  längst  gesetzlich  aufgehoben  war,  wurde 
sie  doch  noch  als  fiscalisches  Erpressungsmittel  angewandt^). 
Die  Klagen  über  die  Justizgebrechen  erschollen  in  dem 
Parlamente  Karls  I.  mit  leidenschaftlicher  Heftigkeit.  Sie 
wurden  im  kleinen  Parlamente  fortgesetzt.  Die  Kostspielig- 
keit der  Processe  sei  eben  so  nuerträglich  wie  ihre  Weit- 
länfigkeit ; die  Abfassung  der  Gesetze  sei  verworren,  unsicher 
und  unverständlich  U.  Auch  Cromwell  gab  zu  nachdrück- 
lichen Beschwerden  Anlass.  Er  verfuhr  gegen  die  Royalisten 
so  gewaltsam , dass  sie  eine  bewaffnete  Erhebung  beabsich- 
tigten. Auch  er  beeinflusste  die  Justiz  aufs  schamloseste, 
liess  L uschuldige  verhaften,  degradiren  und  selbst  hinrichten  5)' 
Nicht  besser  war  es  zur  Zeit  Karls  II. , unter  dem  die  Ge- 
schworenen, die  der  Weisung  des  Gerichtshofes  nicht  folgten, 
bestraft  wurden  s).  Doch  wurde  der  Gipfel  der  Willkür  auf 

0 a.  a.  0.  I 349.  453.  II  172. 

Gneist,  Englische  Verfassungsgeschichte.  S.  553. 

®)  Hallam,  a.  a.  0.  I 426. 

■•)  Ranke,  Englische  Geschichte.  IV  84. 
a.  a.  0.  IV  197.  212.  213. 

«)  Hallam,  a.  a.  0.  II  172.  17.3. 
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diesem  Gebiete  von  Jacob  II.  erreicht,  der  sich  das  Recht, 
von  den  Gesetzen  zu  dispensiren,  anraasste.  Das  eigen- 
mächtige Verfahren  seiner  Richter,  namentlich  des  entsetz- 
lichen Jeffreys,  hat  Macaulay  in  unvergleichlicher  Weise  be- 
leuchtet. Die  Vergehen  gegen  die  Rechtssicherheit,  deren 
sich  Jacob  schuldig  machte,  wurden  in  der  Declaration  of 
Right  schonungslos  aufgezählt.  Wilhelm  III.  bewirkte  die 
Unabsetzbarkeit  der  Richter  während  der  Lebenszeit  des 
Königs ; dies  war  nur  eine  halbe  Massregel,  indem  ein  neuer 
Monarch  die  von  seinem  Vorgänger  ernannten  Richter  ab- 
setzen konnte*). 

Die  Unsicherheit  wurde  insbesondere  für  die  unteren 
Classen  durch  die  unerschwingliche  Höhe  der  Gerichtskosten 
vermehrt,  wie  auch  durch  die  Macht  der  Friedensrichter,  bei 
kleinen  Vergehen  Gefängnissstrafen  zu  verhängen.  — Noch 
im  18.  Jahrhundert  kam  es  vor,  dass  Processe  Jahre  lang, 
zuweilen  Generationen  hindurch,  wegen  S])itzfindigkeiten  ver- 
schleppt wurden®). 

Das  englische  Strafrecht  stand  noch  im  18.  Jahrhundert 
auf  einer  unglaublich  tiefen  Stufe.  Der  Angeklagte  wurde 
in  einem  ganz  anderen  Lichte  als  in  der  Gegenwart  be- 
trachtet. Stillschweigend  galt  er,  so  lange  seine  Schuldlosig- 
keit nicht  erwiesen  war,  als  schuldig.  Kein  Anwalt  durfte 
zu  seinen  Gunsten  sprechen.  Ein  solches  Verfahren  war 
schlimm  genug  in  gewöhnlichen  Fällen,  schlimmer  aber  bei 
politischen  Processen®).  Die  Anschauung,  dass  die  Justiz  den 
Angeklagten  so  lange  als  schuldlos  zu  betrachten  habe,  so 
lange  seine  Schuld  nicht  erwiesen  ist,  und  dass  diese  Schritt 
für  Schritt  bewiesen  werden  müsse,  ist  modern^).  — In  der 
Absicht,  das  Eigenthum  zu  schützen,  wurde  Gelddiebstahl 
noch  immer  mit  Todesstrafe  bedroht.  Dabei  war  das  Gesetz- 

Lecky,  a.  a.  0.  III  27. 

2)  a.  a.  0.  VI  252. 

Gardiuer,  History  of  England  from  the  accession  of  James  I.  I 97. 

Sir  James  Fitzjames  Stephen,  A Ilistory  of  the  criminal  law  of 
England.  London  1883.  I 397. 
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buch  so  beschaffen,  dass  Lecky  mit  Recht  von  „extiavagant 
absurdity“  spricht. 

So  stand  auf  den  Diebstahl  eines  Schafes  oder  eines  Pferdes 
oder  des  Betrages  von  mindestens  40  Schilling  in  einem  W'ohn- 
hause  oder  von  5 Schilling  aus  der  Tasche  irgend  einer  Person, 
oder  von  Leinen  aus  einer  Bleichstätte  die  Todesstrafe.  Der 
Diebstahl  von  bereits  gepflückten  Früchten  war  ein  Verbrechen 
(felony),  von  Früchten,  die  man  erst  pflückte  und  dann  stahl, 
nur  eine  Uebertretung  (trespass).  Das  Einschlagen  einer  Glasscheibe 
nachmittags  in  der  Absicht  zu  stehlen,  war  ein  todeswürdiges 
Verbrechen,  der  gewaltsame  Einbruch  in  einem  Hause  im  Sommer 
um  vier  Uhr  morgens  nur  ein  Vergehen  (misdemeanour).  Die 
übermässige  Strenge  der  Strafen  hatte  die  der  beabsichtigten  ent- 
gegengesetzte Wirkung,  indem  die  Geschworenen,  die  einen  wegen 
eines  unbedeutenden  Vergehens  Angeklagten  nicht  dem  Henker 
überliefern  mochten , in  solchen  Fällen,  selbst  bei  aller  Klarheit 
der  Schuld,  ein  freisprechendes  Urtheil  fällten*).  Früher  war 
die  Auffassung  der  Sträflichkeit  allerdings  noch  ungereimter  ge- 
Avesen.  So  wurden  Thiere  nicht  als  eigentliches  Eigenthum  be- 
trachtet. 1528  erschien  es  z.  B.  als  zweifelhaft,  ob  ein  Pfau 
gestohlen  werden  könne.  Man  schien  von  der  Ansicht 
auszugehen,  dass  nur  nützliche,  nicht  aber  dem 
Vergnügen  oder  der  Phantasie  dienende  Gegen- 
ständ e av  e r t h v o 1 1 s e i e n.  So  wurden  auch  Jagd-  und  Wachtel- 
hunde von  den  Gegenständen,  an  denen  ein  Diebstahl  begangen 
Avei'den  konnte,  ausgeschlossen,  „car  ils  sont  proprement  choses 
de  plaisir  plus  que  de  pi'ofit.“  Das  Extrem  dieser  Anschauung 
bot  Haies  dar,  der  gedacht  haben  soll,  dass  die  gewaltsame  An- 
eignung von  Diamanten  und  anderen  Edelsteinen  kein  Verbrechen 
sei , da  sie  nicht  von  allen  Menschen  geschätzt  würden.  Das 
gemeine  Recht  war  daher  in  dieser  Beziehung  überaus  unsicher, 
ebenso  in  seinen  Grundsätzen  wie  in  seiner  AnAvendung -).  A^er- 
trauensbruch  im  Allgemeinen  ist  durch  mehrere  Jahrhunderte  nur 
als  CiAilvergehen  betrachtet  worden®). 

Von  den  riesigen  Geldstrafen  des  17.  Jahrhunderts 
(z.  B.  Bacon  40000,  Middlesex  50000,  Brook  und  Mynn  zu- 

Lecky,  a.  a.  0.  VI  247.  248.  Dies  erinnert  an  eine  Aeusserung 
Ciomwells:  ,,To  hang  a man  for  six  and  eight  pence  ....  to  hang  for 

a trifle  and  acquit  murder to  see  men  lose  their  lives  for  petty 

matters,  this  is  a thing  God  will  reckon  for“.  (Gardiner,  History  of  the 
Commonwealth  and  Protectorate.  London  1894—1901.  II  217.) 

2)  Stephen,  a.  a.  0.  III  143. 

ä)  a.  a.  0.  111  128. 
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sanimen  98000,  Rutland  30000  Pfund)  sagt  Gardiner  *),  dass 
sie  selten  voll  gefordert  worden  und  mehr  als  zeitgemässer 
Ausdruck  des  richterlichen  Abscheus  vor  den  zu  sühnenden 
Vergehen  zu  betrachten  seien.  Diese  Auffassung  hatte  jedocR 
keineswegs  in  Schottland  Geltung,  wo  — wenigstens  zur  Zeit 
Jacobs  I.  — die  enormen  Straf  betrage  in  die  Taschen  des 
obersten  Richters  flössen®). 

Sehr  mangelhaft  war  auch  noch  bei  Ausgang  des  17.  Jahr- 
hunderts die  Polizei. 

Noch  zur  Zeit  Wilhelms  und  Marias  trieben  Diebe  und 
Räuber  ihr  Unwesen  in  einer  allgemein  Schrecken  erregenden 
Weise.  Einbrüche  in  den  Palästen  Vornehmer  erfolgten  wieder- 
holt im  Herbst  und  Winter  1692.  AVenn,  sagt  Macaulay,  von 
zahlreichen  Dienern  beAvachte  Gebäude  so  gefährdet  Avaren,  so 
musste  sich  jeder  kleine  Kaufmann  um  so  beängstigter  fühlen. 
Eine  Reise  in  den  reichsten  und  bevölkertsten  Grafschaften  Eng- 
lands war  ebenso  gefährlich  wie  eine  Fahrt  durch  die  arabische 
AVüste.  Der  Oxforder  PostAAagen  Avard  am  hellen  Tage  beraubt, 
Wilhelm  entAvickelte  alle  Energie  in  der  Bekämpfung  dieser  Ver- 
brechen und  schaffte  bald  Wandel®).  Doch  ertönten  um  die 
Mitte  des  18.  Jahrhunderts  ähnliche  Klagen.  1751  schrieb 
Walpole,  man  müsse,  um  selbst  bei  Tage  zu  reisen,  Avie  zu 
einer  Schlacht  gerüstet  sein*).  Georg  II.  wurde,  als  er  sich 
einst  in  den  Kensington-Gärten  erging,  von  einem  Räuber  über- 
fallen und  seiner  Börse  sowie  seiner  Uhr  beraubt  ®).  Am 
schlimmsten  scheint  es  in  dieser  Beziehung  in  den  schottischen 
Hochlanden  gewesen  zu  sein,  wo  den  Räuberbanden  ein  regel- 
mässiger Tribut  unter  dem  Namen  „black  mail“  entrichtet  ward. 
Es  wurde  berechnet,  dass  um  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts 
daselbst  alljährlich  Vieh  im  AVerthe  von  5000  Pfund  geraubt 
und  black  mail  im  nämlichen  Betrage  bezahlt  wurde®). 

Auch  finden  wir  in  England  noch  Reste  des  mittelalterlichen 
Asylrechtes.  Dieses  Privileg  nahmen  durch  Jahrhunderte  die 
Bezirke  Whitefriars  und  Savoy  in  London  zu  Gunsten  von 


The  personal  goA-ernment  of  Charles  I.  London  1877.  I 182, 
2)  Browne , A history  of  the  highland  clans.  Edinburgh  and 

London  1873.  I 290. 

*)  Macaulay,  a.  a.  0.  VII  107  ff. 

Lecky,  a.  a.  0.  I 484. 
a.  a.  0.  VI  264. 

6)  a.  a.  0.  II  25. 
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Schuldnern  gegen  ihre  Gläubiger  in  Anspruch , die  daher  zur 
Burg  des  schlimmsten  Gelichters  sich  entwickelten.  Als  1697 
ein  Gesetz  das  Asylrecht  hier  aufliob,  beanspruchte  es  die  Münze 
in  Southwark  und  behauptete  es,  wiewohl  ungesetzlicher  Weise, 
durch  mehrere  Jahre.  Erst  1728  gelang  es  der  Regierung,  das 
Uebel  auszurotten  *). 

In  Frankreich  litt  die  Justiz  vornehmlich  in  Folge 
der  Fortdauer  feudaler  Missbrauche.  Die  abscheulichsten 
Verbrechen  blieben  oft  ohne  Untersuchung,  weil  die  Feudal- 
herren die  Kosten  eines  Criminalprocesses  scheuten,  so  dass 
die  Herrenhöfe  als  Asyle  der  schlimmsten  Verbrecher  er- 
schienen. Dagegen  wurden  Unschuldige  nicht  selten  auf 
blosse  Denunciation  hin  verhaftet  2).  Die  Eigenmächtigkeit 
der  Justiz  ward  durch  unverhüllte  Verletzung  des  Brief- 
geheimnisses noch  vermehrt.  Der  Zustand  des  Gerichts- 
wesens in  der  ersten  Hälfte  des  1(3.  Jahrhunderts  wird  durch 
den  Ausspruch  des  Satirikers  Rabelais  beleuchtet,  dass  die 
Processe  schliesslich  wie  durch  den  Zufall  des  Würfelspieles 
entschieden  würden  3).  In  den  ersten  Decennien  des  17.  Jahr- 
hunderts stieg  die  Unsicherheit  in  Paris  aufs  höchste,  wo 
man  sich  nicht  nur  des  Treibens  gefährlicher  Diebes-  und 
Räuberbanden,  sondern  auch  der  Gewaltthaten  zu  erwehren 
hatte,  die  Personen  vom  höchsten  Adel  und  sogar  junge 
Staatsbeamte  verübten  (vgl.  II  137  - 139)  ^).  Aber  auch  noch 
zu  Colberts  Zeit  war  die  Unsicherheit  gross.  Dieser  grosse 
Staatsmann,  dessen  thätige  Theilnahme  auch  alle  wichtigen 
Angelegenheiten  ausserhalb  der  Sphäre  seiner  besonderen 
Wirksamkeit  erregten,  war  wenig  erbaut  von  dem  Charakter 
der  Richter.  Er  fand  sich  bewogen  untersuchen  zu  lassen, 
ob  nicht  die  Schwachen  zu  Gunsten  Mächtiger  gedrückt  und 
die  Piocesse  durch  ihre  allzulange  Dauer  gegenstandslos 
würden.  In  der  That  standen  die  Richter  in  dem  Rufe 
arger  Ptiichtvergessenheit  und  es  hiess  sogar,  dass  eine  An- 
zahl von  ihnen  eher  auf  die  Anklagebank  gehört  hätten. 

9 Macaulay,  a.  a.  0.  VIII  238.  234.  Lecky,  a.  a.  O.  I 484. 

2)  Taine,  L’ancien  regime.  S.  71.  504. 

Ranke,  Französische  Geschichte.  I 133. 

■*)  Caillet,  a.  a.  0.  S.  128.  231. 
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Doch  gaben  nicht  sie  allein  zu  den  lebhaftesten  Beschwerden 
Anlass.  Diese  ertönten  ganz  besonders  heftig  gegen  die 
Gendarmerie,  deren  Oberbefehlshaber  (prövöts  de  marechaux) 
selbst  Verbrecher,  die  sich  loskaufen  konnten,  laufen  Hessen. 
Die  Officiere  dieser  Truppe  standen  mit  Dieben  und  Mördern, 
welche  die  Landstrassen  unsicher  machten,  in  Verbindung, 
nahmen  von  ihnen  Geschenke  und  sogar  Jahrgelder  an , 
darnach  lässt  sich  der  Grad  der  öffentlichen  Unsicherheit 
ermessen.  Der  Raub  erstreckte  sich  sogar  auf  Waldungen. 
Der  Sorgfalt  Colberts  gelang  es,  einem  einzigen  W^alde,  dem 
von  Chizö,  nicht  weniger  als  1200  Morgen,  die  ihm  pwalt- 
sam  entrissen  worden  waren,  zurückzuerobern').  Die  Ver- 
brechen, denen  die  ordentlichen  Gerichte  nicht  gewachsen 
waren,  nahmen  namentlich  im  Süden  in  so  erschreckender 
Weise  überhand,  dass  die  Grands-Jours  (vgl.  IV/II I 175) 
allgemein  ersehnt  und  nachdrücklichst  gefordert  wurden; 
doch  muss  ihre  heilsame  WHrkung  sehr  bezweifelt  werden, 
da  die  Urtheile  über  die  dem  Adel  angehörigen  Verbrecher 
meist  unvollzogen  blieben.  Theils  ergriffen  diese  die  Flucht 
und  wurden  daher  nur  in  effigie  hingerichtet  — eine  Art 
der  Execution,  die  der  verurtheilte  Marquis  von  Cauillac 
1(351  selbst  mitansah  - theils  wurden  sie  begnadigt  0-  Der 
Adel  betrachtete  sich  als  ausserhalb  des  Gesetzes  stehend. 
Wiederholt  wurden  zu  seinen  Gunsten  Moratorien  erlassen. 
Noch  zur  Zeit  Ludwigs  XV.  erregten  die  „arrets  de  sur- 
seance“,  die  mächtige  Personen  in  den  Stand  setzten,  ihre 
Schulden  unbezahlt  zu  lassen,  grosses  Aergerniss,  da  hier- 
durch ihren  Gläubigern  ihre  Verfolgung  untersagt  ward«). 

Zur  Zeit  Colberts  litt  das  gesammte  Königreich  mit 
Ausnahme  von  Paris  an  dem  Mangel  einer  Polizei  ‘‘).  Ausser- 

*)  Clement,  Lettres,  Instruction  et  memoires  de  Colbert.  IV  p.  III 
bis  VI;  VI  p.  I.  Doch  schritt  Colbert  im  Interesse  seiner  Gewerbe- 
Politik  selbst  zu  gewaltsamen  Massregeln. 

*)  Vgl.  Memoires  de  Flechier  sur  les  Grands -Jours  d’Auvergne. 

p.  292  ff.  389  ff. 

®)  Droz,  Histoire  du  regne  de  Louis  XVI.  1 103. 

Clement,  Histoire  de  Colbert.  II  335.  337. 
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<lem  vermehrteu  die  Reste  der  mittelalterlichen  Asyle  (la 
Cours  des  Miraeies,  le  Luxembourg)  die  Unsicherheit^). 

Das  schlimmste  Hinderniss  der  Gerechtigkeitspflege  be- 
stand auch  in  Frankreich  in  der  schrankenlosen  obersten 
richterlichen  Autorität,  welche  die  Könige  sich  aneigneten, 
in  deren  Folge  sie  sich  das  Recht  vorbehielten,  die  Ent- 
scheidungen in  letzter  Instanz  zu  treffen  und  also  Urtheile, 
die  ihnen  missfielen,  umzustossen,  Kraft  dieses  souveränen 
Rechtes  konnte  der  König  alle  Regeln  der  Justiz  verletzen, 
z.  B.  um  seinen  Willen  durchzusetzen,  an  Stelle  der  zur 
Amtshandlung  berufenen  Beamten  Commissionen  einsetzen, 
deren  Mitglieder  er  wählte.  Solcher  Commissionen  bediente 
sich  Richelieu,  um  die  V^erurtheilung  des  Marschalls  von 
Marillac  und  des  Herzogs  von  la  Valette  zu  erwirken®). 
Wie  wir  bereits  erwähnten,  untersagte  Colbert  aufs  strengste 
die  Auswanderung  guter  Arbeiter.  Aus  seinem  Briefwechsel 
ist  ersichtlich,  dass  er  den  Bischof  von  Lyon  beauftragte,  zwei 
Sammtfabrikanten,  die  sich  in  Florenz  niederlassen  wollten, 
verhaften  und  abuitheilen  zu  lassen.  Und  da  das  betreffende 
„Verbrechen“  im  Gesetze  nicht  vorgesehen  war,  so  fügte  er 
hinzu,  dass  die  Strafe  dem  Belieben  der  Richter  zu  über- 
lassen sei,  und  dass  er  im  Falle  der  Appellation  dafür  Sorge 
tragen  würde,  dass  das  Urtheil  in  Paris  bestätigt  werde»). 
Willkürlich  erlassene  lettres  de  cachet  — die  von  unwürdigen 
Ministern  sogar  verkauft  wurden  — nahmen  insbesondere 
bei  Ausgang  des  ancien  regime  furchtbare  Verhältnisse  an: 
d’Aiguillon  erliess  im  Laufe  von  drei  Jahren  nicht  weniger 
als  134“*).  Ihr  Inhalt  waren  Befehle  zur  Einschliessung  in 
ein  Staatsgefängniss  oder  zur  Verbannung,  ohne  irgend  welche 
gerichtliche  Form,  wovon  hauptsächlich  vermeintlich  politisch 
gefährliche  oder  unbequeme  Personen,  denen  auf  geradem 

q Clement,  Lettres  etc.  de  Colbert.  VI  p.  XLV. 

^)  Gasquet,  Precis  des  institutions  politiques  et  sociales  del’ancieime 
France.  Paris  1885.  I 303.  306.  Mirabeau,  Des  lettres  de  cachet. 

I eil.  XIII. 

•'*)  Clement,  Histoire  du  Systeme  protecteur  en  France,  p.  24. 

*)  Dareste,  a.  a.  0.  VI  574. 
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Wege  nicht  beizukommen  war,  betroffen  wurden.  Zuweilen 
wurden  vermittelst  lettres  de  cachet  Gläubiger  vornehmer 
Schuldner  verhaftet  und  auf  diese  Weise  auch  allerhand 
Racheacte  verübt.  Im  zweiten  Bande  seines  Werkes  „Des 
lettres  de  cachet“  schildert  Mirabeau  in  ergreifender  Weise 
die  Entbehrungen,  Quälereien  und  Ränke,  denen  die  Ge- 
fangenen ausgesetzt  waren.  Es  war  sein  eigener  Vater,  der 
ihn  nach  Vincennes  hatte  bringen  lassen;  dieser  fühlte  das 
Unnatürliche  seines  Verfahrens,  das  er  auf  folgende  Meise 
zu  beschönigen  sucht:  „Puis  que  le  tribimal  de  famille 
n’existe  plus,  il  nous  faut  recourir,  pour  chätier  des  enfants 
criminels,  au  despotisme  barbare  des  lettres  de  cachet, 
plutot  qu’aux  lentes  formalitös  d’une  aveugle  et  pödantesqiie 

justice  *). 

Die  Rechtszustände  werden  ferner  durch  die  Betrachtung 
der  häufigen  Zerwürfnisse  zwischen  dem  Parlamente  von 
Paris  und  den  verschiedenen  Regierungen  grell  beleuchtet. 

Es  gab  ursprünglich  ein  einziges  Parlament.  Die  allmähliche 
Ausdehnung  des  Reiches  und  die  gesteigerten  Anforderungen  der 
Rechtspflege  veranlassten  während  des  Zeitraumes  vom  15.  bis 
zum  18.  Jahrhundert  die  Entstehung  von  Provincial-Parlamenten. 
Der  mangelhaften  Abgrenzung  der  Gewalten  im  ancien  rögime 
war  es  vor  Allem  zuzuschreiben,  dass  diese  gerichtlichen  Körper- 
schaften in  vornehmlich  politische  umgewandelt  wurden.  Die 
feierlichen  königlichen  Gerichtssitzungen  („lits  de  justice“)  be- 
einträchtigten die  Wirksamkeit  und  das  Ansehen  der  Parlamente. 
Durch  solche  Sitzungen  wurden  die  Irrungen,  denen  sie  entsprangen, 
nicht  immer  vollständig  beseitigt.  Die  zurückgeseUten  Parlaments- 
mitglieder fanden  mannigfaltige  Formen  des  Widerstandes.  Da 
es  zu  ihren  Befugnissen  gehörte , Gesetze  in  ihre  Register  ein- 
zutragen — welche  Befugniss  später  in  die,  sie  zu  verificiren,  ver- 
wandelt wurde  — so  erklärten  sie  zuweilen,  dass  sie  die  gegen 
ihren  Willen  registrirten  Gesetze  nicht  anerkennen  würden, 
oder  sie  legten  insgesammt  ihre  Stellen  nieder,  oder  sie  bewirkten 
eine  Unterbrechung  de  r G er  ich  t sv  er  waltung,  insolange 
ihnen  keine  Genugthuung  geleistet  wurde.  Ein  weiteres  ihrer 
Rechte,  das  Vorstellungen  (remontrances)  zu  erheben,  sowie  das 
königliche  Edicte  auszulegen,  wurde  durch  Ludwig  XIV.  illusorisch 
gemacht.  Kaum  hatte  nach  dem  Tode  dieses  Königs  der  Regent 


*)  de  Lomenie,  Les  Mirabeau.  I 343. 
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die  Rechte,  die  den  Parlamentsmitgliedern  in  despotischer  Weise 
verkümmert  worden  waren,  wiederhergestellt,  als  er  ihren  Wider- 
stand zu  fühlen  bekam.  Er  hielt  darauf  (1718)  ein  lit  de  justice 
ab,  Hess  einen  Präsidenten  und  zwei  Räthe  verhaften  und  ver- 
legte endlich  (1720)  das  gesammte  Parlament  nach  Pontoise. 
Der  Kampf  zwischen  der  königlichen  und  der  Parlamentsgewalt 
wogte  auch  unter  Ludwig  XV.  und  Ludwig  XVI.  unaufhörlich: 
die  Folgen  davon  waren  fortwährende  Urtheilscassationen,  lits  de 
justice,  Verhaftungen,  Verbannungen,  Verringerung  der  Zahl  der 
Parlamentsmitglieder.  Zu  Anfang  des  Jahres  1771  schritt  das 
Parlament  von  Paris,  dessen  Wirksamkeit  durch  die  lits  de 
justice  gehemmt  worden  war,  zur  Unterbrechung  der  Rechts- 
pflege. Daraut  wurden  den  Parlamentsmitgliedern  die  (durch 
Kaut  erlangten)  Stellen  confiscirt,  die  fernere  Anwendung  ihres 
Titels  untersagt  und  durch  lettres  de  cachet  befohlen,  Paris  zu 
verlassen.  Die  Provinz-Parlamente  erhoben  ihre  Stimme  gegen 
diese  Gewaltthaten ; die  von  Toulouse,  Besanyon  und  Rouen 
forderten  die  Einberufung  der  Stände.  Der  Einfluss  dieser 
Kämpfe  auf  die  Geister  war  um  so  gewaltiger,  als  sie  zu  Zeiten 
erfolgten,  in  welchen  es  weder  eine  politische  Tribüne  noch  po- 
litische Journale  gab.  Die  gedruckten  parlamentarischen  Re- 
monstranzen erlangten  dadurch  eine  ungemeine  Verbreitung. 

Noch  kurz  vor  Ausbruch  der  Revolution  (1787 — 1788)  er- 
klärte das  Pariser  Parlament  königliche  Acte  als  ungültig.  Das 
Königthum  capitulirte  wegen  Geldbedarfes.  Nicht  unerwähnt 
dürfen  wir  lassen,  dass  die  Parlamente,  in  ihrer  Opposition  gegen 
die  Regierung,  für  die  Privilegien  von  Adel  und  Geistlichkeit 
eintraten,  so  oft  sie  angetastet  werden  sollten  ^). 

Die  Rechtssicherheit  ward  auch  dadurch  beeinträchtigt, 
dass  auf  manchen  Gebieten  die  Unwissenheit  der  Behörden 
mit  der  der  Bevölkerung  wetteiferte.  Dies  gilt  insbesondere 
von  der  Unkenntniss  der  einfachsten  volkswiithschaftlichen 
(lesetze,  deren  Folgen  bei  Hungersnöthen  und  den  ihnen  ent- 
sprungenen Getreidetheuerungen  zu  Tage  traten.  Das  will- 
kürliche, belästigende  und  nicht  selten  mit  Eingriffen  ins 
Eigenthum  verbundene  Vorgehen  der  Beamten  in  solchen 


’)  Esmein,  Cours  elementaire  d’histoire  du  droit  fran^ais.  di®“®  ed. 
Paris  1901.  p.  384.  519.  527.  528.  Droz,  a.  a.  0.  I 21  ff.  32  ff  Aulard, 
Histoire  politique  de  la  revolution  frangaise.  Paris  1901.  p.  13  ff. 
Ranke,  Ursprung  und  Beginn  der  Revolutionskriege.  S.  23.  24. 
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Fällen,  das  TurgotU  in  Frankreich  rügt,  war  auch  in  anderen 
Reichen  fühlbar. 

Endlich  haben  wir  der  hier  so  lange  dauernden  An- 
wendung der  Tortur  zu  gedenken,  die  erst  ein  Jahr  vor  der 

Revolution  aufgehoben  wurde  ^). 

Noch  schlimmer  waren  die  Justiz  Verhältnisse  in 
Spanien.  Schon  in  den  Zeiten  Karls  I.  (V.)  wurde  ge- 
klagt, dass  die  Zahl  der  Richter  viel  zu  klein  sei,  weshalb 
die  Processe  15  bis  20  Jahre  schweben  müssten«).  Der 
Despotismus  Philipps  II.  ward  durch  die  Geistlichkeit,  die  ihn 
umgab,  gefördert.  Sein  Beichtvater,  Bruder  Diego,  brachte 
ihm  die  entsetzliche  Lehre  bei,  dass  dem  Souverän  die  Ge- 
walt über  das  Leben  seiner  Unterthanen  zustehe,  ohne  dass 
er  an  gerichtliche  Formen  gebunden  sei , da  er  das  Recht 
habe,  von  allen  Gesetzen  zu  dispensiren ‘‘) , ein  Recht,  das, 
wie  wir  gesehen  haben,  auch  Jacob  II.  von  England  für 
sieh  in  Anspruch  nahm.  Der  unerträgliche  Druck  des  welt- 
lichen und  noch  mehr  des  geistlichen  Regiments  trieb  die 
Aragonesen  zu  einer  Empörung,  die  freilich  bald  unter- 
drückt wurde.  Zur  Zeit  Philipps  III.  erklärte  Khevenhiller, 
dass  die  Justiz  feil  und  mit  Geld  alles  durchzusetzen 
sei«).  In  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  konnte 
man  für  einige  einem  Alcalden  oder  einem  Alguazil  ge- 
spendete Geldstücke  die  unschuldigsten  Personen  verhaften 
und  im  Kerker  ohne  gerichtliches  Verfahren  verschmachten 
lassen,  wogegen  Diebe  und  Mörder  in  Madrid  ruhig  hausten. 
Fast  Jedermann,  der  in  seinem  Bezirke  irgend  eine  Rolle 
spielte,  hatte  Banditen  in  seinem  Solde , die  namentlich  in 
Valencia  leicht  zu  miethen  waren , da  die  elende  Polizei 
Raub  und  Mord  mit  erstaunlichem  Phlegma  betrachtete  und 
namentlich  Vornehme  bei  und  nach  Verübung  der  entsetz- 
lichsten Unthaten  nicht  behelligte.  Dazu  gesellte  sich  das 

Oeuvres,  ed.  Daire.  1 165. 

2)  Cherest,  La  chute  de  rancien  regime,  I 454. 

Baumgarten,  a.  a.  0.  11111  665. 

Laurent,  Histoire  du  droit  des  gens  IX. 

Ranke,  Die  spanische  Monarchie.  S.  408. 

Felix,  Eigenthum.  IV.  2.  II. 
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fortdauernde  Asvlrecht  der  Kirchen  und  Klöster  sowie  die 
Gewalt  der  Inquisition,  auf  deren  Geheiss  Verhaftungen  vor- 
genoininen  wurden,  ohne  dass  die  Betroffenen  eine  Ahnung 
von  der  Ursache  hatten  G-  Charakteristisch  ist  es , dass 
Karl  I.  von  England  sich  gedrängt  sah,  einen  Vertrag  mit 
Spanien  einzugehen , wodurch  die  Inquisition  verhindert 
werden  sollte,  gegen  englische  Protestanten  einzuschreiten, 
„so  long  as  they  created  no  scandal“  ^). 

Ihr  Wirken  wurde  noch  während  des  18.  Jahrhunderts  fort- 
gesetzt. 1725  ward  in  Granada  eine  maurische  Familie  entdeckt, 
die  in  ruhigster  Weise  die  Erzeugung  von  Seidenstoffen  mit  an- 
erkannter Tüchtigkeit  betrieb.  Alle  Mitglieder  dieser  unglück- 
lichen Familie  wurden  lebendig  verbrannt.  1756  wurde  ein  von 
der  Inquisition  Angeklagter  zum  Verluste  seiner  sämmtlichen 
Habe  verurtheilt , weil  er  Freimaurer  war.  1763  gab  es  ein 
Autodafe  zu  Lerena.  Karl  III.  wollte  dem  heil.  Amte  das  Recht 
der  Conliscation  Verurtheilter  entziehen,  worauf  mit  einer  er- 
staunlichen Unumwundenheit  erklärt  wurde , dass  man  darauf 
nicht  verzichten  könne,  weil  die  Bezahlung  der  Beamten 
des  Inquisitionsgerichts  vornehmlich  aus  den  Güter- 
einziehungen  bestritten  werde.  Die  beabsichtigte  Re- 
form unterblieb  nun.  Karl  III.  übertrug  einem  sehr  verdienten 
Manne  Namens  Olavide  die  Urbarmachung  eines  wüsten  Theiles 
der  Sierra  Morena,  welche  Aufgabe  dieser  in  der  ausgezeichnetesten 
Weise  erfüllte.  Zu  seinem  Unglücke  zog  er  sich  die  Abneigung 
eines  Capuziners  zu.  Im  November  1776  wurde  Olavidö  ver- 
haftet und  in  die  Inquisitionsgefängnisse  gebracht,  während  all 
seine  Habe  ergriffen  ward.  Erst  zwei  Jahre  darauf,  im  No- 
vember 1778,  ward  sein  Urtheil  gesprochen.  Es  wurde  ihm 
vorgehalten,  mit  „Freigeistern“,  namentlich  mit  Voltaire  und 
Rousseau,  verkehrt,  ihi-en  Ton  angenommen,  die  Väter  der  Kirche 


’)  La  Comtesse  d’AuInoy,  a.  a.  0.  I 89.  119.  Madame  d’Aunoy, 
Memoires  de  la  cour  d’Espagne.  Amsterdam  1716.  I 17.  49.  105.  137. 
234;  1153.  M“e.  d’Aunoy,  deren  Denkwürdigkeiten  1716  zu  Amsterdam 
erschienen,  und  die  Gräfin  d’Aulnoy,  deren  Denkschriften  1874  zu  Paris 
neu  verlegt  wurden,  sind  offenbar  identisch.  Aus  einem  unaufgeklärten 
Grunde  wird  jedoch  in  der  neuen  Ausgabe,  die  mit  der  älteren  nicht 
ganz  übereinstimmt,  dieser  nicht  erwähnt.  Ranke  (Die  spanische 
Monarchie.  S.  576—579)  gedenkt  einer  Haager  Ausgabe  dieser  Memoiren 
von  1691. 

Gardiner,  Oliver  Cromwell.  1899.  p.  159. 
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lächerlich  gemacht  zu  haben  u,  dgl.  Seine  gesammten  Güter 
wurden  confiscirt;  er  ward  als  unfähig  der  Bekleidung  irgend 
eines  Amtes  erklärt  und  in  die  Verbannung  in  einer  Entfernung 
von  20  Meilen  von  Madrid  geschickt,  wo  er  durch  acht  Jahre 
in  einem  Kloster  eingeschlossen  bleiben  sollte.  Er  entkam  nach 
Frankreich.  Noch  bei  Ausgang  des  18.  Jahrhunderts  kamen 
Verurtheilungen  durch  die  Inquisition  vor^. 

lieber  die  Bestechlichkeit  der  Richter  im  16.  und 
17.  Jahrhundert  vgl.  Cervantes,  Novelas  ejeinplares  (lajitanilla). 

Die  Provincialregierung  wurde  in  Spanien  nicht  als 
eine  zum  Wohle  der  Unterthanen  eingesetzte  Institution, 
sondern  als  ein  von  den  Inhabern  der  Aemter  zu  ihrem  Vor- 
theile auszubeutendes  Beneficium  aufgefasst  ^). 

In  P 0 r t u g a 1 waren  die  auf  Verletzung  des  Eigenthums 
gesetzten  Strafen  — ähnlich  wie  in  England  — noch  in  der 
Gesetzessammlung  Philipps  I.  (in  Spanien  Philipps  II.)  dra- 
konisch. Auf  Diebstahl  von  Gütern  im  Werthe  von  einer 
Silbermark  und,  wofern  solcher  an  heiliger  Stätte  begangen 
wurde,  auch  in  geringerem  Werthe,  stand  Todesstrafe.  Das 
blosse  Betreten  eines  Hauses  in  der  Absicht  zu  stehlen,  ward 
mit  öffentlicher  Peitschung  und  der  Verbannung  nach 
Brasilien  geahndet^).  Hieraus  lässt  sich  auf  die  Häufigkeit 
von  Raub  und  Diebstahl  schliessen.  Der  Rechtszustand  war 
I namentlich  wegen  der  übermässigen  Dauer  der  Processe 

j überaus  ungesichert.  Erst  König  Joseph  schuf  wohlthätige 

Reformen  durch  das  Gesetz  vom  18.  April  1769.  Auf  diesem 
Wege  schritt  die  Königin  Maria  I.  fort,  deren  Gesetz  vom 
19.  Juli  1790  Vereinfachung  und  Gleichförmigkeit  des  Rechts- 
verfahrens erstrebte  ^). 

Die  Unsicherheit,  die  in  Italien  durch  das  Banditen- 
thum bereitet  wurde,  das  unter  dem  Schutze  der  Regierung 
sein  Unwesen  trieb,  haben  wir  bereits  (II  135,  136)  ge- 
schildert. Auch  der  Despotismus  mit  seinen  Folgen  macht 

q Bourgoing,  Tableau  de  I’Espagne.  I 365  ff. 

Taine,  Essais  de  critique  et  dliistoire.  7 e ed.  Paris  1896.  p.  333. 
} Vgl.  Bourgoing,  a.  a.  0.  I 216. 

®)  Schäfer,  Geschichte  Portugals.  V 133. 

*)  a.  a.  0.  S.  464.  600. 
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sich  in  einzelnen  Staaten  noch  in  der  neueren  Zeit  fühlbar. 
Der  Tyrann  Pier  Luigi  in  Piacenza  erliess  eine  grosse  Zahl 
von  Gesetzen  offenbar  nur  in  der  Absicht,  die  Uebertreter 
mit  der  Confiscation  ihrer  Güter  zu  bestrafen.  Er  baute 
sich  einen  Palast  auf  dem  Grunde  von  Wittwen  und  Waisen 
gehörigen  Häusern,  deren  Niederreissung  er  befohlen  hatte. 
1547  erlag  er  einer  Verschwörung  *).  — In  Neapel  wurden 
zur  Zeit  der  spanischen  Herrschaft  die  Gouverneure  be- 
schuldigt, gegen  Bezahlung  die  Verübung  der  furchtbarsten 
Verbrechen  erlaubt  zu  haben  ^).  Im  Neapolitanischen  wurde 
noch  bei  Ausgang  des  18.  Jahrhunderts  die  Lectüre  der 
Werke  A'oltaires  mit  3 Jahren  Galeeren,  die  der  Gazzetta 
di  Firenze  mit  dreimonatlichem  Kerker  bestraft®).  Besonders 
traurig  waren  die  Rechtsverhältnisse  im  Kirchenstaate,  wo 
auch  in  dieser  Beziehung  der  Wille  des  Papstes  massgebend 
war.  Die  Entscheidungen  der  Richter,  die  nicht  nach  Gesetz, 
sondern  nach  persönlichem  Ermessen  erfolgten,  wurden  bald 
durch  Verwendung  angesehener  Persönlichkeiten,  bald  durch 
Bestechung  beeinflusst.  Die  persönliche  Sicherheit  ward  ferner 
durch  die  Inquisition  beeinträchtigt,  die  jeden  Hausgenossen 
zur  Spionage  verpflichtete.  Auf  die  blosse  Anklage  der  Un- 
sittlichkeit hin,  war  jeder  Pfarrer  berechtigt,  jeden  männ- 
lichen wie  weiblichen  Einwohner,  ohne  weitere  Untersuchung 
und  Anhörung,  auf  einige  Wochen  ins  Arbeitshaus  zu 
bringen  *). 

Die  im  Mittelalter  so  häufige  Strafe  der  Verbannung 
(s.  IV/ILI  507.  508)  wurde  in  Toscana  noch  in  neuerer  Zeit 
häufig  angewandt.  In  ausgedehntem  Masse  geschah  dies 
bei  Einleitung  des  Mediceischen  Fürstenthums.  Die  Zahl 
der  Verbannten  überschritt  damals  150;  die  Strafe  sollte 
nur  drei  Jahre  währen,  doch  durften  nach  ihrem  Ablaufe 
nur  die  Wenigsten  zurückkehren;  den  meisten  Verbannten 

0 Kanke,  Deutsche  Geschichte.  T 8. 

2)  Eanke,  Die  spanische  Monarchie.  S.  323. 

Generale  Colletta,  Storia  del  reame  di  Napoli.  Capolago  1834. 

I 198. 

*)  V.  Sybel,  a.  a.  0.  IV  384.  386. 
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wurden  ungesunde  oder  entlegene  Wohnsitze  angewiesen;  die 
Nichtbeachtung  der  hierauf  bezüglichen  Vorschrift  hatte 
Gütereinziehung  zur  Folge.  Die  starken  Geldbedüi fnisse  des 
neuen  Staates  führten  auch  andere  Gewaltmassregeln  herbei. 
Insbesondere  der  Herzog  Cosimo  I.  Hess  sich  aus  fiscalischeu 
und  politischen  Gründen  zu  den  ungerechtestenVerurtheilungen 
sowie  zum  Loskaufe  von  Strafen  verleiten.  Die  Eitiäge  des 
Monte  wurden  auf  zwei  Fünftel  herabgesetzt,  wodurch  viele 
Familien,  insbesondere  zahlreiche  Wittwen  und  Waisen,  zu 
Grunde  gerichtet  wurden.  Auf  diese  Art  fand  in  Florenz 
ein  bedeutsamer  Besitz  Wechsel  statt.  Angesichts  der  Foit- 
dauer  der  entsetzlichen  sittlichen  Anschauungen,  die  im 
Mittelalter  in  Italien  geherrscht  hatten  (vgl.  IV/ILI  44(3), 
scheute  sieh  Cosimo  I.  nicht,  sich  seiner  Feinde  vermittelst 
Dolch  und  Gift  zu  entledigen.  Bei  solchem  Vorbilde  ist  es 
erklärlich,  dass  das  Banditenthum  auch  aus  vornehmen 
Familien  ungehörigen  Leuten  sich  recrutirte.  Vollendet 
wurde  die  Unsicherheit  in  Toscana  durch  die  Schrecken  der 
Inquisition,  die  erst  1782  daselbst  aufgehoben  wurdet. 

Ueberaus  gross  war  die  Rechtsunsicherheit  in  Venedig 
in  Folge  des  geheimen  Wirkens  der  Staatsinquisition.  Hier 
schreckte  die  Staatsgewalt,  um  sich  bedenklicher  Menschen 
zu  entledigen,  vor  der  Anwendung  des  Meuchelmordes  nicht 
zurück,  wobei  persönliche  Feindseligkeiten  mitgewirkt  haben 
sollen.  Kam  es  ja  sogar  vor,  dass  der  Rath  der  Zehn  selbst 
ein  Todesurtheil,  nachdem  es  vollzogen  worden  war,  als  er- 
schlichen erklärte®). 

Ganz  besonders  nach  dem  Strafrechte  Emanuel  Philiberts 
von  Savoyen  wurden  angebliche  Vergehen  an  Unschuldigen 
geahndet.  Der  genannte  Herzog  zog  die  gesammten  Güter 
einer  Familie  ein,  wenn  nach  dem  Tode  ihres  Hauptes  fünf 
oder  sechs  Zeugen  den  Verstorbenen  des  Wuchers  bezich- 
tigten ®). 

1)  Gino  Capponi,  Storia  della  Repubblica  di  Firenze.  II  474. 
V.  Reumont,  a.  a.  0.  I 109.  256.  303.  .304.  448.  517.  II  159. 

®)  Ranke,  Zur  venezianischen  Geschichte.  S.  lOI.  109.  III. 

Victor  de  Saint-Genis,  Histoire  de  Savoie.  II  153. 
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Angesichts  des  Zustandes  der  Justiz  in  den  hervor- 
ragendsten europäischen  Culturstaaten  darf  es  nicht  be- 
fremden, wenn  wir  in  Ländern,  die  in  der  Cultur  zurück- 
blieben, noch  krasseren  Ungeheuerlichkeiten  auf  diesem  Ge- 
biete begegnen.  So  in  Russl and.  Noch  im  17.  Jahrhundert 
übte  hier  der  Gespensterglaube  Einfluss  auf  die  Justiz.  Das 
Verfahren  gegen  den  angeklagten  und  gefolterten  Minister 
Matwejew,  dessen  gesummtes  Vermögen  eingezogen  wurde, 
beleuchtet  grell  den  Reehtszustand  dieser  Epoche.  1682 
wurde  das  Gebühren  der  Obersten,  die  den  Strelzy  einen 
Theil  ihres  Soldes  unterschlugen , nicht  als  Verbrechen, 
sondern  als  Eingehen  einer  blossen  Geldschuld  betrachtet  0. 
Noch  unter  Katharina  II.  geschah  es,  dass  ein  Strolch  das 
Haus  eines  reichen  Kaufmanns  mit  Hilfe  von  Militär  be- 
lagern konnte,  um  einige  tausend  Rubel  zu  erpressen.  Die 
Sicherheit  ward  auch  zu  dieser  Zeit  ganz  besonders  durch 
Gewaltthaten  der  Beamten  bedroht.  So  wurde  von  dem 
Obergouverneur  Gljebow  in  Sibirien  berichtet,  dass  er  einen 
reichen  Kaufmann,  der  sich  weigerte,  ihm  30000  Rubel  zu 
schenken,  zu  Tode  foltern  liess^).  An  die  gesetzlichen  Ge- 
bühren hielt  man  sich  mir  selten.  Ihre  Höhe  stand  in  um- 
gekehrtem Verhältnisse  zu  dem  Stande  der  Zahlenden^). 

In  Polen  war  es  das  adelige  Gewohnheitsrecht  be- 
waffneter Selbsthilfe  sowie  das  Asylrecht  jedes  adeligen 
Hauses,  wodurch  jede  Rechtssicherheit  vereitelt  ward^).  Dem 
Gewinner  eines  Eigenthumsprocesses  war  es  allein  Vorbe- 
halten, sich  durch  „Einreiten“,  d.  h.  durch  bewaffneten 
Ueberfall  des  Gegners,  in  den  Besitz  des  strittigen  Gegen- 
standes zu  setzen. 

Nirgends  jedoch  erreichte  die  Rechtsunsicherheit  einen 
so  hohen  Grad  wie  in  der  Türkei.  Der  Zerfall  dieses 
Reiches  erschien  in  Folge  seiner  durchaus  unsittlichen  In- 

Brückner,  Peter  der  Grosse.  S.  26.  88. 

2)  Brückner,  Katharina  II.  S.  522.  523. 

Macieiowski,  a.  a.  0.  IV  126. 

4)  a.  a.  0.  III  84.  Oncken,  Das  Zeitalter  Friedrichs  des  Grossen. 
II  437. 
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stitutionen  und  Verwaltungen  seit  langer  Zeit  als  unvermeid- 
lich. Der  Brudermord,  als  gesetzliche  Einrichtung  zur 
Sicherung  der  Thronfolge  für  unerlässlich  gehalten,  führte 
zu  weiteren  grässlichen  Mordthaten  innerhalb  des  Serails. 
Die  Furcht  der  Herrscher  vor  der  Allmacht  der  Vesire  hatte 
öfters  ihre  heimliche  Hinrichtung  selbst  dann  zur  Folge, 
wenn  sie  sich  grosse  Verdienste  erworben  hatten.  Die  Aus- 
räubung der  reich  gewordenen  hohen  Beamten  war  Regel. 
Hinrichtungen  anderer  reicher  Unterthanen  und  Einziehungen 
ihres  Vermögens  erfolgten  ohne  Untersuchung  und  Urtheil. 
Furcht  und  Schrecken  im  ganzen  Reiche  war  die  Folge 
s»dcher  Wahrnehmungen. 

Die  äusserste  liechtsunsicherheit  auch  in  I olge  dei  mass- 
losen  Bestechlichkeit  der  Richter  dauerte  seit  dem  Mittelalter 
fort.  Da  man  ihr  unzulängliches  und  ungesichertes  Einkommen 
als  den  Hauptgrund  dieser  Missbrauche  betrachtet  hatte , so 
waren  schon  in  einer  Verordnung  vom  Jahre  1394  richteiliche 
Gebühren  festgesetzt  worden,  die  aber  nur  kurze  Zeit  sich  wirk- 
sam erwiesen.  Vermehrt  ward  die  Unsicherheit  dadurch . dass 
keine  Stelle  ohne  Geldgeschenk  zu  erlangen  war,  dass  aber  selbst 
die  Schenkung  keine  Gew'ähr  für  den  ruhigen  Besitz  des  Amtes 
darbot,  wofern  sich  Mehrbietende  fanden.  Nicht  selten  ereignete 
es  sich  sogar,  dass  man  aus  dem  Amte  verdrängt  worden  war, 
noch  bevor  man  es  antrat.  Es  galt  für  einen  Glücksfall,  wenn 
man  sich  zwei  bis  drei  Jahre  im  Besitze  einer  Stelle  behauptete. 
Die  Folge  war,  dass  man  so  rasch  als  thunlich  aus  dem  so  un- 
sichern  Amte  so  viel  als  möglich  herauszuschlagen  suchte  und 
also  alle  denkbaren  Erpressungen  verübte.  Am  ärgsten  war  es 
in  dieser  Beziehung  in  den  Provinzen  nach  Massgabe  ihrer  Ent- 
fernung von  der  Hauptstadt,  weshalb  Jedermann,  der  es  vermochte, 
namentlich  in  den  entfernteren  Landschaften,  Haus  und  Hof 
verliess  und  sich  in  Constantinopel  oder  wenigstens  in  dessen 
Nähe  anzusiedeln  suchte.  Wie  unsicher  die  Staatsbeamten  ihrer- 
seits sich  fühlen  mussten,  wird  u.  a.  dadurch  bezeugt,  dass  es 
als  ein  aussergewöhnliches  Merkmal  der  Achtung  und  des  M ohl- 
wollens  des  Sultans  Machmud  IV.  für  seinen  am  30.  October  1676 
verstorbenen  sehr  verdienten  Vesir  Köprili  betrachtet  waid,  dass 
dessen  Familie  (Bruder  und  Schwester)  in  ungeschmälertem  Be- 
sitze des  brüderlichen  Vermögens  blieb  ^), 


*)  Zinkeisen,  a.  a.  0.  I 383.  III  104.  135.  361.  \ 280. 
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Die  rohe  mittelalterliche  Strafe  der  Verwüstung 
und  Hause  mied  er  reissung  (vgl.  IV/II/I  594  ff.)  finden 
wir  hin  und  wieder  noch  in  der  neuen  Zeit. 

1531  wurden  in  Poitou , auf  Anordnung  der  Grands- Jours, 
die  Häuser  der  zum  Tode  Verurtheilten  geschleift*).  Auch  Alba 
verband  in  den  Niederlanden  mit  der  Strafe  der  Confiscation 
der  Güter  Verurtheilter  die  der  Niederreissung  ihrer  Häuser  ^). 
Ferner  wurden  in  Böhmen  nach  der  Schlacht  auf  dem  weissen 
Berge  die  Häuser  der  Rädelsführer  zerstört^).  Nach  der  Hin- 
richtung Argyles,  1685,  wurde  Argyleshire  in  der  Ausdehnung 
von  dreissig  Meilen  um  Inverary  verwüstet.  Die  Häuser  wurden 
verbrannt,  die  Steine  zermalmt,  die  Fruchtbäume  abgehauen  und 
ihre  Wurzeln  verbrannt^). 

Wir  schreiten  nun  zur  Betrachtung  des  Vereinswesens. 

Wie  wir  (IV/II/I  479)  gesehen  haben,  begannen  die 
Zünfte  bereits  in  den  letzten  Jahrhunderten  des  Mittel- 
alters sich  ihren  ursprünglichen  Zielen  zu  entfremden,  un- 
duldsam zu  werden,  fast  ausschliesslich  die  Interessen  der 
Meister  und  deren  Familien  zu  berücksichtigen  und  dadurch 
das  Emporkouimen  der  Uebrigen  durch  Arbeit  zu  hindern. 
Diese  Richtung  wurde  in  neuerer  Zeit  noch  entschiedener 
verfolgt.  Im  Laufe  des  16.  Jahrhunderts  wurden  die  Ein- 
kaufsgelder allenthalben  erhöht,  zuweilen  auf  das  Vierfache, 
auch  bezüglich  des  Meisterstückes  schwer  zu  erfüllende  Be- 
dingungen gestellt.  Die  Schneider  im  Badischen  z.  B.  er- 
hoben in  diesem  Punkte  nicht  nur  die  unbilligsten  Forde- 
rungen, sondern  verboten  auch  bei  schwerer  Strafe,  Nicht- 
badener in  der  Anfertigung  solcher  Meisterstücke  zu  unter- 
weisen®). Dabei  wurde  die  Arbeitskraft  der  Gesellen  auf  s 
rücksichtsloseste  — bis  zu  16  Stunden  des  Tages  — an- 
gespannt und  durch  Veranstaltung  von  „Ringen“  eine  künst- 
liche Steigerung  der  Preise  bewirkt®). 

’)  Dareste,  a.  a.  0.  IV  24. 

2)  Eanke,  Die  römischen  Päpste.  II  40. 

3)  Gindely,  a.  a.  0.  S.  8.  9. 
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Die  Entstehung  der  Territorien  brach  zuerst  die 
politische  Bedeutung  der  Zünfte.  Die  Landesherren  fühlten 
sich  insbesondere  nach  dem  30  jährigen  Kriege , der  die 
Blüte  des  deutschen  Handwerks  vernichtet  hatte,  mit  Rück- 
sicht  auf  das  allgemeine  Wohl  zum  Einschreiten  gedrängt 
und  machten  die  Zünfte  dadurch  von  sich  abhängig,  dass  sie 
sich  das  Recht  der  Bestätigung  vorbehielten  *).  In  Preussen 
i nahm  sich  der  grosse  Kurfürst  der  durch  das  Patriciat  und 

1 die  Unduldsamkeit  der  Zünfte  Gedrückten  kräftig  an;  Zu- 

züglern verlieh  er  das  Bürgerrecht  und  förderte  ihre  Auf- 
nahme in  die  Gewerke,  erklärte  „unehrliche“  Leute,  wie 
Kinder  von  Schäfern  u.  s.  w.  für  ehrlich  und  ordnete  auch 
ihre  Aufnahme  in  die  Zünfte  an®).  Erst  im  Laufe  des  17. 
und  zu  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  wurde  in  Deutschland 
der  Fortschritt  von  den  Privilegien  Einzelner , die  dem 
Zunftwesen  entsprungen  waren,  zu  einem  allgemeinen  Ge- 
werberecht gemacht.  . . 

In  Oesterreich  suchte  Maria  Theresia,  wie  in  allen 

anderen  Gebieten  so  auch  in  dem  der  Zünfte,  die  Miss- 
bräuche , die  sich  darin  ein  geschlichen  hatten,  abzuschaffen. 
Die  Behörden  sollten  dahin  wirken , dass  anstatt  unnützei 
und  kostspieliger  nützliche  Meisterstücke  angefertigt  und 
alle  überflüssigen  Zährungen  wie  andere  Arten  des  Auf- 
wandes vermieden  würden. 

Noch  selbstsüchtiger  als  in  Deutschland  scheinen  die  Zünfte 
in  England  vorgegangen  zu  sein,  wo  von  den  Gesellen 
beim  Eintritte  in  die  Meisterschaft  so  hohe  Gebühren  ge- 
fordert wurden,  dass  die  Gesetzgebung  1536  Abhilfe  treffen 
musste.  In  einigen  Gewerken  hatten  die  Lehrlinge  eidlich 
zu  erklären,  dass  sie  nach  beendigter  Lehrzeit  ohne  des 
Meisters  Zustimmung  sich  nicht  selbstständig  machen 
würden®).  Die  Preise  so  hoch  als  möglich  zu  halten  und 
zu  diesem  Behufe  den  Wettbewerb  einzuschränken,  erschien 

t,  ' 

D Georg  Meyer,  Verwaltungsrecht.  I 374. 
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als  die  hervorragendste  Aufgabe  der  Gilden,  die  es  einzelnen 
Händlern  verbieten  wollten,  unter  den  von  jenen  festgesetzten 
Preisen  zu  verkaufen  i).  Ein  Meisterstück  wurde  in  Schott- 
land, aber  nicht  in  England  gefordert. 

Analog  den  Arti  maggiori  in  J^lorenz  (s.  IV/lII,  494)  und 
den  six  confreries  privilögiees  in  Paiis  (la  draperie,  l’öpicerie, 
la  pelletrie , la  mercerie , le  corps  des  changeurs  et  celui  des 
orfevres)  gab  es  in  neuerer  Zeit  in  England  zwölf  grössere  Zünfte : 
die  der  Schnittwaarenhändler,  Gewürzhändler,  Tuchhändler,  Fisch- 
händler, Goldschmiede,  Kürschner,  Gewandschneider,  Kurzwaaren-, 
Salz-,  Eisen-,  Weinhändler  und  Tuchmacher-).  Ashley  hebt  es 
als  ein  Verdienst  der  englischen  Gilden  hervor,  dass  sie  durch 
längere  Zeit  die  Interessen  der  Consumenten  und  Producenten 
zu  versöhnen  verstanden,  meint  aber,  dass,  sobald  sich  in  irgend 
einem  Gewerbszweige  bedeutende  Caintalien  ansammelten,  der 
Charakter  der  Gilden  darin  verschwunden  sei®).  Seine  Ansicht, 
dass  beim  Absterben  der  Gilden  die  Hausindustrie  an  ihre  Stelle 
getreten  sei,  dürfte  nur  sehr  eingeschränkte  Geltung  haben. 

Die  ähnliche  Entwicklung  des  Zunftwesens  in  Frank- 
1 eich  bezeichnet  Martin-Saint-L6on  treffend  mit  den  Worten; 
„une  aristocratie  de  boutique  mesquine  et  jalouse  est  en 
train  de  se  constituer“'^).  Die  Kosten  des  Meisterstückes 
wuchsen  fortwährend;  ausserdem  musste  der  Candidat  den 
Geschworenen,  die  das  Meisterstück  zu  prüfen  hatten,  ein 
Gastmahl  anbieten,  zu  dem  50,  00  und  selbst  100  Personen 
geladen  wurden;  die  Kosten  eines  solclien  Mahles  erschöpften 
zuweilen  die  Ersparnisse  des  armen  Gesellen.  Dazu  kamen 
aber  noch  die  verschiedenen  Gebühren,  die  gesetzlich  30  Livres 
betragen  sollten,  aber  missbräuchlich  auf  200— 1200  Livres 
geschiaubt  wurden.  Auf  diese  Weise  wurde  der  überwiegen- 
den Mehrheit  der  Arbeiter  der  Zutritt  zur  Meisterschaft 
verwehrt,  oder  sie  wurden  von  vornherein  zu  Schulden  ge- 
zwungen, die  für  ihre  weitere  Laufbahn  verhängnissvoll 
wurden.  Diese  Auslagen  ersparten  ganz  oder  zum  grössten 
Theile  die  Söhne  von  Meistern,  für  die  auch  die  Lehr-  und 

0 Brosch,  Geschichte  Englands.  VI  102. 

II  2)  Ashley,  a.  a.  0.  II  186. 

a.  a.  0.  II  174.  175. 

■*)  Histoire  des  corporations  de  inetiers.  Paris  1897.  p.  236. 
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kaum  beachtet,  weshalb  eine  Ordonnanz  von  1597  die  be- 
treffenden Vorschriften  erneuerte,  aber  noch  weiter  ging. 
Ihrer  Tendenz  nach  sollten  die  Corporationen  in  Staats- 
institute umgewandelt  werden  und  also  ihre  Unabhängigkeit 
verlieren.  Unter  Ludwig  XIV.  wurden  die  Zünfte  als 
Finanzquelle  ausgebeutet®). 

In  der  engherzigen  Eifersucht , mit  der  darüber  gewacht 
wurde,  dass  keine  Körperschaft  Arbeiten  ausführe , auf  die  eine 
andere  ein  Anrecht  besitzt  (für  Deutschland  vgl.  Lamprecht, 
D.G.  V.  497),  scheint  man  nirgends  so  weit  gegangen  zu  sein, 
wie  in  Frankreich.  Die  genaue  Abgrenzung  der  betreffenden 
Befugnisse  verwandter  Handwerke  in  einer  Weise,  dass  die  auf- 
gestellten Schranken  keine  Kraft  lähmen  oder  doch  in  ihrer  Ent- 
wicklung behindern,  bezeichnet  Rossi  als  eines  der  schwierigsten 
wissenschaftlichen  Probleme,  das  durch  jede  neue  Entdeckung, 
jeden  industriellen  Fortschritt  noch  mehr  verwickelt  werde.  Ein 
Beispiel  dafür  liefert  noch  bei  Ausgang  des  18.  Jahrhunderts 
Argand.  Als  er  seine  berühmte  Lampe  erfand,  hatte  er  schwere 
Kämpfe  zu  bestehen,  ehe  ihm  ihre  Anfertigung  gestattet  ward, 
da  drei  verschiedene  Gewerke  ihn  der  Verletzung  ihrer  Privi- 
legien beschuldigten.  Ähnliche  Anfechtungen  hatte  der  Ei’finder 
der  Tapeten  zu  erdulden®). 

Ein  noch  so  geschickter  Arbeiter,  der  nicht  im  Stande  war, 
das  Meisterrecht  zu  kaufen,  musste  lebenslang  für  Rechnung  von 
reichen , wenn  auch  weniger  tüchtigen  Meistern  arbeiten  ■*).  So 
erklärt  es  sich,  dass  in  Paris  vor  Ausbruch  der  Revolution  nicht 
weniger  als  80  000  unzünftige  Handwerker  lebten,  die,  wie  wenn 
die  Arbeit  ein  Verbrechen  wäre,  ihr  Gewerbe  nur  verstohlen 
ausübten.  Aus  ihnen  recrutirten  sich  gefährliche  Revolutionäre  ®). 

Da  die  Regeln  und  Grundsätze  der  Zünfte  mit  der  all- 
gemeinen geistigen  Bewegung  im  Widerspruche  waren,  so 
war  ihr  im  17.  Jahrhundert  eintretender  und  im  18.  Jahr- 


H Saint-Leon,  a.  a.  0.  S.  237.  238.  Vgl.  Levasseur,  a.  a.  0. 
II  99-102. 

Saint-Leon,  a.  a.  0.  S.  249.  253.  305. 

Vgl.  Rossi,  Cours  d’economie  politique.  3«  ed.  I 372 — 375. 
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hundert  beschleunigter  Verfall  unvermeidlich.  Die  «e- 

schilderte  Engherzigkeit  wurde  von  Turgot  und  den  anderen 
Physiokraten  (s.  diese) , die  gegen  die  Monopole  eiferten 
und  für  die  Freiheit  des  Verkehrs  eintraten,  heftig  ange- 
griffen Durch  das  Edict  vom  März  1776,  das  schliesslich 
nach  Überwundenem  Widerstande  des  Parlaments  registrirt 
ward,  wurden  die  Zünfte  unvermittelt  aufgehoben.  Indem 
man  die  Hindernisse,  die  die  Corporationen  dem  Empor- 
kominen  der  Arbeiter  entgegengestellt  hatten,  .^zu  beseitigen 
suchte,  erklärte  man  sie  als  seltsame  und  tyrannische  L- 
^itu  lonen,  welche  die  Entwicklung  der  Gewerbe  und  des 

dlrt  ! ^^enge  nützlicher  Menschen 

den  Zutritt  versperrten,  und  verkündigte,  dass  das  Recht 

zu  arbeiten  das  heiligste  der  Rechte  sei  und  dass  jedes  Ge- 
setz, das  es  beeinträchtige,  das  Xaturrecht  verletze  D Nach 
dem  Sturze  Turgots  jedoch  wurden  die  Zünfte,  al  er  dingt 
mit  wesentlichen  Reformen,  worunter  die  Ermässigung  der 
Aufnahnisgebuhren  zur  Meisterschaft,  wiederhergestellt. 

Auch  in  Spanien  waren,  namentlich  seitdem  17  Jahr- 
lundert,  die  Zünfte  der  Gegenstand  ernster  Angriffe  Es 
wurde  zwar  anerkannt,  dass  ihnen  die  Würdigung  der  Künste 

“ eif M ™ 

iw  ^ e'niedngendgalt,  zu  verdanken  sei;  doch  wurden 
Ihnen  auch  hier  arge  Missbräuche  vorgeworfen.  Insbesondere 
hob  man  hervor,  dass  die  durch  sie  herbeigefnhrte  Ent- 
ziehung der  Freiheit  der  Arbeit  eine  Unzahl  von  Leuten 

Reinheit  des  Blutes  der  in  die  Zunft  Aufzunehmenden  ver- 

f Aufnahme  von  Frauen  auch  in 

Zünfte  verwehrt,  die  sich  mit  für  sie  besonders  geeigneten 
Handwerken  befassten,  wie  die  der  Posamentierer  2). 

Ueberaus  belästigend  waren  die  Zunftvorschriften  in 

“‘‘'sste  sich  ein  Schneider,  um  das 
leistei recht  zu  erlangen,  einer  sehr  kostspieligen  Prüfung 

0 Turgot,  Oeuvres.  II  302.  303. 

Colmeiro,  a.  a.  0.  II  243.  246. 
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vor  vierzehn  Meistern  unterziehen.  Es  war  daselbst  bei 
Strafe  der  Verbannung  verboten,  ohne  Erlangung  des 
Meisterrechts  zu  Hause  zu  arbeiten.  Die  Berechtigungen 
zu  den  einzelnen  Arbeitszweigen  waren  so  streng  abgegrenzt, 
dass  der  Erfindungsgeist  unterdrückt,  jeder  Fortschritt  un- 
möglich wurde.  Nur  auswärts  vermochten  die  Savoyarden 
zur  vollen  Entfaltung  ihrer  Fähigkeiten  zu  gelangen.  Als 
aber  um  die  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  ganze  Familien  das 
Land  verliessen,  wurde  durch  ein  Edict  vom  8.  December 
1645  Jedermann  bei  Strafe  des  Todes  und  der  Vermögens- 
einziehung die  Auswanderung  verboten  ^). 

Eine  Ausnahme  von  dem  allgemeinen  Zunftzwange  ge- 
wahren wir  in  Mailand,  wo  Freiheit  der  Arbeit,  Freiheit 
für  die  Wahl  des  Handwerkes  und  Freiheit  für  das  Geschlecht 
wie  hinsichtlich  der  Zahl  der  Arbeiter  galt.  Die  Folge  war, 
dass  die  Wollarbeiten  Mailands  einen  hohen  Grad  der  Voll- 
kommenheit erreichten,  so  dass  sie  nach  allen  europäischen 
Märkten  ausgeführt  wurden.  Später,  als  ohne  jede  Nöthigung 
die  Corporationen  anderer  Länder  nachgebildet  wurden,  ver- 
schwanden die  blühenden  Wollfabriken^). 

Schon  mehr  als  ein  Jahrhundert  vor  den  Regierungen 
Frankreichs  war  man  in  Schweden  zu  der  richtigen  An- 
sicht in  Betreff  der  Zünfte  gelangt.  Um  die  Mitte  des 
17.  Jahrhunderts  erkannte  der  König  Karl  X.  Gustav  die 
Nothwendigkeit  der  Aenderung  ihrer  Organisation.  Die  von 
derselben  Einsicht  erfüllten  Bürger  drangen  auf  Zusammen- 
setzung einer  Commission  zur  Durchsicht  der  Zunftstatuten, 
„alldieweil  man  nicht  Grund  findet,  dass  alles,  was  im 
römischen  Reiche  angenommen  ist,  hier  beobachtet  werde.“ 
Insbesondere  ward  gefordert,  dass  alle  Gesellen  die  Freiheit 
erhalten  sollten,  für  sich  selbst  zu  arbeiten®). 


Victor  de  Saint-Genis,  Histoire  de  Savoie.  II  504  ff. 
2)  Rossi,  a.  a.  0.  S.  367.  .368. 

Carlson,  Geschichte  Schwedens.  IV  53.  73. 
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Die  bedeutsamsten  Entdeckungen,  die  das  Zeitalter,  mit 
dem  wir  uns  beschäftigen,  eröffneten,  hatten  eine  ungeahnte 
Entwicklung  des  Verkehrs,  namentlich  des  Seehandels,  zur 
Folge.  Da  dieser  nun  weit  beträchtlichere  Capitalien  als  seit- 
her erforderte,  die  Fahrten  vorerst  noch  sehr  lange  währten 
und  noch  immer  zu  Lande  wie  zur  See  grosse  Unsicherheit 
herrschte,  so  dass  die  Kauffahrteischiffe  von  Kriegsschiffen 
begleitet  werden  mussten,  so  wurde  nun,  neben  dem  Land- 
handel, besonders  der  Seehandel  nothwendiger Weise  durch 
giosse  Gesellschaften  betrieben  (vgl.  IV/II/I  495).  Diese 
Genossenschaften,  von  denen  einzelne  in  der  Absicht  neuer 
Entdeckungen  gegründet  wurden , sind  die  vornehmsten  der 
neueren  Zeit.  Da  ihr  mit  grossen  Gefahren  verbunden  ge- 
wesenes Wirken  das  Gemeinwohl  zu  fördern  bestimmt  war 
und  ihre  Ziele  zum  Theile  staatlicher  Natur  waren  so’ 
wurden  ihnen  von  der  Staatsgewalt  zur  Ermunterung 
mannigfaltige  Vortheile,  insbesondere  Monopole,  gewährt. 
Als  die  älteste  dieser  Gesellschaften  dürfte  die  der  en»- 
li  sch  eil  Merchant  Adventurers  zu  bezeichnen  sein  deren 
Gründung  bis  zum  Anfänge  des  15.  Jahrhunderts  zurück- 
reicht und  die  ein  Jahrhundert  später  mit  dem  Mittelpunkte 
in  Antwerpen  neu  geregelt  wurde.  Ihre  Spitze  war  gegen 
die  Hansa  gerichtet,  deren  Vorrechte  in  England  allerdings 
geradezu  unerhört  erschienen.  So  zahlte  der  hansische 
Kaufmann  für  das  Stück  Tuch  U/4  Schilling  Ausfuhrzoll 
während  andere  Fremde  14  und  Einheimische  7 Schilling 
zu  entrichten  hatten.  In  Folge  eines  unglücklichen  Krieges 
musste  sich  die  Hansa  von  1579  an  die  Gleichstellung  mit 
allen  anderen  Fremden  gefallen  lassen,  so  dass  die  Merchant 
Adventurers  ihr  Ziel  erreichten  >).  Der  Secretär  der  Gesell- 
schaft, John  Wheeler,  suchte  in  einer  1601  erschienenen 
Schrift  nachzuweiseii , dass  England  den  wagenden  Kauf- 
leuten allein  sein  Gedeihen  verdanke  und  sie  daher  nacli- 
drücklichst  zu  fördern  habe  2). 


0 Ritter,  a.  a.  0.  II  466. 

‘^)  Möser,  Patriotische  Phantasien.  Nicolaische  Ausgabe.  III  172. 
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Unter  den  zahlreichen  anderen  Gesellschaften  ragt  die 
East  India  Company  weitaus  hervor,  die,  nach  zwei  be- 
scheidenen Vorläufern  in  den  Jahren  1547  und  1551,  am 
31.  December  1600  mit  dem  kleinen  Capital  von  30000  Pfund 
(nach  Rogers  72000  Pfd.)  bleibend  gegründet  wurde,  durch 
eine  Lft’kunde  der  Königin  Elisabeth  „für  die  Ehre  unserer 
Nation,  den  Reichthum  unseres  Volkes,  zur  Ausdehnung 
unserer  Schifffahrt,  zur  Förderung  des  rechtmässigen  Handels 
und  zum  Wohle  unseres  Gemeinwesens“. 

Die  Urkunde  sicherte  für  15  Jahre,  von  Weihnachten  1600 
an , der  Gesellschaft  das  ausschliessliche  Privileg  des  englisch- 
ostindischen Handels.  Diese  wurde  zugleich  ermächtigt,  Statuten 
festzustellen  und  ihre  Verletzung  mit  Geldstrafen  oder  Gefängniss 
zu  ahnden.  Allen  anderen  königlichen  Unterthanen  war  der 
Handel  innerhalb  der  der  Gesellschaft  angewiesenen  geographischen 
Grenzen  verboten,  wofern  diese  ihn  nicht  ausdrücklich  gestattete, 
bei  Verwirkung  von  Schiff  und  Ladung,  Gefängniss-  oder  anderer 
Strafe.  Dieser  der  Gesellschaft  eingeräumten  Gewalt  gegenüber, 
wurde  die  Freiheit  der  einzelnen  Mitglieder  beschränkt,  die  für 
eigene  Rechnung  nicht  Handel  treiben  durften »).  Da  die  Körper- 
schaft in  dem  Gebiete  ihrer  Wirksamkeit  von  Niemandem  als  von 
sich  selbst  beschützt  zu  werden  vermochte,  so  mussten  ihr  auch 
einige  Souveränetätsrechte  zuerkannt  werden,  wie  das  Recht, 
Forts  zu  errichten,  Garnison  zu  halten,  bewaffnete  Schiffe  aus- 
zusenden, Gesandte  zu  bevollmächtigen  und  zu  empfangen,  Allianz- 
verträge zu  schliessen,  Krieg  zu  führen,  folglich  kriegsrechtliche 
Ul  theile  zu  fällen,  insbesondere  Admiralitätsgerichtsbarkeit  in 
Bombay  auszuüben  2).  Später  (1677)  erlangte  die  Gesellschaft 
auch  das  Recht , allenthalben  in  Indien  die  dasellist  gangbaren 
nichteuropäischen  Münzen  zu  prägen  2). 

Die  Wahrnehmung,  dass  Privilegien  keine  unvergäng- 
lichen Rechte  gewähren,  musste  die  ostindische  Gesellschaft 
gar  bald  machen,  indem  schon  1604  Jacob  I.  einem  andern 
Unternehmen  die  Erlaubniss  zum  Betriebe  des  Handels  nach 
Indien  ertheilte,  doch  vermochte  sich  dies  nicht  zu  behaupten. 

’)  Hunter,  A History  of  British  India.  London  1899.  I 250  ff. 
365.  Calderott,  English  Colonization  and  Empire.  London  1897,  p.  58. 

p Macaulay,  a.  a.  0.  VI  255.  Cunningham.  S.  267. 

2)  Karl  Friedrich  Neumann,  Geschichte  des  englischen  Reiches  in 
Asien.  Leipzig  1857.  I 63. 
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Aehnliche  Erfahruugen  wurden  der  Gesellschaft  auch  unter 
Kail  I. , Cromwell,  Karl  II.  und  Jacob  II.  nicht  erspart. 
Mit  einei  neuen  Gesellschaft  verband  sich  die  alte  unter 
Kail  I.  und  unter  Anna.  Auch  war  die  Compagnie  nie  vor 
Hofintriguen  gesichert.  Mit  der  weiteren  Entwicklung  dieser 
sowie  der  anderen  hervorragenden  Gesellschaften  werden  wir 
uns  bei  Betrachtung  der  Colonien  beschäftigen. 

Die  verschiedenen  hol  ländisch  - ostindischen 
Handelsgesellschaften  vereinigten  die  Generalstaaten  — 
welche  die  mit  kleineren  Corporationen  verbundenen  Gefahren 
weise  vorhersahen  — 1002  in  der  berühmten  holländisch- 
ostindischen Handelsgesellschaft,  die  so  gedieh,  dass  sie  bald 
eine  Dividende  von  60®/o  bezahlen  konnte  und  später  dem 
Staate,  an  dessen  Schicksal  sie  das  ihrige  geknüpft  fühlte, 
in  ernsten  Zeitverhältnissen  beistand  *).  Sie  hatte  ähnliche 
Rechte  wie  die  englisch-ostindische  Compagnie,  nächst  der 
sie  die  bedeutendste  aller  Handelsgesellschaften  war. 

Ihre  glänzende  Lage  wurde  von  den  Generalstaaten  zur  Er- 
langung bedeutender  Zugeständnisse  bei  den  Privilegserneuerungen 
benutzt.  Die  Zahlung  an  den  Staat  von  150  000  Gulden,  die 
schon  1621  gesteigert  worden  war,  wurde  1647  auf  anderthalb 
Millionen  fl.  erhöht.  1667  musste  die  Gesellschaft  dem  Staate 
20  Kriegsschiffe  abtreten  und  einen  jährlichen  Zoll  von  16  000  fl. 
auf  die  indischen  Producte  entrichten.  1696  erfolgte  die  Er- 
neuerung nur  gegen  Zahlung  von  3 Millionen  fl.;  1700  wurde 
der  Jahresbetrag  der  Ein-  und  Ausgangszölle  auf  364  000  fl. 
erhöht.  Es  wurde  der  Gesellschaft  grosse  Unbedachtsamkeit 
und  namentlich  — wenigstens  später  — der  Mangel  eines  Re- 
servefonds vorgeworfen.  Seit.  1669  musste  die  mächtige  Gesell- 
schaft, die  170  Handels-,  40  bis  50  Kriegsschiffe  und  eine 
Armee  von  10  000  Mann  unterhielt,  zu  grossen  Anleihen  schreiten. 
Sie  machte  von  dem  Credite , dessen  sie  genoss , einen  zu  weit 
gehenden  Gebrauch.  1698  schuldete  sie  11  Millionen  fl  wo- 
gegen allerdings  ihre  Activa  auf  51  Millionen  fl.  geschätzt  wurden- 
dieses  Verhältniss  gestaltete  sich  Jedoch  zusehends  ungünstiger! 
1726  überstiegen  die  Activen  nur  um  1 Million  die  Passiven 
und  bald  wurden  diese  grösser  als  jene,  da  die  Souveränetät  der 
Gesellschaft  eine  fortwährende  Veimehrung  der  Garnisonen  und 


’)  Payne,  History  of  European  Colonies.  London  1889.  p.  55. 
Hunter,  a.  a.  0.  S.  335.  365. 
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der  Forts  erforderte.  Alle  ihre  Beamten  trieben  für  eigene 
Rechnung  Handel  und  nahmen  den  grössten  Theil  der  Gesell- 
schaftsgewinne für  sich  in  Anspruch,  so  dass  sie  sich  auf  Kosten 
der  Gesellschaft  bereicherten.  Diese,  so  lange  eine  ergiebige 
Einkommensquelle  für  den  Staat,  verursachte  ihm  von  1781  bis 
1790  grosse  Ausgaben.  Die  Beihilfen,  die  sie  während  dieses 
Zeitraumes  erhielt,  beliefen  sich  auf  68  Millionen  fl.  Bei  ihrer 
Auflösung,  1794,  standen  den  Activen  von  15  287  832  11.  Passiva 
von  127  553  280  fl.  gegenüber^). 

Während  die  englischen  Handelsgesellschaften  ihre  Ent- 
stehung ausschliesslich  der  privaten  Initiative  — hauptsäch- 
lich der  Mitwirkung  reicher  Kaufhäuser  — verdankten,  sind 
die  f i an  z ö s i s c h e n , welche  die  Grundlage  des  neuen 
Colonialsystems  bilden  sollten , fast  alle  auf  unmittelbare 
Einwirkung  der  Regierung  zurückzuführen,  die  in  Privilegien 
und  anderen  Gunstbezeugungen  von  einem  Umfange,  wie  er 
in  anderen  Staaten  nicht  gekannt  war,  ihren  Ausdruck  fand. 
Die  natürliche  Folge  war  die  Unterdrückung  jeder  kauf- 
männischen Freiheit,  ein  falsches  System  der  Bodenaneignung 
in  den  Colonien,  der  Mangel  an  Stetigkeit  und  Beharrlich- 
keit im  Betriebe,  religiöse  und  wirthschaftliche  Unduldsam- 
keit im  Colonialwesen , wie  wir  dies  bei  Betrachtung  der 
Colonien  des  Näheren  gewahren  werden. 

Die  französischen  Handelsgesellschaften  hatten  anfangs  be- 
sonders harte  Kämpfe  zu  bestehen.  Die  1601  gegründete  bre- 
tonische  zur  Betreibung  des  Handels  mit  Ostindien  ging  wegen 
Unzulänglichkeit  der  Mittel  zu  Grunde.  Inzwischen  war  1602 
die  grosse  holländische  Compagnie  gegründet  worden,  deren 
glänzende  Anfänge  den  Wetteifer  der  französischen  Rheder  er- 
weckten. 1604  ward  eine  zweite  Gesellschaft  gegründet,  die  vom 
Staate  mit  ähnlichen  Privilegien  wie  die  holländische  ausgestattet 
wurde.  Sie  erhielt  für  15  Jahre  das  Monopol  des  Handels  und 
der  Schifffahrt  nach  Ostindien ; Edelleute , Officiere  und  andere 
Franzosen  konnten  beitreten,  ohne  sich  etwas  zu  vergeben;  jedes 
ihrer  Schiffe  wurde  vom  Staate  mit  zwei  Kanonen  ausgestattet. 
Ungeachtet  dieser  Erniuthigungen  konnte  die  Compagnie  nur  einen 
Theil  des  erforderlichen  Capitals  zusammenbringen;  ihr  Privileg 
blieb  bis  zu  Ende  der  Regierung  Heinrichs  IV.  ein  todter  Buch- 


*)  Bonnassienx,  Les  grandes  compagnies  de  commerce.  Pai-is  1892. 
p.  5A-61. 

Felix,  Eigenthum.  IV,  2.  II.  JQ 


gj 


— 140  — 

stabe.  Die  unter  diesem  Könige  ins  lieben  getretene  Compagnie 
de  la  Nouvelle  J’rance  (oder  du  Canada)  verlor  1607,  auf  Ver- 
langen der  Kaufleute  von  Saint-lVIalo,  ihr  Monopol,  das  aber 
Champlain  1613  wieder  erlangte.  Zu  besonderer  Blüthe  gelangten 
ihre  Niederlassungen  in  Acadien,  wo  der  Pelzhandel  erfolgreich 
betrieben  wurde.  1611  versuchte  eine  Gesellschaft  von  Rhedern 
und  Kaufleuten  der  Normandie  das  von  Heinrich  IV.  der  ost- 
indischen Compagnie  gewährte  Privileg  wieder  aufleben  zu  lassen; 
doch  machte  sie  bis  1615  von  ihrem  Privileg  keinen  Gebrauch. 
Von  dem  Gedanken  durchdrungen,  eine  Gesellschaft  zu  schaffen, 
die  es  mit  den  englischen  und  holländischen  Compagnien  auf- 
zunehnien  vermöchte,  wollte  Richelieu,  wie  Law  ein  Jahrhundert 
später,  eine  Art  universaler  Gesellschaft  gründen,  deren  Thätig- 
keit  den  ganzen  Erdball  umfassen  sollte.  1626  ward  eine  Gesell- 
schaft von  hundert  Theilnehmern , die  Compagnie  du  Morbihan 
mit  einem  Capital  von  1 600  000  Livres  sanctionirt.  Sie  scheiterte 
an  dem  Widerstande  des  Parlamentes  der  Bretagne;  doch  Hess 
sich  Richelieu  dadurch  nicht  irre  machen;  die  Gesellschaft  lebte 
in  Nantes  unter  dem  Namen  „La  Nacelle  de  Saint-Pierre  fleur- 
delysöe  wieder  auf.  Auch  diese  Gesellschaft  hatte  wegen  ihrer 
zu  weiten  und  unbestimmten  Ziele  dasselbe  Schicksal  wie  die 
Compagnie  du  Morhihan:  sie  bestand  nur  auf  dem  Papier. 
Richelieu  kam  nun  auf  das  System  der  mit  bestimmten  Zielen 
wirkenden  Gesellschaften  Heinrichs  IV.  zurück.  Hie  bedeutendste 
war  die  1628  neu  gegründete  de  la  Nouvelle  France,  eine  blosse 
Umgestaltung  der  Compagnie  du  Morbihan,  welche  die  Colonisation 
Canadas  sich  zur  Aufgabe  machte.  Auch  ihr  wurden  grosse 
Kämpfe  nicht  erspart;  Canada  fing  erst  unter  Colbert  zu  gedeihen 
an  Auf  seine  Anregung  wurde  1 664  die  Grande  Compagnie  des 
Indes  Orientales  gegründet,  die  den  Holländern  ernste  Concurrenz 
bereiten  sollte,  weshalb  auf  sie  ganz  besonders  das  von  uns  über 
die  Regierungseinflüsse  Bemerkte  Anwendung  fand.  Ludwig  XIV., 
der  sechs  Millionen  zeichnete,  forderte  reiche  Leute  zur  Betheiligung 

Prinzen  und  der  ganze  Hof  zeichneten 
zwei  Millionen,  die  Financiers  ebensoviel.  „Toute  la  nation 
secondait  son  maitre“  sagte  Voltaire.  Hie  Gesellschaft  scheiterte 
vornehmlich  an  ihrer  fehlerhaften  ()rganisatioii  und  an  der  Un- 
zulänglichkeit ihres  Personals.  1684  vermochte  sie  nur  mühsam 
ihre  Verbindlichkeiten  zu  erfüllen;  eine  Capitalvermehrung  half 
Ihr  wieder  auf.  Ihr  Privileg,  das  1715  ablief,  ward  verlängert. 
Um  ihre  Gläubiger  befriedigen  zu  können,  veräusserte  sie  es  als- 
dann an  eine  Compagnie  von  Saint-Malo.  Hiese  wurde  1719  mit 
der  von  Law  gegründeten  Compagnie  d’Occident  zu  einer  Gesell- 
schaft unter  dem  Namen  Compagnie  des  Indes  vereinigt,  deren 
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Interessen  sich  nun  mit  denen  der  Lawschen  Bank  verschmolzen. 
Sie  fristete  bis  1770  ihr  Hasein.  Nicht  glücklicher  war  die 
Compagnie  des  Indes  occidentales  und  die  1669  durch  Initiative 
der  Regierung  entstandene  Compagnie  du  Nord,  an  der  der  König 
ebenfalls  ein  lebhaftes  Interesse  nahm  *). 

Schon  1444  wurden  in  Portugal  für  den  Verkehr  mit 
der  Westküste  Afrikas  und  zur  Fortsetzung  der  Entdeckungen 
Handelsgesellschaften  gegründet.  Später  folgten  die  Com- 
pagnien von  Brasilien,  von  Afrika  u.  s.  w.  Gleich  den  zahl- 
reichen sjianischen  Handelsgesellschaften  des  18.  Jahr- 
hunderts, befassten  sich  die  portugiesischen  nicht  nur  mit 
dem  Betriebe  des  Seehandels,  sondern  auch  dem  der  Industrie. 

Unter  Christian  IV.  wurde  1612  die  erste  dänisch- 
ostindische  Gesellschaft  privilegirt,  die  ungeachtet  des 
Kampfes  mit  den  grossen  Seemächten  anfangs  gute  Erfolge 
hatte,  aber  in  Folge  der  Wirrsale  des  30jährigen  Krieges 
aufgelöst  wurde.  Eine  zweite  und  eine  dritte  Gesellschaft, 
die  ihr  1634  und  1686  folgten,  vermochten  ebenfalls  nicht, 
sich  zu  behaupten.  Bessere  Aussichten  eröffneten  sich  unter 
Friedrich  IV.,  der  1728  die  ostindische  Gesellschaft  für  40 
Jahre  privilegirte.  1777  kaufte  die  Regierung  der  Gesell- 
schaft ihre  Besitzungen  ab. 

1619  wurde  in  Kopenhagen  zum  ersteninale  eine  isländische 
Gesellschaft  gegründet,  die  nur  kurze  Zeit  bestand,  1647  folgte 
eine  zweite  unter  Friedrich  HL  In  demselben  Jahre  ent- 
stand die  Nordgesellschaft  mit  bedeutenden  Niederlassungen  in 
Norwegen,  1671  veranstaltete  Christian  V,  eine  Expedition  nach 
den  Antillen,  die  sich  der  Insel  St.  Thomas  bemächtigen  sollte. 
An  sich  unbedeutend,  wurde  diese  Insel,  wie  Curagao,  wichtig 
als  Contrebanddepöt  mit  der  Bestimmung  nach  den  spanischen 
Colonien.  Eine  zu  einem  nicht  festzustellenden  Zeitpunkte,  jeden- 
falls aber  vor  1701  gegründete  westindische  Gesellschaft  wurde 
wegen  Missbrauches  ihres  Monopols  1754  von  der  Regierung 
unterdrückt.  Hie  1733  gegründete  Grönländer  Gesellschaft  wurde 
schon  1734  aufgelöst;  1747  ward  eine  neue  für  den  ausschliess- 
lichen Handel  mit  Grönland  und  die  Walfischerei  privilegirt. 
1755  wurde  eine  afrikanische  Gesellschaft  gegründet^). 

0 a.  a,  0.  S.  349  ff.  Pigeonneau,  a.  a.  0.  II  344.  345.  358—360. 
427  ft.  Voltaire,  Siede  de  Louis  XIV.  ch.  29. 

Bonnassieux,  a.  a,  0.  S.  4.36—443. 

10* 


148 


lu  Schweden  wurde  162d  die  Südseegesellschaft  ge- 
gründet, die  durch  die  Kriegsereignisse  bald  von  ihren  Zielen 
abgelenkt  ward.  In  demselben  Jahre  gründete  Gustav  Adolf 
eine  osGndische  Gesellschaft  mit  dem  Sitze  zu  Gothenburg. 
Auch  diese  hatte  nur  geringe  Erfolge  und  wurde  1671  auf- 
gelöst. Erst  1731  ward  auf  den  Trümmern  der  alten  eine 
neue  ostindische  Gesellschaft  gebildet.  1784  kaufte  die 
schwedische  Regierung  von  Frankreich  die  Insel  St,  Barthe- 

lemy,  welche  Abtretung  die  Bildung  der  westindischen  Ge- 
Seilschaft  hervorrief  ^). 

Die  von  dem  grossen  Kurfürsten  und  seinen  Nachfolgern 
eXlglS^“  ge™fe°en  Handelsgesellschaften  waren  durchgehends 

dem  an  der  Gründung  von  Handelsgesellschaften,  nament- 
lich durch  die  unheilvolle  Initiative  Laws,  so  fruchtbaren  18.  Jahr- 
hundert vermochte  sich  auch  Oesterreich  seinem  Antheile  daran 
nicht  zu  entziehen.  In  den  ehemals  spanischen  Niederlanden  wurde 
nach  langem  Zaudern  1722  von  Karl  VI.  — der  1710  die 
Österreichisch-orientalische  Compagnie  in  Wien  in’s  Leben  gerufen 
hatte  - der  „Compagnie  von  Ostende“  die  ausschliessliche  Be- 
tugmss  zum  Handel  nach  Ost-  und  Westindien,  sowie  nach  den 
afrikanischen  Küsten  für  30  Jahre  ertheilt,  ein  Unternehmen, 
an  dem  nicht  allem  der  Kaufmannsstand,  sondern  auch  der  Adel 
sich  stark  betheiligte.  Nach  überaus  glänzenden  Anfängen  ging 
die  Gesellschatt  hauptsächlich  in  Folge  des  von  den  Holländern 
und  Engländern  gegen  sie  unternommenen  Kampfes,  dem  gegen- 

flr  *1  machtlos  sah,  zu  Grunde,  wie  es  u.  A.  der 

scharfblickende  Prinz  Eugen  geahnt  hatte  2). 

Die  Monopole,  die  den  Handelsgesellschaften  bewilligt 
wurden,  begegneten  zeitig  dem  heftigsten  Widerstande  der 
Bevölkerungen.  In  Folge  öffentlicher  Angriffe  insbesondere 
dieser  Privilegien  hatte  schon  der  Kölner  Reichstag  von 
1512  den  grossen  Handelsgesellschaften  den  Ankauf  einzelner 
Maaren  und  ihre  monopolistische  Preisfestsetzung  bei  Strafe 
der  Confiscation  untersagt.  In  ähnlicher  Weise  wurden  auf 
dem  Ausschusslandtag  der  österreichischen  Erblande  zu  Inns- 

>)  a.  a.  O.  S.  471—476. 

V,  Arneth,  Prinz  Eugen  v.  Savoyen.  III  133—135.  Erdinanns- 
dorßer,  a.  a.  O.  II  418. 
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bruck  1518  verschiedene  Massregeln  zum  Schutze  des  „ge- 
meinen Kauf-  und  Gewerbmannes“  gegen  die  unerträgliche 
Uebermacht  der  süddeutschen  Gesellschaften  geplant,  denen 
man  die  Steigerung  der  Preise  der  nothwendigsten  Lebens- 
bedürfnisse zuschrieb,  während  diese  hauptsächlich  eine  Folge 
des  vermehrten  Umlaufes  edler  Metalle  war,  wobei  allerdings 
die  Uebermacht  des  grossen  Capitals  für  sich  ohne  Mit- 
wirkung von  Monopolien  fühlbar  wurde.  Die  Volksstimmung 
wird  dadurch  am  deutlichsten  gekennzeichnet,  dass  man  im 
Raubiitterthum  eine  gerechte  Geissel  zur  Heimsuchung  der 
wucherischen  Kaufleute  erblickte.  Angesichts  dieser  Bewegung 
musste  Karl  V.  in  seiner  M^ahlcapitulation  die  Aufhebung  der 
giossen  Gesellschaften  Zusagen*).  Auf  dem  Reichstage  von 
L)22  1523  ward  der  — offenbar  unausführbare  — Beschluss 
gefasst,  jede  Gesellschaft  mit  einem  grösseren  Capital  als 
56  000  Gulden  zu  verbieten.  2).  Auch  in  England  waren  die 
monoi)olistischen  Handelsgesellschaften  unpopulär , wiewohl 
das  herrschende  Mercantilsystem  sie  begünstigte.  1654  fand 
sich  Cromwell  zur  Auflösung  der  ostindischen  Compagnie, 
wegen  Missbrauchs  ihres  Monopols  und  zur  Freigebung  des 
Handels  nach  Indien  bestimmt;  Karl  II.  aber  stellte  den 
Freibrief  der  Gesellschaft  wieder  her.  In  Holland  war  es 
\ornehmlich  Johann  de  Witt,  der  Bedenken  hinsichtlich  der 
riiätigkeit  der  ost-  und  westindischen  Gesellschaft  äusserte. 
Im  Anfänge,  meinte  er,  seien  diese  ein  nothwendiges  Uebel 
gewesen,  da  Holland  des  Aufgebotes  seiner  vereinigten  Kräfte 
zur  Bekämpfung  der  spanischen  Herrschaft  bedurft  habe. 
Seitdem  aber  die  Befreiung  von  dieser  erfolgt  sei,  finde 
der  Aufschwung  der  Handelsgesellschaften  auf  Kosten  der 
gesammten  Bevölkerung  statt.  Nur  durch  Freiheit  und 
Concurrenz  erreiche  der  Verkehr  seine  Ziele.  Dabei  wirft 
<ler  genannte  Staatsmann  den  Handelsgesellschaften  vor, 
dass  sie  in  selbstsüchtigster  Absicht,  zur  Aufrechterhaltung 
hoher  Preise,  wie  bekannt,  in  Indien  Gewürzbäume  ver- 


')  V.  Bezold,  Geschichte  der  deutschen  Reformation.  S.  40».  406. 
®)  Ranke,  Deutsche  Geschichte.  II  32. 
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iiichteten,  rohe  Seide  verbrannten  und  sogar  fruchtbare 
Ländereien  verwüsteten  ^). 

Die  meisten  der  grossen  Handelsgesellschaften  scheiterten 
in  Folge  ihrer  fehlerhaften  Verwaltung  und  wirthschaftlichen 
Organisation,  der  Vertheilung  vorzeitiger  oder  gar  hctiver 
Dividenden,  der  Unzulänglichkeit  ihrer  Capitalien  und  ihres 
Credits;  zuweilen  wegen  Mangels  an  Thatkraft  und  Be- 
harrlichkeit. Diese  Schattenseiten  werden  gewaltig  überboten 
durch  die  ausserordentlichen  Verdienste,  die  sich  diese  Gesell- 
schaften um  die  Förderung  des  Handels  und  ganz  besonders 
um  die  Colonialgründung  erwarben. 

Mehrere  der  erwähnten  Comjtagnien  tragen  den  Charakter 
von  Act iengesell schäften.  Wiewohl  ihre  Form  schon 
bei  der  1407  ins  Leben  getretenen  St.  Georgsbank  in  Genua 
zu  gewahren  ist,  so  kommt  doch  der  Name  „Actie“  erst 
1010  und  zwar  in  Holland  vor,  wo  auch,  unter  dem  Einflüsse 
des  die  Wucherlehre  bekämpfenden  Protestantismus,  das 
Actienwesen  zuerst  ausgebildet  worden  ist.  Es  umfasste 
neben  dem  Seehandel  und  der  Colonisation  seit  dem  Aus- 
gange des  17.  Jahrhunderts,  auch  das  Seeversicherungs- 
und das  Bankwesen.  Die  Actien  lauteten  in  der  Regel  auf 
Namen;  die  Inhaberactie  wurde  erst  im  19.  Jahrhundert 
verallgemeinert,  während  dessen  das  Actienwesen  vornehmlich 
duich  die  Entstehung  der  Eisenbahnen  zu  voller  Entwicklung 
gelangt  ist^).  In  England  forderte  die  Gesetzgebung  anfangs 
unbeschränkte  Verantwortlichkeit  der  Actionäre;  doch  sah 
man  bald  ein,  dass  gewisse  Unternehmungen  mit  diesem 
Princii)e  unvereinbar  waren  ^).  Nichtsdestoweniger  ist  das 
Gesetz,  das  die  Mitglieder  von  Actiengesellschaften  zu  soli- 
darischer Haftung  verpflichtet  und  die  Ausgabe  von  Inhaber- 
actien  verbietet,  erst  1824  aufgehoben  worden.  Hier  wurde 
im  Laufe  der  Zeit  das  Handelsgesellschafts-Privileg  (privilege 

0 Neiimann,  a.  a.  0.  I 88.  39. 

■“)  Endemann,  Die  Entwicklung  der  Handelsgesellschaften.  2.  AuH. 
Berlin  1872.  S.  41 — 43.  van  der  Borght,  Actiengesellschaften  im  Hand- 
wörterbuch für  Staatswissenschaften.  2.  Aufl.  I 17.5.  176. 

Hogers,  The  industrial  and  commercial  history  of England,  p.  140. 
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of  chartered  Company),  in  richtiger  Erkenntniss,  nur  solchen 
den  Charakter  von  Actienunternehmungen  tragenden  Ge- 
nossenschaften verliehen,  die  sieh  mit  Geschäften  befassten, 
die  zu  umfassend , zu  weitgreifend  und  zu  gefahrvoll  für 
individuelle  Kräfte  erschienen.  Nach  der  Revolution  wurde 
beschlossen,  dass  das  Parlament  allein  solche  Privilegien  er- 
theilen  dürfe.  Zu  den  Actiengesellschaften,  die  mit  parla- 
mentarischer Bewilligung  ins  Leben  gerufen  wurden,  gehörte 
die  Bank  von  England  ’). 

Wie  wir  gesehen  haben , war  einer  der  Gründe  für  die 
Entstehung  der  Handelsgesellschaften  die  Theilung  der  mit 
dem  Handel  und  insbesondere  mit  der  Schifffahrt  verbundenen 
Gefahren.  Derselbe  Gedanke  führte  — zum  Theile  schon 
im  Mittelalter  — zu  dem  Versicherungswesen,  das 
anfangs  persönlich  war.  Als  eine  der  ersten  Formen  davon 
erscheint  das  Seedarlehen  (foenus  nauticum),  demgemäss  der 
entlehnte  Betrag  nur  bei  glücklicher  Ankunft  des  Schilfes 
unter  Hinzufügung  einer  Prämie  zurückzuerstatten  war,  die 
um  so  höher  sein  musste,  als  man  neben  den  natürlichen 
Gefahren  auch  die  des  Krieges  und  der  Piraterie  zu  berück- 
sichtigen hatte.  In  weiterer  Entwicklung  wurde  seit  dem 
17.  Jahrhundert  das  Versicherungswesen  statt  von  einzelnen 
Persönlichkeiten  von  Actiengesellschaften  übernommen,  wo- 
durch eigentlich  erst  sein  Grundgedanke  verwirklicht  ward; 
auch  hat  sich  seitdem  die  Lebens-,  Feuer-  und  Hagel- 
versicherung ausgebildet.  Um  dieselbe  Zeit  entstand  vor- 
nehmlich unter  staatlichem  Einflüsse  die  auf  Gegenseitigkeit 
beruhende  Feuerversicherung  ^). 

Die  Versicherungsgesellschaften  hatten  anfangs  nicht 
nur  kirchliche  Bedenken,  sondern  auch  unberechtigte  Ein- 
griffe der  Regierungen  zu  bekämpfen,  die  namentlich  die 
Versicherung  fremder  Schiffe  nicht  dulden  wollten ^).  Im 

9 Rogers,  A History  of  Agriculture  and  prices  in  England.  V p.  IX. 

*)  Vgl.  Victor  Ehrenberg,  Versieherungsrecht.  Leipzig  1893.  I 
— 34. 

®)  Roscher,  System.  JII  574. 


I 


1 


Ib.  imd  17.  Jahrhundert  hegten  sie  scharfes  Misstrauen  gegen 
die  beim  Versicherungswesen  eintretenden  Missbrauche. 
Eine  Verordnung  Karls  V.  von  1549  für  die  Niederlande 
enthielt  die  Bestimmung,  dass  kein  Rheder  ein  Schiff  gegen 
.-chotten  oder  andere  Piraten“  über  die  Hälfte  des  Werthes 
und  kein  Kaufmann  Waaren  über  neun  Zehntel  des  Werthes 
versichern  dürfe.  Der  Magistrat  von  Amsterdam  errichtete 
lo98  eine  V ersicherungskammer,  die  ähnliche  beschränkende 
Ol  schuften  enthielt.  Zugleich  wurden  Lebensversicherungen 
sowie  auf  Seereisen  bezügliche  Wetten  verboten.  1G29  ent- 
warfen die  Vereinigten  Provinzen  der  Niederlande  den  Plan 
m einer  allgemeinen  Versicherungskammer,  worin  die  Ver- 
sicherunpprämien  festgesetzt  waren,  was  bei  dem  damals 
schon  sehr  entwickelten  Schiffsverkehre  der  Holländer  höchst 
befremdlich  erscheint.  So  wurde  die  Prämie  für  Schiffe  und 
Waaren  nach  Toulon,  Marseille,  Genua,  Livorno  mit  10% 
nach  Venedig  mit  13 »/o  bestimmt.  Aus  den  Bedenken,  welche’ 
die  niederländischen  Kaufleute  gegen  die  Nöthigung  zur  Ver- 
sicherung äusserten,  geht  hervor,  dass  damals  nur  bedeutende 
Waarenparthien  versichert  zu  werden  pflegten  >). 

Das  Versicherungswesen  ist  für  die  Entwicklung  des 
Eigenthunis  insofern  von  hoher  Wichtigkeit , als  durch  die 
er  heilung  des  Schadens  auf  eine  grosse  Anzahl  von  Theil- 
nehmern,  deren  jeder  einzelne  davon  nur  uunierklich  be- 
troffen wird,  die  sonst  unvermeidlichen  Einzelkatastrophen 

mit  Ihren  Folgen  insbesondere  für  die  Arbeit  und  die  Arbeiter 
vermieden  werden. 

Auf  dem  Wege  der  Genossenschaft  wurden  ferner  die 

inrH-u”  7 - grossentheils 

mit  Hille  der  Regierungen  gegründet.  Der  grösste  Dienst, 

^n  sie  leisteten,  insbesondere  bevor  die  Schätze  der  neuen 

Welt  in  den  Verkehr  gelangten,  war  die  Bewahrungvor 

den  Folgen  der  fiscalischen  Münzpolitik  und 

(es  reibens  der  Kipper  und  Wipper  durch  Herstellung 

')  La  Richesse  de  la  Hollande.  Loiidres  1778.  1 81  11. 
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oder  vielmehr  Ersatz  eines  guten  und  geordneten  Münz- 
wesens.  was  allerdings  vorerst  nur  der  Kaufmannswelt  zu 
! Statten  kam,  die  damit  auch  eine  erspriessliche  Zeiterspariiiss 

und  folglich  Arbeitsförderung  gewann.  Nach  Adam  Smith  D 
wurden  die  Banken  von  Venedig,  Genua,  Amsterdam,  Ham- 
, bürg,  Nürnberg,  die  den  Kaufleuten  dieser  Städte  den  Dienst 

von  Cassierern  entbehrlich  machten . in  der  erwähnten  Ab- 
sicht gegründet.  Der  zweite,  allgemeinere  Nutzen,  den  sie 
gewährten  und  der  namentlich  in  einem  Zeitalter 
mangelnder  Sicherheit  kaum  hoch  genug  angeschlagen 
zu  weiden  vermag,  war  der  durch  Aufnahme  von 
Dejiositen,  wodurch  erst  zahlreichen  Personen, 
denen  ihre  Behausung  keine  genügende  Gewähr 
daibot,  die  Herrschaft  über  ihre  bewegliche 
Habe  einge räumt  wurde.  Ward  durch  diese  beiden 
Functionen  der  Schutz  des  Eigenthums  gefördert,  so  führte 
eine  dritte  dessen  bessere  Nutzung  besonders  im  Kleinen 
hei  bei,  indem  Summen,  die  für  sich  allein  zu  unbedeutend 
waren , um  nutzbringend  angewandt  werden  zu  können, 
durch  Vereinigung  fruchtbare  Anlage  fanden.  Als  die 
grossen  Entdeckungen  des  10.  Jahrhunderts  einen  „Welt- 
handel“ und  mit  ihm  eine  ungeheure  Zunahme  des  Geld- 
und  Creditverkehrs  entstehen  Hessen,  traten  mit  Rücksicht 
hieiauf  neue  Aufgaben  an  die  Banken  heran,  die  nun  u.  A. 
durch  Verminderung  des  Edelmetallbedarfes  sowie  der  Münz- 
abnutzung noch  mehr  als  zuvor  genieinnützlich  wirkten. 
Hies  geschah  auch  durch  eine  enge  Verbindung  mit  dem 
Institute  der  Wechsel,  das  ebenfalls,  neben  der  Minderung 
der  Transportschwierigkeiten  und  -Kosten  früherer  Zeiten, 
die  Aufgabe  hatte,  die  aus  den  Münzwirren  erwachsenen 
Bedrängnisse  zu  mildern. 

Die  erste  Bank  wurde  in  Venedig  — angeblich  1156  

gegründet.  1582  ging  daselbst  die  letzte  der  Privatbanken,  die 
(ter  1 isani , zu  Grunde , worauf  beschlossen  wurde , den  Betrieb 
von  Privatbanken  zu  verbieten  und  eine  Stadtbank  zu  gründen. 


')  Wealth  of  Nations.  IV  3. 
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Die  Bank  von  Genua,  Casa  di  San  Giorgio“,  die  1407  er- 
lichtet wurde,  soll  zuerst  Noten  ausgegeben  haben  ^). 

1609  wurde  die  Bank  von  Amsterdam  gegründet,  die,  bald 

der  Gegenstand  allgemeiner  Bewunderung,  für  weiteie  Institute 
vorbildlich  ward.  Es  scheint,  dass  sie  anfangs  nur  die 
Erleichterung  des  Münzwechsels  bezweckt  habe.  Nach  ihrer 
Einrichtung  war  es  nicht  nöthig,  dass  der  Hinterleger  von 
Geldern,  dem  die  Mühe  der  Prüfung  und  Wägung  der  Münzen 
nun  erspart  wurde,  alsbald  den  Gegen werth  bezog:  es  war  ihm 
pstattet,  zu  belipiger  Zeit  darüber  zu  verfügen.  Für  die  Sicher- 
heit übernahm  die  Stadt  Amsterdam  die  Verantwortung.  Die 
pzahlung  von  Wechseln  hatte  durch  die  Bank  zu  erfolgen.  Zu 
den  besonderen  A ortheilen,  welche  diese  Bank  gewährte,  gehörte 
der,  dass  die  Gelder,  die  bei  ibr  hinterlegt  wurden,  nicht  mit 
Beschlag  piegt  werden  durften,  was  viele  auswärtige  vornehme 
lersonen  bewog,  ihr  Vermögen  durch  die  Bank  verwahren  zu 
lassen  ).  Nach  Adam  Smith »)  scheint  das  Amsterdamer  Bank- 
geld in  b olge  all  der  erwähnten  Vorzüge  ein  Agio  genossen  zu 
liabeii.  Bie  Depositen  wuchsen  ungeheuer  an;  sie  sollen  bei 

Ausgang  des  17.  Jahrhunderts  36  Millionen  Pfund  Sterling  be- 
tragen haben  *). 

Die  Hamburger  Bank,  die  nach  dem  Vorbilde  der 
pnsterdamer  1619  errichtet  wurde,  erlangte  alsbald  das  Privileg, 

dass  Wechsel  von  400  Mark  aufwärts  nur  durch  sie  bezahlt 
werden  mussten. 

Die  Bpk  zu  Nürnberg,  die  1621  errichtet  ward,  befasste 
sich  gleich  der  Hamburger,  nur  mit  Depositen-  und  Giro- 
geschaften.  Jeder  Waarenbetrag  von  mehr  als  200  Gulden  und 
pder  Wechselbetrag  von  mehr  als  50  fl.  musste  in  Bankgeld 

Die  Wiener  Stadtbank  wurde  1703  in  der  Absicht  der 
Heptellung  der  zerrütteten  Staatsfinanzen  als  Girobank  gegründet 
poffnete  aber  ihre  Wirksamkeit  erst  im  März  1706.  Jedem' 
Staatsgläubiger  wurde  in  der  Bank  ein  Folium  eröffnet,  auf  dem 
^ni  seine  in  der  Form  eines  „Giro-Zeddels“  übertragbare 
orderung  an  pn  Staat  gutgeschrieben  wurde,  welches  Guthaben 
weder  der  Gefahr  einer  Confiscation  noch  der  einer  W^erth- 
verminderung  durch  etwaige  Devalvation  des  Geldes  unterworfen 

B Hübner,  Die  Banken.  I 10. 

B La  Richesse  de  la  Hollande.  I 110—119 

B a.  a.  0.  IV  3. 

B Rogers,  A History  of  agriculture  and  prices  in  England.  V 13-> 

B Hübner,  a.  a.  ().  I 11. 
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werden  sollte.  Diese  Giro  - Zeddel  erlangten  Zwangscurs.  Alle 
Kaufleute  Wiens  sollten  gehalten  werden,  sich  bei  ihrem  AA^echsel- 
verkehre  der  Bank  zu  bedienen.  Sie  erfüllte  ferner  die  Function 
einer  Depositenbank.  Mit  der  Zeit  übernahm  die  Bank  Staats- 
schulden ohne  alle  Deckung,  welche  Schuldenlast  1731  27102  771  fl. 
betrug.  Wiewohl  die  Bank  seit  ihrem  Entstehen  mit  einem  ge- 
wissen Misstrauen  der  Bevölkerung  zu  kämpfen  hatte,  so  ver- 
fügte sie  doch  noch  1732  über  Einlagen  im  Betrage  von  über 
51  Millionen  fl.  Die  Beziehungen  zur  Staatsverwaltung  führten 
wiederholt  Krisen  für  die  Bank  herbei.  So  1723,  1727,  1730 
und  1733,  von  welcher  Zeit  an  sie  eigentlich  nur  noch  vegetirte  ’ ). 

In  London  befassten  sich,  wie  wir  bereits  erwähnten,  durch 
lange  Zeit  die  Goldschmiede  mit  Bankgeschäften.  Als  die  erste 
pivatbank  wird  gewöhnlich  die  um  1620  entstandene  von  Francis 
Child  bezeichnet,  der  seine  Ausbildung  im  Hause  eines  Gold- 
schmiedes erlangte,  dessen  Tochter  er  heirathete.  Die  Gründung 
einer  Nationalbank  soll  schon  zur  Zeit  Cromwells  geplant  worden 
sein.  Eine  Creditbank,  die  auf  W^aaren  A orschüsse  leisten  und 
die  Textilindustrie  fördern  sollte,  wurde  1678  gegründet,  scheint 
aber  nur  geringen  Erfolg  gehabt  zu  haben.  1694  ward  die  Bank 
von  England  mit  einem  Betrage  von  1 500  000  Pfd.  auf  dem 
Wege  der  Subscription  errichtet  und  ihr  das  Recht  ertheilt , bis 
zum  Belaufe  ibres  Capitals  Noten  auszugeben  und  verzinsliche 
Depositen  entgegenzunehmen.  Bald  gab  sie  in  Folge  eintretender 
Geldknappheit  6“/o  Zinsen  tragende  Noten  aus,  um  die  un- 
verzinslichen damit  bezahlen  zu  können,  ein  A'organg,  der  1704 
unter  bedenklichen  A'erhältnissen  erneuert  werden  musste.  1707 
strömten  in  Folge  der  Befürchtung  eines  Einfalles  des  Prätendenten 
der  Bank  wieder  die  Noten  zu,  doch  überstand  sie  diese  Krisis 
ebenso  wie  den  „run“  von  1714  nach  dem  Tode  der  Königin 
Anna.  Seit  1751  w’urde  die  Bank  mit  der  A'erwaltung  der 
Staatsschuld  betraut.  AA'iederholt  leistete  sie  dem  Staate  A'or- 
schüsse  und  übernahm  Schatzkammerscheine  in  Zahlung.  Die 
Darlehen  erreichten  allmählich  eine  bedenkliche  Höhe  und  nöthigten 
die  Bank  1797,  ihre  Baarzahlungen  einzustellen  1695  wurde 
die  Bank  von  Schottland  auf  ähnlichen  Grundlagen  wie  die 
von  England  errichtet. 

In  Paris  gründete  Law  1716  die  Banque  gönerale  mit  einem 
Capital  von  6 Millionen  Livres,  die  1718  in  eine  Banque  Royale 
umgewandelt  wurde,  von  der  Zweigbanken  in  Lyon.  La  Rochelle. 

B Bidenuann,  Die  Wiener  Stadtbank  — im  Archiv  für  Kunde 
österreichischer  Geschichtsquellen.  XX/II  343  ff. 

B Hübner,  a a.  0.  II  341—348. 
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H i ours , Orleans  und  Amiens  ausgingen.  Das  Bankgeld  (ecus  de 

I ] waS  Münzänderungen. 

■ l.r-T  n i ^ indischen  Compagnie  vereinigt  Ld 

■ .rach  noch  .n  demselben  Jahre  mit  den  übrigen  Schöpfungen 

I Bank  Te?  CaSp  ^™»dung  einer  neuen  hervorragenden 

m Hank,  der  Caisse  descompte,  erfolgte  erst  1776  unter  Turgots 

■ Discontirung  von  Wechseln  und  dem  Handel 

■ in  Ldelmetallen  durfte  sie  seit  1777  auch  Noten  ausgeben  Da 

■ \tph7i  jedoch  ohne  Rücksicht  auf  die  Statuten  und  auf  die 

I ipf  A masslos  ausgeübt  wurde  und  die  Bank  ausserdem 

I lieh  s'o^tp^-lr  der  Regierung  6 Millionen  Livres 

I I J ’ 1 1^7  ^ erlegenheit , aus  der  die  Regierung  sie 

■ daduich  befreite,  dass  sie  ihren  Noten  Zwangscurs  verlieh  ^Der 

I iumme"’  av^  7'  Rückzahlung  äer 

■ R T ’ T Regierung  entlehnt  hatte.  Diese  nahm  die 

■ Bank  auch  spater  in  fortwährend  steigendem  Masse  in  Anspruch 

I Forderung  1790  400  Millionen  Livres  erreichte  begann 

I die  Sk ' “Jjg  ^>'6  Schuld  in  Assignaten  abzutragen  und  ermächtigte 

■ die  Bank , dieses  Papiergeld  auch  zur  Einlösung  ihrer  Noten  zu 

■ Revolutionsstürmen  ging  die  Bank  unter. 

■ 1 , ° Stockholm  wurde  1656  eine  private  Leih-  und  Wechsel- 

I Sssl;r„  übe..„ah„.;„ 

I sondern  nur  gewisse  Staatseinnahmen  es  ist 

■ daher  begreiflich,  dass  sie  seit  1700  fortwährend  in  \"r"ege„heil 

I Hilfe  lam  sie  der  Regierung  mit  immer  grösseren  Dfrlehen 

I eingdöS  ^74s  e ?'®  , r’'“'“  “ Kupfei- 

I I.iarhtw’ nie '«"’ä'igsciirs  und  die  Bank  ward  er- 

machtigt,  die  Einlösung  einzustellen ; 1776  fallirte  sieD  Nach 

l.awS)  hatte  das  Bankgeld  überhanp’t  „nr  in  Knpfe,  besLden 
I /db  w urde  zu  Kopenhagen  für  Norwegen  und  Dänemark 
eine  private  Wechsel-Leihbank , später  „Courantbank“  genannt 
mit  einem  Actiencapitale  von  einer  halben  Million  Reichsthaler 
( ourant  gegründet.  In  Folge  übermässiger  Ausgabe  von  Noten 
^ah  sich  die  Bank  1745  genöthigt,  den  zeitweiligen  SsVfer 

A h.  ;7i  Regierung  zu  erbitten.  Diese  , 7n  Ter 

nahm7e  r Staatsbank.  Nu7 

nahni  die  Ausgabe  von  Noten  so  sehr  überhand,  dass  sie  bald 

• gai  15  I2  Millionen  Rth.  (=  ungefähr  50  Millionen  Kronen) 

I schäften“'  2.  Aufl.'  1?  f',,  ®“'"'i„g,  Handwörterbnch  für  Staatswissen. 

I Considerations  sur  le  iiuineraire.  ed.  Daire.  p.  46.'i. 
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betrugen  und  ein  Disagio  von  10  bis  15"/o  erlitten  M.  Um  die 
Verwirrung  im  Geldwesen  zu  beheben,  ward  1791  die  dänische 
und  norwegische  Speciesbank  errichtet 

1765  wurde  in  Berlin  von  der  Regierung  eine  Giro-  und 
Depositenbank  als  Staatsanstalt  gegründet.  Sie  sollte  mit  einem 
Capital  von  8 Millionen  Thalern  ausgestattet  werden,  erhielt  aber 
nicht  mehr  als  400  000  und  auch  diese  nur  vorschussweise , die 
aber  in  P olge  der  Notenausgabe  und  des  Depositenzwanges  vorerst 
zu  genügen  schienen.  Das  Bankpfund,  ein  neues  Reclmungsgeld, 

das  als  Bankgeld  festgesetzt  wurde,  stellte  den  vierten  Theil 
eines  Friedrichs  d’or  dar®). 

Ein  französischer  Banquier,  Cabarrus,  schlug  1781  der 
spanischen  Regierung  die  Gründung  einer  Nationalbank  vor ; eine 
solche  wurde  darauf  1782  unter  dem  Namen  spanische  National- 
oder St.  Carlos- Bank  in  Madrid  errichtet.  Sie  hatte  die  Auf- 
gabe, Wechsel  zu  discontiren,  Noten  auszugeben,  Zahlungen  für 
Rechnung  des  Staates  zu  leisten  und  war  allein  berechtigt  Piaster 
zu  exportiren.  Ihren  Hauptnutzen  sollte  sie  aus  der  Ver- 
proviantirung  der  Land-  und  Seetruppen  ziehen.  Die  Fonds 
dieser  Bank,  300  Millionen  Realen,  wurden  in  150  000  Actieii 
zu  2 000  Realen  vertheilt.  Schon  15  Jahre  nach  ihrer  Gründun- 
wurde die  Lage  der  Bank  bedenklich.  Sie  sollte  durchaus  un'^ 
abhaii^gig  von  der  Regierung  sein,  gerieth  aber  — wie  es  bei  den 
bei  ihrer  Errichtung  testgesetzten  Bestimmungen  vorherzusehen 

~ vollständig  in  ihre  Hände  und  damit  in  unaufhörliche 
Verlegenheiten  ■*). 

Russland  eigenthümlich  waren  die  zu  M o sk au  und  P e t e r s- 
burg  von  der  Kaiserin  Elisabeth  1754  gegründeten  Adels- 
banken  zum  Behüte  der  Belehnung  von  Grund  und  Boden  mit 
einem  ursprünglichen  Capital  von  750  000  Rubeln,  das  allmählich 
bis  aut  6 Millionen  Rubel  erhöht  wurde.  1786  errichtete 
Katharina  II.  eine  Reichsleihbank,  ebenfalls  mit  besonderer  Rücksicht 
aut  den  Adel , indem  von  dem  Capital  von  33  Millionen  Rubeln 
zw'ei  Drittel  dem  Adel  und  nur  ein  Drittel  Bürgern  („Städtern“) 
geliehen  werden  sollten.  AVichtiger  war  die  Assignationsbank, 
die  1 168  entstanden  war,  welche  die  Einwechslung  der  gleich- 
zeitig emittirten  Reichsassignationen  vermitteln  sollte.  Ihre  Noten 
(.Assignaten)  erlitten  in  Folge  massloser  Vermehrung  schon  1790 
ein  Disagio  von  l5®  o,  1800  von  über  50 ‘'  o“). 

')  Scharling,  a.  a.  0.  11  310. 

-)  Hübner,  a.  a.  ().  11  209. 

) Lexis,  a.  a.  0.  II  189.  Hübner,  a.  a.  0.  1 22  ff. 

*)  Bonrgoing,  a.  a.  0.  11  50.  Hübner,  a.  a.  0.  II  258. 

a.  a.  O.  II  218.  Roscher,  System.  II  479. 
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Die  Banken  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika hatten  denen  der  europäischen  ähnliche  Schicksale. 
Von  1690  bis  1775  gab  jeder  der  einzelnen  Staaten  Papiergeld 
aus,  das  ohne  Schranken  hinsichtlich  der  Beträge  als  gesetzliches 
/ahlungsnuttel  gelten  sollte.  Massachusetts  eröffnete  den  Reigen 
die  anderen  Colonien  folgten  diesem  Beispiele.  In  Folge  der 
erwähnten  ünbeschränktheit  erlitten  in  der  ersten  Hälfte  des 
18.  Jahrhunderts  die  Noten  in  den  meisten  Staaten  eine  riesige 
Fntwerthung.  Das  englische  Parlament  war  seit  1751  vergeblich 
bemüht,  das  coloniale  Papiergeldwesen  zu  ordnen.  Erst  bei  Aus- 
bruch des  Unabhängigkeitskrieges  erfolgte  insofern  eine  Regelung, 
als  die  Ausgabe  des  Papiergeldes  nun  — 1775  — vom  Con- 
gresse  mit  Rücksicht  auf  die  Führung  des  Krieges  beschlossen 
wurde.  Dieses  Unionpapiergeld  behauptete  durch  mehrere  Jahre 
den  Paricurs;  1777  zuerst  ward  ein  Disagio  bemerkbar,  das 
unpachtet  der  Begeisterung  für  den  Kampf,  allmählich  ungeheuer- 
liche \erhältnisse  annahm.  1779  sah  sich  der  Congress  selbst 
genothigt  zu  verordnen,  dass  das  Papiergeld  nur  nach  dem  Tages- 
curse  angenommen  werden  solle;  1780  wurde  es  bei  Steuer- 
zahlungen, 1781  überhaupt  nicht  mehr  angenommen;  in  diesem 
Jahre  verhielt  sich  Papiergeld  zu  Baargeld  wie  1 zu  500.  Der 
Congress  stellte  nun  weitere  Emissionen  des  Papiergeldes  ein  und 
lehnte  für  das  vorhandene,  das  er  nicht  einzulösen  vermochte 
jede  Schadloshaltung  der  Inhaber  ab,  was  einen  nackten  Staats- 
bankerolt darstellte.  Auch  die  Unionsverfassung  von  1787  liess 
das  Recht  der  einzelnen  Staaten  bestehen,  Banken  mit  dem  Be- 
mgnisse  der  Notenemission  zu  gründen ; doch  wurde  innerhalb 
derselben  Gold  und  Silber  als  alleiniges  gesetzliches  Zahlungs- 
mittel erklärt  1794  wurde  eine  Notenbank  als  „Nationalbank“ 

errichtet,  deren  Noten  von  den  Staatscassen  in  Zahlung  ange- 
nommen werden  sollten*). 

Aus  dieser  geschichtlichen  Darstellung  geht  hervor,  dass 
die  meisten  Banken  theils  wegen  ihrer  Verquickung  mit  den 
Regierungen  2) , theils  wegen  der  masslosen  Ausgabe  von 


Oll  ^ Handwörterbuch  für  Staatswissenschäften.  IJ 
S21.  322.  Hübner,  a.  a.  0.  II  287.  288. 

'^)  Diese  scheint  bereits  im  17.  Jahrhundert  Bedenken  erregt  zu 
haben.  In  seiner  1691  erschienenen  Schrift  „Discourses  upon  Trade“ 
sagt  Dudley  North  über  die  Banken:  „I  shall  only  say,  that  it  is  a 
cunning  way  of  supplying  the  Government  once  with  a great  Sum  • and 

as  long  as  the  Government  Stands , it  is  no  loss  to  them  that  have 
the  Credit,  . . . 
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Papiergeld,  die  sehr  oft  eben  eine  Folge  dieser  engen  Ver- 
bindung war,  zu  Grunde  gegangen  oder  wenigstens  in  arge 
Verlegenheiten  gerathen  sind,  Wahrnehmungen,  die  sich  auch 
in  der  neuesten  Zeit  darbieten. 

Die  auf  Eigenthumsrechte  bezüglichen  Privilegien 
spielen  auch  noch  in  der  neueren  Zeit  eine  grosse  Rolle; 
vornehmlich  die  des  Adels,  wiewohl  die  Voraussetzungen,  an 
die  sie  ursprünglich  geknüpft  worden  waren,  nun  fehlten. 
Die  bei  Ausgang  des  Mittelalters  (December  1496)  von  den 
fränkischen  Rittern  in  Schweinfurt  abgegebene  Erklärung, 
dass  sie  als  freie  Franken  von  Adel  verpflichtet  seien’ 
Kriegsdienste  zu  leisten,  nicht  aber,  ihrer  Freiheit  zuwider’ 
Auflagen  zu  zahlen  *) , entsprach  auch  der  künftigen  Auf- 
fassung der  Adelsrechte.  Fand  sich  der  Adel  hin  und 
wiedei  zui  Uebernahme  von  ungewöhnlichen  finanziellen 
Lasten  bewogen,  so  sorgte  er  für  Aequivalente  auf  anderen 
Gebieten.  So  geschah  es  unter  Johann  Georg  von  Branden- 
burg , der  zu  Gunsten  des  Adels  auf  Ausdehnung  seiner 
landesherrlichen  Jagdrechte  und  Errichtung  neuer  Zollstätten 
auf  adeligem  Gebiete  verzichtete  und  das  Auskaufen  „muth- 
williger  und  ungehorsamer“  Bauern  dem  Adel  ausdrücklich 
gestattete.  Das  fernere  Zugeständniss,  gegen  die  Pauschal- 
summe von  8000  Thalern  während  der  „nächsten  fünf  Jahre“ 
(von  1572  an)  allein  Getreide  und  Wolle  nach  allen  Rich- 
tungen zollfrei  führen  zu  dürfen,  brachte  dem  Adel  auf 
Kosten  der  Kaufleute  einen  Gewinn,  der  die  genehmigten 
finanziellen  Lasten  reichlich  aufwog.  Spätere  finanzielle  Be- 
willigungen erfolgten  theils  auf  Kosten  der  in  ihren  Weide- 
rechten verkürzten  und  zu  härteren  Frohnen  herangezogenen 
Bauern,  theils  gegen  Befreiung  von  allen  Land-  und  Wasser- 
zöllen und  volle  Handelsfreiheit  zum  Nachtheile  der  Städte  ^). 
Diese  klagten,  dass  der  Adel  seine  persönliche  Zoll-  und 
Steuerfreiheit  noch  dadurch  widerrechtlich  ausnutze,  dass 

*)  Ranke,  Deutsche  Geschichte.  I 97. 

*)  Prutz,  a.  a.  0.  I 248.  249.  281. 
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er  ihrer  auch  seine  Unterthaneii  und  Diener  theilhaftig 
machen  wolle  ^).  Auch  die  Steuerfreiheit  der  Geistlichkeit 
bestand  fort.  Ausserdem  wurden  die  höheren  geistlichen 
Stellen  dem  Adel,  meistens  den  nachgeborenen  Söhnen  fürst- 
licher Häuser,  Vorbehalten  ^). 

Ausgedehnte  Privilegien  wurden  dem  schwedischen 
Adel  zutheil.  König  Johann  bestätigte  ihm  1500  alle  alten 
Vorrechte  und  ert heilte  ihm  mannigfaltige  neue,  worunter 
das,  die  königlichen  Geldbusseu  von  seinen  Bauern  zu  er- 
heben, „König  über  seine  eigenen  Gutsleute“  zu  sein.  Die 
Wichtigkeit  dieses  Privilegs  kann  man  nach  der  Höhe  der 
Bussen  ermessen,  in  deren  Folge  nicht  selten  bei  Geldmangel 
Grundstücke  als  Busse  abgetreten  wurden.  Von  diesen  dem 
Adel  zufallenden  Bussen  sollten  die  auf  Majestätsverbrechen 
und  grosse  Frevel  gesetzten  ausgenommen  sein;  wenn  aber 
durch  königliche  Gnade  die  Todesstrafe  in  eine  Geldstrafe 
umgewandelt  wurde,  so  solltb  auch  diese  dem  Adel  zuHiesseu. 
Ferner  wurden  dem  Adel  sämmtliche  Kichterstellen  Vorbe- 
halten, mit  Ausnahme  von  denen  in  Norrland,  weil  es  daselbst 
keinen  Adel  gab.  Feberdies  sollten  die  Grafen  das  Recht 
haben  , die  Bezirksrichter  selbst  zu  wählen.  Der  Adel  war 
auch  im  Besitze  der  meisten  Civil-  und  Militärämter.  Als 
Missbräuche  der  Privilegien  rügte  es  Gustav  Adolf,  dass 
der  Adel  sich  so  viele  Edelhöfe  oder  Rittersitze  baue  als 
Ihm  beliebe  und  dafür  dieselben  Freiheiten  wie  für  die  selbst 
bewohnten  beanspruche;  ferner,  dass  er  die  Befreiung  von 
allen  bürgerlichen  Lasten,  insbesondere  die  Zollfreiheit,  dazu 
benutze,  bürgerliche  Gewerbe  zu  treiben  u.  s.  w. «). 

In  Dänemark  genossen  Adel  und  Geistlichkeit  nicht 
nur  wie  anderwärts  Zoll-  oder  Accisenfreiheit,  sondern  der 
Adel  hatte  auch  das  Recht,  die  Bürger,  mit  denen  er  Um- 
gang phegte,  ebenfalls  davon  zu  befreien^). 

0 Priebatscli,  Die  deutsdien  Städte  ini  Kampfe  mit  der  Fürsten- 
gewalt. Berlin  1892.  I 201. 

2)  Banke,  a.  a.  0.  I 170.  232. 

Üeijer,  a.  a.  O.  II  206—208.  Jll  16.  23.  24. 
a.  a.  0.  II J 340. 
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In  Frankreich,  wo  Richelieu  die  Macht  des  feudalen 
Adels  vernichtete,  trat  nun  der  Hofadel  an  dessen  Stelle, 
der  allmählich  Privilegien  zu  erwerben  wusste,  deren  Druck 
auf  die  übrigen  Bevölkerungsclassen  diesen  unerträglich 
wurde  und  den  gewaltigsten  Anstoss  zur  Revolution  darbot. 
Das  gehässigste  aller  Adelsprivilegien,  das  der  Steuerfreiheit, 
das  schon  im  Mittelalter  heftige  Klagen  erregt  hatte,  wurde 
iu  dem  Masse  drückender  als  die  Steuerlast  zunahm,  die 
sich  überdies  in  Folge  der  fortwährenden  Ausbreitung  des 
Adelsstandes  auf  einen  immer  engeren  Kreis  vertheilte,  zu- 
mal da  auch  mit  einer  Unzahl  von  Aemtern  die  Steuer- 
freiheit ihrer  Inhaber  verbunden  war;  namentlich  galt  dies 
nicht  nur  von  allen  Hofämtern,  sondern  sogar  von  den  für 
den  Hof  arbeitenden  Handwerkern  und  Kaufleuten.  Ver- 
mögende Leute  erlangten  den  Adel  mit  solcher  Leichtigkeit, 
ilass  man  mit  Recht  behaupten  konnte,  dass,  wenn  auch  nicht 
jeder  Adelige  reich,  doch  jeder  Reiche  adelig  war.  Auch 
die  Güter  Adeliger,  die  in  die  Hände  Nichtadeliger  (roturiers) 
übergingen , genossen  Steuerfreiheit  ^).  Nun  darf  nicht  un- 
erwähnt bleiben , dass  die  Steuerbefreiung  allerdings  keine 
absolute  war , dass  der  Adel  neben  den  indirecten  Steuern 
auch  einzelne  directe  — wie  den  Zwanzigsten  (Pimpöt  du 
vingtieme)  zu  leisten  hatte.  Doch  war  es  allbekannt,  dass 
die  adeligen  Einkommensbekenntnisse  mit  Rücksicht  auf  diese 
Steuer  von  einer  geradezu  lächerlichen  Niedrigkeit  waren, 
wodurch  die  Steuercasse  eine  Einbusse  erlitt,  die  auf 
27  Millionen  Franken  pro  Jahr  geschätzt  wird.  Die  Ver- 
theilung  des  1782  festgestellten  Dritten  soll  zu  noch  grösseren 
Missbiäuchen  Anlass  gegeben  haben,  so  dass  der  Gesammt- 
entgang  mit  40  bis  50  Millionen  beziflPert  wird.  Ebenso  war 
es  mit  der  Kopfsteuer  (capitation) , die  der  Edelmann  nach 
seinem  Belieben  festsetzen  konnte.  „Nulle  recherche  coutre 
lui  s il  est  noble.“  Bei  der  Gunst,  die  der  Adel  genoss,  und 
bei  dem  Respecte,  den  seine  Macht  eintlösste,  wurden  die  be- 
treffenden Bekenntnisse  eben  nicht  der  mindesten  Controle 

0 de  Lomenie,  Les  Mirabeau.  1 268. 

Felix,  Eigenthum.  IV.  2.  II. 
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unterzogen,  so  dass  einer  der  hervorragendsten  Kenner  des 
alten  Königtbums  sagen  konnte,  dass  der  Adel  als  Ausduss 
seiner  Privilegien  die  Freiheit  beanspruchte  und  behauptete, 
den  Fiscus  zu  betrügen*).  Allein  selbst  dieser  beliebig  ein- 
geschränkten Steuerleistung  suchten  sich  die  Adeligen  zu 
entziehen  ®).  So  lange  der  Adel  sich  ungefährdet  glaubte, 
war  er  auch  nicht  zum  freiwilligen  Verzichte  auf  die  Steuer- 
freiheit zu  bewegen;  erst  iin  letzten  Augenblicke  (1789),  als 
er  in  diesem  Zugeständnisse  das  einzige  Mittel  zur  Be- 
hauptung seiner  anderen  Privilegien  erkannte,  zeigte  er  sich 
bereit,  nachzugeben. 

Ferner  hatte  der  Adel  das  Vorrecht  eines  besonderen 
(jerichtsstaiides;  er  war  hinsichtlich  des  Erbrechtes  nicht 
den  Gesetzen  des  allgemeinen  bürgerlichen  Rechtes  unter- 
worfen , bekleidete  die  höchsten  Aemter  und  übte  grossen 
Einfluss  auf  die  Besetzung  der  übrigen.  Man  wird  an  ein 
bekanntes  Wort  in  dem  Lustspiele  „Le  mariage  de  Figaro“ 
von  Beaumarchais  erinnert,  wenn  man  hört,  dass  Dragoner- 
ofticiere  mit  geistlichen  Pfründen  ausgestattet  wurden , wie 
denn  überhaupt  die  Kirche  als  Versorgungsanstalt  für  die 
jüngeren  Söhne  des  Adels  betrachtet  wurde,  wie  es  die  Armee 
für  die  älteren  war^),  Söhne  hoher  Adeliger  oder  ihre  Ver- 
wandten, Schützlinge  königlicher  Geliebten  u.  s.  w.  wurden 
mit  16  Jahren  Oberste;  als  Choiseul  das  hierzu  erforderliche 
Alter  auf  23  Jahre  festsetzte,  rief  er  ein  lautes  Geschrei 
hervor^).  Das  Reglement  von  1781  schrieb  vor,  dass  in 
Zukunft  jeder  Officier  vier  Adelsgrade  nachzuweisen  hätte, 
was  allerdings  kaum  buchstäblich  erfüllt  wurde : durch  hohe 
Protection  mochte  ein  Bürgerlicher  es  zum  Sous-lieutenant 
bringen®).  Aber  nicht  nur  die  höchsten  Stellen  sind  eine 
ausschliessliche  Domäne  des  Adels,  auch  alle  geistlichen 


*)  Cherest,  La  chute  de  l'aucieii  regime.  Paris  1884 — 1886.  I 38. 
39.  Vgl.  Taine,  L’ancien  regime.  p.  24. 

Cherest,  a.  a.  0.  I 44. 

®)  Häusser,  Geschichte  der  französischen  Revolution.  S.  111.  116. 
■*)  Taine,  a.  a.  0.  S.  106. 

®)  Cherest,  a.  a.  0.  S.  15-  23. 
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wie  Laien-Sinecuren  sind  für  ihn,  seine  Verwandten,  Schütz- 
linge und  Diener  bestimmt.  Dazu  kommen  königliche  Ge- 
schenke, „Pensionen“  u.  s.  w.,  wovon  etwa  drei  Viertel  nicht 
nach  Verdienst,  sondern  nach  Gunst  und  Ansehen  verliehen 
werden. 

Taine*)  vergleicht  Frankreich  mit  einem  Stalle,  in  dem 
die  Racepferde  dafür,  dass  sie  müssig  bleiben,  die  doppelte 
oder  dreifache  Ration  erhalten,  während  die  Dienstpferde, 
die  den  vollen  Dienst  verrichten,  sich  mit  der  halben  Ration 
zu  begnügen  haben,  die  sie  allzuoft  sogar  entbehren  müssen. 
Unmittelbar  vor  Ausbruch  der  Revolution  (am  12.  Mai  1789) 
schrieb  Mirabeau  die  sarkastischen  Worte:  „Les  nobles  ne 
sont-il  pas  tous  en  France  .»*  Qu’est-ce  qumne  Corporation  de 
vingt  quatre  million  d’individus:  cela  vaut-il  la  peine  d’ötre 
comptö  pour  quelque  chose  ?“  ®) 

Taine  berechnet,  dass  den  Privilegirten  (Adel  und  Geist- 
lichkeit) die  Hälfte  des  Königreichs  gehörte  und  zwar  die 
reichere  Hälfte,  da  sie  alle  grossen  und  schönen  Gebäude. 
Paläste,  Schlösser,  Klöster  mit  den  kostbarsten  beweglichen 
Reichthümein  enthielt.  Die  geistlichen  Güter  allein  w'urden 
auf  vier  Milliarden  mit  einem  Ertrage  von  80—100  Millionen 
geschätzt,  denen  noch  die  Zehnten  im  Belaufe  von  123  Mil- 
lionen hinzuzufügen  sind,  zusammen  also  über  200  Millionen, 
die  heute  mindestens  den  doppelten  M^erth  darstellend). 

Auch  in  I rankreich  wurden  die  Privilegien  auf  den 
Anhang  des  Adels  ausgedehnt,  der  frei  von  der  Heerespflicht, 
von  der  Einquartierung  und  von  den  Wegfrohnen  war. 
Treffend  bezeichnet  Beaumarchais  das  Verhalten  der  Privi- 
legiiten  mit  den  lapidaren  Worten:  „Recevoir,  prendre  et 
demander : voilä  le  secret  en  trois  mots“  D. 

Auch  in  Spanien  bestand  die  Steuerfreiheit  des  Adels 
in  neuerer  Zeit  fort.  Sie  war  eine  der  Ursachen  des  Auf- 

*)  a.  a.  0.  S.  82. 

) Lettres  du  comte  de  Mirabeau  ä ses  commettans.  Londres  1789 

J 41. 
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Taine,  a.  a.  0.  S.  18.  19. 

■*)  Le  mariage  de  Figaro.  II  3. 
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Standes  der  Comuneros  gegen  Karl  V.  Der  Hidalgo  genoss 
ferner  das  Privileg,  dass  er  Schulden  halber  weder  seiner 
Freiheit,  noch  seines  Hauses,  seiner  Pferde,  seiner  Maulthiere, 
seiner  ^\aifen  beraubt  werden  durfte*).  Ausserdem  war  er 
von  der  Einqiiartierungspfiicht  befreit  2).  Einige  mächtige 
Familien  hatten  seit  alten  Zeiten  das  Privileg,  Durchgangs- 
zölle zu  erheben^). 

Von  sonstigen  Privilegien  blieb  das  de  la  Mesta  (s. 
IV/II/I  527.  528)  bis  in  die  neueste  Zeit  aufrecht.  Wie  lästig 
es  war,  lässt  sich  darnach  ermessen,  dass  im  16.  Jahrhundert 
die  Zahl  der  wandernden  Schafe  auf  sieben  Millionen  ge- 
schätzt wurde.  Das  Privileg  ward  sogar  vom  17.  Jahrhundert 
an  ausgedehnt,  indem  ein  Gesetz  von  1633  erklärte,  dass 
das\ieh  auch  Weinberge  und  mit  Oelbäunien  bepflanzte  Orte, 
nachdem  die  Früchte  eingeheimst  worden  waren,  betreten 
durfte.  Dieses  Gesetz  wurde  1776  von  Karl  III.  aufgehoben, 
aber  im  folgenden  Jahre  wieder  in  Kraft  gesetzt.  Natürlicli 
ward  das  Privileg  de  la  Mesta  von  den  Grundeigenthümern 
fortwährend  angegriffen,  zumal  da  die  Heerdenbesifzer,  mit 
den  unerhörten  Zugeständnissen,  die  ihnen  gesetzmässig  zu- 
theil  wurden,  nicht  zufrieden,  sich  noch  muthwillige  Ueber- 
griffe  gestatteten.  Erst  die  Cortes  von  Cadiz  von  1813  führten 
die  Abschaffung  des  Unwesens  herbei,  zu  dessen  kräftigsten 
Bekämpferu  u.  A.  Cervantes  gehört  hatte*). 

In  Sicilien  hatten  die  Provinzen,  die  Städte,  die  Cor- 
porationen,  die  Geistlichkeit,  die  Aristokratie  so  zahlreiche 
und  so  hartnäckig  vertheidigte  Privilegien,  dass  den  spanischen 
Vicekönigen  die  amtliche  Thätigkeit  ungemein  erschwert 
ward  ^). 

In  der  Absicht,  Pisa  und  Livorno  zu  bevölkern,  gewährte 
Cosimo  I.  von  Toscana  vermittelst  des  unter  dem  Namen 

')  Ranke,  Die  spanische  Monarchie.  S.  800. 

2)  Vgl.  Calderon,  El  Alcalde  de  Zalainea.  I. 

. Colmeiro,  a.  a.  O.  II  262. 

■*)  Cärdenas,  a.  a.  0.  II  281  fl,  ßourgoing,  Tableau  de  l'Es])agiie 
moderne.  Paris  1803.  I 92.  94. 

’')  Mme  Carey,  t»ei  Mme  d’Aulnoy,  a.  a.  O.  I 110. 
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Livornina  bekannten  Privilegs  von  1548  allen  in  eine  dieser 
beiden  Städte  übersiedeluden  Schuldnern,  auch  solchen,  die 
ihre  Zahlungen  eingestellt  hatten,  volle  Sicherheit  daselbst  *). 

Einer  aussergewöhnlichen  Unabhängigkeit  und  ganz  be- 
sonderer Vorrechte  genoss  der  germanisch-normannische  Adel 
Cyperns,  der  sich  seit  den  Kreuzzügen  daselbst  nieder- 
gelassen hatte,  noch  unter  venetianischer  Herrschaft.  Die 

Reichsten  waren  von  allen  Abgaben,  „von  jeder  Pflicht“,  be- 
freit 2). 

Sehr  bedeutende  Privilegien  hatte  der  ungarische 
Adel.  Wer  an  die  Person  oder  den  Hof  eines  Edelmannes 
gewaltsam  Hand  anlegte , sollte  des  Lebens  und  aller  Habe 
verlustig  gehen.  Der  Adelige  konnte  nur  von  seines  Gleichen 
gelichtet  werden,  und  musste  während  der  gegen  ihn  vor- 
genommenen Untersuchung,  selbst  im  Falle  eines  Verbrechens 
— mit  Ausnahme  von  Landesverrath,  Strasseuraub  und  Un- 
treue bei  herrschaftlicher  Rechnungslegung  — auf  freiem 
Fusse  belassen  werden.  Die  Edelleute  waren  nicht  nur  von 
allen  directen  Abgaben,  sondern  auch  von  Zehnten.  Zöllen, 
Vorspann  und  Einquartierung  befreit.  Ihnen  wmrden  alle 
Aemter,  die  höher  standen  als  das  Secretariat,  Vorbehalten. 
Sie  allein  waren  berechtigt,  M affen  zu  tragen,  und  unter- 
warfen sich  nicht  der  M'ehrverfassung.  Wichtige  Vorrechte 
genoss  der  Adel  hinsichtlich  des  Grundeigenthums.  Ausser 
ihm  konnten  nur  königliche  Stadtgemeinden  Grundeigenthum 
haben  ; der  einzelne  Bürger  aber  konnte  solches  ausserhalb 
des  Weichbildes  seiner  Stadt  nicht  erlangen.  Die  Bauern 
waren  nur  Nutzniesser  adeliger  Grundstücke 

Die  Hauptprivilegien  des  russischen  Adels  bestanden 
m der  Befreiung  von  der  Kopfsteuer  und  in  dem  ausschliess- 
lichen Besitze  von  Erbgütern  und  Bauern.  Einzelne  an- 
gesehene Familien,  wie  die  Strogonow  (1679),  erlangten  noch 
besondere  Vorrechte.  Von  den  sonstigen  Privilegien  ist  das 

*)  V.  Reumont,  a.  a.  0.  I 120. 

®)  Ranke,  Zur  venezianischen  Geschichte.  S.  17. 

®)  Beidtel,  a.  a.  0.  I 11.  12.  Ranke,  Die  deutschen  Mächte  und 
‘•er  Fürstenbund.  S.  .886. 
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der  Städtebewohner  zu  erwähnen , die  allein  Handel  treiben 
durften  *). 

Ein  Privileg,  das  — wie  wir  bei  Betrachtung  der  bäuer- 
lichen Verhältnisse  gewahren  werden  — auch  anderwärts 
den  Grundbesitzern  zustand,  das  aber  der  polnische  Adel, 
wie  es  scheint,  in  ganz  besonders  ausgedehntem  Masse  miss- 
brauchte, war  das  auf  billige  Arbeit.  Die  reichen  pol- 
nischen Edelleute  bedurften  tüchtiger  Arbeitskräfte  in  ihren 
Waldungen  zur  Fällung  und  Flössung  der  nach  Danzig  be- 
stimmten Stämme,  wie  zur  Gewinnung  von  Pottasche.  Die 
armen  Tagelöhner,  die  nach  Preussen  wanderten,  um  daselbst 
Arbeit  zu  finden,  stiessen  dabei  auf  Schwierigkeiten,  da  der 
Adel,  der  sie  schlecht  bezahlte,  das  Recht  erwarb,  Jeder- 
mann die  Auswanderung  zu  verbieten,  der  nicht  ein  Zeug- 
niss  des  Dorfherrn  beizubringen  vermochte,  dass  dieser  seiner 
nicht  bedürfe^). 

Der  polnische  Adel  hatte  ferner  nicht  nur  das  Privileg 
auf  alle  höheren,  sondern  seit  1788  auch  auf  die  niedrigsten 
Aemter,  für  deren  Erlangung  kein  Alter  vorgeschrieben  war. 
Allmählich  ward  es  Grundsatz,  dass  der  vom  Könige  ernannte 
Minister  uiclit  willkürlich  entlassen  werden  durfte®).  Nach 
Oncken^)  w^ar  kein  Magnat,  der  ein  Kronamt  inne  hatte, 
absetzbar. 

Noch  haben  wür  zu  erwähnen , dass  der  Verkauf 
buch  händlerischer  Erzeugnisse  nur  auf  Grund  von 
Privilegien  erfolgte. 

Die  vornehmsten  Handelsprivilegien  haben  wir 
bei  Betrachtung^  der  Handelsgesellschaften  erörtert;  von  den 
nicht  in  dieses  Gebiet  gehörigen  heben  wir  hervor,  dass 
der  französische  Levantehandel  ein  Privileg  der  Stadt 
Marseille  war®). 


*)  Hermann,  (ieschichte  des  russischen  Staates.  IV  361.  363. 
Macieiowski,  a.  a.  O.  111  283. 

Macieiowski,  a.  a.  0. 

®)  a.  a.  0.  S.  138-140. 

*)  Zeitalter  Friedrichs  des  Grossen.  11  430. 

•')  Roscher,  a.  a.  0.  III  193. 
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Die  Unsicherheit  der  Privilegiengeltung  be- 
stand auch  in  neuerer  Zeit  fort,  1567  trug  der  spanische 
Staatsrath  kein  Bedenken,  zu  beschliessen,  dass  die  Privilegien 
der  niederländischen  Städte  vor  Ankunft  Albas  aufzuheben 
seien*),  — Der  österreichische  Minister  Giesel  bemerkte  in 
einem  Gutachten  von  1609  geradezu,  dass  die  Nachkommen 
an  die  Privilegien,  die  ihre  Vorfahren  ertheilt  hatten,  nicht 
gebunden  seien,  wenn  ihr  Gewissen  dadurch  belastet  würde, 
oder  der  ölfentliclie  Nutzen  damit  im  Widerspruch  stände. 
Die  übereinstimmende  Ansicht  der  damaligen  österreichischen 
Juristen  soll  sogar  gelautet  haben,  dass  der  Souverän  jeder- 
zeit berechtigt  sei , die  den  Unterthanen  verliehenen 
Privilegien  wieder  zurückzunehnien ; Kaiser  Rudolf  II.  wollte 
jedoch  solchen  Einflüsterungen  nicht  Gehör  leihen®).  — 
Gustav  Adolf  erklärte , er  habe  dem  Adel  ausgedehntere 
Privilegien  ertheilt,  als  irgend  einer  seiner  Vorgänger;  da 
er  aber  vernommen  habe,  dass  ein  Theil  des  Adels  diese 
1 Privilegien  missbrauche,  so  mache  er  darauf  aufmerksam, 

dass  er  zurücknehmen  könne,  was  er  gegeben  habe,  und  dass 
die  Privilegien  nur  in  seinem  Sinne  verstanden  werden  sollen, 
dass  aber  nicht  Jedermann  sie  beliebig  deuten  und  daran 
drehen  dürfe®).  — Jacob  II.  erklärte  die  Freibriefe  aller 
Städte  und  Flecken  Irlands  als  verwirkt“*).  — Während  des 
17.  und  18.  Jahrhunderts  mussten  in  Frankreich  die  wieder- 
holt bezahlten  Privilegien , die  für  alle  Zeiten  verbindlich 
ertheilt  worden  waren,  von  Neuem  erkauft  werden.  So  ver- 
nichtete Ludwig  XIV.  sämmtliche  seit  92  Jahren  erworbenen 
Adelstitel,  die  grösstentheils  von  ihm  selbst  verliehen  worden 
waren ; man  konnte  nur  vermittelst  neuer  Zahlungen  in  ihrem 
Besitze  verbleiben.  In  dem  betreffenden  Edicte  hiess  es, 
dass  diese  Titel  durch  Ueberrumpelung  (surprise)  erlangt 
worden  seien.  Achtzig  Jahre  später  ahmte  Ludwig  XV.  dieses 
Beispiel  nach®). 

9 Rachfahl,  Margaretha  von  Parma.  1898.  8.  253. 

‘^)  Huber,  Geschichte  Oesterreichs.  IV  356. 

®)  Geijer,  a.  a.  0.  III  23. 

*)  Macaulay,  a.  a.  0.  IV  131. 

®)  Tocqueville,  a.  a.  0.  S.  1.57. 
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Nächst  den  Vorrechten,  die  dem  Adel  verliehen  wurden, 
bildeten  die  H a n d e 1 s m o n o o 1 e die  wichtigsten  Privilegien 
der  neueren  Zeit.  Wie  wir  bereits  andeuteten,  waren  es 
voi zugsweise  die  grossen  Handelsgesellschaften,  die  ihrer 
theilhaftig  wurden.  Nach  der  Entdeckung  des  Seeweges  nach 
Ostindien  wurde  der  Gewürz-  (besonders  der  Pfelfer-)Handel 
ein  Regal  der  portugiesischen  Krone.  Um  von  dieser  die 
Ladung  eines  ganzen  Jahres  zu  erwerben,  traten  mehrere 
Handelsgesellschaften  zusammen,  welche  die  mit  einem  solchen 
Kaufe  verbundene  Gefahr  nur  gegen  ein  ihnen  einen  be- 
deutenden Gewinn  in  Aussicht  stellendes  Monopol  über- 
nahmen *). 

Die  Monopole  und  sonstigen  Privilegien,  die  Colbert  den 
\eischiedenen  von  ihm  in’s  Leben  gerufenen  oder  neuorgani- 
sirten  Fabriken  - wie  der  persischer  Teppiche  zu  Chaillot 
odei  der  Gobelins  verlieh,  waren  durch  die  hervorragen- 
den \eidieuste  gerechtfertigt,  die  sich  diese  Musteranstalten 
um  die  französische  Industrie  erwarben.  Ein  solcher  Be- 
rechtigungsgruud  fehlte  jedoch  den  zahlreichen  Monopolen,  > 

die  in  Frankreich  Höflingen  oder  ihren  Schützlingen  für 
gewisse  Waarengattungen  sowie  den  „marchands  suivant  la 
Cour“  ertheilt  wurden,  die  ihr  Gewerbe  an  allen  Orten,  an 
denen  sich  der  Hof  befand,  ausüben  durften,  welches  Privileg 
1502  entstanden  war,  später  zurückgenommen  und  1725  er- 
neuet t wurde ^).  Dasselbe  gilt  von  den  Monopolen,  die  in 
Spanien  namentlich  im  letzten  Viertel  des  17.  Jahrhunderts 
von  einer  Unzahl  von  Beamten  in  Anspruch  genommen 
wurden,  wodurch  Brot,  Fleisch,  Chokolade,  Oel,  Kohlen  u.  s.  w. 
beträchtlich  vertheuert  wurden  ebenso  wie  von  den  Mono- 
polen, die  in  England  Einzelnen,  insbesondere  Hofleuten  und 
(lünstlingen,  zum  ausschliesslichen  Handel  in  gewissen  Gegen- 
ständen — darunter  ebenfalls  solche  des  allerdringendsten 
Bedarfes  gew'ährt  wurden,  Verleihungen,  die  der  An- 


b Ehrenberg,  Das  Zeitalter  der  Fugger.  I 398.  399. 

-)  Bailly,  a.  a.  0.  I 391.  392.  Saint-Leon,  a.  a.  0.  S.  417. 

Mme  d’Aulnoy,  a.  a.  ().  II  ,51.  Ygl.  Colnieiro,  a.  a.  0.  II  260. 
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schauung  entsprangen,  dass  es  ein  königliches  Vorrecht  sei, 
den  Handel  zum  Wohle  des  Gemeinwesens  zu  beaufsichtigen, 
in  kaufmännische  Angelegenheiten  beliebig  einzugreifen  und 
Monopole  nach  Gutdünken  zu  gründen  So  erhielt  Essex 
das  Monopol  zum  Handel  mit  süssen  Weinen  von  der  Königin 
Elisabeth.  Er  wie  Raleigh,  der  sich  ähnlicher  Begünstigung 
erfreute,  waren  nur  Figuranten  von  Ringen  in  derselben 
Weise  wie  heutzutage  Träger  hochadeliger  Namen  sich  dazu 
hergeben,  als  Aufputz  von  Actiengesellschaften  zu  dienen. 
Die  meisten  Monopole  aber  wurden  der  Königin  von  Kauf- 
leuten abgekauft.  Als  im  Parlamente  heftige  Klagen  über 
<liesen  Missbrauch  ertönten,  enthielt  sich  die  Königin  weiterer 
.Monopolverleihungeu  3),  die  aber  unter  Jacob  I.  wieder  auf- 
lebten, der  sich  durch  Monopolertheilungen  von  persönlichen 
•Schulden  befreite.  Lord  Harrington,  der  eine  Forderung  von 
80(100  Pfund  an  den  König  hatte,  wurde  durch  ein  Patent 
befriedigt,  das  ihm  die  Kupferprägung  in  England  als 
Monopol  verlieh'*).  Die  Manufacturmonopole  wurden  von 
Bacon  als  Lordkanzler  mit  dem  Bemerken  beschönigt , dass 
dadurch  den  Armen  Gelegenheit  zur  Arbeit  gegeben  werde  ^). 
Das  Unwesen  dieser  Monopole  ward  unter  Karl  I.  durch  das 
einer  Gesellschaft  (the  Soap-Company)  gew^ährte  Privileg  be- 
sonders fühlbar,  wobei  die  Parteien,  die  einander  entgegen- 
standen, sich  in  Zahlungen  an  die  Krone  überboteu  ®). 

In  Oesterreich  wurde  namentlich  von  Leopold  I.  eine 
Unzahl  von  Privilegia  privativa  einzelnen  Unternehmern  ver- 
liehen, von  denen  jeder  für  eine  bestimmte  Reihe  von  Jahren 
das  ausschliessliche  Recht  zur  Verfertigung  gewisser  Erzeug- 
nisse bekam,  deren  Einfuhr  dem  Auslände  schon  deshalb 

0 Gardiner,  The  personal  governnient  of  Charles  I.  II  165. 

b Vgl.  Rogers,  The  industrial  and  commercial  history  of  Eng- 
land. S.  118. 

Macaulay,  a.  a.  0.  I 62. 

*)  Gardiner,  History  of  England  from  the  aecession  of  .lames  I. 
11  227. 

Ranke,  Englische  Geschichte.  II  134. 

®)  Gardiner,  The  personal  governnient  of  Charles  1.  II  165—171. 
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vei wehrt  war*),  was  übrigens  dem  herrschenden  Mercantil- 
systeme  entsprach. 

In  einer  die  Erfolge  ihrer  ersten  Regierungsjahre  be- 
handelnden Denkschrift  äusserte  Katharina  II.,  dass  bei 

ihier  Thionbesteigung  der  Handel  durch  Monopole  lahm  ge- 
legt gewesen  sei^). 

In  dem  Masse  als  in  neuerer  Zeit  in  Folge  der  grossen 
Entdeckungen  ein  Welthandel  und  eine  für  den  Weltmarkt 
iiibeitende  Industrie  in  grossem  Style  sich  entwickelte,  er- 
kannte es  der  an  die  Stelle  des  Feudalstaates  tretende 
moderne  Staat  allmählich  als  eine  seiner  vornehmsten  Auf- 
gaben , der  Arbeit,  der  wichtigsten  Eigenthumsquelle , in 
allen  ihren  Zweigen  seine  besondere  Aufmerksamkeit  zuzu- 
wenden  und  ihr  — allerdings  vorerst  nicht  um  ihrer  selbst 
willen  --  seine  warme  Fürsorge  zutheil  werden  zu  lassen. 
Das  zunächst  die  Arbeit  beeinflussende  System,  mit  dem  wir 
uns  nun  zu  beschäftigen  haben,  das  erste,  das  die  gesammte 
\olkswirthschaft  umfasste  und  alle  wirthschaftlichen  Volks- 
kräfte zu  organisiren  suchte,  war  das  Mercantilsystem, 
das  anfangs  nicht  in  den  ArbeitS]iroducten,  sondern  in  dem 
Vorrathe  an  edlen  Metallen  allen  Reichthum  erblickte  und 
die  Arbeit  nur  als  Mittel  zur  Herbeischaffiing  dieser  Reich- 
thümer  würdigte,  ein  Irrthum,  zu  dem  man  sich  um  so 
leichter  verleiten  Hess,  als  man  im  Reichthum  von  Edel- 
metallen auch  ein  Symptom  politischer  Macht  erkannte,  be- 
sonders seitdem  die  stehenden  Heere  einen  so  grossen  Auf- 
wand erforderten,  dessen  Bestreitung  durch  die  in  der  an- 
gedeuteten Weise  herbeizuführende  Erhöhung  der  Steuerkraft 
erleichtert  werden  sollte.  Diesem  Systeme  zufolge,  das  zu- 
gleich als  eine  Reaction  gegen  die  feudale  Ueberschätzung 
des  Bodeneigenthums  zu  betrachten  ist,  sollte  jeder  Staat 
darauf  bedacht  sein,  seine  Edelmetalle  zu  behalten  und  auf 


171 


Kosten  des  Auslandes  zu  vermehren,  folglich  Producte,  ins- 
besondere der  Industrie,  nach  Möglichkeit  auszuführen,  diese 
Richtung  durch  Unterstützung  der  grossen  Handelsgesell- 
schaften sowie  der  Colonisation , Errichtung  von  Staats- 
fabriken, staatliche  Beaufsichtigung  der  Privatunternehmungen, 
Sorge  für  billige  Getreidepreise  zur  Ermöglichung  niedriger 
Löhne  der  industriellen  Arbeiter,  Ausfuhrprämien  u.  s.  w.  zu 
fördern,  dagegen  Edelmetalle  einzuführen  und  so  wenig  aus- 
ländische Erzeugnisse  als  möglich  zu  kaufen,  um  sie  nicht 
mit  Edelmetallen  bezahlen  zu  müssen,  und  sich  zum  Ver- 
kehre so  weit  als  thunlich  nur  eigener  Schiffe  zu  bedienen. 
Der  Mercantilismus,  der  das  Schutzzollsystem  zur  natürlichen 
Folge  hatte,  forderte  also,  dass  man  so  viel  als  nur  irgend 
möglich  verkaufe  und  so  wenig  als  möglich  kaufe,  ein  System, 
das  auf  die  Spitze  getrieben,  wie  Bancroft  mit  Recht  be- 
merkt, allen  Handel  hätte  vernichten  müssen.  Seiner  hervor- 
ragendsten Lichtseite . der  Ermunterung  und  zum  Theile 
Hervorbringung  einer  nationalen  Industrie,  stand  als. grösste 
Schattenseite  die  Verschärfung  der  Gegensätze  zwischen  den 
verschiedenen  Völkern  gegenüber,  die  sich  häufig  zu  blutigen 
Kriegen  steigerten. 

Wie  wir  gesehen  hai>en,  hatte  mau  sich  bereits  während  des 
ganzen  Mittelalters  allenthalben  zum  Verbote  der  Ausfuhr  edler 
Metalle  bewogen  gefunden,  welche  Massregel  aber  nicht  durch 
das  erst  in  der  neueren  Zeit  zur  Geltung  gelangte  Mercantil- 
system, sondern  lediglich  durch  die  Unzulänglichkeit  des  Edel- 
metallvorrathes  für  Münzzwecke  begründet  worden  war. 

Bereits  in  der  ersten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  traten 
mercantilistische  Anschauungen  zu  Tage.  Es  wird  schon  damals 
erwähnt,  dass  Italien,  Frankreich,  Niederburgund  und  England 
ihre  Waaren  in  fremde  Länder  ausführen,  um  dafür  „Reichthum, 
d.  h.  Geld,“  einzutauschen  *). 

Dass  wir  an  der  aiigedeuteten  wirthschaftlichen  Bewegung- 
Deutschland  verhältnissmässig  spät  theilnehmen  sehen,  ist 
nächst  der  nun  veränderten  Welthandelsstrasse  seinem 
politischen  Zerfalle , seiner  Macht-  und  Staatlosigkeit  zu- 


*)  Lotz,  Die  drei  Flugschriften  über  den  Münzstreit  der  sächsischen 
Alhertiner  und  Ernestiner  um  1530.  Leipzig  1893.  S.  46.  72. 
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zuschreibt'ü , welche  Umstände  auch  zum  Untergänge  der 
Hansa  beitrugen.  Dass  diese  in  England  bei  Erstarkung  der 
dortigen  Kaufmannschaft  ihre  Macht  sinken  sah,  haben  wir 
bereits  gesehen;  ähnlich  war  es  ihr  in  Schweden  nach  dem 
.mporkommen  des  Hauses  Wasa  ergangen,  wozu  sich  das 
\ orwiegen  der  Sonderinteressen  innerhalb  der  Genossenschaft 
gesellte.  Die  späteren  wirthschaftlicheu  Misserfolge  Deutsch- 
lands waren,  wie  bekannt,  hauptsächlich  eine  Folge  des  ver- 
hangnissvollen  SUjährigen  Krieges,  der  es  u.  A.  verursachte  ! 

( ass  Deutschland  von  den  Colonisationen  in  der  neuen  Welt, 
die  von  den  Westmächteu  so  schwunghaft  betrieben  wurden 
ausgeschlossen  blieb.  Aus  ähnlichen  Gründen  wurde  dieses 
* chicksal  von  Italien  getheilt,  wiewohl  es  die  grössten  Ent- 
decker hervorgebracht  hatte. 

Doch  gewahren  wir  auch  in  Brandenburg  eine  kräftige 
Bewegung  in  mercantilistischer  Dichtung.  Der  grosse  Kur- 
fürst führte  sowohl  die  Einwanderung  holländischer  Bauern, 
der  damals  hervorragendsten  Meister  der  Technik  der  Boden- 
hearbeitung,  als  auch  auswärtiger  Handwerker  herbei,  denen  ! 

u.  A.  Geldzuschüsse  zur  Ueberwindung  der  ersten  Schwierig- 
keiten bewilligt  wurden.  Der  Kurfürst  förderte  die  Industrie 
auch  als  Unternehmer,  indem  er  Eisenwerke,  Blechhämmer, 

Glashütten  u.  s.  w.  errichtete.  Aus  seinen  Colonialplänen’ 
so  wenig  sie  auch  verwirklicht  zu  werden  vermochten,  haben 
wir  bereits  ersehen,  dass  der  Kurfürst  auch  Handel  und 
Schifftahrt  begünstigte.  In  demselben  Geiste  war  König 
briedrich  Wilhelm  I.  thätig,  der  Künstler  und  Handwerker 
nach  Preussen  berief,  ihnen  dreijährige  Accisefreiheit,  zehn- 
.mhrige  Befreiung  von  allen  bürgerlichen  Lasten  und  mannig- 
faltige andere  Vortheile  gewährte,  und  sich  ganz  besonders 
( le  Pflege  der  Wollindustrie  angelegen  sein  liess^). 

Wii  Anden  die  Grundsätze  des  Mercantilismus  auch 
theoretisch  schon  in  den  ersten  Decennien  des  18.  Jahr-  i 

hunderts  \ erbreitet.  In  einer  1719  erschienenen  Schrift**)  | 

')  Erdmannsdörffer,  a.  a.  0.  1 451.  452.  II  504.  I 

")  Geprüfte  Goldgrube  der  Universal-Accise.  I 


173 


wird  die  Goldausfuhr  als  zweifellose  Quelle  der  Armuth 
eines  ganzen  Landes  bezeichnet,  das  Verbot  dieser  Ausfuhr 
wie  der  Einfuhr  fremder  Waaren  empfohlen,  und  das  Land, 
„so  von  Gott  mit  Bergwerken  gesegnet,“  glücklich  gepriesen. 
Wie  gewöhnlich  ging  auch  hier  die  Praxis  der  Theorie  voran. 

Auch  Friedrich  der  Grosse  huldigte  dem  Mercantil- 
systeme  und  suchte  aufs  kräftigste  die  Industrie  zu  heben. 
Unter  den  Staatsfabriken,  die  er  gründete,  ist  die  Porzellan- 
und  eine  Tabaks-Fabrik  hervorzuheben.  Ausgezeichnet  war 
seine  Bergwerks-  und  Hütten  Verwaltung.  Ferner  hat  er  den 
Seidenbau  in  seinem  Staate  eingeführt.  Bei  der  Verleihung 
von  Privilegien  und  Patenten  verlor  der  König  das  Gemein- 
wohl nie  aus  den  Augen;  sobald  er  fand,  dass  die 
dadurch  entstandenen  Gewinne  übermässig 
wurden,  hob  er  die  Privilegien  auf,  um  Con- 
currenz  in’s  Leben  zu  rufen*). 

Seit  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  Hessen  sich  die 
grösseren  Territorialherren  insbesondere  die  Verbesserung 
der  Wege  angelegen  sein  und  erliessen  Wegeordnungen, 
welche  die  Beschaffenheit  der  Wege  genau  vorschrieben. 
In  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  schritt  man  zum 
Baue  von  Kunststrassen  vor^). 

In  Oesterreich  gewahren  wir  mercantilistische  An- 
schauungen schon  bei  Leopold  I..  der  die  Einfuhr  von  Luxus- 
waaren  verbot,  damit  die  Ausfuhr  des  Geldes  verhütet  werde  "). 
Den  theoretischen  Ausdruck  dafür  Anden  wir  bei  Hörnigk 
(Oesterreich  über  Alles,  wenn  es  nur  will):  „.  . . Der  Staat 
muss  hindern,  dass  für  auswärtige  unnütze  Waaren  unser 
bestes  Geblüth,  das  innerste  Mark  unserer  Kräfften,  unser 
gutes  Gold  und  Silber  millionenweise  unsern  Ertz-  und  Erb- 
feinden zuwimmelt.“  Industrie,  Handel  und  Schifffahrt  fanden 
einen  warmen  Förderer  in  Karl  VI.,  der  auswärtige  Unter- 
nehmer und  Arbeiter  heranzog,  Triest  insbesondere  dadurch 

’)  Oncken,  a.  a.  0.  II  516  ff. 

‘^)  Georg  Meyer,  Lehrbuch  des  deutschen  Verwaltungsrecht.». 

I 500  ff. 

Roscher,  a.  a.  0.  II  :I6. 
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zu  hebeu  suchte,  dass  er  auf  den  Levantehandel  hinlenkte  M 
und  1718  einen  Handelsvertrag  mit  der  Pforte  schloss,  der 
seinen  Unterthanen  Handelsfreiheit  im  osmanischen  Reiche 
gewährte^).  Seines  vergeblichen  Strebens,  Oesterreich  einen 
Antheil  am  überseeischen  Handel  zu  sichern,  haben  wir  be- 
reits gedacht.  Im  Geiste  des  geläuterten  Mercantilismus 
suchte  auch  Maria  Theresia  Handel  und  Industrie  zu  fördern. 
174G  ward  ein  Commerzdirectorium  für  Verkehrsangelegen- 
heiten gegründet,  dem  1762  vorübergehend  der  Charakter 
einer  selbständigen  Hofstelle  verliehen  wurde,  mit  dem  Auf- 
träge, zu  erforschen,  „wie  das  Wachsthum  der  inländischen 
Cultur,  die  Erhebung  der  Manufactureii,  die  Emporbringung 
des  Commercii,  mithin  die  wesentliche  Wohlfahrt  der  ge- 
treuesten Erblande  und  Unterthanen  zu  befördern  sei“.  In 
den  Kronländern  wurden  Commerzcommissionen  mit  ähnlichen 
Aufgaben  betraut  und  ausserdem  seit  1757  für  die  industri- 
ellen Gebiete  Böhmen , Mähren , Niederösterreich  Eabrik- 
insj)ectoren  ernannt,  die  ihre  Bezirke  zu  bereisen  und  über 
ihre  Wahrnehmungen  aller  auf  die  Industrie  bezüglichen 
Angelegenheiten  den  politischen  Behörden  Bericht  zu  er- 
statten hatten,  welche  Aufgabe  1772  den  Kreisämtern  über- 
tragen ward.  Am  18.  December  1764  wurde  ein  Gesetz  er- 
lassen, das  den  Grundbesitzern  die  Pflicht  auferlegte,  den 
Fabrikanten  auf  deren  Verlangen  bäuerliche  Arbeiter  zur 
Verfügung  zu  stellen.  Personen,  die  Künstler  und  Fabrikanten 
für  das  Ausland  anzuwerben  suchten,  wurden  nach  dem  Ge- 
setze vom  31.  October  1750  zu  achtjährigem  Festungsbau 
verurtheilt.  Im  Zusammenhänge  damit  erfolgte  eine  gründ- 
liche Regelung  des  Communicationswesens;  insbesondere  zur 
Belebung  des  Donau-  Schitffahrtsverkehrs  wurde  ein  N a vigations- 
director  ernannt®).  Joseph  II.,  der  den  Mercantilismus  auf 
die  Spitze  trieb,  untersagte  die  Einfuhr  einer  grossen  An- 
zahl ausländischer  Waaren , worunter  Tuch-  und  andere 

0 Erdmannsdörffer,  a.  a.  0.  II  413. 

**)  Zinkeisen,  a.  a.  0.  V 571  ff. 

=*)  Luschin  v.  Ebengreuth  a.  a.  0.  S.  537.  538.  Beidtel,  a.  a.  O. 

I 142. 
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Wollzeuge,  Leinen,  Luxus-Toilettegegenstände,  Glaswerk, 
Porzellan.  Waaren,  die,  diesem  Verbote  entgegen,  eingeführt 
wurden,  zerstörte  man  öffentlich  im  Aufträge  der  Regierung, 
sobald  man  ihrer  habhaft  wurde  ^),  Dagegen  wurden  einige 
Industriezweige  künstlich  gefristet,  deren  Kosten  der  Staat 
in  vielen  Fällen  bestritt®). 

Das  Mercantilsystem,  das  im  Laufe  seiner  Entwicklung 
von  der  übermässigen  Schätzung  der  Edelmetalle  zurückkam 
und  den  sittlichen  Werth  der  Arbeit  zu  würdigen  begann, 
konnte  selbstverständlich  nicht  in  allen  Staaten  gleichmässig 
und  wohl  in  keinem  mit  strenger  Consequenz  durchgeführt 
werden.  In  Frankreich  z.  B.  glaubte  Sully  — der  sich 
u.  A.  durch  energisch  unternommene  Flussregulirungen  und 
Canalisationen  ein  unvergängliches  Verdienst  um  den  fran- 
zösischen Verkehr  erwarb  — als  Kind  seiner  Zeit,  dass  der 
Staat  Edelmetalle  heranziehen  und  ihren  Austritt  verhindern 
müsse,  erblickte  aber  in  der  Agricultur  die  Hauptquelle  des 
Nationalreichthums,  den  Magnet,  der  am  sichersten  Gold  und 
Silber  anziehe.  Doch  verbot  er  1597  als  entschiedener 
Schutzzöllner  strenger  als  früher  Franz  I.  und  Karl  IX.  die 
Einfuhr  aller  fremden  Industrieerzeugnisse  bei  Strafe  des 
Galgens,  sowie  die  Ausfuhr  von  Rohstoffen.  Heinrich  IV. 
aber  eikannte  die  Gefahren,  die  in  der  Anwendung  de* 
Edicts  von  1597  lagen,  das  er,  ohne  es  aufzuheben,  nur  so 
weit  es  dringend  erforderlich  schien,  ausführen  Hess;  doch 
genügte  dies,  um  einen  schwunghaften  Schmuggel  hervor- 
zurufen ®).  Ein  strenges  Prohibitivsystem  beobachtete  Richelieu. 
Als  entschiedener  persönlicher  Anhänger  des  Mercantil Systems 
zeigt  sich  Ludwig  XIV.  in  seinen  Werken.  Er  schrieb  1666 : 
». . . que  les  etablissemens  de  manufactures  et  les  decouverts 
que  je  laisois  de  toutes  les  choses  qui  sembloient  manquer 
ä cet  ötat  (poroissant  un  moyen  sür  pour  y attirer 
l’argent  de  nos  voisins  sans  en  laisser  sortir  du 


1)  Beidtel,  a.  a.  0.  I 390. 

®)  Springer,  Geschichte  Oesterreichs.  1 147. 
®)  Pegeonneau,  a.  a.  0.  II  260.  277.  283. 
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not  re)  etoient  uu  ouvrage  trop  iinportaut  k la  de 

nos  peuples  . . Um  die  Gewerbe  zu  heben,  kaufte 

der  König  alljährlich  für  800000  Franken  hervorragende 
Industriegegenstände  (ouvrages  de  goüt),  die  in  seinem 
Reiche  erzeugt  wurden,  und  verschenkte  sie  ^).  Durch  seinen 
grossen  Minister  (Volbert  wurde  der  Mercantilismus  nament- 
lich iu  Frankreich  in  ein  weitgreifeiides  System  gebracht 
und  mit  einer  lolgerichtigkeit  durchgeführt,  wie  in  keinem 
anderen  Reiche.  Sollte  Ja  hier  unter  dem  persönlichen 
Regimente  Ludwigs  XIV.  alles  Grosse  und  Bedeutende  nur 
durch  den  Staat  geschahen  werden.  Ungewöhnliche  Ver- 
dienste um  den  französischen  Handel  erwarb  sich  Colbert 
schon  dadurch , dass  er  der  Schöpfer  der  französischen 
Marine  wurde.  Er  setzte  Prämien  für  Verdienste  um  die 
Industrie  und  den  Seehaudel  aus , „j)arce  que  ces  moyens 
servaieut  ä maintenir  Pargent  dans  le  royaume,  ä faire 
revenir  celui  qui  en  sortait,  et  ä tenir  toujours  les  Etats 
etrangers  dans  la  nöcessite  et  le  besoin  d’argent^).“  Er 
organisirte  die  Fabrik  der  Gobelins,  die  unter  der  Leitung 
des  Malers  Lebrun  eine  bedeutsame  industrielle  Schule  wurde, 
hob  den  Bergbau,  schuf  Giessereien,  Hüttenwerke  u.  s.  w., 
nahm  sich  der  Spitzen-  und  Glasindustrie  besonders  eifrig 
an  und  förderte  auch  sonst  auf  mannigfaltigste  Weise  die 
Industrie,  u.  A.  auch  dadurch,  dass  er  17  Feiertage  unter- 
drückte. Vorzügliche  Verdienste  erwarb  er  sich  auch  um 
den  Schiffsbau,  um  die  Verbesserung  der  Laudstrassen,  Fluss- 
regulirungen und  — wie  wir  bereits  erwähnten  — die 
Gründung  von  Handelsgesellschaften.  Die  Viehzucht  suchte 
er  durch  Acclimatisation  fremder  Raceu  zu  heben.  Gleich 
seinen  Vorgängern  begünstigte  er  die  Fischerei  durch  Prämien, 
insbesondere  auf  die  Ausfuhr  von  Stockfischen.  Dass  er  im 
Interesse  der  Industrie  zuweilen  despotisch  verfuhr,  haben 
wir  bereits  gesehen.  Während  er  jeden  Versuch  der  Ueber- 


i>.  29. 
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0 Oeuvres  de  Louis  XIV.  II  10. 

-)  Voltaire,  a.  a.  0. 

*)  Clement,  flistoire  du  systi’me  protecteur  en  France.  Paris  1854. 
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fragung  französischer  Industriezweige  nach  dem  Auslande 
durch  französische  Arbeiter  oder  Fabrikanten  an  diesen 
strenge  ahndete,  gab  er  sieh  alle  Mühe  zur  Einführung  aus- 
ländischer Industriezweige  in  Frankreich  mit  denselben 
Mitteln.  So  z.  B.  beauftragte  er  1669  den  Botschafter  in 
Venedig,  Saint-Andrö,  die  venetianische  Spiegel-  und  Spitzen- 
industrie im  Geheimen  zu  studireu.  Auch  die  Thätigkeit  der 
Missionäre  suchte  er  im  Interesse  des  Verkehrs  zu  nutzen  *). 

Zu  Beginn  des  18.  Jahrhunderts  ward  in  kaufmännischen 
Kreisen  die  Reaction  gegen  den  Mercantilismus  eröffnet.  Als 
1701  die  Erhöhung  der  Tarife  von  1667  (bezw.  1687)  lebhaft 
angegriffen  wurde,  versammelte  die  Regierung  zu  Paris  einen 
Handelsrath,  dem  zwölf  Abgeordnete  aus  den  hervorragendsten 
Städten  des  Reiches  beigezogen  wurden.  Ein  einziger  von  ihnen, 
der  von  Rouen,  sprach  sich  zu  Gunsten  der  Beschränkungen  aus ; 
alle  anderen  waren  für  Erleichterung  des  internationalen  ^ erkehrs. 
So  sagte  der  Abgeordnete  von  Dünkirchen:  „Si  nous  n’avions 
en  France  que  des  manufactures , il  seroit  avantageux  ä l’Etat 
d’interdire  l’entree  de  celles  des  etrangers;  mais  nous  avons  un 
nombre  infini  de  denröes  superflues  que  nous  ne  pouvons  con- 
sommer  sans  le  secours  des  ötrangers,  comme  du  vin,  de  l’eau- 
de-vie  etc.“  Der  Abgeordnete  von  Lyon  meinte,  die  Ansicht 
Colberts,  dass  Frankreich  die  ganze  Welt  entbehren  könne,  müsse 
aufgegeben  werden,  da  sie  unnatürlich  sei^). 

In  Piemont  und  Savoyen  gab  Victor  Amadeus  dem 
Verkehre  eine  grosse  Ausdehnung,  begünstigte  die  Gründung 
industrieller  Betriebe,  deu  Anbau  des  Tabaks,  den  Bergbau. 
Er  wollte,  dass  seiue  Staaten  sich  selbst  genügen  und  die  Ein- 
fuhr vom  Auslande  gänzlich  entbehren  könnten.  Durch  den 
Tarif  vom  14.  Januar  1720  wurden  Schutzzölle  zur  Förderung 
der  einheimischen  Gewerbe  festgestellt®*). 

Victor  Amadeus  war  wohl  der  erste  Souverän,  der 


(1722)  das  Recht  auf  Arbeit  feststellte ^). 


I 0 Clement,  Lettres , instructions  et  memoires  de  Colbert.  11 

484.  501. 

* a.  a.  0.  11  ]).  CLV — VI. 

'^)  Victor  de  Saint-Genis,  Histoire  de  Savoie.  III  15. 
i *)  a.  a.  O.  S.  .3. 

f 

I Felix,  Eigenthum.  IV.  *2.  II. 
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Den  inercautilistischeii  Anschauungen  des  spanischen 
Volkes,  die  Karl  Y.  nicht  theilte,  wurde  Philipp  II.  gerecht, 
und  es  gelang  in  der  That  mit  Hilfe  des  neu  begründeten 
Schutzzollsystems,  eine  neue  Industrie  zu  schaffen ').  Allein 
wenn  die  Anwendung  des  Mercantilsystems  hier  nicht  die 
wohlthätigen  Folgen  für  den  Verkehr  dauernd  herbeizuführen 
vermochte,  die  wdr,  bei  all’  seinen  Irrthümern,  anderwärts 
gewahren,  so  lag  dies  an  zwei  diesem  Systeme  in  Spanien 
entgegenwirkenden  Umständen.  Einer  der  Hauptgrundsätze 
dieses  Systems  w'ar,  wie  gesagt,  die  Heranziehung  und  Fest- 
haltung edler  Metalle.  Nun  aber  gelangte  aus  den  neu  ge- 
wonnenen amerikanischen  Ländern  eine  solche  Fülle  von 
Edelmetallen  nach  Spanien,  dass  es  sich  hier  nicht  erst  um 
ihre  Gewinnung,  sondern  um  ihre  richtige  Anwendung  ge- 
handelt hätte.  Sie  brachten  eine  so  riesige  Preissteigerung 
hervor,  dass,  ungeachtet  der  hohen  Schutzzölle,  ausländische 
Industrieerzeugnisse  noch  immer  billiger  zu  stehen  kamen 
als  die  einheimischen.  Der  zweite  Umstand , der  jede  Art 
der  Arbeitsorganisation  hier  lähmen  musste,  war  die  Ver- 
achtung der  Arbeit,  in  deren  Folge  die  Gew^erbe  und  der 
Handel,  nach  Vertreibung  der  Moriscos  und  der  Juden,  all- 
mählich zum  überwiegend  grössten  Theile  in  die  Hände  von 
Fremden  gelangten  (vgl.  II  224). 

Doch  vermochten  die  Regierungen  des  18.  Jahrhunderts 
nicht,  sich  der  allgemeinen  Bewegung  zu  Gunsten  der  In- 
dustrie zu  entziehen.  Der  Cardinal  Alberoni  wandte  dieser 
seine  besondere  Aufmerksamkeit  zu  und  gründete  u.  A. 
1718  die  berühmte  Tuchfabrik  zu  Guadalaxara.  Unter 
Ferdinand  VI.  schlug  sein  von  mercantilistischen  Ideen  durch- 
drungener Minister  Marquis  de  la  Ensenada  die  gleiche 
Richtung  kräftig  und  beharrlich  ein;  er  gründete  Fabriken 
der  verschiedensten  Art,  suchte  die  Rohstoffe,  deren  sie  be- 
durften, durch  hohe  Ausfuhrzölle  dem  Laude  zu  erhalten, 
verbot  sogar  die  Ausfuhr  roher  Seide  und  zog  auswärtige 

Vgl.  Häbler,  Die  wirthschaftliclie  Blüthe  Spaniens  im  16.  Jalii- 
hiindert  und  ihr  Verfall.  Berlin  1888.  S.  14.  15. 
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tüchtige  Arbeiter  heran.  Diese  Fürsorge  kam  namentlich 
Valencia  und  Saragossa  zu  Statten.  Karl  III.  war  in  dem- 
selben Geiste  thätig.  Etw'a  seit  1775  stellten  sich  patriotische 
Gesellschaften  unter  dem  Namen  der  Freunde  des  Landes 
ebenfalls  die  Aufgabe  der  Förderung  der  Industrie*). 

Die  holländischen  Regierungen,  die  auf  Entwicklung 
von  Industrie,  Handel  und  Schifffahrt  in  mercautilistischem 
Geiste  bedacht  w'aren,  Hessen  sieh  auch  die  Förderung  der 
Fischerei  ganz  besonders  angelegen  sein.  Eine  grosse  Zahl 
von  Verordnungen  ist  namentlich  auf  die  richtige  Betreibung 
und  die  Verbesserung  der  Heringsiischerei  gerichtet.  Mit 
Fehlern  behaftete  oder  verdorbene  sollen  von  gesunden  und 
frischen  Heringen  ausgeschieden  werden.  Vor  der  Versendung 
müssen  die  Herings-Tonnen  und  -Fässer  untersucht  und  mit 
behördlichen  Marken  versehen  werden^). 

In  England  gew^ahren  wir  unter  Elisabeth  eine  bereits 
von  ihren  Vorgängern  eingeleitete  durchaus  nationale  Ver- 
kehrspolitik. bei  deren  Beobachtung  die  Königin  den  be- 
währten  Rath  Thomas  Greshams  einholte.  Wie  wir  bereits 
andeuteten,  beseitigte  sie  die  übergreifenden  Vorrechte  der 
Hanseaten;  sie  erliess  ferner  eine  Navigationsacte,  die  den 
! Weinhandel  und  die  Kornausfuhr  nur  vermittelst  englischer 

Schiffe  gestattete^)  und  suchte  die  Industrie  durch  ein  strenges 
Prohibitivsystem  zu  fördern,  die  W'ollindustrie  noch  ins- 
besondere durch  die  Vorschrift  des  Tragens  von  Wollkapiten. 
i Den  durch  Albas  blutige  Verfolgungen  aus  Flandern  sowie 

I den  aus  Frankreich  vertriebenen  protestantischen  Hand- 

werkern gewährte  sie  Zutiucht  in  ihrem  Reiche,  wo  jene  die 
Leinenweberei,  diese  die  Seidenweberei  theils  einführten,  theils 
vervollkommneten.  Auch  die  Fischerei  ermuthigte  sie  auf 
i jede  Weise.  Mit  ihrer  Arbeitergesetzgebung  haben  wir  uns 

bereits  beschäftigt.  Auch  Karl  I.  wandte  dem  Verkehrswesen 
volle  Aufmerksamkeit  zu.  Unter  ihm  wurde  (1635)  eine 

i Bourgoing,  a.  a.  0.  1 109.  :i23  ff. 

La  Richesse  de  la  Hollande.  I 193. 

®)  Mareks,  Königin  Elisabeth  von  England  und  ihre  Zeit.  Leipzig 
1897.  S.  54.  56. 
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geregelte  Post  eingerichtet.  Die  Ausdelmuug  und  Vervoll- 
kommnung des  Ackerbaues  Hess  er  sich  besonders  angelegen 
sein,  in  welcher  Beziehung  die  Drainirung  von  Hatfield  Chase 
hervorragt*).  Mit  denPäi)sten  unterhielt  er  gute  Beziehungen, 
wobei  ihn  u.  A.  die  Absicht  leitete,  den  Hafen  von  Civita- 
vecchia  seinen  Unterthanen  eröffnet  zu  sehen.  Mit  Spanien 
schloss  er  werth volle  Handelsverträge^).  Sein  feines  Kunst- 
verstäuduiss,  worüber  wir  uns  an  anderer  Stelle  des  Nähern 
äussern  werden,  mag  der  Industrie  zu  Statten  gekommen 
sein.  Wentworth  that  während  seiner  Verwaltung  Irlands 
Alles  zur  Ermuthigung  des  Verkehres,  den  er  bis  in  die 
geringsten  Einzelheiten  verfolgte ; der  Ursprung  der  Flachs- 
cultur  geht  auf  ihn  zurück;  um  die  Geschützindustrie  zu 
fördern,  machte  er  beträchtliche  persönliche  Vorschüsse.  Die 
kurzsichtige  englische  Politik,  die  den  irischen  Export  im 
Interesse  der  englischen  Manufacturen  einschränkte,  miss- 
billigte er  entschiedenst®).  Auch  Cromwell  war  im  Geiste 
des  Mercantilsystems  thätig,  w'as  besonders  seine  Navigatious- 
acte  bezeugt.  Um  die  Schifffahrt  zu  fördern,  setzte  er  auch 
Belohnungen  auf  astronomische  Entdeckungen  aus.  Im  Sinne 
des  Mercantilsystems  wurde  die  Auswanderung  geschickter 
Handwerker  streng  verboten,  welches  Statut  erst  1825  wider- 
rufen ward*).  Der  Herzog  von  Buckingham,  Mitglied  des 
„Cabal “-Ministeriums  Karls  II.,  wurde  der  englische  Colbert 
genannt.  Er  förderte  namentlich  die  Glasindustrie  aufs 
kräftigste,  zu  welchem  Behüte  er  1070  einige  tüchtige 
Arbeiter  aus  Venedig  kommen  Hess®).  Eine  grosse  Förderung 
ward  allen  Verkehrszweigen  durch  Wilhelm  III.  zutheil. 
Zahlreiche  ludustriezw^eige  suchte  er  durch  Einfuhrverbote 
oder  Ausfuhrbegünstigungen,  den  Handel  durch  den  Bau 
neuer  Landstrassen,  die  Schiffbarmachung  von  Flüssen,  die 

')  Gardiner,  The  fall  of  the  monarchy  of  Charles  I.  I 83. 

Hanke,  Englische  Geschichte.  II  267. 

Gardiner,  The  personal  government  of  Charles  I.  II  126. 

*)  Rogers,  a.  a.  0.  S.  102.  290. 

®)  Dowell,  A Historv  of  taxation  and  taxes  in  England.  London 
1884.  IV  303. 
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Gründung  der  Bank  von  England,  die  Verbesserung  des 
Münzumlaufs,  die  Landwirthschaft  durch  die  Befreiung  von 
Ausfuhrzöllen  zu  heben*). 

Dass  wir  antimercantilistischen  Anschauungen  schon  zeitig 
in  England  begegnen,  ist  leicht  erklärlich.  Das  \ erbot  der  Aus- 
fuhr von  Edelmetallen  wird  in  der  Literatur  schon  seit  den  ersten 
Decennien  des  17.  Jahrhunderts  bekämpft  und  es  wird  insbesondere 
auf  die  Vergeblichkeit  der  betreffenden  ^ erböte  Spaniens  hin- 
gewiesen. Dieses  Land , das  als  Geldquelle  bezeichnet  wird, 
habe  ungeachtet  solcher  Massregeln  seine  Edelmetalle  nicht  be- 
halten können  und  sei  sogar  zu  blosser  Verwendung  schlechter 
Kupfermünzen  genöthigt  worden®)  (vgl.  den  Abschnitt  über  das 
Münzwesen).  Allerdings  entspringt  die  Erkenntniss  der  Fehler- 
haftigkeit und  Nutzlosigkeit  der  erwähnten  Ausführverbote  der 
mercantilistischen  Auffassung  von  der  Handelsbilanz,  indem  man 
darzuthun  versucht,  dass  auch  bei  freier  Ausfuhr  von  Edel- 
metallen die  Handelsbilanz  des  exportirenden  Landes  günstig  aus- 
tällen,  d.  h.  einen  Ueberschuss  von  Edelmetallen  ergeben  könne. 
Ganz  frei  von  mercantilistischen  Ansichten  jedoch  ist  ein  Schrift- 
steller aus  dem  letzten  Decennium  des  17.  Jahrhunderts,  Dudley 
North,  der  zunächst  auf  die  Function  der  Edelmetalle  und  des 
Geldes  als  Werthmesser  zur  angemessenen  Betreibung  des  Handels 
(„nothing  but  the  Weights  and  Measures,  by  which  Traffic  is 
more  conveniently  carried  on“)  hinweist.  Aber  auch  als  Waaren 
seien  die  Edelmetalle  in  keiner  Weise  von  anderen  Artikeln 
unterschieden,  sondern  werden  nach  einem  natürlichen  Gesetze 
von  den  Gegenden,  in  w’elchen  UeberÜuss  davon  herrsche,  in  die 
gebracht,  wo  sie  fehlen  und  erwünscht  seien,  welcher  Austausch 
für  die  Edelmetalle  Veräussernden  mit  eben  solchem  Nutzen  für 
sie  und  ihr  Land  geschehen  könne,  wie  der  in  anderen  Waaren®). 
Ferner  gelangt  William  Petty  zu  der  Erkenntniss,  dass  jedes  Land 
nur  einer  hestimmten  Menge  Geldes  bedürfe  und  dass  ein  Ueber- 
mass  davon  ebenso  schädlich  sei  wüe  Mangel  daran*). 

b Faber,  Die  Entstehung  des  Agrarschutzes  in  England.  Strass- 
burg  1888.  S.  135. 

b Vgl.  Thomas  Mun,  A discourse  of  Trade.  London  In: 

1621.  p.  19.  Lewes  Roberts,  Treasure  of  traffic.  Lon-  A select  col- 
don  1641.  p.  68.  Mun,  England’s  Treasure  by  foreign  lection  of 
Trade.  London  1664.  ch.  IV.  England’s  Great  Happiness  ^ early  Englisli 
(anonym).  London  1677.  p.  259.  Tracts  on 

b North,  Discourses  upon  Trade.  London  1691.  commerce, 
p.  527  fl‘.  London  1856. 

♦)  Petty,  Verbum  sapienti.  ch.  V. 
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Wie  jede  Reform  in  Russlaud  auf  allen  Gebieten  auf 
Peter  den  Grossen  zurückzuführen  ist,  so  auch  auf  dem  von 
Handel  und  Industrie,  in  welcher  Beziehung  er  sich  als  An- 
hänpr  des  Mercantilsystems  erwies.  In  der  ausgesprochenen 
Absicht,  das  Geld  im  Lande  zu  erhalten,  förderte  er  ins- 
besondere die  Leinen-,  Woll-  und  Seidenwaarenfabrication, 
und  beauftragte  das  Manufacturcollegium , namentlich  die 
Industriezweige  zu  begünstigen,  für  welche  die  Rohstoffe  in 
Russland  vorhanden  waren.  Auch  Hess  er  Meister  zur  Unter- 
weisung seiner  Unterthanen  in  technischen  Fertigkeiten  aus 
dem  Auslande  kommen  G.  Im  Interesse  der  Tuchfabrication 
war  er  darauf  bedacht , die  Schäfereien  in  der  Ukraine  zu 
vermehren,  schickte  junge  Russen  in’s  Ausland,  um  sie  die 
\ iehzucht , den  Ackerbau  und  Gew'erbe  lernen  zu  lassen  ®). 
Allbekannt  ist  seine  Sorge  für  den  Schiffbau  und  die  See- 
macht Russlands. 

Wenn  HekU)  vornehmlich  dem  Mercantilsysteme  die 
Bildung  einer  neuen  herrschenden  Classe  von  grösseren 
Capitalisten  zuschreibt,  welche  die  kleinen  Betriebe  von  sich 
abhängig  machten,  so  darf  wohl  behauptet  werden,  dass  diese 
Entwicklung  nothwendig  unter  jedem  Systeme  vor  sich  gehen 

musste,  sobald  die  Bedingungen  zur  Arbeit  für  den  Weltmarkt 
vorhanden  waren. 

Adam  Smith  betrachtet  es , als  eine  Schattenseite  des 
Mercantilsystems,  dass  es  einzig  und  allein  die  Interessen 
der  Pioducenten  berücksichtige,  während  der  alleinige  Zweck 
aller  Production  der  Verbrauch  sei,  und  daher  vor  Allem 
das  Wohl  der  Consumenten  zu  fördern  wäre").  Der  ver- 
dienstvolle Schöpfer  der  neuen  Volkswirthschaftslehre  scheint 
«labei  die  erziehende  Wirkung  des  Mercantilsystems  nicht 
genügend  zu  würdigen.  Bei  der  Handhabung  des  Svstems 
im  Geiste  Friedrichs  des  Grossen  (s.  S.  173)  würde  übrigens 
die  geiügte  Einseitigkeit  entfallen  oder  wenigstens  beträcht- 

’)  Brückner,  Beter  der  Grosse.  S.  516. 

Hermann,  a.  a.  0.  IV  407.  408. 

a.  a.  0.  S.  413. 

♦)  Wealth  of  Nations.  IV  8. 
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lieh  gemildert  worden  sein.  Gegen  die  Lehre  von  der  Handels- 
bilanz wendet  Smith  mit  Recht  ein,  dass  jeder  rechtmässige 
Verkehr  für  beide  Theile  nutzbringend  sei,  wenn  auch  nicht 
immer  in  gleichem  Masse  ^). 

Das  Mercantilsystem  hatte  auch  die  Folge,  dass  das 
Bevölkerungswesen,  das  bisher  vornehmlich  unter  dem 
Gesichtspunkte  der  Heeresbedürfnisse  aufgefasst  worden  war 
(vgl.  IV/II/I  539),  nun  auch  unter  dem  der  Arbeit  betrachtet 
wurde.  Um  die  Industrie  den  nun  herrschenden  Anschau- 
ungen entsprechend  emporzubringen,  bedurfte  es  einer  grossen 
Anzahl  Menschen,  und  so  wurde  die  Bedeutung  des  Arbeiter- 
thums in  den  leitenden  Kreisen  erkannt,  die  nun  die  Ver- 
mehrung der  Bevölkerung  durch  Förderung  der  Ehe- 
schliessungen — analog  dem  Vorgänge  in  der  römischen 
Kaiserzeit,  s.  IV/I  400.  401  — wie  der  Einwanderung  und 
Einschränkung  oder  gar  das  Verbot  der  Auswanderung  herbei- 
zuführen strebten.  In  Spanien  wurde  nach  einem  Edicte  von  - 
1(323,  das  auch  noch  im  18.  Jahrhundert  Geltung  hatte, 
allen  Männern,  die  zwischen  dem  18.  und  25.  Lebensjahre 
heiratheten,  für  diesen  Zeitraum  die  Befreiung  von  allen 
Steuern  und  Abgaben  gewährt.  Demselben  Edicte  zufolge 
sollten  unvermögende  Personen,  die  zur  Ehe  schritten,  durch 
staatliche  Mitgift  unterstützt  werden.  Ferner  wurde  Fremden, 
die  sich  in  Spanien  zum  Betriebe  der  Landwirthschaft  und 
der  Industrie  niederlassen  wollten,  Steuerfreiheit  zugesichert. 
Dagegen  ward  durch  das  erwähnte  Edict  die  Auswanderung 
verboten.  In  Frankreich  wmrden  nach  einem  Edicte  Lud- 
wigs XIV.  vom  November  1666  Personen,  die  frühzeitig 
heiratheten  sowie  Vätern  zahlreicher  Kinder  ebenfalls  Privi- 
legien, insbesondere  Steuernachlässe,  und  wofern  sie  von 
Adel  waren,  Jahresgehalte  zugestanden  ^).  Die  Auswanderung 
suchte  man  auch  hier  nach  Möglichkeit  zu  verhindern. 
Montesquieu  tadelt  es,  dass  die  Politiker  seiner  Zeit  nur  von 
den  zur  Vermehrung  der  Bevölkerung  geeigneten  Mitteln 


0 a.  a.  0.  IV  3. 

*)  vgl.  Forbonnais,  a.  a.  0.  I 391  ff. 
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sprachen.  Er  ist  einer  der  ersten,  die  an  diese  Bestrebungen 
die  kritische  Sonde  legen,  indem  er  fragt,  welchen  Nutzen 
ein  Staat  aus  einer  grossen  Anzahl  von  Kindern  schöpfe, 
die  1111  Elende  geboren,  schlecht  genährt,  entweder  zu  Grunde 
gehen  oder  zeitlebens  schwach  und  untauglich  bleiben.  Ein 
abschreckendes  Beisjiiel  hiervon  habe  die  Zeit  der  letzten 
Kriege  Ludwigs  XIV.  geliefert:  um  der  Einreihung  in  die 
Armee  zu  entgehen,  seien  eine  Unzahl  dürftiger  Personen  zu 
zeitigen  Ehen  geschritten,  denen  zahlreiche  Kinder  ent- 
sprossen, die  au  den  Folgen  von  Hunger  und  Krankheit 
umgekommen  seien  *).  Für  die  geeignetsten  Mittel  zur  Ver- 
mehrung einer  wirklich  erspriesslichen  Bevölkerung  hält 
Montesquieu  die  Weckung  des  Geistes  der  Arbeit  und 
Betriebsamkeit  sowie  die  Jorderuug  des  kleinen  Grund- 
besitzes ®). 

Das  bedingungslose  Streben  nach  Vermehrung  der  Be- 
völkeiung  wurde  auch  von  namhaften  italienischen  Oekoiio- 
misteu  des  18.  Jahrhunderts  als  einseitig  bekämpft.  Schon 
voi  Malthus  machen  sie  auf  den  Zusammenhang  zwischen 

der  Bevölkerung  und  den  vorhandenen  Ernährungsmitteln 
aufmerksam. 

So  stellt  \erri3)  gegen  Vauban  (der  gesagt  hatte,  dass  die 
(rrosse  der  Könige  nach  der  Zahl  ihrer  Unterthanen  bemessen 
werde)  ) die  einschränkende  Behauptung  auf,  dass  die  Macht  des 
Staates  nach  der  Zahl  seiner  wohl  genährten  Bevölkerung 
zu  messen  sei;  auch  fordert  er,  dass  ein  richtiges  Verhältniss 
zwischen  der  städtischen  und  der  ländlichen  Einwohnerzahl  ob- 
walte  Aehnlich  äussert  sich  Briganti®).  Ebenso  Beccaria^), 
dei  den  Zusammenhang  zwischen  Bevölkerungszahl  und  Nahrungs- 
mitteln hervorhebt;  dort,  wo  hierauf  keine  Rücksicht  genommen 

>)  Montesquieu,  Esprit  des  lois  XXIII.  ch.  26.  Lettres  persanes 
(JXXII. 

2)  Esprit  des  lois  XXIIl.  ch.  28.  29. 

*)  Meditazioni  sulla  Economia  politica.  Ü XXL  (Scrittori  classici 
italiani  di  Economia  politica.  T.  XV.) 

Dime  royale — preface. 

®)  Esame  economico  del  sistema  civile.  Libro  III.  (Scr.  cl.  it. 

1 » XXIX.) 

®)  Elementi  di  economia  pubblica,  capo  III.  (Scr.  cl.  it.  T.  XI.) 
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werde,  sei  das  Hinsiechen  elender  Kinder  kraftloser  Eltern  un- 
vermeidlich. Ortes»)  tadelt  es  bei  denselben  Voraussetzungen, 
dass  die  Bestrebungen . die  Bevölkerung  zu  vermehren , auf  die 
Armen  gerichtet  würden,  die  eine  Familie  zu  ernähren  nicht  im 
Stande  seien . anstatt  auf  die  Reichen.  D’Arco  empfiehlt  zur 
Förderung  der  Bevölkerungszahl  — gleich  Montesquieu  und 
d’Argenson  Vermehrung  der  Grundeigenthümer  und  rich- 
tige Vertheilung  des  Grundeigenthums;  dann  werde  auch  der 
Anbau  mit  grösserem  Verständnisse,  Eifer  und  Fleisse  bewirkt 
werden.  Palmieri®)  meint,  die  Menge  der  Bevölkerung  könne 
je  nach  den  Umständen  eine  Wohlthat  oder  ein  üebel  sein ; da- 
mit sie  nützlich  sei,  werde  erfordert,  dass  genügende  Nahrungs- 
mittel vorhanden  und  dass  alle  Einwohner  beschäftigt  seien  ‘»). 
Genovesi^)  bezeichnet  als  die  Bedingung  der  Kraft  des  Staates 
dessen  richtige  Bevölkerung  (la  giusta  popolazione).  Galiani  ®) 
dagegen  stimmt  mit  Vauban  überein  („vera  ricchezza  e l’uomo 
che  tanto  vale  un  regno  quanti  uomini  ha  e niente  piü“). 

Wir  erinnern  ferner  an  die  Schriften  von  Conring, 

V.  Seckendorft,  Becher,  v.  Hornigk,  Leibniz,  Petty,  Locke 
Temple').  ' ‘ 

Zu  unterscheiden  von  den  auf  die  Vermehrung  der  Be- 
völkerung zielenden  einseitigen  Verordnungen  Ludwigs  XIV. 
sind  die  bereits  angedeuteten  Bemühungen  namentlich  jtreussi- 
schei  hüisten  zur  Heranziehung  flüchtender  gewerbdeissiger 
Protestanten.  1(385  lud  der  grosse  Kurfürst  unmittelbar 
nach  der  Aufhebung  des  Edicts  von  Nantes  die  betriebsamen 
Hugenotten  ein,  in  seine  Staaten  zu  übersiedeln;  es  er- 
schienen ihrer  ungefähr  14UOO,  denen  er,  ebenso  wie  1688 
pfälzischen  Einwanderern , besondere  Privilegien  gew'ährte. 
1721.  1726  und  1736  wurden  ähnliche  Vorrechte  den  aus 
religiösen  Gründen  aus  Salzburg  und  Böhmen  Ausgewanderten 

b Kiflessioiii  sulla  popolazione,  ca])o  111.  (Scr.  cl.  it.  T.  XXIV.) 

b Pell’armonia  politico  - economica,  capo  3 e 4.  (Scr.  cl.  it. 

I*  XXX.) 

®)  Deila  ricchezza  nazionale,  capo  10.  (Scr.  cl.  it.  T.  XXXVIII.) 
b ''gb  Goethe,  Philipp  flackert. 

b Lezioni  di  economia  civile,  capo  V.  (Scr.  cl.  it.  T.  VII.) 
b Deila  Moneta  III  lib.  II,  capo  III. 

o Malthus  vgl.  Felix,  Die  Arbeiter  und  die  Gesellschaft. 

S.  95—97. 
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zutheil  *).  Friedrich  der  Grosse  begünstigte  Einwanderungen 
tüchtiger  Gewerbsleute  durch  Beiträge  zu  den  Reisekosten 
und  Zollfreiheit.  Fremde  Meister  fanden  unentgeltliche 
Aufnahme  in  den  Zünften ; fremden  Künstlern,  Gewerbs-  und 
Kaufleuten  wurde  dreijährige  Befreiung  von  allen  Steuern, 
ferner  unentgeltliche  Ueberlassung  von  Plätzen  zur  Ansied- 
lung und  vielfach  auch  Geldvorschuss  gewährt.  Aehnlich 
verfuhr  in  Oesterreich  Maria  Theresia.  Durch  das  Toleranz- 
patent von  1781  wurde  den  nichtkatholischeu  Einwanderern 
das  Recht  zum  Kaufe  von  Grund  und  Boden  wie  Häusern, 
sowie  das  Bürger-  und  Meisterrecht  u.  s.  w^  eingeräumt. 
Dem  Verbote  der  Auswanderung  von  böhmischen  Glasarbeitern 
(1752)  und  Sensenschmieden  (1781 ) folgte  1784  ein  allgemeines 
Answanderungspatent,  das  den  Behörden  namentlich  vor- 
schrieb, die  Ertheilung  von  Pässen  au  besonders  nothwendige 
geschickte  Künstler  und  Handwerker  zu  erschweren.  Auf 
tlie  ohne  Erlaubuiss  erfolgte  Auswanderung  stand  Vermögens- 
einziehung und  ötfentliche  Strafarbeit,  eventuell  sofortige 
Beerbung  des  Ausgewanderten  von  Seiten  seiner  Kinder^). 

Malthus  bezeichnet  die  Ausw'anderungsverbote  als  un- 
gerecht. Bei  genügenden  Löhnen  werde  von  den  arbeitenden 
Classen  nicht  ausgewandert,  und  bei  ungenügenden  sei  ihre 
gewalt.same  Zurückhaltung  grausam^).  Darin  muss  man  ihm 
beistimmeu.  Wenn  er  aber  meint,  dass  die  Furcht  vor  Ent- 
völkerung durch  Auswanderung  unbegründet  sei,  so  bietet 
Spanien  ein  auffallendes  Beispiel  des  Gegentheils. 

Die  Plinseitigkeit  des  Mercantilismus  rief  das  ebenso 
einseitige  System  der  Physiok raten  hervor,  das  zwei 
verwandte  Schulen  bildete,  die  wirthschaftliche  von  Quesuay, 
der  die  Agricultur  als  Quelle  allen  Reichthums  betrachtete, 
und  die  commercielle  von  Gournay,  der  die  Freiheit  des 


L.  Stein,  Die  Verwaltungslehre.  Stuttgart  186.5 — 1868.  11  180. 
2)  Vgl.  Beidtel,  a.  a.  0.  I 90.  386. 

Malthus,  An  Essay  on  the  principle  of  population.  6tli  ed. 
London  1826.  II  60. 
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Verkehrs  und  die  schrankenlose  Concurrenz  als  Voraussetzung 
lür  die  Blüthe  von  Handel  und  Gewerbe  erkannte  und  seine 
Anschauungen  in  die  Worte  „laissez  faire,  laissez  passer“ 
zusammenfasste  Q.  Wie  verwandt  beide  Richtungen  mit 
einander  waren,  geht  besonders  daraus  hervor,  dass  die  An- 
hänger  der  ersteren  bei  jeder  Gelegenheit  betonen,  wie  noth- 
wendig  es  sei,  der  Natur  freien  Lauf  zu  lassen,  und  daher 
Privilegien,  Monopole  und  Plrmunterungen  jeder  Art  ebenso 
wie  Ausschliessungen  und  Verbote  zu  vermeiden  und  die 
Concurrenz,  die  allen  Interessen  gerecht  werde,  nicht  ein- 
zuschränken ^),  und  dass  sie  die  Handelsfreiheit  als  eine 
nothwendige  Folge  des  Eigenthumsrechtes  bezeichnen^). 
Von  den  Prohibitionen  sagt  der  Marquis  v.  Mirabeau  ^),  dass 
I sie  an  die  Zeiten  des  Paustrechtes  und  der  Barbarei  er- 

innern , und  dass  sie  ebenso  ungerecht  wie  unvernünftig 
seien,  lurgot'*)  sucht  den  Ausspruch  Gournays  als  Ausdruck 
des  Verlangens  zu  rechtfertigen,  dass  allen  Zweigen  des 
^ Verkehrs  die  Freiheit  gewährt  werde,  welche  die  Vorurtheile 

der  Jahrhunderte  der  Unwissenheit,  sowie  die  Förderung  von 
Sonderinteressen  so  sehr  beeinträchtigten,  und  dass  die  Arbeit 
aller  Mitglieder  des  Staates  erleichtert  und  zu  grosser  Voll- 
kommenheit gebracht  werde. 

Vorläufer  der  Physiokraten  waren  namentlich  der 
Parlamentsrath  Boisguillebert  und  der  Marschall  Vauban. 
Dieser  bekämpft  in  seiner  1707  erschienenen  Schrift  „Dime 
royale“  den  Mercantilismus  mit  dem  Hinweise  darauf”  dass 
es  zahlreiche  Länder  gebe,  die  bei  grossem  Ueberüusse  an 

' ) ln  ähnlicher  Weise  soll  sich  schon  Colbert  gegenüber  ein  Kauf- 
mann Namens  Legendre  geäussert  haben. 

Vgl.  Lettre  de  Turgot  ä Tabbe  Terray  - Daire,  Economistes 
trancais  du  18.  siede,  p.  1007.  L’abbe  Baudeau,  Premiere  introduction 
^ a la  Philosophie  econoniique.  Ebendaselbst  S.  723.  811.  Le  Trosne, 

De  1 interet  social,  p.  955.  Qiiesnay,  Analyse  du  Tableau  economique. 
Oeuvres,  ed.  Oncken.  p.  312. 

®)  Quesiiay,  Oeuvres,  p.  105. 

■*)  L’ami  des  hommes  III.  ch.  V. 

Eloge  de  Gournay,  Oeuvres.  I 276. 
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Gold  und  Edelsteinen  des  Brotes  entbehren.  Auch  sonst  ist 
sein  Gedankengang  ganz  der  der  riiysiokraten.  Wie  diese 
fühlt  er  tief  den  Contrast  zwischen  dem  Glanze  und  dem 
Wohlleben  der  höheren  Stände  und  dem  ergreifenden  Elende 
der  Massen , die  in  Folge  ihrer  Zahl , der  von  ihnen  ge- 
leisteten militärischen  und  sonstigen  Dienste  und  der  von 
ihnen  getragenen  Lasten  aller  Berücksichtigung  würdig 
seien.  Wie  sie  hebt  er  hervor,  dass  die  Classen,  die  durch 
ihre  Arbeit  den  Reichthum  des  Landes  erzeugen , keinen 
Antheil  daran  haben;  wie  sie  verurtheilt  er  die  Unordnung 
und  Willkür  bei  Bemessung  der  Taille  und  die  inneren 
Zölle ; wie  sie  ist  er  ein  entschiedener  Gegner  der  Privilegien. 
Doch  beschränkt  sich  die  einzige  Steuer,  die  er  als  das 
dringendste  Mittel  der  Abhilfe  em])fiehlt,  nicht  bloss  auf  den 
Boden , sondern  erstreckt  sich  auf  jedes  Einkommen.  Ganz 
besonders  merkwürdig  erscheint  es,  dass  die  Physiokraten, 
wiewohl  sie  ihren  Impuls  vom  bäuerlichen  Elende  erhielten, 
das  zu  lindern  sie  aufs  lebhafteste  bestrebt  sind,  alle  Steuern 
von  der  Landwirthschaft  getragen  wissen  wollen,  und  das 
ist  auch  otfenbar  der  einschneidendste  Fehler  des  Systems, 
der  Voltaire  die  Handhabe  bot,  es  in  seinem  „Komme  aux 
quarante  öcus“  zu  verhöhnen.  Erdmannsdörffer  i)  meint,  der 
Gedanke  der  blossen  Besteuerung  von  Grund  und  Boden 
dürfte  vornehmlich  dem  Verlangen  entsprungen  sein,  die 
Regierung,  die  auf  diese  Weise  von  den  Erträgen  des  Land- 
baues abhängig  gemacht  werden  sollte,  für  diesen  und  den 
damit  verbundenen  Stand  zu  gewinnen.  Beiläufig  bemerkt, 
war  auch  Locke  ein  entschiedener  Anhänger  der  Theorie, 
dass  alle  Steuern  schliesslich  auf  den  Grund  und  Boden 
fallen,  weshalb  die  wichtigste  und  mindest  kostspielige  Steuer 
eine  Grundsteuer  sei. 

Das  physiokratische  System  beruht,  wie  gesagt,  auf  der 
Annahme,  dass  der  Grund  und  Boden  die  einzige  Reichthums- 
quelle sei,  da  er  der  Bevölkerung  Nahrungsmittel,  der  Industrie 
und  dem  Handel  die  erforderlichen  Rohstoffe  liefere;  die 


q Mirabeau.  Leipzig  1900.  S.  21. 
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Landwirthschaft  sei  die  hervorragendste  Kunst  („cet  art  par 
exeellence“)!),  die  jede  andere  entbehren  könne,  während 
keine  andere  ohne  sie  zu  bestehen  vermöchte  ; den  Boden- 
erzeugnissen allein  sei  ein  wirklicher  Werth  zuzuerkennen; 
der  AVerth,  den  ihnen  die  industrielle  Arbeit  zusetze,  gehe 
in  den  hierauf  verwandten  Kosten  auf;  so  entbehre  die 
industrielle  Thätigkeit  des  Reinertrages,  den  eben  nur  die 
Bodenerzeugnisse  schaffen,  weshalb  die  Interessen  der  Industrie 
und  des  Handels  denen  der  Landwirthschaft  unterzuorduen 
seien.  Nach  dieser  Auffassung  belasten  alle  Steuern,  wie 
immer  sie  geartet  sein  mögen,  schliesslich  einzig  und  allein 
den  Grundeigenthümer;  selbst  die  Capitalsteuer  habe  diese 
Wirkung,  sie  erhöhe  den  Zinsfuss  in  richtigem  Verhältnisse 
zur  Steuer,  und  da  die  Grundbesitzer  die  hauptsächlicbsten 
Entlehne!’  seien,  so  falle  auch  diese  Steuer  auf  sie.  Es  sei 
also  viel  natürlicher,  die  Steuer  von  den  wirklich  Beitragen- 
den zu  erheben , als  sieb  hierzu  lästiger  Zwischenpersonen 
zu  bedienen,  ein  Trugschluss,  der  offenbar  durch  das  will- 
kürliche Gebühren  der  mif  der  Steuererhebung  betrauten 
Zwischenpersonen,  das  zu  so  lebhaften  Klagen  Anlass  gab. 
hervorgerufen  worden  ist.  Dieser  schwächste  Theil  des 
Systems,  das  Problem  der  Besteuerung,  hat  — was  u.  A. 
auch  Adam  Smith  erwähnt  — niemals  practische  Folgen 
gehabt. 

Indem  die  Physiokraten  der  Landwirthschaft  die  höchste 
Stelle  in  ihrer  Arbeitsorganisation  anwiesen,  waren  sie  weit 
davon  entfernt,  den  Handel  und  die  Industrie  zu  unter- 
schätzen. Sie  traten,  wie  bereits  erwähnt,  für  volle  Freiheit 
und  Beschützung  des  Verkehres  und  des  Wettbewerl>es  ein, 
die  allerdings  zunächst  der  Landwirthschaft  zu  gute  kommen 
sollten.  Als  1774  eine  Hungersnoth  ausbrach,  erklärten  die 
Physiokraten  die  uneingeschränkte  Freiheit  des  Kornhandels 
als  das  sicherste  Mittel,  das  Land  genügend  zu  versorgen. 
Nicht  minder  sollte  die  Freiheit  des  Anbaues  von  Getreide 


')  Victor  de  Mireabeau,  L’ami  des  homines  J.  eh.  III. 
“)  Vgl.  Turgot,  Oeuvres.  Ed.  Daire.  I 5. 
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uud  NutzpHaozen  gewahrt  werden,  eine  h^orderuug,  die  wir 
begreifen , wenn  wir  uns  der  bisherigen  Bevormundung  der 
Landwirthschaft  erinnern.  Unter  den  vom  Ackerbau  aus- 
gehenden Wohlthaten  hebt  Quesnay  den  Antrieb  hervoi-,  den 
Industrie  und  Handel  davon  empfangen,  so  dass  die  Solidarität 
allei  productiven  Arbeitszweige  klar  ausgedrückt  wird  Die 
Physiokraten  berühren  sich  mit  den  Mercantilisten,  indem 
sie  1111  Interesse  aller  Arbeitszweigi;  eine  warme  Fürsorge 
für  ^egebauten  und  -Verbesserungen,  Canäle  und  Fluss- 
regulirungen emptehlen.  Die  geforderte  Freiheit  des  Ver- 
kehrs schliesst  jede  gesetzliche  Ungleichheit,  jedes  Privilegien- 
wesen entschieden  aus. 

Der  philanthropische  Grundzug  des  auch  vou  Rousseau 
beeindussteu  physiokratischen  Systems  zeigt  sich  zunächst  in 
der  Fürsorge  für  die  Bauern.  Mit  allem  Nachdrucke  greifen 
die  Physiokraten  die  noch  zu  ihrer  Zeit  herrschend  gewesene 
barbarische  Anschauung  an,  dass  der  Rauer  arm  sein  müsse, 
damit  er  nicht  träge  und  unverschämt  werde,  welche  Ansicht 
den  \ orwand  zu  den  Bedrückungen  der  Bauern  geboten  hatte. 
Insbesondere  der  Marquis  Victor  von  Mirabeau  schildert  in 
seinem  „ami  des  hommes“  >)  das  entsetzliche  Elend  der 
Bauern  auf  s ergreifendste  und  nimmt  die  innigste  Theil- 
na  ime,  Unterstützung  und  Beschützung  für  diesen  untei- 
druckten  Stand  auch  in  schwungvollen  Worten , die  er  au 
( en  König  lichtet,  in  Anspruch.  Da  die  Befriedigungsmittel 
der  dringendsten  Bedürfnisse  der  Erde  eutspriessen , so  sei 
er  Manu,  der  dieser  ihre  Erzeugnisse  mit  grösstem  Eifer 
abzugewinnen  verstehe,  der  erste  Mann  der  Gesellschaft, 
i it  ärine  ^eltlateu  die  Physiokratt^n  das  Verlangen,  dass 
ei  del,  in  innigem  Verkehre  mit  den  Landbewohnern,  sich 
aut  seinen  Gütern  aufhalten  solle  und  wie  berechtigt 
leser  Wunsch  war,  wird  Jedermann  erkennen,  der  die  Folgen 
des  Absentismus  in  Betracht  zieht.  Sie  betonen  ferner  die 
Nothwendigkeit  eines  für  den  Bauer  lohnenden  Getreide- 


9 I ch.  VIII.  Vfjl.  Turgot,  Oeuvres.  I 9. 

) Vgl.  Mirabeau,  L’anii  des  hommes.  I ch.  IV. 
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Preises;  dem  Reichthum  der  Landleute  entspringe  der  Reich- 
thuin  der  Nation:  „Pauvres  paysans,  pauvre  royaume!“') 
Nicht  geringer  jedoch  ist  die  Rücksicht  der  Physiokraten 
auf  die  industriellen  Arbeiter.  „Modörez  votre  enthousiasme 
aveugles  admirateurs  des  faux  produits  de  l’industrie!“  ruft 
Mercier  de  la  Riviöre  aus.  „Avant  de  crier  miracle,  ouvrez 
I les  yeux  et  voyez  combien  sont  pauvres,  du  moins  malaisös. 

ces  niemes  fabricants  (ouvriers)  qui  ont  l’art  de  changer 
vingt  SOUS  en  une  valeur  de  mille  ecus:  au  protit  de  qui 
passe  douc  cette  multiplication  enorme  des  valeursV  QuoiV 
ceux  par  les  mains  desquels  eile  s’opere  ne  connaissent  pas 
l’aisance!  Ah,  dötiez-vous  de  ce  contrastel“  Der  Physiokrat 
Clicquot  de  Blervache  veröffentlicht  unter  dem  Pseudonym 
Delisle  ein  „Memoire  sur  les  corps  de  metier“,  das  mit  einer 
herben  Kritik  der  corporativen  Bestimmungen  über  das 
Lehrling-  und  Gesellenwesen , der  eigennützigen  Privilegien 
der  Meistersöhne  und  der  übertriebenen  Forderungen  zur 
Erlangung  der  Meisterschaft  beginnt.  Er  verlangt  die  Ab- 
» Schaffung  der  Corporationen  im  Geiste  der  vollständigen 

Verkehrsfreiheit,  für  welche  die  Physiokraten  bei  jeder  Ge- 
legenheit lebhaft  eintreten.  Die  französischen  Philosophen, 
an  ihrer  Spitze  Diderot,  stellen  sich  an  die  Seite  der  Physio- 
kraten«). Der  Vorwurf  Hasbachs^^),  „dass  die  Physiokraten 
zwar  nicht  arbeiterfeindlich  waren,  aber  doch  durch  ihre 
Wirthschaftspolitik  daran  gehindert  wurden,  sich  der  be- 
sonderen Interessen  der  Arbeiter  kräftig  anzunehmen“,  er- 
scheint hiernach,  auch  ganz  abgesehen  von  dem  Wirken 
Turgots,  als  durchaus  unhaltbar. 

Dem  philanthropischen  Charakter  der  Physiokraten  ent- 
spricht auch  die  Mahnung,  den  internationalen  Handel  nicht 
als  einen  Kriegszustand,  als  Beraubung  des  Feindes  zu  be- 
trachten: jeder  Kauf  sei  nothwendig  zugleich  Verkauf  und 

It  0 Quesnay,  Oeuvres.  S.  246.  :354. 

Ordre  naturel.  ch.  XVII. 

Saint-Leon,  a.  a.  0.  8.  435.  436. 

Die  allgemeinen  philosophischen  Grundlagen  der  von  F.  Quesnay 
und  Ad.  Smith  begründeten  politischen  Oekonomie.  Leipzig  1890.  S.  114. 
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umgekehrt  ^).  Es  sei  ein  falsches  politisches  Princip , sich 
auf  Kosten  fremder  Nationen  bereichern  zu  wollen,  ein 
Princip,  das  Kriege  herbeiführe  und  dadurch  die  Sicherheit 
des  Staates  gefährde,  und  das  im  Widerspruche  mit  der 
Gewohnheit  der  Könige  stehe,  einander  als  Brüder  zu  be- 
handeln, welche  Bezeichnung  nicht  ihren  Personen,  sondern 
ihrer  Eigenschaft  als  Häupter  der  Nationen,  die  sie  vorstellen, 
gelte®).  Da  die  Menschen  einander  als  Brüder  betrachten 
sollen,  so  müsse  das  überdies  falche  Princi]),  dass  Niemand 
gewinnen  könne,  ohne  dass  ein  anderer  verliere,  verschwinden 
Die  Voreingenommenheit  der  Physiokraten  gegen  die 
parlamentarische  Regierung  und  als  Folge  davon  die 
Forderung  der  Einheit  der  Gewalt,  für  die  sie  sich  des  un- 
glücklichen Ausdrucks  „despotisme  lögal“  bedienten,  brachte 
sie  in  den  Rnf  absolutistischer  Gelüste.  Wie  wenig  begründet 
dieser  war.  beweist  ihr  fortwährender  Preis  der  Freiheit  so- 
wie die  Hervorhebung  der  dringenden  Nothwendigkeit  des 
Pagenthumsschutzes,  die  Darstellung  der  Unvereinbarkeit  des 
Eigenthumsrechtes  mit  Willkürherrschaft  und  das  Verlangen 
der  Theilnahme  des  Volkes  an  der  Festsetzung  der  Steuern^). 
Derselbe  Geist  zeigt  sich  darin,  dass  sie  in  der  allgemeinen 
öffentlichen  Erziehung  eine  Bürgschaft  gegen  den  Missbrauch 
der  öffentlichen  Gewalt  erblicken.  Die  unaufhörliche  Forderung 
des  Volksunterrichts,  namentlich  in  der  Volkswirthschaftslehre, 
bezeugt  abermals  den  menschenfreundlichen  Sinn  der  Physio- 
kraten. In  der  Zeitschrift  „les  Ephömörides“  bezeichnet  der 
Marquis  von  Mirabean  die  Unterlassung  des  Unterrichts  in 
Lesen,  Schreiben  und  Rechnen,  der  uöthigenfalls  auf  öffent- 
liche Kosten  erfolgen  müsste,  als  menschliche  Verstümmelung. 
Mit  gleichem  Nachdruck  äussern  sich  hierüber  insbesondere 
Dupont  de  Nemours^)  und  der  Abbö  Bandeau®). 


’)  Quesnay.  S.  477.  478. 

‘■*)  Mercier  de  la  Riviere.  ch.  VIII. 
•'*)  Mirabeau,  a.  a.  O.  III  ch.  II. 

a.  a.  0.  Mercier  de  la  Riviere. 
'*)  a.  a.  ().  S.  363. 

6)  a.  a.  O.  S.  724.  777. 
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Bei  der  überwiegenden  Bedeutung,  welche  die  Physio- 
kraten dem  Ackerbaue  beimessen,  ist  es  selbstverständlich, 
dass  sie  darauf  hinweisen,  wie  sehr  die  Grösse  der  Bevölke- 
rung von  dem  Ertrage  der  Landwirthschaft  abhänge^). 
Gegenüber  den  hierauf  bezüglichen  Anschauungen  LudwigsXIV. 
und  seiner  Höflinge  macht  Victor  v.  Mirabeau  die  ein- 
schränkende Bemerkung,  ein  Fürst  sei  mächtig  im  Verhält- 
nisse zu  der  Zahl  der  Menschen,  denen  er  gebiete  und  zu 
dem,  was  sie  zu  leisten  im  Stande  seien®). 

Rossi®)  erkennt  den  Physiokraten  das  Verdienst  zu.  den 
volkswirthschaftlichen  Lehren  zuerst  eine  wissenschaftliche 
Form  verliehen  und  ihr  System,  das  er  eine  weitgreifende 
Synthese  nennt,  auf  das  gesammte  gesellschaftliche  Leben 
ausgedehnt  zu  haben.  Er  und  andere  Schriftsteller  bezeichnen 
die  Physiokraten  als  Vorläufer  der  grossen  Revolution,  und 
in  der  That  stimmen  die  hervorragendsten  ihrer  Forderungen 
mit  den  während  der  Revolution  laut  gewordenen  überein. 
Adam  Smith,  dessen  Grundsätze  viele  Berührungspunkte  mit 
denen  der  Physiokraten  zeigen,  sagt,  dass  ihr  System,  bei 
all’  seiner  Unvollkommenheit,  der  Wahrheit  in  volkswirth- 
schaftlichen Dingen  vielleicht  am  nächsten  komme  ^). 

Das  physiokratische  System,  das  im  Auslande  bald  zahl- 
reiche Anhänger  fand , blieb  keineswegs  eine  reine  Theorie, 
sondern  hatte  bedeutende  practische  Wirkungen,  zunächst 
für  Frankreich  — wo  bekanntlich  der  Physiokrat  Turgot  als 
Finanzminister  physiokratische  Grundsätze  verwirklichte®)  — , 
indem  es  durch  die  Untersuchungen,  zu  denen  es  den  An- 
stoss  gab,  insbesondere  durch  die  energische  Betonung  des 
Antheils,  der  den  Bodenbebauern  an  ihrem  Producte  gebühre. 


I 


’)  Vgl.  Turgot,  Oeuvres.  1 384  ff. 

2)  L’ami  des  hommes  II.  ch.  II.  In  gleichem  Sinne  sagt  Carlyle 
(Mirabeau— Essays.  V 202),  der  Reichthum  der  Welt  bestehe  in  ihren 

schöpferischen  Geistern  (original  men)  (vgl.  Th.  I dieses  Werkes 
S.  205—209). 

®)  Cours  d’economie  politique.  3»«™«  ed.  Paris  1854.  I 21—23. 

*)  Wealth  of  Nations.  IV  8. 

®)  Vgl.  Actes  du  ministere  de  Turgot.  Oeuvres.  II  233  ff. 

Fölix,  Eigenthum.  IV.  2.  II. 
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sowie  durch  das  entschiedene  Verlangen  der  Befreiung  des 
Bodens  und  der  Arbeit  von  allen  drückenden  Lasten  wesent- 
lich zur  Aufhebung  der  Reste  des  Feudalismus  und  damit 
zum  Sturze  des  ancien  regime  beitrug,  bedeutsame  Ver- 
waltungsmassregeln  hervorrief  und  u.  A.  zu  grossen  öffent- 
lichen Arbeiten  anregte.  Es  hat  ferner  auf  die  Entstehung 
einer  rationellen  Landwirthschaft  mächtig  eingewirkt.  Auch 
die  Reformen  auf  dem  Gebiete  des  Zunftwesens,  deren  wir 
bereits  erwähnten , sind  physiokratischem  Einflüsse  zu  ver- 
danken. Eine  grosse  Bewegung  auf  dem  Gebiete  des  Grund- 
besitzes erregten  die  Physiokraten  in  Deutschland,  wm  man 
sich  nun  mit  dem  Problem  der  Aufhebung  der  Leibeigen- 
schaft und  der  Frohnden  ernstlich  beschäftigte^).  Von 
physiokratischen  Grundsätzen  durchdrungen,  die  er  sich 
unter  der  Leitung  des  Marquis  Victor  v.  Mirabeau  an- 
geeignet hatte,  hat  der  Markgraf  Karl  Friedrich  von  Baden 
die  Land-  und  Forstwirthschaft,  die  Veredlung  der  Schafzucht, 
den  Krapi)bau  erheblich  gefördert  und  für  Ausbildung  von  In- 
genieuren, die  Drainirungsarbeiten  vorzunehmen  hatten,  kräftig 
gesorgt.  Der  Fürst  w'ar  überzeugt,  dass  diese  Fürsorge  auch 
der  Industrie  zu  Statten  komme,  die  er  auch  unmittelbar 
zu  heben  suchte,  wie  denn  die  Pforzheimer  Bijouterie  unter 
ihm  emporkam;  ferner  wurde  der  Seidenbau  zu  seiner  Zeit 
eingeführt Auch  Joseph  II,  von  Oesterreich  eignete  sich 
rasch  die  physiokratischen  Ideen  an , ohne  mit  seinen 
mercantilistischen  Anschauungen  in  Widerspruch  zu  gerathen; 
er  gab  den  Kornhandel  frei  und  stimmte  in  den  philan- 
thropischen Absichten  für  die  bäuerliche  Bevölkerung  mit 
den  Physiokraten  überein.  Gleich  Karl  Friedrich  von  Baden 
w^ar  Leopold  von  Toscana  in  lebhaftem  Verkehre  mit  dem 
Marquis  von  Mirabeau,  dessen  Lehren  er  zu  verwirklichen 
suchte.  Er  setzte  1774  an  Stelle  der  mannigfaltigen  auf 
dem  Grundeigenthume  lastenden  Abgaben  eine  einzige 
Grundsteuer,  die  Tassa  di  redenzione,  befreite  das  Grund- 


q Stein,  a.  a.  O.  VII  181.  188. 
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eigenthum  von  allen  die  Verfügung  darüber  beeinträchtigeu- 
den  Servituten  und  anderen  Bestimmungen,  und  hob  alle 
den  Getreideverkehr  einschränkenden  Vorschriften  sowie  die 
Einfuhrzölle  auf  ausländisches  Getreide  auf  ^).  Ferner  waren 
Ferdinand  von  Neapel , Gustav  III.  von  Schweden  und 
Stanislaus  August  von  Polen  Anhänger  der  Physiokraten. 

Zu  erwähnen  haben  wir  noch,  dass  die  von  den  Physio- 
kraten so  dringend  verlangte  Freiheit  des  Verkehrs  in 
Holland , das  sich  überhaupt  freiheitlicher  Zustände  in 
höherem  Grade  als  irgend  ein  anderes  Reich  erfreute,  durch 
lange  Zeit  den  blühendsten  Buchhandel  in  Europa  zur  Ent- 
faltung gelangen  liess^). 

Das  System  von  Adam  Smith  — der  Zeuge  der 
neuen  Erfindungen  und  des  durch  sie  herbeigeführten  mäch- 
tigen Aufschwunges  der  englischen  Industrie  war  — bekundet 
einen  bedeutsamen  Fortschritt  gegen  den  Mercantilismus, 
indem  er  an  Stelle  der  Edelmetallproduction  die  Arbeit  als 
die  Hauptquelle  des  Reichthums  erkannte  — gegen  den 
Physiokratismus,  indem  er  allen  Arbeitszweigen  gerecht 
wurde.  Eine  weitere  Vei-vollkommnung  ist  darin  zu  erblicken. 
<lass  Smith,  entgegen  der  durch  den  Mercantilismus  geübten 
einseitigen  Bevorzugung  der  Unternehmer  auf  Kosten  der 
Consumenten , das  Interesse  dieser  w^ahrzunehmen  suchte, 
weil  das  letzte  Ziel  der  Wirthschaft  der  Verbrauch  sei,  mit 
welcher  Betrachtung  er  auch  den  freien  Güteraustausch  be- 
gründet. Der  Naclnveis,  dass  der  Reichthum  eines  Landes 
nicht  im  Gelde  bestehe,  das  nur  einen  kleinen  Theil  des  Volks- 
vermögens bilde  hätte  die  unsinnige  sogenannte  Quantitäts- 
theorie für  immer  beseitigen  sollen,  doch  spukt  sie  noch  immer 

q V.  Eeumont,  Geschichte  Toscanas.  II  95.  116.  121. 
q Vgl.  La  Richesse  de  Hollande,  p.  262. 

V ealth  of  Xations.  I\  1 — 8.  Zu  derselben  Erkenntniss  war 
schon  u.  A.  William  Petty  gelangt.  Er  sagt:  „The  coined  gold  and 
silver  of  the  kingdom  is  scarce  worth  six  millions.  The  wares,  merchan- 
dizes,  and  Utensils  ofplate,  and  fumitures,  may  he  estimated  at  31  millions 
to  make  the  ships  and  money  40,  and  the  whole  150  millions“.  (Verbum 
sapienti.  ch.  I.) 
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in  den  Köpfen  einiger  von  mancher  Seite  ernst  genommenen 
„Nationalökonomen“.  Ein  ferneres  Verdienst  erwarb  sich 
Smith  dadurch,  dass  er  die  Vortheile  der  Arbeitstheilung 
aufs  überzeugendste  darthat. 

Dass  Smith  den  Verkehr  so  viel  als  möglich  unabhängig 
von  der  Staatsgewalt  wissen  wollte,  begreift  man,  wenn  man 
einestheils  die  in  diesen  Blättern  eingehend  erörterte  häufige 
Schädlichkeit  dieser  Eingriffe  noch  zu  seiner  Zeit  betrachtet, 
und  wenn  man  anderntheils  erwägt,  wie  viel  Grosses  in 
Britannien  durch  die  Initiative  seiner  Bürger  ohne  Da- 
zwischenkunft  des  Staates  geschaffen  wurde.  Man  erinnere 
sich  vor  allem  der  ohne  wesentliche  Mitwirkung  des  Staates 
herbeigeführten  wunderbaren  Leistungen  der  englisch-ost- 
indischen Handelsgesellschaft  und  vergleiche  damit  die  ge- 
ringen Erfolge  der  mit  kräftiger  Staatsunterstützung  zu 
Stande  gekommenen  französischen  Compagnien.  Die  hin 
und  wieder  zu  Tage  tretenden  Angriffe  auf  den  Begründer 
der  Volkswirthschaftslehre  entspringen  der  vollständigen  Ver- 
kennung des  Zeitalters,  in  dem  Smith  lebte  und  wirkte; 
indem  man  ihn  nach  modernen  Anschauungen  beurtheilt, 
übersieht  man,  dass  die  Staatsgewalt  erst  im  19.  Jahrhundert 
zur  vollen  Erkenntniss  ihrer  höheren  Aufgaben  gelangt  ist. 

Hierbei  haben  wir  daran  zu  erinnern,  dass  einer  der  idealsten 
deutschen  Staatsmänner,  Wilhelm  von  Humboldt  — allerdings  mit 
einer  anderen  Begründung  — noch  weiter  als  Smith  geht.  Er 
fordert , dass  der  Staat  sich  aller  Sorgfalt  für  den  Wohlstand 
seiner  Bürger  enthalte  und  ihre  Freiheit  um  kein  Jota  mehr  ein- 
schränke, als  ihre  Sicherstellung  gegen  sich  selbst  und  gegen  aus- 
wärtige Feinde  gebiete.  Denn  die  Einmischung  des  Staates 
müsste  der  Entwicklung  der  Individualität  hinderlich  werden, 
statt  der  wünschenswerthen  Mannigfaltigkeit  eine  öde  Einförmig- 
keit hervorbringen,  die  Energie  des  Handelns  und  des  sittlichen 
Charakters  beeinträchtigen,  indem  der  Verstand,  wie  jede  andere 
menschliche  Kraft,  nur  durch  freie  eigene  Thätigkeit  und  Erfind- 
samkeit gebildet  werde.  Unter  den  von  der  Staatsthätigkeit  aus- 
zuschliessenden  Massregeln  führt  Humboldt  ausdrücklich  Ein-  und 
Ausfuhrverbote,  alle  Mittel  zur  Förderung  des  Ackerbaues,  der 
Industrie  und  des  Handels  und  sogar  Armenanstalten  an  *). 

')  Wilhelm  von  Humboldt,  Ideen  zu  einem  Versuch,  die  Grenzen 
der  Wirksamkeit  des  Staates  zu  bestimmen.  III. 
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Gleich  den  Physiokraten  nimmt  sieh  Smith  der  Arbeiter 
als  der  wirthsehaftlich  Schwächern  auf’s  wärmste  an^),  für 
die  er  reichliche  Löhne  (liberal  reward  of  labour)  fordert, 
während  er  — wie  wir  bereits  S.  76  erwähnten  — die  ein- 
seitig zu  Gunsten  der  Arbeitgeber  erlassenen  Gesetze  ver- 
urtheilt  ^).  In  ähnlicher  Weise  wie  Turgot  bezeichnet  er  die 
Hindernisse,  die  der  Anwendung  der  Kraft  und  Geschicklich- 
keit der  Arbeiter  entgegengestellt  werden,  als  Verletzungen 
des  heiligsten  Eigenthums  ^),  weshalb  er  auch  die  Freizügig- 
keit der  Handwerker  verlangt  ^). 

Indem  er  für  die  Erziehung  des  Volkes  mit  aller  Wärme 
eintritt,  seiner  Zeit  voraneilend  die  Einführung  des  Schul- 
zwanges und  der  allgemeinen  Wehrpflicht  als  wünschenswerth 
bezeichnet,  zeigt  er,  dass  er  die  Dazwischenkunft  des  Staates, 
so  oft  sie  von  Nutzen  ist,  billigt.  Er  sagt  ausdrücklich,  dass 
die  Erziehung  der  niederen  Volksclassen  in  einer  civilisirten 
und  handeltreibenden  Gesellschaft  die  Aufmerksamkeit  des  - 
Staates  vielleicht  in  höherem  Grade  als  die  Erziehung  der 
Vornehmen  und  Begüterten  erfordere,  da  innerhalb  der 
ersteren  die  Eltern  in  der  Regel  nicht  in  der  Lage  seien, 
ihre  hierauf  bezüglichen  Pflichten  zu  erfüllen®). 

Als  Gegner  der  Monopole  bekämpft  Smith  die  Miss- 
bräuche der  Zünfte  und  namentlich  die  ungebührlich  langen 
Lehrzeiten  ®). 

Zu  erwähnen  ist  der  Gegensatz  Hegels  zu  Smith  und 
Humboldt,  der  gegenüber  dem  von  beiden  geäusserten  Ver- 
langen einer  gewissen  Zurückhaltung  des  Staates  dessen 
Uebergewalt  das  Wort  redet. 


Bei  Betrachtung  des  staatlichen  Einflusses  auf  die  Arbeit 
darf  der  auf  die  Kunst  nicht  unerwähnt  bleiben,  der  sich 
in  Regierungsaufträgen  auf  monumentale  Werke  wie  im 

*)  Wealtli  of  Nations.  I 2. 
a.  a.  0.  I 8. 
a.  a.  0.  I 10. 

D a.  a.  0.  IV  8. 

a.  a.  0.  V 1. 

®)  a.  a.  0.  I 10. 
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persönlich  fürstlichen  Mäcenat  änssert.  Der  hervorragenden 
\erdienste,  die  sich  die  Päpste  um  die  Kunst  und  die 
Künstler  erwarben,  haben  wir  bereits  (III  81.  82)  gedacht. 
In  Dahen,  dem  Vaterlande  des  Mäcenats,  suchten  selbst  die 
kleinsten  Fürsten  eine  Ehre  in  der  Kunstförderung.  In 
Deutscldand  erwarb  sich  Albrecht  V.  von  Baiern,  der  leb- 
haften Sinn  für  die  Kunst  zeigte,  das  Verdienst,  den  Grund 
zur  Bedeutung  Münchens  als  Kunststätte  gelegt  zu  haben  D. 

erner  erinnern  wir  an  die  Beziehungen  Dürers  zu  Kaiser 
Maximilian  und  zu  dem  Kurfürsten  Friedrich  dem  Weisen 
sowie  an  die  Gunst,  die  dieser  und  seine  Nachfolger  Lucas 
Cranach,  deren  Hofmaler  er  war,  zutheil  werden  Hessen. 
Kl aftigern  Wohlwollens  hatten  sich  deutsche  Künstler  aller- 
dings im  Auslande  zu  erfreuen.  So  wurde  Hans  Holbein 
der  Jüngere  Hofmaler  Heinrichs  VIII.,  und  van  Dyck  ward 
von  Karl  I.  von  England  viel  beschäftigt.  Dieser  unglück- 
liche König  war  einer  der  feinsinnigsten  Kenner  und  Be- 
schutzer  von  Kunst  und  Literatur.  Seine  von  Jones  erbaute 
Gemaldegallerie  war  die  schönste  und  vollständigste  in  ganz 
Europa  2).  Den  Speisesaal  des  Schlosses  zu  Whitehall  Hess 
er  von  Eubens  ausschmücken,  den  er,  gleich  van  Dyck,  als 
persönlichen  Freund  behandelte.  In  antipuritanischem  Geiste 
war  er  ein  Freund  des  Theaters.  Er  fühlte  sich  am  glück- 
lichsten ini  Verkehre  mit  Künstlern  3).  In  Frankreich  war 
es  vor  Allen  Franz  I.,  dessen  geläuterter  Geschmack  seinen 
oi  zum  künstlerischen  und  literarischen  Mittelpunkte  machte. 
bein^Name  ist  mit  der  französischen  Renaissance  eng  ver- 

9 Riezler,  a.  a.  0.  IV  480. 

VerlelSri- 

sinn  Kaik  T glanzende  Sammlung,  die  durch  den  Schönheits- 

nnd  Ln  Dyck  " dT’?  "'Ir  verstreut.  Bilder  von  Tizian 

eignet  waren  ’w  l Gallerie  zu  bilden  ge- 

gnet  Maren,  wanderten  nun  nach  dem  Continente,  wo  manche  von 

Ei.ßrand%urück”mf?'’'''‘‘  h- '“'I> 
«Ctorate.  ; "fa)  ■ ‘'«"'“»"»ealth  and  Pro- 

of  Siefl.  “rä'“'"''  " 
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knüpft.  Tizian,  Andrea  del  Sarto,  Benvenuto  Cellini  wurden 
von  ihm  voll  gewürdigt  und  beschäftigt.  Für  Heinrich  II. 
arbeiteten  ebenfalls  zahlreiche  Künstler,  darunter  Jean  Goujon. 
der  französische  Phidias.  Auch  Maria  Medici  war  im  Geiste 
des  Hauses,  dem  sie  entstammte,  kunst-  und  literaturfreundlich. 
U.  A.  berief  sie  wiederholt  Rubens  nach  Paris  zur  Aus- 
schmückung des  von  ihr  erbauten  Palais  de  Luxembourg  und 
eines  Saales  des  Louvre.  Richelieu,  der  besonders  Sinn  für 
Theater  und  Literatur  hatte,  förderte  namentlich  Corneille. 
Ludwig  XIV.  würdigte  allerdings  die  Kunst  nur,  insofern 
sie  seine  Person  verherrlichte  oder  zu  seiner  Erheiterung 
beitrug  (Racine , Moliere  u.  s.  w.).  WHe  wenig  Verständniss 
er  für  die  diese  Bedingung  nicht  erfüllende  Kunst  hatte, 
bezeugt  die  Thatsache,  dass  er  die  Gemälde  Hämischer  das 
Volksleben  darstellender  Künstler,  wie  Ostade,  Teniers,  Dou, 
Steen,  de  Hoogh,  Terburg  u.  s.  w. , als  er  sie  in  seiner 
Gallerie  erblickte , mit  den  W' orten : „Otez-moi  de  lä  ces 
magots!“  entfernen  Hess*).  Doch  dürfen  wir  nicht  unerwähnt 
lassen,  dass  in  den  Pensionen,  die  der  König  ausgezeichneten 
nicht  dramatischen  Schriftstellern  gew'ährte,  das  einzige 
Honorar  bestand,  das  ihnen  zutheil  wurde  ^).  Seiner  persön- 
lichen Verherrlichung  dienten  insbesondere  die  grossen  Bau- 
werke, die  auf  LudwHgs  Geheiss  in  Paris,  Versailles,  Trianon, 
Clagny,  Saint -Germain,  Marly  erstanden,  wo  ein  ganzes 
Heer  von  Architekten,  Bildhauern  (Pierre  Puget,  Francois 
Girardon)  und  Malern  thätig  war.  Von  diesen  ist  vornehm- 
lich Philippe  de  Champagne  und  Le  Brun  zu  nennen,  der 
sich  durch  seine  Zeichnungen  für  die  Gobelins  und  selbst 
für  Schlosserarbeiten  auch  um  die  Kunstindustrie  grosse 
Verdienste  erwarb^).  Von  spanischen  Königen  waren  es 
namentlich  Philipp  III.  und  Philipp  IV. , die  ein  erspriess- 
Hches  Mäcenat  übten.  Cervantes  verdankte  Philipp  III.  und 
Lerma  seine  Müsse.  Calderon  lebte  seit  1619  am  spanischen 
Hofe,  an  dem  ihm  reiche  Gelegenheit  zur  Entwicklung  seines 


*)  Taine,  Philosophie  de  Part.  8®  ed.  II  356. 

®)  Vgl.  Lotheissen,  Moliere.  Frankfurt  a.  M.  1880.  S.  320. 

®)  Vgl.  Clement,  Lettres  etc.  de  Colbert.  V p.  XXXVIII-XLII. 
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(.emus  geboten  wurde.  Philipp  IV.  stand  in  freundschaft- 
hchen  Beziehungen  zu  ihm  und  zu  Velasquez.  Von  diesem 
Künst  er  vermochte  sich  der  König  so  wenig  zu  trennen,  dass 
ei  sich  Aon  ihm  auch  auf  seinen  Reisen  begleiten  liess'). 

In  einem  Zeitalter,  in  dem  die  gesammte  menschliche 
Arbeit  Gegenstand  der  wärmsten  Fürsorge  war.  musste  die 
Forderung  des  Schutzes  der  geistigen  Arbeit,  des 
U hebenechtes  (des  sog.  geistigen  Eigenthums),  sicli  den 
Denkein  aufdrangen,  und  wenn  auch  dieser  Gedanke  erst  in 

bestimmte  Gestalt  anuahm,  so  zeigen 
sich  doch  bereits  im  18.  Jahrhundert  hierauf  bezügliche 
Ansätze,  insofern  als  landesgesetzliche  Verbote  des  Nach- 
drucks in  Deutschland  erlassen  wurden.  Wir  erinnern  an 
die  Aeiisserungen  Lessings  über  den  Nachdruck  und  an 
le  Beaumarchais’  über  das  „geistige  Eigenthum“  3). 

4. 

Wir  habeu  (IV/II-I  547  ff.)  gesehen,  dass  bei  Ausgang 
des  Mittelalters  m Folge  der  plötzlichen  Wertherhöhung 
von  Grund  und  Boden  die  Bauern  wohl  in  manchen 
Gegenden  zu  erheblichem  Wohlstände  gelangt  waren,  dass 
sie  aber  meistens  des  Druckes  der  Grundlierrsehaft  sich 
nicht  zu  erwehren  vermochten,  der  sich  namentlich  durch 
VeikuiiiiiieruDg  der  Rechte  an  der  Mark  wie  durch  fort- 
schreitende  Vermehrung  der  Frohnen  und  der  Abgaben 
uhlhar  machte  wozu  sich  auch  eine  Steigerung  der  landes- 
heiihchen  Auflagen  gesellte.  Diese  Bedrängniss,  die  ganz 
be  onders  "1,  südwestlichen  und  mittleren  D e u t s c h 1 a n d 
pfindhch  war,  führte  seit  den  letzten  Decennien  des 
O.  Jahrhunderts  zu  maunigfalligeu  Aufstilnden  und  schliess- 

hestaoi  Bauernkriege  von  1525.  Allerdings 

™ Zusammenhang  zwischen  diesem  und  der  Uefor- 

')  Vgl.  Velasquez-Edinburgh  Revie».  Januar)  1901.  n.  138  11 
Burhhandlef  “■  “ b«Giricl.t  an  die  Herren 

Beaumarchais,  Oeuvres.  VI  240  fl. 
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matiou;  allein  die  vornehmsten  Beweggründe  waren  doch 
agrarisch-gesellschaftlicher  Natur.  Die  den  Bauern  gehässige 
Gesinnung  des  Adels  fand  wohl  ihren  härtesten  Ausdruck 
in  den  Auslassungen  des  herzoglich  bairischen  Rathes  Leon- 
hard Eck:  „Die  Klugheit  gebietet,  das  Volk  gehörig  zu  be- 
lasten, und  es  wäre  sehr  unpolitisch,  wollte  man  es  in  eine 
Lage  versetzen,  in  der  es  nicht  fortwährend  zu  Anstrengungen 
gezwungen  wäre,  um  nur  das  Leben  zu  fristen.  Zu  viel 
Freiheit  würde  ihm  Zeit  lassen,  nachzugrübeln  und  seine 
Kräfte  zu  wägen  ^).“  Diese  Auffassung  erinnert  an  die  der 
Sklaverei  im  römischen  Alterthum  (vgl.  II  276,  IV  I 502). 
Die  wirthschaftlichen  Hauptforderungen  der  empörten  Bauern 
bestanden  in  der  Wiederherstellung  der  Markgenossenschaft 
mit  der  altgermanischen  Freiheit  von  Weide,  Wald  und  Wild, 
sowie  Abschalfung  des  kleinen  Zehnten  und  der  Leibeigen- 
schaft. Die  besiegten  Bauern  mussten  alle  Folgen  des  ent- 
setzlichen mittelalterlichen  Kriegsrechtes  und  hierauf  eine 
weitere  Verschlimmerung  ihrer  Lage  über  sich  ergehen  lassen. 

Mit  der  Einschränkung  des  Weidelandes  ging  auch  die 
des  Rechtes  der  Viehhaltung  Hand  in  Hand.  Zum  Halten 
von  Pferden  berechtigte  in  Kursachsen  nur  der  Besitz  einer 
vollen  Hufe.  Die  Haltung  von  Ziegen  ward  in  manchen 
Dörfern  ganz  untersagt,  die  von  Gedügel  beschränkt ^j. 
Hinsichtlich  der  Schafzucht  galt  auch  noch  in  neurer  Zeit  das 
von  uns  früher  (IV/II/I  357)  Bemerkte®).  In  vielen  Gegenden 
war  nicht  nur  die  Braugerechtigkeit  beschränkt,  sondern  es 
bestand  auch  Brauzwang  zu  Gunsten  der  Grundherrschaft. 
So  beschwerten  sich  die  Einwohner  von  Tuntzenhausen  1611, 
dass  der  Grundherr  ihnen  sehr  ungesundes  Bier  aufdringe. 
Nach  dem  märkischen  Landtagsabschied  von  1653  war  den 
Bauern  nur  der  Genuss  eines  geradezu  schauderhaften  Dünn- 
bieres gestattet.  1715  wurden  ähnliche  Klagen  von  Böhlen 

0 Riezler , Geschichte  Bayerns.  Gotha  1899.  IV  121.  Banke, 
Deutsche  Geschichte.  I 141. 

Haun,  BauerundGutsherrinKursachsen.  Strasshurg  1892.  S.  28tt'. 

®)  Vgl.  Langethal , Geschichte  der  deutschen  Landwirthschaft. 
III  257. 
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berichtet »).  Die  Masseiipetitionen  der  Bauern  in  Erling  hei 
Andechs  und  in  der  Ebersberger  Gegend,  dass  der  Wild- 
stand verringert  oder  die  Vertreibung  des  Wildes  aus  den 
bäuerlichen  Feldern  durch  Hunde  gestattet  werden  möge^) 
verrath  einen  weitern,  keineswegs  bloss  örtlichen  Beschwerde- 
puiikt.  Noch  bei  Ausgang  des  18.  Jahrhunderts  wurden 
^ B.  in  den  fränkischen  Fürstenthümern  die  lebhaftesten 
Beschwerden  durch  die  Regung  eines  übergrossen  Wildstandes 
und  die  despotischen  Uebergriffe  der  Jäger  hervorgerufen«), 
f einere  Bedrückungen  ergeben  sich  daraus,  dass  1597  König 
bigismund  von  Polen  und  Schweden  sich  gedrängt  fühlte 
eme  Coinmissiou  nach  Livland  zu  senden,  welche  die  A^erhält- 
uisse  und  insbesondere  die  Besitztitel  der  Bauern  prüfen  ihre 
Leistungen  festsetzen  und  den  königlichen  Beamten  strenge 
\ei bieten  sollte,  die  Bauern  am  Verkaufe  ihrer  nicht  selbst 
verbrauchten  Erzeugnisse  zu  hindern^).  In  manchen  Land- 
schaften — wie  1111  1(3.  Jahrhundert  in  Pommern  und  der 
Mark  — benutzte  der  Adel  seinen  Antheil  am  Gesetzgebungs- 
rechte zu  massloser  Ausdehnung  der  bäuerlichen  Leistungen  ®). 
Monte  ein  Bauer  in  der  Mark  sich  über  ein  Unrecht,  das  ihm 
zugefügt  worden  war,  beschweren,  so  wurde  er  durch  die  im 
Landtagsrevers  von  1540  enthaltene  Bestimmung  zurück- 
geschreckt, dass  er  bei  Abweisung  der  Klage  in  den  Thurm 
gesteckt  werden  würde«).  Ganz  besonders  traurig  gestaltete 
sich  die  Lage  der  Bauern  zuweilen  bei  niedrigen  Getreide- 
preisen,  wie  in  Sachsen  vor  Ausgang  des  17.  Jahrhunderts. 
.1  rivatleistungen  belastete  Bauerngüter  waren  damals 
werthlos,  und  es  kam  vor,  dass  solche,  in  ähnlicher  Weise 
wie  in  Rom  zur  Zeit  von  Pertinax  (s.  IV/I  427),  gegen  die 
erpflichtung  zur  Uebernahme  der  darauf  haftenden  Lasten 

’)  Haun,  a.  a.  0.  S.  129. 

-)  Kiezler,  a.  a.  0.  IV  123. 

®)  Ranke,  Hardenberg.  I 117. 

nnd  18  Gutsherr  und  Bauer  in  Livland  im  17. 

und  18.  Jahi hundert.  Strassburg  1890.  S.  31. 

«)  Breysig,  Der  grosse  Kurfürst  und  der  Adel.  Beilage  zur  All- 
gemeinen Zeitung  vom  27.  October  1892. 

«)  Brentano,  Gesammelte  Aufsätze.  I 231.  232. 
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unentgeltlich  überlassen  wurden*).  Das,  was  Grünberg«) 
von  den  Bauern  der  Bukowina  behauptet,  dass  das  ihnen  zu- 
gestandene Holzungsrecht  in  den  grundherrlichen  M^aldungeu  • 
nur  so  lange  unverkümmert  blieb,  als  die  Rodungen  dem 
Interesse  der  Grundherrschaft  entsprachen,  dürfte  allent- 
halben Geltung  gehabt  haben. 

Die  Erträge  der  bäuerlichen  M'irthschaft  konnten,  ab- 
gesehen von  den  Abhängigkeitsverhältnissen  der  Bauern, 
die  bei  ihrer  gedrückten  Lage  Neuerungen  nicht  zugänglich 
waren,  auch  wegen  der  Armseligkeit  ihrer  Geräthe  und  Zug- 
thiere,  nur  sehr  dürftig  sein,  und  da  diese  Uebelstände 
auch  die  mangelhafte  Bestellung  der  gutsherrlichen  Felder 
zur  Folge  hatten,  so  erwuchs  später  hieraus  einige  Rücksicht 
auf  die  Bauern«). 

Auch  der  Einfluss  des  römischen  Rechtes  war  dem 
Bauernstände  im  Allgemeinen  nicht  günstig,  zunächst  weil 
es  die  Auffassung  förderte,  dass  der  Grundherr  Eigenthümer 
des  gesammten  Herrschaftsgebietes  und  den  Bauern  nur  ein 
Nutzungsrecht  an  fremdem  Eigeuthum  zuzuerkennen  sei^). 

So  ward  das  Besitzrecht  des  Erbzinsgutes,  ungünstiger  als 
das  des  einfachen  Zinsgutes,  der  Emphyteusis  nahe  gebracht 
(vgl.  III  317).  Wie  ungerecht  dies  war,  geht  aus  dem  Ur- 
s]irunge  der  Erbleihe  hervor,  der  in  eine  Zeit  fiel,  wo  es 
nicht  an  Boden,  sondern  an  Arbeitskräften  gebrach,  wo  also 
namentlich  den  freien  Bauern  ein  fester  Besitz  am  Grund 
und  Boden  gewährleistet  werden  musste,  um  sie  zum  Roden 
zu  bestimmen  ®).  Das  Streben,  die  Grundherrlichkeit  so  weit 
als  möglich  auszubeuten , ward  in  Baiern  durch  die  Be- 
stimmung begünstigt,  dass  kein  Unterthan  neben  seinem 
Gute  ein  „Zubaugut“,  d.  h.  vom  Grundherrn  unabhängigen, 
sei  es  durch  Neurodung,  sei  es  selbst  durch  Erb- 
schaft gewonnenen  Grund  und  Boden  ohne  grundherrliche 

Langethal,  a.  a.  0.  IV  69. 

Studien  zur  österreichichen  Agrargeschichte.  Leipzig  1901.  S.59. 

Vgl.  V.  d.  Goltz,  Handwörterbuch  f.  Staatswissenschaften.  I 3L 

Knapp,  Die  Bauernbefreiung.  Leipzig  1887.  I 46. 

Vgl.  Häusler,  Institutionen.  II  172. 
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Zustiumning  besitzen  dürfe.  In  derselben  Richtung  wirkte 
ein  Umschwung  im  Rechtsverfahren,  wonach  in  zweifelhaften 
Fällen  die  Rechtsvermuthung  nicht  zu  Gunsten  des  überdies 
nun  schwieriger  nachw^eisbaren  Eigenthiims  des  Bauern, 
sondern  desjenigen  des  Grundherrn  ausgelegt  ward,  sowie 
endlich  die  ständische  Steuerpolitik,  das  volle  Eigenthum 
mit  höheren  Steuern  zu  belasten  als  das  beschränkte^). 

Die  Verpflichtung  zur  Arbeit  zu  einseitig 
f e s t g e s e t z t e 11  L ö h n e n , die  wir  in  diesem  Zeiträume  bei 
den  gewerblichen  Arbeitern  gewahrten , galt  auch  für  die 
bäuerlichen.  In  der  brandenburgischen  Polizeiordnung  von 
1550  sind  bereits  Ansätze  dazu  vorhanden,  die  später  durch 
die  Verordnung  der  Gerichtsherren  verschärft  wurden,  den 
von  den  landwirthschaftlichen  Tagelöhnern  zu  viel  bean- 
spruchten Lohn  zu  confisciren.  Der  Zweck  ist  auch  hier 
offenbar  der.  den  Grossgrundbesitzeru  wohlfeile  Arbeitskräfte 
zu  sichern  -).  Auch  die  Löhne  für  das  Gesinde  wurden 
genau  vorgeschriebeu.  Hierher  gehört  ferner  der  Dieust- 
zwang  der  Bauernkinder.  Diese  allgemeine  Arbeitspflicht 
für  den  herkömmlichen  Lohn  galt  für  die  ländliche  Be- 
völkerung noch  im  18.  Jahrhundert.  Mit  Rücksicht  auf 
die  Gewinnung  von  Arbeitskräften  ward  auch  die  Leib- 
eigenschaft (die  II  294 — .314  von  uns  geschildert  worden 
ist)  theils  ausgedehnt,  theils  strenger  gehandhabt.  Der 
umfassendste  und  rücksichtsloseste  Arbeitszwang  wurde 
vermittelst  der  Frohnen  ausgeübt,  von  denen  in  Folge 
der  Weidmannsleidenschaft  der  Fürsten  die  auf  die  Jagd 
bezüglichen  am  drückendsten  waren.  Dabei  kannten  die 
Herren  nicht  nur  keine  Schonung  der  bäuerlichen  Aecker; 
sie  scheuten  sich  sogar  nicht,  ihrer  Jagdlust  zu  Liebe,  zahl- 
reiche Bauernhöfe  zu  legen  und  zu  verwüsten.  Im  Hin- 
blicke auf  die  Gewinnung  künftiger  Arbeitskräfte  verbot  die 
brandenburgische  Gesindeordnung  von  1(381  den  Obrigkeiten, 

0 Hausmann,  Die  Grundentlastung  in  Baiern.  Strassburg  1892. 
S.  31.  32. 

*)  Grossmann,  Ueber  die  gutsherrlicb-bäuerlicben  Recbtsverbält- 
nisse  in  der  Mark  Brandenburg.  Leipzig  1890.  S.  37. 


205 


ledige  Leute  in  ihrem  Bezirke  zu  dulden;  diese  sollten  bei 
Erreichung  des  20.  Lebensjahres  gezwungen  werden , zu 
heirathen  und  sich  ansässig  zu  machen^). 

Wie  wir  bereits  (IV  II I 550)  erw'ähnten,  war  einer  der 
Gründe  für  die  Verschlimmerung  der  Lage  der  Bauern  der 
durch  die  Unzuverlässigkeit  der  Vasallen  herbeigeführte 
Umschwung  im  Heerwesen , der  den  nun  durch  Söldner  er- 
setzten Adel  zu  eigenem  landwirthschaftlichem  Betriebe 
nöthigte.  Gefördert  wurde  diese  Richtung  durch  die  festere 
Haltung,  die  nun  dem  Raubritterthum  gegenüber  beobachtet 
ward,  durch  den  bedeutendere  Geldmittel  erfordernden  Auf- 
wand, worin  der  Landadel  den  Fürsten  und  den  Städten 
nacheiferte,  sowie  die  Säcularisationen,  durch  die  dem  Adel 
eine  grosse  Anzahl  reich  ausgestatteter  Stellen  entzogen 
wmrde.  Dieser  suchte  nun  seinen  Besitz  auf  Kosten  der 
Bauern  auszudehnen,  die  Frohnen  zu  vermehren  und  nach 
Möglichkeit  zu  ungemessenen  zu  gestalten , wodurch  den 
Bauern  jede  geregelte  und  ausreichende  Bewirthschaftung 
ihrer  eigenen  Felder  unmöglich  gemacht  ward.  Die  Un- 
bestimmtheit der  im  Herkommen  wurzelnden  Verpflichtungen 
führte  zu  unaufhörlichen  Streitigkeiten.  Die  zuweilen  bis 
zur  Unerträglichkeit  getriebene  Steigerung  dieser  Lasten 
veranlasste  nicht  selten  die  Bauern  zum  Verlassen  ihrer 
Höfe.  Sie  fanden  keinen  Schutz  von  Seiten  der  Landes- 
herren, die  den  aus  Raubrittern  friedliche  Gutbesitzer  ge- 
wordenen Edelleuten  keine  Hindernisse  bereiten  mochten. 
Im  Nordosten  Deutschlands  bildete  sich  in  Fortentwicklung 
dieser  Verhältnisse  im  Laufe  des  10.  und  17.  Jahrhunderts 
die  Gutsherrschaft  aus,  deren  Merkmal  der  vorwiegend 
für  den  Markt,  also  im  Grossen,  erfolgte  landwirthschaftliche 
Betrieb  war,  während  der  des  westlichen  Grundherrn  vor- 
nehmlich nur  einen  selbst  zu  verbrauchenden  Ertrag  beab- 
sichtigte. Die  capitalistische  Richtung  der  Gutsherrschaft 
führte  eine  w'eitere  Verschlimmerung  der  bäuerlichen  Ver- 


Grossmaiin,  a.  a.  0.  S.  58.  Lamprecht,  Deutsche  Geschichte. 
V 530.  531. 
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hältiiisse  herbei,  da  von  ihr  das  Streben  nach  stärkerer  Aus- 
beutung der  ländlichen  Arbeitskräfte  wie  nach  Ausdehnung 
des  Ackerlandes  unzertrennlich  war,  was  die  Vermehrung 
der  Frohnen , die  Beschränkung  der  Besitzrechte  und  sogar 
der  persönlichen  Freiheit  der  — nun  meistens  Erbunter- 
thanen  genannten  — Bauern  zur  Folge  hatte.  Konnte  der 
unter  der  Last  der  B'rohnen  zusammenbrechende  Bauer  das 
Verlangte  nicht  leisten,  so  ward  er  entlassen.  Auf  solche 
Weise  wurde  der  beschränkte  erbliche  Besitz  in  einen  un- 
erblichen  gewandelt,  worauf  aber  den  Kindern  die  Nachfolge 
thatsächlich  zugestanden  wurde,  sofern  der  Gutsherr  sie 
tauglich  befand  \),  In  manchen  Gegenden  war  der  Bauer 
dem  Aiiskaufungsrechte  des  Gutsherrn  unterworfen,  wonach 
dieser,  wofern  er  des  bäuerlichen  Hofes  für  sich  oder  seine 
Kinder  bedurfte,  solchen  nach  einer  Kündigung  von  Jahr 
und  Tag  übernehmen  konnte.  Ausserdem  bestand  das 
Relegationsrecht  für  den  Fall  eines  Verschuldens  des 
Bauern^).  Selbstverständlich  wurden  beide  Rechte  häufig 
willkürlich  gehandhabt.  Die  Abhängigkeit  der  Bauern  vom 
Gutsherrn  ward  dadurch  erhöht,  dass  diesem  — wie  dem 
westlichen  Grundherrn  — die  Gerichtsbarkeit  über  sie  zu- 
stand,  die  sich  zu  einer  beträchtlichen  Einnahmequelle  ge- 
staltete und  den  Gutsherren , die  auch  Polizeiherren  und 
Kirchenj)atrone  ihrer  Bauern  waien,  ferner  die  Anmassung 
von  Nutzungsrechten  auf  bäuerlichem  Boden  erleichterte. 
Diese  Gerichtsbarkeit,  deren  Ursprung  wir  bereits  (IVII/I 
71  ff.)  erörtert  haben , wurde  als  dem  Grund  und  Boden 
inhärent  betrachtet,  so  dass  darülnu’,  wie  über  anderes  Eigen- 
thum, durch  Verkauf,  Tausch  u.  s.  w.,  verfügt  werden  konnte, 
(tanz  besonders  wenn  sie  von  Stellvertretern  ausgeübt  wurde, 
kamen  dabei  Erpressungen  und  Missbräuche  vor.  In  manchen 


’)  Knapp , a.  a.  0.  I 48.  Schröder , Lehrbuch  der  deutschen 
Itechtsgeschichte.  3.  Aufl.  S.  779.  Freiherr  von  der  Goltz,  Geschichte 
der  deutschen  Landwirthschaft.  Stuttgart  und  Berlin  1902.  S.  230. 

Fuchs,  Der  Untergang  des  Bauernstandes  und  das  Aufkommen 
der  Gutsherrschaften.  Strassburg  1888.  S.  52;  vgl.  Haussen,  Agrar- 
historische Abhandlungen.  I 393  ff. 
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Gegenden  wusste  sich  die  Herrschaft  auch  die  gerichtliche 
Dazwischenkunft  bei  den  privaten  bäuerlichen  Rechts- 
geschäften zu  sichern.  Die  Gerichtsherrlichkeit  der  Grund- 
wie  der  Gutsherrschaft  führte  theils  zur  Bintstehung,  theils 
zur  Ausdehnung  der  Erbunterthänigkeit  und  der  Schollen- 
ptlichtigkeit.  Wir  haben  bereits  (IV/II/I  551)  gesehen,  dass 
die  Bauern  zum  Theile  schon  bei  Ausgang  des  15,  Jahr- 
hunderts der  Freizügigkeit  beraubt  worden  waren,  so  dass 
der  früher  frei  gewesene  Bauer  au  die  Scholle  gebunden 
wurde,  ein  Verfahren,  das  allmählich  verschärft  und  in 
immer  weiteren  Kreisen  geübt  ward.  Die  Abzugsverbote  er- 
streckten sich  später  auch  auf  die  Söhne.  Die  Gutsherren 
verriethen  zuweilen  eine  so  niedrige  Gesinnung,  dass  sie,  wie 
in  Holstein , analog  den  Sklavenhaltern  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika,  es  ausdrücklich  verboten, 
dass  den  Baue  rnkindern  Unterricht  im  Schreiben 
e r t h e i 1 1 w'  e r d e ^).  Meistens  bedurften  d i e B a u e r n 
auch  der  gutsherrlichen  Erlaubniss,  um  ein  Ge- 
werbe zu  erlernen.  In  Livland  stand  bis  1632  dem  Guts- 
herrn unumschränkte  Gewalt  über  seine  Bauern  zu.  Hier 
wurde  die  Lage  dieser  u.  A.  durch  die  Steuerfreiheit  der 
adeligen  Güter  verschlimmert,  da  die  Lasten  sich  auf  den 
übrigen  Grundbesitz  vertheilten  ^).  Noch  grössere  Bedrückung 
hatten  die  livländischen  Bauern  von  1710  an  zu  erleiden, 
in  welchem  Jahre  sie  unter  russische  Herrschaft  gelaugten. 

In  Mecklenburg  kamen  zu  Anfang  des  18.  Jahrhunderts 
die  umfassendsten  Bauernlegungen  (d.  h.  Einziehungen  des 
Bauernlandes)  vor,  w^ozu  die  Macht  des  Domaniums  und  der 
Gutsherren,  den  Bauern  alle  denkbaren  Betriebsvorschriften 
zu  ertheileu,  benutzt  wurde.  Während  das  Donianium  von 
Mecklenburg-Schwerin  dabei  nur  das  bäuerliche  M^ohl  beriick- 

0 Vgl.  Wittich,  Gutslierrschaft,  im  Handwörterbuch  für  die  Staats- 
wissenschaften. 2.  Aufl.  IV  931  ff.  V.  Jordan-Rozwadowski,  Die  Bauern 
des  18,  Jahrhunderts,  in  den  Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  und 
Statistik,  October  1900.  S.  484  ff“.  Brentano,  Gesammelte  Aufsätze. 
I 230.  von  der  Goltz,  a.  a.  0.  S.  228. 

*)  V.  Transche-Roseneck,  a.  a.  ().  S.  13.  48. 
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^ ntterschaftlichen  Districten 

. lei  Uebergang  zur  Koppelwirthschaft  die  Veranlassung  ge- 

„r  i“’  '"'■■'h  Legung  der  BauerLöfe 

If.  t!i  I 1'“®®  a'iszudehnen,  als  es  seit  dem 

worde^^  mecklenburgiseheu  Bauernstandes  vernichtet 

In  ähnlicher  Weise  wie  der  Verfall  des  Lelmwesens 
wirkte  in  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  in  einigen 
Landern  - wie  in  Schwedisch-Pommeni  _ der  Aufsclimmä 
ilei  Landwirthschaft,  der  den  Grundherreu  abermals  dte 
. uste  niiiig  1 rer  Güter  als  höchst  wünschenswerth  er- 
scheinen Iiess,  was  zu  einer  neuen  Periode  umfassendster 
Bauei  niegungen  und  damit  weiterer  Verschiechteruiig  der 

wurden1u%er‘' leheuslänglichen  Lassiteii 
1 ■ u ‘“  /®l‘P“«Lter  für  wenige  Jahre  gewandelt,  und  zu- 
gleich ward  die  Classe  der  Tagelöhner  stark  erweitert«), 

®tand  der  überwiegend  grösste  Theil 

lon  Grund  und  Boden  im  Eigeiithiim  der  Grundherren- 
docii  hatte  allenthalben  der  Bauer,  wie  bereits  angedeutet’ 

,r've  B-fe»ung  Sind 

ihe  \ erhaitmsse  im  Westen  den  Bauern  meistens  weit 

günstiger  als  ini  Osten : dort  sind  die  Freiheitsbeschränkungen 

itiaghch,  hier  last  in  Sklaverei  ausartend;  dort  sind  die 

romen  in  der  Regel  billig  bemessen,  hier  willkürlich  und 

1 ft  die  gesaimnte  freie  Zeit  des  Bauern  in  Ansiiruch  nehmend  - 

dort  sind  die  Besitzrechte  meist  erblich,  mit  weit  gehender 

Befugniss  darüber  zu  verfügen , hier  dagegen  erblicken  wir 

llLerhauptBesitzuusicherheit«). 

, L'^''“2*ööhte  waren  überaus  mannigfaltig;  naiiient- 

ich  gab  cs  neben  den  im  gutsherrlichen  Verbände  lebenden 
Bauein  ausserhalb  dieses  Verbandes  stehende  Freibauern 
Knapp  fuhrt  drei Classen  bäuerlicher  Besitzrechte  an:  1,  Erb- 

*)  Haussen,  a.  a.  0.  I 377. 

Fuchs,  a.  a.  0.  S.  133  ff. 

®)  V.  Jordan-Rozwadowski,  a.  a.  0.  S.  513. 
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Pächter  und  Erbzinsleute.  Die  Erbpacht  hatte  verschiedene 
Entstehungsursachen.  In  älteren  Zeiten  überliessen  kleinere 
Grundbesitzer  grösseren  ihr  Landeigenthum  zum  Schutze, 
um  es  als  Eibpacht  zurückzuempfangen;  später  gewährten 
die  Gutsbesitzer  diese  ihren  Hörigen  zur  Erzielung  einer 
grösseren  Intensität  des  Ackerbaues;  endlich  überliessen 
Grundherren  einen  Theil  ihres  Bodens  in  dieser  Form  land- 
losen Freien  zur  Benutzung  (vgl.  IV  II/I  579).  Besonders 
im  18.  Jahrhundert  wurden  viele  Doniänentheile  an  Erb- 
pächter ausgethan,  zunächst  im  Hinblicke  auf  die  Heeres- 
und  Steuerpflicht  der  Bauern. 

2.  Lassiten.  Unter  Lassbesitz  wurde  meistens  ein  Be- 
sitz ohne  Erbrecht,  also  nur  auf  Lebenszeit  oder  während 
der  Arbeitsfähigkeit  der  Bauern,  verstanden,  zuweilen  aber 
auch  ein  beliebig  widerruflicher  Besitz. 

3.  Pächter.  — Innerhalb  dieser  drei  Classen  gab  es 
sehr  viele  Abstufungen. 

In  Bayern  gab  es  folgende  Formen  emphyteutischen  Besitzes ; 
das  sog.  Erbrecht  mit  Uebergang  des  nutzbaren  Eigenthums  auf 
den  Erben  des  Grundholden ; das  Leihrecht  oder  Leibgeding  mit 
Erloschen  des  nutzbaren  Eigenthums  beim  Tode  des  Grundholden  • 
die  Neustift  mit  dessen  Erlöschen  beim  Tode  des  Grundherrn- 
endlich  die  sog.  Herrngunst  oder  veranleitete  Freistift  mit  der 
ganz  vom  Belieben  des  Grundherrn  abhängigen  Hauer  des  Ver- 
hältnisses. In  der  Oberpfalz,  wo  mehr  als  die  Hälfte  der  Bauern- 
güter freies  Eigenthum  war,  blieben  die  erwähnten  Formen 
Freistift,  Neustift,  Leibrecht,  unbekannt  i). 

Als  wichtigste  Baueruclasseu  sind  zu  uenuen : die  Hufner, 
die  eine  oder  mehrere  Hufen  besassen;  die  Köther  oder 
Gärtner  mit  Besitz  von  Land,  das  nicht  einen  Theil  einer 
Hufe  bildete;  die  Häusler,  meistens  nur  im  Besitze  von  Haus 
und  Garten ; die  Einlieger,  die  nur  in  einem  fremden  Hause 
wohnten,  meistens  Tagelöhner,  zuweilen  Handwerker.  Diese 
Benennungen  schwanken  in  den  verschiedenen  Gegenden. 

Bei  Betrachtung  der  Heeresverhältnisse  erwähnten  wir 
bereits  der  furchtbaren  Folgen  des  30jährigen  Krieges  für 


B Hausmann,  a.  a.  0.  S.  34.  81. 
Felix,  Eigeuthum.  IV.  2.  II. 
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den  BauBiDStaud,  Allerdings  fanden  sich  die  Griindherren, 
um  ihres  eigenen  Wohles  willen,  gedrängt,  den  Bauern  bei- 
zustehen; doch  geschah  dies  um  den  Preis  willkürlicher 
Ausdehnung  der  Dienste  und  Abgaben  sowie  der  weiteren 
^'erkümmerung  der  bäuerlichen  Besitzrechte.  So  wurde  die 
Mehrzahl  der  erblichen  Bauern  Vorpommerns  und  Rügens 
zu  Lassiteu.  Das  Legen  der  Bauern  wurde  nun  in  grossem 
Massstabe  betrieben.  Nach  der  Baueriiordnung  von  1610 
für  diese  Lande  — dergemäss  die  Gutsherrschaft  sich  das 
volle  Eigenthum  an  den  bäuerlichen  Stellen  anniasste  — 
hatte  die  Herrschaft,  die  den  fiauern  legen  wollte,  ihn  nicht 
auszukaufen;  es  genügte  als  Entschädigung  die  Ueberlassung 
der  Hotwehr  und  das  Recht  des  freien  Abzuges.  Unter 
solchen  Bew'andtnisseu  konnte  die  Besetzung  der  Höfe  öfters 
nur  gew^altsani  erfolgen  *). 

Angesichts  der  geschilderten  Behandlung  der  Bauern 
kann  es  nicht  befremden,  dass  auch  nach  dem  grossen 
Bauernkriege  Aufstände  der  Bedrückten  von  Zeit  zu  Zeit 
ausbrachen:  so  1590  in  der  bayrischen  Grafschaft  Haag; 
1626  in  Oberösterreich,  das  damals  Maximilian  von  Bayern 
als  Pfand  inne  hatte,  der  durch  die  bäuerliche  Empörung 
verhindert  ward,  Tilly  die  verlangte  Unterstützung  zu  ge- 
währen 0;  1777  und  1784  in  Livland;  1790  in  der  Meissener, 
Lommatzscher  und  Oschatzer  Gegend  in  Kursachsen.  Auch’ 
kam  es  häutig  vor,  dass  die  Bauern  entliefen. 

Die  emporkommenden  Territorialgewalten  fühlten  sich 
anfangs  nicht  kräftig  genug,  zu  Gunsten  der  Bauern  einzu- 
schreiten, weil  sie  von  den  bauernfeindlichen  Ständen  ab- 
hängig waren,  die  namentlich  die  Mittel  zur  Befriedigung 
der  Heeresbedürfnisse  nur  unter  der  Bedingung  der  Steuer- 
abwälzung auf  die  Bauern  bewilligten  0.  Erst  um  die  Mitte 
des  17.  Jahrhunderts  erkannten  es  die  Landesherren,  deren 
.Macht  inzwischen  erstarkt  war,  als  ihre  Pflicht,  sich  der 

0 Fuchs,  a.  a.  0.  S.  91.  93.  99. 

Winter,  a.  a.  0.  S.  291. 

»j  Lamprecht,  Geschichte  des  Grundbesitzes,  im  Handwörterbuch 
tur  ötaatswissenschaften.  2.  Aufl.  1\  841. 
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Bauern,  der  zahlreichsten  Bevölkerungsclasse , anzunehnieu. 
Allen  voran  der  grosse  Kurfürst,  der  dem  Legen  der  Bauern 
nach  Kräften  entgegenwirkte,  die  wüsten  Strecken  der  Mark 
durch  Begünstigung  der  Einwanderung  aus  Friesland  und 
Holland  in  fruchtbare  Gefilde  umzuwandeln  und  dadurch 
zugleich  den  Einheimischen  landwirthschaftliche  Belehrung 
zu  bieten  suchte , welche  Bestrebungen  überaus  erfolgreich 
waren  1).  Doch  fand  sich  der  Kurfürst  1653  in  Folge  finan- 
zieller Bedrängniss  bewogen,  gegen  eine  umfassende  Steuer- 
bewilligung dem  Adel  drückende  Rechte  über  die  Bauern 
zuzugestehen  ^).  Entschiedener  wurde  eine  bauernfreundliche 
Richtung  im  18.  Jahrhundert  verfolgt,  in  welchem  man  zu 
der  Erkenntniss  gelangt  war,  dass  auch  mit  Rücksicht  auf 
die  dringend  wünschenswerthen  Fortschritte  im  Ackerbau- 
betriebe die  Lage  der  Bauern  gebessert  werden  müsse. 
Zunächst  wurde  in  der  Emporbringung  der  Domanial- 
bauern ein  wenn  auch  nur  langsam  wirkendes  Vorbild  ge- 
schaffen, indem  ihre  Frohnen  und  Zw'angsdieuste  gemildert 
und  insbesondere  bei  Unglücksfällen  billige  Rücksicht  auf 
sie  genommen  und  der  Missbrauch  der  gutsherrlichen  Rechte 
in  Folge  der  hier  waltenden  Controle  erschwert  wurde. 
Namentlich  aus  Livland  wird  berichtet,  dass  die  Privatguts- 
besitzer sich  gedrängt  sahen,  das  Beispiel,  das  die  Krone 
hinsichtlich  der  Domänenbauern  gab,  zu  beherzigen,  um  der 
Flucht  ihrer  Bauern  voi'zubeugen  ^).  Die  bayrischen  Kur- 
fürsten bemühten  sieh,  die  Besitzrechte  der  Bauern  sicherer 
zu  gestalten,  insbesondere  die  Reste  der  Leibeigenschaft  auf- 
zuheben; doch  scheiterten  ihre  wohlwollenden  Absichten  an 
dem  Widerstande  des  Adels  und  der  Beamten  und  konnten 
nur  in  den  Domänen  verwirklicht  werden.  1779  verordnete 
Kurfürst  Karl  Theodor,  dass  allen  Domänenbauern,  die  ihr 
Gut  nur  nach  Leibrecht  besassen,  dessen  Verw^andlung  in 
Erbrecht  gestattet  werde,  nach  welchem  allein  auch  alle 


>)  Prutz,  a.  a.  0.  II  108. 
Erdmannsdörffer,  a.  a.  0.  I 423. 
V.  Roseiieck,  a.  a.  0.  S.  79. 
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üeuen  VerteihuDgen  erfolgen  sollten  ‘).  In  Baden  hob  der 
Markgraf  Karl  Fr, ednch  du,-ch  ein  Edict  von  1783  die  Leib 

Xin  s "1  n 

v\iiJieJm&  1.  die  Domaneiibaiiern  meistens  Erbzinsbauern 
f pf  der  König,  der  als  einer  der  Vorläufer 

und  derBaummth"^'^  Bedeutung  der  Landwirthschaft 
und  des  Bauernthums  zu  würdigen  wusste,  führte  für  alle 

heimgeiallenen  oder  aufgegebenen  Bauerngüter  den  Lei"! 

wang  ein  Er  wünschte,  dass  auch  die  Lassiten  zu  Erbzins- 

uern  erhoben  wurden.  Allerdings  Hess  die  Unzulänglich- 

zu  Z“eref  r‘T  'h^  Verwirklichung  dieser  Absicht  nicht 
Z’ri  ^ c , Grossen  voibehalten  war  der 

dann'  'in  der  Bauern  zuerst  in  Schlesien, 

ann  m Ost-  und  V\  estpreussen  auf  hob  und  (174f))  das 

Baue,-nlegen  aufs  strengste  verbot.  Doch  war  eine  f! 

..euerung  dieses  Ve, Lotes  u,it  ve.sch,ä.fter  Strafand.ohung 

(1,04)  uothwendig.  Friedrich  der  Grosse  verwirklichte  auch 

en  sog.  Bauernschutz,  wodurch  der  bäuerliche  Besitz  in 

*ner  Gesaninjtheit  gesichert  ward,  durch  die  Verordnung 

jede  erledigte  Bauernstelle  abermals  mit  einen,  Bauern  zu  bf- 

pS  de'r  «lenDonLn  die 

m Poiiimern , der  Neiiniark  und  Brandenburg  wurden  l e 
erblichen  Besitzrechte  der  Domänenbauen,  in  Eigenthum  oder 
wenigstens  in  wirkliche  Erbpacht  unigewandelt  Al™  d!ese 

Reformen  blieben  auch  hier  auf  die  Domänen  beschränkr 
zu  Gunsten  der  Privatbauern  vermochte  der  alte  preussische’ 

untertliä“'-  namentlich  ihre  Erb- 

unteitl  anigkeit  bestand  fortU  In  Hinterpommern  bestand 

halte  Leibeigenschaft;  die  geknechteten,  zu  ungemesseiien 

Diens  en  gezwungenen  Bauern  mussten  zur  Zeit  Tr“ 

besteliung  mit  ihrer  Arbeit  und  ihren  Zuciltthieren  ihrt 

Heilen  fortwährend  zur  Verfügung  stehen.  Doch  boten  die 


) Brentano,  a.  a.  0.  S.  258.  259.  Hausmann,  a.  a.  0.  S 40  41 
Knapp,  a.  a.  0.  I 92.  93.  105.  125.  Hanssen  a a 0 
Schröder,  a.  a.  0.  S.  783.  Prutz,  a.  a.  0.  111218 
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auf  den  Domänen  gesammelten  Erfahrungen  eine  zuverlässige 
Grundlage  für  eine  spätere  dem  gesammten  Bauernthum  zu 
Statten  kommende  Gesetzgebung^). 

Bei  seinen  bauernfrenndlichen  Anordnungen  wurde  Fried- 
rich der  Grosse  von  der  Ansicht  geleitet,  dass  der  Bauern- 
stand neben  der  Bodenbearbeitung  den  Beruf  habe,  Soldaten 
zu  liefern,  wogegen  er  den  Adel  allein  als  zur  Hervorbringung 
tüchtiger  Ofticiere  geeignet  erachtete.  Deshalb  untersagte 
er  den  Bauern  die  Auswanderung  sowie  den  Wechsel  ihres 
Berufes  und  gestattete  nicht  den  Uebergang  von  Adelsgütern 
an  Nichtadelige,  welche  Beschränkung  Friedrich  Wilhelm  II. 
auf  hob  ^). 

Auch  in  den  österreichischen  Ländern  erblicken 
wir  den  Bauern  bei  Ausgang  des  Mittelalters  in  gedrückter 
Lage;  nur  in  Tyrol  ist  ihm  die  Freiheit  nicht  verkümmert 
worden.  Tyrol  gehörte  auch  zu  den  wenigen  Ländern,  in 
denen  die  Bauern  im  Landtage  vertreten  waren,  (Als  die 
übrigen  sind  zu  nennen : die  Schweiz,  die  Landschaften  der 
Nordseeküste  und  mehrere  sehr  kleine  Territorien  im  Innern 
Deutschlands,  worunter  die  Abtei  Kempten®).  In  Dänemark 
und  Schweden  wmrde  den  Bauern  das  Recht  der  Vertretung 
später  entzogen.) 

In  Ungarn  bestand  die  Leibeigenschaft  gesetzlich  seit 
1405  nicht  mehr,  thatsächlich  aber  in  einzelnen,  besonders 
slavischen  Gegenden^). 

Die  Bedrängniss  der  Bauern  in  den  österreichischen 
Landschaften  dauert  in  neuerer  Zeit  fort.  Ferdinand  I.  rügte 
in  einer  Verordnung  von  1522  ihre  Bedrückung  mit  Roboten 
(Frohnen),  unbilligen  Steuern  und  Strafen  auf’s  schärfste®). 

von  der  Goltz,  a.  a.  0,  S.  415. 

2)  Vgl.  Heigel,  Deutsche  Geschichte  vom  Tode  Friedrichs  des 
Grossen  bis  zur  Auflösung  des  alten  Reiches.  Stuttgart  1899.  I 6.  71. 
Vgl.  Ranke,  Die  deutschen  Machte  und  der  Fiirstenbund.  S.  194. 

V.  Below,  Territorium  und  Stadt.  München  und  Leipzig  1900. 
S.  219.  220. 

Springer,  Geschichte  Oesterreichs.  Leipzig  1863—1865.  I 45. 

Huber,  Geschichte  Oesterreichs.  IV  209. 
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In  Böhmen , Mähren  und  Schlesien  haben  wir  zunächst 
die  Eintheilung  der  Bauern  in  Rusticalisten  und  Domini- 
calisten zu  betrachten.  Jene  sind  mit  mannigfach  abgestuften 
Besitzrechten  auf  Rusticalgründen , d.  i.  Bauernland , der 
ordentlichen  Contribution  unterworfen ; diese,  auf  Grund  be- 
sonderer Verträge , auf  grundsätzlich  contributionsfreiem 
Herrnlande  angesiedelt  ^).  Allmählich  entwickelte  sich  je- 
doch die  Theorie  von  dem  Alleineigenthum  der  Obrigkeiten 
am  gesammten  Bauerngute.  Die  Besitzrechte  sind  nicht  nur 
innerhalb  desselben  Bezirkes,  sondern  zuweilen  selbst  inner- 
halb desselben  Dorfes  sehr  veischieden.  Unabhängig  davon, 
ob  sie  Rusticalisten  oder  Dominicalisteu  sind , scheiden  sich 
die  Unterthanen  in  eingekaufte  und  uneingekaufte.  Der 
eingekaufte  Rusticalist  geniesst  in  der  Regel  eine  lebens- 
längliche Nutzung,  jedoch  ohne  ein  Recht  hieran,  so  dass 
seine  rechtliche  Lage  ungünstiger  als  die  des  Pächters, 
dessen  allerdings  zeitlich  beschränkte  Nutzung  rechtlich  ge- 
sichert ist;  doch  wird  der  eingekaufte  Rustical-  wie  Domini- 
calwirth  in  der  Regel  nicht  abgestiftet,  wenn  er  sich  nichts 
zu  Schulden  kommen  lässt.  Die  uneingekauften  Rusticalisten 
— die  überwiegende  Mehrzahl  — hängen  ganz  von  dem  Be- 
lieben der  Grundobrigkeit  ab,  die  sie  abstiften,  anderswohin 
versetzen  oder  sie  zu  blossen  Inleuten  (Gutstagelöhnern) 
herabdrücken  kann.  Ihre  Lage  ist  ungefähr  die  des  unerb- 
lichen Lassiten,  welcher  Ausdruck  dem  österreichischen 
Sprachgebrauche  fehlt  ^). 

Wie  allenthalben  missbrauchten  die  Grundbesitzer  auch 
in  den  österreichischen  Ländern  öfters  ihre  Gewalt  über  die 
Bauern,  die  deshalb  gegen  den  Adel  fortwährend  missgestimmt 
waren,  der  daher  unaufhörlich  Bauernaufstände  befürchtete. 
Aus  diesem  Grunde  ordnete  der  mährische  Landtag  zu  Be- 
ginn des  17.  Jahrhunderts  die  Entwaffnung  der  Bauern  an^). 

’)  Griinberg,  Die  Bauernbefreiung  in  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien. 
Leipzig  1894.  I ,50.  51.  Grünberg,  ini  Handwörterbuch  für  Staatswissen- 
schaften. 2.  Aufl.  II  360. 

. Grünberg,  Die  Bauernbefreiung.  I 6.  52  IF. 

®)  Huber,  a.  a.  0.  V .53. 
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Die  erwähnte  Befürchtung  war  nicht  grundlos;  von  den  Er- 
hebungen der  Bauern  sind  namentlich  die  in  Böhmen  in  den 
Jahren  102b  und  1027  bemerkenswerth  D. 

Im  Jahre  1054  ward  der  den  Leibeigenen  von  der  Grund- 
herrschaft als  Precarium  zugewiesene  Grund  und  Boden  als 
Rusticalgrund  erklärt,  der  nicht  eigenmächtig  mit  dem 
Dominica! grund  vereinigt  werden  durfte.  Da  ursprünglich, 
wie  gesagt,  nur  auf  jenem  die  gesammte  Grundsteuer  lastete, 
so  wurden  die  Abstiftungen,  durch  die  der  Steuerertrag  ver- 
ringert worden  wäre,  untersagt^).  Während  des  18.  Jahr- 
hunderts bis  in  die  Regierungszeit  Maria  Theresias  ertönen 
nichtsdestoweniger  Beschwerden  über  Abstiftungen  und  ^ er- 
setzungen,  die  meistens  in  Folge  der  Einziehung  der  unter- 
thänigen  Stelle  zum  Hoffelde  erfolgen , und  zwar  einwand- 
frei, wofern  nur  die  eingezogenen  Stellen  ihre  Rusticaleigen- 
schaft  behielten,  d.  h.  der  ordentlichen  Contribution  und  den 
anderen  staatlichen  Lasten  unterworfen  blieben.  Ueber- 
wälzungen  der  Frohndienste  und  anderer  Lasten  waren  zwar 
verboten,  wurden  aber  bei  der  ungeschützten  Lage  der  Bauern 
dessenungeachtet  ungestört  unternommen.  Zu  den  offen- 
kundigen Härten  der  Lage  der  uneingekauften  Bauern  ge- 
sellte sich  die  Ausbeutung  ihrer  Unsicherheit  durch  gewissen- 
lose Wirthschaftsbeamte , die  sehr  häufig  willkürlich  Geld- 
strafen dictirten ; insbesondere  geschah  dies  seit  der  Schlacht 
am  weissen  Berge,  welche  die  Bildung  umfassender  Latifundien 
zur  Folge  hatte,  die  nur  mit  Hilfe  eines  grossen  Bearaten- 
heeres  bewirthschaftet  zu  w^erden  vermochten , dem  nun  die 
Unterthanen  preisgegeben  wurden.  Erst  Maria  Theresia 
vermochte  hierin  Wandel  zu  schaffen^). 

Alle  eingekaufteu  Rusticalgründe  waren  in  mannigfaltigen 
Graden  vererblich ; die  Bestimmung  des  Erben  konnte  jedoch 
nur  unter  Zuziehung  der  Obrigkeit  erfolgen , die  unter 
mehreren  vorhandenen  Söhnen  den  ihr  am  tüchtigsten  er- 

’)  Gindely,  a.  a.  ü.  S.  411. 

-)  Jellinek,  Bauernbefreiung  in  Oesterreich-Ungarn,  im  Handwörter- 
buch für  Staatswissenschaften. 

®)  Grünberg,  a.  a.  0.  I 107.  112. 
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scheinenden  auswählen  konnte.  In  Böhmen  und  Mähren 
beduifte  der  IJnterthan  der  obrigkeitlichen  Bewilligung,  um 
zu  testiren.  Die  Erbfolge  war  durch  vielerlei  grundherr- 
liche Rechte  eingeschränkt:  ott  waren  alle  Seitenverwandten, 
zuweilen  sogar  auch  die  Töchter  ausgeschlossen.  Nach  Her- 
kommen war  der  jüngste  Sohn  Erbe  des  Gutes.  Die  Behand- 
lung der  Hinterlassenschaft  war  zahlreichen  Willkürlichkeiteu 
unter  worfen : so  wurden  die  Erbtheile  von  Frauenspersonen, 
die  einen  Fehltritt  begingen,  sowie  die  natürlicher  Kinder 
von  der  Grundherrschaft  eingezogen  ^). 

Die  ungemessenen  Frohnen  konnten  von  der  Obrigkeit 
zu  beliebigen  Zeiten  beansprucht,  also  im  Voraus  benutzt 
oder  für  die  Folge  aufgespart  werden,  so  dass  sie  auch  von 
einem  Jahre  in  das  andere  überti-agen  wurden  und  auf  diese 
Meise  in  manchen  Gegenden  Tausende  von  rückständigen 
Fiohntagen  zusammen  kamen.  Die  Getreidetransporte  und 
andere  Frohnen  wurden  häufig  rücksichtslos  zu  der  Zeit  ge- 
fordert, wo  der  Bauer  der  Fuhren  und  der  Arbeitskraft  für 
seine  eigene  Wirthschaft  am  dringendsten  bedurfte.  Die 
Frohneu  wurden  auch  zu  industriellen  Zwecken  und  in  Berg- 
werken in  Ans])ruch  genommen.  Die  gesetzliche  Forderung, 
dass  dem  Bauern  die  zur  Bestellung  der  eigenen  Felder  er- 
fordei liehe  Zeit  gelassen  werde,  blieb  in  Ermanglung  von 
darauf  bezüglichen  Strafbestimmungen  unbeachtet.  In  Be- 
treff des  Zwangsgesindedienstes  ist  zu  bemerken,  dass  die 
Obrigkeit  die  Auswahl  der  dazu  berufenen  Kinder  willkür- 
lich voinahm  und  den  Umstand,  dass  die  Eltern  ihrer  Kinder 
in  der  eigenen  MJrthschaft  bedurften,  nicht  berücksichtigte. 
Der  A r b e i t e r 1)  e d a r f der  G r u n d h e r r s e h a f t hatte 
auch  die  Folge,  dass  dem  Unterthan  das  Recht 
freier  Berufswahl  nicht  zu  gestanden  ward:  die 
Kinder  mussten,  gleich  den  Eltern,  landwirth- 
schaft  liehe  Arbeiter  bleiben,  so  lauge  es  der 
G r u n d h e r r s c h a f t beliebte  ^). 


')  Grünberg,  a.  a.  0.  S.  65—67. 
a.  a.  O.  S.  84—86.  16. 
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Die  Freizügigkeit  wurde  dort,  wo  sie  dem  Buchstaben 
nach  bestand,  durch  die  Forderung  hoher  Abzugsgelder 
illusorisch  gemacht. 

Seit  dem  30jährigeu  Kriege  ward  den  Bauern  auch  in 
Böhmen  das  Recht,  'Waffen  zu  tragen,  entzogen.  Die  be- 
trächtliche Verminderung  der  bäuerlichen  Bevölkerung  während 
dieses  Krieges  führte  nicht,  wie  man  hätte  erwarten  sollen, 
eine  Verbesserung,  sondern  sogar  eine  Verschlimmerung  ihres 
Looses  herbei,  indem  die  Wertherhöhung  der  nun  selteneren 
Arbeitskräfte  die  Gutsherrschaften  zur  Verschärfung  der 
Schollenpfiichtigkeit  veranlasste.  Die  Ausbeutung  gerade  der 
tüchtigsten  Bauern  bewirkte  nun  ihre  Lässigkeit. 

Eine  Oesterreich  eigenthümliche  Institution  war  die  der 
Unterthauenadvocaten  in  Mähren  und  Schlesien,  wonach  die 
Uiiterthaneu  das  Recht  auf  unentgeltliche  Vertretung  vor 
Gericht  hatten;  ihre  Befugniss,  die  Obrigkeiten  gerichtlich 
zu  belangen,  wurde  aber  später  dadurch  wirkungslos,  dass 
die  Bauern,  die  „unbegründete“  Klagen  einbrachten,  mit 
schweren  Strafen  bedroht  wurden.  Beschwerden  gegen  die 
Obrigkeit  waren  auch  durch  die  Ordnung  des  Instanzen- 
zuges nahezu  unmöglich  oder  doch  wirkungslos  gemacht,  da 
die  Klagen  der  Herrschaft  nicht  verborgen  bleiben  konnten 
und  sie  es  in  der  Hand  hatte,  die  Bauern  auf  jede  erdenk- 
liche 'Weise  zu  quälen.  Auch  waren  die  gerichtlichen  Be- 
hörden aus  Mitgliedern  des  Herren-  und  Ritterstandes  zu- 
sammengesetzt 0-  Von  'MTchtigkeit  war  auch  der  Umstand, 
dass  die  Herrschaft  mit  der  Erhebung  der  Steuern  in  ihrem 
Bezirke  beauftragt  ward,  womit  das  Recht  der  Repartirimg 
der  Abgaben  verbunden  w'ar.  Auch  in  Oesterreich  wurde 
insbesondere  die  Abwesenheit  der  Grundei genthümer  von 
ihren  Beamten  zum  Missbrauche  ihrer  Gewalt  benutzt^). 

Als  eine  Wirkung  des  Bauernaufstandes  in  Böhmen  von 
1680  ist  das  erste  Robotpatent  vom  Juni  1680  zu  betrachten, 
das  1713  auch  auf  Mähren  ausgedehnt  wurde.  Dadurch  ward 


’)  a.  a.  0.  S.  32.  34.  130. 
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Tage  feat- 

gesetzt;  ferner  verbot  es  die  willkürliche  Erhöhung  der 
Abgaben  sowie  den  Zwang  zum  Kaufe  von  Wirthschafts- 
erzeugnissen , weiterhin  die  widerrechtliche  Aneignung  von 
Verlasseuschaften  durch  die  Obrigkeit,  endlich  die  Ueber- 
wälzung  von  Steuern  auf  die  Unterthanen.  Doch  sind  diese 
Anordnungen  todte  Buchstaben  geblieben,  was  u.  A.  dadurch 
erklärlich  ist,  dass  die  Gutsherrschaften  durch  die  Macht 
der  Entziehung  der  den  Bauern  unentbehrlichen  Wald-  und 
Weidenutzung  jeden  Zwang  ausüben  konnten.  Das  Patent 
verschlimmerte  sogar  die  Lage  der  Bauern  beträchtlich,  in- 
dem die  „Privilegien,  Beeilte  und  Ereiheiten“,  die  ihnen  vor 
dem  Aufstande  eingeräumt  worden  waren , dadurch  auf- 
gehoben wurden.  Weitere  Bedrückungen  erwuchsen  aus  der 
Unklarheit  des  Patents,  wonach  die  Arbeit  „zeitlich  früh“ 
beginnen  und  „zu  gerechter  Zeit“  am  Abend  aufhören  sollte, 
was  die  Obrigkeiten  von  Sonnenaufgang  bis  Sonnenuntergang 
deuteten. 

Die  Eolge  des  vermehrten  Druckes  war,  aller  Aus- 
wauderungsverbote  und  Strafandrohungen  ungeachtet,  die 
El  licht  der  Bauern  in  grossem  Massstabe.  Eine  weitere 
Eolge  war  der  Kückgang  der  bäuerlichen  Steuerkraft.  Nach 
einem  Berichte  der  böhmischen  Hofkanzlei  von  1735  ging 
nur  von  wenig  über  einem  Viertel  aller  Dominien  die  ordent- 
liche Contribution  richtig  ein.  Zu  diesem  Ausfälle  trug  der 
Umstand  hei,  dass  das  Steuervertheilungs-  und  Einhebuugs- 
recht  von  den  Obrigkeiten  zu  weiterem  Drucke  der  Bauern 
ausgebeutet  wurde.  Dieser  finanzielle  Rückschritt  sowie  die 
in  die  höchsten  Kreise  gedrungene  Nachricht  von  massloser 
Grausamkeit  mancher  Grundherrschaften  nöthigten  die  Re- 
gierung, zunächst  den  Bauern  als  Steuerzahler  zu  berück- 
sichtigen, eine  Erwägung,  die  zur  Zeit  Maria  Theresias  die 
Verstärkung  des  Bauernschutzes  zur  Eolge  hatte,  den  schon 
früher  die  Robotpatente  vom  28.  Juni  1680,  22.  Eebruar  1717 
und  27.  Januar  1738  bezweckt  hatten.  Dazu  gesellte  sich 
die  Verbreitung  der  von  uns  bereits  erörterten  Ansichten 
über  die  nothwendige  Eörderung  des  Bevölkerungszuwachses. 


219 


So  sehen  wir  die  Kaiserin  von  Reformen  zu  Reformen 
schreiten,  die  aber  durch  den  unablässigen  heftigen  Wider- 
stand der  Stände  gehemmt  wurden.  Zunächst  ward  die 
eigenmächtige  V^ertauschung  bäuerlicher  Gründe  ohne  Ent- 
schädigung und  ohne  vorherige  Anzeige  beim  Kreisamte  ver- 
boten. Eerner  sollten  die  Grundherrschaften  für  die  Con- 
tribution der  wüsten  Stellen  aufkommen.  In  Schlesien  wurden 
durch  das  Patent  vom  6.  Juli  1771  die  Frohnen  geregelt. 
In  Böhmen , wo  die  Gruudherrschaften  am  willkürlichsten 
walteten,  beachteten  weder  sie  noch  die  Behörden  die  Ge- 
setze und  Hessen  sich  jene  im  Bauernlegen  nicht  beirren. 
Nun  häuften  sich  wieder  die  Contributionsrückstände. 
Ausserdem  beängstigte  es  die  Regierung,  dass  die  Aus- 
wanderung aus  Böhmen,  ungeachtet  aller  damit  verbundenen 
Schwierigkeiten,  weit  grössere  Verhältnisse  annahm  als  seit- 
her ‘).  Dazu  gesellte  sich  die  Hungersnoth  von  1771.  End- 
lich gelangte  die  Nachricht  von  den  empörenden  Unthateu 
auf  einer  Herrschaft  des  Fürsten  Mansfeld  zur  Kenntniss 
der  höchsten  Kreise.  (Doch  wurden,  lieiläufig  bemerkt,  die 
ihm  auferlegten  Strafen  im  Gnadenwege  erlassen.)  Dies 
Alles  brachte  die  Reformbeweguug  wieder  in  Gang.  Kaiser 
Jose])h  suchte  nun  sich  persönlich  vom  Stande  der  Dinge  zu 
überzeugen.  Seine  Wahrnehmungen  reiften  den  Entschluss, 
die  bäuerliche  Bevölkerung  vor  der  grundherrlichen  Aus- 
beutung thatkräftigst  zu  schützen.  Die  für  Schlesien  fest- 
gesetzte Reglung  der  Frohnen  wurde  nun  auch  auf  Böhmen 
übertragen.  Das  Widerstreben  der  böhmischen  Stände,  die 
jede  Verminderung  ihrer  Rechte  als  frevelhaften  Eingrift  in 
die  Heiligkeit  des  Privateigenthums  hinstellten,  war  nach 
wie  vor  zu  bekämpfen.  Ein  einziger  böhmischer  Grundherr, 
Franz  Norbert  Graf  Trautmansdorff , machte  insofern  eine 
rühmliche  Ausnahme,  als  er  auf  seiner  Herrschaft  Teinitz 
ein  freies  Uebereinkommen  mit  seinen  Bauern  hinsichtlich 
ihrer  künftigen  Frohnen  traf^).  Die  Hofkanzlei  und  das 

V.  Arneth,  Geschichte  Maria  Theresias.  IX  378. 
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böhmische  Gubernium  Hessen  jede  Energie  vermissen,  ver- 
hielten sich  vielmehr  passiv.  Franz  von  Blanc,  einer  der 
ausgezeichnetsten  Beamten,  der  das  Vertrauen  der  Kaiserin 
genoss,  aber  dessenungeachtet  mit  seinen  Rathschlägen  nicht 
vollständig  durchdringen  konnte,  nahm  seinen  Abschied. 
Inzwischen  hatten  die  ungeduldigen  Bauern,  durch  das 
Schwanken  der  Regierung  irre  geworden,  sich  empört. 
Darauf  folgte  das  Rohotpatent  vom  13.  August  1775,  dessen 
Hauptwerth  im  Verbote  der  Willkürlichkeiten  lag,  deren 
sich  die  Grundherren  schuldig  machten,  Willkürlichkeiten, 
die  beinahe  drückender  als  die  Frohnen  selbst  waren.  Im 
Zusammenhänge  damit  standen  die  Verordnungen  zur  Ver- 
hütung übermässiger  Beschädigung  bäuerlicher  Grundstücke 
durch  das  herrschaftliche  WikP).  Neben  den  iMassregeln 
gegen  die  Frohnen  erfolgten  solche  gegen  die  Legungen  — 
der  Bauer  sollte  auch  Besitzer  des  Bauernlandes  sein  — 
und  zur  Besserung  der  bäuerlichen  Besitzrechte:  die  un- 
eingekauften  Gründe  sollten  in  eingekaufte  verwandelt  und 
die  Bauern  Eigenthümer  werden  ^). 

In  Betreff  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft,  die 
Joseph  II.  beschlossen  hatte,  Hess  der  Kaiser,  der  neben  dem 
Wohle  des  Bauernstandes  auch  die  Kräftigung  der  vom  Adel 
missachteten  Staatsgewalt  im  Auge  hatte®),  sich  nicht  in 
Unterhandlungen  mit  den  halsstarrigen  Ständen  ein,  sondern 
ordnete  sie  ohne  ihre  Zuziehung  für  die  böhmischen  Länder 
am  1.  November  1781  an;  sie  wurde  durch  eine  gemässigte 
Unterthäuigkeit  nach  dem  Vorbilde  der  österreichischen  Erb- 
länder ersetzt.  Damit  in  Verbindung  stand  das  den  Unter- 
thanen  ertheilte  Recht  der  Freizügigkeit,  ferner  die  Befug- 
uiss,  sich  zu  verehelichen,  mit  Handwerken,  Kunst  und 
W issenschaft  zu  beschäftigen,  ohne  hierzu  der  obrigkeitlichen 
Bewilligung  zu  bedürfen . sowie  die  Aufhebung  des  Zw^ang- 
gesiudedienstes. 

0 a.  a.  0.  S.  .381.  385.  386. 
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Sowohl  Maria  Theresia  als  Joseph  drang  sich  immer 
mehr  die  Erkenntniss  der  Nothw^endigkeit  der  vollständigen 
Beseitigung  der  Frohnen  auf,  die  dem  Bauern  ungleich  mehr 
kosteten  als  sie  der  Grundherrschaft  eintrugen,  ihn  an  der 
angemessenen  Bewirthschaftung  der  eigenen  Felder  hinderten, 
und,  widerwillig  geleistet,  weit  hinter  dem  Werthe  freier 
Arbeit  zurückblieben.  Joseph  erleichterte  auch  die  Durch- 
führung der  Ansprüche  der  Bauern  an  ihre  Herrschaft  auf 
dem  Wege  unentgeltlicher  Vertretung.  Ferner  beschränkte 
er  das  Strafrecht  der  Grundherrschaft,  der  aber  noch  immer 
ein  grosser  Spielraum  in  dieser  Beziehung  übrig  blieb,  da 
sie  bei  Recrutenaushebungen,  Erbtheilungen,  Unterstützuugs- 
bedürfnissen  einen  bedeutenden  Einfluss  austibte  ^). 

Die  wohlwollenden  Absichten  des  Kaisers  scheiterten 
nach  dem  Tode  seiner  Mutter  (auch  in  Ungarn)  an  dem  un- 
besiegbaren Widerstande  der  privilegirten  Classen,  mit  deren 
Sieg  der  Kampf  in  der  Robotfrage  endigte,  welchen  Sieg 
das  Ablösungsgesetz  vom  1.  September  1798  ausdrückte.  Es 
ist  eine  der  merkwürdigsten  tragischen  Er- 
scheinungen, dass  der  menschenfreundliche 
Kaiser  von  den  kurzsichtigen  Ständen  ge- 
zwungen war  d . gleichzeitig  mit  der  fran- 
zösischen eine  Revolution  in  Oesterreich  in 
entgegengesetztem  Geiste  und  im  Gegensätze 
zu  seinen  eigenen  wohlw' eilenden  Absichten  zu 
sanctioniren.  Das  Patent  von  1798  schloss  die  Gesetz- 
gebung zu  Gunsten  der  Bauern  für  ein  halbes  Jahr- 
hundert ab. 

Zu  erwähnen  ist  noch,  dass  der  den  physiokratischen 
Ideen  zugeueigte  Kaiser  im  Sinne  dieser  eine  einzige  Grund- 
steuer einzuführen  suchte , w'elcher  Plan  sich  ebenfalls  als 
undurchführbar  erwies. 

W'ie  wir  (IV/II/I  568)  gesehen  haben,  erregten  die  Ein- 
hegungen in  England  als  Folge  des  Ueberganges  zur  W^eide- 
wirthschaft  bereits  ernste  Bedenken  Heinrichs  VII.  Die 
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G)  iindlioldeu , die  uuii  in  eine  abhängige  Stellung  herab- 
gedrückt wurden,  hatten  zwar  kein  bestimmtes  dingliches 
Recht  an  die  ihnen  nun  verkümmerte  Weide,  deren  Nutzung 
sie  jedoch  auf  Grund  alten  Herkommens  beanspruchten^). 
Alleidiugs  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  die  Umwälzung 
m den  agrarischen  Verhältnissen  einen  wirthschaftlichen 
Fortschritt  bedeutete,  da  erst  nach  Heraushebung  der  grund- 
herrschaftlichen Felder  aus  der  Gemengelage  ein  rationeller 
wirthschaftlicher  Betrieb  herbeigeführt  zu  werden  vermochte. 
Doch  war  der  nächste  Beweggrund  dieses  Umsturzes  — der 
übrigens  dem  zunehmenden  Drange  nach  Ausbreitung  reinen 
Sondereigens  entsprach  — der  Umstand,  dass  die  Schafzucht 
lohnender  als  der  Getreidebau  erschien.  Sagt  ja  Rogers: 
„From  the  13  th  to  the  lOth  Century  wool  was  king“  (ein 
Dictum,  das  bekanntlich  später  auf  Baumwolle  - cottou  - 
Übel  tragen  wurde).  Oftenbar  hyperbolisch  fügt  er  hinzu: 
„England  was  the  only  woolproducing  countrv  in  Europe“  ^) 
Jedentälls  aber  entsprang  dieser  Wandlung  die  Aufsaugung 
des  bäuerlichen  Besitzes  und  eine  arge  Bedrängniss  der  ge- 
sammten  bäuerlichen  Bevölkerung.  Die  hierauf  bezüglichen 
Klagen  tinden  den  leidenschaftlichsten  Ausdruck  in  der 
^ Utopia**  des  Thomas  ]\rore. 

vpr  ''■erden  jetzt  Menschen 

Werfer,  sondern  auch  Städte  ent- 
^ und  Clerus  hemmen  den  Lauf  der  Land- 

en thschaft  zerstören  Häuser  und  Städte,  verschonen  nur  die 
Kirchen  und  hegen  Gründe  ein,  nur  damit  sie  ihre  Schafe  darin 
un  eihnngen.  Als  oh  Ferst  und  Park  zu  wenig  Land  verschlungen 
hatten  sollen  nun  die  besten  bewolmten  Plätze  in  Einöden  ver- 
wandelt  werden  ; denn  wenn  einer  von  den  unersättlichen  Elenden 
beschbesst  viele  Tausende  Morgen  Landes  einzuhegen,  so  werden 
die  Eigenthumer  wie  die  Pächter  aus  ihren  Besitzungen  vertrieben 
Misshandlungen  gezwungen , sie  zu  verkaufen.  Auf 
solche  M eise  werden  Männer  und  Frauen,  Verheirathete  und  Un- 
\ erhell athete.  Alte  und  Junge  mit  ihren  zahlreichen  Familien 

c ' Englands  wirthschaftliche  Entwicklung. 

2)  Rogers,  The  Economic  Interpretation  of  History.  London  1888 

p.  o.  y. 
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genöthigt,  ihre  Wohnsitze  zu  ändern,  ohne  zu  wissen,  wohin  sie 
sich  wenden  sollen,  und  ihren  Hausrath  fast  umsonst  zu  ver- 
äussern.  Wenn  das  wenige  Geld,  das  sie  dafür  erlangen,  aus- 
gegeben  ist,  was  bleibt  ihnen  übrig,  als  zu  stehlen  oder  zu  betteln  V 
Thun  sie  dies,  so  werden  sie  als  müssige  Landstreicher  in’s 
Gefängniss  gebracht , während  sie  gern  arbeiten  würden , aber 
Niemanden  finden , der  sie  beschäftigt ; denn  zu  der  ländlichen 
Arbeit,  zu  der  sie  erzogen  wurden,  bietet  sich  keine  Gelegenheit  ^ 

mehr,  wenn  kein  Ackerland  vorhanden  ist:  Ein  Schäfer  genügt 
zur  Ueberwachung  einer  Heerde,  die  über  einen  Boden  aus- 
gebreitet ist,  dessen  Pflege,  wenn  er  bebaut  würde,  vielen  Händen 
Beschäftigung  gäbe.  Diese  Aenderung  wird  auch  den  Kornpreis 
in  vielen  Gegenden  erhöhen  und  dadurch  weiteres  Elend  hervor- 
bringen. 

Gesetze  Heinriclis  VIII.  von  1533  umi  1534  suchten  der 
Ausdehnimg  der  Schafzucht  zu  begegnen.  Da  durch  diese 
der  Ackerbau  verdrängt  und  das  Land  entvölkert  werde, 
solle  Niemand  mehr  als  2000  Schafe  halten,  „mit  Ausnahme  ^ 

weltlicher  Personen,“  die  jedoch  lediglich  auf  ihren  ererbten.  ; 

nicht  aber  auf  anderen  Gütern  beliebig  viele  Schafe  halten 
dürfen.  Die  Macht  des  Landadels  erwies  sich  aber  als  ; 

stärker  als  die  der  Centralregierung  und  so  blieben  die  er-  i 

wähnten  wie  die  sonstigen  Massregeln  wirkungslos.  Es  muss  i 

hier  daran  erinnert  w’erden,  dass  eben  zur  Zeit  Heinrichs  VIII.  |.| 

ein  grosser  Theil  der  Adelsreichthümer  durch  die  unter  diesem  1 

Könige  eingezogenen  und  zu  Spottjireiseu  verschleuderten  '< 

Kirchengüter  begründet  w'urde.  — Insbesondere  um  die 
Mitte  des  10.  Jahrhunderts  nahm  die  Aufregung  wegen  der 
agrarischen  Umwälzung  beängstigende  Verhältnisse  an.  Von 
der  Kanzel  herab  und  in  Flugschriften  wurde  dagegen  ge- 
eifert und  schliesslich  zu  Empörungen  geschritten.  Der 
furchtbare  Bauernaufstand  von  1549  war  vor  allem  gegen 
die  Einhegungen,  insbesondere  der  Gemeindeweiden,  ge- 
richtet; noch  Ende  des  10.  und  zu  Anfang  des  17.  Jahr- 
hunderts erhoben  sich  in  mehreren  Gegenden  die  Bauern, 
um  die  Zäune  einzureissen  und  die  Rückkehr  zum  Ackerbau 
herbeizuführen').  Ein  weiterer  Aufstand  erfolgte  zur  Zeit 

0 Nasse,  lieber  die  mittelalterliche  Feldgemeinschaft  und  die  . 

Einhegungen  des  16.  Jahrhunderts  in  England.  Bonn  1869.  S.  57 — 60. 


— 224  — 

Eduards  VI.  Später  waren  es  hauptsächlich  die  Leveller, 
die  u.  A.  den  nicht  eingezäunten  Boden  für  das  Volk  zurück- 
verlangten, der  aber  kein  Privateigenthum  bilden  sollte,  da 
die  Erde  das  Eigenthum  Aller  sei*). 

Die  in  Folge  der  nun  verminderten  Getreideproduction 
entstandene  Erhöhung  der  Kornjireise  erschien  durch  die 
gleichzeitige  Werthverringerung  der  Edelmetalle  wegen  ihres 
Zuflusses  aus  Amerika  beträchtlich  verstärkt,  während  die 
bedeutende  Verminderung  des  Arbeitsbedarfes  die  Löhne 
empfindlich  drückte,  so  dass  die  Lage  der  ländlichen  Arbeiter 
sich  zu  einer  geradezu  verzweifelten  gestaltete.  Von  ihnen 
ging  nun  ein  grosser  Theil  zum  Handel  und  zu  den  Ge- 
werben über  und  vermehrte  so  das  städtische  Proletariat. 
Nicht  viel  besser  erging  es  den  Pächtern,  die  Erhöhungen 
der  Pachtschillinge  zu  erleiden  hatten,  weil  in  Folge  der 
Einhegungen  eine  Zusammenziehung  und  also  Verminderung 
der  Pachthöfe  erfolgte.  Unter  Elisabeth  Hess  die  Bewegung 
nach,  unter  Jacob  I.  aber  wurde  sie  wieder  gewaltiger,  was 
u.  A.  daraus  ersichtlich  ist,  dass  Bacon,  der  als  Folge  der 
masslosen  Weideausdehnung  den  Niedergang  des  Ackerbaues 
und  das  Verderben  der  Pächter  erkannte,  beiden  Uebel- 
ständen  durch  ein  diese  Umwandlung  einschränkendes  Gesetz 
Einhalt  zu  thun  beabsichtigte. 

Nachdem  die  Gebundenheit  an  die  Scholle  im  Laufe  des 
15.  und  16.  Jahrhunderts  geschwunden  war,  zerfiel  die  länd- 
liche Bevölkerung  in  vier  Classen ; die  freeholders  (yeomen) 
bäuerliche  Grundeigen thümer , copyholders  Erbpächter, 

farmers  Zeitpächter  und  labourers  und  cottagers  Tagelöhner 
und  Häusler,  welche  letztere  nur  ein  Häuschen,  aber  kein 
Anwesen  besassen,  und  sich  zum  Iheile  mit  Handwerk  und 
Hausindustrie  beschäftigten.  Von  den  Pächtern  waren  die 
tenants  at  will  halb-  oder  ganzjähriger  Kündigung  ausgesetzt. 
Der  häutigen  Verdrängung  von  leaseholders  durch  tenants 
at  will  misst  Macculloch  den  Niedergang  des  Ackerbaues 
m vielen  Gegenden  Englands  bei^).  Nach  einem  Gesetze 

Ranke,  Englische  Geschichte.  III  329. 

Roscher,  System.  II  369. 
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Heinrichs  VII.  sollte  jeder  Vermiether  eines  cottage  dieses 
mit  4 acres  Land  ausstatten ; doch  scheint  es  im  Laufe  des 
18.  Jahrhunderts  ausser  Wirksamkeit  gekommen  zu  sein  *). 
Zu  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  behauptete  Lord  Coke,  ein 
Drittel  Englands  bestehe  aus  co])yhold^).  Die  copyholders 
wurden  häutig  so  sehr  bedrückt,  dass  sie  sieh  zum  Verkaufe 
ihrer  Güter  geradezu  gedrängt  sahen.  Auch  dürften  manche 
von  ihnen  ihr  gutes  Besitzrecht  verscherzt  haben  und  zu 
Zeitpächtern  herabgedrückt  worden  sein,  theils  durch  mass- 
lose  Erhöhung  des  Erbbestandgeldes  und  des  Canons,  theils 
durch  die  Nöthigung  zur  Vorweisung  ihrer  Docuniente,  von 
denen  manche  im  Laufe  der  Zeit  verloren  gegangen  sein 
mochten.  Eine  weitere  Verschlechterung  der  bäuerlichen 
Besitzrechte  war  durch  die  Säcularisation  der  Klöster  her- 
beigeführt worden , indem  die  Erwerber  der  Klostergüter 
die  copyholder  vor  die  Alternative  stellten,  auf  ihre  Güter 
zu  verzichten  oder  sich  mit  der  Stellung  von  Zeitpächtern 
zu  begnügen , da  ihr  Besitzrecht  mit  dem  der  Kirche  er- 
loschen sei^). 

So  weit  hatten  die  englischen  Könige  sich  der  Bauern 
nach  Kräften  angenommen  und  die  Ausschreitungen  der  Ein- 
hegungen zu  hemmen  gesucht.  Mit  der  Restauration  aber 
wichen  die  bauernfreundlichen  Neigungen  der  Regierungen 
entgegengesetzten  Antrieben.  Nun  wurde  die  Monarchie, 
die  sich  auf  das  Volk  gestützt  hatte,  durch  die  thatsächliche 
Herrschaft  der  Aristokratie  ersetzt,  der  die  Phhaltuug  des 
Bauernstandes  keineswegs  am  Herzen  lag.  Die  Sorge  für 
diesen  ward  ferner  durch  die  Anschauung  Marlboroughs, 
die  sich  die  Regierungen  aneigneten,  dass  für  den  Krieg  der 
Geldpunkt  allein  entscheidend  sei,  stark  gelockert,  zumal 
da  bei  den  gleichzeitigen  Fortschritten  in  Handel  und  In- 
dustrie die  Steuererträge  aus  diesen  die  aus  der  Landwirth- 
schaft  zu  überragen  begannen.  Endlich  waren  die  von  uns 


Hasbach,  Die  englischen  Landarbeiter.  S.  71.  72. 
Nasse,  a.  a.  0,  S.  70. 

Hasbach,  a.  a.  0.  S.  30.  32. 
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bereits  betrachteten  entails,  zu  denen  während  des  Bürger- 
krieges der  Grund  von  Neuem  gelegt  worden  war,  der  Fort- 
entwicklung des  Grundbesitzes  günstig,  den  Cromwell  durch 
die  Aufhebung  des  Feudalsystems  von  den  aus  diesem  er- 
wachsenen Lasten  befreit  hatte.  Da  in  Folge  dieser  Institution 
immer  mehr  Güter  in  Einer  Hand  sich  vereinigten,  so  nahm 
nothwendig  der  Absentismus  zu,  der  die  Lage  der  bäuerlichen 
Bevölkerung  ebenfalls  verschlimmerte.  Dieser  ist  auf  den 
Ausgang  des  L5.  Jahrhunderts  zurückzuführen.  Der  englische 
Adel  hatte  immer  eine  gewisse  Vorliebe  für  den  Aufenthalt 
auf  seinen  Gütern.  Nach  dem  ßosenkriege  nahm  diese  Neigung 
ab  und  die  Residenz  in  London  ward  vielfach  bevorzugt. 
Jacob  I.  und  Karl  I.  erliessen  Gesetze,  die  den  Adel  zum 
Aufenthalte  auf  seinen  Gütern  während  des  Sommers  ver- 
pflichten sollten.  Gefördert  wurde  diese  Tendenz  dadurch, 
dass  die  auf  ihren  Gütern  lebenden  Grundbesitzer  allein  die 
Localregierung  ausübten  ^). 

Was  die  Haltung  der  Grossgrundbesitzer  (landlords)  — 
deren  erfolgreiches  Streben,  die  Arbeitslöhne  zu  drücken, 
wir  bereits  kennen  gelernt  haben  — im  17.  Jahrhundert  an- 
belangt, so  sagt  Rogers;  „To  the  utmost  of  their  power 
they  forced  famin  wages  on  the  labourers.  To  the  utmost 
of  their  power  they  used  the  legislature  in  Order  to  secure 
famine  prices  from  the  consumer.  As  far  as  they  could  they 
levied  famine  rents  from  their  tenants“  ^).  Diese  Erpressungs- 
sucht vermochte  keineswegs  durch  die  Fortschritte  im  land- 
wirthschaftlichen  Betriebe  entschuldigt  zu  werden.  Wenn 
auch  die  während  der  Regierung  Elisabeths  eingewanderten 
Hämischen  und  holländischen  Flüchtlinge  die  Lehrer  der  Eng- 
länder in  der  neuern  Landwirthschaft  wurden,  so  trat  doch 
ihre  grössere  Vervollkommnung  auf  diesem  Gebiete  erst  im 
18.  Jahrhundert  ein,  als  die  grossen  Grundbesitzer  ernstliche 
Studien  machten  und  kühne  Experimente  in  den  neuen 
Culturmethoden  vollführten.  Im  17.  Jahrhundert  dagegen 

*)  Le  Play,  Les  ouvriers  eiiropeens.  2 de  ed.  II  308.  809.  Roscher, 
a.  a.  0.  II  206. 

-)  Rogers,  a.  a.  0.  S.  267. 


J 


— 227  — 

schreckten  die  Pächter  in  Folge  der  grundherrlichen  Aus- 
beutungssucht vor  allen  Verbesserungen  zurück,  die  bei  Ab- 
lauf des  Pachttermines  eine  bedeutende  Erhöhung  des  Pacht- 
schillings bewirkt  hätten^). 

Die  Einhegungen  nahmen  insbesondere  in  der  zweiten 
Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  sehr  überhand,  wie  aus  der  Zahl 
der  hierauf  bezüglichen  Gesetze  hervorgeht;  Anna  erliess 
deren  2,  Georg  II.  226,  Georg  III.  8554 

Pnn  weiteres  Verschwinden  des  Bauernstandes  ward  in 
der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  durch  die  Parlaments- 
herrschaft herbeigeführt,  indem  Grund  und  Boden  wegen  der 
damit  verknüpften  politischen  Rechte  zu  so  übermässigen 
Preisen  angekauft  wurde,  dass  das  darauf  angewandte  Capital 
nur  eine  überaus  geringe  Verzinsung  brachte.  Die  Kauf- 
concurrenz  wurde  dadurch  erhöht,  dass  gleichzeitig  ein  Theil 
der  grossen  Gewinne  aus  dem  Welthandel  und  den  Colonien 
Anlagen  im  Grundbesitze  suchte.  Endlich  trug  das  Ent- 
stehen des  landwirthschaftlichen  rationellen  Grossbetriebes 
um  die  nämliche  Zeit  zum  Verschwinden  des  Bauernstandes 
bei,  der  den  neuen  Fortschritten  in  der  Agricultur  nicht  zu 
folgen  vermochte^). 

Die  in  Folge  der  alten  Herrenrechte  besonders  ge«lrückte 
Lage  des  schottischen  Bauernstandes  wurde  durch  die 
1603  eingetreteue  Personalunion  Englands  und  Schottlands 
nicht  gebessert.  Der  schottische  Adel  blieb  zunächst  im  Be- 
sitze der  stark  missbrauchten  Patrimonialgerichtsbarkeit  über 
seine  Hintersassen ; ein  beträchtlicher  Theil  desselben  folgte 
Jacob  I.  nach  London  und  suchte  durch  masslose  Steigerung 
der  bäuerlichen  Leistungen  den  kostspieligen  Aufwand  am 
königlichen  Hofe  zu  bestreiten.  Die  folgenden  Stuarts,  die 
bei  ihren  Contlicten  in  England  auf  die  Hilfe  des  schottischen 
Adels  rechneten,  suchten  diesen  durch  Preisgebung  der  bäuer- 
lichen Bevölkerung  zu  gewinnen. 

*)  Rogers,  A History  of  agriculture  and  prices  in  England.  Ox- 
ford 1887  V.  p.  VII.  VIII.  40.  56.  64. 

Ilasbach,  a.  a.  0.  S.  34. 
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Grosse  Uebelstäude  erwuchsen  aus  der  Aufsaugung  kirch- 
licher Einkünfte  durch  den  hohen  Adel.  Das  Recht  auf  Erhebung 
des  Zehnten  brachte  dort,  wo  dieser  in  Natur  entrichtet  wurde, 
den  Grundeigenthümer  in  Abhängigkeit  von  den  Zehntberechtigten, 
so  lange  dieser  keiner  kräftigen  centralen  Autorität  unterworfen 
war.  Der  Grundeigenthümer  konnte  z.  B.  gezwungen  werden, 
seine  Ernte  so  lange  unaufgespeichert  zu  lassen,  bis  es  dem  Zehnt- 
herrn beliebte , von  seinem  Antheile  Besitz  zu  ergreifen.  Erst 
unter  Karl  I.  wurde  ein  Compromiss  getroffen,  Avonach  der  Grund- 
eigenthümer den  Zehnten  ablösen  oder  in  eine  Geldabgabe  ver- 
wandeln konnte  *). 

Bessere  Tage  für  den  Bauernstand  folgten  erst  der  Ver- 
nichtung des  letzten  schottischen  Prätendenten  bei  Culloden 
(174(3),  die  zugleich  die  Ueberwinduug  des  schottischen  Adels 
bedeutete,  der  nun  gegen  Entschädigung  die  Patrimonial- 
gerichtsbarkeit aufgab. 

Das  Gebahren  des  Adels  hatte  einen  solchen  Verfall  der 
Landwirthschaft  herbeigeführt,  dass  in  der  Umgehung  Edin- 
burgs  erst  1727  zum  erstenmal  Weizen  angebaut  wurde, 
und  dass  noch  um  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  viele  der 
fruchtbarsten  Landstriche  theils  erbärmlich  cultivirt  waren, 
theils  völlig  wüst  lagen,  und  die  Bauern  in  beklagens- 
werthester  Armuth  lebten  2).  Die  Pachtschillinge  für  kleine 
Pächter  waren  so  übermässig,  dass  manche  von  ihnen  da- 
durch in  einen  erbarmungswürdigeren  Zustand  versetzt  wurden 
als  ihre  Knechte,  deren  Löhne  sie  oft  nicht  zu  zahlen  ver- 
mochten. Fast  allgemein  verbreitet  war  das  System  der 
Zwischenpächter  (tacksmen),  das  auch  hier  alle  die  agrarischen 
Uebel,  unter  denen  Irland  litt,  hervorbrachte.  Der  Haupt- 
pächter erhielt  das  Pachtgut  zu  einem  mässigen  Pacht- 
schilling unmittelbar  vom  Grundbesitzer;  er  verpachtete  es 
an  Zwergpächter  zu  hohen  Pachtschillingen  in  der  Weise, 
dass  ein  Gut,  das  für  Eine  Familie  einen  angemessenen  Spiel- 
raum geboten  hätte,  an  4 — 16  Familien  vertheilt  ward;  die 
heikömmlichen  Pachtschillinge  Avurden  überdies  durch  den 


B Gardiner,  The  personal  government  of  Charles  I.  I 347  ff. 

) Sugenheim,  Geschichte  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft. 
St.  Petersburg  1861.  S.  323  ff. 
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masslosen  Wettbewerb  in’s  Unglaubliche  erhöht.  Begreiflicher 
Weise  musste  nun  die  Landwirthschaft  auf  tiefster  Stufe 
verharren.  Allein  eben  dieses  Elend  trug  den  Keim  der 
Besserung  in  sich : der  entsetzliche  Zustand  des  Ackerbaues 
gab  den  Grundbesitzern  den  Anstoss  zu  rationellerem  Be- 
triebe, und  die  Lage  der  ländlichen  Bevölkerung  ward  bei 
Ausgang  des  18.  Jahrhunderts  erheblich  gebessert^). 

Unter  den  bereits  dargestellten  Gewaltsamkeiten,  die 
von  den  britischen  Regierungen  gegen  Irland  verübt  wurden, 
litt  ganz  vorzüglich  die  bäuerliche  Bevölkerung,  welche  die 
Härten  der  Gesetzgebung  im  Besonderen  trafen.  So  die 
Popery  Laws  von  1703  und  1709,  wonach  kein  Katholik 
Grund  und  Boden  oder  Häuser  erwerben  und  für  längere 
Zeiträume  als  31  Jahre  pachten  durfte ; ferner  die  Verordnung, 
dass  der  Pachtschilling  auf  mindestens  zwei  Drittel  des  Er- 
trages sich  belaufen  müsse-).  Die  Verwandlung  grosser 
Laudstrecken  in  Weideland  Avurde  durch  den  Beschluss  des 
irischen  Hauses  der  Gemeinen  von  1735  gefördert,  der  dieses 
von  der  Zehentlast  befreite.  Nun  fanden  viele  Vertreibungen 
von  Bauern  statt,  und  es  versiegte  ausserdem  eine  der  Hilfs- 
quellen der  Armen.  Als  elendeste  Ställe  bezeichnete  Arthur 
Young  1778  die  Wohnungen  der  irischen  Bauern.  Das 
System  der  middlemen,  das  in  Schottland  bestand,  mit  dem 
entsetzlichen  Wettbewerbe  der  Pächter,  finden  Avir  in  Irland 
in  noch  ausschweifenderem  Masse.  Young  erschienen  jene 
als  die  unterdrückendste  Classe  von  Tyrannen,  die  jemals 
der  Zerstörung  eines  Landes  ihren  Beistand  geliehen  hätten. 
Famine  reuts  nannte  man  die  ausbeutenden  Pachtschillinge, 
die  in  Irland  durch  volle  zwei  Jahrhunderte  und  in  den 
schottischen  Hochlanden  eine  Zeitlang  üblich  waren.  Chester- 
field, der  als  Statthalter  nach  Irland  kam,  erklärte,  dass  das 
arme  irische  Landvolk  von  den  Grundbesitzern  schlimmer 
als  Negersklaven  Aon  ihren  Herren  behandelt  worden  sei. 

0 Lecky,  A History  of  England  in  the  18  tü  Century.  London 
1876-1890.  II  69—71. 
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U.  a.  Ungeheuerlichkeiten  wird  berichtet,  es  sei  nicht  im- 
pwöhnlich  gewesen,  dass  grosse  Gutsbesitzer  in 
ihren  Häusern  Gefängnisse  zur  summarischen 
Bestrafung  des  Volkes  hielten^).  Dieser  Zustand 
erklärt  die  zahlreichen  Aufstände,  von  denen  der  der  White- 
hoys  von  1761  besonderer  Erwähnung  verdient.  Diese  durch- 
streiften des  Nachts  das  Land  in  wohlorganisirten  Banden, 
um  die  Ober-  und  die  Zwischenpächter  der  englischen  Guts- 
besitzer zu  plündern  und  sogar  zu  tödteu.  Die  Erhebung 
der  Nordamerikaner  zwang  die  Engländer  zu  glimpflicherer 
Behandlung  der  Iren.  1778  erfolgte  die  Aufhebung  der  den 
Katholiken  den  Landkauf  verbietenden  sowie  der  die  Pacht- 
dauer  beschränkenden  Gesetze. 

Wir  haben  (IV/II/I  .572)  gesehen,  dass  die  Lage  der 
Bauern  in  Frankreich  im  Laufe  des  15.  Jahrhunderts 
durch  wiederholt  zu  ihren  Gunsten  erlassene  Gesetze  sieh 
freundlicher  gestaltete.  Diese  Besserung  hielt  auch  im 
16.  Jahrhundert  an.  Die  Bauern,  durch  das  Bewuisstsein 
der  ihnen  wohlwollenden  Gesetzgebung  gehoben,  Hessen  sich 
die  Unbilden  von  Seiten  gewaltsamer  Grundherren  nicht  ge- 
fallen und  entliefen  lieber,  weshalb  diese  zu  einer  schonen- 
den Behandlung  genöthigt  wurden.  Doch  waren  die  Lasten 
noch  immer  zu  gross,  als  dass  der  landwirthschaftliche  Be- 
trieb erhebliche  Fortschritte  hätte  machen  können.  Um  den 
Anforderungen  der  Getreidemärkte  zu  entsprechen,  hatte 
sich  die  Landwirthschaft  seit  Ludwig  XII.  der  Weiden  be- 
mächtigt, ohne  dass  an  einen  Ersatz  gedacht  wurde,  so  dass 
der  Viehstand  verringert  werden  musste.  Die  Religionskriege 
in  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  thaten  der  den 
Bauern  günstigen  Richtung  Einhalt  und  bereiteten  der 
bäuerlichen  Bevölkerung  furchtbare  Leiden.  Viele  Dörfer 
wurden  ganz  verlassen,  die  Arbeit  hörte  in  anderen  zahl- 
reichen Gegenden  auf,  die  Bauern  verarmten.  Ihre  Lage 
wurde  nun  auch  dadurch  verschlimmert,  dass  ihnen  der  Ge- 
nuss gewisser  Rechte,  besonders  an  den  Wald,  theils  ent- 

J)  Lecky,  a.  a.  0.  II  24-5.  291.  Rogers,  a.  a,  0.  V 802. 
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zogen,  theils  aus  einem  freien  in  einen  entgeltlichen  um- 
gewandelt wurde.  In  Heinrich  IV.  und  dem  in  seinem  Geiste 
wirkenden  Minister  Sully,  die  im  Sinne  der  späteren  Physio- 
kraten  die  Bedeutung  des  Ackerbaues  vollauf  würdigten, 
fanden  die  Bauern  wieder  wohlwollende  Beschützer,  die  ihre 
Lasten  erleichterten  und  die  Grossen  für  persönliche  und 
rationelle  Bewirthschaftung  ihrer  Güter  zu  gewinnen  suchten. 
Wirksam  unterstützt  wurden  sie  dabei  von  Olivier  de  Serres, 
der  in  seinem  1600  erschienenen  Thöätre  d’Agriculture  die 
gründlichste  landwirthschaftliche  Unterweisung  darbot.  Eine 
abermalige  Wendung  zu  Ungunsten  der  Bauern  erfolgte  zur 
Zeit  Ludwigs  XIII.  Nun  traten  alle  Härten  des  finanziellen 
Systems  zu  Tage,  die  bis  zum  Ausgange  des  ancien  rögime 
die  bäuerliche  Bevölkerung  in  kaum  erträglichem  Masse  be- 
drückten. Durch  die  Befreiung  des  Adels  und  der  anderen 
Privilegirten  fielen  die  überwiegenden  Lasten  der  Besteuerung, 
namentlich  die  taille,  auf  die  Bauern,  die  u.  A.  den  grössten 
Theil  der  gabelle  aufzubringen  hatten.  Der  Druck  wurde 
durch  die  Unvollkommenheit  des  Katasters  und  das  unver- 
nünftige Princip  der  Besteuerung  des  Betriebscapitals,  ohne 
Rücksicht  auf  den  Reinertrag,  in  hohem  Grade  gesteigert. 
Den  Bauern  erschien  es  in  Folge  dessen  dringend  geboten, 
den  Viehstand  einzuschränken,  Meliorationen  zu  unterlassen 
und  ihr  Vermögen  zu  verbergen,  um  arm  zu  scheinen,  was 
nothwendig  den  Rückgang  der  Agricultur  herbeiführte. 
Richelieus  Reformbestrebungen , wie  die  der  Befreiung  der 
Bauern  von  leoninischen  Verträgen,  die  der  Einschränkung 
der  Fideicommisse,  die  Schaffung  erhöhter  Sicherheit  durch 
Zerstörung  der  grundherrlichen  Festungen,  mussten  unter 
solchen  Bewandtnissen  unzulänglich  bleiben.  Freilich  hegte 
dieser  grosse  Staatsmann  selbst  ein  schw'er  erklärliches  Vor- 
urtheil  gegen  die  unteren  Classen.  In  seinem  ])olitischen 
Testamente  sagteer:  „Si  les  peuples  ötaient  ä Paise.  diffici- 
lement  resteraient-ils  dans  les  regles“.  Unter  Ludwig  XIV. 
suchten  reich  gewordene  „traitants“  und  andere  Financiers 
ihr  oft  auf  unlautere  Weise  gewonnenes  Vermögen  durch 
Ankauf  von  Grund  und  Boden  in  Sicherheit  zu  bringen ; 
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wiewohl  sie  solchen  angesichts  des  Besteuerungsdruckes  zu 
niedrigen  Preisen  leicht  erwerben  konnten,  so  verschmähten 
sie  doch  auch  gewaltsame  Mittel  dabei  nicht,  und  brachten 
auf  solche  Weise  auch  viel  Grundeigenthum  der  Gemeinden 
in  ihre  Hände,  wodurch  die  Lage  der  nun  decimirten  kleinen 
Bauern,  denen  so  die  Weidebenutzung  verkümmert  ward, 
noch  ärger  wurdet).  Dazu  gesellte  sich  das  Bestreben 
Ludwigs  XIV.,  die  Edelleute  an  seinen  Hof  zu  ziehen,  wo 
sie  zu  glänzendem,  oft  ihre  Mittel  überschreitendem  und  sie 
in  Schulden  stürzendem  Aufwande  genöthigt  wurden.  So 
lebten  sie  nun  nicht  nur  fern  von  ihren  Landsitzen,  dachten 
nicht  nur  nicht  an  Meliorationen  ihrer  Güter,  sondern 
suchten  mehr  als  je  die  Lasten  ihrer  Bauern  zu  steigern, 
um  ihre  so  sehr  vermehrten  Bedürfnisse  befriedigen  zu 
können.  Nur  der  Adel  der  Vendöe  und  der  Bretagne  wider- 
stand der  Anziehungskraft  des  Hofes  und  blieb  auf  seinen 
Schlössern  mitten  unter  seinen  Bauern.  Wie  dankbar  diese 
das  patriarchalische  \erhältniss  anerkannten,  bewiesen  sie 
während  der  Revolution. 

Ein  Umschwung  zu  Gunsten  der  Bauern,  der  aber  nur 
kurze  Zeit  andauern  sollte,  erfolgte  während  der  ministeriellen 
Thätigkeit  Colberts.  Dieser  ausgezeichnete  Staatsmann  suchte 
in  ähnlicher  Weise  wie  Sully  den  Bauernstand  und  die  Land- 

. ^ zu  neuem  Leben  emporblühen  zu 

lassen.  Er  strebte,  eine  gerechtere  Vertheilung  und  eine 
mildere  Erhebungsweise  der  Steuern  herbeizuführen,  wirkte 
der  Errichtung  von  Majoraten  und  Fideicommissen  entgegen, 
erliess  angemessene  Hypothekengesetze  und  bemühte  sich  in 
jeder  Weise,  die  Schwachen  gegen  die  Gewalt  der  Mächtigen 
zu  beschützen.  Bald  zeigten  sich  die  günstigen  Folgen  dieser 
weisen  Massregeln : der  Ertrag  der  Landwirthschaft  steigerte 
sich,  der  Viehstand  erwies  sich  als  so  reichlich,  dass  Frank- 
reich von  seinem  Ueberdusse  dem  Auslande  überlassen  konnte, 

Doniol,  Histoire  des  classes  rurales  en  Frauce.  2>enie 
Paris  1867.  p.  336.  345.  350.  383.  393.  Bailly,  Histoire  financiere  de 

la  France.  Paris  1830.  I 296.  316.  Ranke,  Französische  Geschichte. 
II  85. 
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der  Wohlstand  und  die  Unternehmungslust  nahmen  so  sehr 
zu,  dass  der  Bauer  in  den  Stand  gesetzt  ward,  den  früher 
veräusserten  Boden  zurüekzukaufen.  Allein  die  Kriege  und 
die  schwere  Last  der  Heeresausgaben  riefen  nur  allzubald  eine 
gewaltige  Gegenwirkung  hervor.  Die  Steuern  erreichten 
eine  so  unerträgliche  Höhe,  dass  im  grössten  Theile  der 
Bretagne  1075  die  Bauern  sich  erhoben  und  die  Steuer- 
einnehmer verjagten  (in  ähnlicher  Weise  wie  dies  aus 
gleichem  Grunde  1035  und  1037  in  Guyenne  und  1039  in 
der  Normandie  geschehen  war)U-  Auch  im  Poitou  und  im 
Bordelais  erhoben  sich  die  Bauern.  Dazu  trat  die  Erneue- 
rung der  Verfolgungen  aus  religiösen  Gründen.  Wie  der 
Industrie  so  dem  Ackerbau  entzog  die  erzwungene  Aus- 
wanderung der  Hugenotten  Tausende  der  tüchtigsten  und 
wohlhabendsten  Personen.  Der  erfolglosen  Bemühungen 
Vaubans,  eine  gleichmässige  Steuervertheilung  herbeizuführen, 
haben  wir  bereits  gedacht.  Voll  Bitterkeit  äusserte  Bois- 
guillebert:  „La  France  serait  trop  puissante  si  la  röpartition 
des  impöts  etait  egalement  faite“.  Die  aus  den  Jagden  der 
Grossen  den  Bauern  erw^achsenen  Leiden  dauerten  fort. 
Taine  sagt  hierüber:  „.  . . . A cet  eifet  leurs  capitaines  de 
chasse,  veneurs,  gardes  forestiers,  gruyers  protegent  les  betes 
comine  si  elles  etaient  des  hommes,  et  poursuivent  les  hommes 
comme  s’ils  ötaient  des  betes.“  Die  Bauern  sind  oft  genöthigt, 
ihre  Dörfer  zu  verlassen,  da  das  Wild  nicht  selten  den 
ganzen  Ernteertrag  verzehrt.  Man  schreitet  jagend  rück- 
sichtslos über  die  Felder  und  verbietet  zuweilen  sogar  den 
Bauern,  eben  um  der  Jagd  willen,  ihre  eigenen  Felder  zu 
betreten®).  Die  bebaute  Bodentläche  nahm  ab;  die  Bauern, 
schlechter  genährt  und  gekleidet  als  jemals,  bearbeiteten  sie 
nur  schwach,  aus  Furcht,  dass  bei  vollem  Ertrage  die  Steuern 
erhöht  werden  würden.  Der  Fortschritt  im  Ackerbau  nahm 
auch  durch  die  zunehmende  Capitalanlage  in  Staats- 

9 Dareste,  Histoire  de  la  Frauce.  V 208.  477.  478.  Pigeonueau, 
a.  a.  0.  II  378. 

Taine,  L’ancien  regime.  p.  72.  75. 
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anstellungen  ab,  die  selbst  wohlhabende  Bauern  für  ihre 
Söhne  bewiikten^),  welchen  Punkt  wir  bei  Betrachtung  der 
Finanzen  des  Nähern  erörtern  w’erden. 

Bei  Ausgang  des  17.  Jahrhunderts  suchten  die  Re- 
gieiungen  durch  mittelalterliche  Bevormundungsweise  einen 
Umschwung  herbeizuführen;  Preistaxen  und  andere  Arten 
von  Verkehrshemmungen  wurden  in’s  Leben  gerufen;  die 
Bestellung  der  Felder  wollte  man  erzwingen,  die  nicht  be- 
bauten Bodenflächen  sollten  mit  Beschlag  belegt  werden  ^). 
Diese  Massregeln  blieben  wirkungslos,  zumal  da  die  Steuer- 
last nicht  abnahm.  Die  Schriften  von  La  Bruyöre,  Saint- 
Simon  u.  A.  bezeugen  das  bäuerliche  Elend  um  diese  Zeit. 
Boisguillebert  beklagt  in  seinem  1697  erschienenen  dötail 
de  la  Fiance®)  die  starke  Abnahme  des  Verbrauchs  von 
Getreide,  Fleisch  und  Wein  als  Folge  der  Verminderung  des 
Volkseinkommens.  Diese  Abnahme  erniedrige  die  Preise,  so 
dass  in  manchen  Gegenden  der  Ackerbau  nicht  mehr  lohnend 
erscheine,  weshalb  ganze  Landstriche  verlassen  würden.  Zu- 
weilen sähen  sich  die  Armen,  auf  welche  die  Reichen  die 
Steuern  überwälzen,  um  diese  erschwingen  zu  können,  zur 
Ueberlassung  ihrer  kleinen  Güter  an  ihre  Bedrücker  zu 
Spottpreisen  gezwungen.  Die  übermässige  Erhöhung  der 
Abgabe  auf  Wein  habe  den  Verbrauch  in  unglaublichem 
.Masse  beeinträchtigt  und  daher  die  Weinbergbesitzer  un- 
gemein  geschädigt. 

Auch  im  18.  Jahrhundert  ging  der  Ackerbau  immer 
mehl  zuiück.  Zur  Zeit  als  Quesnay  schrieb,  war  — nach 

seinen  Mittheilungen  — über  ein  Viertel  der  Ackerfläche 
unangebaut  *). 

Die  „Societe  d’Agriculture  du  Maine“  erwähnt  in  ihrem 
Berichte  von  1761,  dass  sie  die  Absicht  gehabt  habe,  zur 
Förderung  der  Viehzucht,  unter  die  Bauern  Viehstücke 


’)  Tocqueville,  L’aiicien  regime  et  la  Revolution,  n.  142 
‘9  a.  a.  O.  S.  62. 

®)  1 ch.  IV.  V.  II  ch.  VII.  XI.  XII. 

*)  kbiesnay,  Oeuvres  ecl.  Oncken  (fermiers).  p.  171. 


gegeben  habe,  in  der  Befürchtung,  den  auf  solche  Weise  J 

ausgezeichneten  Bauern  dadurch  eine  willkürliche  Steuer-  |i’j 

erhöhung  zuzuziehen.  Welche  Folgen  solche  Hintanhaltung 
jeden  Fortschrittes  für  die  bäuerliche  Bevölkerung  hatte, 
kann  man  sich  leicht  vorstellen.  Tocqueville  bezeichnet  ein 
Dorf  des  18.  Jahrhunderts  als  eine  Gemeinde,  deren  sämt- 
liche Mitglieder  arm,  unwissend  und  roh  gewesen  seien  G- 

Bei  Ausgang  der  Regierung  Ludwigs  XIV.  war  die  Lage 
der  Bauern  noch  dadurch  verschlimmert  worden,  dass  die 
Herstellung  der  Wege,  die  bis  dahin  allen  Körperschaften, 
die  sich  ihrer  bedienten,  obgelegen  hatte,  nun  ausschliesslich 
jenen  zur  Last  fiel.  In  dem  Masse  nun  als  in  Folge  des 
wachsenden  Verkehrs  das  Bedürfniss  guter  Wege  zunahm, 

Avurden  die  Wegfrohnen  ausgedehnt.  Dabei  ging  die  Re- 
gierung so  weit , den  Bauern  die  Herstellung  besonderer  zu 
ihren  Dörfern  führender  Wege  zu  verbieten,  damit  ihre 
Sorgfalt  und  Arbeitskraft  nicht  von  den  grofsen  Wegen 
( „chemins  du  Roi“)  abgezogen  würden.  Auf  solche  Weise 
nöthigte  man  die  Aer nisten,  die  also  am  wenigsten 
reisten,  zur  alleinigen  Verrichtung  einer  Arbeit, 
die  grossentheils  den  W ohlhabenden  zu  Statten 
kam,  einer  Arbeit,  die  nun  von  einer  grundherrlichen  zu 
einer  königlichen  erweitert  ward^. 

Die  frohnpflichtigen  Bauern  konnten  jeden  Augenblick  will- 
kürlich von  ihren  Arbeiten  weg  berufen  Averden,  um  die  ^Vege- 
bauten  in  entfernten  Gegenden  zu  verrichten.  Menschen  und  Vieh 
unterlagen  nicht  selten  der  Last®).  Ludwig  X\I.,  der  die  Weg- 
frohneu abzuschaffen  suchte , äusserte  sich  hierüber  Avie  folgt : 

„A  l’exception  d’un  petit  nombre  de  proviiices  presque  tous  les 
chemins  du  royaume  ont  ötö  faits  gratuitement  par  la  partie  la 
plus  pauvre  de  nos  sujets.  Tout  le  poids  en  est  donc  retombe 
sur  ceux  qui  n’ont  que  leurs  bras  et  ne  sont  intöressös  que  tres- 
secondairement  aux  chemins ; les  vöritables  intöressös  sont  les 

*)  Tocqueville,  a.  a.  0.  S.  190.  194.  434. 

2)  a.  a.  0.  S.  198—200. 

®)  d’Argenson,  Considerations.  p.  271.  272.  Leonce  de  Lavergne, 

Les  assemblees  provinciales  sous  Louis  XVI.  Paris  1864.  p.  49. 
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})iopii6taires  pres<jue  tous  privilegies,  dont  l6s  bieiis  augnieuteiit 
de  valeur  par  rdtaldissement  des  routes^),“ 

Dieb  rohnen  erstreckten  sich  auch  auf  die  Erbauung  von  Caserneii. 

Das  grosse  Elend  rief  1739  drei  Bauernerhebimgen 
hervor.  Die  Berichte  von  d’Argenson,  Massillon,  dem  Bischof 
von  Clerinont-Ferrand  und  Anderen  über  die  Lage  der  Bauern 
sind  Schauder  erregend.  Eine  grosse  Menge  Bauern  zog 
nach  Paris  und  vermehrte  daseihst  die  Schaar  der  Bettler. 
Die  laudwirthschaftliche  Gesellschaft  zu  Rennes  erklärte 
um  1750,  dass  zwei  Drittel  der  Bretagne  unbebaut  seien  2). 

In  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  wurden 
namentlich  auf  Anregung  der  Physiokraten  wichtige  Re- 
formen durchgeführt.  Mau  erkannte  die  Nothwendigkeit, 
die  Bauern  zu  Eigenthümern  zu  machen  und  den  Anbau  zu 
individualisiren^),  mau  wirkte  nach  Kräften  der  Fort- 
entwicklung der  Latifundien  entgegen,  deren  Schädlichkeit 
offenkundig  war , und  förderte  die  Parcellirung  der  Güter 
zu  Gunsten  der  Bauern,  welches  Streben  durch  die  auf- 
fallende Verarmung  des  Adels  unschwer  verwirklicht  ward. 
Um  1760  befand  sich  bereits  ein  Viertel  des  Bodens  in  den 
Händen  bäuerlicher  Eigenthümer  ^),  deren  Zahl  in  Frankreich 
grösser  war,  als  in  irgend  einem  andern  europäischen  Reiche. 
D’Argenson  erkennt  es  an,  dals  man  den  Steuerdruck  nicht 
mehr  als  nothwendiges  Mittel,  die  Bauern  unterwürfig  zu 
machen,  betrachte;  doch  rügt  er  den  fortbestehenden  Ab- 
sentismus. Ihm  erschien  die  landwirthschaftliche  Arbeit  als 
wirkungslos,  wenn  sie  nicht  von  dem  vom  persönlichen  Eigen- 
thum unzertrennlichen  Interesse  geleitet  würde;  alle  Land- 
gütei  sollten  nur  von  denen  besessen  werden,  die  sie  selbst 
zu  bebauen  vermöchten®). 

Den  Segen  des  bäuerlichen  Sondereigentliums  stellt  auch 
Rousseau  eindringlich  dar,  indem  er  im  „Emile“  sagt:  „Je  lui 
fais  sentir  qu’il  a mis  lä  son  temps.  son  travail,  sa  pensee,  sa 

0 Tocqueville,  a.  a.  0.  S.  276. 

‘0  Taine,  a.  a.  0.  S.  431  ff.  441. 

\gl.  Montesquieu,  Esprit  des  lois  XXIII.  28. 

0 Doniol,  a.  a.  0.  S.  455.  458. 

®)  d’Argenson,  a.  a.  0.  S.  205.  284.  285. 
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personne,  qu’il  y a dans  cette  terre  quelque  chose  de  lui-meme, 
qu’il  peut  reclamer  contre  qui  que  ce  soit,  comme  il  pourrait 
retirer  son  bras  de  la  main  d’un  autre  homme  qui  voudrait  le 
retenir  malgrö  lui“. 

1 Im  Sinne  der  Physiokraten  wirkte  Turgot,  der  die  Be- 

I Steuerung  nach  Gerechtigkeit  umzugestalten  suchte  und  vor 

I Allem  die  Solidarität  in  Betreff  der  taille  aufhob.  Er 
ordnete  die  Urbarmachung  des  Haide-  und  Sumpflandes  und 
den  Anbau  wüster  Strecken  an;  er  suchte  die  Besitzrechte 
der  Bauern  zu  sichern,  wie  auch  diese  von  den  feudalen 
Lasten  nach  jMöglichkeit  zu  befreien.  Diese  Absicht,  der 
die  Privilegirten  heftig  entgegenwirkten,  führte  seinen  Sturz 
herbei,  der  seinen  wohlthätigen  Reformen  Einhalt  that. 
Turgot  hatte,  schon  ehe  er  Minister  geworden  war,  in  dem 
Bezirke  Limoges  um  1762  von  der  Regierung  die  Er- 
mächtigung erlangt,  die  Naturalfrohnen  durch  Geldabgabeu 
zu  ersetzen.  Der  Versuch  gelang  vollkommen:  die  Wege- 
arbeiten wurden  nun  durch  Unternehmer  weit  besser  als 
durch  die  Frohnpflichtigen  vollzogen.  Als  Minister  wollte 
Turgot  diese  Wohlthat,  die  er  für  Limoges  erwirkt  hatte, 
verallgemeinern  ; doch  begegnete  er  dem  scharfen  Widerstande 
des  Parlaments  von  Paris.  Der  König  jedoch,  durch  die 
energische  Darlegung  Turgots  überzeugt,  trug  dem  Parla- 
mente in  einem  lit  de  justice  die  Registrirung  des  betreffenden 
Edictes  auf.  Auch  diese  Errungenschaft  fiel  mit  Turgot. 
Sie  trat  erst  unmittelbar  vor  der  Revolution  wieder  in  Kraft  ^). 
Die  Bauern  waren  fortwährend  dem  Unfuge  ausgesetzt  ge- 
wesen, dass  ihre  Personen,  ihre  Arbeitsthiere , ihre  Wagen 
auf  dem  Wege  der  Requisition  für  den  Militärdienst  fort- 
geschleppt worden  waren,  ohne  dass  eine  genügende  Ent- 
schädigung dafür  geleistet  worden  wäre.  Turgot  unterdrückte 
auch  diesen  Mifsbrauch  zuerst  in  Limoges  und  als  er  Minister 
wurde,  auch  in  den  übrigen  Theilen  des  Königreichs. 

Durch  das  Edict  Ludwigs  XVI.  von  1779  wurde  die 
Unfreiheit  auf  sämmtlichen  königlichen  Domänen  abgeschafft. 


Stourm,  Les  finances  de  rancien  regime  et  la  Revolution. 
Paris  1885.  I 222  ff. 


}i 


— 238  — 

Die  Lage  der  bäuerlichen  Bevölkerung  in  Italien  ge- 
staltete sich  im  16.  und  17.  Jahrhundert  aus  mannigfaltigen 
Gründen,  die  wir  alsbald  in  den  einzelnen  Gebieten  zu  er- 
örtern haben  werden,  ungünstig.  Eine  der  weniger  hervor- 
tretenden TIrsachen,  die  wohl  sämmtliche  Landschaften 
gleichmässig  betraf,  war  die,  dass  in  den  Anschauungen  der 
höheren  Stände  vom  Landleben  eine  Wandlung  eingetreten 
war.  Während  noch  zu  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  die 
gebildeten  Italiener  eine  lebhafte  Neigung  für  die  Reize  des 
Landlebens  an  den  Tag  gelegt  hatten,  die  in  der  Errichtung 
herrlicher  Villen  zum  Ausdrucke  gelangt  war^),  schwand  diese 
\ erhebe  allmählich,  wie  es  die  geringe  Entwicklung  der 
Landschaftsmalerei  und  der  Garhaikunst  bezeugt^). 

Am  traurigsten  waren  die  A'erhältnisse  der  Bauern  in 
den  an  Spanien  gefallenen  Landschaften,  namentlich  wegen 
der  unaufhörlichen  finanziellen  Verlegenheiten  dieses  Reiches. 
Die  Ausbeutung  durch  die  spanischen  Statthalter  im  Mai- 
landischen  war  so  furchtbar,  dass  an  den  spanischen  Hof 
eine  Erklärung  des  Inhalts  gelangte,  viele  Gutsbesitzer  seien 
ausser  Stande,  die  Steuern  aus  dem  Ertrage  ihrer  Güter  zu 
erschwingen,  so  dass  sie  es  als  vortheilhafter  erachten,  diese 
unbebaut  zu  lassen  und  aufzugeben.  Diese  Vorstellungen 
blieben  erfolglos;  bei  Ausgang  des  17.  Jahrhunderts  ward 
geklagt,  dass  Alles  mit  alleiniger  Ausnahme  der  Luft  be- 
steuert werde.  Die  Last  der  Steuern  ward  dadurch  ge- 
steigeit,  dass  ihre  Erhebung  an  die  Meistbietenden  ver- 
pachtet und  auf  diese  Weise  der  Willkür  Thür  und  Thor 
geöffnet  wurde.  Bei  diesen  Zuständen  hatte  die  bäuerliche 
Bevölkerung  am  meisten  zu  leiden,  zumal  da  die  Grossen 
und  die  Städte  oft  die  Steuerlast  nach  Möglichkeit  auf  die 
Bauern  überwälzten.  Die  Folge  war,  dass  diese  massenhaft 
nach  dem  Venetianischeu  und  anderen  angrenzenden  Ge- 
bieten flüchteten,  und  dass  später  in  Ermanglung  der  er- 
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forderlichen  Arbeitskräfte  weite  Strecken  des  schönen  Landes 
unangebaut  blieben. 

Wo  möglich  noch  schlimmer  war  die  Lage  der  Bauern  ^ 

im  Königreiche  beider  Sicilien,  wo  die  Barone  bei  Ausgang 
der  Regierung  Karls  V.  — angeblich  gegen  das  Anerbieten 
vermehrter  Steuerzahlung  — die  peinliche  Gerichtsbarkeit 
über  ihre  Grundholden,  mit  Ausschluss  jeder  Appellation  an 
den  König,  erlangten.  Die  spanischen  Vicekönige  suchten 
den  Adel  dadurch  zu  gewinnen,  dafs  sie  ihm  die  bäuerliche 
Bevölkerung  auch  in  anderen  Beziehungen  vollends  Preis- 
gaben. Es  ward  ihm  sogar  gestattet , von  den  Bauern  zum 
eigenen  Vortheile  mehr  als  die  bewilligten  Steuern  zu  er- 
heben. Häufige  Aufstände  und  Rachethaten  der  Miss- 
handelten waren  die  Folge.  Unter  den  bourbonischen  Königen 
trat  zunächst  keine  erhebliche  Besserung  ein.  Unter  ihnen 
wurden  die  Bauern  durch  ein  ausbeutendes  Pachtsystem  ge- 
zwungen, den  Ertrag  ihrer  Ernten  den  Gutsherren 
bei  niedrigstem  Stande  der  Preise  zu  überlassen^). 

Auch  in  Toscana  unter  den  Regenten  aus  dem  Hause 
Medici  war  die  Lage  der  Bauern  ungünstig,  besonders  unter 
Cosimo  III.  (1670 — 1723),  unter  dem  der  Steuerdruck  ein 
fast  unerträgliches  Mass  erreichte,  so  dass  grosse  Massen 
der  Landbevölkerung  entliefen.  Eine  günstige  AVendung 
trat  mit  dem  Dynastiewechsel  ein.  Franz  von  Lothringen 
verpachtete  die  grossherzogliehen  Domänen  unter  glimpf- 
lichen Bedingungen  an  Landleute  und  schränkte  die  diesen 
so  nachtheilige  Ueberzahl  der  Feiertage  ein.  Ferner  hob  er 
die  den  Bauernstand  so  sehr  beeinträchtigenden  Privilegien 
des  Adels  und  der  Geistlichkeit  auf,  suchte  die  Majorate 
zu  vermindern  und  schränkte  die  Patrimonial-Gerichtsbarkeit 
ein.  Ganz  vorzüglich  und  für  die  Bauern  segensreich  war 
auch  die  Regierung  Leopolds,  der  die  Frohnen,  die  Weide- 
servituten und  die  den  Bauern  so  verderblichen  Jagdgesetze 
abschatfte,  ihnen  den  Betrieb  von  Gewerben  sowie  die  Arbeit 
für  städtische  Fabriken  gestattete,  die  Majorate  und  Fidei- 
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commisse  noch  mehr  einschränkte,  die  Vermächtnisse  an  die 
todte  Hand  erschwerte,  die  Zehnten  in  feste  Geldrenten  um- 
wandelte und  die  Zeitpächter  theils  zu  Erbpächtern,  theils 
zu  freien  Landeigenthümern  erhob , indem  er  verordnete, 
dass  sämmtliche  grossherzogliche  Domänen  und  Gemeinde- 
gütei  entweder  in  kleinen  Parcellen  verkauft  oder  an  Erb- 
pächter ausgethan  werden  sollten.  Endlich  hob  er  die  alten 
den  Verkehr  hemmenden  Getreidegesetze  auf.  In  Folge 
dieses  wohlthätigen  Wirkens  stand  Toscana  bei  Ausgang 

des  18.  Jahrhunderts  an  Blüte  und  Wohlstand  nur  der  Lom- 
bardei nach^). 

Verhältnissmässig  günstig  war  die  Lage  der  bäuerlichen 
BeAölkeiung  in  Piemont  und  Savoyen.  Herzog  Emanuel 
Philibert  von  Savoyen  hob  um  die  Mitte  des  16.  Jahrhunderts 
die  strenge  Hörigkeit  auf  und  befreite  die  Bauern  auch  von 
den  drückendsten  ihrer  sonstigen  Lasten,  insbesondere  von 
dem  willkürlichen  Besteuerungsrechte  der  Grundherren. 
\ictor  Amadeus  II.  von  Sardinien  zog  die  von  einer  grossen 
Anzahl  Feudalherren  widerrechtlich  angeeigneten  Besitzungen 
zu  Gunsten  der  Krondomänen  ein  und  veräusserte  sie  par- 
cellenweise  zur  Verstärkung  des  Bauernstandes.  Er  schaffte 
1729  zunächst  in  Piemont  die  Frohnen  ab,  gab  die  Bauern 
auf  den  Krondomänen  völlig  frei  und  schränkte  die  Majorate 
ein.  Karl  Emanuel  III.  beabsichtigte,  auch  in  Savoyen  die 
Feudallasten  aufzuheben;  er  war  der  erste  Monarch,  der 
ihre  Ablösung  vorschrieb;  doch  wurde  die  Durchführung  in 
Folge  seines  bald  darauf  (1773)  erfolgten  Todes  verzögert 

Für  die  Landbevölkerung  der  Lombardei  trat  mit  der 
Regierung  Maria  Theresias  eine  überaus  günstige  Wandlung 
ein.  Die  Kaiserin  hob  die  Lehnsverhältnisse,  soweit  sie  noch 
in  Geltung  waren,  namentlich  die  Patrimonialgerichtsbarkeit 
auf,  liess  einen  Kataster  als  Grundlage  einer  gerechten  Be- 

I a.  0.  S.  210  ff.  Roscher,  a.  a.  0.  II  420.  Doniol 

La  Revolution  frangaise  et  la  feodalite.  3e  ed.  Paris  1883.  n.  191. 

V.  Reumont,  Geschichte  Toscanas.  II  130. 
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Steuerung  anlegen  und  unterdrückte  alle  Steuerbefreiungen, 
auch  die  der  Geistlichkeit.  Joseph  II.  verfuhr  ganz  im 
Geiste  seiner  Mutter. 

Die  unglücklichen  agrarischen  Verhältnisse  im  Kirchen- 
staate sind  von  uns  schon  (III,  307  ff.)  erörtert  worden. 

Die  ungünstige  Lage  der  Bauern  in  Spanien  ward 
dadurch  verschlimmert,  dass  sie  von  Karl  V.  und  seinen 
Nachfolgern,  in  ähnlicher  Weise  wie  wir  dies  bei  den  unter 
spanische  Herrschaft  gelangten  italienischen  Gebieten  ge- 
wahrten, dem  Adel  — hier  zeitweilig  als  Ersatz  für  dessen 
Ausschluss  vom  Kriegs-  und  höheren  Staatsdienste  ^)  — 
rücksichtslos  preisgegeben  wurden,  der  insbesondere  die 
Patrimonialgerichtsbarkeit  arg  mifsbrauchte.  Das  von  uns 
bereits  erwähnte  Uebermass  der  Familien -Fideicommisse 
wurde  um  so  drückender,  als  ein  grosser  Theil  des  Bodens 
der  Kirche  gehörte,  deren  weitere  Ausstattung  mit  Grund- 
besitz durch  das  Königthum  und  den  Adel  die  fromme  Sitte 
nichtsdestoweniger  gebot,  so  dass  schon  durch  die  Anhäufung 
der  kirchlichen  Latifundien  das  Aufkommen  eines  wohl- 
habenden Bauernstandes  verhindert  w^ard.  Der  unaufhörliche 
Steuerdruck  nöthigte  überdies  kleine  bäuerliche  Eigenthümer, 
ihren  Grundbesitz  dem  Adel  zu  überlassen,  so  dass  nur  noch 
ein  verhältnissmässig  kleiner  Theil  davon  in  den  Händen 
der  Bauern  verblieb.  Hierzu  gesellte  sich  die  Fortdauer 
der  Privilegien  der  Mesta  sowie  der  Umstand,  dass,  wie  das 
französische  Königthum  seit  Ludwig  XIV , so  auch  das 
spanische  seit  Philipp  II.  den  Adel  an  den  Hof  zu  ziehen 
und  also  von  seinen  Gütern  fern  zu  halten  wusste.  Kein 
Wunder  nun,  dass  der  Anbau  in  fast  beispielloser  Weise 
vernachlässigt  wurde,  dass  dessen  Ertrag  den  Bedürfnissen 
des  Reiches  bei  weitem  nicht  genügte  und  dass  daher  die 
Regierungen  zu  Ausfuhrverboten  und  Getreidetaxen  ihre 
Zutiucht  nehmen  zu  müssen  glaubten.  Diese  vermochten 
nicht  dauernd  Abhilfe  zu  gewähren;  denn  sobald  sie  den 
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Bauern  als  unzulänglich  erschienen , verweigerten  sie  den 
Verkauf  ihrer  Ernten ; wollte  man  sie  dazu  zwingen,  so  ver- 
bargen sie  ihr  Getreide,  wodurch  der  Mangel  vermehrt  und 
die  Preise  noch  empfindlicher  erhöht  wurden.  Schon  Philipp  II. 
verordnete,  dass  den  Getreide-  und  Mehlbesitzern  ihr  Ueber- 
duss  fvermuthlich  gegen  Bezahlung  eines  willkürlich  fest- 
gesetzten Preises)  weggenommen  und  nur  das  für  den  eigenen 
Bedarf  dringend  Noth  wendige  gelassen  werden  solle.  Philipp  IV. 
und  Karl  II.  ahmten  dieses  Beispiel  nach:  der  letztere 
ordnete  Hausuntersuchungen  zur  Ermittelung  des  verborgenen 
Getreides  an  V). 

Welch  hervorragenden  Antheil  die  Privilegien  der  Mesta 
und  die  Familien-Fideicommisse  an  dem  Verfalle  des  Acker- 
baues hatten,  bezeugt  die  Thatsache,  dass  die  von  der  Natur 
am  ungünstigsten  bedachten  Provinzen , die  von  beiden  In- 
stituten theils  befreit,  theils  in  geringerem  Masse  bedrückt 
waren,  zu  den  hinsichtlich  des  Anbaues,  des  Reichthums 
und  der  Bevölkerungszahl  vorgeschrittensten  gehören , näm- 
lich die  baskischen  Provinzen  — deren  Fueros,  angesichts 
der  leidenschaftlichen  Freiheitsliebe  der  Bewohner,  selbst 
Philipp  II.  anzutasten  nicht  gewagt  hatte  — und  Catolonien. 
Hauptsächlich  den  Familien-Fideicommissen  ist  das  Herab- 
di  ticken  der  Bauern  von  Erb-  zu  Zeitpächtern  zuzuschreiben  ^). 

Noch  im  letzten  \ iertel  des  18.  Jahrhunderts  war  bloss 
ein  Diittel  des  Landes  angebaut.  Dieses  w'ar  so  herab- 
gekominen,  dass  Montesquieu mit  Recht  sagen  konnte: 

„Le  roi  d’Espagne  n’est  qu’  un  particulier  trös  riche  dans 
un  Etat  tres-pauvre.“ 

Karl  III,  hatte  den  guten  Willen,  die  Lage  der  Land- 
bevölkei-ung  zu  verbessern,  aber  nicht  genügende  Energie, 
um  der  Willkür  der  grossen  Grundherren , deren  feudale 
Rechte  fortdauerten,  mit  Erfolg  zu  begegnen.  Diese  hielten 
noch  zu  seiner  Zeit  die  Bauern  in  voller  Abhängigkeit  und 

Cärdenas,  a.  a.  0.  II  324.  325. 
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schlossen  Pachtverträge  nur  auf  drei,  höchstens  fünf  Jahre 
ab,  welcher  kurze  Zeitraum  jede  Bodenverbesserung  aus- 
schloss. Erst  1785  schritt  der  König  gegen  die  hierauf 
bezüglichen  Missbräuche  insofern  ein,  als  er  untersagte, 
dass  tleissige  Bauern,  die  mit  der  Entrichtung  des  Pacht- 
schillings nicht  rückständig  waren,  nach  Ablauf  der  Pacht- 
zeit vertrieben  und  ihre  Pachtschillinge  willkürlich  erhöht 
würden , und  zugleich  die  Grundherren  zum  Ersätze  der 
von  den  Pächtern  bewirkten  Verbesserungen  bei  ihrem  Ab- 
züge verpflichtete.  Diese  vereinzelte  Massregel  genügte 
aber  keineswegs  gegenüber  der  Fortdauer  der  Patrimonial- 
gerichtsbarkeit und  der  Missbräuche  der  anderen  Privilegien 
von  Adel  und  Geistlichkeit  ^). 

Als  ganz  besonders  beklagenswert!!  wird  die  Lage  der 
Bauern  in  Asturien  und  Galicien  geschildert;  noch  zu  An- 
fang des  19.  Jahrhunderts  befand  sich  fast  alles  Grund- 
eigenthum in  Asturien  in  den  Händen  von  80  Familien  und 
von  Mönchs-  und  Nonnenklöstern.  Nicht  viel  besser  waren 
die  Zustände  in  Galicien^). 

Ein  Portugal  eigenthümliches  aus  dem  Mittelalter 
stammendes  Gesetz,  das  Gesetz  der  Sesmaria,  wonach  un- 
bebautes Land,  ohne  Rücksicht  auf  den  Eigenthümer,  dem. 
der  es  fortan  urbar  machte,  gehören  sollte^),  blieb  mit  all 
seiner  Gewaltsamkeit  auch  in  der  neuen  Zeit  in  Geltung. 
Ungerecht  musste  es  genannt  werden,  weil  die  Unterlassung 
des  Anbaues  zuweilen  ohne  Verschulden  des  Besitzers  erfolgte. 
Im  Uebrigen  waren  die  Verhältnisse  der  portugiesischen 
denen  der  spanischen  Bauern  sehr  ähnlich.  Gleich  diesen 
litten  sie  durch  die  Privilegien  und  Exemtionen  der  grofsen 
Grundherren,  die  lästigen  Frohnen,  die  schlechten  Land- 
strafsen,  die  mannigfaltigen  Auflagen,  die  sie  in  die  Noth- 
wendigkeit  versetzten,  nur  den  ergiebigsten  Boden  anzu- 
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bauen,  sowie  durch  den  kostspieligen  Aufwand  der  Edelleute 
am  Hofe,  fern  von  ihren  Gütern,  deren  Anforderungen  dadurch 
gesteigert  wurden.  Da  der  Heeresdienst  fast  ausschliesslich 
auf  dem  Bauernstände  lastete  und  dadurch,  sowie  durch  die 
unaufhörlichen  Uebersiedlungen  nach  den  Colonien  dem 
Ackerbau  viele  Hände  entzogen  wurden , so  erreichte  der 
Taglohn  eine  den  Ernteertrag  zu  gutem  Theile  aufzehrende 
Höhe.  Ferner  wurde  das  ausländische  Getreide  abgabenfrei 
eingeführt,  weshalb  der  Bauer  den  Wettbewerb  mit  dem 
Auslande  nicht  zu  ertragen  vermochte,  welcher  Umstand 
zur  Vermehrung  der  brachliegenden  Landstriche  beitrug, 
zumal  da  die  bis  dahin  nur  zeitweilige  Bewilligung  der 
Abgabenfi eiheit  durch  ein  Gesetz  von  1647  zur  fortdauernden 
wurde  ^).  Der  Portugiese  Severin  de  Faria,  der  1625  schrieb, 
erblickte  in  der  schrankenlosen  Befugniss  der  Grundherren, 
selbst  ihre  tüchtigen  und  den  Zins  pünktlich  entrichtenden 
Pächter  beliebig  zu  verabschieden , die  Hauptursache  des 
niedrigen  Standes  der  Landwirthschaft  und  der  verhältniss- 
mässig  geringen  BevölkerungszahU).  Während  Portugal  im 
13.  Jahrhundert  ein  Getreide  ausführendes  Land  war,  soll 
es  um  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  seinen  eigenen  Bedarf 
nicht  einmal  für  sechs  Monate  erzeugt  haben  ^).  (Nach 
Schäfer  — V 389  — sogar  kaum  für  zwei  Monate;  denn 
nach  diesem  Historiker  soll  Portugal  beim  Regierungsantritte 
Joseph  Emanuels,  1750,  zwei  Millionen  Einwohner  gezählt, 

der  Ernteertrag  aber  kaum  für  300  000  Menschen  hingereicht 
haben.) 

König  Joseph  und  sein  tüchtiger  Minister  Pombal 
strebten  ernstlich  eine  Besserung  der  landwirthschaftlicheii 
Verhältnisse  an.  Der  König  erliess  1766  und  1769  Amorti- 
sationsgesetze, suchte  der  übermässigen  Zerstückelung  des 
Bodens  entgegenzuwirken , die  Grundeigenthümer  zu  einer 
glimpflichen  Behandlung  ihrer  Hintersassen  anzuhalten,  den 
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Getreidebau  auszudehnen,  den  Weinbau  zu  fördern  und  gab 
den  Verkehr  in  Getreide  und  anderen  Lebensmitteln  frei^). 
Die  Vollziehung  des  von  der  Königin  Maria  I.  1790  be- 
antragten gegen  die  Missbräuche  der  Patrimonialgerichts- 
barkeit gerichteten  Gesetzes  scheiterte  an  dem  Widerstande 
von  Adel  und  Clerus^).  Doch  gab  es  um  diese  Zeit  unter 
den  Bauern  vieleGrundeigenthümer  oder  wenigstens  „afferatos“. 
d.  i.  uiientsetzbare  Nutzniesser,  die  einen  nominellen  Tribut 
von  einigen  Franken  zu  entrichten  hatten®). 

In  Rumänien  gab  es  anfangs,  wie  allenthalben,  neben 
unfreien  an  die  Scholle  gebundenen  Bauern  freie,  die  aber, 
als  Pächter,  von  den  Grundherren  ganz  abhängig  und,  da 
sie  von  Gütern,  wo  unfreie  Bauern  lebten,  ausgeschlossen 
blieben,  thatsächlich  ebenfalls  an  die  Scholle  gebunden  waren. 
Zu  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  ward  diese  thatsächliche 
Schollenpflichtigkeit  auch  eine  gesetzliche,  so  dass  fortan 
jeder  Unterschied  zwischen  freien  und  unfreien  Bauern  auf- 
hörte. Auch  zur  Zeit  als  dieser  noch  bestanden  hatte,  war 
beiden  Classen  der  Erwerb  von  Grundbesitz  verwehrt  gewesen. 

Das  Uebermass  der  Ausbeutung  der  bäuerlichen  Be- 
völkerung rief  fortwährend  wachsende  Auswanderungen  hervor, 
wodurch  der  Fürst  Constantin  Maurokordato  sich  genöthigt 
sah,  die  Grundherren  zu  Zugeständnissen  zu  bewegen.  In 
der  Wallachei  wurde  1746  den  zurückkehrenden  Bauern 
persönliche  Freiheit,  sechsmonatliche  Befreiung  von  Steuern 
und  Freizügigkeit  zugesagt  und  ihre  Frohnenptlicht  auf 
sechs  Tage  im  Jahre  ermässigt.  In  der  Moldau,  wo  die 
Lage  der  Bauern  härter  war,  indem  hier  an  die  Stelle  der 
Erbunterthänigkeit  eine  rohe  Leibeigenschaft  trat,  und  wo 
die  bäuerliche  Bedrängniss  die  nämlichen  Folgen  wie  in  der 
Wallachei  hatte,  wurden  1749  die  Leibeigenen  ebenfalls  als 
persönlicb  frei  erklärt  und  ward  ihre  Robot  auf  zwölf  Tage 


Schäfer,  a.  a.  0.  V 388 — 390. 
Sugenheim,  a.  a.  0.  S.  74. 
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im  Jahre  herabgesetzt;  die  Freizügigkeit  wurde  ihnen  jedoch 
nicht  gewährt. 

Diese  Gesetze  wurden  aber  nicht  verwirklicht;  auch 
ward  das  Verbot  für  die  bäuerliche  Bevölkerung,  Grund- 
eigenthuin  zu  erwerben,  in  beiden  Fürstenthümern  aufrecht 
erhalten.  Erst  1770  wurden  die  Grundherrschaften  in  der 
Moldau  gesetzlich  verpflichtet,  ihren  Bauern  Ländereien  zu- 
zuweisen; zwanzig  Jahre  später  ward  ihr  Ausmass  mit 
höchstens  zwei  Drittheilen  der  Güter  festgesetzt.  Auch  er- 
langten die  Bauern  die  Berechtigung,  die  Frohnen  durch 
gedungene  Tagelöhner  vollführen  zu  lassen.  In  der  Wallachei 
verschlimmerte  der  1778  zur  Regierung  gelangte  Fürst 
Caradjas  die  Lage  der  Bauern,  indem  er  die  Zahl  der  Frohn- 
tage  auf  zwölf  erhöhte,  die  in  Wirklichkeit  noch  über- 
schritten wurde.  Auch  ist  hier  eine  Festsetzung  des  Aus- 

masses  des  den  Bauern  zu  überweisenden  Bodens  nicht 
erfolgt  ^). 

Wie  wir  bereits  (IV/II/I  563)  erörterten,  haben  die 
Wanderungen  der  belgischen  und  holländischen 
Bauern  schon  im  Mittelalter  eine  günstige  Wendung  in  ihrer 
Lage  herbeigeführt.  Die  bäuerliche  Bevölkerung  war  bei 
Ausgang  des  Mittelalters  grossentheils  frei;  doch  fanden 
allerdings  in  den  einzelnen  Provinzen  Unterschiede  statt 
Die  Friesen  genossen  schon  von  Alters  her  eines  bedeutenden 
Masses  von  Freiheit,  so  dass  bei  ihnen  das  Lehn  wesen  nie 
recht  M urzel  zu  fassen  vermochte,  und  dass  schon  im  13.  Jahr- 
hundert nur  noch  geringe  Reste  der  Unfreiheit  vorhanden 
waren.  In  Flandern  war  sogar  bereits  zu  Beginn  des  12.  Jahr- 
hunderts die  Leibeigenschaft  eine  Ausnahme.  In  Geldern 
und  Overysel  dagegen  finden  wir  die  Hörigkeit  noch  im 
1/.  und  selbst  im  18.  Jahrhundert,  in  Luxemburg  die  Leib- 
eigenschaft bis  zur  Mitte  des  17.  Jahrhunderts;  im  Henne- 


I 1 ? Die  Bauernbefreiung  in  Rumänien,  im  Handwörter- 

buch für  Staatswissenschaften.  2.  Aufl.  II  394,  395. 
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gau,  in  Namur  und  Lüttich,  wo  sie  zeitig  in  milderer  Form 
auftrat,  erscheinen  noch  im  16.  Jahrhundert  Unfreie*). 

Bereits  bei  Ausgang  des  Mittelalters  sind  in  Belgien 
alle  Phasen  der  bäuerlichen  Zustände:  Frohnarbeit,  Pach- 
tungen mit  einseitigen  Zugeständnissen,  Pachtungen  auf 
Grund  freier  Verträge,  freier  Grundbesitz,  durchschritten 
worden.  Die  günstigen  Verhältnisse  in  diesen  Ländern  sind 
vornehmlich  eine  Folge  der  Tüchtigkeit  ihrer  Bewohner  auf 
landwirthschaftlichem  Gebiete.  Wie  sehr  sich  in  dieser  Be- 
ziehung Flandern  auszeichnete,  wo  von  einer  geradezu  künst- 
lerischen Bearbeitung  des  Bodens  gesprochen  werden  konnte, 
haben  wir  bereits  daraus  ersehen,  dass  seine  Bewohner  in 
Deutschland  und  England  gesuchte  Lehrer  der  Landwirth- 
schaft  waren. 

Aber  selbst  in  Flandern  war  es  der  spanischen  Herr- 
schaft zeitweilig  gelungen,  blühende  Landschaften  in 
Wüsteneien  umzuwandeln,  so  dass  Alessandro  Farnese  1591 
Jedermann  die  Erlaubniss  ertheilte,  den  wüsteliegenden 
Grund  und  Boden  ohne  Pachtschilling  für  eigene  Rechnung 
zu  bebauen,  so  lange  die  Eigenthümer  sich  nicht  meldeten  2). 

Auch  bestanden  noch  bei  Ausgang  des  17.  Jahrhunderts 
lästige  Hemmungen  des  Getreideverkehrs,  die  erst  Joseph  II. 
vollständig  auf  hob  ^). 

Die  Lage  der  Bauern  in  der  Schweiz  war  in  den 
einzelnen  Cantoneu  verschieden.  Sie  wurde  in  einem  Theile 
der  Eidgenossenschaft  durch  die  Reformation  erheblich  ge- 
bessert. Die  Züricher  Bauern  schritten  1525  zum  Aufruhr 
und  forderten  die  Abschaffung  der  Leibeigenschaft  und  der 
Frohnen  sowie  die  Aufhebung  aller  aus  der  persönlichen 


*)  Vgl.  Cort  van  der  Linden,  Die  Bauernbefreiung  in  Belgien  und 
den  Niederlanden,  im  Handwörterbuch  für  Staatswissenschaften.  II 
372.  373. 

*)  Wenzelburger,  Geschichte  der  Niederlande.  Gotha  1879  1886. 
II  743. 

®)  Brants,  Essai  historique  sur  la  condition  des  classes  rurales  en 
Belgique.  Bruxelles  1880.  p.  227. 
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Unfreiheit  erwachsenen  Leistungen.  Sie  wurden  auch  in 
dei  That  von  der  Leibeigenschaft  befreit,  die  Frohnen  wurden 
ermässigt  und  die  Ablösungen  verschiedener  dinglicher  Lasten 
gewährt.  Aehnlich  gestalteten  sich  die  Verhältnisse  in  Bern. 
Der  Wohlstand , dessen  sich  die  Bauern  in  den  genannten 
zwei  Cantonen  schon  im  18.  Jahrhundert  erfreuten,  wird 
ihrer  Befreiung  zugeschrieben. 

Anders  war  der  Verlauf  in  den  übrigen  Theilen  der 
Schweiz,  namentlich  in  den  Cantonen  Basel  und  Solothurn. 
Auch  die  Baseler  Bauern  erhoben  sich  1525,  legten  aber, 
nachdem  man  ihnen  die  Erfüllung  ihrer  Forderungen  zu- 
gesagt hatte,  die  Waffen  nieder.  Doch  wurden  die  Zugeständ- 
nisse nur  unter  dem  im  Protocoll  des  Baseler  Rathes  zum 
Ausdrucke  gelangten  geheimen  Vorbehalte  zugesichert,  die 

Zusage,  sobald  die  Verhältnisse  es  als  angemessen  erscheinen 
lassen  würden,  zu  brechen. 

^\ie  in  diesen  beiden  Cantonen,  so  dauerte  im  grössten 
Theile  der  Schweiz  die  Unfreiheit  der  ländlichen  Bevölke- 
rung bis  zum  Ausgange  des  18.  Jahrhunderts  fort.  Auch 
kam  es  im  17.  Jahrhundert  sogar  vor,  dass  man  freie  Bauern 
durch  Gewalt  oder  List  in  Leibeigene  zu  verwandeln  be- 
müht M'ar.  Dies  erklärt  die  grosse  Zahl  der  Bauernaufstände 
im  1(3.,  17.  und  18.  Jahrhundert,  wie  auch  den  Jubel,  mit 

dem  schon  die  Vorläufer  der  französischen  Revolution  hier 
begrüsst  wurden. 

Die  Unfreiheit  der  Bauern  im  gesummten  Gebiete  der 
Schweiz  wurde  erst  mit  der  Begründung  der  helvetischen 
Republik  1798  aufgehoben*). 

In  Dänemark  waren  die  Bauern  auch  in  den  ersten 
Jahrhunderten  der  neuen  Zeit  in  einer  überaus  traurigen 
Lage,  da  Adel  und  Geistlichkeit  sie  wie  im  Mittelalter  in 
jeder  Weise  bedrückten  (vgl.  IV/III  569),  und  das  vom  Adel 
abhängige  Königthum  sich  keineswegs  ihrer  annahm.  Nicht 
nur  wai  ihi  Antheil  an  den  öffentlichen  Lasten  ausser  Ver- 


’)  Sugenheim,  a.  a.  0.  S.  5.31—535. 


7 


— 249  — 

hältniss  gross,  ihre  Machthaber  suchten  sogar  allerhand 
Leistungen,  die  ihnen  selbst  obgelegen  hätten,  auf  die 
Bauern  überzuwälzen  und  begehrten  fortwährend  deren  neue, 
wodurch  die  Bauern  sich  um  so  empfindlicher  betroffen 
fühlten,  als  sie,  von  der  Theilnahme  am  politischen  Leben 
verdrängt,  zu  Steuern  herangezogen  wurden,  die  ohne  ihre 
Mitwirkung  beschlossen  worden  waren.  Selbst  auf  die  Kron- 
bauern  suchte  der  Adel  seinen  unheilvollen  Einfluss  aus- 
zudehnen. Das  Uebermass  der  Auflagen  sowie  die  Um- 
triebe der  Kipper,  unter  denen  besonders  die  Bauern  litten, 
riefen  Aufstände  hervor.  Nicht  nur  die  Theilnehmer  am 
jütischen  Bauernaufstände  von  1535,  sondern  auch  ganz 
Unschuldige  wurden  darauf  mit  Gütereinziehung  bestraft, 
indem  ein  grosser  Theil  der  freien  Bauerngüter  von  der 
Krone  confiscirt  ward  und  die  Eigenthümer  zu  Pächtern 
herabgedrückt  wmrden.  Das  bäuerliche  Elend  nahm  immer 
mehr  zu.  König  Christian  III.  selbst  äusserte,  dass  die 
Bauern  in  der  Umgebung  von  Kopenhagen  so  verarmt  seien, 
dass  sie  gar  nichts  mehr  besässen.  Auch  hier  missbrauchte 
der  Adel  das  Recht  der  Gerichtsbarkeit  über  seine  Bauern, 
denen  auch  das  Jagd-  und  Fischereirecht  auf  eigenem  Grund 
und  Boden  und  auf  eigenem  Strande  verwehrt  war*)! 

Immer  mehr  Bauera  geriethen  in  die  Gewalt  des  Adels. 
Die  Könige  des  16.  und  17.  Jahrhunderts  vertauschten  in 
ihren  unaufhörlichen  Geldverlegenheiten  ihre  arrondirten 
Bauernhöfe  gegen  adelige  Streugüter  oder  verkauften  jene 
dem  Adel.  Friedrich  II.  (1559—1588)  allein  brachte  auf 
solche  Weise  Tausende  von  Höfen  in  die  Hände  des  Adels, 
dem  um  die  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  neun  Zehntel  des 
gesummten  Bodens  gehörten,  so  dass  nur  noch  ein  Zehntel 
dem  Könige  verblieb,  während  kaum  5000  Bauern  noch 
freies  Eigenthum  besässen.  Die  Bauern  fühlten  sich  dadurch 
so  bedrängt,  dass  die  Jütländer  1660  eine  Bittschrift  an 
Friedrich  III.  richteten,  des  Inhalts,  er  möge  die  veräusserten 
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Güter  wieder  in  den  Besitz  der  Krone  zurückgelangen  lassen, 
um  sie  von  der  unerträglichen  Adelsherrschaft  zu  befreien. 
Doch  verschlimmerte  sich  die  Lage  der  bäuerlichen  Be- 
völkerung immer  mehr,  namentlich  unter  Christian  V.  (1070 
bis  1699),  der  den  Bauern  u.  a.  den  Handel  mit  Mastochsen 
mit  Rücksicht  auf  den  Adel  und  die  Städte  verbot^). 

In  den  deutschen  Provinzen  Dänemarks  war  das  bäuer- 
liche Loos  zu  Ende  des  17.  Jahrhunderts  ebenso  erbärmlich. 
Die  Absicht  Christians  IV.  die  Leibeigenschaft  aufzuheben, 
scheiterte  an  dem  entschiedenen  Widerstande  des  Adels. 
Friedrich  IV.  erneuerte  den  Versuch,  1700,  zunächst  auf 
seinen  Domänen,  dann,  1702,  in  ganz  Dänemark.  Doch  wusste 
der  Adel  die  Durchführung  der  betreffenden  Verordnung  zu 
vereiteln,  was  ihm  sogar  mit  Hilfe  eines  königlichen  Edictes 
von  1701  gelang,  wonach  die  Last  der  Wehrpflicht  aus- 
schliesslich den  Bauern  zufiel,  welche  von  den  Gutsbesitzern 
so  lange  auf  den  Gütern  zurückgehalten  werden  konnten, 
bis  sie  ausgedient  hatten,  so  dass  sie  thatsächlich  an  die 
Scholle  gebunden  wurden^).  1733  ward  den  Grundbesitzern 
dieses  Recht  ausdrücklich  verliehen.  Nach  einer  späteren 
Verordnung  (von  1746)  durften  sie  den  Bauern  beliebige 
Pachthöfe  aufzwingen. 

Besonders  ausbeutend  waren  die  Frohnen,  die  — un- 
gemessen  — ganz  von  der  Willkür  des  Oberbedienten 
(jjFoged“)  der  Gutsbesitzer  abhingen,  dem  sogar  das  Straf- 
recht über  die  Bauern  übertragen  wurde.  Die  Wegbau- 
Irohnen  nahmen  in  manchen  Gegenden  wöchentlich  drei 
Arbeitstage  in  Anspruch^).  Erst  Struensee  verwandelte  die 
Frohnen  in  gemessene. 

Seit  1761  erfolgte  auf  den  Schatullgütern  der  Königin 
die  Ablösung  der  Frohnen  sowie  die  Aufhebung  der  Feld- 
gemeinschaft* **))- 

*)  Dahlmann,  Geschichte  von  Dänemark.  III  83—86. 

**)  Sugenheim,  a.  a.  0.  S.  510—514. 

®)  Scharling,  Die  Bauernbefreiung  in  Dänemark,  im  Handwörter- 
buch für  Staatswissenschaften.  2.  Auf!.  II  376. 
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Dem  holsteinischen  Adel  gebührt  das  Verdienst,  der 
erste  in  Deutschland  gewesen  zu  sein,  der  freiwillig  die 
Leibeigenschaft  aufhob.  Für  das  eigentliche  Dänemark 
schaffte  sie  Friedrich  VI.  1788  ab.  1791 — 1799  verordnete 
derselbe  wohlwollende  König  die  Ablösung  der  Frohnen  und 
der  Zehnten  und  suchte  die  Bauern  zu  Grundeigenthümern 
oder  wenigstens  Erbpächtern  zu  erheben*).  Auch  traf  er 
1796  angemessene  Bestimmungen  gegen  das  Legen  von 
Bauernhöfen  ^). 

Wie  in  Dänemark  wurde  auch  in  Schweden  das 
Bauernthum  vom  Adel  arg  bedrückt,  was  zu  häufigen  Auf- 
ständen führte.  Gustav  W’^asa  selbst  schrieb  den  Vögten: 
„Ihr  reisset  und  ziehet  von  den  armen  Bauern  alles,  was 
sie  haben , zuweilen  wohl  um  einer  geringen  Sache  willen, 
und  die  Folge  ist  dann,  dass,  wenn  sie  völlig  verarmt  sind, 
ihnen  kein  anderer  Ausweg  bleibt,  als  sich  von  Haus,  Hof, 
Weib  und  Kind  hinweg  und  zu  den  Walddieben  zu  begeben.“ 
Ganz  besonders  bedrängt  fühlten  sieh  die  Bauern,  wie  bereits 
erwähnt,  durch  die  hohen  Bussen,  die  bei  der  Seltenheit  des 
Geldes  oft  zur  Preisgebung  von  Grundstücken  führten.  In 
Folge  der  Privilegien,  die  König  Johann  dem  Adel  ertheilte, 
fielen  diesem  alle  königlichen  Bussen  zu,  mit  Ausnahme  von 
denen  für  Majestätsverbrechen  und  grosse  Frevel,  aber  selbst 
diese  in  den  Fällen,  in  denen  der  König  die  Todes-  in  Geld- 
strafe umwandelte.  Angesichts  der  Gewaltthaten  der  Vögte 
und  Beamten  erklärte  König  Johann  1582,  dass  sämmtliche 
Bauern  auf  Krön-,  Kirchen-  und  Erbgütern  das  Einstands- 
recht auf  ihre  Höfe  kaufen  und  gegen  Entrichtung  der  jähr- 
lichen Rente  sie  „auf  ewige  Zeiten“  behalten  mögen.  Doch 
war  das  Misstrauen  gegen  die  Verträge  mit  der’ Krone  so 
gross,  dass  die  Bauern  dieses  Anerbieten  wenig  benutzten. 
Am  ärgsten  scheint  es  den  Bauern  in  Finnland  ergangen  zu 


9 Sugenheim,  a.  a.  0.  S.  515.  521  If. 
®)  Hasbach,  a.  a.  0.  S.  396. 
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sein,  die  zu  Beginn  des  17.  Jahrhunderts  gar  kein  Eigenthuin 
gehabt  haben  sollen  ^). 

Seit  dem  ersten  Viertel  des  17.  Jahrhunderts  gingen  in 
ähnlicher  Weise  wie  in  Dänemark  viele  Krongüter  in  Folge 
des  königlichen  Geldbedarfes  in  die  Hände  des  Adels  über, 
wodurch  die  Bedrückung  der  Bauern  auch  hier  vermehrt 
ward,  die  deshalb  — gleich  ihren  Genossen  in  Dänemark  — 
dem  lebhaften  Wunsche  Ausdruck  gaben,  wieder  unter  die 
Botmässigkeit  der  Krone  zurückzukehren.  Namentlich  klagten 
sie,  dass  der  Adel  ihnen  ihr  Erbrecht  raube,  die  Gemeinde- 
waldungen einziehe  und  ihnen  ungebührliche  Lasten  auferlege. 
Dazu  gesellten  sich  Beschwerden  über  harte  Frohnen,  die 
sie  unerträglich  nannten ; die  Frohndienstordnung  von  1652 
sei  ihnen  aufgezwungen  und  nie  von  ihnen  bewilligt  worden. 
Durch  die  Steuern  fühlten  sich  die  Bauern  so  sehr  bedrängt, 
dass  sie  äusserten , der  Friedenszustand  sei  für  sie  ebenso 
unerträglich  wie  die  Kriegszeit,  da  sie  durch  das  Uebermass 
der  Auflagen  auch  im  Frieden  gezwungen  seien,  Brod  aus 
Baumrinde  zu  geniessen^). 

Karl  XL  beschloss  1681 , die  Leibeigenschaft  auf  allen 
Krongütern  abzuschaffen  und  deutete  dem  Adel  den  Wunsch 
an,  ein  Gleiches  zu  thun^).  (Hiernach  und  nach  dem  oben 
Bemerkten  ist  die  Aeusserung  Fahlbecks  zu  berichtigen, 
dass  es  in  Schweden  etwa  seit  1436  weder  Leibeigenschaft 
noch  eigentliche  Frohnen  gegeben  habe.)  Ueberhaupt  lag 
diesem  Könige  das  Wohl  der  Bauern  sehr  am  Herzen,  die 
er  vor  den  Gewaltthaten  ihrer  Machthaber  nach  Kräften  zu 
schützen  suchte,  so  dass  die  Klagen  über  vermehrte  Steuern 
und  Frohnen  bald  verstummten®).  Seit  Beginn  des  18.  Jahr- 
hunderts erwarben  viele  Bauern  die  Grundstücke,  auf  denen 
sie  angesiedelt  waren,  als  Eigenthum,  welcher  Process  sich 

Geijer,  Geschichte  Schwedens.  II  92.  93.  207.  229.  322. 

2)  Carlson,  Geschichte  Schwedens.  IV  21  flf.  68.  379.  466.  517. 

3)  a.  a.  0.  V 160. 

*)  Die  Bauernbefreiung  in  Schweden,  im  Handwörterbuch  für 
Staatswissenschaften.  II  423. 

®)  Carlson,  a.  a.  0.  V 290. 
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jedoch  erst  in  Folge  der  französischen  Revolution  rascher 
entwickelte. 

Von  dem  Reichstage  von  1756  blieben  die  Bauern,  ent- 
' gegen  den  Bestimmungen  der  Verfassung,  ausgeschlossen, 

' worauf  wieder  eine  dem  Adel  feindselige  Stimmung  an  den 
Tag  trat  ^). 

t 
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lieber  die  Lage  der  russischen  Bauern,  die  am 
21.  November  1597  plötzlich  leibeigen  wurden,  verweisen 
wir  zunächst  auf  das  früher  (II  305—311)  Erörterte.  In 
stärkerem  Masse  als  in  anderen  Ländern  wussten  die  Grund- 
besitzer hier  die  Steuern  auf  die  armen  Bauern  überzuwälzen, 
wie  sie  denn  überhaupt  die  diesen  auferlegten  Abgaben  ganz 
willkürlich  festsetzten ^).  Aus  einem  Berichte,  der  Gustav 
x\dolf  über  die  Zustände  in  Russland  erstattet  wurde,  ist 
i ersichtlich,  dass  zu  seiner  Zeit  die  Bauern  fünf  Tage  in  der 
Woche  für  ihre  Herren  arbeiten  mussten  und  nur  über  den 
sechsten  oder  siebenten  Tag  verfügen  konnten®).  Um  die 
Mitte  des  17.  Jahrhunderts  kamen  noch  mancherlei  Unbilden 
besonderer  Art  hinzu;  so  wurden  1642  ihre  Forderungen 
als  unklagbar  erklärt,  weil  sie  durch  Klagen 
ihrem  Herrn  entzogen  werden  könnten.  1649 
wurde  den  Gerichten  untersagt,  ausser  in  Hochverrathsfällen, 
Beschwerden  der  Bauern  gegen  ihre  Herren  entgegen- 
zunehmen ^).  Neben  dem  adeligen  Drucke  hatten  die  Bauern 
den  der  Beamten  zu  erleiden.  Am  häufigsten  klagten  sie 
über  die  Naturallieferungen  für  die  Heere,  die,  an  sich  hart, 
durch  die  dabei  vorgekommenen  Betrügereien  noch  empfind- 
licher wurden.  Man  trieb  es  so  weit,  dass  Peter  der  Grosse 
zu  Beginn  des  Jahres  1715  sich  veranlasst  fand,  eine  Com- 
mission einzusetzen,  die  alle  hierauf  bezüglichen  Aus- 
beutungen, deren  sich  hohe  wie  niedere  Staatsbeamte  schuldig 
gemacht  hatten , untersuchen  sollte.  Es  folgten  strenge 

0 Oncken,  Das  Zeitalter  Friedrichs  des  Grossen.  II  475. 

2)  Vgl.  Hermann,  Geschichte  des  russischen  Staates.  III  564.  718. 

®)  Geijer,  a.  a.  0.  III  99. 

^)  Meitzen,  Wanderungen.  I/II  227. 
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Strafen,  darunter  Verbannungen  nach  Sibirien  sowie  Ein- 
ziehung der  Güter  aller  schuldig  Befundenen^).  Nichts- 
destoweniger wurde  die  Lage  der  Bauern  unter  Peter  dem 
Grossen  durch  die  erste  Volkszählung  von  1719  erheblich 
verschlimmert,  indem  viele  freie  Bauern,  mit  weniger  günstig 
Gestellten  in  eine  Kategorie  gebracht,  ihrer  Rechte  verlustig 
gingen.  Einen  weiteren  Grund  zur  ungünstigeren  Gestaltung 
der  Bauernverhältnisse  boten  die  Finanzen,  indem  die  Re- 
gierung in  dem  Masse  als  sie  ihre  Ansprüche  an  die  Grund- 
besitzer erhöhte,  sich  gedrängt  sah,  ihnen  als  Gegenleistung 
ein  freieres  Verfügungsrecht  über  die  Bauern  zu  gewähren  ^). 

Da  das  Loos  der  Bauern  auch  unter  den  folgenden  Re- 
gierungen nicht  gebessert  ward,  so  erscheinen  die  zahlreichen 
Bauernaufstände  seit  der  Regierung  Elisabeths  begreiflich, 
von  denen  der  furchtbarste  der  zur  Zeit  Katharinas  II.  aus- 
gebrochene unter  der  Leitung  Pugatschews  war.  Haupt- 
sächlich wurde  er  durch  die  Plage  der  Einquartierungen  in 
den  Dörfern  hervorgerufen,  die  von  den  Truppen  vollständig 
ausgeplündert  wurden,  weshalb  die  sämmtlichen  Einwohner 
zahlreicher  Dörfer  die  Flucht  ergritfen^). 

Die  reformatorischen  Ideen  Katharinas  begegneten  dem 
entschiedensten  Widerstande  des  Adels.  Uebrigens  duldete 
es  die  Kaiserin  im  Widerspruche  mit  ihren  wohlwollenden 
Absichten,  dass  jede  Klage,  die  Bauern  an  die  Regierung 
richteten,  als  schweres  Verbrechen  geahndet  wurde  *).  Kaiser 
Pauls  Bestimmungen  hinsichtlich  der  Mässigung  der  guts- 
herrlichen Gewalt  gelangten  nicht  zur  Verwirklichung.  Seine 
weitere  Verordnung,  die  Bauern  nicht  getrennt  vom  Grund 
und  Boden  zu  verkaufen,  blieb  auf  Kleinrussland  beschränkt. 

Ungeachtet  der  strengen  Leibeigenschaft  entwickelte 
sich  in  Russland  vom  17.  bis  zum  18.  Jahrhundert,  nach 
Aufnahme  der  Ukraine  und  Litthauens  in’s  russische  Reich, 


Hermann,  a.  a.  0.  IV  287. 

-)  Brückner,  Peter  der  Grosse.  S.  523. 
Brückner,  Katharina  II.  S.  181. 
a.  a.  0.  S.  529. 
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die  Erbpacht  , deren  Ursprung  derselbe  ist , wie  wir  ihn 
oben  für  Westeuropa  andeuteten. 

Die  traurige  Lage  der  Bauern  in  Polen  (s.  IV/II/I  570) 
gestaltete  sich  in  neuerer  Zeit  nicht  günstiger.  Macieiowski 
behauptet  sogar,  sie  sei  schlimmer  als  die  der  russischen 
Bauern  gewesen.  In  dem  Berichte  eines  venetianischen  Ge- 
sandten von  1575  heisst  es,  es  gebe  auf  der  Welt  kein  be- 
dauernswürdigeres Wesen  als  den  polnischen  Bauern,  der 
nichts  besitze,  als  was  ihm  sein  Herr  aus  Gnade  lasse; 
in  dem  Masse  jedoch  als  er  verarme,  nehme  sein  Herr,  der 
Edelmann,  an  Ueppigkeit  zu®). 

Die  Gebundenheit  des  Grundbesitzes  durch  Flurzwang 
(vgl.  IV/II/I  63),  Gemein  weiden  und  Servituten  war  nur  dem 
Bedürfnisse  der  Bevölkerung  einer  niederen  Culturstufe  an 
Anschluss  und  der  ihr  entsprechenden  extensiven  Wirthschaft 
angemessen.  Auch  hier  gewahren  wir  — wie  wir  es  IV/I  67 
darlegten  — dass  die  Bevölkerung,  sobald  sie  sich  gekräftigt 
fühlt,  volle  Selbständigkeit  erstrebt.  So  konnte  es  denn 
nicht  fehlen,  dass  mit  der  Entwicklung  der  Landwirthschaft 
in  den  letzten  Jahrhunderten  das  Bedürfniss  nach  Theilung 
der  Gemeinheiten,  zu  Tage  trat.  Am  frühesten  er- 
blicken wir  dies  in  Grossbritannien,  wo  schon  im  16.  Jahr- 
hundert mit  den  Einhegungen  die  Aufhebung  der  früheren 
Gemeinschaften  begann.  Wie  wir  gesehen  haben,  nahmen 
die  Einhegungen  besonders  in  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahr- 
hunderts überhand;  sie  umfassten  unter  Georg  II.  318778, 
unter  Georg  III.  bis  1797  2 804000  Acres*).  In  Schottland 
wurde  schon  1668  ein  Gesetz  erlassen,  wonach  die  Gemein- 

Apostol,  Zur  Geschichte  des  ländlichen  „Tschinsch^*  in  West- 
russland,  in  der  Beilage  zur  Allgemeinen  Zeitung  vom  30.  Mai  1896. 

2)  a.  a.  0.  III  185. 

Schiemann,  Russland,  Polen  und  Livland  bis  in’s  17.  Jahrhundert. 
Berlin  1887.  II  269. 

*)  Roscher,  a.  a.  0.  II  291. 
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heit  unter  die  Interessenten  vertheilt  werden  sollte,  wenn 
nur  einer  von  ihnen  dies  beantragte.  Auf  Grund  dieses 
Gesetzes  erfolgte  allmählich  die  Vertheilung  der  meisten 
Gemeinheiten.  In  Dänemark  wurde  die  erste  auf  die 
Theilungen  ahzielende  Verordnung  1720,  das  Hauptgesetz 
aber  erst  1781  erlassen  G-  In  der  Schweiz  erfolgten  die 
Umwandlungen  der  Allmenden  in  Sondereigen  seit  der 
Mitte  des  18.  Jahrhunderts®).  In  Preussen  ist  die  Auf- 
hebung der  Gemeinheiten  auf  den  pommerschen  Domänen 
1752,  auf  den  übrigen  1763  eingeleitet  worden^).  In 
Württemberg  begann  die  Vertheilung  der  Allmenden  zu 
Nutzniessung  1776,  doch  wurde  der  grösste  Theil  davon  zu 
Gunsten  der  Gemeindecasse  verpachtet*).  In  Spanien  be- 
gannen die  Gemeinheitstheilungen  1761  ®). 

Eine  ebenfalls  in  das  Gebiet  der  Landesculturgesetz- 
gebung  gehörende  zur  vollen  Aufhebung  des  Flurzwanges 
unerlässliche  Massregel,  die  Zusammenlegung  der  in  Streube- 
sitz befindlichen  Ackertheile,  wurde  in  Schleswig,  Holstein, 
Lauenburg,  Nassau  grossentheils  schon  im  18.  Jahrhundert 
durchgeführt  ®). 


Wir  haben  bereits  (IV/II/I  560)  wahrgenommen,  dass 
die  Inforestirung,  so  emj)findlich  auch  namentlich  die  bäuer- 
liche Bevölkerung  davon  betroffen  wurde,  doch  entschieden 
die  Erhaltung  der  Wälder  förderte.  Dies  geschah  allerdings 
unbewusst  und  absichtslos.  Noch  zu  Anfang  des  16.  Jahr- 
hunderts gab  es  nirgends  Forstleute  von  Beruf;  allenthalben 
herrschte  die  regellose  Plänterwirthschaft,  die  in  dem  Walde 


')  Grossmann,  Geimeinheitstheilung,  im  Handwörterbuch  für  Staats- 
wissenschaften. IV  159.  160. 

®)  V.  Miaskowski,  Die  schweizerische  Allmend.  S.  26. 

®)  Roscher,  a.  a.  0.  S.  .S09. 

*)  a.  a.  0.  S.  302. 

®)  Cärdenas,  a.  a.  0.  II  187. 

®)  Schröder,  Lehrbuch  der  deutschen  Rechtsgeschichte.  3.  Aufl. 
S.  785. 
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ein  ungetheiltes  Ganzes  erblickt,  worin  der  Holzhieb  nach 
Bedarf  vorgenommen  wird,  was  bei  starkem  Holzbegehr  und 
ausgedehnter  Waldweide  leicht  zu  Waldverwüstung  führt. 
Einen  merklichen  Fortschritt  erblicken  wir  in  der  Schlag- 
wirthschaft,  wonach  der  Wald  in  Schläge  von  womöglich 
gleichaltrigen  Bäumen  getheilt  und  der  ausgehauene  Schlag 
von  Neuem  bewaldet  wird.  Die  brandenburgische  Forst- 
ordnung von  1531  näherte  sich  der  Schlagwirthschaft;  doch 
wurde  das  Pläntersystem  erst  unter  Friedrich  dem  Grossen 
vollständig  aufgehoben.  Kurfürst  August  führte  die  Schlag- 
wirthschaft in  Weissensee  ein;  in  Oesterreich  wurde  sie  als 
Regel  erst  1758  eingebürgert.  In  W ürttemberg  dauerte  die 
Plänterwirthschaft  sogar  noch  1820  fort.  Der  erste  Antrieb 
zur  Herbeiführung  einer  rationellen  Waldwirthschaft  erfolgte 
in  den  Bergbau-  und  Hüttendistricten , wo  der  grosse  Holz- 
bedarf zu  geregeltem  Verfahren  nöthigte.  So  geschah  es 
durch  die  grosse  Forstordnung  von  1585  in  der  Grafschaft 
Mansfeld*)-  Dagegen  erlitten  die  Wälder  in  Folge  der 
grossen  Prunkjagden,  die  gegen  Ende  des  17.  Jahrhunderts 
in  Deutschland  Eingang  fanden,  an  die  sich  die  Auffassung 
knüpfte,  der  Wald  sei  vornehmlich  des  Wildes  wegen  vor- 
handen, grosse  Verwüstungen.  Als  in  Folge  der  Vernach- 
lässigung der  Wälder  zu  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  eine 
empfindliche  Holznoth  befürchtet  wurde  und  die  Holzpreise 
beträchtlich  stiegen,  fing  man  an,  der  Waldpfiege  ernstere 
Aufmerksamkeit  zuzuwendeu  ®). 

Die  Ausbildung  der  Forsthoheit  im  17.  und  18.  Jahr- 
hundert führte  zur  staatlichen  Beaufsichtigung 
der  P r i V a t f 0 r s t w i r t h s c h a f t , die  bei  der  hohen 
Wichtigkeit,  welche  die  Waldungen  im  Haushalte  der  Natur 
einnehmen  und  bei  den  dem  Gemeinwohle  schädlichen  Folgen 
ihrer  Misshandlung  (vgl.  I 265,  266)  nur  wohlthätig  wirken 

I konnte.  Die  Rodungen  wurden  nun  beschränkt.  Manche 

i 

j 0 Bernhardt,  Geschichte  des  Waldeigenthums.  I 239.  Roscher, 

1 a.  a.  0.  II  678.  679. 

i ‘ *)  Hausrath,  Deutschlands  Wald  im  Wechsel  der  Zeiten.  Beilage 

zur  Allgemeinen  Zeitung  vom  10.  December  1901. 

Felix,  Eigenthum.  IV.  2.  II. 
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ForstordnungeD , wie  die  braunschweigische  und  die  hohen- 
lohische,  gingen  so  weit,  zu  verbieten,  dass  im  eigenen  Walde 
ohne  Zuziehung  des  landesherrlichen  Beamten  Holz  ge- 
schlagen werde.  Auch  hinsichtlich  der  Waldnutzungen,  ins- 
besondere der  Weide,  wmrden  Anordnungen  getroffen,  welche 
die  Erhaltung  der  Wälder  beabsichtigten^).  Doch  sind  die 
Fortschritte  der  deutschen  Forstwirthschaft  bis  zur  Mitte 
des  18.  Jahrhunderts  nur  sehr  gering  geblieben.  Die  Forst- 
hoheit ist  bei  Ausgang  des  18.  Jahrhunderts  in  den  meisten 
Staaten  beschränkt  worden^). 

Die  obrigkeitliche  Waldpffege  des  18.  Jahrhunderts  war 
eine  einseitig  fiscalische.  Im  Zusammenhänge  damit  wurde 
der  inländische  Holzhandel  meist  monopolisirt  — so  in 
Preussen  1766  — der  ausländische  verboten  — wie  in  Bayern 
schon  Ende  des  17.  Jahrhunderts  — oder  beschränkt. 
Finanzielle  Rücksichten  waren  es  auch,  durch  welche  die 
Forstwirthschaftslehre  Eingang  in  die  Hochschulen  fand^). 

Erspriessliche  Massregeln  zur  Erhaltung  der  Wälder 
traf  in  Oesterreich  Maria  Theresia,  die  u.  A.  Anleitungen 
zu  einem  wohlgeordneten  Holzschlage  und  der  Nachzügelung 
des  Holzes  veröffentlichen  Hess. 

Das  Beispiel  Englands,  wo  schon  1685  350000  Tonnen 
Steinkohlen  auf  der  Themse  verschifft  wurden^),  fand  auf 
dem  Continente  spät  Nachahmung.  In  den  meisten  Theilen 
Deutschlands  vermochten  noch  nicht  im  Jahre  1780  Holz- 
surrogate irgend  welcher  Art  sich  einzubürgern  ^). 

Wir  haben  (IV/II/I  554)  gesehen,  wie  der  Landesherr  als 
Obermärker  im  Mittelalter  ansehnliche  Theile  von  Waldungen 
an  sich  brachte,  welcher  Vorgang  im  16.  und  17.  Jahrhundert 
fortgesetzt  wurde.  Als  im  18.  Jahrhundert  die  Gemeinheits- 
theilungen  begannen,  wurde  ein  grosser  Theil  der  Gemeinde- 


0 Roth,  Geschichte  des  Forst-  und  Jagdwesens  in  Deutschland. 
Berlin  1879.  S.  402.  407. 

2)  Roscher,  a.  a.  0.  S.  707 — 709. 

Bernhardt,  a.  a.  0.  II  66—69. 

♦)  Macaulay,  a.  a.  0.  I 313. 

Bernhardt,  a.  a.  0.  II  70. 
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Waldungen  in  Privateigenthura  umgewandelt , wodurch  ihr 
Umfang  beträchtlich  verringert  ward*). 

Die  starken  Waldverwüstungen  veranlassten  die  fran- 
zösischen Regierungen  des  16.  Jahrhunderts,  den  Forsten 
ihre  Aufmerksamkeit  zuzuwenden.  Eine  Verordnung  von 
1515  rief  eine  geregelte  Beaufsichtigung  der  Waldungen 
hervor.  Ein  Edict  von  1537  gebot  speciell  den  Kirchen- 
fürsten eine  schonende  Behandlung  der  in  ihrem  Bereiche 
befindlichen  Wälder.  Mit  Rücksicht  auf  diese  wurden  der 
Entwicklung  der  Hüttenwerke  Schranken  gesetzt.  Ein 
Edict  von  1563  untersagte  den  Privaten  die  Ausholzung  von 
weniger  als  zehn  Jahre  alten  Schlägen.  1572  und  die  fol- 
genden Jahre  brachten  in  Folge  der  Bürgerkriege,  wegen 
des  Baues  neuer  durch  Waldungen  führenden  Wege,  sowie 
aus  Anlass  der  Entwicklung  der  metallurgischen  Industrie 
arge  Waldverwüstungen,  die  später  Sully  nöthigten,  die  die 
Wälder  schützenden  Verordnungen  von  Neuem  einzuschärfen, 
die  aber  durch  den  plötzlichen  Tod  Heinrichs  IV.  und  die 
darauffolgenden  Verwirrungen  wieder  in  Vergessenheit  ge- 
riethen^).  Nach  dem  Tode  Mazarins  mussten  im  Hinblicke 
auf  die  Holzbedürfnisse  der  Marine  abermals  strenge  Mass- 
regeln gegen  die  Waldverwüstung  ergriffen  werden.  Lud- 
wig XIV.  selbst  äusserte,  dass  die  Forstverhältnisse  in 
seinem  Reiche  äusserst  ungeordnet  seien.  „La  guerre“, 
schreibt  er  1662,  „et  l’invention  des  partisans  pour  faire 
de  l’argent,  avoient  produit  une  infinitö  d’officiers  des  eaux 
et  forets  comme  de  toutes  les  autres  sortes;  la  guerre  et 
les  meines  inventions  leur  otoient  ou  leur  retranchoient  leurs 

gages, Hs  s’en  vengoient  et  s’en  payoient,  mais  avec 

usure,  aux  döpens  de  forets  gui  leur  ötoient  commises  . . . . 
11  n’y  avoit  sortes  d’artifices  dont  ces  officiers  ne  se  fussent 
avisös  jusqu’ä  brüler  e xprös  une  partie  des  bois 
sur  piö,  pour  avoir  Heu  de  prendre  le  reste 
comme  brülö  par  accident.  J’avois  su  et  deplorö 


Georg  Meyer,  Lehrbuch  des  Verwaltungsrechts.  II  284. 
2)  Clement,  Histoire  de  Colbert.  II  65.  66. 
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cette  dösolation  de  mes  forets Cette  annöe  j’y  appor- 

tois  . . . deux  remädes  principaux “ Aber  nach 

Vauban  waren  die  Waldungen  noch  1701  in  einem  sehr  un- 
befriedigenden Zustande,  was  er  vornehmlich  dem  Holz- 
verbrauche für  die  Marine  und  für  den  Bau  von  Festungen 
zuschreibt.  60  Jahre  später  klagt  der  Marquis  Victor  von 
Mirabeau  über  den  Verfall  der  Wälder  namentlich  in  den 
von  den  grossen  Städten  entfernten  Provinzen.  Noch  trost- 
loser war  der  Zustand  der  Waldungen  in  den  letzten  Jahren 
vor  Ausbruch  der  Revolution.  Arthur  Young,  der  in  den 
Jahren  1787 — 1789  Frankreich  bereiste,  äussert,  dass  in 
amerikanischen  Wäldern  kaum  schonungsloser  verfahren 
worden  sei.  Die  Verwüstung,  die  sich  seinen  Blicken  dar- 
bot, habe  eine  unglaubliche  Sorglosigkeit  für  das  Wohl  der 
Nachkommen  bezeugt®). 

Im  Kirchenstaate  ist  die  verdienstliche  Waldschutz- 
gesetzgebung Clemens’  XIII.  von  1765  und  Pius’  VI.  von 
1789  hervorzuheben  ^). 

In  Toscana  Hess  sich  Leopold  I.  1769  durch  arglistige 
Einflüsterungen  zur  Aufhebung  der  das  Baumfällen  be- 
schränkenden Verordnungen  verleiten.  Eine  furchtbare 
Waldverwüstung  war  die  Folge.  1776  wurde  daher  die 
schrankenlose  Erlaubniss  zum  Fällen  wieder  aufgehoben,  je- 
doch acht  Jahre  darauf  abermals  in  Kraft  gesetzt.  Es  wurden 
nun  die  schlimmen  Erfahrungen , die  nach  der  ersten  Auf- 
hebung der  schützenden  Vorschriften  gemacht  worden  w^aren, 
erneuert  und  namentlich  die  Ueberschwemmungsgefahren  ge- 
steigert®). Die  savoyischen  Fürsten  Hessen  sich  den  Wald- 
schutz besonders  angelegen  sein.  Bei  Ausgang  des  16.  Jahr- 
hunderts und  noch  um  1724  bedurfte  es  in  Savoyen  der  fürst- 
lichen Erlaubniss  zur  Ausbeutung  der  eigenen  Waldungen®). 


V)  Oeuvres  de  Louis  XIV.  I 207. 

Theorie  de  rimpöt.  VII. 

Young,  Travels.  London  1794.  II  106. 

Sombart,  Die  römische  Campagua.  Leipzig  1888,  S,  50. 
®)  V.  Reumont,  a.  a.  0.  II  129. 

Saint-Genis,  a.  a.  0.  II  327, 
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Wie  wir  (IV/II/I  555.  556)  erwähnten,  wurde  bereits  im 
Mittelalter  in  den  meisten  Marken  das  Jagdrecht  den 
Märkern  allmählich  entzogen.  Mit  der  Ausbildung  der 
Territorialherrschaft  ward  die  Jagd  Regal;  zugleich  wurde 
zwischen  hoher,  mittlerer  und  niederer  Jagd  — mit  ab- 
weichender Auffassung  in  den  einzelnen  Territorien  — unter- 
schieden. Wir  deuteten  bereits  an,  dass  die  Absonderung 
des  Jagdrechtes  vom  Grundbesitze  den  Bauern  vielfache 
Ursachen  zu  Klagen  gab,  die  auch  in  der  neuen  Zeit  fort- 
dauerten. Sie  waren  nicht  nur  gehalten,  den  Jagdbe- 
rechtigten das  Betreten  ihrer  Grundstücke  zu  gestatten, 
sondern  sie  mussten  sich  auch  die  Verwüstungen,  die  das 
Wild  daselbst  anrichtete,  gefallen  lassen,  ohne  es  erlegen 
zu  dürfen.  Die  Befugniss,  es  auf  andere  Weise  von  ihren 
Feldern  abzuhalten,  bot  ebensowenig  wie  der  Anspruch  auf 
Ersatz  des  durch  einen  übermässigen  Wildstand  zu- 
gefügten Schadens  genügende  Abhilfe.  Noch  härter  war  die 
Bedrückung,  die  durch  zahlreiche  Jagdfrohnen  auf  den 
Bauern  lastete^).  Doch  ist  in  manchen  Landschaften,  wie 
in  den  schweizerischen  Urcantonen,  Tyrol,  zum  Theile  auch 
im  Eisass  und  in  Schwaben,  die  „freie  Pürsch“  nicht  ver- 
kümmert worden.  In  Norwegen,  wo  1730  das  Jagdrecht 
der  Grundbesitzer  auf  ihrem  eigenen  Grund  und  Boden  be- 
schränkt ward,  sah  man  sich,  in  Folge  der  Zunahme  der 
Raubthiere,  1744,  zu  seiner  Wiederherstellung  gedrängt®). 
Ein  Edict  Ludwigs  XIV.  untersagte  allen  Unadeligen 
(„paysans  et  roturiers  de  quelque  condition  qu’ils  fussent“), 
die  nicht  Lehen-  oder  Grundherrschaften  besassen,  die  Jagd 
sogar  auf  ihren  eigenen  Besitzthümern.  Die  Wolfsjagd  allein 
war  von  diesem  Verbote  ausgenommen®). 

Nach  Meitzen^)  ist  die  Jagd  in  Schweden  immer  frei 
geblieben.  


Behrend,  Das  deutsche  Privatrecht  — in  Holtzendorffs  Ency- 
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Die  französischen  Grundbesitzformen  „le  domaine  con- 
göable“,  „le  droit  de  marchö“  oder  „de  mauvais  grö“ 
(vgl.  IV/II/I  593)  erscheinen  in  neuerer  Zeit  potencirt  in 
den  in  der  Picardie  üblich  gewesenen  „döpointements“.  Da- 
selbst bestand  nämlich  der  Brauch,  dass  alle  Pächter  sieh 
durch  allerhand  unerlaubte  Mittel  gegen  den  Willen  der 
Eigenthüraer  von  Generation  zu  Generation  im  Besitz  des 
Pachtgutes  behaupteten  und  sich  so  eine  Art  fictiven  Eigen- 
thums verschafften.  Dies  ging  so  weit,  dass  die  Pächter 
die  Pachtungen  in  den  Handel  brachten,  ihr  Recht  daran 
verkauften,  oder  ihre  Kinder  damit  ausstatteten.  Fanden 
sie  Widerstand,  so  schraken  sie  vor  Brandstiftungen  und 
selbst  vor  Mordthaten  nicht  zurück.  Alle  Versuche,  diesem 
Unwesen,  das  an  irische  Zustände  erinnert,  zu  begegnen,  — 
u.  A.  ein  Edict  vom  20.  Juli  17(i4  — blieben  erfolglos;  erst 
in  unseren  Tagen  ist  die  Ausrottung  des  Missbrauches  er- 
möglicht worden*). 


Im  Mittelalter  war  der  Bergbau  in  Deutschland,  wie 
wir  (IV/II/I  607  ff.)  gesehen  haben,  Regal.  Seit  dem  16.  Jahr- 
hundert, in  dem  die  Bergbaugesetzgebung  der  Territorial- 
herren beginnt , fand  in  vielen  Territorien  dessen  Ab- 
schwächung insofern  statt,  als  der  Landesherr  — eventuell 
mit  Ausschluss  einzelner  sich  selbst  vorbehaltenen  Felder  — 
Jedermann  mit  dem  Bergbaurechte  belieb,  der  beim  Schürfen 
Mineralien  entdeckte  und  um  die  Beleihung  nachsuchte.  In 
manchen  Territorien  wurde  die  Bergbaufreiheit  auf  gewisse 
Mineralien  beschränkt,  während  der  Landesherr  sich  andere 
vorbehielt 2).  Der  Nachdruck,  den  das  Mercantil System  auf 
die  Erwerbung  edler  Metalle  legte,  trug  nicht  wenig  zur 
Entwicklung  des  Bergbaues  bei,  mit  dem  sich  ein  lohnendes 
Hüttenwesen  verband.  Besondere  Verdienste  um  die  deutsche 


0 Leonce  deLavergne,  Les  assemblöes  provinciales  sous  Louis  XVI 
p.  132—134. 
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Berggesetzgebung  erwarb  sich  Sachsen.  Die  revidirten  Berg- 
ordnungen Friedrichs  des  Grossen  waren  im  Vereine  mit 
den  sächsischen  die  Quellen  der  Bergwerksgesetzgebuug  des 
preussischen  Landrechtes  von  1794*). 

Für  den  österreichischen  Bergbau  brach  unter  Maximilian  I. 
eine  neue  Aera  an.  Der  unaufhörliche  Geldbedarf  des  Kaisers 
drängte  ihn,  diesem  Verwaltungszweige  eine  besondere  Sorg- 
falt zuzuwenden,  wovon  eines  der  Capitel  seines  Weisskunig 
Zeugniss  ablegt.  Die  hierauf  bezügliche  Thätigkeit  konnte 
er  zur  Zeit  der  höchsten  Blüthe  des  deutschen  Bergbaues 
entwickeln,  wobei  er  sich  der  Fugger  und  anderer  Augsburger 
Bankhäuser  bediente ®).  Dem  Berggesetze,  das  Maximilian 
1517  für  Oesterreich,  Steiermark,  Kärnthen  und  Krain  er- 
liess,  folgte  1553  die  Bergordnung  Ferdinands  I.  für  die 
nieder  österreichischen  Länder  ®). 

Im  zehnten  Jahre  der  Regierung  Elisabeths  von  England 
wurde  von  allen  Gerichtshöfen  auf  Grund  alten  Herkommens 
beschlossen,  dass  sämmtliche  Gold-  und  Silber-Bergwerke  im 
Königreiche  gesetzlich  durch  Prärogative  der  Krone  gehören 
sollten,  mit  der  Befugniss,  allenthalben  zu  schürfen.  Ein- 
zelne Richter  gaben  die  Meinung  ab,  dass  das  in  Erzen  un- 
edeln  Metalles  befindliche  Gold  und  Silber  dem  Eigenthümer 
des  Bodens,  in  dem  die  Erze  gefunden  wurden,  zukommen 
solle,  wofern  es  den  Werth  der  damit  verbundenen  unedeln 
Metalle  nicht  überschreite ; alle  anderen  Richter  aber  waren 
der  Ansicht,  die  nun  durchdrang,  dass  auch  solche  Erze 
Eigenthum  der  Krone  sein  sollten^). 

Was  Frankreich  anbelangt,  so  haben  wir  (IV/II/I  611) 
erwähnt,  dass  die  grossen  Kronvasallen  in  Betreff  des  Berg- 
baues selbständig  verfahren  waren  und  erst  1413  das 
Souveränetätsrecht  der  Krone  zur  Geltung  gelangte.  Im 
16.  Jahrhundert  verdrängten  wieder  Privilegien  die  Freiheit 
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des  Betriebes,  bis  durch  die  Verordnungen  Sullys  von  1604 
und  Eicbelieus  von  1626  für  eine  geregelte  Gesetzgebung 
Sorge  getragen  ward,  wonach  das  Concessionssysteni  waltete. 
Colbeit  hielt  den  Staat  allein  für  kräftig  genug,  die  Minen 
auszubeuten , der  Staatsbetrieb  entsprach  auch  seinen 
mercantilistischen  Anschauungen  *). 

Die  Bergwerkgesetzgebung  in  Piemont,  im  Venetianischen 
und  im  Florentinischen  hielt  sich  seit  dem  14.  Jahrhundert 
an  die  Roms  und  des  früheren  Mittelalters.  Sie  unterschied 
drei  Gattungen  von  Mineralien : Kdelmetalle,  mittlere  (Eisen 
und  Kupfer)  und  gemeine  Mineralien  (Kreide,  Gestein).  Die 
ersten  wurden,  wo  immer  sie  sich  fanden,  als  dem  Fürsten 
gehörig  betrachtet,  ohne  dessen  Erlaubniss  nicht  geschürft 
werden  durfte ; die  zweiten  wurden  der  unbeschränkten 
Herrschaft  der  Eigenthümer  auf  ihrem  Grund  und  Boden 
übellassen;  von  den  dritten,  die  ebenfalls  freigegeben  wurden, 
war  dem  Fiscus  der  Zehnte  zu  entrichten.  Dieses  System 
währte  bis  zur  Mitte  des  18.  Jahrhunderts,  in  dem  der 
Feudalismus  vollständig  unterdrückt  ward  und  Freiheit  des 
Verkehrs  eintrat.  In  Toscana  gestattete  der  Grossherzog 
Leopold  (1780)  Jedermann  das  Schürfen  auf  eigenem  Grund 
und  Boden  und  auch  auf  fremdem , die  Bewilligung  des 
Eigenthümers  vorausgesetzt.  Dieser  Fürst  schaffte  auch  das 
Regal  für  Edelmetalle  ab.  In  Sicilien  wurde  unter  den 
normännischen  Königen  in  Bezug  auf  die  Gewinnung  von 
Schwefel  und  Salz  vollkommene  Freiheit  gewährt;  die  erste 
Beschränkung  hierin  trat  unter  der  österreichisch-spanischen 
Herrschaft  ein,  die  hierauf  schwere  Abgaben  setzte^). 

In  Schweden  war  das  Bergbaurecht  Regal  und  stand 
Jedermann  gegen  Entrichtung  der  gesetzlichen  Abgaben  zu»). 

In  Polen  erkannten  Heinrich  von  Valois  und  Stephan 
Bathori  das  Recht  des  Bergbaubetriebes  dem  Adel  allein  zu, 
dem  es  1736  von  Neuem  bestätigt  wurde.  In  Russland  war 


0 Clement,  a.  a.  0.  II  153  ff. 
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das  Bergrecht  Regal;  doch  wurde  die  Minenausbeutung 
Privaten  gegen  eine  Abgabe  gestattet  *). 


Auch  in  der  neuen  Zeit  kamen  sehr  häufig  Schen- 
kungen von  Grund  und  Boden  vor,  von  denen  wir  die 
der  Kirche  und  siegreichen  Heerführern  gewährten  bereits 
betrachteten. 

Am  erspriesslichsten  war  die  Ausstattung  mit  Grund- 
besitz von  herangezogenen  Colonisteii,  die  im  landwirthschaft- 
lichen  Betriebe  weit  vorgeschritten  waren,  die  Bevölkerung 
darin  unterwiesen  und  sich  also  in  doppelter  Beziehung 
nützlich  zeigten.  Dass  Friedrich  der  Grosse  solche  Ausied- 
lungen  in  der  angedeuteten  Weise  in  ausgedehntestem  Masse 
begünstigte,  haben  wir  bereits  erwähnt. 

Am  häufigsten  erfolgten  solche  Schenkungen  in  der 
Periode,  die  uns  beschäftigt,  aus  politischen  Gründen  und 
als  Gunstbezeugungen  namentlich  an  den  Adel.  So  suchte 
nach  der  Eroberung  Neapels  Ferdinand  der  Katholische  die 
französisch  gesinnte  Partei  durch  reichliche  Ausstattungen 
aus  den  königlichen  Gütern  zu  gewinnen^).  — In  Oester- 
reich scheint  der  leicht  zugänglich  gewesene  Kaiser  Joseph  I. 
mit  solchen  Zuwendungen  am  verschwenderischsten  gewesen 
zu  sein,  so  dass  er  öfter  ausser  Stande  war,  seine  Zusagen 
zu  erfüllen»).  — Der  schon  im  Mittelalter  oft  unbeachtet 
gebliebene  Grundsatz  der  Unveräusserlicbkeit  der  französischen 
Krondomänen  (vgl.  IV  II/I  391)  wurde  auch  in  neuer  Zeit 
nicht  selten  durchbrochen.  In  Folge  der  verschwenderischen 
Grundbesitzschenkungen  seiner  Vorgänger  fand  Heinrich  IV. 
bei  seinem  Regierungsantritte  die  Domäneneinkünfte  nahezu 
auf  Null  reducirt.  Ludwig  XIV.,  von  der  Absicht  geleitet, 
einen  Colonialadel  zu  gründen,  verlieh  grosse  Strecken  Landes 
in  Canada  Cavalieren , die  ihrerseits  daraus  Lehen  an  ein- 
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zelne  Familien,  die  den  Zins  in  Natur  7,u  erstatten  hätten, 
vergeben  sollten.  Jeder  Grundherr  sollte  auf  seinem  Grund- 
besitze die  Gerichtsbarkeit  ausüben ').  — In  England  bat  es 
seit  der  normännischen  Eroberung  kaum  eine  Regierung  ge- 
geben, während  der  nicht  grosse  Grundbesitzuugen  an  Günst- 
linge verliehen  worden  wären  2).  Nachdem  Buckingham  1521 
enthauptet  worden  war,  wurden  seine  Güter  von  Heinrich  VIII. 
ein  gezogen  und  Theile  davon  königlichen  Günstlingen  ver- 
liehen, wobei  Grundstücke  ergriflen  worden  sein  sollen,  die 
dem  Herzoge  gar  nicht  gehört  hatten^).  Während  der 
kurzen  Regierung  Eduards  VI.  gingen  Krondomänen  in  einem 
nach  heutigem  Geldwerthe  fünf  Millionen  Pfund  übersteigen- 
den Betrage  in  der  Form  königlicher  Schenkungen  an  die 
königlichen  Räthe  (the  Lords  of  the  Council)  und  ihre 
Freunde  verloren^).  Raleighs  Güter  wurden  dem  königlichen 
Günstling  Robert  Carr,  nachmals  Graf  von  Somerset,  ge- 
schenkt, wie  sich  denn  Jacob  I.  überhaupt  gegen  seine  aus 
Schottland  mitgebrachten  Lieblinge  überaus  freigebig  erwies 
und  zwar  zur  Zeit  grösster  finanzieller  Verlegenheiten®). 
Aus  einer  Petition,  die  an  Karl  I.  gerichtet  wurde,  ist  er- 
sichtlich, dass  auch  unter  ihm  von  Rebellen  verwirkte  Güter 
vergabt  wurden®).  Karl  II.,  der  seine  natürlichen  Kinder 
aus  den  königlichen  Domänen  reichlich  ausstattete,  vertheilte 
die  amerikanischen  Colonien  Virginia,  Maine  und  Hampshire 
unter  Prinzen  und  Höflinge  ’').  Penn  wurde  gegen  eine  könig- 
liche Schuld  das  später  nach  ihm  benannte  Pennsylvanien 
von  Karl  II.  verliehen®).  Während  die  zahlreichen  Krongut- 
schenkungen  vergangener  Könige  vom  Parlamente  unan- 

Kingsford , The  history  of  Canada.  London  1888  — 1889. 
I 363.  364. 

Macaulay,  a.  a.  0.  IX  39. 
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®)  Brosch,  a.  a.  0.  VII  11.  12.  24.  31. 

®)  Banke,  Englische  Geschichte.  III  92. 

’)  Macaulay,  a.  a.  0.  VIII  109.  IX  40.  Brosch,  a.  a.  0.  VII  470. 
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gelochten  geblieben  waren,  begegnete  auffallender  Weise  eine 
Verleihung  Wilhelms  III.  von  Kronland  in  Wales  an  Port- 
land entschiedenem  Widerspruche.  Macaulay*)  sucht  dies 
dadurch  zu  erklären,  dass  der  König  zu  weit  gegangen  sei. 
Abgesehen  von  dem  Umfange  der  gespendeten  Güter,  seien 
damit  umfassende  königliche  Vorrechte  (royalties)  verbunden 
gewesen,  welche  die  Bevölkerung  von  Nordwales  nicht  in 
den  Händen  eines  Unterthanen  habe  dulden  können.  Doch 
ist  daran  zu  erinnern,  dass  auch  das  Recht,  über  confiscirte 
Güter  zu  verfügen,  das  stets  als  Prärogative  der  Krone  ge- 
golten hatte,  Wilhelm  III.  vom  Unterhause  nicht  zugestanden 
wurde,  sondern  dass  das  Parlament  sich  den  Beschluss 
darüber  vorbehielt  ^).  Wilhelm  fügte  sich  dem  Willen  des 
Parlaments  und  nahm  die  Schenkung  zurück.  — In  Dänemark 
war  es  namentlich  König  Friedrich  L,  der  ansehnliche  Kron- 
güter  an  den  Adel  verschenkte,  dessen  Gegenleistungen  in 
vielen  Fällen  Darlehen  waren®). 

In  ähnlicher  Weise  wie  dies  im  Alterthum  in  orien- 
talischen Staaten  geschah , wurden  noch  in  neuer  Zeit 
portugiesischen  Königinnen  Städte  als  Leibgedinge  verliehen. 
So  Marie  Frangoise  Elisabeth  von  Savoyen  bei  ihrer  Ver- 
heirathung  mit  Alfonso  VI.  1666  die  Städte  Faro,  Alemquer, 
Cintra  und  andere  Ortschaften,  welche  die  Königin-Mutter 
besessen  hatte  ^). 

Auch  in  neuer  Zeit  wurden  Geschenke  zu- 
weilen nicht  als  unantastbares  Eigenthum  auf- 
gefasst. So  nahm  der  grosse  Kurfürst  Schenkungen,  die 
er  seinem  Minister  Danckelmann  gemacht  hatte,  wieder  zu- 
rück®). Ebenso  geschah  es  mit  den  dem  spanischen  Minister 
Lerma  zutheil  gewordenen  Schenkungen  nach  dem  Tode 
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Philipps  III  *).  In  grösstem  Massstabe  erblicken  wir  solche 
Nichtigkeitserklärungen  in  Schweden,  wo  allerdings  Schen- 
kungen von  Grund  und  Boden  an  den  Adel  in  einem  Um- 
fange vorgekommen  sind,  der  den  Staat  nahe  an  den  Rand 
des  Abgrundes  brachte,  einem  Umfange,  der  wohl  weder 
vor  noch  nachher  in  irgend  einem  Lande  verhältnissmässig 
jemals  erreicht  worden  ist.  Diese  Schenkungen  gehen 
namentlich  auf  die  Zeit  der  Minderjährigkeit  der  Königin 
Christine  zurück,  die  aber  auch  nach  ihrer  Grossjährigkeits- 
erklärung  in  verschwenderischer  Weise  damit  fortfuhr.  Der 
grösste  Theil  der  Krondomänen  gelangte  auf  diese  Art  in 
die  Hände  des  schwedischen  Adels.  Schon  in  dem  Jahre, 
in  dem  Christine  der  Krone  entsagte,  1654,  sah  sich  ihr 
Nachfolger  Karl  Gustav  durch  die  finanzielle  Verwirrung  des 
Reiches  in  die  dringende  Nothwendigkeit  versetzt,  die  ersten 
energischen  Massregeln  zu  einer  „Reduction“,  wie  man  die 
Zurücknahme  der  verschenkten  Güter  und  Renten  nannte, 
zu  treffen,  da  die  gesammte  Verwaltung  auf  die  Einkünfte 
aus  den  Domänen  gegründet  war.  Unter  den  Gütern,  die 
leichtsinnig  verliehen  worden  waren,  befanden  sich  Bergwerke, 
deren  Entäusserung  nicht  nur  einen  Verlust  der  laufenden 
Renten,  sondern  auch  den  Verzicht  auf  ihre  künftige  Ver- 
mehrung bedeutete.  Am  24.  März  1655  machte  der  Reichs- 
kanzler dem  Adel  in  pleno  die  hierauf  bezüglichen  Vor- 
stellungen. Einen  Monat  später  wurde  der  erste  Reductions- 
vorschlag  angenommen.  Danach  sollten  die  für  die  Ver- 
waltungszwecke unentbehrlichen  Güter  unverzüglich  zurück- 
genommen werden.  Da  dies  aber  nicht  genügte,  so  machte 
der  König  den  Inhabern  der  Dotationen  den  Alternativ- 
Vorschlag,  eine  jährliche  Contribution  von  200000  Thalern 
zu  übernehmen,  bis  solche  aus  den  zurückgelangenden  Gütern 
ersetzt  wurden,  oder  den  vierten  Theil  der  Güter  sogleich 
zurückzuerstatten  und  das  Uebrige  zu  behalten.  Der  erstere 
Vorschlag  wurde  alsbald  verworfen,  da  die  Besteuerung 


0 Beiträn  y Rözpide,  Compendio  de  Historia  de  Espana.  2da  ed- 
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der  Natur  des  Adels  zuwiderlaufe.  Doch  Hess  man  sich 
später  zur  Bewilligung  einer  Contribution  herbei.  Der 
Leiter  des  Reductionswerkes , Flemming,  ging  dabei  mit 
solcher  Gerechtigkeit  zu  Werke,  dass  der  Reichsdrost,  der 
Reichsfeldherr  und  selbst  des  Königs  Bruder  keine  Berück- 
sichtigung fanden.  Die  Durchführung  war  jedoch  nur  in 
Folge  der  durch  die  Siege  verstärkten  Königsmacht  möglich. 
Von  der  riesigen  Zahl  der  Schenkungen  gewinnt  man  da- 
durch eine  Vorstellung,  dass  im  ersten  Jahre  der  Reduction, 
1655,  allein  2403  Höfe  an  die  Krone  zurückfielen.  Da  bei 
Beginn  der  selbständigen  Regierung  Karls  XL,  1674,  die 
Lage  der  Finanzen  so  verzweifelt  war,  dass  die  Admiralität 
erklärte,  nicht  mehr  den  Dienst  versehen  zu  können,  so 
mussten  die  Reductionen  wieder  kräftig  in  Angriff  genommen 
werden.  Im  Herbste  1681  waren  die  meisten  grossen  Lehen 
in  die  Hände  des  Staates  zurück  gelangt;  doch  wurden  die 
Reductionen  noch  ein  Jahrzehnt  fortgesetzt.  Durch  diese 
wie  gesagt  zur  Rettung  des  Staates  unerlässlichen  Mass- 
regeln ward  dem  Bauern  wieder  ein  gesichertes  Besitzrecht 
verschafft,  während  ein  grosser  Theil  des  Adels  dadurch  zu 
Grunde  gerichtet  wurde  ^). 

Merkwürdiger  Weise  erfolgten  in  der  Aera  der  Re- 
ductionen neue  Grundbesitzschenkungen.  So  um  1656  an 
Corfitz  Ulfeld  und  Sten  Bjelke,  1661  an  den  Grafen  Stenbock, 
1666  allein  über  hundert  Hufen®). 


Die  Colonisation  der  neueren  Zeit,  die  gewaltigste, 
tiefgreifendste,  vielseitigste,  die  jemals  unternommen  worden 
ist,  erhält  ihre  vornehmsten  Impulse  von  den  grossen  Er- 
eignissen, welche  diese  Periode  eröffnen,  den  neuen  Ent- 
deckungen und  — später  — der  Reformation.  Der  Gedanke 
den  wir  früher  (I  172)  aussprachen,  dass  die  anderen  Welt- 

»)  Carlson,  a.  a.  0.  IV  20  ff.  V 60  ff.  Vgl.  Erdmannsdörffer, 
a.  a.  0.  I 138.  213. 

Carlson,  a.  a.  0.  IV  277.  427.  516. 
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theile  gleiclisam  nur  für  Europa  vorhanden  seien,  findet 
seine  bedeutsame  Verwirklichung  in  der  Colonisation  der 
neuen  Zeit.  Nicht  nur  gilt  es,  die  noch  unbesiedelten  Strecken 
der  neuen  Welt  den  Europäern  zu  erschliessen ; auch  die 
bereits  bewohnten  werden  von  ihnen,  unter  Zurückdrängung 
und  — zum  Theile  — Versklavung  der  einheimischen  Völker- 
schaften so  weit  als  möglich  in  Anspruch  genommen.  Der 
Magnet,  der  die  Ausbeutung  der  neu  entdeckten  Regionen 
und  des  nun  zugänglicheren  Indien  fördert,  ist  zunächst  Gold 
und  Silber  sowie  der  Gewürzreichthum,  der  ein  dringendes 
Bedürfniss  früherer  Jahrhunderte  befriedigt;  mit  dem  Ver- 
siegen der  Bergwerke  und  der  vorschreitenden  wirthschaft- 
lichen  Erkenntniss  treten  an  die  Stelle  dieser  glänzenden 
Gaben  die  nützlichen  Producte  der  Landwirthschaft  und  der 
Viehzucht,  deren  Gewinnung  die  Colonisten  nun  vornehmlich 
erstreben. 

Die  riesigen,  Europa  gewissermassen  vervielfältigenden 
Landerwerbungen  in  der  neuen  Welt  vermehren  nicht  nur 
die  politische  und  wirthschaftliche  Macht  der  dabei  be- 
theiligten Seestaaten,  die  grossen  Massen  verfügbaren  Landes 
setzten  auch  eine  beträchtliche  Zahl  von  Individuen,  denen 
es  in  der  Heimat  an  Hilfsquellen  oder  anderen  Bedingungen 
behaglichen  Daseins  gebricht,  in  den  Stand,  Boden  zu  ge- 
winnen und  zu  bearbeiten,  wodurch  eine  wunderbare  Um- 
gestaltung der  colonisirten  Gebiete  erfolgt:  Wüsteneien 

werden  zu  Wohnstätten  eingerichtet,  Städte  gegründet,  alle 
Errungenschaften  der  europäischen  Cultur  hierher  übertragen, 
Tausche  der  Producte  beider  Welten  zu  gegenseitigem 
Frommen  und  insbesondere  zu  ungeahnter  Bereicherung 
europäischer  Kaufleute  bewirkt. 

So  gewaltsam  auch  die  erobernden  und  die  colonisirenden 
Europäer  gegen  die  einheimischen  Bevölkerungen  der  neuen 
Welt  vorgingen  und  so  entschieden  dieses  Verfahren  auch 
als  unsittlich  verurtheilt  werden  mufs,  so  lässt  sich  doch 
nicht  verkennen,  dass  durch  die  europäische  Herrschaft  all- 
mählich wirkliche  Cultur  an  die  Stelle  einer  bestenfalls 
äusseren  und  mit  dieser  gemischten  Barbarei  getreten  ist; 
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man  denke  au  die  Anthropophagie  und  an  die  Menschenopfer 
in  Mexico  und  Peru. 

Die  grossen  Entdeckungen  der  nereren  Zeit  wurden 
von  den  Portugiesen  eingeleitet,  die  durch  den  Infanten 
Heinrich  den  Seefahrer  zu  den  tüchtigsten  Seeleuten  ihrer 
Zeit  erzogen  worden  sind.  Als  Grossmeister  des  Christus- 
ordens gebrauchte  dieser  Prinz  die  reichen  Einkünfte  der 
Stiftung,  die  der  Ausdehnung  der  christlichen  Kirche  dienen 
sollten,  in  ihrem  Geiste  zur  Ausführung  seiner  weitgreifenden 
Pläne,  die  auf  die  Auffindung  eines  neuen  Seeweges  nach 
Indien  und  Verdrängung  der  Araber  aus  dem  indischen 
Handel  gerichtet  waren.  Er  war  anfangs  ein  Prediger  in 
der  Wüste;  selbst  nach  der  Besiedlung  Madeiras  blieben 
Kaufleute  und  Rheder  zurückhaltend;  erst  nachdem  es 
bekannt  geworden  war , dass  die  neu  entdeckten  Küsten 
Schätze , insbesondere  von  Goldstaub , bargen , wandte  sich 
ihm  die  öffentliche  Stimmung  zu.  Der  Prinz,  von  höheren 
Ideen  getragen,  war  u.  A.  darauf  bedacht,  auf  Madeira  das 
Zuckerrohr  und  den  Weinstock  durch  Uebertragungen  von 
Sicilien  und  von  Kreta  heimisch  zu  machen,  wodurch  er 
auch  wirthschaftliche  Einsicht  bewies.  Nachdem  durch  den 
Infanten  der  Grund  zur  maritimen  Grösse  Portugals  gelegt 
worden  war,  betrachteten  es  die  Könige  Affonso  V.,  Joäo  II. 
und  Manoel  als  ihre  Aufgabe , das  Werk  Heinrichs  fort- 
zusetzen. Don  Manoel  sandte  1497  vier  Schiffe  unter  dem 
Commando  von  Vasco  da  Gama  aus,  die  am  20.  Mai  1498 
vor  Calicut  ankerten,  wo  die  Portugiesen  sich  der  Feind- 
seligkeiten der  Araber  zu  erwehren  hatten,  die  bisher  durch 
das  Monopol  des  Handels  zwischen  Orient  und  Occident 
bereichert  worden  waren.  Der  Mamelukensultan  in  Aegypten, 
der  dieses  Monopol  durch  die  Portugiesen  gefährdet  sah. 
drohte  dem  Papste  und  dem  König  Manoel  mit  der  Ver- 
nichtung aller  heiligen  Stätten  Palästinas;  doch  liess  sich 
der  König  dadurch  nicht  einschüchtern.  Eine  zweite  Fahrt 
Vasco  da  Gamas  erfolgte  im  Februar  1502  ohne  die  Absicht 
neuer  Entdeckungen;  die  im  October  1503  zurückgekehrte 
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Flotte  war  aber  mit  Gewürzen  beladen,  die  dem  Könige, 
der  den  überseeischen  Handel  monopolisirte , einen  riesigen 
Gewinn  brachten*). 

1500  waren  13  Schiffe  unter  Cabral  ausgelaufen,  der 
in  Ostafrika  Factoreien  als  Stützpunkte  des  indischen 
Handels  anzulegen  beabsichtigte.  Das  Geschwader  verfehlte 
in  Folge  von  Stürmen  sein  Ziel.  Durch  diesen  Zufall  ward 
Brasilien  entdeckt,  dessen  Colonisation  die  portugiesische 
Regierung  auf  Anregung  von  Christovao  Jaquez  nicht  selbst 
bewirkte,  sondern  — 1533  — erblichen  Lehnsträgern 

überliess. 

Unter  Albuquerque  ward  Goa  erobert,  ging  verloren 
und  wurde  dann  von  Neuem  erobert.  Um  eine  hinlängliche 
Anzahl  weisser  Ansiedler  heranzuziehen,  stattete  der 
Gouverneur  diese  mit  Land  und  Häusern  der 
verbannten  und  der  verstorbenen  Araber  aus 
und  bewirkte  ihre  Heirat  mit  eingebornen 
Erbinnen^).  1511  eroberte  Albuquerque  Malakka,  wo- 
durch das  arabische  Monopol  des  Gewürzhandels  vernichtet 
ward,  1515  besetzte  er  Ormuz.  Seit  1513  wurde  den  Portu- 
giesen der  Wettbewerb  der  Spanier  im  indischen  Meere 
fühlbar,  der  zu  gegenseitigen  blutigen  Verfolgungen  führte. 
Fernando  del  Magalhäes  behauptete,  dass  die  Molukken  inner- 
halb der  vom  heiligen  Stuhle  festgesetzten  spanischen  West- 
hälfte lägen.  Ein  Schiedsgericht  sollte  hierüber  entscheiden, 
konnte  aber  in  Ermangelung  der  ei  forderlichen  Beobachtungs- 
gabe und  der  Genauigkeit  der  anzuwendenden  Instrumente  zu 
keinem  Beschlüsse  gelangen.  Der  Streit  wurde  schliesslich 
dadurch  ausgetragen,  dass  Karl  V.  am  22.  April  1529  seine 
Ansprüche  für  350  000  Ducaten  an  Portugal  abtrat  und  sich 
damit  einverstanden  erklärte,  dass  die  Theilungslinie  17  Grade 
östlich  von  den  Molukken  festgesetzt  ward^).  In  Indien 

0 Günther,  Das  Zeitalter  der  Entdeckungen.  Leipzig  1901.  S.  44. 45. 

2)  Zimmermann , Die  Colonialpolitik  Portugals  und  Spaniens. 
Berlin  1896.  S.  26. 

®)  Buge,  Geschichte  des  Zeitalters  der  Entdeckungen.  Berlin  1881. 
S.  488. 
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hatten  die  Portugiesen  die  Einheimischen  Decennien  hindurch 
I zu  bekämpfen ; insbesondere  in  den  Molukken  riefen  sie  durch 
ihre  Grausamkeit  einen  Aufstand  hervor.  Aus  Ternate 
' wurden  sie  1576  vertrieben,  um  welche  Zeit  auch  in  Afrika 
die  Erfolge  ausblieben*). 

Die  1581  erfolgte  Vereinigung  Portugals  mit  Spanien 
wurde  für  jenes  Reich  verhängnissvoll.  Lissabon  hatte  nun 
einen  grossen  Theil  seines  Handels  seinem  spanischen  Rivalen 
abzutreten  und  das  Monopol,  dessen  es  sich  seit  mehr  als 
einem  halben  Jahrhundert  erfreute,  schwand  dahin.  Ab- 
gesehen davon,  dass  Philipp  II.  die  den  Portugiesen  gegen- 
über übernommenen  Verpflichtungen  nicht  einhielt  ^),  äusserten 
! sich  nun  auch  für  ihr  Land  die  furchtbaren  Folgen  der  von 

i blindem  Fanatismus  geleiteten  spanischen  Politik  mit  ihren 

! Rückwirkungen  auf  die  Colonien.  Insbesondere  wurden  die 

I Portugiesen  nun  in  die  Feindseligkeiten  Englands  gegen 

[ Spanien  mitverwickelt.  Ausserdem  hatten  sie  nun  die  in 

■ Afrika  vorgedrungenen  Türken  zu  bekämpfen.  Von  1579 

bis  1591  gingen  22  grosse  Schiffe  auf  der  Indienfahrt  unter; 
andere  empfindliche  Verluste  fügten  Seeräuber  zu;  an  zahl- 
reichen Punkten  Indiens  und  Afrikas  brachen  Aufstände 
aus.  Das  gehässige  Verfahren  Philipps  II.  gegen  die  Hol- 
länder fachte  ihre  Thatkraft  zur  Einleitung  des  unmittel- 
baren Verkehrs  mit  Indien  lebhaft  an,  wohin  sie  nun  eine 
Flotte  nach  der  anderen  aussandten.  Bei  Ausgang  des 
16.  Jahrhunderts  folgten  ihnen  die  Engländer  dahin.  Nach 
heftigen  Befehdungen  mit  wechselndem  Erfolge  setzten  sich 
die  Holländer  in  den  Molukken  fest,  nahmen  1603  Amboina, 
I Banda  und  Tidor  und  vertrieben  die  Portugiesen  von  dort. 
1606  wurden  die  Holländer  aus  Ternata  und  Tidor  verjagt, 
konnten  aber  aus  den  anderen  Punkten  nicht  verdrängt 
werden.  Auf  Ceylon,  wo  sich  die  Portugiesen  1519  fest- 
gesetzt hatten  und  wo  sie  durch  Gewaltthaten  jeder  Art  sich 
i 

1 
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2)  Schäfer,  Geschichte  von  Portugal.  IV  407. 
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verhasst  machten,  Hessen  sich  die  Holländer  1612  nieder 
und  erlangten  vom  Könige  von  Kandy  grosse  Zugeständnisse. 

Die  unaufhörlichen  Kriege  mit  den  europäischen  Rivalen 
wie  mit  den  indischen  Eingebornen  im  Vereine  mit  den 
Mängeln  der  Verwaltung  führten  auch  die  Erschöpfung  der 
Mittel  herbei,  so  dass  es  häufig  an  dem  zum  Gewürzankaufe 
und  zur  Instandhaltung  von  Schiffen  und  Festungen  erforder- 
lichen Gelde  fehlte.  Eine  Folge  der  finanziellen  Ebbe  war 
die  Verkäuflichkeit  aller  Aemter,  die  nun  von  den  ver- 
mögendsten, wenn  auch  untauglichen  Personen  ausgefüllt 
wurden  ’‘).  Während  der  für  Portugal  so  verderblichen  Re- 
gierung Philipps  IV.  gingen  die  meisten  ost-  und  west- 
indischen Besitzungen  der  Portugiesen  verloren.  Der  Wett- 
bewerb, den  die  holländisch-ostindische  Gesellschaft  den 
Portugiesen  in  Ostindien  bereitete,  wurde  von  der  1621  ge- 
gründeten holländisch-westindischen  auf  die  Westküste  von 
Afrika,  Westindien  und  Brasilien  gerichtet.  Auch  aus  Japan 
-wurden  die  Portugiesen  von  den  Holländern  verdrängt^). 

Die  traurige  finanzielle  Lage  hatte  ferner  die  Folge, 
dass  ein  grosser  Theil  der  aus  Portugal  gekommenen  Truppen 
Aufnahme  in  den  Klöstern  als  Mönche  suchte,  da  der  Sold 
gering  ^var  und  nicht  regelmässig  bezahlt  wurde.  Der  Um- 
stand , dass  unter  den  zum  Verkaufe  ausgebotenen  Stellen 
auch  die  der  Festungscommandaiiten  waren,  war  ebenfalls 
nur  geeignet,  die  militärische  Kraft  der  Portugiesen  herab- 
zusetzen. Wie  sehr  die  portugiesisch -spanische  Macht  in 
Indien  gesunken  war,  kann  man  auch  daraus  abnehmen, 
dass  1637  die  englisch-ostindische  Compagnie  dem  portu- 
giesischen Vicekönige  vorschlagen  konnte,  sich  nur  noch 
englischer  Handelsschiffe  zu  bedienen.  Durch  das  Vordringen 
der  Holländer  gelangte  der  Vicekönig  zu  der  Ueberzeugung, 
dass  ohne  das  Aufgebot  aller  Kräfte  gegen  sie  Indien  auf- 
gegeben werden  müsse  ^).  Nach  der  Revolution,  die  mit  der 

Zimmermann,  a.  a.  0.  S.  75 — 82. 

2)  Schäfer,  a.  a.  0.  S.  442  if. 

Zinimermann,  a.  a.  0.  S.  87.  88. 
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Thronbesteigung  Joäos  IV.  endete,  erfolgte  der  Friedens- 
schluss mit  Holland  am  12.  Juni  1641.  Ein  wichtiger  Be- 
schluss der  neuen  Regierung  war  das  Aufgeben  des  Monopol- 
systems ; der  Verkehr  mit  Indien  wurde  1642  allen  Portugiesen 
freigegeben,  mit  alleiniger  Ausnahme  des  Zimmthandels, 
den  sich  die  Krone  vorbehielt.  Doch  erfolgte  diese  w^eise 
Massregel  zu  spät;  Portugal  war  insbesondere  durch  die 
Verbindung  mit  Spanien  zu  sehr  entkräftet  worden,  um  dem 
wachsenden  Wettbew^erbe  gegenüber  Stand  halten  zu  können. 
1650  verlor  es  mit  Maskat  den  letzten  wichtigen  Stützpunkt 
in  den  arabischen  Gewässern;  1655  eroberten  die  Holländer 
die  Festung  Caliture  auf  Ceylon,  1656  Colombo.  Die  Insel 
Ceylon,  die  namentlich  wegen  ihres  vortrefflichen  Zimmts 
die  Begehrlichkeit  der  Holländer  reizte,  war  nun  für  die 
Portugiesen  so  gut  wie  verloren.  1661  wurden  Tanger  und 
Bombay  als  Mitgift  der  Prinzessin  Katharina  an  England 
abgetreten.  Zu  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  war  der  portu- 
giesische Handel  in  Indien  nahezu  vernichtet. 

In  dem  Masse  als  das  Reich  der  Moguls  im  18.  Jahr- 
hundert verfiel,  wurden  die  Mahratten  zu  Feindseligkeiten 
gegen  die  Europäer  ermuntert.  1730  griffen  sie  Bassein  ver- 
geblich an;  bei  Wiederaufnahme  des  Krieges,  1739,  capitu- 
lirte  Bassein,  wmmit  die  Stellung  der  Portugiesen  in  Indien 
untergraben  wurde.  Im  letzten  Viertel  des  18.  Jahrhunderts 
ergaben  die  Unternehmungen  daselbst  ein  erhebliches  Deficit. 
1792  eroberten  die  Engländer  Calicut  und  einen  grossen 
Theil  der  Malabarküste. 

Ein  ähnliches  Bild  maritimer  Unternehmungen  und  kriege- 
rischer Ereignisse  mit  wechselndem  Geschicke  wie  in  Indien, 
boten  die  Ansiedlungen  der  Portugiesen  in  Afrika  dar,  die  vor- 
nehmlich auf  die  Gewinnung  von  Gold  abzielten.  Bei  Ausgang 
des  15.  Jahrhunderts  übertrug  Joäo  II.  der  von  ihm  gegründeten 
Guinea-Compagnie  das  Monopol  des  Handels  mit  Westafrika. 
Das  Monopol  des  Goldhandels  daselbst  wurde  an  Fernando 
Gomez  verpachtet,  der  die  Verpflichtung  zur  Erforschung  der 
Küsten  übernahm.  Von  grösserer  Bedeutung  als  die  an  der  Gold- 
küste war  die  Ansiedlung  in  Congo,  dessen  Hauptstadt  San  Salvador 
bald  ein  liervorragender  Handelsplatz  wurde,  von  wo  aus  Angola, 
Benguela , Mossamedes  colonisirt  wurden , und  wo  später  San 
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Paulo  de  Loanda  — die  Hauptstadt  des  portugiesischen  West- 
afrika — gegründet  wurde. 

Vorangegangen  waren  Ansiedlungen  an  der  Ostküste,  wo  1505 
Sofala,  1506  Quiloa,  1507  Mozambique,  Socotra  und  Lamu  den 
Arabern  entrissen  worden  waren.  1520  war  die  ganze  Ostküste 
im  Besitze  der  Portugiesen. 

Bereits  im  16.  Jahrhundert  wurden  auf  verschiedene  von  den 
Portugiesen  occupirte  Punkte  der  Westküste  Angriffe  unter- 
nommen, deren  vornehmster  Beweggrund  die  Gewinnung  von 
Negersklaven  für  die  verschiedenen  amerikanischen  Colonien  war. 
Der  Menschenhandel  trug  zur  Bereicherung  Portugals  erheblich 
bei;  von  1573  an  wurden  alljährlich  gegen  12  000  Sklaven  in 
Lissabon  verkauft.  Zunächst  waren  es  die  Engländer,  die  den 
Portugiesen  in’s  Gehege  kamen,  u.  A.  1562  John  Hawkins,  1585 
der  Earl  of  Wakefield.  Um  diese  Zeit  wurden  die  Portugiesen 
von  den  Eingeborenen  aus  dem  Senegalgebiete  fast  ganz  vertrieben 
und  vermochten  nur  noch  am  Gambia  sich  zu  halten,  1595  zeigten 
sich  die  Holländer  — deren  Wettbewerb  die  Portugiesen  nicht 
zu  ertragen  vermochten  — an  der  Guineaküste,  dann  zu  Beginn 
des  17.  Jahrhunderts  an  der  Goldküste.  1642  verloren  sie  ihren 
besten  Stützpunkt  Axim  an  die  Holländer. 

In  Ostafrika  hatten  sich  die  Portugiesen  seit  1570  der  Ein- 
fälle der  Kaffem  und  seit  1584  wiederholt  der  Feindseligkeiten 
der  Türken  zu  erwehren.  1607  begannen  die  Holländer  auch  in 
Ostafrika  die  Portugiesen  zu  bedrängen.  1648  bemächtigten  sich 
die  Araber  Maskats,  1670  griffen  sie  Mozambique  an  und  konnten 
nur  mühsam  zurückgeworfen  werden.  Ferner  wurde  das  Kapland 
von  Holländern,  Madagaskar  von  Franzosen  besetzt. 

Bei  Ausgang  des  17.  Jahrhunderts  schwand  hier  die  portu- 
giesische Macht  fast  vollends.  1698  wurden  die  Städte  Mombas, 
Sansibar,  Kilwa  vom  Imam  von  Maskat  erobert.  1721  wurde 
auch  die  Delagoabai  von  den  Holländern  den  Portugiesen  ent- 
rissen ^). 

Colonialpolitik  Portugals.  Eine  eigentliche 
Colonisation  in  Indien  wurde  von  der  portugiesischen  Re- 
gierung nicht  beabsichtigt;  ihr  war  es  nur  um  die  Betreibung 
des  gewinnreichen  Handels  zu  thun,  wie  sich  ja  die  Könige 
von  Portugal  Herren  des  Handels  von  Indien  und  Aethiopien 
nannten  2).  Die  portugiesischen  Regierungen  hatten  — 

Zimmermann,  a.  a.  0.  S.  179 — 187. 
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wenigstens  anfangs  — ebenso  wenig  wie  die  der  anderen  in 
den  fremden  Welttheilen  vorgedrungenen  mitstrebenden 
Nationen , den  Ehrgeiz  einer  civilisatorischen  Mission : 
ihnen  allen  war  es  vorerst  lediglich  um  rücksichtslose  Aus- 
beutung zu  thun.  Nach  Art  der  alten  Phöniker  suchten 
die  Portugiesen  durch  Erdichtung  von  in  den  fernen  Re- 
gionen vorhandenen  Gefahren  und  durch  Geheimhaltung 
geographischer  Verhältnisse  den  Mitbewerb  auszuschliessen. 
Todesstrafe  war  auf  die  Versendung  ins  Ausland  von  mari- 
timen den  Weg  nach  Calicut  bezeichnenden  Karten  gesetzt. 
Allein  durch  solche  Massregeln  ward  den  Portugiesen  selbst 
der  empfindlichste  Schaden  zugefügt,  indem  in  Folge  des 
ängstlichen  Verbergens  aller  auf  ihre  Entdeckungen  bezüg- 
lichen Urkunden  der  Inhalt  einzelner  von  diesen  selbst  in 
Vergessenheit  gerieth,  so  dass  mancher  der  entdeckten  See- 
wege ein  zweitesmal  durch  Schifffahrer  anderer  Nationen 
aufgefunden  werden  musste  ^).  Ausserdem  wurden  durch 
die  kleinliche  Ausschliessungssucht  blutige  und  kostspielige 
Kriege  herbeigeführt,  die  zu  fortwährender  Unterhaltung  von 
Kriegsheeren  und  Anlage  von  Befestigungswerken  nöthigten. 
Die  portugiesische  Regierung  monopolisirte  nicht  nur  den 
Handel  mit  Indien ; sie  bestimmte  sogar,  dass  alle  aus  Indien 
nusgeführten  Waaren  in  die  Casa  da  India  in  Lissabon  ge- 
bracht werden  mussten.  Die  unvermeidliche  Folge  war  der 
Rückschritt  der  anderen  portugiesischen  Städte.  Durch  die 
Sucht  nach  Abenteuern , welche  die  neuen  Entdeckungen 
weckten,  sowie  die  einseitige  Richtung  auf  den  überseeischen 
Verkehr  ward  auch  die  heimische  Industrie  und  Agricultur 
verkümmert  ^).  Die  grossen  Reichthümer,  welche  die  Portu- 
giesen aus  den  neuen  Besitzungen  schöpften,  gereichten  ihnen 
nicht  zum  Heile,  da  sie  solche  nicht  zu  benutzen  verstanden 
und  nur  zu  masslosem  Luxus  verwendeten,  den  in  Folge 
der  Verödung  der  portugiesischen  Werkstätten  bald  nur  das 
Ausland  zu  befriedigen  vermochte.  Auch  trieb  die  ver- 
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hältnissmässig  geringe  Zahl  der  Schiffe,  mit  denen  der  in- 
dische Handel  betrieben  werden  konnte,  zur  Kräftigung  des 
auswärtigen  Wettbewerbes  im  Zwischenhandel  zum  Nach- 
theile Portugals.  Das  Monopolsystem  musste  ausserdem  eine 
dauernde  Feindseligkeit  der  Eingebornen  herbeiführen,  deren 
Schifffahrt  beschränkt  wurde,  deren  Fürsten  nur  mit  Ge- 
nehmigung der  Portugiesen  Handel  treiben  durften  und 
denen  die  Aufnahme  von  Fremden  verboten  ward. 

Dazu  gesellte  sich  die  Uebertragung  der  kirchlichen 
Anschauungen  des  Mutterlandes  nach  Indien  und  Amerika. 
Goa  allein  zählte  80  Kirchen  und  über  30000  Geistliche. 
Auch  in  Indien  wurden  vom  Clerus  grosse  Reichthümer 
aufgespeichert , wobei  die  auch  hier  thätige  Inquisition 
kräftig  mitwirkte.  Wie  wir  bereits  andeuteten,  zogen  ferner 
die  Klöster  daselbst  eine  überaus  grosse  Anzahl  von  Leuten 
an.  Endlich  wurden  die  Vicekönige  mit  einer  Macht  aus- 
gestattet, durch  die  alles  Recht  in  Frage  gestellt  ward. 
Die  Portugiesen  behaupteten,  dass  kein  Monarch  der  Erde 
einem  Unterthanen  eine  so  grosse  Gewalt  verleihe,  wie  sie 
den  Vicekönigen  von  ihren  Souveränen  zutheil  wurde.  Sie 
genossen  namentlich  des  Vorrechtes,  aus  keinem  Grunde  vor 
Gericht  gestellt  werden  zu  dürfen,  wodurch  sie  in  den  Stand 
gesetzt  wurden,  fremdes  Eigenthum  schrankenlos  anzutasten, 
eine  Gewalt,  gegen  welche  die  Bestimmung,  dass  die  Vice- 
könige am  Ende  ihrer  Verwaltung  zur  Rechenschaft  gezogen 
wurden,  wenig  Schutz  darbot*). 

Nachdem  die  Portugiesen  von  den  Holländern  aus  Indien 
vertrieben  worden  waren,  sollte  Brasilien  an  dessen  Stelle 
treten,  dessen  reiche  Minen  erst  unter  Pedro  II.  (1607—1706) 
entdeckt  und  ausgebeutet  wurden.  Ebenso  engherzig  wie 
seine  Handelspolitik  in  Indien,  war  Portugals  Minenpolitik 
in  Brasilien.  Seit  der  Entdeckung  des  Goldes  daselbst  — 
der  später  die  von  Diamanten  folgte  — suchte  Portugal  die 
Colonie  dem  Auslande  nach  Möglichkeit  unzugänglich  zu 
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machen;  der  Landhandel  nach  Paraguay  ward  untersagt, 
allen  Fremden,  mit  Ausnahme  der  Engländer  und  Holländer, 
der  Aufenthalt  in  Minas  Geraes  verboten.  Dadurch,  dass 
die  Ausbeutung  der  Bergwerke  selbst  den  aus  Portugal  Ein- 
gewanderten verwehrt  ward,  kam  es  1706  zum  Bürgerkriege. 
Mit  Rücksicht  auf  den  portugiesischen  Weinbau  wurde  die 
Cultur  des  Weinstockes  in  dem  sich  dazu  vorzüglich  eignenden 
Südbrasilien  untersagt.  Aehnlich  verhielt  es  sich  mit  der 
( Pflanzung  von  Oliven-  und  Maulbeerbäumen.  Auch  die 
Goldschmiedekunst,  der  Buchdruck  und  die  Weberei  wurden 
zu  Gunsten  der  portugiesischen  Industrie  beschränkt  oder 
verboten.  Die  1770  vom  Vicekönige  Marquis  von  Lavradio 
eingeführte  Cultur  des  Kaffeebaums,  die  später  für  das  Land 
so  aussergewöhnlich  wichtig  wurde,  gelangte  unter  portu- 
giesischer Herrschaft  nicht  mehr  zur  Entwicklung. 

Ungeachtet  der  zahlreichen  Missgriffe,  die  auch  hier  be- 
gangen wurden , war  doch  die  Colonialpolitik  Portugals  in 
Brasilien  rationeller  als  in  Indien  und  auch  als  die  der 
Spanier  in  Amerika*). 


r 


Die  spanische  Colonisation  ward  unmittelbar  nach 
vollendeter  Vertreibung  der  Mauren  eröffnet,  die  eine  land- 
wirthschaftliche  und  gewerbliche  Blüthe  herbeigeführt  hatten, 
welche  nun  durch  eine  Ironie  der  Geschichte  — in  Er- 
manglung aller  ökonomischen  Eigenschaften  der  Spanier 
(vgl.  II,  223,  224)  — in  einem  Zeitpunkte  zu  verkümmern 
begann,  in  dem  einerseits  durch  die  gewaltige  Ausdehnung 
des  Gebietes  der  Monarchie  und  andererseits  durch  die 
reichen  Zuflüsse  an  Edelmetallen  aus  den  neu  gewonneneu 
Landschaften  alle  Arbeitszweige  die  mächtigsten  Impulse 
zu  erhalten  vermocht  hätten. 

Welch  hervorragenden  Antheil  religiöse  Beweggründe 
an  den  Entdeckungen  und  Colonisationen  der  Spanier  hatten, 
erhellt  aus  der  folgenden  Stelle  eines  Briefes  Colons  an 
Ferdinand  und  Isabella:  „Nachdem  Ew.  Majestäten  im  gegen- 
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wärtigen  Jahre  1492  den  maurischen  Krieg  beendigt  haben, . . . 
beschlossen  Ew.  Hoheiten  als  christliche  Fürsten  und  Ver- 
breiter des  heiligen  christlichen  Glaubens  und  Feinde  der 
Secte  Mohammeds  und  aller  Ketzer,  mich,  Cristöbal  Colon, 
zu  den  erwähnten  Ländern  auszusenden , um  die  erwähnten 
Fürsten,  Völker  und  Länder,  ihre  Lage  und  ihren  Zustand 
und  die  Art  und  Weise  zu  erforschen,  wie  man  sie  zu 
unserem  heiligen  Glauben  bekehren  könne  . . . Unter 
demselben  Gesichtspunkte  suchte  man  auch,  um  einen  Zu- 
sammenstoss  mit  den  Portugiesen  zu  vermeiden , den  Papst 
Alexander  \ I.  für  die  Entdeckungspläne  zu  gewinnen. 
Schon  im  Mai  1493  erfolgte  die  päpstliche  Coucessiou  mit 
Einfügung  der  bekannten  Demarcationslinie^).  Wie  schneidend 
sich  in  Wirklichkeit  der  Gegensatz  zu  den  erwähnten 
frommen  Bestrebungen  gestaltete,  geht  aus  den  Worten  des 
Las  Casas  von  1560  hervor:  „Gott  Hess  es  zu,  dass  die 

1 , 1^  ^ one  eine  grosse  und  reiche  Welt  zu  un- 
aussprechlicher Schmach  unseres  Glaubens  ausraubten  und 
verödeten“  ^). 

Bereits  Colon  führte  in  der  nenen  Welt  die  Reparti- 
mientos  ein,  Vertheilungen  des  Landes  unter  die  Spanier 
mit  dem  Zwange  der  bisherigen  eingeborenen  Besitzer  zu 
Frohnarbeiten.  Später  ward  das  System  der  Enconiiendas 
eingeführt,  wodurch  die  Sklaverei  geregelte  Formen  annahm: 
die  in  Stämme  von  mehreren  hundert  Familien  getheilten 
Indianer  wurden  unter  spanische  Herren,  worunter  Officiere, 
die  sich  bei  der  Eroberung  ausgezeichnet  hatten,  vertheilt, 
eine  grosse  Zahl  unter  Mönche.  Die  so  vertheilten  Indianer 
wurden  an  die  Scholle  gefesselt  und  als  lebenslänglich 
Minderjährige  unter  immerwährende  Vormundschaft  der 
Weissen  gestellt,  die  ihnen  nicht  gestatteten,  Verpflichtungen 
für  einen  höheren  Betrag  als  5 Piaster  einzugehen.  Alles 
wirkliche  Eigenthum,  das  ihnen  gesetzlich  zuerkannt  war, 

’)  Rüge,  a.  a.  0.  S.  242.  267. 

2)  Baumgarten,  Geschichte  Karls  V.  II/I  166.  Vgl.  Quintana,  Vida 
de  Las  Casas. 


281 


beschränkte  sich  auf  kleine  Stücke  Felder,  die  ihnen  in  der 
Nähe  der  Kirchen  zugewiesen  wurden.  Fast  aller  Rechte 
wurden  im  spanischen  Amerika  nur  die  Weissen  theilhaftig; 
selbst  die  Klöster  durften  Eingeborne  nicht  aufnehmen. 
Es  galt  der  Grundsatz:  „Todo  blanco  es  caballero“.  Fähige 
Männer  aus  gemischter  Kaste,  die  man  für  gefährlich  hielt 
und  deshalb  zu  gewinnen  snchte,  erhielten  von  der  spanischen 
Regierung  das  Vorrecht,  sich  für  weiss  zu  halten.  Neben 
der  gesetzlichen  Ausschliesslichkeit  der  weissen  Farbe 
bestand  in  den  Colonien  die  der  spanischen  Herkunft.  Die 
Gesetze  untersagten  den  Zutritt  zu  den  amerikanischen 
Besitzungen  jedem  Europäer,  der  nicht  auf  der  iberischen 
Halbinsel  geboren  war.  Aber  selbst  Spanier  bedurften  seit 
Karl  V.  hierzu  der  königlichen  Bewilligung,  die  gewöhnlich 
nur  für  eine  bestimmte  Frist' ertheilt  ward,  und  selbst  dies 
nur  gegen  Beibringung  eines  Zeugnisses,  dass  weder  der 
Bittsteller  noch  irgend  einer  seiner  Vorfahren  während 
zweier  Menscbenalter  eine  Bestrafung  vom  heiligen  Officium 
erlitten  habe  \). 

Die  Colonisation  Cubas  mit  den  erwähnten  Repartiraientos 
ward  1511  unter  Leitung  der  Casa  de  Contratacion  in  Hispaniola 
eröffnet.  Die  Eingeborenen,  die  sich  den  Spaniern  widersetzt 
hatten,,  wurden  von  diesen  überwunden.  Sie  flüchteten  darauf 
in’s  Innere  und  konnten  erst  nach  weiteren  langen  Kämpfen  voll- 
ständig unterworfen  und  zu  Frohnarbeiten  gezwungen  werden. 
Doch  empörten  sie  sich  von  Zeit  zu  Zeit,  weshalb  die  Spanier, 
der  fortwährenden  Kämpfe  müde,  1522  Negersklaven  als  Arbeiter 
einführten. 

1512  ward  Florida  von  Juan  Ponce  de  Leon  entdeckt  und 
wurde  bald  darauf  von  den  Spaniern  thatsächlich  aufgegeben,  ohne 
dass  diese  den  hierauf  bezüglichen  Ansprüchen  entsagt  hätten. 
Unter  Philipp  II.  ward  ein  neuer  Ansiedlungsversuch  unter- 
nommen 2). 


Roscher  und  Jannasch,  Colonien,  Colonialpolitik  und  Aus- 
wanderung. 3.  Aufl.  Leipzig  1885.  S.  4.  5.  147.  150.  151.  Humboldt, 
Essai  politique  sur  le  royaume  de  la  Nouvelle-Espagne.  I 425.  426. 
433.  II  19. 

2)  Bancroft,  History  of  the  United  States.  I 25  ff.  47  fi‘. 


•I 


282 


Mexico  wurde  1521  erobert.  Die  Goldschätze  lockten  nicht 
nur  die  spanische  — gleich  der  portugiesischen  — Regierung, 
sondern  auch  ihre  Soldaten  an ; wenigstens  wird  angenommen, 
dass  sie,  ohne  die  Aussicht  auf  diese  Schätze,  die  ihnen  eröffnet 
worden  Avar,  kaum  so  hingebungsvoll  gekämpft  haben  Avürden. 
Um  Einwohner  heranzuzielien , wurden  Zuweisungen  von 
Grund  und  Boden  wie  von  Häusern  zugesagt,  worauf 
sich  binnen  Kurzem  Tausende  von  Familien  in  Mexico  und  der 
Umgegend  ansiedelten.  1522  ward  Cortez  zum  Generalcapitän 
ernannt,  . 

1532  folgte  die  Eroberung  von  Peru  in  der  bekannten  un- 
erhört grausamen  Weise.  Die  gesammte  Goldbeute,  die  nach  Ab- 
sonderung der  für  Karl  V.  bestimmten  schönsten  Stücke  unter  die 
Spanier  vertheilt  wurde,  ward  auf  70  Millionen  Mark  geschätzt. 
Im  November  1533  Avurde  Cuzco  besetzt  und  geplündert.  Von 
der  Beute  sollen  hier  jedem  Reiter  6000  Pesos  (zu  4 Mark)  zu- 
gefallen sein  (in  Caxamalca  8750  Pesos). 

Karl  V.  erklärte  die  Repartimientos  in  Mexico  als  ungültig, 
doch  Avussten  die  Ansiedler  das  Gesetz  zu  umgehen.  Cortez  be- 
kundete seine  staatsmännische  Thätigkeit  u.  A.  dadurch,  dass  er 
sich  die  Förderung  des  Ackerbaues  nach  Möglichkeit  angelegen 
sein  Hess  und  zu  diesem  Behufe  die  spanische  Regierung  be- 
stimmte, mit  jedem  Schiffe  Sämereien  abzusenden;  jeder  Ansiedler 
auf  Hochebenen  Avard  gehalten,  Wein  und  andere  GeAvächse  an- 
zubauen. Zuckerrohr,  Indigo,  BauniAvolle,  Oliven,  Orangen  u.  s.  av. 
wurden  nun  in  Neuspanien  rasch  verbreitet  und  daneben  die 
europäischen  Getreidearten  und  Nutzthiere  eingeführt.  Der  Land- 
speculation  Avard  dadurch  entgegengCAvirkt , dass  der  Colonist 
erst  nach  achtjährigem  Wirthschaftsbetriebe  Eigenthümer  seines 
Bodens  Avurde. 

WieAvohl  Cortez  und  andere  einflussreiche  Männer  sich  für 
den  Fortbestand  des  Encomienda-Svstems  verwendet  hatten,  so 
genehmigte  doch  Karl  Y.  auf  Anregung  von  Las  Casas  1543  ein 
Gesetz  für  sämmtliche  amerikanische  Besitzungen , wonach  die 
Indianer  volle  Freiheit  gemessen  sollten.  Nur  die  Indianer,  die 
auf  Grund  zAveifelloser  Rechtstitel  in  Sklavei’ei  waren,  sollten  erst 
mit  dem  Tode  ihrer  Herren  frei  werden;  die  Ertheilung  neuer 
Encomiendas  Avurde  untersagt,  die  Einschränkung  der  bestehenden 
angeordnet,  und  allen  Herren,  die  ihre  Leute  misshandelten, 
der  ZAvang  auferlegt,  sie  freizulassen.  Diese  Gesetze  riefen  in 
allen  amerikanischen  Colonien  lebhafte  Aufregung  hervor,  da  man 
sich  allenthalben  in  Rechten,  die  für  unantastbar  gegolten  hatten, 
beeinträchtigt  fühlte.  Eine  der  ersten  Handlungen  des  1550  zum 
Vicekönige  ernannten  Louis  de  Valesco  Avar  die  Vollziehung  dieser 
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Gesetze.  150  000  männliche  und  zahlreiche  weibliche  Eingeborene 
Avurden  nun  in  Freiheit  gesetzt,  Avodurch  eine  grosse  Anzahl  von 
Spaniern  zu  Grunde  gerichtet,  der  Steuerertrag  erheblich  ver- 
ringert und  ein  bedenkliches  UebergeAvicht  der  Eingeborenen 
herbeigeführt  Avard.  Noch  düsterer  Avaren  die  Folgen  dieser 
Gesetze  für  Peru,  wo  alle  Personen,  die  an  den  ungesetzlichen 
Handlungen  Pizarros  und  Almagros  mitschuldig  Avaren,  also  Aveit- 
aus  die  Mehrzahl  der  Colonisten,  ilii-er  Encomiendas  verlustig 
gingen.  Auch  in  Mittelamerika  begegnete  die  Durchführung  der 
Las  Casasschen  Gesetze  ernsten  SchAvierigkeiten.  Allenthalben 
erregten  sie  die  höchste  Unzufriedenheit.  In  Nicaragua  führten 
sie  zu  einem  Aufstande,  der  unterdrückt  ward. 

InzAvischen  Avar  von  den  Spaniern  die  Colonisation  von  Chile, 
La  Plata,  Paraguay,  Venezuela  und  Columbia  in  Angriff  genommen 
und  die  Stadt  Buenos -Ayres  gegründet  Avorden.  Von  den 
Philippinen,  die  Magalhäes  1521  entdeckt  hatte,  AAurde  Luzon 
erst  1570  untenvorfen  und  1571  die  Hauptstadt  Manila  daselbst 
angelegt. 

Die  ersten  Feindseligkeiten  gegen  die  Spanier  in  Amerika 
AVurden  1568  von  den  Engländern  unternommen,  indem  John 
HaAvkins  und  Francis  Drake  Vera-Cruz  einnahmen.  In  den 
nächsten  Jahren  folgten  Aveitere  Angriffe  der  Engländer  und 
Franzosen,  Avodurch  sich  die  Spanier  zur  Gründung  eines  kleinen 
stehenden  Heeres  in  Mexico  und  zur  Kriegsschiffbegleitung  jeder 
Handelsflotte  beAvogen  fanden,  Avas  den  von  den  Silberflotten  ge- 
brachten GeAvinn  beträchtlich  schmälerte  und  oft  sogar  auf  hob  *). 

In  Peru  brachen  Aviederholt  Aufstände  wegen  Steuerdruckes 
aus.  Dazu  gesellten  sich  mancherlei  sonstige  Widerwärtigkeiten. 
Von  1553 — 1603  hatten  die  Spanier  fortgesetzte  Angriffe  der 
Ai’aukarier  zurückzuAveisen.  Die  Kosten  der  Vertheidigung  Cubas, 
das  unaufhörlich  von  französischen  Piraten  — 1586  von  Francis 
Drake  — angegriffen  Avurde,  zehrten  alle  aus  der  Insel  erAvach- 
senen  Einnahmen  auf.  Neben  diesen  Angriffen  beeinträchtigte 
behördliche  Willkür  alle  Avirthschaftlichen  Verhältnisse.  Die 
Philippinen  Avurden  1574  von  den  Chinesen,  bei  Ausgang  des 
16.  Jahrhunderts  von  englischen  und  holländischen  Kaperschiffen 
bedroht.  In  den  ersten  Decennien  des  17.  Jahrhunderts  griffen 
holländische  Flotten  alljährlich  die  mexicanischen  Küstenstädte 
an;  1628  fiel  ihnen  die  ganze  nach  Spanien  gerichtete  Silberflotte 
in  die  Hände;  1655  fiel  Jamaika  in  die  Hände  der  Engländer. 
Die  Buccaneer,  ostindische  Seeräuber,  griffen  in  immer  grösserer 
Zahl  spanische  Kauffahrer  an,  so  dass  diese  Avieder  nur  im  Ge- 
leite von  Kriegsschiffen  sich  in  die  See  Avagen  konnten. 

*)  Zimmermann,  a.  a.  0.  S.  266 — 336. 
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Die  Angriffe  wurden  zu  Beginn  des  18.  Jahrhunderts  his  zum 
Frieden  von  Utrecht  fortgesetzt.  Das  Handelsmonopol  in  den 
spanischen  Colonien  ward  nun  durch  den  Vertrag  („asiento“)  vom 
11.  April  1713  zu  Gunsten  Englands  durchbrochen,  das  dadurch 
das  Privileg  der  Einführung  von  Negersklaven  nach  Amerika  und 
der  Anlage  von  Factoreien  daselbst  erhielt.  Der  spanische  Handel 
mit  Amerika  gerieth  nun  in  Verfall,  bis  England  1750  gegen  Ge- 
währung verschiedener  Begünstigungen  undZahlung  von  500  OOOPesos 
der  Aufhebung  des  Vertrages  zustimmte.  Später  wurden  in  Folge 
der  Unterstützung,  welche  die  Spanier,  in  Verkennung  ihres  Inter- 
esses, den  englisch-amerikanischen  Colonien  im  Unabhängigkeits- 
kriege heimlich  gewährten,  die  Beziehungen  zwischen  Spanien 
und  England  verschlimmert  ^). 

Auch  die  Angriffe  der  Aurakarier  in  Chile  dauerten  im 
17.  und  18.  Jahrhundert  fort.  1773  brach  ein  Krieg  mit  diesem 
Volke  aus,  worauf  sich  die  spanische  Regierung  entschloss,  dessen 
Unabhängigkeit  zu  erklären. 

In  Paraguaj-  brach  ein  Kampf  der  Jesuiten  mit  den  Fran- 
ciscanern  aus,  der  mit  dem  Siege  jener  endete.  Von  den 
Reductionen  der  Jesuiten  — wie  ihre  neuen  Missionsniederlassungen 
hiessen  — , die  rasch  einen  grossen  Aufschwung  nahmen , waren 
die  Spanier  ausgeschlossen,  deren  Eifersucht  dadurch  erregt  ward. 
Hier  wurde  der  Socialismus  soweit  als  möglich  ver- 
wirklicht. Die  indianische  Bevölkerung  ward  in  bewunderungs- 
würdiger Weise  militärisch  organisirt.  Privateigenthum  war,  mit 
alleiniger  Ausnahme  von  Frauenschmuck,  im  Principe  nicht  ge- 
duldet. sondern  nur  der  Eigenthumsgebrauch  gestattet;  folglich 
war  auch  kein  Erbrecht  zulässig,  dessen  Begriff,  gleich  dem  des 
Geldes,  den  Indianern  unbekannt  blieb.  Den  einzelnen  Haus- 
haltungen wurden  Grundstücke  überwiesen,  welche  die  Indianer 
nur  drei  Tage  wöchentlich  zu  eigenem  Nutzen  bearbeiten  durften, 
die  anderen  Tage  wurden  der  gemeinsamen  Arbeit  gewidmet. 
Müssiggang  wurde  bestraft.  Da  alle  Werthe  der  Gemeinschaft 
gehörten  und  den  Einzelnen  davon  nur  die  Nutzniessung  über- 
lassen ward , so  ergab  sich  daraus  die  merkwürdige  Er- 
scheinung, dass  in  diesem  an  Vieh  überreichen 
Lande  auch  nicht  Ein  Rind  Sondereigenthum  war. 
Die  Jesuiten  waren  mit  reichem  Erfolge  auf  die  Anwendung  neuer 
C'ulturen  bedacht,  zu  welchem  Behufe  sie  Acclimatisationsversuche 
in  ihren  Gärten  unternahmen.  Neben  europäischen  Südfrüchten 
wurden  insbesondere  Zuckerrohr,  Baumwolle  und  Paraguaythee 
gezogen;  doch  Hess  der  indianische  Bauer  Fleiss  und  Emst  ver- 
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missen.  Günstigere  Erfolge  wurden  mit  dem  Handwerke  und 
der  Kunst  erzielt,  wobei  die  Indianer  ein  starkes  Nachahmungs- 
talent verriethen,  in  der  Art,  dass  dieser  Jesuitenstaat  das  ein- 
zige Industriegebiet  Südamerikas  wurde.  Bei  aller  psychologischen 
Feinheit  jedoch,  von  der  die  Jesuiten  als  Erzieher  Zeugniss  ab- 
legten , war  auch  hier  die  hervorragendste  Schattenseite  ihres 
Systems  nicht  zu  verkennen,  nämlich  die,  dass  ihre  Zöglinge  der 
Leitung  nie  entbehren  konnten , dass  sie  niemals  selbständig 
wurden  und  es  auch  nicht  werden  sollten. 

Die  Jesuiten  hatten  schon  1645  das  Privileg  des  Handels- 
betriebes erlangt,  jedoch  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze,  dass 
nur  die  Indianer  daraus  Nutzen  ziehen  sollten,  welche  Bedingung 
nicht  eingehalten  wurde.  Mit  dieser  Abweichung  von  den 
canonischen  Grundsätzen  wurden  die  Angriffe  auf  die  Jesuiten 
vornehmlich  begründet.  In  einer  1757  erschienenen  kleinen 
Schrift  schilderte  Pombal  die  Gefahren  der  Jesuitenmission  ^). 
Zehn  Jahre  später  wurden  die  Jesuiten  aus  Paraguay  vertrieben, 
worauf  ihre  Schöpfung  hinnen  Avenigen  Jahren  in  Verfall  gerieth. 

Westindien,  von  den  Spaniern  vernachlässigt,  zog  immer  mehr 
fremde  Nationen  an  sich,  wodurch  unaufhörlich  Kriege  erregt 
wurden.  Ausserdem  wurde  Cuba  von  Seeräubern  heimgesucht. 
Ferner  übten  insbesondere  die  Holländer  von  den  Antillen  aus 
einen  lebhaften  Schleichhandel.  1717  verursachte  die  von  der 
spanischen  Regierung  eingeführte  Monopolisirung  des  Tabakhandels 
ernstliche  innere  Unruhen  von  Seiten  der  Tabakbauer,  Avodurch 
die  Regierung  gezAvungen  Avurde,  das  Monopol  fallen  zu  lassen. 
Bald  darauf  entschloss  sie  sich,  das  Monopol  des  Colonialhandels 
zu  lockern.  Einer  Handelsgesellschaft  in  Guipuzcoa  ward  das 
Recht  ertheilt,  den  Handel  mit  Amerika  in  derselben  Weise  Avie 
die  Kaufleute  \'on  Cadiz  und  Sevilla  zu  betreiben,  wodurch  der 
Verkehr  erheblich  gewann.  Die  EntAvicklung  Cubas  Avurde  jedoch 
insbesondere  dadurch  gehemmt,  dass  einer  Compagnie  in  Havanna 
1739  das  Monopol  des  Tabakhandels  übertragen  Avurde.  1762 
ward  Havanna  von  den  Engländern  eingenommen.  Während  der 
kurzen  Zeit  seines  Besitzes  hat  England  den  Handel  mit  Havanna 
allen  englischen  Fahrzeugen  gegen  mässigen  Zoll  freigegeben,  wo- 
durch das  Wohl  Cubas  in  jeder  Weise  gefördert  wurde.  Die 
Ausfuhr  der  Producte  aus  Havanna,  für  die  sonst 
fünf  bis  sechs  Schiffe  jährlich  genügt  hatten,  nahm 
während  der  zehnmonatlichen  Occupation  der  Eng- 
länder tausend  Fahrzeuge  in  Anspruch. 

Vgl.  Gothein,  Der  christlich-sociale  Staat  der  Jesuiten  in  Paraguay. 
Leipzig  1883.  S.  33  ff. 
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Durch  Befreiung  vieler  der  hervorragendsten  Ausfuhrartikel 
vom  Einfuhrzölle  in  Spanien  — 1774  — nahm  der  Handel  Cubas 
einen  beträchtlichen  Aufschwung.  Bei  Ausbruch  der  nord- 
amerikanischen Revolution  erfreute  sich  die  Insel  des  grössten 
Wohlstandes. 

Im  östlichen  Venezuela,  in  Cumana,  Caracas,  Maracaibo, 
Apure,  Valencia  wurde  die  Colonisation  durch  Missionäre  sehr 
gefördert  ^). 

Der  ganze  Verlauf  der  spanischen  Colonialgeschichte  be- 
zeugt, wie  sehr  Volk  und  Regierung  zur  Handhabung  einer 
gesunden  Colonialpolitik  unfähig  waren,  wie  wenig 
diese  es  auch  nur  verstand,  die  in  der  neuen  Welt  ge- 
wonnene Ländermasse  zu  organisireu.  Nächstdein  bestand 
das  hervorragendste  Hinderniss  in  dem  Mangel  an  Würdigung 
der  Arbeit,  der  sogar  bis  zur  Verachtung  des  Handwerkes 
ausartete  (vgl.  II  224).  Wurden  ja  die  Thätigkeiten  der 
Gerber,  Schuster,  Schneider  als  „olicios  viles  y bajos“  ge- 
brandmarkt. Diese  Anschauung  übertrug  man  in  die  Co- 
lonien,  deren  Klima  überdies  die  Trägheit  förderte.  Zu 
einer  Zeit,  wo  Spanien  durch  die  Austreibung  seiner  besten 
Arbeitskräfte  entvölkert  w^ard,  wo  also  ein  Zufluss  äusserst 
wünschenswerth  gewesen  wäre,  wurden  die  jungen  Leute 
von  dem  überseeischen  Dorado  angelockt,  so  dass  im  Mutter- 
lande beinahe  nur  noch  die  Schwachen  zurückblieben.  Nova- 
gero schrieb:  „Es  gehen  so  Viele  nach  Indien,  dass  die 
Stadt  (Sevilla)  schlecht  bevölkert  und  fast  ganz  in  den 
Händen  der  Frauen  ist^).  D’Argenson®)  behauptet,  dass  mehr 
als  die  Hälfte  der  Spanier  nach  Amerika  gewandert  sei. 
Wenn  Cervantes  dem  gegenüber  die  neue  Welt  den  Zufluchts- 
ort der  Verzweifelten,  der  Bankerottirer,  der  Todschläger 
und  der  Spieler  und  die  Hilfsquelle  nur  Weniger  nennt ‘‘X 
so  dürfte  dies  als  eine  einseitige  Auffassung  des  grossen 
Dichters  zu  betrachten  sein.  — Alle  Vorurtheile  der  Heimath, 
zu  denen  sich  hier  das  der  Hautfarbe  gesellte  — nicht  nur 

LJ)  Zimmemann,  a.  a.  0.  S.  406. 

*)  Baumgarten,  a.  a.  0.  Ild  166. 

Considerations.  p.  77. 

"*)  Novelas  ejemplares  (El  celoso  Estremefio). 


287 


die  Indianer,  sondern  auch  die  Creolen  erfuhren  Zurück- 
setzung — und  alle  Gebrechen  ihrer  Verwaltung  wurden  in 
die  neue  Welt  verpflanzt.  Die  hier  angestellten  Beamten 
von  den  höchsten  bis  zu  den  niedersten  erwiesen  sieh  als 
ebenso  unzuverlässig  wie  die  in  der  Heimat  und  beuteten 
die  Bevölkerung  nach  Kräften  aus.  Die  Vicekönigthümer 
wurden  unfähigen  Höflingen,  insbesondere  solchen,  die  sich 
der  Gunst  hochgestellter  Damen  erfreuten  oder  die  reiche 
Geschenke  zu  machen  vermochten,  verliehen,  in  demselben 
Geiste  wie  es  mit  den  Provincialstatthalterschafteu  im  alten 
Rom  geschah,  als  Kaperbriefe  auf  die  Untergebenen.  Die 
Gräfin  d’Aunoy,  die  im  letzten  Viertel  des  17.  Jahrhunderts 
in  Spanien  lebte,  erzählt,  dass  ein  Günstling  der  Königin 
Mutter  das  Vicekönigthum  von  Peru  erhalten  habe,  womit 
man  in  weniger  als  fünf  Jahren  bis  zu  drei  Millionen  auf- 
zuhäufen vermöge  „sans  faire  fort“  — wie  die  Dame  naiv 
hinzufügt  — „ui  ä sa  conscieuce  ui  ä sou  prochain“  *).  Ein- 
kommen von  solchem  Umfange,  die  auch  von  anderen  Seiten 
bestätigt  werden,  findet  man  erklärlich,  wenn  man  erfährt, 
dass  der  Vicekönig  an  seinem  Geburtstage  allein  Geschenke 
erhielt,  die  sich  gewöhnlich  auf  GO  000  Pesos  (=  240  OOU  Mk.) 
beliefen,  und  dass  die  Gewinne,  die  er  unrechtmässiger  Weise 
durch  den  Verkauf  aller  Arten  kaufmännischer  Privilegien 
erzielte,  masslos  waren ^).  Das  von  manchen  Vicekönigen 
aufgehäufte  Vermögen  wurde  geradezu  skandalös  genannt. 
Auch  die  anderen  hervorragenden  Aemter  dienten  zur  Ver- 
sorgung vornehmer  Familien. 

Wie  wenig  sich  die  Regierung  das  Wohl  der  Colonieu 
angelegen  sein  liess,  mag  man  daraus  entnehmen,  dass  es 
noch  1770  auf  Cuba  keine  zuverlässige  Rechtspflege  und 
daher  keine  Rechtssicherheit  gab,  dass  es  zu  der  nämlichen 
Zeit  daselbst  noch  an  den  Anfängen  einer  Statistik  gebrach, 
so  dass  weder  die  Zahl  der  Bewohner,  noch  die  der  Häuser, 

1)  d’Aunoy,  Memoires.  II  11.  39.  134. 

2)  Leroy-Beaulieu,  De  la  colonisation  cliez  les  peuples  modernes. 

p.  22. 
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noch  die  der  Wirthschaftsbetriebe  amtlich  festgestellt  werden 
konnte  (die  erste  Volkszählung  erfolgte  1774),  dass  es  1790 
in  ganz  Neu-Spanien  noch  keine  Elementarschule  gab,  und 
dass  die  höheren  Lehranstalten  von  unwissenden  Mönchen 
geleitet  wurden  ^),  so  dass  alles  geistige  Leben  daselbst  ver- 
kümmerte. Die  Absperrung  der  Colonien  unter  sich , die 
Beschränkung  des  Handels  mit  dem  Mutterlande  und  das 
Verbot  — bei  Todesstrafe  — mit  Fremden  ohne  besondere 
Regierungserlaubniss  zu  verkehren,  waren  weitere  Hemmungen 
der  Entwicklung.  Der  gesammte  Verkehr  wurde  von  der 
Casa  de  Contratacion  von  1493 — 1503  über  Cadiz,  von  1503 
bis  zu  Beginn  des  18.  Jahrhunderts  über  Sevilla  geleitet. 
1529  wurde  zwar  noch  einigen  Häfen  die  Erlaubniss  zur 
Aussendung  von  Schiffen  nach  den  Colonien  ertheilt,  doch 
war  diesen  vorgeschrieben,  den  Rückweg  über  Sevilla  zu 
nehmen.  Da  der  Guadalquivir  seicht  wurde,  so  ward  1720 
die  Centralstelle  wieder  nach  Cadiz  verlegt^).  Erst  1774 
wurde  der  Handel  zwischen  den  c-ontinentalen  Colonien  ge- 
stattet. 1778  ward  das  Monopol  von  Cadiz  aufgehoben  und 
den  Colonien  der  Handel  mit  sämmtlichen  spanischen  Häfen 
bewilligt.  Die  Bevormundung  der  Bewohner  der  Colonien 
war  überaus  lästig:  zur  Niederlassung,  zum  Reisen,  zum 
Aufeuthaltswechsel , zum  Heirathen  u.  s.  w.  bedurfte  man 
eines  Erlaubnisscheines,  der  nur  gegen  Gebühren  ertheilt 
ward.  Fast  alle  Verbrauchsgegenstände  waren  besteuert; 
auch  die  zahlreichen  kirchlichen  Functionen,  denen  man 
sich  nicht  zu  entziehen  vermochte,  waren  schweren  Abgaben 
unterworfen  ^). 

Wie  in  anderen  Ländern,  so  schrieb  man  auch  in  Spanien 
die  in  Folge  der  plötzlichen  Zunahme  von  Edelmetallen 
erfolgte  Steigerung  der  Waarenpreise  in  Europa  kauf- 
männischer Arglist  zu.  Die  Regierung  wie  die  Cortes 
suchten  nun  vor  Allem  einer  weiteren  Preiserhöhung  ent- 
gegenzuwirken. Die  Cortes  w^aren  kurzsichtig  genug,  1548 


Zimmermann,  a.  a.  0.  S.  365.  398. 
2)  a.  a.  0.  S.  426. 
ä)  Payne,  a.  a.  0.  S.  132.  335. 
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eine  Bittschrift  folgenden  Inhalts  an  den  König  zu  richten : 
„Da  beide  Theile  mit  den  Waaren  ihres  Landes  auskommen 
können,  so  bitten  wir  E.  M.  die  Ausfuhr  von  unserem  Lande 
nach  Indien  zu  verbieten“^).  In  der  That  gestattete  die 
spanische  Regierung  nur  eine  überaus  eingeschränkte  Aus- 
fuhr spanischer  Erzeugnisse  nach  den  amerikanischen  Colonien, 
wodurch  der  Niedergang  der  spanischen  Industrie  beschleunigt, 
die  Blüthe  der  englischen,  französischen  und  holländischen 
gefördert  ward.  Dies  um  so  mehr,  als  die  Spanier  nicht 
kräftig  genug  waren,  dem  fortwährend  zunehmenden  Schmuggel 
zu  begegnen.  Die  Cultur  gewisser  Gewächse,  wie  die  von 
Flachs,  Hanf,  Wein,  Oliven  und  zuweilen  sogar  von  Tabak — in 
Puerto  rico  die  von  Pfeffer  — war  in  den  Colonien  untersagt  ^). 
Später  erlangten  die  Colonien  das  Zugeständniss,  Reben 
pflanzen  zu  dürfen,  aus  denen  jedoch  Wein  nicht  bereitet 
werden  durfte.  Als  dieses  Verbot  um  1570  in  Peru  übertreten 
ward,  Hess  man  die  Weinpflanzungen  vernichten^). 

Die  Uebertragung  des  Feudalismus  mit  allen  seinen 
Auswüchsen  war  hier  um  so  schädlicher,  weil  die  Regierung 
bei  der  grossen  Entfernung  nicht  im  Stande  war,  den  ein- 
gerissenen Missbräuchen  entgegenzuwirken.  In  Neu-Spanien 
war  der  Grund  und  Boden  grossentheils  in  den  Händen 
einiger  mächtiger  Familien , die  Majorate  gründeten  und 
allmählich  das  kleine  Privateigenthum  aufsogen  ^).  Auch  die 
Einführung  der  Inquisition  trug  nicht  wenig  zur  Ver- 
kümmerung der  Colonien  bei.  Sie  waltete  mit  derselben 
Strenge  wie  im  Mutterlande ; u.  A.  übte  sie  eine  nachsichts- 
lose Censur.  Die  Iiiquisitionsbeamten  waren  ermächtigt,  zu 
jeder  Stunde  des  Tages  und  selbst  der  Nacht  auch  in  Privat- 
häusern auf  verbotene  Bücher  zu  fahnden®). 


Bonn,  a.  a.  0.  S.  144. 
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Spanien  war  unfähig,  seine  Colonien  mit  der  erforder- 
lichen Bevölkerung  zu  versehen  und  sogar  die  Neger,  deren 
es  bedurfte,  selbst  einzufiihren.  Die  Folgen  der  Misswirthschaft 
traten  zeitig  zu  Tage.  Schon  1080  bemerkte  du  Halde  in 
einem  für  Colbert  bestimmten  Memoire  über  das  spanische 
„Indien“,  dass  dieses  zusehends  verfalle,  was  insbesondere 
der  grossen  Anzahl  der  Klöster,  die  einen  fühlbaren  Mangel 
an  Arbeitern  verursachen,  zuzuschreiben  sei^).  Vorzüglich 
auffallend  war  der  vollständige  Verfall  der  Marine.  Einem 
so  scharfsinnigen  Beobachter  wie  Turgot  konnte  die  Ver- 
kehrtheit der  spanischen  Colonialpolitik  nicht  entgehen.  Als 
Warnung  für  Frankreich  macht  er  darauf  aufmerksam,  wohin 
es  führe,  wenn  man,  gleich  den  Spaniern,  es  als  das  grösste 
Unglück  betrachte,  wenn  Ausländer  ihren  Besitzungen  in 
der  neuen  Welt  sich  nähern  und  w'enn  weder  die  Regierung 
noch  die  Nation  sich  auf  eine  Aenderung  dieses  gefährlichen 
Systems  vorbereiten  und  anstatt  den  Bewohnern  Amerikas  die 
unerlässliche  Freiheit  aus  freien  Stücken  zu  gewähren,  es  vor- 
ziehen, sich  die  Herrschaft  einst  gew^altsamentreissen  zu  lassen  ^). 

Reclus  hat  daher  vollkommen  Recht,  wenn  er  behauptet, 
dass  die  Entdeckung  Amerikas,  die  Spanien  durch  lange 
Zeit  so  viel  Glanz  verlieh  und  die  sicherlich  aller  Welt  als  ein 
unerhörter  Glücksfall  für  dieses  Reich  erschien,  sich  allmählich 
im  Gegentheile  als  ein  grosses  nationales  Unglück  erwies^). 
An  den  Spaniern,  wie  an  keinem  andern  Volke,  bewahrheitet 
sich  der  Ausspruch,  dass  der  Besitz  unbeständig  und  dass 
er  nur  in  der  richtigen  Hand  werthvoll  ist^). 

Die  während  zweier  Jahrhunderte,  von  1500—1702,  von 
den  Colonien  versandten  Edelmetalle  w^erden  von  Reclus®) 
auf  54  Milliarden  Franken  geschätzt.  Dies  ist  offenbar  sehr 
übertrieben;  denn  Soetbeer®)  bewerthet  die  gesammte  Edel- 
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metallproduction  der  Erde  von  1493  bis  1850  (also  um 
anderthalb  Jahrhunderte  länger)  ungefähr  ebenso  hoch  (mit 
42692  Millionen  Mark).  Diese  Schätze  dienten  anfangs 
ausschliesslich  zur  Bekämpfung  des  Protestantismus  und 
kamen  später  nur  fremden  Nationen  zu  Statten.  Und  doch 
war  die  Gewinnung  von  Edelmetallen  und  Edelsteinen  das 
wirthschaftliche  Hauptziel  der  Colouisation  der  Spanier. 
Länder , die , ihrer  Meinung  nach , dieser  Ausstattung,  ent- 
behrten, erschienen  ihnen  als  w^erthlos  (tierras  de  ningun 
provecho). 

Den  Entdeckern  folgten  bald  im  Geiste  des  Zeitalters 
kühne  französische  Segler,  die  1506  bis  an  die  Mündung 
des  St.  Lorenzstromes  gelangten.  Franz  I.,  der  sehnlich 
wünschte,  seinen  Antheil  an  den  Edelmetallschätzen  der 
neuen  Welt  zu  gewinnen,  würde  den  Weg  der  Entdeckungen 
auch  weiter  verfolgt  haben,  wenn  nicht  die  Kriege  mit  Karl  V. 
ihn  vollauf  in  Anspruch  genommen  hätten.  1523  rief  er 
eine  Entdeckungsexpedition  unter  dem  Florentiner  Verazzano 
hervor,  der  Neufundland  in  Besitz  nahm,  dessen  h'ischereien 
bereits  zu  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  den  kühnen  See- 
leuten der  Bretagne  und  der  Normandie  bekannt  gewesen 
w’aren  U-  Die  Gefangennehmung  des  Königs  in  der  Schlacht 
bei  Pavia  machte  den  Entdeckungsplänen  vorläutig  ein  Ende. 
Nach  zehn  Jahren  veranstaltete  Franz  eine  zweite  Expedition 
unter  Jacques  Cartier  von  St.  Malo,  die  erfolgreicher  w'ar. 
Cartier  segelte  1534  den  von  ihm  entdeckten  St.  Lorenz- 
strom hinauf,  erkannte  die  Eignung  der  Ufer  zu  einer  land- 
wirthschaftlichen  Colonie  und  führte  1540  200  Colonisten 
unter  dem  Generallieutenant  Frangois  de  Roberval  in  dieses 
Land,  das  er  Neu-Frankreich  nannte,  das  der  Keim  zum 
künftigen  Canada  wurde.  Doch  ward  auch  die  Entwicklung 
dieser  Colonie  durch  die  französischen  Kriege  vorerst  be- 
hindert. 

Wie  bei  den  Colonien  der  Portugiesen  und  der  Spanier, 
finden  wir  auch- bei  denen  der  Franzosen  religiöse  Antriebe 

19  ♦ 


0 Bancroft,  a.  a.  0.  I 12. 


292 


wirksam.  Die  Colonie  am  St.  Lorenzstrome  war  katholisch; 
Coligny  beabsichtigte,  Colonien  als  ZuHuchtsstätten  für  die 
Hugenotten  zu  gründen , deren  trauriges  Schicksal  er  schon 
lange  vor  der  Bartholomäusnacht  ahnte;  allein  alle  seine 
hierauf  bezüglichen  Pläne  schlugen  fehl.  Der  erste  Versuch 
wurde  1556  in  Brasilien,  ein  zweiter  1562  in  Florida  unter- 
nommen. Aus  Brasilien  wurden  die  französischen  Ansiedler 
durch  die  Portugiesen,  aus  Florida  durch  die  Spanier  ver- 
trieben. 

Inzwischen  nahm  die  Bedeutung  Neufundlands  zu,  wohin 
1578  nicht  weniger  als  150  französische  Schilfe  gelangten  und 
wo  ein  regelmässiger  Handel  mit  den  Eingebornen  sich  ent- 
wickelte. 

Unter  Heinrich  IV.  siedelten  sich  die  Franzosen  an  der 
Küste  von  Guyana  an.  Aelter  ist  die  französische  Ansiedlung 
am  Senegal,  über  die  aber  die  ersten  zuverlässigen  Daten 
vom  Jahre  1626  sind.  Noch  weiter  zurück  reichen  die  ersten 
Beziehungen  zu  Guinea,  die  aber  wieder  aufgegeben  und 
erst  im  17.  und  18.  Jahrhundert  wieder  aufgenommen  worden 
sind;  sie  hatten  den  Menschenhandel  zum  Hauptgegenstande. 

1603  gründete  Champlaiii,  an  dessen  Unternehmungen 
Heinrich  IV.  lebhaftes  Interesse  nahm,  an  der  Spitze  einer 
für  den  Pelzhandel  privilegirten  Gesellschaft  von  Kaufleuten 
die  zweite  Nierlerlassung  am  St.  Lorenzstrom,  wo  er  Quebec 
gründete,  wohin  die  Institutionen  des  Mutterlandes  verpflanzt 
wurden.  Grosse  Land  strecken  vergab  man  als 
Lehen  an  Personen,  die  Ansiedler  heran  zogen. 
Rings  um  die  Domänen  der  Feudalherren  waren  die  Lehen 
der  aus  der  Bretagne  und  der  Normandie  eingewanderten 
Bauern  verbreitet,  die  gegen  kleinen  Zins  verliehen  worden 
waren.  Diese  waren  zu  Heeresdiensten  verpflichtet,  die 
gegen  die  Indianer  öfters  erfordert  wurden.  Mehrere  Gesell- 
schaften, die  zum  Betriebe  des  Handels  mit  Neu-Frankreich 

Lauf  einander  folgten,  scheiterten.  Uebermässige  und  schäd- 
liche Privilegien  einerseits  und  die  den  Gesellschaften  auf- 
erlegte Verpflichtung,  die  Häute  zu  einem  bestimmten  Preise 
zu  verkaufen,  andererseits,  wie  auch  die  Vorschrift,  dass 
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die  Colonisten  ausschliesslich  dem  Katholicismus  angehören, 
waren  die  Ursachen  der  Misserfolge.  Die  waldreiche  Halb- 
insel an  der  Mündung  des  St.  Lorenzstromes  La  Cadie 
(Acadien  — von  den  Engländern  Neu-Schottland  genannt) 
war  1602  erworben  worden  Q. 

Nach  dem  Ableben  Heinrichs  IV.  nahm  Maria  von 
Medici  im  Interesse  der  Heidenbekehrung  an  den  Coloni- 
sationsbestrebungen  theil;  unter  ihrem  Schutze  erfolgte  1613 
eine  Ansiedlung  in  Maine.  Der  Tod  Champlains,  der  inner- 
halb Canadas  wichtige  Entdeckungen  gemacht  hatte,  sowie 
der  Richelieus,  der  die  Colonisationspläne  Heinrichs  IV.  im 
Geiste  dieses  Königs  aufgenommen  hatte,  erwiesen  sich  als 
empfindliche  Missgeschicke  für  die  Colonie  Canada,  da  die 
Neu-Frankreich-Gesellschaft  den  kaufmännischen  Gesichts- 
punkt allein  berücksichtigte^). 

1663  wurde  Canada  eine  königliche  Provinz.  Die  An- 
siedler, deren  Zahl,  einschliesslich  von  800  Soldaten,  noch 
nicht  2500  überschritt,  hatten  sich  häufiger  Indianereinfälle 
zu  erwehren.  Die  1664  von  Colbert  gegründete  Compagnie 
des  Indes  occidentales,  deren  Wirken  sich  auch  auf  Canada 
erstreckte,  hatte,  wie  wir  bereits  andeuteten,  keinen  Erfolg. 
Vom  Mutterlande  wurde  Alles  aufgeboten,  u.  A.  Ehe- 
schliessungszwang , um  die  Bevölkerung  der  Colonie  zu 
vermehrea.  1673  stieg  die  Zahl  der  Bewohner  Canadas 
auf  6700,  1680  auf  9400.  Der  königliche  Befehl  unfrei- 
williger Eheschliessungen  führte  zur  Bildung  einer  Classe 
kräftiger  Männer  von  abenteuerlichem  Sinne,  die,  nicht 
geneigt,  ihren  persönlichen  Willen  vernichten  zu  lassen,  in 
die  Wälder  entliefen  und  gemeinsame  Sache  mit  den 
Indianern  machten,  deren  herumstreifende,  träge  Lebens- 
weise sie  sich  aneigneten.  Sie  wurden  unter  dem  Namen 
coureurs  de  bois  bekannt,  ihre  Zahl  erreichte  1680  500 
bis  600  Mann.  Es  gab  keine  Familie  von  Bedeutung,  die 
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nicht  Verwandte  unter  ihnen  hatte.  Der  Intendant  Duchesneaii 
berichtete,  dass  durch  die  Abwesenheit  so  vieler  Männer, 
die  ihre  Familien  verliessen,  der  Anbau  des  Bodens  ver- 
nachlässigt, eine  allgemeine  Demoralisation  herbeigeführt 
und  so  die  Colonie  zu  Grunde  gerichtet  werde  ^).  Doch 
darf  nicht  unerwähnt  bleiben,  dass  die  coureurs  de  bois  und 
ihre  Mestizen  verschiedene  Niederlassungen,  namentlich  in 
dem  heutigen  Michigan,  gründeten^). 

Es  fehlte  an  einem  wohl  erwogenen  Plane  zur  An- 
siedlung des  Landes.  Die  vom  Könige  ausgeschickten  Ein- 
wanderer setzten  sich  nur  in  der  Nähe  von  Quebec  fest. 
Land  wurde  ohne  nähere  Untersuchung  in  Angriff  genommen, 
und  wenn  die  Arbeitserfolge  hinter  den  Erwartungen  zurück- 
blieben , leichten  Herzens  fahren  gelassen.  Ein  anderer 
Uebelstand  war  der,  dass  die  Handvoll  Franzosen,  die  zuerst 
nach  Canada  gekommen  waren  und  ihre  Nachkommen,  inner- 
halb eines  Jahrhunderts  sämmtliche  Pelzthiere  in  ihrem  Be- 
reiche vernichteten  ^). 

Maltheser  Ritter  hatten  von  Richelieu  die  Verleihung 
von  St.  Christoph  und  drei  anderen  westindischen  Inseln  er- 
langt; sie  sandten  dahin  als  Gouverneur  De  Poincy,  der  sieh 
um  die  PHanzungeu  sehr  verdient  machte  und  daselbst  ins- 
besondere eine  verbesserte  Methode  der  Zuckerbereitung 
einführte. 

Allmählich  gelangten  drei  andere  Inselgruppen  in  französische 
Hände,  von  denen  die  bedeutendsten  Guadeloupe,  Martinique  und 
Grenada  waren,  die  drei  verschiedenen  Eigenthümern  gehörten. 
In  der  nächsten  Generation,  meinte  Colbert  — der,  wie  wir  be- 
reits erwähnten,  eine  grosse  Anzahl  von  Handelsgesellschaften 
in’s  Leben  rief  — , dass  die  Pflanzungen,  in  Einer  Hand  ver- 
einigt, besser  gedeihen  würden;  er  kaufte  sie  daher  1664  und 
übergab  sie  einer  Gesellschaft;  aber  da  diese  keine  Erfolge 
hatte,  so  ward  sie  1674  aufgelöst  und  die  Inseln  wurden  einer 
Regierungsabtheilung  unterstellt.  Um  die  Colonisation  in  den 
Antillen  zu  fördern,  wurde  den  Gründern  von  Fabriken,  Zucker- 
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Siedereien,  wie  überhaupt  nützlichen  Anstalten  daselbst  Befreiung 
von  persönlichen  Steuern  gewährt.  Die  Auswanderer  dahin  er- 
hielten, wofern  sie  sich  als  Bauern  oder  Arbeiter  zu  einem  Aufent- 
halte von  mindestens  18  Monaten  auf  den  Inseln  verpflichteten, 
freie  Ueberfahrt,  Während  der  Regierung  Ludwigs  XIV.  wurden 
auch  Sainte  Lucie,  St.  Martin,  St.  Barthölemy,  Sainte  Croix, 
Domingo  und  Tabago  und  in  Afrika  die  Maskarenen  und  Bourbon, 
sowie  Arguin,  Portendik  und  Goree  französische  Besitzungen. 
Die  Ansiedlung  auf  St.  Domingo  wurde  die  bedeutendste  west- 
indische. Erst  1697  erlangte  die  französische  Regierung  ein  an- 
erkanntes Recht  auf  den  westlichen  Theil  der  Insel.  Einige  Jahre 
darauf  wurde  die  Pflanzung  mit  Hilfe  von  Negerarbeit  die  wich- 
tigste aller  amerikanischen.  Zucker,  Baumwolle,  Cacao,  Ingwer 
und  später  Kaffee  wurden  in  grossen  Quantitäten  nach  Frankreich 
versandt.  Die  französische  Regierung  war  die  erste, 
die  armen  und  fleissigen  Auswanderern  Land  un- 
entgeltlich zu t heilte  und  ausserdem  die  Pflanzer  in  Noth- 
fällen  öfters  mit  Geld  unterstützte.  Sie  bewilligte  den  kauf- 
männischen Fahrzeugen  Begleitschiffe  und  erbaute  Festungen  zum 
Schutze  der  Inseln  vor  Piraten  Q. 

Nach  zahlreichen  seit  1503  unternommenen,  nur  von  ge- 
ringem Erfolge  gekrönten  Versuchen  wurden  die  französischen 
Expeditionen  nach  Indien  unter  Heinrich  IV.  wieder  er- 
öffnet. 

Die  hierauf  bezüglichen  Einzelheiten  haben  wir  bereits  bei 
Betrachtung  der  Handelsgesellschaften  erörtert.  Der  1664  ge- 
gründeten Compagnie  des  Indes  ertheilte  Colbert  wichtige  Privi- 
legien jeder  Art,  in  der  Absicht,  Madagaskar  zum  Bollwerke  des 
künftigen  indischen  Reiches  zu  machen.  Der  Versuch  misslang 
und  ward  erst  in  einem  Jahrhundert  mit  Erfolg  wieder  auf- 
genommen. 

In  Indien , wohin  sich  die  Franzosen  schon  zu  Beginn  des 
16.  Jahrhunderts  gewandt  hatten,  errichtete  die  Compagnie  des 
Indes  orientales  nach  dem  Scheitern  mehrerer  vorangegangenen 
Gesellschaften  1668  eine  Ansiedlung  in  Surat,  dem  damals 
reichsten  Markte,  und  später  in  Pondichery,  das  1693  von  den 
Holländern  genommen , aber  im  Frieden  von  Ryswick  wieder 
zurückerstattet  ward.  La  Reunion  (Bourbon)  war  die  einzige  der 
alten  Colonien , welche  die  Franzosen  im  indischen  Ocean  be- 
hauptet haben.  Sie  wurde  zuerst  1643  und  dann  wieder  1649 
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in  Besitz  genommen  und  1674  von  Hugenotten,  die  in  Folge  der 
Aufhebung  des  Edictes  von  Nantes  geflüchtet  waren,  bevölkert. 
1764  gelangte  die  Insel  unter  die  unmittelbare  Herrschaft  der 
Krone  ^). 

1682  nahm  La  Salle,  der  den  IHississippi  entdeckt  hatte, 
das  Land  an  den  Mündungen  des  P'lusses  im  Namen  Frankreichs 
in  Besitz  und  nannte  es  zu  Ehren  Ludwigs  XIV.  Louisiana. 

Die  letzten  Jahre  Ludwigs  XIV.  waren  für  das  Colonial- 
wesen unheilvoll.  Im  Frieden  von  Utrecht  verlor  Frankreich  an 
England  Neufundland  und  Akadien , diese  beiden  Vorposten 
Canadas,  sowie  St.  Christoph. 

Die  Stadt  Mobile  wurde  von  Bienville  1702  gegründet,  dann 
etwas  mehr  nach  Norden  verlegt;  sie  blieb  bis  1723  der  Haupt- 
ort von  Louisiana,  welchen  Rang  sie  seitdem  an  New-Orleans 
abtreten  musste®),  das  1722  gegründet  worden  war,  gleichzeitig 
mit  den  Ansiedlungen  zu  Natchez,  Arkansas  und  Illinois,  wohin 
man  unglücklicher  Weise  den  Auswurf  der  französischen  Gesell- 
schaft zu  schicken  anfing  ^). 

Ihren  Höhepunkt  erreichte  die  französische  Colonialmacht 
um  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts.  In  Westindien  wandten 
die  Franzosen  die  Gartencultur  des  Mutterlandes  mit  solchem 
Erfolge  auf  die  Colonialerzeugung  an,  dass  sie  namentlich 
in  Zucker  und  Indigo  die  erste  Stelle  auf  dem  Weltmärkte 
einnahmen.  Die  nämliche  Ueherlegenheit  gewannen  sie  im 
Fischfänge  in  Nordamerika,  da  sie  den  Stockfisch  besser  als 
die  anderen  Nationen  zu  behandeln  verstanden.  Auch  in 
ihren  Unternehmungen  in  Afrika,  insbesondere  in  Guinea, 
waren  sie  glücklich.  In  Ostindien  bereitete  gleichzeitig  der 
reichbegabte  Dupleix,  der  sich  die  höchsten  Ziele  setzte, 
den  Engländern  ernste  Schwierigkeiten^).  Macaulay  be- 
zeichnet ihn  als  den  Mann,  der  zu  allererst  erkannt  habe, 
dass  es  möglich  sei,  auf  den  Ruinen  der  Monarchie  des 
Moguls  ein  europäisches  Reich  zu  gründen®).  Er  erlangte 
u.  A.  die  Abtretung  von  600  Meilen  der  Küste  von  Orissa. 
1751  erwirkte  er  durch  die  genaue  Kenntniss  der  Politik 
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des  Hofes  des  Moguls  die  Ernennung  zweier  seiner  Ver- 
bündeten zu  Vicekönigen  von  Dekan  und  dadurch  weitere 
territoriale  Vortheile.  Er  beabsichtigte  nichts  weniger,  als 
von  den  portugiesischen  Ansiedlungen  an  der  Malabarküste 
Besitz  zu  ergreifen  und  so  die  Franzosen  zu  Herren  der 
ganzen  Küste  von  Goa  bis  zum  Ganges  zu  machen.  Die 
Engländer  aber  durchkreuzten  diese  Pläne  durch  Aufstellung 
eines  Gegen-Nabobs,  wodurch  ein  Krieg  herbeigeführt  ward. 
Die  Leiter  der  Compagnie  des  Indes,  blosse  Speculanten,  zum 
Theile  auch  Dupleix  feindlich  gesinnt,  hatten  für  dessen 
grosse  Entw  ürfe  kein  Verständniss.  Der  Hof  von  Versailles 
hegte,  w'ohl  in  Folge  ihrer  Einflüsterungen,  die  Ansicht, 
dass  Dupleix  die  Grenzen  der  Klugheit  überschritten  habe; 
er  wurde  daher  abberufen  und  durch  Lally,  einen  in  jeder 
Beziehung  weniger  bedeutenden  Mann  ersetzt.  Seitdem  be- 
stand die  Geschichte  des  französischen  Indien  nur  in  einer 
Aufzählung  von  Fehlern  und  Unfällen  *). 

Bei  der  Rivalität  zwischen  Engländern  und  Franzosen  in 
Nordamerika  w^aren  auch  hier  Zusammenstösse  unvermeidlich. 
Das  von  den  Franzosen  besiedelte  Acadien  ward  von  den 
Engländern  weggenommen  und  ihnen  im  Frieden  von  Ut- 
recht zuerkannt;  doch  brach  ein  heftiger  Streit  über  die 
Grenzen  aus;  die  Landenge  von  Neu- Schottland  wurde  von 
beiden  Nationen  befestigt.  Noch  schroffer  waren  die  Gegen- 
sätze im  Westen  der  anglo-amerikanischen  Colonien.  Nach- 
dem die  Franzosen  Louisiana,  Natchez  und  Illinois  besiedelt 
hatten,  beabsichtigten  sie,  diese  südlichen  Colonien  mit  den 
nördlichen,  den  Mississipi  mit  dem  St.  Lorenzstrom,  in 
dauernde  Verbindung  zu  setzen  und  zu  diesem  Behufe  die 
grossen  durch  Flüsse  und  Seen  dahin  führenden  Wasser- 
strassen zu  befestigen.  Den  Anglo-Amerikanern  sollte  es 
dann  verwehrt  werden,  das  Alleghany- Gebirge  zu  über- 
schreiten, wogegen  diese  den  entschiedensten  Widerspruch 
erhoben  ®).  Abgesehen  davon  war  die  Zahl  der  französischen 

9 Payne,  a.  a.  0.  S.  114.  115.  118.  Gaffarel,  a.  a-  0.  S.  369.  373. 

9 Ranke,  a.  a.  0.  S.  84. 


298 


Colonisten  zur  Verwirklichung  dieses  Planes  viel  zu  klein  ^). 
Franzosen  und  Engländer  legten  zu  gegenseitiger  Ver- 
theidigung  Forts  an.  Der  zwischen  beiden  Nationen  1750 
in  Europa  ausgebrochene  Krieg  wurde  1757  in  Amerika 
kräftig  fortgesetzt.  1758  landeten  die  Engländer  auf  der 
Insel  Cap  Breton,  nahmen  darauf  Louisburg  und  hatten  nun 
den  Schlüssel  zu  Cauada  in  Händen.  1759  und  1760  he- 
mächtigten  sie  sich  der  Städte  Quel)ec  und  Montreal,  so  dass 
sie  nun  Herren  des  'nordamerikanischen  Continents  von 
Florida  bis  Labrador  wurden.  1703  im  Frieden  von  Paris 
ging  Louisiana  an  Spanien,  Canada  an  England  verloren,  mit 
allen  Dependenzen,  ausgenommen  die  zwei  kleinen  Fischer- 
inseln Saint'Pierre  und  Miquelon  im  Süden  Neufundlands. 
Choiseul  beabsichtigte,  diese  Einbussen  wenigstens  zum 
Theile  durch  Colonisation  Guyanas  in  grossem  Style  wett 
zu  machen;  doch  misslangen  die  hierauf  bezüglichen  Ver- 
suche ^). 

Französische  Colonialpolitik.  Die  Ursachen 
des  Niederganges  der  französischen  Colonien  waren  zum 
Theile  die  nämlichen , die  wir  bei  den  portugiesischen  und 
spanischen  gewahrten.  Zunächst  die  Uebertragung  des 
Feudalismus,  der  in  den  französischen  Colonien  noch  zu 
einer  Zeit  herrschte,  wo  er  in  Europa  bereits  grossentheils 
verschwunden  war.  Insbesondere  in  Canada  wurde  durch 
heträchtliche  Grundbesitzschenkungen  eine  feudale  Colonial- 
Aristokratie  aus  nachgebornen  Söhnen  adeliger  Familien  und 
aus  Ofticieren  gebildet.  Beinahe  jeder  Officier  wurde  ein 
Feudalherr  mit  allen  mittelalterlichen  Vorrechten,  worunter 
die  Gerichtsbarkeit.  Der  französische  Bauer,  der  wusste, 
dass  ihn  jenseits  des  Oceans  dieselben  feudalen  Bedrückungen 
erwarteten,  die  er  in  der  Heimat  zu  erdulden  hatte,  fand 
sich  keineswegs  ermuntert,  diese  zu  verlassen^),  und  das 

Vgl.  Eatzel,  Politische  Geographie.  München  und  Leipzig  1897. 

S.  340. 

2)  Gaffarel,  a.  a.  0.  S.  243  ff. 

Vgl.  Rambaud,  Histoire  de  la  civilisation  fran^aise.  2 de  ed. 

II  254. 
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allein  würde  genügen,  die  Unzulänglichkeit  der  Aus- 
wanderungen zu  erklären.  Die  in  den  Colonien  zur  An- 
wendung gekommenen  feudalen  und  despotischen  Grundsätze 
hatten  auch  die  Folge,  dass  hier  die  besten  Stellen  Höf- 
lingen verliehen  wurden,  die  aus  privaten  Gründen  aus- 
wandern wollten.  Ferner  war  es  die  religiöse  Unduldsamkeit, 
die  auch  in  den  Colonien  zur  Erscheinung  kam,  die  hemmend 
wirkte.  Ging  ja  die  französische  Regierung  so  iveit,  ihre 
Consuln  in  den  spanischen  Colonien  zu  beauftragen, 
französischen  Protestanten  allen  Schutz  zu  verweigern  und 
ihre  Gesandten  bei  der  spanischen  Regierung  zu  veranlassen, 
dahin  zu  wirken , dass  kein  Hugenott  in  irgend  einer 
spanischen  Colouie  geduldet  werde  ^).  In  Canada  durften 
Hugenotten  nicht  überwintern^).  Auf  den  französischen 
Antillen  gesellte  sich  dazu  das  Vorurtheil  der  Hautfarbe, 
das  hier  mit  derselben  Zähigkeit  waltete,  wie  in  den 
spanischen  Colonien.  Das  heimische  Monopol  der  Appro- 
visionirung  der  Colonien  und  die  Einmischung  der  Regierung 
in  die  Anbauverhältiiisse  schlug  ebenfalls  zu  erheblichem 
Nachtheile  der  Colonien  aus.  Ihre  Bevormundung  ging  so 
weit,  dass  ihnen  vom  Mutterlande  zuweilen  sogar  Löhne 
und  Waarenpreise  vorgeschrieben  wurden  und  die  Ausübung 
mancher  Industriezweige,  wie  das  Raffiniren  des  Zuckers, 
untersagt  ward.  Man  gewöhnte  sich  ferner  daran,  in  die 
Colonien  die  schlechtesten  Waaren  zu  hohen  Preisen  zu 
senden^).  Ausserdem  durften  nicht  einmal  alle  französischen 
Häfen  mit  den  Colonien  unmittelbar  verkehren.  Erst  Turgot 
setzte  die  Erlaubniss  hierzu  Ende  1775  für  die  Kaufleute 
von  Rochefort  und  1776  für  die  von  Saint-Brieuc,  Binic  und 
Portörieux  durch,  und  dies  nur  mit  der  Beschränkung  auf 


Ranke,  Französische  Geschichte.  IV  295. 

Kingsford,  a.  a.  0.  I 443. 

Vgl.  Conversation  d’un  officier  d’artillerie,  brochure  anonyme, 
1785,  bei  Stourm,  Les  finances  de  I’ancien  regime  et  de  la  Revolution. 
Paris  1885.  II  30.  Clement,  Lettres  etc.  de  Colbert.  IIPII  p.  LXIII. 
LXXXII. 
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die  Colonien  in  Amerika*).  Weiterhin  waren  es  die  hohen 
fiscalischen  Ansprüche,  die  den  colonialen  Erfolg  beeinträch- 
tigten. So  bestand  auf  den  Antillen  eine  nahezu  vernichtende 
Kopfsteuer  von  hundert  Pfund  Zucker  brutto  für  jeden  freien 
Colonisten^).  Ferner  wurde  in  den  Colonien  Alles  dem  Be- 
lieben der  Gouverneure  überlassen,  die,  in  ähnlicher  Weise 
wie  die  portugiesischen,  ihre  Gewalt  ohne  die  Schranke 
irgend  welcher  Controle  übten.  Die  Folge  waren  chronische 
Veruntreuungen.  In  dem  Processe  der  beiden  letzten  Ver- 
walter Canadas  wurden  ihre  Mitschuldigen  zur  Erstattung 
von  elf  Millionen  Livres  verurtheilt  Eine  äussere  Ursache, 
die  zum  Niedergange  der  Colonien  beitrug,  war  die  Un- 
bestimmtheit der  Grenzen  der  neu  gewonnenen  Gebiete.  Als 
der  allergewichtigste  Grund  der  geringen  colonialen  Erfolge 
erscheint  uns  aber  der  zur  Colonisation  wenig  geeignete 
Charakter  der  Franzosen  im  Allgemeinen.  An  dem  hierzu 
erforderlichen  Unternehmungsgeiste  und  an  der  Gabe  der 
Combination  dürfte  es  den  Franzosen  nicht  fehlen,  wohl  aber 
an  der  dem  Colonisten  unerlässlichen  Beharrlichkeit  und 
Ausdauer,  wodurch  es  ebenfalls  erklärt  wird,  dass  die  Zahl 
der  Colonisten  immer  verhältnissmässig  klein  geblieben  ist. 
Leroy-Beaulieu*)  meint  ausserdem,  dass  die  französische 
Colonisation  nur  als  Beiwerk  dilettantisch  betrieben  worden 
sei,  während  sie  als  eine  der  wichtigsten  Staatsangelegen- 
heiten nur  durch  das  Aufgebot  aller  Kräfte  günstige  Erfolge 
herbeizuführen  vermocht  hätte.  Endlich  haben  wir  der  all- 
mählich hervorgetretenen  überwältigenden  Suprematie  der 
Engländer  zur  See  zu  gedenken,  die  seit  den  Zeiten  Wil- 
helms von  Oranien  einen  neuen  grossentheils  zur  See  aus- 
gefochtenen  „hundertjährigen  Krieg“  mit  Frankreich  eröffneten, 
in  dem  dieses  meistens  unterlag,  was  u.  A.  eine  Folge  der 
Kurzsichtigkeit  der  Regierungen  Ludwigs  XV.  war,  die  sich 

Turgot,  Oeuvres.  I 371.  II  231.  340. 

L2)  Leroy-Beaulieu,  a.  a.  0.  S.  183. 

®)  Deschamps,  La  Constituante  et  les  colonies.  Paris  1898.  p.  13. 
La  colonisation  fran^aise  ä propos  de  Madagascar  — Revue  des 
deux  mondes.  15  novembre  1895.  p.  351. 
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nicht  zu  der  Einsicht  zu  erheben  vermochten,  dass  die  erste 
Bedingung  der  erfolgreichen  Durchführung  des  Kampfes  in 
den  Colonien  die  Concentrirung  der  Kräfte  war.  Diese 
wurden  durch  die  gleichzeitigen  Kriege  in  Europa  und  in 
den  Colonien  zersplittert,  so  dass  der  Ausgang  nicht  zweifel- 
haft sein  konnte. 

Nach  dem  Gesagten  erscheinen  die  Worte  des  Physio- 
kraten  Mirabeau  erklärlich;  „Le  fisc  qui  serre  l’arbre  naissant 
et  döjä  s’attache  aux  branches;  le  monopole  dans  toute  sa 
pompe,  voilä  nos  colonies  et  nos  colons.  . . . Somme  totale, 
nous  sommes  novices  dans  hart  de  former  des  colonies*).“ 
Wie  in  anderen  Zweigen  des  wirthschaftlichen  Gebietes  zeigen 
auch  hier  die  Physiokraten  einen  klaren  Blick.  Aus  dem 
Eigenthumsrechte  leitet  Le  Trosne  den  Anspruch  der  Colonien 
auf  volle  Handelsfreiheit  ab,  wonach  ein  Gegensatz  zwischen 
den  Interessen  des  Mutterlandes  und  denen  der  Colonien  un- 
statthaft sei.  Insbesondere  bezeichnet  er  die  Anmassung  der 
Regierung,  den  Colonien  die  Producte,  die  sie  anzubauen 
haben,  vorschreiben  zu  wollen,  als  einen  bedenklichen  Ein- 
griff in’s  Eigenthumsrecht  ^). 

Die  Engländer  waren  die  erste  Nation,  die  den  Spuren 
der  Spanier  in  der  neuen  Welt  folgte.  Bald  nach  Bekannt- 
werden der  Entdeckungen  Colons,  1496,  erlangte  John  Cabot 
(Giovanni  Cabotto)  von  Heinrich  VII.  ein  Entdeckungspatent, 
auf  Grund  dessen  er  alsbald  in  See  ging  und  die  Inseln 
St.  John  und  Neufundland  entdeckte,  die  als  Fischerei- 
Stationen  werthvoll  erschienen , ohne  dass  bedeutendere 
dauernde  Ansiedlungen  daselbst  gegründet  worden  wären. 
Ueber  die  weiteren  Reisen  und  Schicksale  Cabots  ist  nichts 
erfahren  worden.  Grössere  Seeunternehmungen  erfolgten 
dann  erst  unter  Elisabeth,  die  zunächst  die  Fischerei  in 
Neufundland  begünstigte;  doch  soll  sie  bei  Ausfertigung  des 
Patentes  für  Humphrey  Gilbert  auch  von  der  Hoffnung  auf 


’)  L’ami  des  hommes.  III  ch.  VI.  VIII. 

2)  Le  Trosne,  De  l’interet  social,  ch.  IX. 
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Gewinnung  edler  Metalle  geleitet  worden  sein , da  sie  sich 
das  Recht  auf  ein  Fünftel  aller  Mineralfunde  vorhehielt. 
Unter  ihr  erfolgten  ferner  die  kühnen  Seefahrten  von 
Hawkins,  Forbisher,  Drake.  Hawkins  kam  nach  Westindien, 
Forbisher  versuchte  erfolglos  eine  Ansiedlung  in  Labrador; 
der  Pirat  Drake,  der  erste  Engländer,  der  (1577—1580)  eine 
Fahrt  nach  dem  indischen  Archipel  unternahm,  kaperte  eine 
grosse  Anzahl  spanischer  Schiffe  und  kehrte  mit  reicher 
Beute  heim,  woran  die  Königin  sich  zu  betheiligen  nicht 
verschmähte.  Auf  die  spanischen  Verwahrungen  erklärte  sie, 
dass  sie  die  Besitzansprüche  Spaniens  auf  die  neue  Welt,  so 
weit  sie  sich  auf  päpstliche  Verleihung  gründeten,  nicht  an- 
erkenne und  nur  das  von  Spanien  wirklich  besetzte  Land 
als  ihm  gehörig  betrachten  könne;  die  Benutzung  der  Luft 
und  der  See  sei  Allen  gemeinsam,  da  weder  Natur  noch  Sitte 
die  Besitznahme  davon  gestatten  (s.  dagegen  IV/II/I  620). 
Drake  fuhr  fort,  spanische  Schiffe  zu  bedrohen.  Nach  dem 
Berichte  eines  Venetianers  von  1593  sollen  in  den  letzten 
drei  Jahren  800  spanische  Fahrzeuge  von  Engländern  auf- 
gebracht worden  sein  G-  Gilbert  verunglückte  auf  der  Heim- 
reise von  Neufundland  Ende  September  1583.  Sein  Stief- 
bruder, Sir  Walter  Raleigh,  der  seine  Pläne  alsbald  aufnahni, 
stellte  sich  an  die  Spitze  von  sieben  nach  Amerika  ge- 
richteten Expeditionen.  Er  gründete  1584  eine  Niederlassung 
in  \irginien,  die  aber  erst  unter  Jacob  I.  mit  Hilfe  einer 
Londoner  und  einer  Plymouther  Handelsgesellschaft  zu  ge- 
deihen anfing.  Eine  von  Raleigh  nach  Guyana,  das  ihm  als 
Dorado  geschildert  worden  w^ar,  gerichtete  Unternehmung 
blieb  erfolglos.  1585  fand  eine  von  John  Davis  nach  den 
Polargewässern  Amerikas  gesandte  Gesellschaft  die  Küsten 
Grönlands.  Die  auf  Vernichtung  der  spanischen  Seemacht 
gerichteten  Bestrebungen  blieben  ungeschwächt.  1595  rüstete 
die  Krone  im  Vereine  mit  Kaufleuten  eine  starke  Flotte 

*)  Zimmermann,  Die  Colonial{»oIitik  Grossbritanniens.  Berlin  1898 
bis  1899.  I 2 ff.  Mareks,  a.  a.  0.  S.  75.  Cunningham,  The  growtli 
of  English  Industry  and  Commerce  in  modern  times.  Cambridge  1892. 
p.  30.  Hunter,  A History  of  British  India.  London  1899.  I 207. 
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unter  Drake  nach  Amerika  aus,  die  den  spanischen  Colonien 

I 

empfindlichen  Schaden  zufügte. 

In  Nordamerika  wurden  die  Unternehmungen  dui’ch  Gefangen- 
nehmung  des  wegen  Hochverraths  angeklagten  Raleigh  unter- 
brochen, dessen  Charter  ihm  das  ausschliessliche  Recht  auf  die 
Colonisation  daselbst  gesichert  hatte.  Als  die  Anklage  die  Ver- 
wirkung seiner  Privilegien  herheiführte , verlieh  Jacob  I.  einer 
anderen  Gesellschaft  am  10.  April  1606  ein  Charter  für  Nord- 
amerikas Colonisation , in  die  sich  dann  innerhalb  bestimmter 
Grenzen  die  erwähnten  zwei  Gesellschaften , die  Company  of 
Plymouth  und  die  Company  of  London,  zu  theilen  hatten.  Im 
December  1606  wurde  die  Fahrt  von  105  Auswanderern  der  | 

Company  of  London  angetreten.  Am  13.  Mai  1607  wurde  die  i 

Ansiedlung  Jamestown  am  Powehatan  gegründet.  Während  die  | 

Auswanderer  allen  Nachdruck  auf  die  Verbreitung  der  christlichen 
Religion  in  der  neuen  Welt  legten,  waren  die  golddurstigen 
Londoner  Leiter  der  Unternehmung  mit  dem  bis  1608  erzielten 
geringen  Gewinne  unzufrieden , und  so  wurde  Virginien  wieder 
vernachlässigt.  Noch  unbefriedigender  waren  die  Erfolge  der 
Plymouth-Company.  Doch  beschloss  später  die  London-Company, 
gestützt  auf  ein  neues,  die  Besitzrechte  der  Gesellschaft  erweitern- 
des Charter , die  Colonisation  Virginiens  in  verstärktem  Masse 
fortzusetzen.  Aller  daselbst  erzielte  Gewinn  gehörte  der  ge- 

sammten  Ansiedlung,  die  1600  auf  etwa  700  Menschen  an- 
gewachsen war.  Erst  bei  Erreichung  dieser  Zahl  entstand  das 

Privateigenthum  an  Grund  und  Boden,  das  man  vorher  in  Vir- 
ginien nicht  gekannt  hatte  ^).  (Nach  Gardiner  ^)  wurde  d e r 
Gemeinlandbesitz  in  Virginien  erst  nach  der  1614 
erfolgten  Ankunft  des  Gouverneurs  Sir  Thomas 
Dale  in  Privatbesitz  um  ge  wandelt,  welche  M ass- 
regel überaus  günstige  Erfolge  zeigte.) 

Unter  den  Colonisten  gewahren  wir  ver- 
schiedene, von  den  Bedingungen  d e r Au s wa nd er u n g 
abhängige  Eigenthums  Verhältnisse.  Eine  Anzahl  von 
ihnen  hatten  die  Ueberfahrt  ausschliesslich  auf  Gesellschafts- 
kosten — als  Diener  — unternommen ; diese  waren  verpflichtet, 
mit  Ausnahme  eines  Monats , der  ihnen  zu  eigener  Arbeit  zu- 
gestanden wurde,  für  die  Gesellschaft  zu  arbeiten ; ihnen  wurden 
je  drei  Acker  Land  und  jährlich  zwei  Scheffel  Getreide  aus  den 
öffentlichen  Magazinen  zugetheilt.  Eine  andere  Classe  bestand 
aus  Pächtern,  die  zum  Theile  auf  Gesellschaftskosten  ausgewandert 

*)  Brosch,  a.  a.  0.  VII  102.  j 

*)  History  of  England  from  the  accession  of  James  I.  III  156. 
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waren;  diese  hatten  einen  Monat  lang  — jedoch  mit  Ausschluss 
der  Saat-  und  Erntezeit  — für  die  Compagnie  zu  arbeiten  und 
je  2^/2  Schetfel  („barreis**)  in  das  öffentliche  Magazin  zu  liefern. 
Wer  die  Fahrt  ganz  auf  eigene  Kosten  zurückgelegt  hatte,  erhielt 
100  später  nur  50  — Acker  Land  für  den  Kopf.  Ausserdem 
erfolgten  Schenkungen  von  Grundstücken  zur  Be- 
lohnung vorzüglicher  Verdienste;  doch  durfte 
Xiemand  über  2000  Acres  besitzen^).  Die  Colonisten 
waren  zeitig  darauf  bedacht,  sich  die  Rechte  der  persönlichen 
Freiheit  sowie  des  Eigepthums  gegen  willkürliche  Besteuerung 
zu  sichern^).  Die  London-Company  ward  1624  aufgelöst,  worauf 
Virginien  eine  königliche  Provinz  wurde. 

Der  1612  begonnene  Tabakbau  begründete  bald  die  Blüthe 
der  Colonie.  1620  war  die  Zahl  der  Colonisten  bereits  auf 
4000  gestiegen.  Da  ergriff  Jacob  I.  — Einflüsterungen  inländischer 
Gegner  der  Colonie,  sowie  den  Protesten  Spaniens,  Frankreichs 
und  Hollands  gegen  die  Angriffe  der  Colonisten  auf  Schifte  dieser 
Nationen  Gehör  leihend  — feindliche  IMassregeln  gegen  die  Com- 
pagnie. Zunächst  erklärte  er  den  Tabakhandel  als  Monopol,  das 
er  nur  gegen  Zahlung  von  20  000  Pfund  aufgeben  wollte.  Darauf 
Hess  er  in  Folge  eines  blutigen  Indianeraufstandes  einen  Process 
gegen  die  Gesellschaft  einleiten,  als  dessen  Ergebniss  ihre  Privi- 
legien 1624  als  verwirkt  erklärt  wurden,  ln  Virginien  jedoch 
rief  die  Monopolisirung  des  Tabakhandels  und  insbesondere  die 
im  Zusammenhänge  damit  vorgeschriebene  Einschränkung  der 
nach  England  zu  verschiffenden  Tabakmenge  auf  250  000  Pfund  zu 
festgesetzten  Preisen  heftigen  Widerspruch  hervor.  Die  Pflanzer 
erklärten,  unter  diesen  Bedingungen  nicht  bestehen  zu  können. 
1628  bot  Karl  I.  dem  „Governor  and  Council“  von  Virginien  an, 
die  ganze  1 abakernte  zum  Preise  von  3 sh.  per  Pfund  in  London 
zu  verkaufen;  die  Pflanzer  seien  zu  veranlassen,  nur  eine  be- 
stimmte Menge  Tabaks  von  guter  Beschaffenheit  zu  bauen.  Da 
die  gestellten  Gegenbedingungen  dem  Könige  unannehmbar  er- 
schienen, so  liess  er  das  Monopol  fallen  und  suchte  seinen  Zweck 
durch  die  Zollgesetzgebung  zu  erreichen.  Da  es  ungeachtet  der 
grossen  Fortschritte  der  Colonie  an  baarem  Gelde  fehlte,  wurde 
der  Tabak  als  gesetzliches  Zahlungsmittel  anerkannt. 
Als  dieser  im  Preise  stieg,  verordnete  die  Gesetzgebung  Virginiens 
eine  Herabsetzung  der  Schulden  auf  zwei  Drittel 
ihres  Betrages^). 


*)  Bancroft,  a.  a.  0.  I 113.  114. 

2)  a.  a.  0.  I 144. 

3)  a.  a.  0.  I 154.  174. 
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Die  Verordnung  Karls  L,  dass  jedes  mit  Colonialwaaren  be- 
ladene Schiff  von  Virginien  nur  nach  englischen  Häfen  segeln  und 
aller  Verkehr  mittelst  ausländischer  Schiffe  nur  in  Nothfällen  ge- 
stattet sein  solle,  wurde  1646  vom  langen  Parlament  aufgehoben*). 

1620  hatte  die  Besiedlung  der  Neu-England-Küste  durch 
Puritaner  begonnen,  die,  um  den  Verfolgungen  von  Seiten  der 
Hochkirche  zu  entgehen,  sich  mit  einer  englischen  Gesellschaft 
verbanden  und  sich  in  dem  Hafen  New-Plymouth  niederliessen. 
1627  vertheilteu  die  Colonisten  den  auch  hier  ur- 
sprünglich gemeinsamen  Besitz,  wodurch  auch  diese 
Colonie  erst  ihre  volle  Lebensfähigkeit  erlangte. 
1630  ward  ihr  Gebiet  durch  ein  neues  Charter  erweitert. 

Zu  grosser  Bedeutung  gelangte  eine  Colonie,  die  1623  von 
einer  Gesellschaft  von  Dorchester  Kaufleuten  am  Cap  Ann  zum 
Betriebe  der  Fischerei  gegründet  und  1626  von  der  Gesellschaft 
aufgegeben,  nach  Salem  verlegt,  der  Kern  von  Massachusetts 
wurde.  Die  Colonie,  an  deren  Spitze  der  puritanische  Pfarrer 
White  von  Dorchester  stand,  war,  wie  jedes  puritanische  Gemein- 
wesen, eine  Theokratie.  Sie  erwirkte  1629  von  Karl  I.  ein 
Charter,  wodurch  der  Gesellschaft  „Governor  and  Company  of 
Massachusetts-Bay“  das  Recht  zur  Regierung  der  Colonie  ver- 
liehen ward.  Jeder  ihrer  Angehörigen  erhielt  50  Acres 
Landes  unentgeltlich.  1634  war  die  Zahl  der  Weissen 
daselbst  auf  4000  gestiegen^).  Rogers  Williams  sprach 
dem  Könige  das  Recht  ab,  den  Unter thanen  Land 
zu  verleihen,  das  in  Wirklichkeit  den  Indianern 
gehörte,  und  erklärte  deshalb  das  Patent,  durch  das  den 
Colonisten  das  Gebiet  von  Massachusetts  gewährt  worden  war, 
als  von  vornherein  ungültig.  Williams  wanderte  in  die  Wildniss 
und  gründete  die  Niederlassung  von  Rhode-Island,  die  erste  christ- 
liche Gemeinde,  die  auf  der  Grundlage  der  Anerkennung  voller 
religiöser  Freiheit  gebildet  ward^).  Diese  rein  demokratische 
Colonie , die  sich  die  Freiheiten  Virginiens  zu  sichern  wusste, 
bekundete  beinahe  während  des  vollen  Verlaufes  ihrer  Geschichte 
den  merkwürdigen  Widerspruch  der  Aneignung  des  englischen 
Systems  des  Grundeigenthums  mit  entails  und  Majoraten, 
während  in  den  anderen  Neu-England-Colonien  das  Gesetz  gleiche 
Erbtheilung  begünstigte.  In  Virginien  ward  ebenfalls  das  System 
der  entails  eingeführt  und  noch  schärfer  als  in  England  gehandhabt. 


*)  a.  a.  0.  S.  168. 

2)  Zimmermann , a.  a.  0.  I 19  ff.  Godwin  Smith , 
States.  New-York  1893.  p.  9.  23. 

Gardiner,  The  personal  government  of  Charles  I. 
Felix,  Eigenthum.  IV.  2.  II. 
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was  mit  der  Sclaverei  und  mit  der  Natur  des  Bodens  zusammen- 
hing, der  eine  grössere  Ungleichheit  in  der  Vertheilung  des 
Eigenthums  begünstigte  als  in  den  nördlichen  Colonien. 

1635  und  1636  wurden  von  Auswanderern  aus  Massachusetts 
der  Ort  Providence  im  heutigen  Rhode-lsland  und  noch  weiter 
südlich  mehrere  Orte  am  Connecticut-River  angelegt.  Ferner 
wurden  von  den  Puritanern,  nach  Vertreibung  der  Holländer  und 
Zurückdrängung  der  Indianer,  Connecticut  und  New-Haven  ge- 
gründet. Hoch  muss  hervorgehoben  werden,  dass  die  Colonisten 
Neu-Englands  das  Recht  zur  Besitzergreifung  von  Grund  und 
Boden  von  den  Indianern  — mit  alleiniger  Ausnahme  des  Ge- 
bietes der  Pequods , die  von  den  Puritanern  aufs  grausamste 
hingeschlachtet  wurden  — erlangt  hatten.  Allein  diese , ohne 
klare  Vorstellung  von  der  Bedeutung  der  Eigenthumsübertragung 
(vgl.  IV  I 6),  meinten,  dass  diese  rückgängig  gemacht  werden 
könne. 

In  den  zwanziger  Jahren  des  17.  Jahrhunderts  unternahm 
Lord  Baltimore  einen  Ansiedlungsversuch  in  Neufundland.  Später 
erbat  er  sich  von  Karl  1.  Land  am  Potomac , das  ihm  dieser 
durch  einen  Freibrief  unter  dem  zu  Ehren  der  Königin  Henriette 
IMaria  gewählten  Namen  Terra  Mariae  (Maryland)  unter  der  Be- 
dingung der  Anerkennung  der  königlichen  Oberhoheit  und  gegen 
einen  Jahrestribut  von  zwei  Indianerpfeilen  und  ein  Fünftel  aller 
Edelmetallfunde  verlieh.  Her  König  setzte  fest,  dass  weder 
er  noch  seine  Erben  und  Nachfolger  jemals  unter 
irgend  e i n e m V o r w a n d e den  Bewohnern  d e r C o 1 o n i e 
Steuern  oder  überhaupt  irgend  welche  Lasten  auf- 
erlegen sollten.  Auf  diese  Weise  wurde  Maryland  von  der 
englischen  Steuergesetzgebung  ausgeschlossen  ^). 

Erfolgreich  war  das  Vordringen  der  Engländer  in  Westindien. 
Bereits  1605  nahmen  sie  Barbadoes  in  Besitz.  Ein  aus  Brasilien 
eingewanderter  Holländer  machte  1640  die  Bewohner  der  Insel 
mit  dem  Geheimnisse  bekannt,  den  Saft  des  Zuckerrohres  zu 
kochen^).  Unter  Cromwell  ward  Barbadoes  von  trondirenden 
Royalisten  bevölkert.  Hie  Insel  verweigerte  schon  da- 
mals (in  einer  Erklärung  vom  18.  Februar  1651)  die  Unter- 
werfung unter  ein  Parlament,  in  dem  sie  nicht  ver- 
treten war®).  Eine  auf  St.  Christoph  begründete  Ansiedlung 
wurde  Ende  1623  durch  ein  Unwetter  vernichtet  und  1624  er- 
neuert. Hie  Spanier,  die  sich  als  die  alleinigen  rechtmässigen 


’)  Bancroft,  a.  a.  0.  I 183.  184. 

2)  Caldecott,  English  Colonization  and  Empire.  London  1897.  p.  91. 
®)  Gardiner,  History  of  the  Commonwealth.  II  75. 
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Gebieter  Westindiens  betrachteten,  griffen  1629  die  Colonie  an 
und  zerstörten  sämmtliche  Plantagen  daselbst.  Auch  nach  einem 
1630  mit  Spanien  geschlossenen  Frieden  blieben  Conflicte  nicht 
aus.  1655  eroberte  Cromwell  Jamaica,  wo  das  Zuckerrohr  bald 
eingeführt  wurde.  Nachdem  die  Spanier  1657  und  1658  ver- 
geblich versucht  hatten,  die  Insel  zurückzuerobern,  erkannten  sie 
» im  Madrider  Frieden  von  1670  den  Besitz  Englands  an. 

1616  hatte  der  in  Freiheit  gesetzte  Raleigh  seine  Pläne  in 
Bezug  auf  Südamerika  wieder  aufgenommen.  Eine  Fahrt  dahin, 
die  er  1617  antrat,  hatte  einen  unglücklichen  Ausgang.  Nach 
Raleighs  Hinrichtung,  1618,  erlangte  einer  seiner  Begleiter, 
Capitän  Roger  North , ein  Charter  für  das  Mündungsgebiet  des 
Amazonenstromes.  Hie  Fahrt  nach  Guyana  wurde  1627  erneuert; 
doch  blieben  auch  dann  die  Erfolge  gering. 

Hie  Schifffahrtsacte  von  1651  schädigte  die  Colonien  empfind- 
lich. Bisher  hatten  die  an  Zahl  und  Billigkeit  überwiegenden 
holländischen  Scliiffe  einen  guten  Theil  des  Verkehrs  zwischen 
England  und  Amerika  vermittelt.  Nun  wurden  insbesondere  den 
\irginiei’n  nicht  nur  die  billigsten  Schiffsgelegenheiten,  sondern 
auch  zahlreiche  Abnehmer  ihrer  Erzeugnisse  entzogen.  Hoch 
wurde  im  Interesse  der  Colonien  die  Acte  nicht  streng  durch- 
geführt. Karl  II.  aber  ordnete  eine  Verschärfung  der  Schiff- 
fahrtsacte an  und  untersagte  zugleich  die  Niederlassung  Fremder 
in  den  Colonien,  was  einen  Aufstand  in  Nordcarolina  hervorrief. 
Ferner  wurde  1672  der  Handel  der  Colonien  unter  einander  in 
den  wichtigsten  Gegenständen  Zöllen  in  der  Höhe  der  englischen 
Accise  unterworfen,  später  in  vermeintlich  englischem  Interesse 
die  Erzeugung  vieler  industriellen  Artikel  sowie  die  Ausfuhr 
anderer  selbst  von  Ansiedlung  zu  Ansiedlung  untersagt.  Hie 
Colonien  durften  kein  Gut  in  Europa  nach  Amerika  verfrachten 
; lassen,  das  nicht  vorher  in  England  landete.  Endlich  ward  auch 

j in  die  bisherige  Autonomie  der  Colonien  eingegriffen.  16  7 3 

ü b e r t r u g K a r 1 dem  L o r d C u 1 p e p p e r und  d e m E a r 1 o f 
Arlington  das  gesammte  Landeigenthum  Virginiens 
(„all  the  dominion  of  land  and  water,  called 
\irginia“),  wodurch  alle  Besitzrechte  der  Colo- 
nisten plötzlich  bedroht  wurden.  Eine  protestirende 
Abordnung  nach  England  blieb  erfolglos  U- 

Hie  Naturalwirthschaft,  die  wir  zum  Theile  in  Virginien  ge- 
I wahrten , bestand  in  ausgedehntem  Masse  in  Maryland.  Lord 

Baltimore,  der  die  Colonien  durch  Landzutheilung  förderte,  über- 
liess  je  fünf  Ansiedlern  2000  Acres  gegen  eine  Jahresabgabe  von 


*)  Zimmermaiin,  a.  a.  0.  I 71.  Bancroft,  a.  a.  0.  I 467.  504. 
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400  Pfund  Weizen,  Von  je  50  Acres  waren  10  Pfund  Weizen 

Tabak'"  Da“des"?;f  IT'  ““  war  auch  hier 

iJh  I ■ , ^ ! Tabakbaues  wegen  die  Getreidecultur  öfters  so 

sehr  hinlangesetzt  wurde,  dass  Mangel  an  Nahrungsmitteirent- 

SknTt  ,“"rd1n  “ it-h"!'''  gesetzlich 

B^rrtaswerthlr^  “‘”8'  ««W- 

ijemerjvenswertli  ist,  dass  di e ni i tte  1 a It e r lieh e n L o h n - 

MiUe"  d"e"s‘'  lt'LT‘T"T"*r  "-‘-"-gen  „„  d?e 
mute  aes  17.  Jahrhunderts  in  die  Colonien  ühpr- 

Tiscfl'“  ""'■‘‘e"-  Massachusetts  ward  1650  der  Lohn  für 

g s “t  ’ br"T‘sT's?'rT’  '"•»  Tag  ^ 

lel,.ende'’„''  i^hnliclfT» 

iTLtLublT  ™ den 

Sri!  ^ arbeiten.  Ein  Gesetz  in  Virginien  das 

welr  berdeT  rf'rT“  ‘‘“'“"‘-o'’'"  »"rde  Sg  s» 

lio  ’ f ^ J Lohnbestimmungen  keinen  Unterschied  zwischen 

gelernter  und  ungelernter  Arbeit  anzuerkennen  Dieser  Gesetze 

ungeachtet  wussten  die  Arheiter  höhere  Löhne  zreTzwiten'  l 

dpn  T Sich  die  Colonien  namentlich  von 

st"lur.""Tn.^'ir  MaT^Ss'sX"  ™ 

Plvuionth.  Connec'oeu-.  «nrrew'CeTzu tXn'"r‘Bu„£ 
Krr  ef"";rh«;tT'difTh''^"‘“''“'‘‘ 

aZ  fZ  ■ die  Sicherheit  und  damit  das  Selbsteefühl 

der  Colonien  sowie  ihre  Entschlossenheit,  sich  unrechtmässiffen 

TatHe™sUh“l''ücf“d™''‘  ^"">"18  »er- 

in  RnSn  ^ auch  die  gesetzgebende  Versammlung 

i^n  Boston  gegen  jede  Einmischung  des  englischen 
Parlaments,  in  dem  die  Colonisten  nicht  vfrireten 
seien.  1676  antwortete  die  Bostoner  Regierung  auf  eine 
ungehörige  Zumuthung  des  englischen  Geheimraths ^ dass  die 
Ansiedler,  die  aus  eigener  Kraft,  ohne  EnglandrStaS  diese 

chuset^^rzrtrir  dt'srT  vÄ 
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Grosse  Aufregung  wurde  durch  rücksichtslose  Eingriffe 
Jacobs  II.  in  die  Rechte  und  insbesondere  in  die  Eigenthums- 
verhältnisse der  Colonien  erregt.  Plötzlich  wurden  von 
Grundstücken,  die  von  den  Indianern  gekauft 
worden  waren  und  die  seit  50  Jahren  als  frei  ge- 
golten hatten,  Pachtschillinge  und  Gebühren  ge- 
fordert. Ja,  man  ging  in  Maine  so  weit,  Farmern 
ihren  Grund  und  Boden  geradezu  wegzune  hm  e n. 
Unter  solchen  Bewandtnissen  wurde  die  Nachricht  vom  Thron- 
wechsel jubelnd  begrüsst. 

Carolina,  von  englischen  Colonisten  zu  Anfang  des  17.  Jahr- 
hunderts besucht,  unterschied  sich  von  den  anderen  englischen 
Colonien , die  durch  den  Drang  nach  politischer  und  religiöser 
Freiheit  emporgekommen  waren,  dadurch,  dass  es  seinen  Be- 
wohnern am  Sinne  hiefür  gebrach.  Sie  genehmigten  1669  eine 
von  Lord  Shaftesbury  im  Vereine  mit  Locke  ausgearbeitete  Ver- 
fassung , die  auf  mittelalterlich-feudale  Anschauungen  gegründet 
war.  Doch  drang  man  damit  nicht  dauernd  durch,  da  die  Be- 
w'ohner  von  Alberaarle  sich  gegen  die  Einführung  sträubten. 
Als  man  ihnen  diese  Verfassung  und  die  Navigationsacte  gewalt- 
sam aufdringen  wollte,  schritten  sie,  1678,  zur  Empörung.  Ebenso 
scharf  war  der  Widerstand  in  Südcarolina. 

Die  Colonien  NeAv-York  und  New-Jersey  sind  von  Amster- 
damer Kaufleuten  gegründet  worden.  Später  erforschte  der 
Capitäu  Adrian  Block  die  Küste  von  Delaware  bis  Boston  und 
nannte  sie  New-Netherland.  Erst  1621,  nach  Gründung  der 
holländisch-westindischen  Gesellschaft,  colonisirte  Holland  das 
Delaware-Gebiet,  unbeirrt  durch  die  Verwahrung  des  englischen 
Gesandten.  Diese  holländische  Colonie  w‘ar  der  Gegenstand  fort- 
währender Eifersucht  der  Engländer.  Cromwell  und  nach  ihm 
sein  Sohn  hatten  die  Absicht,  New-Netherland  zu  erobern,  fanden 
aber  keine  Müsse  zu  ihrer  VerAvirklichung.  Diese  Avar  erst  Karl  II. 
Vorbehalten,  unter  dem  das  Coloniahvesen  seit  Elisabeth  den 
grössten  AufschAvung  nahm.  Im  Juli  1664  überrumpelten  vier 
englische  Schiffe  Neu- Amsterdam.  Es  capitulirte  und  Avard  dann 
zu  Ehren  des  Herzogs  von  York  New-York  genannt.  1665  brach 
deshalb  ein  Krieg  zAvischen  Holland  und  England  aus ; den 
Holländern  gelang  die  Zurückeroberung  erst  in  einem  zweiten 
Kriege,  1673,  worauf  NeAv-York  den  Namen  NeAV-Orange  erhielt. 
Doch  Avar  die  holländische  Herrschaft  nur  von  kurzer  Dauer,  da 
im  Friedensvertrage  vom  9.  Februar  1674  Holland  und  England 
sämmtliche  Eroberungen  einander  abtraten. 

Zu  der  Gründung  New-Yorks  stand  die  Pennsylvaniens  in 
naher  Beziehung.  William  Penn  hatte  1674  Land  in  New-Jersey 
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erworben,  wohin  zahlreiche  Quäker  einwanderten , die  Salem 
gründeten.  Wie  wir  bereits  erwähnten,  erlangte  er  ferner  von 
Karl  II.  gegen  eine  Forderung  seines  Vaters  Gebiet  westlich  von 
Delaware,  das  er  Pennsylvanien  nannte. 

England  erneuerte  auch  den  Versuch , sich  in  Südamerika 
festzusetzen.  1650  sandte  Lord  Willoughby  of  Parham  100  Colo- 
nisten  von  Barbadoes  nach  Surinam.  1667  eroberte  Holland 
Surinam,  das  ihm  im  Frieden  von  Breda  als  Entschädigung  für 
New-York  zuerkannt  wurde. 

Die  Keibungen  zwischen  Engländern  und  Franzosen  in  Nord- 
amerika haben  wir  bereits  hei  Betrachtung  der  französischen 
Colonien  erörtert.  Im  Frieden  von  Utrecht,  1713,  erlangte  Eng- 
land Acadien  und  die  Hudsonsbailänder. 

Die  Kegierung  Wilhelms  HI.  erfüllte  die  Erwartungen  der 
amerikanischen  Colonisten  nicht;  vielmehr  wurden  die  Handels-, 
Schitffahrts  - und  Industriebeschränkungen  erneuert  und  sogar 
vermehrt.  Der  Verkehr  der  Colonien  unter  einander  wurde  so 
eingeengt,  dass  z.  B.  Manufacturerzeugnissen  Connecticuts  der 
Markt  in  Massachusetts  verschlossen  war,  und  dass  solche  ebenso- 
wenig nach  Albany  zum  Behufe  des  Verkehrs  mit  den  Indianern 
gebracht  werden  durften.  Es  ist  daher  begreiflich,  dass  ein- 
sichtsvolle Engländer  schon  zu  Beginn  des  18.  Jahrhunderts 
voraussahen , dass  die  Colonisten  sich  vom  englischen  Joche  zu 
befreien  suchen  würden  Q. 

Am  9.  Juni  1732  ertheilte  Georg  II.  einem  Parlaments- 
mitgliede,  Oglethorpe , und  dessen  Genossen  einen  Freibrief  für 
das  Land  zwischen  den  I'lüssen  Savannah  und  Alatamaha,  das  er 
Georgia  nannte.  Es  wurde  bestimmt,  dass  jede  sich 
daselbst  ansiedelnde  Familie  50  Acres  Land  be- 
kommen sollte. 

Wie  wir  bereits  andeuteten,  trieben  die  Engländer  einen 
ausgedehnten  Schleichhandel  mit  den  spanischen  Colonien.  Dieser 
ward  dadurch  erleichtert,  dass  1689  die  englischen  Staatsmänner 
einen  Vertrag  durchsetzten,  wonach  die  spanische  Regierung  eng- 
lischen Sklavenhändlern  auf  Jamaica  das  Recht  zur  Lieferung  von 
Negersklaven  an  die  spanisch-westindischen  Colonien  zugestand. 
Im  Frieden  von  Utrecht  erlangte  England  das  Monopol  der 
Negereinfuhr  in  die  spanischen  Colonien  in  dem  „Asiento“  ge- 
nannten Vertrage  und  das  Recht,  alljährlich  ein  mit  Waaren 
beladenes  Schiff  von  500  Tonnen  nach  den  südamerikanischen 
Colonien  zu  senden.  Dieser  Vertrag  gab  zu  weiteren  Feindselig- 
keiten Veranlassung. 


B Zimnierinann,  a.  a.  <).  I 174.  Bancroft,  a.  a.  O.  II  771. 
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Frankreich  verband  sich  nun  mit  Spanien  gegen  England 
— dessen  Tyrannis  zur  See  den  Handel  und  die  Schifffahrt  aller 
anderen  Nationen  bedrohte  — und  dessen  Colonien.  ln  Nord- 
amerika wurden  die  Feindseligkeiten  zwischen  Neu-England  und 
Canada  wieder  aufgenommen.  Die  Colonisten  wollten  beweisen, 
dass  sie  ohne  Hilfe  des  Mutterlandes  Canada  erobern  könnten. 

♦ 1745  wurden  binnen  zwei  Monaten  über  4000  Mann,  13  Kriegs- 

und 90  Transportschiffe  unter  dem  Befehle  von  Pepperrell,  einem 
reichen  Kaufmanne  aus  Maine,  zusammengebracht.  Am  17.  Juni 
1745  ward  Louisbourg  rasch  eingenommen.  Die  englischen  Colo- 
nisten, höclist  unwillig  darüber,  dass  sie  vom  Mutterlande  nicht 
unterstützt  wurden , waren  noch  mehr  erzürnt , als  sie  die  Be- 
dingungen des  Aachener  Friedens  vernahmen,  worin  England  das 
von  den  Colonien  eroberte  Louisbourg  und  die  Insel  Cap  Breton 
an  Frankreich  zurückgab.  Als  Pitt  an  die  Spitze  des  englischen 
Ministeriums  trat,  entschloss  er  sich,  die  Vertreibung  der  Fran- 
zosen aus  Amerika  energisch  vorzunehmen.  Am  26.  Juli  1758 
ward  Halifax  eingenommen,  womit  Louisbourg,  die  Inseln  Cap 
Breton  und  St.  Jean  den  Engländern  in  die  Hände  fielen.  1759 
ward  Quebec  angegriffen  und  erobert,  1760  Montreal.  Damit 

! war  Canadas  Schicksal  entschieden. 

1 Auch  in  Westindien  waren  die  englischen  Flotten  siegreich. 

Am  14.  August  1762  wurde  Havanna,  am  6.  October  Manila  er- 
obert. Nach  den  Friedenspräliminarien  von  1762  erhielt  England 
von  Frankreich  Canada,  Acadien,  Cap  Breton,  Louisiana  bis  zum 
Mississippi  (ohne  New-Orleans),  die  westindischen  Inseln  Grenada, 
St.  Vincent,  Dominica,  Tabago  und  den  grössten  Theil  des  fran- 
zösischen Ostindien.  Dagegen  gab  England  den  Franzosen  Goröe 
in  Westafrika  und  die  westindischen  Inseln  Santa  Lucia, 
Martinique  und  Guadeloupe  zurück.  Von  Spanien  erlangte  Eng- 
land Florida  gegen  Havanna.  Frankreich  erschien  der  Besitz 
des  ihm  in  Nordamerika  nur  noch  verbliebenen  Louisiana  westlich 
vom  Mississippi  als  so  gering,  dass  es  dieses  Gebiet  an  Spanien 
abtrat. 

Ganz  unbeeinflusst  von  den  sonstigen  politischen  Ereignissen 
vollzogen  sich  im  17.  und  18.  Jahrhundert  Englands  Unter- 
nehmungen im  polaren  Nordamerika.  1669  gründete  Capitän 
Newland,  der  von  einer  Gesellschaft,  an  deren  Spitze  Prinz  Rupert 
stand , nach  der  Hudsonsbay  gesandt  worden  war , daselbst  die 
^ Station  Port  Nelson.  Der  hier  mit  den  Eingeborenen  betriebene 

Tauschhandel  in  Pelzwerk,  Mineralien  u.  s.  w.  führte  zu  dem  Ver- 
langen einer  dauernden  Niederlassung.  Die  Gesellschaft  erlangte 
nun  vom  Könige  am  2.  Mai  1670  ein  Charter  mit  dem  Monopole 
des  Handels,  der  Schifffahrt,  des  Fischfangs  und  der  Edelmetall- 


312 


ausbeutung  „in  allen  Gewässern,  zu  denen  die  Hudsons-Streights 
führten“,  sowie  das  Eigenthum  aller  Länder  an  den  Küsten  dieser 
Gewässer,  so  w eit  sie  nicht  bereits  im  Besitze  anderer  Europäer 
waren.  Dieses  Gebiet  — Ruperts-Land  — wurde  den  amerika- 
nischen Colonien  gleichgestellt.  Reibungen  mit  den  Franzosen 
blieben  auch  hier  nicht  aus.  Gleich  allen  anderen  vom  Parlamente 
nicht  bestätigten  Gesellschaften  verlor  die  Hudsonsbay-Company 
in  Folge  der  Petition  of  Rights  ihre  Monopolrechte  und  musste 
den  Eintritt  in  ihr  Gebiet  allen  Engländern  gestatten.  Doch 
war  sie  wegen  der  Priorität  ihres  Unternehmens  allen  später 
Kommenden  so  überlegen',  dass  namentlich  kein  privater  Händler 
es  mit  ihr  aufnehmen  konnte.  Nach  fortgesetzten  Conflicten  mit 
den  Franzosen  ergriffen  diese  bei  Ausgang  des  17.  Jahrhunderts 
das  ganze  Gebiet  mit  Ausnahme  von  Fort  Albany;  erst  der 
Utrechter  Friede  brachte  es  (1713)  wieder  an  England  zurück. 
Die  Gesellschaft  kam  fortan  sehr  empor;  von  1690—1800  ver- 
theilte sie  durchschnittlich  60—70%  Dividende. 

In  Mittelamerika,  wo  England  sich  bei  Ausgang  des  17.  Jahr- 
hunderts festsetzte,  hatte  es  fortwährend  Kämpfe  mit  den  Spaniern 
zu  bestehen,  die  es  1763  im  Pariser  Frieden  durchsetzten,  dass 
England  zur  Schleifung  seiner  Befestigungen  in  Honduras  und  an 
der  Mosquitoküste  sich  verpflichtete.  Doch  blieben  die  englischen 
Niederlassungen  bestehen,  und  die  Feindseligkeiten  zwischen  beiden 
Nationen  dauerten  fort. 

Die  Niederwerfung  der  Franzosen  in  Nordamerika  erregte 
den  Jubel  der  Amerikaner,  die  nun  jedes  Hinderniss  zur  Er- 
weiterung der  eigenen  Macht  beseitigt  sahen.  Den  Handels-, 
Industrie-  und  Schifffahrtsbeschränkungen  gegenüber,  die  ihnen 
auferlegt  wurden,  halfen  sie  sich  durch  Nichtbeachtung  der  eng- 
lischen Gesetze,  insbesondere  durch  einen  masslosen  Schleichhandel. 
Georg  III.  erregte  die  Unzufriedenheit  der  Colonisten  auch  da- 
durch, dass  er  bei  Besetzung  der  Richterstellen  ganz  willkürlich 
verfuhr  und,  der  verfassungsmässigen  Unabsetzbarkeit  entgegen, 
erklärte,  dass  die  Amtsdauer  der  Richter  von  seinem  Belieben 
abhänge,  weshalb  man  beschloss,  den  von  ihm  ernannten  Richtern 
keine  Besoldung  zu  bewilligen.  Ebenso  grosse  Entrüstung  rief 
hier  die  Anwendung  des  längst  ausser  Gebrauch  gekommenen 
Gesetzes  Heinrichs  VHI.  hervor,  dass  Personen,  die  ausserhalb 
des  Landes  Hochverrath  verübten,  zur  Untersuchung  und  Urtheils- 
sprechung  nach  Europa  gebracht  werden  sollten  ^).  Und  diese 
jVHssgriffe  erfolgten  zu  einer  Zeit,  als  das  Selbstgefühl  der  Colo- 
nisten durch  ihre  wunderbare  Vermehrung  sichtlich  gehoben  wurde. 


')  Brosch,  a.  a,  0.  VIII  387.  461.  453. 
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' Um  1755  schrieb  Shirley,  dass  die  Einwohnerzahl  alle  20  Jahre 

"*  verdoppelt  werde  *). 

Es  ist  begreiflich,  dass  die  Colonien  auf  Bewahrung 
ihrer  Freiheiten  eifersüchtig  achteten.  Erforderte  ja  der 
Verkehr,  auf  den  sie  angewiesen  waren,  freieste  Bewegung. 
I Da  musste  das  kurzsichtige  Gebahren  der  englischen  Re- 

gierung, insbesondere  die  Besteuerung  der  Colonisten  ohne 
ihre  Zustimmung,  leidenschaftlichen  Unwillen  hervorrufen, 
der  durch  tief  eingreifende  Streitschriften  geschürt  ward. 
In  der  1764  in  Boston  erschienen  Schrift  von  Otis  „the 
Rights  of  the  Colonists“  werden  für  die  Colonisten  die  Rechte 
der  Engländer:  persönliche  Sicherheit  und  Freiheit,  das 
Eigenthumsrecht,  das  Recht  der  örtlichen  Gesetzgebung  und 
das  der  Selbstbesteuerung  gefordert.  Es  wird  darin  erklärt, 
’ dass  die  oberste  Macht  im  Volke  ruhe,  dass  die  politischen 

und  bürgerlichen  Rechte  der  Colonisten  keineswegs  einem 
Freibriefe  der  Krone  entspringen,  da  sie  solche  als  Menschen 
und  Bürger  von  Natur  besitzen,  weshalb  sie  unvergänglich 
,(  seien  ^).  In  dem  acht  Jahre  später  erschienenen  Entwürfe 

einer  Erklärung  der  Rechte  der  Colonisten  von  Adams  wird 
in  ähnlicher  M^eise  unter  Berufung  auf  Locke  ausgeführt, 
dass  die  Menschen  durch  freiwillige  Uebereinkunft  in  den 
Staat  treten,  weshalb  sie  ihre  Bedingungen  in  einem  Ur- 
vertrage  festzusetzen  das  Recht  haben.  Die  Colonisten  ver- 
langen nun  als  Menschen  das  Recht  der  Freiheit  und  des 
Eigenthums,  als  Christen  Religionsfreiheit,  als  Bürger  die 
durch  die  Magna  Charta  und  die  bill  of  rights  von  1689 
gewährleisteten  Rechte  ^). 

Allbekannt  sind  die  Ereignisse,  die  1776  zum  Ausbruche 
des  Krieges  Englands  mit  den  nordamerikanischen  Colonien 
führten,  der  nach  dem  Siege  dieser  mit  dem  Friedensschlüsse 
von  1782  endigte.  Im  Frieden  von  Versailles,  in  dem  die 


*)  Bancroft,  a.  a.  0.  III  152. 
a.  a.  0.  IV  141—146. 

®)Jellinek,  Die  Erklärung  der  Menschen-  und  Bürgerrechte, 
Leipzig  1895.  S.  45. 


— 314  — 

Unabhängigkeit  der  Vereinigten  Staaten  anerkannt  wurde, 
trat  England  an  Frankreich  Tabago  und  das  Senegalgebiet  ab.' 

Die  Meinung  derer,  die  vorhergesagt  hatten,  dass  der 
Verlust  der  amerikanischen  Colonien  England  zu  Grunde 
richten  würde,  wurde  durch  die  Thatsacheu  rasch  widerlegt. 
Die  Ausfuhr  britischer  h'abrikate  nach  Amerika  überschritt 
1789  um  mehr  als  drei  Millionen  Pfund  den  Durchschnitt 
dei  günstigen  sechs  Jahre,  die  dem  Kriege  unmittelbar 
vorangegangen  waren,  während  die  amerikanische  Einfuhr  in 

britischen  Häfen  grösser  als  in  irgend  einem  der  früheren 
Jahre  war^). 

Schon  zur  Zeit  Heinrichs  VIII.  sollen  einzelne  englische 
Schüfe  mit  Afrika  verkehrt  haben;  doch  kam  es  noch  nicht  zu 
Ansiedlungen  im  Westen  dieses  Erdtheils,  da  Portugal  stark 
genug  war,  um  seinen  aut  die  päpstliche  Autorität  gestützten 
Eigenthumsansprüchen  auf  ganz  Afrika  Nachdruck  zu  verleihen. 

li)62  lüsteten  John  Hawkins  und  Genossen  drei  Schiffe  aus 
nud  betrachteten  sie  in  Guinea  mit  Negersklaven,  die  sie  in  Haiti 
verkauften.  1572  sah  sich  Portugal  in  die  Nothwendigkeit  ver- 
setzt, England  das  Recht  zum  Handelsbetriebe  mit  Afrika  ver- 
tragsmässig  zuzuerkennen.  1585  verlieh  Elisabeth  einer  Gesell- 
schaft, an  deren  Spitze  die  Earls  ofWarwick  und  Leicester  standen, 
das  Monopol  des  Handels  mit  Marokko;  doch  hatte  dieses -Unter- 
nehmen und  ein  folgendes  von  1588  nur  geringen  Erfolg,  worauf 
der  Verkehr  mit  Afrika  durch  längere  Zeit  ganz  nachliess.  Als 
er  1618  von  einer  Gesellschaft  Londoner  Kaufleute  auf  Grund 
eines  königlichen  Charters  wieder  aufgenommen  wurde,  war  man 
damit  nicht  glücklicher.  Auch  eine  1631  von  Sir  Richard  Young, 
Digby  und  Anderen  gegründete  neue  Afrikagesellschaft,  deren 
Privilegien  durch  englische  und  andere  Schüfe  fortwährend  ver- 
letzt wurden,  fand  sich  in  Folge  erlittener  Einbussen  bald  zur 
Einstellung  ihrer  Wirksamkeit  veranlasst. 

Die  Erwerbung  Tangers,  das  1661  als  Theil  der  Mitgift  der 
Gemahlin  Karls  II.  in  englischen  Besitz  kam,  ermunterte  1662 
zur  Gründung  einer  neuen  westafrikanischen  Gesellschaft,  deren 
Haupt  der  Herzog  von  York  war.  Sie  rüstete  eine  Flotte  unter 
Admiral  Holmes  aus,  die  mehrere  holländische  Ansiedlungen  am 
Cap  Verde  eroberte  und  130  holländische  Kauffahrer  beschlag- 
nahmte. 1665  wurden  jedoch  sämmtliche  verloren  gegangene 


9 Lecky,  a.  a.  0.  V 202. 
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Plätze  vom  holländischen  Admiral  de  Ruyter  wieder  zurückerobert 
und  der  Gesellschaft  so  empfindliche  Verluste  beigebracht , dass 
sie  ihre  Thätigkeit  einzustellen  gezwungen  ward. 

1672  entstand  eine  neue  Afrika-Gesellschaft,  unter  Theil- 
nahme  des  Königs  und  des  Herzogs  von  York,  die  das  Monopol 
des  Sklavenhandels  nach  Ameiika  erwirkte.  Aus  dem  von  ihr 
in  Afrika  gewonnenen  Golde  w’urden  1673  50  000  Goldmünzen 
geschlagen,  die  von  der  Ursprungsregion  dieses  Goldes  den  seit- 
dem in  Anwendung  gebliebenen  Namen  Guineen  erhielten.  In 
Folge  der  declaration  of  right  von  1689  verlor  auch  diese  Ge- 
sellschaft ihre  Privilegien.  Nach  fortgesetzten  heftigen  Kämpfen 
erklärte  die  Gesellschaft  1729  ihr  Unvermögen,  ihre  Ansiedlungen 
in  Afrika  weiter  zu  behaupten , zu  deren  Unterhaltung  ihr  nun 
das  Parlament  einen  Jahreszuschuss  von  10  000  Pfund  bewilligte; 
1744  wurde  diese  Subvention  in  Folge  des  Krieges  mit  Frank- 
reich und  Spanien  verdoppelt ; von  da  an  aber  lehnte  es  das 
Parlament  ab,  weitere  Zahlungen  zu  leisten.  1750  wurde  die 
Gesellschaft  durch  eine  Parlamentsacte  aufgehoben  und  der 
Handel  nach  Westafrika  allen  englischen  Unterthanen  freigegeben. 
Alle  mit  Afrika  Handel  treibenden  Engländer  sollten  Mitglieder 
einer  neuen  Gesellschaft,  The  Company  of  mei'chants  trading  to 
Africa,  werden,  an  die  nun  sämmtliche  Besitzungen  der  aufgelösten 
Körperschaft  übergingen. 

1776  begann  das  Parlament,  1788  die  Regierung,  sich  mit 
der  Sklavenfrage  zu  beschäftigen  ^). 


Die  Vernichtung  der  spanischen  Armada,  mit  welchem 
Ereignisse,  nach  Seeley,  die  moderne  Geschichte  Englands 
beginnt,  ermuthigte  seine  Seeleute  zu  Fahrten  nach  Indien, 
ohne  Rücksicht  auf  das  Veto  Spaniens  und  Portugals.  1591 
wurden  zwei  Geschwader  dahin  abgesandt , wovon  eines, 
unter  Cavendish , verunglückte , während  das  zweite , unter 
Lancaster,  sein  Ziel  erreichte.  Darauf  wurde  1600  die  East- 
India-Company  gegründet.  Bis  1612  wurden  von  ihr  neun 
Expeditionen  veranstaltet,  die  durchschnittlich  171  “/o  Gewinn 
ergaben,  ein  Erfolg,  der  alsdann  theils  in  Folge  des  Rück- 
ganges der  Gewürzpreise,  theils  wegen  vermehrter  Kosten, 
theils  wegen  der  unaufhörlichen  Kämpfe  mit  den  Holländern 
und  mit  Piraten , endlich  in  Folge  der  von  uns  bereits  er- 
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wähnten  Concurrenzunternelimungen  beträchtlich  verringert 
ward.  Mit  den  Holländera,  die  auf  Java  und  auf  den 
Molukken  eine  überlegene  Stellung  einnahinen,  schloss  die 
Gesellschaft  am  17.  Juli  1619  Frieden,  dessen  Bedingungen 
wir  bei  Betrachtung  des  holländischen  Colonialwesens  kennen 
lernen  werden.  Die  Gesellschaft  eroberte  1622  Ormuz,  den 
Hauptstützpunkt  der  portugiesischen  Macht  am  persischen 
Meere.  Jacob  I.  und  der  Admiral  Herzog  von  Buckingham 
verlangten  Antheil  an'der  Beute,  und  die  Gesellschaft  musste 
jedem  der  beiden  10000  Pfund  bezahlen.  Die  Beziehungen 
zu  den  Holländern  gestalteten  sich  immer  misslicher,  wes- 
halb sich  die  Gesellschaft  klagend  an  Jacob  und  später  an 
Karl  I.  wandte.  Als  nun  dieser  König  drei  holländische 
Indienfahrer  in  Portsmouth  beschlagnahmen  Hess,  wurden 
die  Holländer  nachgiebig  und  gestatteten,  dass  die  Engländer 
sich  wieder  in  Bantam  niederliessen.  Anfangs  der  dreissiger 
Jahre  pflegte  die  Gesellschaft  besonders  den  Verkehr  an  der 
Coromandelküste,  wo  sie  bereits  in  Masulipatam  und  Armagaon 
>iederlassungen  hatte  ^). 

Um  16oO  wurde  die  Gesellschaft  vom  Glücke  besonders 
legünstigt.  Der  Mogul  von  Bengalen,  aus  Dankbarkeit  für 
die  Errettung  einer  Tochter  aus  Lebensgefahr  durch  einen 
Arzt  der  Compagnie,  verlieh  dieser  das  Recht  zu  un- 
beschränktem Handel  in  seinem  ganzen  Reiche,  Zollfreiheit 
in  sämmtlichen  Häfen  ausser  Surat  und  die  Bewilligung  zur 
Niederlassung  an  verschiedenen  Punkten. 

Die  grossen  Begünstigungen , die  Karl  II.  der  Gesellschaft 
ei\Mes,  erklären  die  Behauptung  Macphersons,  dass  die  Gesell- 
schaft den  König,  den  Herzog  von  York  und  andere  einflussreiche 

ifioTor  Aehnliches  geschah  auch  später. 

1694/95  machte  die  Gesellschaft  den  leitenden  Staatsmännern 
dei  Tor\  Partei  ansehnliche  Geschenke  2).  Ueberhaupt  belasteten 
Schenkungen  und  Bestechungsgelder  das  Budget  der  Gesellschaft 
in  Überaus  empfindlicher  Weise;  die  in  Surat  allein  von  1661 

.Inder  verausgabten  betrugen  nicht  weniger  als 
1 365  450  Rupien.  Die  Leitung  der  Gesellschaft  war  damals  in 

0 Ziramermann,  a.  a.  0.  I 52  ff. 

2)  Ranke,  Englische  Geschichte.  VII  176. 
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den  Händen  von  Sir  Josiah  Child,  einem  angesehenen  Londoner 
Kaufmanne,  und  seinem  Bruder  John,  Präsidenten  des  Rathes  in 
Surat.  Diese  führten  eine  übermässige  Sparsamkeit  ein,  die  zu 
übertriebener  Einschränkung  der  Tiuppenzahl  sowie  zu  massloser 
Ausbeutung  der  Eingeborenen  führte  und  auch  die  Unzufrieden- 
heit der  Beamten  erregte.  Dieses  System  verschuldete  einen 
1683  ausgebrochenen,  erst  nach  elf  Monaten  beigelegten  Aufstand 
der  Eingeborenen  und  der  nur  100  Mann  starken  Besatzung: 
diese  bezeichnete  den  Sold  als  ganz  unzulänglich,  während  jene 
über  Steuererhöhung  klagten. 

Die  Childs  beabsichtigten,  in  Indien  ein  Reich  nach  Art 
des  von  den  Holländern  daselbst  begründeten  herzustellen, 
zu  welchem  Behufe  die  Gesellschaft  zunächst  umfangreiche 
Gebiete  bei  Bombay  und  Madras  sowie  in  Bengalen  und  auf 
Sumatra  zu  gewinnen  strebte.  Ende  1685  wurden  in  Eng- 
land zehn  Kriegsschiffe  ausgerüstet  und  mit  sechs  Compagnien 
Infanterie  bemannt.  Die  Kämpfe  in  Bengalen,  die  nun 
folgten,  verliefen  unglücklich,  so  dass  die  Pläne  der  Gesell- 
schaft vollends  scheiterten.  Child  verlor  jedoch  nicht  den 
I*  Muth;  er  sandte  1688  zwei  Schiffe  nach  Bengalen  und  Hess 

i den  Krieg  erneuern;  der  Verlauf  war  aber  nicht  glücklicher, 

so  dass  alles,  was  in  Bengalen  bisher  erreicht  worden  war, 
verloren  ging.  1689  vertrieb  die  vor  Bombay  erschienene 
Flotte  des  Moguls  die  Engländer  in  ihre  Forts  zurück.  In 
dem  im  Februar  1690  von  den  Engländern  erbetenen  Frieden 
wurde  diesen  die  Zahlung  von  150000  Rupien  und  die 
Zurückerstattung  alles  beschlagnahmten  Gutes  auferlegt  und 
der  Gesellschaft  die  Gesammtheit  ihrer  früheren  Rechte 
neuerdings  verliehen  ^). 

Die  East  India-Company  wurde  von  der  englischen  Bevölke- 
rung überhaupt  und  von  der  Kaufmannschaft  insbesondere  mit 
scheelen  Augen  angesehen,  sowohl  wegen  der  engherzigen  Aus- 
beutung ihres  Monopols  als  auch  wegen  der  empfindlichen  Con- 
currenz , welche  die  indischen  Manufacturen  den  englischen 
Fabrikanten  bereiteten.  Nichtsdestoweniger  verlängerte  König 
Wilhelm  das  Monopol  der  Gesellschaft  für  21  Jahre,  wofür  diese  ihr 
Capital  von  756  000  auf  anderthalb  Millionen  Pfund  erhöhen  sollte. 
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Die  der  Gesellschalt  zugewandte  königliche  Gunst  und  ihr  heraus- 
lorderndes  Gebahren  vermehrten  aber  die  Abneigung  gegen  sie 
so  sehr,  dass  das  Parlament  1694  den  Handel  nach  Indien  für 
alle  Engländer  frei  gab  und  eine  neue  Untersuchung  der  Thätig- 
keit  der  Compagnie  in’s  Werk  setzte,  ü.  A.  wurde  ein  in  ihren 
Rechnungen  fortwährend  wiederkehrender  Posten  für  „besondere 
Dienste  wofür  1693  80  400  Pfund  angegeben  wurden,  angegriffen. 
Wiewohl  jede  Auskunft  hierüber  verweigert  ward,  so  wurde  doch 
lestgestellt , dass  die  Gesellschaft  unaufhörlich  einflussreiche 
1 n bestochen  habe,  selbst  den  König  Wilhelm  — mit 

lU  000  Pfund  — und  den  Präsidenten  des  Geheimrathes,  Herzog 
von  Leeds  mit  5000  Pfund  — . Dieser  wurde  in  Anklagestand 

V6I*S0tZt. 

T ,•  ‘Ausgang  des  17.  Jahrhunderts  war  die  Lage  der  East 
ndia-Compaip'  nichts  weniger  als  günstig;  sie  war  in  arger 
Geldverlegenheit,  hatte  eine  Handelskrise  zu  überstehen  und  litt 
insbesondere  durch  den  Preisrückgang  indischer  Producte  als 
böige  der  Leberführung  der  englischen  Märkte.  So  konnte  sie 
wahrend  mehrerer  Jahre  keine  Dividende  vertheilen,  und  ihre 
Actien  fielen  unter  pari.  1698  hofi-te  sie,  angesichts  der  finan- 
zie  len  Schwierigkeiten  der  englischen  Regierung,  das  Parlament 
dadurch  zu  gewinnen,  dass  sie  ein  Darlehen  von  700  000  Pfund 
zu  nur  4 /o  gegen  Bestätigung  ihres  Charters  anhot.  Alsbald 
machte  eine  Gesellschaft  von  Kaufleuten  der  Regierung  das  An- 
erbieten eines  Darlehens  von  zwei  Millionen  Pfund  zu  8 ®/o  für 
das  Monopol  des  indischen  Handels.  Die  East  India-Company 
erhöhte  nun  ebenfalls  das  angebotene  Capital  auf  zwei  Millionen 
Itund  Dessenungeachtet  wurde  das  Anerbieten  der  neuen  Ge- 
sellschaft, die  Günstlinge  des  Ministeriums  in  ihrer  Mitte  hatte 
angenommen.  Bald  gelangte  man  jedoch  in  den  Regierungskreisen 
in  England  zu  der  Ueberzeugung , dass  zwei  ostindische  Com- 
pagnien neben  einander  nicht  zu  bestehen  vermöchten,  und  dass 
daher  die  \ ereinigung  beider  unerlässlich  sei.  So  kam  denn  1702 
ein  Ausgleich  zu  Stande.  Die  vereinigten  Gesellschaften  hatten 
in  den  ersten  Jahren  durch  die  Folgen  des  europäischen  Krieges 
sowie  durch  die  Erpressungen  der  Beamten  des  Moguls  zu  leiden, 
flüchte™*^^*^^  schliesslich  Surat  verlassen  und  nach  Bombay 

1733  wurde  die  Gesellschaft  wieder  von  ihren  englischen 
Gegnern  — diesmal  erfolglos  — bedroht.  Um  neuen  Angriffen 
2u  begegnen,  benutzte  sie  den  Geldbedarf  der  Regierung  1744 
bei  Ausbruch  des  Krieges  mit  Spanien  und  Frankreich,  um  gegen 
das  Anerbieten  eines  Darlehens  von  einer  Million  Pfund  zu  3 ®/o 
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die  Verlängerung  ihres  Charters  bis  1780  zu  erwirken,  was  vom 
Parlamente  angenommen  wurde  ^). 

In  dem  Zeitpunkte  der  entschiedenen  Ueberlegenheit 
der  Franzosen,  vornehmlich  in  Folge  des  Wirkens  von  Dupleix, 
i um  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  — deren  wir  bei  der 

Darstellung  der  französischen  Colonisation  erwähnten  — er- 
stand den  Engländern  ein  Retter  in  Robert  Clive.  Doch  war 
das  Glück  vorerst  noch  auf  Seite  der  Franzosen. 

Im  Januar  1755  wurde  ein  Friedensschluss  vereinbart, 
wonach  England  das  Fort  St.  George,  St.  David  und  Devi- 
cotta,  Frankreich  Pondichery,  Carical  und  Nizampatnam  er- 
halten sollten,  während  das  Gebiet  von  Masulipatam  zwischen 
beiden  getheilt  werden  sollte.  Bald  darauf  vereitelten  die 
Engländer  im  Vereine  mit  der  Pforte  den  Versuch  der  Fran- 
I zosen , sich  zu  ihrem  Verkehre  mit  Ostindien  des  rothen 

Meeres  und  des  Hafens  von  Suez  zu  bedienen  ^). 

Bengalen,  Behar  und  Orissa  wurden  von  einem  Subah- 
I dar  (ötatthalter)  regiert , der  sich  ziemlich  unabhängig 

0 vom  Mogul  zu  machen  wusste.  Er  starb  1756.  Ihm  folgte 
sein  Enkel  Mirza  Mahmud,  der  auf  die  Macht  der  Fremden 

1 eifersüchtig  war.  Dieser  griff  die  Engländer  an  und  nahm 
ihre  Factorei  Cosimbazar  ein.  Doch  vermochten  die  schlecht 
geleiteten  Inder  nicht,  den  Engländern  gegenüber  dauernd 
Stand  zu  halten.  Sie  verliessen  Calcutta  schon  nach  zwei- 
stündiger Beschiessung  am  2.  Juni  1757.  Den  Engländern 
wurden  alle  früheren  Privilegien  und  Schadenersatz  zu- 
gesichert. Der  an  Dupleix’  Stelle  getretene  französische 
Botschafter  Lally  griff  im  December  1758  Madras  an ; doch 
musste  er  in  Folge  des  Erscheinens  einer  starken  englischen 
Flotte  vor  Madras  am  17.  Februar  1759  die  Belagerung  auf- 
heben.  Dieser  und  der  noch  grössere  Erfolg,  den  England 
in  Bengalen  und  im  Dekan  errang,  waren  von  empfindlichster 

^ Rückwirkung  für  die  Franzosen.  In  Pondichery  wie  im 

I Carnatic  verliessen  die  Inder  die  Franzosen  und  traten  zu 
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den  Engländern  über.  Nach  einem  verunglückten  Angriffe 
der  Franzosen  auf  die  Engländer  im  November  1759  und 
Januar  1760  musste  Lally  nach  Pondichery  zurück  weichen. 
Die  Engländer  eroberten  am  9.  Februar  1760  Arcot  und  bald 
darauf  andere  Plätze,  am  5.  April  Caricall.  Am  1.  Mai  er- 
schienen sie  vor  Pondichery,  das  sich  im  Januar  1761  ergab. 
Bald  nachher  kamen  auch  Thiagar  und  (lingee  in  die  Hände 
der  Engländer,  die  schon, früher  Mahd  eingenommen  hatten. 
Frankreich  besass  nun  keinen  festen  Platz  in  Indien  mehr. 

Nach  Vernichtung  der  französischen  beabsichtigte  Clive 
die  der  holländischen  Macht  in  Indien.  Er  brachte  1759 
den  Holländern  eine  starke  Niederlage  bei,  in  deren  Folge 
sich  die  holländische  Factorei  in  Chinsura  verpflichtete,  fort- 
an weder  Befestigungen  anzulegen  noch  Truppen  zu  halten. 

In  dem  zwischen  England  und  Frankreich  zu  Paris  ge- 
schlossenen Frieden  erhielt  Frankreich  Pondichery  und  die 
Ortschaften,  die  es  1749  besessen  hatte,  zurück,  verzichtete 
dagegen  auf  die  späteren  Eroberungen  an  der  Coromandel- 
küste  und  in  Orissa  und  verpflichtete  sich,  in  Bengalen 
weder  Besitzungen  noch  Truppen  zu  halten. 

Inzwischen  artete  die  Willkürherrschaft  und 
Erpressungssucht  der  Angestellten  der  East 
India-Company,  deren  untergeordnetester  sich  wie  ein 
Nabob  geberdete,  aufs  furchtbarste  aus.  Sie  trieben  nicht 
nur  für  eigene  Rechnung  Handel,  sondern  benutzten  auch 
ihre  ausserge wohnliche  Macht,  um  allen  Wettbewerb  aus  dem 
Felde  zu  schlagen.  Zuweilen  verkauften  sie  für  schweres 
Geld  eingeborenen  Kauf  leuten  Zollbefreiungen.  Sie  verboten 
allen  Eingeborenen  den  Handel  in  den  Waaren,  die  sie  selbst 
vertrieben.  Sie  begaben  sich  in’s  Innere  und  zwangen  die 
Einwohner  durch  Misshandlungen,  ihnen  Waaren  zu  über- 
mässigen Preisen  abzukaufen  oder  ihnen  das,  was  sie  selbst 
begehrten,  unter  dem  Marktpreise  zu  überlassen.  Sie  trieben 
von  Widerstrebenden  schwere  Strafgelder  ein,  desorganisirten 
das  ganze  Steuersystem  durch  die  Befreiungen,  die  sie  be- 
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anspruchten,  und  untergruben  alle  Autorität  in  Bengalen^). 
Sie  bescbimpften  straflos  die  Gerichte,  die  Polizei  und  die 
Finanzbehörden  Indiens. 

Der  indische  Fürst  Meer  Jaffier,  früher  Statthalter  von 
Bengalen,  wurde  1674  unter  nichtigem  Vorwände  gezwungen, 
während  der  Dauer  des  Krieges  zu  dessen  Kosten  monatlich 
5 Lakhs  Rupien  (=  50  000  Pfund)  beizutragen.  Ausserdem 
wurden  ihm  12*/2  Lakhs  für  den  Unterhalt  der  Flotte  und 
53  Lakhs  als  Entschädigung  für  angebliche  Verluste  der  Beamten 
erpresst.  Die  indische  Bevölkerung,  die  diese  grossen  Beträge 
herbeizuschaffen  hatte,  wurde  dadurch  in  eine  elende  Lage  ver- 
setzt, zumal  da  die  indischen  Kaufleute  durch  die  Zollfreiheit  der 
Engländer  im  Binnenhandel  zu  Grunde  gerichtet  wurden.  Nichts 
veranschaulicht  klarer  die  Wirthschaft  der  Gesellschaft  als  die 
Thatsache,  dass  sie  in  grosser  Geldverlegenheit  war,  während 
die  Taschen  ihrer  Beamten  sich  füllten,  so  dass  diese  ihr  mit 
Darlehen  beistehen  konnten.  Wie  sehr  der  von  den  Beamten 
verübte  Raub  dies  gestattete,  bezeugen  die  amtlichen  Aufstellungen, 
wonach  die  Nabobs  von  Bengalen  von  1757 — 1765  Geschenke  an 
Beamte  der  Compagnie  in  riesigem  Werthe  spendeten. 

Nun  fing  man  an,  gegen  diese  Freibeuter  einzuschreiten. 
Man  untersagte  den  Beamten  der  Gesellschaft  jeden  Handel 
für  eigene  Rechnung  und  forderte  von  ihnen  die  Rückstellung 
aller  je  4000  Rupien  überschreitenden  Geschenke.  Clive, 
der  die  ungenügende  Besoldung  der  Beamten  als  Haupt- 
ursache ihrer  Erpressungssucht  erkannte,  drang  zunächst 
auf  hinreichende  Erhöhung  ihrer  Bezüge®). 

Bald  nachdem  Clive  nach  England  zurückgekehrt  war, 
verlangte  die  Generalversammlung  der  Actionäre,  in  Folge 
ungünstiger  Nachrichten  aus  Indien,  seine  abermalige  Sendung 
dahin , die  er  als  Oberbefehlshaber  in  Bengalen  antrat. 
Als  er  bei  seiner  Ankunft  in  Calcutta  im  Mai  1765  vernahm, 
dass  bei  der  Neubesetzung  des  Nabobthrones  Geschenke  im 
Werthe  von  140  000  Pfund  erpresst  worden  waren,  fand  er 
sich  bewogen,  die  oberste  Geschäftsleitung  zu  übernehmen. 

Die  Reglung  der  Rechte  der  Gesellschaft  auf  ihren 
Landbesitz  veranlasste  das  Parlament  zur  Einmischung  in 

0 Lecky,  a.  a.  0.  III  474. 
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die  indischen  Angelegenheiten.  Es  wurde  erklärt,  dass  kein 
Unterthan  Souveränetätsrechte  über  ein  Land  ausüben  dürfe. 
Insbesondere  Chatham  verlangte,  dass  der  Landbesitz  der 
Compagnie  allmählich  unter  die  unmittelbare  Herrschaft  der 
Krone  gelange,  und  dass  diese  der  ärgerlichen  Unterdrückung 
der  Eingeborenen  in  Indien  ein  Ende  mache.  Ungeachtet 
der  Gegenbehauptung  der  Gesellschaft,  dass  sie  ihr  indisches 
Reich  nur  als  Lehn  vom  Mogul  habe,  beharrte  das  Parlament 
bei  der  Anschauung,  dass  Gebiete  von  der  Bedeutung  Indiens 
der  gesammten  Nation  zu  Statten  kommen  müssten,  die 
durch  ihre  Machtmittel  zur  Herbeiführung  der  erzielten  Er- 
folge wesentlich  beigetragen  habe.  17i)7  wurde  u.  A.  ver- 
ordnet, dass  die  Gesellschaft  eine  höhere  Jahresdividende  als 
10  "/o  nicht  auszahlen  dürfe.  Bemerkenswerth  ist,  dass  Burke 
gegen  alle  die  Rechte  der  Gesellschaft  einschränkenden 
Schritte  leidenschaftlich  Widerstand  erhob,  darin  eine  Ver- 
letzung des  Charters  und  Beraubung  von  Privatleuten  er- 
blickte. Er  stellte  es  in  Abrede,  dass  die  Regierung  irgend 
ein  Recht  auf  die  Einkünfte  von  Gebieten  habe,  die  durch 
die  Thätigkeit  einer  privaten  Körperschaft  erworben  worden 
seien  ^).  Das  Parlament  dehnte  1769  das  Gesellschaftsprivileg 
auf  weitere  fünf  Jahre  aus,  gegen  Verpflichtung  zur  Zahlung 
weiterer  400000  Pfund  jährlich  an  die  Regierung  und  zum 
Export  englischer  Waaren  nach  Indien  im  Betrage  von 
400000  Pfund  per  Jahr. 

Mitte  1772  war  die  Direction  ausser  Stande,  ihre  Ver- 
bindlichkeiten zu  erfüllen.  Sie  musste  bei  der  Bank  eine 
grosse  Anleihe  aufnehmen  und  der  Regierung  erklären,  dass 
sie  ohne  einen  staatlichen  Vorschuss  von  mindestens  einer 
;Million  Pfund  nicht  weiter  bestehen  könne.  Clive  machte 
der  Regierung  den  Vorwurf,  für  die  Misswirthschaft  der 
East  India-Company  mitverantwortlich  zu  sein , da  sie  sich 
um  das  Wirken  dieser  nicht  gekümmert  habe  und  nur  darauf 
bedacht  gewesen  sei,  so  grosse  Vortheile  als  möglich  aus  ihr 
zu  ziehen. 
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Neben  den  grossen  militärischen  Erfolgen  Clives  in 
Indien,  dem  die  erhebliche  Erweiterung  des  Gebietes  der 
Engländer  in  Bengalen  und  Madras  zu  verdanken  ist,  ver- 
dienen auch  die  wohlthätigen  Reformen,  die  er  in  der  Civil- 
verwaltung  bewirkte,  alle  Anerkennung, 

In  Folge  der  verzweifelten  finanziellen  Lage  der  East 
India  Company  berief  der  König  das  Parlament  im  November 
1772.  Es  erfolgte  der  Vorschlag  einer  vollständigen  Aende- 
rung  der  Gesellschaftsverfassung  in  England  wie  in  Indien. 
Die  Regierung  von  Bengalen,  Bahar,  Orissa  sollte  einem 
Generalgouverneur  mit  vier  Räthen  übertragen  und  alle 
anderen  Präsidentschaften  sollten  ihm  untergeordnet  werden. 
Zugleich  w'ard  ein  oberster  Gerichtshof  in’s  Leben  gei  ufen. 
Diese  Vorschläge  wurden  im  Mai  1773  von  beiden  Häusern 
des  Parlaments  mit  grosser  Mehrheit  angenommen,  wonach 
die  Gesellschaft  unter  schärfste  Aufsicht  des  Staates  gelangte. 
Die  neugebildete  Stelle  des  Generalgouverueurs  wurde  dem 
damaligen  ersten  Vertreter  der  Gesellschaft  in  Bengalen, 
Warren  Hastings,  anvertraut.  Die  Regierung  in  London  be- 
absichtigte, die  Selbstverwaltung  der  Gesellschaft  in  allen 
Punkten  aufzuheben  und  daher  auch  das  gesammte  Finanz- 
wesen in  die  Hand  zu  nehmen. 

Bereits  im  Frühjahr  1772  war  der  böswillige  Naib  Subah 
Mohamed  Reza,  der  Leiter  der  inneren  Verwaltung  Bengalens, 
nebst  seinen  Anhängern  verhaftet,  seine  Stelle  abgeschafft  und 
das  Landsteuersysteni  völlig  uingewandelt  worden.  Alles  Land 
sollte  Eigenthum  der  Gesellschaft  und  von  ihr  unmittelbar  an 
die  Bauern  verpachtet  werden.  Alle  Steuererheber  und  Mittels- 
personen wurden  abgeschafft  und  die  Ländereien  mit  Untei- 
drückung  vieler  lästiger  Abgaben,  die  früher  erpresst  worden 
waren,  an  die  Meistbietenden  verpachiet.  Dem  Nabob  von  Ben- 
galen hatte  schon  Clive  jeden  Einfluss  auf  die  Regierung  seines 
Landes  entzogen.  Die  Summe,  die  ihm  die  Gesellschaft  für  seinen 
Ilofhalt  bewilligte,  wurde  von  Hastings  von  32  auf  16  Lakhs 
Rupien  herabgesetzt. 

Im  December  1778  bereitete  ein  bedeutend  überlegenes  Heer 
der  Mahratten  den  Engländern  bei  Poona  eine  furchtbare  Nieder- 
lage. Diese  wurden  nun  gezwungen,  auf  alle  Zugeständnisse,  die 
ihnen  1776  gemacht  worden  waren,  und  sogar  auf  Surat  zu  ver- 
zichten. Da  trafen  am  30.  Juni  1779  die  aus  Calcutta  unter 
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dem  Obersten  Goddard  abgesandten  Truppen  in  Surat  ein.  Anfang 
1780  entriss  Goddard  den  Mahratten  den  District  Guzerat.  Diese 
machten  nun  Friedensanerbietungen , jedocli  mit  unzureichenden 
Zugeständnissen.  Goddard  brachte  anfangs  April  den  Mahratten 
eine  neue  Niederlage  bei  und  erstürmte  die  Festung  Gualior. 
Die  Compagnie  vermochte  jedoch  nicht,  den  Sieg  genügend  aus- 
zunützen, da  sich  in  Südindien  sehr  ernste  Gefahren  zeigten,  die 
einen  unverzüglichen  Friedensschluss  mit  den  Mahratten  als  höchst 
wünschenswerth  erscheinen  Hessen.  Während  die  Feindseligkeiten 
in  Madras  mit  wechselnden^  Glücke  fortgesetzt  wurden,  schloss 
Hastings  unter  Verzichtleistung  auf  die  1780  errungenen  Zu- 
geständnisse mit  den  Mahratten  Frieden. 

Die  Unruhen  in  den  Präsidentschaften  Bombay  und 
Madras  bereiteten  der  Gesellschaft  aufs  neue  finanzielle 
Verlegenheiten.  Um  ihnen  zu  begegnen,  nahm  Hastings  die 
reichen  indischen  Fürsten  in  Anspruch.  Zunächst  legte  er 
dem  Radjah  von  Benares  mit  der  Mahnung,  dass  jeder  Vasall 
seinem  Lehnsherrn  nach  besten  Kräften  beizustehen  ver- 
pflichtet sei,  immer  höhere  Tribute  auf,  die  der  Radjah 
zahlte  und,  um  Hastings’  Nachsicht  zu  gewinnen,  diesem  noch 
ein  besonderes  Geschenk  von  20000  Pfund  machte.  Hastings 
nahm  es  an , fasste  jedoch  bald  den  Entschluss , es  in  die 
Gassen  der  Compagnie  zu  schaffen,  und  da  ihre  finanziellen 
Verhältnisse  sich  immer  schwieriger  gestalteten,  den  Radjah 
mit  weiteren  Forderungen  zu  bestürmen.  Er  legte  es  darauf 
au,  diesen  zum  Widerstande  zu  reizen,  um  ihn  dann  vollends 
auszuplündern.  Als  der  Radjah  Bedenken  trug,  neue  mass- 
lose  Forderungen  zu  erfüllen,  Hess  ihn  Hastings  verhaften. 
Die  Folge  war  ein  Aufruhr;  ganz  Benares  und  Oude  em- 
pörten sich  und  der  beliebte  Radjah  ward  befreit.  Sehr 
bald  aber  kamen  Truppen  von  Bengalen,  denen  die  Inder 
nicht  Stand  zu  hallen  vermochten;  der  Radjah  wurde  ge- 
schlagen und  Holl.  Sein  Land,  das  jährlich  200000  Pfund 
eiiibrachte,  wurde  in  derselben  Weise  wie  Bengalen  von  der 
Gesellschaft  in  Besitz  genommen.  Damit  nicht  zufrieden, 
erkor  sich  nun  Hastings  den  Nabob  von  Oude  zum  Opfer 
und  erpresste  den  Prinzessinnen  daselbst  1200000  Pfund. 
Macaulay  führt  zur  Entschuldigung  Hastings  den  Druck  au, 
den  seine  Auftraggeber  auf  ihn  ausübten.  Auch  rühmt  er 
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das  finanzielle  Talent  des  ersten  Generalgouverueurs  von 
Indien,  der  es  verstanden  habe,  das  Gesellschaftseinkommen 
bedeutend  zu  erhöhen,  ohne  dem  Volke  neue  Lasten  auf- 
, zuerlegen  ^),  ein  Talent,  das  jedoch  in  Folge  der  Unbedenk- 

lichkeit bei  der  Wahl  der  angewandten  Mittel  nicht  eben 
in  günstigem  Lichte  erscheint.  Sagt  ja  der  grosse  Historiker 
selbst,  dass  Hastings  um  keinen  Vorw^and  verlegen  war,  so 
oft  er  eine  Confiscation  vorzunehmen  gedachte.  Immerhin 
ist  nicht  zu  verkennen,  dass  er  unter  schwierigen  Verhält- 
nissen die  Machtstellung  der  Engländer  in  Indien  bedeutend 
erhöht  und  die  Sicherheit  sowie  den  Wohlstand  in  Bengalen 
in  jeder  Weise  gefördert  hat. 

Durch  den  Pariser  Frieden  wurde  die  öffentliche  Auf- 
merksamkeit abermals  auf  die  Verhältnisse  der  East  India- 
Company  gelenkt.  Pitt  insbesondere,  als  Führer  der  Oppo- 
sition, verlangte  rasche  und  entschiedene  Reformen  der  Ge- 
sellschaft und  Abschaffung  der  Uebelstände,  die  bei  ihr  ein- 
gewurzelt waren.  Fox , damals  Minister , legte  im  Herbste 
^ 1783  einen  Gesetzentwurf  vor,  der  auf  vollständige  Be- 

seitigung des  herrschenden  Systems  zielte.  Das  Oberhaus 
lehnte  das  Gesetz  ab,  wodurch  das  Ministerium  fiel.  Pitt, 

I au  der  Spitze  des  neuen  Cabiuets,  unternahm  nichts  in  der 

' indischen  Angelegenheit.  Da  aber  die  finanziellen  Verlegen- 

heiten der  Gesellschaft  ebenso  wie  die  Klagen  über  ihr  Ge- 
bahreu  Zunahmen,  so  sah  sich  Pitt  doch  in  die  Nothwendig- 
keit  versetzt,  seine  früheren  Reformabsichten  wieder  auf- 
zunehmen. Am  13.  August  1784  nahm  das  Parlament  eine 
von  ihm  eingebrachte  neue  East  India-Bill  an.  Ihre  hervor- 
ragendste Neuerung  bestand  in  der  Errichtung  eines  aus 
sechs  vom  Könige  gewählten  Mitgliedern  seines  Pri\7  Council 
bestehenden  Board  of  Control,  der  in  allen  Indien  betreffen- 
den Angelegenheiten  mit  Ausnahme  der  Handelssachen  zu 
entscheiden  hatte.  Nur  in  diesen  bewahrte  die  East  India 
Company  ihre  Freiheit,  in  welcher  Gesellschaft  mit  der  An- 
kunft von  Lord  Cornwallis  in  Indien  1785  auch  eine  sittliche 
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Wandlung  sich  vollzog.  Vornehmlich  durch  sein  Vorbild 
wie  auch  durch  vernünftige  Reformen , die  er  durchführte, 
worunter  eine  weitere  Erhöhung  der  Einkünfte  der  Au-  | 

gestellten,  reinigte  er  die  Gesellschaft  von  den  Gebrechen, 
deren  wir  früher  erwähnten  ^). 

w 

Cook,  der  1768  von  der  englischen  Regierung  zu  astrono- 
mischen Beobachtungen  im  stillen  Ocean  beauftragt  ward,  entdeckte 
auf  der  Rückfahrt  Neu-Seeland  und  die  östliche  Küste  von  Nexi- 
holland.  Für  eine  zweite  Reise  hatte  er  die  Aufgabe,  die  Terra 
Australis  oder  das  Südland,  an  dessen  Vorhandensein  zuversicht- 
lich geglaubt  ward,  aufzufinden.  Biese  Entdeckungsfahrt  wurde 
1772  mit  den  Schiffen  „Resolution“  und  „Adventurer“  angetreten. 

Cook  fand  die  Terra  Australis  nicht,  überzeugte  sich  aber  davon, 
dass  dieses  Südland,  selbst  wenn  es  existirte,  nicht  bewohnbai 
war , und  dass  die  Küsten  von  Keuholland  irrthümlich  dafüi  ge 
halten  worden  waren , weshalb  der  Name  auf  diese  grosse  Insel 
übertragen  wurde,  auf  deren  Colonisation  Cook  als  auf  ein  nütz- 
liches Unternehmen  aufmerksam  machte.  Der  Traum  der  europä- 
ischen Seefahrer  war  die  Entdeckung  des  nordwestlichen  Durch- 
gangs nach  Indien  und  China,  wofür  das  Rarlament  einen  Pieis  ^ 

von  20000  Pfund  aussetzte.  Die  dritte,  die  bedeutungsvollste 
der  Reisen  Cooks,  die  er  1776  antrat,  war  diesem  Unternehmen 
gewidmet.  Ebensowenig  wie  eine  Terra  Australis  vermochte  er 
die  nordwestliche  Durchfahrt  zu  entdecken,  machte  es  abei  sein 
wahrscheinlich,  dass  eine  solche  nicht  existirte.  Er  entdeckte 
dagegen  die  Sandwich-Inseln  und  erforschte  die  Westküste  von 

Amerika  nördlich  von  Californien  ^). 

Die  erste  Niederlassung  an  der  Küste  von  Neu-Südwales 
wurde  1787  in  Port  Jackson  gegründet,  die  zum  Staatsgefängniss 
bestimmt  war.  Dem  gleichen  Zwecke  sollten  Ansiedlungen  in 
Victoria,  in  Westaustralien  und  in  Tasmanien  dienen.  1787  trafen 
757  Sträflinge  in  Botany  Bay  ein,  denen  man  Pflanzen  und 
Sämereien  mitgab.  Die  Verschiffungen  wurden  regelmässig  foit- 
gesetzt.  Die  Sträflinge  wurden  in  Haft  gehalten,  erhielten  aber 
nach  Ablauf  ihrer  Strafzeit  Grund  und  Boden , Vorräthe  und 
Lebensmittel  für  18  Monate.  Diese  wurden  von  Vielen  vei- 
schwendet,  während  Andere  einen  ordentlichen  Lebensvvandel  zu 
führen  begannen.  Später  trafen  auch  freie  Ansiedler  ein,  unter  m 

welche  die  Sträflinge  als  Arbeiter  vertheilt  wurden.  Lngeachtet 


>)  Vgl.  Seeley,  The  expansion  of  England.  1884.  p.  283. 
2)  Payne,  a.  a.  0.  S.  122.  123. 


der  militärisch  strengen  Controle  war  ein  gesetzlicher  Zustand 
schwer  aufrechtzuerhalten.  Bei  Zunahme  der  freien  Colonisten 
erhob  sich  ein  entschiedener  Widerstand  gegen  weitere  Sendungen 
von  Sträflingen,  der  aber  erst  im  19.  Jahrhundert  Erfolg  hatte  ). 

Auch  die  englische  Colonialpolitik  der  iieuereu 
Zeit  war  auf  das  herrschend  gewesene  Mercantilsysteni  ge- 
gründet. Bei  aller  Ausbeutung  der  Colonien,  die  diese  Politik 
forderte,  erschien  es  den  Theoretikern  vom  Ende  des  16.  Jahr- 
hunderts im  Geiste  der  ersten  Phase  des  Mercantilismus  als 
Thorheit,  die  Schätze  des  Reiches  in  die  Colonien  zu  senden. 
Gerald  de  Malynes  stellte  die  Ausfuhr  edler  Metalle  im 
Tausche  gegen  Gewürze  auf  eine  Stufe  mit  der  Einfalt  der 
Indianer,  die  Gold  und  Silber  für  werthlosen  Tand  hin- 
gaben®).  Als  zu  Beginn  des  17.  Jahrhunderts  die  Ergebnisse 
der  ersten  neun  Reisen  der  ostindischen  Compagnie  von  1601 
bis  1612  bekannt  wurden,  die  mit  Ausschluss  der  vierten 
verunglückten  Fahrt  einen  Durchschnittsgewinn  von  171  ®/o 
erzielten , dürfte  auch  die  Ansicht  der  Oekonomisten  jener 
Zeit  eine  Wandlung  erfahren  haben.  Adam  Smith  bezeichnet 
es  als  eine  der  Folgen  der  grossen  Entdeckungen,  das 
Mercantilsysteni  zu  einem  ungeahnten  Grade  von  Glanz  und 
Ruhm  emporgebracht  zu  haben,  welcbem  Systeme  ei  im 
Geiste  seines  Zeitalters  das  Ziel  zuschreibt,  die  Nationen 
durch  Handel  und  Industrie  zu  bereichern  Dem  Mercan- 
tilismus entsprechend  wurde  im  Allgemeinen  die  Ausfuhr 
der  Rohjn-oducte  aus  den  Colonien  — und  auch  diese  seit 
der  Navigationsacte  von  1651  nur  unter  der  Bedingung  der 
Verwendung  englischer  Fahrzeuge  — begünstigt,  die  Ent- 
wicklung der  Industrie  aber  in  jeder  Weise  gehemmt.  Die 
Colonien  sollten  sich  eben  nur  auf  den  Betrieb  der  Land- 
wirthschaft  beschränken.  Ausserdem  benutzten  besonders 
die  Stuarts  die  Colonien  als  Objecte  zur  Belohnung  und 
Bereicherung  ihrer  Höflinge.  Mit  welcher  Soiglosigkeit 
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und  Unwissenheit  aber  auch  noch  unter  den  Königen  aus 
dem  Hause  Hannover  die  Regierungen  in  colonialen  An- 
gelegenheiten verfuhren,  erhellt  aus  der  von  einer  sehr 
bedeutenden  amerikanischen  Autorität  bezeugten  Thatsache, 
dass  von  dem  mit  der  Verwaltung  der  Colonien  betrauten 
Staatssecretariate  wiederholt  Briefe  in  den  Colonien  eintrafen,  ♦ 

die  an  den  Gouverneur  der  Insel  Neu-England  gerichtet 
worden  waren  ^). 

Ragte  auch  das  religiöse  Moment  in  den  englischen 
Colonien  nicht  in  dem  Grade  hervor  wie  in  denen  der 
romanischen  Nationen,  so  nahm  es  doch  dort  keineswegs 
eine  untergeordnete  Stelle  ein,  wie  es  die  Betonung  des 
Katholicismus  in  Maryland,  des  Episcopalsystems  inVirginien, 
des  Quäkerthums  in  Pennsylvanien  und  vor  allem  des  ex- 
clusiven Puritanismus  in  Neu-England  bezeugt,  mit  dem 
Unterschiede  jedoch  von  den  Romanen , dass  in  den  anglo- 
amerikanischen  Colonien  die  englischen  Regierungen  sich  in 
der  Regel  jeder  hierauf  bezüglichen  Einmischung  enthielten, 
und  dass  in  einzelnen  Colonien,  wie  in  Rhode-Island,  völlige 
religiöse  Freiheit  waltete. 

In  den  nordamerikanischen  Colonien  erblicken  wir  nach-  j| 

einander  alle  Eigenthumsformen  und  alle  Wirthschaftsstufen, 
die  wir  in  der  alten  Welt  kennen  gelernt  haben,  wie  Gemein-  | 

eigen,  Sondereigen,  Lehen,  Majorate,  Naturalwirthschaft, 
Geldwirthschaft,  eine  Art  Seisachtheia,  Lohnzwang,  Monopole, 
volle  Handels-  und  Arbeitsfreiheit.  Bei  der  Schnelllebigkeit 
in  den  Colonien  wurde  jede  der  früheren  Stufen  rasch  über- 
wunden. Dass  diese,  ungeachtet  aller  Hindernisse,  die  ihnen 
das  Mutterland  bereitete,  verhältnissmässig  rasch  zur  Blüthe 
gelangten,  verdankten  sie  in  erster  Linie  der  Arbeitsamkeit, 

Tüchtigkeit  und  Charakterfestigkeit  der  germanischen  Colo- 
nisten,  die  auch  in  den  meisten  Ansiedlungen  ihre  Freiheit 
kräftigst  zu  wahren  wussten,  ferner  dem  Umstande,  dass, 
im  Gegensätze  zu  den  spanischen , die  Bewohner  der  anglo-  * 

amerikanischen  Colonien  fast  ausschliesslich  Europäer  waren, 
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dann  der  Freiheit  von  Grundrente  und  endlich  der  Billigkeit 
der  jedes  kostspieligen  Ceremoniels  entbehrenden  Regierung 
innerhalb  der  Colonien,  deren  Kosten  nach  Adam  Smith  in 
den  verschiedenen  nordamerikanischen  Ansiedlungeu  — mit 
Ausschluss  von  Maryland  und  Nordcarolina,  worüber  genaue 
Angaben  fehlen  — vor  dem  Ausbruche  der  Feindseligkeiten 
nicht  mehr  als  64700  Pfund  jährlich  für  drei  Millionen  Ein- 
wohner betrugen.  Thatsächlich  waren  die  amerikanischen 
Colonien  Republiken  unter  königlichen  Gouverneuren. 
Wenigstens  zwei  dieser  Colonien  (Rhode-Island  und  Connecticut) 
ernannten  sogar  diese  Gouverneure  selbst  Q. 

Indien,  ein  erobertes  Reich  — die  Engländer  nennen  es 
„a  dependency“  — ist  strenge  genommen  keine  Colonie,  wozu 
ihm  die  Natur  die  Eignung  versagt  hat,  weil  das  Klima  der 
Entwicklung  europäischer  Kinder  hinderlich  ist.  Die  Er- 
werbung Indiens  durch  eine  Handelsgesellschaft  gehört  zu 
den  allermerkwürdigsten  geschichtlichen  Erscheinungen.  Mit 
Recht  sagt  Seeley , dass  dieser  Gewinn  England  blindlings, 
zufällig  und  unabsichtlich  in  den  Schooss  gefallen  sei. 

Wenn  auch  die  Gewaltthaten,  die  sich  die  Engländer  in 
Indien  straflos  zu  Schulden  kommen  Hessen,  die  der  Spanier 
in  Mexico  und  Peru  nicht  erreichten,  so  lässt  sich  doch 
immerhin  behaupten,  dass  sie  einen  mittelalterlichen  Charakter 
hatten.  Ungeachtet  der  unbedingten  Verwerflichkeit  dieses 
Verfahrens  darf  bei  Beurtheilung  des  Schicksales,  das  die 
East  India  Company  den  in  ihrem  Machtbereiche  befindlichen 
Bewohnern  Indiens  bereitete,  nicht  unberücksichtigt  bleiben, 
dass  die  vorangegangenen  Regierungen  noch  weit  schlimmer 
waren.  Orientalischer  Despotismus  mit  all  seinen  Greueln 
und  mit  dem  Unvermögen  der  Verwaltung  und  der  Aufrecbt- 
erhaltung  geordneter  und  friedlicher  Zustände  sowie  der 
Abwehr  räuberischer  Nachbarn  hatte  hier  sein  Unwesen  ge- 
trieben. Verheerende  Invasionen  sowie  kaum  minder  ver- 
derbliche innere  Stammesfehden  hörten  nun  allmählich  auf. 


b Vgl.  Aulaid,  Ilistoire  politique  de  la  Revolution  fran^aise. 
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Zu  voller  Erkeimtuiss  ihrer  Pflichten  gegen  die  Bewohner 
Indiens  wie  der  eigentlichen  Colonien  gelangten  die  eng- 
lischen Regierungen  allerdings  erst  in  neuester  Zeit. 

Und  doch  hatte  bereits  in  den  ersten  Stadien  des  Colonial- 
wesens Englands  grösster  Philosoph  an  die  Erfüllung  einer  der 
vornehmsten  dieser  Pflichten,  die  Gewährung  voller  Freiheit, 
dringend  gemahnt,  indem  er  schrieb:  „Let  there  he  freedom 
from  custom , tili  the  plantation  he  of  streugth , and  not  only 
freedom  from  custom , but  freedom  to  carry  their  Commodities 
where  they  may  make  their  best  of  them.  except  there  he  some 
special  cause  of  caution“  ^). 

Die  Holländer,  im  Besitze  der  giössten  Handelsflotte 
Fuiropas,  zeigen  sich  bald  entschlossen,  sich  die  neuen  Ent- 
deckungen zu  Kutze  zu  inacheu,  wobei  sie  von  der  geistigen 
Bewegung , die  ihr  Land  u.  A.  zu  der  hervorragendsten 
Buchdruckerstätte  Europas  erhebt,  welche  die  vortrefflichsten 
Globen,  Atlanten  und  Seekarten  liefert,  kräftig  unterstützt 
werden.  Vornehmlich  in  Indien  erzielten  sie  grosse  Erfolge. 
iS’ach  der  1581  erfolgten  Vereinigung  Portugals  mit  Spanien 
verschloss  ihnen  Philipp  II.  den  Hafen  von  Lissabon,  wodurch 
die  Holländer,  deren  nationale  Energie  sich  besonders  zur 
See  entwickelte,  auf  den  Weg  der  Aufsuchung  der  Handels- 
quellen gewaltsam  gewiesen  wurden.  Zwischen  1595  und  1601 
segelten  nicht  weniger  als  15  Flotten  nach  dem  Osten.  Zu- 
nächst bewog  der  Capitän  Cornelius  von  Houtman  eine  An- 
zahl Amsterdamer  Kaufleute,  eine  Gesellschaft  unter  dem 
Namen  Compagnie  van  Verne  zu  gründen,  zum  Zwecke  der 
Anknüpfung  von  Handelsverbindungen  mit  den  Völkern  des 
Orients.  Sie  rüstete  vier  Schiffe  aus,  die  am  2.  April  1595 
von  Texel  segelten  und  am  2.  August  am  Cap  der  guten 
Hoffnung  anlangten,  aber  erst  im  Juni  des  folgenden  Jahres 
Java  erreichten,  wo  sie  eine  Niederlassung  gründeten.  Drei 
der  Schiffe  trafen  am  18.  August  1597  mit  reichen  Gewürz- 
ladungen in  Amsterdam  ein.  Dieser  Expedition  folgten  bald 
ähnliche  Versuche  und  Niederlassungen  auf  Sumatra.  All- 
mählich schlossen  die  Holländer  Bündnisse  mit  den  Königen 
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von  Ternate,  von  Kandy,  von  Atschin.  Die  erzielten  Erfolge 
führten  einen  solchen  Wettbewerb  holländischer  Schifffahrer 
in  Indien  herbei,  dass  die  Gewürzpreise  daselbst  sehr  be- 
deutend stiegen,  während  die  grossen  Zufuhren  in  Holland 
solche  hier  herabdrückten  ^).  Da  beschlossen  die  General- 
staaten, wie  bereits  erwähnt,  eine  Vereinigung  der  ver- 
schiedenen Gesellschaften , die  den  Handel  mit  Indien  be- 
trieben, zu  bewirken,  und  so  entstand  1602  die  grosse 
holländisch -ostindische  Compagnie,  die  in  ähnlicher  Weise 
wie  die  englisch -ostindische  für  die  Engländer,  für  die 
Holländer  das  grosse  Werkzeug  wurde,  dessen  sie  sich  zur 
Erreichung  ihrer  Ziele  bedienten.  Diese  waren  vor  Allem 
auf  die  Erlangung  des  ausschliesslichen  Besitzes  der  Gewürz- 
inseln gerichtet.  Kaum  war  die  Gesellschaft  gebildet , als 
sie  auch  mit  anderen  als  den  erwähnten  Souveränen  Indiens 
Bündnisse  schloss,  daselbst  Forts  erbaute  und  Gouverneure 
anstellte.  Die  Compagnie,  die  Comptoirs  auf  Java  und  den 
Molukken  gründete,  errang  den  ersten  Erfolg  1605,  indem 
sie  einen  Theil  der  Insel  Amboina  sich  unterwarf.  Darauf 
folgte  die  Eroberung  von  Ternate  und  Batjan.  Allmählich 
flelen  auch  die  andern  IMolukken-Inseln  den  Holländern  zu, 
die  seit  1605  die  Portugiesen  aus  dem  Muskatnuss-  und 
Nelkenhandel,  den  sie  bis  dahin  als  Monopol  betrieben  hatten, 
verdrängten.  Allbekannt  ist  es,  dass  sie,  um  sich  die  aus- 
schliessliche Ernte  der  kostbaren  Gewürze  zu  sichern,  einen 
grossen  Theil  der  Gew  ürzbäume  auf  den  ^lolukken  zerstörten. 

Die  erste  feindselige  Berührung  der  Holländer  mit  der 
englisch  - ostindischen  Compagnie  fand  1610  zu  Java  statt; 
es  ward  damit  eine  Reihe  langwieriger  Kriege  eröffnet,  in 
denen  vorerst  die  Holländer  im  \ ortheile  blieben. 

Wie  wir  bereits  andeuteten,  liessen  sich  die  Holländer  auch 
auf  Sumatra,  ferner  auf  Borneo  und  Celebes  nieder.  Auf  Sumatra 
waren  sie  schon  1600  in  Unterhandlungen  mit  dem  Könige  von 
Atschin  getreten,  der  eine  bestrittene  Oberhoheit  über  die  Insel 
in  Anspruch  nahm  und  errichteten  eine  Factorei  daselbst,  welches 
Verhältniss  sich  allmählich  in  ein  bewaffnetes  Bündniss  gegen 
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Portugal  wandelte.  Das  grausame  Verfahren  der  Spanier  und 
Portugiesen  liess  den  Inselbewohnern  die  Holländer  willkommen 
erscheinen,  die  ihnen  versprachen,  sie  vor  weiteren  Bedrückungen 
zu  beschützen.  Diese  fuhren  fort,  Bündnisse  mit  den  Eingebornen 
gegen  die  Portugiesen  zu  schliessen , welche  die  Grundlage  der 
holländischen  Macht  im  indischen  Archipel  wurden  ^). 

Vorläufig  war  die  Politik  der  Holländer  eine  rein  kauf- 
männische;  sie  machten  keinerlei  Versuch  wirklicher  Colonisation, 
sandten  weder  Bauern  noch  Handwerker  aus. 

Mit  der  GründuDg  Batavias,  dem  indischen  Centralpunkte 
der  Holländer,  wird  — 1618  — die  glänzende  Epoche  der 
uiederläudisch-ostindischen  Compagnie  eröffnet.  Coen  — der 
für  die  Holländer  im  17.  Jahrhundert  das  wurde,  was  im 
16.  Albuquerque  für  die  Portugiesen  war  und  im  18.  Dupleix 
für  die  Franzosen  werden  sollte  — beschloss,  der  holländischen 
Macht  in  Indien  eine  dauernde  territoriale  Basis  zu  schaffen. 
Während  seiner  wiederholten  Bekleidung  der  Stelle  eines 
Generalgouverneurs,  von  1618—1623  und  von  1627— 1629, 
förderte  er  die  Grösse  Hollands  nach  besten  Kräften  ^). 

Um  diese  Zeit  machte  sich  die  Rivalität  der  Engländer 
den  Holländern  fühlbar.  1619  schlossen  beide  Theile  einen 
vorläufigen  Vertrag  ab,  wonach  die  Molukken  und  die  Banda- 
Inseln  ihnen  gemeinsam  gehören  und  von  den  Erzeugnissen 
ein  Drittel  den  Engländern  und  zwei  Drittel  den  Holländern 
Zufällen  sollte.  Doch  war  den  Holländern  diese  noth- 
gedruugene  Theilung  unerträglich;  auf  ihre  Veranlassung 
ward  ein  Theil  der  auf  Amboina  angesiedelten  Engländer 
1623  getödtet  und  der  Rest  vertrieben 

1623  sind  die  Holländer  unbestrittene  Gebieter  des  Gewürz- 
nelken- und  Muskatnuss-Archipels.  1 640  gewinnen  sie  durch  die 
Einnahme  von  Malakka  die  grösste  Insel  der  Molukken , aus 
denen  die  Portugiesen  von  ihnen  vertrieben  werden,  und  den 
bedeutendsten  Platz  dieser  nächst  Goa.  Im  nämlichen  Jahre 
wurden  die  beiden  Forts  von  Galle  und  Colombo,  die  beiden 
bedeutendsten  Festungen  der  Portugiesen  auf  Ceylon,  genommen, 
wodu>"ch  die  Holländer  Herren  der  Meerenge  zwischen  Ceylon 
und  dem  Cap  Comorin  wurden.  Sie  errichteten  Comptoirs  an  den 
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Küsten  von  Coromandel  und  Malabar,  und  brachten  nun  zu  dem 
Monopol  des  Nelken-  und  Muskatnusshandels  das  des  Zimmt-  und 
somit  des  hervorragendsten  Gewürzhandels  in  ihre  Hände,  das  sie 
bis  um  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  behaupteten.  Zu  Beginn 
der  Befreiung  Portugals  von  der  Vereinigung  mit  Spanien,  1640, 
war  die  Macht  jenes  Reiches  in  den  östlichen  Gewässern  ganz 
an  Holland  übergegangen,  das  1656  ganz  Ceylon  eroberte. 

1611  waren  die  Holländer  zuerst  in  Japan  erschienen,  wo 
sie  von  den  Portugiesen  verleumdet  wurden.  Als  die  Japaner 
die  Grundlosigkeit  der  Gerüchte,  die  über  die  Holländer  ver- 
breitet worden  waren,  erkannten,  gestatteten  sie  diesen  den  aus- 
schliesslichen Handel  mit  ihnen.  1656  knüpften  die  Holländer 
Verbindungen  mit  China  an.  Kurz  vorher  hatten  sie  die  Ansied- 
lung in  dem  schon  früher  eroberten  Caplande  befestigt.  Dieses, 
das  einzige  Gebiet,  w'o  die  holländisch -ostindische  Compagnie 
eine  wirkliche  Colonie  gründete  und  zur  Cultur  geeignete  Bauern 
einführte,  hatte  für  die  Holländer  nur  Werth  als  ein  Punkt  zur 
Verproviantirung  der  indischen  Flotten. 

Um  die  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  trat  ein  Wende- 
punkt in  der  holländischen  Colonialgeschichte  ein.  Die 
grossen  Erfolge,  welche  die  Holländer  erzielt  hatten,  ver- 
dankten sie  zu  nicht  geringem  Theile  ihrer  Eigenschaft  als 
Weltverfrachter.  Ihre  Handelsflotte  war  weitaus  die  grösste 
Europas,  denn  von  den  25000  Schiffen,  die  um  die  Mitte 
des  17.  Jahrhunderts  dem  europäischen  Handel  zur  Ver- 
fügung standen,  gehörten  15  bis  16000  den  Holländern.  Da 
traf  sie  Cromwell  in  ihrem  Nerv,  indem  er  die  Navi- 
gationsacte erliess.  Die  Feindseligkeiten  der  Engländer  be- 
schränkten sich  nicht  bloss  hierauf;  sie  entrissen  den  Hol- 
ländern auch  verschiedene  Plätze  in  Indien. 

Parallel  mit  der  Thätigkeit  der  Holländer  in  Indien, 
liefen  ihre  auf  die  Entdeckung  einer  nordöstlichen  Durch- 
fahrt gerichteten  Bemühungen,  von  denen  sie  die  Misserfolge 
von  Cabot,  Frobisher,  Willoughby  und  Davis  nicht  abzu- 
bringen vermochten.  Zweimal  im  16.  Jahrhundert  wagten 
sie  Unternehmungen  in  dieser  Richtung,  die  ebenfalls  einen 
unglücklichen  Ausgang  hatten.  Eine  Gesellschaft  von 
Londoner  Kaufleuten  unternahm  zu  Beginn  des  17.  Jahr- 
hunderts einen  ähnlichen  Versuch  unter  Leitung  Hudsons, 
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ohne  günstigeren  Erfolg.  Dadurch  nicht  zurückgeschreckt, 
begab  sich  Hudson  nach  Holland,  bot  der  holländisch-ost- 
indischen Gesellschaft  seine  Dienste  an,  um  in  den  Eiswüsten 
die  ersehnte  Durchfahrt  zu  erforschen  und  entdeckte  die 
Delawara-Bay  sowie  die  Mündung  des  Hudsonhusses , auf 
dem  er  nach  Alhany  gelangte.  Auf  einer  vierten  Fahrt 
fand  er  die  Hudsonstrasse.  Da  das  Land  am  Hudson  im 
Aufträge  der  holländisch-ostindischen  Gesellschaft  entdeckt 
worden  war,  so  beanspruchte  diese  dessen  Besitz  für  die 
vereinigten  Provinzen.  In  demselben  Jahre,  in  dem  Hudson 
umkam  (1610),  rüsteten  Amsterdamer  Kaufleute  ein  Schiff 
mit  verschiedenen  Waaren  aus,  die  zur  Grundlage  des  Handels 
mit  den  Eingebornen  der  erwähnten  Gegenden  dienen  sollten. 
Die  Fahrt  war  glücklich  und  wurde  1614  erneuert;  man 
gelangte  auf  die  Insel  Manhattan,  wo  überwintert  ward. 
Die  Generalstaaten  verliehen  den  Unternehmern  für  vier 
Jahre  das  Monopol  des  Handels  mit  den  neu  entdeckten 
Ländern  und  eine  Gesellschaft  von  Kaufleuten  benutzte 
dieses  Privileg;  mehrere  ihrer  Schiffe  segelten  darauf  nach 
Amerika  aus.  Aus  den  unvollkommenen  und  einander  wider- 
sprechenden Angaben  ist  zu  schliesseu,  dass  um  1614  ein 
Fort  vermuthlich  auf  einem  südlichen  Punkte  der  Insel 
Manhattan  errichtet  ward.  Zweifellos  wurde  damals  der 
Connecticut-Fluss  entdeckt.  In  dem  Streite  der  Parteien 
in  Holland  ward  der  Fortschritt  der  Colonisation  verzögert^). 

Die  holländisch-westindische  Gesellschaft  wurde  in  der 
Absicht  neuer  Entdeckungen  wie  auch  der  Zerstörung  der 
spanischen  Macht  in  Amerika  1617  gegründet  — wm  die 
Holländer  bereits  1590  im  Süden  (in  Guyana)  sich  festgesetzt 
hatten  — doch  trat  sie  erst  1621  in  Wirksamkeit.  Um 
diese  Zeit  ward  der  Compagnie  das  Privileg  des  Handels 
und  der  Colonisation  an  der  Westküste  Afrikas  vom  Wende- 
kreise des  Krebses  bis  zum  Cap  der  guten  Hoffnung  und 
an  der  Ostküste  Amerikas  von  der  Magellanstrasse  bis  zum 
fernsten  Norden  verliehen.  Die  Generalstaaten  unterstützten 
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die  Gesellschaft  mit  einer  halben  Million  Gulden  und  be- 
theiligten sich  an  der  Unternehmung  mit  einer  weiteren 
lialben  Million.  1623  nahm  die  Compagnie  das  Gebiet  vom 
Süden  der  Delaware-Bay  bis  zum  Cap  Cod,  das  nun  Neu- 
Kiederland  genannt  ward , in  Besitz.  Nun  wurde  Keu- 
J Amsterdam,  später  New  York  genannt,  besiedelt. 

Repressalien  am  spanischen  Handel  wurden 
das  vornehmste  Ziel  der  westindischen  Com- 
pagnie. 

Von  1623—1636  versandte  sie  nicht  weniger  als  800  Kriegs- 
und Handelsschiffe,  die  einen  Verth  von  etwa  45  Millionen 
Gulden  darstellten.  Während  dieses  Zeitraums  brachte  sie  545 
spanische  und  portugiesische  Schiffe  mit  einem  Ertrage  von 
90  Millionen  Gulden  auf.  Die  von  ihren  Kapern  bei  einer  ein- 
zigen Gelegenheit,  1628,  den  Spaniern  entrissene  Beute  überstieg 
I um  das  achtzigfache  den  Werth  der  von  Neu-Niederland  in  den 

vorangegangenen  vier  Jahren  ausgeführten  Waaren.  Auch  später 
vermehrten  reiche  Ladungen  spanischer  und  portugiesischer  Flotten 
den  Reichthum  der  Niederlande^). 

■ Die  Gesellschaft  bemächtigte  sich  in  Afrika  des  den  Portu- 

( giesen  gehörigen  Forts  von  Arguin,  und  nahm  ihnen  1624  in 

Brasilien  die  Capitanerien  Pernambuco,  Parahyha  und  Rio  grande 
I Aveg.  Die  Statthalterschaft  ihres  brasilianischen  Gebietes  wurde 

1 dem  Prinzen  Moritz  von  Nassau  übertragen,  der  als  gewandter 

! Feldherr  und  ausgezeichneter  Verwalter  die  Colonien  erfolgreich 

j regierte  und  ihre  militärischen  Kräfte  in  vortrefflichem  Stande 

erhielt.  Von  dem  engherzigsten  kaufmännischen  Standpunkte  aus- 
gehend, fanden  die  Leiter  der  Compagnie,  dass  er  mehr  Truppen 
gehalten  und  mehr  Festungen  gebaut  habe  als  nothw endig  wäre, 
zwangen  ihn  1643,  auf  seine  Stellung  zu  verzichten,  und  ersetzten 
ihn  durch  eine  ganz  unzulängliche  Person. 

Die  Generalstaaten  verordneten,  dass  aller  den  Indianern  ge- 
hörige Boden  in  Amerika,  den  man  erwerben  wolle,  diesen  ab- 
gekauft Averden  müsse.  Die  Directoren  und  Agenten  der  Gesell- 
schaft eigneten  nicht  dieser,  sondern  sich  selbst  die  Averthvollsten 
Gebietstheile  an.  Delaware  ward  von  den  Indianern  zurückerohert, 
und  das  von  Lord  Baltimore  erwirkte  Charter  bedrohte  die  Hol- 
länder mit  einem  englischen  MitbeAverher.  Ueberdies  brachen 
Streitigkeiten  zAvischen  den  Angestellten  der  Gesellschaft  aus, 
die  dazu  beitrugen , dass  die  Colonie  nicht  gedieh.  — Der  eng- 


D a.  a.  0.  II  555.  Bonnassieux,  a.  a.  0.  6.  72  ft‘. 


336 


herzige  Monopolgeist  verwehrte  auch  hier  den  Colonisten  die  Be- 
treibung insbesondere  der  Woll-,  Baumwoll-  und  Leinenindustrie. 

Während  die  Holländer  in  Neu-England  von  den  Eng- 
ländern bedroht  wurden,  erschien  in  der  Delaware-Bay  ein 
neuer  Mitbewerber  um  amerikanische  Besitzungen. 

Gustav  Adolph  verlieh  einer  schwedischen  Gesellschaft 
das  Recht  der  Colonisation  in  Amerika  und  unterstützte  sie 
mit  400000  Thalern  aus  dem  königlichen  Schatze.  Der  Krieg 
aber  vereitelte  die  Verwirklichung  seiner  Absicht,  indem 
die  Gelder  der  Gesellschaft  zu  dessen  Zwecken  verwendet 
wurden.  Einige  Tage  vor  der  Schlacht  bei  Lützen  empfahl 
der  König  den  Deutschen  das  Unternehmen  aufs  wärmste, 
was  Oxenstierna  nach  dessen  Tode  wiederholte.  Auf  den 
Einfluss  dieses  Staatsmannes  ist  die  Gründung  der  Colonie 
am  Ufer  des  Delaware  zurückzuführen,  die  erst  1638  ver- 
wirklicht ward.  Die  Holländer  erblickten  darin  einen  Ein- 
griff in  ihre  Rechte;  doch  gedieh  die  Pflanzung,  die  bald 
als  Neu-Schweden  bekannt  wurde.  Neu-Niederland  war  aber 
zehnmal  stärker  bevölkert  als  Neu-Schweden.  Im  September 
1655  schickte  sich  der  holländische  Gouverneur  an,  Delaware 
zu  erobern.  Widerstand  war  vergeblich.  Ein  Fort  nach 
dem  andern  ergab  sich.  Dem  schwedischen  Gouverneur 
Rising  wurden  ehrenvolle  Bedingungen  bewilligt;  den 
schwedischen  Colonisten  ward  der  ruhige  Besitz  ihrer  An- 
wesen zugesagt  und  ungeachtet  der  Proteste  Schwedens 
wurde  die  holländische  Herrschaft  begründet. 

Die  Verfolgten  jedes  Glaubens  wurden  nach  Neu-Nieder- 
land  eingeladen.  Es  kamen  namentlich  so  viele  Hugenotten, 
dass  die  öffentlichen  Urkunden  zuweilen  ebensowohl  in 
französischer  wie  in  holländischer  Sprache  erlassen  wurden  ^). 

In  Westindien  hatten  die  Holländer  schon  1600  Fuss 
gefasst.  Um  1634  eroberten  sie  Curagao  und  St.  Eustatius, 
woselbst  sie  Zucker  und  Tabak  anbauten. 

Schon  Cromwell  hatte  die  Eroberung  von  Neu-Nieder- 
land  geplant,  und  auch  die  Restauration  bedrohte  die  Colonie. 
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Massachusetts  und  Connecticut  rückten  immer  weiter  gegen 
Hudson  vor.  Die  Anrufung  der  Generalstaaten  um  Schutz 
blieb  erfolglos,  und  die  westindische  Gesellschaft  war  nicht 
reich  genug,  um  ihre  Fonds  für  eine  Angelegenheit  zweifel- 
haften Erfolges  aufs  Spiel  zu  setzen.  Karl  II.  hatte  ohne 
Rücksicht  auf  die  verbrieften  Rechte  Connecticuts  und 
Neu-Niederlands  dem  Herzog  von  York  das  ganze  Gebiet 
vom  Connecticutflusse  bis  zu  den  Ufern  des  Delaware  ver- 
liehen. Unter  der  Führung  von  Richard  Nichols,  im  Dienste 
des  Herzogs  von  York,  nahmen  englische  Truppen  1664  Long 
Island  ein  und  schlugen  ihr  Lager  nächst  Breukelen  Ferry 
auf.  Neu-Amsterdam  capitulirte;  dasselbe  thaten  Holländer 
wie  Schweden  am  Delaware,  und  so  gelangte  die  ganze 
atlantische  Küste  der  alten  dreizehn  Staaten  in  Englands 
Besitz.  — Um  diese  Zeit  unternahmen  die  Engländer  einen 
Freibeuterzug  gegen  die  holländischen  Besitzungen  an  der 
Küste  Guineas. 

Nicht  besser  war  es  den  Holländern  in  Brasilien  er- 
gangen. Gleich  der  ostindischen,  vernachlässigte  auch  die 
westindisch  - holländische  Compagnie  die  Colonisation.  Bald 
stellten  sich  finanzielle  Verlegenheiten  heraus;  eine  allgemeine 
Unzufriedenheit  war  die  Folge,  und  ein  von  den  Portugiesen 
ermuthigter  Aufstand  der  Colonisten  richtete  die  brasilischen 
Niederlassungen  der  Gesellschaft  zu  Grunde.  Nach  vier 
Kriegsjahren  blieben  die  Portugiesen  im  Besitze  Brasiliens, 
das  ihnen  1661  gegen  eine  der  holländisch  - westindischen 
Gesellschaft  geleistete  Zahlung  von  8 Millionen  Gulden 
förmlich  zuerkannt  wurde.  Durch  diesen  Friedensschluss 
gab  die  Compagnie  fast  alle  Eroberungen,  die  sie  gemacht 
hatte,  auf. 

In  Folge  des  Niedergangs  der  holländisch-westindischen  Ge- 
sellschaft wurden  ihre  Privilegien  nicht  mehr  erneuert;  sie  ward 
nun  aufgelöst  und  an  ihrer  Stelle  wurde  am  20.  September  1664 
eine  neue  westindische  Gesellschaft  concessionirt.  Diese  war 
nicht  glücklicher  als  ihre  Vorgängerin.  Ihre  Niedei'lassungen  in 
Amerika  beschränkten  sich  auf  einige  Inseln  der  Antillen : 
Curagao,  St.  Eustatius,  Oruba  und  Buen  Ayre.  In  Afrika  besass 
sie  die  Forts  Goor  und  Nassau,  die  den  Küstenhandel  beschützten, 
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und  einige  Forts  an  der  Goldküste.  Alle  Schiffe  ohne  Ausnahme 
waren  gehalten,  mit  ihren  Rückladungen  direct  nach  Holland  zu 
kommen,  woraus  die  Gesellschaft  ihre  Hauptvortheile  zog.  Un- 
fähig, ihre  Monopole  in  Amerika  wie  in  Afrika  auszunutzen,  kam 
sie  um  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  so  weit  herab,  dass  sie 
kein  Handelsschiff  mehr  unterhielt. 

Der  zweiten  westindischen  Gesellschaft  wurde  1682  die 
Colonie  Surinam  überlassen , die,  von  französischen  Protestanten 
1634  gegründet,  in  demselben  Jahre  von  den  Engländern  ge- 
nommen worden  war  und  1667  in  die  Hände  einiger  Bewohner 
von  Seeland  fiel,  die  diese  Eroberung  der  westindischen  Gesell- 
schaft überliessen  ^).  Der  Handel  mit  Surinam  wurde  nur  mit 
den  Niederlanden  und  nur  mit  holländischen  Schiffen,  die  sogar 
in  Holland  gebaut  und  verproviantirt  werden  mussten,  gestattet®). 

Auf  den  Ruinen  der  zweiten  westindischen  Gesellschaft  wurde 
1790  eine  dritte  gebildet. 

Was  die  Colonialpolitik  der  Holländer  im  in- 
dischen Archipel  anbelangt,  so  suchten  sie  ihre  Ziele  vor 
Allem  dadurch  zu  erreichen,  dass  sie  die  Anerkennung  ihrer 
obersten  Souveränetät  von  den  Insel-Häuptlingen  erlangten. 
Dies  geschah  zuweilen  durch  Eroberung,  zuweilen  in  der 
Form  des  Protectorats , das  die  eingebornen  Fürsten  auf 
friedlichem  Wege  genehmigten,  indem  sie  darauf  eingingen, 
ihre  Gebiete  als  eine  Art  von  Lehen  unter  holländischer 
Souveränetät  zu  betrachten.  In  Bezug  auf  die  anderen 
Europäer  war  die  Politik  der  Holländer  von  derselben 
Ausschliesslichkeit  wie  die  der  von  ihnen  besiegten  Portu- 
giesen. Selbst  den  Eingebornen  wurde  die  Betreibung  der 
Schifffahrt  und  des  Handels  nur  in  bestimmten  Grenzen  ge- 
stattet und  sie  wurden  gezwungen,  ihre  Gewürzbäume  auf 
den  Inseln  auszurotten,  die  mit  den  holländischen  Ansied- 
lungen in  Wettbew'erh  treten  konnten. 

Die  kaufmännische  Herrschaft,  um  die  es  den  Holländern 
zunächst  zu  thun  war,  entwickelte  sich  zu  politischer  ins- 
besondere auf  Java,  Amboina,  Banda  und  Ceylon.  Wie  der 
englischen  Regierung  gegenüber  der  englisch  - ostindischen 

*)  Bonnassieux,  a.  a.  0.  S.  73 — 77. 
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Compagnie,  kam  es  auch  der  holländischen  gegenüber  der 
niederländisch-ostindischen  Gesellschaft  vorerst  nur  auf  Er- 
langung materieller  Yortheile  an,  und  sie  kümmerte  sich 
im  Uebrigen  um  das  Gebahren  der  Gesellschaft  nicht,  die 
namentlich  den  Landbau  vernachlässigte.  Wie  bei  der 
englisch-ostindischen  Compagnie  gewahren  wir  auch  bei  der 
niederländisch-ostindischen  Compagnie,  dass  die  schlecht  be- 
zahlten Beamten  sich  durch  Handelsunteriiehmungen  für 
eigene  Rechnung  bereicherten,  für  Geld  Protection  übten,  die 
Eingebornen  ausbeuteten  und  in  jeder  Beziehung  unsittliche 
Zustände  herbeiführten.  Diese  Vergehungen  vermögen  jedoch 
nicht,  die  ausgezeichneten  Verdienste  der  Gesellschaft  zu 
verringern,  die  Schifffahrt,  Handel  und  Industrie  der  Nieder- 
lande in  erstaunlicher  Weise  belebte  und  den  Unternehmungs- 
geist mächtig  anregte.  Vor  Allem  aber  muss  auf  die 
Analogie  mit  der  englisch  - ostindischen  Compagnie  hin- 
gewiesen werden,  dass  die  niederländisch-ostindische  Gesell- 
schaft es  war,  die  den  Niederlanden  ein  riesiges  Reich  im 
Osten  schuf. 


5. 

Wie  wir  (IV/II  I 639)  gesehen  haben,  gebrach  es  im 
Reiche  an  hinreichenden  festen  Einkünften  und  wurde 
der  Schwerpunkt  des  Finanzwesens  in  die  Territorial- 
herrschaften gesetzt,  mit  deren  Ausbildung  die  Sonder- 
interessen hervortraten. 

Nachdem  die  auf  eine  bleibende  Reichssteuer  gerichteten 
Bestrebungen  gescheitert  waren  (s.  IV/II/I  631),  entwickelten 
sich  aus  den  Matricularumlagen,  wonach  die  einzelnen  Reichs- 
stände bestimmte  Summen  zu  übernehmen  hatten , im 
16.  Jahrhundert  die  sogenannten  Römermonate,  zunächst  als 
Beihilfe  zu  den  Türkenkriegen,  später  zur  Befriedigung 
anderer  Reichsbedürfnisse  0.  Doch  waren  die  hierauf  bezüg- 
lichen Bestimmungen  der  Reichsverfassung  ganz  unklar. 
Die  Erfüllung  der  kaiserlichen  Forderung,  dass  die  diese 
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Leistungen  betreffenden  Majoritätsbeschlüsse  für  alle  Reichs- 
Stände  bindend  sein  mögen,  stellte  sich  als  unverwirklichbar 
heraus.  Es  liess  sich  schwer  bestimmen,  hiess  es,  wofür 
die  Steuer  gewährt  werden  solle,  da  die  Kosten  des  obersten 
Gerichtshofes  zu  Speier  von  den  Reichsständen  bestritten 
würden,  aus  dem  Reichskriegswesen  dem  Kaiser  keine  Aus- 
lagen erwüchsen  und  ihm  für  alle  das  Reich  betreffenden 
Functionen  reichliche  Sporteln  und  Taxen  zuflössen  ^). 

Die  Haupteinnahmequelle  des  Kaisers  bestand  nun  in 
Lehnleistungen;  auch  die  kirchlichen  Einkünfte  waren  noch 
immer  nicht  unbedeutend.  Namentlich  war  das  sogenannte 
Privileg  der  ersten  Bitte , das  kaiserliche  Verfügungsrecht 
über  die  erste  nach  dem  Regierungsantritte  zur  Erledigung 
gelangende  Pfründe  in  jedem  geistlichen  Stifte  des  Reiches, 
einträglich  2).  Ferner  gewährte  die  Verleihung  von  Adels- 
briefen den  Kaisern  ein  Einkommen.  Das  Alles  stand  aber 
in  keinem  Verhältnisse  zu  den  kaiserlichen  Bedürfnissen. 
Nicht  mit  Unrecht  sagt  SoreU.):  „L’Empereur  n’est  que  le 
simulacre  pompeux  d’un  souverain.  II  commande  une  armöe 
qui  ne  se  röunit  que  si  la  Diöte  de  l’Empire  Pordonne  et 
ne  marche  que  si  les  diötes  des  cercles  y consentent.  II  n’a 
de  finances  que  quand  PEmpire  lui  octroie  des  crödits  extra- 
ordinaires.“  So  darf  es  nicht  Wunder  nehmen,  dass  die 
Finanzlage  eines  Kaisers,  der  so  gewaltige  Unternehmungen 
im  Sinne  hatte  wie  Karl  V.,  dessen  Vermögen  überdies  die 
Kosten  der  Kaiserwahl  ganz  in  Anspruch  genommen  hatten, 
seit  den  französischen  Kriegen  geradezu  verzweifelt  war; 
Ende  1521  waren  nicht  nur  die  gesammten  den  Niederländern 
erpressten  Zahlungen , sondern  sogar  die  Steuern  für  zwei 
Jahre  im  \oraus  verbraucht.  Die  zahlreichen  Schulden  des 
Kaisers  — worunter  100000  ff.  an  Sickingen  und  200000  ff. 
an  den  Herzog  Georg  von  Sachsen  und  dessen  Bruder  — 
erzeugten  eine  solche  Verstimmung,  dass  sogar  der  dem 
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kaiserlichen  Hause  sehr  ergebene  Statthalter  Friedrich  sich 
vom  Kaiser  zu  trennen  drohte^).  Auch  seine  bedeutenden 
spanischen  Hilfsquellen  — die  wir  bei  Betrachtung  der 
Finanzen  Spaniens  erörtern  werden  — vermochten  nicht  die 
chronische  Geldnoth  zu  bannen,  die  durch  reiche  Schenkungen 
zur  Gewinnung  des  Reichsrathes  und  zahlreiche  Jahrgelder 
an  Fürsten  und  Minister  noch  gesteigert  wurde (Auf 
die  folgenden  Kaiser  und  ihre  Hilfsmittel  werden  wir  bei 
Erörterung  der  österreichischen  Finanzen  zuiückkommen.) 

Die  Haupteinkünfte  in  den  Territorien  liefert  noch  immer 
zunächst  der  fürstliche  Grundbesitz  (als  Kammergut,  seit 
dem  18.  Jahrhundert  als  Domänen  bezeichnet),  nebst  Regalien, 
Strafgeldern  u.  s.  w.  Nur  bei  Unzulänglichkeit  des  Kammei - 
gutes  werden  die  Unterthanen  zur  Entrichtung  von  Steuern 
auf  Grund  ständischer  Bewilligung  verpflichtet.  In  Kriegs- 
zeiten schreitet  man  in  dem  Masse  als  die  feudale  M ehr- 
verfassung  verfällt,  zu  Personal-,  Vermögens-  und  Einkommen- 
steuern , die  zum  Theile  auch  noch  bei  wiedergekehrtem 

Frieden  forterhoben  werden. 

Mit  der  Entwicklung  des  modernen  Staates  wurden  die 
Stände  als  Organe  des  Gemeinwesens  betrachtet.  Ihre 
Auffassung  jedoch  als  Volksvertretung  gegenüber  dem  Landes- 
herrn war  insofern  unhaltbar , als  in  den  meisten  Gebieten 
nur  die  bevorrechtigten  Classen  der  Bevölkerung  auf  dem 
Landtage  vertreten  waren.  Dem  Steuerbewilligungsrechte 
der  Stände  entsprang  das  Recht  der  Erhebung  und  der 
Verwaltung  der  Steuern. 

Seit  dem  16.  Jahrhundert  ist  das  Streben  der 
Landesherren  unverkennbar,  das  ständische 
Steuerbewilligungsrecht  zu  beschränken,  was 
ihnen  mit  Hilfe  der  Reichsgesetzgebung  einigermassen  plang. 
Diese  berechtigte  sie,  ihre  Unterthanen  für  die  auf  sie  ent- 
fallenden Reichs-  und  Kriegsbeiträge  ohne  Zuziehung  der 
Stände  in  Anspruch  zu  nehmen,  welches  Recht  später  auch 


')  V.  Bezold,  Geschichte  der  deutschen  Reformation.  S.  410. 
**)  Vgl.  Ranke,  Deutsche  Geschichte.  III  165.  V 70. 
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auf  die  zur  Unterhaltung  der  Festungen  und  ihrer  Garnisonen 
bestmimten  Steuern  ausgedehnt  ward  >).  Was  die  Thätigkeit 
der  Stände  anbelangt,  so  haben  wir  bereits  (IV/II/I  638)  an- 
gedeutet, dass  sie  in  verdienstvoller  Weise  die  fürstlichen 
Olderungen  mit  dem  Volkswohle  zu  vereinigen,  die  Land- 
rechte zu  wahren,  den  landesherrlichen  Verschwendungen 
und  namentlich  der  Verschleuderung  der  Domänen  und  den 
Theilungen  der  Territorien  entgegenzuwirken  suchten . dass 
sie  aber  hingegen  den  Leistungen  an  das  Reich,  auch  nach- 
dem solche  schon  bewilligt  worden  waren,  nach  Möglichkeit 
smh  entzogen,  und  dass  Adel  wie  Clerus  sich  die  Ungerech- 
tigkeit  zu  Schulden  kommen  Hessen,  die  Steuern,  die  auf  sie 
entfallen  wären,  auf  ihre  Bauern  abzuwälzen  und  sich  auf 
diese  Weise  Steuerfreiheit  zu  sichern.  So  wurden  zu  Beginn 
des  16.  Jahrhunderts  in  Bayern  nicht  nur  sämmtliche  Landes- 
steuern ausschliesslich  von  Bürgern  und  Bauern  getragen 
sondern  die  Grundherrschaften  leiteten  aus  der  Dienstpflicht 
der  Höngen  noch  ein  besonderes  Recht  der  Besteuerung  ihrer 
Intersassen  ab,  die  theils  bei  besonderen  Anlässen  wie 
z.  B bei  hohen  Besuchen,  welche  die  Herrschaft  bekam  er- 
folgte, oft  aber  einen  ständigen  Charakter  annahm  ^).  Viel- 
leicht am  weitesten  gingen  in  dieser  Beziehung  die  branden- 
burgischen  Stände  zur  Zeit  Joachim  Friedrichs,  die  nicht 
nur  lur  ihre  Person  auch  von  allen  Land-  und  Wasserzöllen 

w-\i!T  geradezu  verlangten,  dass  die 

^rde  Interesse  geleitet 

Diese  eigennützige  Ausbeutung  hatte  keinen  geringen 
Antheil  am  Niedergänge  der  Stände.  Ihre  Bekämpfung  von 
Seiten  des  Furstenthums  ist  namentlich  seit  der  Mitte  des 
17.  Jahrhunderts  überaus  heftig  und  in  einem  grossen  Theile 
Deutschlands  - wie  auch  in  Dänemark  und  Schweden  - 
rfolgreich,  so  dass  die  Territorialherren  thatsächlich  absolute 


II  Georg  Meyer  Deutsches  Verwaltungsrecht.  2.  Aufl.  II  209. 

Kiezler,  Geschichte  Baierns.  III  797. 

) Prutz,  Preussische  Geschichte.  I 277. 
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Herrscher  wurden ’).  Die  Bekämpfung  der  Reformation 
durch  die  Centralgewalt  führte  zur  wesentlichen  Kräftigung 
des  Territorialfürstenthums.  Ferner  hatte  der  30jährige 
Krieg  allenthalben  zur  Bildung  stehender  Heere  geführt, 
womit  die  landständischen  Rechte  sich  schwer  vereinigen 
Hessen.  Auch  wurden  die  Hoheitsrechte  der  Territorialherren 
durch  den  westfälischen  Frieden  gesteigert,  indem  ihnen  die 
volle  Landeshoheit  sowohl  hinsichtlich  der  inneren  ^ erwaltung 
als  auch  der  auswärtigen  Politik  zugesicliert  und  die  Befug- 
niss  zugestanden  wurde,  Bündnisse  mit  auswärtigen  Mächten 
einzugehen,  wofern  diese  nur  nicht  den  öffentlichen  Frieden 
gefährdeten  und  dem  dem  Kaiser  und  dem  Reiche  geleisteten 
Eide  zuwiderliefen  2).  Der  grosse  Kurfürst  insbesondere  ver- 
ringerte die  ständische  Macht  in  seinem  Lande  durch  die 
Einführung  zweier  allgemeiner  Steuern,  des  Generalhufen- 
schosses auf  dem  dachen  Lande  und  der  Accise  in  den 
Städten,  ein  vielverzweigtes  Abgabensystem,  dem  kein  steuer- 
fähiges Moment  sich  zu  entziehen  vermochte ^).  Die  Accise 
bewirkte  auch  in  anderen  deutschen  Staaten  die  finanzielle 
Unabhängigkeit  der  Fürsten  von  den  Landständen  vornehm- 
lich deshalb,  weil  sie  die  Erhaltung  stehender  Heere  ermög- 
lichte. In  der  Mark  ist  seit  1656  kein  allgemeiner  Landtag 
mehr  gehalten  wmrden^).  Länger  dauerte  die  Macht  der 
Stände  in  den  altmecklenburgischen  Landen,  wo  sie  erst 
durch  den  Herzog  Karl  Leopold  gebrochen  wurde  ^).  Die 
Accise,  die  sich  seit  der  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  ent- 
wickelte, knüpfte  an  die  städtischen  Ungelder  an  (vgl.  1\  II/I 
640),  wobei  namentlich  Holland  zum  Vorbilde  genommen  wurde. 
Diese  Abgabe,  die  sich  auf  die  Städte  beschränken  solltn, 
wurde  ihrer  Allgemeinheit  wegen  vom  Adel,  der  darin 
einen  Eingriff  in  seine  Privilegien  erblickte,  heftig  angegriffen. 
Die  Contribution,  die  zweite  Haui)tsteuer  seit  dem  30jährigen 


Vgl.  Jellinek,  Gesetz  und  Verordnung.  Freiburg  1887. 
'^)  Winter,  Geschichte  des  30jährigen  Krieges.  S.  601. 


S.  106. 


®)  V.  Treitschke,  Deutsche  Geschichte.  I 35. 
Roscher,  Politik.  S.  205. 

V.  Treitschke,  a.  a.  0.  III  567. 
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Kriege , war  anfangs  eine  Grundsteuer , also  gegenüber  der 

städtischen  Accise  die  Steuer  des  j)latten  Landes.  Später 

wurden  verschiedene  Arten  directer  Steuern  so  bezeichnet. 

Die  Steuerfreiheit  wurde  allmählich  mit  dem  Grund  und 

Boden  derart  verknüpft,  dass  sie  aus  einem  gewöhnlichen 

Irivileg  der  Ritterschaft  ein  Realvorrecht  der  Rittergüter 
ward  ^). 

In  dem  Streben  der  Territorialherren,  sich  von  den 
Ständen  unabhängig  .zu  machen,  wurde  den  Regalien  ver- 
mehrte Aufmerksamkeit  zugewandt,  die  mit  Hilfe  des  zu 
allgemeiner  Anwendung  gelangten  römischen  Rechtes  im 
16.  Jahrhundert  zu  vollerer  Geltung  kamen  ^).  Die  Zölle 
werden  noch  immer  vornehmlich  bei  der  Durchfuhr  entrichtet  • 
als  Grenzzölle  entstehen,  überwiegen  anfangs  die  auf  die 
Ausfuhr  gesetzten  3).  Mit  der  Entwicklung  der  Bergwerks- 
^chnik  werden  die  Ergebnisse  des  Bergbaues  für  manche 
Teiritorien  die  vornehmste  Einnahmequelle. 

Neben  dem  Aufwande  für  das  Heer  war  es  in  den 
meisten  deutschen  Staaten  der  für  den  Hof,  wodurch  die 
Steuerkraft  der  ünterthanen  stark  angespannt  ward.  So  in 
Bayern  unter  Albrecht  V.,  dem  jedoch  das  Verdienst  zuerkannt 
werden  muss,  die  Kunst  in  verständnissvoller  Weise  gefördert 
zu  haben.  Härter  war  der  Steuerdruck  daselbst  unter 
Wilhelm  V.,  wodurch  zu  Anfang  des  Jahres  1596  eine 
Bauernempörung  hervorgerufen  wurde  ^).  Ganz  besonders 
seit  der  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  war  es  unter  französischer 
Einwirkung  der  auch  für  kleinere  deutsche  Lande  verderb- 
liche Hofluxus,  der  namentlich  in  Kursachsen  fortwährend 
hnanzielle  Verlegenheiten  berbeifübrte,  so  dass  man  auf  dem 
denkwürdigen  Landtage  von  1660  es  aussprach,  dass  man 
ungeachtet  des  Steuerdruckes,  der  Viele  zur  Auswanderung 
dränge,  dem  Bankerotte  nahe  sei.  Dabei  konnte  es  nicht 


9 G.  Meyer,  a.  a.  0.  II  210. 
*)  Schmoller,  Die  Epochen 
Jahrb.  I 64. 

Wagner,  a.  a.  0.  III  63. 
fl  Riezler,  a.  a.  0.  IV  675. 
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verhindert  werden,  dass  die  zur  Tilgung  der  Kammerschuldeu 
bewilligten  Summen  anderweitige  Verwendung  fanden.  Um 
die  Mittel  zur  Bestreitung  seines  Hofhaltes  zu  beschaffen, 
verkaufte  August  der  Starke  — der  für  eine  einzige  Geliebte, 
die  Gräfin  Kosel,  20  Millionen  Thaler  verausgabt  haben 
soll  — Land  und  Leute  an  die  benachbarten  Fürsten.  Unter 
Brühls  Verwaltung  wurden  3Va  Millionen  Thaler  Hannover 
entlehnt,  gegen  Verschreibung  der  Einkünfte  von  Mansfeld, 
Sangerhausen  und  Henneberg.  Ungeachtet  des  furchtbaren 
Steuerdrucks,  vermochte  die  Steuercasse  seit  1750  keine 
Zinsen  zu  zahlen.  Sie  bemächtigte  sich  des  Vermögens  von 
Wittwen  und  Waisen,  wogegen  werthlose  Steuerscheine  ge- 
liefert wurden;  gesteigert  ward  die  finanzielle  Zerrüttung 
dadurch,  dass  namentlich  Friedrich  August  die  sächsischen 
Staatscassen  in  grossem  Umfange  für  Polen  in  Anspruch 
nahm  fl.  In  Brandenburg  war  die  Hofhaltung  seit  Joachim  II. 
verschwenderisch.  Unter  der  Regierung  Georg  Wilhelms 
(1619 — 1629)  ward  durch  die  sorglose  Finanzwirthschaft 
eine  so  arge  Verlegenheit  herbeigeführt,  dass  man  die  vor- 
handenen 200  bis  300  Söldner  in  Ermanglung,  des  für  sie 
erforderlichen  Soldes  nicht  zu  entlassen  vermochte^). 

Die  Schwierigkeit  der  Ermittlung  der  nicht  agrarischen 
Einzelvermögen  gegenüber  der  Offenkundigkeit  des  Land-, 
Haus-  und  Viehbesitzes,  führte  in  Brandenburg  wie  in  anderen 
Staaten  (vgl.  Heerd-  und  Kopfsteuer  in  England)  dazu,  den 
Kopf,  den  Vieh-,  Haus-  und  Landbesitz  zu  besteuern,  woraus 
die  Ungerechtigkeit  erwuchs,  dass  „der  reiche  wie  der  arme 
Mann,  das  gute  und  das  schlechte  Vieh,  das  grosse  und  das 
kleine  Haus,  die  schlechteste  Hufe  im  Sand  wie  die  beste 
im  Weizenacker“  fast  gleich  viel  bezahlten,  da  die  hierauf 
bezüglichen  Abstufungen  ganz  ungenügend  waren.  Eine 
weitere  hieraus  hervorgegangene  Ungerechtigkeit  war  die, 
dass  die  Steuerlast  von  den  Reichen  auf  die  unteren  Classen 

fl  Böttiger,  Geschichte  des  Kurstaates  und  Königreichs  Sachsen. 
II  143.  315.  502.  V.  Treitschke,  a.  a.  0.  III  511.  Oncken,  Das  Zeit- 
alter Friedrichs  des  Grossen.  II  59. 

fl  Prutz,  a.  a.  0.  I 330. 
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hat(Ti*l!f  ’*•  Jaliiliaiiderts 

6 7 nlk  '"!  • ‘f  Pommei'sche  Baueruhnfe 

0—7  Ihaler  zu  entrichten^). 

grosse  Kurfürst  war  in  so  arger  finanzieller  Be- 
diangiiis,  dass  es  zuweilen  selbst  am  Hofe  am  Nöthiesten 
gebrac^li.  Dies  erklärt  seine  Annahme  französischer  Subsidieii 

ö .Die  öffentlichen  Lasten  suchte  er  gleichmässieer 
und  gerechter  zu  vertheilen.  Von  dem  als^  Krie«^ssteL- 
wahrend  des  französisch-schwedischen  Krieges  eingÄen 
Ivopfgelde  wurde  der  Adel  nicht  nur  nicht  Lfreit,  sondern 
in  stdikeiem  Masse  als  die  anderen  Classen  davon  betroffen 2) 
Gioss  war  der  persönliche  Aufwand  Friedrichs  I unter  dem 
es  an  einer  geregelten  Rechnungsführung  gebrach.  In  einem 

^ür  .Juwelen  und  dergleichen 
1/1420  Thaler  aus.  Seine  Krönung  soll  mit  den  daLt  vei- 

bundenen  Festlichkeiten  6 Millionen  gekostet  haben  Dazu 

kamen  mehrere  Millionen  für  die  Feldzüge  am  Rhein  3) 

ü,-p  anderen,  so  waren  auch  in  deutschen  Staaten 

die  Bezüge  der  Minister  im  18.  Jalirhundert  überaus  hoch 

Bei  dem  so  knappen  Budget  Friedrichs  I.  bezog  der  Premier- 

minister  Martenberg  mindestens  100000  Thaler  (nach 

Schmoller  123000  Tlilrl  iäbriiVb  n ••  i (nacn 

Graf  Briibi  a Jähilich.  Der  sächsische  Minister 

5O0W  TM,  ’h  AmteraHhäufung  auf  mein-  als 

um  Me™';  “““ 

Im  Gegensätze  zu  Friedrich  I.  u-ar  Friedrich  Wilhelm  T 
e.u  ausgezeichneter  Staatshaushalter.  Erst  unter  ihm  ™lana 

"InZ.  Staude,  ein^  ‘grUndlS 

01111,  bei  welcher  Gelegenheit  der  Köniff  Hpm 

Au°toriS"l  l>«hhmte  Wort  zurief,  dass  er  .die 

Junker  brechen  und  die  Krone  als  einen  rocher 


')  Sclimoller,  a.  a.  0.  S.  49.  58. 

} I^iGysig,  Dör  grosse  Kurfürst  unrl  rlpr  Arial  tj  *i 
gemeinen  Zeitung  vom  27.  October  1895.  * ' 

")  Schmoller,  a.  a.  0.  S.  54. 

‘‘j  Roscher,  System.  IV  506. 
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de  bronze  ihrer  Willkür  gegenüber  stabilieren“  werde.  Viele 
Edelleute  hatten  nun  sechsmal  so  viel  zu  steuern  als  bisher 
und  noch  mehr  ‘).  Auch  führte  Friedrich  Wilhelm  eine  strenge 
Finanzcontrole  ein  und  wurde  durch  seine  sorgsame  Ver- 
waltung in  den  Stand  gesetzt,  sämmtliche  verpfändete  Do- 
mänen einzulösen. 

Eine  hohe  finanzielle  Begabung  bezeugte  die  ökonomische 
Art  der  Kriegführung  Friedrichs  II.  Gleich  seinem  Vater 
betrachtete  er  sich  als  den  ersten  Diener  des  Staates  und 
demgemäss  den  dem  Volke  verantwortlichen  Verwalter 
der  Staatsgelder.  Die  Kosten  der  beiden  ersten  schle- 
sischen Kriege  bestritt  er  grösstentheils  aus  dem  Staats- 
schätze, den  sein  Vater  hinterlassen  hatte  und  für  den 
dritten  schlesischen  Krieg  hatte  er  schon  wieder  einen  Schatz 
bereit.  Dessenungeachtet  wurden  von  den  Einkünften,  die 
sich  zuletzt  auf  etwa  20  Millionen  Thaler  beliefen,  drei 
Viertel  auf  das  Heerwesen  und  nur  ein  Viertel  auf  den 
Civildienst  und  für  den  Hof  verwendet.  Später  musste  er 
zu  verzweifelten  Mitteln  greifen,  wie  zu  Münzänderungen, 
Bezahlung  der  Gehalte  in  entwertheten  Cassenscheinen,  Ver- 
pachtung der  Domänen  und  zum  Tabak-,  Kaffee-  und  Salz- 
Monopol.  Die  indirecten  Steuern  zog  Friedrich  den  directen 
vor,  in  der  Annahme,  dass  jene  von  den  unteren  Volksclassen 
weniger  empfunden  würden ; doch  war  das  belästigende 
System  der  Accise  und  Douanen  mit  Zuhilfenahme  Fremder 
die  leidige  Folge  davon.  M' ährend  alle  seine  Gegner  durch 
die  Kriege  mit  beträchtlichen  Schulden  beladen  worden  waren, 
hinterliess  Friedrich  einen  Schatz  von  5.5  Millionen  2),  wobei 
zu  berücksichtigen  ist,  in  welch  sorgsamer  — von  uns  bereits 
erörterter  — Weise  er  die  furchtbaren  Kriegsfolgen  für 
seine  Unterthanen  zu  lindern  suchte.  Die  Stände  verloren 
unter  Friedrich  den  Rest  ihres  Einflusses  auf  den  Staats- 
haushalt. Das  Tabakmonopol  sowie  die  Regie  der  Accisen 

0 Schmoller,  a.  a.  0.  S.  59. 

2)  a.  a.  0.  S.  75.  Ranke,  Die  deutschen  Mächte  und  der  Fürsten- 
bund. 2.  Aufl.  S.  191.  195.  Prutz,  a.  a.  0.  III  3. 
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und  Zölle,  die  so  viel  Widerspruch  hervorgerufen  hatten, 
wurden  von  Friedrich  Wilhelm  II.  wieder  aufgehoben. 

Die  so  lange  musterhafte  Fiuanzverwaltung  der  deutschen 
Städte  (vgl.  IV  II/I  640  ff.)  gerieth  im  Laufe  des  16.  und 

17.  Jahrhunderts  in  Verfall.  Insbesondere  die  masslose  Ver- 
schuldung mancher  Städte  verursachte  seit  Beginn  des 

18.  Jahrhunderts  das  Einschreiten  der  Landesherren^). 

Im  16.  Jahrhundert  gebrach  es  in  den  österreichi- 
schen Ländern  an  jedem  Staatsbewusstsein,  an  jedem  Ge- 
fühle der  Zusammengehörigkeit  und  daher  der  Pflichten 
gegen  die  Gesammtheit.  Dies  erklärt  es,  dass  die  Stände, 
die  in  Oesterreich  keineswegs  eine  minder  selbstsüchtige 
Haltung  als  in  anderen  Reichen  beobachteten,  erst  bei  der 
Nachricht  von  der  unmittelbaren  Gefahr  eines  Türkenangriffs 
zum  Zugeständnisse  von  ausserordentlichen  Steuern  oder 
Truppenstellimgen  zu  bestimmen  waren.  Inzwischen  war  oft 
ein  Platz  nach  dem  andern  verloren  gegangen  und  die  Türken- 
schaar immer  näher  gerückt. 

Die  österreichische  gehörte  zu  den  auf’s  höchste  ent- 
wickelten Landesverfassungen  Deutschlands.  Die  ständische 
Macht  war  hier  insofern  umfassender  als  in  anderen  Reichen, 
als  die  Stände,  die  wegen  der  fortwährenden  Türkengefahr 
bis  1564  überaus  häufig  einberufen  wurden,  nicht  nur  die 
Steuern  bewilligten,  sondern  auch  erhoben  und  grösstentheils 
selbst  verwalteten  und  ausserdem  auch  über  die  Streitkräfte 
des  Landes  verfügten  2).  War  auch  ein  Recht  der  Stände, 
die  Steuerbewilligung  von  der  Erfüllung  ihrer  Wünsche  ab- 
hängig zu  machen,  nicht  anerkannt,  so  war  die  Regierung 
doch  natürlich  genöthigt,  hierauf  nach  Möglichkeit  Rück- 
sicht zu  nehmen.  Von  1526  — 1618,  also  bis  zu  Beginn  des 
30jährigen  Krieges,  nahmen  auch  die  einzelnen  Länder  in 
finanzieller  Beziehung  eine  selbständige  Stellung  ein. 

Die  öflentlichen  Einkünfte  zerfielen  in  ordentliche  und 
ausserordentliche.  Jene  waren  von  der  Bewilligung  der  Stände 

*)  G.  Meyer,  Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechts.  5.  Aufl.  S.  708. 

2)  Ritter,  Deutsche  Geschichte.  II  100—101. 
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unabhängig;  sie  bestanden  in  den  Erträgnissen  der  Domänen, 
des  Ungelts  und  der  Regalien;  dazu  kamen  in  Ungarn  die 
Erträge  der  erledigten  geistlichen  Pfründen  und  des  kirch- 
lichen Zehnten.  Da  diese  Einnahmen  hauptsächlich  in  Folge 
der  unaufhörlichen  Kriege  nicht  genügten,  so  sah  sich  der 
König  genöthigt,  die  Stände  um  die  Bewilligung  ausser- 
ordentlicher Steuern  (Subsidien)  anzugehen.  In  Böhmen 
suchte  man  directe  Steuern,  angesichts  des  Widerstrebens 
des  Adels,  1534  durch  eine  Verkaufssteuer  zu  ersetzen,  die 
aber  einen  entschiedenen  Misserfolg  hatte.  Es  wurde  nun 
1541  eine  Vermögenssteuer  eingeführt,  wozu  sich  1547  eine 
Biersteuer  gesellte.  1567  setzte  es  der  Adel  durch,  dass  an 
Stelle  der  Vermögenssteuer  eine  Haussteuer  trat,  von  der 

er  fast  gar  nicht  betroffen  wurde. 

In  Mähren  wurde  neben  dem  Biergroschen  eine  Real- 
steuer, eine  Capitalsteuer,  eine  Abgabe  auf  Wein,  Schlacht- 
vieh und  Getreide  eingeführt. 

In  den  nieder-  und  iunerösterreichischen  Ländern  ge- 
wahren wir  die  Gilt,  eine  Grundsteuer  von  einem  Procent 
des  dem  Grundbesitzertrage  entsprechenden  Capitalwerthes 
(ungefähr  Vs  des  Ertrages),  die  - nach  Bedürfniss  — in 
verschiedenem  Umfange  (halbe,  ganze,  doppelte  Gilt)  be- 
willigt wurde. 

Für  Tirol  hatte  das  Landlibell  von  1511  die  Zahl  der 
im  Kriegsfälle  zu  stellenden  Kriegsknechte  oder  der  an  ihrer 
Stelle  zu  zahlenden  Summen  vereinbart.  Auf  dieser  Grund- 
lage wurden  auch  die  directen  Steuern  umgelegt. 

Die  Stände  Ungarns  bewilligten  gewöhnlich  eine  GruncU 
Steuer  und  ausserdem  Arbeiten  der  Unterthanen  füi  die 
Grenzbefestigungen. 

Bei  aussergewöhnlichen  Bedürfnissen  wurden  noch  andere 
Steuern,  Mischungen  von  Vermögens-,  Einkommen-,  Erwerb- 
und  Kopfsteuer  oder  auch  Getränk-  und  Verzehrungssteuer, 

bewilligt  U- 

1)  Huher,  Oesterreichische  Reichsgeschichte.  S.  157—160.  Gindely, 
Geschichte  des  böhmischen  Finanzwesens  von  1526—1618.  Denkschriften 
der  kaiserlichen  Academie  der  Wissenschaften.  XMII  91  95. 
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Die  Lage  der  Finanzen  war  in  Folge  der  fortwährenden 
Kriege  geradezu  verzweifelt,  die  Klage  über  Steuerdruck  all- 
gemein. Unter  Ferdinand  I.  erhoben  die  Prälaten  Schwierig- 
keiten wegen  der  Bezahlung  ihres  Antheiles  an  der  Kriegs- 
steuer unter  Berufung  auf  ihre  Freiheiten,  die  aber,  wie  die 
Kammer  bewies,  für  diesen  Fall  nicht  galten.  Ferdinand 
war  nun  bemüht,  durch  päpstliche  Indulte  das  \' erlangte  zu 
erhalten.  Als  die  Türken  1529  Wien  belagerten,  wollten 
andererseits  die  Herren  und  Ritter  im  Lande  ob  der  Enns 
die  gesammte  Last  auf  die  Klöster  wälzen;  diese  sowie  die 
Kirchen,  zur  Ehre  Gottes  gestiftet,  seien  verpflichtet,  ihre 
Güter  zur  Vertheidigung  der  Religion  zu  verwenden.  Bei 
der  erneuerten  Türkengefahr  1532  bewilligte  der  Papst 
abermals  eine  Subsidie  im  Belaufe  der  halben  Jahreseinkünfte 
der  Kirchen  und  Klöster.  Ausserdem  schritt  Ferdinand, 
wenn  auch  widerstrebend,  zur  Verpfändung  und  zum  Ver- 
kaufe geistlicher  Güter  ^).  Die  Ungarn  erklärten  um  1531, 
dass  sie  noch  nie  von  so  schweren  Abgaben  heimgesucht 
worden  wären  als  seit  der  Krönung  Ferdinands  I.  In 
Siebenbürgen  brach  aus  demselben  Grunde  ein  Aufstand  aus, 
der  rasch  unterdrückt  wurde.  Seit  dem  fünfjährigen  Waffen- 
stillstände mit  Suleiman  vom  19.  Juni  1547  ist  Oesterreich 
der  Pforte  tributär  gewesen.  Zunächst  verpflichtete  es  sich 
zu  einem  jährlichen  Geschenke  von  30000  Ducaten  an  den 
Sultan,  dem  später  eines  von  jährlichen  3000  Ducaten  an 
den  Grossvesir  Achmed  hinzugefügt  wurde.  Neben  den  un- 
aufhörlichen Kriegen  verhinderte  die  verschwenderische  Hof- 
haltung und  die  übermässige  Freigebigkeit  Ferdinands,  der 
inzwischen  (1556)  zum  Kaiser  gewählt  worden  war , sowie 
die  Unredlichkeit  vieler  höherer  Beamten  die  Gesundung  der 
Finanzen.  Zu  der  Verpfändung  des  grössten  Theiles  der 
regelmässigen  Einkünfte  gesellten  sich  Darlehen  zu  drücken- 
den Bedingungen^).  Während  die  mit  der  Repräsentation 


1)  d’Elvert,  Zur  österreichischen  Finanzgeschichte.  Brünn  1881. 
S.  91.  92.  99.  100. 

2)  Huber,  Geschichte  Oesterreichs.  IV  32.  65.  91.  179.  202. 
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der  österreichischen  Monarchen  ais  römische  Kaiser  verbundenen 
Anforderungen  grosse  Summen  verschlangen,  reichte  die  vor- 
handene Baarschaft  oft  nicht  zur  Befriedigung  der  dringend- 
sten Bedürfnisse  hin.  Ferdinand  I.  musste  u.  A.  Gastwirths- 
rechnungen  lange  unbezahlt  lassen  und  selbst  mit  der 
Zahlung  von  Bedientenlöhnen  bis  auf  15  fl.  herab  im  Rück- 
stände bleiben^). 

Maximilian  II.  eröffnete  den  niederösterreichischen  Ständen 
am  15.  August  1568,  dass  er  ein  Inventar  seiner  Schulden 
aufgenommen  und  diese  auf  sämmtliche  Erblande  repaitiit 
habe.  Für  den  Türkenkrieg  hatte  ihm  der  deutsche  Reichs- 
tag am  30.  August  1566  24  Römermonate  = 1700000  fl., 
und  auch  für  die  nächsten  drei  Jahre  je  8 Römermonate  be- 
willigt. Ausserdem  erhielt  er  Beihilfen  fremder  Fürsten, 
und  zwar  vom  Papste  Pius  V.  50000,  von  Philipp  II.  von 
Spanien  200000  Kronen  ®).  Auch  Maximilians  Hofhaltung 
war  verschwenderisch.  Sogar  nach  der  Theilung  der  Eib- 
lande  mit  seinen  Brüdern  soll  seine  Umgebung  „eine  mässige 
Stadt  ausgefüllt“  habend).  Die  Neigung  zu  ausschweifend 
glänzender  Repräsentation  Karls  des  Kühnen  wurde  eben 
durch  seine  Urenkel  nach  Spanien  wie  nach  Oesterreich 
verpflanzt. 

Maximilian  hinterliess  seinem  Sohne  Rudolf  II.  eine  von 

5 15®/o  verzinsliche  Schuldenlast  von  12  Millionen  Gulden. 

Der  Ertrag  der  gewöhnlichen  Steuern  — etwa  3 Millionen  fl. 
reichte  nicht  hin,  um  die  bedeutenden  Auslagen  für  das  Heer 
zu  bestreiten.  Von  1591  bis  1606  war  das  Budget  auf  zu- 
fällige Deckungen  angewiesen.  Auch  Rudolf  sah  sich  in  die 
Nothwendigkeit  versetzt,  Beihilfen  auswärtiger  Mächte  in 
Anspruch  zu  nehmen.  Philipp  IL  bewilligte  ihm  gewöhnlich 
jährlich  100  000  Ducaten,  1595  und  1597  je  360000,  Philipp  HL 
1599  400000  Ducaten,  Papst  Clemens  VIII.  gewöhnlich 
jährlich  40000  Kronen  (60000  fl.),  1599  80000,  1600  50000 

1)  Thorsch,  Materialien  zu  einer  Geschichte  der  österreichischen 
Staatsschulden.  Greifswald  1891.  S.  43.  45. 

2)  Huber,  a.  a.  0.  IV  256. 

2)  d’Elvert,  a.  a.  0.  S.  178. 
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Kronen.  Auch  von  kleineren  italienischen  Fürsten  und 
Städten  erhielt  der  Kaiser  Subsidien,  Ausserdem  sandte 
der  Papst  zweimal  je  10000  Mann.  Vom  deutschen  Reiche 
erlangte  der  Kaiser  bis  1600  durchschnittlich  jährlich  un- 
gefähr eine  Million  Gulden  ^).  Rudcdf  war  in  unaufhörlicher 
Geldnoth,  so  dass  oft  sogar  die  Lebensmittel  für  die  Hof- 
tafel nicht  bezahlt  werden  konnten.  Eine  entsetzliche  Folge 
dieser  finanziellen  Verlegenheit  war  es,  dass  die  ungarischen 
Söldner  am  2.  Oktober  1605  wegen  Soldrückstandes  sich 
empörten  und  aut  die  Zusage  der  Bezahlung  hin  dem  Pascha 
von  Ofen  die  Festungen  Gran  und  Wissegrad  auslieferten! 
Die  bei  Rudolfs  Tode  1612  hinterlassenen  Schulden  wurden 
auf  30  Millionen  geschätzt  2).  Dabei  vermochte  kein  ver- 
fügbares Grundstück  gefunden  zu  werden  So  erklärt  es 
sich,  dass  Matthias  in  so  dringende  Geldnoth  gerieth,  dass 
zuweilen  nicht  einmal  ein  Currier  abgefertigt  werden  konnte, 
wenn  nicht  die  erforderlichen  Kosten  geliehen  wurden,  dass 
der  Kaiser  auf  dem  geplanten  Fürsten  tag  zu  Speier  1615  wegen 
Mangels  an  Reisegeld  nicht  zu  erscheinen  vermocht  hätte, 
dass  er  täglich  von  verschiedenen  Gewerbsleuten  an  die  Be- 
zahlung von  Schulden  gemahnt  wurde.  Die  Anlehnsversuche, 
aut  die  man  angewiesen  war,  gelangen  nur  unvollständig’ 
und  so  blieb  nichts  übrig,  als  Vorschüsse  zu  überaus  hohen 
Zinsen  aufzunehmen.  Die  h eigen  dieser  traurigen  Finanz- 
lage waren  u.  A.  der  Verlust  Siebenbürgens,  mangel- 
hafte Justiz  wegen  Unzulänglichkeit  der  Be- 
amten, Vertretungslosigkeit  im  Auslande,  da 
keine  Gesandtschaften  bezahlt  werden  konnten 
und  Untüchtigkeit  des  Beamtenthums  überhaupt, 
da  bei  der  Unsicherheit  der  Bezahlung  kein 
fähiger  Mann  ein  Amt  annehmen  mochte^). 

In  so  trauriger  Finanzlage  trat  Oesterreich  in  den 
30jährigen  Krieg.  Nach  der  Schlacht  auf  dem  weissen 

0 a.  a.  0.  S.  130.  131. 

2)  Torsch,  a.  a.  0.  S.  52.  53. 

®)  d’Elvert,  a.  a.  0.  S.  183. 

a.  a.  0.  S.  192—196.  Thorsch,  a.  a.  0.  S.  54. 
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Berge  ward  endlich  der  Widerstand  der  privilegirten  Classen 
gebrochen:  es  wurde  die  Contribution  als  ständige  Grund- 
steuer in  Geld,  Früchten,  Rekruten,  Pferden  u.  s.  w.  ein- 
geführt ^).  Auch  wurden  die  Regalien  ausgebildet  und  er- 
weitert; doch  genügte  das  Alles  nicht,  zumal  da  die  hohen 
Beamten  pflichtvergessen,  lässig,  vornehmlich  auf  ihre  Be- 
reicherung bedacht  waren  und  u.  A.  durch  der  Staatscasse 
gewährte  Credite  bedeutende  Vermögen  zu  gewinnen  ver- 
standen 2).  Bei  der  böhmischen  Landeskammer  eigab  eine 
Untersuchung  ihrer  Geschäftsführung  1628,  dass  seit  zehn 
Jahren  keine  Hauptabrechnung  vorgenommen  worden  war“). 
Als  1621,  ungeachtet  der  masslosen  Confiscationen  nach  der 
Schlacht  auf  dem  weissen  Berge,  die  Geldnoth  Ferdinands  II. 
einen  ausserordentlich  hohen  Grad  erreichte,  gab  ihm  der 
Secretär  Michna  das  Auskunftsmittel  der  Verpachtung  der 
Münzstätten  an  Private  ein , worauf  wir  bei  Betrachtung 
der  Münzverhältnisse  zurückkommen  werden.  Aber  auch 
dieses  Mittel  vermochte  ebensowenig  dauernd  Hilfe  zu 
bringen,  wie  das  der  Zwangsanleihen,  zu  denen  die  Regierung 
schritt.  In  ihrer  Verlegenheit  gerieth  sie  auf  den  sonder- 
baren Einfall,  nachträglich  Steuern  von  denen  zu  verlangen, 
die  solche  der  revolutionären  Regierung  nicht  entrichtet 
hatten  und  die  also  anstatt  solcher  Belastung  eher  Belohnung 
verdient  hatten.  Der  Erfolg  war  sehr  gering.  Durch  kaiser- 
lichen Erlass  vom  18.  Januar  1622  wurden  die  Vermögens- 
einziehungen mit  äusserster  Strenge  erneuert.  Es  fanden 
600  Verurtheilungen  statt,  in  deren  Folge  bis  1623  beinahe 
die  Hälfte  der  adeligen  und  der  städtischen  Grundherrschaften 
confiscirt  wurde.  Am  9.  September  1622  beschloss  der 
Kaiser,  sich  durch  Massenverkauf  der  eingezogenen  Güter 
die  erforderlichen  Mittel  zu  verschaffen  und  mit  der  Ein- 
ziehung und  Verwendung  des  Erlöses  den  Statthalter 
Lichtenstein  und  die  böhmische  Kammer  zu  betrauen,  was 


0 d’Elvert,  a.  a.  0.  S.  211. 

2)  Ritter,  a.  a.  0.  III  25. 

s)  Gindely,  Gegenreformation.  S.  527.  528. 

Felix,  Eigenthum.  IV.  2.  II. 
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um  so  verhängnissvoller  war,  als  die  obersten  Finanzbehörden, 
wie  wir  bereits  andeuteten,  ohne  jede  Controle  verfuhren. 
In  Folge  der  Beschaffenheit  der  Güter  konnten  sie  nur  von 
Adeligen  erworben  werden,  welcher  engere  Kreis  ein  um  so 
schmaleres  Ergebniss  zuliess,  als  er  durch  kaiserliche  Gnade 
Schenkungen  und  andere  Vorteile  zu  erlangen  sich  angelegen 
sein  Hess.  So  z.  B.  kaufte  der  Graf  Max  v.  Trautinanns- 
dorf  die  Herrschaft  Bischof-Teiuitz  für  200000  Ü.  Wiewohl 
dieser  Betiag  nicht  einmal  zwei  Hrittheile  des  Schätzuugs- 

werthes  erreichte,  so  erliess  ihm  der  Kaiser  aus  Gnade  noch 
00000  h.  davon  ^). 

Wie  auch  unter  Ferdinand  II.  die  Unordnung  in  den 
Finanzen  zu  ihrer  weiteren  Zerrüttung  führte,  ist  daraus 
ersichtlich , dass  der  Kaiser  nach  dem  Kikolsburger  Frieden 
den  grössten  Theil  seiner  Armee  zu  verabschieden  gedachte, 
welche  Absicht  jedoch  dadurch  vereitelt  wurde,  dass  die 
Obersten  vorerst  die  Berichtigung  ihres  Soldes  und  ihrer 
\orschüsse  forderten,  welchem  Verlangen  nicht  entsprochen 
werden  konnte.  Bald  mussten  sogar  in  Folge  der  kriegerischen 
\ erwicklungen  neue  Werbungen  unternommen  werden  Die 
jährlichen  Einkünfte  aus  sämmtlichen  Erblanden  wurden 
1624  eher  zu  hoch  als  zu  niedrig  mit  5 Millionen  fi.  an- 
pgeben,  was  bei  Weitem  nicht  genügte.  Im  Mai  1624  war 
im  böhmischen  Rentamt  gar  kein  Geld  vorhanden;  weder 
Beamte  noch  Soldaten  konnten  bezahlt  werden,  weshalb 
diese  ihre  Bedürfnisse  gewaltsam  befriedigten.  Die  kaiser- 
lichen und  die  Regierungsgebäude,  die  Wasserleitungen  und 
andere  Anstalten  vermochte  man  nicht  in  Stand  zu  halten, 
Alles  vertiel  und  verdarb.  In  Böhmen  wurde  die  Berufung 
eines  Landtages  immer  heftiger  als  unerlässlich  bezeichnet. 
Der  Kaiser  forderte  darauf  von  den  Geheimräthen  Graf 
Meggau  und  Kanzler  Lobkowitz  ein  Gutachten  hierüber, 
das  dahin  lautete , dass  seit  der  Schlacht  auf  dem  weissen 
Berge  eine  Aenderung  in  den  Verhältnissen  eingetreten  sei, 

0 Ritter,  a.  a.  0.  III  197.  198. 

2)  Gindely,  a.  a.  0.  S.  365—369. 
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die  den  Kaiser  berechtige,  wie  seither  so  auch  fernerhin 
Steuern  ohne  Landtagsbewilligung  auszuschreiben.  Nach 
einem  Berichte  Lichtensteins  von  1627  wurde  die  Finanz- 
noth  dadurch  nicht  wenig  vermehrt,  dass  der 
Kaiser  trotz  dieser  einer  grossen  Anzahl  be- 
günstigter Personen  Steuerbefreiungen  zu theil 
werden  Hess  und  anderen  „Standespersonen“  gegenüber, 
welche  die  Steuerzahlung  verweigerten , nicht  mit  der  er- 
forderlichen Strenge  vorgegangeu  wurde  ^).  Später  boten 
auch  die  confiscirten  Besitzthümer  Wallensteins  und  seiner 
Anhänger  wenig  Hilfe,  weil  sie,  wie  wir  bereits  erwähnten, 
zu  Belohnungen  der  Getreuen  verwendet  wurden,  wie  denn 
überhaupt  Ferdinand,  der  mit  Geld  und  Gut  nicht  umzugehen 
verstand,  seine  Günstlinge  und  kirchliche  Anstalten  — deren 
er  auch  viele  neue  gründete  — überreich  beschenkte 
(Einzelheiten  finden  sich  bei  Huber  V 205—209),  und  auch 
in  den  Zeiten  der  grössten  finanziellen  Ebbe  seinen  ver- 
schwenderischen Hofhalt  nicht  einschränkte  ^).  Die  Con- 
tiscationen  und  Geldstrafen  in  ihrer  Gesammtheit  waren 
schon  vor  Wallensteins  Tode  von  einem  beispiellosen  Um- 
fange. In  Böhmen  allein  wurden  491  zum  Th  eile 
sehr  bedeutende  Güter,  drei  Viertel  des  König- 
reiches, eingezogen.  Sie  wurden  zwar  nur  auf 
30  Millionen  Gulden  geschätzt , doch  war  ihr  wirklicher 
Werth  90  bis  100  Millionen,  die  gegenwärtig  etwa 
500  Millionen  gleichkommen  würden  Auch  Ferdinand  II. 
erhielt  von  auswärtigen  Fürsten  reiche  Unterstützung.  Der 
Papst  Paul  V.  bewilligte  ihm  schon  1618  (also  bevor 
Ferdinand  Kaiser  war)  10000  fl.  monatlich  und  versprach 
im  November  1619,  diesen  Betrag  vom  nächsten  März  an  zu 
verdoppeln.  Zum  Behufe  weiterer  Beihilfen  schrieb  der 
Papst  im  Juli  1620  einen  dreijährigen  Zehnten  auf  das 
kirchliche  Einkommen  in  Italien  aus.  Philipp  III.  von 
Spanien  sandte  einmal  300000  und  später  600000  Ducaten. 
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Kleinere  Beiträge  kamen  von  der  Republik  Genua  und  von 
Lucca,  wahrend  der  Grossherzog  Cosimo  von  Toscana 
Ferdinands  Schwager,  die  Kosten  der  Unterhaltung  eines’ 
Kurassierregiments  von  500  Mann  bestritt '). 

Ferdinand  III.  appellirte  in  seiner  Geldnoth  in  einer 
an  die  englischen  „benevolences“  erinnernden  Art  an  den 
atriotismus  des  Adels  und  der  Würdenträger  des  Reiches: 
doch  war  der  Erfolg  überaus  gering.  Ungeachtet  der  be- 
willigten hohen  Zinsen  (18  bis  24<>/o)  und  der  Bereitwilligkeit 
M aaren  an  Geldesstatt  anzunehmen,  waren  auch  keine  aus-’ 
giebigeu  Anlehen  zu  erlangen  % Die  Verwirrung  im  Finanz- 
wesen wird  durch  folgenden  Fall  beleuchtet.  Die  confis- 
cirten  Güter  in  Böhmen  waren,  des  dringenden  Geldbedarfes 
wegen  weit  unter  dem  Werthe  verkauft  worden,  wobei  die 
Schulden , die  von  den  früheren  Besitzern  darauf  hafteten 
vom  Staat  übernommen  worden  waren.  Als  diese  nun 
bezahlt  werden  sollten,  stellte  es  sich  heraus 

dass  sie  den  Verkaufspreis  drei  bis  viermal 
überstiegen^). 

So  übernahm  Leopold  I.  die  Finanzen  in  äusserster 
errüttung.  Ls  ist  ihm  während  seiner  langen  Regierung 
nicht  gelungen,  erträglichere  Zustände  herbeizuführen.  Die 
Landstände  missbrauchten  ihr  Steuerrecht  zur  Verheimlichun«^ 
der  Kataster  und  der  wirklichen  Einnahmen.  Riesige 
Steuerrückstände  wurden  dadurch  ermöglicht 
dass  es  mehreren  Landschaften  — zum  Tlieil 

noch  zu  Anfang  des  18.  Jahrhunderts,  - an  einem 
anerkannten  Steuerexecut ionsrechte  gebrach, 
n yio  z.  B.  ei  langte  die  ständische  Steuercommission 
dieses  Recht  erst  unter  Karl  VI.  für  nur  vier  Jahre;  des- 

Steuerrückstände  von  1573  bis  1702  auf 
0 810200  h.  an  gewöhnlichen  und  etwa  3 Millionen  an  ausser- 
gewohnhchen  Steuern  an.  In  den  übrigen  Landschaften 
nahmen,  trotz  der  Executionsordnungen,  die  Steuerrückstände 


a.  a.  0.  S.  153. 

Thorsch,  a.  a.  0.  S.  71.  72. 
d’Elvert,  a.  a.  0.  S.  231. 
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beträchtlich  zu,  da  das  geistliche  Eigenthum  dem  Executions- 
verfahren  nicht  unterlag  und  ausserdem  das  hierauf  bezüg- 
liche Recht  der  Stände  nach  Ablauf  dreier  Jahre  erlosch. 
Im  Steuerwesen  war  die  grösste  Unklarheit  auch  eine 
Folge  davon,  dass  die  Stände  den  Umfang  ihres  Besteuerungs- 
rechtes nicht  kannten,  zumal  da  die  Kataster  überaus 
mangelhaft  angelegt  waren.  Dieselbe  Unklarheit  zeigte  sich 
in  den  indirecten  Steuern  und  der  Kopfsteuer,  da  in  An- 
betracht des  Umstandes,  dass  die  administrative  Statistik 
erst  im  Entstehen  war,  keine  zuverlässigen  Angaben  über 
die  Volksmenge,  die  Vermögensvertheilung  u.  s.  w.,  vor- 
handen waren.  Ferner  war  die  Controle  überaus  mangel- 
haft. Endlich  wurden  die  Steuererträge  in  Folge  der 
Häufigkeit  der  Defraudationen  bei  den  österreichischen 
Finanzbehörden  erheblich  verkürzt^). 

Der  österreichische  Statthalter  Graf  von  Jörger  sagt 
in  einem  Gutachten  über  die  Finanzen  vom  14.  April  1679: 
„Der  Mangel  an  Geld  war  Ursache,  dass  E.  M.  Krieg  an- 
fangen mussten,  ohne  vorbereitet  zu  sein  und  die  Kriege 
selbst  unglücklich  verliefen“  2).  Wie  sehr  der  Staat  noch 
immer  durch  die  Treulosigkeit  der  Beamten  beeinträchtigt 
wurde,  bezeugt  die  gegen  den  Hofkammerpräsidenten  Grafen 
Sinzendorf  eingeleitete  Untersuchung,  in  deren  Folge  er  am 
9.  October  1680  zu  einer  Geldstrafe  von  1900000  fl.  ver- 
urtheilt  wurde,  vorbebältlich  weiterer  Ansprüche  des  Fiscus^). 
Unter  Sinzendorf  sollen  Staatsgläubiger,  die  ihr  Geld  forderten, 
von  der  Hofkammer  mit  Thätlichkeiten  zurückgewiesen 
worden  sein^).  Der  fortwährenden  Finanznoth  wegen  waren 
die  Gehalte  zur  Zeit  Leopolds  I.  dieselben  wie  200  Jahre 
vorher,  wodurch  die  arge  Bestechlichkeit  der  Beamten  er- 
klärt wird®).  Da  die  wichtigsten  Einnahmequellen  ver- 

9 Bidermann,  Die  Wiener  Stadtbank  im  Archiv  für  österreichische 
Gescliichtsquellen.  XX/II  344.  402—404. 

®)  d’Elvert,  a.  a.  0.  S.  232. 

®)  Thorsch,  a.  a.  0.  S.  79. 

Bidermann,  a.  a.  0.  S.  348. 

Koscher,  Die  Nationalökonomik  unter  Leopold  I.  Jahrbücher  für 
Nationalökonomie  und  Statistik.  II  37. 
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pfändet,  einzelne  directe  Steuern  sogar  den  Landständen 
weit  unter  Werth  verkauft  worden  waren,  so  vermochte 
man  wieder  nur  zu  18  bis  24®/o  Geld  aufzutreiben.  Dabei 
gebrach  es  an  zuverlässigen  Zusammenstellungen  des  Schulden- 
standes *).  Eines  der  hervorragendsten  Hinder- 
nisse der  Ordnung  der  B'inanz Verhältnisse  be- 
stand in  dem  allzu  geringen  Ant heile  der  un- 
garischen Länder  an  den  Staatsleistungen^), 
ein  anderes  in  den  chronisch  gewordenen  Hofverschwendungen. 
Während  die  Truppen  in  Folge  der  Finanznoth  schlecht 
genährt  und  gekleidet  und  unregelmässig  bezahlt  wurden, 
verschlangen  Hoffeste  sowie  die  kaiserliche  ITeigebigkeit 
Unsummen^).  Am  ärgsten  wurde  es  seit  Beginn  des  18.  Jahr- 
hunderts. Aller  Credit  wurde  verweigert,  wodurch  eine  wahre 
Nothlage  geschaifen  ward;  kein  Currier  konnte  mehr  ab- 
gesandt werden,  alle  Zweige  der  Verwaltung,  besonders  aber 
das  Heer,  litten  übermässig^).  Zu  welchen  Mitteln  man 
schreiten  musste,  um  geringe  Anlehen  zu  erhalten,  erhellt 
daraus,  dass  Graf  Ferdinand  Lobkowitz  1701  ein  Darlehen 
von  500  000  fl.  nur  unter  der  Bedingung  gewährte,  dass  ihm 
die  Stelle  des  Oberst-Land-Hofmeisters  verliehen  und  für 
einen  Theil  der  Summe  die  Herrschaft  Prossnitz  verpfändet 
und  verpachtet  ward.  Diese  Herrschaft  wurde  von  ihm  fast 
zu  Grunde  gerichtet,  so  dass  man  sie  1722  auf  kaum  ein 
Viertel  des  früheren  Werthes  von  250000  fl.  schätzte®). 
Neben  der  Unzulänglichkeit  der  Einkünfte,  die  auf  etwa 
12  Millionen  Gulden  geschätzt  wurden,  war  die  ungleiche 
Vertheilung  und  die  unregelmässige  Erhebung  der  Steuern 
sowie  die  Decentralisation  der  B^inanzen  zu  beklagen®).  Ein 
Vergleich  mit  Frankreich  veranschaulicht  klar  die  Ent- 

0 Luschin  v.  Ebengreuth,  Oesterreichische  Reichsgeschichte.  S.481. 

®)  d’Elvert,  a.  a.  0.  S.  245. 
a.  a.  0.  S.  2.34. 

*)  Vgl.  Arneth,  Prinz  Eugen  von  Savoyen.  I 188. 

®)  Freiherr  von  Mensi,  Die  Finanzen  Oesterreichs  von  1701—1740. 
Wien  1890.  S.  317. 

*)  Arneth,  a.  a.  0.  I 189.  200. 
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Wicklungsfähigkeit  der  Finanzen  beider  Reiche.  Um  1702 
beliefen  sich  die  ordentlichen  Einnahmen  Frankreichs  auf 
140  Millionen  Livres  und  konnten  bis  auf  187  Millionen  ge- 
steigert werden.  Gleichzeitig  betrugen  die  Einkünfte  Leo- 
polds I.  höchstens  12  bis  14  Millionen  Gulden^),  wovon  aber 
nach  der  Schätzung  des  venetianischen  Gesandten  Dolfin  seit 
dem  Ausbruche  des  spanischen  Erbfolgekrieges  nicht  über 
4 Millionen  in  die  Staatscasse  gelangten;  der  Rest  war  schon 
im  Voraus  verbraucht  oder  verpfändet  gewesen^).  Ver- 
schlimmert wurde  die  Lage  1703  durch  den  Tod  des  Kriegs- 
oberfactors Oppenheimer.  Am  12.  Januar  1704  schrieb  Prinz 
Eugen  an  den  Kaiser:  . . wie  ich  denn  auch  in  meinem 

Gewissen  nicht  finde,  dass  der  Clerus  selbst  sich  dieser 
Bürde  entziehen  könnte.  Unser  Krieg  ist  ja  weltkundig 
eine  gerechte  Sache  . . . Ueberdies  hängt  davon  noch  die 
selbsteigene  Birhaltung  E.  M.  geistlicher  und  weltlicher  Va- 
sallen ab,  so  dass  also  jeder  nach  Eid  und  Pflicht  schuldig 
ist,  Hilfe  und  Beistand  zu  leisten“®).  Dagegen  erzählt  von 
NoordenO,  dass  1703,  als  die  Finanznoth  ganz  trostlos  war,  dem 
Kaiser  die  Schätze  mehrerer  Kirchen  und  Klöster  angeboten 
worden  seien,  die  er  aber  mit  den  Worten  zurückgewiesen 
habe,  er  wolle  lieber  sterben,  als  solches  Vermögen  antasten. 
Später  jedoch  habe  er  sich  durch  die  wachsenden  Verlegen- 
heiten gezwungen  gesehen,  die  Hälfte  des  Silbergeräthes 
sämmtlicher  Kirchen  anzunehmen,  wovon  der  Ertrag  — 
etwa  eine  Million  Kronen  — in  Folge  der  masslosen  Corruption 
der  Verwaltung  weit  hinter  den  Erwartungen  zurückgeblieben 
sei.  1705  wurde  es  so  arg,  dass  Prinz  Eugen  seine  Stelle 
eines  Präsidenten  des  Hofkriegsrathes  niederzulegen  erklärte, 
wofern  nicht  für  die  Truppen  besser  gesorgt  würde,  worauf 
Manches  zur  Besserung  der  B’inanz verh äl tnisse , zum  Theile 
mit  Hilfe  der  neu  errichteten  Wiener  Stadtbank,  geschah®). 


0 a.  a.  Ü.  III  96. 

V.  Xoorden,  Europäische  Geschichte  im  18.  Jahrhundert.  I 280. 
Arneth,  a.  a.  0.  I 231. 

V.  Noorden,  a.  a.  0.  I 457. 

Arneth,  a.  a.  0.  I 307.  308. 
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Unter  Josef  L war  es  die  Ausbeutung  der  masslosen 
Freigebigkeit  des  wohlwollenden  Kaisers,  wodurch  die  Ver- 
legenheiten vermehrt  wurden.  Während  die  Schenkungen, 
mit  denen  Prinz  Eugen  bedacht  wurde,  angesichts  der  un- 
gewöhnlichen Thaten  dieses  grossen  Feldherrn  allgemein 
gebilligt  wurden,  begegneten  andere  Zuwendungen,  für  die 
man  keine  entsprechenden  Verdienste  zu  entdecken  ver- 
mochte, scharfem  Tadel.  So  erhielt  Graf  Traun  ausser  dem 
bayrischen  Gute  Abensperg  100000  d.  baar,  Graf  Windisch- 
grätz  ebensoviel,  Fürst  Lamberg  die  damals  (1709)  riesige 
Summe  von  250000  ti.  Damit  contrastirte  es  auffallend,  dass 
nach  einem  Berichte  des  venetianischen  Botschafters  Delfin 
den  Beamten  die  Besoldung,  den  Handwerkern  der  Lohn, 
den  Soldaten  das  Brod  fehlte.  Als  alle  anderen  Mittel  ver- 
sagten, fing  man  an,  Stellen  zu  verkaufen,  Anwartschaften 
zu  ertheilen  und  Titel  zu  verleihen  ^). 

Unter  Karl  VI.  wurde  es  nicht  besser.  Wie  wir  bereits 
andeuteten,  war  die  Erlangung  der  Anerkennung  der  prag- 
matischen Sanction  der  Gegenstand  seines  sehnlichsten 
Strebens.  Er  brachte  dafür  so  grosse  materielle  Opfer,  dass 
die  Finanzlage  dadurch  noch  verschlimmert  wurde.  ' Graf 
Starhemberg  bezeichnet  1735  die  kaiserlichen  Länder  als 
völlig  erschöpft  und  die  Schuldenlast  als  so  beträchtlich, 
dass  man  kaum  die  dringendsten  Bedürfnisse  zu  befriedigen 
vermöge 2).  Karl  brachte  die  Einkünfte,  die  zur  Zeit 
Leopolds  I.  12  — UMillionen  betragen  hatten,  auf 40 Millionen, 
doch  gingen  sie  in  der  letzten  Zeit  seiner  Regierung  wieder 
aul  die  Hälfte  herab.  Gleich  seinen  Vorgängern  übte  der 
Kaiser  eine  verschwenderische  Freigebigkeit,  von  der  nament- 
lich sein  spanischer  Anhang  Nutzen  zog;  sehr  zahlreich  und 
beträchtlich  waren  die  Jahresgelder,  die  er  gewährte.  Die 
Kosten  der  glänzenden  Hofhaltung  wuchsen  in  Folge  der 
riesigen  Unterschleife  zu  einer  unglaublichen  Höhe  an^). 

’)  a.  a.  0.  II  100.  101. 

2)  a.  a.  0.  III  168.  456. 

Arneth,  Geschichte  Maria  Theresias.  I 94. 
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Grosse  Verdienste  erwarb  sich  Karl,  der  sich  das  Ver- 
kehrswesen überhaupt  sehr  angelegen  sein  Hess,  um  das 
Post-  und  Zollwesen.  In  diesem  hatte  vor  ihm  die  äusserste 
Unordnung  gewaltet;  die  Kaufleute  waren  von  willkürlichen 
Bestimmungen  der  Zollbeamten  abhängig  gewesen.  Karl 
schuf  hierin  Wandel  und  regelte  insbesondere  das  Trausit- 
wesen.  Es  waren  nämlich  vor  ihm  die  durchgehenden 
Waaren  sowohl  bei  der  Ein-  als  auch  bei  der  Ausfuhr  Zöllen 
unterworfen  gewesen;  erst  Karl  setzte  besondere  Transit- 
zölle fest  ^). 

Zu  den  zahlreichen  wohlthätigen  Reformen,  die  Maria 
Theresia  durchführte , gehörte  auch  die  des  Finanzwesens 
unter  Zurückdrängung  der  Landstände,  die  allmählich  jeden 
Einfiuss  dadurch  verloren,  dass  vermittelst  der  sog.  Steuer- 
recesse  der  Umfang  der  Steuern  für  eine  lange  Reihe  von 
— meistens  zehn  — Jahren  festgesetzt  wurde.  Angesichts 
der  wachsenden  Bedürfnisse  suchte  sie  die  Beträge  wie  die 
Art  der  Einhebung  der  Steuern  zu  regeln,  unterwarf  ihnen 
die  bis  dahin  unbesteuert  gebliebenen  Grundstücke,  auch  die 
der  Obrigkeiten,  und  zog  die  Steuerobjecte  in  richtiger  Weise 
nicht  wie  bisher  nach  ihrem  Umfange,  sondern  nach  ihren 
Erträgnissen  zu  den  Staatsbelastungen  heran.  Hand  in  Hand 
damit  ging  eine  angemessene  Plxecutionsordnung.  Auf  diese 
Weise  wurde  die  Grundsteuer  auf  12  Millionen  fi.  gebracht  ^). 
Die  kriegerischen  Misserfolge  schrieb  Maria  Theresia  neben 
der  Unzulänglichkeit  ihres  Heeres  der  ungünstigen  finanziellen 
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kenntniss  handelte,  sondern  ebenfalls  in  den  Fehler  einer 
masslosen  Freipbigkeit  verfiel.  1753  soll  die  Veränderung 
ihies  Ministeriums  eine  Million  an  Geschenken  gekostet 
haben.  Dem  Grafen  Bartenstein  gab  sie  über  100000  fi, 
für  den  Grafen  Uhlefeld  bezahlte  sie  Schulden  des  gleichen 
Betrages  und  spendete  ihm  ausserdem  30000  fi.  zum  Kaufe 
eines  Hauses;  dem  Grafen  Kaunitz  schenkte  sie  ein  Haus 
das  100000  fi.  kostete  und  liess  für  den  Grafen  Rudolf 
V.  Chotek  eines  bauen,  das  wenigstens  auf  300000  fi.  zu 
stehen  kam.  Für  den  Statthalter  Karl  von  Lothringen  be- 
zahlte sie  öfters  Schulden,  1766  im  Betrage  von  600000  fi  • 
ähnliche  Summen  soll  sie  noch  dreimal  für  ihn  verausgabt 
haben.  Die  Gatten  von  Hofdamen  erhielten  Jahresgelder 
von  2000-3000  fi.  Graf  Kaunitz  bezog  7800011.  als  Gehalt, 
und  auch  die  Bezüge  der  Leiter  der  einzelnen  Verwaltungs- 
zweige, die  alle  dem  hohen  Adel  angehörten,  waren  über- 
reichlich i).  Auch  war  die  Hofhaltung  der  Kaiserin  ver- 
schwenderisch; zahlreiche  glänzende  Feste  wurden  selbst  in 
Kriegszeiten  abgehalten. 

Die  vielen  Kriege,  die  Maria  Theresia  zu  führen  hatte 
nöthigten  sie  zur  Aufnahme  mannigfaltiger  Anlehen  unter 
den  verschiedensten  Titeln  und  Garantien.  Diese  wurden 
bald  von  den  böhmischen  und  österreichischen  Ständen,  bald 
von  den  ungarischen  Landboten  geleistet.  Dazu  gesellten 
sich  inländische  Zwangsanlehen ; die  Form  war  die,  dass 
beträchtliche  Procente  vom  Vermögen  der  Unterthanen  gegen 
Schuldverschreibungen  dem  Staate  entrichtet  und  alle  Waisen-, 
Stiftungs-  und  Kirchengelder  in  öft'entlichen  Fonds  angelegt 
■weiden  mussten.  Damit  auch  die  Theilnahme  minder  Be- 
mittelter gesichert  werde,  gab  man  verzinsliches  Papiergeld 
m Beträgen  von  25  und  100  fi.  aus,  dessen  Annahme  an 
Geldesstatt  nicht  verweigert  werden  durfte.  Daran  reihte 
sich  1762  die  Ausgabe  unverzinslichen  Papiergeldes,  der  sog. 
Bankozettel  zu  5 bis  100  fi.  Diese  fanden  binnen  Kurzem 


) Kanke,  Zur  Geschichte  von  Oesterreich  und  Preussen  S 9 16 
Arneth,  a.  a.  0.  X 201.  • . . . 
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allgemeine  Aufnahme,  ja  sie  wurden  so  gesucht,  dass  sie 
mit  einem  Aufgelde  von  2V2®/o  bezahlt  wurden,  wodurch 
man  sich  1771  zu  einer  zweiten  Emission  ermuthigt  fand. 

Seit  1791  erregte  die  Vermehrung  der  Bankozettel  Bedenken, 
die  sich  allmählich  zu  solcher  Aengstlichkeit  steigerten,  dass  die 
Einlösungscassen  förmlich  bestürmt  wurden.  Die  Regierung  sah 
sich  dadurch  zur  Beschränkung  der  Einlösbarkeit  dieses  Papier- 
geldes gedrängt,  dem  nun  Zwangscurs  verliehen  ward  ^). 

Während  des  siebenjährigen  Krieges  war  die  Staats- 
schuld von  118  auf  271  Millionen  gestiegen,  ohne  dass  da- 
durch ökonomische  Störungen  bewirkt  worden  wären , da 
inzwischen  die  Leistungskraft  der  Unterthanen  sich  erheblich 
gesteigert  hatte ^).  Eine  der  bedenklichsten  Kriegsfolgen 
war  die  Einführung  der  Zahlenlotterie,  die,  eine  Er- 
findung der  Genuesen,  schon  lange  in  Italien  und  Holland 
und  seit  1644  auch  in  Frankreich  bestanden  hatte  ^).  Das 
österreichische  Lotto  unterscheidet  sich  jedoch  zu  seinem 
Nachtheile  von  dem  anderer  Reiche  durch  die  Niedrigkeit 
der  Einsätze,  die  hier  bis  auf  einen  Kreuzer  hinabgingen  ^). 
Für  das  Tabakmonopol  bezahlte  der  Generalpächter,  dem  es 
überlassen  wurde,  jährlich  ungefähr  eine  halbe  Million  Gulden ; 
die  Pachtung  hatte  auf  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  keine 
Anwendung,  deren  Stände  sich  mit  einer  Zahlung  von 
200000  fi.  abfanden®).  1761  wurde  nur  für  Wien  eine  Ein- 
kommensteuer von  5®/o  festgesetzt,  womit  eine  Kopfsteuer 
in  Verbindung  gebracht  ward.  Hieran  schlossen  sich  eine 
Wohnungssteuer  von  5%  von  der  Wohnungsmiethe,  eine 
Pferdesteuer  und  sogar  eine  Dienstbotensteuer  im  Betrage 
von  10 “/o  der  Jahreslöhne®).  Nicht  unbedeutend  waren  die 
Erträge  der  Taxen  auf  höhere  Stellen  und  Titel.  Die 

Standeserhöhungen  nach  Maria  Theresias  Niederkunft,  1754, 

V.  Hauer,  Beiträge  zur  Geschichte  der  österreichischen  Finanzen. 
Wien  1848.  S.  176. 

2)  Springer,  Geschichte  Oesterreichs.  I 145. 

8)  d’Elvert,  a.  a.  0.  S.  602. 

Ranke,  a.  a.  0.  S.  33. 

Arneth,  a.  a.  0.  IV  70. 

«)  a.  a.  0.  VI  258. 
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brachten  dem  Staatsschätze  229000  6.  ein.  Die  gesammte 
Jahreseinnahme  aus  solchen  Verleihungen  wurde  auf  400000  fl. 
geschätzt.  Ein  Graf  Clary  zahlte  für  den  Titel  Ezcellenz 
60000  fl.,  die  Taxe  für  einen  geheimen  Rath  war  4000  fl.  ^). 
Die  Steuerbefreiungen  des  Adels,  der  Geistlichkeit  und 
einzelner  Städte  (wie  z.  B.  Wiener  Neustadt)  wurden  be- 
seitigt^). Auch  Maria  Theresia  erkannte,  welch  ernster 
Uebelstand  es  war,  dass  Ungarn  sich  in  so  geringem 
Masse  an  den  Staatsleistungen  bet  heiligte. 
Während  es  — ohne  Siebenbürgen  — sowohl  an 
Umfang  als  an  Einwohnerzahl  über  ein  Drittel 
des  österreichischen  Staates  ausmachte,  trug 
es  zu  dessen  Lasten  kaum  den  zehnten  Theil  bei. 
Vor  Allem  dachte  die  Kaiserin  daran,  die  Steuerfreiheit  des 
Adels  und  der  Geistlichkeit  daselbst  zu  beseitigen*^).  Die 
Kaiserin  beanspruchte  das  Recht,  die  Verwaltung  des  Kirchen- 
vermögens zu  beaufsichtigen,  liess  der  Regierung  alle  hierauf 
bezüglichen  Rechnungen  vorlegen,  den  Stand  aller  milden 
Stiftungen  untersuchen  und  ihre  Verwaltung  coiitroliren  ^). 

Josef  widmete  das  gesammte  Erbe  seines  Vaters  dem 
Staate.  Er  fand  in  baarem  Gehle  etwa  22  Millionen  vor; 
ferner  gehörten  dazu  zahlreiche  Güter  in  Böhmen,  Mähren 
und  Ungarn  sowie  das  Fürstenthum  Teschen.  Dieses  be- 
trächtliche Vermögen  bot  die  Mittel  zur  Herabsetzung 
der  Zinsen  der  Staatsobligationen  von  6 und  5 
auf  4®/o,  welches  Unternehmen  vollständig  gelang.  Dieser 
günstige  Erfolg  ermunterte  dazu,  auch  die  Zinsen  der 
ständischen  ungefähr  26  Millionen  betragenden  Obligationen 
auf  40/0  zu  ermässigen  5).  Auf  Josefs  Wunsch  hob  die  Kaiserin 
die  Kopfsteuer  für  die  untersten  Classen  auf«).  Der  Ueber- 
schuss  von  mehr  als  4 Millionen  Gulden,  den  man  nach  dem 


0 Roscher,  System.  IV  90. 

*)  Arneth,  a.  a.  0.  IV  14. 

«)  a.  a.  0.  S.  181.  183. 

9 Huber,  Oesterreichische  Reichsgeschichte.  S.  204. 
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I Veranschlage  für  1778  erwartet  hatte,  wurde  durch  den 

1 bayerischen  Erbfolgekrieg  vereitelt,  der  45  Millionen  Kosten 

verursachte,  die  durch  aussergewöhnliche  Besteuerung  — 

^ Erhöhung  der  Einkommensteuer  und  „freiwillige  Geschenke“  — 

; aufgebracht  wurden^).  Während  des  siebenjährigen  Krieges 

bezog  Oesterreich  von  Frankreich  Subventionen  im  Betrage 
i von  mehr  als  75  Millionen  Livres  ^). 

Die  Kaiserin  hat  sich  unstreitig  das  Verdienst  erworben, 
die  Finanzen  in  eine  weit  günstigere  Lage  versetzt  zu  haben, 
als  es  irgend  einem  ihrer  Vorfahren  gelungen  war«).  Die 
Einkünfte  Oesterreich-Ungarns,  die  1754  auf  weniger  als 
30  Millionen  geschätzt  worden  waren,  haben  sich  während 
der  Regierung  Maria  Theresias  verdoppelt ; der  Staatshaushalt 
, war  nicht  nur  in  einer  früher  nicht  gekannten  Weise  ge- 

regelt, man  konnte  sogar  in  ihren  letzten  Jahren  an  Rück- 
! Zahlungen  denken*).  In  welcher  Weise  die  Kaiserin  durch 

Hebung  der  Industrie  die  Steuerkraft  ihrer  Unterthanen  zu 
erhöhen  suchte,  haben  wir  bereits  gesehen. 

Ungünstiger  gestaltete  sich  die  finanzielle  Lage  unter 
Josef  II.  in  Folge  der  der  wirthschaftlichen  Entwicklung 
entgegenwirkenden  Hast  seiner  Reformen.  Die  Durchführung 
! seines  Centralisationssystems  sowie  die  Kriege,  in  die  er 

I verwickelt  ward,  mussten  seit  1782  umsomehr  fortwährende 

: Deficite  zur  Folge  haben,  als  die  bauernfreundliehen  sowie 

i die  auf  die  Grundsteuer  bezüglichen  Reformen  des  Kaisers, 

heftigem  Widerstande  begegneten.  Durch  das  Steueipatent 
vou  1789,  das  die  Gruudbesitzabgaben  dauernd  bestimmte, 

I ward  das  ständische  Steuerbewilligungsrecht  thatsächlich 

! aufgehoben.  Auch  die  Verfügung  über  die  Landesfonds 

i wurde  den  Ständen  entzogen«).  Eifersüchtig  wahrten  die 

j Ungarn  ihre  Budgetrechte.  Die  Repräsentanten  des  Biharer 

Comitats  erklärten,  Ungarn  sei  ein  selbständiges  Reich,  das 

I 

I _ 

I a.  a.  0.  S.  443. 

! 2)  Sorel,  a.  a.  0.  I 441. 

j 3)  Vgl.  Ranke,  a.  a.  0.  S.  20. 

; Luschin  v.  Ebengreuth,  a.  a.  0.  S.  537. 
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seine  selbständigen  Rechte  nicht  aufgeben  könne,  die  Be- 
steuerung ohne  Mitwirkung  des  Reichstages  sei  ebenso  un- 
zulässig wie  sie  es  in  England  ohne  Theilnahme  des  Parlaments 
wäre.  Die  unverzügliche  Einberufung  des  Landtags  ward 
gefordert,  widrigenfalls  sie  auch  ohne  Zustimmung  der  Re- 
gierung erfolgen  würde.  Darauf  verpflichtete  sich  der  Kaiser 
zur  Einberufung  des  Landtages  für  das  nächste  Jahr^). 

Verhängnissvoll  für  die  österreichischen  Finanzen  waren 
Josefs  Irrungen  mit  den  Niederlanden,  der  einträglichsten 
Provinz  Oesterreichs,  deren  Einkünfte  sich  auf  7 600000  6. 
beliefen^).  Von  1754  bis  1787  waren  von  dort  250  Millionen 
Gulden  in  den  österreichischen  Staatsschatz  geflossen  ®).  Am 
19.  August  1787  erklärte  die  städtische  Deputation-  von 
Brabant,  dass  in  Folge  der  Verletzung  der  in  der  Joyeuse 
Entree  aufgestellten  auch  vom  Kaiser  beschworenen  Ver- 
fassung ihr  Gewissen  es  nicht  zulasse,  die  Forterhebung 
der  Steuern  zu  gewähren,  solange  hierin  nicht  Wandel  ge- 
schaffen werde  ^).  Bekanntlich  beharrte  der  Kaiser  bei  seiner 
Auffassung.  Die  Erzherzogin  Christine  schrieb  am  22.  Januar 
1790;  „Die  Lage  des  Kaisers  ist  entsetzlich  . . . Die  schönste, 
reichste,  anhänglichste  aller  Provinzen  ist  verloren  und 
damit  eine  Hauptfinanzquelle“  ®). 

Die  niederländischen  Generalstaaten  hüteten  ihr 
Steuerbewilligungsrecht  eifersüchtig.  Auch  Karl  V.  wagte 
nicht,  es  anzutasten.  Die  Zustimmung  zu  jeder  Bede  geschah 
gewöhnlich  mit  dem  Vorbehalte,  dass  sie  nicht  gelten  solle, 
wenn  auch  nur  Eine  der  Provinzen  sich  der  Erfüllung  ihrer 
hierauf  bezüglichen  Verpflichtungen  entzöge.  Nichtsdesto- 
weniger stützten  sich  die  Finanzen  des  Kaisers  vornehmlich 
auf  die  Niederlande,  deren  Beiträge  die  eines  jeden  anderen 
seiner  Länder  bedeutend  überragten.  Allein  so  sehr  auch 

Springer,  a.  a.  0.  I 36.  37. 

2)  Ranke,  Die  deutschen  Mächte  und  der  Fürstenbund.  S.  126.  395. 

Heigel,  Deutsche  Geschichte.  Stuttgart  1899.  I 335. 

Eanke,  a.  a.  0.  S.  307. 

Heigel,  a.  a.  0,  I 207. 
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der  bewunderungswürdige  Aufschwung  ihres  Handels  ihre 
Leistungskraft  erhöhte,  so  mussten  ihnen  doch  die  unauf- 
hörlichen Ansprüche  der  unersättlichen  Regierung  als  alles 
Mass  überschreitend  erscheinen,  weshalb  sie  sich  dieser 
gegenüber  immer  widerstrebender  zeigten  ^).  1531  machten 

ungefähr  zwanzig  Städte  dem  Kaiser  Vorstellungen,  sie  be- 
merkten u.  A.,  dass  die  Steuern  auf  Getränke,  Getreide, 
Torf  u.  s.  w , den  Fortschritt  ihrer  Industrie  beeinträchtigten^). 
1541,  während  des  Krieges  mit  Frankreich,  bewilligten  die 
Stände  dessen  ungeachtet  10“/o  von  allen  Immobiliareinkünften, 
Renten  u.  s.  w,  und  10®/o  vom  Verdienste  der  Kaufleute®). 
Auf  Karl  V.  ist  die  erste  holländische  Anleihe  zurückzuführen. 
1523  erlangten  die  Generalstaaten  vom  Kaiser  die  Bewilligung 
zur  Aufnahme  einer  Anleihe,  deren  Zinsen  5000  fl.  betragen 

sollten '‘). 

Im  Frühjahr  1656  forderte  Philipp  II.  von  der  General- 
staatenversammlung in  Brüssel  eine  Bede  bestehend  aus 
dem  hundertsten  Pfennig  von  allen  unbeweglichen  und  aus  dem 
fünfzigsten  von  allen  kaufmännischen  Gütern.  Das  \ er- 
langen wurde  in  dieser  zwingenden  Form  von  den  meisten 
Provinzen  abgelehnt,  dem  Könige  aber  dagegen  eine  be- 
deutende Summe  („don  gratuit“)  freiwillig  angeboten,  die 
er  in  der  Voraussicht  eines  nahenden  Krieges  mit  Frankreich, 
während  dessen  alle  inneren  Irrungen  vermieden  werden 
mussten,  aniiahm®).  Inmitten  der  finanziellen  Verlegenheiten 
führte  Armenteros  einen  schwunghaften  Aemterhandel  in 
den  Niederlanden  ein.  Alle  von  der  Herzogin  Margaretha 
von  Parma  abhängigen  Aemter  und  Pfründen  wurden  den 
Meistbietenden  überlassen,  wozu  sich  ein  unwürdiger  Schacher 
mit  Lotterieconcessionen  gesellte.  Als  man  sich  bei  dem 
Könige  darüber  beschwerte,  entschuldigte  sich  Margaretha 


Baumgartner,  a.  a.  0.  III  53. 
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damit,  dass  sie  bei  dem  unregelmässigen  Eingänge  ihrer 
Einkünfte  nur  auf  solche  Weise  ihren  Hofhalt  habe  be- 
streiten können  ^). 

Trotz  der  Gegenversicherungen  Karls  V.  (1554)  und 
Philipps  II.  (1557)  führte  Alba  1569  die  spanische  alcabala 
in  den  Niederlanden  ein,  zu  dem  Satze  von  10 ^/o  beim 
Verkaufe  aller  beweglichen  und  5®/o  beim  Verkaufe  und 
jeder  Vererbung  unbeweglicher  Güter.  Ausserdem  wurde  ein 
Hundertster  hinzugefügt,  den  jeder  Niederländer  von  seinem 
gesammten  Besitze  entrichten  sollte.  Die  Steuer,  die  bei 
dem  lebhaften  Verkehr  in  den  Niederlanden  als  ungleich 
lästiger  empfunden  werden  musste  als  in  Spanien,  wo 
Handel  und  Industrie  daruiederlagen , erregte  allgemein 
Schrecken  und  in  vielen  Provinzen  entschiedenen  Widerstand, 
den  heftigsten  in  Utrecht;  ihm  wurde  durch  Einquartierung 
des  lombardischen  Regimentes  in  der  Stadt  begegnet,  das 
wie  in  leindesland  hauste.  Ausserdem  wurden  Provinz  und 
Stadt  Utrecht  aller  ihrer  Privilegien  und  ihres  Einkommens 
verlustig  erklärt.  Als  Philipp  einsah , dass  der  nieder- 
ländische Handel  durch  die  neue  Steuer  zu  Grunde  gerichtet 
werden  würde,  fragte  er  zunächst,  welcher  Summe  die  Re- 
gierung bedürfe,  und  als  2 Millionen  Gulden  als  der  zunächst 
erforderliche  Betrag  bezeichnet  wurden,  verzichtete  Alba 
im  königlichen  Aufträge  auf  die  Erhebung  des  10.  und 
20.  Pfennigs,  wandte  aber  das  spanische  Mittel  des  Encabe- 
zaniiento  an , wonach  der  Steuerertrag  auf  die  erwähnte 
Summe  berechnet  ward.  Es  wurde  also  gegen  jährliche 
Bezahlung  von  2 Millionen  6.  die  alcabala  fallen  gelassen. 
Allein  schon  im  Februar  1571  musste  Alba  dem  Könige  be- 
richten , dass  die  Gassen  erschöpft  seien , weshalb  nun  doch 
wieder  die  alcabala  eingeführt  werden  sollte.  Da  erhob 
sich  ein  allgemeiner  Sturm  der  Entrüstung ; die  Erbitterung 
nahm  von  Tag  zu  Tag  zu,  viele  Kaufleute  schlossen  ihre 
Läden.  Nun  schritt  Alba  wieder  zur  Gewalt,  Soldaten- 
einquartierungen nahmen  überhand,  ja  er  soll  sogar  befohlen 


')  Racbfahl,  Margaretha  von  Parma.  München  1898.  S.  143. 
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haben,  die  Widerstrebenden  an  den  Thüren  ihrer  Häuser 
aufzuknüpfen.  Auf  die  Nachricht  jedoch  von  der  Einnahme 
Briels  durch  die  Wassergeusen  wurde  1572  in  Madrid  be- 
schlossen, die  weitere  Erhebung  der  verhassten  Steuer  zu 
unterlassen.  In  seiner  Verblendung  hatte  Alba  selbst  die 
Versiegung  seiner  Hilfsquellen  in  den  Niederlanden  herbei- 
geführt, indem  er  durch  seine  gewaltsamen  Massregeln  den 
Handel  zu  Grunde  richtete  und  Massen  der  wohlhabendsten 
und  tüchtigsten  Bürger  zur  Auswanderung  trieb*). 

Die  Noth  als  Lehrmeisterin  bewährte  sich  in  mannig- 
fachen Beziehungen  in  den  Niederlanden.  Die  Holländer 
waren  es,  die,  durch  ihren  langen  Unabhängigkeitskrieg  ge- 
zwungen, alle  ihre  Kräfte  anzuspannen,  um  Mittel  und  Wege 
zur  Bekämpfung  der  riesigen  spanischen  Armee  ausfindig 
zu  machen,  hierbei  eine  so  hervorragende  Begabung  ent- 
wickelten, dass  die  Staatsmänner  der  bedeutendsten  Reiche 
in  der  Kunst  der  Besteuerung  die  holländischen  Einrichtungen 
zum  Vorbilde  nahmen.  Wir  erinnern  insbesondere  daran, 
dass  nach  holländischem  Muster  die  Accise  zur  Zeit  des 
Bürgerkrieges  und  die  Stempelgebühr  — die  in  Holland 
1624  in  Aufnahme  gekommen  war  — unter  Wilhelm  III.  in 
England  eingeführt  wurden. 

Die  Zahl  der  Steuern  war  so  ausserordentlich  gross, 
dass  der  englische  Gesandte  Temple  behauptete,  beim  Ge- 
nüsse eines  Fischgerichtes  müsse  man  30  ver- 
schiedene Steuern  bezahlen,  welcher  Ausspruch  nach 
Angabe  eines  gleichzeitigen  holländischen  Schriftstellers 
buchstäblich  richtig  war^). 

Als  endlich  im  westfälischen  Frieden  Spanien  die  Un- 
abhängigkeit der  Niederlande  anerkannte,  folgten  die  Kriege 
mit  England  und  Frankreich,  wodurch  die  holländische 
Staatsschuld  beträchtlich  vermehrt  ward.  Schon  1643  war 
über  ihre  Höhe  bitter  geklagt  und  deshalb  zum  Frieden 

9 Wenzelburger,  a.  a.  0.  II  275  ff.  Ranke,  Die  spanische  Monar- 
chie.  S.  384. 

Laspeyres,  Geschichte  der  volkswirtschaftlichen  Anschauungen 
in  den  Niederlanden,  S.  217. 
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gerathen  worden,  wiewohl  die  Zinsen  fortwährend  reducirt 
wurden;  so  unter  dein  Statthalter  Mauritz,  von  6\4  auf 
5®/o,  1655  unter  Johann  de  Witt  von  5 auf  4®/o^).  Ebenso 
ertönen  fortwährend  Beschwerden  über  die  Höhe  der  Steuern, 
die,  nach  einer  Denkschrift  von  de  Witt,  die  Manufacturen 
zerstört,  den  Nutzen  der  Fischereien  auf  ein  Minimum 
herabgedrückt  und  dadurch  die  Schifffahrt  beeinträchtigt 
haben  sollen,  in  der  Art,  dass  die  Concurrenz  der  Schweden, 
Dänen  und  namentlich  der  Hamburger,  die  weniger  belastet 
seien,  nur  schwer  ertragen  werden  könne.  Aus  demselben 
Grunde  leide  auch  das  Versicherungsgeschäft,  das  früher  von 
den  Holländern  nahezu  ausschliesslich  betrieben  worden  sei  ^). 

Diese  Klagen  werden  im  18.  Jahrhundert  fortgesetzt. 
Der  Ertrag  der  Colonialproducte , insbesondere  des  Kaffees, 
sinke  durch  eine  Gewichtsabgabe,  die  in  den  Niederlanden 
zu  bezahlen  sei,  zu  ihrem  Nachtheile  und  zu  Gunsten  der 
Länder,  die  diese  Abgabe  nicht  fordern  ^).  Von  dem  früheren 
Steuerpachtsystem  wird  — offenbar  hyperbolisch  — behauptet, 
dass  kaum  ein  Viertel  der  bezahlten  Steuerbeträge  in  den 
Staatsschatz  geflossen  und  dass  seit  der  Unterdrückung  dieses 
Systems  der  doppelte  Betrag  den  öffentlichen  Gassen  zu- 
gekommen sei.  Der  veraltete  Zolltarif  trage  ebenfalls  zum 
Niedergange  des  Handels  bei.  Die  Accise  habe  den  natür- 
lichen Preis  des  Brodes  und  des  Bieres  verdoppelt  ^).  Immer 
von  Neuem  wird  auf  die  grosse  Schuldenlast  hingewiesen, 
wobei  wieder  hervorzuheben  ist,  dass  im  18.  Jahrhundert  die 
Zinsen  abermals  und  zwar  so  stark  reducirt  wurden,  dass 
schliesslich  die  meisten  Staatsschulden  nur  2V2 -3®/o  Zinsen 
trugen®).  Die  Staatsschuld  betrug  1717  beinahe  800  Millionen. 
Sie  wurde  bis  zum  Ausgange  des  Jahrhunderts  wenig  ver- 
ändert. Zur  Zeit  der  französischen  Invasion,  1795,  betrug 
sie  787  Millionen  Gulden.  Der  finanziellen  Verhältnisse 

0 a.  a.  0.  S.  247. 
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zur  Zeit  der  österreichischen  Herrschaft  haben  wir  bereits 
gedacht. 

Auch  nachdem  das  ständische  Steuerbewilligungsrecht 
fast  allenthalben  auf  demContinente  thatsächlich  geschwunden 
war,  erhielt  es  sich  in  den  katholischen  Niederlanden  un- 
versehrt *). 

Seinem  tyrannischen  Charakter  entsprechend  unternahm 
Heinrich  VIII.  von  England,  nachdem  er  den  von  seinem 
Vater  übernommenen  Schatz  verschwendet  hatte,  einen  Ver- 
such — den  ersten  seit  Eduard  III.  — allgemeiner  Be- 
steuerung ohne  Bewilligung  des  Parlaments,  das  während 
der  14  jährigen  Verwaltung  Wolseys  ein  einzigesmal  berufen 
wurde  2).  In  den  Jahren  1522  und  1525  wurden  Commissionen 
im  ganzen  Reiche  beauftragt.  Jedermann  den  Werth  seines 
Besitzthums  unter  Eid  erklären  zu  lassen  und  hiernach  einen 
Theil  davon  — 1525  ein  Sechstel  — in  baarem  Gelde,  Silber- 
geschirr oder  Juwelen  einzufordern.  1545  schritt  Heinrich 
neuerdings  zu  einer  Forderung  der  euphemistisch  genannten 
benevolences,  wiewohl  solche  durch  ein  Statut  Richards  III. 
verboten  worden  waren  (s.  IV/IPI  690).  Frei  davon  waren 
nur  Personen,  deren  Grundbesitz  weniger  als  zwei  Pfund  oder 
deren  Viehbestand  weniger  als  15  Pfund  werth  war.  An 
einem  gewissen  Reed , der  die  Zumuthung  des  Königs  ab- 
lehnte, rächte  sich  dieser  auf  entsetzliche  Weise.  Die  eng- 
lische Armee  befand  sich  damals  auf  einem  Feldzuge  an  der 
schottischen  Grenze.  Reed  wurde  gezwungen,  als  Soldat  auf 
eigene  Kosten  zu  dienen,  und  der  General  Ewer  ward  be- 
auftragt, ihn  an  den  gefährlichsten  Stellen  zu  verwenden 
und  den  härtesten  Entbehrungen  auszusetzen  ^).  — Auch  war 
unter  Heinrich  1513  eine  polltax  auferlegt  worden.  (Diese 
hatte  eine  doppelte  Bedeutung,  nämlich,  wie  eben  unter  Hein- 
rich, die  einer  Kopfsteuer;  es  wurde  aber  auch  eine  Form 
einer  gelegentlich  erhobenen  Steuer  so  genannt.)  Jeder 

>)  Vgl.  Jellinek,  Gesetz  und  Verordnung.  S.  163. 

2)  Dowell,  A Ilistory  of  taxation  and  taxes  in  England.  1884.  II  3. 
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Herzog  hatte  10  Mark  (zu  13  sh.  4 penee)  zu  bezahlen, 
jeder  Graf  4 Pfund,  jeder  Baron  2 Pfund,  jeder  Ritter  oder 
Besitzer  von  mindestens  800  Pfund  30  sh.;  jeder  Arbeiter, 
der  mindestens  40  sh.  verdiente , 1 sh ; jede  andere  Person 
männlichen  Geschlechts  im  Alter  von  wenigstens  15  Jahren 
4pence^).  Auch  Confiscationen  spielten  unter  Heinrich  und 
seinen  Nachfolgern  eine  grosse  Rolle.  Ferner  bemächtigte 
er  sich  in  seiner  Habgier  aller  kostbaren  Weihgeschenke, 
Reliquienschreine  u.  s.  w.  U.  A.  wurde  das  mit  Gold  und 
Edelsteinen  reichlich  ausgestattete  Grab  Thomas  Beckets  in 
Canterbury  für  den  königlichen  Schatz  beraubt^).  Weiter- 
hin nahm  er  zu  Münzverschlechterungen  seine  Zuflucht  (vgl. 
IV/II/I  744).  Ungeachtet  all  dieser  fiscalischen  Ungeheuer- 
lichkeiten und  der  Veräusserung  eines  grossen  Theiles  der 
durch  die  Klöstereinziehung  so  sehr  vermehrten  Domänen 
stellte  der  König  zweimal,  1529  und  1544,  die  Zahlungen 
ein,  oder,  wie  es  zuletzt  beschönigend  hiess,  es  wurde  ihm 
die  Berichtigung  der  seit  1542  gemachten  Schulden  erlassen, 
mit  der  Befugniss,  wofern  er  Theile  davon  zu- 
rückgezahlt haben  sollte,  die  betreffenden  Be- 
träge sogar  von  den  Erben  der  befriedigten 
Gläubiger  zurückfordern  zu  dürfen^).  Bereits 
1525  war  wegen  der  ungesetzlichen  Besteuerung  ein  Auf- 
stand ausgebrochen.  Aus  dem  nämlichen  Grunde  folgte 
einer  unter  der  Regierung  Eduards  VI.,  die  auch  das  Eigen- 
thum aller  Personen  confiscirte,  welche  die  königliche 
Suprematie  leugneten  und  die  päpstliche  anerkannten*). 

Maria,  die  ungeachtet  des  Angebotes  von  14®/o  Zinsen 
keinen  Credit  zu  erlangen  vermochte,  schritt  — gleich  ihrem 
Vater  — zu  Gewaltmitteln.  Sie  erwirkte  ein  Anlehen  durch 
Beschlagnahme  von  Schiffen  und  ein  anderes  durch  erzwungene 
Bürgschaft  der  Stadt  London®). 

9 Dowell,  a.  a.  0.  III  5 flf. 

9 Brosch,  Geschichte  Englands.  VI  331.  332. 

9 a.  a.  0.  S.  361. 

9 Goldsmith,  History  of  England,  ch.  XXIV. 

9 Vocke,  Geschichte  der  Steuern  des  britischen  Reiches.  S.  36. 
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Im  Gegensätze  zu  ihrem  Vater  berief  Elisabeth  das 
Parlament  oft.  Sie  war  so  sparsam,  dass  ihr  Haushalt  mit 
einem  Drittel  der  Kosten  bestritten  wurde,  die  Maria  auf 
den  ihrigen  verwendet  hatte.  Einen  grossen  Theil  der  be- 
treffenden Auslagen  hatten  die  Edelleute  zu  tragen,  bei  denen 
sie  sich  einzuladen  liebte.  Aber  auch  grosse  Staatslasten, 
wie  die  für  die  Armada,  verstand  sie,  zu  grossem  Theile 
auf  freigebige  und  patriotische  Private  abzuwälzen*).  Auch 
Elisabeth  nahm  zu  Zwangsanlehen  ihre  Zuflucht,  die  aber 
unter  ihr  zum  erstenmale  pünktlich  bezahlt  wurden  9*  Dass 
der  Antheil  an  privaten  Kaperunternehmungen  eine  Einnahme- 
quelle für  sie  bildete,  haben  wir  bereits  erwähnt,  ebenso, 
dass  sie  die  Monopole , die  sie  anfangs  gewährt  hatte , in 
Folge  des  Widerspruchs,  dem  sie  begegneten,  fahren  Hess. 
Auch  aus  Charters  für  Handels-  und  Schifffahrtsunter- 
nehinungen,  die  sie  bewilligte,  zog  sie  ein  Einkommen,  das 
aber  durch  Entgang  von  Zöllen  aufgewogen  worden  sein  solU). 
Die  Finanzen  sollen  durch  die  Sorglosigkeit  oder  Unredlich- 
keit der  Steuereinnehmer  und  anderer  Mittelspersonen  ge- 
litten haben.  Die  Armeelieferanten,  welche  die  Truppen  in 
Irland  mit  Tuch  zu  versehen  hatten,  sollen  die  Hälfte  unter- 
schlagen haben.  Auch  Sir  Thomas  Gresham,  der  das  be- 
sondere Vertrauen  der  Königin  besass,  wird  unlautern  Ge- 
bahrens  beschuldigt*),  das  allerdings  im  16.  und  17.  Jahr- 
hundert milder  beurtheilt  ward.  Jedenfalls  gebührt  ihm  das 
Verdienst,  den  Staatscredit  Englands  bedeutend  gehoben  zu 
haben.  Den  bis  dahin  bestandenen  Unfug,  bei  Anlehen 
Juwelen  und  andere  Waaren  an  Geldesstatt  annehmen  und 
dadurch  verhüllter  Weise  höhere  Zinsen  bezahlen  zu  müssen, 
beseitigte  er  vollends®). 


1)  Mareks,  Königin  Elisabeth  von  England.  S.  47.  Cnnningham, 
The  growth  of  English  industry  and  commerce  in  modern  times.  Cam- 

bridge  1892.  p.  65. 

2)  Brosch,  a.  a.  0.  VI  627. 

®)  Rogers,  A History  of  agriculture  and  prices.  V 4. 
Cnnningham,  a.  a.  0.  S.  66.  67, 

Ehrenberg,  Das  Zeitalter  der  Fugger.  II  33. 
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Die  Ordnung,  die  Elisabeth  in  das  Finanzwesen  gebracht 
hatte,  wurde  unter  Jacob  I.  empfindlich  gestört.  In 
schneidendem  Gegensätze  zu  seiner  grossen  Vorgängerin 
kleinlich  und  verschwenderisch,  befand  er  sich  fortwährend 
in  Geldnoth,  half  sich  durch  Domänenverkäufe,  missbräuch- 
liche Anwendung  von  Feudalrechten,  Rückkehr  zu  den  ver- 
pönten Monopolen,  benevolences , Handel  mit  Adelsbriefen, 
Peerschaften  u.  s.  w.  und  liess  durch  die  Sternkammer  sehr 
hohe  Geldstrafen  auferlegen.  Das  im  Mittelalter  so  lästig 
gewesene  „purveyance“  genannte  königliche  Vorrecht  (IV/IPI 
681.  682)  gab  zur  Zeit  Jacobs  zu  besonderen  Klagen  Ver- 
anlassung, sowohl  w'egen  der  w’eit  über  Bedarf  genommenen 
Menge  der  Nahrungsmittel,  wovon  der  Ueberschuss  zum 
Vortheile  der  königlichen  Diener  verkauft  wurde,  als  auch 
wegen  der  Niedrigkeit  der  dafür  bezahlten  Preise.  Die 
purveyors  lebten  auf  dem  Lande  in  Saus  und  Braus  auf 
Kosten  der  Bevölkerung,  fällten  Bäume  ohne  Erlaubniss  der 
Eigenthümer  und  nöthigten  zur  Arbeit  für  geringen  oder 
gar  keinen  Lohn’).  Es  ist  daher  begreiflich,  dass  dem 
Könige  eine  Ablösungssumme  von  jährlich  50000  Pfund  für 
das  in  Rede  stehende  „Recht“  angeboten  wurde  ^),  worauf 
er  aber  nicht  eingegangen  zu  sein  scheint.  Jacob,  der  einen 
dreifachen  Hofhalt  führte,  den  Staatsschatz  und  den  grössten 
Theil  der  Domänen  zur  Befriedigung  unwürdiger  Günstlinge 
vergeudete  und  dessen  Regierung  durch  schamlose  Corruption 
befleckt  war,  suchte  sich  von  seinen  Geldverlegenheiten  zu 
befreien , ohne  das  Parlament  in  Anspruch  zu  nehmen. 
Ausser  den  angeführten  Mitteln  wandte  er  noch  insbesondere 
das  eigenmächtiger  Zölle  und  Zollerhöhungen  an;  die  Zölle 
sollen  unter  ihm  um  mehr  als  das  Zwanzigfache 
gestiegen  sein^).  Jacob  hegte  die  Ansicht  — und  ward 
durch  eine  richterliche  Entscheidung  darin  bestärkt  — dass 
es  zu  seinen  Prärogativen  gehöre,  ausländische  Waaren  mit 

0 Hallam,  a.  a.  0.  I 304. 

Gardiner,  History  of  England  from  the  accession  of  James  I. 
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beliebigen  Zollsätzen  zu  belasten.  Das  ungesetzliche  Ge- 
bühren Jacobs  führte  zu  dem  ersten  Conflicte  mit  dem  Par- 
lamente, wo  die  Befürchtung  ausgesprochen  ward,  dass  nach 
den  Argumenten  des  Königs  das  gesammte  Eigenthum  der 
Unterthanen  von  ihm  confiscirt  werden  könnte;  am  8.  Juli 
1610  ward  eine  Bill  eingebracht,  des  Inhalts,  dass  fortan 
keine  neue  Steuer  ohne  Zustimmung  des  Parlaments  auf- 
erlegt werden  dürfe ; sie  fiel  im  Oberhause.  Am  3.  November 
stellte  das  Haus  der  Gemeinen  die  Forderung,  dass  fortan 
die  Parlamentsberufungen  nicht  vernachlässigt  werden  mögen. 
Mit  der  Auflösung  des  ersten  Parlaments  Jacobs  am  9.  Fe- 
bruar 1611  brach  der  Kampf  zwischen  den  beiden  höchsten 
Gewalten  aus,  der  nach  zwei  Revolutionen  mit  dem  Siege 
des  Hauses  der  Gemeinen  endigte. 

Zu  erwähnen  haben  wir  noch  der  XJntei Stützung,  die 
Jacob  von  kirchlichen  und  weltlichen  Grossen  durch  frei- 
willige Spendung  ihres  Silbergeschirrs  gewährt  ward  ’).  Doch 
wurden  durch  sämmtliche  Beihilfen  nur  vorübergehende  Er- 
leichterungen bewirkt,  da  Jacobs  Verschwendungen  bodenlos 
waren.  Auch  soll  er  seinem  Schwiegersöhne  Friedrich  von 
der  Pfalz  riesige  Summen  geschenkt  haben  ^).  Dabei  konnten 
die  Armee,  die  Marine,  die  Botschafter  u.  s.  w.  oft  nicht  be- 
zahlt werden;  in  jeder  Regierungsabtheilung  waren  Rück- 
stände. Allgemein  wusste  man , dass  am  Hofe  Alles  käuf- 
lich war. 

Auch  Karl  I.  — dem  von  seinem  Vater  die  grosse 
Schuldenlast  von  zwölf  Millionen  Pfund  hinterlassen  worden 
.^ar  — forderte  benevolences,  liess  Widerstrebende  aus  dem 
Volke  zum  Dienste  in  die  Marine  pressen  oder  durch  Ein- 
quartierungen bestrafen  und  unfügsame  Personen  aus  den 
höheren  Classen  verhaften.  Auch  unter  ihm  gelangten  Geld- 
strafen und  Monopole  zu  einer  riesigen  Ausdehnung.  Zu 
den  weiteren  ungesetzlichen  Mitteln,  deren  sich  Karl  in  seiner 
finanziellen  Noth  bediente,  gehörten  die  aufgedrungenen  Ver- 


1)  Gardiner,  a.  a.  0.  II  260. 

2)  Brosch,  a.  a.  0.  VII  31. 
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gleiche  bei  Ablehnung  der  Ritterwürde  ^) , die  nicht  nur 
Militärpersonen,  sondern  auch  Pächter  und  Kaufleute  ein- 
zugehen hatten.  Insbesondere  erinnern  wir  an  die  ungesetz- 
liche Erhebung  von  „tonnage“  und  „poundage“  (Ersteres  ein 
Zoll  auf  Wein,  Letzteres  ein  mit  einem  Schilling  vom  Pfund 
bemessener  Zoll  auf  alle  anderen  Waaren)  sowie  vom  Schiffs- 
gelde,  die  zu  so  furchtbaren  Contiicten  mit  der  Bevölkerung 
und  dem  Parlamente  führten.  An  die  „petition  of  right“ 
(„the  second  Great  Charter  of  the  liberties  of  England“), 
die  von  ihm  angenommen  worden  war,  wodurch  er  sich  ver- 
pflichtete, Gelder  ohne  Zustimmung  des  Parlaments  nicht  zu 
erheben,  hielt  er  sich  nicht  gebunden.  In  seiner  Noth  ver- 
kaufte er  Silbergeschirr  für  15000  Pfund,  das  einen  weit 
höheren  künstlerischen  Werth  hatte,  und  schritt  zu  noch 
verzweifelteren  Mitteln,  wie  z.  B.  zur  Confiscation  der 
Depositen,  die  von  Londoner  Kaufleuten  der 
königlichen  Münze  anvertraut  worden  waren. 
Die  Königin  drang  in  die  Katholiken,  dem  Könige  ihre 
Dankbarkeit  durch  ihre  Beihilfe  zu  bezeugen.  Sie  spendeten 
10000  Pfund.  Die  geheimen  Räthe  gewährten  dem  Könige 
ein  Darlehen  von  300000  Pfund  ^).  1040  wandte  sich  die 
Königin  an  den  Papst  um  Hilfe.  Die  Antwort  aus  Rom 
lautete,  Karl  könne,  wofern  er  Katholik  werde,  über  Menschen 
— 6—8000  Soldaten  — und  Geld  verfügen.  Erfülle  er 
diese  Bedingung  nicht,  so  könne  nichts  für  ihn  geschehen  ^). 
Zu  Beginn  des  Jahres  1641  war  die  Noth  des  Hofes  so  gross, 
dass  Karl  sich  zu  der  Erklärung  gedrängt  sah,  dass  er  die 
offene  Tafel,  die  er,  der  Sitte  gemäss,  für  die  Mitglieder 
des  Oberhauses  während  der  Parlamentssession  hielt,  auf- 
geben müsse.  Noch  peinlicher  war  es  für  ihn,  dass  er  seiner 
Schwiegermutter  die  Gelder,  die  ihr  von  ihm  ausgesetzt 
worden  waren,  zu  zahlen  nicht  mehr  im  Stande  war^). 
Ausgiebige  Hilfe  kam  1642  vom  Prinzen  von  Oranien.  Nicht 

0 Hallam,  a.  a.  0.  I 428. 

Gardiner,  The  fall  of  the  monarchy  of  Charles  I.  I 229.  283. 
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weniger  als  1 200000  Pfund  waren  im  Ganzen  gesandt  worden  *). 
Jede  der  streitenden  Parteien  erhielt  reiche  Gaben  an  Geld, 
Juwelen  und  Silbergeschirr,  wovon  ungeheure  Mengen  im 
Besitze  Reicher  waren  2).  Auf  Pyms  Anregung  wurde  die 
Accise  nach  holländischem  Vorbilde  vom  langen  Parlamente 
eingeführt ^).  Die  Leistungen,  deren  dieses  Parlament,  das 
die  Revolutionsarmee  zu  unterhalten  hatte,  bedurfte,  waren, 
in  Ermanglung  aller  Controle  und  in  Folge  der  hieraus  er- 
wachsenen Missbrauche,  sehr  drückend.  Mannigfache  Be- 
sitzungen der  Krone  und  ihrer  Anhänger  wurden  verkauft 
und  von  diesen  Zwangsanlehen  oder  Abfindungsgelder  er- 
presst^). Die  Lasten  waren  in  Folge  des  Bürgerkrieges  so 
sehr  gestiegen,  dass  in  den  ersten  Monaten  des  Jahres  1647 
von  allen  Seiten  verzweifelte  Rufe  nach  Wiederherstellung 
des  Friedens  laut  wurden®). 

Ganz  willkürlich  und  tyrannisch  war  die  Finanzpolitik 
Cromwells,  der,  mit  gewaltsamer  Verletzung  der  Amnestie- 
acte, von  allen  Royalisten  eine  Einkommensteuer  von  10®/o 
erheben  Hess,  bei  deren  Berechnung  überdies  mit  grösster 
Härte  verfahren  wurde.  Ausserdem  verhängte  er  über  die 
ohnehin  durch  die  dem  Könige  geleistete  Hilfe  verarmten 
Royalisten  Geldstrafen,  die  manche  von  ihnen  vollends  zu 
Grunde  richteten®),  und  häufig Confiscationen  ihres  gesammten 
Grundeigenthums.  Im  November  1652  stieg  die  Zahl  der  so 
Beraubten  auf  618.  Im  October  1653  nahm  Cromwell  bei 
Nonconformisten  (recusants)  eine  Zwangsanleihe  auf^).  Er 
veräusserte  beinahe  alle  Domänen ; die  Verkäufe  wurden  aber 
später,  da  sie  vom  Parlamente  nicht  bestätigt  worden  waren, 

Gardiner,  History  of  the  great  civil  war.  London  1888—1891. 

I 74. 

. 2)  Dndley  North  sagte,  allerdings  hyperbolisch:  „every  Man  has 

plate  in  his  house“  (Discourses  upon  Trade.  London  1691.  PostScript.). 
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’)  Gardiner,  History  of  the  Commonwealth  and  Protectorate.  II 
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mit  einiger  Rücksicht  auf  bona  fide  Käufer  und  Royalisten, 
für  ungültig  erklärt  ^).  Ein  Theil  der  spanischen  Silberllotte, 
deren  Ladung  die  Mittel  zum  Kriege  gegen  England  bieten 
sollte,  fiel  Cromwell  in  die  Hände  und  brachte  ihm  eine 
Million  Pfund  2).  Abwesende  (absentees),  d.  h.  alle  Per- 
sonen, die  das  Reich  verliesseu,  ausgenommen  Kaufleute, 
deren  Bei  uf  Reisen  über  See  erfoi'derte,  oder  vom  Protector 
hierzu  Ermächtigte,  wurden  von  ihrem  Grund  und  Boden, 
Capital  und  Vieh  doppelt  besteuert®).  Das  Alles  genügte 
aber,  angesichts  der  kriegerischen  Politik,  keineswegs.  In 
den  unaufhörlichen  Finanznöthen  dachte  man  sogar  wieder- 
holt an  den  Verkauf  von  Cathedralen  ^).  Der  Widerwille 
gegen  unbewilligte  Auflagen,  der  Karl  I.  zu  Grunde  gerichtet 
hatte,  wurde  nun  auch  dem  Protector  fühlbar®),  der  dadurch 
aller  Popularität  verlustig  ging.  Er  hinterliess  ein  beträcht- 
liches Deficit  und  Schulden. 

Die  masslosen  Verschwendungen  Karls  II.  begannen 
bereits  in  seinem  Exil,  während  dessen  er  Schulden  im  Be- 
trage von  3 Millionen  einging.  Die  Corruption  erreichte 
unter  ihm  vielleicht  eine  noch  grössere  Ausdehnung  als  unter 
seinem  Grossvater.  Seine  riesigen  Schenkungen  an  Höf- 
linge waren  nicht  genau  zu  ermitteln,  weil  sie  oft  in  der 
Form  von  Verkäufen  zu  nahezu  nominellen  Beträgen  ver- 
hüllt wurden®).  Die  einträglichste  Steuer  war  die  Accise, 
die  im  letzten  Regierungsjahre  Karls  585  000  Pfd.  netto  ein- 
brachte ^).  10(32  ward  ihm  eine  Haussteuer  bewilligt,  die 

sich  auf  alle  Häuser  mit  Ausnahme  von  Cottages  erstreckte. 
Diese  Frankreich  nachgebildete  Steuer  betrug  2 sh.  für  jeden 
Herd  oder  Ofen  in  jedem  Wohnhause,  weshalb  sie  unter 
dem  Namen  Herdgeld  (hearth-money  oder  chimney-money) 
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bekannt  wurde  ^).  Die  Armensteuer  (poor  rate)  war  damals 
die  schwerste  aller  Abgaben,  sie  wurde  mit  700000  Pfd. 
jährlich  berechnet,  was  mehr  war  als  die  Accise  oder  die 
Zölle  einbrachten  und  beinahe  die  Hälfte  des  Einkommens 
der  Krone  erreichte.  Sie  stieg  binnen  Kurzem  auf  mehr 
als  800  000  Pfd.®).  Auch  griff  Karl  wiederholt  zu  poll  taxes, 
die  aber  immer  sehr  unpopulär  waren,  was  besonders 
von  der  von  1066— 1667  gilt®).  Wie  vor  ihm  Cromwell, 
wurde  Karl  in  seinem  Geldbedarfe  von  den  Goldschmieden 
kräftig  unterstützt.  Es  bildete  sich  in  der  Bevölkerung  der 
Gebrauch  aus,  Gelder  bei  den  Goldschmieden  zu  hinterlegen, 
die  solche  Kaufleuten  und  anderen  Personen,  die  Darlehen 
auf  kurze  Frist  bedurften,  liehen.  Bald  gehörte  der  König 
zu  den  grossen  und  regelmässigen  dieser  Kunden  und  ward 
auf  diese  Weise  in  den  Stand  gesetzt,  die  Beträge,  die  das 
Parlament  bewilligt  hatte,  alsbald  vorschussweise  zu  erhalten. 
1672  wurden  diese  Geschäfte  gewaltsam  unterbrochen,  da 
der  König  die  Rückzahlung  aus  dem  Staatsschätze  unterliess 
und  sich  auf  diese  Art  über  1300000  Pfd.  aneignete.  Die 
Regierung  erklärte,  dass  sie  statt  der  Einlösung  der  schuldigen 
Summe  — die  einer  grossen  Anzahl  von  Deponenten,  an- 
geblich 10000,  gehörte  — unter  Hinzufügung  der  Zinsen 
mit  6®'o  verzinsen  und  erst  in  einem  Jahre  die  Zahlungen 
wieder  aufnehmen  werde,  ein  Vorgang  der,  nachdem  die 
Geldmänner  sich  aufs  neue  hatten  bethören  lassen,  wieder- 
holt ward.  Diese  Schulden  wurden  nie  zurückgezahlt  und 
später  in  die  Nationalschuld  eingeschlossen  ^).  Aller  solcher 
Auswege  ungeachtet,  und  wiewohl  der  König  — nachdem 
er  sich  nach  Holland  und  Spanien  vergeblich  um  Unter- 
stützung gewandt  hatte  — ein  Pensionär  Ludwigs  XIV. 
wurde,  gerieth  er  in  die  grösste  Noth,  da  er  selbst  für  seine 
dringendsten  persönlichen  Bedürfnisse  keinen  Credit  mehr 
zu  erlangen  vermochte.  Als  eine  parlamentarische  Commission 
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die  Bücher  der  Beamten  des  Staatsschatzes  und  der  Marine 
untersuchen  sollte,  geriethen  diese  sowie  der  Hof  in  Be- 
stürzung, da  sich  die  vorgekommenen  Unregelmässigkeiten 
nicht  verhehlen  Hessen^).  Es  ist  kaum  glaublich,  wessen 
Karl  fähig  war,  um  nur  Geld  zu  erlangen.  Noch  schlimmer 
war  seine  Duldung  der  masslosen  Bestechlichkeit  seiner 
Minister  und  anderer  hoher  Würdenträger,  deren  sehr  grosse 
Gehalte  — der  des  Lord  Schatzkanzlers  z.  B.  betrug  8000  Pfd., 
der  des  Heereszahlmeisters  5000  Pfd.  — der  kleinste  Theil 
ihres  Einkommens  waren.  Titel,  Stellen,  Commissionen,  Straf- 
erlässe wurden  auf  offenem  Markte  verkauft  und  jeder  unter- 
geordnete Beamte  ahmte  in  seiner  Sphäre  das  böse  Beispiel 
nach  2). 

Jacob  II.  hegte  die  Ansicht,  dass  es  ganz  von  seinem 
Belieben  abhänge,  ob  er  das  Parlament  berufen  wolle  oder 
nicht.  Dieser  autokratischen  Anschauung  entsprechend  waren 
die  Finanzmittel,  deren  er  sich  bediente.  Confiscationen 
wurden  von  ihm  in  härtester  Weise  vorgenommen.  Straf- 
erlasse gegen  Zahlung,  die  auch  unter  früheren  Königen 
verkamen,  wurden  bei  ihm  zur  RegeP).  Gleich  seinem 
Bruder  stand  Jacob  im  Solde  Ludwigs  XIV.  Er  griff  auch, 
um  pecuniärer  Yortheile  willen,  in  privatrechtliche  Verhält- 
nisse ein.  Der  Aberglaube,  dass  Skrophulöse  durch  könig- 
liche Berührung  geheilt  zu  werden  vermögen,  führte  zur 
Zeit  Karls  II.  und  Jacobs  II.  zu  Ceremonien,  aus  denen  dem 
Staatsschätze  jährlich  eine  Auslage  von  nahezu  10000  Pfd. 
erwuchs^).  Wilhelm  III.  war  eine  zu  vornehme  Natur,  um 
sich  zu  einer  solchen  Comödie  herzugeben. 

Das  Parlament  hatte  sich  um  die  Vertheilung  der  be- 
willigten Summen  auf  die  einzelnen  Verwaltungszweige  nicht 
gekümmert.  Erst  seit  1666  wurden  diesen  Summen  sog. 
Appropriationsclausein  hinzugefügt,  wonach  die  Beträge  nur 
zu  den  Zwecken,  für  die  sie  bewilligt  wurden,  verwendet 

0 Ranke,  a.  a.  0.  V 35.  36. 

2)  Macaulay,  a.  a.  0.  I 303—305. 

Hearn,  a.  a.  0.  S.  370.  ■ • . 

Macaulay,  a.  a.  0.  V 143—145. 
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werden  durften.  So  entwickelte  sich  aus  dem  Steuer- 
bewilligungsrechte das  Budgetrecht. 

Zu  den  grossen  Verdiensten,  die  sich  Wilhelm  III.  um 
England  erwarb , gehört  auch  die  Einführung  eines  ratio- 
nellen Steuersystems.  Kurz  nach  seiner  Thronbesteigung 
wurde  über  sein  Einkommen  verhandelt.  Es  stellten  sich 
dabei  ernste  Schwierigkeiten  heraus,  weil  Whigs  wie  Tories 
von  der  Ansicht  durchdrungen  waren,  dass  die  Liberalität 
des  Parlaments  die  vornehmste  Ursache  der  Missstände  der 
letzten  30  Jahre  gewesen  sei.  Man  einigte  sich  darüber, 
dass  der  Antheil  an  der  Accise,  der  Jacob  II.  für  seine 
Lebenszeit  bewilligt  worden  war,  welcher  auf  300000  Pfd. 
jährlich  geschätzt  w'urde,  Wilhelm  und  Maria  zuzuerkenneu 
sei.  Es  ward  angenommen,  dass  mit  diesem  Betiage  und 
dem  erblichen  Einkommen  zusammen  die  von  der  parla- 
mentarischen Controle  unabhängigen  königlichen  Einkünfte 
zwischen  7 und  800000  Pfd.  betragen  würden.  Hieraus 
sollten  die  Kosten  des  königlichen  Haushalts  und  der  Civil- 
ämter,  deren  Liste  dem  Hause  vorgelegt  worden  war,  be- 
stritten werden.  Dieses  Einkommen  wurde  deshalb  Civil- 
liste  genannt^).  Die  Verfügung  über  confiscirte  Güter  war 
immer  als  ein  Vorrecht  der  Krone  betrachtet  worden,  doch 
lehnte  es  das  Parlament  ab,  Wilhelm  III.  die  hierauf  bezüg- 
lichen Ansprüche  zuzuerkennen;  es  machte  die  Verfügung 
über  verwirkte  Ländereien  von  der  parlamentarischen  Zu- 
stimmung abhängig^).  Unmittelbar  nach  der  Revolution 
erforderte  der  Krieg  mit  Frankreich  aussergewöhnliche  Hilfs- 
mittel, weshalb  1692  beschlossen  wurde,  den  Grundbesitz 
stärker  als  seither  heranzuziehen.  Dies  war  der  Ursprung 
der  gegenwärtigen  Grundsteuer  (land  tax).  Ihre  Bestim- 
mungen sind  von  1692  bis  auf  unsere  Zeiten  unverändert 
geblieben.  Danach  waren  in  Kriegszeiten  4 sh.  per  Pfd., 
in  Friedenszeiten  bis  auf  Georg  III.  2 bis  3 sh.  per  Pfd.  zu 
bezahlen.  1693  brachte  die  Steuer  zu  4 sh.  2 Millionen  ein, 

»)  a.  a.  0.  V 222.  223. 

*)  Ranke,  a.  a.  0.  VII  20. 
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eine  Summe,  die  nie  vorher  durch  directe  Besteuerung  er- 
hoben worden  war  und  die  In-  wie  Ausländern  gleich  riesig 
erschien  *).  1694  ward  die  Stempelgebühr  nach  holländischem 
Vorbilde  eingeführt  ^). 

Ende  1692  wurde  die  erste  eigentliche  Nationalschuld 
Englands  im  Betrage  von  einer  Million  abgeschlossen.  Wie 
wir  bereits  (IV/II/I  691)  erwähnten,  waren  die  Anlehen 
früher  in  ganz  privatrechtlicher  Weise  unter  Verpfändungen 
oder  Bürgschaften  abgeschlossen  worden.  Der  Credit  der 
Könige  war  lange  in  der  Weise  persönlich  gewesen,  dass 
Eduard  I.  und  Eduard  II.  die  Schulden  ihrer  Väter  aus 
purer  Pietät  übernahmen , um  den  Seelen  ihrer  Vorgänger 
im  Fegefeuer  eine  günstigere  Stellung  zu  bereiten  2).  Bis 
zum  Ausgang  des  17.  Jahrhunderts  war  der  Reichthum 
Englands  sehr  bedeutend  gewachsen,  so  dass  Unsummen  zu 
fruchtbringenden  Anlagen  vorhanden  waren,  von  denen  ein 
grosser  Theil  in  Ermanglung  der  hierzu  dargebotenen  Gelegen- 
heit zinslos  liegen  blieb,  während  ein  anderer  Theil  zu 
schwindelhaften  Unternehmungen  entlockt  wurde.  So  ward 
denn  das  Geldgesuch  der  Regierung  rasch  befriedigt,  aller- 
dings zu  dem  hohen  Zinsfuss  von  10%,  da  man  mit  der 
noch  nicht  geschwundenen  Furcht  einer  Gegenrevolution  zu 
rechnen  hatte,  bei  deren  Eintritt  Capital  und  Zinsen  ver- 
loren worden  wären.  Unter  dem  Eindrücke  der  Erfahrungen, 
die  mit  Karl  II.  gemacht  worden  waren  und  ähnlicher  Wahr- 
nehmungen, die  continentale  Staaten  darboten,  wurde  das 
Staatsschuldensystem  anfangs  äusserst  misstrauisch  betrachtet. 
Davenant  meinte  1699,  dass  in  England  weder  Industrie  noch 
Handel  zur  Blüte  gelangen  könnten,  solange  der  grösste 
riieil  der  Nationalschuld  nicht  bezahlt  würde.  Aber  noch 
Malpole,  Hiime  und  Chesterfield  äusserten  in  diesem  Punkte 
die  pessimistischesten  Ansichten.  Hume  meinte  mit  Rück- 
sicht auf  die  Staatsschuld,  dass  der  Wahnsinn  seiner  Zeit- 


9 Macaulay,  a.  a.  0.  VII  128.  129. 
9 Dowell,  a.  a.  0.  II  62. 

9 Vgl.  Roscher,  a.  a.  0.  IV  598. 
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genossen  den  der  Kreuzfahrer  überschreite.  Aehnlich  war 
die  Anschauung  bedeutender  Ausländer.  Der  Marquis  Victor 
von  Mirabeau  schreibt;  „Les  fonds  publics  d’Angleterre 
sont  aujourd’hui  chargös  de  80  millions  Sterlings  de  dette, 
somme  incroyable  et  idöale  pour  tout  autre  que  pour  ceux 
qui  la  doivent“.  Indessen  wurde  die  wachsende  Staatsschuld, 
angesichts  der  rapiden  Zunahme  des  Reichthums  in  Folge 
der  in  so  riesiger  Weise  zur  Entwicklung  gelangten  In- 
dustrie leicht  ertragen^).  1694  wurde  eine  weitere  Million 
mittelst  einer  Lotterieanleihe  aufgenommen,  die  sich  aber 
von  den  späteren  unterschied.  Sie  wurde  nämlich  mit  10  “/o 
verzinst,  aber  ^Uo  der  Antheile,  die  durch  das  Loos  bestimmt 
wurden,  erhielten  eine  höhere  Verzinsung^).  W^ährend  des 
spanischen  Erbfolgekrieges  hat  England  wohl  Lotterieanleihen 
abgeschlossen,  wobei  die  Prämien  bis  zu  einem  Drittel  des 
* Capitals  verschlangen.  Aber  noch  zur  Zeit  des  amerikanischen 
Aufstandes  waren  alle  englischen  Anleihen  mit  Lotterien 
verbunden. 

Die  Zölle,  die  seit  der  Restauration  für  die  Lebens- 
dauer des  Königs  bewilligt  worden  waren,  wurden  seit  der 
Regierung  der  Königin  Anna  für  immer  zugestanden.  M"ie 
unter  Wilhelm,  so  wurde  auch  unter  Anna  (1709)  eine  Haus- 
steuer auferlegt,  und  zwar  von  jedem  Hause  mit  20  und 
mehr,  aber  unter  30  Fenstern  10  sh.,  mit  30  und  mehr 
Fenstern  20  sh.  p.  a.  in  Hinzufügung  zu  der  früheren  Steuer 
von  10  sh.^). 

Die  sämmtlichen  reichen  Kronjuwelen  aus  der  Hinter- 
lassenschaft der  Königin  Anna,  mit  Ausnahme  eines  Perlen- 
halsbandes, vertheilte  Georg  I.  unter  seine  Geliebten 
M^ährend  der  Regierung  dieses  Königs  suchte  M-alpole  die 

9 Macaulay,  a.  a.  0.  VII  139  ff.  Leckj",  a.  a.  0.  I 338  £f.  Victor 
de  Mirabeau,  L’ami  des  homnies.  II  cb.  Vlll. 

9 Macaulay,  a.  a.  0.  VII  300. 

®)  Dowell,  a.  a.  0.  III  194. 
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Landaristokratie  durch  eine  Ermässigung  der  Grundsteuer 
zu  gewinnen^). 

Georg  II.  beutete  England  für  Hannover  aus,  was  einen 
heftigen  Hass  gegen  das  deutsche  Stammland  des  Königs 
hervorrief.  Unter  ihm  ermöglichte  die  günstige  Lage  des 
Geldmarktes  die  Umwandlung  der  vierprocentigen  Anleihe, 
die  weit  über  pari  stand,  in  eine  dreiprozentige,  wodurch 
dem  Staate  jährlich  288500  Pfd.  für  die  Jahre  1751  bis  1757 
und  577  000  Pfd.  für  die  folgenden  Jahre  an  Zinsen  erspart 
wurden 

Wiewohl  Georg  III.  einen  von  seinem  Grossvater  ge- 
sammelten beträchtlichen  Schatz  vorfand,  während  des 
grössten  Theiles  seiner  Regierung  über  ein  Jahreseinkommen 
von  nahezu  einer  Million  verfügte  und  in  seiner  Hofhaltung 
übertrieben  sparsam  war,  so  häufte  er  doch  nicht  weniger 
als  ungefähr  3400000  Pfd.  Schulden  an,  die  grösstentheils 
Parlaments-  und  Wahlbestechungen  entsprangen^). 

Die  Einkünfte  aus  den  Krondomänen  — die  unter  Anna 
gesetzlich  als  unveräusserlich  erklärt  worden  waren  — 
wurden  in  Folge  schlechter  Verwaltung  so  sehr  vermindert, 
dass  hieraus  dem  Könige  öfter  finanzielle  Verlegenheiten 
erwuchsen.  Georg  III.  verfügte  nun,  dass  die  erblichen 
Einkünfte  dem  Staatsschätze  zu  überweisen  seien,  aus  dem 
ihm  dagegen  alljährlich  eine  bestimmte  Rente  zu  gewähren 
sei:  Auf  solche  Weise  sind  die  königlichen  Domänen  der 
Verwaltung  der  Parlamentsregierung  zugewiesen  worden^). 

In  Folge  des  Krieges  mit  Amerika  war  eine  Erhöhung 
der  Steuern  unausweichlich.  Durch  die  Art  wie  Pitt  dabei 
verfuhr,  wie  durch  seine  Verwaltungsreform,  erwarb  sich 
dieser  Staatsmann  ungewöhnliche  Verdienste.  Zunächst 
führte  er  eine  Vereinfachung  der  sehr  verwickelten  Zoll- 
gesetzgebung sowie  der  Zoll-  und  Accisenerhebung  ein.  Dann 
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unterdrückte  er  eine  grosse  Anzahl  überflüssiger  Stellen, 
schränkte  den  Fonds  für  geheime  Dienste  ein,  schaffte  zahl- 
reiche Sinecuren  im  Zollamte  ab  und  brachte  es  dahin,  dass 
die  Erhebung  von  Steuern  im  Betrage  von  22  Millionen  Pfd. 
1799  kaum  die  Kosten  überschritt,  die  1784  die  Erhebung 
von  Steuern  im  Belaufe  von  ungefähr  14  Millionen  Pfd.  ge- 
kostet hatte.  Endlich  hob  er  die  Missbräuche  im  Postwesen, 
durch  die  das  Staatseinkommen  erheblich  verkürzt  worden 
war,  nach  Möglichkeit  auf^). 

Seit  Karl  II.  erlangten  die  Mitglieder  beider  Häuser  des 
Parlaments  das  Recht  der  freien  Beförderung  beliebig  vieler  Briefe, 
indem  sie  auf  das  Couvert  ihren  Namen  und  das  Wort  „frei“ 
setzten.  Ebenso  hatten  sie  das  Recht,  die  Briefe,  die  an  sie 
gerichtet  wurden,  frei  zu  erhalten.  Mit  der  missbräuchlichen  Ab- 
tretung dieses  Rechtes  wurde  nun  ein  förmlicher  Handel  ge- 
trieben ; ein  Parlamentsmitglied  soll  von  einem  grossen  Handlungs- 
hause nicht  weniger  als  300  Pfund  jäludich  dafür  erhalten  haben, 
dass  es  dessen  Correspondenz  frankirte.  Die  Beschränkung  des 
Privilegs  auf  die  Zeit  der  Parlamentssession  wurde  bald  in  der 
Praxis  übersehen  und  der  Unfug  ward  ohne  Unterbrechung  geübt. 
Seit  1715  wurden  wiederholt  Klagen  hierüber  laut.  Bei  Aus- 
bruch des  Conflictes  mit  Amerika  beabsichtigte  Lord  North,  unter 
die  Massregeln  zur  Hebung  der  Finanzen  die  Unterdrückung  des 
in  Rede  stehenden  Privilegs  aufzunehmen:  doch  ist  diese  erst 
Pitt  gelungen  ^). 

1777  wurde  nach  holländischem  Vorbilde  eine  Diener- 
steuer und  eine  Auctionssteuer  eingeführt®). 

In  rühmlichem  Gegensätze  zu  dem  conti nen- 
talen  und  namentlich  zu  dem  französischen  Adel 
des  ancien  rögime  kannte  die  englische  Aristo- 
kratie nicht  nur  keine  Steuerbefreiung,  sondern 
sie  trug  sogar  die  schwersten  Lasten.  Der  angli- 
canische  Clerus  hatte  bereits  1605  auf  das  Recht  der  Selbst- 
besteuerung verzichtet. 

Lecky,  a.  a.  0.  V 25  ff. 
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Wir  haben  (IV  II  I (352.  6(30)  gesehen,  dass  es  dem  König- 
thum in  Frankreich  gelang,  sich  der  Mitwirkung  der 
Stände  zu  entledigen,  die  bei  Ausgang  des  Mittelalters  nur 
zweimal  einberufen  wurden.  Dies  geschah  auch  in  der  neuen 
Zeit  nur  ausnahmsweise,  unter  Franz  I.  einmal.  Dieser 
König,  in  kostspielige  Kriege  verwickelt,  verfügte  unbeschränkt 
über  die  Steuerkraft  des  Volkes,  das  diesen  Druck  schwer 
empfand.  Des  riesigen  Lösegeldes,  das  die  Nation  für  ihn 
aufzubringen  hatte,  haben  wir  bereits  gedacht.  Unter  Franz  I. 
begann  das  System  der  ausländischen  Pensionen  in  grossem 
Style.  Zu  den  schon  früher  den  Schweizern  gewährten  ge- 
sellten sich  nun  die  deutschen  Fürsten  und  dem  Könige  von 
England  bezahlten.  Im  Vertrage  von  1525  wurden  Hein- 
rich VIII.  2 Millionen  Kronen  (=  3^2  Millionen  Livres) 
zugesichert,  1527  in  einem  neuen  Vertrage  65000  Kronen 
pro  Jahr  lebenslänglich.  Dazu  kamen  inländische  Pensionen, 
die  Franz  — dessen  Hofhaltung  seiner  glänzenden  Persönlich- 
keit entsprechend  äusseist  prachtvoll  war  — seinem  Adel  be- 
willigte, dessen  Vermögen  durch  Nachahmung  des  königlichen 
Beispiels  erschöpft  wurde;  sie  betrugen  1537  1350000  Livres, 
ohne  die  Geschenke  im  Belaufe  von  675000  Livres.  Für 
Vergnügungen  untergeordneter  Art  (menus  plaisirs)  und  die 
Hofdamen  wurden  nicht  weniger  als  1200000  Livres  jährlich 
ausgegeben.  Die  Königin  Mutter  Louise  von  Savoyen  eignete 
sich  1522  400000  Goldthaler  an,  die  für  die  Armee  in  Italien 
bestimmt  waren.  Der  Oberintendant  der  Finanzen  Sam- 
blangai,  auf  den  sie  die  Verantwortlichkeit  abwälzen  wollte, 
der  aber  ihre  Quittung  zeigte,  fiel  1527  als  Opfer.  Nun 
kannte  die  Plünderung  der  Finanzen  und  die  Unordnung  in 
den  Rechnungen  keine  Grenzen  mehr.  Louise  starb  1531 
mit  Hinterlassung  eines  Vermögens  von  1500000  Goldthalern 
(nach  heutigem  Geldwerthe  etwa  81  Millionen  Franken); 
der  Kanzler  Duprat,  ihr  Werkzeug  und  ihr  Mitschuldiger 
starb  1535;  er  hinterliess  800000  Goldthaler  nebst  reichen 
Gold-  und  Silbergeräthen.  Der  König  Hess  dieses  Vermögen 
einzielien  Q.  Ueberaus  gross  waren  die  Kosten  des  köiiig- 

*)  Clamageran,  Histoire  de  l’impot  cn  France.  II  102 — 106. 
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liehen  Gefolges,  das  in  Friedenszeiten  aus  18000  Mann 
bestand,  wovon  mehr  als  12000  beritten  waren  Q. 

Ein  so  ungeheurer  Aufwand  erforderte  natürlich  ausser- 
gewöhnliche  Hilfsquellen.  Zunächst  ward  die  Geistlichkeit 
stark  in  Anspruch  genommen,  die  der  König  dadurch  von 
sich  abhängig  machte , dass  er  vom  Papstthum  einen  ent- 
scheidenden Einfluss  auf  die  Besetzung  der  kirchlichen 
Stellen  erwirkte  Q.  Sie  hatte  schon  vorher  Steuern  bezahlt, 
doch  erst  nachdem  hierzu  die  päpstliche  Bewilligung  nach- 
gesucht worden  war.  Dies  änderte  sich  nun.  Wiewohl  1532 
Clemens  VII.  in  dieser  Beziehung  Schwierigkeiten  erhob, 
schrieb  Franz  doch  einen  Zehnten  aus  und  der  Clerus  wagte 
nicht  ihn  zu  verweigern.  Seitdem  forderte  der  König  so 
viele  Zehnten  als  ihm  beliebte,  in  manchen  Jahren  5,  jeden 
zu  400000  Livres®).  1546  erklärte  der  venetiauische  Ge- 
sandte Marino  Cavalli,  dass  alle  Prälaten  dem  Könige  eine 
grössere  Autorität  als  dem  Papste  zuerkeimen,  und  dass 
der  König  sich  ihres  Geldes  ebenso  bediene,  wie  wenn  es 
das  seine  wäre.  Allerdings  bestand  die  vertragsmässige 
Gegenleistung  in  der  Preisgebung  der  Ketzer*).  In  seinen 
Geldnöthen  verfiel  Franz  ferner  auf  den  Ausweg,  den  sehr 
gesunkenen  Credit  des  Staates  durch  den  noch  unversehrten 
der  Stadt  Paris  zu  ersetzen,  und  so  entstanden  die  ersten 
Renten  der  Stadt  Paris  (rentes  de  P Hotel  de  Ville) , zu 
denen  fortan  öfter  Zuflucht  genommen  wurde.  Der  ersten 
dieser  Anleihen  (1522)  von  200000  L.  folgte  1536  eine  zweite 
von  100000  L.,  1537  eine  dritte  von  200000  L.,  1543  eine 
vierte  von  225000  L.  Zur  Sicherstellung  der  3 letzteren 
sollten  bestimmte  Zölle  dienen.  Ausser  Paris  wurden  Or- 
leans, Troyes,  Toulouse,  Rouen,  Ally  in  ähnlicher  Weise  in 
Anspruch  genommen.  Von  weit  grösserem  Betrage  war  eine 
Anleihe,  die  Franz  1547  auf  der  Messe  in  Lyon  aufnahm; 
doch  wird  die  Richtigkeit  des  dafür  angegebenen  für  die 
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Zeit  Ungeheuern  Betrages  von  7 Millionen  bezweifelt 
Ausserdem  nahm  Franz  Zwangsanlehen  ohne  Mass  auf,  so 
dass  es  nach  Clamageran  (113)  nicht  möglich  ist,  ihre  Zahl 
und  ihren  Lmfang  anzugeben.  Sie  wurden  nie  zurückgezahlt. 
Weiterhin  führte  Franz  den  Gebrauch  ein,  gegen  Geld 
Adelstitel  ohne  Herrschaft  zu  verleihen,  so  dass  es  fortan 
Marquis  und  Herzoge  „ä  brevet“  gab,  die  weder  eine  Mark- 
grafschaft noch  ein  Herzogthum  besassen^).  Die  grosse  Zahl 
Aemter,  die  der  König  gewissermassen  als  Anlehen  schuf, 
wovon  die  Hälfte  üherdüssig  war,  erregte  starke  Ver- 
stimmungen. Sie  störte  die  Harmonie  der  Verwaltung,  ver- 
langsamte die  Erledigung  der  Geschäfte,  lenkte  viele  Leute 
von  nützlichen  Arbeiten  ab  und  trübte  den  moralischen  Sinn. 
Der  Ertrag  wurde  mit  400000  L.  jährlich  angegeben  Die 
in  giossem  Massstabe  bewirkten  \erkäufe  von  Domänen 
wurden  1543  grossentheils  widerrufen,  oder  es  erfolgte  ihr 
Rückkauf.  Endlich  ist  zu  erwähnen,  dass  Franz  die  Lotterie 
in  Frankreich  einführte.  Im  Ganzen  wurden  die  Steuern 
unter  ihm  verdoppelt;  die  Durchschnittseinnahmen  waren 
ungefähr  8 Millionen  Livres^);  doch  wurde  ihre  Last  in  Folge 
der  Geldentwerthung  — deren  Ursache,  die  Edelraetall- 
ausbeute Amerikas,  hier  ebensowenig  wie  anderwärts  von  den 
Massen  erkannt  wurde  — leichter  ertragen,  als  es  sonst  der 
Fall  gewesen  wäre.  Nichtsdestoweniger  kamen  Aufstände 
wegen  des  Steuerdrucks  vor.  So  (1535)  in  Lyon  wegen  der 
„aides“ , in  Aunis  und  Poitou  wegen  der  Gabelle , 1542  in 
Saintonge®).  Die  Vertheilung  der  Gabelle  war  ungleich; 
die  Bretagne  z.  B.  war  durch  Privileg  davon  ganz  befreit. 
Ein  Fortschritt  in  der  Vertheilungsweise  der  Steuern  ist 
unter  Franz  I.  unverkennbar,  indem  sie  nicht  mehr  zum 
überwiegend  grössten  Theile  auf  dem  Landvolke  lasteten. 

0 Vührer,  Histoire  de  la  dette  publique  en  France.  Paris  1886 
I 18  ff.  21. 

2)  Dareste,  a.  a.  0.  III  587. 

Ranke,  a.  a.  0.  I 87.  Clamageran,  a.  a.  0.  II  127. 

*)  Clamageran,  a.  a.  0.  S.  131. 

*}  Dareste,  a.  a.  0.  IV  23.  38. 


Es  w'urden  nun,  wie  wdr  gesehen  haben,  die  Geistlichkeit 
in  stärkerem  Masse,  wie  auch  die  Freistädte  und  zuweilen 
auch  der  Adel  heraugezogen  ^). 

Die  Stetigkeit  der  Kriege  und  die  ungeheure  Ver- 
schwendung des  Hofes  unter  Heinrich  II.  — wir  erinnern  an 
Diane  de  Poitiers  — bewirkten  nicht  nur  die  Fortdauer, 
sondern  eine  Verstärkung  des  Steuerdrucks  unter  diesem 
Könige,  der  durch  die  religiösen  Verfolgungen  den  Bürger- 
krieg einleitete.  Die  geistlichen  Zehnten  brachten  noch 
mehr  als  unter  Franz  I.  ein;  jeder  von  ihnen  wurde  auf 
800000  L.  geschätzt  und  man  nahm  jährlich  4,  manchmal 
mehr,  man  soll  bis  zu  9 gegangen  sein.  1558  gewährte  die 
Geistlichkeit  ausserdem  2300000  L.  Neben  dem  gewöhn- 
lichen Blutpreise  verlangte  der  Clerus  dagegen  auch  die  Wieder- 
herstellung seiner  gerichtlichen  Prärogative.  Heinrich  II. 
führte  zwei  Zuschläge  zur  Taille  ein,  wovon  der  eine,  „Taillon“, 
die  Kosten  der  Gendarmerie  bestreiten  sollte.  Den  be- 
scheidenen Anfängen  Franz’  I.  folgten  weit  bedeutendere  An- 
leihen der  Stadt  Paris  unter  Heinrich  II.  und  zwar  während 
dessen  zwölfjähriger  Regierung  nicht  weniger  als  18  theils 
freiwillige,  theils  erzwungene,  im  Gesammtbetrage  von 
4*  2 Millionen  L.  und  ausserdem  Anlehen  anderer  Städte  ^). 
Seit  1548  wurde  die  der  Landwirthschaft  so  schädliche  Ga- 
belle einer  Gesellschaft  von  Speculanten  verpachtet,  wodurch 
die  Einwohner  von  Saintonge,  Poitou  und  Aunis  zur  Ver- 
zweiflung getrieben  wurden;  alle  Seeprovinzen  empörten  sich. 
Der  Aufstand  ward  blutig  unterdrückt,  doch  schaffte  der  König 
die  Gabelle  in  vielen  Provinzen  ab,  wogegen  ihm  ihre  Stände 
4.50000  L.  zusicherten.  Der  Versuch,  die  Gleichförmigkeit 
der  Gabelle  in  den  verschiedenen  Provinzen  herbeizuführen, 
scheiterte  hierdurch  zum  zweitenmale®).  Eine  solche  Gleich- 
förmigkeit bestand  auch  nicht  hinsichtlich  der  Taille.  Der 
Druck  der  Gabelle  war  nicht  der  einzige;  Bauern  in  den 

Clamageran,  a.  a.  0.  II  134. 

2)  Viihrer,  a.  a.  0.  S.  22.  23. 

Clamageran,  a.  a.  0.  II  141—143. 
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fruchtbarsteu  Proviuzen  verliessen  wegen  der  Unerträglichkeit 
der  sämintlichen  ihnen  aufgebürdeten  Lasten  ihre  Dörfer^). 
Weitere  Einnahmen  flössen  aus  der  Erhöhung  der  Zölle  und 
anderer  Auflagen  und  der  Vermehrung  der  Aemter.  Mehr 
als  diese  aber  brachten  die  Conliscationen  von  Ketzergütern, 
denen  namentlich  die  Personen  unterworfen  wurden,  die  wegen 
religiöserVerfolgungendasReich  verlassen  wollten.  Zwei  Drittel 
davon  gelangten  an  den  Staat,  ein  Drittel  erhielten  die  An- 
geber^). Der  Marschall  St.  Andre,  der  sich  der  königlichen 
Gunst  erfreute,  soll  die  Verfolgungen  um  seiner  persönlichen 
Bereicherung  willen  gefördert  haben,  was  dadurch  erklärlich 
ist,  dass  die  eingezogenen  Beträge  einen  Theil  der  unter 
dem  Namen  parties  casuelles  bekannten  königlichen  Einkünfte 
ausmachten,  die  verschenkt  zu  werden  pflegten  ®),  Die  durch- 
schnittlichen Gesammteinnahmen  Heinrichs  II.  betrugen  nach 
Angabe  des  venetianischen  Botschafters  Michiel  10  Millionen  L., 
also  das  Doppelte  der  Einkünfte  Franz’  I.  *).  Er  hinterliess 
eine  grossentheils  unter  ihm  entstandene  Schuldenlast  von 
36  bis  44  Millionen  L. 

Durch  die  ganze  Finanzgeschichte  Frankreichs  ziehen 
sich  unaufhörlich  Anklagen  gegen  die  Financiers , welche 
die  Gesetze  straflos  zu  ihrem  Vortheile  deuteten,  ihre  Rechte 
willkürlich  ausdehnten  und  auf  diese  Weise  die  ärgsten 
Räubereien  verübten"). 

Diese  Financiers  wurden  in  zwei  Classen  eingetheilt:  1.  die, 
welche  königliche  Aemter  einnahmen,  wie  der  Oberintendant,  die 
Schatzmeister,  die  Einnehmer,  die  Controleure,  die  Untersteuer- 
einnehmer; 2.  die,  welche  die  Steuererhebung,  die  Domänen- 
veräusserung,  die  Anleihebegebung  und  andere  fiscalische  Opera- 
tionen in  Bausch  und  Bogen  unternahmen;  sie  wurden  partisans 
genannt.  Beide  Classen  waren  mit  einander  verbunden®).  „II 


*)  Ranke,  a.  a.  0.  1 144.  Dareste,  a.  a.  0.  IV  349. 

Lä)  Dareste,  a.  a.  0.  IV  140. 

Ranke,  a.  a.  0.  I 132.  133. 

0 Clamageran,  a.  a.  0.  II  145—147. 

Vgl.  Forbonnais,  Recherehes  et  considerations  sur  les  tinances 
de  France.  Basic  1758.  I 17. 

®)  Clamageran,  a.  a.  ().  II  248. 
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ne  taut  pas  confondre  l’art  du  tinancier  avec  cet  art  destructeur 
dont  l’Italie  fit  autrefois  un  lüneste  present  ä la  France;  avec 
cet  art  qui  forma  des  partisans,  des  traitans  et  des  fermiers  ^).“ 

Die  Reformeu,  die  Franz  II.  vorzunehmeu  beabsichtigte, 
mussten  in  Folge  der  Kürze  seiner  Regierung  un  vollzogen 
bleiben;  doch  suchte  der  Kanzler  L’Hospifal,  der  sie  angeregt 
hatte,  auch  nach  dem  Tode  dieses  Königs  sie  durchzuführen. 
Angesichts  des  Volkselendes  und  des  fortwährend  steigenden 
Steuerdrucks  wurde  die  Einberufung  der  Stände  stürmisch 
verlangt.  Die  Guisen , die  sich  auf  die  Königin  - Mutter 
Katharina  von  Medicis  stützten,  und  diese,  die  sich  von 
Philipp  II.  von  Spanien  leiten  Hess,  erklärten  diese  Forderung 
als  Majestätsbeleidigung.  Allein  diese  Bewegung  wurde  so 
drohend  und  der  Geldbedarf  so  dringend,  dass  die  öffentliche 
Meinung  den  Sieg  davon  trug:  am  21.  August  1560  wurde 
die  Einberufung  der  Stände  für  December  beschlossen.  Als 
sich  diese  versammelten,  erklärte  man  als  vornehmste  Ur- 
sachen der  Nothlage:  1.  das  Uebermass  der  Taille  und  der 
anderen  Auflagen,  2.  die  Menge  und  Verkäuflichkeit  der 
Aemter.  Darauf  ward  vorgeschlagen,  die  Verkäuflichkeit 
der  Stellen  abzuschaffen,  ihre  Zahl  und  den  Betrag  der 
Steuern  jeder  Art  auf  das  Mass  zurückzuführen,  das  sie 
unter  Ludwig  XII.  gehabt  hatten.  Die  Stände  wollten  ferner 
gegen  den  masslosen  Hof-  und  Privatluxus  durch  Aufwand- 
gesetze einschreiten.  Der  Clerus  verlangte,  dass  alle  seine 
Privilegien  bestätigt  würden.  Diese  bestanden  nach  seinen 
Angaben  in  der  vollständigen  Befreiung  von  allen  Steuern, 
selbst  von  den  Zehnten,  von  allen  Peagen,  von  der  Ein- 
quartierungslast u.  s.  w.  In  derselben  Weise  suchte  der  Adel 
seine  Privilegien  geltend  zu  machen;  er  beanspruchte  die 
Wiederherstellung  der  gesammten  feudalen  Rechte,  die  Be- 
freiung nicht  nur  von  der  Taille,  sondern  auch  von  allen 
Accisen,  namentlich  von  der  auf  Wein;  doch  verpflichtete 
er  sich  im  Princip  zum  Militärdienste.  Der  dritte  Stand 
widerstrebte  natürlich  allen  Privilegien.  Die  Stände  baten, 

La  Richesse  de  la  Hollande.  II  256. 
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fortan  von  fünf  zu  fünf  Jahren  für  längere  Zeit  berufen  zu 
werden »).  — Das  Verlangen,  die  Einkünfte  auf  vier  Millionen 
Livres  wie  zur  Zeit  Ludwigs  XII.  zurückzuführen,  war  utopisch, 
zumal  da  seitdem  der  Geldwerth  sehr  beträchtlich  gesunken 
war,  während  die  Staatsbedürfnisse  sich  sehr  vermehrt  hatten. 
Die  Abgeordneten  trennten  sich,  ohne  zu  einem  Beschlüsse 
gelangt  zu  sein.  Am  Tage  der  Auflösung  der  Stände- 
versammlung erschien  die  Verordnung  von  Orleans,  wodurch 
die  königlichen  Versprechungen  der  Ermässigung  der  Taille 
und  der  Aemterzahl  sowie  die  Abschaffung  des  Aemter- 
verkaufs  bestätigt  wurden.  Der  Clerus  liess  sich  zur  Be- 
willigung von  KJ  Milionen  Livres,  zahlbar  in  zwölf  Jahren 
in  der  Form  von  Zehnten,  bewegen,  wogegen  er  von  allen 
Abgaben  auf  Wein,  Getreide  u.  s.  w.  sowie  von  der  Taille  be- 
freit wurde.  Die  Stände  sollten  nicht  wieder  vor  1576  zu- 
sammen treten.  In  der  Zwischenzeit  traten  alle  Uebelstände, 
welche  die  Versammlung  von  1560  hatte  mildern  wollen,  mit 
vermehrter  Gewalt  zu  Tage^).  Die  Verschleuderung  des 
Staatsschatzes  nahm  so  bedenkliche  Verhältnisse  an,  dass  1565 
der  venetianische  Botschafter  Correro  schreiben  konnte : Der 
Staatsschatz  gleicht  einer  offenen  Börse,  in  die  Viele  ihre 
Hände  stecken , und  aus  welcher  der,  dem  die  grössten  be- 
schieden  sind,  die  grössten  Summen  zieht  3).  Zu  den  Staats- 
ausgaben gehörten  unter  Katharina  von  Medicis  die  Be- 
lohnungen , die  den  zum  Katholicismus  Bekehrten  gewährt 
wuiden.  Unter  den  zahlreichen  Personen,  die  aus  diesem 
Anlasse  Geschenke  erhielten,  befand  sich  die  Mutter  des 
Prinzen  von  Condö,  die  110000  Livres  empfingt).  Nach  dem 
Berichte  des  venetianischen  Botschafters  Cavalli  von  1574 
v\uide  Karl  IX.  der  Rath  ertheilt,  die  Zinsen  der  Staats- 
schuld auf  die  Hälfte  herabzusetzen,  nach  dem  Beispiele 
nicht  nur  auswärtiger  Souveräne,  namentlich  Philipps  II.  von 
Spanien,  sondern  auch  französischer  Könige;  von  Heinrich  II. 

0 Clamageran,  a.  a.  0.  II  160—164. 

a.  a.  0.  II  184.  Vührer,  a.  a.  0.  I 28. 

3)  Clamageran,  a.  a.  0.  II  186. 

Vührer,  a.  a.  0.  I 32. 
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seien  weder  Capital  noch  Zinsen  zurückgezahlt  worden.  Der 
Botschafter  empfing  von  der  französischen  Finanzverwaltung 
den  Eindruck , als  denke  man  immer  nur  an  den  gegen- 
wärtigen Augenblick , das  Königreich  erscheine  wie  ver- 
pachtet 

Durch  den  am  30.  Mai  1574  erfolgten  Tod  Karls  IX. 
wurde  die  Lage  noch  schlimmer.  Heinrichs  III.  Ver- 
schwendungen kannten  keine  Grenzen.  Seine  Mignons  hingen 
nicht  von  seiner  wechselnden  Laune  ab,  indem  sie  eine  Art 
fester,  amtlicher  Stellung  einnahmen  ^).  Seinen  fortwährenden 
Geldverlegenheiten  suchte  er  bald  durch  Unterlassung  der 
Bezahlungen  der  Beamten,  bald  durch  die  der  Staatsschulden- 
zinsen, bald  durch  Verkauf  neuer  Aemter  und  Adelsbriefe 
— 1576  erhob  er  auf  einmal  tausend  Personen  in  den  Adels- 
stand^) — abzuhelfen.  Die  Zahl  der  Privilegirten  nahm 
immer  mehr  überhand.  Ein  Edict  vom  Februar  1575  be- 
freite von  der  Taille  und  anderen  in  der  Form  der  Taille 
erhobenen  Steuern  „les  ölus,  receveurs,  controleurs  des  aides, 
tailles  et  Äquivalents,  ainsi  que  les  procureurs  et  greffiers 
en  chaque  election“  *).  Auch  unter  Heinrich  III.  kamen 
Aufstände  wegen  Steuerdrucks  vor,  1576  in  Marseille  und 
anderen  Gegenden  der  Provence,  1578  in  der  Bretagne, 
Normandie,  Auvergne  und  Burgund  '^). 

Hauptsächlich  in  Folge  des  Drängens  der  Hugenotten 
wurden  die  Stände  für  den  6.  December  1576  nach  Blois 
berufen.  Während  ihrer  Versammlung  sprach  Bodin  das 
denkwürdige  Wort  aus,  dass  der  König  bloss  Nutzniesser 
(usager)  der  Domänen  sei,  deren  Eigenthum  dem  Volke  zu- 
stehe, worauf  die  beabsichtigte  Domänenveräusserung  unter- 
blieb®). Bodin  lehnte  sich  auch  gegen  die  Ungleichheit  der 

1)  Ranke,  a.  a.  0.  V 83.  44. 

2)  a.  a.  0.  I 265. 

Caillet,  De  Tadministration  en  France  sous  le  miiiistere  du 
Cardinal  de  Richelieu.  I 120. 

Clamageran,  a.  a.  0.  II  191. 

Dareste,  a.  a.  0.  IV  323.  S49. 

Clamageran,  a.  a.  0.  II  221.  222. 
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Steiiervertheilung  auf:  er  schon  findet,  dass  in  Frankreich 
im  Gegensätze  zum  alten  Rom  „il  n’y  a que  les  pauvres 
qui  payent  et  les  riches  sont  d^charges“  i).  Die  Stände- 
versammlung führte  nicht  nur  keine  Erleichterung  herbei, 
die  während  ihrer  Verhandlungen  von  königlicher  Seite  ge- 
gebenen Versprechungen  wurden  nicht  nur  nicht  erfüllt,  der 
Steuerdruck  wurde  sogar  immer  unerträglicher.  Die  directen 
Steuern,  die  1576  sieben  bis  acht  Millionen  betragen  hatten, 
beliefen  sich  1588  auf  achtzehn  Alillionen ; dazu  kamen  zahl- 
reiche Zwangsanlehen,  wogegen  die  clericalen  Beihilfen  sich 
verminderten  ^).  Dabei  nahmen  die  Verschleuderungen  des 
öftentlichen  Gutes  in  einer  unglaublichen  Weise  überhand. 
Clamageran  charakterisirt  diesen  Zustand  mit  den  Worten : 
„Le  roi  n’est  guere  entourö  que  de  malhonnetes  gens,  et  il  est 
lui-meme  le  premier  des  malhonnetes  gens  de  son  royaume.“ 
Die  acquits  de  comptant,  d.  i.  die  Zahlungen  auf  die  blosse 
Unteischiift  des  Königs  ohne  irgend  welche  Rechtfertigung 
oder  Controle,  verschlingen  den  grössten  Theil  der  öffentlichen 
Gelder.  Mit  diesen  werden  ausser  den  erwähnten  Mignons 
Heinrichs  die  Financiers  — die  freilich  nehmen , ohne  zu 
walten,  bis  ihnen  gegeben  werde  — und  die  sie  protegiren- 
den  grands  seigneurs  bedacht,  unter  denen  die  Guisen  voran- 
stehen. So  oft  man  Miene  machte,  eine  Untersuchung  der 
Financiers  einzuleiten , wussten  diese  ein  solches  Vorhaben 
durch  Bestechung  zu  vereiteln^).  Aus  den  Memoiren  Sullys 
ist  ersichtlich,  dass  bei  der  Gabcdle  1585  die  Frau  von 
Joyeuse,  Schwester  der  Königin,  mit  150000  Thalern  und 
Heil  von  Joyeuse  mit  160000  Thalern  betheiligt  waren  ^). 
Mährend  das  öffentliche  Gut  vergeudet  wurde,  fehlte  es  zu- 
A^eilen  an  Mitteln,  um  die  dringendsten  Bedürfnisse  des 


0 a.  a.  0.  II  :322. 
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®)  a.  a.  0.  S.  247. 
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Hofes  zu  befriedigen  und  oft  an  deu  zur  Besoldung  der 
Truppen  erforderlichen  Geldern'). 

Die  Provinzbewohner  wurden  auch  dadurch  bedrückt, 
dass  die  Steuereinnehmer  nur  vollwichtiges  Geld  annehmen 
wollten,  aber  in  schlechtem  bezahlten.  Ferner  machten  die 
Untersteuereinnehmer  (ölus)  ein  Geschäft  daraus,  die  Einen 
auf  Kosten  der  Anderen  zu  entlasten,  wodurch  die  Bürde 
der  Armen  abermals  zunahm.  1587  wurden  die  Renten- 
zahlungen suspendirt.  In  der  Ständeversammlung  zu  Blois. 
1588—1589,  ertönen  herzzerreissende  Klagen  über  den 
Steuerdruck.  Man  eiferte  besonders  gegen  die  „partisans“, 
die  fortwährend  der  Gegenstand  des  Volkshasses  waren. 
Schon  damals  erhoben  sich  Stimmen  gegen  die  mit  der  Er- 
hebung in  den  Adelsstand  verbundenen  Befreiungen  von  der 
Taille  2).  Seit  1581  erschien  es  unerlässlich,  einen  besonderen 
Gerichtshof  (chambre  de  justice)  mit  der  Untersuchung  der 
Unterschleife  zu  betrauen , welche  die  Financiers  sieh  zu 
Schulden  kommen  Hessen.  Dieses  Gericht  war  insbesondere 
1597,  1604,  1607,  1625,  1685,  1648,  1661  in  Thätigkeit^). 

Bei  seiner  Thronbesteigung  erniässigte  Heinrich  I\ . die 
Taille  um  ein  Viertel,  später  um  ein  Drittel.  Ausser  den 
Steuern,  die  im  Kamen  des  Königs  erhoben  wurden,  hatten 
sich  in  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  drei  Arten 
von  Auflagen  entwickelt:  1.  von  den  Gouverneuren  der  Pro- 
vinzen in  ihrem  Kamen  und  zu  ihrem  persönlichen  Vortheile  ; 
2.  von  den  Protestanten  im  Kamen  der  Reformation  zu  ihrem 
Schutze;  3.  im  Kamen  der  Ligue,  deren  Führer  eine  Herab- 
setzung der  Taille  zugesagt  hatten,  aber  durch  ihren  Krieg 
bald  genöthigt  wurden,  besondere  ausserordentliche  Auflagen 
zu  fordern.  Die  erste  dieser  Steuern  war  ein  purer  Miss- 
brauch, ein  eigenmächtiger  Act,  der  zur  Zeit  Heinrichs  II. 
den  Anfang  nahm.  Sie  wurde  von  Sully  aufgehoben*). 
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Süll}  wai  voi  Allem  darauf  bedacht , die  Finanzlage 
durch  Ersparnisse  zu  bessern,  wozu  die  Herabsetzung  der 
Aemtergehalte  und  die  Zerstörung  der  unnützen  Schlösser 
und  hestungen  gehörte.  Ferner  schritt  er  zu  einer  frei- 
willigen Anleihe.  Eine  verhüllte  Anleihe  war  das  triennal, 
das  von  jedem  Finanzbeamten  erhoben  wurde.  Einer  be- 
absichtigten Untersuchung  beugten  die  Financiers  wie  ge- 
wöhnlich durch  eine  Zahlung  vor,  die  sich  diesmal  auf 
3600000  Livres  belief.  Weiterhin  n;ducirte  Sully  die  Rente, 
erlangte  die  unrechtmässig  veräusserten  Domänen  zurück 
und  löste  einen  Theil  der  Taille^).  Diese  machte  er  durch 
eine  richtigere  \ertheilung  weniger  drückend. 

Der  F riede  begünstigte  die  Reformen  Sullys ; doch  waren 
noch  immer  grosse  Schwierigkeiten  zu  überwinden,  da  die 
Schuldenlast  300  Millionen  und  das  Deficit  8—10  Millionen 
bei  völliger  Erschöpfung  der  Steuerzahler  betrug.  Dabei 
hatte  man  mit  unzuverlässigen  und  ausbeutenden  hohen  wie 
niederen  Beamten  und  gefährlichen  Financiers  zu  rechnen. 
Dazu  kamen  die  hohen  Pensionen,  welche  die  Häupter  der 
Eigne  sich  zu  sichern  wussten,  zusammen  32  Millionen  und 
rückständige  Truppensolde,  Beamtengehalte  u.  s.  w.  im  Be- 
trage von  40  Millionen  2). 

Ein  Edict  vom  Januar  1598  widerrief  alle  Städtebefrei- 
ungen und  Adelstitel , die  seit  20  Jahren  ertheilt  worden 
waien.  Dagegen  kämpfte  Sully  erfolglos  gegen  die  Be- 
freiungen an,  die  Maria  von  Medicis  1604  zu  ihrem  Vortheile 
zugestand.  Die  Solidarität  der  der  Taille  Unterworfenen 
schaffte  er  ab«).  Erst  Sully  hob  den  Gebrauch  auf,  die 
Staatsgläubiger  unmittelbar  in  den  Besitz  einzelner  Steuern 
zu  setzen.  Eine  Folge  dieser  Unsitte  war  es  gewesen,  dass 
auswärtige  Mächte  ihre  eigenen  Beamten  mitten  unter  den 
französischen  bevollmächtigt  hatten '‘).  Da  in  dieser  Periode 
die  Ketzer  der  Geistlichkeit  nicht  preisgegeben  wurden,  so 
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konnten  an  diese  nur  geringe  Ansprüche  gestellt  werden. 
1596  versprach  sie  1 300  000  Livres  jährlich,  1608  zahlte  sie 
1385  223  Livres^).  Unter  dem  Titel  freiwilliger  Schenkung 
(don  gratuit)  erlangte  Sully  bedeutende  Summen.  Eine 
Auflage  von  einem  Sou  per  Livre  auf  alle  Waaren,  Paiicarte 
genannt,  wovon  ein  Ertrag  von  4500  000  Livres  erwartet  ward, 
wurde  1597  für  ein  Jahr  festgesetzt«).  Die  nothwendigsteu 
Gebrauchsgegenstände  waren  davon  befreit.  Sie  wurde  im 
November  1602  in  Folge  des  Widerstandes,  dem  sie  begegnete, 
unterdrückt. 

Sully  untersagte  die  Ausfuhr  von  Gold  und  Silber  bei 
Todesstrafe.  Er  dachte  nur  dadurch  die  Münzen,  die  einen 
höheren  als  den  nominalen  Werth  hatten , im  Lande  zu  er- 
halten«). Eine  weitere  Inconsequenz  beging  er  durch  Ver- 
kauf des  ^leisterrechtes.  Das  Erbübel  der  Aemter Verkäufe 
erkannte  Sully  wohl  als  solches  an,  es  war  aber  eine  zu  be- 
deutende Hilfsquelle,  als  dass  man  sich  ihrer  hätte  entäussern 
können.  Er  führte  sogar  die  sogenannte  Paulette  ein , wo- 
durch er  den  Inhaber  jedes  Amtes  ermächtigte,  dieses  gegen 
eine  jährliche  Auflage  von  ^/eo  des  Werthes  des  Amtes  und 
gegen  eine  vom  Nachfolger  zu  leistende  Zahlung  des  Drittels 
des  Werthes,  erblich  zu  machen.  Die  Einkünfte  hatten  sich 
gegen  das  Ende  der  Regierung  Heinrichs  IV.  um  ungefähr 
drei  Millionen  vermehrt;  da  die  Taille  vermindert  worden  war, 
so  erfuhren  die  anderen  Einnahmequellen  eine  Erhöhung. 
Das  Resultat  war  immerhin  eine  progressive  Verminderung 
der  Lasten  bei  Vermehrung  der  Einkünfte,  eine  Verringerung 
der  Erhebungsmissbräuche  und  sonstigen  Bedrückungen  so- 
wie der  Willkür  der  Vertlieilung*).  Ausserdem  sammelte 
er  in  der  Bastille  einen  Staatsschatz , der  1609  über  zwölf 
Millionen  betrug«).  Es  ist  erstaunlich,  wie  hoch,  ungeachtet 
der  Abwehr  seines  vortrefflichen  Ministers,  die  Ausgaben 
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für  den  Hof  und  was  damit  ziisammenhing , sich  beliefen. 
Sie  betrugen  jährlich  für  das  königliche  Haus  2293692  L., 
für  Pensionen  der  Grossen  2056486  L.,  für  Geschenke 
1684522  L.,  für  uncontrolirte  Zahlungen  an  den  König 
2299226  L.,  zusammen  über  acht  Millionen  ^).  Gleich  seinen 
Vorgängern  war  Heinrich  gegen  die  Mitwirkung  der  Stände, 
<lie  er  nie  berief. 

Das  was  Heinrich  IV.  und  Sully  aufgebaut  hatten, 
wurde  durch  Maria  von  Medicis  als  Regentin  zerstört.  Wie 
^^4r  bereits  audeuteten,  übte  sie  schon  zu  Lebzeiten  ihres 
Gemahls  einen  unheilvollen  Einfluss  aus ; nach  seinem  Tode 
überliess  sie  sich  zügellos  ihren  die  Finanzen  zu  Grunde 
richtenden  Neigungen,  weshalb  Sully,  der  an  der  Zerstörung 
seines  Werkes  nicht  mitarbeiten  wollte,  seine  Entlassung 
nahm,  zurückberufen  eine  Zeitlang  wieder  im  Staatsdienste 
thätig  war,  aber,  als  er  sah,  dass  sein  Einfluss  der  von  ihm 
verurtheilten  rein  persönlichen  Polifik  nicht  Einhalt  zu  thun 
vermochte,  bald  endgültig  schied.  Insbesondere  waren  es 
die  Hofpensionen,  die  auf  eine  unsinnige  Höhe  — von  2 
auf  5 Millionen  — gebracht  wurden.  Noch  verschwenderischer 
waren  die  Geschenke  an  Hofleute.  Au  Condö,  d’Eperuon, 
Rellegarde,  Bouillon,  Mayenne,  Guise,  Vendöme  wurden 
riesige  Summen  — man  schätzte  sie  auf  9 Millionen  — 
verschwendet.  Garnisonen  wurden  vervielfältigt,  nur  um 
neue  Commandantenstellen  zu  schallen  2).  Als  Grund  der 
masslosen  Freigebigkeit  gab  die  Königin  die  Nothweudigkeit 
an , den  Feindseligkeiten  der  Grossen  vorzubeugen , welcher 
Zweck  aber  dadurch  keineswegs  erreicht  ward.  Zur  Zeit 
ihrei  Regentschaft  sollen  sich  die  Kosten  der  Erhebung  der 
laille  im  Betrag  von  19  Millionen  vermittelst  22000  Ein- 
nehmern, auf  nahezu  13  Millionen,  die  der  Gabelle  von 
7 40(H100  L.  auf  2 Millionen  L.  belaufen  haben  ^).  1614  mussten 
die  Staatszahlungen  eingestellt  werden.  Dies  geschah  nament- 
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lieh  im  17.  und  18.  Jahrhundert  so  häufig,  dass  ein  gründ- 
licher Kenner  der  französischen  Finanzgeschichte  meint, 
man  könne  sagen,  dass  die  Geschichte  der  Staats- 
schuld Frankreichs  die  Geschichte  seiner  Banke- 
rotte sei^). 

In  der  in  Folge  der  Fiuanznoth  einberufeueu  Stände- 
versammlung von  1614  wurden  neben  dem  Verlangen  der 
Unterdrückung  der  Pensionen  die  fort  und  fort  erneuerten 
Forderungen  der  Abschaffung  des  Aemterverkaufs  und 
strenger  Untersuchung  des  Treibens  der  Financiers  wiedei 
einmal  erhoben.  In  dieser  Versammlung  machte  sich  der 
Bischof  von  Lugon,  Richelieu,  zuerst  öffentlich  bemerkbar. 
Er  bezeichnete  als  die  Hauptursache  der  Finanzzerrüttung 
die  riesigen  H of- Ausgaben , namentlich  die  ungeheuren  Ge- 
schenke, die  ohne  Regel  und  Mass  vertheilt  würden  ®).  Als 
er  zur  Regierung  gelangte , suchte  er  die  finanzielle  Lage 
zunächst  durch  Domänenverkäufe  und  Einschränkung  der 
Hofausgaben  (diese  sollen  unter  der  Regentschaft  Marias 
von  Medicis  zehnmal  so  gross  als  unter  dem  prachtliebenden 
Franz  I.  gewesen  sein)  zu  bessern.  Die  Steuerbefreiungen 
suchte  er  zu  vermindern;  namentlich  sollte  die  übliche  Be- 
freiung von  der  Taille  wegen  persönlicher  Beziehungen  zum 
Hofe  aufhören  3).  1624  setzte  Richelieu  eine  chambre  de 

justice  ein,  die,  ungeachtet  der  Parteinahme  der  bei  den 
Geschäften  der  Financiers  betheiligten  Personen  vom  Hofe, 
10  800000  L.  einbrachte  ^).  Unter  Richelieu  wurde  der 
Clerus  zur  Mittragung  der  Staatslasten  wieder  stärkei 
herangezogen.  Er  bewilligte  ausser  dem  gewöhnlichen 
Zehnten  1636  3600000  L.  und  1640  5 500000  L.  Auch 
wurden  patriotische  Gaben  von  Städten  und  Provinzen  er- 
langt. Ferner  hob  Richelieu  eine  grosse  Zahl  von  Aemtern 
— man  sprach  von  100000—  mit  nur  geringer  Entschädigung 
der  Inhaber  auf.  Dies  war  ein  offenbarer  Gewaltact , den 
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dei  Caidmal  durch  den  Hinweis  auf  den  niedern  Kaufpreis 
der  Stel  en  und  die  willkürliche  Behauptung,  dass  der  König 

sei,  zu  beschönigen 

aichte  ).  Ein  solches  ^ erfahren  wurde  auch  nach  Richelieu 
öfters  wiederholt.  Richelieu  liess  endlich  die  inneren 
I-estungen  die  letzten  Bollwerke  des  Feudalismus,  zerstören 
wodurch  die  Domänen  und  andere  Einkünfte  um  22  bis 
-o  Hillionen  vermehrt  wurden  2).  Doch  vermochte  er  der 
enoimen  Kriegskosten  wegen,  nicht,  seine  Absicht,  die  Steuer- 
last zu  erleichtern , durchzuführen.  Im  Gegentheile  waren 
un  ei  ihm  durch  den  Druck  der  Steuern  und  die  Strenge 
lei  ihrei  Erhebung  hervorgerufene  Volksaufstände  überaus 
häufig  Ausserdem  nöthigte  der  Steuerdruck  die  Bauern 
m zahheichen  Gemeinden,  ihre  Besitzungen  zu  verlassen  und 
sich  in  die  Valder  zurückzuziehen.  1637  und  1038  wurden 
die  Rentenzahlungen  wieder  einmal  suspendirt.  Das  Par- 
lament  verlor  uoter  Kichelieu  die  ehemalige  Bedeutuog;  es 
urde  aiif  d.e  Thätigkeit  eines  Gerichtshofes  beschilnkt, 
dem  die  Registnrimg  der  Edicte  übertragen  ward. 

Mazarin  wurden  die  Ausgaben  des  Hofes  in 
Folge  der  Freigebigkeit  der  Königin  Mutter  wieder  sehr 
gesteigert;  die  acquits  de  comptant  waren  wieder  an  der 
Tagesordming.  Durch  d'Emeri  ward  das  Treiben  der  be- 
luchtigten  Financiers  dem  Staate  noch  schädlicher  als  seither 
Diese  übernahmen  es,  die  öffentlichen  Einkünfte  auf  ihre 
Gefahi  einzuziehen  und  bedangen  sich  dagegen  einen  Nach- 
lass von  einem  Viertel  und  für  ihre  Vorschüsse  15»/„  aus 

hatte  der  Traitant  nur  30  Millionen  zu  bezahlen  und  zwar 
iiiiieihalb  18  Monaten;  bezahlte  er  sogleich,  so  geschah  dies 

abzüglich  15  0/,=).  Wiederholt  wies^as  ’ Parfament  ä«f 

(en  Conti ast  des  Volkselendes  mit  den  unrecht  erworbenen 
grossen  Reichthümern  der  Finanzleute  und  auf  ihren  Luxus 
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hin.  Nach  einer  umlaufenden  Berechnung  soll  nur  ein 
Fünftel  der  Steuerbeträge  in  die  Hände  der  Regierung 
gelangt  sein  *),  was  allerdings  hyperbolisch  klingt.  1044  nahm 
Mazarin  ein  Zwangsanlehen  von  2300000  L.  auf;  zugleich 
wurden  die  Rentenzahlungen  eingestellt®). 

In  der  Fronde  (1048 — 1052)  erstand  eine  mit  dem  König- 
thuni  rivalisirende  Macht,  die  sich  allein  die  P'ähigkeit  zu- 
erkannte, die  Gesetze  auszuführen  und  die  den  Staat  zu 
reformiren  suchte.  Sie  hatte  die  öffentliche  Meinung  für 
sich.  Man  erwartete  vom  Parlamente,  das  mit  den  anderen 
Gerichtshöfen  vereinigt  war,  entschiedene  Hilfsmassregeln, 
Es  überreichte  dem  obersten  Rathe  eine  Reihe  von  Artikeln 
über  die  finanzielle  Verwaltung;  die  wichtigsten  enthielten 
das  Verbot,  bei  Todesstrafe,  Steuern  irgend  welcher  Art 
zu  erheben,  die  nicht  durch  ein  von  den  höchsten  Gerichts- 
höfen registrirtes  Edict  anerkannt  worden  waren,  ferner  die 
Forderung  der  Regulirung  der  Zölle  unter  der  Mitwirkung 
angesehener  Kaufleute,  die  der  Herabsetzung  der  Taille  um 
ein  Viertel  und  endlich  die  der  Annullirung  aller  bei  den 
Financiers  gemachten  Anleihen.  In  dem  Augenblicke,  als 
diese  Forderungen  erhoben  wurden,  war  man  mitten  im 
Bankerotte.  Die  Lage  war  so  trostlos,  dass  man  um  eine 
Million  zu  erhalten,  4 bis  5 Millionen  den  Partisans  hätte 
überlassen  müssen''*).  Der  westfälische  Friede,  der  eine 
starke  Verminderung  der  militärischen  Ausgaben  ermöglichte, 
war  der  Herbeiführung  von  Verbesserungen  günstig.  ^lazarin 
benutzte  diese  Gelegenheit  nicht.  Nachdem  die  Fronde 
besiegt  worden  war,  verbot  eine  öffentliche  Erklärung  vom 
24.  October  1052  dem  Parlamente,  sich  mit  öffentlichen  An- 
gelegenheiten zu  beschäftigen.  Am  1.  Januar  1653  war  die 
absolute  Monarchie  in  voller  Schrankenlosigkeit  wieder- 
hergestellt. Als  zum  Feldzuge  von  1055  geschritten  wurde, 
war  die  Finanzlage  so  verzweifelt,  dass  Mazarin  an  einen 
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neuen  Bankerott  dachte»)  Angesichts  dieser  traurigen 
Staatslage  erscheint  es  um  so  bedeutsamer,  dass  dieser 
Minister  ein  ungeheures  Vermögen  hinterliess.  Antheil  an 
den  Gewinnen  der  Financiers,  Speculation  auf  die  Armee- 
lieferuugen,  Verkauf  der  Hofämter,  der  unter  dem  Deck- 
mantel der  acQuits  de  comptant  vorgenommen  werelen  konnte, 
werden  ihm  u.  A.  zum  Vorwurfe  gemacht^). 

Unter  der  Verwaltung  Fouquets  (1(353—1601)  wurde  es 
nicht  besser,  wie  es  fortwährende  Aufstände  bezeugen.  Aus 
Anlass  einiger  Edicte,  die  im  lit  de  justice  vom  20.  März 
1655  erlassen  worden  w'aren,  erhob  das  Parlament  Ver- 
warnungen. Der  junge  König  benahm  sich  gegen  diese 
Körperschaft  sehr  hochfahi’end.  In  derrr  erwähnten  lit  de 
jirstice  wirr  de  die  Einführung  des  Sterrrpelpapiers  nach  hol- 
ländischem urrd  spanischem  Vorbilde  beschlossen.  Ausserdem 
schritt  rrran  zu  den  gewöhnlichen  Hilfsmitteln:  Anleihen  in 
den  mannigfaltigsten  Formen,  Dornärrerrveräirsserungen, 
Aernter-  und  Rentenverkäufen,  Adelserhebungen,  Münzen- 
verschlechterungen u.  s.  w.  Dessenungeachtet’  war  der 
Bankerott  unausweichlich,  der  1660  erfolgte.  Der  Druck  der 
Steirern  wuchs  u.  A.  durch  die  zunehmenden  Kosten  ihrer 
bnntreibung.  Colbert,  der  von  Mazarin  im  October  1660 
beauftragt  worden  war,  das  Herzogthum  Nevers  zu  besuchen, 
fand  überall  unbeschreibliches  Elend.  In  Berry  gab  es 
Kirchspiele  von  200  Häusern,  wo  nur  die  Bewohner  zweier 
Brod  assen,  die  übrigen  mussten  von  Kräutern  und  Wurzeln 
leben.  In  Orleanais  und  der  Touraine  hatte  der  Weinhandel 
aufgehört,  weil  man,  der  kaum  erschwinglichen  Steuern 
wegen,  Pferde  zur  Verführung  des  Weines  nicht  halten 
konnte.  Gleichzeitig  überliess  sich  der  Hof  den  ausgesuchtesten 
V ergnügungen,  ohne  dass  etwa  dem  jungen  Könige  die  ernste 
Lage  des  Staates  unbekannt  gewesen  wäre,  deon  er  selbst 
schreibt  1661:  „Les  finances  qui  donnent  le  mouvement  et 
Paction  ä tout  ce  grand  corps  de  la  monarchie,  ötoient 

0 Ranke,  a.  a.  0.  III  124. 
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eutiörement  epuisöes  et  h tel  point  qu'ä  peine  y voyoit-on  de 
ressource;  plusieurs  des  döpenses  les  i)lus  nöcessaires  et  les 
plus  privilögiees  de  ma  maison  et  de  ma  ])ropre  personne, 
ou  retardöes  contre  toute  biensöance,  ou  soutenues  par  le 

seul  crödit “ »).  Dabei  dauerte  der  Uebelstand  fort, 

dass  die  Taille  ungleich  vertheilt  war,  dass  bei  der  Er- 
hebung viele  Willkürlichkeiten  und  Ungerechtigkeiten  vor- 
kamen. Wenn  z.  B.  ein  armer  Tagelöhner  sich  aus  seiner 
Pfarrei,  wo  es  ihm  an  Arbeit  gebrach,  in  eine  andere  begab, 
wo  er  Arbeit  fand,  so  hatte  er  an  beiden  Orten  Taille  zu 
bezahlen  ^).  Noch  empörendere  Zustände  rief  die  Erhebung 
der  Gabelle  hervor.  Das  Parlament  von  Rouen  selbst  er- 
klärte, dass  täglich  Unglückliche,  die  nicht  auf 
Brod  hatten,  ergriffen  und  gepfändet  wurden, 
weil  sie  kein  Salz  kauften®).  Als  1664  Fouquet  — 
der  Mazarin  als  den  allein  Schuldigen  bezeichnete  — der 
Process  gemacht  wurde,  stellte  es  sich  wieder  einmal  heraus, 
dass  die  ganze  vornehme  Gesellschaft  an  dem  betrügerischen 
Treiben  der  Financiers  betheiligt  war:  die  erste  Kammer- 
frau der  Königin  hatte  100000  L.  erhalten,  ebensoviel  der 
Marquis  von  Crequi,  je  200000  L.  der  Herzog  von  Brancas 
und  der  Herzog  von  Richelieu ; ferner  waren  fast  alle  Gerichts- 
beamten ins  Interesse  der  Traitants  gezogen.  Es  kam  ausser- 
dem au  den  Tag,  dass  Fouquet  überall  seine  Spione  gehabt 
hatte  und  dass  u.  A.  der  Vorstand  des  Postwesens,  de  Nou- 
veau, in  seinem  Solde  gewesen  war.  Bei  einem  seiner 
Feste,  dem  Ludwig  XIV.  beigewohnt,  hatte  Fouquet  eine  so 
unverschämte  Pracht  entfaltet,  dass  der  König  seiner  Mutter 
sagte:  „Ah!  Madame,  est-ce  que  nous  ne  ferons  pas  rendre 
gorge  ä tous  ces  gens-la^)?“  Mit  Fouquet  brach  eine  Menge 
skandalöser  Vermögen  zusammen®),  da  den  Capitalisten  be- 
deutende Beträge  — z.  B.  du  Jeanuin  3 Millionen  — ent- 


')  Oeuvres  de  Louis  XIV.  1 9.  10. 
2)  Forbonnais,  a.  a.  0.  I 316.  317. 
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rissen  wurden.  Wälireud  der  2 Jahre  10(32  und  1003  hatten 
die  Partisans  über  70  Millionen  zu  bezahlen  ^).  Nach  Clöraent  2) 
berechnete  inan,  dass  die  Geldstrafen,  Rückerstattungen  und 

Confiscationsurtheile  sich  auf  nicht  weniger  als  110  Millionen 
beliefen. 

Die  hervorragendsten  Reformen,  die  Colbert  vorschlug, 
waren  die  Anbahnung  der  Gleichheit  in  der  Vertheilung  der 
Taille  duich  Einschränkung  der  Privilegien,  die  Verminderung 
der  Kosten  bei  Erhebung  der  Steuern,  der  Rückkauf  der 
unnützen  Aemter,  die  Unterdrückung  der  Steuernachlässe, 
der  Rückkauf  von  Renten  und  veräusserten  Einkünften 3)’ 
-Vuf  dem  Wege  der  chambre  de  justice  erlangte  er  von  den 

Financieis  in  den  Jahren  1002  — 1005  nicht  weniger  als 
70  Millionen^). 

Den  Bankerott,  den  der  mit  einer  Capitalreduction  ver- 
bundene Rentenrückkauf  bildete,  suchte  Ludwig  XIV.  auf  die 
folgende  heuchlerische  Weise  zu  beschönigen:  „Le  droit  cominun 
pennet  ä chaque  particulier  de  racheter  les  rentes  constituees 
en  lendant  le  veritable  prix  qu’il  en  ii  regu,  et  imputant  sur  ce 
juix  Principal  ce  qu’il  a paye  d’arrörages  au-delä  de  l’interet 
legitime.  La  chambre  de  justice  jugea,  que  je  ne  devois  etre 
de  pire  considöration  par  les  rentes  constituees  en  mon  nom  sur 
rhotel-de-ville  de  Paris ; les  particuliers  qui  les  avoient  acquises 
a \il  piix,  et  en  avoient  joui  long-temps,  ne  trouvoient  pas  leur 
compte  ä cette  imputation,  par  oü  leur  remboursement  ötoit  röduit 
a peu  de  chose.  Mais  je  ne  crus  pas  devoir  perdre  une  occasion 
si  juste  (!)  et  si  favorable  d’acquitter  facilement  mes  peuples 

plutöt  que  moi , de  4 millions  de  rente  annuelle  qu’il  eüt  fallu 
lever  sur  eux“  ®). 

Bekanntlich  wurde  Colbert  durch  die  kriegerische  Politik 
des  Königs  in  der  Durchführung  der  beabsichtigten  Reformen 
behindert.  Statt  der  in  Aussicht  gestellten  Einschränkung 
ei folgte  eine  Ausdehnung  der  Befreiungen  von  der  Taille 
duich  das  Edict  vom  November  1000  und  zwar  für  5 Jahre 


0 Ranke,  a.  a.  0.  III  170.  171. 
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zu  Gunsten  der  Personen,  die  sich  vor  dem  zwanzigsten  Jahre 
verlieiratheten , für  4 Jahre  zum  Besten  Aller,  die  sich  vor 
dem  fünfundzwanzigsteu  Jahre  verheiratheten  und  von  sämmt- 
lichen  Steuern  für  die  Lebensdauer  zu  Gunsten  der  Väter 
von  10  lebenden  Kindern^).  Fernere  Befreiungen  wurden 
dadurch  erschlichen,  dass  man  Söhne  Priester  werden  Hess 
und  ihnen  Güter  durch  Schenkung  unter  Lebenden  zuwaudte 
VV^eitere  missbräuchliche  Befreiungen  erhellen  aus  Colberts 
an  den  Intendanten  von  Bordeaux  gerichtete  Instruction 
vom  18.  November  1072,  die  angesehensten  Einwohner  der 
Ortschaften  („coqs  de  paroisse“)  nicht  auf  Kosten  der 
Armen  zu  begünstigen®).  Ausserdem  wurden  Befreiungen 
durch  widerrechtliche  Anmassung  des  Adelstitels  erschlichen. 
In  welchem  Umfange  dieser  Betrug  verübt  wurde,  erhellt 
daraus,  dass  bei  einer  Durchsicht  der  Adelstitel  in  dem 
Gerichtsbezirke  von  Poitiers  allein  300  Personen  zu  Geld- 
strafen von  zusammen  500000  Livres  verurtheilt  wurden^), 
so  wie  aus  der  häufigen  Erörterung  dieses  Missbrauches  in 
Colberts  Briefen.  In  seinem  Umlaufschreiben  an  die  Inten- 
danten vom  28.  Vlai  1081  rügt  es  der  Minister,  dass  beinahe 
in  einer  jeden  Pfarrei  die  Reichen  die  Taille  mit  Leichtigkeit 
auf  die  Armen  überwälzen , was  diese  sich  gefallen  lassen 
müssen,  weil  sie  von  den  Reichen  beschäftigt  werden®). 
Charles  Colbert  sagt  in  einem  seiner  Berichte;  Alle  Welt 
ist  darüber  einig,  dass  die  Reichsten  und  Mächtigsten  sich 
auf  Kosten  der  Aermsten  von  der  Steuer  zu  befreien  oder 
eine  Ermässigung  zu  erlangen  wissen  ®).  Ein  weiterer  Vliss- 
brauch  war  der,  dass  in  manchen  Städten  die  vornehmsten 
Einwohner  eine  bestimmte  Menge  VV'eines  und  anderer  Waaren 
ohne  Bezahlung  der  vorgeschriebenen  Abgaben  bezogen  D. 
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Das  Princip  der  Steuersoliclarität  wurde  mit  aller  Strenge 
aufrechterbalten;  es  führte  zu  zahlreichen  Missbräuchen  und 
verursachte  eine  fortwährende  Unsicherheit  der  Steuerträger, 
von  denen  die  pünktlichen  Opfer  ihrer  Pünktlichkeit  wurden! 
Ein  bedeutendes  Erträgniss  lieferten  die  sog.  freiwilligen 
Geschenke  (dons  gratuits)  und  die  „affaires  extraordinaires“ 
Jene  ergaben  1662  4458000  L.,  1667  mehr  als  6 Millionen! 
1683  7 932000  L.,  wobei  Intriguen  und  sogar  Gewalt  mit- 
wirkten ^).  Die  affaires  extraordinaires  bestanden  vorzüglich 

aus  den  Erträgen  der  chambre  de  justice , der  (auch)  gegen 
widerrechtliche  Adelsanmassung  gerichteten  Verfolgungen 
und  des  Rentenrückkaufs.  Dazu  kamen  besondere  FJn- 
nahmen,  wie  z.  B.  von  Languedoc  zum  Baue  eines  Canals 
gespendete  5 Millionen.  1674  wurde  das  Tabakmonopol 
und  der  Zinnstempel  eingeführt.  1683  stand  einem  reinen 
Einkommen  von  97  Millionen  ein  Ausgabenbudget  von 
99  Millionen  gegenüber. 

Colbert  war  ein  Gegner  der  Anlehen,  weil  ihm  durch 
sie  die  Macht  entzogen  wurde,  den  König  von  seinen  mass- 
losen  Ausgaben  zurückzuhalten  ^). 

Auch  zur  Zeit  als  Colbert  an  der  Spitze  der  Geschäfte 
stand,  w'aren  die  Aufstände  zahlreich.  Sie  wurden,  wie  ge- 
wöhnlich, unterdrückt.  Die  Taille  konnte  in  vielen  Orten 
nur  unter  Mitwirkung  der  bewaffneten  Macht  erhoben 
werden 3).  Das  Elend  war  um  1675  so  gross,  dass  in 
manchen  Gegenden  aus  Mangel  an  Menschen  wie 
an  Geld  alle  Arbeit  eingestellt  werden  musste^). 

U nstreitig  hatte  Colbert  das  Verdienst,  in  die  Finanzen 
Ordnung,  in  die  Rechnungen  Klarheit,  in  die  Zahlungen 
Regelmässigkeit,  in  den  gesammten  Dienst  strenge  Controle 
gebracht  und  die  geheimen  Ausgaben  nach  Kräften  ver- 
mindert zu  haben.  Der  Betrag  der  Rente,  der  1663 
30  Millionen  überschritten  hatte,  fand  sich  beim  Tode 
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Colberts  auf  8 Millionen  reducirt^).  Dass  er  der  Ruhmsucht 
und  den  verschwenderischen  Neigungen  des  Königs  der 
für  Versailles  allein  112  Millionen  verausgabte  — und  ihren 
Folgen  nicht  ganz  nach  Wunsch  entgegenzuwirken  vermochte, 
wiewohl  er  es  an  freimüthigeii  \orstellungen  nicht  fehlen 
Hess,  kann  ihm  nicht  zum  Vorwurfe  gemacht  werden.  War 
er  ja  einmal  so  weit  gegangen,  dem  Könige  zu  schreiben: 
„A  Tögard  de  la  depense,  quoique  cela  ne  me  regarde  en 
rien,  je  supplie  seulement  V.  M.  de  me  permettre  de  lui 
dire  qu’en  guerre  et  en  paix  eile  n’a  jamais  consultö  ses 
finances  pour  rösoudre  ses  döpenses , ce  qui  est  si  extra- 
ordinaire , qu’  assurement  il  n’y  en  a point  d exemple. 
Ein  anderesmal  schrieb  er  dem  Könige:  „.  . . et  si  V.  M. 
veut  bien  examiner  en  detail  combien  de  döpenses  inutiles 
eile  a faites,  eile  verra  bien  que,  si  eiles  estoieut  toutes 
retranchees,  eile  ne  seroit  point  reduite  ä la  nöcessite  ou 

eile  est “ In  an  den  König  gerichteten  Denkschriften 

tadelte  er  die  masslosen  Ausgaben  für  Versailles  sowie  für 
unnöthige  Militärrevuen  und  Truppenverrückungen«). 

In  seinen  Memoires  sur  les  aftaires  de  finances  de  France 
pour  servir  ä l’histoire  (1663)  sagt  Colbert:  Wir  haben  in  unserem 
Königreiche  ein  einziges  Beispiel  von  Ueberfluss,  und  zwar  in  den 
letzten  Jahren  der  Regierung  Heinrichs  IV.,  aber  eine  unendliche 
Zahl  von  Jahren  des  Mangels  und  dringender  Bedürfnisse^).  Wenn 
er  hinzufügt:  „Au  contraire  dans  celuy  (royaume)  d’Espagne,  nous 
voyons  les  regnes  de  Charles- Quint,  Philippe  II,  Philippe  III  et 
mesme  Philippe  IV,  dans  une  si  prodigieuse  abondance  d’argent 
par  la  decouverte  des  Indes  ....“,  so  verräth  dies  eine  uner- 
klärliche Unkenntniss  der  spanischen  Finanzgeschichte  von  Seiten 
des  grossen  Staatsmannes. 

Die  Zahlung  inländischer  wie  ausländischer  Jahrgehalte 
spielte  unter  Ludwig  XIV.  eine  grosse  Rolle.  Unter  jenen 
sind  die  des  Prinzen  von  Conti  und  dessen  Gemahlin,  des 
Herzogs  und  der  Herzogin  von  Bourbon,  des  Prinzen  de  la 


Vührer,  a.  a.  0.  I 113. 

2)  Clement,  Lettres  etc.  de  Colbert.  VI  p.  CVIII. 

Clement,  Histoire  de  Colbert.  I 233.  234. 

*)  Clement,  Lettres  etc.  de  Colbert.  II  18. 


i 


408 


I.oche  sui  Uu  des  Grafen  de  la  Marclie  liervoiziiliebeii, 
feinei  die  knideireiclien  Adeligen  verliehenen.  Auch  an- 
sehnliche Geselienke  wurden  vertlieilt ').  Aus  wenig  gekannten 
Urkunden  ist  ersichtlich,  dass  eine  der  Scheu ktiii(-s- 
tornien  die  war,  dass  bei  Hofe  angesehene  Per- 
sonen nur  scheinbar  zu  den  öffentliciieu  Lasten 
beitiugen,  indem  man  ihnen  die  betreffenden 

Gelieinieii  znrackerstattete»).  Weit 
beträchtlicher  waren  die  ini  Auslande  bezahlten  Pcmsionen 
^.ch  nur  die  ersten  Minister  der  meisten  auswärtlTn 
Sohfe*^l’  diesen  selbst  standen  im 

wahl  nui  in  französischem  Interesse  zuzulassen,  bewilligte 
Ludwig  dem  grossen  Kurfürsten  als  „marijue  particulilre 
(e  SOU  aniitle  durch  10  Jahre  jährlich  IIOOOO  L“)  Auch 
die  meisten  rheinischen  Höfe  nahmen  Jahrgelder  aus  Ver- 
sal les  entgegen*).  Ebenso  fast  alle  italienischen  Fürsten 
Mit  welchem  Erfolge  Ludwig  österreichische  Beamte  bestach’ 
bezeugt  die  Klage  Montecuculis,  dass  die  Anordnungen  des 
Hofkriegsrathes  früher  zu  Versailles  als  im  eigenen  Haupt- 
quartier bekannt  waren »).  1660  unterstützte  Ludwig  den 

König  von  Polen  mit  einer  bedeutenden  Summe,  um  L in 
den  Stand  zu  setzen , dessen  Unterthaneii , die  sich  empört 
hatten,  zu  bekriegen.  Ferner  erzählt  der  König  selbst  dass 
er  seinen  Botschafter  in  Holland  beauftragt  haL,  unt;r  d e 
hervorragendsten  Abgeordneten  Geld  zu  vertheilen,  dass  er 
den  Königinnen  von  Schweden  und  von  Dänemark  Geschenke 

>e  zu  -ommen  lassen.  „Toutes  ces  döpenses  particulieres 
TOiiposoient  ensemble  iin  Capital  fort  considörable“ «)  Ganz 

M n Lrr  Pöusionen.  mit  denen 

Karl^und  Jacob  II.  von  England  von  Ludwig  bedacht 
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wurden.  Als  Jacob  II.  und  seine  Gemahlin  nach  Frankreich 
hüchteteu,  wurde  ihnen  ein  Jahrgehalt  von  600000  L.  be- 
willigt. 

Nach  dem  Tode  Colberts  wurde  die  Zahl  der  Privilegirten 
bedeutend  erweitert,  theils  durch  Vermehrung  der  Aemter, 
theils  durch  erkaufte  Steuerbefreiungen.  ]\Iit  dieser  Zu- 
nahme, durch  die  der  Kreis  der  Zahlenden  sich  verengte,  ward 
die  Yertheilung  der  Steuern  willkürlicher,  die  Erhebung 
belästigender,  härter  und  zugleich  langsamer  und  kostspieliger. 
In  Folge  dessen  wurde  der  Widerstand  der  Bevölkerung  und 
die  Verheimlichung  der  Hilfsquellen  der  ländlichen  Bewohner 
immer  allgemeiner.  Zu  der  Unordnung  in  den  Finanzen 
gesellte  sich  die  in  den  Büchern  der  zur  Rechnungslegung 
Berufenen  ^).  Die  Zahl  der  Aemter  wurde  namentlich  unter 
Pontchartrain  so  ausserordentlich  vermehrt , dass  selbst  der 
König  darüber  erschrak.  Bekannt  sind  die  beschwichtigenden 
Worte:  „Sire,  toutes  les  fois  qu’il  plait  ä V.  M.  de  creer 
un  oftice,  il  plait  ä Dien  de  cröer  un  sot  pour  Poccuper“. 
Fanden  sich  aber  keine  Abnehmer  von  Aeintern,  so  wurden 
diese  einer  bestimmten  Kategorie  von  Personen  geradezu  auf- 
gezwungen.  Von  1684  bis  1688  erlangte  man  auf  diese 
Weise  23  Millionen,  also  durchschnittlich  46000n0  jährlich, 
von  1689  bis  1694  sogar  171  Millionen  oder  durchschnitt- 
lich 28'/4  Millionen.  Diese  Aemter  hatten  nicht  immer  Staats- 
leistungen zur  Folge,  weil  nicht  mit  jedem  eine  staatliche 
Besoldung  verbunden  war,  aber  immer  belasteten  sie  die 
Steuerträger.  Nicht  nur  alle  gerichtlichen  und  administrativen 
Vorgänge,  sondern  sogar  die  einfachsten  Aeusserungen  des 
bürgerlichen  Lebens,  die  verschiedenen  Berufsarten,  alle 
Gattungen  des  Verbrauchs  wurden  durch  unnütze  Formalitäten 
belästigt,  in  zudringlichster  Weise  überwacht  und  mit  grossen 
Kosten  beschwert.  Den  Gewinn  aus  IMünzänderungen  be- 
trachten wir  an  anderer  Stelle.  Vom  Clerus  erlangte  man 
16200000  L.  innerhalb  11  Jahren.  Eine  Anzahl  von  Städten 
und  Provinzen  gewährte  1689  4727  000  L.  an  „freiwilligen“ 
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Geschenken,  welches  Mittel  aber  später  versagte.  Noch 
haben  wir  der  Anticipationen  — Anweisungen  auf  künftige 
Einnahmen  — zu  gedenken,  deren  sich  schon  Colbert  be- 
dient hatte.  Die  Einkünfte  von  1084  waren  auf  solche 

Meise  bis  zum  Belaufe  von  10853000  L.  im  Voraus  aus- 
gegeben. 

France“,  die  1697  erschien, 
beklagt  Boisguillebert  die  starke  Abnahme  des  Verbrauchs  von 

e reice,  Heisch,  Wein  als  Folge  der  Verminderung  des  Volks- 
emkommens  um  500  Millionen  per  Jahr,  die  in  manchen  Gegenden 
ei  Ackerbau  nicht  mehr  lohnend  erscheinen  lasse.  Der  grösste 
T e.  der  Bewohner  dee  Reiches  sei  in  grösster  DürftigS! 

ich  dem  Ackerbau  hege  der  Handel  darnieder.  Der  Verbrauch 
habe  abgenommen , weil  er  nahezu  unmöglich  geworden  sei  Es 
verbie  e ihn  die  Unsicherheit  der  Taille,  die  ganz  willkürlich 
gehandhaht  werde,  deren  Höhe  in  der  Regel  in  umgekehrtem 
^erhaltnlsse  zu  den  Vermögensumständen  stehe.  Am^tärksten 
belastet  seien  hiernach  arme  und  wehrlose  Personen,  die  nicht 

fbzSueT  Steuerlast  auf  ihre  Nachbarn 

sowR  orVmt’'?'  Verbrauch  durch  die  Accisen 

^ ^ ^ Neben  der  Ungerechtigkeit  und 

Millkur  bei  Fmlegung  der  Taille  sei  die  Art  ihrer  Erhebung 

höchst  ans  ossig , so  dass  ein  fortwährender  Krieg  die  Völkef 

eiliger  belaste  als  eine  solche  Art  der  Besteuerung.  Dabei  seien 

die  Kosten  der  blossen  Umlage  höher  als  der  Steuerbetrag  Als 

führt  parteiischen  Vorganges  der  Steuereinnehmer 

habe  es  f Fall  an:  Vor  nicht  ganz  50  Jahren 

habe  es  im  b lecken  Fecamp  an  der  Küste  der  Normandie  50  Ge- 

T Bewohner  den  Stocktischfang  in  Neufund- 

land beti leben.  Diese  wurden  durch  masslose  Taille  so  erbittert 

' zurückzogen  und  nach  Holland  über- 

siedelten  j\o  sie  grosse  Reichthümer  erwarben.  Die  Kosten  der 
Steuererhebung  seien  so  hoch , weil  diese  eine  der  denkbar  un- 

i unternommen 

Z aussergewöhnlichen  Zeitaufwand  erfordere,  da 

ii,^^  I f keinerlei  Begünstigung  zu  erwarten  haben,  es 

ihiein  Interesse  angemessener  erachten,  ai-ni  zu  scheinen  und  jedes 
Merkmal  von  Wohlstand  durch  Unterlassung  des  Verbrauchs  zu 
veibeigen  und  Sou  für  Sou  erst  nach  Erduldung  vielfacher  Zwangs- 
, mssregeln  und  Executionen  zu  bezahlen , indem  sie  hei  pSt- 

ichei  Beiichtigung  der  Steuer  für  das  nächste  Jahr  mit  Sicherheit 
eine  Erhöhung  zu  befürchten  hätten.  Die  Kaufleute  leiden  ab- 
gesehen von  der  Höhe  der  Zölle,  durch  die  Chicanen  dei  ’zoll- 
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lieamten,  die  oft  durch  sechs  bis  sieben  Tage  nicht  die  Zeit  tinden, 
die  Verzollung  zu  bewirken  i). 

Für  die  Steuern,  die  nicht  verpachtet  waren,  wurde  die 
auf  jede  Provinz  entfallende  Quote  auf  die  Gemeinden  um- 
gelegt, in  denen  jeder  Bewohner  verptlichtet  war,  das  Amt 
des  Einnehmers,  so  oft  ihn  die  Reihe  traf,  zu  übernehmen; 
er  hatte  dann  mit  seinem  vollen  Vermögen  für  die  gesammte 
Eintreibung  zu  haften,  wodurch  zahlreiche  Familien  zu 
Grunde  gerichtet  wurden. 

Die  „affaires  extraordinaires“  waren  fortwährend  eine  ij 

Ursache  grosser  Beklemmung.  An  ihrer  Stelle  wurde  eine  J 

Kopfsteuer  vorgeschlagen,  die  von  allen  Unterthanen  nach 
Vermögen  zu  tragen  wäre.  Es  wurde  durch  die  Ordonnanz 
vom  18.  Januar  1695  dazu  geschritten  mit  dem  Bemerken,  j 

dass  sie  nur  für  die  Kriegszeit  gelten  sollte.  Niemand  sollte 
davon  befreit  werden.  Sie  wurde  jedoch  nicht  nach  dem 
Vermögen,  sondern  nach  dem  Range  bemessen,  woraus  aber- 
mals auffallende  Ungerechtigkeiten  erwuchsen,  da  ja  die 
Höhe  des  Ranges  und  des  Vermögens  nicht  ühereinstimmten. 

Die  Steuer  wurde  durch  drei  Jahre  und  drei  Monate  erhoben ; 
unmittelbar  nach  Abschluss  des  Friedens  von  Ryswick  ward 
durch  einen  königlichen  Erlass  verkündigt,  dass  sie  nur  noch 
während  dreier  Monate  erhoben  werden  solle.  M"eit  be- 
deutendere Lasten  als  die  Kopfsteuer  wurden  den  Unter- 
thanen während  des  Krieges  durch  die  Requisitionen  für  die 
Armee  auferlegt.  Die  affaires  extraordinaires  ergaben  von 
1695—1699  nicht  weniger  als  800  Millionen  0-  Unter  den  , 

Ursachen  ihres  Druckes  führt  Vauban  die  an,  dass  die  Kosten 
der  Zwangserhebungen  die  gewonnenen  Beträge  überschritten.  ‘ 

In  der  grossen  finanziellen  Noth  wurde  die  Kopfsteuer  durch 
Edict  vom  12.  März  1701  erneuert.  Da  das  Alles  nicht  hin- 
reichte, so  wurde  1710  der  Zehnte  wiederhergestellt.  Die 
Bedenken  Ludwigs  XIV.  dagegen  beschwichtigte  Le  Tellier 


’)  Boisguillebert,  Le  detail  de  la  France.  1 cb.  4.  .5.  7.  II  cb. 
2.  3.  5.  6. 

-)  Clamageran,  a.  a,  0.  III  47. 
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<luich  (he  ^orstellung,  dass  die  Güter  aller  Uuterthaneu 
Eigenthum  des  Königs  seien.  Nacdi  Saint-Siinon  begnügte 
man  sich  nicht  mit  dem  Zehnten,  sondern  erhob  ein  Fünftel 
ein  \ lerte  und  selbst  ein  Drittel.  Die  Angaben  über  den 
Eitiag  schwanken  zwischen  22  und  24  Millionen  pro  Jahr 
Munzanderung^n  ergaben  zu  Anfang  des  18.  Jahrhunderts 
-J  Millionen  ).  Städte,  Gemeinden,  Hospitäler 
Wun  en  gezwungen,  ihre  Verbindlichkeiten  un- 
ei  füllt  zu  lassen,  um  dem  Könige  zu  leihen, 
«.emeinden  wurden  nützliche  Arbeiten  unter- 
sagt aus  Furcht,  dass  ihre  Steuerkraft  da- 
«liirch  verringert  werden  könnte^).  Bei  alle  dem 
entging  man  dem  Bankerotte  nicht,  der  im  October  1713 
ausbrach.  Aber  selbst  in  diesem  verzweifelten 
l alle  ging  man  mit  empörender  Willkür  vor- 
die  Begünstigten  wurden  voll  bezahlt;  Andere  er- 

I n Fünftelu  und 

uer  Hallte  ).  Am  meisten  scheinen  die  unbezahlt  gebliehenen 

Beainteii  darunter  gelitten  zu  haben.  Die  Willkür  bei  Ver- 

tieilung  der  Taille  wurde  immer  unerträglicher.  VaubanH 

^»gt,  es  sei  etwas  Gewöhnliches,  dass  ein  Pachtgut  mit  einem 

Ertrage  von  3-4000  L.  40-50  L.  Taille  bezahle,  während 

ein  anderes,  das  nur  4-500  L.  trägt,  mit  loO  L.  belastet 

werde.  Das  neunte  Capitel  der  Dime  royale  enthält  ein  langes 

^erzeichniss  der  von  der  Steuer  Befreiten,  woran  Vauban 

die  Bemerkung  knüpft,  dass  die  Classe,  die  den  überwiegend 

giossten  Theil  des  Bodens  besitzt,  zu  den  Befreiten  gehöre. 

le  ganze  Schrift  ist  ein  lebhafter  Protest  gegen  die  Be- 
ireiuugen. 

Vaubans  Schilderung  des  Elendes  in  Frankreich  in  den 
letzten  Zeiten  Ludwigs  XIV.  haben  wir  bereits  erwähnt, 
henelon  bezeichnet  1694  in  einem  an  den  König  gerichteten 
anon}  men  Briefe  Frankreich  als  „un  grand  höpital  d(^sole  et 

0 a.  a.  0.  III  105. 

2 L’ancien  regime  et  la  revolution.  p.  1.5? 

) Claiiiageran,  a.  a.  0.  m no. 

0 Dime  royale. 
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saus  provisions“.  Äehnliche  Klagen  wie  die  von  Boisguillebert, 
dass  die  Industrie  in  der  Normandie  unter  dem  Drucke  der 
Steuern  verschwinde,  ertönen  aus  den  anderen  Provinzen. 
Zahllose  Berichte  stimmen  in  der  Darstellung  des  Verfalls 
der  Landwirthschaft  überein.  Allenthalben  sehe  man  ver- 
lassene Pachthöfe,  zerstörte  Häuser,  ausgerissene  Weinstöcke, 
Verminderung  des  Viehstandes,  Unzulänglichkeit  des  Düngers, 
krankhafte,  schlecht  genährte  und  gekleidete  Bauern.  Miss- 
ernten treten  ein  wegen  ungeeigneter  Bestellung  der  Felder, 
wovon  die  Folge  u.  A.  ein  beträchtliches  Sinken  des  Werthes 
der  Grundstücke  ist,  das  von  Vauban  mit  einem  Drittel,  von 
Boisguillebert  sogar  mit  der  Hälfte  angegeben  wird.  Von 
1709  — 1711  hört  man,  dass  sogar  die  Truppen  Mangel  au 
Brod  leiden^).  Es  war  eine  allgemeine  Krise,  allenthalben 
herrschte  Misstrauen  und  Unsicherheit. 

Es  ist  nicht  möglich,  die  Staatsschuld,  die  Ludwig  XIV. 
hinterliess,  auch  nur  annähernd  anzugeben , da,  nach  einem 
der  hervorragendsten  Kenner  der  französischen  Finanz- 
geschichte, die  hierauf  bezüglichen  Ziffern,  so  unglaublich 
dies  auch  klingt,  zwischen  491  Millionen  (einem  offenbar 
viel  zu  niedrigen  Betrage)  und  12  Milliarden  schwanken^). 
Clamageran  giebt  2936  Millionen  an. 

Nach  dem  Tode  Ludwigs  XIV.  ergriff  die  Regentschaft 
in  der  verzweifelten  finanziellen  Lage  das  Hilfsmittel  einer 
Münzänderuug,  die  72  Millionen  L.  einbrachte,  und  einer 
Chambre  de  justice,  deren  Ergebniss  weit  hinter  den  Er- 
wartungen zurückblieb;  bis  zum  Juni  1717  erlangte  man 
70  Millionen  statt  der  gehofften  200  Millionen.  Dann  ver- 
minderte man  die  Ausgaben,  die  1715  147  Millionen  betragen 
hatten;  sie  wurden  auf  etwa  94  Millionen  zurückgeführt. 
Dagegen  erfolgte  eine  Vermehrung  der  durch  übermässige 
Pensionen  der  Prinzen  und  Prinzessinnen  von  Geblüt  au- 
geschwellten Hofauslagen;  sie  stiegen  von  7 500000  auf 


1)  Clamageran,  a.  a.  0.  III  124. 
‘)  Vührer,  a.  a.  0.  I 143. 

3)  a.  a.  0.  III  119. 
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10  ^62000  L.  in  dem  Voranschläge  und  14079000  L.  im 
detinitiven^  Budget , wurden  also  nahezu  verdoppelt  Im 
üctoher  1715  erfolgte  eine  Zinsenreduction  der  Rente,  1717 
eine  Herabsetzung  der  Pensionen  ^).  Die  privilegirten  Classen, 
die  man  zu  stärkeren  Leistungen  heranziehen  wollte  ver- 
weigerten diese  und  da  die  Hofeintiüsse  noch  immer  'mass- 
pbend  waren,  so  setzte  man  hierin  nichts  durch.  Doch  ist 
nn  Allgemeinen  unverkennbar,  dass  sich  die  Lage  des  Reiches 
innerhalb  zweier  Jahre  verbessert  hatte.  Da  trat  die  liekannte 
Wirksamkeit  Laws  (1718—1720)  ein 3). 

Auf  die  Regierung  des  Herzogs  von  Orleans  und  des 
Cardinais  Dubois  - dessen  Einkommen  vom  Staate  nicht 
weniger  als  oi4000  L.  betragen  hatte  — folgte  die  des 
Herzogs  von  Bourbon.  Dieser  begann  mit  der  Wiedereinführung 
des  „joyeux  avenenient“,  eines  Gefälles,  das  Stände,  Städte, 
Beamte,  Handwerker  zu  bezahlen  hatten^).  Ferner  schritt 
er  zu  einer  Münzänderung,  die  von  einem  ofticiellen  Preis- 
uml  Lohntarif  begleitet  war.  Ungeachtet  der  gegen  die 
AM(  erstrebenden  Kaufleute  und  Arbeiter  ergriffenen  Gewalt- 
massregeln  hielt  die  Theuerung  aller  Gegenstände  und  nament- 
lich der  Lebensmittel  an.  1725  kam  man  auf  den  Gedanken, 
die  Steuer  des  Zehnten  in  Natur  auf  den  Ertrag  der  Grund- 
stucke,  cer  Häuser  und  der  Capitalien  auszuschreiben,  die 
auf  den  Widerstand  der  Privilegirten  stiess;  überdies  war 
tie  Einfühlung  einer  Naturalsteuer  ein  bedenklicher 
Anachronismus.  Es  wurde  ein  lit  de  justice  vom  Könige 


0 Clamageran,  a.  a.  0.  III  142. 

Paris  « 0'  “■ 

In-diümer  seines  Systems  und  die  hieraus  erwachsenen 
s urigen  Folgen  dürfen  die  Grossartigkeit  seiner  Entwürfe,  die  Richtun<^ 
.einei  Bestrebungen  auf  das  allgemeine  Wohl  und  die  ErspriesslichkeÜ 
nüL  übersehen  lassen.  Er  förderte  die 

/Hl  iienung  des  Colonialwesens  bei. 

) Ranke,  hranzösische  Geschichte.  IV  3.52. 
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in  Person  am  8.  Juni  abgehalten,  in  dem  das  Parlament 
gezwungen  werden  sollte,  das  betreffende  Edict  zu  registrireu. 
Die  Parlamente  der  Bretagne  sowie  die  von  Burgund  und 
Guyenne  verweigerten  die  Registrirung.  Auf  dem  Lande 
hatte  die  Steuer  eine  furchtbare  Erhebung  zur  Folge.  Statt 
der  erwarteten  28  wurden  kaum  10  Millionen  erlangt  0- 
1726  wurden  die  Rentenzahlungen  herabgesetzt.  Charakteris- 
tisch ist  es,  dass  vor  Antritt  des  Ministeriums  Fleury  die 
Steuerpächter  am  Schlüsse  jedes  Jahres  ihre  Bücher  zu  ver- 
brennen pflegten  0.  Die  Steuern,  die  bei  der  Thronbesteigung 
Ludwigs  XV.  165  600000  L.  betragen  hatten,  wurden  während 
seiner  Regierung  mehr  als  verdoppelt®). 

Cardinal  Fleury  entschied  kurz  nach  seinem  Amtsantritte, 
am  24.  Juni  1726,  dass  der  Fünfzigste  statt  in  Natur  in 
Geld  entrichtet  werden  solle.  Diese  Aenderung  kam  zu 
spät,  da  die  Steuer  zu  unpopulär  geworden  war.  Sie  wurde 
am  7.  Juli  1727  abgeschafft,  weil  sie  im  Jahre  zuvor  nur 
drei  Millionen  ergeben  hatte.  Fleury  erwarb  sich  das 
negative  Verdienst,  keine  der  vor  ihm  so  zahlreichen  Münz- 
änderungen vorgenommen  zu  haben.  — 1741  wurde  der 
Zehnte  als  Kriegssteuer  wieder  eingeführt.  Dabei  zeigte 
sich  in  auffallendster  Weise,  wie  viel  auf  die  Art  der  Steuer- 
erhebung ankam.  Während  der  Fünfzigste,  der  in  Natur  und 
vom  Bruttoerträge  gefordert  worden  war,  allgemein  Wider- 
willen erregt  hatte,  wurde  der  fünfmal  so  starke  Zehnte, 
der  in  Geld  und  vom  Nettoerträge  erhoben  wurde,  voll 
Resignation  aufgenommen.  Die  Taille  blieb  mit  aller  Will- 
kür auf  den  armen  Landleuten  lasten,  da  die  Reichen  und 
die  Privilegirten  sich  ihr  entzogen.  Es  gab  keine  andere 
Norm  dafür  als  die  Meinung  von  den  Vermögensverhältnissen 
der  Steuerträger.  Aber  selbst  diese  Meinung  eines  alle 
Jahre  wechselnden  Einschätzers  w^ar  nicht  immer  entscheidend, 
da  Gunst  und  Ungunst  dabei  mitwirkten.  Auch  bei  den 


0 Clamageran,  a.  a.  ü.  III  230. 
*)  Roseber,  a.  a.  0.  IV  2»S. 

®)  Droz,  a.  a.  0.  I 51. 
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städtischen  Steuern  ruhte  alle  Last  auf  den  Aermern 
Niemand  schämte  sich  nun  des  Scheines  der  Armuth  und 
der  sie  begleitenden  Demüthigungen , wodurch  nicht  mil- 
der Verbrauch  der  Maniifactiiren , sondern  auch  der  Ertrag 
der  Landwirthschaft  zurückging.  ^ 

Aon  bis  1763  machte  sich  der  unheilvolle  Einfluss 
der  I ompadoiir  geltend.  Für  sie  allein  wurden  nach  vor- 
handenen Belegen  36  Millionen,  nach  heutigem  Geldwerthe 
mindestens  das  Doppelte  verausgabt  ^).  Der  Hirschpark  soll 
Uber  100  Millionen  gekostet  haben;  einige  Flugblätter 
sprachen  sogar  von  1000  Millionen «).  Die  frivolen  An 
schaiiiingen,  die  bei  Hofe  herrschten,  werden  durch  das 
bittere  AA  ort  d’Argensous  gekennzeichnet : „c  est  iine  grande 
Infamie  a la  Cour  d etre  seulement  soupgonne  d’epargner“  D 
Die  Jahrgelcler.  die  beim  Tode  Lu.lwigs  XIV.  eingeSnkt 
worden  waren,  wurden  nicht  nur  nach  purer  Laune  aus- 
gedehnt, sondern  es  wurden  zum  Nachtheile  des  Staats- 
schatzes noch  besondere  Formen  der  Freigebigkeit  geübt- 
dazu  gehörten  die  „croiipes“,  geheime  Gewinnbetheiligungen 

an  den  Geschäften  der  Financiers,  insbesondere  der  General- 
pächter’). 

a'is'färtigen  Pensionen  nahmen  das  Budget 
Ludwigs  \^ . stark  in  Anspruch.  1763  und  1766  betrugen 
die  in  Schweden  bezahlten  1400000  und  die  in  Polen  ver- 
theilten  1830000  L.  Seit  1768  befand  sich  Thugut  unter 
den  französischen  Pensionären«).  Der  Marquis  Victor  von 
Mirabeau  bemerkt,  dass  das  Wort  „pension“  seine  Bedeutung 
verändert  habe , dass  man  sich  nicht  schäme . Pensionen  zu 

' ei  angen , wenn  man  bemittelt  sei  und  dass  solche  selbst 
ehrlosen  Alenschen  gewährt  würden 'f). 

’)  Vgl.  Tocqueville,  a.  a.  0.  S.  368. 

-)  Taine,  L’ancien  regime.  p.  105. 

’*)  Koscher,  a.  a.  0.  IV  529. 

il’Argenson,  Considerations.  p.  208. 

Stounri,  a.  a.  0.  II  128. 

®)  Sorel,  a.  a.  0.  I 74. 

')  L’ami  des  hommes.  II  ch.  4. 
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Eine  königliche  Declaration  vom  17.  August  1750  forderte  i 

alle  geistlichen  Beneticiare  auf,  binnen  6 Alonaten  den  * 

Umfang  ihrer  Güter  und  Einkünfte  bekannt  zu  geben.  Die 
Geistlichkeit  antw-ortete  ablehnend:  doch  Hess  sie  sich  im  !] 

I 'ii 

Februar  1751  zu  einem  ausserordentlichen  Geschenke  von 
10  Millionen  herbei,  wogegen  sie  vom  Zwanzigsten  befreit 
blieb.  Die  unter  dem  Namen  acquits  de  comptant  ver- 
hüllten Ausgaben  wuchsen  riesig  an.  AA'ährend  sie  20  Jahre 
vorher  zwischen  20  und  30  Millionen  geschwankt  hatten, 
erhoben  sie  sich  nun  auf  50  bis  9(t  Millionen  und  zur  Zeit 
Silhouettes  überschritten  sie  sogar  117  Millionen^).  1759 
sah  sich  dieser  Minister  zur  Einstellung  der  Zahlungen  ge- 
zwungen. 1763  rief  die  Beibehaltung  der  Kriegssteueru 
während  des  Friedens  einen  AViderstand  der  obersten  Gerichts- 
höfe hervor,  der  an  Empörung  grenzte®).  Diese  hatten 
nämlich  die  öffentliche  Aleinung  für  sich.  1770  und  1771 
wurden  die  Zahlungseinstellungen  erneuert.  AA\ährend  der 
Hof  verschwenderischer  als  je  war,  w-urden  die  Bedrückungen 
des  A'olkes  durch  die  Steuereinnehmer  immer  entsetzlicher. 

In  den  letzten  Zeiten  Ludwigs  XA^.  wurde  geklagt,  dass  die 
Thüren  der  Wohnungen  armer  Tagelöhner,  während  diese 
bei  ihrer  Arbeit  waren,  eingestossen  und  ihre  Mobilien  weg- 
getragen  wurden,  ohne  Rücksicht  auf  den  vorgeschriebenen 
achttägigen  Termin  und  überhaupt  ohne  Beobachtung  der 
gesetzlichen  Formalitäten.  Die  finanziellen  A'erlegenheiteii 
nöthigten  Frankreich  u.  A.  1762,  einen  seinen  Interessen 
zuwiderlaufenden  Frieden  zu  schliessen  ®). 

Die  Anlage  eines  allgemeinen  Katasters,  die  allein  hätte 
Abhilfe  schaffen  können,  scheute  man  der  Kosten  wegen ^). 

Nach  Victor  von  Mirabeau  gingen  von  600  Millionen  be- 
zahlter Steuern  350  Millionen  in  Erhebuugskosten  auf  und 


0 Bailly,  a.  a.  0.  II  143. 

2)  Claniageran,  a.  a.  0.  III  371.  Stourm,  a.  a.  0.  II  126. 

Vgl.  Kanke,  a.  a.  0.  IV  388. 

Vgl.  Leonce  de  Lavergne,  Les  assemblees  provinciales  sous 
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bloss  250  tlossen  in  den  Staatsschatz.  Derselbe  berechnet  I 

den  Gewinn  der  Generalpächter  am  blossen  Tabakverkaufe  | 

mit  41  looooo  L.  ^).  Die  von  Mirabeau  augegritfenen  General- 
])ächtei  ei laugten  eine  lettre  de  cachet  gegen  ihn.  Er 
wurde  nun  im  Schlosse  von  Yiucennes  eingeschlossen,  aber 

aut  \erwendung  der  Pompadour  nach  fünf  Tagen  frei- 
gelassen.  ’ 

Noch  zur  Zeit  Ludwigs  XVI.  war  das  tiscalische  Ver- 
fahien  ein  unentwirrbares  Labyrinth,  in  dem  sich  sogar  kein  ' 

Minister  zurecht  fand  und  wozu  nur  wenigen  der  General- 
pacht angehörigen  Personen  der  führende  Faden  zu  Gebote 
stand.  Der  Steuerträger  wusste  nicht,  was  die  Pächter  von 
ihm  zu  fordern  berechtigt  waren.  In  den  „Pemontrauces“  ' 

des  Obersteuergerichtes  (cour  des  aides)  vom  (J.  Mai  177,5 
heisst  es:  „Le  code  de  la  ferme  generale  est  immense  et 
liest  lecueilli  nulle  part,  en  Sorte  que  le  particulier  ä qui 
Oll  fait  un  proces  ne  peut  ni  connaitre  par  lui- meine  la 
loi  ci  laqiielle  il  est  assujeti , ni  cousulter  qui  que  ce  seit ; 
il  taut  qu  il  s en  rapporte  ä ce  commis , son  adversaire  et 
SOU  persecuteur.“  Die  Willkür  traf  nicht  nur  das  Ver- 
mögen, sondern  auch  die  Personen  der  Uuterthauen,  denen 
die  \ orschrilteu  unbekannt  waren,  die  hinsichtlich  des  Ver- 
haftungsrechtes galten  ^). 

Ludwig  X\I.  richtete  an  Turgot  die  eine  richtige  Er-  I 

keuutniss  zeigenden  mit  dem  Programm  des  Ministers  über- 
eiustimnieudeu  Worte:  „il  n’y  a quTiu  moyen,  c’est  de  re- 
duire  la  depeuse  au  niveau  de  la  recette  et  meine  audessous“  ' 

Doch  hatte  er  nicht  die  Kraft  danach  zu  handeln.  Der 
König  hob  die  strenge  Solidarität  der  Steuerträger  auf  und 
suchte  die  horinen  der  Steuererhebung  weniger  drückend  ; 

eiuzurichten.  Turgot  wies  das  ihm  von  den  Generalpächtern 
bei  der  Erneuerung  der  Pacht  zugedachte  herkömmliche  : 

Geschenk  von  3UOOOO  L.  zurück  und  verwandelte  den  Grund- 
satz, den  diese  zur  Geltung  gebracht  hatten,  dass  bei  Streitig- 


b Theorie  de  l’iinpöt.  VIII. 
-)  Droz,  a.  a.  0.  I .53.  54. 
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Leiten  mit  den  Steuerptlichtigen  im  Zweifel  zu  Gunsten  der 
Pächter  zu  entscheiden  sei,  in  das  Gegentlieil.  In  demselben 
Geiste  wirkte  nach  Turgot,  der  den  Privilegirteu  geopfert 
worden  war.  Kecker,  der  auch  eine  grössere  Gleichheit  bei 
^ ertheilung  der  Steuern  herbeizuführen  suchte.  Es  stellte 
«ich  jedoch  insbesondere  in  Folge  des  amerikanischen  Krieges 
und  der  masslosen  Ausgaben  des  Hofes  — zur  Bezahlung 
seiner  Schulden  erhielt  z.  B.  der  Prinz  von  Conti  O/2  Millionen 
Livres  vom  Könige  — bald  die  Nothwendigkeit  der  Ein- 
führung einer  neuen  Steuer  heraus.  Immerhin  aber  wurde 
das  Gleichgewicht  im  Budget  erreicht.  Da  kam  der  Minister 
Calonue,  der  seiner  persönlichen  Stellung  das  Staatswohl 
0])ferte,  mit  der  berüchtigten  Aeusserung,  dass  die  Ver- 
schwendung eine  Ersparniss  sei,  dass  der  Creditbedürftige 
reich  erscheinen  und  deshalb  Luxus  treiben  müsse.  Dieses 
Wort  mitten  in  einem  vergnügungssüchtigen  und  pracht- 
liebenden Hofe  ausgesiirochen,  öffnete  den  Staatsschatz  allen 
irgend  einHussreichen  Personen,  zumal  da  Calonne  dem 
Könige  das  Recht  beliebiger  Besteuerung  zueignete.  Die 
Vergeudungen  am  Hofe  nahmen  nun  unglaubliche  Verhält- 
nisse an.  Bekannt  ist  der  Ausspruch  Chateaubriands;  „On 
na  lieu  vu,  quand  011  na  })as  vu  la  poinpe  de  Versailles**. 
Es  gab  aber  ausser  Versailles  noch  ein  Dutzend  pracht- 
voller Residenzen.  Für  Rechnung  der  Krone  wurden  1785 
für  70  Millionen  Domänen  zu  hohen  Preisen  gekauft,  offen- 
bar nur  um  die  Verkäufer  zu  gewinnen.  Aus  ähnlichem 
Grunde  wurden  Ermässigungen  oder  volle  Nachlässe  ver- 
schiedener Auflagen  gewährt.  Die  Minister  erhielten  ausser 
ihren  riesigen  Gehalten  beim  Rücktritte  neben  Pensionen  an- 
sehnliche Geschenke.  Mit  diesen  Liberalitäten  scharf  con- 
trastirend,  verursachte  ein  strenger  Wbnter  beträchtliche 
Steuerrückstände.  WMederholt  wurden  Anlehen  aufgenommen, 
zuletzt  lOO  Millionen  iin  Geheimen,  weil  das  Parlament  die 
Registrirung  verweigert  hatte.  Von  der  ersten  Anleihe  von 
lOO  Millionen  floss  nur  ein  Viertel  in  den  Staatsschatz,  den 
Rest  verschlangen  die  Hofleute;  der  Graf  von  Artois 
allein  soll  50  Millionen,  Monsieur  25  Millionen 
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erhalten  haben  ^).  Endlich  1786  fand  sich  Calonne,  un- 
geachtet seiner  gründlichen  Kenntniss  der  „expediens  secrets“ 
genöthigt,  dein  Könige  das  Vorhandensein  eines  Deficits  ein- 
zugestehen. Seit  1787  begann  mau  bei  Hofe  mit  der  Noth- 
wendigkeit  des  Bankerottes  zu  rechnen  und  offen  darüber 
zu  spiechen.  Als  Kecker  1788  die  Leitung  der  Einanzen 
wieder  aufnahm,  fand  er  in  der  Staatscasse  nicht  mehr  als 
250000  L.  Und  da  genügte  es  nicht,  für  die  laufenden 
Ausgaben  allein  zu  sorgen;  die  Missernte  nöthigte  zu  sehr 
bedeutenden  Natural-  und  (Teldunterstützungen.  Necker 
streckte  2 ^Millionen  aus  seinem  eigenen  Vermögen  vor.  Sein 
jieisönliches  Beispiel  wie  seine  Gewandtheit  ermuthigten 
einige  Capitalisten  zu  Vorschüssen.  Die  Pariser  Notare’ 
allein  brachten  6 Millionen  in  den  Staatsschatz.  An  einem 
einzigen  Tage  stiegen  die  öffentlichen  Eonds  um  30  «/o.  Ef> 
war  keine  Uebertreibuug,  wenn  Neckers  Tochter,  Erau  von 
Stael,  sagte,  dass  eine  solche  Wirkung  auf  den  öffentlichen 
Credit  durch  das  Vertrauen  in  einen  einzigen  Mann  in  der 
gesammten  Geschichte  ihres  Gleichen  nicht  wieder  finde 
Doch  wai  selbst  Necker  nicht  im  Stande,  die  eingerissenen 
Uebelstände  zu  beseitigen,  obschon  er  sie  wohl  erkannte. 
So  gab  es  zu  seiner  Zeit  4000  Aemter,  mit  denen  der  Adels- 
stand und  folglich  Steuerbefreiung  verbunden  war  3).  Necker 
war  kein  Mann  von  grossen  Gesichtspunkten;  es  gebrach 
ihm  an  der  Kraft,  eine  gründliche  Einanzreform  durch- 
zuführen ^).  Die  Klagen  über  die  Einanciers  und  das  ganze 
Gebahren  bei  der  Besteuerung  ertönen  fort.  Arthur  Young, 
dei  in  den  Jahren  1/87 — 1789  Erankreich  besuchte,  fiel  es 
ganz  besondeis  auf,  dass  die  Steuern  unter  die  Bezirke, 
Kirchspiele  und  Individuen  ganz  nach  Belieben  des  Inten- 
danten \ertheilt  wurden,  der  nach  Willkür  befreien,  hinzu- 
fügen oder  vermindern  konnte  s).  Dazu  kam  die  Art  der 

0 Taine,  a.  a.  0.  S.  81.  92. 

Cherest,  La  chute  de  Tancien  regime.  Paris  1884 — 1886.  II  137. 

Tocqiieville,  a.  a.  0.  S.  137. 

Vgl.  V.  Sybel,  Geschichte  der  Revolutionszeit.  4.  Aufl.  I 111. 

'')  Young,  Travels.  London  1794.  I 598. 
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Budgetaufstellung.  Leroy- Beaulieu  nennt  die  auf  das 
Budget  bezüglichen  Documente  des  ganzen  18.  Jahrhunderts 
eine  Parodie  des  modernen  Budgets.  Diese  Documente 
waren  nicht  nur  allzu  summarisch  und  verwickelt,  sondern 
auch  unverbindlich,  uncontrolirt  und  wurden  nicht  ver- 
öffentlicht. 

In  der  Ständeversammlung,  die  für  den  5.  Mai  1789 
berufen  worden  war,  vermochte  Necker  nicht,  es  über  sich 

zu  gewinnen,  die  finanziellen  Verhältnisse  wahrheitsgemäss 
darzustellen. 

Wir  haben  (IV  II  I 677.  678)  gesehen,  wie  sehr  es  der 
■einsichtsvollen  und  thatkräftigen  Königin  Isabella  gelungen 
war,  die  finanzielle  Lage  Castiliens  zu  bessern.  Doch  nur 
für  kurze  Zeit.  Denn  unmittelbar  nach  ihrem  Tode  wurde 
eine  empfindliche  Geldnoth  fühlbar;  schon  1506  schritt  mau 
deshalb  zu  dem  bedenklichen  Mittel  des  Aemterverkaufs, 
ungeachtet  des  heftigen  Widerstandes  der  Cortes.  Ins- 
besondere aber  Karl  I.  (V.)  hat  durch  seine  W'ahl  zum 
Kaiser,  sein  Auftreten  als  solcher,  seine  ununterbrochenen 
Kriege  und  seine  üppige  Hofhaltung  die  Einanzen  Spaniens 
zerrüttet.  Nach  Angabe  mancher  Schriftsteller  hatte  schon 
der  Aufwand  für  die  Kaiserwahl  an  sich,  der  auf  eine  Million 
Ducateu  geschätzt  wurde,  dies  bewirkt.  W^enn  aber  auch 
die  Kaiserwalil  nicht  unmittelbar  die  spanischen  Einanzen 
zu  Grunde  richtete,  so  war  dies  doch  jedenfalls  mittelbar 
der  hall,  insofern  als  ihr  die  langwierigen  Kriege  mit  Eranz  I, 
entsprangen.  Erklärte  ja  der  französische  König,  den  Kaiser 
zwingen  zu  wollen,  selbst  im  Erieden  gerüstet  zu  bleiben, 
um  dessen  Einanzen  zu  schädigen.  Und  so  befand  sich  Karl 
während  seiner  ganzen  Regierungszeit  unaufhörlich  in  pein- 
lichsten Geldverlegenheiten. 

Der  Umstand,  dass  auch  Spanien  kein  Staat  im  modernen 
Sinne,  kein  Staat  von  organischer  Einheit  war,  sondern  aus 
«iuer  grösseren  Zahl  einzelner  Landschaften  bestand,  die 


0 Traite  de  la  Science  des  tinances.  5®  ed.  Paris  1892.  II  10. 
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lediglich  durch  das  Erbrecht  verbunden  worden  waren,  deren 

jede  ihre  besondere  Verfassung  und  ihre  besonderen  Rechte 

hatte,  zeigt  sich  von  überwältigen.lem  EinHusse  auf  die 

Finanzen  deren  überwiegende  Last  Castilien  zu  tragen 

hatte  Und  so  ertönen  denn  auch  die  lebhaftesten  Klagen 

Uber  die  unerträglichen  Anforderungen  des  Kaisers,  denen 

das  Land  erliegen  müsse,  bis  zum  Ausgange  seiner  Re- 
gierung. 

Auch  die  spanisciien  Könige  strebten,  ihre  Stände- 
versamnilungen,  die  Cortes,  welche  die  Steuerbewilligunc 
von  der  Rücksichtnahme  auf  ihre  Bescliwerden  abhängig 
machten,  zu  überwältigen.  Nach  dem  Herkommen  sollte 
erst  den  Missständen,  über  die  man  sich  beklagte,  Abhilfe 
zugesichert  und  dann  zur  Bewilligung  der  Abgaben  ge- 
schritten werden.  Karl  setzte  es  durch , dass  diese  Folge 
umgekehrt  ward.  Wurden  schon  hierdurch  die  castilianischen 
Cortes  alles  wirklichen  Einflusses  beraubt,  so  vollendete 
Karl  (lies  Werk  noch  dadurch,  dass  er  Berathschlagungen 
nur  111  Gegenwart  seines  Präsidenten  zuliess;  ausserdem 
gewann  er  einzelne  Abgeordnete  durch  Geldgeschenke.  So 
bheb  den  castilischen  Cortes  nichts  als  das  Petitionsrecht 
nbng,  das  sie  allerdings  nicht  ohne  Erfolg  anwandten,  um 
sici  gegen  willkürliche  Massregeln  zu  verwahren.  Anders 
stand  es  mit  den  Cortes  von  Aragonien,  bei  denen  Stimmen- 
einhelligkeit  zur  Durchbringung  von  Vorschlägen  erforderlich 
war.  Schon  Königin  Isabella  soll  deshalb  geäussert  haben 
es  wäre  wünschenswerth,  dass  die  Aragonesen  sich  empörten’ 
damit  man  mit  den  Waffen  in  der  Hand  ihre  Verfassung 
zu  ändern  vermöchte^).  Biscaya  hatte  das  Privileg  der 
^elbstbesteuerung,  die  bloss  in  einer  Art  don  gratuit  (dona- 
tivo)  bestand,  das  übrigens  nur  selten  verlangt  und  nur  zu 
einem  massigen  Betrage  bewilligt  wurde.  Auch  in  anderen 
eziehungen  vermochte  die  Regierung  von  den  Biscayern, 
die  u.  A.  eine  besondere  Gerichtsbarkeit  hatten  nur  auf 
dem  Wege  gütlicher  Uebereinkünfte  irgend  etwas  zu  er- 
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langen  \).  Die  localen  Sonderrechte  wurden  insbesondere 
in  den  Niederlanden  auf  die  Spitze  getrieben.  Flandern 
galt  für  (las  freieste  Land  des  Erdballs.  Unter  den  zahl- 
reichen Privilegien  Brabants  ragte  das  hervor,  dass,  wofern 
der  Fürst,  ohne  Rücksicht  auf  alle  Gegenvorstellungen,  die 
Rechte  des  Landes  breche,  dieses  von  dem  ihm  geleisteten 
Eide  entbunden  sei.  Mecheln  war  von  jeder  Steuer  auf 
Grund  und  Boden  frei.  Holland  und  Seeland  pochten  auf 
den  grossen  Freibrief,  den  ihnen  Maria  von  Burgund  ver- 
liehen hatte.  Dabei  war  die  Uebereinstimmung  sämmtlicher 
Provinzen  für  alle  Gewährungen  erforderlich,  ohne  die  auch 
die  bereits  geleisteten  Bewilligungen  nicht  bindend  waren  2). 
Die  Regierung  Karls  empfing  von  den  Antwerpener  Zöllen 
etwas  über  200000  Ducaten,  mehr  durch  eine  Verbrauchs- 
abgabe vorzüglich  auf  Bier  und  Wein.  Dadurch  wurden 
die  niederländischen  Gesammteinkünfte  noch  übei’  die  casti- 
lianischen, auf  1250000  Ducaten  gebracht.  Sie  stiegen  in 
manchem  Jahre  sogar  auf  2^2  yiillionen  Ducaten Von 
Neapel,  wo  eine  die  Armen  besonders  bedrückende  Steuer 
auf  die  Feuerherde  bestand,  ging  an  eine  .Million  Ducaten  ein. 

Das  Abgabensystem  Castiliens  hat  sich  in  seinen  Grund - 
Zügen  bis  auf  die  neueste  Zeit  erhalten.  Die  vornehm.ste 
und  ertragreichste  Steuer  war  die  bereits  bei  Betrachtung 
der  niederländischen  Finanzen  erwähnte  alcavala,  eine  Ab- 
gabe, die  bei  jedem  Umsätze  der  Käufer  zu  entrichten  hatte. 
Vorübergehend  hatte  sie  schon  im  14.  Jahrhundert  bestanden. 
Ferdinand  und  Isabella  setzten  sie  auf  10  «/o  fest.  Da  der 
dem  Verkehre  verderbliche  Einfluss  dieser  Abgabe  allgemein 
erkannt  wurde,  so  vereinbarten  die  Bezirke,  Städte,  Villas 
mit  der  Regierung  eine  Abfindungssumme,  welcher  Vertrag 
encabezamiento  hiess.  Durch  diese  Steuer  wurden  vornehm- 
lich die  unteren  Classen  bedrückt,  insbesondere  rücksichtlich 
der  unbeweglichen  Güter,  da  überhaupt  nur  die  kleinen  zur 
^ eräusserung  gelangten,  während  die  grossem  zum  grossen 

*)  Bourgoing,  Taltleau  de  l’Espagne  moderne.  Paris  1803.  I 14.  24. 

2)  Ranke,  a.  a.  0.  S.  2-51. 

®)  a.  a.  0.  S.  271. 
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riieile  durcli  Fainilieu-Fideicommisse  gebunden  waren.  Die 
alcavala  hat  jedenfalls  dazu  beigetrageu , die  spanische  In- 
dustiie  zu  rxrunde  zu  richten.  Auch  der  Entwicklung  der 
^lehzucht  war  sie  hinderlich,  da  sie  bei  jeder  Weidever- 
Pachtung  vom  ^leh  bezahlt  werden  musste.  Die  günsticxen 

"eirten  l,a.,|,teacl,hch  <ler  Befreiung  von  der  alcavala  zu- 
geschriebeu.  Das  Einzige,  das  sich  zu  Gunsten  dieser 
Steuer  sagen  I.ess,  war,  dass  auch  die  Privilegirten  von  ihr 
betroffen  ^^urden.  Betrachtete  ja  der  Adel  jede  Auflage 
nicht  nur  als  eine  Beeinträchtigung  seiner  Freiheit,  sondern 
sogar  auch  seiner  Ehre  ^).  Nächst  der  alcavala  war  das 
seiMcio,  eine  ursprünglich  als  ausserordentliche  Leistuiio- 
gewahrte  Geldsumnie,  die  einträglichste  Steuer.  1518  be- 
willigten die  Cortes  für  die  nächsten  3 Jahre  GOoooo  Ducaten 
woran  die  Bitte  geknüpft  wurde,  dass  die  Steuer  durch  die’ 
aadt  und  nicht  durch  die  königlichen  Steuerbeainten  er- 
hoben werde.  Dieses  servicio  wurde  alsbald  an  Wucherer 
\ei  pfände  und  der  Kaiser  sah  sich  zugleich  in  die  Noth- 

mligkeit  versetzt,  sich  vou  verschiedenen  Granden  Dar- 
lehen zu  erbitten  2).  Das  servicio  wurde  nicht  nur  aus 
einer  ausserordentlichen  eine  ordentliche  Abgabe,  sondern 
es  ward  dem  Könige  sjiäter  auch  noch  ein  servicio  extra- 
OKinario  ini  Betrage  vou  150  cuentos  (1  cuento  = 20002  3 
Iiicaten)  für  3 Jahre  bewilligt,  das  allmählich  ebenfalls 
ne  1 egelmassige  Einnahmequelle  wurde  s).  Auf  ordentliche 
Einkunite  aus  den  aragonesischeu  Ländern  konnte  Karl 
nicht  rechnen;  die  aragonesischeu  Cortes  konnten  sich  zu 
nichts  anderem  verstehen,  als  zur  Bewilligung  eines  servicio 
von  000000  Ducaten  für  3 Jahre^j.  Femme  EinnaHr 
quellen  waren  das  Salzmonopol  - auch  in  Mailand  — die 
den  Grossmeisterthümeru  erwachsenen  Renten,  der 

’)  a.  a.  0.  S.  180. 

2)  Baumgarten,  a.  a.  0.  I 98  131 

Bern,?  Bla'.he  Spaniens  in.  W.  Jahnhunde«. 

a.  a.  0.  S.  115. 
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Ertrag  der  cruzada  (des  Ablasshandels),  Strafgelder,  Adels- 
briefe, Legitimationen  natürlicher  Kinder  und  Aeinter- 

verkäufe,  welche  letzteren  stets  den  öffentlichen  Unwillen 
erregten. 

Noch  mehr  erzürnt  wurde  man  über  die  Verschleuderungen 
von  Krougut.  Gleich  seinen  Vorgängern  hatte  Karl  ge- 
schworen, „Städte,  Flecken  und  Ortschaften,  Gerichtsbarkeiten, 

Renten,  Rechte,  was  überhaupt  zur  Krone  und  zum  könig- 
lichen Patrimonium  gehört,  tiicht  zu  veräussern,  und  wenn 
er  es  dennoch  thue,  dass  solche  Veräusserung  in  sich  nichtig 
und  ungültig  sei.  Nichtsdestoweniger  wurden  von  ihm  in 
seinen  Geldverlegenheiten  viele  Veräusserungen  von  Land- 
schaften und  Abgaben  bewirkt  *).  In  seiner  Geldnoth  soll 

Karl  ferner  den  Nachlass  von  Chievres  — OoOOOO  Ducaten 

mit  Beschlag  belegt  haben. 

Der  Aufstand  der  Comuneros,  der  vornehmlich  gegen 
die  Privilegien  und  insbesondere  die  Steuerfreiheit  des  Adels 
gerichtet  war,  soll  eben  in  Folge  der  unaufhörlichen  finan- 
ziellen Noth  des  Kaisers  so  streng  geahndet  worden  sein. 

Der  Werth  der  aus  diesem  Anlasse  eingezogenen  Güter  wird 
auf  mehr  als  zwei  Millionen  Ducaten  geschätzt  2). 

Am  25.  Juni  1525  schrieb  Karl  seinem  Bruder  Ferdinand, 
dass  er  zur  Erhaltung  der  Ordnung  im  Königreiche  kein 
andeies  Mittel  sehe,  als  die  Heirath  der  Infantin  Isabella 
\on  Poitugal,  um  die  ihn  die  Cortes  baten,  da  die  Prinzessin 
eine  Mitgift  von  einer  Million  Ducaten  erhalte 

Immer  bedeutendere  Einkünfte  zog  die  Krone  aus  den  ! 

amerikanischen  Bergwerken.  1551  wurden  sie  auf  400000, 

1550  auf  700000  Ducaten  geschätzt.  Sie  wurden  auf  gewalt- 
same Weise  vermehrt,  indem  die  Regierung  in  ihren 
Geldnöthen  auch  von  den  für  Private  bestimmten 
Geldsendungen  Besitz  ergriff  und  dagegen 
Rentenanweisungen  ausstellte'^),  eine  Anleihe  in 

0 Baumgarten,  a.  a.  0.  I 352. 

2)  a.  a.  0.  II/I  140.  141. 

’)  a.  a.  0.  S.  442. 

•*)  Häbler,  a.  a.  0.  S.  114. 
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zwingendster  Form.  Der  Credit  Karls  war  so  sehr  gesunken, 
dass  fieiwillige  Anlehen  nur  zu  20 — 30%  aufzubriu gen  waren. 
1555  klagte  der  Kaiser  sogar,  dass  er  weder  zu  Augsburg 
noch  anderwärts  Personen  finde,  die  ihm  unter  irgend  einer 
Bedingung  ein  Darlehen  gewähren  wollten  J).  Als  ausser- 
ordentliches Mittel  zur  Gelderlangung  durch  eine  Art  An- 
leihe sind  die  juros  zu  erwähnen,  Rentenanweisungen  auf 
bestimmte  Steuern  gegen  Zahlung  des  10— 14 fachen  Capital- 

betiages,  deren  Berichtigung  aber  bei  misslicher  Finanzlage 
zuweilen  nicht  erfolgte  2). 

Endlich  flössen  aus  der  Inquisition,  die  in  Spanien,  nach 
Ranke,  ein  königlicher  nur  mit  geistlichen  Waffen  aus- 
geitisteter  Gerichtshof  war,  dem  Könige  bedeutende  Summen 
zu,  wobei  mit  grosser  Härte  verfahren  wurde.  Selbst  die 
Schenkungen,  welche  die  \ erurtheilten  früher  gemacht,  die 
Mitgiften,  mit  denen  sie  ihre  Töchter  ausgestattet  hatten, 
wurden  zurückverlangt.  Die  Fueros  von  Aragon  untersagten 
dem  Könige  die  Einziehung  der  Güter  Yerurtheilter;  bei  der 

Inquisition  aber  ward  dies  nicht  beachtet.  Der  Werth  der 
Güter  bloss  der  Personen,  welche  die  Ketzerei  freiwillig  be- 
kannten, wurde  1522  auf  eine  Million  Ducaten  geschätzt. 
Es  ward  auch  geradezu  behauptet,  dass  es  mehr  das  Ver- 
langen nach  dem  Besitze  der  Verurtheilten  als  religiöse  Rück- 
sicht gewesen  sei , was  die  Könige  zur  Einsetzung  der  In- 
quisition bestimmt  habe.  Wurden  ja  auch  die  Güter 
der  bloss  Angeklagten  eingezogen!  Diese  Con- 
hscationen  bildeten  auch  ein  regelmässiges  königliches 
Einkommen.  Segni  sagte  rückhaltlos,  die  Inquisition  sei 
erfunden  worden,  den  Reichen  ihr  Eigenthum,  den  Mächtigen 
ihr  Ansehen  zu  rauben^). 

Und  ungeachtet  der  Anspannung  aller  finanziellen  Kräfte 
bis  zur  Erschöpfung  — die  regelmässigen  Gesammteinkünfte 
aus  den  europäischen  Ländern  wurden  auf  vier  Millionen 


) Ehrenberg,  Das  Zeitalter  der  Fugger.  I 152 
2)  Häbler,  a.  a.  0.  S.  115. 

®)  Ranke,  a.  a.  0.  S.  196.  197.  Baumgarten,  a.  a.  0.  I 212. 
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Ducaten  geschätzt*)  — geschah  es  allzuoft,  dass  Heer  und 
Flotte  nicht  bezahlt  werden  konnten,  dass  die  Soldaten  des- 
halb meuterten  und  raubten,  dass  aus  demselben  Grunde 
manche  Kriegsoperationen  in  Folge  der  Weigerung  der 
Truppen  nicht  vollständig  durchgeführt  werden  konnten. 
Nicht  einmal  gegen  die  Einfälle  der  Mauren  an  der  Südküste 
vermochte  die  Regierung  ihre  Unterthanen  zu  schützen. 
Dabei  war  der  Kaiser  in  seinen  persönlichen  Bewegungen 
gehemmt.  1529  musste  er,  um  eine  Reise  nach  Italien 
unternehmen  zu  können , die  spanischen  Ansprüche  auf  die 
Molukken  den  Portugiesen  verkaufen.  Oft  vermochte  man 
nicht,  das  Geld  für  die  Curriere  aufzubringen.  Ausserdem 

litt  die  Bevölkerung  durch  die  dreiste  Willkür  der  Steuei- 
pächter. 

Gegen  diese  bittere  Noth  stach  die  prunkvolle  Hof- 
haltung gewaltig  ab,  die  Karl  nach  burgundischer  Ueber- 
lieferung  einrichtete.  Als  Herrscher  der  Niederlande  ver- 
ausgabte er  von  1515—1520  für  sich  und  seine  Geschwister 
an  zwei  Millionen  Livres,  die  er  bloss  aus  den  Niederlanden 
zog.  (Das  Livre  hatte  einen  Metallwerth  von  4 Frcs.  60  Cts., 
und  um  den  gegenwärtigen  Geldwerth  zu  ersehen,  müsste 
man  den  Betiag  verfünffachen.)  Die  Castilianer  berechneten, 
dass  Karl,  obwohl  noch  unverheirathet,  zwölfmal  so  viel  für 
seine  glänzende  Hofhaltung  brauchte  als  seine  Grosseltern 
mit  den  Prinzen  und  zahlreichen  Prinzessinnen.  Ausserdem 
spendete  er  verschwenderische  Jahrgelder 

Ruy  Gomez  de  Silva  soll  gesagt  haben,  dass  der  Kaiser 
dem  Throne  entsage,  weil  er  sein  Reich  nicht  länger  zu 
\erwalten  im  Stande  sei.  Ist  dies  auch  eine  Uebertreibung, 
so  erscheint  es  doch  nicht  als  unmöglich,  dass  die  Er- 
schöpfung seiner  Mittel  Antheil  an  diesem  Entschlüsse  gehabt 
habe  ^). 


0 Ranke,  a.  a.  0.  S.  267. 

0 Baumgarten,  a.  a.  0.  II/I  107.  108.  Ranke,  a.  a.  0.  S.  268. 
Ranke,  a.  a.  0.  S.  274. 
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Unter  verzweifelten  finanziellen  Verhältnissen  übernahm 
I hihpp  II.  (he  Regierung  aus  der  Hand  seines  Vaters. 
Dieser  hmterhess  ihm  eine  Schuldenlast  von  35  Millionen 
Ducateu,  eine  riesige  Summe  für  seine  Zeit,  dabei  das  Reich 
m wir  hschafthcher  Erschöpfung  und  von  Kriegen  bedroht. 
Der  Abstand  zwischen  dieser  Nothlage  und  den  ungeheuren 
Mitteln  die  Ihihpps  fanatische  Bekämpfung  des  Protestantis- 
mus erforderte,  erklärt  es  zur  Genüge,  dass  auch  er  während 
seiner  ganzen  Regierungszeit  an  die  Ordnung  seiner  Finanzen 
nicht  zu  denken  vermochte.  Aus  den  angedeuteten  Gründen 
musste  auch  Philipp  sich  zunächst  an  Castilien  wenden,  das 
lim  aufs  kräftigste  zu  Hilfe  kam.  Ferner  wurden  reiche 
I rivatleute  auch  in  andern  Provinzen  zu  „freiwilligen“  Dar- 
eien  gepresst;  auf  der  Messe  zu  Villalou  wurden  300000 
Ducaten  allerdings  zu  Wucherzinsen,  aufgenommen.  1558 
p ang  dem  Könige  eine  Anleihe  von  „24  Tonnen  Goldes“ 
in  den  Niederlanden.  Zugleich  verlangte  er  daselbst  eine 
neunjährige  Steuer  von  jährlich  800000  fl.,  die  ihm  eben- 
taJls  nebst  einer  ausserordentlichen  Steuer  von  300000  fl. 
bewilligt  ward.  In  demselben  Jahre  wurde  die  alcavala 
111  den  Colouieu  eingeführt.  Dasselbe  geschah  durch  Alba  in 
den  Niederlanden,  was  jedoch,  wie  bereits  erwähnt,  eine 
Überaus  heftige  Bewegung  hervorrief.  Da  schritt  die  Regierung 
ye  111  Spanien,  zu  dem  Auskunftsmittel  des  encabezamiento  ’ 
das  mit  zwei  Millionen  fl.  festgesetzt  wurde  ^).  — Dagegen 
war  von  Aragonien  vor  1592  nichts  zu  erhalten.  Das 
Aeusserste,  wozu  Sicilien  — das  ähnliche  Vorrechte  wie 
Aragon  in  Anspruch  nahm  - sich  herbeiliess,  war  eine 
Ausdehnung  des  servicio  auf  200000  oder  250000  Ducaten. 
Die  grösseren  Leistungen  Mailands  wurden  von  den  Truppen 
aufgezehrt,  die  daselbst  eingelagert  waren  2).  Das  Einkommen 
aus  Neapel  — dessen  Vicekönige  für  sich  und  die  Ihrigen 
vorzüglich  zu  sorgen  verstanden  — nahm  von  Jahr  zu  Jahr 

Reforltion.  ^S.  Sz“' 

»)  Ranke,  a.  a.  0.  S.  277  ff. 
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ZU.  Es  wurde  1558  auf  1770000,  15Ö7  auf  2 Millionen, 
1579  auf  2V2  Millionen  Ducaten  geschätzt’). 

Gleich  seinem  Vater  veräusserte  Philipp  rechtswidrig 
und  unter  heftigem  Widerstande  der  Cortes  Gemeingüter, 
Ortschaften,  Jurisdictionen,  ausserdem  Cominenden,  Adels- 
rechte und  Aemter.  Ebenfalls  nach  Art  seines  Vaters  be- 
legte er  die  aus  Amerika  für  Private  eiugetroffenen  Edel- 
metalle mit  Beschlag  und  gab  dagegen  juros  aus.  Nicht 
nur  die  Eigenthümer,  noch  mehr  die,  denen  diese  die  Gelder 
schuldeten,  wurden  von  solcher  Gewaltthat  betroffen,  deren 
Folgen  zahlreiche  Bankerotte  und  die  Stockung  des  gesammten 
Handels  waren.  Dieses  Verfahren  erfolgte  von  1555—1500 
fast  regelmässig.  Zahlreiche  Anlehen  wurden  an  mehreren 
europäischen  Geldmärkten  aufgenommen.  Die  Geistlichen 
wurden  zu  beträchtlicheren  Beisteuern  als  seither  lieran- 
gezogen.  Ferner  nahm  der  König  eine  bedeutende  Erhöhung 
der  Ein-  und  Ausfuhrzölle  und  eine  Steigerung  des  Salz- 
preises um  ein  Drittel  vor  und  forderte  von  den  Gemeinden 
eine  Abgabe  für  die  Benutzung  der  Gemeindegüter.  Die 
\enetianer,  die  1558  die  castilischen  Einkünfte  auf  IV2  Mil- 
lionen Ducaten  geschätzt  hatten,  fanden  sie  1507  doppelt 
so  hoch.  ^ ^ 

In  den  Jahren  1575—1578  schien  es,  dass  die  Castilianer 

die  steigenden  Lasten,  die  ihnen  auferlegt  wurden  w'elche 

die  durch  die  Entwerthung  des  Geldes  gebotene  Steigerung 
weit  überschritten  — , nicht  zu  ertragen  vermöchten,  weshalb 
dem  Könige  kein  anderer  Ausweg  als  der  Bankerott  übrig 
blieb.  1575  erschien  ein  Edict,  wodurch  alle  Staatsanleihen 
der  letzten  15  Jahre  als  ungültig  und  revisionsbedürftig  er- 
klärt wurden.  Es  ward  der  Grundsatz  ausgesprochen,  dass 
weder  höhere  Zinsen  als  12  «/o  noch  Zinseszinsen  bewilligt 
werden  dürfen;  Alles,  was  im  Gegensätze  hierzu  gewährt 
worden  sei,  solle  wieder  zu  Gunsten  des  Königs  entzogen 
werden.  Mit  Recht  wandten  die  Staatsgläubiger  dagegen 
ein,  dass  sie  das  dem  Könige  geliehene  Geld  selbst  zu  hohen 


0 a.  a.  0.  S.  230. 
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Zinsen  batten  aufnehmen  und  unter  ernsten  Gefahren  an 
die  von  ihm  bezeichnete  Stelle  schaffen  müssen.  Der  König 
entschied  schliesslich,  dass  bei  (scheinbarer)  Unverletztheit 
der  Capitalien  die  Zinsen  angeblich  von  7^/s  auf  4^/3  ®/o 
reducirt  werden  sollten  ^).  (Die  Rediiction  dieses  Zinsensatzes 
erscheint  jedoch  im  Widerspruche  mit  dem  vorerwähnten 
Princip.)  Bei  der  starken  Verschuldung  des  Königs,  nicht 
nur  innerhalb  Si)aniens,  sondern  auch  in  Rom,  Genua, 
Venedig,  Mailand,  Lyon,  Rouen,  Antwerpen,  Augsburg, 
führte  dieses  Ereigniss  allenthalben  grosse  Erschütterungen 
im  Verkehrsleben  herbei;  vornehmlich  die  Genuesen,  die  dem 
Könige  grossen  Credit  gewährt  hatten , erlitten  erhebliche 
Verluste  ®). 

Das  Einkommen  des  Königs  von  der  Geistlichkeit  stieg 
fortwährend.  1575  hatte  es  1200000  Scudi  betragen,  1578 
berechnen  es  päpstliche  Nuntien  mit  VI2  Millionen,  Doch 
genügte  es  dem  Könige  nicht.  Er  nahm  Spielkarten, 
Quecksilber,  Sublimat  unter  die  Regalien  auf,  schritt 
von  der  Besteuerung  zum  Verkaufe  der  Communalgüter 
und  erhöhte  die  Zölle  aufs  neue®).  Als  Philipp  im 
Juni  1579  sich  mit  seiner  Gemahlin  in  Toledo  befand, 
forderte  ein  Volkshaufe  Befreiung  von  der  alcavala,  die 
allgemein  unerträglich  sei.  Der  Corregidor  betheuerte 
dem  Könige,  dass  diese  Abgabe  die  Bewohner,  deren  Zahl 
zusehends  abnehme,  zu  Grunde  richte.  Die  Cortes  ver- 
sicherten, der  Steuerdruck  habe  den  Verfall  der  Industrie 
herbeigeführt,  die  Arbeiter  von  Toledo  seien  ohne  Be- 
schäftigung^). 1589  forderte  Philipp  die  drückendste  seiner 
Auflagen,  die  Millionensteuer,  eine  Accise,  die  auf  den  be- 
stimmten binnen  sechs  Jahren  einzubringenden  Ertrag  von 
acht  Millionen  Ducaten  lautete  und  nur  mit  ausserordentlicher 
Anstrengung  erlangt  wurde.  Aber  selbst  das  war  unzu- 
reichend. Schon  1590  verlangte  der  König  ein  Geschenk, 
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das  ihm  die  Granden  im  Betrage  von  3^  2 Millionen  Ducaten 
gewährten ; ausserdem  wollte  er  eine  neue  Anleihe  auf- 
nehmen und  die  Millionensteuer  voraus  bezahlt  erhalten. 
Dabei  stiegen  die  Einkünfte  aus  Amerika,  die  1593  auf 
2 Millionen  Scudi  geschätzt  wurden ^).  1594  klagten  die 
Cortes,  dass  man  jährlich  30  “.o  Steuern  zahle, 
so  dass  in  etwa  3 Jahren  das  Capital  ver- 
schwinde®). Von  den  italienischen  Besitzungen  war 
keinerlei  Leistung  mehr  zu  erlangen.  Die  Kriege  mit  den 
Niederlanden,  deren  finanzielle  Unterstützung  Karl  V.  so 
sehr  in  Anspruch  genommen  hatte,  verschlangen  die  be- 
deutendsten Summen  von  Philipps  Budget.  1596  wurde  der 
König,  in  Folge  seiner  unberechenbaren  Geldwirthschaft,  zu 
einem  abermaligen  Bankerotte  gedrängt,  bei  dem  florenti- 
nische  Häuser  allein  mehrere  Millionen  verloren®)  und  durch 
den  die  Bank  von  Genua  zu  Grunde  gerichtet  ward.  1598 
wurde  ein  neues  Donativ  von  Thür  zu  Thür  gefordert, 
weshalb  Davila  es  ein  Almosen  nannte*).  Die  Leistungen 
Castiliens  innerhalb  4 Jahren  werden  auf  30  Millionen  Scudi 
geschätzt®).  Wie  peinlich  die  Verlegenheiten  des  Königs 
unaufhörlich  waren,  kann  man  darnach  ermessen,  dass  er 
alle  Einkünfte  auf  4 Jahre  voraus  verbrauchte®).  Diese 
sind  in  Folge  der  Erhebungskosten  beträchtlich  zu  re- 
duciren.  Die  Cortes  klagten,  dass  diese  zuweilen  ebenso- 
gross wie  der  Steuerbetrug  seien  Q. 

Ungeachtet  der  Anwendung  aller  ersinnlichen  Mittel, 
um  Geld  zu  erlangen,  war  Philipp,  gleich  seinem  Vater, 
oft  nicht  im  Stande,  Heer  und  Beamte  zu  bezahlen®).  In 
seinen  letztenLebensjahren  liesser  sogar  in  der 


')  Ranke,  a.  a.  0.  S.  288.  289. 

a.  a.  0.  S.  309. 

®)  a.  a.  0.  S.  290. 

a.  a.  0.  S.  291. 
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®)  Häbler,  a.  a.  0.  S.  135. 
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*)  Häbler,  a.  a.  0.  S.  131. 
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Kirche  Almosen  sammeln,  um  den  Sold  seiner 
Truppen  a u f z u b r i n g e n *). 

Was  nun  die  Ungeheuern  Auslagen  zur  Bekämpfung 
des  Protestantismus  anbelangt,  so  haben  wir  zunächst  zu  er- 
wähnen, dass  Philipps  Beziehungen  zu  Heinrich  von  Guise 
zu  schweren  Zahlungen  führten^).  Hie  Kosten  der  grossen 
Armada  wurden  den  Cortes  mit  10  Millionen  Ducaten  an- 
gegeben. Nach  Oldenbarnevels  Berechnung  nahm  der  vierzig- 
jährige Krieg  Spaniens  mit  den  Niederlanden  (wovon  allerdings 
ein  Theil  auf  die  Regierungszeit  Philipps  III.  und  Philij)psIV. 
entfällt)  200  Millionen  Ducaten  in  Anspruch  s).  Zum  Theile 
im  Zusammenhänge  mit  seinen  Kriegsunternehmungeii 
standen  die  reichen  Geschenke  und  Jahrgelder,  die  Philipps 
Budget  stark  belasteten.  Zunächst  in  Spanien  und  den 
Provinzen  selbst.  Namentlich  den  hohen  niederländischen 
Adel  suchte  der  König  durch  reiche  Spenden  und  Pensionen 
zu  gewinnen.  Auch  in  England  gewann  er  die  einfluss- 
reichsten Persönlichkeiten  der  entgegengesetzten  Parteien  *). 

Dass  auch  Philipps  Hofhaltung  übermässigen  Aufwand 
erforderte,  ersehen  wir  u.  A.  aus  einer  Petition  der  Cortes 
von  1560,  worin  es  heisst;  „Los  gastos  de  vuestro  real 
estado  y mesa  son  muy  crescidos,  y entendemos  que  con- 
viniera  mucho  al  bien  destos  reynos  que  Vra.  M.  los  man- 

dasse  modeiai  asi  para  algun  rimedio  de  sus  necessi- 
dades  . . . .“  s). 

Philipp  hinterliess  eine  Schuldenlast  von  100  Millionen 
Ducaten. 

Wiewohl  es  Lerma  allmählich  gelang,  friedliche  Zustände 
herbeizuführen , so  verhinderte  doch  vornehmlich  der  ver- 
schwenderische Hofhalt  Philipps  III.  sowie  dessen  Gründung 
zahlreicher  kostspieliger  kirchlicher  Anstalten  — worin  der 


’)  Diercks,  Geschichte  Spaniens.  II  417. 

2)  Vgl.  Ritter,  Deutsche  Geschichte.  I 640. 
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Prescott,  History  of  Philip  II.  ch.  2.  Ranke,  Englische  Ge- 
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König  so  weit  ging,  dass  sogar  der  Primas  der  spanischen  ! 

Kirche  zur  Mässigung  mahnte  — und  die  überschwängliche 
Freigebigkeit  zu  ihren  Gunsten  die  Gesundung  der  Finanzen, 
so  dass  man  immer  neue  Hilfsmittel  ersinnen  mnsste.  Die 
Veränderung  des  Münzwerthes,  zu  der  man  schritt,  betrachten 
wir  an  anderer  Stelle.  Die  .Millionensteuer  wurde  auch 
unter  dieser  Regierung  gefordert.  Ferner  gewährten  die 
Cortes  von  Castilien  eine  Anleihe  von  12  Millionen  auf  die 
Communaleiukünfte.  Das  neapolitanische  Einkommen  war 
1620  auf  5 Millionen  Ducaten  gestiegen.  Der  Rath  von  | 

Castilien  berechnete,  dass  dem  Könige  seit  1598  aus  der  |f 

:Millionenauflage  allein  53J'2  Millionen  zugeflossen  seien,  dass  I 

er  weitere  100  Millionen  aus  anderen  Quellen  geschöpft  I 

habe,  und  dass  doch  alle  Zehnten,  Zölle,  die  alcavala,  die  ! 

Regalien  u.  s.  w.  verpfändet  waren  Q.  Staats-  und  Gemeinde- 
ämter, auch  amerikanische,  wurden  in  Massen  verkauft, 

1613  auf  einmal  100  Steuereinnehmerstellen ; man  ging  sogar  ' 

so  weit,  schon  bei  Lebzeiten  der  Inhaber  die  übernächsten 
Vacanzen  zu  veräussern  ^).  Bei  alledem,  und  ungeachtet  der  * 

Vermehrung  der  amerikanischen  Geldsendungen,  mussten 
im  November  1607  — nach  Roscher  1605  — die  Staats- 
zahlungen eingestellt  werden,  was  allerdings  zum  Theile 
dem  flandrischen  Kriege  zuzuschreiben  war.  Die  Inqui- 
sition, die  Jesuiten  und  die  frommen  Körper- 
schaften büssten  dabei  nichts  ein,  während  die 
Privaten,  in  Classen  eingetheilt,  5-75  ®/o  ihres  Einkommens 
verloren®).  f ■ 

Lerma  führte  bei  Hofe  eine  unsinnige  Verschwendung 
ein  und  verstand  es,  ungeachtet  seiner  riesigen  frommen 
Stiftungen,  für  die  er,  um  sich  in  der  Gnade  des  Königs  zu 
befestigen,  1152000  Ducaten  aufwandte,  sich  masslos  zu 
bereichern.  Er  beutete  den  Staatsschatz  für  sich  und  seine 
Familie  aus  — die  ein  jährliches  Einkommen  von  700000 

’)  a.  a.  0.  S.  230.  296.  297.  Häusser,  a.  a.  0.  S.  326. 

-)  Ilähler,  a.  a.  0.  S.  136. 

Roscher,  a.  a.  0.  IV  613. 

Felix,  Eigentixum.  IV.  2.  II. 
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Scudi  bezog  und  weit  über  „G  Millioneu  Goldes“  besessen 
haben  soll  — und  brachte  u.  A.  königliche  Ortschaften  in 
allen  Provinzen  Spaniens  in  seinen  Besitz  *).  Der  Hof  gab  für 
endlose  Feste,  Beisen,  Spiel  Unsnniinen  ans.  Sein  Aufwand 
erforderte  jäbrlich  nicbt  weniger  als  1300  000  Dncaten. 
Die  Vermählung  des  Königs  kostete  eine  Million  Dncaten. 
Ausserdem  wetteiferten  Hof  und  Adel  in  Klostergründnngen. 
während  Industrie,  Ackerbau  und  Handel  daruiederlagen. 
Ferner  wurden  unglaubliche  Summen  an  Günstlinge  ver- 
geudet, beträchtliche  Geschenke  und  Jahrgelder  — ein  ita- 
lienischer Bericht  bezeichnet  diesi^  als  ungehener  — auch 
ausländischen  Staatsmännern  gespendet.  Jacob  I.  von 
England  wurde  von  Digby  eine  Liste  aller  englischen 
Pensionäre  Philipps  IIT.  vorgelegt.  Der  König  war  aufs 
tielste  ergriffen,  als  er  darunter  Namen  der  höchsten  Würden- 
träger fand , deren  Loyalität  nie  bezweifelt  worden  war  ^). 
Ferner  standen  Kaiser  Matthias  und  seine  Bätlie  ebenso  wie 
Ferdinand  II.  und  andere  der  angesehensten  katholischen 
Monarchen  im  Solde  Spaniens^).  Philipp  III.  l)efragte  den 
Batli  von  Castilien  nach  den  Ursachen  des  Elendes  und  der 
Entvölkerung  des  Königreichs.  Diese  bestanden,  nach  der 
Antwort  der  erwähnten  Körperschaft,  in  der  Ueberbürdung 
des  Volkes  mit  Steuern,  in  der  'S'erschwendung  des  Hofes 
namentlich  in  Bezug  auf  Geschenke  und  Belohnungen,  in 
der  Vernachlässigung  des  Ackerbaues  und  endlich  in  der 
Unzahl  von  Klöstern  und  Geistlichen ‘‘j. 

Unter  Philipp  IV.  führte  Olivarez  erspriessliche  Re- 
formen im  Finanzwesen  ein.  Der  Unredlichkeit  der  Gou- 
verneure, die  sich  zu  bereichern  verstanden,  während  die 
öffentlichen  Gassen  leer  waren,  wollte  er  durch  ein  Gesetz 
begegnen,  wonach  die  Gouverneure  beim  Amts -An-  und 


0 Ranke,  a.  a.  0.  S.  172. 

“’)  Gardiner,  History  of  England  from  tlie  accession  of  James  I. 
II  216.  217.  Ranke,  a.  a.  0.  S.  553. 

Ranke,  Zur  deutschen  Geschichte.  S.  217.  Ranke,  Geschichte 
Wallensteins.  S.  367. 

Beltran  y Rozpide,  Compendio.  p.  267. 


Austritte  gerichtliche  luveutare  aufnehmen  lassen  mussten. 
Sparsamkeit  nicht  nur  in  der  Verwaltung,  sondern  auch  im 
königlichen  Hofhalte,  dessen  Kosten  auf  die  Hälfte  herab- 
gesetzt wurden,  ward  geübt.  Die  alcavala  und  die  Millioneu- 
steuer  konnten  nun  ermässigt  werden  i).  Der  30  jährige 
Krieg  aber,  in  den  Spanien  verwickelt  wurde,  vermehrte 
aufs  neue  die  Steuerlasten.  Mannigfaltige  neue  Abgaben 
mussten  eingeführt  werden,  wde  ein  vierprocentiger  Zuschlag 
zur  alcavala,  Stempelpai)ier , die  media  anuata,  Zucker-, 
Chokolade-,  Branntwein-,  Tabak-  und  andere  Monopole. 
Wiederholt  wurden  Münzänderungen  vorgenoniuien.  Schon 
1G4G  ward  berechnet,  dass  Philipp  IV.  seit  seinem  Regierungs- 
antritte über  509  Millionen  Dncaten  aus  Castilien  gezogen 
habe,  zu  welchem  Betrage  bis  zu  seinem  Ausgange  noch 
mehr  als  die  Hälfte  hiuzuzufügen  war.  Es  musste  zweimal 
zum  Staatsbankerotte  geschritten  werden.  Zu  den  Kriegs- 
mislagen  gesellten  sich  später  vermehrte  Ausgaben  für  die 
Hofhaltung,  die  bis  auf  IV2  Millionen  Ducaten  stiegen.  Dazu 
kamen  riesige  Jahrgelder  an  Hofleute  und  überaus  hohe  Be- 
züge der  in  hohen  Stellen  befindlichen  Personen®). 

Unter  der  Regentschaft  der  Königin-Mutter  Maria  Anna 
von  Oesterreich  suchte  der  Grossinquisitor  Nithard,  der  ihr 
volles  Vertraueu  besass,  einscbneidende  Ersparnisse  vorzu- 
nehmen, insbesondere  die  Besoldungen  und  anderen  Bezüge 
der  Beamten  des  königlichen  Haushaltes  und  des  Staates 
zu  ermässigen.  Der  Umstand,  dass  er  die  Beschlagnahme 
des  Goldes,  das  aus  Westindien  für  Private  eingetroflfen  war, 
nicht  zugeben  wollte®),  lässt  darauf  sehliessen,  dass  Philipp  IV. 
in  der  trostlosen  Finanzlage,  gleich  seinen  Vorgängern,  zu 
diesem  verzweifelten  Mittel  die  Zuflucht  genommen  hatte. 

Der  schwächliche  Karl  II.  fand  so  ungünstige  finanzielle 
Verhältnisse  vor,  dass  er  zunächst  Commissionen  einberief, 
die  über  die  Mittel  zur  Abhilfe  berathen  sollten.  Es  wurde 
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(l6i  schliiniiistG  AuswGg  (Icr  Erliöliuug  Ogs  Müiizwcrthes 
gewählt^  wodurch  dio  Lagfi  nur  noch  ärger  wurde.  Ausser- 
dem verkaufte  man  Aemter  in  grossem  Massstabe  und  Titel, 
selbst  die  von  Granden  \).  Die  juros  wurden  gleich  zu 
Anfang  der  Regierung  Karls  auf  40  «/o,  1068  auf  25  »/o  re- 
ducirt^).  Wir  haben  (TU  240.  241)  gesehen,  dass  Ferdinand 
von  Aragonien  die  Würde  des  Grossmeisters  der  drei  grossen 
Ritterorden  von  San  Jago  di  Compostella,  von  Calatrava  und 
von  Alcantra  sich  zu  sichern  und  zugleich  die  päpstliche 
Zustimmung  dafür  zu  gewinnen  wusste,  dass  diese  Würde 
dem  Könige  für  alle  Zeiten  erhalten  bleibe.  Dadurch  ward 
den  spanischen  Königen  eine  grosse  Rente  zutheil,  die  1079 
auf  400000  Thaler  geschätzt  wurde. 

Unter  Kail  II.  waren  die  Erliebungskosten  der  Steuern 
und  die  Unterschleife  ungeheuer,  wenn  auch  die  Angabe 
der  Gräfin  d’Aulnoy,  dass  nur  der  neunte  Theil  der  Abgaben 
in  den  Staatsschatz  gelangte  ®),  offenbar  eine  Uebertreibung 
war.  Die  Verlegenheiten  bei  Hofe  nahmen  die  unglaublichsten 
Aeihältnisse  an.  Die  vorhandenen  Mittel  reichten  zuweilen 
nicht  hin,  um  die  dringendsten  Bedürfnisse  des  Königs  und 
der  Königin  zu  bestreiten.  Im  Anfänge  des  Jahres  1081 
verliess  das  gesammte  Stallpersonal  den  Dienst,  weil  es  seit 
mehr  als  zwei  Jahren  Löhne  und  die  täglichen  Rationen 
nicht  erhalten  hatte.  Kaum  besser  erging  es  den  Dienerinnen 
der  Königin  ^).  Die  spanische  Sitte  der  ungeheueren  Bedienten- 
anzahl der  Grossen  lastete  besonders  schwer  auf  dem  ohne- 
hin zur  Verschwendung  geneigten  Hofe,  der  in  Madrid  allein 
täglich  10000  Personen  zu  unterhalten  hatte®). 

Die  zeirütteten  Verhältnisse,  die  Philipp  V.  vorfaud 
würden  unter  der  einsichtsvollen  Finanzleituug  gebessert 
worden  sein,  wenn  nicht  die  Kriege,  die  aus  dynastischen 
Gründen  unternommen  wurden,  sowie  die  unselige  Pracht- 

0 Diercks,  a.  a.  0.  II  386. 

Roscher,  a.  a.  0.  IV  613. 

®)  Madame  d’Aunoy,  Memoires.  I 232. 

*)  a.  a.  0.  II  246.  261. 

La  comtesse  d’Aulnoy , La  cour  et  la  ville  de  Madrid.  I 264. 
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liebe  des  Königs,  der  offenbar  seinen  Grossvater  Ludwig  XIV. 
zum  Vorbilde  nahm,  eutgegengewirkt  hätten.  Der  Bau  des 
Schlosses  von  St.  Hdefonso  allein  verschlang  45  Millionen 
Piaster.  Bis  1714  wurden  sämmtliche  Einkünfte  verpachtet, 
hierauf  nahm  man  sie  in  Regie;  jedoch  nach  2 Jahren  wurden 
die  inneren  Steuern  (d.  h.  alle  ausser  den  Zöllen)  aufs  neue 
verpachtet,  und  so  blieb  es  bis  1742.  Das  Volk  litt  sehr 
durch  die  Bedrückungen  der  Pächter  und  machte  dem  Könige 
hierüber  öfters  Vorstellungen.  1747,  unter  Ferdinand  VI., 
Avurde  die  Steuer  wieder  in  Regie  genommen  V).  Seit  1713 
waren  die  Cortes  in  keiner  wichtigen  Angelegenheit  zu  Rathe 
gezogen  worden.  Phili})p  V.  hinterliess  eine  Staatsschuld 
von  45  Millionen  Piaster  (über  108  Millionen  Livres).  Ueber 
diesen  Betrag  erschrocken,  versammelte  Ferdinand  VI.  die 
Bischöfe,  Minister  und  Gesetzkundigen  Spaniens  und  legte 
ihnen  die  Frage  vor,  ob  ein  König  verpflichtet  sei,  die 
Schulden  seiner  Vorgänger  zu  bezahlen.  Die  Antwort 
lautete  mit  Stimmen  m e h r h e i t verneinend  und 
P'erdinand,  in  seinem  Gewissen  erleichtert,  beschloss  darauf 
den  Bankerott,  ln  seiner  Geldgier  legte  er  dann  einen  Schatz 
an  und  Hess  dabei  mehrere  Verwaltungszweige  ganz  ver- 
kümmern'^). 

Karl  III.,  der  beim  Tode  seines  Vorgängers  einen  Schatz 
von  105  Millionen  Livres  vorfand,  hielt  sich  für  verpflichtet, 
das  Unrecht  Ferdinands  gut  zu  machen.  Von  1702  an  Hess 
er  jährlich  0°/o  der  Schulden  Philipps  V.  bezahlen,  1707 
wurde  diese  Zahlung  auf  4»/o  reducirt,  1709  unterbrochen  ^). 
Die  Steuern  ergaben  1770  440  Millionen,  1784  685  Millionen, 
1787  016  Millionen  Realen^). 

Die  Kriege,  die  unter  Karl  IV.  seit  dem  Regierungs- 
antritte Godoys  geführt  wurden,  belasteten  Spanien  mit 
riesigen  Schuldbeträgen,  weshalb  eine  sehr  erregte  Stimmung 
gegen  den  Günstling  herrschte.  Neben  den  Kriegskosten 

’)  Bourgoing,  a.  a.  0.  I 136.  II  4. 

*)  a.  a.  0.  II  34. 
ä)  a.  a.  0.  II  3.5. 

*)  a.  a.  0.  II  19. 
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war  es  der  grosse  Aufwand  des  Hofes,  insbesondere  der 
Königin,  wodurch  das  Deficit  unaulhörlicli  wuchs  und  das 

in  ungelieuren  Beträgen  ausgegehene  Papiergeld  entwerthet 
ward. 

Nach  dem  Gesetzbuche  des  Königs  Manoel  bestanden  die 
Haupteinkünfte  der  Könige  von  Portugal  in  Ein-  und  Aus- 
tuhrzöllen,  Abgaben  von  der  Flussschitifab.rt  und  dem  Fisch- 
fänge, Gewinn  am  Seesalze,  sowie  in  den  noch  immer  be- 
trächtlichen Strafgeldern  und  -Gütern  (vgl.  IV IPI  (578) 
und  endlich  im  Ertrage  der  Domänen.  Alle  Gold-,  Silber-^ 
Kupfer-,  Zinn-Bergwerke  waren  Kroneigenthum.  Selbst  ein 
vordenklicher  Besitz  konnte  dagegen  nicbt  geltend  gemacht 
werden.  AVie  wir  gesehen  haben,  vermehrten  die  neuen  Ent- 
deckungen und  das  ihnen  entspringende  Handelsmonopol  die 
königlichen  Einkünfte  sehr  beträchtlich.  Die  von  der  Guinea- 
küste allein  gehörten  durch  viele  Jahre  zu  den  hervor- 
lagendsten.  Allerdings  wuchsen  mit  den  neuen  Besitzungen 
auch  die  Kosten  der  nun  ausgedehnten  Seemacht  bedeutend  i). 
Auch  wurden  die  grossen  Erträge  des  indischen  Verkehrs, 
dei  königliches  Monopol  war,  durch  die  Treulosigkeit  der 
Cajiitäne,  die  Handel  für  eigene  Rechnung  trieben,  bedeutend 
geschmäleit.  In  dem  Contiicte  zwischen  den  eigenen  und 
den  königlichen  Interessen  unterlagen  diese  stets  2). 

Wie  wir  bereits  bei  Betrachtung  des  Coloniahveseus 
ei wähnten,  gerieth  Portugal  in  Folge  der  Vereinigung  mit 
Spanien  — „der  sechzigjährigen  Gefangenschaft“  — 1581 
auch  in  die  traurigste  tinanzielle  Lage.  Philipp  II.  erhöhte 
die  Abgaben  ohne  Einberufung  der  Cortes  masslos.  Eine 
Steuer  von  o von  allen  indischen  Waaren,  deren  Ertrag 
zu  einer  Flotte  gegen  die  Seeräuber  verw^endet  werden 
sollte,  wurde  auch  dann  erhoben,  als  eine  solche  nicht  mehr 
vorhanden  war.  Der  Ertrag  einer  Accise,  welche  die  Ge- 
meindeverwaltung von  Lissabon  auf  Fleisch  und  W’ein  ver- 
ordnete,  ward  von  Philipp  für  das  Reich  in  Anspruch  ge- 

Schäfer,  Geschichte  von  Portugal.  III  40  If. 

Hunter,  A History  of  British  India.  I 175  ff. 
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nommen.  Von  jeder  Stelle  musste  die  „media  anuata“  ent- 
richtet Averden,  deren  Betrag  so  bedeutend  Avar,  dass  man, 
um  sie  nicht  zahlen  zu  müssen,  oft  lieber  auf  das  Amt  ver- 
zichtete. ZuAveilen  musste  man  aber  namentlich  Magistrats- 
stellen, die  mit  dieser  Last  verknüpft  waren,  wider  Willen 
annehmeu.  Die  genannten  gehörten  zu  den  ordentlichen 
Auflagen.  Viel  höher  jedoch  waren  die  ausserordentlichen. 

Von  1610 — 1633  Avurden  3230000  Escudos  d’ouro  solcher 
ausserordentlicher  Zahlungen  erzwungen.  15  bis  20  Arten 
neuer  Abgaben  wAirden  vorbereitet.  Grosse  Summen  erpresste 
man  Adeligen  und  Beamten,  die  aus  den  überseeischen  Be- 
sitzungen zurückkehrten ; z u w'  e i 1 e n av  a r d d a s g e s a 111  m t e 
Vermögeu  der  letzteren  confiscirt.  Alle  Aeniter 
wurden  verkäuflich.  Um  die  künftige  Selbständigkeit  Portu- 
gals zu  A^erhindern , veräusserte  Philipp  alle  königlichen 
Domänen  und  Regalien  an  Private  ^).  Ueberhaupt  behandelte  er 
Portugal  wie  ein  erobertes  LamU).  Am  unwilligsten  nahmen 
die  Portugiesen  die  Forderung  einer  jährlichen  Zahlung  von 
S einer  halben  Million  Cruzados  auf,  die  von  den  Cortes  nicht 

zugestanden  worden  Avar;  eine  unmittelbar  von  ^Madrid  ab- 
hängige Junta  AA'ard  mit  der  Eintreibung  in  allen  Gemeinden 
beauftragt.  Deu  Edelleuteu  insbesondere  Avard  zugemuthet, 
mit  Rücksicht  auf  die  Umlegung  der  Steuer  ihre  Besitz- 
thümer  namhaft  zu  machen,  ln  Evora  brach  deshalb  1637 
ein  Aufstand  aus^). 

Bei  Betrachtung  der  Finanzen  der  Folgezeit  haben  Avir 
zunäcbst  herA'orzuheben , dass  die  Cortes  zum  letztenmale  • 

von  Pedro  II.  1608  und  dann  erst  im  10.  Jahrhundert  wieder 
berufen  wurden. 

1668  berichtete  der  französische  Gesandte,  dass  die 
tinanzielle  Unordnung  grenzenlos  sei.  Das  von  Philipp  II., 
eingeleitete  System  der  Veräusserung  der  Staatseinkünfte  I 

f zeige  sich  nun  in  seinen  vollen  verderblichen  Folgen.  Ausser-  ) 


>)  Schäfer,  a.  a.  0.  IV  448—451. 

Beltran  y Rözpide,  a.  a.  0.  p.  274. 

*)  Ranke,  Die  spanische  Monarchie.  S.  478. 
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dem  "untoi  so  viel  Jalirgehalte  an  Private  bezahlt,  dass 

m den  oÄenthclien  Schatz  fast  nichts  eingehe.  Dabei  sei 

das ^ Olk  mit  Steuern  so  sehr  beladen,  dass  diese  unmöglich 

erhöht  ™ werden  ^rmöchteu.  Die  Klagen,  die  in  den  Cortes 

I Id.  ' und  1098  erhoben  wurden,  bestätigen  die  Angaben 
(iGS  iiEnzösischGii  DiploiiiatGn. 

Nächst  der  Deciiua  sind  die  Zölle  zu  erwälmen,  die 
untei  Pedro  II.  sehr  hoell  waren;  sie  lietrugeii  von  den 
meisten  Waaren  23%;  ferner  die  Sizas,  eine  zuerst  zeit- 
weilige, daun  beständige  Auflage  auf  VVaaren,  die  vom  Käufer 
und  vom  ä erkäiifer  mit  10  »/o  zu  entrichten  war.  1705  wurde 

vom  Pa])Ste  die  Zustimmung  erwirkt,  diese  Steuer  von  der 
Geistlichkeit  zu  erheben. 

1715  schrieb  der  französische  Gesandte  dem  Minister 
orcy,  es  erscheine  seltsam,  dass  er  so  oft  der  finanziellen 
men  Portugals  erwähne,  diese  seien  aber  hei  der  Aus- 
c einung  der  portugiesischen  Besitzungen  und  des  portugie- 
sischen Handels  zu  auffallend  und  nur  dadurch  zu  erklären, 
dass  die  Einkünfte  durch  die  vielen  Canäle,  die  sie  zu  durch- 
au  en  haben,  so  geschmälert  werden,  dass  der  Koni" 
kaum  ein  Viertel  davon  erhalte.  Ferner  würden  die 
Lechnungen  gar  nicht  geprüft.  1711  schuldete  man  den 
liuppen  den  Sold  für  elf  Monate;  ähnliche  Rückstände  kamen 
auc  1 m späteren  Jahren  vor.  Auch  fehlte  es  öfter  an  Älitteln 
zum  Unterhalte  des  königlichen  Haust^s.  Als  in  diesen  Ver- 
egen  leiten  der  König  Joäo  V.  mehreren  Juristen  die  Frage 

Abgaben  erheben  könne,  meinten  alle, 
dass  es  hierzu  der  Zustimmung  der  Cortes  bedürfe,  die  jedoch 
der  König  nicht  berufen  mochte.  Am  Hofe  herrschte  damals 
ne  grosste  Pracht  und  die  finanzielle  Zerrüttung  that  der 
königlichen  Verschwendung  nicht  den  mindesten  Einhalt. 
Riesig  waren  ferner  die  Ausgaben  für  kirchliche  Zwecke,  wie 
le  Errichtung  des  Patriarchats  von  Lissabon,  die  Erbauung 
des  herrlichen  Mafra,  die  der  Capelle  in  S.  Roque  u.  s.  w 
Aehnhche^  Auslagen  erforderten  die  Bauten  des  Königs  Josö 
(U 00—1/ ^7),  bei  dessen  Tode  nicht  Geld  genug  zur  Be- 
leitung  dei  Kosten  der  Leichenfeier  vorhanden  gewesen 
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«ein  soll.  Dabei  wurde  alles,  was  sich  auf  die  P’iuanzen  be- 
zog, streng  geheim  gehalten,  so  dass  Kiemand  den  Umfang 
der  Einkünfte  kannte.  Selbst  Pombal  gab  die  Geheimhaltung 
nicht  auf.  Er  erkannte,  dass  die  Erhebung  der  Steuern 
einen  allzu  grossen  Aufwand  erfordere  und  war  auf  Abhilfe 
bedacht,  hatte  aber  dabei  mit  nicht  weniger  als  22000  Steuer- 
einnehmern zu  thun.  Die  Verordnung  vom  5.  Juni  1772 
machte  dem  Unwesen  ein  Ende,  so  dass  die  Kosten  der 
Steuererhebung  auf  lV2°/o  herabgesetzt  wurden.  Auch  drang 
Pombal  mit  Erfolg  auf  Ersparnisse  im  königlichen  Haushalte. 
So  hatte  er  die  Genugthimng,  Ordnung  in  die  Staatswirth- 
schaft  gebracht  zu  haben '). 

Die  Finanzen  der  zu  Spanien  gehörenden  Gebiete 
Italiens  haben  wir  bereits  betrachtet. 

Das  Finanzwesen  Toscanas  unter  den  Fürsten  aus 
dem  Hause  Medici  zeigte  , wenn  es  auch  nicht  mehr  so  ge- 
waltsam wie  im  Mittelalter  war,  doch  noch  immer  grosse 
’ Härte.  Cosimo  I.  sah  sich  seiner  Gebietserweiterungen  wegen 

' zu  einer  drückenden  Steuerpolitik  gedrängt.  Die  Besteuerung 

der  nothwendigsten  Lebensmittel  führte  er  ein,  ebenso  die 
Steuer  von  Wechseln  und  Verträgen;  diese  stieg  auf  8®o 
von  Mitgilteu  und  Verkäufen  von  Grundeigenthum,  lO^'o  von 
Miethen  und  war  daher  sehr  einträglich.  Besonders  fühlbar 
machten  sich  die  Zölle.  Die  Lustspiele  dieser  Zeit  führen 
Florentiner  vor,  die,  der  unerträglichen  Zölle  wegen,  aus- 
wandern. Diese  bildeten  eine  hervorragende  Einnahmequelle. 
Oosimo  Hess  den  Vorstand  des  Zollwesens,  der  sich  beträcht- 
licher Uuterschleife  schuldig  gemacht  hatte,  hängen;  erst 
dann  hielt  er  es  für  gewiss,  dass  er  nicht  mehr  verkürzt 
werde.  Ferner  legte  er  seinen  Unterthanen  Zwangsanlehen 
I auf,  von  denen  zuweilen  keine  Zinsen  bezahlt  wurden,  zu- 

1 weilen  aber  auch  das  Capital  nicht  zurück  erstattet  ward. 

1 Ausserdem  wurden  ihm  freiwillige  Geschenke  dargebracht, 

<iie  sich  aber  von  Zwangsanlehen  kaum  unterschieden. 
Endlich  mehrten  neue  Monopole,  geistliche  Beneficien  und 


i 

) 


q Schäfer,  a.  a.  0.  V 84  ff.  174.  188  fl‘.  233.  471  fl’.  481.  589. 
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Coufiscationen  vou  Rebellengütern  - deren  Ertrag  auch 
iintei  seinen  Nachfolgern  dem  Privatvermögen  der  iUediceer 
zufiel  — die  Einkünfte.  Vincenzo  Fedeli  änsserte,  der 
grösste  Reichthum  des  Herzogs  Cosimo  bestehe 
in  dessen  Herrschaft  über  das  Vermögen  der 
Un  t er  t ha  neu,  von  denen  niemand  wage  sich  zu  beklagen, 
wenn  es  in  Anspruch  genommen  werde.  Steuernachlässe 
wurden  von  Cosimo  niemals  bewilligt.  In  Folge  der  all- 
gemeinen Furcht  erfolgten  die  Steuerzahlungen  äiisserst 
pünktlich.  Während  die  meisten  Souveräne  zu  Anlehen  ausser- 
halb ihrer  Reiche  ihre  Zurtucht  nehmen  mussten,  konnte 
Cosimo  dem  Hause  Habsburg  mit  bedeutenden  Summen  zu 
Hilfe  kommen.  Am  Ende  seiner  Regierung  wurden  die  Staats- 
einnahmen auf  eine  Million  Ducaten,  bei  seinem  Tode  der 

Schatz,  den  er  hinterliess,  auf  (P/2  Millionen  Ducaten  ge- 
schätzt \).  ^ 

Dieser  soll  unter  seinem  Sohne  Francesco  bedeutend 
vermehrt  wonlen  sein,  der  Banken  in  Rom  und  Venedif^ 
besass,  den  \erkehr  mit  Edelsteinen  fast  monopolisirte  und 
daneben  auch  Detailhandel  betrieb.  Hierdurch  Hess  er  sich 
verleiten,  die  allgemeinen  Interessen  des  Verkehrs  seinen 
persönlichen  nachzusetzen  und  den  Staatshaushalt  mit  seinen 
Privatfinanzen  zu  vermengen.  Seine  fiscalischeu  /Massregeln 
waren  noch  härter  als  die  seines  Vaters  ^). 

Unter  Johann  Gasto  war  die  Finanzlage  so  günstig 
dass  die  Zinsen  der  Staatsschuld  von  5 auf  40/0  herabgesetzt 
-werden  konnten,  wobei  es  den  Gläubigern  freigestellt  wurde, 
das  Capital  zurückzuempfangen®). 

In  der  letzten  Zeit  der  Mediceer  jedoch,  deren  Familieu- 
schatz  seit  Cosimos  II.  Regierung  sich  immer  mehr  leerte 
wurden  die  Finanzen  durch  den  unverhältnissmässig  grossen 
Theil  des  fideicommissarisch  gebundenen  Grundbesitzes,  der 


’)  Alfred  von  Reumont,  Geschichte  Toscanas.  I 112  if.  387.  II  19. 
V.  Reumont,  Beiträge  zur  italienischen  Geschichte.  III  319.  330. 
Ranke,  Historisch-biographische  Studien.  8.  437.  438. 

V.  Reumont,  Geschichte  Toscanas.  I 310  311 
®)  a.  a.  0.  I 479. 


ZU  den  Staatslasten  nur  wenig  beitrug,  sowie  durch  andere 
Exemtionen  und  die  Verpachtung  der  Staatseinkünfte  erheb- 
lich beeinträchtigt , so  dass  die  Mediceer  die  Finanzen  in 
sehr  ungünstigem  Zustande  hinterliessen  ^). 

Die  Finanzpacht  blieb  auch  unter  der  Regentschaft  Franz 
Stephans  in  fremden  Händen  bis  zum  Jahre  1758,  in  dem  sie 
von  einer  toscauischen  Gesellschaft  übernommen  wurde.  Sie 
erregte  allgemeinen  Unwillen  wegen  der  masslosen  Härte 
bei  den  Steuererhebungen®). 

Am  3.  März  1739  wurde  der  Zinsfuss  der  ablösbaren 
Schuld  auf  3,  der  unablösbaren  auf3J2®/o  herabgesetzt,  eine 
Gewaltmassregel , da  den  Staatsgläubigern  nicht  wie  unter 
Johann  Gasto  eventuell  die  Rückzahlung  des  Capitals  an- 
geboten  wurde®). 

Leopold  I.  machte  der  Staatspacht  und  damit  dem  Finanz- 
elende  ein  Ende.  Beim  Antritte  der  Regierung  Leopolds 
machte  Kaiser  Josef  II.  auf  den  gesammten  Nachlass  seines 
Vaters  Anspruch,  wiewohl  Leopold  erklärte,  dass  die  be- 
treffenden Gelder  dem  Staate,  nicht  dem  Souveräne  gehörten. 
Josef,  der  von  seinem  Vater  zum  Universalerben  eingesetzt 
worden  war,  bestand  auf  seiner  Forderung  mit  der  Erklärung, 
dass  die  Noth  der  österreichischen  Finanzen  ihm  nicht  ge- 
statte, sie  aufzugeben  ^). 

Die  finanzielle  Verwaltung  Leopolds  zeichnete  sich  durch 
weise  Sparsamkeit  aus.  Wiewohl  er  so  ausgedehnte  öffent- 
liche Arbeiten  wie  kaum  eine  Regierung  vor  ihm  unter- 
nommen hatte,  so  hinterliess  er  nicht  nur  kein  Deficit,  son- 
dern einen  Ueberschuss  von  mehr  als  fünf  Millionen  Lire®). 

Nicht  minder  drückend  als  die  toscanische  unter  den 
Mediceern  war  die  Fiscalität  der  Republik  Venedig,  die 
zu  Beginn  des  17.  Jahrhunderts  der  einzige  Staat  war,  der. 


9 a.  a.  0.  I 512.  513.  II  18. 
9 a.  a.  0.  II  27. 
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in  dauerndem  Besitze  eines  Schatzes,  keine  Schulden  hatte  ^). 
Besonders  in  Kriegszeiten  wurden  die  Unterthanen  stark  in 
Anspiuch  genommen.  1040  — vor  Ausbrucli  des  Krieges  mit 
dei  Tüikei  wurden  alle  Bürger,  auch  Kirchen  und  Klöster, 
hei  Strafe  der  Confiscation  verhalten,  den  Werth  ihres  Silber- 
pschirrs  aufs  genaueste  anzugeben  und  drei  Viertel  davon 
in  der  Münze  zu  hinteiiegeu.  Eine  weitere  Bedrückung 
ei folgte  durch  den  nun  begonnenen  ^ erkauf  der  ausgedehnten 
Weidegründe,  der  grossen  Unwillen  erregte,  weil  dem  Volke 
dadurch  die  Viehweide  verkümmert  ward.  Bedenklicher  noch 
war  es,  dass  man  sich  entschloss,  der  Verfassung  zuwider, 
die  j)olitischeii  Hechte  wie  eine  Handelswaare  zu  veräusseru. 
Die  Bedingung  des  Altersvon  25  Jahren,  das  jeden  venetianischeu 
Edelmann  zum  Eintritte  in  den  grossen  Rath  berechtigte, 
sollte  für  jeden,  der  200  Ducaten  erlegte,  auf  18  Jahre 
herabgesetzt  w^erden  und  des  Alters  von  40  Jahren  für  gewisse 
Aemter,  gegen  Bezahlung  von  800  Ducaten,  auf  30  Jahre. 
Selbst  das  höchste  Staatsamt  nächst  der  Dogenwmrde,  die 
Procuratie  von  San  Marco,  wurde  feilgeboten,  anfangs  für 
25000  Ducaten,  als  sich  aber  zu  viele  Bewerber  fanden,  all- 
mählich für  lOOOOO  Ducaten,  wmbei  den  alten  venetianischeu 
Familien  die  Hälfte  nachgesehen  wurde.  Da  all  dies  nicht 
hinreichte,  so  wuirde  (1648)  jedem  Verbannten  gegen  Zahlung 
Aon  sieben  Ducaten  die  Rückkehr  nach  Venedig  gestattet, 

was  bei  der  grossen  Zahl  der  Exilirten  eine  beträchtliche 
Fhnnahme  erwarten  liess^). 

1651  erforderte  der  Aufwand  des  Krieges  gegen  die 
lürkeu  abermals  die  Eröffnung  neuer  Hilfsquellen.  Dem 
gesammten  Festlande  wurde  nun  eine  neue  drückende  Ver- 
mögenssteuer auferlegt,  die  nur  einmal  ausnahmsweise  er- 
hoben werden  sollte,  aber  in  Folge  der  Fortdauer  des  Krieges 
wiederholt  in  Anspruch  genommen  wurde  Der  Friede  zu 


0 Ranke,  Zur  venezianischen  Geschichte.  S.  180. 

Zinkeisen,  Geschichte  des  osmanischen  Reiches.  IV  748  ff. 
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Venedig  (1669)  beendigte  den  Krieg,  der  der  Republik 
126  Millionen  Ducaten  gekostet  hatte*). 

Bei  Ausgang  des  18.  Jahrhunderts  w’aren  Fleisch  und 
Tabak  Monopole  in  Venedig.  Die  Erbschaftssteuer  betrug 
damals  5®/o,  wovon  nur  männliche  Erben  des  Vaters  befreit 
waren.  Gegen  Frauen  aber  beging  man  die  Rücksichts- 
losigkeit, ihnen  diese  Steuer  nicht  nur  bei  Beerbung  des 
Vaters,  sondern  auch  bei  der  des  Gemahls  aufzuerlegen. 

Die  Stadt  Venedig  allein  bestritt  ein  Sechstel  der 
Staatseinkünfte  ^). 

Den  Staatshaushalt  des  Kirchenstaates  haben  wir 
bereits  (III,  198 — 200)  erörtert. 

Das  Finanzgebahren  Savoyens  und  Piemonts  lehnt 
sich  an  das  des  benachbarten  Frankreich  au.  Wie  in  anderen 
Ländern,  so  führten  auch  hier  finanzielle  Schwierigkeiten  zu 
dem  häufigen  Verlangen  der  Einberufung  der  Stände,  in  deren 
Versammlungen  auch  hier  Adel  und  Geistlichkeit  das  Ueber- 
gewicht  behaupteten,  das  die  Stellung,  der  Reichthum  wie 
auch  die  Gewohnheit  des  Befehl ens  verlieh. 

Die  Abgaben  bestanden  in  der  ersten  Hälfte  des  16.  Jahr- 
hunderts vornehmlich  aus  der  Grundsteuer,  Verbrauchs-  und 
Verkehrssteuern,  ausserdem  wurden  aus  Geldstrafen  be- 
deutende Einkünfte  gezogen.  Auch  in  Savoyen  wurde  die 
Gabelle  eingeführt  und  auch  hier  verpachtet.  Wie  in  Frank- 
reich erregte  sie  die  Unzufriedenheit  der  Bevölkerung  wegen 
der  Missbräuche,  die  ihr  entsprangen  und  der  von  ihrer  Er- 
hebung unzertrennlichen  Belästigungen,  weshalb  (um  1560) 
der  Antrag,  sie  in  eine  feste  Steuer  zu  verwandeln,  gern  an- 
genommen wurde;  doch  ward  die  Verpachtung  der  Gabelle 
später  wieder  oft  erneuert. 

In  den  verschiedenen  Landestheilen  war  die  Gattung, 
die  Vertheilungs-  und  die  Erhebungsweise  der  Steuern  ver- 
schieden. Emanuel  Philibert  (1559 — 1580)  suchte  Gleich- 
mässigkeit  in  diesen  Beziehungen  herbeizuführen,  was  ihm 
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aber  ini  ^al  d’Aoste  nicht  gelang,  wo  die  Bevölkerung  bis 
176(3  nur  in  der  Form  von  Geschenken  zu  den  öffentlichen 
Lasten  beitrug.  Unter  dem  genannten  Fürsten  war  die  Herd- 
steuer, eine  Art  Kopfsteuer,  die  ergiebigste.  In  seiner  Geld- 
verlegenheit verpfändete  er  Domänen,  verkaufte  den  Adel 
und  Titel. 

Karl  Linanuel  (1580 — 1630)  schritt  zu  Aemterverkäufen 
in  grossem  Massstabe  und  Hess  sich  die  Strafen  für  Ver- 
brechen abkaufen. 

Eine  genaue  Feststellung  des  Budgets  war  in  diesen 
Zeiten  des  administrativen  Fastens  nicht  möglich;  Steuer- 
arten und  Einkünfte  wechselten  fortwährend. 

Nach  dem  Edicte  von  1576  waren  von  der  Taille  die 
Geistlichen  nur  für  das  Patrimonium  der  Kirche,  die  seit 
enigstens  50  Jahren  Geadelten  und  die  Beamten,  die  den 
Titel  fürsÜicher  Käthe  hatten,  befreit.  In  Wirklichkeit  aber 
bestand  die  grösste  W illkür  und  die  Ausnahmen  spotteten 
allei  \oiaussicht  der  Schatzmeister.  Durch  diese  Befreiungen 
AMichs  die  Last  der  Steuerträger  so  sehr  au,  dass  manche 
Familie  zu  Grunde  gerichtet  wurde.  Ausser  den  regel- 
mässigen gab  es  ausserordentliche  Steuern,  Geschenke,  Zehnte, 
Kequisitionen , sowie  die  Bestreitung  der  Kosten  des  Emp- 
fanges fremder  Fürsten  und  Botschafter. 

Die  finanziellen  Verlegenheiten  vermochten  nie  den  Glanz 
des  Hofes  zu  verdunkeln  und  namentlich  die  Hofhaltung- 
Karl  Emauuels  war  überaus  kostspielig.  1608  verausgabte 
er  über  eine  Million  für  die  siebzehntägigen  Feste  aus  Anlass 
der  Verheirathung  seiner  Töchter.  1619  wurden  bei  einer 
ähnlichen  Gelegenheit  über  300000  Thaler  aufgewandt. 

Um  1696  kamen  zu  den  alten  Abgaben  der  Stempel 
und  andere ; dazu  gesellten  sich  wieder  Aemterverkäufe. 

Die  Taille  wurde  in  den  Dörfern  von  Bauern  erhoben, 
die,  in  ähnlicher  Weise  wie  es  in  Frankreich  geschah,  für 
den  Eingang  verantwortlich.  Niemanden  schonten. 

I Die  Lage  der  Finanzen  wurde  seit  dem  18.  Jahrhundert 

nicht  gebessert:  die  traitants  und  die  Gabellepächter  richteten 
das  Land  zu  Grunde. 
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Der  König  Victor  Amadeus  hatte  bei  seinem  Regierungs- 
antritte Einkünfte  im  Betrage  von  7 ISIillionen  Lire  vor- 
gefunden, die  er  1729  auf  mehr  als  15  Millionen  zu  steigern 
wusste.  Um  dies  zu  erreichen,  sorgte  er  für  eine  ernste 
Controle  sowie  für  einen  angemessenen  Kataster  und  ver- 
])flichtete  Adel  wie  Geistlichkeit  zur  Bezahlung  der  könig- 
lichen Taille.  In  Savoyen  war  diese  persönlich,  in  Piemont 
dagegen  dinglich.  Das  Edict  vom  9.  April  1728  unterdrückte 
alle  Steuerprivilegien  des  Adels. 

1781  wurde  in  Savoyen  die  Lotterie,  „die  italienische 
Pest“  eingeführt  ^). 

In  Russland  wie  in  allen  minder  civilisirten  Reichen, 
dauerte  die  Naturalwirthschaft  selbstverständlich  lange  fort. 
Bei  Ausgang  des  16.  Jahrhunderts  bestand  der  „Obrok“  in 
einer  bestimmten  Menge  von  Getreide  oder  Vieh,  Geflügel, 
Fischen,  Eiern  u.  s.  w.  Anstatt  solcher  Lieferungen  hatten 
Manche  ein  bestimmtes  Mass  Ackerlandes  für  den  Zar  zu 
bestellen  ^). 

Noch  unter  Boris  gab  es  kein  bestimmtes  Steuergesetz ; 
die  Statthalter  übten  beliebige  Erpressungen,  denen  man 
sich  durch  Bestechungen  zu  entziehen  suchte.  Auch  die 
untergeordneten  mit  der  Erhebung  der  Steuern  betrauten 
Beamten  verfuhren  mit  grenzenloser  Willkür,  die  wiederholt, 
namentlich  1650,  Ausbrüche  der  Volks wuth  hervorrief.  Die 
Soldaten  bekamen  keinen  Sold  und  waren  daher  geradezu 
auf  Raub  angewiesen. 

Die  Haupteinkünfte  schöpfte  der  Zar  vom  Getreide, 
dessen  Preis  er  willkürlich  festsetzte,  aus  dem  Branntwein- 
und  dem  Zobelfell- Monopol  und  aus  Münzänderungen®). 
Besonders  unter  Alexei  Michaile  witsch  (1645— 1676)  wurde 
das  Branntweinmonopol  so  einträglich,  dass  man  es  uiiter- 
liess,  der  Trunksucht  des  Volkes  entgegenzuwirkeu.  Unter 
diesem  Grossfürsteu  wurden  gegen  Darbringung  ansehnlicher 

Victor  de  Saint-Genis,  Histoire  de  Savoie. 
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Geschenke  Monopole  verliehen , die  den  Volksdruck  ver- 
mehrten ’).  Noch  um  1(379  kam  es  vor,  dass  Private  — wie 
z.  B.  die  ^litglieder  der  angesehenen  Familie  Strogonow  — 
von  allen  Leistungen  an  den  Staat  befreit  wurden  2). 

Die  Kriege  Peters  des  Grossen,  die  von  ihm  durch- 
gefiihrte  Umbildung  der  Armee  sowie  die  Schöpfung  einer 
Flotte  drängten  zur  Vermehrung  der  Einkünfte.  Wie  un- 
geheuer die  Opfer  erschienen,  die  der  Zar  seinen  Unter- 
thanen  zumuthete,  bezeugt  die  Thatsache,  dass  der  Beicht- 
vater Alexeis  (Jakow  Ingnatjöw),  dem  dieser  gestand,  dass 
er  seinem  Vater  den  Tod  wünsche,  darauf  antwortete:  „Gott 
wird  dir  vergeben  *,  wir  alle  wünschen  ihm  den  Tod , weil 
das  Volk  so  schwere  Lasten  trägt“  ®).  Bei  Ausgang  des  Jahres 
. 1703  erliess  Peter  eine  neue  geregelte  Steuerordnung,  die 
mit  dem  zu  seiner  Zeit  so  beliebten  Mittel  der  Münzänderung 
verbunden  war,  das  auch  in  der  Folge  oft  angewandt  wurde 
1710  wurde  zum  erstenmale  ein  Budget  zusammengestellt, 
wonach  über  die  Hälfte  der  Geldeinkünfte,  die  sich  auf 
etwas  über  3 .Alillionen  Rubel  beliefen,  zum  Unterhalte  der 
Armee  und  der  Flotte  verwendet  wurden.  Es  mussten  nun 
neue  Einnahmequellen  ersonnen  werden:  man  erneuerte  die 
Münzänderungen,  verpachtete  Fischereien,  vertheuerte  den 
Salzverbrauch  masslos,  besteuerte  Badestuben,  Keller,  Brunnen^ 
Schornsteine  und  sogar  die  Bärte®).  Endlich  wurde  die 
Kopfsteuer  von  Peter  dem  Grossen  eingeführt  oder  vielmehr 
neu  organisirt , die  in  keinem  Reiche  eine  so  beträchtliche 
Hilfsquelle  darbot,  wie  in  Russland.  Sie  knüpfte  an  die 
Militärorganisation  an,  und  war  dazu  bestimmt,  die  Heeres- 
kosten, die  inzwischen  (1719 — 1722)  auf  4 Millionen  Rubel 
gestiegen  waren,  zu  decken,  indem  jede  der  5400000  „Seelen“, 
auf  die  sie  entfiel,  80  Kopeken  bezahlen  sollte®).  Der  Adel, 
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die  Geistlichkeit,  die  verabschiedeten  Soldaten,  die  Ein- 
wohner der  Ostseeprovinzen,  die  Baschkiren,  die  Lappländer 
sowie  alle  Ausländer  w\aren  davon  befreit^). 

Wie  in  anderen  Verwaltungszweigen  legte  Peter  der 
Grosse  auch  in  den  Einanzen  von  einer  seltenen  Einsicht 
Zeugniss  ab.  Er  begründete  eine  Statistik  der  Volkssteuer- 
kräfte, legte  in  einem  Erlasse  von  1713  dar,  wie  sehr  er 
strebe,  seine  Völker  zu  schonen  und  ihre  Lasten  zu  mildern 
und  hob  durch  die  Ukase  vom  16.  December  1718  und  1.  Oc- 
tober  1719  alle  Monopole  mit  Ausnahme  von  Birkentheer, 

I Pottasche,  Kaviar  und  Fischleim  auf,  nachdem  er  zu  der 

Erkenntniss  gelaugt  war,  dass  das  Monopolsystem  die  Ent- 
wdcklung  einer  nationalen  Industrie  hemmte,  ohne  eine 
zuverlässige  Einnahmequelle  darzubieteu^).  Allein  seine 
rohen  Beamten  vereitelten  die  Verwirklichung  seiner  guten 
Absichten.  Entsetzt  beschrieb  van  der  Hulst  die  unmensch- 
liche Strenge  und  Grausamkeit,  mit  der  die  rückständigen 
Steuern  eingetrieben  und  Steuerdefraudationen  bestraft 
! wurden;  Kurbatow  schildert  den  unsäglichen  Jammer  der 

gefolterten  zahlungsunfähigen  Personen;  oft  werde  dem  Bauer 
das  letzte  Stück  Vieh  w’eggeuomnien,  ja,  er  w'erde  sogar  nicht 
selten  aus  seiner  elenden  Hütte  verjagt.  Strahlenberg  er- 
zählt, dass  die  Steuereinnehmer  sich  bei  den  Bauern  ge- 
wöhnlich in  der  heisseMen  Jahreszeit  einstellten,  wo  es  ihnen 
au  baarem  Gelde  gebrach,  weshalb  sie  gezwungen  wuirden, 
Pferde  u.  s.  w.  zu  Spottpreisen  zu  verkaufen ; in  Folge  solchen 
Druckes  seien  an  10000  Menschen  nach  Polen,  Litthaueu, 
in  die  Türkei  und  in  die  Tatarei  geflüchtet®). 

Die  Ordnung  in  den  Finanzen,  die  Peter  der  Grosse 
geschatfen  hatte,  wurde  nach  seinem  Tode  bald  erschüttert. 
Unter  seinen  Nachfolgern  häufte  Mentschikow  riesige  Schätze 
auf,  der  sich  u.  A.  die  Kronjuwelen  aueignete,  die  Münze 
beraubte  und  vielen  Einwohnern  ihr  Vermögen  gewaltsam 


0 Hermann,  a.  a.  0.  IV  397. 

2)  Brückner,  a.  a.  0.  S.  513.  Hermann,  a.  a.  0.  IV  397—399. 
®)  Brückner,  a.  a.  0.  S.  512.  513. 
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wegualim  ^).  Noch  ärger  war  das  huauzielle  Gebahren  unter 
Elisabeth.  Der  sächsische  Gesandte  Kaininerherr  von  Gers- 
dorf  änsserte  1743  in  Berichten  an  seinen  Hof  sein  Erstaunen 
darüber,  dass  das  riesige  Reich  bei  der  elenden  Verwaltung 
nicht  zusaminenbreche.  Die  Handhabung  der  Finanzen  sei 
so  arg  und  das  Geld  so  rar,  dass  fast  die  gesaminten  Civil- 
beaniten  seit  18  ^Monaten  nicht  bezahlt  worden  seien  und 
man  auch  mit  allen  anderen  Zahlungen  im  Rückstände  bleibe. 
Dabei  verfalle  der  Handel,  und  die  Ausländer  beschweren  sich 
darüber,  dass  die  abgeschlossenen  Verträge  nicht  eingehalten 
würden  ^). 

Aehnlich  lautete  eine  Denkschrift  des  Grafen  Brühl  an 
seinen  Hof  zur  Zeit  Peters  III.  Während  der  Hof  unglaub- 
liche Summen  vergeude,  gebreche  es  den  Truppen  im  Kriege 
am  Nothwendigsten.  Die  russische  Regierungsforui  sehliesse 
jede  Möglichkeit  des  Credits  aus,  da  der  blosse  Wille  des 
Fürsten  alle  von  seinem  Vorgänger  eingegangenen  Verbind- 
lichkeiten aufheben  könne.  Das  Volk  fühle  sich  so  unsicher, 
dass  namentlich  die  Bauern  ihr  erspartes  Geld  vergraben^). 

Als  unmittelbar  nach  dem  Regierungsantritte  Katha- 
rinas II.  die  Kaiserin  von  der  Leere  des  Staatsschatzes  unter- 
richtet wurde,  erklärte  sie,  dass  sie  ihr  Privatvermögen  dem 
Staate  zur  Verfügung  stelle,  wie  sie  denn  überhaupt  keinen 
Unterschied  zwischen  ihrem  Wohle  und  dem  des  Staates 
kennen  wolle.  In  einer  Abhandlung  von  1779  klagte  sie, 
dass  sie  bei  ihrer  Thronbesteigung  die  Finanzen  zerrüttet 
gefunden  habe;  der  Sold  an  die  Truppen  sei  unter  ihrem 
Vorgänger  nur  unregelmässig  bezahlt  worden,  die  Zollstätten 
seien  unter  nachtheiligen  Bedingungen  an  Privatpersonen  ver- 
pachtet, der  Staatscredit  gesunken  gewesen.  Wie  es  30  Jahre 
später  in  dem  revolutionären  Frankreich  geschah,  half  sie 
sich  zunächst  mit  der  Einziehung  der  Kirchengüter  und  der 
Ausgabe  von  Papiergeld.  Eine  von  ihr  angeordnete  ünter- 

0 Hermann,  a.  a.  0.  IV  516. 

2)  a.  a.  0.  V 7. 
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suchung  ergab,  dass  sich  die  Staatseinnahmen  auf  28  ISIillioneu 
Rubel  beliefen  ^).  Wiewohl  der  Steuerdruck  unter  Katharina 
sehr  fühlbar  war,  so  wurde  doch  darüber  weniger  geklagt 
als  über  die  auch  unter  ihrer  Regierung  bei  der  Steuer- 
erhebung vorgekommenen  Missbräuche.  Ganz  besonders  be- 
schw^erte  man  sich  darüber,  dass  auch  Erwerbsunfähige 
— wie  Greise  und  Kranke  — zur  Zahlung  der  Kopfsteuer  ge- 
zwungen würden,  dass  man  von  ausser  Betrieb  gesetzten 
Mühlen  und  gewerblichen  Anstalten  Steuern  erhebe^). 

Ein  ausländischer  Diplomat  berichtete  1780,  die  rasche 
Zunahme  der  Einkünfte  unter  Katharina  sei  so  erstaunlich, 
dass  sie  in  der  Geschichte  kaum  ihres  Gleichen  fände; 
während  solche  beim  Tode  Peters  III.  nur  wenige  Millionen  be- 
tragen hätten,  seien  sie  in  den  letzten  Jahren  auf  30  Millionen 
gestiegen,  ohne  dass  die  Unterthanen  bedrückt  würden. 
Durch  die  kostspieligen  Kriege  jedoch,  die  Katharina  unter- 
nahm, litt  die  Finanzlage  empfindlich  und  waren  fortwährend 
Deficite  zu  bew'ältigen  ®).  Als  Potemkin  seine  lange  ver- 
zögerte Reise  nach  Cherson  endlich  am  17.  April  1783  an- 
trat, konnten  aus  allen  Staatscassen  nur  1200000  Rubel 
aufgebracht  und  ihm  mitgegeben  werden.  Wie  schon  früher 
blieb  der  Versuch  der  Aufnahme  von  Anlehen  in  Italien  und 
der  Schweiz  erfolglos.  In  dieser  Noth  schritt  man  zur  Be- 
steuerung der  Kronbauern  und  zu  einer  riesigen  Vermehrung 
des  Papiergeldes,  in  deren  Folge  wie  gewöhnlich  die  vor- 
handenen Münzen  verschwanden  ^).  Bei  der  Erschöpfung  des 
Reiches  konnte  1789  der  schwedische  und  türkische  Krieg 
nur  mit  riesigen  Anstrengungen  fortgesetzt  werden®). 

Zu  dem  ungeheuren  Kriegsaufwande  gesellte  sich  die 
verschwenderische  Hofhaltung  der  Kaiserin.  Ausländer,  die 
nach  Russland  kamen,  staunten  über  die  höfische  Pracht; 
asiatische  Ueppigkeit  sei  hier  mit  europäischem  Raffinement 

0 Brückner,  Katharina  II.  S.  120.  121.  v.  Sybel,  a.  a.  0.  II  120. 

2)  Brückner,  a.  a.  0.  S.  492. 

»J  a.  a.  0.  S.  521. 

■*)  Zinkeisen,  a.  a.  0.  A I 382.  383. 
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vereinigt^).  Die  uuerhörte  Freigebigkeit  Katharinas  gegen 
ihre  Favoriten  haben  wir  bereits  (II  209)  geschildert. 

Die  Staatsausgaben,  die  sich  zu  Anfang  der  Regierung 
Katharinas  auf  17  iMillionen  Rubel  beliefen,  erreichten  bei 
ihrem  Ausgange,  1796,  70—80  Millionen®). 

In  den  Finanzen  der  Türkei  spielte  der  Privatschatz 
des  Sultans  eine  grosse  Rolle.  Er  befand  sich  früher  in 
einem  byzantinischen  Castell,  die  sieben  Thürme  genannt- 
es wurden  daselbst  nebst  baarem  Gelde  die  dem  Sultan  ge- 
hörigen Kleinodien  aufbewahrt.  Der  Privatschatz  sollte 
gewissermassen  als  Reservefonds  dienen  und  nur  in  ausser- 
ordentlichen Nothfällen  angegriffen  werden.  In  älteren  Zeiten 
bestand  die  Verptlichtung,  daselbst  täglich  20000  Aspern 
(=  400  Ducaten)  zu  hinterlegen  und  den  Schatz  nie  anzu- 
tasten, ausser  zur  Auszahlung  des  bei  Thronbesteigungen 
üblichen  Geschenkes  an  die  Janitscharen.  Allein  in  Folge 
der  Niederlage  bei  Lepanto  wurde  der  Schatz  fast  ganz  ge- 
leert und  der  Rest  in  den  Serail  verlegt.  Seitdem  ward  das  1 

daselbst  aufgehäufte  todte  Capital  so  sehr  vermehrt,  dass  es 
1592  50  Millionen  Ducaten  betrug. 

Der  Steuergesetzgebung  lagen  die  Satzungen  des  Koran 
zu  Grunde.  Wie  wir  bereits  (IV/II/I  706)  erwähnten,  ragte 
unter  den  gesetzlichen  (d.  i.  den  vom  Koran  vorgeschriebenen) 

Abgaben  die  Kopfsteuer  hervor,  die  von  allen  Nicht- 
mohamedanern  männlichen  Geschlechtes  im  Alter  von  min- 
destens zwölf  Jahren  in  Abstufungen  von  30 — 100  Aspern  oder 
durchschnittlich  mit  einem  Ducaten  für  den  Kopf  erhoben 
wurde.  Dem  landesüblichen  Gebahren  entsprechend  hielten 
sich  die  Einnehmer  keineswegs  an  die  gesetzliche  Vorschrift,, 
sondern  begannen  im  16.  Jahrhundert  die  Steuer  willkür- 
lich zu  verdoppeln  und  sogar  zu  vervierfachen..  | 

Diese  Gewaltmassregeln  riefen  1548  das  Gesetz  Suleimans 
hervor,  dass  das  Kopfgeld  einschliesslich  der  Erhebungskosten  ^ 


1)  a.  a.  0.  S.  57.S. 
*)  a.  a.  0.  S.  520. 
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nie  200  Aspern  überschreiten  sollte.  Doch  half  dies  nichts. 
Aehnliche  Gewaltsamkeiten  fanden  bei  der  Erhebung  der 
anderen  Steuern  statt.  Am  ärgsten  war  es  mit  den  ver- 
pachteten Staatseinkünften  bestellt,  von  denen  kaum  die 
Hälfte  in  den  Staatsschatz  floss  ^).  Gesetzliche  Auflagen 
waren  ferner  der  Zehnte,  die  Grund-  und  die  Erträgniss- 
steuer.  Zu  den  „willkürlichen“,  d.  i.  nicht  vom  Koran  vor- 
geschriebenen , sondern  von  den  politischen  Behörden  ein- 
geführten Steuern  gehörten ; Mauten,  Gefälle,  Gebühren  und 
Strafgelder®).  Eine  der  hervorragendsten  Auflagen  war  die 
der  Awaris  (Zufälligkeiten),  wonach  jedes  zehnte  Haus  einen 
Mann  zur  Flotte  zu  stellen  hatte;  sie  wurde  später  mit  Geld 
abgelöst.  Die  Katurallieferungen,  die  bis  auf  ein  Schaf  von 
jedem  Hause  und  auf  ein  Kilo  Gerste  und  Weizen  von  je 
zehn  Häusern  erhoben  worden  waren,  mussten,  da  sie  sich 
auf  die  Dauer  als  unerschwinglich  erwiesen,  beträchtlich 
herabgesetzt  werden®).  Zuweilen  w-urden  ausserordentliche 
Kriegssteuern  erhoben.  So  1566,  unmittelbar  vor  dem 
Mohacser  Feldzuge,  15  Aspern  für  den  Kopf,  ohne  Unter- 
schied der  Religion  und  der  VermögensverhältnisseA). 

Bei  Ausgang  des  16.  Jahrhunderts  zuerst  ist  ein  empfind- 
liches Deficit  in  den  Finanzen  wahrnehmbar.  Noch  1573 
genügten  von  den  Einkünften,  die  man  (mit  Ausschluss  des 
Ertrags  der  Lehngüter  von  18  Millionen  Ducaten,  der  ledig- 
lich den  Lehnträgern  zufiel  ) auf  acht  Millionen  (venetianischer) 
Ducaten  schätzte,  sechs  Millionen  zur  Deckung  der  Ausgaben, 
während  zwei  Millionen  in  den  Privatschatz  des  Sultans  flössen ; 
1579  jedoch  wurden  die  Ausgaben  auf  10  718000  Zecchinen 
geschätzt,  denen  eine  Einnahme  von  nur  8160000  Zecchinen 
gegenüberstand.  Man  half  sich  nun  theils  dadurch,  dass  man 
den  Privatschatz  des  Sultans  angriff,  theils  durch  Münz- 
verschlechterung, Stellenverkäufe  u.  s.  w. , doch  war  die 


Zinkeisen,  a.  a.  0.  III  491—493. 
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Ordnung  in  den  Finanzen  dadurch  nicht  herzustellen,  viel- 
mehr nahm  das  Deficit  erschrecklich  überhand:  1597  betrugen 
die  Ausgaben  900  Millionen  Aspern,  die  Einnahmen  nur 
300  Millionen  Aspern^).  Natürlich  war  an  ein  rationelles 
Finanzsystem  in  der  Türkei  nicht  zu  denken.  Da,  wo  die 
ganze  Verwaltung  auf  unsittlichsten  Grundlagen  beruhte, 
mussten  insbesondere  die  Finanzen  davon  betroffen  werden. 
So  erblicken  wir  denn  hier  einen  vernunftwidrigen 
Raubbau,  der,  um  augenblicklicher  Vortheile  willen,  die 
ganze  Zukunft  preisgab,  indem  die  mit  dem  Verluste  ihres 
Besitzes  bedrohten  Unterthanen,  denen  die  Früchte  ihrer 
Arbeit  so  oft  verkümmert  wurden , theils  nur  das  zum 
Lebensunterhalte  Allernöthigste  verrichteten,  theils  entflohen, 
so  dass  ganze  Provinzen  verödeten. 

Die  riesigsten  Ausgaben  entsprangen  nächst  den  unauf- 
hörlichen Kriegen  der  Polygamie,  in  deren  Folge  ein  un- 
geheurer Hofstaat  (19000  Personen  im  Jahre  1585)  zu  unter- 
halten war. 

Die  Ziffern  der  Einnahmen  waren  1590  nach  Giovanni 
Mori : 

Kopfgeld 3000000  Ducaten, 

Zölle 5000000  „ 

Bergwerke 500000  „ 

Pachtgelder  und  Lehnzinse  . . . 500000  „ 

Dem  Fiscus  verfallene  Güter,  Tribute, 

erledigte  Erbschaften  u.  s.  w.  . 1000000  „ 

Doch  bieten  diese  Zahlen  nur  eine  unvollständige  Dar- 
stellung, da  sie  nur  die  rechtmässigen  Einnahmen  umfassen. 
Die  hervorragendste  Einkommensquelle  jedoch 
waren  die  ausserordentlichen  Geschenke  der 
Inhaber  von  Aemtern,  die  deshalb  unglaublich  oft  ge- 
wechselt wurden , wodurch , wie  wir  bereits  erwähnten , eine 
furchtbare  Bedrückung  des  Volkes  herbeigeführt  wurde,  was 
einen  fortwährenden  Vorwand  darbot,  um  den  Beamten  das 


*)  Zinkeisen,  a.  a.  0.  III  351 — 353. 
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Erbeutete  wieder  abzunehmen.  Dies  galt  auch  von  deu 
höchsten  Stellen,  so  dass  z.  B.  auch  die  Fürsten  der  Moldau 
und  Walachei  überaus  häufig  wechselten.  Ferner  wurden 
die  Zölle  willkürlich  erhöht,  Erbschaften  ohne  jeden 
Rechtsgrund  eingezogen  und  die  für  den  Hof-  , 

Staat  nöthigen  Waaren  den  Kaufleuten  ohneBe- 
zahlung  weg  genommen.  Zinkeisen  bezeichnet  daher  j 

mit  Recht  die  ganze  türkische  Staatsverwaltung  als  ein  ^ 

förmlich  orgauisirtes  Svstem  consequenter  Räuberei“  ^). 

Dass  unter  solchen  Bewandtnissen  nicht  die  wirklich  er- 
hobenen Abgaben  in  den  Staatsschatz  flössen,  ist  selbst- 
verständlich. Von  den  Zöllen  soll  nicht  weniger  als  die 
Hälfte  von  den  Vesiren  und  den  Steuerbeamten  erbeutet 
worden  sein.  Am  willkürlichsten  war  das  alle  gesetzlichen 
Vorschriften  missachtende  Verfahren  bei  Erbschaften.  Die 
Gewalt,  die  dabei  geübt  wurde,  steigerte  sich  zur  Zeit 
Murats  III.  dahin,  dass  es  beinahe  Regel  wurde,  das  ge- 
sammte  — namentlich  unbewegliche  — Eigenthum  des  Ver- 
^ storbenen , auch  wenn  gesetzliche  Erben  vorhanden  waren, 

zu  Gunsten  des  Fiscus  einzuzieheu.  Um  nun  ihren  Familien 
mindestens  einen  Theil  der  Hinterlassenschaft  zu  sichern, 
erbauten  reiche  Leute  Moscheen  und  statteten  sie  mit  be-  ' 

trächtlichen  Einkünften  aus,  oder  vermachten  einen  Theil 
ihrer  unbeweglichen  Güter  Moscheen  als  freie  Stiftungen 
(Wakf).  Die  Verwaltung  solchen  nach  den  religiösen  Be- 
stimmungen unantastbaren  Eigenthums  wurde  dann  testa- 
mentarisch einem  der  Söhne  oder  sonstigen  nahen  Verwandten 
des  Erblassers  übertragen,  der  auf  solche  Weise  Gelegenheit 
fand,  sich  einen  Theil  des  Ertrages  zu  sichern  ^). 

Die  Kriege  mit  Ungarn  nahmen  riesige  Summen  in 
Anspruch.  So  erklärt  es  sich,  dass  1605  die  Ausgaben  über 
6 Millionen  Ducaten  bei  einem  Einkommen  von  nur  3 Millionen 
, , betrugen  ®). 

0 a.  a.  0.  III  779.  780. 

2)  a.  a.  0.  S.  794. 
a.  a.  0.  S.  787. 


J 


— 45(5  — 

Die  Entvölkerung  nahm  in  Folge  des  geschilderten 
Eaubsysteins  entsetzliche  Verhältnisse  an;  doch  erscheint  die 
Mittheiliiug  von  Thomas  Roe,  dass  1(522  die  Zahl  der  Dörfer, 
die  10  Jahre  vorher  553000  betragen  habe,  auf  75  000  ge- 
sunken sei  ^),  als  hyperbolisch. 

Alle  Versuche  der  Abhilfe,  die  von  Zeit  zu  Zeit  an- 
gewandt wurden,  blieben  fruchtlos  oder  äusserteu  nur  für 
kurze  Zeit  ihre  Wirkung;  so  1050  die  Kriegssteuer  von 
sämmtlichen  Lehugütern  im  Belaufe  der  Hälfte  ihres  Er- 
trages, welche  in  Asien  und  auf  der  Insel  Caudia  eine  Em- 
pörung hervorrief  ^). 

Von  besonderer  Härte  war  das  finanzielle  Gehahren 
Murads  , der  alle  möglichen  Erpressungen  verübte  und 
insbesondere  die  Reichen  brandschatzte^).  Eine  seiner 
drückendsten  Massregelu  war  die  Versteigerung  der  Kopf- 
steuer, in  deren  Folge  die  Pächter  nebst  den  hohen  Summen, 
um  die  sie  die  Pachtung  erstanden,  noch  Eintreibungskosten 
und  die  willkürlich  bemessenen  Gewinne  von  der  Bevölkerung 
erpressten^).  Nachdem  das  gewaltsame  Verfahren  Murads  IV. 
eiuigermasseu  gemildert  worden  war,  führte  (um  1045)  der 
wahnsinnige  Luxus  Ibrahims , der  sich  namentlich  in  der 
Begierde  nach  Edelsteinen , Ambra  und  Zobeln  äusserte, 
neuen  Druck  herbei^)!  Es  wurden  nun  Zobel-  und  Amhra- 
steuern  eingetrieben.  Ferner  verkaufte  Ibrahim  persönlich 
Statthalter-  und  Vesirstellen.  Wie  ausbeutend  er  dabei 
verfuhr,  ersieht  mau  daraus,  dass  der  Derwischpascha,  der 
die  Statthalterschaft  von  Anatoli  gekauft  hatte,  wegen  einer 
Nachforderung  sich  empörte  und  so  lange  ihm  diese  nicht 
uachgesehen  wurde,  Kermian  verwüstete®). 

Mohamed  IV.  gerieth  hei  seiner  Thronbesteigung  (1048) 
w'egen  des  üblichen  Geschenkes  an  die  Truppen  in  Ver- 

0 a.  a.  0.  S.  784. 

2)  a.  a.  0.  S.  787. 

3)  a.  a.  0.  IV  42. 

*)  V.  Hammer,  a.  a.  0.  III  96. 

®)  Ziukeisen,  a.  a.  0.  IV  795. 

®)  V.  Hammer,  a.  a.  0.  III  289. 


457 


|I  legenheit,  aus  der  er  sich  dadurch  befreite,  dass  er  u.  A. 

; das  gesainmte  3000  Beutel  (zu  500  Piastern)  betragende 

Vermögen  des  Günstlings  seines  Vorgängers  Ibrahim  einzog  D- 
Aussei  dem  belegte  er  jedes  Haus  und  jede  Mühle  mit  einer 
i Steuer,  deren  Erhebung  ernsten  Schwierigkeiten  begegnete. 

f Die  Spahi  fragten,  wie  sie  eine  Mühlensteuer  ertragen 

könnten,  da  man  ihnen  ihren  Sold  nicht  bezahle  ). 

Wahrhaft  reformatorisch  war  die  Finanzverwaltung 
Mohamed  Köprilis,  der  den  Veruntreuungen  und  Ver- 
schleuderungen der  öffentlichen  Gelder  mit  Erfolg  begegnete, 
den  Haremluxus  einschränkte,  in  allen  Verwaltungszweigen 
erhebliche  Ersparnisse  durchsetzte,  die  reichen  Einkünfte  der 
Moscheen  — auch  der  von  Mekka  — mit  grossem  Muthe 
dem  Staatsschätze  zugänglich  machte  und  endlich  im  Lehu- 
wesen  im  Interesse  der  Staatsfinanzen  Aenderungen  traf®). 
:Mustafa  Köprili  erwarb  sich  zwar  ebenfalls  Verdienste  um 
die  Finanzen,  indem  er  die  grossen  Einkünfte  der  höheren 
Beamten  mit  einer  ausserordentlichen  Einkommensteuer  be- 
i legte,  wobei  er  selbst  mit  gutem  Beispiele  voranging,  gleich 

seinem  Vorgänger  die  Einkünfte  der  Geistlichkeit  zu  Gunsten 
'•  des  Staatsschatzes  einschränkte  und  grosse  Ersparnisse  in 

der  Verwaltung  durchführte;  doch  unterliess  er  es,  den 
Luxus  des  Harems  und  des  Serails  zu  hemmen;  vielmehr 
förderte  er  ihn , in  der  Absicht  dadurch  seine  Stellung  zu 
befestigen.  Nun  begann  wieder  die  Verschleuderung  der 
Staatsgelder  und  die  Versteigerung  der  Aemter  an  die 
Meistbietenden^).  Der  Nachfolger  Mustafas,  Ali  Pascha 
<1091),  erwies  sich  wieder  als  unfähig  und  gewaltsam.  Als 
«r  schon  im  März  1092  nach  Rhodos  verbannt  wurde,  ward 

sein  Vermögen  (1500  Beutel)  eingezogen®). 

Mahmud  I.  (1747)  und  seine  Nachfolger  suchten  sich 
I aus  ihren  finanziellen  Verlegenheiten  wieder  vornehmlich 


Zinkeisen,  a.  a.  0.  IV  803. 

2)  V.  Hammer,  a,  a.  0.  III  404. 
Zinkeisen,  a.  a.  0.  V 269.  270. 
a.  a.  0.  S.  280  ff. 
a.  a.  0.  S.  288. 
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durch  Coiifiscation  des  Eigeuthums  reicher  Staatsbeamten  zu 
befreien,  wodurch  allerdings  riesige  Beträge  erlangt  wurden ; 
so  von  Kislaraga  angeblich  nicht  weniger  als  20018000  Beutel  ‘), 
was  freilich  hyperbolisch  klingt.  Bei  dem  vom  Sultan  Abdul 
Hamid  1777  plötzlich  entlassenen  Hadschi -Mustafa  sollen 
nicht  weniger  als  30000  Beutel  in  baarem  Gehle  gefunden  f 

worden  sein^). 

Der  Grossvesir  Derendeli,  Mohamet  Pascha  zog  nach 
dem  Beispiele  Mohamed  Köprilis  einen  Theil  der  geistlichen 
Güter  und  Einkünfte  für  den  Staatsschatz  ein^). 

Dass  noch  bei  Ausgang  des  18.  Jahrhunderts  die  Aus- 
beutung der  Unterthanen  fortdauerte,  bezeugt  die  Thatsache, 
dass  der  1790  verstorbene  Grossvesir  Ghasi  Hassan  ein  un- 
geheures Vermögen  — angeblich  30  Millionen  Piaster  — 
hinterliess,  das  zum  grössten  Theile  in  den  Staatsschatz  floss  *). 


0. 

Wir  haben  gesehen,  dass  bei  Ausgang  des  Mittelalters 
weder  eine  Einheitlichkeit  des  Münzfusses  noch  eine  auch 
nur  geringe  Stetigkeit  des  Werthes  der  Münzen  zu  erzielen 
war,  der  vielmehr  unablässig  sank.  Die  dadurch  unerlässlich 
gewordenen  Reformen  fanden  in  Deutschland  ihren  vor- 
läufigen Abschluss  durch  die  Reichsmünzordnung  von  1559. 
Diese  beruhte  auf  der  Doppelwährung  von  Gold  und  Silber, 
jedoch  mit  Vorherrschen  des  Silbergeldes.  Die  Hauptmünze 
war  der  Silbergulden,  wovon  9V2  aus  der  kölnischen  Mark 
geprägt  wurden,  zu  60  Kreuzern  oder  21  Reichsgroschen; 
1566  trat  der  Reichsthaler  zu  68  Kreuzern  hinzu.  Dieses 
Gesetz  wurde  nur  unvollständig  durchgeführt.  Schlimmer 
war  die  bald  eintretende  Unzulänglichkeit  der  deutschen 
Silberproduction,  die  bei  Erlass  des  erwähnten  Gesetzes  ihren 
Höhepunkt  erreicht  hatte,  aber  bald  beträchtlich  sank. 


0 a.  a.  0.  V 846. 

2)  a.  a.  0.  VI  12.  13. 

a.  a.  0.  VI  21. 

*)  a.  a.  0.  VI  768. 
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während  in  dem  sieh  rege  entwickelnden  Verkehr  ein  zu- 
nehmendes Geldbedürfniss  erwuchs.  Indem  man  nun  zu 
ausländischen  Bezugsquellen  die  Zuflucht  nahm,  bereitete  der 
Umstand,  dass  der  Preis  des  Silbers  sich  allmählich  höhei 
stellte  als  der  Werth  der  daraus  zu  prägenden  Münzen, 
grosse  Schwierigkeiten.  Um  dem  hieraus  entstandenen  Ver- 
luste zu  entgehen,  prägten  die  Stände  überwiegend  Scheide- 
münze mit  geringerem  als  dem  gesetzlichen  Gehalte,  die  in 
Folge  dessen  bald  ein  erhebliches  Disagio  erlitt.  So  mussten 
in  Strassburg  für  ein  Guldenstück  statt  60  Kreuzer  1575  64, 
1601  74,  1611  80  Kreuzer  bezahlt  werden,  wodurch  der 
Verkehr  begreiflicher  Weise  empfindlich  beeinträchtigt  ward. 
Bald  war  dieser  grossentheils  auf  Scheidemünze  angewiesen, 
während  die  Gulden-  und  Thalerstücke  nach  dem  Auslande 
abströmten.  Schon  1570  im  Reichstage  von  Speyer,  15il 
in  dem  von  Frankfurt  und  1576  in  dem  von  Regensburg 
war  über  die  Folgen  der  Kichtbeachtung  des  Reichsmünz- 
gesetzes lebhaft  geklagt  worden.  Man  sah  nur  fremde, 
schlechte  Münzen  im  Umlaufe.  Einige  Reicbsfürsten  Ressen 
sich  verleiten,  Münzen  statt  aus  Silber  aus  einer  Mischung 
von  Silber  und  Kupfer,  später  aus  versilbertem  Kupfer,  zu- 
letzt aus  noch  minderworthigerem  Metall  schlagen  zu  lassen. 
Dies  wirkte  ansteckend ; allenthalben  enstanden  neue  Münz- 
stätten, eine  Art  alchemistischen  Treibens  war  überall  sicht- 
bar, aller  Welt  bemächtigte  sich  die  Sucht,  plötzlich  reich 
werden  zu  wollen.  Dieser  Zustand  kam  besonders  Schuldnern 
zu  Statten,  die  sich  nun  beeilten,  die  Gelegenheit  zu  be- 
nutzen, sich  ihrer  Verbindlichkeiten  auf  vortheilhafte  Weise 
zu  entledigen,  was  zu  zahllossen  Processen  führte.  Die 
Lebensmittelpreise  erreichten  eine  schwindelhafte  Höhe; 
Fleischer  und  Bäcker  weigerten  sich  schliesslich  zu  ver- 
kaufen; der  Verkehr  sank  auf  ein  Minimum  hinab.  Die 
Münzverrufungen  in  den  einzelnen  Territorien  dauerten  fort. 
Koch  1589  wurden  in  Kursachsen  an  hundert  Münzsorten 
verrufen.  Es  ist  klar,  dass  aus  diesen  Münzzuständen  auch 
den  Reichsfinanzen  sehr  bedeutender  Verlust  erwuchs.  Der 
Reichsabschied  von  1598  hatte,  gleich  den  vorangegangenen 
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Al)scbieaeii,  verordnet,  dass  die  Türkensteuer  in  „guter,  grober 
gangbarer  Reicbsmünze“  zu  berichtigen  sei.  Allein  die  ge- 
scbilderten  Verhältnisse  machten  es  unmöglich,  diesen  Be- 
schluss durchzuführen  ^). 

Dazu  gesellte  sich  seit  1000  das  Treiben  der  berüchtigten 
Kipper  und  Wii)per,  das  1022—1023  den  Höhepunkt  erreichte 
(vgl.  II  1,51—152).  Während  der  Rest  des  guten  Geldes 
aus  dem  Verkehre  schwand,  wmrde  ganz  Deutschland  mit 
geringhaltigem  überschwemmt.  Natürlich  wirkten  diese 
A erhältnisse  auf  die  Waarenpreise  in  erschrecklicher  Weise 
ein.  In  Zwickau  (Sachsen),  wo  in  den  Jahren  1000—1020 
der  Scheffel  Roggen  durchschnittlich  3 Thaler  4 Groschen, 
gekostet  hatte,  stieg  dessen  Preis  1023  auf  48  Gulden;  in 
Landshut  (Baiern)  von  12  ti.  im  Jahre  1022  auf  90  h.’  im 
folgenden  Jahre.  Allerdings  haben  North  und  Galiani^)  voll- 
kommen recht,  wenn  sie  behaupten,  dass  man  in  solchen 
Fällen  eigentlich  nicht  von  einer  Erhöhung  der  Waaren- 
preise, sondern  nur  von  einer  Aeuderung  des  Ausdruckes 
reden  dürfe.  Das  Werthverhältniss  des  Silbers  zum  Golde 
zu  Ende  des  15.  Jahrhunderts  1 ; ID/2,  änderte  sich  in  Folge 
der  überwiegenden  Silberproduction  im  10.  und  17.  Jahr- 
hundert allmählich  zu  Gunsten  des  Goldes  und  stellte  sich 
um  1030  wie  1 : 15.  Das  Treiben  der  Kipper  und  Wipper 
dauerte  noch  über  ein  Jahrhundert  nach  dem  30jährigen 
Kriep  fort,  wie  es  u.  A.  aus  einer  17.54  in  Leipzig  erschienenen 
Schiift  des  Pastors  M.  Andreas  Lampen  ersichtlich  ist,  be- 
titelt: „Die  abscheuliche  Sünde  der  Kipper  und  Wipper, 
welche  einen  neuen  Rank  erdacht  reich  zu  werden,  und  für 
niemand  als  für  sich  und  die  ihrigen  grosses  Geld  und  Gut 
zusammenscharreii.  Wiewohl  mit  dem  äussersten  Verderben 
der  pnzen  deutschen  Nation,  vom  höchsten  bis  auf  den 
niedrigsten  Grad,  der  Landesfürsteii  sowohl  als  der  aller- 

')  Freytag,  Gesammelte  Werke.  XX  158  ff.  Ritter,  Deutsche 
Geschichte.  156.  II  460  ff.  Böttiger,  a.  a.  0.  II  202.  Shaw,  The 
llistory  of  Currency.  London  1895.  p.  100. 

Dudley  North,  Discourses  upon  Trade.  PostScript.  Galiani 
Deila  moneta.  Lib.  II,  cap.  II.  ’ 


— 401  — 

geringsten  Bettelleute  in  der  Christenheit  ....  Selbst 
ein  König  von  der  Bedeutung  Friedrichs  des  Grossen  glaubte 
in  seiner  Finanznoth  zur  Ausprägung  minderwerthiger 
Münzen  die  Zuflucht  nehmen  zu  müssen:  Aus  den  12  Mill. 
Mark  englischer  Subsidien  in  Gold-  und  Silberbarren  wurden 
33  Millionen  geschlagen^).  Ueber  Unzulänglichkeit  des  im 
Umlaufe  befindlichen  Geldes  wird  noch  in  einer  1004  in 
Bayreuth  erschienenen  Schrift  von  Gottlieb  M armund, 
„Geldmangel  in  Teutschland  und  desselben  gründliche  Ur- 
sachen“ geklagt.  Unter  diesen  Ursachen  wird  nächst  dem 
„langwierigen  Kriege“,  „der  grosse  Missbrauch  des  Goldes 
und  Silbers  im  Schmucke  und  verbremen  der  Kleidung“  er- 
wähnt. 1005  wurden  Klagen  laut  wegen  der  Verschlechterung 
des  Geldes,  als  Folge  der  Ausfuhr  und  des  „Saigerns“ 
(vgl.  IV  II/I  717).  Der  Regensburger  Reichstagsbeschluss 
vom  12.  September  1600  mass  die  Ausfuhr  dem  hohem 
Werthe  bei,  den  das  Gold  im  Auslande,  namentlich  in 
Venedig,  hatte. 

Noch  um  1740  wird  geklagt,  dass  fast  in  jedem  Lande 
der  Werth  des  Geldes  anders  sei;  man  richte  sich  haupt- 
sächlich nach  dem  französischen  0 Livres  = oder  Laub- 
thaler.  1753  wurde  zwischen  Oesterreich  und  Baiern  eine 
Münzconvention  mit  dem  Verhältnisse  des  Silbers  zum  Golde 
wie  1 : 14“/7i  festgesetzt.  1706  ward  — nachdem  Baiern, 
Franken  und  Schwaben  vorangegangen  waren  — in  dem 
Kur-  und  Oberrheinischen  Kreis  der  24  Guldenfuss  ein- 
geführt. Nach  dieser  Vereinbarung  ist  bis  1785  in  Deutsch- 
land gemünzt  worden  ®). 

Die  Münzcalamitäten,  die  in  Deutschland  in  den  letzten 
Decennien  des  16.  und  in  den  ersten  Decennien  des  17.  Jahr- 
hunderts besonders  fühlbar  waren,  erstreckten  sich  auch  auf 
Oesterreich,  wo  sie  den  aus  den  Eigenthumsconfiscationen 

Priitz,  a.  a.  0.  III  105. 

2)  Kurzgefasste  Abhandlung  über  den  Zustand  des  Münzwesens 
im  heil.  Röm.  Reich  bey  Gelegenheit  der  Abänderung  des  Münzfusses 
in  Frankreich.  1786.  S.  22.  23. 
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nach  der  Schlacht  am  weissen  Berge  geschöpften  Gewinn 
erheblich  beeinträchtigten,  ja  nach  der  Ansicht  mehrerer 
Historiker  ganz  aufhobeu.  Auch  Ferdinand  II.  sah  sich 
gedrängt,  um  die  Mittel  zur  Fortsetzung  des  Krieges  zu  be- 
schämen. den  Weg  der  Münzverschlechterung  zu  beschreiten. 
Der  Ducaten,  der  1618  2 h.  45  Kr.  gegolten  hatte,  stieg  bald 
auf  15  und  sogar  20  Gulden,  der  Reichsthaler  von  1 ti.  32  Kr. 
auf  10  Gulden^).  Im  September  1621  wurden  aus  der  Mark 
feiueu  Silbers  79  Gulden  zu  60  Kreuzern  geprägt,  das  Acht- 
fache des  nach  dem  Reichsgesetze  Zulässigen.  Ritter  be- 
meikt  mit  Recht,  dass  dieses  Verfahren  an  Falschmünzerei 
grenzte.  Noch  äiger  wurde  es  im  Jahre  1622,  in  dem  aus 
einem  Centner  Kupfer,  dem  man  10  Pfund  Silber  zusetzte, 
500  Gulden  geprägt  wurden,  die  als  Silbergulden  umliefen 
Gindely  behauptet , dass  diese  Münzverschlechterung  mit 
Rücksicht  darauf  veranstaltet  worden  sei,  dass  man  den 
nach  der  Schlacht  am  weissen  Berge  Angeklagten  einen 
Theil  der  eingezogenen  Habe  aus  Gnade  zurückerstattet  habe, 
aber  nicht  in  Grundbesitz,  sondern  in  Geld.  Der,  dem  nun 
z.  B.  ein  \iertel  seiner  Habe  ersetzt  worden  sei,  habe  auf 
diese  Weise  thatsächlich  nur  den  24.  Theil  davon  erhalten. 

Der  Gewinn  aus  diesem  Münzgebahren  kam  zu  grossem 
1 heile  habsüchtigen  Beamten  und  Heerführern  zu  gute. 
Adelige  Käufer , namentlich  Karl  von  Lichtenstein  und 
Wallenstein  zogen  einen  riesigen  Nutzen  daraus,  dass  sie 
confiscirte  Güter  mit  dem  elenden  Gelde  bezahlten.  Wie 
furchtbar  der  Kaiser  dabei  übervortheilt  wurde,  kann  man 
beispielsweise  daraus  entnehmen,  dass  Franz  Clary  1623  den 
Preis  zweier  coufiscirten  Güter  mit  34700  Thalern  in 
schlechtem  Gelde  bezahlte,  dessen  Aequivalent  in  gutem 
Gelde  4130  Tlialer  betrug.  Von  bedeutsamem  Einhusse  er- 
wies sich  die  Münzverschlechterung  auf  die  Heeresverhält- 

0 Luschin  v.  Ebengreuth,  a.  a.  0.  S.  481.  486 

2)  a.  a.  0.  III  203. 

d’Elvert,  Zur  österreichischen  Finanzgeschichte.  S.  208. 

*)  Geschichte  der  Gegenreformation  in  Böhmen.  Leipzig  1894. 
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nisse.  Wie  wir  bereits  erwähnten,  blieb  man  mit  den  Sold- 
zahlungen häufig  im  Rückstände.  Als  man  nun  die  Söldner 
1623  nach  langem  Warten  mit  dem  schlechten  Gelde  ent- 
lohnen wollte,  begegnete  man  heftigem  Widerstande.  Am 
3.  Juli  1623  wurde  die  Prägung  der  verpönten  Münze  ein- 
gestellt und  ihre  Annahme  als  Zahlung  für  confiscirte  Güter 
untersagt.  Bei  Ausgang  des  Jahres  wurde  diese  Münze 
einberufen  und  zwar  ward  für  den  Thaler  von  t5  Kreuzern 
10  Kreuzer  bezahlt  ^).  Die  Folge  dieser  Münzwirthschaft 
war  nicht  nur  der  Niedergang  von  Gewerbe,  Handel  und 
Wohlstand,  sondern  auch  die  Lockerung  sittlicher  Grund- 
sätze. 

Nach  mannigfachen  Schwankungen  nahm  Oesterreich 
1738  den  Leipziger  Münzfuss  an,  wonach  das  Verhältniss 
des  Silbers  zum  Golde  wie  1 : 15^/io  war.  Die  Silbermark 
sollte  18  fi.,  die  Goldmark  Ducaten  ergeben.  Bald 

jedoch  stellte  sich  heraus,  dass  der  Werth  des  Goldes  zu 
hoch  bemessen  worden  war,  weshalb  das  Silber  aus-  und 
dafür  Gold  eingeführt  wurde.  Dieselben  Erfahrungen  be- 
wirkten, dass  man  nun  auch  in  Preussen  vom  Leipziger 
Fusse  abwich  2).  Der  österreichisch-baierischen  Convention 
von  1753  haben  wir  bereits  gedacht. 

In  Schweden  war  im  16.  und  17.  Jahrhundert  die 
Prägung  einer  „Nothmünze“  nichts  Seltenes.  Unter  Gustav 
Wasa  wurden  die  sog.  Klippinge  geschlagen,  die  kaum  ein 
ATertel  ihres  nominellen  Werthes  galten;  sie  wurden  1524 
ausser  Verkehr  gesetzt.  Johann  führte  die  Klippinge  wieder 
ein,  die  1575  verrufen,  1589  jedoch  wieder  in  Verkehr  ge- 
setzt wurden.  Auch  Gustav  Adolf  sah  sich  in  Folge  des 
Aufwandes  seiner  Kriege  gedrängt,  minderwerthige  ^lüuzen 
prägen  zu  lassen  und  gewaltsame  Massregeln  zur  Aufrecht- 
erbaltung der  Kupfermünze  zu  ergreifen.  Zur  Zeit  der 

1)  Kitter,  a.  a 0.  III  206.  207. 

®)  Ranke,  Zur  Geschichte  von  Oesterreich  und  Preussen.  S.  27.  28. 
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Minderjährigkeit  Christinens  war  die  Regierung  bemüht, 
geordnete  ]\Iünzzustände  herbeizuführen  *). 

Auch  in  Dänemark  führten  die  Kriegskosten  zur 
Verschlechterung  des  Münzwesens.  1536  wurde  den  Joachims- 
thalern , die  etwa  3 Mark  dänisch  galten , ein  Werth  von 
7 Mark  beigelegt.  Selbst  die  Todesstrafe,  mit  der  die  die 
Annahme  Verweigernden  bedroht  wurden,  vermochte  nicht 
den  Zwangscurs  aufrechtzuerhalten.  Sogar  nach  dem  Kriege 
stieg  der  Joachimsthaler  auf  9—10  Mark  dänisch^). 

Die  Unzulänglichkeit  der  Münzvorräthe  war  in  E n g 1 a n d 
noch  unter  Heinrich  VIII.  sehr  fühlbar.  1523  erklärte 
Wolsey  im  Parlamente,  dass  die  Ausgaben  für  den  bevor- 
stehenden Krieg  mit  Frankreich  auf  800000  Pfund  geschätzt 
würden,  welcher  Betrag  durch  einen  Fünften  von  Jedermanns 
Habe,  zahlbar  in  4 Jahren,  aufgebracht  werden  sollte.  In 
der  hierdurch  verursachten  Debatte  wurde  bemerkt , dass 
diese  Summe  nebst  den  2 Shillings  per  Pfund,  die  der 
König  bereits  auf  dem  Wege  einer  Anleihe  erlangt  hatte,  zu- 
sammen 1200000  Pfd.,  in  Münze  im  ganzen  Königreiche  nicht 
vorhanden  sei  ®).  1526  wurde  der  Werth  des  sovereign  auf  22  sh. 
6 d.,  der  des  noble  auf  7 sh.  6 d.  erhöht,  angeblich  um  eine 
Gleichstellung  des  Werthes  mit  fremdem  Gelde  herbeizuführen. 
Die  Fortdauer  mittelalterlicher  Anschauungen  in  wirthschaft- 
lichen  Verhältnissen  bezeugt  das  gleichzeitige  Verbot  der 
Erhöhung  der  Waarenpreise  in  Folge  dieser  Münzänderung. 
1545  wurde  der  Feingehalt  der  Münzen  erheblich  herab- 
gesetzt. noch  mehr  einige  Jahre  später  unter  der  Regierung 
Eduards  VI.  Die  Folge  waren  ähnliche  Wirren  wie  die  der 

0 Geijer,  Geschichte  Schwedens.  II  40.  47.  252.  III  201.  271. 

Schäfer,  Geschichte  von  Dänemark.  IV  386. 

Noch  in  einer  Schrift  aus  dem  17.  Jahrhundert  wird  behauptet, 
dass  die  gesammte  Baarschaft  des  Königreichs  sich  auf  wenig  über  eine 
Million  Pfund  belaufe.  (Mun,  England’s  Treasure  by  foreign  Trade. 
London  1664.  ch.  VIII.) 


gleichen  Ursache  in  Deutschland  und  Oesterreich  entsprungenen ; 
die  Waarenpreise  stiegen  beträchtlich  und  der  Verkauf  von 
Lebensmitteln  ward  zuletzt  verweigert^).  Am  meisten  litten 
unter  diesen  Verhältnissen  die  arbeitenden  Classen.  Als 
Elisabeth  den  Thron  bestieg,  betrachtete  sie  es  als  ihre  erste 
Aufgabe,  die  gute  Münze  wiederherzustellen;  doch  war  es 
unmöglich  sofort  Abhilfe  zu  treffen.  Die  Königin  liess  sich 
sogar  bewegen,  für  Irland  schlechtes  Geld  prägen  zu  lassen, 
eine  Älassregel , die  mit  der  Behauptung  beschönigt  wurde, 
dass  die  Irländer  die  Kriegsausrüstung,  deren  sie  zum  Auf- 
stande bedurft  hatten,  mit  gutem  Gelde  im  Auslande  be- 
schafft hätten,  welche  Möglichkeit  ihnen  für  die  Folge  be- 
nommen werden  sollte^).  Durch  Proclamation  vom  27.  Sep- 
tember 1561  wurden  die  umlaufenden  schlechten  Münzen 
ihrem  wirklichen  Werthe  so  nahe  als  möglich  gebracht.  In 
der  Parlamentssession  von  1562—63  ward  das  Klippen, 
Feilen  und  Beschneiden  der  Münzen  als  Hochverrath  erklärt®). 
Solche  Massregeln  erschienen  noch  immer  unerlässlich , wie- 
wohl seit  1561  Silber  aus  der  neuen  Welt  in  grosser  Menge 
nach  England  strömte,  weshalb  die  Waarenpreise  ausser- 
ordentlich stiegen  ^). 

Unter  Jacob  I.  dauerten  die  Münzcalaniitäten  fort.  Die 
Mangelhaftigkeit  der  Münztechnik  liess  noch  immer  das 
„Saigern“,  das  namentlich  von  Goldschmieden  betrieben 
wurde,  als  einträglich  erscheinen,  wogegen  eine  Proclamation 
von  1611  sich  richtete.  Der  Mangel  an  kleiner  Münz  ; 
wurde  so  fühlbar,  dass  die  Kaufleute  ihre  Bedürfnisse  hieran 
durch  bleierne  Marken  befriedigten®).  1622  trat  in  Folge 
des  Mangels  an  Münzen  eine  Krisis  ein,  die  1623  fortdauerte®). 
Eine  erhebliche  Verbesserung  der  Münztechnik  erfolgte  unter 

*)  Ruding,  Annals  of  the  Coinage  of  Great  Britain.  I 302—321. 

®)  Vocke,  Geschichte  der  Steuern  des  britischen  Reiches.  S.  278. 

®)  Ruding,  a.  a.  0.  I 334  ff. 

Cunningham,  The  growth  of  English  industry  and  commerce  in 
modern  times.  p.  13 — 15. 

®)  Ruding,  a.  a.  0.  I 365.  369. 

®)  Shaw,  a.  a.  0.  p.  140  ff. 

Felix,  Eigenthum.  IV.  2,  II. 
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Karl  I.,  Dank  dem  Kunstsinne  dieses  Königs,  dessen  wir 
bereits  gedachten.  Hervorzuheben  ist,  dass  Karl  I.  sich  durch 
seine  dringenden  Geldverlegenheiten  niemals  verleiten  Hess, 
zu  den  üblichen  Münzänderungen  zu  schreiten^). 

Unter  Karl  II.  waren  die  Müuzverhältnisse  insbesondere 
in  Irland  wieder  sehr  ungünstig.  Da  edle  Metalle  nicht  in 
genügender  Menge  vorhanden  w'aren,  so  wurde  wieder  einmal 
das  Verbot  der  Gold-  und  Silberausfuhr  eingeschärft  und 
es  wurden  hierauf  bezügliche  Luxusverbote  erlassen.  Alles 
vergeblich;  die  Klagen  über  ^Münzenniangel  hören  nicht  auf^). 

Wie  in  allen  anderen  Beziehungen,  so  war  auch  hin- 
sichtlich des  Münzwesens  die  Regierung  Jacobs  II.  höchst 
unglücklich.  Ganz  besonders  in  Irland  waren  die  betreffenden 
Verhältnisse  sehr  traurig.  Während  seiner  Herrschaft  da- 
selbst im  Jahre  1089  nahm  Jacob  eine  umfassende  IMünz- 
änderung  vor.  Alle  möglichen  entwertheten  Geldsorten 
wanderten  in  die  Münze  und  wurden  dann  zum  Betrage  von 
einer  Million  Pfund  ausgegeben,  während  ihr  wirklicher 
Werth  sich  kaum  auf  ein  Sechstel  davon  belief.  Personen, 
\velche  die  Annahme  dieses  schlechten  Geldes  verweigerten, 
wunden  verhaftet^). 

Auch  unter  Wilhelm  III.  war  der  Gold-  und  Silbermangel 
empfindlich. 

Bei  Ausgang  des  17.  Jahrhunderts  wurden  die  englischen 
Münzverhältnisse  geradezu  unerträglich.  Das  umlaufende 
Geld  bestand  aus  einer  bunten  Menge  von  Silbermünzen 
aus  verschiedenen  Ländern  und  Zeitaltern,  worunter  minder- 
werthige,  die  von  Heinrich  VIII.  und  Eduard  VI.  geprägt 
worden  waren  und  bei  der  von  Elisabeth  angeordneten 
Reglung  zurückblieben,  ferner  deutsclie  Thaler,  holländische 
Gulden,  spanische  Piaster,  die,  gleich  den  inländischen 
.Münzen,  von  Kippern  und  Wippern  bearbeitet  worden  waren, 
die  bei  der  früher  noch  sehr  zurückgebliebenen  Münztechnik 


•)  Kuding,  a.  a.  0.  I 405. 
a.  a.  0.  II  13—18. 

.Macaulay,  History  of  England.  IV  214. 
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leichtes  Spiel  hatten.  Es  wurde  berechnet,  dass  von  den 
umlaufenden  etw^a  5\/2  Millionen  Pfund  4 Millionen  be- 
schnitten oder  abgefeilt  wären.  Wiewohl  das  Parlament 
diese  Missstände,  die  es  seit  der  Revolution  beschäftigten, 
dadurch  zu  beseitigen  suchte,  dass  es  auf  Beschneiden  der 
Münzen  und  auf  Ausfuhr  von  Edelmetallen  Todesstrafe 
setzte,  und  wiewohl  diese  auch  au  einer  grossen  Anzahl  von 
Eälschern  vollzogen  wurde,  so  erreichte  es  doch  seinen  Zweck 
nicht.  Wie  lohnend  das  Gewerbe  der  Klipper  war,  ist 
daraus  ersichtlich,  dass  einer  von  ihnen,  der  zum  Tode  ver- 
urtheilt  worden  war,  0000  Pfund  für  seine  Begnadigung 
aubot,  die  jedoch  verweigert  wurde.  Die  Münzen,  die  zu 
dieser  Zeit  mit  einer  neuen  IMaschine  geprägt  wurden , er- 
reichten einen  weit  höheren  Grad  der  Vollkommenheit  und 
es  war  bei  ihnen  die  Gefahr  des  Klippens  ausgeschlossen. 
Es  ist  jedoch  ein  alter  Erfahrungssatz,  dass  schlechte  Münzen 
gleichzeitig  vorhandene  gute  vertreiben,  und  so  geschah  es 
auch  diesmal:  die  neugeprägten  Münzen  verschwanden  und 
die  alten  entwertheten  blieben  zurück.  Wie  sehr  Handel 
und  Gewerbe  unter  diesen  Uebelständen  litten,  lässt  sich 
daraus  ermessen,  dass  der  wirkliche  Werth  des  vorhandenen 
Geldes  auf  die  Hälfte  des  nominellen  sank.  Jedermann 
suchte  es  los  zu  werden  und  die  Verweigerung  der  Annahme 
rief  zahllose  Streitigkeiten  hervor ; so  bei  jedem  Kaufe,  noch 
mehr  jeden  Sonnabend  bei  Auszahlung  der  Löhne.  Die 
Preise  insbesondere  der  Lebensmittel  stiegen  beträchtlich, 
wodurch  namentlich  die  unteren  Classen  bedrückt  wurden. 
Grossen  Gewinn  zogen  aus  diesem  allgemeinen  Elende  neben 
den  Eälschern,  die  es  verschuldeten,  die  Goldschmiede,  die 
damaligen  Banquiers,  als  die  vorzugsweise  Sachverständigen. 
Die  von  Locke  und  Newton  unterstützte  Regierung  griff 
nun  voll  Energie  ein.  Sie  rief  in  der  Jahreswende  von  1(395 
auf  1(39(3  einen  Parlamentsact  hervor,  wonach  die  Uni- 
XU’äguug  der  gesammten  minderwerthigen  Münzen  auf  Staats- 
kosten zu  erfolgen  hatte.  Die  Steuereinnehmer  und  das 
Schatzamt  wurden  verpflichtet,  diese  Münzen  innerhalb  be- 
stimmter Termine  zum  vollen  Nennwerthe  anzunehmen  und 
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in  die  Münzstätte  zu  liefern,  und  der  Verlust,  der  über 
2 700  000  Pfund  betrug,  sollte  durch  eine  Haus-  und  Fenster- 
steuer ausgeglichen  werden  ^). 

Wie  wir  bereits  andeuteten,  kam  insbesondere  seit  dem 
17.  Jahrhundert  sowohl  bei  vermögenden  Privatpersonen  al& 
auch  in  Gast-  und  Speisehäusern  u.  s.  w.  Silbergeschirr  in 
einem  riesigen  Umfange  in  Anwendung.  So  z.  B.  wurde 
das  Silbergeschirr  der  Universität  Cambridge  um  die  Mitte 
des  18.  Jahrhunderts  mit  20000  Pfund  bewerthet^).  Grossen- 
theils  diesem  umfassenden  Verbrauche  war  die  Seltenheit 
von  Silber-  im  Vergleiche  mit  Goldmünzen  zuzuschreiben. 
Ein  grosser  Theil  dieser  Silbergeräthe  wurde  zum  Behufe 
der  Münzreform  Wilhelms  eingeschmolzen.  Die  Gesetzgebung, 
schränkte  den  Silberverbrauch  zu  den  erwähnten  Privat- 
zwecken ein^). 

Unter  Anna  gewahren  wir  wieder  eine  Glanzperiode  in 
Bezug  auf  die  künstlerische  Gestaltung  der  Münzen,  die 
unter  dieser  Königin  von  solcher  Schönheit  geprägt  wurden,, 
wie  zur  Zeit  Karls  I.  und  Cromwells. 

Geors:  I.  veröffentlichte  am  22.  December  1717  eine 
Proclamation  des  Inhalts,  dass  der  Werth  der  englischen 
Goldmünzen  in  En^and  grösser  sei  als  in  den  Nachbarländern, 
wohin  daher  die  Silbermünzen  strömten.  Die  Guineen,  die 
zu  21  sh.  0 d.  im  Umlaufe  waren  (deren  wirklichen  Werth 
Newton  mit  20  sh.  8 d.  angab),  wurden  nun  mit  21  sh.  und 
die  anderen  Goldmünzen  im  Verhältnisse  hierzu  ausgegeben  v 
doch  ward  auch  im  folgenden  Jahre  über  Mangel  an  Silber- 
münzen geklagt.  Dieser  Mangel  wurde  von  Lord  Stanhope 
dem  noch  immer  fortdauernden  Luxus  in  Silbergeschirr,  dem 
SilberabHusse  nach  Indien  und  der  heimlichen  Silberausfuhr 


0 Dudley  Noith,  Discourses  upon  Trade.  London  1691  (A  Dis- 
course  of  coyned  Money).  Ranke , Englische  Geschichte.  VII  99, 
Macaulay,  a.  a.  0.  VIII  82  IF.  104.  Brosch,  a.  a.  0.  VIII  72.  73. 

2)  Gardiner,  Oliver  Cromwell.  1899.  p.  18. 

®)  Dowell,  A History  of  taxation  and  taxes  in  England.  III 
236—238. 
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nach  Holland,  Deutschland  und  anderen  Ländern  zuge- 
sehrieben  ’). 

Im  17.  und  18.  Jahrhundert  zeigte  das  Verhältniss  der 
Ausmünzung  beider  Edelmetalle  zu  einander  völlige  System- 
losigkeit;  es  scheint  dabei  nach  purer  Laune  verfahren 
worden  zu  sein.  Dem  Werthe  nach  prägte  Elisabeth  sechs- 
mal soviel  Silber  als  Gold,  Jacob  I.  zwanzigmal  so  viel  Gold 
als  Elisabeth  Silber  geprägt  hatte,  Karl  I.  dreimal  so  viel 
Silber  als  Gold,  die  Republik  sechsmal  soviel  Silber  als  Gold, 
Karl  II.  Silber  und  Gold  in  ungefähr  gleicher  Menge, 
Jacob  II.  viermal  so  viel  Gold  als  Silber,  Wilhelm  dreimal 
so  viel  Silber  als  Gold.  Von  1701  bis  1724  wurde  dem 
Werthe  nach  vierzehnmal  so  viel  Gold  als  Silber  geprägt; 
die  Schriftsteller  der  Zeit  erklärten  dies  durch  die  Ueber- 
schätzung  des  Goldes  in  England,  weshalb  es,  wie  bereits 
■erwähnt,  im  Austausch  von  Silber  in  grosser  Menge  ein- 
geführt worden  sei.  Das  Ueberwiegen  von  Gold  hielt  auch 
während  der  ersten  7 Jahre  der  Regierung  Georgs  II.  an  ^). 

Beim  Regierungsantritte  Georgs  III.  waren  die  Münz- 
zustände  wieder  kläglich.  Die  Kronenstücke  waren  fast 
ganz  verschwunden.  Die  Münzcalamität  nahm  in  den  fol- 
genden Jahren  zu.  Ein  Pamphlet  von  1771  klagte,  dass  die 
Goldmünzen  nach  Holland  abflössen  und  von  dort  gefeilt 
zurückkehrten.  Drei  Viertel  der  Silbermünzen  waren  ver- 
schlechtert, selbst  die  Kupfermünzen  verfälscht.  Noch  1774 
wurden  diese  Beschwerden  laut.  1792  trat  ein  empfindlicher 
Mangel  an  Silbermünzen  und  -Barren  dadurch  ein,  dass 
französische  Assignaten  nach  England  strömten  und  Silber 
dagegen  in  nicht  geringerer  Menge  als  2909000  Unzen 
abfloss®). 

In  Frankreich  verursachte  zur  Zeit  Franz’  I.  die 
Verschiedenheit  der  Münzen  (ecus  soleil,  6cus  ä la  couronne, 
öcus  vieux,  nobles  ä la  rose,  nobles  de  Henri,  ducats  ä la 

»)  Ruding,  a.  a.  0.  II  61.  66.  67. 

2)  Rogers,  The  industrial  and  commercial  history  of  England,  p.32.5. 

®)  Ruding,  a.  a.  0.  II  81—93. 
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Alirandole,  6us  ä l’aigle,  marabais,  uiquets,  liards  de  Notre- 
Daine  de  Lausanne  etc.)  grosse  Schwierigkeiten.  Ein  Edict 
vom  5.  März  1533  setzte  den  Curs  aller  dieser  Münzen  im 
Verhältnisse  zu  den  königlichen  fest^).  Grössere  Un- 
ordnungen im  Münzwesen  kamen  dann  erst  unter  Ludwig  XIII. 
vor,  die  dadurch  entstanden,  dass  unaufhörlich  minderwerthige 
und  bearbeitete  ^Hinzen  aus  dem  Auslande  eingeführt  wurden, 
die  man  sehr  oft  verrufen  musste.  Dagegen  flössen  die 
guten  französischen  Münzen,  ungeachtet  der  auf  ihren 
Export  gesetzten  strengen  Strafen,  ins  Ausland  ab.  Weitere 
Wirren  verursachten  die  einander  abwechselnden  Erhöhungen 
und  Herabsetzungen  der  Münzwerthe. 

Eine  1041  von  der  Regierung  veranstaltete  Untersuchung 
des  Münzwesens  der  Nachbarstaaten  ergab  eine  merkwuirdige 
Verschiedenheit  in  dem  Verhältnisse  des  Silbers  zum  Golde, 
und  zwar  in  Deutschland  und  in  Mailand  wie  1 : 12,  in 
Flandern  und  den  Niederlanden  wie  1 : I2V2,  in  England 
1 : 13^5,  in  Spanien  1 : 13V3.  Daraus  wurde  gefolgert,  dass 
für  Frankreich  die  VVerthrelation  von  1 : 134'2  zu  empfehlen 
sei,  um  aus  den  anderen  Ländern  Gold  heranzuziehen  ^). 

Die  Unruhen  der  Fronde  verursachten  eine  grosse  Selten- 
heit der  Münzen.  Um  nun  den  Staatsschatz  zu  füllen,  ver- 
fiel man  1053  auf  den  Gedanken,  den  Münzgehalt  um  ein 
Sechstel  zu  vermindern.  Als  man  zwei  Jahre  darauf  den 
Gehalt  wieder  erhöhen  wollte,  zeigte  sich  lebhafter  Wider- 
stand dagegen : man  wandte  ein,  dass  nichts  schädlicher  sei, 
als  die  fortwährende  Werthänderung  der  Münzen  mit  Rück- 
sicht auf  die  Verträge,  Gehalte,  Pensionen,  Renten  u.  s.  w. 
In  den  folgenden  Jahren  gaben  Falschmünzer  viel  zu  schaffen, 
gegen  die  von  1003 — 1080  zwanzig  Todesurtheile  gefällt 
wurden.  Dabei  trieben  auch  hier  seit  Decennien  die  Kipper 
und  Wipper  sowie  die  Händler  mit  ausländischen  und  mit 
verrufenen  Münzen  ihr  Unwesen®),  was  auch  verschiedene 

Martiii-Saint-Leon,  a.  a.  0.  S.  283. 

2)  Soetbeer,  Litteraturnachweis  über  Geld*  und  Munzweseu.  Berlin 
1892.  S.  20. 

®)  Clement,  Histoire  de  Colbert.  I 371—383. 
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Schriften  der  Zeit  bezeugen,  z.  B.  die  von  J.  Drouet , Avis 
au  Roy  pour  öter  aux  merchants  le  rnoyen  de  contrefaire 
les  monnaies  et  dimiuuer  les  bonnes  de  leur  ])oids.  Paris 
1(534  _ und  die  von  A.  de  Pajot,  Remonstrances  faites  par 
la  cour  des  monnaies  sur  le  sujet  des  desordres  en  la  police 
des  monnaies.  Paris  1051.  Ausserdem  litt  die  Bevölkeiung 
durch  die  Prägung  unterwerthiger  Münzen  zum  Vortheile 
der  Münzstätten,  die  unglaubliche  Verhältnisse  annahm. 
Colbert  schrieb  hierüber  am  10.  l\Iai  1079  an  Silvecane, 
President  de  la  cour  des  monnaies  de  Lyon;  „J’ai  este 
surpris  d’apprendre  que  la  Monnoye  de  Dombes  fabrique  des 
liards,  qui  ont  cours  dans  le  Lyonnois,  Auvergne  et  autres 
])i’ovinces  voisines  sur  les(|uels  il  y a plus  dun  tieis  ä peidie 
])Our  les  peuples,  et  que  ce  dösordre  continue  depuis  plusieurs 
aniiöes  avec  un  tel  exces  qu’il  y a prösentöment  pour  plus  de 
7 ä 8 millions  de  livres  de  cette  meschante  monnoye  dans 
les  provinces , en  sorte  que  c’est  un  vol  manifeste  sur  les 
Sujets  du  roy  de  plus  de  2 ä 3 millions  de  livres“  *). 

Wiewohl  bereits  bei  Ausgang  des  10.  Jahrhunderts  Bodin 
die  schädlichen  Folgen  der  Münzänderungen  aufs  einsichts- 
vollste beleuchtet  hatte,  so  fand  sieh  doch  Ludwig  XIV.  in 
Folge  der  seinen  Kriegen  und  seiner  Prachtliebe  entsprungenen 
fortwährenden  Geldverlegenheiten  zu  diesem  verwerflichen 
tiscalischen  Mittel  überaus  häutig  veranlasst.  Ja,  die  Münz- 
änderungen gehörten  unter  ihm  zu  den  einträglichsten 
Finanzmassregeln.  Sie  ergaben  in  den  fünf  Jahren  von 
109O_1(594  einen  allerdings  sehr  bedenklichen  „Gewinn“ 
von  nicht  weniger  als  00  Millionen®).  Eine  1701  — 1703 
bewirkte  Umschmelzung  brachte  ungefähr  29  ^Millionen, 
eine  1704  folgende  10  Millionen  ein.  1703  wurden  u.  A. 
Stücke  zu  10  sols  fabricirt  (1  livre  = 20  sols,  1 sol  = 
12  deniers),  deren  Gehalt  nur  0 sols  3 deniers  war.  Eine 
Aenderung  in  umgekehrter  Richtung  wurde  1700  beschlossen 
und  vom  1.  Januar  1707  an  durchgeführt:  der  Louisdor 

Clement,  Lettres  etc.  de  Colbert.  II  101. 

Clamageran,  a.  a.  0.  III  27. 
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-wurde  von  15  Livres  auf  13  1.  5 s.,  der  Thaler  von  4 l. 
auf  3 1.  11  s.  herabgesetzt.  Als  Grund  dieser  Massregel 
wurde  die  Absicht  angegeben,  das  Geld,  das  verborgen 
worden  war,  in  Umlauf  zu  bringen;  doch  ward  dadurch  das 
Gegentheil  bewirkt,  alle  Schuldner  — zunächst  die  Steuer- 
zahler — trachteten  ihre  Zahlungen  zu  vertagen,  um  nicht  # 

in  guter  Münze  zahlen  zu  müssen,  was  sie  bald  in  schwacher 
thun  zu  können  hofften.  In  der  That  erfolgte  im  Mai  1709  i 

eine  beträchtliche  Erhöhung  der  Müuzwerthe;  der  gesetz-  i 

liehe  Werth  des  Louisd’or  wurde  auf  20  Livres,  der  des 
Thalers  auf  5 Livres  festgesetzt.  Im  October  1711  erfolgte  ' 

eine  weitere  Werthsteigerung  der  Münzen  um  10 — 15°'o,  am 
1.  Januar  1712  eine  ebenso  willkürliche  Verringerung  dieser  * 

Steigerung  um  ein  Drittel.  Durch  weitere  allmähliche  , 

Herabsetzungen  wurden  der  legale  Werth  des  Louisd'or  am 
1,  September  1715  auf  14  Livres,  der  des  Thalers  auf  3 1. 

10  s.  gebracht.  Als  Grund  ward  das  Verlangen  angegeben,  ' 

der  übermässigen  Theuerung  der  Lebensmittel  entgegen-  j 

zuwirken,  wofür  sich  jedoch  dieses  Mittel  als  unwirksam  er-  .1 

wies;  der  wirkliche  Zweck  war  die  Vermehrung  des  Steuer- 
ertrages. Der  von  1700 — 1715  durch  die  Münzänderungen 
erzielte  Gewinn  wird  auf  ungefähr  51  Millionen  geschätzt. 

Während  dieses  Zeitraumes  wurde  der  Werth 
des  Livre  41  mal  geändert;  man  glaubte  sich  in  die 
Zeiten  Philipps  des  Schönen  versetzt  D- 

Dieses  System  wurde  zur  Zeit  der  Regentschaft  und 
Ludwig  sXV.  fortgesetzt.  Ein  Edict  vom  23.  December  1715 
brachte  den  Louisd’or  von  14  auf  2o  Livres,  den  Thaler  vou 
3 1,  auf  5 1.,  wodurch  ein  Ertrag  von  72  ^Millionen  erzielt 
ward.  Den  20.  Mai  1718  wurde  eine  Umschmelzung  vor- 
genommen , welche  die  Mark  Silber  von  40  auf  60  Livres 
brachte.  Während  der  Wirksamkeit  Laws  nahmen  die  Werth- 
änderungen der  Münzen  früher  ungeahnte  Verhältnisse  an. 

1719  erhob  sich  der  Louisd’or  auf  36  Livres,  fiel  hierauf  auf 
32  Livres;  am  1.  Januar  1720  galt  er  31,  am  27.  36,  am 
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*24.  Februar  34,  am  2.  März  36,  am  10.  März  48,  am  1.  April 
R6  Livres,  am  29.  Mai  49  1.  10  s.,  am  1.  Juli  45  Livres,  am 
16.  Juli  40  1.  10  s.,  am  30.  Juli  72  Livres  ^).  Dieses  System  bot 
der  Satire  eine  bequeme  Handhabe.  Montesquieu  bezeichnet 
den  König  als  „grand  magicien“.  „S’il  n’a  qu’un  milliou 
d’öcus  dans  son  trösor,  et  qu’il  en  ait  besoin  de  deux,  il  n’a 
qu’ä  leur  persuader  qu’un  ecu  en  vaut  deux,  et  ils  le  croient  ®). 
Auch  nach  dem  Zusammenbruche  der  Lawschen  Wirthschaft 
war  die  Ordnung  im  Münzw^esen  noch  lange  nicht  wieder- 
herzustellen; die  Regierung  glaubte  zu  diesem  Behufe  ge- 
waltsame Massregeln,  wie  Preis-  und  Lohntaxen,  ergreifen 
zu  müssen;  dessenungeachtet  hörte  die  Theuerung  — ins- 
besondere der  Lebensmittel  — nicht  auf;  die  Anwendung  der 
Taxen  war  nicht  zu  erzwingen.  Erst  1726  wurde  das  Münz- 
wesen wieder  geregelt.  Dem  Cardinal  Fleury  wurde  es  als 
besonderes  Verdienst  angerechnet,  dass  er  keine  Münz- 
änderung vornahm.  Unbedeutende  Aenderungeu  abgerechnet, 
w'ährte  der  geregelte  Zustand  des  Münzwesens  bis  1791®). 

Dass  die  grossen  Preissteigerungen  im  16.  Jahrhundert 
durch  die  beträchtlichen  Zuflüsse  von  Edelmetallen  aus  der 
neuen  Welt  verursacht  wurden,  erkannte  man  in  Spanien 
ebensowenig  wie  in  anderen  Reichen.  Eine  Reihe  von  Ver- 
ordnungen, wie  sie  Karl  I.  (V.)  erliess,  um  den  Preis- 
erhöhungen entgegenzuwirken,  blieb  natürlich  erfolglos. 

Aus  den  früher  auseinandergesetzten  Gründen  wurde 
Spanien,  der  aus  Amerika  einströmenden  Schätze  ungeachtet, 
das  goldärmste  Land.  Diese  flössen  ab  und  das  Silber  ward 
so  rar,  dass  ein  Agio  von  40  ®/o  dafür  entrichtet  werden  musste 
und  der  Verkehr  grossentheils  mit  Kupfermünze  zu  Stande 
kam.  Selbst  an  Scheidemünze  trat  Mangel  ein.  Die  Cortes 
forderten  unaufhörlich  die  Erneuerung  der  Geldausfuhr- 
verbote. 


’)  a.  a.  0.  S.  137.  188.  195. 

Lettres  persanes.  XXIV. 
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1586  wirrt  geklagt,  rtass  die  Leb(;nshaltung , die  früher 
mit  1000  Ducaten  bestritten  wurde,  nun  3000  Diicaten  er- 
fordere ‘). 

Ungeachtet  ihrer  fortwährenden  Geldverlegenheiten  haben 
Karl  I.  und  Philipp  II.  sich  nie  dazu  verleiten  lassen,  die 
Münzen  zu  verschlechtern,  was  sich  vorzüglich  dadurch  er-  «i 

klärt,  dass  ihre  Verbindlichkeiten  dem  Auslande  zu  leisten 
waren , das  sich  keine  Verkürzung  gefallen  lassen  hätte. 

Erst  Philipp  III.  erhöhte  1603  den  Werth  des  Kupfers  auf’s 
doppelte,  indem  er  Kupfermünzen  im  Betrage  von  6320440 
Ducaten  münzen  liess.  Später  wurde  der  Nominalwerth  der 
Kupfermünze  aufs  vierfache,  dann  aufs  fünffache  erhöht; 
der  Biograph  Philipps  III.,  Watson,  behauptet  sogar,  dass 
zuletzt  vermittelst  eines  königlichen  Edictes  dem  Kupfer 
ein  Nominalwerth  verliehen  worden , der  dem  Silberwerthe 
fast  gleichgekommen  sei  ^).  Natürlich  beeilte  sich  alle  Welt, 

Kupfer  nach  Castilien  zu  schaffen,  wo  es  so  hoch  bewerthet 
wurde.  Während  das  daselbst  noch  vorhanden  gewesene 
Silber  abffoss,  so  dass  man  im  ganzen  Lande  keinen  Silber-  -j 

real  mehr  zu  sehen  bekam,  berechnete  man  den  Werth  des 
umlaufenden  Kupfers  mit  nicht  weniger  als  128  Millionen 
Ducaten®)!  Dieser  Zustand  hielt  sehr  lange  an.  Die  Gräfin 
Aunoy  erzählt,  dass  einer  ihrer  Verwandten  1680  der  Betrag 
von  3000  Thalern  in  kleinen  elenden  Kupfermünzen  bezahlt 
wurde,  die  überdies  grossentheils  gefälscht  gewesen  seien, 
und  dass  man  bei  dem  allgemeinen  Geldmangel  sich  noch 
glücklich  schätzen  musste , auf  solche  Weise  bezahlt  zu 
werden  ^). 

Durch  ein  Decret  vom  24.  Mai  1680  wurde  das  Kupfer- 
geld verrufen  und  gegen  in  sechs  Monaten  zahlbare  Billette 
umgewechselt;  die  Durchführung  dieser  Massregel  war  aber 
bei  der  in  beiden  Castilien  vorhandenen  grossen  Menge  von 

0 Bonn,  Spaniens  Niedergang  während  der  Preisrevolution  des. 

16.  Jahrhunderts.  S.  4 fl‘. 

2)  Brückner,  Finanzgeschichtliche  Studien.  Dorpat  1867.  S.  73.  74. 


475 


Kupfermünzen  mit  grossen  Schwierigkeiten  verbunden.  Der 
Geldmangel  in  manchen  Provinzen  war  nun  so  empfindlich, 
dass  man  daselbst  zur  Naturalwirtbschaft  zurückkehrte,  Vieh 
gegen  Getreide,  Tuch  gegen  Leinwand  umtauschte. 

Auch  ein  halbes  Jahrhundert  später  war  der  Geldvorrath 
ganz  unzulänglich. 

1737  ward  der  Nominalwerth  der  Geldmünzen  um 
erhöht  ^). 

Aus  einem  Berichte  über  die  inneren  Zustände  Kuss- 
lands, den  sich  Gustav  Adolf  erstatten  liess,  geht  hervor, 
dass  der  Grossfürst  regelmässige  Einkünfte  aus  fremden  ver- 
schlechterten Münzen  zog,  woran  er  nicht  weniger  als  ein 

Drittel  des  Werthes  gewann®). 

Bis  in  die  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  waren  in  Russ- 
land nur  ausländische  Gold-  und  Silbermünzen  und  in  Russ- 
land geprägte  Scheidemünze  im  Umlaufe.  In  den  fünfziger 
Jahren  des  17.  Jahrhunderts  gab  man  drei  neue  Silbermünzen 
und  verschiedene  Kupfermünzen  aus.  Diese  wurden  — viel- 
leicht nach  dem  Vorbilde  Spaniens  — ungeheuerlich  über- 
werthet.  Mayerberg  giebt  hierüber  folgenden  die  volkswirth- 
schaftliche  Bildung  der  Zeit  kennzeichnenden  Bericht:  „Für 
160  Kopeken  kaufte  der  Zar  so  viel  Kupfer,  dass  er  daraus 
in  seinen  Münzhöfen  Kupfergeld  für  100  Rubel  konnte  prägen 
lassen.  So  konnte  er  mit  demselben  Aufwande,  den  er  früher 
machte,  um  einen  Soldaten  zu  unterhalten,  jetzt  60  und  noch 
mehr  Soldaten  unterhalten.“  Mayerberg  erzählt  ferner,  der 
Zar  habe  innerhalb  fünf  Jahren  Kupfergeld  für  20  Millionen 
Rubel  ausgegeben,  welcher  Betrag  der  russischen  Regierung 
nur  320  000  Rubel  kostete,  so  dass  sie  dabei  über  19  Millionen 
Rubel  „gewonnen“  habe.  Weiterhin,  dass  Alexei,  während 
er  in  seinem  Reiche  Kupfer  verbreitete,  einen  Schatz  von 
Gold  und  Silber  angesammelt  habe.  Kotoscliichin  berichtet, 
dass  man  von  Bauern  und  Kaufleuten  den  Zehnten  und 


Bourgoing,  a.  a.  0.  II  65. 
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Pünfteu  iu  Silbergeld  verlangt,  den  Soldaten  aber  den  Sold 
in  Kupfergeld  ausbezahlt  habe. 

Eist  1058  begann  die  Entwerthung  der  Kupfermünzen. 
Als  im  Herbste  1001  in  Folge  der  nun  entstandenen  Theue- 
rung  viele  Söldner  desertirten,  suchte  man  durch  Natural- 
lieferungen weiterer  Flucht  vorzubeugen. 

Eine  der  traurigsten  Folgen  dieser  Verhältnisse  war  eine 
m unerhörter  Weise  iu  allen  Kreisen  verbreitete  Falsch- 
münzerei. Im  December  1001  wurden  in  Moskau  nicht 
weniger  als  400  Falschmünzer  verhaftet.  U.  A.  soll  der 
Schwiegervater  des  Zaren  Alexei  Kupfergeld  für  120  000  Rubel 
haben  prägen  lassen.  M ährend  die  vornehmen  Falschmünzer 
straffrei  ausgingen,  wurden  über  die  den  unteren  Classen 
augehörigeu  die  grausamsten  Strafen  verhängt. 

Den  Umfang  der  Entwerthung  des  Kupfergeldes  kann 
mau  daraus  ermessen,  dass  ein  Rubel  Silber,  der  vom  Sep- 
tember 1058  bis  zum  1.  März  1059  lo4  Kopeken  in  Kupfer 
gleichkam,  am  1.  September  1002  8 Rubel,  am  1.  März  1003 
9 Rubel,  am  1.  April  1003  10  Rubel  und  am  15.  Juni  1003 
gar  15  Rubel  in  Kupfer  galt. 

Ein  im  Sommer  1002  wegen  der  Münzcalamität  aus- 
gebrochener Aufstand  wurde  blutig  unterdrückt. 

Das  Edict  vom  11,  Juni  1003  bestimmte,  dass  die  Münz- 
höfe für  Ku])fer  aufzuheben  und  die  fiüheren  Münzhöfe  für 
Silber  wieder  einzurichten  seien.  Es  wurde  nun  Jedermann 
fre i gestellt , sein  Ku])fergeld  eiuzuschmelzen  oder  in  den 
Regierungscassen  zu  dem  Satze  von  1 Kopeke  Silbergeld 
gegen  1 Rubel  Kupfergeld  umzuwechseln , also  ein  Staats- 
baukeiott,  \\obei  wie  später  in  Frankreich  in  der  Assignaten- 
zeit der  Staat  seinen  Gläubigern  nur  ein  Procent  bezahlte. 

Zur  Zeit  Peters  des  Grossen  fehlte  es  wie  an  Geld 
überhau{)t,  so  an  Scheidemünze.  Da  entschloss  man  sich, 
wieder  Kupfergeld  prägen  zu  lassen  mit  steigender  Ueber- 
werthung,  wenn  auch  nicht  in  dem  Masse  wie  während  der 
Kiisis  ^on  Ende  10.58  bis  Mitte  1003.  Aus  einem  Pfund 
Kupfer  wurden  geprägt:  1700—1701  12  Rb.  80  Kop.,  1702 
bis  1703  15  Rb.  40  Kop.,  1704— 1715  20  Rb.,  1718 — 1722 
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22  Rb.  40  Kop.  Vom  1.  August  1744  an  wurde  der  Werth 
der  Fünfkopekenstücke  auf  vier  Kopeken  herabgesetzt^). 

Unter  Katharina  IL  war  es  der  zunehmende  Umlauf 
von  Papiergeld,  der  Verkehrskrisen  herbeiführte.  1774  er- 
theilte  die  Kaiserin  den  Befehl,  die  Summe  von  20  ^Millionen 
Rubeln  nicht  zu  überschreiten.  Nichtsdestoweniger  trat  in 
den  achtziger  Jahren  eine  stetige  Vermehrung  ein,  so  dass 
die  umlaufende  Menge  schliesslich  100  Millionen  Rubel 
betrug.  Wieder  erschien  ein  kaiserliches  Manifest  mit  der 
Erklärung,  dass  diese  Summe  in  keinem  Falle  überschritten 
werden  solle;  dessen  ungeachtet  fanden  iu  den  folgenden 
Jahren  weitere  Emissionen  statt,  welche  die  umlaufende 
Menge  auf  157  Millionen  brachten.  Der  Silberrubel,  der 
1787  103  Kopeken  Papier  gegolten  hatte,  stieg  allmählich 
bis  1796  auf  142  Kopeken^). 

Bei  dem  bereits  erörterten  gewaltsamen  Verfahren  der 
osmanischen  Regierungen  in  Finanzangelegenheiteii  er- 
scheint es  als  selbstverständlich,  dass  sie  schon  frühzeitig 
Münzänderungen  in  grossem  Massstabe  Vornahmen,  weshalb 
in  älterer  Zeit  der  Sold  der  Truppen,  auf  die  besondere 
Rücksicht  genommen  werden  musste,  nicht  zugezählt,  sondern 
zugewogen  wurde  ^). 

Die  hervorragendsten  Münzen,  die  zur  Zeit  Murads  III. 
in  Constantinopel  geprägt  wurden,  waren  der  Sultauin,  der 
dem  venetianischen  Ducaten  gleichkam , der  Asper , eine 
Silbermünze , wovon  durchschnittlich  60  auf  den  Sultanin 
gingen  und  der  Mankir  oder  Mandschur,  eine  kleine  vier- 
eckige Kupfermünze,  von  der  24  einen  Asper  ausmachten. 

Abgesehen  von  dem  Beispiele  der  westlichen  Staaten, 
Hess  man  sich  in  der  Türkei  zu  Münzverschlechterungen 
noch  ganz  besonders  durch  die  Sitte  verlocken , dass  jeder 
Sultan  bei  seinem  Regierungsantritte  die  alten  Aspern  gegen 


9 Brückner,  Finanzgeschichtliche  Studien.  S.  14  ff.  61  ff'.  85  IF. 
*)  Brückner,  Katharina  II.  S.  522. 
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neu  gei)rägte  einzog.  Dieser  Tausch  war  so  einträglich, 
dass  er  gewöhnlicli  für  800000  Ducaten  verpachtet  wurde. 
Moliained  II.  Hess  sich  dadurch  verleiten,  eine  solche  Aenderung 
alle  zehn  Jahre  zu  bewirken,  fand  sich  aber,  angeblich  aus 
Piücksicht  auf  eine  Janitscharenempörung,  gedrängt,  von 
weiteren  derartigen  Versuchen  abzustehen.  Und  so  be- 
gnügten sich  auch  seine  Nachfolger  mit  der  einmaligen  Um- 
l)rägung  beim  Regierungsantritte^).  Um  1560  wurde  diese 
Unsitte  nach  Aegypten  übertragen,  indem  Alipascha  von 
Ilaleh  nach  Cairo  Münzmeister  brachte,  welche  die  Münzen 
um  30®/ü  verschlechterten  2).  lu  Folge  des  riesigen  Auf- 
wandes des  Perserkrieges  suchte  Murad  III.  1584  die  finan- 
ziellen Verlegenheiten  durch  eine  ungewöhnliche  Verringerung 
des  Münzfusses  zu  beseitigen.  Die  Oka  Silber,  aus  der  ge- 
setznulssig  500  Aspern  geprägt  werden  sollten,  ergab  deren 
100(j  und  mehr.  Als  dieses  schlechte  Geld  den  Truppen 
angeboten  wurde,  empörten  sie  sich,  welchem  Falle  öftere 
Wiederholungen  aus  gleichem  Anlasse  folgten.  An  dem 
Widerstande  der  Truppen  scheiterten  also  die  Versuche  allzu 
weitgehender  Münzverschlechterungeu.  So  stand  der  Curs 
der  Ducaten  1023  auf  150,  der  Piaster  auf  100  Aspern;  in 
Folge  der  Ablehnung  dieses  Curses  von  Seiten  der  Soldaten 
wurde  zu  Anfang  der  Regierung  Mohameds  IV.  1024  der 
Ducaten  auf  120,  der  Piaster  auf  80  Aspern  gesetzt.  Doch 
waren  dies  nur  kurze  Unterbrechungen  der  Bewegung  auf 
der  schiefen  Bahn ; 1640  war  der  Piaster  schon  wieder  auf 
120,  der  Ducaten  auf  250  Aspern  gestiegen;  1050  enthielten 
die  Münzen  sogar  nur  ein  Drittel  der  gesetzmässigen  Silber- 
menge. Das  so  herabgekommene  Geld , das  sich  den  Spott- 
namen des  Zigeunergeldes  zuzog,  wollte  bald  Niemand  mehr 
annehmen,  und  da  sich  zu  dieser  öfi'entlichen  auch  noch 
private  Falschmünzerei  und  Wucher  gesellten,  so  schwand 
jede  Sicherheit  des  Verkehrs,  der  nun  ganz  stockte  ^).  1051 


H a.  a.  0.  III  801.  802. 
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brach  in  Coustantinopel , des  Geldes  wegen,  ein  furchtbarer 
Aufstand  der  Handwerker  und  Kaufleute  aus^). 

Wie  wir  bereits  erwähnten,  litt  die  Bevölkerung  nicht 
nur  durch  die  behördlichen  !Münz Verschlechterungen,  sondern 
auch  durch  das  Treiben  der  Falschmünzer.  1008  war  es  so 
weit  gekommen,  dass  die  Behörden  es  nicht  wagten,  die 
falschen  Münzen  zu  verbieten,  weil  sich  allzu  viele  davon 
im  grossherzoglichen  Schatze  befanden.  Als  man  sich  aber 
am  Ende  doch  dazu  eutschliessen  musste , den  Steuer- 
einnehmern und  Zollbeamten  den  Befehl  zur  Ablehnung  der 
falschen  Münzen  zu  ertheilen,  war  wieder  ein  furchtbarer 
Volksaufstand  die  Folge.  Anfangs  1009,  als  diese  Vorschrift 
durchgeführt  wurde,  liefen  ganze  Schiffsladungen  falschen 
Geldes  in  Coustantinopel  und  Smyrna  ein.  Der  Levantehandel 
erlitt  nun  ungeheure  Verluste;  eine  grosse  Anzahl  von 
Handlungshäusern  ging  zu  Grunde^). 

Auch  im  18.  Jahrhundert  nahmen  die  Münzänderungen 
ihren  Fortgang.  Der  Piaster,  der  unter  Mahmud  I.  noch  5b'2 
Drachmen  gewogen  und  nur  ein  Drittel  Zusatz  gehabt  hatte, 
wurde  unter  Mustafa  III.  1771  auf  5 Drachmen  mit  dem 
Zusatze  der  Hälfte  herabgesetzt.  Unter  Selim  III.  sank  er 
auf  4 Drachmen  mit  einem  Gehalte  von  nur  P/4  Drachmen 
Silber  und  2V4  Drachmen  Zusatz®). 
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Wie  wir  (IV/II/I  154  ff.)  gesehen  haben , ist  das  Lehn- 
Avesen  am  entschiedensten  und  kraftvollsten  in  Frankreich 
durchgeführt  worden,  wo  auch  seine  Uebergriffe  am  fühl- 
barsten waren.  Wiewohl  nun  eben  deshalb  der  Widerstand 
gegen  den  Feudalismus  sich  daselbst  am  zähesten  und  be- 
harrlichsten zeigte,  so  war  dieser  doch  nicht  vollends  aus- 
zurotten; nur  die  feudale  Gerichtsbarkeit  und  die  örtliche 
Souveränetät  verschwanden  allmählich;  allein  die  meisten 
der  früher  geschilderten  Missbrauche,  wie  die  der  Besitz- 
ergreifungen insbesondere  von  Gemeindeländern  auf  dem 
Wege  der  Gewalt,  der  List,  der  Fälschungen,  die  willkür- 
lichen Auflagen  und  andere  Gewaltthaten  dauerten  in  vielen 
Gegenden  fort,  obschon  die  Rechte  der  Feudalherren,  die 
meistens  auf  thatsächlichem,  aber  nicht  durch  Urkunden  zu 
erhärtendem  Besitze  beruhten,  nur  selten  darzuthun  waren. 
In  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  waren  es,  wie 
wir  bereits  andeuteten,  vornehmlich  die  Physiokraten,  und 
mit  ihnen  Voltaire,  die  den  Feudalismus  im  Interesse  der 
Landwirthschaft  und  der  Bauern  heftig  angriffen.  Die 
Physiokraten  vor  Allen  erkannten,  dass  bei  allem  Fort- 
schritte der  agronomischen  Kenntnisse,  eben  in  Folge  der 
feudalen  Bedrückung,  weder  der  Ackerbau  noch  das  Bauern- 
thum gedeihen  könne.  Wurden  ja  einzelne  Gemeinden  — 
bei  Mitberechnung  der  öffentlichen  Steuern  — für  mehr  als 
drei  Viertel  des  gesammteu  Ernteertrages  in  Anspruch  ge- 
nommen! Um  jedoch  die  Ständeversammlung  zu  ermöglichen, 
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sah  sich  Necker  geuöthigt,  den  Feudalismus  gegen  die  An- 
griffe, denen  dieser  ausgesetzt  war,  zu  vertheidigen.  Er  er- 
klärte ausdrücklich  iu  seinem  Berichte  an  den  König,  dass 
es  dem  dritten  Stande  nie  in  den  Sinn  kommen  werde,  die 
Vorrechte  und  das  Eigenthum  der  Gruudherreu  anzutasten. 
Der  König  selbst  stellt  in  seiner  Erklärung  vom  23.  Juni  1789 
die  Zehnten,  Grundzinse,  wie  alle  anderen  feudalen  Leistungen 
als  von  jeder  Erörterung  ausgeschlossen  dar.  Die  Lage  der 
Bauern  erwies  sich  also  als  hoffnungslos. 

Wir  haben  ferner  gesehen,  wie  insbesondere  seit  der 
Begierung  Ludwigs  XIV.,  vornehmlich  in  Folge  des  riesigen 
Aufwandes  für  das  Heer  und  den  Hof,  die  Lasten  des  fran- 
zösischen Volkes  sich  bis  zu  einem  thatsächlich  unerträglichen 
Grade  steigerten,  wie  dieser  Druck  wegen  der  mannigfaltigen 
Begünstigungen,  die  den  bevorzugten  Ständen  zutheil  wurden, 
zum  überwiegend  grössten  Theile  auf  Bürger  und  Bauern, 
und  da  die  Reichen  unter  jenen  durch  Adels-  und  Aemter- 
käufe  die  Reihen  der  Privilegirten  fortwährend  vermehrten, 
mit  aller  Wucht  auf  die  minder  Wohlhabenden  fiel.  Die 
Verkehrtheit,  wonach  der  begütertste  Theil  der  Nation  von 
mehreren  der  Staatslasten  befreit  wurde,  ward  durch  die 
Willkür  und  Parteilichkeit  bei  der  Vertheilung  der  geforderten 
Leistungen  noch  gesteigert.  Dazu  gesellte  sich  auch  iu 
anderen  Beziehungen  eine  erschreckliche  Rechtsunsicherheit, 
die  namentlich  für  die  unteren  Volksclassen  ungemein  empfind- 
lich war,  welche  auch  von  den  Regierungen  wie  von  den  be- 
vorzugten Ständen  vielfache  Rücksichtslosigkeit  und  Miss- 
achtung zu  erdulden  hatten.  Unter  diesen  Bewandtnissen 
fand  die  Aufklärungsliteratur  des  18.  Jahrhunderts  einen 
fruchtbaren  Boden.  Sie  wirkte  auf  die  Geister  mächtig  ein, 
indem  sie  ihren  Abscheu  vor  dem  Despotismus  und  den  An- 
massungen  der  Privilegirten  in  immer  weitere  Kreise  dringen 
liess  und  den  Trieb  zur  Befreiung  in  hinreissender  Weise 
anregte.  So  wuchs  denn  der  Unwille  und  die  Erbitterung 
der  Gedrückten  und  Zurückgedräugten  ungeheuerlich  an, 
und  es  bedurfte  nur  eines  geringen  Anlasses  zum  Ausbruche 
der  Volkswuth. 
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Dieser  Anlass,  die  Hungersnot!!  von  1788  und  1789, 
war  seinerseits  eine  Folge  des  unerhörten  Druckes,  der  auf 
dem  Bauernstände  lastete,  eines  Druckes,  der  den  zur  Dürftig- 
keit, Unwissenheit  und  Fortschrittslosigkeit  verurtheilten 
armen  Landmann  zur  äussersten  Einschränkung  seiner  Be- 
triebsmittel drängte,  und  der  sogar  seinen  vermögenden  Ge- 
nossen , dem  die  Frucht  seiner  Arbeit  vorenthalten  ward, 
und  der  es  müde  wurde,  sich  nur  für  den  Steuereinnehmer 
zu  plagen,  zu  mangelhafter  Bestellung  der  Felder  trieb.  Die 
Hungersnoth  war  unter  solchen  Bewandtnissen  eine  keines- 
wegs ungewöhnliche  Erscheinung,  und  die  des  strengen 
Winters  von  1788  auf  1789  that  sich  nur  durch  ihren  ausser- 
ordentlich hohen  Grad  hervor.  Paris  erschien  wie  aus- 
gehungert, und  selbst  die  Ernährung  der  Truppen  verursachte 
arge  Verlegenheiten,  zumal  da  in  Folge  der  Unruhen  der 
Verkehr  stockte.  So  erklärt  es  sich,  dass  die  Volksleiden- 
schaft schon  zu  Beginn  des  Jahres  1789  entflammte:  während 
der  vier  Monate,  die  der  Erstürmung  der  Bastille  voran- 
giugen,  zählte  man  über  300  Aufstände  in  Frankreich^). 

■Seit  März  wurden  in  vielen  Gegenden  die  Steuern  verweigert. 

Parallel  diesen  Vorgängen  gingen  Verhöhnungen  und  Be- 
schimpfungen der  Privilegirten. 

Die  Gründe  der  allgemeinen  Unzufriedenheit  so  wie  diese 
selbst  waren  so  offenkundig,  die  Ansammlung  der  Electricität 
vor  Ausbruch  des  Gewitters  machte  sich  mit  solcher  Gewalt 
fühlbar,  dass  die  Revolution  schon  einige  Jahre  vor  ihrer 
furchtbaren  Entladung  von  bedeutenden  Männern,  worunter 
die  Deutschen  Georg  Förster  und  Johannes  Müller,  als  un- 
vermeidlich betrachtet  wurde.  Nur  an  massgebender  Stelle 
fehlte  es  an  der  erforderlichen  Einsicht.  Und  nicht  bloss 
diesmal.  „En  vain,“  sagt  Mirabeau,  „chercherait-on  dans 
Thistoire  quelque  prince  qui  eüt  resserre  volontairement  son 
pouvoir“  ^).  Allerdings  hätte  es  sich  nun  zunächst  weniger 
um  die  Einschränkung  der  Macht  des  Königs  als  die  der  i 

Privilegirten  gehandelt. 

Taine,  La  lievolution.  I 18. 

2)  Des  lettres  de  cacbet  et  des  prisons  d’etat.  p.  VI. 
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Da  die  Sünden  des  ancien  r^gime  in  erster  Linie  iir 
Eingriffen  ins  Ergenthuni  besonders  der  unteren  Volksclassen, 
wenn  auch  anscheinend  in  gesetzniässiger  Form,  bestanden, 
so  ist  es  begreiflich,  dass  die  Revolution  von  1789  vornehm- 
lich eine  ungeheure  Umwälzung  in  den  Eigenthumsverhält- 
nissen hervorbrachte,  die  damit  begann,  dass  allem  Eigen- 
thum der  Krieg  erklärt  wurde.  Dies,  sowie  überhaupt  das 
wilde  anarchische  Treiben,  das  wir  nun  gewahren,  wurde 
nur  durch  die  von  uns  bereits  geschilderte  Verkommenheit 
des  Heeres  möglich,  das  im  entscheidenden  Augenblicke 
abfiel. 

Die  positiven  Thaten  der  Revolution  wurden  schon  in 
ihrem  Beginne  und  zwar  im  Principe  in  der  denkwürdigen 
Kacht  des  vierten  August  mit  einer  in  den  Annalen  der 
Geschichte  einzig  dastehenden  Raschheit  vollbracht.  Wir 
sagen  im  Principe,  weil  es  noch  längerer  Zeit  bedurfte,  bis 
die  betreffenden  Beschlüsse  verwirklicht  wurden.  Sonst 
hätte  der  Ausspruch  von  Boissy  d’Anglas  von  1795:  „Kous 
avons  consommö  six  siecles  en  six  annöes“  *)  durch  die  An- 
gabe eines  noch  weit  kürzeren  Zeitraumes  abgeändert  werden 
können.  Dem  erwähnten  Charakter  der  Revolution  ent- 
sprechend, betrafen  diese  Beschlüsse  vornehmlich  die  Auf- 
hebung von  auf  das  Eigenthum  bezüglichen  Missbräuchen, 
zunächst  die  der  Reste  des  Feudalismus,  worunter  die  der 
Leibeigenschaft.  Die  weiteren  Bestimmungen  umfassten  die 
Beseitigung  der  Privilegien,  insbesondere  der  Steuer- 
befreiungen, ferner  der  auf  die  Staatsämter  und  Ofticiersstellen 
bezüglichen,  das  Verbot  der  Anhäufung  von  Pfründen,  die 
Unterdrückung  der  Sinecuren  und  der  unrechtmässig  ge- 
währten Pensionen,  die  Aufhebung  des  Aemterkaufs,  die 
Sorge  für  unentgeltliche  Rechtspflege,  die  Unterdrückung  der 
Zünfte.  Sie  waren  also  vornehmlich  auf  Herstellung  der 
im  ancien  regime  so  schmerzlich  vermissten  Rechtsgleichheit 
und  Freiheit  der  Arbeit  gerichtet. 

9 Aulard,  Histoire  politique  de  la  Revolution  fran^aise.  Pari& 

1901.  p.  VI. 
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Die  grossen  Leistungen  der  Revolution  wurden  mit 
furchtbaren  Opfern,  mit  entsetzlichen  Zerstörungen  von 
Menschenleben  und  Eigenthum  erkauft.  Diese  wurden  mit 
dem  am  wenigsten  beschützten  Theile  des  National-  und 
Communalvermögens,  den  Waldungen  nebst  dem  Milde,  das  sie 
bargen,  eröffnet.  Die  Verwüstungen,  die  hier  verübt  wurden, 
spotten  aller  Beschreibung.  Die  Plünderung  der  Fischteiche 
und  Taubenschläge  fällt  daneben  kaum  ins  Gewicht.  Es 
folgten  die  Kirchen,  die  Abteien  und  Schlösser,  als  Wohn- 
stätten der  Privilegirten,  gegen  die  der  Ingrimm  des  Volkes 
aufs  leidenschaftlichste  gerichtet  war;  dann  wurden  auch 
die  bürgerlichen  Reichen  beraubt,  und  endlich  ward  alles 
Eigenthum,  dessen  man  habhaft  werden  konnte,  unterschieds- 
los geplündert,  darunter  das  fremder  Reisender,  gegen  die 
ja  keine  der  erwähnten  Beschuldigungen  erhoben  zu  werden 
vermochte.  So  konnte  TaineO,  allerdings  hyperbolisch,  be- 
haupten , dass  nur  noch  bei  Armen  und  Dieben  Eigenthum 
zu  finden  gewesen  sei.  Ganz  besonders  ausgeraubt  wurden 
Getreide-,  Bäcker-  und  Waffenmagazine.  Die  Gemeinden 
vermochten  auch  keinen  Feldschutz  zu  gewähren : so  wurden 
auch  die  Aecker  geplündert  und  die  Grenzsteine  verrückt. 

Noch  ungeheuerlicher,  umfassender  und  raftinirter  er- 
scheinen neben  diesen  Unthaten  der  zügellosen  Massen  die 
der  improvisirten  Regierungen.  Begreiflicher  M^eise  flüchtete, 
um  den  Gewaltsamkeiten  der  Revolution  zu  entgehen,  wer 
nur  konnte  — keineswegs  bloss  der  Adel,  der  sich  sträf- 
licher Umtriebe  schuldig  machte  — ins  Ausland.  Da  wurde 
nun  verordnet,  dass  nicht  nur  den  Entflohenen  keine  Staats- 
rente mehr  ausbezahlt  werde,  sondern  auch,  dass  jeder  Vater 
eines  Emigrirten  zwei  Soldaten  auf  seine  Kosten  auszurüsten 
und  zu  unterhalten  habeA).  Darauf  folgte  die  Confiscation 
aller  Güter  der  Emigrirten  und  der  Geistlichkeit,  aller 
geistlichen  und  vieler  Laienanstalten,  der  Universitäten  und 
Akademien,  der  Schulen  und  Hospitäler  und  selbst  der  Ge- 

a.  a.  0.  I 451. 

2)  V.  Sybel,  Geschichte  der  Revolutionszeit.  4.  Aufl.  I 52C. 
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meindeii.  Während  den  Einigrirten  die  Erbberechtigung 
aberkannt  wurde,  nahm  die  Republik  solclie  für  sich  in  An- 
si)ruch,  und  um  sich  ihr  künftiges  Erbe  zu  sichern,  seques- 
trirte  sie  das  gesammte  Eigenthum  der  Eltern  Emigrirter, 
erklärte  alle  darauf  haftenden  Rechte  und  sogar  alle  ver- 
mögensrechtlichen Verträge,  welche  die  Eltern  oder  Kinder 
Emigrirter  abgeschlossen  hatten,  als  nichtig.  Dabei  geschah 
die  Eintragung  in  die  Listen  der  Einigrirten  mit  nacktester 
Willkür.  So  ereignete  es  sich,  dass  Personen,  die  eine 
Woche  im  Inlande  reisten,  Angestellte,  deren  Amt  in  einem 
andern  Departement  als  ihr  Haus  sich  befand  und  sogar 
Officiere,  die  bei  der  Armee  waren,  auf  die  Emigrantenliste 
gesetzt  und  ihre  Verwandten  in  der  angedeuteten  Weise  be- 
raubt wurden,  ohne  unter  den  obwaltenden  Verhältnissen 
richterliche  Hilfe  finden  zu  können  ^).  In  das  Erbrecht  wurde 
auch  in  anderen  als  den  erwähnten  Beziehungen  eiiigegrifteu. 
Die  natürlichen  Kinder  sollten  darin  den  ehelichen  voll- 
kommen gleichgestellt  werden,  und  diesem  Gesetze  wurde 
rückwirkende  Kraft  hinsichtlich  aller  seit  der  Erstürmung 
der  Bastille  zur  Vertheiluug  gekommenen  Erbschaften  ver- 
liehen, was  abermals  zu  einer  grossen  Anzahl  von  Be- 
raubungen führte.  Auch  wurde  durch  eine  Verfügung  des 
Convents  den  Vätern  verwehrt,  ihren  Kindern  Geschenke  zu 
machen,  während  solche  au  Fremde  gestattet  waren! 

Unter  dem  Titel  von  Requisitionen  wurden  anfangs  nur 
Gegenstände  gefordert,  deren  das  Heer  zur  Rüstung  und  zur 
A erpriegung  bedurfte ; allmählich  aber  raubte  man  ungescheut 
alle  beliebigen  Gegenstände  unter  dem  Vorwände,  dass  sie 
für  das  Heer  bestimmt  seien.  Der  Grundsatz,  dass  der  Staat 
sich  von  allem  in  seinem  Gebiete  befindlichen  Eigenthum, 
so  viel  ihm  beliebt,  aneigueu  könne,  wurde  schliesslich  zum 
Gesetze  erhoben.  Damit  die  Regierungsorgane  in  ihrem 
Raube  auf  keinen  Widerstand  stossen,  wurde  die  Ablieferung 
aller  Waffen  befohlen  und  so  scharf  controlirt,  dass  innerhalb 

>)  a.  a.  0.  IV  7. 
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zweier  Monate  in  einem  grossen  Theile  Frankreichs  in  den 
Händen  von  Privaten  keine  Waffe  zu  finden  war^). 

Der  Zerstörungstrieb  der  terroristischen  Regierung  er- 
wies sich  wohl  am  fürchterlichsten  in  Lyon,  wo  der  Wider- 
stand am  lebhaftesten  war.  Der  Convent  gebot  am 
12.  October  1793,  die  überwältigte  Stadt  zu  zerstören  und 
nur  die  öffentlichen  Gebäude  und  die  Häuser  der  Armen  zu 
schonen.  Dieser  Befehl  erschien  selbst  einem  Couthon  als 
zu  barbarisch  und  wahnwitzig;  er  schob  die  Vollziehung  des 
Auftrages  hinaus,  konnte  aber  nicht  verhindern,  dass  ganze 
Strassen  verwüstet  und  der  Wohlstand  der  zweiten  Stadt 
des  Reiches  vernichtet  wurde  ^). 

Während  unter  normalen  Verhältnissen  Grund  und  Boden 
als  sicherster  Besitz  gilt,  brachten  die  von  Einzelübelthätern 
wie  von  den  Regierungen  begangenen  Räubereien  hierin  eine 
Umkehr  der  Anschauungen  hervor.  Da  das  unbewegliche 
Vermögen  offenkundig  war,  während  das  bewegliche  wenigstens 
l)is  zu  einem  gewissen  Grade  verheimlicht  werden  konnte, 
so  suchte  man  sich  des  erstem  nach  Möglichkeit  zu  ent- 
äussern. 

Wir  schreiten  nun  zur  Darstellung  des  revolutionären 
Finaimveseus. 

Wie  wir  bereits  erwähnten,  geriethen  durch  die  Con- 
fiscationen  der  Güter  der  Krone,  der  Kirche,  der  Gemeinden, 
der  Einigrirten,  der  Verurtheilten  u.  s.  w.  ungeheure  Massen 
von  Grund  und  Boden  in  den  Besitz  der  revolutionären  Re- 
gierungen, deren  Werth  auch  die  hervorragendsten  unter 
den  Gescliichtschreibern  der  Revolutionsfinanzen  nicht  einmal 
annähernd  anzugeben  vermögen;  die  Ziffern,  zu  denen  z.  B. 
Ramel  gelangt,  schwanken  zwischen  2609  Millionen  (was 
offenbar  zu  niedrig  gegriffen  ist)  und  16  Milliarden®)!  So 
viel  jedoch  steht  fest,  dass  die  revolutionären  Gewalthaber 

9 a.  a.  0.  II  406.  407.  413. 

~)  Häusser,  Geschichte  der  französischen  Revolution.  S.  450. 

Stourm,  Les  finances  de  l’ancieii  regime  et  de  la  Revolution. 
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es  theils  in  keiner  Weise  verstanden,  diese  riesigen  Hilfs- 
quellen zu  nutzen,  theils  durch  eine  heispiellose  Unredlich- 
keit hieran  verhindert  wurden.  Uebrigens  ward  das  un- 
bewegliche Vermögen  begreiflicher  Weise  durch  das  Masseu- 
ausgebot,  gegenüber  einer  nur  geringfügigen  Anzahl  wagender 
Käufer  ganz  aussergewöhulich  entwert het.  Noch  schwieriger  zu  > 

schätzen  sind  die  eingezogenen  beweglichen  Güter,  die  goldenen  1 

und  silbernen  Kirchengeräthe , das  Glockenmetall,  kostbare 
Mobilien  aller  Art.  Ihre  Veräusserung  soll  nach  Ramel  200 
bis  250  Millionen  ergeben  haben ; doch  sind  dabei  die  massloseii 
Zerstörungen  und  Veruntreuungen  zu  berücksichtigen ‘). 

Beeinflusst  durch  die  Lehren  der  Physiokraten,  schritt  man 
zur  Aufhebung  der  indirecten  Steuern,  wodurch  allerdings 
insbesondere  den  unteren  Classen , auf  die  allein  es  dabei 
abgesehen  war,  eine  grosse  Erleichterung  geboten  wurde, 
welche  Massregel  aber  eine  Quelle  unaufhörlicher  Verlegen- 
heiten für  die  revolutionären  Regierungen  ward,  da  sich  kein 
einigermassen  zuverlässiger  Ersatz  dafür  fand. 

Gegen  den  dringenden  Rath  der  Rechten,  an  deren  ,• 

Spitze  der  Abbö  Maury  stand,  begab  man  sich  auf  den  ; 

verhängnissvollen  Weg  der  Ausgabe  von  Papiergeld,  der 
sog.  Assignaten,  auf  Grundlage  der  confiscirten  Güter,  wodurch 
den  Besitzenden  allmählich  der  grösste  Theil  dessen,  was 
ihnen  nach  den  riesigen  Gütereinziehungen  übrig  geblieben 
war,  geraubt  wurde.  Diese  Assignaten  begegneten  von  vorn- 
herein dem  äussersten  Misstrauen,  erlitten  daher  bald  ein 
empfindliches  Disagio  und  mussten  in  dem  Masse,  als  die 
Entwerthung  fortschritt,  durch  immer  grössere  neue 
Emissionen  vermehrt  werden.  Schon  am  28.  April  1792 
fasste  Cambon  die  finanzielle  Lage  in  die  Worte  zusammen: 

Wir  haben  keine  andere  Hilfsquelle  als  die  Assignaten,  da 
die  Steuerkraft  erschöpft  ist,  die  Regierung  also  weder  neue 
Steuern  zu  erheben  noch  Darlehen  zu  erlangen  vermag^). 

Um  dem  in  Folge  dieser  Werthverringerung  riesig  steigenden  - 


1)  a.  a.  0.  II  462.  471. 

2)  Vührer,  a.  a.  0.  I 347. 
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Bedürfnisse  zu  genügen,  errichtete  das  Directorium  eigens 
zu  diesem  Behufe  eine  Papiermühle  zu  Essounes  und  erhöhte 
bald  die  Zahl  der  daselbst  beschäftigten  Arbeiter  von  400 
auf  800.  Die  Assignaten  erreichten  schliesslich  (im  Jahre  IV) 
die  unerhörte  Summe  von  47^/2  Milliarden  mit  einem  Disagio 
von  zuletzt  99^/4  °'o,  also  einem  Werthe  von  P4®'oQ.  Wer 
also  vor  Beginn  der  Assiguatenwirthschaft  ein  Vermögen 
von  einer  Million  in  Staatsrenten  angelegt  hatte,  bekam 
50000  Livres  Zinsen  in  Assignaten,  die  zuletzt  einen  wirk- 
lichen Werth  vou  125  Livres  darstellten ! Welche  Beraubung 
bei  solcher  Entwerthung  der  Assignaten  die  angeordneten 
Maximalpreise  ausdrückten , ist  klar.  Die  Grundbesitzer 
kamen  um  den  grössten  Theil  ihrer  Pachtschillinge,  die  in 
entwertheten  Assignaten  bezahlt  wurden.  Dies  erschien  selbst 
dem  Convente  als  so  räuberisch,  dass  er  die  Zahlung  der 
halben  Pacht  in  Getreide  nach  den  Preisen  von  1790  an- 
ordnete ^).  Nichtswürdige  Ehemänner  benutzten  die  Ent- 
werthung der  Assignaten,  um  sich  von  ihren  reichen  Frauen 
scheiden  zu  lassen,  w'as  nach  der  revolutionären  Gesetzgebung 
mit  grösster  Leichtigkeit  geschah , und  zahlten  ihnen  dann 
die  Mitgift,  die  sie  in  guten  Werthen  erhalten  hatten,  in 
werthlosen  Assignaten  aus.  Die  provisorische  Regierung 
hatte,  mit  Verletzung  ihres  eigenen  Gesetzes,  eine  eigen- 
nützige Speculation  in  Assignaten  unternommen,  zuerst  den 
Curs  nach  Kräften  herabgedrückt,  dann  Massen  davon  auf- 
gekauft, um  sie  bei  späterer  Steigerung  mit  Gewinn  wieder 
anzubringen®). 

Durch  Gesetz  vom  20.  Mai  1793  sollte  eine  Zwangs- 
anleihe von  einer  Milliarde  bei  den  „Reichen“  aufgeuommen 
werden.  Nach  einem  Zusatzdecrete  vom  22.  Juni  sollte  das 
zum  Lebensunterhalte  nothwendige  Einkommen  frei  bleiben, 
alles  Ueberflüssige  aber  nach  einer  progressiven  Scala  vom 
Staate  in  Anspruch  genommen  werden.  Das  Nothwendige 

Stourm,  a.  a.  0.  II  308 — 310. 

2)  V.  Sybel,  a.  a.  0.  IV  28. 

a.  a.  0.  II  364. 
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ft.  -V  uhrer,  a.  a.  0.  I 351  ff. 
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Beispiel  des  Convents,  indem  es  ebenfalls  zu  einer  unverzins- 
lichen Zwangsanleihe  bei  den  Wohlhabenden  (aisös)  schritt. 
Anstatt  baaren  Geldes  oder  Edelmetalls  in  anderer  Form 
sollten  auch  Getreide  nach  dem  Werthe  von  1790  und 
Assignaten  zu  einem  Hundertstel  ihres  Nominalwerthes  an- 
genommen werden,  also  ein  Bankerott,  bei  dem  der  ent- 
lehnende Staat  die  eigenen  Schuldscheine  mit  nur  einem 
Procente  ihres  Betrages  annahm ! Wenige  ^lonate  vor  seinem 
Falle,  im  Juni  1799,  decretirte  das  Directorium  eine  dritte 
Zwangsanleihe.  Alle  diese  Anlehen  vermochten  in  Folge  der 
vorangegangenen  Beraubungen  nur  Erträge  zu  liefern,  die 
hinter  den  gehegten  Erwartungen  weit  zurückblieben. 

Das  Directorium  hatte  nach  Antrag  vom  9.  März  1796 
ein  neues  Papiergeld  geschaffen,  die  Territorialmandate, 
gegen  die  National  guter  ohne  Versteigerung  nach  dem 
Schätzungswerthe  käuflich  sein  sollten.  Nach  Beschluss  vom 
13.  und  16.  März  sollten  diese  Mandate  zum  Betrage  von 
2400  Millionen  ausgegeben,  bei  allen  Staatscassen  zum  Nenn- 
werthe  angenommen  werden  und  Zwangscurs  haben.  Das 
allgemeine  Misstrauen  erstreckte  sich  jedoch  auch  auf  dieses 
Papiergeld,  das  binnen  Kurzem  auf  5“o  sank  und  den 
Staatsfinanzen  dadurch  einen  empfindlichen  Verlust  brachte, 
dass  bedeutende  Glitermassen  im  Austausche  gegen  diese 
Mandate,  also  zu  Schleuderpreisen,  hingegeben  wurden.  Im 
Februar  1797  hob  der  gesetzgebende  Körper  den  Zwangscurs 
der  Mandate  auf. 

Da  alle  finanziellen  Hilfsquellen  versiegten,  so  würde 
das  Directorium  in  völlige  Hilflosigkeit  geratlien  sein,  wenn 
nicht  von  der  siegreichen  französischen  Armee  aus  den  er- 
zwungenen Kriegscontributioneu  Zufiüsse  an  die  erschöpften 
Gassen  gelangt  wären. 

Vornehmlich  war  es  die  in  socialistischem  Geiste  be- 
wirkte Versorgung  der  Massen,  welche  die  Regierung,  die, 
stets  nur  auf  die  Befriedigung  der  Bedürfnisse  des  Augen- 
blicks bedacht,  die  Zukunft  unbedenklich  opfernd,  in  unauf- 
hörliche Verlegenheiten  stürzte.  Nachdem  theoretisch  Güter- 
und Reclitsgemeinschaft,  das  Recht  aller  Menschen  auf 
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) a.  a.  0.  III  9 


Gesellschaft  angehörende  Personen,  denen  keine  gut  geartete 
Familie  ihre  Kinder  anvertrauen  mochte.  Die  Folge  war, 
dass  man  in  einzelnen  Departements  fürchtete,  es  werde  in 
einiger  Zeit  kaum  eine  von  hundert  Personen  schreiben 
können  ^).  Die  medicinischen  Schulen  waren  so  ungenügend, 
dass  sie  nicht  einmal  die  dringendsten  Bedürfnisse  der  Armee 
zu  befriedigen  vermochten^).  Aehnlich  stand  es  mit  dei 


1)  Taine,  Le  regime  moderne.  I 217  ff. 

®)  In  dem  Buche  von  Emile  Eaguet:  „L’Qmvre  sociale  de  la 
Eevolution  fraiwaise“  findet  sich  eine  Abhandlung  von  Maurice  Wolff: 
„Les  doctrines  de  l’Education  revolutionnaire“,  in  der  die  Thätigkeit 
des  auf  Rousseaus  Emile  beruhenden  revolutionären  Erziehungswesens 
gepriesen  wird.  M'elche  Widersprüche  dabei  zu  Tage  treten,  über  die 
aller  Aufwand  an  hohlen  Phrasen  nicht  hinwegzutäuscheu  vermag,  be- 
zeugen die  folgenden  Stellen,  die  vervielfältigt  werden  könnten: 

S.  149:  „Les  circonstances  exterieures  . . . acheverent  d’entraver 
dans  ces  tlerniers  mois  (1792),  l’oeuvre  educatrice  de  l’Assemblee. 

S.  151 : „Tonte  cette  partie  d’ailleurs  de  l’oeuvre  de  la  Convention 
est  forcement  obscure,  et  c’est  pourquoi  nous  n’y  insisterons  davantage.“ 
S.  154:  „Et  l’on  peut  aisement  croire  meme  que  le  desir  de  faire 
aboutir  un  projet  eher  ä certains  montagnards  ne  fut  pas  sans  influence 
sur  cette  transformation  radicale  du  Comite  de  ITnstruction  publique, 

qui  equivalait  ä une  suppression.“ 

S.  176:  „La  Convention  seduite  ici  par  une  conception  de  la  liberte 
plus  specieuse  que  vraiment  juste  dans  son  exageration  adopta  d’en- 
thousiasme  la  majeure  partie  des  conclusions  de  Bouquier,  en  faisant 
hon  marche  de  la  tradition  constante  de  tous  les  grands  educateurs.“ 
S.  180:  vrai  dire  . . . la  formule  de  Bouquier,  qui  pretendait 

ä etre  simple,  etait  ä coup  sür  un  peu  trop  simpliste:  lire,  ecrire, 
compter,  affirmait  Pauteur  dans  ses  considerations  prelimiuaires,  tel 
devait  etre  le  Credo  unique  et  Punique  but  de  l’instruction  primaire.“ 
S.  196;  „Je  sais  que  Pon  peut  repondre  que  . . . Penseignement 
primaire  de  la  Revolution  n’eut  pas  une  fortune  brillante.  Je  pense 
qu’une  semblable  objection  n’a  qu’une  valeur  tres  relative,  car  eile 
ne  tient  compte  que  du  fait  brutal  . . . Les  deux  obstacles  les  plus 
redoutables  venaient  de  la  pauvrete  meme  du  budget  consacre  ä 1 In- 
struction publique,  de  la  penurie  ou  de  Pinsuffisance  d’instituteurs 
charges  de  la  repandre.“ 

S.  199:  „Tout  cet  eff’ort  passe  d’organisation  semblait  devenu 
lettre  morte,  dans  le  projet  hätif  d’enseignement  secondaire  adopte 
par  la  Convention.“ 
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RechtspHege.  Manche  Gerichte  mussten  in  Ermanglung  der 
für  die  Richter  erforderlichen  Lebensmittel  ihre  Wirksamkeit 
einstellen.  In  vielen  Fällen  wagten  andererseits  die  von  der 
öffentlichen  Gewalt  nicht  unterstützten  und  die  Volkswuth 
fürchtenden  Richter  nicht  zu  verurtheilen  ^).  So  übten  Diebe 
lind  Räuber  ungestört  ihre  Frevel,  ohne  hemmende  Rolizei, 
ohne  strafende  Richter. 

Kaum  gab  es  jemals  eine  Regierung,  der  so 
ungeheure  Hilfsquellen  zur  Verfügung  standen, 
wie  den  revolutionären  Machthabern;  wohl  nie- 
mals aber  gerieth  irgend  eine  Regierung  in  eine 
so  verzweifelte  finanzielle  Hilflosigkeit,  dass 
sie  nicht  einmal  den  elementarsten  Anforde- 
rungen zu  genügen  vermocht  hätte,  w’ i e diese. 

Das  System  des  privaten  wie  des  öffentlichen  Raubes 
wurde  durch  das  Heer  auch  in  das  Ausland  übertragen.  Die 
Beträge  der  geplünderten  Massen  entziehen  sich  der  Be- 
rechnung. Nur  annäherungsweise  lässt  sich  feststellen,  dass 
die  Beute  der  jacobinischen  Corsaren  und  die  Geldcontri- 
butionen  in  Belgien,  Holland,  Deutschland  und  Italien  auf 
655  Millionen,  die  geraubten  Gold-  und  Silbergerätbe  und 
andere  Kostbarkeiten  sowie  Kunstwerke  auf  305  Millionen, 
die  Requisitionen  in  Natur  auf  361  Millionen , die  Contis- 
cationen  beweglicher  und  unbeweglicher  Güter  auf  700  Milk, 
die  Gesammterträge  dreier  Jahre  also  1799  auf  etwa 
zwei  Milliarden  geschätzt  wurden^). 

In  dem  Chaos  der  Revolution , in  dem  Jedermann  be- 
fehlen, Niemand  gehorchen  wollte,  in  dem  die  Gewalthaber 

S.  213:  „J’ai  essaye  de  faire  ressortir  . . . l’unite  des  vues  ad- 
mirables  qui  presida  presque  toujours  aux  resolutions  de  ces  diffeientes 
Comites,  et  assura  des  le  premier  nioment  ä l’ceuvre  revolutionnaire 
et  ä cette  partie  qui  en  est  ä la  fois  le  point  culminant  et  comme  la 
partie  maitresse,  l’orgaiiisation  de  l’enseigiiement  primaire,  une  solidite 
qui  se  manifeste  non  par  les  Oeuvres,  mais  par  les  idees.“ 

0 V.  Sybel,  a.  a.  0.  15  35  ff. 

*)  Taine,  La  Revolution.  III  615.  616. 
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im  Zustande  ungezügelter  Wildheit  erscheinen,  ward  jeder 
Arbeitstrieb  verscheucht.  Aber  selbst  für  die  zur  Arbeit  Ge- 
neigtesten w-urdenalleThätigkeitsbedingungeu  hinweggeräumt: 
die  zur  Arbeit  nothwendige  Ruhe  und  Sicherheit  fehlte  da, 
wo  weder  ein  Gesetz  geachtet,  noch  zuverlässige  Rechts{)tlege 
geübt  ward,  wo  alle  Gedanken  lediglich  auf  Erhaltung  des 
bedrohten  Lebens  gerichtet  sein  mussten.  Keine  Frucht  der 
Arbeit  war  gesichert,  kein  menschlicher  Verkehr  ausserhalb 
der  Familie  zulässig,  da  man  in  Jedermann  Räuber  oder  Späher 
argwöhnen  musste.  Bei  der  Plünderung  der  Reichen  wurden 
zunächst  die  als  solche  ermittelten  Unternehmer  betroffen,  die 
überdies,  angesichts  der  Auflösung  aller  Ordnung,  von  ihren 
Arbeitern  keine  Zucht,  keine  Disciplin,  keine  Anerkennung 
irgend  einer  Autorität  erwarten  durften.  Dazu  wurden  be- 
sonders alle  Kaufleute  von  den  Jacobinern  verfolgt;  ausser- 
dem ward  jeder  Handel  durch  das  angemasste  Requisitions- 
recht unmöglich  gemacht;  auch  wagte  niemand,  sich  Luxus- 
gegenstände, wie  Gold-  und  Silberarbeiten,  anzuzeigen,  viel- 
mehr wurden  solche,  wie  alle  Reichthum  verrathendeu  Dinge, 
von  ihren  Besitzern  nach  Möglichkeit  verborgen.  5'on  Credit 
und  Zuverlässigkeit  der  Verträge  war  keine  Rede.  Die 
Assignatenwirthschaft  endlich  entzog  bei  der  Unsicherheit 
im  Werthmasse,  die  sie  hervorrief,  in  Verbindung  mit  den 
Zwangstaxen , jede  Aussicht  auf  Erlangung  entsprechender 
A rbeitsäquivalente.  W ä h r e n d u n g e h e u r e Eigenthums- 
massen verheert,  verwüstet,  geplündert  und 
auch  die  da  rauf  bezüglichen  Urkunden  — wiedie 
Grundbücher  — zerstört  wurden,  ward  also  die 
Möglichkeit  der  Bildung  neuen  Eigenthunis 
nahezu  ausgeschlossen.  Dazu  wurde  die  erste  Er- 
ziehung der  Menschen  zur  Arbeit  durch  die  Verwahrlosung 
der  Schulen  verkümmert,  durch  die  Verpönung  alles  Hervor- 
ragenden , Ausgezeichneten  als  aristokratisch , jedes  Streben 
nach  Höherem  unterdrückt.  Neben  den  unerlässlichsten  V 

Bedingungen  ruhigen  Schaffens  fehlte  es  bei  der  fort-  ' 

währenden  Bedrohung  des  Lebens  an  jedem  Sparsinne;  an- 
statt auf  Erwerb  war  man  auf  Genuss,  also  auf  Verzehr, 

Felix,  Eigeiitlium.  IV.  2.  II.  32 
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bedacht.  Es  ist  unter  solchen  Bewandtnissen  erstaunlich, 
dass  die  zur  Erhaltung  der  Menschen  alleruothwendigste 
Arbeit  verrichtet  werden  konnte. 

Zu  den  zahlreichen  auffallendeu  Coutrasten,  welche  die 
Revolution  darbot,  gehörte  es,  dass  sie,  bei  aller  Gewalt- 
samkeit des  Verfahrens  gegen  das  Eigeuthum  und  bei  ihrer 
kräftigen  Betonung  der  Gleichheitsidee,  allzuoft  die  Ansicht 
von  der  Nothwendigkeit  gewisser  mit  dem  Eigenthum  zu 
verknüpfenden  Vorrechte  verrieth.  Verstärkt  wurde  diese 
Anschauung  durch  das  Vorbild  der  Verfassungen  der  drei- 
zehn amerikanischen  Staaten , deren  jede  ausdrückt  oder 
andeutet,  dass  ein  gewisser  Wohlstand  die  Bedingung  der 
Freiheit  und  daher  der  Fähigkeit  zur  Ausübung  bürgerlicher 
Rechte  ist,  wobei  in  Frankreich  nach  physiokratischen  Grund- 
sätzen an  Grundeigen thum  gedacht  wurde*).  Zu  den  am 
12.  December  1789  vorgeschriebenen  Erfordernissen  des 
Bürgers  (citoyen  actif)  gehörte  die  Zahlung  einer  directen 
Steuer  (contributiou)  im  Werthe  dreier  Arbeitstage,  wobei 
die  den  dienenden  Ständen  angehörenden  Personen  aus- 
geschlossen blieben.  Um  das  Wahlrecht  in  die  National- 
versammlung ausühen  zu  können , musste  man  eine  Steuer 
im  Werthe  von  zehn  Arbeitstagen  und  um  wählbar  zu  sein, 
eine  Steuer  von  einer  Mark  Silber  (54  Livres)  entrichten 
und  ausserdem  (auf  Grund  eines  ersten  Amendements)  irgend 
welches  Grundeigenthum  nachweisen.  Diese  Bestimmungen 
erregten  später  heftigen  Widerstand  einer  Partei,  an  deren 
Spitze  Robespierre  stand,  der,  wie  es  scheint,  dadurch  seine 
aussergewöhnliche  Popularität  erlangte.  Am  27.  April  1791 
sprach  er  gegen  den  Census  überhaupt  und  am  28.  Mai  gegen 
die  Steuer  einer  Mark  (le  marc  d’argent^).  Am  11.  August 
1792  unterdrückte  die  Nationalversammlung  den  Unterschied 
zwischen  „citoyens  actifs  et  non  actifs.“  Die  Verfassung 
vom  24.  Juni  1793,  die  demokratischeste  aller  französischen 
Verfassungen,  hatte  die  Volkssouveränetät  zur  Grundlage, 

Aulard,  a.  a.  0.  S.  27. 

2)  a.  a.  0.  S.  99.  100. 
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die  durch  das  allgemeine  Stimmrecht  ausgeübt  wurde.  Doch  i 

ward  der  Census  durch  die  Constitution  des  Jahres  IIP 
wiederhergestellt,  welche  die  Wählbarkeit  auf  das  Vermögen 
und  die  Fähigkeit  gründete,  aber  die  Bedingung  des  Grund- 
besitzes fallen  liess. 

Wenn  ungeachtet  der  dem  Eigenthum  zuerkaunten  Vor- 
rechte der  Socialismus  — wie  wir  hier  bereits  augedeutet  und 
an  anderer  Stelle*)  nachgewiesen  haben  — während  der 
Revolution  theilweise  verwirklicht  worden  ist,  so  erklärt  sich 
dies  durch  den  Umstand,  dass  die  Revolution  nichts  weniger 
als  systematisch,  sondern  rein  empirisch  verfuhr.  Nicht  nur 
ihre  verschiedenen  Phasen  bekunden  auffallende  Widersprüche, 
wir  gewahren  solche  auch  bei  Betrachtung  der  einzelnen 
hervorragenden  Persönlichkeiten.  So  bezeichnet  Robespierre 
in  einer  im  April  1791  veröffentlichten  Schrift  die  Un- 
gleichheit des  Besitzes  zwar  als  ein  Uebel,  aber  als  ein  noth- 
wendiges  und  unabänderliches  Uebel,  dagegen  bekennt  er 
sich  seit  April  1793  entschieden  zum  Socialismus  Im 
Dezember  1792  erklärte  Hebert  im  „Pöre  Duchesne“,  dass 
die  Einführung  der  vollkommenen  Vermögensgleichheit  un- 
möglich sei ; denn  angenommen,  dass  alle  Bürger  über  gleich 
grossen  Grund  und  Boden  zu  verfügen  hätten,  so  würde 
doch  jeder,  der  es  verstände  sein  Feld  besser  zu  bebauen 
sowie  der  Kräftigere  und  Fleissigere,  bald  reicher  als  seine 
Nachbarn  werden  2).  I,n  März  1793  wird  Jedermann  mit 
Todesstrafe  bedroht,  der  ein  agrarisches  oder  irgend  ein 
anderes  gegen  das  unbewegliche,  kaufmännische  und  in- 
dustrielle Eigenthum  gerichtetes  Gesetz  einbringt  und  ferner 
mit  Todesstrafe  oder  sechsjährigem  Zuchthaus  Jedermann, 
der  durch  seine  Schriften  zum  Morde  oder  zur  Eigenthums- 
\eiletzung  verleitet^).  Dagegen  lautet  ein  auf  Antrag  von  ; 

Saiiit-Just  erdossenes  Decret  vom  13.  ventöse  an  II  dahin, 

<lass  alle  Gemeinden  der  Republik  Verzeichnisse  der  dürftigen  I 

Patrioten  anzufertigen  haben,  worauf  der  Wohlfahrtsausschuss 

*)  Felix,  Kritik  des  Socialisinus.  Leijizig  1892.  S.  69—76. 

2)  Aulard,  a.  a.  ().  S.  450. 

®)  a.  a.  0.  S.  360.  ii 
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einen  Bericht  erstatten  werde  über  die  Art,  wie  die  Un- 
glücklichen durch  die  Güter  der  Feinde  der  Revolution  zu 
entcchädigen  seien.  Den  Reichen  ihren  Ueberduss  zu  nehmen, 
um  ihn  den  Armen  zu  geben  und  so  eine  Art  von  Aus- 
gleichung der  Yermögen  herbeizuführeu , das  empfehlen  um 
diese  Zeit  nicht  bloss  die  Reden  der  Volkstribunen,  sondern 
gebieten  sogar  die  Gesetze’). 

Unter  den  während  der  Revolution  hervorgetretenen 
Socialisten  ist  zunächst  der  Abbe  Fauchet  zu  nennen,  der 
dem  Club  der  Freimaurer,  cercle  social,  augehörte,  dessen 
hervorragendster  Redner  und  bei  dessen  Zeitschrift,  Bouche 
de  fer,  er  1791  als  Redacteur  thätig  war.  Aus  den  nord- 
amerikanischen bills  of  rights  leitete  er  das  Recht  auf  Arbeit 
ab  und  forderte,  dass  Jedermann  die  Mittel  zum  Lebens- 
unterhalte, Niemand  aber  zu  viel  haben  solle.  Unter  den 
Vertretern  des  anarchischen  Socialismus  ragte  Marat  hervor, 
der  zur  Plünderung  der  Magazine  aufforderte;  ferner  Chau- 
mette,  der  es  als  Aufgabe  seiner  Partei  betrachtete,  nach 
dem  LTntergange  des  Adels  und  des  Königthums  die 
Aristokratie  der  Reichen  zn  stürzen ; Tallien,  der  die  Eigen- 
thümer  öffentliche  Diebe  nannte;  Loustalot,  der  es  beklagte, 
dass  die  Armen,  welche  die  Revolution  machten,  keinen 
Nutzen  daraus  schöpften,  Prudhomme,  der  die  gesetzliche 
Gleichstellung  der  Vermögen  ankündigte;  Dupont,  der  den 
Müssiggang  und  die  Unwissenheit  als  Verbrechen  betrachtet 
wissen  wollte;  Armand  (de  la  Meuse),  der  Vorläufer  Babeufs; 
Fouchö,  der  nachmalige  Herzog  von  Otrante,  der  in  Ant- 
werpen und  in  Lyon  die  sociale  Revolution  zu  fördern  suchte; 
endlich  Brissot  de  Warville,  dessen  um  1780  erschienenes 
Buch  Recherches  philosophiques  sur  la  propriete  et  sur  le  vol 
den  Satz  enthält : „La  propriötö  exclusive  est  uu  vol“,  <len  also 
Proudhon,  dem  er  zugeschrieben  wurde,  von  Warville  ent- 
lehnt hatte.  Der  offizielle  oder  doctrinäre  Socialismus  wurde 
vornehmlich  durch  Saint -Juste  und  Robespierre  vertreten, 
Babeuf,  der  in  Folge  seines  Vorschlages  der  gleichmässigen 


a.  a.  0.  S.  456.  457. 
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Bodenvertlieilung  den  Namen  Cajus  Gracchus  annahm,  fragt 
in  seinem  Journale  Tribun  du  peuple  (15  brumaire  an  IV): 
was  ist  die  Revolution?  Die  Antwort  lautet:  Ein  erklärter 
Krieg  zwischen  Patriciern  und  Plebejern,  zwischen  Reichen 
und  Armen.  Er  verlangt  die  Auslieferung  alles  Eigenthums 
an  die  Regierung ; man  müsse  alle  grossen  Eigenthümer  ver- 
nichten und  die  anderen  schrecken.  Da  aber  die  Bevölkerung 
zu  zahlreich  sei,  als  dass  man  eine  befriedigende  Theilung 
vornehmen  könnte,  so  müssten  die  sans-culottes  geopfert 
werden;  dann  erst  vermöchten  die  Anderen  in  Sicherheit 
zu  geniessen.  Dieses  Project  nqnnte  Babeuf  eine  Art  anti- 
cipirten  Malthusianismus.  Er  selbst  verurtheilte  das  von 
ihm  empfohlene  IMittel,  das  aber  um  des  Zweckes  willen  zu 
billigen  sei’).  Die  Entdeckung  der  Verschwörung  und  das 
tragische  Ende  Babeufs  sind  allbekannt. 

Weitere  Widersprüche  gewahren  wir  hinsichtlich  des 
namentlich  in  seinen  Beziehungen  zum  Eigenthum  hervor- 
:gehobenen  Unterrichtswesens.  Angesichts  der  von  so  vielen 
Wortführern  der  Revolution  zur  Schau  getragenen  Ver- 
achtung alles  Bildungswesens  erscheint  es  merkwürdig,  dass 
auch  von  Seiten  revolutionärer  Socialisten  die  Noth Wendig- 
keit des  Unterrichts  betont  wird.  Das  Journal  „les  Rö- 
volutions  de  Paris“  brachte  am  29.  .Januar  und  5.  Februar 
1791  einen  „Des  pauvres  et  des  riches“  betitelten  Artikel 
des  Inhalts,  dass  der  Arme  nicht  mehr  unter  dem  Titel 
einer  milden  Gabe  das  empfangen  dürfe,  was  er  vermöge 
seines  Rechtes  und  seiner  Macht  fordern  könne,  und  dass 
er  auch  nicht  zur  Dankbarkeit  für  das  verpfiichtet  sei , was 
er  nur  als  einen  schwachen  Anfang  verspäteter  und  er- 
zwungener Rückerstattung  betrachten  müsse.  Die  Armen, 
heisst  es  weiter,  werden  alle  eines  Tages  Eigenthümer 
werden;  „aber  zu  diesem  Behufe  müsst  ihr  die  Aufklärung 
(des  lumieres)  gewinnen,  die  euch  noch  fehlt.  Die  Fackel 
des  Unterrichts  muss  euch  auf  dem  Wege  zwischen  euren 

0 Janet,  Les  origines  du  socialisme  coiitemporain.  Revue  des 
deux  inondes  XL.  1880. 
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Kechteii  und  euren  Pflichten  leiten“ »).  In  ähnlichem  Sinne- 
äusserte  sich  Rabaut  Saint-Etienne  in  der  Chronique  de  Paris 
vom  19.  und  21.  Januar  17932).  Die  Verfassung  vom  Jahre  1793 
gibt  dieser  Anschauung  einen  präcisen  Ausdruck  in  dem 
Satze : der  Unterricht  ist  das  Bedürfniss  Aller  und  die  Gesell- 
schaft schuldet  ihn  gleichmässig  allen  ihren  Mitgliedern. 

Einen  fernem  Widerspruch  mit  ihren  Grundsätzen  ver- 
rieth  die  revolutionäre  Regierung,  indem  sie  sich  geuöthigt 
sah,  im  eigenen  Interesse  die  Freiheit  der  Arbeiter  ein- 
zuschränken. Am  22.  frimaire  an  II  wurde  eine  Staats- 
waffenfabrik eingerichtet;  es  ward  nun  den  Arbeitern  streng 
untersagt,  Verabredungen  unter  einander  zu  treffen;  auch 
wurden  alle  Versuche  gemeinsamer  Arbeitseinstellungen  unter- 
drückt ®). 

Die  geschilderten  beklagenswerthen  Verirrungen  ver- 
mochten nicht,  den  unermesslichen  Werth  der  Wohlthaten^ 
welche  die  Menschheit  der  französischen  Revolution  verdankt, 
im  mindesten  zu  verringern.  Auch  ihre  Wirkungen  für  die 
Entwicklung  des  Eigenthums  sind  höchst  bedeutsam.  Unter 
ihrem  Einflüsse  nahmen  die  Staaten  des  Continents  einen 
modernen  Character  an.  Indem  die  Revolution  den  Polizei- 
staat zerschmetterte  und  an  seine  Stelle  den  Rechtsstaat 
setzte  , gewährleistete  sie  den  Staatsbürgern  Freiheit  der 
Person  und  des  Eigenthums  und  schuf  die  seit  dem  Mittel- 
alter  so  sehr  vermisste  Rechtssicherheit.  Indem  das  Volk 
die  Theilnahme  an  der  Gesetzgebung,  die  ihm  so  lange  vor- 
enthalten worden  war,  wieder  gewann,  entschied  fortan  an 
Stelle  der  persönlichen  Willkür  der  Regierenden  das  Gesetz 
auch  in  Eigenthumsangelegenheiten.  Im  17.  Artikel  der 
Erklärung  der  Menschen-  und  Bürgerrechte  wird  die  Un- 
verletzlichkeit des  Eigenthums  und  damit  zum  erstenmale 
für  Frankreich  das  Recht  auf  Entschädigung  bei  Ent- 
eignungen ausges})rochen.  Eine,  wenn  auch  nicht  absolute, 

*)  Aulard,  a.  a.  0.  S.  90.  91. 
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doch  relative  Rechtsgleichheit  trat  durch  gesetzliche  Auf- 
hebung der  Privilegien  ein,  wodurch,  sowie  in  Folge  einer 
rationelleren  Anlage  der  Auflagen  und  der  Controle  des 
Staatshaushalts,  der  Steuerdruck,  der  zu  Gunsteu  des  Adels 
und  der  Geistlichkeit  auf  Bürgern  und  Bauern  gelastet 
hatte,  erheblich  gemildert  wurde.  Die  Rechtsgleichheit  ward 
auch  durch  Wiederherstellung  des  gleichen  Erbrechtes  sowie 
durch  eine  gerechte  Abänderung  der  Wehrverfassung  und 
durch  die  Bestimmung,  dass  Niemand  seines  religiösen  Be- 
kenntnisses wegen  beunruhigt  werden  dürfe,  gesteigert.  Die 
Beseitigung  des  Zunftzwanges  erhöhte  die  Unabhängigkeit 
und  Erwerbsfähigkeit  der  Arbeiter.  Die  Aufhebung  der 
Reste  des  Feudalismus  war  befreiend  für  die  Bauern,  die 
nun  erst  wirkliche  Eigenthümer  wurden.  Der  Verkauf  der 
Aemter,  der  die  Leistungen  der  Beamten  ebenso  wie  die 
Staatsffnanzen  beeinträchtigt  hatte,  hörte  auf  und  die  Stellen 
wurden  nun  allen  Ständen  zugänglich.  Durch  die  Press- 
freiheit und  die  Unterrichtspflicht  — deren  Nothwendigkeit 
sich  den  revolutionären  Regierungen  in  Folge  der  Unwissen- 
heit vieler  ihrer  Wortführer  aufdrängte  — wurde  ein  grosser 
Theil  des  Volkes  erst  mündig  und  zu  reicherem  Erwerbe 
befähigt. 

In  den  Colonien  wurden  unmittelbar  vor  Ausbruch  der 
Revolution  wichtige  Reformen  angebahiit.  In  den  ersten 
Julitagen  1789  sagte  der  Abgeordnete  Garat  in  einer  Rede 
aus  Anlass  einer  Colonialabordnung:  „Sans  discussious  et 
Sans  döbats  vous  avez  unanimement  prononcö  qu’  uiie  co- 
lo nie  est  une  ])rovince:  ce  qui  ne  rösout  pas  seulement, 
mais  ce  qui  supprime  ä jamais  d’un  mot  ces  questions  sur 
les  mötropoles  et  les  colonies,  qui  en  Angleterre  ont  produit 

taut  de  livres “ „Sage  et  heureuse  sera  la  nation 

qui  la  premiöre  saura  plier  la  politique  aux  circonstances 
nouvelles  quiconsentira  ä ne  voirdansses  colonies 
que  des  provinces  alliöes  et  non  plus  sujettes  de 
la  mötropole“ *). 

*)  Lettres  du  comte  de  Mirabeau  ä ses  commettans.  Londres  1789. 

1 371  fl. 
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Alsbald  fanden  die  Ereignisse  des  Mutterlandes  ihr 
Echo  in  den  Colonien. 

Am  8.  Mälz  1/90  wurde  durch  Annahme  des  Barnave- 
schen  \ oischlages  die  Selbstverwaltung  der  französischen 
Colonien  ausgesprochen.  Am  15.  Juni  1791  ward  der  Be- 
schluss gefasst,  die  Colonien  den  französischen  Departements 
gleichzustellen : sie  sollten  nun  Abgeordnete  für  das  Par- 
lament und  Mitglieder  zum  Cassationshofe  absenden.  Doch 
gingen  1793  1794  St.  Domingo  und  die  anderen  Antillen 
verloren.  Alsbald  schritt  man  mit  Erfolg  zur  Wieder- 
eroberung dieser  Colonien. 

Auf  Anregung  von  Boissy  d’Anglas  wurde  am  4.  August 
1795  ein  — 1799  von  Bonaparte  abgeänderter  — Beschluss 
folgenden  Inhalts  genehmigt:  „Die  französischen  Colonien 
in  allen  Theilen  der  Welt  bilden  einen  unabtrennbaren  Theil 

dei  fianzösischen  Republik  und  sind  denselben  Verfassungen 
unterworfen“  D. 

Allerdings  gelangten  später  die  ausschweifenden  Ideen 
Bonapartes , der  Aegypten  zu  erobern  und  dadurch  den  Weg 
nach  Indien  sich  zu  bahnen  dachte,  in  Folge  der  Ueberlegenheit 
dei  Engländei  zur  See,  nicht  zur  ^ erwirklichung.  Ihr  Sieg  über 
die  französische  Flotte  bei  Almkir  war  entscheidend.  Anstatt  der 
ihnen  in  Indien  zugedachten  Katastrophe  erweiterten  und  befes- 
tigten sie  ihre  Herrschaft  in  ungeahnter  Weise. 

Die  Wohlthaten  der  Revolution  beschränkten  sich  nicht 
auf  Frankreich  und  seine  Colonien.  Sie  hatte  eine  propa- 
gatorische  Gewalt.  Die  Grundsätze,  die  sie  offenbarte,  fanden 
überall  jubelnden  Widerhall,  der  sich  nicht  selten  in  scharfem 
Widerstande  gegen  die  Regierungen  äusserte.  Waren  ja  die 
Folgen  des  Absolutismus  allenthalben,  w'enn  auch  nicht  in 
demselben  Masse  wie  in  Frankreich,  fühlbar.  Zunächst  sorgte 
das  französische  Heer  für  die  Verbreitung  der  befreienden 
Gesetze,  die  mitten  in  den  angedeuteten  furchtbaren  Stürmen 
gewonnen  worden  waren.  Am  15.  December  1792  erliess 
der  Nationalconvent  folgenden  Beschluss:  In  den  Ländern, 


9 Zimmermann , Die  Coloinalpolitik  Frankreichs.  Berlin  1901. 
S.  259  ff. 
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<lie  von  den  republikanischen  Armeen  besetzt  werden,  haben 
die  Generäle  alsbald  im  Namen  der  französischen  Nation  die 
Volkssouveränetät,  die  Abschaffung  der  feudalen  Lasten,  der 
Dienstbarkeit  und  sämmtlicher  Privilegien  zu  verkündigen. 

Die  propagandistische  Kraft  der  Revolution  zeigte  sich 
w'ohl  nächst  in  Belgien,  wo  der  Eindruck  der  unmittelbarste  ' 

war,  am  mächtigsten  in  Deutschland.  Hier  muss  es  vor- 
nehmlich als  eine  der  Folgen  der  Revolution  bezeichnet 
werden,  dass  die  Idee  der  Säcularisationen,  durch  die  Preussen 
und  andere  Staaten  für  ihre  Abtretungen  entschädigt  werden 
sollten , so  leicht  Eingang  fand.  Und  dies  sogar  in  Oester- 
reich, da  die  dem  Kaiser  Franz  verwandten  Fürsten  von 
Toscana  und  Modena  an  Stelle  der  italienischen  Gebiete, 
die  ihnen  entrissen  worden  waren,  mit  Salzburg  und  Passau 
ausgestattet  werden  sollten. 

Als  weitere  Wirkung  der  Revolution  ist  hervorzuheben, 
dass  zunächst  die  preussischen  Regierungen  daran  gingen, 
die  Adelsvorrechte  entschieden  zu  bekämpfen,  wobei  Harden- 
berg besonderen  Werth  darauf  legte,  dass  zwei  Männer  von 
ältestem  Adel  wie  er  selbst  und  der  Freiherr  von  Altenstein 
sich  an  die  Spitze  der  Gegner  dieser  Vorrechte  stellten. 

Hardenberg  forderte  vor  Allem  die  Aufhebung  der  Steuer- 
befieiungen  des  Adels,  da  dieser  nicht  mehr  die  Dienste 
leiste,  deren  Aequivalente  diese  Befreiungen  sein  sollten^). 

In  seiner  Denkschrift  über  die  Reorganisation  des  preussischen 
Staates  vom  September  1807  spricht  sich  Hardenberg  noch 
besonders  darüber  aus,  dass  die  Staatsämter  nicht  kasten- 
mässig,  sondern  ohne  Rücksicht  auf  irgend  einen  Stand 
lediglich  nach  Befähigung  und  Verdienst  zu  besetzen  seien. 

Ebenso  müsse  die  Aussicht  auf  Beförderung  für  alle  Soldaten 

gleich  sein,  wobei  ebenfalls  einzig  und  allein  das  Verdienst 

entscheidend  sein  solle.  Merkwürdig  erscheint  es,  dass  schon 

Hardenberg  die  Ansicht  äusserte,  dass  die  militärische  Ge- 

lichtsbarkeit  auf  die  Dienst-  und  Discij)linarangelegenheiten  ’» 

211  beschränken  und  dass  in  allem  Uebrigen  das  Militär  den 

) Ranke,  Hardenberg  und  die  Gescbichte  des  preussischen  Staates. 

III  60.  61. 
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ordsntlichen  EichtBrn  und  den  Polizeibehörden  unterzuordnen 
sei.  Als  besonders  dringend  bezeichnet  er  die  Sorge  für  den. 
zahlreichsten,  wichtigsten,  aber  am  meisten  A’ernachlässigten 
aller  Stände,  den  Bauernstand  ^). 

Napoleon  konnte  bei  all  seinen  despotischen  Neigungen 
nicht  umhin,  den  neuen  Ideen,  auch  bei  seinen  Beziehungen 
zu  Deutschland,  zu  huldigen.  Der  erste  seiner  Briefe  au 
seinen  Bruder  Jörome  als  König  von  Westfalen  vom  7.  Juli 
1807  enthält  folgende  Stelle:  „Mon  Intention  d’ailleurs  en 
\ous  ötablissant  dans  votre  royaume  est  de  vous  donner  une 
Constitution  röguliöre  qui  efface  dans  toutes  les  classes  de 
vos  peuples  ces  väines  et  ridicules  distinctions“.  Bald  darauf 
schärft  er  seinem  Bruder  ein,  bei  allen  Anstellungen  den 
dritten  Stand  zu  bevorzugen^). 

Es  zeigt  oftenbar  auch  eine  entschiedene  Einwirkung^ 
der  Revolution  auf  die  österreichischen  Staatsmänner,  wenn 
Kaunitz  1791  äussert,  dass  England  seinen  Ruhm  und  seine 
Grösse  einzig  und  allein  seiner  Verfassung  verdanke®). 

Folgte  auch  der  Revolution  die  Reaction,  die,  wie  nach 
einem  Naturgesetze,  von  jeder  Umwälzung  unzertrennlich  ist 
(in  Frankreich  besorgten  sie  die  zurückgekehrten  Emigrirten 
aller  Schattirungen  — „römigration  c’est  l’ancien  rögime 
survivant  sa  chute“  ^)  — ),  und  wurden  nun  auch  ihre  Er- 
rungenschaften den  meisten  europäischen  Völkern  durch 
längere  Zeit  zu  grossem  Theile  wieder  verkümmert,  die 
Theilnahme  an  der  Gesetzgebung,  den  bestimmtesten  Zusagen 
entgegen,  verwehrt,  so  war  doch  der  Eindruck  ein  zu  mäch- 
tiger und  nachhaltiger,  als  dass  ihre  Früchte  den  von  Zeit 
zu  Zeit  stürmisch  mahnenden  Völkern  dauernd  hätten  vor- 
enthalten werden  können.  Und  so  leitet  dieses  grosse  Er- 
eigniss eine  neue  Aera  entschiedensten  Fortschrittes  in  der* 
Geschichte  der  Menschheit  überhaupt  und  in  der  Entwicklung 
des  Eigenthums  insbesondere  ein. 

*)  a.  a.  0.  III  375  ff. 

*)  a.  a.  0.  III  61. 

®)  Vgl.  Heigel,  Deutsche  Geschichte.  Stuttgart  1899.  I 469. 

*)  Sorel,  L’Europe  et  la  Revolution  fran^aise.  II  165. 


Wir  schreiten  nun  zur  Zusammenfassung  der  Ergebnisse 
unserer  Forschung. 


Aller  Besitz  ging  ursprünglich  aus  der  Natur  hervor, 
deren  Gaben  nicht  nur  alle  Bedürfnisse  primitiver  Menschen 
befriedigten,  sondern  ihnen  auch  als  Grundlagen  nützlicher 
Thätigkeit  dienten,  in  welcher  Weise  sie  bis  in  die  Gegen- 
wart fortwirken.  So  hat  der  Reichthum  Grossbritanniens 
und  Belgiens  an  Kohlen  und  Eisen  die  industrielle  Blüte 
dieser  Lcänder  vornehmlich  geschalTen,  womit  ihnen  eine  der 
hervorragendsten  Bedingungen  ihres  Wohlstandes  verliehen 
worden  ist.  Diese  Spenden,  nach  der  Örtlichkeit  überaus 
verschieden,  wurden  teils  durch  mühelose  Besitzergreifung 
(Occupation),  teils  durch  anstrengende  Arbeit  erlangt.  Die 
Localität  war  auch  sonst  von  mächtigem  Einflüsse  auf  die 
Wohlfahrt  des  Menschen  und  dessen  Entwicklung  zum 
Gütererwerbe,  für  die  wir  das  Vorhandensein  der  wichtigsten 
Bedingungen  in  der  gemässigten  Zone  erkannten.  Wir  ge- 
wahrten ferner,  dass  die  Nutzung  der  Erdausstattung  erst 
allmählich,  nach  Massgabe  der  Erkenntniss  der  Natur,  der 
Empfänglichkeit  für  manche  ihrer  Gaben  und  der  Ent- 
wicklung der  menschlichen  Vernunft  und  Regsamkeit  er- 
folgte. Schon  hieraus  geht  hervor,  dass  die  persönlichen 
Gaben,  die  die  Natur  dem  ^Menschen  verlieh,  für  die  Ent- 
wicklung des  Eigenthums  noch  wichtiger  waren,  als  die. 
mit  welchen  die  Erde  ausgestattet  wurde.  Unter  jenen  war 
zuerst  die  körperliche  Kraft  und  die  Schärfe  der  Sinne  von 
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Wichtigkeit,  Erst  nach  weiterer  Entwicklung  gelangten 
die  geistigen  Vorzüge  zur  Geltung,  unter  denen  der  von 
der  Phantasie  unterstützte  Nachahmungstrieb  zunächst  zu 
Tage  tiat.  In  dein  i\Iasse  als  die  geistigen  Anlagen  sich 
diiferencirten , wurde  die  anfängliche  Gewaltsamkeit  als 
Austiuss  der  herrschend  gewesenen  rohen  Kraft  gemildert, 
und  ward  das  Vermögen,  die  zunehmenden  Besitzesgegenstände 
zu  erwerben  und  zu  geniessen , erhöht.  Wir  sahen  weiter- 
hin, dass  die  Vererbung  physischer  wie  geistiger  Anlagen, 
deren  Einflüsse  in  günstiger  Richtung  überwiegen,  für  die 
Entwicklung  der  Cultur  und  also  auch  des  Eigenthums  von 
hoher  Wichtigkeit  ist. 

Wir  lernten  auch  die  Natur  als  Erzieherin  kennen,  als 
welche  sie  sich  zunächst  durch  die  dem  Menschen  auf- 
genöthigte  Bekäm])fuug  von  Widerständen  jeder  Art  bewährte, 
durch  welche  Widerstände  er  allmählich  Jäger,  Thierzähmer 
und  -Züchter  und  Ackerbauer  wurde.  Durch  die  Gefahren, 
die  von  der  Befahrung  des  Meeres  unzertrennlich  sind,' 
weckt  dieses  den  Muth  und  die  Unternehmungslust  und 
durch  seine  ungeheure  Ausdehnung  den  Freiheits-  und  Un- 
abhängigkeitssinn. Durch  die  Erweiterung  des  Gesichts- 
kreises und  die  Erhöhung  der  Thatkraft  wird  zunächst  die 
wii  thschaftliche  Entwicklung  der  Küsten-  und  Inselbewohner 
geföidert.  In  dem  Masse  als  die  Cultur  sich  entwickelt, 
verdanken  die  Seestaaten  der  Gunst  der  Naturlage  ihre 
durch  Schifffahrt  und  Colonisation  erworbenen  Reichthümer. 
Auch  die  Anstrengungen,  denen  die  Gebirgsbewohner  aus- 
gesetzt sind,  erhöhen  ihre  Fähigkeiten,  die  durch  den  Drang 
nach  der  Ferne  weiter  entwickelt  werden.  Naturerzeugnisse, 
die  in  den  Gewerben  Anwendung  finden,  vereint  mit  der 
vorbildlichen  Thätigkeit  der  Thiere,  wecken  die  industrielle 
Begabung  des  Menschen,  während  die  Schönheit  der  Natur 
seine  Phantasie  befruchtet  und  ihn  zur  Kunst  erzieht. 
Durch  die  Ungleichheit  der  Naturerzeugnisse  in  verschiedenen 
Gegenden  wird  der  Mensch  nach  M^eckung  des  Sinnes  für 
mannigfaltigere  Bedürfnisse  zum  Handel  mit  seiner  die 
Cultur  fördernden  Wirkung  erzogen.  Auch  in  Betreff  der 
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erziehenden  Thätigkeit  der  Natur  erscheinen  die  Bewohner 
der  gemässigten  Zone  besonders  begünstigt.  Während  in 
den  Tropen  die  Menschen  durch  die  Üppigkeit  der  Natur 
verwöhnt  werden,  hält  sie  die  Kargheit  dieser  Gaben  in 
den  Polargegenden  in  ihrer  Entwicklung  zurück. 

Die  Fürsorge  der  Natur  für  den  IMenschen  wandelt 
sich  jedoch  zuweilen  in  das  Gegentheil,  indem  sie  auch 
hemmend,  zerstörend  und  vernichtend  wirkt.  Allbekannt 
ist  z.  B.  die  zersetzende  Eigenschaft  des  Sonnenlichtes,  die 
wir  durch  das  Abblassen  der  Farben  gewahren.  Verhängniss- 
voller  ist  die  versengende  Kraft  der  Sonnenstrahlen,  als 
deren  Folgen  Dürre,  Verheerungen  unter  Viehheerden, 
Huiigersnoth  und  deren  mittelbare  Wirkungen,  wie  Abnahme 
des  Verkehrs,  des  Verbrauchs  und  der  Arbeit  erscheinen. 
Ferner  erinnern  wir  an  die  zerstörende  Kraft  der  Atmosphäre 
(Verwitterung,  Fels-  und  Bergstürze,  Stürme,  Cyclonen). 
Am  verheerendsten  jedoch  wirken  die  unterirdischen  Natur- 
gewalten, wie  Vulkanausbrüche  und  Erdbeben.  Weiterhin 
zu  erwähnen  ist  die  zerstörende  Gewalt  des  Meeres,  der 
Quellen,  Bäche,  Flüsse.  Ausserdem  ist  der  hemmenden 
Formen  der  Erdoberfläche  (Sümpfe,  Wüsten,  Steppen)  zu 
gedenken.  Verheerend  wirken  auch  die  Pflanzen-  und 
Thierparasiten,  wilde  Thiere,  Pflanzen-  und  Thierkrankheiten 
wie  Epidemien.  Endlich  gehören  hierher  die  Folgen  der 
Unvollkommenheit  der  menschlichen  Natur. 

Die  zerstörenden  Gewalten  führen  eine  Wandlung  in 
der  Natur  herbei,  die  auch  auf  vielfache  andere  Weise  fort- 
während bewirkt  wird.  So  erfolgen  bedeutsame  Um- 
bildungen durch  die  Hebungen  und  Senkungen,  die  in  allen 
Erdtheilen  beobachtet  werden,  welche  bei  plötzlichem  Ent- 
stehen mit  Landgewinn-  oder  Verlust  verknüpft  sind. 
Landzuwachs  erfolgt  ferner  durch  See-  und  Flussablagerungen 
(Anschwemmungen).  Auch  die  Klimate  ändern  sich  un- 
aufhörlich, wodurch  ein  Wechsel  der  Flora  und  Fauna  ein- 
tritt,  der  bald  wirthschaftliche  Vorteile,  bald  wirthschaftliche 
Katastrophen  bedeutet.  Verhängnissvoll  sind  die  Folgen  der 
Waldverwüstung  (Sumpfbildung,  Quellenversiegung,  Über- 
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scliwemmung,  Abnahme  der  vegetativen  Energie  u.  s.  w.). 
Für  Wirthschaft  und  Eigenthum  günstige  Wirkungen  dagegen 
werden  durch  Entsumpfungen,  Austrocknung  von  Seen, 
artesische  Brunnen,  Bewässerungscanäle,  Wiederbewaldungen 
erzeugt.  Auch  die  meisten  Eigenschaften,  die  Zahl  der 
Arten  und  die  Verbreitung  von  PHanzen  und  Thieren  zeigen 
fortwährenden  Wandel,  meistens  Veredlung  und  Ver- 
vollkommnung. Schon  im  Alterthum  war  die  für  die  Ent- 
wicklung der  Flora  und  Fauna  so  bedeutsame  Zuchtwahl 
bekannt.  Dagegen  sind  zahllose  Land-  wie  Seethier- 
gattungen vorzüglich  durch  rücksichtslose  Jagd  und  Fischerei 
theils  sehr  selten,  theils  ganz  ausgerottet  wmrdeu.  Auch  der 
Wandel  in  den  Mineralien  ist  häufig:  bald  tauchen  neue 
Bergwerke  auf,  bald  werden  alte  erschöpft.  — Von  der 
höchsten  Bedeutung  für  die  Entwicklung  des  Eigenthums 
sind  die  Wandlungen,  durch  die  der  Mensch  allmählich  ver- 
vollkommnet worden  ist.  Die  erziehenden  Eiutiüsse  der 
Natur  wurden  durch  Uebung,  Concentration  und  Anpassung- 
verstärkt.  Die  Fortschritte  sind  nicht  nur  iu  intellectueller, 
sondern  auch  in  sittlicher  Beziehung  erstaunlich.  Eine  be- 
deutsame Folge  der  allmählichen  Geschmacksverfeinerung 
ist  die  veredelnde  Empfänglichkeit  für  weibliche  Anniuth 
und  Schönheit,  die  von  wohlthätigem  Einflüsse  auch  auf 
die  wirthschaftliche  Lage  des  weiblichen  Geschlechtes  wurde, 
das  früher  nur  um  seiner  Arbeitskraft  willen  geschätzt 
worden  war  — sowie  für  landschaftliche  Schönheit,  wodurch 
auch  der  Werth  eines  beträchtlichen  Theiles  des  Grund- 
eigenthums erheblich  erhöht  wird. 

o 


Die  Gewaltsamkeit,  die  wir  als  Folge  der  ursprünglichen 
Herrschaft  der  rohen  Kraft  gew^ahrten,  erscheint  uns  auch 
bei  Betrachtung  der  auf  die  Entwicklung  des  Eigenthums 
einwirkenden  Sitten  und  Gebräuche.  Die  sittlichen 
Eigenschaften  schlummerten  anfangs  und  gelangten  erst  in 
dem  Masse,  als  ihre  Nothwendigkeit  zum  Bestände  der  Gesell- 
schaft erkannt  ward,  zur  Geltung.  So  wurden  ursprünglich 
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Baub  zu  Lande  wde  zur  See  und  Diebstahl  als  rechtmässige 
.Mittel  zum  Erwerbe  von  Eigenthum  betrachtet;  die  Kriege 
waren  Raubzüge,  wie  wir  es  noch  in  unseren  Tagen  bei 
Xatun-ölkern  wahrnehmen  konnten.  Erben  konnten  daher 
bei  vielen  AMlkern  nur  wehrhafte  Kinder;  starb  ein  Mann, 
ohne  solche  zu  hinterlassen,  so  wurde  sein  Gut  als  herren- 
los betrachtet  und  ohne  Rücksicht  auf  die  Wittwe  und 
uneiwachsene  Waisen  geraubt.  Der  Unsicherheit  wegen 
mussten  die  Kaufleute  noch  im  Mittelalter  stets  bewaffnet 
und  meistens  in  Gesellschaft  reisen,  oft  auch  bewaffnetes  Ge- 
leite zuweilen  wider  Willen  — Aon  Rittern  theuer  er- 
kaufen. Am  Raube,  namentlich  zur  See,  waren  Vornehme, 
darunter  Kirchenfürsten,  noch  im  15.  Jahrhundert  betheiligt! 

Gesteigert  wurde  die  Gewaltsamkeit  durch  die  Blutrache, 
die  zu  zahllosen  Fehden  führte.  Zu  den  die  Eigenthums- 
entwicklung hemmenden  häutigen  mittelalterlichen  Verbrechen 
gehörten  ferner  LTrkundenfälschung,  Falschmünzerei,  Treu- 
losigkeit und  Verrath  im  Bunde  mit  Bestechlichkeit  Die 
Rohheit  in  primitiven  und  zum  Theile  noch  in  mittelalter- 
lichen Zuständen  führte  ferner  oft  zu  schonungsloser  Ver- 
nichtung von  Thieren  und  anderen  Eigenthumsgegenständen. 

Da  die  Arbeit  die  vornehmste  Eigenthurasquelle  ist,  so  er- 
scheint die  Trägheit,  die  anfänglich  vorherrschte,  als  das 
der  Eigenthumsentwicklung  hinderlichste  Laster. 

Grosse  Gewaltsamkeit  verriethen  auch  durch  lange  Zeit 
die  Capitalisten,  indem  sie,  in  Ausbeutung  der  Noth,  mass- 
lose  Zinsen  nahmen.  Ungeheure  Verschuldung  als  Folge  da- 
von erblicken  wir  insbesondere  bei  den  alten  Aegyptern, 

Griechen  und  Römern.  Aber  auch  während  des  Mittelalters 
war  arger  Wucher  eine  häutige  Erscheinung. 

Ganz  besonders  äussert  sich  die  Neigung  zur  Gewalt- 
samkeit in  der  Unterdrückung  der  Schwachen  und  Hilflosen, 
die  nicht  nur  im  Erwerbe  und  Genüsse  von  Eigenthum  be- 
sciiänkt,  sondern  sogar  zu  Eigenthunisgegenständen  herab- 
gewürdigt wurden.  Zeitig  erblicken  wir  die  Sklaverei,  die 
spater  zur  Sklavenjagd  und  zum  Sklavenhandel  führte.  Noch 

Felix.  Eigenthum.  IV.  2.  II.  oo 
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im  classisclieii  Altertlium  hatten  die  Sklaven,  meist  Kriegs- 
gefangene, eine  harte,  ja  grausame  Behandlung  zu  erdulden. 
Schon  früh  entwickelte  sich  neben  der  Sklaverei  die  Leib- 
eigenschaft, die  im  Mittelalter  die  vorherrschende  Form  der 
Dienstbarkeit  wurde.  — Ihrer  Schwäche  wegen  gehörten  die 
Frauen  seit  den  ältesten  Zeiten  zu  den  gewaltsam  Unter- 
drückten. Die  Sitte  des  Brautkaufes,  die  sich  lauge  erhielt, 
bezeugt,  dass  sie  als  Eigenthumsgegenstände  behandelt 
wurden.  Im  ])olygamischen  Oriente  nehmen  sie  im  Grunde 
zum  Theile  noch  heute  die  Stellung  von  Sklavinnen  ein. 
Die  alten  Hellenen,  und  selbst  die  ausgezeichnetesten  Geister 
unter  ihnen , hegten  das  Vorurtheil  einer  untergeordneten 
Natur  des  weiblichen  Geschlechtes,  weshalb  auch  über  „freie“ 
Frauen,  die  als  Eigenthum  ihrer  Gewalthaber  betrachtet 
wurden,  ohne  jede  Kücksicht  auf  ihren  Willen  verfügt  wurde. 
Auch  in  Born  stand  die  Frau  in  der  Gewalt  (potestas)  des 
Vaters,  des  Bruders  oder  des  Vormundes,  daun  in  der  des 
Gatten  (manus);  doch  war  ihre  Stellung  daselbst  freier  als 
in  Griechenland.  Ihre  Unselbstständigkeit  dauerte  im  Mittel- 
alter  fort.  — Ferner  waren  Fremde  lange  vogelfrei , wenn 
sie  nicht  von  einem  Gastfreunde  beschützt  w’urdeu.  — Ganz 
entsetzlich  behandelt  und  ihres  Eigeuthums  beraubt  wurden 
die  Naturvölker  von  den  Europäern,  die  bei  Eroberungen 
und  Coloniegründungen  mit  ihnen  in  Berührung  kamen, 
welche  Frevel  bis  in  die  neueste  Zeit  fortgesetzt  worden  sind. 

In  den  meisten  der  angefühi’ten  Punkte  trat  allmählich 
ein  mildernder  Fortschritt  ein.  So  z.  B.  ging  mau  selbst 
im  Orient  Verträge  zum  Schutze  gegen  Raub  ein.  Dieser 
wurde  nach  und  nach  in  den  besseren  Gesellschaftskreisen 
verpönt  und  dadurch  eingeschränkt.  Die  Sklaverei  ward  in 
den  Culturstaaten  allmählich  abgeschafft.  Bezüglich  der 
Frauen  leitete  das  Ritterthum  mit  seinem  Frauendieuste  eine 
günstige  Wandlung  ein,  die  im  Zeitalter  der  Renaissance 
einen  weitern  Fortschritt  erfuhr,  der  im  17.  .Jahrhundert 
namentlich  durch  das  Vorbild  Frankreichs  und  im  18.  durch 
die  grossen  deutschen  Dichter  erheblich  gefördert  ward. 
Der  Widerwille  gegen  Fremde  wich  mit  der  IMilderung  der 
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•bitten,  und  damit  wurde  die  sie  beeinträchtigende  Gesetz- 
gebung aufgehol)en. 

Gegenüber  den  erwähnten  Schattenseiten  haben  wir  der 
auf  die  Entwicklung  des  Eigenthums  einwirkeuden  Licht- 
seiten zu  gedenken,  wie  der  Freigebigkeit,  Wohlthätigkeit 
und  hervorragender  Leistungen  zu  Gunsten  des  Staates^  wo- 
durch sich  besonders  die  alten  Hellenen  auszeichneteii , wo- 
gegen nicht  zu  verkennen  ist,  dass  die  aus  i)olitischen 
Gründen  dem  Volke  theils  mittelbar,  theils  unmittelbar  ge- 
wahrten S])enden  es  zum  Müssiggange  und  den  daraus  ent- 
springenden Lastern  erzogen.  Freigebigkeit  und  Förderung 
Aon  Kunst  und  Wissenschaft  waren  auch  im  .Mittelalter 
insbesondere  in  Italien,  häutig.  Die  Reformation  wirkte  auf 
die  Pdege  des  Unterrichts  und  damit  auf  die  Erwerbsfähig- 
keit des  Volkes  und  die  ^'erbreitung  richtiger  Wertschätzuirg 
wohlthätig  ein.  Die  Sittenveredlung  schritt  in  der  neuen 
Zeit  voruehmlich  durch  die  Wirksamkeit  der  grossen  Philo- 
sophen und  Dichter  bedeutend  vor. 

Einen  günstigen  Eintluss  auf  die  Entwicklung  des  Eigen- 
thums übt  der  in  vernünftigen  Schranken  sich  bewegende 
Luxus  aus.  Angesichts  der  Bedürfnisslosigkeit  primitiver 
Zeiten,  durfte  Rousseau  behaupten,  dass  der  erste,  der  sich 
Kleider  oder  eine  Wohnung  aufertigte,  entbehrliche,  also 
Luxusgegeustäude  hervorbrachte,  da  man  vorher  ohne  sie 
gelebt  hatte.  Betrachten  wir  dies  sowie  den  Umstand,  dass 
wir  uns  ohne  den  die  mannigfaltigsten  Gebiete  umfassendeu 
Luxus  eine  thätige  Menschheit  und  ein  menschenwürdi<^es 
Dasein  kaum  vorstelleu  könnten,  so  dürfen  wir  behaupten 
dass  streng  genoinmeu  der  Luxus  das  Eigenthuui  und  dessen 
Nutzung  schuf.  Dieser  hat  u.  A.  eine  ethische  Wirkung, 
indem  der  Drang  nach  Erlangung  der  immer  edler  und  voll- 
kommener gestalteten  Gegenstände  den  Antrieb  zu  nützlicher 
Thatigkeit  verstärkt.  Der  vernünftige  Luxus  hebt  ferner  stetio- 
ffie  Lebensstellung  der  unteren  Classen,  schafft  häutig  einen 
Reservefonds  für  Nothfälle,  weckt  und  unterhält  den  Kunst- 
sinn und  durchgeistigt  die  sinnlichen  Genüsse. 
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Die  Voi  bei  eitung  zum  Staatsleben,  in  .iem  der  Eigeutlmms- 
hegnlt  erst  eine  liestininite  Gestalt  erlangt,  wurde  durch  die 
ehgion  bewirkt,  die  den  Mensclieu  zur  Auerkeiinuug  einer 
Autorität  und  zur  Erkenntniss  des  Begriffes  eines  Gesetzes 
uhite,  zumal  da  alles  Recht  religiöseu  Ursprungs  ist. 

Bei  den  meisten  primitiven  Völkern  scheint  sich  der 
Eigenthumsbegrilf  aus  Todesfällen  entwickelt  zu  haben  da 
(he  meisten  Naturvölker  den  Verstorbenen  alle  oder  wenigstens 
die  vornehmsten  Gegenstände  ihres  Besitzes  ins  Grab  mit- 
gaben. Eine  andere  Form  der  Entäusserung  zu  Gunsten 
eistoibener  sind  die  ihnen  dargebrachten  Ojifer,  insbesondere 
iirer  Heerden  Die  den  Göttern  gespendeten  Opfer,  die  in 
der  Absicht  erfolgten,  alle  wünschenswerthen  Gaben  von  der 
Gottheit  zu  erlangen,  bezeugten,  dass  diese  als  vornehmste 
Eigenthumsquelle  betrachtet  wurde,  so  dass  man  auch  auf 
diesem  T\  ege  zum  Eigenthumsbegritfe  gelangte. 

In  der  Religion  ist  auch  der  Ursprung  der  Steuern  zu 
suchen,  indem  anfangs  Entäusserungen  ohne  sichtbare  Gegen- 

“'■-n"  aigedeuteten 

Giunden  freiwillig  gesclialien,  so  dass  die  ersten  Steuern  als 

eine  Art  Opfer  aufzufassen  sind,  zumal  da  die  Häupter  der 
ältesten  Gemeinwesen  als  Götter  verehrt  wurden.  Nach  Ent- 
stehung des  Christenthums  begründete  der  Apostel  Paulus 

das  Besteneruugsrecht  der  Obrigkeiten  durch  ihren  göttlichen 
Ursprung. 

Der  Religion  sind  die  ersten  Betrachtungen  ethischer 
Natur  auch  hinsichtlich  des  Eigenthums  zu  verdanken. 
Buddhisnms,  Judeuthmu,  Cliristenthuin  und  Islam  mahnen 
die  Reichen  dringend,  sich  der  Armen  und  Hilflosen  anzu- 
nehnien;  insbesondere  im  Pentateuch  und  in  den  Schriften 
der  Kirchenväter  geschieht  dies  zum  Theile  in  Vorschriften 
socialistischer  Richtung,  zu  denen  u.  A.  die  canonischeu 

0 ” r'!  auch 

duich  die  wahrend  des  Mittelalters  herrschend  gewesene 
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Verklärung  der  Armuth,  deren  Folge  die  Entstehung  des 
Bettelmönchthums  war,  günstiger  gestaltet. 

Auch  auf  das  Recht  der  erblichen  Uebertraguug  von 
Eigenthum  übte  die  Religion  einen  bestimmenden  Einfluss 
aus.  Allmählich  gelangte  man  dahin,  statt  des  gesamten 
Eigenthunis  nur  Opfer  inässigen  Umfanges  und  gewisse 
Ceremonien  den  Verstorbenen  zu  widmen.  Die  Erfüllung 
dieser  erschien  aber  als  heilige  Verpflichtung  und  wurde 
bei  manchen  Völkern  die  Bedingung  des  Erbrechtes.  So 
macht  das  indische  Gewohnheitsrecht,  neben  fast  allen  per- 
sönlichen Rechten,  die  Erbschaftsordnung  von  der  Beobach- 
tung bestimmter  Ceremonien  abhängig.  In  ähnlicher  Weise 
herrschte  in  Hellas  der  Glaube,  dass  es  feierlicher  Bestat- 
tung und  — auch  späterer  — bestimmter  Opfer  bedürfe, 
damit  der  \ erstorbene  die  Grenzen  der  Unterwelt  über- 
schreiten könne.  Da  die  Erfüllung  dieser  Pflichten  dem 
Sohne  allein  oblag,  so  konnte  anfangs  auch  nur  dieser  erben. 
Aehnlich  verhielt  es  sich  in  Rom.  Auch  war  seit  der  Urzeit 
das  Recht  der  Beerbung  gewaltsam  getödteter  Personen  an 
die  dem  Todtencultus  entspringende  Pflicht  der  Blutrache  ge- 
knüpft. Einen  bedeutsamen  Einfluss  auf  das  Recht  der  erb- 
lichen Eigenthumsübertragung  hat  die  christliche  Kirche,  in 
dem  Streben  ihren  Besitz  durch  letztwillige  Verfügungen'  zu 
vermehren,  ausgeübt,  indem  sie  den  Gläubigen  das  freie 
Verfügungsrecht  über  ihren  Nachlass  zu  sichern  suchte.  So 
wurde  die  Testirfreiheit  nicht  nur  den  weitesten  Kreisen 
Ireier  zugänglich,  sondern  auch  auf  Unfreie  ausgedehnt  und 
natürlichen  Kindern,  der  Mutter  gegenüber,  ein  Erbanspruch 
; zuerkannt.  Die  ursi)rünglich  durch  das  Interesse  der  Kirche 
hervorgerufene  Testirfreiheit  drang  mit  der  wirthschaftlichen 
I Entwicklung  in  den  gemeinen  Rechtsverkehr  ein.  — Dagegen 
: wirkte  die  Kirche  in  dieser  Beziehung  einschränkend  ein, 

I indem  sie  das  Testirrecht  von  der  Rechtgläubigkeit  — der 

I unerlässlichen  Bedingung  der  Rechtsfähigkeit  überhaupt  — 
abhängig  machte.  Die  Erbfolge  von  Häretikern  war  schon 
deshalb  unzulässig,  weil  ihr  Vermögen  nach  canonischeu 
Grundsätzen  der  Confiscation  verfiel.  Auch  den  Exeommuni- 
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cirten  und  den  Wucherern,  solange  sie  nicht  Genugthuung: 
leisteten,  war  die  Testirfähigkeit  aberkannt. 

Die  Religion  wirkte  ferner  für  die  Entwicklung  des 
Eigenthums  dadurch  in  hervorragender  Weise,  dass  sie  die 
Menschen  zu  nützlicher  Thätigkeit  erzog.  Insbesondere  der 
Ackeibau  wird  von  den  wichtigsten  Religionssysteinen  als 
ein  des  Menschen  vorzüglich  würdiger  Beruf  dargestellt. 
Das  auf  religiöse  Vorschriften  gegründete  indische  Kasten- 
wesen hat  bei  seinen  in  orientalischen  Gemeinwesen  w'eniger 
ins  Gewicht  fallenden  Schattenseiten  das  Verdienst,  durch 
die  Theilung  der  Arbeit  und  die  Vererhuug  der  gewerblichen 
Tüchtigkeit  eine  bedeutende  industrielle  Vervollkommnung 
herbeigeführt  zu  haben.  Die  Orakel  beeinflussten  die  Thätig- 
keit  der  Hellenen  in  vielfacher  Weise,  sie  förderten  den 
Ackerbau,  hauptsächlich  aber  wirkten  sie  in  dieser  Richtung 
durch  ihre  Leitung  der  Städtegründungen  und  Colonisationen. 
Die  Viehzucht  wurde  allenthalben  durch  die  Bedingung  der 
Fehllosigkeit  des  zu  Opfern  bestimmten  Viehes  gefördert. 
In  der  christlichen  Welt  übten  die  Klöster  einen  bedeut- 
samen Einfluss  durch  ihre  nach  mannigfaltigen  Richtungen 
hin  segensreiche  Thätigkeit  aus.  Sie  Hessen  sich  die  Pflege 
des  Ackerbaues  und  der  verwandten  Berufsarten  besonders 
angelegen  sein,  in  ihrer  Mitte  wurden  die  verschiedenartigsten 
Handwerke  und  Künste  betrieben;  sie  gründeten  zahlreiche 
Städte.  Auch  bewahrten  sie  die  aus  dem  Alterthum  über- 
kommenen literarischen  Schätze  auf.  Ueberaus  wohlthätig 
war  die  aufopfernde  Thätigkeit  der  Missionäre  in  unculti- 
virten  Regionen,  deren  Bewohner  sie  zum  Aufgeben  räube- 
rischen Treibens  bewogen  und  zu  nützlicher  Thätigkeit  er- 
zogen, auf  welche  Weise  sie  daselbst  die  Schöpfer  einer 
moralischen  und  materiellen  Cultur  wurden.  Als  eines  der 
vornehmsten  Verdienste  der  Religion  in  diesem  Bereiche 
haben  wir  zu  erwähnen,  dass  alle  Kunst  und  die  meisten 
Wissenschaften  religiösen  Ursprungs  sind. 

Die  Religion  erfüllt  ferner  die  Aufgabe,  das  Eigen- 
thum vor  frevelhaften  Eingriffen  zu  schützen,  in  welcher 
Beziehung  selbst  der  Fetischismus  sich  wirksam  erwies 


(Tabu  u.  dgl ).  In  höherem  Grade  geschieht  dies  durch  die 
sittlichen  Grundsätze  der  Religionen,  die  überhaupt  die 
ethische  Erziehung  des  Menschen  unternahmen.  Die  fromme 
Scheu  vor  den  griechischen  Tempeln  und  vor  den  christ- 
lichen Kirchen  und  Klöstern  machte  diese  geeignet,  die 
Dienste  unserer  Dei)ositenbanken  zu  versehen.  Aus  dem- 
selben Grunde  entwickelte  sich  auf  Märkten,  die  an  Stätten 
stark  besuchter  Heiligthümer  abgehalten  wurden,  ein  reger 
Handelsverkehr.  Gesteigert  wurde  das  auf  erhöhte  Sicher- 
heit gerichtete  Ziel  durch  verschiedene  religiöse  Acte,  wie 
den  Fluch,  die  Excommunication  und  den  Eid. 

Auch  auf  die  Vertheilung  des  Eigenthums  übt  die 
Religion  — abgesehen  von  der  durch  sie  hervorgerufenen 
Fürsorge  für  Bedürftige  — einen  mächtigen  Einfluss  aus, 
indem  die  Menschen,  um  das  Wohlwollen  der  Gottheit  zu 
erringen,  seit  den  ältesten  Zeiten  zu  freiwilligen  Eigenthums- 
entäusserungen  an  diese  in  den  mannigfaltigsten  Formen  — 
wovon  wir  der  Opfer  bereits  gedachten  — sich  herbeiliessen, 
aus  denen  sich  Gaben  an  die  Heiligthümer,  bezw.  die  Priester, 
entwickelten , die  mit  zunehmendem  Reichthum  immer  be- 
trächtlicher wurden  und,  nach  Massgabe  des  frommen  Dranges, 
nicht  selten  überaus  bedeutende  Vermögenstheile,  zuweilen 
sogar  den  Gesammtbesitz  Einzelner,  umfassten.  Solche  Dar- 
bringungen kamen  vornehmlich  der  christlichen  Kirche  zu 
Statten,  in  Folge  der  durch  sie  hervorgerufenen  verzweiflungs- 
vollen Weltanschauung,  der  von  ihr  verkündigten  Macht  der 
Sündentilgung  und  der  Lehre  von  der  Verdienstlichkeit 
aller  Entäusserungen  zu  ihren  Gunsten.  So  gelangte  sie 
nicht  nur  in  den  Besitz  massloser  Schätze,  sondern  auch  in 
den  reicher  und  schöner  Ländereien,  welcher  Besitz  durch 
die  Ausstattung  mit  bedeutsamen  Vorrechten  (Immunität, 
geistliche  Gerichtsbarkeit)  noch  weit  werthvoller  wurde. 
Ungeheuer  war  u.  A.  der  bewegliche  wie  unbewegliche  Be- 
sitz der  hervorragendsten  geistlichen  Ritterorden,  Die  geist- 
lichen Güter  reizten  zu  allen  Zeiten  die  Habgier  und  wurden 
auch  häufig  zur  Befriedigung  dringender  Staatsbedürfnisse 
herangezogen.  So  wurden  diese  Reichthümer  insbesondcie 
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(luicb  zahlreiche  Säcularisationeii  zu  verschiedeuen  Zeiten 
sehr  verringert,  sind  aber  noch  immer  ungemein  beträchtlich. 

Es  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  die  verschiedenen 
Eeligionssysteme  auch  die  Entwicklung  des  Eigenthunis 
hemmende  Wirkungen  ausübteu.  Der  Brahmanismus,  der 
Buddhismus  und  der  Islam  förderten  die  Indolenz,  der 
griechisch-römische  Polytheismus  den  Hang  zu  zügelloser 
Sinnlichkeit.  Zugleich  nahm  innerhalb  der  meisten  Re- 
ligionen der  Aufwand  für  geistliche  Zwecke  Verhältnisse  au, 
die  zuweilen  das  Staatswohl  gefährdeten.  Dasselbe  geschah 
durch  die  masslose  Herrschsucht  der  Priester,  wodurch 
häufig  alle  Autorität  erschüttert  und  sogar  der  Weltfriede 
gestört  wurde.  Folgen  dieser  Herrsch-  und  Habsucht  waren 
ferner  Urkundenfälschungen,  beunruhigende  Bannsprüche, 
Verbote  und  Vernichtungen  zahlreicher  Schriften  und  Kunst- 
werke, der  päpstliche  Nepotismus  mit  seinen  Aergerniss  er- 
regenden, die  Eigenthunisverhältnisse  der  Gläubigen  be- 
einträchtigenden Unzukömmlichkeiten.  Während  es  der 
Kirche  nach  religiösen  Grundsätzen  oblag,  sich  der  Bauern 
anzunehnien,  welche  Ptlicht  sie  bei  ihrem  ausgedehnten 
Grundbesitze  leicht  hätte  erfüllen  können,  verschlimmerte 
sie  die  Lage  des  Bauernstandes  zunächst  durch  den 
drückenden  Zehnten,  dann  durch  das  Streben,  die  Bauern 
dem  Begriffe  der  Emphyteuse  zu  unterstellen,  ferner  durch 
den  Autheil,  den  sie  an  der  Verbreitung  der  Leibeigenschaft 
und  also  dem  Verschwinden  des  freien  Bauernstandes  nahm, 
weiterhin  durch  die  Einforstungen  der  geistlichen  Waldungen. 
Grosse  Leiden  und  Eigenthumsverluste  hatten  viele  Menschen 
durch  die  Lnduldsamkeit  und  Verfolgungssucht*  der  ver- 
schiedenen Religionen  zu  erdulden,  wovon  sich  nur  der 
Buddhismus  frei  hielt.  Entsetzlich  waren  für  die  „Ketzer“ 
insbesondere  die  Wirkungen  der  christlichen  Inquisition,  wo- 
durch die  j)iactischen  Folgerungen  aus  der  Oberherrlichkeit 
über  alles  Eigenthum,  die  die  Päpste  beanspruchten,  in  furcht- 
barster Weise  gezogen  wurden.  Schrecklich  waren  ferner  die 
Zauberer-  und  Hexen  Verfolgungen,  die  aus  religiösem  Fana- 
tismus im  Vej-eine  mit  niedriger  Habsucht  erwuchsen. 
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Das  zu  Contlicten  mit  der  eigenen  wirthschaftlichen 
Gesetzgebung  und  mit  den  eigenen  Lehren  führende  unauf- 
höi liehe  Stieben  der  Kirche  nach  \ ermehrung  ihres  Be- 
sitzes hat  man  ja  die  Camera  apostolica  mater  pecuniarum 
genannt!  — führte  innerhalb  wie  ausserhalb  ihrer  Mitte  zu 
kräftigem  Widerspruche  und  zur  Forderung  von  Reformen. 
Diese  wurden  für  den  protestantischen  Theil  der  Christen- 
heit durch  die  Reformation  verwirklicht. 

4. 

Wir  haben  nun  den  Einfluss  des  Staates  — mit  dem 
erst  von  Eigenthum,  der  rechtlichen  Herrschaft  über  Sachen, 
die  Rede  sein  kann  auf  die  Entwicklung  des  Eigenthunis 
zu  untersuchen.  Zunächst  betrachten  wir  die  höchst  bedeut- 
samen Wirkungen  des  allerdings  der  Entstehung  der  Staaten 
vorangegangenen  und  diese  bildenden  Krieges.  Dieser  war 
in  primitiven  Zeiten  die  hervorragendste  Thätigkeit,  zu  der 
u.  A.  jede  Begegnung  mit  Fremden,  die  als  Feinde  galten, 
Anlass  gab.  M ie  durch  die  Religion,  so  gelangte  mau  auch 
auf  dem  Wege  der  Kriege,  da  sie  nicht  ohne  Häuptlinge 
geführt  werden  konnten,  zur  Anerkennung  einer  Autorität, 
Avodurch  erst  — da  die  anfangs  für  den  Krieg  gewählten 
Häuptlinge  allmählich  auch  im  Frieden  zur  Geltung  ge- 
langten die  thatsächliche  Herrschaft  über  Dinge,  der 
Besitz,  zui  lechtlichen,  zum  Eigenthum  erhoben  wurde. 
Aus  dem  Kriege  ging  das  Städtewesen,  die  Gliederung  der 
Gesellschaft,  der  öffentliche  Haushalt,  die  Rechtspflege,  der 
Staat  hervor.  Auch  durch  den  Krieg  wurde  die  Ungleichheit 
im  Eigenthum  begründet,  da  den  Führern  der  beste  Beute- 
theil  geliührte  und  den  durch  Tapferkeit  Hervorragenden 
zuweilen  Ehrengeschenke  gespendet  wurden. 

Angesichts  der  anfänglichen  Gewaltsamkeit  war  schranken- 
loser Despotismus  ursprünglich  die  einzige  Regieruugsform, 
da  wo  überhaui)t  von  einer  solchen  die  Rede  sein  konnte; 
doch  verdankt  man  ihr  wenigstens  einige  Ordnung  und 
Sicherheit,  Milderung  der  RechtspHege,  die  anfangs  in  purer 
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Bache  bestand  und  ein  wenn  auch  rohes  Ahgabenwesen. 
Bei  der  primitiven  Gewaltsamkeit  war  dieses  nämlich  auf 
M'illkür  und  Erpressung  gegründet,  erwirkte  aber  wenigstens 
die  dem  Gemeinwesen  unerlässlichen  Mittel. 

Da  wo  ein  despotisches  Königthum  zu  Tage  trat,  war 
der  König  meistens  alleiniger  Eigenthümer  wie  der  Per- 
sonen so  auch  der  gesammten  beweglichen  wie  unbeweglichen 
Habe  seiner  Unterthanen;  doch  entwickelte  sich  allmählich 
die  Unterscheidung  zwischen  nutzbarem  und  einer  Art  Ober- 
eigenthum. Jenes,  anfangs  Stamm-  und  Familien-Eigenthum, 
wird  in  dem  Masse  als  mit  der  Abnahme  des  gewaltthätigen 
Geistes  das  Individuum  zu  selbständiger  Geltung  gelangt, 
Individualeigenthum,  was  sich  sowohl  für  bewegliches  als 
auch  für  unbewegliches  Eigenthum  verfolgen  lässt  ^). 


Die  herrschende  Anschauung  von  einem  ursprünglichen  Gesammt- 
eigenthum  an  Grund  und  Boden  ist  in  den  letzten  Jahren  von  mehreren 
Seiten  angefochten  worden,  wohl  am  entschiedensten  von  G.  v.  Below, 
der  aus  den  Entdeckungen,  dass  der  russische  Mir,  die  Trierer  Gehöfer- 
schaften  und  die  südslavische  Hausgemeinschaft  erst  im  Mittelalter  ent- 
standen sind,  folgern  zu  müssen  glaubt,  dass  die  erwähnte  allgemeine 
Ansicht  hinfällig  geworden  sei.  (Das  kurze  Leben  einer  vielgenannten 
Theorie  in  der  Beilage  zur  Allgemeinen  Zeitung  vom  15./16.  Januar  1903.) 
Wir  glauben,  dass  der  scharfsinnige  Historiker  lediglich  durch  den  un- 
gebührlich hohen  Werth,  den  er  den  genannten  Einrichtungen  als 
Stützen  der  nun  von  ihm  verworfenen  Theorie  beilegt,  zu  einem  solchen 
Schlüsse  zu  gelangen  vermochte.  Rach  fahl,  der  die  übliche  Annahme 
der  Aufeinanderfolge  dreier  Wirthschaftsstufen  sowie  die  Verallgemeine- 
rungssucht als  Hauptfehlerquellen  darstellt,  gelangt  wenigstens  zu  der 
unumstösslichen  Ueberzeugung  von  Gesammteigenthum  an  Grund  und 
Boden  nicht  nur  bei  den  alten  Germanen,  sondern  auch  bei  den  alten 
Slaven  (Zur  Geschichte  des  Grundeigenthums  in  den  Jahrbücheni  für 
Nationalökonomie  und  Statistik.  III.  Folge.  19.  Band). 

Von  den  gedachten  Institutionen  ist  der  Mir  in  keiner  Weise 
massgebend,  weil  nach  dieser  Gemeindebesitzverfassung  jede  Familie 
von  den  Genossen  gesondert  lebt,  ihr  Sondererwerb  Privateigenthum 
wird  und  nur  \\  ald,  Wiese,  W eide,  wie  in  den  Markgenossenschaften, 
in  gemeinsamer  Nutzung  stehen  (IV/II/I  349).  Den  beiden  anderen  ist 
zum  mindesten  keine  höhere  Beweiskraft  beizumessen  als  dem  Ver- 
halten der  meisten  Naturvölker,  das  schon  deshalb  entscheidender  ist, 
weil  es  eine  bestimmte  Entwicklung  auf  dem  in  Rede  stehenden  Gebiete 


Mit  dem  Eigenthums-  und  Familiensinne  entwickelt  sich 
das  Erbrecht,  das,  der  ursprünglichen  Gewaltsamkeit  ent- 
sprechend, mit  der  Blutrache  zusammenhing  und  mit  Zurück- 
drängung  der  Schwachen  und  Hilflosen  geübt  ward.  Der 
erwähnten  Entwicklung  gemäss  war  anfangs  nur  der  Stamm 
oder  das  Geschlecht  erbberechtigt,  und  erst  mit  der  Aus- 
bildung individuellen  Eigenthums  konnte  es  ein  individuelles 
Erbrecht  geben. 


gewahren  lässt  (s.  IV/I  45 — 66).  Die  bestrittene  Theorie  gründet  sich 
aber,  wie  v.  Below  ja  sehr  wohl  weiss,  nicht  bloss  auf  die  zahllosen 
Analogien,  deren  er  erwähnt,  sondern  vornehmlich  auf  die  allgemeinen 
gesellschaftlichen  und  technischen  Verhältnisse  in  primitiven  Zeitaltern. 

Mögen  auch  die  Entwicklungswege  verschiedenartig  gewesen  sein 
— von  der  Natur  gebotene  Ausnahmen  haben  wir  I 191—193  hervor- 
gehoben — , so  ergibt  sich  doch  als  Regel  mit  zwingender  Nothwendig- 
keit  die  Gemeinsamkeit  des  Grundeigenthums  aus  der  Lebensweise  und 
Familienorganisation  der  Nomaden  und  beim  Uebergange  zum  reinen 
Ackerbau  auch  aus  der  ungewöhnlichen  Schwierigkeit  der  Boden- 
bestellung mit  primitiven  Hilfsmitteln  (s.  IV/I  54—56).  Ferner  nöthigten 
die  furchtbaren  Gefahren,  denen  die  Menschen  in  rohen  Zeitaltern  zu 
begegnen  hatten,  zu  gemeinsamem  Verfahren.  Die  Südslaven  bildeten 
in  Folge  der  Angriffe,  denen  sie  von  Seiten  der  Türken  ausgesetzt 
waren,  die  erwähnte  Hausgemeinschaft.  Peisker  selbst,  der  auf  die 
späteren  Ursprünge  dieser  Hauscommunion  aufmerksam  gemacht  hat, 
erwähnt  ausdrücklich,  dass  diese  hei  eingetretener  Sicherheit  ihre 
Existenzbedingung  verloren  habe.  Auch  die  Voraussetzung  der  der 
serbischen  Hausgemeinschaft  ähnlichen  Institute  in  den  Pyrenäenthälern 
und  der  noch  zahlreicheren  in  PVankreich,  der  frerages,  ainesses, 
vavassoreries,  masures  u.  s.  w.,  war  gemeinsame  Abwehr  von  Bedräng- 
nissen. Wenn  nun  in  historischer  Zeit  äussere  Gefahren  zu  solchem 
Zusammenschlüsse  drängten,  um  wie  enger  haben  wir  uns  diesen  in 
Zeitaltern  allgemeiner  Gewaltsamkeit  vorzustellen. 

Endlich  ist  ein  Punkt  hervorzuheben,  den  v.  Below  berührt,  ohne 
darauf  näher  einzugehen : die  Geschlechterverfassung,  deren  Begründung 
nicht  dieses  Ortes  sein  kann.  Mit  Notwendigkeit  ergibt  sich  aus  dieser 
Verfassung  die  Gemeinsamkeit  des  Grundeigenthums.  Innerhalb  einer 
Gesellschaftsordnung,  die  kein  Recht  des  Individuums  kennt,  kann  von 
individuellem  Eigenthum  keine  Rede  sein. 

Somit  vermögen  wir  nicht  die  Ergebnisse  aufzugeben,  zu  denen 
wir  IV/I  67  gelangt  sind. 
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Schon  frühzeitig  machte  sich  namentlich  für  die  Handel- 
treibenden das  Bedürfniss  nach  Massen  und  Gewichten  wie 
nach  allgemeinen  Tauschmitteln  fühlbar,  die,  ursprünglich 
von  der  Natur  geboten,  noch  sehr  unbestimmt  waren. 

Im  orientalischen  Alterthum  erblicken  wir  bei 
der  Erinnerung  an  primitive  Zustände  beträchtliche  — in 
den  verschiedenen  Reichen  ungleichmässige  — Fortschritte. 
Hei  noch  imniei  mit  Grausamkeit  und  vornehmlich  um  des 
Erwerbes  willen  unternommene  Krieg  führt  zur  Bildung 
geordneter,  zum  Theile  mächtiger  Staaten,  in  welcher  Be- 
ziehung Ass}rien  hervorragt.  Bei  dem  allenthalben  bestehenden 
Despotismus  ist  man  allgemein  darüber  einig,  dass  der  Staat 
nur  um  des  Herrschers  willen  vorhanden  sei,  dass  nicht  nur 
alle  Güter,  sondern  auch  sämmtliche  Unterthanen  sein  Eigen- 
thuni  seien.  Wiewohl  hiernach,  wenigstens  in  der  Theorie, 
auch  aller  Grund  und  Boden  dem  Könige  gehörte,  so  waren 
thatsächlich  neben  diesem  die  Piiester,  Krieger  und  Adeligen 
die  Hauptbesitzer  des  Bodens  in  den  vornehmsten  Reichen, 
welcher  Besitz  vornehmlich  durch  königliche  Schenkungen 
begründet  worden  war.  Dagegen  war  das  Loos  der  bäuerlichen 
Bevölkerung  meistens  sehr  traurig,  wüewmhl  die  Gesetz- 
gebung in  manchen  Staaten  die  Ausbeutung  der  Schwachen 
zu  verhindern  suchte.  Was  das  Finanzw'esen  anbelaugt, 
so  hatte  jeder  König  einen  Schatz.  Das  Haupteinkommen 
floss  aus  den  Domänen,  aus  den  in  glücklichen  Kriegen  er- 
z^^ungeuen  Tiibuten,  aus  meistens  drückenden  Steuern  und 
aus  Gütereinziehuugen  Bestrafter.  Die  materielle  Cultur 
ist  giossentheils  auf  hoher  Stufe,  wozu  bedeutsame  Er- 
tindungeu,  wie  die  der  Schrift,  der  Zeiteintheilung,  ratio- 
neller Masse  und  Gewichte,  der  Münzen  beträchtlich  bei- 
tragen. Erst  mit  dem  Gehle  entstand  wirkliche  Herrschaft 
über  Dinge,  wirklicher  internationaler,  von  einseitiger  Aus- 
beutung fieier  Handel,  wirkliche;  Leihe,  Befreiung  von  der 
Alleiuhei ischaft  des  Grundbesitzes,  umfassendere  Sparsamkeit 
sowie  der  Wirthschaft  und  Arbeit  mächtig  fördernde  Credit. 


Mit  dem  Hellenenthum  tritt  ein  wichtiger  Fortschritt 
in  der  Entwicklung  des  Eigenthunis  ein,  indem  nun,  entgegen 
dem  orientalischen  Despotismus,  die  Freiheit  als  vornehmstes 
Gut  gewürdigt  wird.  Hier  erkennen  wir  alsbald  die  engen 
Beziehungen  zwischen  Freiheit  und  Eigenthum.  Während 
in  den  orientalischen  Despotien  im  Grunde  nur  der  Herrscher 
Eigenthum  hat,  erblicken  wdr  in  Griechenland  das  Mass  des 
Eigenthumsrechtes  im  Zusammenhänge  mit  dem  Freiheits- 
grade. Nur  der  freie  Grieche  erfreut  sich  vollen  Eigen  thums- 
rechtes: Sklaven,  Hörige,  Fremde  und  sogar  Frauen  ent- 
behrten dieses  Rechtes  ganz  oder  zum  Theile.  Die  fintwick- 
lung  der  freiheitlichen  Ideen  wurde  zunächst  durch  die 
Kriege  gehemmt,  die  noch  häufig  und  grausam  geführt 
wurden.  Doch  gewahren  wir  einen  Fortschritt  darin,  dass 
die  Kriege  nicht  mehr  die  vornehmste  Thätigkeit  bildeten 
und  dass  die  Gefangenen  losgekauft  werden  durften.  Neben 
den  auswärtigen  erscheinen  oft  Bürgerkriege,  die  durch  den 
Gegensatz  zwischen  der  Aristokratie  oder  Oligarchie  und  der 
Demokratie  hervorgerufen  wurden  und  in  denen  der  Sieg 
bald  der  einen , bald  der  anderen  Partei  zufiel.  Auch  in 
Griechenland  entstanden  durch  Kriege  Staaten  und  wurden 
die  Städte  vorwiegend  aus  strategischen  Ursachen  gegründet. 
Der  kleine  Umfang  des  Landes  im  Vereine  mit  natürlichen 
und  politischen  Katastrophen  führte  zu  bewunderungswürdigen 
Colonisationen , für  deren  Gründung  die  Hellenen  eine  be- 
sondere Begabung  an  den  Tag  legten. 

Mit  der  Freiheit  entwickelte  sich  zum  erstenmale  eine 
eigentliche  Philosophie,  die  u.  A.  Untersuchungen  der  her- 
vorragendsten Denker  über  das  Wesen,  die  Grundsätze  der 
richtigen  Anwendung  und  Yertheilung  des  Eigenthums  zum 
Gegenstände  hat,  deren  Ergebnisse  zum  Theile  auch  verwirk- 
licht wurden.  Die  griechische  Gesetzgebung  liess  sich  den 
Schutz  des  Eigenthunis  überhaupt,  die  athenische  insbesondere 
den  des  Eigenthums  von  Waisen,  Frauen  und  überhaupt 
Schwachen  sehr  angelegen  sein.  Im  Interesse  der  Familie 
wurde  das  Eigenthum  sogar  gegen  Sorglosigkeit  der  Eigen- 
thümer  selbst  beschützt,  indem  namentlich  die  Verschwender 
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bestraft  wurden.  Eigenthumsbeschränkungen  durch  Servituten 
und  Expropriationen  kannten  die  Griechen.  Solon  machte 
die  fl  eie  testamentarische  Verfügung  in  Ermanglung  von 
Kindern  zum  Gesetze.  Was  Grund  und  Boden  anbelangt, 
so  strebte  die  Gesetzgebung,  je  nach  der  Staatsform,  einer- 
seits die  Güter  in  der  Familie  zu  erhalten  und  ihrer  all- 
zugrossen Zers])litterung  zu  begegnen,  andererseits  auch 
die  Ausstattung  von  Unbemittelten  mit  Grundbesitz  zu 

ermöglichen,  was  mit  Hilfe  der  Colonien  und  Kleruchien 
geschah. 

Auch  auf  finanziellem  Gebiete  gewahren  wir  den  Zu- 
sammenhang von  Freiheit  und  Eigenthum,  indem  der  freie 
Hellene  persönlich  nicht  besteuert  werden  durfte,  wogegen 
die  Tyrannen  in  den  Monarchien  an  das  Eaubsvstem  der 
orientalischen  Despoten  erinnern.  In  den  Freistaaten  sind 
einerseits  die  Leiturgien  hervorzuheben,  hinsichtlich  welcher 
patriotische  Reiche  oft  weit  über  Gebühr  leisteten,  anderer- 
seits der  Richtersold  und  das  Theorikon.  Auf  diesem  Wege 
wurde  das  Volk  zu  uiassloser  Genusssucht  erzogen,  deren 
Befriedigung  auch  durch  gewaltsame  Mittel,  zuletzt  nament- 
lich in  Athen,  als  höchstes  Staatsziel  erschien,  wodurch  der 
Untergang  des  hochbegabten  Volkes  bereitet  wurde. 

Der  den  Hellenen  zu  verdankende  freiheitliche  Fort- 
schi itt  wuide  durch  die  von  den  Römern  unternommene 
Ausbildung  des  Rechtes  ergänzt,  auf  welchem  Gebiete  sie 
so  Grosses  leisteten,  dass,  als  bei  Ausgang  des  Mittelalters 
eine  Regeneration  auf  Grund  der  Antike  erstrebt  ward, 
dieses  Recht  von  den  vornehmsten  Völkern  als  Grundlage 
ihiei  Gesetzgebung  herangezogen  wurde.  Darin  ragt  die 
Organisation  des  Eigenthums  hervor,  neben  dem  zum  ersteii- 
niale  dei  Besitz  als  besondere  Institution  behandelt  wird ; 
Besitz  wie  Eigent  hum  fanden  durch  dieses  Recht  den  sorg- 
samsten Schutz,  es  wurden  darin  alle  Eigenthunisformen- 
und  En\eibsaiten  aufs  scharfsinnigste  entwickelt  und  nach 
Bedürfniss  neue  Rechtsinstitute  geschaffen.  Aber  auch  in 
diesem,  dem  Rechte  eines  kriegerischen  Volkes,  zeigt  sich 
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die  ursprüngliche  Gewaltsamkeit.  Anfänglich  wurde  alles 
Eigenthum  und  die  Verfügung  darüber  innerhalb  der  herr- 
schenden Classen  nur  dem  pater  familias  zuerkannt,  welche 
Gewalt  allmählich  eingeschränkt  ward.  Das  Recht,  überhaupt 
ursprünglich  nur  einer  kleinen  Minderheit  zugänglich,  er- 
forderte eine  der  allmählichen  Ausdehnung  des  Staates  und 
der  Erhöhung  seiner  Ziele  entsprechende  Erweiterung. 
Bevor  noch  die  zuerst  in  Rom  allein,  dann  in  Italien  und 
endlich  in  dem  ganzen  erweiterten  Reiche  entstandenen 
Gegensätze  ausgeglichen  wurden , suchte  die  Gesetzgebung 
einzelne  und  insbesondere  Eigenthums-Rechte  der  Gesammt- 
heit  anzupassen,  in  welcher  Richtung  das  ius  gentium  und 
die  prätorischen  Edicte  wirksam  waren.  Diese  Gegensätze 
machten  sich  insbesondere  hinsichtlich  des  Grundeigenthums 
fühlbar,  womit  auch  hier  — zumal  da  es  vornehmlich  aus 
dem  Kriege  hervorging  — zunächst  die  Krieger  ausgestattet 
wurden.  Die  Ansprüche  der  Patricier  auf  ausschliessliche 
Nutzung  des  ager  publicus  riefen  langwierige  Kämpfe  hervor. 
Immer  von  Neuem  wurde  die  Forderung  der  Vertheilung 
des  ager  publicus  erhoben  und,  u.  A.  auch  durch  die  Wirk- 
samkeit der  Gracchen , zum  Theile  erfüllt.  Ungeachtet 
solcher  zeitweiligen  Vertheilungen  und  ungeachtet  der  durch 
Sulla  bewirkten  Versorgung  der  Soldaten  mit  Land,  wurde 
die  Aufsaugung  des  kleinen  Grundbesitzes  in  der  Art  fort- 
gesetzt, dass  zur  Zeit  Cäsars  die  Laudwirthschaft  im  eigent- 
lichen Italien  fast  nirgends  die  vorwiegende  Betriebsweise  war. 
Auch  die  Versuche  Cäsars,  den  Bauernstand  zu  regeueriren, 
hatten  ebensowenig  nachhaltigen  Erfolg  wie  die  ähnlichen 
Bestrebungen  mehrerer  Kaiser.  Besonders  düster  war  die 
Bauernlage  im  dritten  christlichen  Jahrhundert,  was  vor- 
nehmlich der  Sklaverei  beizumessen  war,  die  das  Latifundien- 
wesen so  sehr  begünstigte,  wodurch  die  Vernichtung  des 
Bauernstandes  herbeigeführt  ward. 

Mit  der  Ausgestaltung  des  Reiches  bei  Ausgang  der 
Republik  endigte  das  Vorwiegen  der  Eroberungspolitik  und 
damit  der  Erwerb  durch  Krieg.  Dagegen  machten  sich 
während  des  Kaiserreiches  die  Folgen  der  Berührung  mit 
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dem  in  iiiasslose  Sinnlichkeit  versunkenen  Orient,  sowie  der 
furchtbaren  Verwilderung  der  Soldateska  sehr  fühlbar.  Die 
Entartung  wird  durch  die  in  sittlicher  wie  in  finanzieller 
Beziehung  verderbliche  Vertheilung  von  Getreide  und  anderen 
Lebensmitteln  sowie  durch  die  ötTentlichen  Spiele  auf  grosse 
V olksclasseii  ausgedehnt. 

Verhängnissvoll  wurde  die  der  hellenischen  analoge 
Auliassung  der  Freiheit  nicht  als  absolutes,  sondern  als  ein 
nur  den  römischen  Bürgern  inhärentes  Recht,  besonders 
durch  die  diocletianisch-constantinische  Reichsordnung  welche 
die  bis  dahin  freien  Handwerker  in  Zwangsgenossens’chaften 
mit  erblicher  ArbeitsverpflielLtuug  vereinigte , in  ähnlicher 
Weise  wie  der  schon  früher  eingeleitete  Colonat  den  Bauern- 
stand zu  erblicher  Hörigkeit  verurteilt  hatte.  Ver- 
vollständigt wurde  diese  Gebundenheit,  durch  die  die  Er- 
werbs- und  Eigenthumsverhältnisse  dieser  Bevölkerungs- 
classen  auf’s  unheilvollste  beeinflusst  wurde,  durch  die  den 
Decurionen  auferlegte  erbliche  Haftbarkeit  für  die  Eingänge 
der  immer  drückenderen  und  doch  ungenügenden  Steuern. 

Auch  nach  dem  Untergange  Roms  haben  seine  zahl- 
reichen erspriesslichen  Einrichtungen  und  insbesondere  seine 

Schöpfungen  auf  dem  Rechtsgebiete  bis  auf  unsere  Tage 
lortgewirkt.  * 

5. 

In  den  auf  den  Trümmern  des  römischen  Staates  von 
den  Germanen  gegründeten  neuen  Reichen  entwickelten 
sich  die  Sieger  bei  aller  Anhänglichkeit  an  die  nationalen 
Eigenthümlichkeiten  auf  Grund  der  Vorgefundenen  In- 
stitiitionen  der  Besiegten,  unter  dem  Einflüsse  der  in  ihren 
Spitzen  römischen  Kirche.  Natürlich  vermochten  sie  nicht 
sich  die  römische  Cultur  alsbald  vollständig  anzueigiien’ 
weshalb  anfänglich  Rückschritte  nicht  zu  vermeiden  waren! 
Das  was  ini  öffentlichen  Leben  die  jugendlichen  Germanen 
von  den  Römern  vornehmlich  unterschied,  war  kräftiger 
Indiydiialisnius,  der  das  tiefe  Staatsgefühl,  das  die  Römer 
durchdrang,  ausschloss.  Als  Folgen  hiervon  sind  hervor- 
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zuheben  die  fortwährende  Verquickung  von  Staats-  und 
Privatinteressen,  die  Verschmelzung  von  Staats-  und  Privat- 
eigenthum, die  Reichstheilungen  unter  verschiedene  Söhne, 
die  grundherrliche  Gerichtsbarkeit,  die  positive  Immunität, 
das  Fehderecht. 

Der  Zusammenhang  von  Eigenthum  und  Freiheit  ist 
auch  im  alten  germanischen  Rechte  sichtbar:  der  Freie 
allein  ist  echten  Eigenthums  und  nur  der  freie  Land- 
eigenthümer  aller  Rechte  fähig.  Doch  tritt  allmählich  eine 
Milderung  ein,  indem  den  Hörigen  und  selbst  den  Knechten 
beschränkte  Eigenthumsrechte  zuerkannt  werden.  In  der 
Gewere  erscheinen  die  rechtlichen  und  die  thatsächlichen 
Elemente  des  Besitzes  noch  ungesondert  beisammen.  Ent- 
gegen dem  römischen  erfahren  im  deutschen  Rechte  be- 
wegliche und  unbewegliche  Güter  eine  verschiedene  Be- 
handlung, indem  nur  diese  rechtlich  Gegenstand  einer 
besonderen  Gewere,  eines  Herrschaftsgebietes,  sein  konnten. 


Die  anfängliche  Testamentslosigkeit  wich  erst  unter 
kirchlichem  Einflüsse  der  letzwilligen  Verfügung  nach 
römischem  Vorbilde. 

Die  königlichen  Domänen  wurden  schon  unter  den 
Merowingern  durch  masslose  Schenkungen  an  den  Adel  be- 
deutend verringert,  der,  gleich  der  Kirche,  diesen  Besitz 
durch  Rodungen  erheblich  vermehrte.  Das  königliche 
Grundeigenthum  ward  auch  dadurch  vermindert,  dass,  als 
Folge  der  herrschenden  Naturalwirthschaft,  geleistete  Dienste 
jeder  Art  durch  Grundbesitz  entlohnt  wurden. 

Die  insbesondere  bei  Ausgang  des  römischen  Reiches 
zu  Tage  getretenen  Gewaltsamkeiten , wie  Heeresübergriffe, 
willkürliche  Handhabung  der  Rechtspflege,  namentlich  des 
Stiafrechtes , Bedrückung  der  Schwachen,  Ausschreitungen 
despotischer  Herrscher  und  gewaltthätiger  Grosser  erblicken 
wir  auch  in  den  germanischen  Reichen  des  frühen  Mittel- 
alters. Insbesondere  hervorzuheben  ist  der  Druck,  den  der 
grosse  auf  den  kleinen  Grundbesitz  ausübte,  den  er  von 
sich  abhängig  machte,  dessen  Nutzungsrechte  er  zu  be- 

Felix,  Eigenthum.  IV,  2.  II.  Qj. 
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schränken  suchte  und  den  er  nach  Älöglichkeit  ganz  aufsog. 
Eine  häutige  Erscheinung  ist  es  deshalb,  dass  kleine  freie 
Grundbesitzer  ihre  Güter  grossen  auftragen  und  sie  als 
Benehcien  zurückeinpfangen.  Auch  das  Venvaltuugssystem 
zeigt  Zuge  von  Gewaltsamkeit,  namentlich  das  Finanzwesen. 

Dagegen  ist  anzuerkennen,  dass  die  Kirche  ihren  Ein- 
fluss zu  Gunsten  der  Schwachen  und  Gedrückten,  wenn 
auch  nicht  immer  mit  Erfolg,  geltend  machte,  welcher  Ein- 
fluss sich  insbesondere  auch  auf  die  Milderung  der  väter- 
ichen  Gewalt  und  auf  die  Berücksichtigung  des  weiblichen 
(reschlechtes  in  der  Erbfolgeordnung  erstreckte. 

In  den  folgenden  Zeiträumen  des  Beneficial-  und 
Fehn  Wesens  hat  das  Heerwesen  eine  grössere  Umwälzung 
in  den  Eigenthumsverhältnissen  hervorgerufen  als  jemals. 
Die  neue  Ordnung  der  Dinge  war  schon  aus  wirthschaftlicheu 
Giuuden  vorbereitet  worden,  indem  mit  der  Entstehung  des 
grossen  Grund.iesitzes  - wie  wir  eben  gesehen  haben  zum 
I heile  gewaltsam  — mannigfaltige  die  Bodennutzungen  ver- 
theiende  Leiheverhältnisse  sich  ausbildeten,  die  sich  in 
rankischer  Zeit  in  zwei  Hauptfornien  schieden;  das  Zins- 
gut  und  das  Lehn.  In  der  Regel  waren  für  jenes  Natural- 
oder Geld^nsen  und  Frohnden,  für  dieses  Heeresdienste  zu 
eisten  Das  Lehn  war  also  ein  unter  der  Bedingung 
vassahtmcher  Dienste  und  Treue  verliehenes  Beneficium 
Das  Lehnwesen  wird  durch  die  Vereinigung  von  Beneticiuni 
und  \assahtat  gekennzeichnet.  An  die  Stelle  der  Be- 
zeichnung  als  Beneficium  tritt  in  lateinischen  Urkunden  seit 

S .Jf  ^’^^^^dert  die  als  feudum.  Die  Lehen  wurden 

bald  erblich. 

Das  Lehn  wesen,  anfänglich  die  angemessenste  Regierungs- 
form des  Zeitalters,  barg  schon  im  Entstehen  wegen  der 
davon  unzertrennlichen  Missbräuche  - namentlich  wegen 
der  Gewalt,  der  viele  feudale  Rechte  entsprangen  — den 
Keim  des  Untergangs.  Die  eines  jeden  hohem  Ver- 
autwoitlichkeitsgefuhls  baren  Lehnträger  konnten  mit  um 
bo  grosserer  Willkür  verfahren  und  ihre  Unterthanen  um 
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so  schonungsloser  ausbeuten,  als  die  unklare  mittelalterliche 
Gesetzgebung  namentlich  in  Betreff  der  feudalen  Leistungen 
jede  Bestimmtheit  vermissen  Hess.  Die  Habsucht,  die  wohl 
zu  keiner  anderen  Periode  mit  solcher  Nacktheit  zu  Tage 
trat,  erzeugte  um  so  empfindlichereu  Druck,  als  das  Eigeu- 
thum  im  Zeitalter  des  Lehuwesens  nicht  nur  die  Herrschaft 
über  Sachen,  sondern  auch  über  Personen  bedeutete. 

Das  Lehnweseu,  als  die  Wirthschaftsform  des  Zeitalters 
der  Staatenbildung  und  der  dadurch  fortwährend  hervor- 
gerufenen Kriege,  musste  seine  Berechtigung  verlieren,  als 
diese  Bildung  weit  vorgeschritten  war  und  zugleich  durch 
Entwicklung  der  Geldwirthschaft , der  Industrie  und  des 
Handels  in  den  emporgekommenen  Städten  das  bewegliche 
Eigenthum  mit  dem  unbeweglichen  zu  wetteifern  begann. 

Das  mittelalterliche  Eigenthum  erscheint  unfreier,  ver- 
wickelter als  das  römische,  mit  verschiedenen  Lasten  be- 
haftet, beschränkt  durch  das  Vorkaufs-  und  Beispruchsrecht 
der  Erben , sowie  überhaupt  durch  die  Rechte  der  Sippe 
und  durch  die  Auffassung  der  Schenkungen  als  nur  bedingt 
verbindlich.  Deshalb  ist  der  mittelalterliche  Eigenthums- 
begriff minder  absolut  als  der  römische.  Dieses  beschränkte 
Eigenthum  ist  mannigfaltigen  Eingriffen  ausgesetzt , ins- 
besondere infolge  der  allgemeinen  Rechtsunsicherheit.  Diese 
entsprang  theils  verfassungsmässigem  Absolutismus,  theils 
angemasster  Willkürherrschaft,  theils  der  allgemeinen  Ge- 
waltsamkeit, theils  der  Unzulänglichkeit  der  Gerichte  und 
der  Schwäche  der  Executivgewalt.  So  erblicken  wir  eine 
ebenso  häufige  wie  willkürliche  Verhängung  von  Geldstrafen, 
Confiscationen,  sowie  der  Gewaltsamkeit  des  Zeitalters 
gemäss,  barbarische  Strafen,  wie  Verstümmelungen  und 
Häuserzerstörungen.  Der  Umfang  und  die  Ungerechtigkeit 
der  Strafen  werden  durch  das  Princip  der  Familiensolidarität 
gesteigert. 

In  der  Abwehr  solcher  Gewaltthaten  und  der  Selbst- 
hilfe zum  Schutze  von  Leben  und  Eigenthum  wird  die  Kraft 
der  Völker  gestählt.  Es  entstehen  zahlreiche  Städte- 
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bündnisse  zu  gegenseitiger  Beschinnimg,  womit  positive 
Aufgaben  verbunden  werden,  allen  voran  die  bewunderungs- 
würdige deutsche  Hansa,  ferner  Zünfte  und  Gilden,  die  er- 
staunliche gewerbliche  und  künstlerische  Leistungen  zu 
Tage  förderten,  mit  der  Zeit  jedoch  entarteten.  Unter  dem 
Gesichtspunkte  der  Selbsthilfe  sind  auch  viele  der  zahl- 
reichen Privilegien,  zum  Theile  Vorläufer  der  modernen 
Gesetzgebung,  zu  betrachten. 

Weitere  Fortschritte  erscheinen  im  ehelichen  Güter- 
und im  Erbrechte , in  welchem  letztem  aber  zugleich  die 
Ausbildung  des  Majorats , mit  Hintansetzung  der  nach- 
gebornen  Kinder,  zu  erblicken  ist.  In  diesem  Zeiträume 
übte  die  Grundherrschaft,  die  sich  durch  Schenkungen  aus 
königlichen  Domänen  an  weltliche  Grosse  wie  an  Kirchen 
und  Klöster  ausgebildet  hatte,  auf  die  bäuerliche  Be- 
völkerung — wiewohl  dieser  ihre  Wirksamkeit  in  mancher 
Beziehung  zu  statten  kam  — einen  schweren  Druck  aus, 

indem  die  Lasten  der  Bauern  allmählich  erhöht  und  ihre 

Nutzungsrechte  abermals  vermindert  wurden.  Dagegen 
bewirkten  die  Leihe  und  andere  Institute  ebenso  wie 

Colonisationen  die  Ueberleitung  zu  freiem,  bäuerlichem 
Eigenthum. 

Nicht  minder  als  die  Bauern  wurde  die  arbeitende 

Bevölkerung  im  engem  Sinne  durch  die  feudale  Auffassung 
der  Arbeit,  Lohntaxen,  Zunftmonopole,  Entziehung  der 
Freizügigkeit  und  der  Freiheit  der  Berufswahl,  sowie 
durch  Dienstzwang  bedrückt,  so  dass  die  unteren  Volks- 
classen  niemals  schonungsloser  ausgebeutet  wurden,  als  im 
Zeitalter  des  Lehnwesens. 

Dies  geschah  auch  durch  die  Systemlosigkeit  und  Ge- 
waltsamkeit des  Finanzwesens,  in  dem  von  einem  bestimmten 
Plane,  einer  angemessenen  und  gerechten  Vertheilung  und 
einer  gehörigen  Erhebungsweise  der  Steuern  keine  Rede 
war.  Vielmehr  wurde  dabei  die  grösste  Willkür  — auch 
hinsichtlich  der  Schätzung  — zuweilen  sogar,  durch  masslose 
Ueberbürdung,  geradezu  Raub  geübt,  was  namentlich  in  den 
italienischen  Städtestaaten  eine  Folge  der  Parteileidenschaft 
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' war.  Grundherren  und  Patricier  suchten  die  auf  sie  eut- 
' fallenden  Steuern  nach  Möglichkeit  auf  die  wirthschaftlich 
Schwächeren  abzuwälzen,  und  der  ptlichttreue  Steuerzahler 
wurde  überdies  durch  die  Solidarität  der  Steuerptlichtigeu 
geschädigt.  Adel  und  Clerus  wussten  allenthalben  Steuer- 
befreiungen zu  erringen. 

Ein  weiterer  Druck  insbesondere  auf  die  unteren  Classen 
und  ein  bedenklicher  Eingriff  ins  Eigenthum  wurde  durch 
die  häufigen  Münzänderungen  herbeigeführt.  Offenbar  litten 
dadurch  am  meisten  nächst  den  Arbeitern,  deren  Löhne  sich 
I nicht  immer  und  nie  sogleich  den  Münzänderungen  anpassten, 
' die  auf  feste  Geldeinkünfte  angewiesenen  Beamten,  ferner  die 
Gläubiger,  die  in  gutem  Gelde  abgeschlossene  Darlehen  in 
schlechtem  zurückempfingen. 

Den  wohlthuendsten  Lichtpunkt  bildet  im  Mittelalter 
das  Städtewesen.  Hauptsächlich  zum  Schutze  von  Leben 
und  Eigenthum  gegründet,  also  vorerst  der  Vertheidigung 
dienend,  erfüllen  die  Städte  diese  Aufgabe  aufs  erspriess- 
lichste.  In  ihrer  Mitte  wird  nicht  nur  für  die  Unterlassung 
aller  Gewaltthaten , daher  für  die  Wirksamkeit  w'ürdiger 
Gerichte  an  Stelle  der  üblichen  Selbsthilfe,  sondern  auch 
für  die  Milderung  der  Gesetzgebung  in  Betreff  von  Frauen 
und  Fremden  Sorge  getragen.  Auf  solche  Weise  werden  sie 
I ferner  allmählich  die  geeignetsten  Stätten  friedlicher  Arbeit, 

' die,  im  Gegensätze  zu  der  Auffassung  des  classischen  Alter- 
thums, hier  geehrt  und  gewürdigt  wird.  Ihre  Wirksamkeit 
ist  überhaupt  in  wirthschaftlicher  Beziehung  äusserst  wohl- 
thätig.  Hier  zuerst  wird  der  Uebergang  zur  Geldwirthschaft, 

' den  die  Kirche  für  ihre  besonderen  Zwecke  einleitete,  durch- 
geführt; hier  zuerst  gelangt  ein  einigermassen  rationelles 
Finanzsystem,  wde  überhaupt  eine  angemessene  Verwaltung 
mit  Ansätzen  zur  Armenpflege,  zur  Geltung;  hier  wird  durch 
die  Häuserleihe  und  den  Rentenkauf  auch  den  Minderbemit- 
telten der  Eigenthumserwerb  zugänglich.  So  leiten  die 
Städte  den  Fortschritt  auf  mannigfaltigen  Gebieten  ein  und 
W'erden  vorbildlich  für  den  modernen  Staat. 
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6. 

Auch  noch  in  der  neuen  Zeit  werden  die  Kriege  mit 
entsetzlicher  Grausamkeit  geführt.  Der  30jährige  Krieg 
und  die  Feldzüge  Ludwigs  XIV.,  insbesondere  die  Verheerung 
(lei  Pfalz,  erinnern  an  die  schlimmsten  Ausschreitungen  in 
den  Kriegen  des  orientalischen  Alterthums.  Auch  nach 
neuerem  Kriegsrechte  war  das  Eigenthum  der  Unterthanen 
des  feindlichen  Staates  überall  zu  ergreifen,  wo  man  seiner 
habhaft  werden  konnte.  Die  Leiden,  die  insbesondere  der 
bäuerlichen  Bevölkerung  durch  die  Kriege  bereitet  wurden 
waren  noch  immer  furchtbar.  Ein  bedeutsamer  Fortschritt 
auf  diesem  Gebiete,  zunächst  namentlich  in  Bezug  auf  See- 
kriege, ist  dem  modernen  Völkerrechte  zu  verdanken,  nach 
dessen  Grundsätzen  nur  die  Staaten,  nicht  aber  die  Privaten 
als  Feinde  zu  betrachten  sind.  Ferner  hat  die  Eroberung 
in  neuerer  Zeit  nicht  Unterwerfung,  sondern  die  Vereinigung 
mit  dem  Gebiete  des  erobernden  Staates  zur  Folge.  Der 
Eroberer  hat  ausserdem  nicht  mehr  ein  Verfügungsrecht  über 
die  Unterthanen  des  feindlichen  Staates  (Plebiscit,  Option). 

Hinsichtlich  der  Rechtszustände  ist  die  Unklarheit  und 
Unregelmässigkeit  der  Ansichten  über  die  Beziehungen  des 
Eigenthums  zum  Staate  und  zur  Person  des  Souveräns  her- 
vorzuheben. Vornehmlich  in  P’rankreich  war  bis  zur  Re- 
volution die  Anschauung  sehr  verbreitet,  dass  der  König 
Eigenthümer  aller  Güter  seiner  Unterthanen  sei.  Von 
anderen  Monarchen  wurde  wenigstens  das  Staatsgebiet  als 
ihr  Eigenthum  betrachtet. 

Zum  Theile  als  Folge  dieser  Ansichten,  mit  denen  erst 
Friedrich  der  Grosse  und  Joseph  II.  brachen,  sind  die 
häufigen  Eingriffe  ins  Privateigenthum  zu  betrachten.  Diese 
waren  geradezu  ungeheuerlich  in  Irland  und  in  den  englischen 
Colonien,  sowie  im  Frankreich  des  ancien  regime.  Besonders 
zahlreich  waren  die  Eingriffe  in  das  Eigenthum  von  Kauf- 
leuten, theils  durch  nackte  Gewalt,  theils  durch  Staats- 
bankerotte, theils  durch  Verkehrshemmumgen-  und  Aus- 
schliessungen. Hervorzuheben  sind  ferner  die  Eingriffe  in 
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das  Vermögensrecht  der  Arbeiter  durch  Arbeitszwang  zu 
einseitig  festgesetzten  Löhnen  und  durch  die  Aufhebung  der 
Freizügigkeit,  sowie  durch  die  Beschränkung  der  Zulassung 
zur  Erlernung  von  Gewerben.  Von  diesen  Eingriffen  zu 
unterscheiden  sind  die  aus  polizeilichen,  aus  künstlerischen  und 
wissenschaftlichen  Gründen  sowie  durch  die  — Entschädigung 
voraussetzende  — Enteignung,  wobei  jedoch,  namentlich  in 
Italien,  Missbrauche  vorkamen.  Ein  notwendiger  Eingriff 
ins  Eigenthum  erfolgte  ferner  durch  Abänderung  von 
Stiftungszweeken  in  Folge  veränderter  Zeitverhältnisse,  woliei 
Missbräuche  ebenfalls  nicht  ausgeschlossen  waren.  Ausserdem 
sind  die  Beschränkungen  des  Grund-  insbesondere  Waldeigen- 


thums im  öffentlichen  Interesse  zu  erwähnen. 

Auch  abgesehen  von  den  erwähnten  gewaltsamen  Ein- 
griffen ins  Eigenthum,  dauerte  die  Rechtsunsicherheit  im 
Polizeistaate  — in  dem,  lucus  a non  lucendo,  hinreichende 
Polizei  nicht  vorhanden  war  — bis  zur  französischen  Re- 
volution fort.  In  Deutschland  zunächst  wegen  der  mangel- 
haften Handhabung  des  Rechts,  auch  des  Strafrechts  — 
Confiscationen  werden  auch  in  anderen  Reichen  vornehmlich 
zur  Bereicherung  des  Staatsschatzes  unternommen  — , haupt- 
sächlich aber  wegen  der  Aneignung  der  höchsten  richterlichen 
Gewalt  durch  den  Landesherrn.  Wohlthätige  Reformen 
unternehmen  in  Preussen  Friedrich  Wilhelm  I.  und 
Friedrich  II.,  in  Oesterreich  Maria  Theresia.  Besonders  in 
England  sind  die  Richter  von  der  Krone  abhängig,  unfüg- 
same Geschworene  werden  gemafsregelt,  die  Processe  sind 
weitläufig  und  kostspielig.  Jacob  II.  musste  sich  im  Inter- 
esse der  Katholiken  das  Recht  an , von  den  Gesetzen  zu 
dispensiren.  Ueberaus  tief  war  der  Stand  des  englischen 
Strafrechts.  In  Frankreich , wo  ein  Theil  der  feudalen 
Missbräuche  in  drückender  Weise  fortdauert,  entsteht  die 
schlimmste  Rechtsunsicherheit  durch  die  masslose  Be- 
günstigung des  Adels,  der  sich  als  ausserhalb  des  Gesetzes 
stehend , betrachtet  (Moratorien , das  Recht  von  Gläubigern 
nicht  verfolgt  werden  zu  dürfen,  lettres  de  cachet,  auffallende 
Begnadigungen).  In  Spanien  erzeugt  neben  dem  Drucke  des 
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weltlichen  der  des  geistlichen  Regiments  grosse  Unsicherheit ; 
die  Richter  sind  feil,  die  Polizei  lässt  Banditen  ungestört 
ihre  1 reyel  treiben.  Angesichts  dieser  allgemeinen  Zustände 
drängt  sich  das  Wort  Dantes  auf: 

Le  leggi  son,  ma  chi  pon  mano  ad  esse? 

Nullo. 

Die  Armenpflege  ist  in  Folge  der  Reformation  von  der 
Kirche  auf  den  Staat,  zunächst  die  Städte,  übergegangen  und 
allmählich  rationell  eingerichtet  worden.  Fernere  Fort- 
schritte gewahren  wir  in  der  Vormundschaft,  die  nicht  mehr 
ein  Gewaltverhältniss,  sondern  eine  Institution  zum  Schutze 
namentlich  der  Eigenthumsrechte  der  Schwachen  und  Un- 
fähigen, und  daher  eine  staatsbürgerliche  Pflicht  ist.  Das 
neuere  Erbrecht  wahrt  in  höherem  Grade  den  Schutz  der 
Erben  und  der  Gläubiger,  u.  A.  durch  das  Institut  der 
Testamentsexecutoreu.  Im  Interesse  der  Erhaltung  eines 
kräftigen  Bauernstandes  wird  das  Anerbenrecht  begründet, 
jedoch  auch  zum  Behufe  des  Fortbestandes  des  adeligen 
Familienglanzes  das  Fideicommiss,  das  schon  im  Mittelalter 
entstanden  war,  weiter  ausgebildet,  das  sich  in  mannigfaltigen 
Beziehungen  als  schädlich  erweist. 

Im  ^ereinswesen  gewahren  wir  eine  wohlthätige  Ent- 
wicklung. Doch  gilt  dies  nicht  von  den  Zünften,  innerhalb 
welcher  vielmehr  das  ausschliessende,  selbstsüchtige  A'erfahren 
der  Meister  in  der  neuen  Zeit  noch  entschiedener  hervortritt. 
Die  emporgekommenen  Territorialherrschaften  vernichteten 
die  politische  Bedeutung  dieses  Instituts.  — Bei  der  fort- 
dauernden Unsicherheit  konnte  namentlich  der  Seehandel 
nur  von  Gesellschaften  betrieben  werden,  die  von  mehreren 
Regieiungen  mit  Monopolen  und  anderen  Begünstigungen 
ausgestattet  wurden.  Unter  ihnen  ragte  die  englisch-ost- 
indische  Handelsgesellschaft  weitaus  hervor,  daun,  ihr  uach- 
eifernd,  die  holländisch-ostindische  Handelsgesellschaft.  Ent- 
gegen den  englischen  durch  private  Institutionen  entstandenen, 
sind  die  fianzösischen  Handelsgesellschaften  grosseutheils 
auf  unmittelbare  Regierungs-Einwirkung  zurückzuführeu. 
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Keine  von  diesen  gelangte  zu  erheblichen  Erfolgen.  Die 
meisten  Handelsgesellschaften,  gegen  deren  Monopole  sich 
öfters  Widerstand  erhob,  scheiterten  an  ihrer  fehlerhaften 
I Organisation,  der  Unzulänglichkeit  ihrer  Mittel,  dem  Mangel 
I an  Beharrlichkeit,  der  Unredlichkeit  ihrer  Beamten.  Unbe- 
stritten bleiben  demgegenüber  ihre  hervorragenden  Verdienste 
um  Handel  und  Colouisatiou.  — ^Mehrere  dieser  Unterneh- 
mungen waren  Actiengesellschaften.  Das  Actienweseu  um- 
fasste ausserdem  das  Seeversicherungs-  und  Bankwesen. 
) Seit  dem  17.  Jahrhundert  wurde  die  ursprünglich  persönlich 
unternommene  Versicherung  von  Actiengesellschaften  be- 
^ trieben.  Das  Hauptverdieust  dieser  Gesellschaften  um  die  Ent- 
wicklung des  Eigenthums  besteht  darin,  dass  nun  die  Arbeit 
in  Folge  der  von  Einzelkatastrophen  betroffenen  Unterneh- 
mungen nicht  während  langer  Zeiträume  unterbrochen  wird. 
— Von  nicht  geringerem  EiuHusse  auf  die  Entwicklung  des 
Eigenthums  sind  die  Banken,  welche  die  Bevölkerungen  vor 
den  Folgen  der  nachtheiligen  fiscalischen  INIünzpolitik  und 
vor  dem  Gebahren  der  Kipper  und  Wipper  bewahrten. 
Ferner  wirkten  sie  erspriesslich  durch  die  volle  Sicherheit 
gewährende  Aufnahme  von  Depositen,  durch  fruchtbare  An- 
lage auch  kleinerer  Summen  auf  dem  Wege  der  Vereinigung 
und  endlich  durch  die  Verminderung  des  Edelmetallbedarfs. 
Die  meisten  Banken  gingen  in  Folge  ihrer  engen  Verbindung 
mit  den  Regierungen  und  der  masslosen  Ausgabe  von  Papier- 
j geld  zu  Grunde,  sind  jedoch  nach  ihrer  Wiedererstehung  in 
letzterer  Beziehung  vorsichtiger  geworden. 

Die  auf  das  Eigeuthum  bezüglichen  Privilegien,  besonders 
die  des  Adels,  dauern  auch  in  der  neuen  Zeit  fort.  In  den 
meisten  Staaten  geniessen  Adel  und  Clerus  Steuerfreiheit; 
ausserdem  werden  dem  Adel  die  einträglichsten  Civil-, 
Militär-  und  geistlichen  Stellen  Vorbehalten  und  Geschenke 
sowie  mannigfaltige  sonstige  Vortheile  von  den  Monarchen 
gewährt. 

In  der  neuen  Zeit  wird  der  Arbeit  von  den  Regierenden 
und  hervorragenden  Denkern  grössere  Aufmerksamkeit  zu 
Theil.  Als  erste  Frucht  davon  erscheint  das  Mercantil- 
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System,  das  in  seinen  ersten  Stadien  von  dem  Grundsätze 
erfüllt  war,  Edelmetalle,  die  als  vornehmste  Reichtliums- 
objecte  galten,  nach  Möglichkeit  zu  gewinnen  und  festzu- 
halten, zu  diesem  Behufe  die  Industrie  und  den  Export  von 
Manufacturwaaren  zu  fördern,  dagegen  die  Einfuhr  solcher 
und  die  Ausfuhr  von  Edelmetallen  zu  verhindern,  folglich 
ein  sti enges  Schutzzollsytem  zu  beobachten.  Die  grössten 
Schattenseiten  des  Systems  bestanden  darin,  dass  es  die  Ar- 
beiter dem  Zw^ecke  des  durch  sie  zu  schaffenden  Reich- 
thums vollständig  opferte,  und  dass  es  im  internationalen 
Verkehre  schroffe  Gegensätze,  die  zuweilen  zu  Kriegen  führten, 
schuf.  Neben  so  grossen  Schwächen  hatte  es  jedoch  den  Er- 
folg der  gelungenen  Erziehung  zu  einer  nationalen  Industrie. 
Ferner  gebührt  ihm  das  Verdienst,  das  Bevölkerungswesen 
nicht  mehr  ausschliesslich  unter  dem  Gesichtspunkte  der 
Heeiesinteressen,  sondern  vornehmlich  unter  dem  der  Arbeit 
zu  berücksichtigen.  — Die  Physiokratie  ist  als  Reaction 
gegen  den  Mercantilisnms  zu  betrachten.  Philanthropische 
Anschauungen  sind  der  Grundzug  des  Systems,  das  auch  die 
kräftige  Forderung  der  Verkehrsfreiheit  einschliesst.  Sein 
Hauptgebrechen,  die  Einseitigkeit  der  Betrachtung  der  Land- 
wirthschaft  als  alleinige  Reichthumsquelle , hatte  doch  die 
Forderung  der  Agricultur  sowie  des  Wohles  der  Bauern  und 
der  anderen  arbeitenden  Classen  zur  Folge.  Insbesondere 
das  Ministerium  Turgot  führte  günstige  practische  Wirkungen 
der  Physiokratie  für  die  Landwirthschaft  und  den  Verkehr 
ubediaupt  herbei.  — Adam  Smith,  der  Vater  der  modernen 
V olkswirthschaftslehre , erkannte,  entgegen  den  beiden  eben 
erwähnten  Systemen,  die  Arbeit  überhaupt  als  Quelle  des 
M ohlstandes,  hob  besonders  die  Vortheile  der  Arbeitstheilung 
hervor  und  forderte  ebenso  nachdrücklich  wie  die  Physiokraten 

v^ollste  \erkehrsfreiheit  und  Rücksicht  auf  die  arbeitenden 
Classen. 

Auch  in  der  neuen  Zeit  finden  wir  die  Bauern  allent- 
halben m gedrückter  Lage,  die  in  Deutschland  zur  Zeit  der 
Reformation  zum  grossen  Bauernkriege  führte,  nach  dessen 


Beendigung  eine  weitere  Verschlimmerung  des  bäuer- 
lichen Looses  eintrat.  Ungünstig  war  der  Einfluss  der  Re-  ^ 

ception  des  römischen  Rechtes,  wodurch  den  Bauern  in  j 

manchen  Ländern  nur  mehr  Nutzungsrechte  zuerkannt  „ ,1 

wurden.  In  vielen  Ländern  gewahren  wir  eine  Einschränkung  ,i:I 

des  Weidelandes  — in  England  die  viel  beklagten  Ein- 

hegungen  wegen  des  Uebergangs  zur  Weidewirthschaft  — :i| 

wodurch  den  Bauern  die  Viehhaltung  verkümmert,  zuweilen 
sogar  — wie  eben  in  England  — die  Grundlage  der  Existenz 
entzogen  ward.  Die  Bauern  wurden  ferner  vielfach  zur 
Arbeit  zu  einseitig  festgesetzten  Löhnen,  ihre  Kinder  zu 
häuslichen  Diensten  hei  der  Herrschaft  gezwungen.  Die 
Frohnen,  von  denen  die  auf  die  Jagd  bezüglichen  besonders 
drückend,  ja  zuweilen  geradezu  vernichtend  waren,  wurden 
immer  mehr  ausgedehnt.  Der  Umschwung  im  Heerwesen 
beim  Niedergange  des  Feudalismus,  der  in  einem  grossen 
Theile  des  Adels  das  Streben  nach  Ausdehnung  seines  Grund- 
besitzes hervorrief,  verursachte  namentlich  in  Deutschland 
eine  weitere  Verschlimmerung  der  bäuerlichen  Lage.  Es 
entstand  die  Gutswirthschaft  mit  der  den  Bauern  uach- 
theiligen  capitalistischen  Richtung.  Dies  im  Vereine  mit 
dem  Rechte  der  Gerichtsbarkeit  der  Grundherren  führte  zur 
Ausdehnung  der  Erbunterthänigkeit  und  Schollenpflichtigkeit. 

Zuweilen  wurde  den  Bauernkindern  jeder  Unterricht  sowie 
insbesondere  die  Erlernung  eines  Gew'erbes  verboten. 

Namentlich  im  ostelbischen  Deutschland  herrschten  die 
düstersten  Zustände , deren  Folge  häufig  Aufruhr  war.  — 

Erst  um  die  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  begannen  die  er- 
staikten  Territorialherren  sich  der  Bauern  anzunehmen, 
zunächst  der  grosse  Kurfürst.  Diese  Richtung  ward  im 
18.  Jahrhundert  entschiedener  verfolgt  mit  Rücksicht  auf 
die  Heeresbedürfnisse  und  den  wünschenswerthen  Fortschritt 
im  landwirthschaftlichen  Betriebe.  Doch  begegnete  man 
hierbei  in  den  meisten  deutschen  wie  ausserdeutschen  Staaten 
dem  \\  iderstande  des  Adels , so  dass  Reformen  vorerst  nur 
in  den  Domänen  unternommen  werden  konnten.  Friedrich 
Wilhelm  I.  führte  für  alle  heimgefallenen  Güter  den  Leihe- 
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zwang  ein ; die  Verwirklichung  seiner  Alisichten  war  jedoch 
Friedrich  dem  Grossen  Vorbehalten,  der  u.  A.  die  Besitz- 
rechte der  Domänenbauern  in  Eigenthum  oder  wenigstens 
Erbpacht  verwandelte. 

Auch  in  Oesterreich  scheiterte  ein  grosser  Theil  der 
Reformen,  die  Maria  Theresia  und  Joseph  II.  zu  Gunsten 
der  österreichischen  Bauern  beabsichtigten,  an  dem  Wider- 
stande der  privilegirten  Classen. 

In  England  nahmen  in  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahr- 
hunderts die  Einhegungen  noch  grössere  Verhältnisse  an  als 
vorher.  Gleichzeitig  trug  zum  Verschwinden  des  Bauern- 
standes die  Parlamentsherrschaft  bei , sowie  die  Anlage 
grosser,  im  internationalen  Handel  und  in  den  Colonien 
erzielten  Vermögen  in  Grund  und  Boden,  wodurch  dessen 
Preis  so  ungeheuer  stieg,  dass  er  nur  eine  ungemein  geringe 
Verzinsung  zuliess.  — Noch  gedrückter  war  die  Lage  der 
schottischen  und  irischen  Bauern ; doch  gestaltete  sie  sich 
bei  Ausgang  des  18.  Jahrhunderts  günstiger. 

In  Frankreich  wurden  die  Bauern  seit  der  Regierung 
Ludwigs  XIII.  durch  die  finanzielle  Politik  ausgebeutet,  in- 
dem, in  Folge  der  Befreiungen  der  privilegirten  Classen  von 
mehreren  Steuern,  diese  mit  aller  Wucht  auf  die  Bürger 
und  Bauern  fielen.  Um  noch  grösserem  Steuerdrücke  zu 
entgehen,  sahen  sich  die  Bauern  genöthigt,  den  Viehstand 
einzuschränken,  alle  Verbesserungen  zu  unterlassen,  arm  zu 
scheinen  und  daher  nur  die  dringendsten  Ausgaben  zu  machen, 
was  neben  dem  Rückgänge  der  Landwirthschaft  auch  auf 
die  Manufacturen  nachtheilig  einwirkte.  Unter  Ludwig  XIV. 
wurde  die  bäuerliche  Lage  nächst  den  Kriegsfolgen  durch 
den  Absentismus  beeinträchtigt,  indem  der  König  den  länd- 
lichen Adel  an  den  Hof  zu  fesseln  wusste.  In  der  zweiten 
Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  erfolgten,  wie  bereits  angedeutet, 
auf  Anregung  der  Physiokraten  wohlthätige  Reformen,  in 
deren  Folge  sich  um  1760  ein  Mertel  des  Bodens  wieder 
in  bäuerlichen  Händen  befand;  die  Verwirklichung  mancher 
den  Bauern  günstigen  Bestrebungen  scheiterte  jedoch  an 
dem  Widerstande  der  Privilegirten. 
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Die  Lage  der  Bauern  in  Spanien  und  den  Gebieten, 
die  die  Spanier  in  Italien  besassen,  war  sehr  traurig  wegen 
der  Ausbeutungen  von  Seiten  des  Adels,  der  Anhäufungen 
des  Grundbesitzes  in  der  todten  Hand,  des  harten  Steuer- 
druckes und  der  Privilegien  de  la  Mesta.  Noch  bei  Aus- 
gang des  18.  Jahrhunderts  war  nur  ein  Drittel  des  Bodens 
an  gebaut. 

Aehnlich  verhielt  es  sich  in  Portugal. 

Ganz  besonders  ungünstig  war  die  Lage  der  Bauern  in 
Dänemark  in  Folge  der  Uebergriffe  der  Geistlichkeit  und 
des  Adels. 

In  Schweden,  wo  der  Adel  nicht  minder  ausbeutend  ver- 
fuhr, gesellten  sich  zu  den  drückenden  Steuern  und  Frohnen 
oft  unerschwingliche  Bussen,  die  bei  der  Seltenheit  des  Geldes 
zu  häufiger  Einziehung  der  bäuerlichen  Grundstücke  führten. 
Auch  hier  geriethen  die  königlichen  Domänen  in  den  Besitz 
des  Adels,  wodurch  die  Lage  der  Bauern  noch  härter  wurde. 
Karl  XL  schaffte  die  Leibeigenschaft  auf  den  Krongütern 
ab.  Seit  dem  18.  Jahrhundert  erwarben  viele  Bauern  die 
Grundstücke,  die  sie  bebauten,  als  Eigenthum,  welche  Wand- 
lung jedoch  erst  in  Folge  der  französischen  Revolution  be- 
endigt ward. 

Am  härtesten  war  die  Lage  der  Bauern  in  Polen  und 
in  Russland.  Hier  stiessen  die  wohlwollenden  Absichten 
Katharinas  II.  auf  den  entschiedenen  Widerstand  des  Adels. 

Der  Drang  der  gekräftigten  Bevölkerungen  nach  Selbst- 
ständigkeit machte  sich  mit  der  landwirthschaftlichen  Ent- 
wicklung in  der  neuen  Zeit  auch  insofern  geltend,  als  der 
Flurzwang,  die  Gemeind eweiden  und  Servituten  nun  als  lästig 
befunden  und  die  Theilungen  der  Gemeinheiten  dringend  ver- 
langt wurden.  Zunächst  in  Grossbritannien,  wo  im  16.  Jahr- 
hundert mit  den  Einhegungen  die  früheren  Gemeinheiten 
aufgehoben  wurden,  im  18.  Jahrhundert  in  den  meisten 
anderen  Reichen.  Im  Zusammenhänge  damit  wurde  die 
Zusammenlegung  zerstreuter  Ackertheile  im  18.  Jahrhundert 
in  vielen  Ländern  durchgeführt. 


— r.42  — 

Die  Entwicklung  der  Forsthobeit  im  17.  und  18.  Jahr- 
liundert  hatte  die  staatliche  Beaufsichtigung  der  Privatforst- 
wirthschaft  zur  Folge.  Man  schränkte  nun  die  Rodungen 
ein  und  forderte  hierzu  in  einzelnen  Forstordnungen  sogar 
die  Zuziehung  staatlicher  Beamten.  Auch  bezüglich  der 
Waldnutzungen  wurden  Vorschriften  zum  Behufe  der  Er- 
haltung der  Wälder  erlassen. 

Grosse  Unzufriedenheit  erregte  die  Trennung  des  Jagd- 
rechtes vom  Grundbesitze.  Nur  in  den  schweizerischen  Ur- 
cantonen,  im  Eisass,  in  Schwaben,  in  Schweden  und  — nach 

vorübergehender  Beschränkung  — in  Norwegen  ist  die  Jagd 
frei  geblieben. 

Auch  in  der  neuen  Zeit  waren  Schenkungen  von  Grund 
und  Boden  häufig,  meistens  aus  politischen  Gründen  und  als 
Gunstbezeugung,  namentlich  an  den  Adel.  Noch  immer 
wurden  Schenkungen  zuweilen  nicht  als  volles  Eigenthum 
betrachtet.  Am  merkwürdigsten  sind  in  dieser  Beziehung 
die  Zurücknahmen  der  zahlreichen  Schenkungen,  die  an  den 
schwedischen  Adel  erfolgt  waren,  eine  Massregel,  welche  die 
Erhaltung  des  Staates  dringend  gebot. 

Die  in  böige  der  grossen  Entdeckungen  eingetretene 
Colonisation  dieser  Periode,  die  bedeutsamste  aller  Zeiten, 
die  Europa  durch  Besitzergreifung  eines  grossen  Theiles 
der  Erde  gewissermassen  vervielfältigte,  bereicherte  dieses 
in  ^ielfacher  Weise,  erschloss  seiner  überschüssigen  Bevölke- 
rung eine  neue  Heimath  mit  erspriesslichem  Wirkungskreise 
und  leitete  die  europäische  Cultur  in  die  neue  Welt  über. 

Bei  den  verschiedenen  colonisirenden  Nationen  ge- 
wahren wir  die  einseitige  Richtung  auf  rücksichtslosen 
Erwerb  unter  Zurücksetzung  sittlicher  Grundsätze,  welcher 
Richtung  die  einheimischen  Bevölkerungen  der  übersee- 
ischen Regionen  erbarmungslos  aufgeopfert  wurden.  Dazu 
gesellte  sich  die  religiöse  Unduldsamkeit  der  Regierungen 
der  romanischen  Staaten,  die  in  die  neuen  Erwerbungen 
übertragen  wurde.  Für  Portugal  kam  hinzu  die  unheilvolle 
Verheimlichung  aller  auf  die  neue  Welt  bezüglichen  geo- 
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graphischen  Verhältnisse  und  Hilfsmittel,  wie  überhaupt  I 

die  Ausschliessungssucht,  die  zahlreiche  Kriege  herbeiführte, 

Idie  ungerechte  Bevorzugung  Lissabons  zum  Nachtheile 
der  anderen  Seestädte  , die  masslose  Gründung  von 
Kirchen  und  Klöstern  in  den  Colonien,  die  ausbeutende  n 

Gewalt  der  Vicekönige,  der  Mangel  an  Verständniss  der 
Nutzung  der  gewonnenen  Schätze.  Noch  ausschliessender 
verfuhren  die  Spanier,  die  den  Zutritt  zu  den  Colonien  allen 
Ausländern  verwehrten.  Ihnen  gebrach  es  ferner  an  der 
Gabe  der  Organisirung  der  neu  gewonnenen  Landschaften, 
die  auch  in  Folge  der  Geringschätzung  der  Arbeit  nicht  die 
erwarteten  Erträge  lieferten.  Ueberdies  wurde  durch  die 
inasslosen  Auswanderungen  das  Mutterland  geradezu  ent- 
völkert. Zu  religiösem  Fanatismus  gesellte  sich  hier  auch 
das  Vorurtheil  der  Körperfarbe  und  die  Uebertragung  feu- 
daler Missbräuche.  Die  spanischen  Vicekönige  und  anderen 
höheren  Beamten  verfuhren  noch  ausbeutender  als  die 
portugiesischen.  Das  Wohl  der  Colonien  blieb  dem  Mutter- 
j lande  gleichgültig;  sie  wurden  gegen  einander  abgesperrt, 
ihr  Handel  mit  dem  Mutterlande  ward  sehr  beschränkt  und 
der  mit  Fremden  ohne  ausdrückliche  Regierungserlaubuiss 
bei  Todesstrafe  verboten.  In  Folge  solcher  Verkehrtheit  der 
Colonialpolitik  geriethen  die  neuen  Eroberungen  zusehends 
in  Verfall.  Die  Uebertragung  des  Feudalismus  in  die  Colonien 
war  eine  der  Hauptursachen  des  Misslingens  der  französischen 
Colonisation.  Dazu  gesellte  sich  die  Beschränkung  des  Ver- 
kehrs der  französischen  Häfen  mit  den  Colonien , die  diese 
I ausbeutende  Steuerpolitik,  der  Mangel  an  Beharrlichkeit 
und  Ausdauer  der  Colonisten  und  endlich  die  ungenügende 
' Thatkraft  und  Aufmerksamkeit  der  Regierungen,  welche  die 
Colonisation  als  Nebensache  behandelten. 

Die  Colonisationen  der  germanischen  Völker  wurden 
im  Gegensätze  zu  denen  der  romanischen  nicht  von  den 
Regierungen,  sondern  von  Privaten  unternommen,  deren 
Muth,  Entschlossenheit  und  Energie  die  Bürgschaft  erspriess- 
licher  Erfolge  darbot.  Doch  hafteten  auch  der  englischen 
Coloiiialpolitik  die  von  dem  Mercantilismus  — dem  das  Wohl 
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der  Colonisten  geopfert  wurde  — unzertrennlichen  Irrthüiner 
an.  Eine  der  verhängnissvollsten  Folgen  dieses  Systems  war 
die,  dass  in  den  englischen  Colonien  jedes  industrielle  Empor- 
kommen nach  Kräften  unterdrückt  wurde.  So  konnte  es 
nicht  ausbleiben,  dass  die  Colonisten  in  Nordamerika  — bei 
denen  wir  die  verschiedenen  Eigenthums-  und  Wirthschafts- 
formen  in  rascher  Aufeinanderfolge  erblicken  — voll  von 
dem  Selbstbewusstsein,  das  ihnen  ihre  Tüchtigkeit  verlieh, 
sich  des  englischen  Joches  entledigten  und  zu  einem  Staaten- 
bunde vereinigten,  der  bald  eine  ungeahnte  Macht  erreichte. 
Die  englisch  - ostindische  Handelsgesellschaft  liess  sich  in 
Indien  fuichtbare  Gewaltthaten  zu  Schulden  kommen;  doch 
lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  sie  für  die  Eingeborenen 
weit  bessere  als  die  Vorgefundenen  Zustände  herbeiführte, 
und  dass  sie  es  in  bewunderungswürdiger  Weise  verstand, 
ein  ungeheures  Reich  für  England  zu  erwerben.  Ganz  ähn- 
lich wie  die  der  Engländer  gestaltete  sich  die  Colonialpolitik 
der  Holländer.  Der  bedeutsamste  Unterschied  zu  Ungunsten 
dieser  war  der,  dass  die  niedeiJändisch- ostindische  Gesell- 
schaft den  Landbau  in  ihrem  Bereiche  nicht  zu  würdigen 
wusste.  Doch  machte  auch  diese  Gesellschaft  sich  um  das 
niederländische  Verkehrswesen  in  hohem  Grade  verdient  und 
schuf,  ihrem  englischen  Vorbilde  nacheifernd,  den  Nieder- 
landen ein  riesiges  Reich  in  Indien. 

Der  Ausspruch  Turgots,  dass  die  Colonien  den  Früchten 
gleichen,  die  nur  bis  zu  ihrer  Reife  am  Baume  hängen  bleiben 
und  dann  herabfallen,  bewährte  sich  eben  nur  unter  der 
\ oraussetzung  des  Ausbeutungssystems,  das  bis  zum  Aus- 
gange des  18.  Jahrhunderts  von  den  europäischen  Seemächten 
ihren  Colonien  gegenüber  angewandt  wmrden  ist. 


Auf  dem  Gebiete  der  Finanzen  erblicken  wir  noch 
immer  Unverständniss,  Planlosigkeit  und  Unordnung.  Im 
deutschen  Reiche  wurde  ihr  Schwerpunkt  in  die  Territorial- 
herrschaften gelegt.  Seit  dem  16.  Jahrhundert  sind  alle 
Souveräne  bestrebt,  das  Steuerbewilligungsrecht  der  Stände 
zu  beschränken,  die  sich,  neben  mancherlei  Verdiensten,  oft 
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selbstsüchtiger  Ziele  schuldig  machen,  namentlich  dadurch, 
dass  sich  Adel  und  Clerus  den  ihnen  obliegenden  Leistungen 
durch  Ueberwälzung  auf  ihre  Bauern  zu  entziehen  suchen. 

Diese  Selbstsucht  förderte  die  landesherrliche  Absicht  der 
Niederwerfung  der  Stände,  die  besonders  um  die  Mitte  des 
17.  Jahrhunderts  allenthalben  auf  dem  Continente  verwirk- 
licht wurde,  während  in  England  das  Königthum  vom  Parla- 
ment besiegt  ward.  Ausser  den  stetig  wachsenden  Heeres- 
ausgaben war  es  in  den  meisten  Staaten  der  verschwende- 
rische Aufwand  für  den  Hof,  der  den  Steuerdruck  hervorrief. 

Dabei  gewahren  wir  noch  immer  in  manchen  Staaten  — 
namentlich  in  England  unter  Heinrich  VIIL,  Jacob  L,  Karl  L, 

Jacob  II.,  in  Spanien  unter  Karl  I.  und  Philipp  II.,  in  Russ- 
land und  der  Türkei  unaufhörlich  — fiscalische  Gewaltsam- 
keiten, die  dem  Finanzwesen  geradezu  einen  räuberischen 
Charakter  aufprägen,  wozu  sich  „rechtmässige“  wie  unrecht- 
mässige Ungleichheiten,  Steuerbefreiungen  der  Leistungs- 
fähigsten — denen  noch  dazu  Geschenke  und  Jahrgelder 
ohne  Mass  gespendet  werden  — , Willkürlichkeiten  bei  Be- 
messung und  Härten  bei  Erhebung  der  Steuern  gesellen, 
die  namentlich  in  Frankreich  leidenschaftliche  Klagen  her- 
vorrufen.  Die  Bedrängniss  der  Bevölkerungen  wird  durch 
die  Treulosigkeit  der  Beamten  gesteigert,  von  denen  die 
höchstgestellten  sieh  mit  ihren  überreichen  Bezügen  nicht 
begnügen,  sondern  durch  unlauteres  Gebühren  riesige  Ver- 
mögen auf  häufen  (Lerma,  Mazarin,  Mentschikow,  Dubois). 

Als  Folge  dieser  Missstände  traten  allenthalben  Staats- 
bankerotte ein.  Bei  Ausgang  dieser  Periode  werden  in  /ji 

manchen  Staaten  wohlthätige  Reformen  bewirkt.  : ' 

r 

7. 

Aus  unsern  Forschungen  erhellt,  dass  das  durch  Natur 
und  Arbeit  entstandene  Eigenthum  aufdem  Wege  der  all- 
mählichen Milderung  der  Gewalt  immer  weiteren 
Kreisen  zugänglich  und  immer  mehr  von  Aus- 
beutungen  irgend  einerArt  befreitworden  ist. 

Ursprünglich  waren  es  die  physisch  Starken,  die  sich  i 

Felix,  Eigenthum.  IV,  2.  II.  35 
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durch  ihre  Kraft,  zu  der  sich  später  List  gesellte,  Besitzes- 
gegenstände anzueignen  wussten.  Da  damals  Raub  als  recht- 
mässiger Erwerb  galt,  so  waren  die  Kriege  Raubztige,  in 
denen  alle  Feinde  schonungslos  vernichtet  wurden.  Es  war 
ein  Fortschritt,  als  man  an  Stelle  dieser  Vernichtung  die 
Arbeitskräfte  der  Feinde  sich  sicherte,  die  man  zu  Sklaven 
machte.  So  entstand  Eigenthum  an  Menschen,  oder  vielmehr, 
eine  neue  Classe  davon,  da  anfangs  auch  Frauen  und  Kinder,' 
ihrer  Schwäche  wegen,  thatsächlich  als  Sklaven  behandelt 
und  alle  Eigenthumsrechte  zuerst  von  den  Geschlechtshäuptern, 
dann  von  den  Hausvätern  in  Anspruch  genommen  wurden. 
Reben  der  Sklaverei,  die  sich  aus  Kriegen  entwickelte,  ent- 
stand eine  solche  als  Folge  von  Verschuldung  wegen  der 
Gewaltthätigkeit  der  Capitalisten.  Schutzlose  Fremde  waren 
vogelfrei.  Das  Recht  bestand  in  purer  Rache.  Die  Herr- 
schaft der  rohen  Gewalt  nöthigte  zum  Zusammenschlüsse  der 
Nachbarn,  denen  Alles  gemeinsam  war.  Als  man  auf  dem 
Wege  des  Krieges  zu  einem  geordneten  Staatswesen  gelangte, 
mit  dessen  Entstehung  erst  von  Eigenthum  gesprochen  werden 
kann,  war  auch  dessen  Leitung  eine  gewaltsame,  despotische, 
in  der  Art,  dass  der  Herrscher  oft  der  einzige  wirkliche 
Eigenthümer  war.  Nachdem  auch  Einzelnen  erst  Nutzungs- 
und dann  Eigenthumsrechte  an  Grund  und  Boden  zuerkannt 
worden  waren,  waren  es  wieder  die  Inhaber  des  zum  Theile 
durch  Gewalt  entstandenen  grossen  Grundbesitzes,  die  gegen 
ihre  Hintersassen,  die  Bauern,  mit  Härte  verfuhren.  Nicht 
geringere  Gewaltsamkeit  zeigten  die  Vormünder,  die  ihr  Ver- 
hältniss  zu  den  Mündeln  als  ein  Recht  zur  Ausbeutung  auf- 
fassten. Die  Zünfte,  die  anfangs  erspriesslich  wirkten,  ver- 
wandelten sich  allmählich  in  Anstalten  zum  ausschliesslichen 
\ ortheile  der  Meister  und  ihrer  Familien,  denen  das  Wohl 
der  Arbeiter  geopfert  ward. 

In  allen  diesen  Beziehungen  trat  nach  und  nach  eine 
Milderung  ein.  In  dem  Masse  als  sich  die  geistigen  Eigen- 
schaften der  Menschen  entwickelten,  wurde  die  Herrschaft 
der  rohen  Kraft  zurOckgedrängt;  mit  der  Zunahme  der  Ge- 
sittung und  der  Bedürfnisse  ward  die  Arbeit  veredelt,  welche 
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die  werthvollen  Eigenthumsgegenstände  vervielfältigte;  die 
, Sklaverei  ging  grossentheils  in  die  gemässigte  Form  der 

I Leibeigenschaft  über;  an  die  Stelle  der  Bluträcher  traten  ge- 

regelte Gerichte;  die  ausschliessliche  Gewalt  des  Hausvaters 
wich  der  Anerkennung  der  Rechte  von  Frauen  und  Kindern ; 
das  frühere  Gewaltverhältniss  des  Vormundes  ward  in  die 
staatsbürgerliche  Pflicht  des  Mündelschutzes  gewandelt;  die 
die  Fremden  beschränkenden  Gesetze  wurden  allmählich  auf- 
gehoben. Mit  zunehmender  Sicherheit  entwickelte  sich,  wie 
bereits  angedeutet,  ein  individuelles  Eigenthum  und  ein  in- 
dividuelles Erbrecht;  der  Despotismus  wurde  zum  Theile  durch 
ständische  J]inwirkung  gemässigt;  das  Königthum  nahm  sich 
später  der  gedrückten  Bauern  an,  führte  eine  Besserung  ihrer 
Lage  herbei,  erkannte  ihnen  insbesondere  Eigenthumsrechte 
j zu  und  wies  die  Zünfte  in  angemessene  Schranken  zurück. 

Bei  alledem  gewahren  wir  noch  bis  zum  Ausgange  des 
18.  Jahrhunderts  zahlreiche  gewaltsame  Züge.  In  mehreren 
Staaten  herrscht  noch  immer  Absolutismus  und  deshalb 
Reehtsunsicherheit.  Allenthalben  sucht  man  sich  der  Mit- 
wirkung der  Stände  zu  entledigen,  die  in  England  den  Sieg 
j davon  tragen,  auf  dem  Festlande  aber  überall  — mit  alleiniger 
' Ausnahme  der  katholischen  Niederlande  — unterliegen.  Adel 
und  Clerus,  die  neben  zahlreichen  Vorrechten,  vornehmlich 
durch  königliche  Schenkungen,  Rodungen,  die  obersten  und 
einträglichsten  Aemter,  die  Geistlichkeit  ausserdem  durch 
die  Hingebung  der  Gläubigen,  grosse  Reichthümer  und  damit 
die  höchste  Leistungsfähigkeit  erlangen,  w'erden  nicht  nur 
nicht  dieser  entsprechend  zu  den  Darbietungen  an  den 
Staat  herangezogen,  sondern  erwirken  sogar  allenthalben 
auf  dem  Festlande  Steuerbefreiungen,  wiewohl  die  diese  be- 
schönigenden Gegenleistungen  seit  langer  Zeit  nicht  mehr 
bestehen.  Auch  sonst  zeigt  die  Verwaltung  der  Finanzen 
viele  Härten.  Confiscationen , Strafgelder  und  Münzäiide- 
rungen  vornehmlich  unter  fiscalischem  Gesichtspunkte,  er- 
scheinen noch  immer  häufig.  Die  grossen  Colonisationeii 
werden  mit  gewaltsamer  Unterdrückung  der  in  den  neu  ge- 
wonnenen Gebieten  einheimischen  Völker  durchgeführt  und 
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die  Colonisten  zum  vermeintlichen  Besten  des  Mutterlandes 
ausgebeutet.  Bäuerliche  und  andere  Arbeiter  werden  zur 
Thätigkeit  nach  einseitig  ohne  ihre  Zustimmung  festgesetzten 
Löhnen  gezwungen;  ausserdem  haben  die  Bauern  häufig  zu 
ei  dulden,  dass  die  Steuern  von  den  Grundherren  zum  Theile 
auf  sie  übergewälzt  werden.  Die  nicht  der  herrschenden 
Religion  Angehörigen  werden  aufs  grausamste  verfolgt,  zu- 
weilen ihres  Eigenthums,  ja  ihres  Lebens  beraubt  und  im 
Vermögenserwerbe  behindert. 

In  allen  diesen  Beziehungen  hat  die  französische  Re- 
volution theils  vollends  Wandel  geschaffen,  theils  mindestens 
Besserungen  herbeigeführt,  so  dass  das  Eigenthum  nun  allen 
Bevölkerungsclassen  zugänglich  wird  und  die  darauf  sowie 
auf  dem  Erwerbe  haftenden  Lasten  gleichmässiger  und  ge- 
1 echter  vertheilt  werden.  Nichtsdestoweniger  lässt  es  sich 
nicht  verkennen , dass  auch  die  Gegenwart  in  diesen  Be- 
ziehungen noch  Vieles  zu  wünschen  übrig  lässt;  und  zwar 
in  den  Niederungen  der  Menschheit  wegen  des  Fortbestandes 
der  verschiedenen,  auch  der  untersten  Culturstufen  neben 
einander,  aber  auch  auf  der  Höhe  der  Cultur  vornehmlich 
wegen  der  zuweilen  mit  Härte  gepaarten  Habsucht  vieler 
Begüterter,  die  alle  sittlichen  Gebote  übertönt.  Doch  muss 
zugegeben  werden,  dass  das  öffentliche  Bewusstsein  eine 

weitere  Besserung  der  Lage  der  Schwachen  und  Gedrückten 
gebieterisch  fordert. 

In  ähnlicher  Weise  wie,  nach  Lessing,  nicht  die  Er- 
langung der  Wahrheit,  sondern  der  Trieb  nach  ihr  die 
menschlichen  Kräfte  steigert,  ist  es  nicht  das  gewonnene 
Eigcnthum,  sondern  der  Trieb  nach  dessen  Erwerbung,  der 
die  erspriesslichsten  Wirkungen  für  das  Wohl  der  Menschheit 
erzielt.  Diesem  Triebe  entspringen  die  bedeutendsten  Ent- 
deckungen und  Erfindungen;  ihm  ist  schon  deshalb  ein 
her\orragender  Antheil  an  der  Gewinnung  unserer  Cultur 
zu  verdanken.  Das  aber  verkennen  die  Utopisten  in  dem 
unerreichbaren  Ziele,  den  Menschen  von  der  Sorge  um  den 
Eigenthumserwerb  zu  befreien. 
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Meyer  Georg  V 292,  308,  478,  617, 
618,  712,  VI  49,  .54,  81,  137,  173, 
259,  342,  344,  348. 

Meyer  Ludwdg  III  160. 

Miaskowski  August  v.  IV  ,54  79 
V 555,  557,  Vl  256.  ’ ’ 

Michael  V 313,  ,352,  459. 

Michel  Albert  III  222,  234. 

Milhaud  IV  32,  84. 

Mill  John  Stuart  I 118,  119. 
Minghetti  Marco  III  217,  234. 
Mirabeau  Honor4  Comte  de  VI  53 
126,  163,  485,  503. 

Mirabeau  Victor  Marquis  de  VI  21 
93,  113,  187,  189,  190,  192,  193! 
^^260,  301,  383,  416!  418.  ’ ’ 

26t*"274“437^  IV  154,  157,  233, 

Mohl  ’e.  V.  II  '322,  402. 

Möllere  II  159,  200,  214,  364. 
Molinier  Charles  III  337,  V 88  157 
161>  163-166,  170,  196,  46l’,  504! 
oU5,  744. 

Möller  J.  II  211. 

Molmenti  P.  G.  II  208,  209,  215 
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Moltke  V.  IV  8,  VI  23,  32. 
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Mommsen  Theodor  II  26,  44,  59, 
73,  151,  261,  267,  275,  276,  292, 
388,  435,  III  60,  76,  102,  108,  113, 
116,  157,  163,  182,  322,  358,  359, 
IV  196,  209,  314,  316,  323,  324, 
328,  330,  333,  335—338,  340,  344, 
34.5,  :I47,  348,  358,  371,  374,  375, 
378,  387,  388,  392—394,  397—399, 
401,  403,  408  -410,  417,  419,  421, 
423-425,  427,  432,  437,  438,  440, 
442,  443,  445,  447,  449,  452,  453, 
457,  458,  462,  467—469,  471-474, 
479,  480,  482—486,  490  -497. 

Montesquieu  I 37,  VI  30,  44,  82, 
184,  236,  473. 

Moreau  de  Jonnös  A.  C.  I 138. 
III  88. 

Morgan  Lewis  H.  I 2,  4. 

Möser  Justus  II  204,  225,  III  260, 
VI  38,  142.  _ 

Moser  Friedrich  Carl  Freiherr  v. 
III  298 

Movers  II  39,  262,  III  9,  57,  58, 
108,  109,  133,  183,  IV  132,  1.39, 
178,  179,  195-197. 

Mühlbacher  V 7,  43,  143,  145,  147, 
153,  286,  354,  451,  604,  615,  624 
bis  626,  633,  715. 

Müller  A.  III  15,  48,  132,  133,  160, 
256,  260,  324,  361,  V 707,  708, 
710. 

Müller  Friedrich  II  86. 

Müller  Joh.  u.  Heinr.  V 29,  88, 
713-715. 

Müller  Karl  III  328,  329. 

Müller  Max  III  178,  180,  IV  9,  140. 

Müller  Otfried  IV  261,  286,  306. 

Müller  W.  Max  IV  125,  127. 

Mun  Thomas  VI  181,  464. 

Münter  J.  I 247. 

Müntz  V,  303,  671. 

Muuzinger  II  336,  IV  5,  29,  35, 
37,  47,  48,  53,  57,  63,  72,  74,  82, 
86,  97,  99,  101,  103. 

Musters  George  Chaworth  I 15, 
II  231,  IV  22. 

machtigal  IV  25,  27,  33,  35,  47, 
48,  59,  72,  99. 

Nagel  Albrecht  I 108. 

Nasse  Erwin  V 567,  568,  VI  223, 
225, 

Neuberger  Joh.  Georg  III  232,  263. 

Neumann  Carl  V 289  , 299  , 300, 
445,  578,  612,  619,  699,  701,  702. 
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^ 143,  150. 

Neumann  Karl  Johannes  IV  402. 
Neumann  Max  II  114,  115,  117— 
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V.  Neumann-Spallart  I .54. 
Neuwirth  Joseph  II  181,  1«6. 
Niebuhr  B.  G.  IV  272. 

Nietzsche  Friedrich  IV  79. 

Nissen  IV  325,  339,  340,  346,  351 
370,  420,  433. 

Nitzsch  Karl  Wilhelm  III  164 
236-238,  298,  V 622,  626,  627, 

634,  638,  (;69. 

Noe  Heinrich  1 164. 

Nohl  I 127,  135,  II  437. 

Noirö  Ludwig  I 141. 

Nordhoff  J.  B.  II  424. 

V.  Noordeu  VI  69,  265,  359. 

North  Dudley  VI  158,  181,  377, 
460,  468. 
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I Oechsli  V 630. 
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150,  212. 

Oldenberg  Hermann  11  343,  III  16. 
Oncken  Wilhelm  II  138,  143,  156 
157,  1.59,  160.  162,  166—168,  294, 
440,  VI  22,  117,  134,  166,  173, 
253,  345. 
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Ortes  VI  112,  185. 

Osenbrüggen  Eduard  I 301,  II  4-54. 
Ovei-beck  Franz  IV  503. 
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Paiot  A.  de  VI  471. 
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635,  648,  649,  720,  723. 

Palma  di  Cesnola  Louis  I 226. 
Palmieri  VI  185. 

Pappenheim  Max  V 476,  477,  487. 
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Pastor  Ludwig  III  283  , 284,  298, 
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Pauli’ R.  II  115,  V 2.58,  262,  270, 
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Pauhtschke  IV  9,  1-3,  18,  19,  24, 
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Pausanias  I 69,  80,  224,  244,  II  25,  ' 
27,  30,  32-34,  36,  447,  III  9,  11, 
88,  91,  101,  104,  107,  108,  115, 
134,  136,  137,  142,  145,  146,  165 
I\  211,  221,  224,  253,  268. 

Payne  Edward  J.  VI  144,  276,  288, 
289,  293,  295,  297,  326. 

Peetz  Hartwig  III  63,  99,  113,  192. 
Penn  III  3:32,  334. 

Perrens  V 456,  674,  751. 

Perret  V 364,  465,  665,  666,  756. 
Perthes  Clemens  Theodor  III  319. 
Perty  Maximilian  I 237,  241,  243 
bis  245,  IV  96. 

Peruzzi  V 362,  368,  493,  526.  I 
Peschei  Oscar  I 10,  15,  17,  28,  38, ! 
43,  54  -56,  58,  67,  78,  82,  83,  90,  j 
94,  96,  116,  124,  125,  157,  162,  i 
164,  166,  168,  169,  171,  173,  176,  | 
177,  183,  18(),  192,  196,  198,  200, 
208,  216,  230,  245,  246,  275,  288, 
n 13,  146,  250,  252,  320,  32l! 
329,  332,  335,  337,  392,  393,  III 
13,  76,  89,  90,  141,  142,  241,  357, 

I\  38,  60,  81,  82,  98,  114,  VI  276. 
Peschei- Krümmel  I 38,  53,  72,  95, 
171,  179,  180,  192,  194,  201,  204, 
219,  223,  232,  244,  249,  289,  290, 

II  147,  307. 

Peschel-Leipoldt  I 40,  42,  77,  78 
82,  171,  225  -228,  234—237,  256 
bis  259,  265,  267. 

Petty  William  VI  59,  69,  181,  195. 
Pfleiderer  III  96,  97,  255. 
Philoppovich  Eugen  v.  VI  158. 
Philippson  Martin  II  145,  154,  155, 
16.3,  198,  199,  206,  214,  314,  III! 
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Pietschmann  IV  126,  132,  163,  196. 
Pigoonneau  V 82,  296,  448,  490, 
523,  662,  752,  756,  VI  34,  70,  77, 

147  17*»  i 

PindarV  l’ori32,  205,  II  220.  ! 

Pirenne  V 731. 

Pischon  C.  N.  III  15,  48,  135,  153. 
Platon  I 37,  10.5,  115,  128,  132,  193, 

II  29,  40,  60,  171,  172,  219,  276,  : 

2i  t,  293,  344,  347,  388,  408,  447,  ■ 

III  4,  10,  18,  46,  47,  118,  152, 

182,  359,  IV  12,  20,  151,  173,  174 
201,  203,  220,  225,  238,  244,  250, 

251,  253,  262,  268,  273,  278—280, 

286,  305. 

Plautus  II  273,  275,  278,  293. 

Pliniiis  (maior)  I 48,  52,  69,  74, 


76,  SO,  84,  85,  91,  159,  199,  202, 

247,  275,  283,  284,  300,  II  42,  43, 

65,  75,  267,  275,  279,  287,  III  11, 

59,  60,  80,  127,  137,  147,  162,  359, 

362,  IV  187,  192,  304,  318,  321, 

344,  350,  377,  399,  405,  445,  448, 
468—470,  472,  473,  486—488,  491 
bis  493,  496. 

Plinius  (minor)  II  47,  50,  59,  6,5, 

70  , 271-273  , 279  , 281,  III  60, 

101,  IV  344,  362,  382,  386,  391, 

393,  399,  401,  404,  408,  426,  427, 

429,  430,  448,  452,  464,  466,  467, 

469,  470,  480,  481, 484,  489,  V 594. 
Ploss  H.  II  .336,  380. 

Pokorny  A.  I 89.  93,  221,  234,  240, 

265,  277.  , 

Plutarch  I 69,  104,  137,  171,  182,  ' 

186,  206,  302,  II  26,  29,  32,  34-36, 

41,  45,  48,  52,  62,  64,  72,  219,  220, 

230,  263,  264,  267,  270,  278,  285, 

289,  34.3,  345 — 348,  350,  443,  456, 

HI  4,  16,  101,  112,  118,  134,  138, 

146,  152,  162,  182,  229, 362,  IV 187, 

220,  225,  229,  2.30,  232,  237,  239  bis 
241,  243,  247,  250,  256.  258,  261, 

263,  264,  276,  290,  291, 300, 317  bis 
319,  324,  332,  340,  .343,  344,  371, 

374,  377,  397,  402,  406,  423,  431 
433,  443,  462  - 464,  466. 

Pöhlmann  IV  54,  372,  V 282,  362, 

363,  365,  366,  378,  493,  494,  574, 

475, 

Pollock  V 254,  260. 

Pollock  and  Maitland  V 223,  255 
256,  266,  338,  341,  350  - 352,  378,’ 

381,  388,  404,  413,  414,  429,  431, 

432,  500-502,  507. 

Polluge  Ludwig,  I 261—264. 

Polybios  I 37,  59,  69,  75,  102,  224, 

II  25,  27,  30,  34,  41,  42,  55,  63, 

64,  74,  266,  268,  404,  III  102,  103, 

108,  133,  134,  146,  147,  152,  165, 

IV  132,  183,  186,  191,  195,  221 
223,  224,  226,  242,  317,  318,  321, 

322,  335,  342,  374,  430,  444,  445 
452,  456,  489,  490. 

Poschinger  Heinr.  v.  III  113,  226 

Post  Alb.  Herrn.  II 18,  330, 335—337, 

339.  HI  5,  IV  17,  20,26.  28-30 
33-35,  37,  41,  42,  44,  57,  60, 

63—6.5,  (1,  78,  83-86,  96—104. 

Pott  Augu.st  Friedrich  I 16 

‘’Tä“  I. 


565 


( 


Prescott  I 82,  93,  95,  303,  II  320, 
392,  III  133,  184,  191,  222,  346, 
347  VI  432. 

Priebatsch  V 320,  VI  160. 

Prutz  Hans  III  23,  35,  64,  170,  191, 
217,  224,  337,  261,  269-271,  273, 
295,  237,  375,  V 131,  228,  276, 

291,  446,  536,  625,  655,  709,  VI  14, 
18,  117,  137,  159,  211,  212. 

Puchta  IV  335,  336,  346,  349,  350, 
352— .359,  361,  363—366,  374,  376, 
378,  381,  382,  385,  390,  392,  395, 
396,  409,  419,  420,  438,  441. 
Pückler-Muskau  Fürst  II  181,  421, 
434,  458. 

Ouesnay  VI  187,  191,  192,  234, 
Quetelet  A.  I 53. 

Quintana  VI  280. 

Rachfahl  Felix  VI  43,  65,  167, 
VI  .522. 

Eambaud  Alfred  III  5,  223,  319, 
349,  V 187,  449,  578,  699,  700, 
VI  11,  298. 

Eanke  Johannes  I 124. 

Eanke  Leopold  v.  I 104,  202,  II  114, 

158,  323,  440,  III  15,  36,  42,  43, 
65,  67,  68,  105,  130,  131,  135,  191, 
199—202,  206,  212,  220,  222,  224, 
233,  237,  238,  242,  243,  246,  247, 
258,  259, 266,  278,  279,  286,  288  bis 

292,  297,  300,  302—305,  807,  308, 
318,  326,  330,  340,  344,  345,  347 
bis  350,  352,  353,  355,  356,  374, 
V 174,  265,  292,  294,  303,  329,  330, 
446,  453,  .504,  522,  527,  550,  619, 
631,  656,  661,  690,  749,  VI  10-12, 
17,  23  - 2.5,  27,  31,  38,  40-43,  47, 
48,  51,  54,  56,  60,  64,  65,  67,  71, 
72,  78,  86,  89,  106,  115,  117—120, 
124,  128—130,  132,  133,  136,  149, 

159,  160,  164,  165,  169,  180,  198, 
201,  202,  213,  224,  2:32,  241,  265  bis 
267,  278,  296,  297,  299,  316,  319, 
341,  347,  362,  363,  365,  366,  369, 
374,  378,  380,  381,  387,  388,  390, 
393—395,  399,  401,  402,  404,  406, 
408,  414,  417,  422  - 424,  426—435, 
439,  442,  444,  463,  468,  474,  505, 
506. 

Eath  G.  vom  I 76. 

Eathgen  V 314. 

Eatzel  Friedrich  I 46—53,  84,  87, 
91,  92,  109,  124,  145,  156,  160, 


162,  164,  166,  170,  181,  185,  196, 
219,  220,  226-228,  229,  233,  278, 
287,  288,  295,  IV  5,  6,  8,  12,  14, 
15,  17,  19,  21-24,  29,  30,  32,  33, 
36  -38,  40,  46,  48,  49,  51-53,  55, 

60,  72,  74,  79,  81,  82,  87,  89,  98, 
100,  102,  110-114,  VI  298. 

V.  Eauch  V 204,  207,  614. 

Eaumer  Friedrich  v.  II  390,  455, 
457,  III  232,  310. 

Eeclus  Elis^e  I 47,  53,  65,  68,  78, 
82,  89,  163,  169,  172,  219-224, 
227,  228,  256-258,  262,  266,  267, 
269  -274,  279,  282,  289,  291,  304, 
IV  13,  16,  18,  19,  21,  23,  26,  30, 
31,  34,  37,  38,  42-47,  49,  52,  .59, 

61,  62,  69,  71,  78,  80,  83,  87,  95, 
98,  102,  104,  105,  113,  116,  119, 
141,  142,  VI  243,  245,  277,  290, 
294  296. 

Eeeves  V 370,  431,  432,  445,  4.54, 
455,  461,  .502,  532,  54.5,  614,  682, 
689,  VI  119,  120,  263. 

Eehme  IV  92. 

Eein  J.  J.  I 200. 

Eenan  Ernest  I 145.  II  374,  III  97, 
255,  IV  143,  145,  180. 

Eenouf  Le  Page  III  94,  95,  125, 
145. 

Eeuchlin  Hermann  II  136,  137,  147, 
156,  158,  209. 

Eeumont  Alfred  v.  I 135,  II  88, 
113,  127,  132,  362,  431,  450,  III  64, 
81,  110,  128,  130,  170,  173,  193, 
202,  204,  266,  280,  282—287,  289, 
291,  292,  V 368  , 401,  447,  493, 
504,  507,  508,  666,  668,  671,  761, 
VI  74,  94,  109,  114,  133,  165,  195, 
240,  260,  442,  443. 

de  E4us  und  Endt  VI  338. 

Eeusch  Fr.  Heinrich  III  275. 

Eeuter  Hermann  IIP  24. 

Eeville  III  90,  126,  133,  142,  151, 
168,  175. 

Eevillout  Eugene  IV  152 — 157, 
160—163,  186,  205. 

Eevillout  Victor  et  Eugene  IV  161. 

Eichthoffen  Ferdinand  Freiherr  v. 
IV  118. 

Eiddle  J.  E.  III  303,  310. 

Eidgeway  IV  107,  108,  110,  117. 

Eiehl  W.  H.  I 65,  164,  II  174,  222, 
225,  301,  379,  434,  442,  445.  457, 
III  27. 

Eietschel  V 312,  314,  355,  599,  623. 
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Riezler  Sigmund  V 319,  320,  355  bis 
357,  453,  463,  470,  500,  551,  596, 

638,  639, 

723,  VI  198,  201,  202,  342, 
Riss  V 600. 

Ritter  Karl  I 44,  52,  56,  61,  64,  70 
80  82,  87,  91,  143,  145,  170  Hl,’ 
192,  163,  203,  204,  233,  268,  II  147, 
III  107,  357,  IV  109,  114. 

Ritter  Moritz  VI  7,  9.  11  q.q 
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3M,  397,  432,  460,  462,  463. 
Rivier  VI  45,  46,  55. 

Rivi^re  V 169,  180,  187,  323,  325. 
Roberts  Lewes  VI  181. 

Robiou  V 182,  189. 

Rochau  A.  L.  V.  III  339,  340. 
Rodbertus  IV  488. 

Roepell  V 440,  503,  570,  696,  697. 
Rogers  V 266,  567,  744,  761,  VI  76 
92,  150,  151,  154,  169,  180  22^ 
„ ‘-2^  227  230,  373,  469. 

Rohlfs  IV  71. 

Roscher  Wilhelm  I 18,  39,  58,  87, 

91,  95,  137,  175—177,  191,  201 
286,  II  224,  413,  422,  ’lll  14, ij,’ 
27,  6u,  65,  73,  108,  110,  118,  223 
262,  .^2,  IV  8,  .349,  465,  V Ül, 

COO  571,  575, 

621,  628,  641,  VI  31,  86,  88—90 

92,  94,  95,  107,  108,  112,  151,  157,’ 
^66,  170,  173,  224,  226,  238,  240, 

250,  235,  257,  258,  261,  343, 

'ill  llt  S’ 

Ro^cher^und  Jannasch  VI  4;3,  61, 

Rosenberg  H.  v.  IV  .53,  60,  61. 
Rosenkranz  K.  I 108. 

Rosenthal  Eduard  V 579,  587,  589. 
Koskotl  Gustav  III  210,  211  267 
312,  327,  336,  363,  366,  369,  370,’ 

Ross  Denman  W.  IV  11, 

Rossi  Comte  de  VI  139,  141,  199 
Roth  Justus  I 51. 

Roth  Karl  559,  VI  258 
Roth  Paul  II  109,  III  164,  193,  196 
216,  ^0,  224, ’293,  V 18  20,  36,’ 

44,  118,  158,  207,  285. 

Rottek  Karl  v.  II  300. 

Round  J.  H.  V 254,  357—259,  263 
267,  507,  518,  519,  681,  687  ’ ’ 

Rousseau  J.  J.  i 12,  27,  39,  142, 


252,  II  225,  416,  461,  462  IV  504, 
V 1 5d. 

Roy  Jules  V 172,  174. 

Rozet  III  223,  296. 

Ruding  V 264,  389,  520,  611,  735 
hjs  740,  742,  743,  VI  465,  466, 

Rüge  Sophus  III  62,  158,  VI  272, 

William  Harris  III  aS3,  335, 

Saalschütz  III  76. 

Sachau  IV  27,  29,  44,  48,  76. 

Sachs  Julius  I 89. 

Saint-Genis,  Victor  de  VI  1.33,  141 
I 177,  240,  260,  247. 

Saint-Leon,  i;tienne  Martin  V 488 

I 

47,  48,  58,  IV  329, 
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Schäfer  Dietrich  V 469,  VI 249,  267. 
Schäfer  Heinrich  II  83,  98.  121 

Q?o’  203,  232,  V 228| 

^30,  394,  537,  539,  540,  577,  607, 

fS’  oH’  VI  66,  72,  85 

131,  24:3-245,  267,  273,  274,  277 
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83,  84,  88. 

Schulze  Ernst  II  65. 
Schulze-Gävernitz  H.  v.  V 444,  532. 
Schurtz  IV  89. 

Schwegler-Koeber  II  438. 
Schweinfurth  Georg  I 20,  22,  2:3, 
30,  49,  58,  72,  82,  87,  94,  125,  178, 
188,  200,  204,  205,  216,  230,  236, 
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Spencer  Herbert  I 12,  18,  23,  113, 
136,  189,  2:38,  242,  244,  285,  296, 
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412,  416,  420. 

Toniolo  V 210,  298,  493. 

Tornauw  v.  V 444. 

Tourmagne  A.  H.  II  295,  296,  314, 
315,  319,  320,  323. 

Townseud  VI  385 

Transche-Roseneck  v.  VI  202,  207, 
211. 

Trede  Th.  II  458,  III  190. 

Treitschke  Heinrich  v.  II  241,  VI 
18,  20,  57,  118,  343,  345,  408. 

Trendelenburg  Adolf  I 161,  II  210, 
III  356. 
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Xoung  Arthur  VI  260,  420,  445. 
Yriarte  Charles  II  450. 

Zanelli  Agostino  II  317,  318. 
Zeumer  V 399,  590,  630,  647. 

Zezas  V 441. 

Ziegler  Heinrich  Ernst  IV  94. 
Ziegler  Theobald  II  228,  III  320. 
Zimmermann  Alfred  VI  272—274 
276,  279,  283.  284,  286,  288,  302,’ 

f65,  307,  308,  315—317,  319,  320, 
504. 

Zimmern  H.  II  244. 

Zinkeisen  V 602,  711,  VI  24,  25. 

67,  135,  175,  444,  445,  451,  453 
I bis  458,  477-479. 

[Zoller  IV  21,  29-31,  70,  82,  84,  86. 

' 

Zwiedineck-Südenhorst  Hans  v II 
163,  205,  235,  III  222,  225.  ‘ 


2.  Sachregister. 


Aberglaube.  Der  Naturvölker 
I 27 — 29.  Seine  Hemmung  der 
Entwicklung  des  Eigenthums  III 
356  — 378.  Sein  Zusammenhang 
mit  Verbrechen  III  357,  ,358.  — 
Quelle  vieler  trügerischer  Er- 
werbsarten III  358  - 361.  Astro- 
logie, Alchemie,  Schatzgräberei 
111361—364.  Tag- u.  Zeitwählerei 
III  364.  Zauber-  u.  Hexenglaube 

III  365  — 377.  Förderung  der 
meisten  Arten  des  Aberglaubens 
durch  die  Kirche  III  373  — 377. 
Astrologie  die  Tyrannei  der 
italienischen  Fürsten  erhöhend  V 
^6.  Alchemie  von  Heinrich  VI. 
in  England  zu  Münzzwecken  be- 
trieben V 740.  Aus  Aberglauben 
dem  englischen  Staatsschätze  er- 
wachsene Kosten  VI  380. 

Abiponen  I 16,  II  335. 

Abgaben  (v^l.  Steuern).  Aus  Ge- 
scnenken  sich  entwickelnd  IV 
24 — 27.  Von  — freie  Völker  IV 
33.  — der  Karawanen  für  den  i 
Gebrauch  von  Brunnen  und  Ci- 
sternen  IV  197.  — für  die  Oeffnung 
der  Schleusen  des  Flusses  Akes 

IV  102. 

Ablässe.  Ihre  Einträglichkeit 
III  204,  205,  302,  303. 

Absentismus.  In  England  VI 
226;  in  Frankreich  VI  232,  286; 
in  Spanien  VI  241;  in  Portugal 
VI  244.  ^ 

accensement  (bail  k eens,  bail 
ä rente)  V 592. 

Accession  IV  356,  357. 

A c c i s e.  Im  deutschen  Reiche  VI 
343.  Ihre  Einführung  in  England 
VI  377. 


Accliinatisationsfähigkeit 
I 109. 

accomandigia  V 401. 

A c k erbau  (vgl.  Landwirthschaft). 
Uebergang  zu  ihm  vom  Hirten- 
leben I 184.  Er  bedeutet  einen 
Fortschritt  in  der  Erziehung  der 
Menschheit  I 186.  Verdichtung 
der  Bevölkerung  als  Folge  I 188. 
— von  den  meisten  Religions- 
systemen besonders  begünstigt 
III  .30,  55,  56,  63,  68.  Bei  Beginn 
leichte  und  häufige  Aenderung 
der  Wohnsitze  IV  49.  Anfangs 
sehr  oberflächlich  betrieben;  bei 
primiti  venZuständen  den  W eibern 
überlassen  IV  51,  52.  Seine  Be- 
vormundung im  jüdischen  Alter- 
thum IV  180.  Sorge  dafür  in 
Aegypten  IV  189;  in  Assyrien- 
Babylonien  IV^  193;  in  Griechen- 
land IV  304;  in  Rom  IV  484, 
485.^  Sein  Schutz  im  Mittelalter 
V 352.  Seine  Bevormundung  in 
Frankreich  VI  70.  Seine  Förde- 
rung durch  die  Physiokraten  VI 
188,  189,  194,  195,  236,  237.  Sein 
Verfall  in  Schottland  VI  228;  in 
Frankreich  VI  233;  in  Spanien 
VI 242;  in  Portugal  VI  244.  Seine 
Blüthe  in  Belgien  VI  247.  Auf- 
hebung des  Flurzwanges  u.  Ver- 
koppelung VI  255.  256. 

Ackergesetze  und  -Verthei- 
lungen in  Rom  IV  -342  , 343, 
416,  422—427. 

acquits  de  comptant  VI  394. 
402,  417. 

Actiengesellschaften.  Ihre 
Förderung  der  Unsittlichkeit  des 
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Verkehrslebens  II 183-197.  Ihre  bis  252, 254.  Sein  massloser  Grund- 
Entstehung  VI  1.50,  151.  besitz  in  Dänemark  VI  249:  in 

. P>^'™^>ven  Völker].  I Schweden  VI  252.  Der  holkei- 
ly  69.  Seine  Ve™kung  bei;  nische— der  erste  in  Deutschland, 

~ der  freiwillig  die  Leibeigenschaft 
den  Koluschen  aut  Sklave^  auf  hob,  VI  251.  Der  englische 
thum  beiuhend  IV  18.  Kriege- j — im  Gegensätze  zum  contiuen- 
rischer  --  mit  grosserem  Land- 1 talen  stark  belastet  VI  385.  An- 
besitze bei  den  Lidern  IV  l^M,  i massung  des  Adelstitels  zur  Be- 
löl;  in  rersien  IV  139:  in,  freiunff  von  der  Taille  in  Frank- 

Aegypten  durch  königlicheSchen- 1 reich  Yl  405. 
klingen  von  Grund  und  Boden,  , Ad elsbri efertheilungalsFinanz- 
machtig  ly  175.  — mil  sehr'  quelle  V 629,  653,  VI  374  388 
grossem  Grundbesitze  in  Phö- 1 393.  402,  425,  446.  ’ ’ 

nikien  IV  178.  Zusammenhang ' Adelsvorrechte  (verl  Privi- 

' legien).  Bei  primitiven^Zuständen 
in  Thessalien  I\  234.  \on  ihm  hauptsächlich  als  Folffe  von 
ausgeubter  Druck  in  Griechen-  Eeichthum  u.  alleiniger  Gesetz - 

land  nach  dem  Sturze  des  König-  kenntniss  IV  17,  18,  35  83  Im 

thums  IV  236,  237.  Seine  Auf-  Mittelalter  V 531—5,39  ’ 

saugung  bäuerlicher  Güter  wegen  lAdelsvorurtheilein  primitiven 
ihrer  Ueberschuldung  IV  236.  Ver-  Zeitaltern  II  17  ^ 

minderungseinesüebergewichtes  ' adiudicatio  IV  357 
in  Athen,  dagegen  seine  Aufrecht-  Adoption.  Bei  Naturvölkern  IV 
erhaltun^n  Sparta  I\  238.  Sem  104,  105;  im  jüdischen  Alterthum 
höheres  Wergeid  bei  den  Ger-  IV  165;  in  Griechenland  III  46, 

manen  V 11,  12.  - zur  Zeit  der  IV  256,  260,  267;  in  Born  IV  :382 

Merowinger  aus  den  Kriegen  383. 

hervorgegangen,  zu  ausserordent-  „affaires  e x t r a o r d i n a i r e s “ 
lichem  Keichthum  besonders  an  VI  406,  411. 

Grund  und  Boden  gelangt  V 12, 13,  Affatomie  V 57. 

Grundbesitzer-  afferat  OS  VI  245 
Adel  V 13.  Seine  Verwirkung  im  ^ Afghanen  II  336. 
mittelalterl.chen  Böhmen  durch  Afrika.  Ungunst  seiner  geogra- 
Eigenthumsverlust  V 5-33.  Seine  | phisclieii  Verhältnisse  I 169. 
Privilegien  im  Mittelalter  V 531  lag  er  quaestorius  IV  428 
bis  o39.  Sein  überwiegender  Ein- 1 agri  vectigales  IV  363 
äuss  in  den  Markgenossenschaften  | A 1 b a n e s e n II  18. 

V 553.  Seine  Bedrückung  des  Albigenser  III  327. 

Bauernthums  in  Dänemark  u.  in!  aleabala  (alcavala)  VI  368  423 
Schweden  V 569.  Reichthum  u.  I 424,  428,  430,  433  ’ ’ 

Macht  des  ungarischen  Adels  in  Aleuten  II  33,5. 

Folge  von  Thronkämpfen  V 6,50.  Alfuren  II  15. 

Entstehung  des  Grundeigenthums  Algonkin  er  I 24,  25. 
desspanischen  Adels  durchkönig-  Alimentation  in  Rom  IV 460  461 
Lehe  Schenkungen  wäh^  der  Al  lode  wegen  Schutzes  zu  Lehen 
maurischen  Kriege  VI  43.  Adels-  aufgetrageii  V 133. 

Privilegien  in  neuerer  Zeit  VI  Ahnenden  V 63.  Einschränkung 
J^9— 166.  ln  ^gland  ein  grosser  ihrer  Nutzung  V 5-56  ,557 

Iheil  seines  Reichthums  durch  Städtische  — V 315  ’ 

Kauf  verschleuderter  Kirchen-  A 1 p e n w i r t h s c h a f t'  V 562. 
guter  begründet  \ 1223.  SeineBe- 1 Am  axosa  IV  29  91  92  102 
druckung  der  Bauern  u.  Wider- 1 Amerika  ein  verjüngtes  Europa 

219-4"^228  lÄT  Seine  geographrschen  VerhäU- 

^ly  -zl,  2.34,  241,  242,  249  i msse  I 172,  173, 
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Amortisationsgesetze  III 231 
bis  234,  VI  244.  I 

Aemter.  Ihr  Verkauf  als  Ein- 
nahmequelle, im  Kirchenstaate 

III  198,  199,  307;  im  alten  Rom 

IV  454;  im  Mittelalter:  im  by- 
zantinischen Reiche  V 105;  in 
Frankreich  V 657;  in  Ferrara  V 
671;  in  England  V 683,  686. 
Reichsämter  den  Charakter  von 
Beneficien  annehmend  V 121.  — 
als  Lehen  in  Frankreich  V 161, 
Geistliche  — in  Italien  im 
Zeitalter  des  LehnAvesens  im 
Besitze  adeliger  Kinder  V 208. 
Aemter-Verkauf  in  neuerer  Zeit: 
in  England  VI  120,  in  den  portu- 
giesischen Colonien  VI  274;  in 
Oesterreich  VI  360;  in  Frank- 
reich VI  388,  391,  393,  397,  402, 
409;  in  Spanien  VI  421,  425,  429, 
433,  436;  in  Portugal  VI  439;  in 
Italien  VI 444,  446 ; in  der  Türkei 
VI  454,  456,  457.  Abschaffung 
des  Verkaufs  während  der  fran- 
zösischen Revolution  VI  486. 

Anarchie.  Hinneigung  der  Araber 
zu  ihr  I 145,  IV  80.  — bei  Todes- 
fällen von  Souveränen,  nament- 
lich von  Päpsten  im  Mittelalter 

II  87-89. 

Anarchisten  II  148,  149. 

Anerben  V 424. 

Angeber  (vgl.  Sykophanten)  aus 
Habsucht  in  Rom  II  49,  50 

Angriffe  auf  Kirchengut  (s. 
Säeularisationen).  Gewaltsame 
von  Seiten  des  weltlichen  Adels 

III  238,  239. 

Anlehen.  Bei  den  alten  Galliern 
auf  Rückzahlung  im  Jenseits  I 
120.  In  Griechenland  meistens 
bei  Tempeln,  sonst  gewöhnlich  | 
gegen  Verpfändung  von  Staats- 1 
eigenthum  IV  296,  297;  auch  im 
Mittelalter  meistens  gegen  Ver- ' 
nfändung  von  Zöllen  oder  Kost-  i 
barkeiten.  In  Frankreich  V 6öl, 
662;  in  Italien  V 664,  665,  667; 
päpstliche  V 673,  674;  in  Eng- 
land V 691,  692;  städtische  V | 
642.  Noch  Ende  des  17.  Jahr- 
hunderts misstrauische  Betrach-  ! 
tung  der  öffentlichen  — VI  382,  ' 
383. 


Annamiten  IV  50. 

Annaten,  päpstliche  III  299,  300. 
Anschwemmungen  I 259,  260. 
Anticipationen  VI  410. 
Antidosis  IV  296. 
Antrustionen  V 14. 

Apachen  II  12,  328,  IV  50. 
Apingi  IV  57. 

Apotheose,  Königs-  und  Kaiser- 
_ III  161—163. 

Araber  I 136,  145,  II  17,  18,  89, 
254,  333,  401,  III  6,  357,  IV  19, 
26.  27,  4:1,  59,  69,  71,  80,  197. 
Araucaner  II  12,  IV  82. 

Arbeit  Entwicklung  des  Begriffes 

I 19  Aum.  Einfluss  des  Klimas 
auf  sie  1 38.  Allmähliches  Sinken 
ihrer  Ehre  bei  den  Griechen 

II  218  — 220.  Ihre  Würdigung 
in  Italien  II  223.  Ihre  Verach- 
tung in  Spanien  II  223 — 225  und 
in  den  spanischen  Colonien  VI 
286.  Der  Luxus  erschliesst  ihr 
zahllose  Gebiete  II  426  — 428. 
Sie  wird  nach  der  kirchlichen 
Auffassung,  wonach  das  beschau- 
liche Leben  das  würdigste,  zwar 
nur  widerstrebend  geduldet,  aber 
doch  mit  Rücksicht  auf  die 
Schwäche  der  menschlichen  Natur 
selbst  den  Mönchen  vorgeschrie- 
ben III  29,  30.  Alle  Religions- 
systeme nehmen  an  ihrer  Förde- 
rung theil  III 55— 83,  insbesondere 
an  der  des  Ackerbaues  III  55,  56, 
59,  61,  63.  Das  indische  Kasten- 
wesen Hl  56,  57.  Wohlthätige 
Wirkungen  des  Buddhismus  HI 
57.  Förderung  der  Viehzucht 
durch  Opfer  III  60,  des  Handels 
durch  religiöse  Institutionen  und 
die  ihnen  entspringende  Sicher- 
heit III  61,  62.  Förderung  aller 
Arbeitszweige  und  insbesondere 
der  Kunst  und  Wissenschaft 
durch  die  Klöster  III  62- 66.  Den 
Häuptlingen  im  primitiven  Zeit- 
alter zu  leistende  — IV  27. 
Ursprung  des  Grundeigenthums, 
entwickelt  aus  den  Nutzungs- 
rechten, die  dem  Urbarmacher 
von  Grundstücken  während  der 
Bebauung  zustehen  IV  61  — 64. 
Ausbeutung  der  — Kriegs- 
gefangener in  Aegypten  IV  127, 
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144.  Ihre  zeitige  Würdiguner 
nach  salischem  Recht  durch 
höheres  Wergeid  der  Hand- 
arbeiter \ 12.  Ihre  Verbindung 
mit  dem  Eigenthumsrechte  in 
Fnesland  V 39.  Das  Recht  auf 
im  Zeitalter  des  Feudalis- 

162,  358, 

359.  Würdigung  der  — durch 

Koo  ‘1®’^  Besserung  V 

583.  lurgot  erklärt  das  Recht 
— als  das  heiligste  VI  140 
ebenso  Adam  Smith  VI  197.’ 
Privileg  des  polnischen  Adels  auf 
billige  - Vl  166.  Staatliche 
Urganisation  und  Beeinflussuner 
Arbeit.  Merkantilsystem  VI 
Physiokratismus  VI 

u-  Tn  VI  195 

bis  197.  Kunstförderung  VI  197 

VI  So  ■ - 

lledrückung  im 

371  37^  uvl  356-359,  366,  367, 
371,  372,  653.  Verbot  ihrer  Aus- 
wanderung in  Florenz  V 493  494 
Ihre  Ausbeutung  in  neuerer  Zeit 
vornehmlich  durch  Arbeitszwang 
zu  einsedig  festgesetzen  Löhnen 

Freizügig- 
keit VI  74-78,  126,  174.  Kre 

Ausbeutung  durch  die  Zünfte  im 
Interesse  der  Meister  VI  1.36 
138—140,  ferner  durch  den  pol- 
nischen Adel  VI  166.  Fürsorge 
?oo  ^te®iokraten  für  sie  VI  191, 

vr  Smith 

V 1 197.  Arbeiter-Mangel  in  den 

spanischen  Colonien  wegen  der 

Ä f ‘öster  daselbst  VI 

290.  Mittelalterliche  Lohntaxen 
in  den  anglo-amerikanischen  Co- 
lonien  VI  308. 

Arbeitspflicht  als  Correlat  com- 
munistischer  Anschauung  der  Es- 
kimos IV  45. 

Armenpflege.  Ihre  Vervollkomm- 
nung durch  Luther  II  238,  239 
Ihr  religiöser  Charakter  im  Mittel- 
Ifl  171-173.  Ihre  mangel- 
hafte Handhabung  durch  die 
Kirche  III  319—321.  - in 

Griechenland  IV  245.  Antheil 
der  Reichen  daran  IV  246.  — 
in  Rom  durch  die  christlichen 


Kaiser  IV  465,  466. 


— neuerer 


^^,86—95.  Sie  wird  erst 
Deformation  rationell 
VI  ö6.  — in  Preussen  VI  87 

Tt  ^^l^'^swig-Holstein  typisch 
oo^  Oesterreich  VI 

88,  89.  — in  Holland  VI  89:  in 

90:  in  England 
V I 90 — 92;  in  Frankreich  VI  92 

«I  llalien  VI  94;  in 

Schweden  VI  94,  95;  in  Däne- 
mark VI  95. 

Verklärung  im 
Mittelalter  III  22—26  ^ 

Arowacken  II  332,  336. 
Arrogation  IV  382,  383,  390. 
Artesische  Brunnen  I 271. 
Asien  Geographische  Verhält- 
nisse I 170. 

Kirchen  u.  s.  w 
im  Mittelalter  V 456,  457;  jedes 
einem  polnischen  Edelmann  ge- 
“ Hauses  im  Mittelalter  V' 
533,  des  spanischen  Adels  V 536 

WT  Oesterreich 

VI  118;  in  England  VI  123,  124: 
m Frankreich  Vl  126:  in  Spanien 
Vl  I.jO;  in  Polen  VI  134. 

Assignaten  VI  490,  491,  497. 

Atimie  IV  254,  255. 

Atjinesen  I 21. 

A u f s t ä n d e , insbesondere  als Fo Ige 
von  Steuerdruck  II  94  95 
427,  V 2.38  643,  66i,  669,’ ßll, 
666,  670,  677,  679,  680,  700  vf 
233,  236,  248  283,  344,  350,  *402, 


406;  wegen  Münzcalamitäten,  in 


Russland  VI  476.  Ihre  grosse 
Zahl  in  Frankreich  unmittelbar 
vor  Ausbruch  der  Revolution  VI 
4o5. 

Aufwand  (vgl.  Luxus),  ungeheuerer 

'■eligiöse  Zwecke 
124,  125.  Im  Allgemeinen 
hiefur  III  257-- 260.  ^ür  den 
lodtencultus  III  154_i6l  05q 

260-  Für  König,.  „nd'^ECaS: 

Apotheose  III  I6I  — 163.  Für 

Reliquien  III  163-166.  Für 

Kreuzzuge  III  169,  170.  Für 

Missionen  III  173,  174.  Für 

Piiester  aus  den  ursprünglich  der 
Gottheit  uud  den  Tempeln  ge- 

17*4  00ß°  Graben  entwickelt  III 
A äUd. 
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Ausstattung  mit  Land  der  An- 
siedler zu  Goa  VI  272  und 
Mexico  VI  282,  französischer 
Colonisten  VI  295,  der  ersten 
Colonisten  von  Massachusetts 
VI  305,  der  ersten  Colonisten 
von  Georgia  VI  310. 
Australien.  Ungunst  seiner  geo- 
graphischen Verhältnisse  I 167. 
Australier  I 14,  15,  25,  28,  83, 
II  18,  19,  330,  333,  387,  411,  IV 
4,  41,  48,  74,  84,  98,  102. 
Austrocknung  von  Seen  1 270, 
271. 

Auswanderung.  Ihr  Verbot  für 
die  Moriscos  in  Spanien  III  340. 
Nöthigung  der  Protestanten  in 
Oesterreich  zur  — III  352.  Ihr 
Verbot  in  Spanien  aus  Bevölke- 
rungsrücksichten V 541.  Ihr  Ver- 
bot für  Arbeiter  in  Florenz  V 
493,  494.  — von  Bauern  V 

173,  563  wegen  Bedrückung.  In 
neurer  Zeit  — als  Kriegsfolge  VI 
36.  Verbot  der  — von  Arbeitern 
und  Bauern  VI  76—78.  Flucht- 
artige — von  Bauern  VI  218,  219, 
238.  — den  Bauern  von  Friedrich 
dem  Grossen  untersagt  VI  213. 
— von  Spaniern  in  die  Colonien 
VI  286.  — als  Folge  von  Steuer- 
druck VI  344. 

Axuas  II  253. 

Azteken  I 82. 

Baghirmier  II  11. 

Bahnars  IV  116. 

Bakalai  IV  104. 

Bakuenen  I 13,  III  72,  IV  73. 

Banken.  Tempel  im  Alterthum 
als  Depositen  - Banken  dienend 
III  101—103.  — neurer  Zeit  VI 
152 — 159.  Ihre  Dienste  zu  Zeiten 
der  Münzwirren.  Ihre  Sicherung 
des  Eigenthums  durch  Aufnahme 
von  Depositen  u.  s.  w.  VI  152, 
153.  Die  Bank  von  Venedig  VI 
153,  von  Genua,  Amsterdam, 
Hamburg,  Nürnberg  VI  154,  die 
Wiener  Stadtbank  VI  154,  155, 
die  Bank  von  England  VI  155, 
die  Pariser  Bank  VI  155,  156,1 
die  Bank  von  Stockholm  VI  156,  | 
von  Kopenhagen  VI 156,  157,  von  ) 
Berlin,  von  Madrid,  — in  Russ-  * 


land  VI  157,  — in  den  Ver- 
einigten Staaten  VI  158.  Unter- 
gang der  meisten  — wegen 
Verquickung  mit  dem  Staate  und 
übermässiger  Papiergeldausgabe 
VI  158,  159. 

Bankerotte,  leichtfertige  und 
betrügerische  II  178,  königliche 
im  Mittelalter  V 367,  368;  in 
neurer  Zeit  VI  372,  399,  401,  402, 
404,  412,  417,  429,  4:31,  433,  435, 
476.  Willkür  beim  französischen 
Staats- Bankerotte  von  1713  VI 
412  und  beim  spanischen  von 
1607,  VI  433,  — der  revol, 

Regierungen  in  Frankreich  VI 
493. 

Bann  (vgl.  Excommunication)  III 
114,  263—267. 

Bannwälder  (garennes)  V 196 
bis  198,  572. 

B a n y a i II  329,  335,  IV  21,  59, 

102. 

Bapuku  IV  41. 

Barea  II  335,  IV  52,  53,  63,  72, 
74,  82,  84,  86,  89,  98,  101. 

Ba-rotse  IV  19. 

Bassuto  I 16,  III  71,  IV  8,  37. 

Batauana  I 92. 

Batoka  I 92. 

Battas  I 19,  IV  60,  81. 

Bau  und  Erhaltung  von 
Strassen  und  Brücken 
der  angelsächsischen  Könige  zum 
Schutze  des  Eigenthums  V 38, 
39. 

Bauern.  Verschlimmerung  ihrer 
Lage  durch  die  Kirche  III  312 
bis  320.  Ihre  gedrückte  Lage 
im  orientalischen  Alterthum  IV 
175  — 179,  181,  182  u.  in  Griechen- 
land wegen  ihrer  Abhängigkeit 
vom  Adel  IV  236,  266.  Ihre 
Rettung  durch  Solons  Seisach- 
theia  IV  237.  Ihre  düstere  Lage 
in  Rom  IV  343,  420,  421,  425 
bis  427;  bei  den  Byzantinern  V 
101,  102.  Ihre  Lage  im  Zeitalter 
des  Lehnwesens  in  Deutschland 
günstiger  als  in  anderen  Reichen 
V 154.  Ihre  Leiden  durch  Wild- 
schäden insbesondere  in  Frank- 
reich V 197, 198.  Ihre  Bedrückung 
auch  im  spätem  Mittelalter  durch 
Uebergriffe  der  Grundherrschaft 
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gesteigert  und  deshalb  die  freien 
— in  fortwährender  Ab  - 
nähme  V 548,  549.  Ihr  Druck 
durch  das  Meierrecht  erhöht  V 
549,  550,  ferner  durch  den  Ueber- 
gang  des  Adels  zu  eigenem  land- 
wirthschaftlichem  Betriebe  nach 
Verfall  des  Lehnwesens  V 550, 
551.  Verlust  des  Jagd-  und 
Holzungsrechtes  V 5G0,  des 
Fischereirechtes  V 561.  Aus- 
wanderung holländischer  — als 
Folge  masslosen  Druckes  V 
56:3.  Aufstand  Wat  Tylers  in- 
folge der  Leiden  der  — in 
England  V 567.  Aufstand  in 
Dänemark  aus  gleichem  Grunde 

V 569.  Bauerndruck  in  Schweden 

V 569,  in  Polen  V 570,  in  Frank- 

V 570—574.  Aufstand  in 
der  Normandie  wegen  ausbeuten- 
der  For.st-  und  Jagdprivilegien 
des  Adels  V 571.  Jacquerie  V 

der  — in  Italien 
erträglicher  als  in  anderen  Län- 
dern V 575.  Aehnlich  in  Portu- 
gal V 577.  Im  byzantinischen 
Reiche  V 577 — 579.  Fürsorge 
der  Physiokraten  für  sie  VI  190. 
In  neurer  Zeit  ihre  düstere  Lage 
in  Deutschland  VI  200  — 218 
Wildschäden  VI  202.  Ungün- 
stiger Einfluss  des  römischen 
Rechtes  VI  208,  204.  Arbeits- 
pflicht zu  willkürlichen  Löhnen" 
Dienstzwang  der  Bauernkinder! 
Frohnen  VI  204,  205.  Verschlim- 
merung durch  Entwicklung  der 
Gutsherrschaft  VI  205,  206.  Ver- 
kümmerung des  Unterrichts  und 
der  Gewerbeerlernung  derBauern- 
kinder  in  manchen  Gegenden  VI 

207.  Bauern  - Legungen  VI  207,  | 

208.  ^Mannigfaltigkeit  der  Besitz- 1 
rechte  VI  208,  209;  wichtigste 
Bauernclassen  VI  209.  Bauern- 1 
Aufstände  VI  210,  215,  217.  Für- 
sorge der  emporkommenden  Lan- 
desherren für  die  — , die  aber 
aut  die  Domänen  beschränkt 
bleiben  musste  VI  210  — 218. 
Bauern -Schutz  durch  Friedrich 
den  Grossen  gesichert  VI  212. 
Lage  der  österreichischen  Bauern 
vl  21:3 — 221.  Rusticalisten  und! 


Dominicalisten,  eingekaufte  und 
uneingekaufte  — in  den 
böhmischen  Ländern  VI  214. 
Uebermass  der  Frohnen.  Ver- 
kümmerung des  Rechtes  der 
Berufswahl  IV  216.  Unterthanen- 
advokaten  VI  217.  Widerstand 
der  Stände  gegen  Reformen  VI 
219  — 221.  Lage  der  — in  Eng- 
land VI  221,  224,  227.  Ihr  Elend 
durch  die  Einhegungen  als  Folge 
der  zunehmenden  Schafzucht  VI 
^21 — 224,  227.  Englische  Bauem- 
classen  VI  224.  Ausbeutendes 
Verfahren  derGrossgrundbesitzer 
V 226,  227.  Druck  der  Parla- 
mentsherrschaft VI  227.  Ge- 
drückte Lage  der  — in  Schott- 
land VI  227  — 229.  Zwischen- 
pächter und  das  ihnen  entsprin- 
gende Elend  VI  228.  Traurige 
Lage  der  — in  Irland  VI 
229,  230.  Lage  der  — in 

Frankreich  VI  230—237.  Ihre 
Bedrückung  durch  die  Steuer- 
befreiungen derPrinlegirten  VI 
231—233,  ferner  durch  die  Jagden 
der  Herren  VI  233  und  durch  die 
Wegfrohnen  VI  235,  236.  ße- 
formen  auf  Anregung  der  Phy- 
siokraten VI  236,  237.  Lage  der 
— in  Italien  VI  238—241,  be- 
sonders elend  in  den  Spanien 
gehörenden  Landschaften  VI  238, 
239,  Ebenso  in  Toscana.  Günstige 
Wendung  daselbst  mit  dem  Ein- 
tritt der  Dynastie  Lothringen 
VI  239,  240.  Lage  der  — 
in  Spanien  VI  241-243.  Ihre 
Preisgebung  an  den  Adel.  An- 
häufung kirchlicher  Latifundien 
dem  Bauernthum  entgegenwir- 
kend. Ausfuhrverbote  und  Ge- 
treidetaxen VI  241.  Nachtheilige 
Wirkung  der  Fideicommisse  VI 
241,  242,  Besonders  traurige 
Lage  der  — in  Asturien  und  in 
Galicien  VI  243.  Lage  der 
— in  Portugal  VI  243  — 245. 
Gesetz  der  Sesmaria  VI  243. 
Absentismus ; verhängnissvolles 
Kecht  der  Grundherren,  ihre 
Pächter  beliebig  zu  verabschie- 
den; ßeformen  König  Josefs  und 
Pombals  VI  244.  Traurige  Bau- 
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VI  245,  Schulden  III 342,  843,  u.  von  zum 

246.  Verhaltmssmassie  günstige  Katholicismus  bekehrten  Prote- 

® stauten  ihren  früheren  Glaubens- 

V I 246,  247;  jedoch  iinheilvolle  genossen  gegenüber  III  ,848;  in 

Wirkung  der  spanischen  Herr-  Sparta  von  Kriegsdiensten  für 

Schaft  in  Flandern  VI  247.  Ver-  Väter  dreier  Söhne  IV  262,  263- 

schiedenartige  Lap  der  - im  Mittelalter  von  Zwangsdar- 

111  der  Schweiz ; häufige  Auf-  leben  als  Privileg  V 522. 

Stande  daselbst  VI  247,  248.  Ihre  Begabung,  frühzeitige  I 126 
traurige  Lage  in  Dänemark  Beispiel,  verderbliches  der 
wegen  des  Steuer-  und  Frohnen-  Grossen  im  Mittelalter  II  129 
druckes,  des  Treibens  der  Kipper  Belohnung  derEigenthumsver- 

mehrung  bei  den  >fabatäem  IV 
y 1 249,  2o0.  Der  holsteinische  164.  Ausserordentliche  — von 

in  Deutschland,  Soldaten  in  Rom  IV  819-321,  von 

zum  Katholicismus  Bekehrten  in 
aufhob  yl2öl.  Bedrückung  der  Frankreich  VI  392. 

Bauern  in  Schweden  VI  251  bis  Beneficial-  und  Lehn  wesen, 
zöd.  ^ustere  Lage  in  Kuss-  Bei  primitiven  Völkern  IV  37, 

^ 111-113.  Anklänge  im 
Polen  VI  255  Theilung  der  alten  Rom  IV  432,  V 113,  114. 

Gemeinheiten  VI  255.  Verkop-  Das  Lehnwesen  Vermehrung  des 

pelungen  VI  256.  kirchlichen  Grundbesitzes  her- 
ein beiführend  III  216,  217;  doch 

^7?  ^7o’  auch  die  Kirche  dadurch  ZU  Ver- 

99‘V  wf’oQA  OQO’  Aon’  gebungen  an  Weltliche  genöthigt 

9ao’  9-1’  111239,240.  Lehnwesen  im  alten 

Aegypten  IV 176,  in  Indien  IV 182, 
Bauerneinungen  V 475  197.  Unterscheidung  zwischen 

Bauerngut.  Mittelalterliches  Ver-  Zinsgut  und  Lehn  V 117,  Bene- 

bot  seiner  unbeschränkten  Thei-  ficium  V 118—128.  Lehn  wesen 
lung  V 551,  o52.  , „ Vereinigung  von  Benefic’um  und 

B a u m e.  Ihr  Schutz  durch  ihre  Ver-  Vasallität  V 128.  Zeitliche  Erb- 
ehrung im  Alterthum  III  87,  88.  lichkeit  der  Beneficien  und  Lehen 
Ebenso  bei -Naturvölkern  III  141.  V 129-182.  Mehrere  dominia 
Vom  Boden  getrenntes  Eigen-  am  selben  Lehn  V 132  Zu  Lehen 

1 T"i7  ,AA  aufgetragene  Allode,  Ritterlehen 
Bauten  in  Griechenland  IV  300.  V 183.  Verleihungsgegeuslände 

^0°  Felsen  mit  Erde  V 134-137.  Fahnlehen  V 137. 

Bedia  IV  q«  Vereinigung  mehrerer  Lehen  in 

liedja  1\  98  Einer  Hand.  Lehen  mit  Gedinge 

27  9q"  q«  A 7ß’  ^ Weiber-Lehen  V 140, 

Bp^"3  ’ lu’  • . . ' f^ehensverhältnisse 

vAm  ® ® qo*'®  Abhaii^igkeit  i y^on  Königen  zu  geistlichen 
^ Gering-  Fürsten  V 142.  Lehen.:conflicte 

tugigkeit  m primitiven  Zeitaltern  V 143-145,  166-168.  Lehers- 
1 18,  II  .899—4^.  Ihre  Ver-  missbräuche  V 145— 148.  Lehens- 
teinerung mit  der  Culturentwick-  leistungen  V 148—154.  Das 

II-  1-  I.  Lehnwesen  in  Frankreich  am 
e t a h 1 g u n g , geistige  schliesslich  i entschiedensten  durchgeführt 

ifLi  gewinnend  I V 1.54-198.  Macht  der  |rossen 

iiiJ  iiö.  , . „ i französischen  Lehensträger  V 

hol  ® • I I 160.  Ihr  Streben,  jedes 

befreiungen)  _im  Mittelalter  von ' Erträgniss  in  Lehen  zu  ver- 

Juden  gegenüber  eingegangenen  wandeln  V 161—168.  Lehens- 

Felix,  Eigenthum.  IV.  2.  II. 
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gemeinsamkeit  und  Lehenszer- 
splitterung V 164,  165.  Privat- 
rechtliche Auffassung  der  öffent- 
lichen Befugnisse  V 165,  166. 
baisie  et  commise  feodale  V 166 
Unbestimmtheit  der  Lehen.sver- 
hältnisse  V 168.  Feudalisirunff 
der  Justiz  V 168—171.  Feudale 
Uewaltthaten  V 171—177.  (Ge- 
waltsamkeit der  feudalen  Leis- 
tungsforderungen V 177 198. 

Lehnwesen  in  Flandern  V 
198—200,  in  Italien  V 200  bis 
21.5.  Päpste,  Bischöfe,  Aebte  als  I 
LehnsheiTen  V 201-203.  Val-  I 
vassori  minori  V 203.  Abhängig-  ' 
keit  der  Lehensträger  in  Süd-  i 
Italien  und  Sicilien  vom  Köniff- 1 
thum  \ 203,  204.  Verfägungsrecht 
Italienischer  Vasallen  über  Lehen 
X ^9^  Kaiser  Friedrichs  II. 
Bekämpfung  des  Lehnwesens 
V ^5,  206.  Venetianische  Lehen 
1 2®'Bich  begrenzte 

Lehen.  Menge  der  Lehensgegen- 
stände V 207-209.  Fehden  als 
rolgen  des  Lehnwesens  V 209 
bis  211.  Lehensconflicte  V 211, 
212.  Druck  der  ausserordent- 
lichen feudalen  Lasten  V 212 1 
bis 215.  Lehen  inCastilien  und  i 
Leon  216 — 227.  Ilire  Verschie- 1 
denartigkeit  V 217  - 224.  Vasalli- 
tat  V 223-225.  Conflicte  V 226. 
Lehen  an  Auswärtige.  Lehens- 1 

Verhältnisse  zwischen  christlichen  ! 

und  islamitischen  Fürsten  V 227.  | 
Lehen  in  Aragonien  V 227 
bis  234.  Verwickelte  sociale 
Hierarchie  daselbst  V 228,  229  I 
Leihezwang  V 229,  230.  Lehens- ! 
®"Jziehung  wegen  Vergehen  V 

V ooa  » ricos-hombres  ' 

X oo.  Bedrückung  der  villanos  I 
X i Beben  in  Catalonien' 

V 234  240.  Bedrückung  der 
vasallos  de  remensa  V 235.  Be- 
dingte  Heeresfolge  der  Vasallen 
^ 236,  237.  ^ Malos  usos  V 237, 
238.  Grundeigenthum  Ursprungs- 
titel der  Gerichtsbarkeit  V 239,  ! 
240.  Lehen  in  Navarra  V 24() 

Königlicher  Leihezwang  I 
X-  VoiTeehte  der  Edelleute  | 

V 242.  Verschiedenartigkeit  der 


Verpflichtungen  V 242—244. 
Trauriges  ßauemloos  V 244, 
245.  Lehen  in  Valencia  und 
Mallorca  V 245—247.  Ueber- 
muth  des  spanischen  Adels  V 
247 — 2-50.  Lehnwesen  in  Bri- 
tannien V 250—270.  Landver- 
leihung  Wilhelms  nach  der  Er- 
oberung V 251,  252.  Alles  Land 
Verleihung  der  Krone,  der  all- 
einigen Allodialbesitzerin  V 252 
daher  alle  Männer  des  Königs’ 
Männer,  alles  Land  bookland  V 
253.  Sämmtliche  Lehen  erblich 

V 254.  Frankalmoin,  Geldlehen, 
Mitbelehnung  V 2-55.  Felony, 
Unbestimmtheit  des  Heerdienstes 
y 256 — 2-58.  Allmähliches  Recht 
der  Lehnsveräusserung  V 258 
bis  260.  Allgemeinheit  der  feu- 
dalen Form  V 260,  261.  Primo- 
genitur. Lehensmissbräuche  V 
262,  263.  Feudale  Gewaltthaten 

V 264—266.  Härte  und  Unbe- 
stimmtheit der  feudalen  Leis- 
tungen V 266--270.  Lehnwesen 
im  byzantinischen  Reiche 

V 270,  271.  Lehnwesen  der 

Araber  V 271—274.  Erschütte- 
rung des  Lehnwesens,  nament- 
lich als  Folge  des  Niedergangs 
der  militärischen  Leistungsfähig- 
keit des  Ritterthums  V 274  bis 
284.  Die  Arbeit  im  Zeitalter  des 
Feudalismus  ein  Lehn  V 358, 
359.  Uebergang  des  Lehnwesens 
in  die  spanischen  Colonien  IV  289, 
in  die  französischen  Colonien  VI 
292,  298. 

ßenevolence  V 690,  691,  VI 
371,  374. 

Beni  Amer  IV  37,  57,  72,  103. 

Beraubung  des  Staatsschatzes 
bei  den  Griechen  II  30,  31. 

Bergregal,  mittelalterliches  V 
607—611. 

Bergwerke  als  Finanzquelle  in 
Aegypten  II  256,  IV  185;  von 
den  Phonikern  ausgebeutete  IV 
196;  — der  Lyder  IV  200:  in 
Makedonien  IV  287;  in  Rom  IV 
^5,  446.  In  neuerer  Zeit  in 
Deutschland  Vl  262,  263,  344; 
in  Oesterreich  VI  263;  in  Eng- 
land VI  263;  in  Frankreich  VI 
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26-3,  264;  in  Italien  VI  264;  in 
Schweden  VI  264;  in  Polen  und 
in  Russland  VI  264,  265. 
Beschränkung,  gesetzliche  des 
Handels  und  Landbaues  in 
Griechenland  IV  247—250-  des 
Grundeigenthums  daselbst  IV 
250,  251;  — in  Rom  IV  362 
bis  369 ; im  Mittelalter  V 375 
bis  381;  in  neuerer  Zeit  VH  78, 
79;  — des  Viehbesitzes  bei  Neger- 
völkern IV  87;  des  bäuerlichen 
Rechtes  der  Viehhaltung  im 
Mittelalter  V 357,  358;  in  neuerer 
Zeit  \I  201;  des  Eigenthums' 
einzelner  indischer  Kasten  IV  i 
141,  142;  des  Rechtes  der  Ver-  ! 
^gung  über  das  Eigenthum  in  : 
Rom  IV  373,  374;  des  Verkehrs 
y 358-374,  544-547,  XI  67-74; 
der  Colonien  VI  277 — '->79  288  ' 
289,  299,  307,  310,  312,’  327, 
336,  338.  Den  Arbeitern  aufer- 
legte V 358-374,  544-547,  VI 
37 — 74.  (Auf  Geschenke  bezüg- 
liehe  — siehe  Schenkuug.)  ' 
Besitz.  ^Vohlthätige  ^Virkungen 
des  Dranges  darnach  I 2.  Seine 
Wandlung  in  Eigenthum  I 5.1 
Sein  ethischer  Werth  nach  hel- 
lenischer Auffassung  II  39,  40 
Theils  sämmtliche,  theils  die  vor-  i 
nehmsten  ihn  bildenden  Gegen- 
stände bei  den  meisten  Natur-  I 
Völkern  den  Todten  ins  Grab  mit-  | 
gegeben  III  6.  Zuweilen  Felder  ' 
mit  ihren  Früchten  und  Thiere  I 

iVr  Todten  gelangt  J 

III  7.  (Geistlicher  — s.  Eigen-  ^ 
thum.)  Absonderliche  Besitzver- ! 
hältnisse  IV  69—72.  In  Griechen- 1 
land  — durch  Usucapion  aner- ! 
kaniit.  Sein  Schutz  daselbst  IV 
242  In  Rom  der  — zu  einem 
besonderen  Rechtsinstitute  aus- 
gebildet IV  346,  347.  Bittbesitz 
(precarium),  Schutz  des  Besitzes  ' 
nach  römischem  Rechte  IV  357 
bis  362.  Im  Mittelalter  V 350. 


Besserung.  Das  Recht  an  ihr 
V 583. 

Bestechlichkeit.  Bei  den 


I Griechen  II  31-35,  bei  den 
Römern  II  47—49;  im  Mittel- 
alter  II  110;  in  neurer  Zeit  auch 

— der  höchsten  Würdenträger 
B58-170  VI  403  , 408  , 416, 

434.  Zur  Zeit  der  Merowinger 
selbst  — der  Könige  V 21 ; im 
späteren  Mittelalter  besonders 

— englischer  Richter  V 454. 
Bestechung,  durch  die  englisch- 
ostindische Compagnie  verübt  VI 
316,  318. 

Betrügerische  Bettler  II  105 
bis  1Ö7. 

Betrug,  als  Folge  von  HaKsucht 
bei  den  Griechen  II  28—30;  bei 
den  Römern  II 42  - 45 ; im  Mittel- 
alter  II 104  — 109;  in  neurer  Zeit 
II  1.51 — 158;  in  Bezug  auf  Münzen 
II  151 — 1.53.  Sein  Raffinement 
bei  hoher  Cultur  11  153,  L54. 
Beim  Heer  II  I.5.5,  1-56.  An  öffent- 
lichen Anstalten  II  156.  An  — 
grenzende  Verfahrungsart  im 
kaufmännischen  Verkehre  II  171 
bis  176. 

Betschuanen  I 178,  II  251.  IV 
46.  80.  ’ 

Beute.  Von  assyri.schen  Königen 
1 heile  zu  Schenkungen  an 
Götter  und  Tempel  verwendet 
15  128,  191,  192.  Ihre  Verthei- 
lungsweise bei  den  Juden  IV 
131,  bei  den  Persern  IV  136. 
Ihre  Bedeutung  in  Rom  IV  315 
bis  318.  — in  mittelalterlichen 

Kriegen  5’  7-9,  289,  290. 
levölkerung.  Wirkungen  ihrer 
V erdichtung  1305.  Einfluss  dieser 
auf  Eigenthum  I 188-191.  Ihre 
grosse  Zahl  in  Aegypten  für’s 
Staatswohl  unerlässlich  gedacht 
IV^  156,  157.  Anfänge  einer  Be- 
völker  ing.sstatistik  in  Athen  IV 
239  Hierauf  bezügliche  Gesetze 
in  Sparta  IV  262,  263;  in  Rom 
15  400,  401.  Bevölkerungspolitik 
im  .Mittelalter  5^  539  -541;  in 
neurer  Zeit  als  Folge  des  Mer- 
kantilsystems 5H  183—186,  404, 
405. 

e Wässerungsanlagen  (verel. 
Brunnen)  I 272,  273.  Boden- 
nutzniessung  für  ihre  Urheber  in 
Persien  IV  182,  183.  Bewässe- 
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rimgs-System  der  Araber  in  i 
Spanien  V 575.  | 

Bewegliche  und  unbeweg- 
liche Güter.  Ihre  verschiedene 
Behandlung  nach  germanischem 
Rechte  V [\1.  Besondere  Unter- 
seheidungnach  französischem  mit- 
telalterlichem Rechte  V 338,  339. 
Bibliotheken  in  Rom  IV  459. 
Binnenseen.  Ihr  Nutzen  I 50,  51. 
Blök  ade  VI  44,  45. 

Blumen  I 62. 

Blutrache  II  18,  19,  98—100,  III 
47,  48,  IV  16,  17. 
boc- 1 an d V 563. 

Bodscha  I 183. 

Bog  OS  IV  37,  72,  74,  97,  99,  100, 
lOtJ« 

Bongo  I 82,  204,  II  10,  253,  410.! 
Börsensniel  II  180—183. 
Botokuden  I 173,  177,  II  400, 

I V 52. 

B 0 y c o 1 1 (Verbot  des  Handels- 
betriebes) in  primitiven  Verhält- 
nissen IV  85,  im  Mittelalter  V 
363,  364. 

Brahmanen.  Entwicklung  ihrer 
Macht  und  ihres  Reichthums  III 
178—181,  IV  134,  147,  168,  169, 
181,  198,  200.  ’ 

Br  aut  kauf  s.  Frauen. 
Brückenbau  durch  die  Kirche 
gefördert  III  110,  111. 

Brunnen.  Das  Recht  ihrer  Be- 
nutzung in  Yucatan  zuweilen  zu 
Schuldsklaverei  führend  II  14, 

15.  — im  Orient  wuchtiges  Eigen- 
thum wegen  Wasserarmuth  IV 
47, 48,  72.  Bodeneigenthum  durch 
Brunnengraben  erworben.  Der 
— Eigenthum  des  ihn  Grabenden 
IV  62,  72.  Abgaben  an  Brunnen- 
eigenthüiner  IV  72,  197. 

B u 11  a m e r IV  84. 
Bundesgenossen.  IhreBehand- 
lung  von  den  Römern  II  47,  von 
den  Griechen  IV  240,  241. 
Bürgerkriege.  In  Griechenland' 

IV  226-228,  in  Rom  IV  330  bis 
332, 343,  im  byzantinischen  Reiche 

V 93,  94,  in  Castilien  den  Adel 
decimirend  V 282. 

Bürgschaften  und  Zeugen. 

In  Athen  II  38,  im  Mittelalter 
II  113-115. 


Burgen.  Als  Ausgangspunkte  von 
Brandschatzungen  in  Deutsch- 
land V 147,  448,  in  Frankreich 
V 171,  172,  in  Span’en  V 249, 
250,  in  Britannien  V 264.  Ihre 
Demolirung  in  Italien  V 282. 
Ihre  Entwicklung  zu  Städten  ,V 
310,  311. 

Burj  äten  IV  42. 

Buschmänner  I 11,  12,  29,  II 
409. 

Bussen  (vgl.  Geldstrafen).  Wegen 
leichtfertigen  Processirens  in 
Athen  IV  288.  Wichtige  Ein- 
nahmequelle daselbst  IV  289, 
290.  — die  vornehmste  Ursache 
des  entstehenden  Geldbedürf- 
nisses IV  490,  V 86.  Schwere 
— bei  den  mittelalterlichen  Ger- 
manen, die  nebst  dem  Wergeide 
den  Schuldner  oft  zu  Grunde 
richteten  V 23 — 27. 

Butheil  V 151. 

Cacao  I 61. 

Caffee  I 61,  88. 

Capitis  deminutio  IV,  381. 
411. 

Cariben  I 10,  29,  II  12,  252,  327, 

329,  411,  IV  82,  101,  1Ö2. 

Censoren  in  Rom  IV  467 — 470. 
Censur  von  Büchern  und  Druck- 
werken  III  274,  275,  VI  65,  66. 
Cerealien  I 58,  59. 

Chaymas  I 17. 

Cherokee  III  72. 

Chibchas  II  332,  III  142,  IV  29. 
Chicane  im  kaufmännischen  Ver- 
kehre II  175. 

Chinesen  I 120,  121,  145,  II  395, 
396,  III  158,  IV  14. 

Chinook  I 22,  II  11,  252,  IV  57. 
Circassier  II  333. 

Civilliste.  Ihre  Entstehuner  in 
England  VI  381. 

Clientei.  Ihr  Ursprung  bei  den 
Römera  II  275,  291,  IV  335,  336. 
Coalitionen  von Capitalmächten, 
durch  die  der  Verkehr  einen  ge- 
waltsamen Charakter  erhält  II 
178-180.  Arbeitei  coalitionen  V 
357,  VI  76. 

Collation  IV  396,  V 419. 
Cölibatgesetze  III  217. 
Colonisation.  Gefördert  durch 
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hervorragende  Naturerzeugnisse 
I 196 — 198;  durch  religiöse  Ein- 
wirkungen bei  den  Phönikern 
und  Griechen  III  57,  58,  durch 
Klöster  und  Ritterorden  in  der 
christlichen  Welt  III  63,  65.  Die 
französische  - vornehmlich  durch 
massloseRücksieht  auf  den  Clerus 
gehemmt  III  319.  — in  primi- 
tiven Zeitaltern  IV  14.  — der 
Phöniker  IV  196,  der  Griechen, 
ihre  grosse  Begabung  auf  diesem 
Gebiete;  reicher  Eigenthums- 
gewinn als  Folge  IV  270,  271. 
— der  Römer  IV  432—438.  Ihre 
Militär-Colonisation  IV  436.  — 
der  Franken  V 74.  Mittelalter- 
liche — überhaupt  V 595-603. 
Ihre  Ausgestaltung  in  neuerer 
Zeit  durch  Krieg  VI  30,  269.  Sie 
empfing  ihre  Impulse  von  den 
grossen  diese  Periode  eröffnenden 
Ereignissen  VI  269.  Ihre  Be- 
deutung für  Europa  VI  270.  Ihre 
Förderung  der  Cultur  VI  270, 
271.  — der  Portugiesen  VI 
271—279.  Ausstattung  der  An- 
siedler zu  Goa  mit  Land  und 
Häusern  \I  272.  Verhängniss- 
volle  Vereinigung  Portugals  mit 
^lanieu  VI  273.  Fortwährende 
Kriege  mit  europäischen  Mit- 
bewerbern und  Unzulänglichkeit 
der  Truppen  VI  274.  Aehiiliche 
Geschicke  in  Afrika  VI  275,  276. 
Unglückliche  Colonialpolitik  Por- 
tugals VI  276 — 279.  Heimlich- 
keit und  Ausschliessungssucht. 
Kein  Verständniss  der  Nutzung 
der  in  den  Colonien  geschöpften 
Reichthümer  VI  277.  Ueber- 
tragung  der  kirchlichen  Anschau- 
ungen in  die  Colonien.  Bereiche- 
rungssucht der  Vicekönige  VI 
278.  Engherzige  Minenpolitik  in 
Brasilien  VI  278,  279.  Beschrän- 
kung der  Anpflanzungen  und  des 
industriellen  Betriebes  VI  279. 

— der  Spanier  VI  279—291. 
Religiöse  Bew^eggründe  VI  279, 
280.  Repartimientos  und  En- 1 
comiendas  VI  280.  Ausschliess- 
lichkeit der  weissen  Farbe  und 
der  spanischen  Herkunft  in  den 
Colonien  VI  281.  Ausstattung 


von  Ansiedlern  in  Mexico  mit 
Grundstücken  und  Häusern  VI 

282.  Feindseligkeit  der  Eng- 
länder und  der  Holländer  VI 

283,  284.  Socialismus  in  den  Re- 
ductionen  der  Jesuiten  in  Para- 
guay VI  284  , 285.  Unfähige 
Colomalpolitik  der  Spanier  VI 
286 — 291.  Masslose  Einströmung 
von  Spaniern  in  die  Colonien 
VI  286.  Arbeitsverachtung  und 
Uebertragung  aller  nationalen 
Vorurtheile  m die  Colonien  VI 
286,  287.  Bereicherungssucht  der 
Vicekönige  VI  287.  Mangelnde 
Rechtspflege  in  den  Colonien, 
ihre  Absperrung  und  Bevor- 
mundung, ihre  Anpflauzungs-  und 
Handelsneschränkung  VI  287  bis 
289.  Uebertragung  des  Feuda- 
lismus dahin  VI  289  Grosse 
Klosteranzahl  daselbst  VI  290. 

— der  Franzosen  VI  291  bis 
301.  Religiöse  Antriebe  VI  291, 
292.  Lehen  VI  292.  Coureurs  de 
bois  A 1 293,  294.  Landzutheilung 
an  Colonisten  VI  295.  Wirksam- 
keit von  Dupleix  VI  296.  Rivali- 
tät mit  den  Engländern  VI  297, 
298.  Französische  Colonialpolitik 
VI  298_— 301.  Uebertragung  des 
Feudalismus  in  die  Colonien  VI 
298,  299.  Religiöse  Unduld.sam- 
keit,  Vorurtheil  der  Hautfarbe, 
Bevormundung  VI  299.  Steuer- 
überbürdung,  Veruntreuungen, 
Mangel  an  Ausdauer  der  Colo- 
nisten VI  300.  Richtige  An- 
sichten der  Physiokraten  VI  301. 

— der  Engländer  VI  301  bis 
330.  Virginien  erst  nach  Um- 
w'andlung  des  Gemeingrund- 
besitzes in  Privatbesitz  auf- 
blühend VI  301.  Ebenso  Neueng- 
land V 1 305.  Mannigfaltige  Eigen- 
thumsverhältnisse  der  Colonisten 
VI  303  , 304.  Landzutheilung 
und  Schenkung  von  Grund  und 
Boden  in  Virginien  VI  304,  in 
Georgia  VI  310.  Tabak  gesetz- 
liches Zahlungsmittel  in  Virginien 
VI  304.  Entails  und  Majorate 
in  anglo-amerikanischen  Colonien 
VI  305.  Naturalwirthschaft  in 
Maryland  VI  307.  Ausbeutende 
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ßeschräiikmigen  des  Handels  und 
der  Industrie  der  Colonien 
dO/,  310,  312.  Willkürherrschaft 
der  East  India  Company  VI  320  i 
321.  Verdienste  Clfves  VI  Wi 
Gewaltsamkeit  Hastings  gegen 
die  indischen  Fürsten  und  seine 
A'erdienste  VI324,325.  Heformen 
von  Lord  Cornwallis  VI  325 
326  Englische  Colonialpolitik  VI 
•327—330.  Ungeachtet  der  ver- 
übten  Gewaltthaten  herbeige- 
fühi  te  Besserung  in  den  indischen 
Zuständen  VI  329,  330.  — der 
Holländer  VI  330-  339.  Ihr 
vornehm.stes  Ziel  Erlangung  des 
Besitzes  der  Gewürzinseln  VI 

331.  Gründung  Batavias  Glanz- 
punkt der  holländischen  — VI 

332.  Wendepunkt  durch  Crom-  ’ 

Wells  Navigationsacte  VI  333. 
Holländisch-westindische  Gesell- 
schaft,  deren  Hauptziel  Kepres- 
salien  am  spanischen  Handel  VI  i 
•3.S4,  3.35.  Industriebeschränkung  ; 
der  indischen  Colonisten.  Mit-  I 
bewerb  schwedischer  Colonisten  ! 
m Nordamerika  VI  336.  Colonial- ! 
pohtik  der  Holländer  VI  338,  i 
339.  Analogien  mit  der  eneli-  i 
sehen  VI  339.  Wohlthätige  hhn-  I 
flüsse  der  Revolution  auf  die 
französische  — Vl  503,  504.  ' 

Vornan  dies  I 21,  II  12,  337,  i 

1 V oO. 

Com  bi  n at  i 0 n en , Arbeitern  unter- 
sagt A'I  76,  77.  I 

Commendation  auf  niederer! 

Culturstufe  IV  37. 
Hoinmunicationsmittel  Sorge 
dafür  in  Aegypten  IV  189,  190  y 
in  Assyrien  und  Babvlonien 
IV  193;  in  Persien  IV  204;  in  i 
Rom  IV  485,  4s6.  ' 

Composition  (Blutpreis)  IV  77 
bis  79. 

Co  ncentration  als  Verstärkung  i 
der  Uebung  I 297. 
Condottierenthum  V 291,  292 
296-299.  ’ ’ 

Confiscation  (vgl.  Strafen),  Bei 
Naturvölkern  IV  29,  86,  384.  | 
Als  Strafe  der  Ketzerei  III  327  ' 
m 333-338,  34.5-348,  350.  Ihre 
üaufigkeit  in  Aegypten  zur 


Lagideiizeit  IV  188;  in  Persien 
n 202;  in  Athen  mit  Ver- 
bannung verbunden  IV  283 — 285 
290,  291  301  302,  (vgl.  II  37,’ 
.58):  in  Rom  IV  406,  407,  482- 
bei  den  Germanen  das  kgl.  Land’ 
beträchtlich  erweiternd  V 61* 
zur  Zeit  der  Merowinger  zu- 
weilen ohne  richterliches  Ur- 
theil  V 79-81;  im  Zeitalter  des 
^ehnwesens  in  Verbindung  mit 
Inquisition  V 187.  — von  Handels- 
schiflen  V 372.  - im  Mittelalter 
u berhaupt  starke  Einnahmequelle 

ff’ 

b/3,  681;  wegen  falscher  Ver- 
mögensangabe V 662.  In  neurer 
Zeit  als  Kriegsfolge  VI  39— 43- 
aus  fiscalischcn  Gründen  i. Spanien 
durch  die  Inquisition  VI  130,  131- 
durch  Cosimo  I.  von  Toscana  u 
Emanuel  Philibert  von  Savoyen 
VI  133;  in  der  Türkei  VI  135; 
111  Dänemark  \T  249 ; in  Böhmen 
nach  d.  Schlacht  auf  dem  weissen 
Berge  VI  3,53  , 3-55;  in  England 
durch  Heinrich VIII.VI372;  durch 
Maria  VI 119;  Karls  I.  — von  De- 
positen in  der  kgl.  Münze  VI 376- 

.^77;  Jacobs  II.’ 

S in  Indien 

^'I  324,  325;  — der  Inquisition 
zu  Gunsten  der  kgl.  Finanzen 
in  Spanien  VI  426;  — des  Ver- 
mögMs  von  Portugiesen,  die  aus 
den  Colonien  zurückkehrten  VI 
^0;  — von  Rebellengütern  in 

- in  d.  Türkei 
yi  455,  457,  458;  — während  der 
französischen  Revolution  VI  487 
489, 

Contrastwirkuner  I 158 
Coroatos  III  175. 

Corruption  (s.  Bestechlichkeit) 
noch  in  der  neuen  Zeit  II  158 

bis  170;  masslose  — unter  Jacob  I 

von  England  VI  374  und  Karl  II 
von  England  VI  378—380. 

Coureurs  de  bois  VI  29:5,  294. 

Credit.  In  primitiven  Zuständen 
ungekannt  II  14,  IV  5,  6.  In 

Zeit  damit  getriebener 
Missbrauch  II  178.  Ein  öffent- 
lieber  — . erst  in  neurer  Zeit 
vollständig  ausgebildet  II  229. 


I 
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Hecht  auf  — im  feudalen  Frank- 
reich V 186.  — innerhalb  der 
Florentiner  Zünfte  verboten  V 
494.  — im  Mittelalter  mit  Grund- 
stücken und  Häusern  als  Grund- 
lage V 585—589,  Oetfentlicher 
— im  Mittelalter  V 641,  642; 
seine  Entwicklung  in  den 
italienischen  Städtestaaten  V 
664 — 666.  Geringer  — der  eng- 
lischen Könige  V 691,  692.  — 
als  nothwendige  Folge  des 
mittelalterlichen  Münzenmangels 
V 729.  — in  neuerer  Zeit  die 
Kriegführung  erleichternd  VI  30. 
Der  — der  Könige  lange  per- 
sönlich VI  382. 

Creditgesetze  in  Aegypten  IV 
153,  in  Griechenland  IV  244; 
mangelhafte  — im  byzantinischen 
Reiche  V 98,  99. 

Creditge Währung,  nothwendige 
im  Mittelalter  wegen  Münzen- 
mangels V 729. 

Creek  IV  58. 

Creol en  I 145. 

Cudra  II  257-259,  IV  134. 

Cura  annonae  s.  Schenkung. 

»acota  III  176,  IV  17. 

Dajaks  II  328,  401,  IV  22. 

Dammaras  I 18,  24,  28,  IV  8. 

Danakil  1 123,  II  19,  251,  IV  47, 
50. 

Darangabe  als  ursprüngliches 
Verstärkungsmittel  d.  Vertrages 
IV  88. 

Decurionen  zur  Zeit  Diocletians 
IV  475-477. 

Delaw  ar  e II  20. 

depointem ents  VI  262.  i 

Depositenbanken.  Als  solche  J 
dienten  griechische , römische, 
jüdische  und  christliche  Gottes- 
häuser III  101 — 103.  Ihr  Nutzen 
im  Mittelalter  und  in  der  neuren  ] 
Zeit  VI  153. 

Despotismus  erste  Phase  des 
staatlichen  Lebens;  seine  Noth- 
wendigkeit  in  primitiven  Ver- 
hältnissen IV  20—23.  Seine 
Ausartung  in  Willkürherrschaft 
u.  Anmassung  allen  Eigenthums- 
rechtes IV  21—23,  32,  33,  59,  60. 
Zuweilen  mit  religiöser  (isla- 


mitischer) Grundlage  IV"  ,59.  — 
im  orientalischen  Alterthum  IV 
142 — 152;  in  Griechenland  IV235; 
in  Rom  IV  372,  373.  — der  ger- 
manischen Könige  V 16 — 18,  der 
byzantinischen  Kaiser  V 94. 

I Derbiker  II  384. 
Dharna-Sitzen  in  Indien  IV  85. 

! Di ag-Diag  II  399. 

(Diäten  in  Griechenland  IV  297 
] bis  299,  301. 

i D i e b e privilegirte  in  Aschauti 
, IV  34. 

j Diebstahl  (vgl.  Raub).  Verant- 
I Wörtlichkeit  der  Häuptlinge  da- 
j für  gegen  Geschenke  bei  afrikan. 
Völkern.  Bedingtes  Recht  des 
Diebstahls  in  Bih6  IV  28.  — bei 
den  Kaffem  für  Häuptlinge  und 
ihre  Kinder  straflos  IV  34.  Bei 
den  Marea  für  Adelige  straflos, 
die  nur  zur  Rückerstattung  ver- 
halten werden  IV  35.  Nach 
maurischem  Gewohnheitsrechte 
bei  Nacht  straflos.  Bei  den 
Barea  und  Kunama  civilrechtlich 
und  nicht  als  Verbrechen  be- 
trachtet; bei  anderen  Völkern 
häufig  sehr  streng  bestraft  IV  82. 
Regierungsverantwortlichkeit  da- 
für in  primitiven  Verhältnissen 
IV  85,  86.  — nach  germanischem 
Rechte  schimpflichsteThat,  streng 
geahndet  V 27,  28. 

Dienste  an  Stelle  von  Geldrente 
tretend  V 593. 

Dien  st  Völker  IV  19. 

Dinka  I 72,  204,  II  10,  16,  IV  8. 
Dispensen  als  kirchliche  Finanz- 
quelle III  300 — 302. 

Djur  I 93,  200. 

Dogribs  I 21. 

Domänen.  In  primitiven  Zeit- 
altern IV  23;  im  orientalischen 
Alterthura  IV  184,  193,  195,  197, 
201;  in  Griechenland  IV  ^5;  in 
Rom  IV  443 — 446;  im  Mittel- 
alter  V 622,  633,  634,  651,  681; 
ihre  Abnahme  infolge  von  Schen- 
kungen V 633,  650, 657 ; in  neurer 
Zeit  VI  341,  349,  377,  384. 
dominium  directum  und  do- 
minium utile  V 339,  340. 
Doppelwährung.  Anfangs  in 
Persien.  Zeitige  Bedenken,  die 
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sie  erref^t  IV  212.  In  Griechen- 
land seit  Philipp  von  Makedonien 
IV  309. 

droit  d’aubaine  V 186. 
droit  de  marcheoder  de  mau  - ^ 
vais  gr4  V 593.  i 

droit  de  prise  V 360,  361,  6-54. 
droit  de  retour  oder  de  r4- 1 
Version  V 389,  390.  ' 

Dualla  II  252,  328,  IV  30. 

Dürre  I 216. 

Djaks  I 29. 

Edelmetalle  I 75,  76.  Ihre' 
Verschwendung  in  primitiven  i 
Zuständen  II  403  - 408.  Die 
masslose  Sucht  danach  in  Ost- 
afrika ganze  Familien  zu  Grunde 
ricliterd  II  410.  Ihr  Eindringen 
m Sparta  IV  240,  286.  Riesiger 
Verbrauch  im  Mittelalter  zu  i 
Zwecken  der  Goldschmiedekunst 
II  423—426,  V 729.  Ihre  Unzu- 1 
länglichkeit  zu  Münzzwecken  im 
Mittelalter  V 712,  728,  729,  731, 
737—740,  751,  755,  756,  764,  765. 
Ihre  Ausbeute  in  den  spanischen 
ColonienVI  290,291.  Ver.schieden- 
heit  in  den  Werthverhältnissen 
beider  Edelmetalle  zu  einander 
V 750,  \ [ 470.  Abfluss  der  — 
aus  Spanien  VI  473. 

Ehen,  nachtheiliger  Einfluss  allzu 
frühzeitiger  auf  Entwicklung  und 
Vertheilung  des  Eigenthums  II 
210,  211.  — ohne  manus  in  Kom 
II  349,  350,  IV  385. 

Ehrgefühl  II  215—227.  Sein 
Einfluss  auf  Entwicklung  des 
Eigenthums  II  217—227;  auf  die 
Arbeit  II  218  — 226;  auf  diel 
Consumtion  und  auf  den  Kriee 
II  226.  ^ 

Ehrlosigkeit  V 498. 

Eid  zum  Schutze  des  Eigenthums 
dienend  III  115—118.  Seine  Be- 
deutung in  Babylonien  IV  163. 

Eigenthum.  Allgemeines  Be- 
dürfniss  I 1.  Ursprünglich  die 
Natur  und  nächst  ihr  die  Arbeit 
seine  voniehmste  Quelle  I 3. , 
Bei  Naturvölkern  eigentlich  keine  ' 
Idee  von  — I 10-30,  IV  3—5.  * 
Einfluss  des  Klimas  auf  seine 
Entwicklung  1 38-43,  des  Meeres  I 


I 44-47,  der  Flüsse  I 47—50, 
Freiwillige  Naturgaben  l 55—58, 
66,  67.  Cerealien  eine  Haupt- 
quelle des  Eigenthums  I 58,  59, 
ähnlich  Viehheerden  I 68—70; 
Einfluss  der  physischen  Kraft  und 
der  Sinnesvorzüge  auf  seine  Er- 
langung 1 106 — 108;  Einfluss  der 

geistigen  Begabung  hierauf  I 115; 

influss  der  Phantasie  auf  seine 
Entwicklung  1 115—121;  Einfluss 
der  Vererbung  der  Naturgaben 
hierauf  I 132—135,  143—145.  — 
bei  reinen  Jägervölkern  I 176, 
bei  Fischervölkern  I 179.  Seine 
Fortentwicklung  im  Hirtenleben 
I 181,  182,  bei  Ackerbauern 
I 187 , 188.  Wirkung  hervor- 
ragender Naturerzeugnisse  auf 
seine  Entwicklung  I 196—201, 
Wirkung  des  Genius  hierauf 
I 207 — 209.  Hemmende  und  zer- 
störende Natureinflusse  I 213  bis 
252.  Einflüsse  der  Umbildung 
der  Natur  I 253—306.  Inner- 
halb der  Geschlechtergenossen- 
schaft kein  individuelles  — II  18, 
Einfluss  des  Ehrgefühls  auf  Ent- 
wicklung des  Eigenthums  II  217 
bis  22  / . BeschränktesVerfügungs- 
recht  d.  griechischen  Frauen  über 
— II 347.  Vermehrungd.  National- 
eigenthums durch  grosse  Künstler 
II  429.  Sicherheit  des  Eigen- 
thums durch  Schönheitssinn  er- 
höht II  435.  Bei  primitiven 
Völkern  die  Götter  als  seine 
vornehmste  Quelle  betrachtet 
III  8—10.  Die  Kirchenväter 
und  die  Scholastiker  erkennen 
cs  nur  in  beschränkter  Weise 
an  III  19,  20;  auch  einige  Re- 
formatoren nennen  es  sündhaft 
HI  20.  Seine  corporative  Ver- 
neinung von  den  Franciscanern 
HI  23—26.  Die  Verfügung  dar- 
über in  seiner  Gesammtheit  von 
den  Päpsten  beansprucht  III  38 
bis  43.  Praktische  Folgerungen 
hieraus  im  Verfahren  gegen 
Ketzer  III  353,  354.  Schutz  des 
Eigenthums  durch  die  Religion 
1 II  87—1 19.  Religiöser  Einfluss 
auf  seine  Vertheilung  III  123  bis 
250.  Umfang  des  geistlichen 
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Eigen thums  und  Einkommens  IV  271,  273.  Betrachtungen  der 

III  220—225.  Beeinträchtigung  griechischen  Philosophen  über 

desEigenthums  durch  den  Zauber- I das  — IV  272^ — 282.  Ansicht, 
und  Hexenglauben  III  373.  Die  | dass  der  Staat  über  alles  — der 
Geschichte  des  Eigenthums  die  | Bürger  verfügen  könne  IV  280. 
Geschichte  der  Cultur  IV  3.  Sein  Zusammenhang  mit  dem 

Geiz  seine  Nutzung  verhindernd  Kriege  in  Rom  IV  313 — 327. 

IV  6.  Ursprünglich  fehlender*  Staatseigenthum  au  erobertem 

Begriff  seiner  Uebertragung  IV  6.  Lande  daselbst  IV  322,  323.^  Er- 
Gesammteigenthum  (vgl.  Güter-  werb  von  — häufige  Kriegs- 
gemeinschatt) nutzbares  u Ober-  Ursache  in  Griechenland  IV  224 
eigenthum  IV  64—66.  Entwick- 1 bis  226,  noch  häufigere  in  Rom 
lung  des  Sondereigenthums  aus  IV  325-;-327.  Seine  Sicherung 
dem  Gemeineigenthum  IV  61  bis  ' nach  Cicero  alleinige  Ursache 
68.  Ungleichheit  des  Eigen- 1 der  Gründung  von  Staaten  und 
thums  als  Folge  der  Verschieden-  j Städten  IV  346.  Unterscheidung 
heit  der  individuellen  Kräfte  und  zwischen  Besitz  und  — IV  348. 
Schicksale  IV  68,  69.  Ausschluss  Des  Eigenthums  in  Rom  nur  be- 
Fremder  vom  Erw'erb  von  Grund  schränkte  Classenzahl  fähig;  ihre 
und  Boden  in  Afrika  IV  69,  70.  allmähliche  Erw^eiterung  und 
Sondereigenthum  an  Bäumen  Aushilfe  durch  das  ins  gentium 
und  Palmen  getrennt  von  dem  IV  348,  349.  Erwerbungsarten 
am  Grund  und  Boden  IV  70  bis  von  — nach  römischem  Rechte 
72,  ferner  an  Baumfrüchten  ge-,  IV  ^9-357.  Sein  Schutz  nach 
trennt  vom  Holze  IV  72.  — an  römischem  Rechte  H 357—362, 
Wasser  (Seen  und  Weihern).  In  besonders  mit  Rücksicht  auf 
Australien  Flüsse  Privateigen-  ^ Schwache  und  Unfähige  IV  358 
thum  IV  72  (vgl.  Brunnen).  Ge-*  bis  361;  durch  die  Aedilen 
setzlicheEinschränkungd.  Eigen-  IV  361,  362.  Seine  Beschränkung 
thumsgegenstände  einzelner  ind.  nach  römischem  Rechte  IV  362 
Kasten  IV  141,  142.  Vorbehalt  bis  370.  Angemasstes  des 
beim  Verkaufe  beweglichenEigen-  Meeres  IV  489,  490.  Sein  Zu- 
thums IV  75.  — im  ägyptischen  sammenhang  mit  der  Freiheit 
Alterthum  vom  Vater  gew  isser-  i im  germanischen  Rechte  V 36. 
massen  nur  für  den  Sohn,  sofern  — und  Besitz  schutzlos,  solange 
einer  vorhanden,  verwaltet,  zu-  ! Selbsthilte  durch  Fehdegang 
weilen  bei  Lebzeiten  mit  Vor- 1 gestattet  V 37,  38.  Schutz  des 
behalt  der  Nutzniessung  unter  Grundeigenthums  nach  der  Lex 
sämmtliche  Kinder  (illegitime  Salica  V 38.  Eigenthumsrecht 
ungekannt)  vertheilt.  IV  156. , und  Arbeitspflicht  in  Verbindung 
Bestrafung  der  Verminderung  u,  ! in  Friesland  V 39.  Königliches 
Belohnung  der  Vermehrung  des  — an  Bergen  und  Ge\yässern 
Eigenthums  bei  den  Nabatäern  , in  Aragonien,  Castilien,  Navarra 
I V 164.  Erst  mit  der  Erfindung  V 230.  Eigenthumserwerb  nach 
des  Geldes  wirkliches  — , volle  | deutschem  Rechte  \ 340  — 342, 
Herrschaft  über  Dinge  möglich  | — an  unkörperlichen  Dingen 

IV  213,  214.  Zusammenhang  nach  deutschem  Rechte  V 342. 
zwischen  Freiheit  und  Eigen-  Gemeinschaftsverhältniss  zu  ge- 
thum  IV  219,  220,  277,  282,  283,  sammter  Hand  V 342-349.  — an 
389.  Sein  Sehutz  durch  die  Haustheilen  nach  altfriesischem 
Gesetzgebung  Athens  IV  242,  Rechte  V 344;  im  Mittelalter 
246;  dagegen  mangelhafte  Sicher-  überhaupt.  Förderung  individuel- 
heit  infolge  privater  Execution  len  Eigenthums  duren  die  Kirche 
IV  252.  Entstehung  neuen  V 345.  Eigenthumsschutz  im 
Eigenthums  durch  Colonisation  Mittelalter  ^ 350  — 353.  Ver- 
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schiedene  Formen  von  Halb- 
eigenthum V 591  — 595.  Noch 
in  der  neuen  Zeit  ungeklärte 
Ansichten  über  die  Heziehungen 
des  Eigenthums  zum  Staate  und 
zur  Person  des  Souveräns  VI  49 
bis  57;  besonders  in  Frankreich 
herrschende  Ansicht  vom  Rechte 
des  Königs  an  das  — der  Unter- 
thanen  Vl  50—54.  Allgemeine 
Ansicht,  dass  dem  Souverän  das 
— des  Staatsgebietes  zustehe. 
JJem  entgegengesetzte  Anschau- 
ung Friedrichs  d.  Gr.  u.  Josefs  II. 
VI  57. 

E igen t h u m sb eg r i f f ursprüng- 
lich aut  bewegliche  Gegenstände 
beschränkt  I 3.  In  der  Arbeit 
der  Ursprung  des  Sondereigen-  I 
thiimsbegrifles  I 4;  die  Religion 
ihn  vorbereitend  III  3.  Der  — 
entwickelt  sich  bei  primitiven  I 
Völkern  aus  Todesfällen  III  5 
bis  7 und  aus  Opfern  III  7,  8. 
Seine  Gestaltung  im  evangeli- 
sehen  Sinne  III  19. 

E i gen t h ümeram  Kirchenffute 
III  225—227. 

Eigentumsverfügung,  freie, 
als  mittelalterliches  Pnvilee  V 
510,  518.  ® 

Eigenthumszerstörung  durch 
Krieg  s.  diesen , aus  Strafe  s.  | 
Hauszerstörung.  , 

Eingritfins  Eigent  hum,  Staat- 1 
lieber  (vgl.  Steuerdruck).  Durch  ^ 
Glaubensverfolgung  III  321  bis  ! 
ooL  üurch  Bücnercensur  III 274 
275,  VI  65,  66.  In  Aegypten  durch  i 
Ramscs  II,  Schulderlass  IV  153.  ' 
In  Griechenland  durch  Solons  I 
Seisachtheia  IV  237;  durch  l 
Handelsbeschränkungen  IV  247  1 
bis  249;  durch  das  orientalische 
und  griechische  Strafrecht  IV ' 
253,  254.  In  Rom  durch  Schuld- 
gesptze  IV  371;  durch  Mieth- 
erlasse  IV  371,  372;  durch  die 

diocletianisch-constantinische 
Stptsordnung  IV  372,  373.  Zur  ' 
Zeit  der  Merowinger  durch  Ver- 1 
kehrshemmungen  V 18,  durch  ' 
Moratorien  V 41,  42.  Im  Mittel-  ' 
alter  überhaupt  durch  Handels- 
beschränkungen V 854-356,  i 


I — ins  Eigenthum  von 

Kauf leuten  V 361—866,  — durch 
königliche  Bankerotte  V 367,  368, 
— ins  Grundeigenthum  in  Portu- 

Russland 

V 874  Allgemeiner  — durch 

Münz  Verrufungen  und  Münz  ver- 
schlechterungen V 717 728 

762 -"ßq’  1^9-757,’ 

702 — ^69.  In  neuerer  Zeit  VI, 

57 — 67,  insbesondere  in  das  Grund- 
eigenthum in  Irland  VI  57-60, 
durch  das  königliche  feudale 

V ormundschaftsrecht  VI  60 
durch  willkürliche  Erklärung  von 
Privatgütern  als  Domanialgüter 
VI  60,  61.  — ins  Eigenthum  von 
Colonien  VI  61,  309.  — ins  Ge- 
meindeeigenthum in  Spanien  VI, 
®1~63,  — im  Frankreich  des 
ancien  regime  VI,  63,  64,  in 
Russland  Vl,  64,  ins  Eigenthum 

von  Kaufleuten  VI  64.  in 

testamentarische  Bestimmungen 
VI  65,  durch  gewaltsame  Um- 
gestaltung von  Stiftungen  VI  85, 
durch  souveräne  Machtsprüche 
VI  117,  126;  durch  nackten  Des- 
jiotismus  ln  Spanien  VI  129-  in 

y/  71,  131,  132;  in 'der 
Türkei  VI  135,  136;  durch  die 
lorstgesetze  VI  257,  258;  durch 
das  Jagdrecht  VI  261.  ~ der 
amerikanischen  Colonisten  durch 
Jacob  II.  VI  .309.  — durch  Münz- 
anderungen Vl  458—479  und  ins- 
besondere das  Verbot  in  England 
dessen  ungeachtet  die  Waaren- 
preise  zu  erhöhen  VI  464. 

Eingriff  ins  Erbrecht  durch 
die  revolutionären  Regierunfiren 
in  Frankreich  VI  488. 

Einhegung  in  England  V 567 

VI  221-214,  227;  inWnVS?^ 

Eintrocknen  von  Waaren  I 233. 

Eisen  I 77. 

E i s e n b a h n w e s e n.  Rücksichts- 
losigkeit im  Betriebe  in  England 
188— 190;  in  Nordamerika  II 
190  — 197. 

^ ° 1 1 ® 1 hre  schädliche 

Wirkung  I 231. 

Ihre  zerstörende 
Wirkung  I 232. 
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Emancipation  in  Rom  IV  381 
bis  885. 

Emigranten.  Ihre  und  ihrer 
Väter  Massreglung  durch  die 
französische  Revolution  VI  487. 

Empfänglichkeit  für  weibliche 
Anmuth  und  Schönheit  und  ihre 
Folgen  I 800.  — für  landschaft- 
liche Reize  u.  ihre  Folgen  I 300 
bis  805. 

Emphyteuse  IV  364,  865. 

EncomiendasV 217  —220,  V I 280, 
282. 

Entails  VI  107,  108  in  Rhode-, 
Island  und  in  Virginien  VI  305.  | 

Epidemien  I 249 — 251. 

Entsteinung  zur  Gewinnung  von 
Ackerland  I 274. 

Entsumpfungen  I 268 — 270. 

Erbenlaub  V 375,  376. 

Erbleihe  (vgl.  Häuserleihe)  V 579 
bis  584,  Nutzung  der  Boden- 
kräfte und  Erhaltung  des  Bauern- 
standes durch  sie  v 584. 

Erbpacht  in  primitiven  Verhält- 
nissen IV  69;  in  Rom  IV  482; 
im  Mittelalter  V 590,  591 ; in 
neuerer  Zeit  in  Russland  VI  255. 

Erbrecht.  Ausschliessung  der 
Frauen  davon  in  primitiven  Zu- 
ständen. Ihre  allmähliche  Zu- 
lassung dazu  II  339,  IV  101,  102. 
Einfluss  der  Kirche  auf  seine 
Entstehung  und  Ausbildung  III 
44,  49.  — der  Töchter  im  jüdischen 
Alterthum  III  47.  — der  Moham- 
medaner III  48,  IV  99,  V 448, 1 
444. — nach  germanischem  Rechte 
III  49.  Nach  canonischem  Rechte 
Häretiker  , Excommunicirte  und  , 
Wucherer  vom  — ausgeschlossen  ' 
III  49,  50.  — an  Grund  und 
Boden  beimanchen  Völkern  durch 
Anbau  erworben  IV  68,  64.  — im 
Allgemeinen  spät  zur  Entwick- 
lung gelangt,  wegen  Sorglosig- 1 
keit  und  häufiger  Mitgabe  der 
wichtigsten  Eigenthumsgegen- 
stände  ins  Grab  oder  ihre  Ver- 
grabung bei  Lebzeiten.  Erst  mit 
Ausbildung  individuellen  Eigen-  , 
thums  individuelles  Erbrecht  | 
denkbar  IV  95.  Bei  manchen  I 
Völkern  zeitiger  Sinn  dafür,  so  j 
dass  bei  Unbekanntschaft  mit 


dem  Testirrechte  das  Eigenthum 
selbstverständlich  an  die  Familie 
des  Verstorbenen  übergeht  IV 
95,  96.  Seine  gewaltsame  Ver- 
kümmerung in  primitiven  Zeit- 
altern IV  96,  97.  Seine  Ver- 
knüpfung mit  der  Blutrache  und 
mit  der  Viehzucht  IV  97.  Neflen- 
recht  IV  98,  101.  Zuweilen 

alleiniges  — des  Sohnes.  Bevor- 
zugung bald  des  Erstgeborenen, 
bald  des  Jüngsten  IV  98,  99. 
Erbfolgeordnung  in  Afrika  im 
Allgemeinen  wenig  entwickelt 
IV  101.  Das  Recht  testamenta- 
rischer Verfügung  zuweilen  ver- 
wehrt oder  nur  den  Gesunden 
estattet.  Recht  der  Enterbung 
es  gesetzlichen  Erben.  Be- 
schränkung des  Erblassers  durch 
die  Erben.  Zuweilen  schon  auf 
primitiver  Culturstufe  behörd- 
liche Sorge  für  den  Nachlass  IV 
103.  Unterscheidung  zwischen 
den  durch  Arbeit  und  den  durch 
Krieg  erworbenen  Gütern.  Ab- 
sonderliche Bräuche.  Adoptionen 
IV  104.  Im  ägyptischen  wie  im 
jüdischen  Alterthum  durch  Erst- 
geburtsrecht der  Grundbesitz 
der  Familie  zu  erhalten  gesucht 
IV  155.  In  Assyrien- Babylonien 
häufige  Lossagung  von  den  Eltern 
mit  Verzicht  aufs  — IV  159,  160. 
Majorat  bei  den  Phönikern  IV 
164.  — der  Juden  IV  165,  166. 
— der  Inder  IV  169 — 172.  Ent- 
wicklung des  indischen  Frauen- 
eigenthums und  -Erbrechts  IV 
171,  — in  Griechenland  IV  258 
bis  262.  — in  Rom  IV  385 — 397. 
Die  römische  Gesetzgebung  be- 
strebt, die  Macht  des  Hausvaters 
in  Bezug  aufs  — zu  beschränken 

IV  889,  390.  Notherbfolge  IV 
395,  396.  Gebiete,  die  den  Römern 
durch  testamentarische  Ver- 
fügung zufieien  IV  396,  397.  — 
nach  dem  syrisch-römischen 
Rechtsbuche  IV  411 — 413.  — bei 
den  Germanen  V 50  - 58.  Ihre 
Willkür  bei  seiner  Handhabung 

V 52.  Successio  anticipata  V 56, 
57.  Affatomie  V 57,  58.  — im 
byzantinischen  Reiche  V 97,  98, 
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leibliche  und  geistige  Leben  1 .54.  Fehden  im  Mittelalter  II  q5_ion 

EigenRmms  ^Ettelalter  ^ 

nach  römischem  Rechte  IV  348  Feldgemeinschaft  V fiq 

V*34oIi342^^  deutschem  Rechte  Felonie  V 141,  142. 

Eskimos  I 13  17  22  82  123  1R3  Bergstürze  als  P’olge 

II  227  QQO  ifr  nh^ii'r  ^ Verwitterung  I 219 

46,  96,  100.  ’ I Erde  i 273  Bedeckung  mit 

Eui-opa,^  durch  seine  geographi- 1 Felups  IV  86. 

sehen  Verhältnisse  ausserordent-  Feste  IT  44fi  ä^ia  r !■  ••• 
lieh  begünstigt  I 170-172  446-4-o4.  Religiöse  das 

neuern  Zeit  VI  115  „ ^ v ui  ^.ojgen  ihrer  über- 

IV^  in  Griechenland  iT25"^  Griechenland  IV  300.  Alle  Staats- 
251;  im  MiSalte“^  SQfi’  ric^iehten hintansetzende Wich- 

in  neurer  Zelt  79-83  fh f«  ' i^*^®**’  die  ibien  zur  Zeit  der 
in  Italien  VI  82.'  Ent- ; würde  beigemeeaen 

r«tÄii^!le7oi;;-L'“^^^^^^  »'*  P<.uaei.i.tel  III  91, 

leistet  VI  502.  I Pe;^d'a"l’is„„3  ..  Beneficial-  und 

Lehnwesen, 
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Feuerländer  I 12,  22,  24,  26,! 
27,  173,  III  333. 

Fideicommisse,  römische  IV 392. 
Familien -Fideicommisse  VI  103 
bis  114.  Ihr  Ursprung  in  Spanien 
VI  104—106.  — in  Deutscnland, 
Oesterreich,  Ungarn  VI  106,  in 
Dänemark,  Russland,  England 
VI  107,  in  Schottland  VI  108,  in 
Italien  VI  108,  109,  in  Frank- 
reich VI  109,  110.  Zeitige  An- 
griffe darauf  VI  110—113;  ihre 
Ungerechtigkeit  und  Schädlich- 
keit VI  113,  114,  241,  242. 

Fidschis  I 18,  123,  II  13,  328, 
331,  332,  387,  411,  III  70,  141,  IV 
25,  37,  71,  98,  112,  114. 

Financiers  (partisans,  traitants, 
fermiers)  in  Frankreich.  Fort- 
währende Angriffe  auf  sie  VI 390, 
391.  395,  396,  399,  400,  403,  404. 
Antheil  Vornehmer  an  ihrem 
Treiben  VI  403,  416. 

Finanzen  (vgl.  Steuern).  Ihr  ge- 
waltsamer Charakter  in  orienta- 
lischen  Staaten  IV  183 — 205.  In  , 
Persien  ein  rationelles  System 
von  Dareios  geschaffen.  Seine 
Verwandlung  der  freiwilligen 
Tribute  in  festgesetzte  Steuer-  , 
beträge  IV  201.  Entkräftung 
Athens  besonders  durch  den  si 
kelischen  Krieg  IV  223.  Grie- 
chische Finanzen  IV  282—304. 
Die  griechischen  Steuern  auf  dem 
Vermögen  und  nicht  auf  der 
Person  haftend  IV  282,  283.  — 
der  griechischen  Tyrannen  IV  : 
283—285.  — in  Rom  IV  442  bis  ' 
484.  Ihre  grosse  Veränderlich- 
keit infolge  der  fortwährenden 
Kriege  IV"  442.  Starke  Kassen-  | 
reserve  und  nur  bei  Erschöpfung 
des  Schatzes  Besteuerung  ein- 
tretend  IV  443.  Vectigal  IV  44:^  ! 
bis446.  Provinzialeiukünfte,  Berg- 
bau IV  445,  446.  Tributum  IV 
446.  Erbschaftssteuer  IV  448. 
Indirecte  Steuern  IV  449.  Schen- 
kungen IV  452.  Erträge  des 
Göttergutes  IV  452,  453.  Mono- 1 
pole  IV  453.  Staatsausgaben  IV 
456—467.  Censoren  467  — 470. 
Kosten  der  Steuererhebung  IV 
470 — 473.  Reform  Casars  IV  473, 


474.  Fiscus  Caesaris  IV  478—483. 
Steuer-Herabsetzung  und  -Erlass 

IV  483  - 484.  Mittelalterliche 
Finanzen  V 621  — 712.  Anfängliche 
Verquickung  von  Staatsgut  und 
Privatgut  des  Souveräns  V 621. 
Entgegen  den  Mängeln  der 
Reichs-Finanzen,  Ordnung  der 
Territorialfinanzen  V 639.  Ein 
wirkliches  System  der  — zuerst  in 
den  Städten  wahrnehmbar  V 640. 

— Böhmens  V 647 — 649,  Ungarns 

V 649—651,  Frankreichs  V 651 
bis  664,  Italiens  V 664—674.  Ihre 
Gewaltsamkeit  in  Florenz  V 667 
bis  669,  in  Mailand  670,  671,  in 
Ferrara  V 671,  672,  in  Unter- 
italien und  Sicilien  V 672,  673. 

— Spaniens  u.  Portugals  V 674 
bis  679.  Belgiens  V 679,  680, 
Englands  V 680—693.  Gewalt- 

samkeitdernormännischenKönige 

V 684—688.  — Dänemarks  V 

693,  694.  — Schwedens  V 694 

bis  696.  Gewaltsamkeit  Chri- 
stophs von  Baiern  V 695.  — 
Polens  V 696,  697.  — Russlands 

V 698,  699.  — des  byzantinischen 
Reiches  V 699 — 703;  ihre  Gewalt- 
samkeit V 700,  701.  — der  Araber 
und  des  osmanischen  Reiches 

V 703  -712.  — der  neuen  Zeit 
VI 339  *458.  Unklarheit  der  auf 
die  Reichssteuern  bezüglichen 
Bestimmungen  und  Unmöglich- 
keit der  Gewinnung  aller  Reichs- 
stände dafür  VI  339,  340.  Un- 
zulänglichkeit der  Leistungen  VI 
340,  34h  Erfolgreiches  Streben 
der  Territorialhelfen,  das  stän- 
dische Steuerbewilligungsrecht 
einzuschränken  VI  341 — 344. 
Accise  und  Contribution  VI  343, 
344.  Zölle  VI  344.  Heeres-  und 
Hofauslagen  VI  344  — 346.  — 
Friedrich  Wilhelms  1.  und  Frie- 
drichs d.  Gr.  VI  346 — 348.  — der 
deutschen  Städte  in  Verfall  \ I 
348.  — Oesterreichs  VI  348  bis 
366.  Mangelndes  Staatsbewusst- 
sein VI  3&.  Zerrüttung  der  — 
infolge  der  fortwährenden  Kriege 
und  der  Hofverschwendung  Vl 
350  — 360.  Von  auswärtigen 
Mächten  erhaltene  Subventionen 
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VI  351,  352,  355,  356,  365.  Mass- 

lose  Conhscationen  nach  der 

weissen  ßeree  ! 
VI  353  — 355.  Ferdinands  11.  i 
nnanzielles  Unverständniss  VI ! 
355.  Noch  z.  Zt.  Leopolds  I.  die  ! 
t manzzerrüttungj  durch  mangeln- 
des t^teuerexecutionsrecht  gestei- ! 
gert  \ I 356  Unklarheit  im  i 
Meuerwesen,  Treulosigkeit  der, 
Beamten  VI  857,  859.  Geringer 
Antheil  der  ungarischen  Länder 
an  den  Leistungen  VI  358,  864.  ' 
Reformen  Maria  'I’heresias  VI 

^Jankozettel  VI  862,  868.  , 

Zahlen  lotterie 
y l 868.  Herabsetzung  der  Zinsen 
üer  ötaatsobligationen  VI  364  | 
Unterbrechung  der  starken 
bteuerzuflüsse  der  Niederlande 
unter  Josef  II.  VI  866.  — der 
Niederlande  VI  866-871.  Steuer- 

Philipps  II. 
VI  367  — 869.  Finanzielle  Be- 
gabung der  Holländer  VI  869  ; 
Staatsschuldenreduction  VI  870.  ' 
Behauptung  des  ständischen 
Meuerbewilligung.srechtes  der 
katholischen  Niederlande  VI  871 
— Englands  VI  871.  Gewalt- 
A"-*i"^P0btik  Hein- 
V?  u.  Marias 

TM  070  Elisabeths 

> 1 ö73.  Jacobs  I.  Verschwen- 
dung und  CoiTuption  VI  374 
875  Unter  ihm  Beginn  der  Con- 
üicte  mit  dem  Parlamente  VI 
87o.  Gewaltsame  Finanzpolitik 

n ® Crom- 

wells  \ I 378 — 380.  Verschwen- 

q7q"^  ooX  <^on;uption  Karls  II.  VI 
® Y <jewaltsame  Finanz- 
politik Jacobs  II.  VI  880.  Wil-  ' 
heims  III.  Einführung  eines  ratio- 
v7  oo,  Steuersystems.  Civilliste  ; 
LK  Reformen  Pitts  VI  384, 

885.  Die  englische  Aristokratie 
im  Gegensätze  zur  continentalen 
dm  bedeutendsten  Leistungen 
übernehmend  VI  885.  — Frank- 
reichs VI  ,886-421.  Unordnung, 
in  den  — Franz’  I.  Seine  Krieg!  ! 
und  seine  Verschwendung  VI 386, 
o8/.  öteuerbewilligungen  der 


Geistlichkeit.  Renten  der  Stadt 
Paris  und  anderer  Städte  VI  887. 
Zwangsanlehen;  Aemterverkauf • 
Lotterie;  Gabelle  VI  388.  Noch 
stärkerer  Steuerdruck  unter 
Heinrich  II.  VI  389.  Confiscation 
von  Hugenottengütern ; starke 
bchuidenlast;  fortwährende  An- 
gntfe  auf  die  Financiers  VI  390. 

V erzweitelte  Lage  der  — unter 

l^tharina  von  Medici  und  Karl 
J?*  392.  Grenzenlose 

Verschwendnngen  Heinrichs  III  • 
starke  Zunahme  der  Privilegirten 

V I 393.  Hetheiligung  von  Per- 
sonen vom  Hofe  an  den  Geschäf- 
ten der  Financiers  VI  394  Er- 
mä^ssigung  der  Taille  durch  Hein- 

^ r ^ ^ ^ Suliys  Reformen 

\ I 396 , 397.  Verschwendung 
Mariasv.  Medici  VI 398.  Richelieus 
durch  die  Kri  ege  vereitelte  Hestre- 
bungen,  die  Steuerlast  zu  erleich- 
tern VI  399,  400.  Riesige  Kosten 
der  Steuererhebung  VI  401  402 
410,  4U,  417,  418.^  Verzweifelte 
Rage  der  — ivahrend  der  Fronde 
VI  401,  402.  Ungeheures  Ver- 
mögen Mazarins  VI  402.  Ver- 
waltung  Fouquets,  während  der, 
aller  Hilfsmittel  ungeachtet,  1660 
der  Bankerott  ausbrach  VI  402 
bis  404.  Missbräuclie  bei  Er- 
hebung der  Gabelle  Antheil  der 
Grossen  an  dem  Gebahren  der 
Financier .s  VI  408.  Colberts  re- 
tormirende  Verwaltung  VI 404  bis 

407  Widerrechtlichelfefreiungen 

wr  '"Oll  Steuern 

j A Affaires  extraordinaires 
406,  411.  Umfassende,  von 
wigXI  V gewährte  Pensionen 
4b7— 409.  Vermehrung  der 
Privilegirten  und  der  Aemter 
nach  Colberts  Tode  VI  409.  lian- 
kerott  von  1718  VI  412.  Elend 
heim  Tode  Ludwigs  XIV.  VI 
412,  413.  Law;  der  Herzog  von 
Orleans,  Dubois  VI  414.  — des 
Cardinais  Fleuty  VI  415,  416. 

I Ingeheure  Verschwendungen 

Ludwigs  XV.  Höhe  der  von  Sim 
bewilligten  Pensionen  \"I  4iß 
yyiederliolter  Staatsbankerott  VI 
417.  Ausbeutung  wegen  allge- 
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meiner  Unkenntniss  des  fisca- 
lischen Verfahrens.  Ludwigs  XVI. 
Aufhebung  der  Solidarität  der 
Steuerträger  VI  418.  Hofver- 
schwendung VI  419.  Neckers 
Wirksamkeit  VI  420.  — Spaniens 
VI  421 — 438.  Karls  I (V.)  Kriege 
und  verschwenderische  Hofhal- 
tung zerrütten  die  — VI  421, 
427.  Erfolgreiches  königliches 
Streben,  die  Cortes  zu  beseitigen 
VI  422.  Alcavala  VI  423,  424, 
430.  Servicio  VI  424,  428.  Ver- 
schleuderungen des  Krongutes; 
Gewaltsamkeit  VI  425.  Confis^ 
cationen  der  Inquisition  zu  Gun- 
sten der  königlichen  — VI  426. 
Fortwährende  Zerrüttung  der  — 
Philipps  II.  VI  428.  Unerträg- 
licher Steuerdruck , dennoch 
Bankerott  VI  429,  431.  Millionen- 
steuer VI  4:10.  Almosensamm- 
lung in  den  Kirchen  zur  Be- 
streitung des  Heeressoldes.  Phi- 
lipps riesiger  Aufwand  für  die 
Bekämpfung  der  Protestanten  VI , 
432.  Philipps  III.  Verschwen- 
dung an  seinem  Hofe  und  zu 
Gunsten  kirchlicher  Anstalten  ■ 
zum  Bankerott  führend,  bei  dem  1 
derClerus  nichts  einbüsst.  Aus-; 
beutung  des  Staatsschatzes  durch 
Lerma  VI  432,  433.  Riesige  Pen- 
sionen an  auswärtige  Monarchen  ; 
und  Staatsmänner  VI  434.^  Die 
Reformen  unter  Philipp  IV.  am 
30jährigen  Kriege,  der  Unred- ! 
lichkeit  der  Beamten  und  den  ] 
Hofverschwendungen  scheiternd; 
neuerlicher  Bankerott  VI  ^ 434, 1 
435-  Ungeheure  Unterschleife  u. 
Erhebungskosten  der  Steuern  | 
unter  Karl  II.  Einkommen  aus  i 
den  Ritterorden  VI 436.  Philipps 
V.  Prachtliebe  und  Kriege  aus 
dynastischen  Gründen.  Verpach-  j 
tung  der  Staatseinkünfte  und  da- » 
durch  Volksbedrückung  VI  436,  j 
437.  Infolge  der  von  Philipp  V.  | 
hinterlassenen  grossen  Staats- ; 
schuld  schreitet  Ferdinand  VI. 
zum  Bankerott.  Karl  III.  bezahlt 
einen  Theil  dieser  Schuld  VI 
437.  Kriegs-  und  Hofaufwand , 
unter  Karl  IV.  vermehren  das  1 


Deficit  VI  437,  438.  — Portugals 
VI 438 — 441.  Grosse  Erträge  des 

indischenVerkehrsmonopolsdurch 

Treulosigkeit  stark  geschmälert 
VI  438.  Düstere  Folgen  der  Ver- 
einigung mit  Spanien  infolge  des 
ausbeutenden  Verfahrens  Phi- 
lipps li.  VI  438-440.  Zurück- 
drängung  der  Cortes  VI  439. 
Höhe  der  Zölle  unter  Pedro  II. 
Riesige  Kosten  der  Steuerer- 
hebung und  Veruntreuungen  VI 
440.  Abhilfe  Pombals  Vl  441. 
— Italiens  VI  441 — 447.  Harte 
der  Fiscalität  unter  den  Medici 
in  Toscana.  Unerträgliche  Höhe 
der  Zölle  VI  441.  Schatz  Cosi- 
mos  I.  und  Francesco.'^.  Herab- 
setzung der  Staatssclmldzinsen 
unter  Johann  Gasto  VI  442. 
Drückende  Finanzpacht.  Ihre 
Aufhebung  durch  Lecmold  I. 
Dessen  erspriessliche  Verwal- 
tung VI  443.  Drückende  Fis- 
calität Venedigs , besonders  in 
Kriegszeiten  VI  443 — 445.  — 

Savoyens  und  Piemonts  den  fran- 
zösischen analog  VI  445 — 447.  — 
Russlands  VI  447  — 452.  Lange 
fortdauernde  Naturalwirthschaft. 
Unordnung  in  den  — . Beamten- 
willkür. Monopole  VI  447.  Re- 
formen Peters  d.  Gr.  VI  448, 
449.  Härte  der  Steuereinnehmer. 
Unordnung  in  den  — unter  Peters 
Nachfolgern  VI 449  — 452.  Starke 
Zunahme  der  Einkünfte  unter 
Katharina  II.,  jedoch  Erschöp- 
fung infolge  der  grossen  Kriegs- 
kosten und  Hofverschwendung 
VI  451,  452.  — der  Türkei  VI 

VI  452—458.  Sie  beruhen  auf 
den  Satzungen  des  Koran,  werden 
aber  willkürlich  vervielfältigt 
VI  452.  Finanzieller  Raubbau. 
Haupteiimahmequelle  Geschenke 
der  AemterinhaberV1454.  Rechts- 
widrige Einziehung  von  Erbschaf- 
ten und  andere  Gewaltthaten. 
Wakf  VI  455.  Vorübergehende 
reformatorische  Verwaltung  Mo- 
hammed Köprilis  VI457  — der 
französischen  Revolution  VI  489 
bis  496. 

Fischerei  I 67.  Aus  ihr  See- 
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Schifffahrt  sich  entwickelnd  1 178. 
Räuchern  der  Fische  I 179.  Be- 
einträchtigung des  Fischfangs 
durch  Wald  Verwüstung  I 267. 
Fischereirecht  V 69,  70. 
Fluch  (nach  Meinung  der  Alten 
von  actualer  Kraft)  ebenso  wie 
die_  ihn  begleitende  Excommuni- 
cation  zum  Schutze  des  Eigen- 
thums angewandt  III  111—115. 
Flurzwang  V 63.  Seine  Auf- 
hebung VI  255,  256. 

Flüsse  bei  vielen  Völkern  vor- 
nehmste Grundlage  der  Cultur 
u.  des  Rcichthums  I 47—50.  Ihre 
zerstörende  Wirkung  I 228,  229. 
Ihre  Verehrung  bei  Naturvölkern 
III  141,  142.  Wasser  der  — von 
den  Australiern  als  Privateigen- 

iv'*72  Anspruch  genommen 

Folkland  V 563,  564. 

Folter  V 4-56. 

Förderung  von  Kunst  u.  Wissen- 
schaft im  Mittelalter  II  131—133. 
ForderungenderBauerninRuss- 
land  unklagbar  erklärt  VI  2-53. 

F rauen.  Ihre  Ausbeutung  in 
primitiven  Zuständen  II 327.  Ihre 
erste  Gewinnung  durch  Raub 
II  332,  337.  Hieraus  der  Frauen- 
kauf(Brautkauf)  sich  entwickelnd 
II _ 334 — .338.  Ilu’e  Stellung  im 
orientalischen  Altcrthum  if  .339 
bis  343;  im  classischen  Alterthum 
II  343  —351;  bei  den  Germanen! 
des  Mittelalters  II  351—361;  in  i 
der  neuern  Zeit  II  362—367;  in 
islamitischen  Reichen  bis  in  die 
neueste  Zeit  II  367— .374;  in  den 
christlichen  Ländern  des  Orients 
II  374,  375;  in  Russland  II  375 
bis  377.  Ihre  gegenwärtige  Stel- 
lung u.  die  sog.  Emancipations- 
bestrcbungen  II  377—382. 

Freigebigkeit,  im  Alterthum II 
^ 71—76;  im  Mittelalter  II  131. 

Freiheitsgedanke,  im  Gegen- 
sätze zum  orientalischen  Despo- 
tismus, bei  den  Griechen  zuerst  j 
auftauchend  IV  219.  Zusammen- ! 
hang  zwischen  Freiheit  u.  Eigen- 
thum IV  219,  220,  442. 

F r e i 1 a s s u n g II 292.  Gesellschaft- 
liche Stellung  der  Freigelassenen 


II  293,  294,  300,  301.  Durch  - 
Macht  u.  Reichthum  der  Kirche 
vermehrt  III  216.  Hartes  Loos 
der  kirchlichen  Freigelassenen 

III  313,  314.  — in  Griechenland 
I\  233, 234.  Die  — beschränkende 
Gesetze  in  Rom  IV  378,  393. 
Durch  wichtige  Hofämter  er- 
langter Reichthum  von  Frei- 
gelassenen in  Rom  IV  401;  da- 

fegen  Zurücksetzungen  im  Rechte 
aselbst  IV  402.  - nach  dem 
syrisch  - römischen  Rochtsbuche 
IV  414. 

Freizügigkeit.  Im  Mittelalter 
ihre  Aufhebung  für  Arbeiter  in 
Venedig  V 366;  in  England  V371; 
für  die  Bauern  in  Böhmen  V 551; 
m neuerer  Zeit  für  Vermögens- 
lose in  England  VI  76;  für  Bauern 
im  Deutschen  Reiche  VI  207. 
Fremde.  Gewaltsames  Verfahren 
gegen  sie  in  primitiven  Zeitaltern, 
im  Alterthum  u.  zum  Theil  noch 
in  der  neuen  Zeit  II  386  — .391. 
Sie  werden  für  Schulden  ihrer 
Landsleute  solidarisch  verant- 
wortlich gemacht  II  390.  Ihre 
Ausbeutung  in  primitiven  Zeit- 
altern IV  27,  28.  Ihr  Ausschluss 
vom  Grundeigenthumserwerbe  in 
' afrikanischen  Ländern  IV  69,  70. 
Ihre  Stellung  in  Griechenland 
IV  2.32,  233,  246,  263,  264.  Milde- 
rung des  primitiven  Rechtes  im 
fränkischen  Reiche  V 35,  36.  Ihre 
Ausschliessung  von  Handelsvor- 
theilen im  mittelalterlichen 
Venedig  V 367;  von  allem  Ver- 
kehre m Spanien  V 369;  vom 
Landerwerbe  in  England  V 381 ; 
ihre  Lage  im  Mittelalter  über- 
haupt V 542—547. 
Friedlosigkeit  V 22  , 23  , 498, 
499. 

Frohnen,  in  geistlichen  Besitz- 
thümern  III  317;  in  Aegypten 
IV  186.  Ihre  Abnahme  in  Eng- 
land und  Förderung  ihrer  Ab- 
lösung durch  Ausbreitung  des 
Pächterthums  im  Mittelalter  V 
283,  284.  Feudale  — in  Frank- 
reich V 189-191,  193;  in  Cata- 
lomen  V 235;  in  Navarra  V 245. 
in  England  V 565;  in  Schweden 
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V 569;  in  der  Lombardei  V 670; 
in  neuerer  Zeit  im  Deutschen 
Reiche  VI  204,  205;  ihr  Ueber- 
mass  in  den  böhmischen  Ländern 

VI  216;  ihre  Härte  in  Bezug  auf 
die  Jagd  VI  204,  233,  261 ; — in 
Portugal  VI  243;  in  Dänemark 
VI  250;  in  Schweden  VI  252;  in 
Russland  VI  253:  Wegfrohnen  in 
Frankreich  VI 235,  236:  — in  den 
spanischen  Colonien  V 280,  281. 

Fronung  V 22,  498. 

Frost.  Seine  schädlichen  Wir- 
kungen I 231. 

Fru  chtbarinachung  von  Dünen 
I 273- 

Fulah  I 123,  II  250,  IV  59. 

Fulbe  II  11. 

Fürkauf  V 370. 

Fürsorge  für  künftige  Nothfälle 
bei  primitiven  Völkern  IV  33. 

Gabe  Ile  V 654,  655,  VI  231,  388, 
389,  394,  398,  403.  In  Savoyen 
VI  445. 

Gaben,  physische  wie  geistige 
oft  latent  1 147. 

Gabilanes  II  12. 

Gabonesen  II  14,  IV  5. 

Galla  II  18,  19,  386,  IV  13,  30,  98. 
i Garennes  (vgl.  Bannwälder)  V 
196—198,  572. 

Garro  IV  49,  98. 

Gastfreundschaft  inprimitiven 
Zuständen  II  19—21;  zuweilen 
an  Gütergemeinschaft  grenzend 
IV  43. 

G a V e 1 k i n d u.  tanistry  V 429, 430. 
Durch  ersteres  hervorgerufene 
Unsicherheit  V 569. 

Gebietssonderung,  strenge  der 
Australier  IV  43. 

Gebirge.  Ihr  Nutzen  151;  ihre 
erziehende  Kraft  I 163,  164. 

Geiz  in  primitiven  Zuständen  II 
16,  17. 

Geld  (vgl.  Münze).  Seine  Bedeu- 
tung u.  seine  Wirkungen  IV  213, 
214.  Guter  Ruf  des  athenischen 
Silbers  IV  307.  Geldverhältnisse 
in  Rom  IV  490  — 498.  Bussen 
erwecken  vornehmlich  das  Geld- 
bedürfniss  IV  490,  V 86.  Geld- 
wesen der  Germanen  im  Mittel- 
alter  V 85— 88;  im  byzantinischen 

Felix,  Eigeiitlium.  IV.  2.  II. 


Reiche  V 107;  im  Mittelalter 
überhaupt  V 712 — 769.  Seine 
Mangelhaftigkeit  im  Mittelalter 

V 712,  717.  Lange  Fortdauer  der 
Naturalwirthschaft  V 715.  All- 
mähliche Verringerung  des  Münz- 
gewichtes  V 717 — 719,  730,  749 

I bis  757,  762 — 768.  Münzverrufuu- 
gen  u.  ihre  Folgen  V 720—722. 
Wohlthätiger  Einfluss  der  Städte 
aufs  Geldwesen  V 723,  724.  Das 
Wort  — anfangs  Rente  bedeutend 

V 730.  Geldverhältuisse  in  den 
Niederlanden  V 731;  in  Schv^eden 

V 731 — 734;  in  Dänemark  V 734; 
in  England  V 734 — 744;  in  kVank- 
reich  V 744—758;  in  Italien  V 
758 — 762;  in  Spanien  V 762 — 765; 
in  Portugal  V 765,  766;  in  Polen, 
Russland  u.  Ungarn  V 767 ; im  by- 
zantinischen Reiche  V 767,  768; 
in  Arabien  V 768,  769.  Der  Geld- 
begriff den  Indianern  in  Paraguay 
unbekannt  geblieben  VI  2Si, 
Unerträgliche  Geldverhältnissein 
England  bei  Ausgang  des  17.  Jahr- 
hunderts. Umprägung  der  minder- 
werthigen  Münzen  auf  Staats- 
kosten VI  467. 

Geldstrafen  (vgl.  Bussen)^  In 
primitiven  Verhältnissen  IV  28; 
im  orientalischen  Alterthum  IV 
174;  in  Griechenland  IV  255,  288 
bis  290;  in  Rom  IV  407—409; 
im  Zeitalter  des  Lehnwesens  nur 
fiscalisch  betrachtet  V 148;  im 

I Mittelalter  im  Allgemeinen  V 
501—503,  625;  in  Frankreich  V 
653;  von  den  französischen  Com- 
munen  auferlegte  V 663,  664;  in 
Ferrara  V 671;  masslose  — unter 
den  normännischen  Königen  Eng- 
lands V 683,  684;  in  Dänemark 

V 693;  in  Russland  V 698;  in 
neuerer  Zeit  in  England  für 
pflichttreue  Geschworene  VI  119. 
— in  Oesterreich  Bauern  von 
Wirthschaftsbeamten  willkürlich 
auferlegt  VI  215;  desgl.  in 
Schweden  ausbeutende  — VI 251. 
— Jacobs  I.  von  England  als 
Finanzquelle  VI  374;  von  Crom- 
well  über  die  Royalisten  ver- 

; bängte  riesige  — VI  377.  — in 
Savoyen  und  Piemont  VI  445. 

38 
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Geldwirt hschaft.  Der  Ueber- 
gang  zu  ihr  mit  allerlei  Nach- 
theilen  verbunden  IV  307. 

Geleitbriefe  im  Mittelalter  V 
448,  449, 

Geltung  des  gegebenen  Wortes 
anfangs  unbekannt  II  14,  15. 

Gemeinderschaften  V342— 349. 
In  den  Städten  von  kurzer  Dauer 

V SU, 

Gemeinlandbesitz  (vgl.  Güter- 
gemeinschaft). Besondere  An- 
zeichen ursprünglicher  Gemein- 
samkeit des  Grundbesitzes  IV 
53—59;  zuweilen  durch  dieCultur 
einzelner  Getreidearten  auf- 
genöthigt  IV  56.  Seine  Umwand- 
lung in  Sondereigen  in  Virginien 
VI  303:  ebenso  in  Neu-England 
VI  305. 

Genius.  Erhält  seine  Gaben  von 
der  Natur  II  127 — 129. 

Genusssucht  (vgl.  Unmässig- 
keit).  Ihr  Uebermass  im  Alter- 
thum II  59 — 69;  in  neuerer  Zeit 
II  197—211. 

Gerichtsbarkeit,  geistliche 
(vgl.  Immunität),  ihre  Einträglich- 
keit u.  ihr  Druck  III  303—307, 

V 72,  73;  feudale  — V 169,  239, 
247.  — der  Grund-  u Gutsherren 
über  ihre  Bauern  VI  206,  207, 
239,  249. 

Gesellschaft.  Fortschritt , den 
sie  durch  Uebergang  aus  der 
Vereinzelung  zeigt  IV  15.  Ihre 
Gliederung  in  primitiven  Zeit- 
altern IV  15 — 19;  im  orienta- 
lischen Alterthum  IV  138—142; 
in  Griechenland  IV  231—234;  in 
Eom  IV  335 — 338.  Gesellschaften 
zu  gegenseitiger  Unterstützung  i 
in  Griechenland  IV  246.  1 

Geschenk  s.  Schenkung. 

Gesetz.  Der  Begriff  den  Natur- 
völkern fehlend  I 17,  18.  Durch 
die  Religion  eingeflösst  III  3. 

Gesetzgebung.  Der  Aegypter 
IV  152 — 158;  der  Assyrier  und 
Babylonier  IV  158  — 163;  der 
Phöniker  IV163, 164;  der  Nabatäer 
IV  164;  der  Juden  IV  164—166; 
der  Inder  IV  166—172;  der  Perser 
IV  172—175;  der  Athener,  durch 
Rücksicht  auf  das  Eigenthum 


Schwacher  ausgezeichnet  IV  244, 
245. 

Getreidespenden  in  Rom,  aus 
Preisermässigungen  entwickelt 
IV  461—463. 

Gewaltsamkeit  u.  Härte,  ln 
I)rimitiven  Zeitaltern  I 14.  Im 
Alterthum  II  26 — 28.  Im  Mittel- 
alter  II  93 — 95. 

Gewalt! ha ten.  Primitiver  Völ- 
ker II  10—14,  251-255,  285,  286, 
327-333,  IV  21-23,  25-31,  33 
l)is37,  59,  60,  75-77,  83-88,96, 
97.  Im  Alterthum  II  22 — 28,  IV 
128,  129,  132,  133,  142—152,  157 
bis  159,  235,  372,  373.  Im  Mittel- 
alter  II  77—104,  V 18—20,  147, 
148,  153,  171-182,  193,  194,  196 
bis  198,  248,  249,  264-266,  269, 
271,  300,  301,  360-375,  394,395, 
400,  445—451,  456,  551,  565,  569, 
570,  653,  667-673,  684-687,  695, 
696,  699—701,  722,  723,  751-755, 
766.  Kirchliche  — 321 — 353.  — 
als  Folge  von  Aberglauben  Ul 
365 — 377.  In  neuerer  Zeit  VI 
75—78,  85,  86,  115-127,  129—131, 
133-136,  200—202,  204-208,  214 
bis  216,  228-230,  235,  236,  238, 
239,  252,  371,  372,  376,  377,  1380, 
399,  400,  425,  429,  454,  455. 

Gewerbe.  Ihr  Betrieb  durch 
Naturerzeugnis.se  theils  hervor- 
gerufen, theils  gefördert  I 198 
bis  201. 

Gewere  IV  11,  V 36,  333—338. 

Gewürze  I 62. 

Gilden  s.  Zünfte. 

Giljaken  I 17. 

Gletscher  I 52. 

Gl  ets  eher  Vorrückungen  1230. 

Goajiro  IV  77. 

Gold  I 75. 

Goldschmiede  in  England  die 
Functionen  von  Banken  erfüllend 
VI  379. 

Goldschmiedekunst  II  422 
bis  426. 

Götter,  ursprünglich  als  vor- 
nehmste Eigenthumsquelle  be- 
trachtet III  8 — 10.  Ilir  Gut  in 
Rom  IV  452,  453. 

Gottesfriede,  durch  die  Sicher- 
heit, die  er  verleiht,  das  Eigen- 
thum schützend  III  106,  107. 
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Grands-Jours  V 175,  VI  125,136.  | 

Grenzlosigkeit  in  Negerreichen, 
als  Folge  der  geringen  Werth- 
schätzung  des  Territoriums  IV53. 

Grenzsteine.  Ihre  Verwehung 
als  Folge  von  Dürre  I 217.  Ihre 
Heiligkeit  bei  den  Römern  III  97. 

Grönländer  I 163,  II  12,  331, 
III  73. 

Grundbesitz(vgl.Bauern).  Seine 
Auffassung  bei  den  Germanen 
III  214,  215.  Aenderung  der 
auf  ihn  bezüglichen  Gesetz- 
gebung zu  Gunsten  der  Kirche 
III  215  Seine  wirthschaftliche 
Gliederung  durch  die  Kirche 

III  218.  Verringerung  seiner 
Freiheit  durch  die  Kirche  III  312 
bis  319.  Seine  Voraussetzung, 
Anhänglichkeit  an  den  Boden, 
fehlt  bei  den  tiefststehenden ; 
Völkern  IV  45;  er  entsteht  | 
eigentlich  erst  bei  Betreibung  | 
von  Ackerbau;  doch  sind  Keime 
bereits  bei  Jägervölkern  wahr- 
nehmbar IV  46.  Grundbesitz- 
verhältnisse bei  den  Australiei'n 

IV  48.  Der  Begriff  bei  grosser 
Fülle  von  Grund  und  Boden 
fehlend  IV  53.  Seine  anfängliche 
Gemeinsamkeit  IV  53  — 59. 
Grundbesitzrecht  des  Pendschab 
typisch  IV  66.  Grundbesitz- 
verhältnisse in  der  Sahara  IV 
70 , 71.  Seine  Veräusseiung  j 
in  primitiven  Verhältnissen  un-  j 
gekannt  IV  72 — 74.  Mythische 
Anschauungen  davon  in  N eu- 
Seeland  und  Australien  IV  73, 
74.  Der  Grund  und  Boden  im 
orientalischen  Alterthum  in  der 
Theorie  ausschliesslich  dem 
Könige , in  Wirklichkeit  auch 
den  Priestern , Kriegern  und 
Adeligen  gehörig  IV  175,  176, 
178.  Seine  Unveräusserlichkeit 
im  jüdischen  Alterthum  nicht 
von  langer  Dauer  IV  179,  180. 
Ebenso  in  Indien  IV  181.  Seine 
Vertheilung  in  Griechenland  j 
durch  Krieg  beeinflusst  IV  265.  i 
Gesetze  daselbst  zur  Erhaltung 
der  Familiengüter  und  zur  Ver- 1 
hinderungder Latifundienbildung  , 
IV  267.  Dagegen  Förderung  | 


dieser  durch  die  spartanische 
Gesetzgebung  IV  267.^  Grund- 
besitzzutheiluug  aus  Eroberun- 
gen an  Krieger  in  Rom  IV  323, 
324,  ans  Volk  415,  416.  Seine 
Verwendung  zu  Stiftungen  in 
Aegypten  IV  177,  in  Rom  IV^  429. 
Grundbesitzvertheilung  der  Ger- 
manen, nach  der  Zertrümmerung 
Roms  V 58—62;  Grundbesitz- 
verhältnisse im  byzantinischen 
Reiche  V 100—102.  Ausstattung 
der  Reichämtcr  mit  — im  Zeit- 
alter des  Lehnwesens  V 120,  121. 
Im  Mittelalter  — Bedingung  des 
Bürgerrechts  V 314,  315.  Älittel- 
alterliche  Grundbesitzverhält- 
nisse V 547—611.  Der  grosse 
— den  kleinen  aufsaugend  V 568 
bis  574.  Zwang  zum  Verkauf 
von  — behufs  Arrondirung  in 
Florenz  V 574.  — als  Grund- 
lage des  mittelalterlichen  Credit- 
systems V585— 589.  Verschiedene 
mittelalterl.  Grundbesitzformen 

V 591—595.  Grundbesitzrecute 
der  Bauern  in  neurer  Zeit  in 
Deutschland  VI  208,  209,  211, 
212;  in  Oesterreich  VI  214.  215; 
in  England  VI  224,  225.  Zu- 
nahme des  bäuerlichen  Grund- 
besitzes in  Frankreich  vornehm- 
lich durch  das  Wirken  der 
Phvsiokraten  VI  236.  Traurige 
ländlicheGrundbesitzverhältnisse 
in  Spanien  VI  241;  in  Dänemark 
VI  249;  in  Schweden  VI  251. 
Massregeln  gegen  die  Gebunden- 
heit des  Grundbesitzes  VI  255, 
256;  Zusammenlegung  des  Grund- 
besitzes VI  256;  Grundbesitz- 
formen in  Frankreich  VI  262. 
Schenkungen  von  —VI  265—269. 

Grundbücher,  zuerst  in  Klöstern 
angelegt  111  65.  In  Griechen- 
land IV  244.  Im  Mittelalter 

V 611 — 614.  Ihre  Zerstörung 
während  der  französischen  Re- 
volution VI  497. 

Grundherrschaft,  der  Haftung 
des  Grundherrn  für  seine  Leute 
entspringend  V 70 , 71.  Im 

Mittelalter  staatliche  Functionen 
ausübend  und  das  erste  eigent- 
liche Verwaltungssystem  dar- 
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bietend,  jedoch  die  Bauern  be- 
drückend V 547,  548.  Ihr  Vor- 
dringen bezüglich  des  Wald- 
eigenthums V 557,  558.  Ihre 
Entwicklung  in  England  der  in 
Deutschland  ähnlich  V 565. 
Guanas  III  834. 

Guanchen  II  17. 

Guaranis  I 16. 

Guajcurus  II  12. 
Gütergemeinschaft  der  Familie, 
des  Geschlechtes  oder  Stammes 
in  primitiven  Zeitaltern  IV  39 
bis  45.  Verkettung  von  Gemein- 
besitz, Gemeinwirthschaft,  Ge- 
meinschuld , Gemeinhaftbarkeit, 
woraus  sich  nach  Kräftigung 
der  Individuen  Sondereigen  ent- 
wickelt IV  67,  68.  Wald  und 
Weide  in  Griechenland  im  Ge- 
meinbesitz IV  266. 
Güterrecht,  eheliches  in  primi- 
tiven Zeitaltern  ungekannt,  da 
die  Weiber  gewöhnlich  Skla- 
vinnen sind ; allmähliche  Aner- 
kennung der  Frauenrechte  IV  92 
bis  94.  — in  Griechenland  IV 
256 — 258,  in  Rom  IV  383—385, 
im  fränkischen  Reiche  V 46  -50, 
im  byzantinischen  Reiche  V 96, 
97,  im  spätem  Mittelalter  V 410 
bis  418,  in  der  neueren  Zeit  VI 
97,  98. 

Gutsherrschaft  VI  205,  206. 

Habsucht.  Im  classischen  Alter- ! 
thum  II  28 — 49.  Priesterliche  | 
III  33-38,  293—296;  - geist- i 
lieber  Orden  III  294,  295. 

Hagel  I 230,  231. 

Haide  IV  98.  I 

Haine,  heilige  III  88,  89.  | 

Halbeigenth  um  in  Frankreich  ^ 
V 593. 

Halbinseln  I 162. 

Handel,  durch  Ungleichheit  der' 
Naturerzeugnisse  entstehend  I 
195 ; durch  geographische  Ver- 
hältnisse gefördert  I 196.  Un- 
lauteres Gebahi'en  im  — II  181 
bis  197.  Seine  Verdammung 
durch  die  Kirche  III  30,  31,  j 
jedoch  seine  Förderung  durch 
religiöse  Institute  III  61,  62; 
besonders  auf  Märkten  an  Stätten 


von  Heiligthümern  durch  diese 
beschützt  III  107—1 1 1.  Seine 
. civilisirende  Mission  IV  31,  32, 
Seine  Förderung  der  Sicherheit 
des  Eigenthums  durch  Gesetze, 
die  er  hervorrief  IV  89 — 91. 
Fürsorge  dafür  in  Aegypten  IV 
189,  190;  in  Assyrien  — Baby- 
lonien IV  192,  193;  in  Griechen- 
land IV  305,  306;  in  Rom  IV  485 
bis  489;  im  byzantinischen  Reiche 

V 106.  Städteblüthe  als  Folge 

V 312-314,  326,  530.  Nieder- 
gang in  Byzanz  als  Folge  der 
Fremden  gewährten  raasslosen 
Privilegien  V 529.  Förderung 

I des  Rechtes  durch  den  — V 530, 

j 531. 

j Handel  u.  Ge  Werbestörungen 

' imZeitalterdesLehnwesens  V 181. 

Handelsbeschränkungen  u. 
-Hemmungen.  In  Griechen- 

I land  IV  247 ; im  Mittelalter 

V 354-356,  359,  360,  362-366, 
368—371;  in  neuerer  Zeit  VI  67 
bis  74. 

Handelseifersucht,  besonders 
in  Italien  Kriege  und  Fehden 
verursachend  V 330. 

Handelsgesellschaften  IV  142 
bis  151.  Englisch -ostindische 
Cie.  yi  143,  144;  holländisch- 
ostindische VI  144,  145;  franzö- 
sische — VI  145 — 147;  portu- 
giesische , dänische  VI  147 ; 
schwedische,  österreichische  VI 
148.  Abneigung  der  englischen 
Bevölkerung  gegen  die  ostind. 
Cie.  VI  317.  Erpressungssucht 
ihrer  Angestellten  VI  320,  321. 
Von  Lord  Cornwallis  bewirkte 
Reformen  VI  325,  326.  Thätig- 
keit  d.  holländisch-westindischen 
Cie.  VI  334,  335. 

Handelsunterbrechungen  in 
primitiven  Zeitaltern  IV  31. 

Handwerke  als  Lehen  im  feu- 
dalen Frankreich  V 490. 

Hansa  V 468,  469. 

Hassanieh  I 92. 

Hausbesitz  im  mittelalterlichen 
Italien  Bedingung  des  Bürger- 
rechts V 328. 

Hauscommunion,  südslavische 
V 347—349. 
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Hausf  riede,  dessen  Begriff  unter 
religiöser  Mitwirkung  entsteht,  | 
auf  das  Haus  Gottes  übertragen  | 
und  dadurch  der  Schutz  des  j 
Eigenthums  gefördert  III  100 

bis  103.  ^ , 

Hausindustrie  im  Hirtenleben  | 
entstehend  I 182.  * 

Hauszerstörung  als  Strafe. 
Der  Waldenser  III  329.  Bei 
Naturvölkern  IV  86,  87;  in 

Griechenland  IV  254;  in  Rom 
IV  405,  406;  nach  altfriesischem 
Rechte  V 344;  im  Mittelalter 
überhaupt  V 504—507 ; in  neurer 
Zeit  III  347,  348,  VI  136. 

Häuserleihe  (vgl.  Erbleihe)  V| 
580 — 585.  Das  Recht  des  Leihe-  1 
empfängers  Eigenth.  V 581,  582. 

Hautfarbe.  Ihre  Rolle  in  der 
Geschichte  I 109. 

Hebungen  der  Erde  1 256,  257. 

Heer.  Seine  V^erwaltung  in  Rom;  i 
ihre  Lichtseiten  IV  332,  333.  i 
Seine  Einrichtungen  dem  Mittel- 
alter  das  charakteristische  Ge- 
präge verleihend  V 5.  Entwick- 
lung seiner  Verfassung  im  Mittel- 
alter  V 287;  in  der  neuren 
Zeit  im  Deutschen  Reich  VI  6, 
7;  in  OesteiTeich  VI  8—10;  in 
Schweden  VI  13,  14;  in  Russ- 
land VI  14;  in  Brandenburg 
VI  14,  15;  in  Frankreich  VI  15, 
16;  in  England  VI  16,  17;  ihre 
Mangelhaftigkeit  im  Allgemeinen 
VI  12;  Reformen  in  Preussen 
VI  17,  18;  in  Oesterreich  VI  19, 
20;  ihr  Verfall  in  Frankreich 
VI  20—22;  in  Polen  VI  23;  in 
der  Türkei  VI  23—26.  Mangel- 
hafte Pflege  in  England  im  17. 
Jahrhundert  VI  12,  13.  Ueber- 
mässiger  Umfang  in  der  neuren 
Zeit  VI  22,  23. 

Heilquellen  I 80. 

Heimfallsrecht  V 426. 

Herabsetzung  s.  Zinsen. 

Herero  III  141,  IV  6,  18,  53,  97. 

Herrenlose  Sachen.  IV  354, 
355. 

Herrschende  Classen.  In 
primitiven  Verhältnissen  IV  17, 
18;  in  Griechenland  IV  231,  232; 
in  Rom  IV  341-346. 


Hexen-Glaube  u. -Verfolgungen 
IV  365-377. 

Hindu  I 120,  121. 

Hirtenleben  (vgl.  Nomaden- 
thum) Schwierigkeit  des  Ueber- 

?;anges  dazu  von  der  Jagd  I 180. 
Fortschritt  gegen  diese  durch 
Fortentwicklung  des  Eigenthums 
I 181.  Nothwendigkeit  kriege- 
rischer Eigenschaften  der  Hirten 
I 182.  Das  Herumschweifen  der 
Hirtenvölker  ihre  Entwicklung 
hemmend  I 183. 

Hochebenen  I 53. 

Hofhaltung  kostspi  elige  (vgl. 
Verschwendung).  Syrische  und 
ägyptische  IV  192,  phönikische 
IV  196;  indische  IV  199 ; persische 
IV  202,  203;  prunkvolle  byzan- 
tinische V 106. 

Hofrecht  V 35,  308,  309. 

Hof  System  V 55,  56. 
homines  fiscales  V 14. 
honor  (honneur)  V 223. 
hostise  V 591. 

Hottentotten  I 19,  28,  29,  41, 
II  383,  410,  IV  5,  100,  103. 
Hovas  III  72,  IV  21,  32,37,83,  87. 
Hund  I 72. 

Hungersnoth  als  Folge  von 
Dürre  I 216.  Häufige  — im 
Frankr.  des  ancien  r^gime  VI 
485. 

Huronen  IV  98. 

Hypotheken.  Ihre  Sicherheit 
in  A egypten  zuweilen  durch 
Strafclauseln  verstärkt  IV  155. 
In  Griechenland  IV  236;  daselbst 
— an  beweglichen  Gütern  IV  243 ; 

' in  Rom  IV  366. 

I 

Jacquerie  II  94,  V 572. 

Jagd.  Der  Uebergang  zu  ihr  und 
zur  Fischerei  nach  Versiegung 
der  ernährenden  wildwachsenden 
Pflanzen  1 174-178.  — zuweilen 
mit  Fischerei  wechselnd  I 177. 
Uebergang  von  — zur  Viehzucht 
und  zum  Ackerbau  I 177,  178. 

* Ihre  Verbindung  mit  Ackerbau 
I 178.  In  Schweden  immer  frei- 
geblieben V 569. 

Jagdrecht,  strenges  bei  den 
mittelalterlichen  Germanen  V 29. 
Ursprünglich  jedem  Freien  und 
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dann  der  Markgemeinde  zu- 
stehond  V 69,  70,  558.  Masslose 
Gewaltsamkeit  als  Folge  des 
feudalen  Jagdrechtes  V 196  bis 
198,  269,  270.  — auf  fremdem 
Grund  und  Boden  V 550.  — den 
Bauern  verkümmert  und  dann 
ganz  entzogen  V 556,  560;  in 
England  V 567,  568.  — auch 

in  neurer  Zeit  die  Bauern  be- 
drückend VI  202,  204,  233,  249, 
261. 

J agdthiere  I 68. 

Jahr  ge  Id  er  s.  Pensionen. 

J aru r en  I 26. 

Imerier  IV  38. 

Immunität,  kirchliche , Quelle 
von  Macht  und  Reichthum  der 
Kirche  III  212-214,  V 358;  welt- 
liche (als  Befreiung  von  öffent- 
lichen Leistungen)  V 71—73,  85, 
145,  146,  155,  170;  in  Spanien  V 
227.  — mit  Inbegriff  des  Asyl- 
rechtes V 457,  458. 

Indianer  I 11 — 13,  15,  17,  18,  21, 
22,  26,  27,  123,  125,  166,  178, 

II  11,  12,  19-21,  251,  327,  330, 

331,  333,  394,  400,  401,  410, 
in  72,  90,  141,  142,  176,  IV  4,  i 
17,  22,  41,  46,  49,  51,  53,  56,  57, 
61,  65,  73,  80,  93,  95,  96,  98, 
109,  111,  112.  I 

I ndi vidual wirthschaft.  Drang' 
des  Uebergangs  zu  ihr  von  der 
Gemeinwirthschaft  IV  45  — 69,1 
V 557,  Vi  222,  303,  305.  | 

Indolenz.  Ihre  Förderung  durch  , 
das  Brahmanenthum  in  Indien  ^ 

III  254. 

Industrie.  Ais  fiscalisches 
Mittel  in  Aegypten  IV  186,  187;  i 
ihre  Förderung  daselbst  unter 
den  Lagiden  IV  190;  in  Assyrien 

IV  192;  in  Griechenland  IV  304, 
305;  im  byzantinischen  Reiche 

V 106.  Ihre  Beeinträchtigung 
in  Frankreich  durch  Steuerdruck 

VI  413,  416. 

Industriepflanzen  I 62. 

I n f ores  ti  ru  n g walderhaltend 

V 560. 

Inquisition  III  331—338  , 344, 
345.  Ihre  Verbindung  mit  der 
feudalen  Gerichtsbarkeit  in  Süd- 
frankreich V 187.  — des  Staates 


in  Venedig  V 446,  447,  VI  133. 
Ihre  lange  Fortdauer  in  Spanien 
VI  130,  426;  im  Kirchenstaate 
VI  132;  in  den  portugiesischen 
Colonien  VI  278;  in  den  sprmi- 
schen  Colonien  VI  289. 

Inseln.  Ihre  Bedeutung  I 46; 
ihre  erziehende  Kraft  I 161; 
— des  Stillen  Oceans;  äusserste 
Ungunst  ihrer  geographischen 
Verhältnisse  I 168. 

Jolofs  IV  57. 

Irokesen  II  19,  20,  IV  6,  41,  98. 

Juden.  Ihre  Verfolgung  III  341 
bis  343.  Kriegerischer  Beruf  des 
Königthums  der — IV  131.  Ihre 
Zünfte  IV  139.  Despotismus  der 
Könige  der  — IV  145,  146.  Ihre 
Gesetzgebung  IV  164—166.  Ihre 
Grundbesitzverhältnisse  IV  179 
bis  181.  Jubeljahr  von  zweifel- 
hafter Geltung  IV  180,  181.  Ihre 
Finanzen  IV  193 — 195. 

iure  cessio  IV  351,  352. 

ius  aprisionis  V 123. 

ius  talionis.  Seine  lange  Gel- 
tung IV  75,  76. 

Kabunda  II  250. 

Kabylen  IV  44.  71,  86. 

Kaffem  129,  II  11,  19,  253,  334, 
IV  6,  21,  30,  34,  43,  63,  81,  84,  86. 

Kalmücken  I 91,  IV  41. 

Kamtschadalen  I 163. 

Kaper  und  Kaperrecht  (droit  de 
course)  V 464,  VI  31,  45,  46. 

Karawanen  IV  32. 

Karen  I 28,  IV  93. 

Kaspier  II  384. 

Kastenwesen  I 138,  III  56,  57. 
Gliederung  mancher  indischen 
Völker  nach  Kasten  IV  17,  Ihre 
Mannigfaltigkeit  in  Indien  IV 
140—142. 

Kataster.  Seine  späte  Verwirk- 
lichung in  Frankreich  V 658. 
Seine  Einführung  in  Florenz  V 
667;  in  Unteritalien  V 672;  in 
Russland  V 698.  Seine  Mangel- 
haftigkeit in  Oesterreich  noch 
zur  Zeit  Leopolds  I.  VI  357,  in 
Frankreich  zurZeit  Ludwigs  XIIL 
VI  231.  Sorge  dafür  in  Piemont 
VI  447. 

Katharer.  Sie  betrachteten  den 


599 


Besitz  irdischer  Güter  als  Tod- 1 
Sünde  III  34.  Ihre  Verfolgung 
III  327. 

Ketzerei,  mit  Tod  und  Confis- 
cation  bestraft  III  327.  Ver- 
wendung der  Gelder  der  Christen-  ; 
heit  zu  ihrer  Bekämpfung  III ! 
354-356.  j 

Khänds  IV  52.  . 

Kipper  und  Wipper  II  151  bis 
V 736,  741,  742,  VI  249,  460. , 
461,  465-467,  470. 

Kirche.  Ihre  Zinsenverbote  u.s.  w. 
zu  Gunsten  der  Armen  III  27 
bis  29.  Ihre  Auffassung  der  Ar- 1 
beit  III  29-31.  Sie  ist  im  Mittel- 1 

alter  die  allergrössteCapitalmacht 
III  35.  Ihr  fortgesetztes  Streben  ^ 
nach  Reichthum, Macht  und  W elt- 
herrschaft  III  31-38,  267-296. 
Dadurch  hervorgerufener  Wider- 
stand III  33—38.  Auch  ihr  Ein- 
fluss auf  die  Rechtsi>flege  Quelle  ; 
von  Macht  und  Reichthum  III 
209—212.  Aenderung  der  Grund- 
besitzgesetzgebung zu  ihren 
Gunsten  II1214, 215.  Vermehrung 
ihres  Besitzes  durch  die  Gesetz- 
gebungüberFreilassungenIII216. 
Ebenso  durch  die  Cölibatsgesetze  , 
III  217.  Umfang  ihres  Besitzes 
und  Einkommens  III  220—225. 
Verwendung  ihres  Gutes  zu 
Staatszwecken  III  234—238.  Ihre 
Bedrückung  der  Bauern  III  309 
bis  319.  Mangelhaftigkeit  ihrer 
Armenpflege  UI  319 — 321.  Ihre 
Verfolgung  Andersgläubiger  III 
325—326.  Ihr  Reichthum  im 
Frankreich  des  ancien  regime  VI 
163;  in  den  portugiesischen  Colo-  ’ 
nien  VI  278. 

Kirchen  gut.  Königl.  Verfügung  , 
darüber  V 625—628. 
Kirchenstaat.  Unglückliche  Zu- 
stände daselbst  III  367—369. 
Kirgisen  IV  80,  83. 

Kleruchien  IV  274—277.  ! 

Klima  I 36-43,  83.  Sein  er- j 
ziehender  Einfluss  I 162.  Seine 
Wandlung  I 260 — 265. 

Klöster.  Ihr  wohlthätiger  Ein- 
fluss auf  alle  Zweige  mensch- 
licher Thätigkeit  III  62  - 66. 
Zahlreiche  Klöstergründungen 


aus  Frömmigkeit,  besonders  in 
Spanien  III  130,  131,  VI  432,  4S3. 
Ihre  Ausartung  und  Angritte  auf 
sie  III  262,  263. 

Kochsalz  I 78. 

Kohle  I 78. 

Koluschen  I 125,  IV  18,  98. 

Königsschutz  V 34,  35. 

Kraft,  physische.  Ihre  anfäng- 
liche nTchtigkeit  I 101 — 107. 
Ihre  fortwirkende  Bedeutung, 
auch  bei  Verbrechen  I 110 

Kreter  II  25,  89. 

Kreuzzüge,  vielfach  der  vor- 
nehmste Antrieb  zu  allgemeiner 
Besteuerung  III  14.  Schulden- 
lösung durch  sie  III  42.  Ihre 
Förderung  der  Schifffahrt  III 109, 

V 302.  Vermehrung  des  kirch- 
lichen Reichthums  durch  sie  III 
218.  Ihr  wohlthätiger  Einfluss 
auf  die  abendländische  Cultur 

V 301,  302.  Besonderer  Nutzen, 
den  die  Italiener  daraus  schöpften 

V 302.  Besitz  Wechsel  als  Folge 

V 303,  304. 

Krieg.  Als  Folge  von  Habsucht 
im  classischen  Alterthum  II  36, 
37.  Wildheit,  mit  der  er  im 
Alterthum  und  im  Mittelalter 
geführt  wurde  II  103,  104.  Durch 
Luxus  veranlasster  — II  408. 
Seine  Förderung  der  Ausbreitung 
des  Islam  III  21.  Sein  Einfluss 
auf  die  Entwicklung  des  Eigen- 
thums IV  7-15.  — der  Natur- 
völker 1V8,  9;  der  Nomaden  IV  9. 
— zur  Anerkennung  einer  Autori- 
tät und  dadurch  zumEigenthums- 
begrifiPe  führend  IV  9,  10.  Durch 
— Verschmelzung  der  Stämme 
zu  Völkern  bewirkt  IV  11,  13, 
14.  Seine  Weckung  des  Er- 
findungsgeistes IV  11,  12.  —Ur- 
sprung des  Städtewesens  IV  13. 
Seine  Schattenseiten  IV  14,  15. 
Sein  Einfluss  auf  die  gesellschaft- 
liche Gliederung  IV  15—19.  Er 
führt  zu  staatlichem  Leben  IV 
19,  20,  228,  229.  Er  verursacht 
den  Bau  von  Strassen  und  Brücken 
IV  32.  Seine  Beständigkeit  bei 
Naturvölkern  IV  53.  — als  Folge 
von  Verschuldung  und  ihr  ent- 
I springender  Menschenraub  in 
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/X  — liervorragendste  in  Griechenland  IV  265,  auf  das 

1 hatigkeit  im  orientalischen  Eigenthmn  überhaupt  in  Rom  IV 

^Uterthum.  Aegypten  durch  den  315-827.  Erwerb  durch-da- 

JJyksos  ein  selbst  IV  315-825,  349,  350.  Er- 
ilihtars^at  IV  125.  — uoch  werb  eine  der  hervorragendsten 

immer  Raubzug,  hauptsächlich  Kriegsursachen  IV  325 327. 

wegen  Brandschatzung  und  Elend  alsFolge  römischer  Kriege 
Tributerlan|rung  unternommen.  IV  327—329.  Nachtheile  unter 
bem  civilisierender  Einfluss  auf  sittlichem  Gesichtspunkte  IV  329, 
Nubien  I\  126.  Assyriens  grosse  330.  Noch  furchtbarere  Folgen 
Macht  durch  I\  127.  Religiöser  der  Bürgerkriege  IV  330 — 332. 
kr  ^ Lichtseiten  der  römischen  Hee- 

iL  ^ t;  ®»*‘barei  IV  128,  resverwaltung  und  der  Kriege 

129.  Ungeheurer  1 ross.  Auch  IV  332-334.  Auch  römische 
die  assyrischen  Kriege  vornehm-  Städte  vornehmlich  aus  strate- 
lich  wegen  1 ributerlangung  gischen  Ursachen  erbaut  IV  338 
unteraommen  IV  129.  Massen-  bis  340.  Zugeständnisse  an  die 
Verpflanzung  der  von  As.syrien  Plebejer  als  Kriegsfoige  IV  341 
besiegten  ISationen  - der  bis  343.  - Quelle  des  Grund- 
Babylonier  IV 130.  Durch  Davids  eigenthums  der  Römer  IV  415 
Kriege  die  Juden  die  mächtigste  416,  wie  auch  ihres  Metallschatzes 
Nation  in  Svrien  IV  131.  - der  IV  442.  Erwerbsrücksichten  bei 
Phoniker  IV  132.  Zerstörender  den  Kriegen  der  Germanen  V 

- der  Skythen  I\  132,  133.  Die  7 -9.  Ihre  barbarische  Hand- 

Brahmanen  muntern  die  indischen  habung  V 9,  10.  Kriege,  denen 
Könige  zum  aut  IV  134.  — die  Byzantiner  infolge  ihrer 
der  Perser.  Altes  Kriegsrecht. ; glänzenden  materiellen  Cultur 
Uie  asiatischen  Völkerschaften  [ ausgesetzt  waren  V 92—94  — 

nehmen  ihren  kostbarsten  Besitz  ! als  Beruf  im  feudalen  Zeitalter, 
mit  in  den  — ly  135.  Bedrückung  häufig  von  religiösem  Gepräge, 
der  Perser  durch  den  griechischen  führt  zur  Staatenbildung  V 2^! 
~ 1^1  Rücksicht  auf  Entwicklung  der  mittelalter- 

— auch  bei  Erbauung  der  orien-  liehen  Heerverfassung  V 285  bis 

massgebend  IV  287.  — als  Erwerbsquelle,  be- 
löi,  138.  Die  Griechen  erklären  sonders  von  Land  V 287—300. 
den  — als  den  Vater  aller  Dinge.  Blüthe  von  Gewerben  und  Handel 
Kriegsrecht  auch  bei  ihnen  noch  durch  — V 290.  Eigenthums- 
^ausam;  doch  durch  Gestattung  Zerstörung  und  -Verlust  durch 
des  Loskaufs  der  Gefangenen  ge-  - V 300, 301.  Zeitige  individuelle 
mildert  I\  220.  Wirkungen  der  Auflehnung  gegen  die  Beraubung 
griechischen  Kriege  IV  221  bis  Besiegter  V 301.  Langdauernder 
'Verkehrsstörungen  und  religiöser  Charakter  des  Krieges 

mittelbare  Schaden.  Ausgaben-  in  der  neuen  Zeit  VI  6.  Noch 

. — '^m  ge-  lange  mangelhafte  Kriegführung 

Ursachen  willen  IV  VI  12.  Kriegsursachen  in  der 

22.8—224.  — auch  noch  von  den  neuren  Zeit  VI  26—30.  Handels- 

Griechen  zuweilen  als  Erwerbs-  Interessen  VI  26,  27.  Dynastische 

quelle  betrachtet,  was  zum  Gründe  VI 28.  Eroberungskriege 

Soldnerthum  führt  IV  224-226.  VI  28-30.  Kriegsfolgen  VI  30 

Bürgerkrieg  zwischen  Reich  und  bis  39.  Kriegsrecht  der  neuren 

Griechenland  IV  226  bis  Zeit  VI  31.  Zügellosigkeit  spani- 

228.  Auch  hier  Städtegründungen  scher  und  italienischer  Truppen 

fv  Rücksichten  VI  32,  33.  Verkehrsstörungen 

729-281.  Kriegseinfluss  auf  I VI  33.  Besitzwechsel  VI  39  bis 

die\  ertheilung  des  Grundbesitzes)  44.  Einfluss  des  Völkerrechtes 


601 


auf  den  Krieg  VI  44—49.  Nach  ! 
neuerem  Kriegsrecht  die  Privaten 
nicht  feindselig  zu  behandeln  VI 
46,  47.  Optionsrecht  VI  47,  48. 

Kru  IV  33,  57,  64. 

Kunäma  II  335,  IV  52,  53,  63,  72,  ; 
74,  82,  84,  86,  89,  98,  101. 

Kunst  auf  Nachahmung  der  Natur 
beruhend  I 201 — 205.  Der  Sinn  , 
dafür  durch  Luxus  gefördert  II 
428—436.  Ihr  erziehender  Ein- 
fluss. Vermehrung  des  National- 
eigenthums durch  sie  II  429. 
Riesige  Zahl  von  Kunstwerken  | 
in  Hellas  und  Rom  und  künst- 
lerische Ausschmückung  der  j 
Gegenstände  des  täglicheiiLebens 

daselbst  II  429,  430.  Lcjtung  der 
Gewerbe  durch  die  Kunst  im 
classischen  Alterthum  und  im 
Zeitalter  der  Renaissance  II ; 
430—434.  Entwicklung  des 
Schönheitssinnes  der  arbeitenden  | 
Classen  und  Erhöhung  ihrer 
Leistungskraft  durch  die  — II 
434—436.  Kunstentwicklung  der 
Renaissance  II  437.  — und 

Kunstindustrie  aus  dem  kirch- 
lichen Leben  sich  entwickelnd 
III  27,  78-82.  Ihre  Förderung 
durch  die  Klöster  III  63,  78,  79. 
Sie  ward  namentlich  während 
der  romanischen  Epoche  des 
Mittelalters  vornehmlich  von 
Geistlichen  ausgeübt  III  80.  Ver- 
dienste der  Päpste  um  sie  III 
81,  82.  Ihre  Anwendung  auf 
Tempel  und  Kirchen  III  123  bis 
130.  Ihre  Förderung  durch  Peri- 
kies IV  282:  durch  die  Kreuz- 
züge V 302,  303;  durch  die  ita- 
lienischen Städte  V 330;  in  neurer 
Zeit  durch  Regierungen  und 
Souveräne  VI  197 — 200. 

Kupfer  I 76.  Seine  Ausmünzung 
in  riesigem  Umfange  in  Spanien 
VI  474;  in  Russland  VI  475,  476. 
Küri  IV  98. 

Li  ahabah  II  11. 

Land , nachUebergang  zum  Acker- 
bau, anstatt  des  Stammes  die 
gesellschaftliche  Grundlage  bil- 
dend IV  19.  — im  Zeitalter  des 
Lehnwesens  das  begehrteste  Gut  | 


V 260.  Landverkauf  Augusts 
des  Starken  infolge  seiner  Ver- 
schwendung VI  345. 
Landschaftliche  Mannig- 
faltigkeit. Ihr  erziehender 
Einfluss  I 165. 

Landschaftliche  Reize.  Ent- 
wicklung des  Sinnes  dafür  I 
300—305,  II  441.  Einfluss  der 
Kreuzzüge  hierauf  V 303,  304; 
städtische  Einflüsse  V 314,  315. 

Land  wirthschaft(vgl.  Ackerbau) 

in  den  Alpen  V 562.  Ihre  Blüthe 
in  Toscana  Folge  des  Theilbaues 
(mezzeria)  V 595.  Ihre  Förderung 
durch  die  Physiokraten  VI  189, 
190,  194,  195.  Tüchtigkeit  der 
belgischen  und  holländischen 
Bauern  VI  246,  247.  Ihre  Beein- 
trächtigung in  Frankreich  durch 
SteueruruÄ  VI  410,  416. 
Lappländer  I 29,  180,  192,  II 
336,  IV  16,  68.  . . 

Latifundienbildung  in  Grie- 
chenland IV  267,  268;  der  mit 
Sklaven  arbeitenden  Reichen  in 
Rom  IV  417,  421,  422. 
Launegild  Y 392. 
Lawinensturz  I 230. 

Lebensmittelvertheiluiig  in 

Rom  IV  462—464;  im  revolutio- 
nären Frankreich  VI  493,  494. 
Lebensweise  durch  N aturver- 
hältnisse  bestimmt  I 191—194. 
Legate,  zu  Gunsten  des  Staates, 
wegen  Sicherheit  in  Griechen- 
land IV  292,  293;  in  Rom  nament- 
lich für  den  Strassenbau  IV  452; 
daselbst  zu  Gunsten  der  Kaiser 
als  Sicherheitsmassregel  IV  479. 
Legen  der  B au  er n VI  204,  207, 
210,  212,  219,  220. 

L e h n w e s en  (vgl.  Beneficial-  und 
Lehnwesen).  Aufhebung  seiner 
Reste  durch  die  französische  Re- 
volution VI  486. 

Leibeigenschaft,  bei  den  Hel- 
lenen II  265,  266;  bei  den  Ger- 
manen II  294 — 302;  in  Böhmen 
II  302—305;  in  Russland  II  305 
bis  311:  in  Polen  II  311,  312; 
in  England  II  312—314;  in  Frank- 
reich II  315;  in  Italien  II  319; 
im  jüdischen  Alterthum  IV  180 ; 
im  persischen  Alterthum  IV  182 ; 
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in  neuer  Zeit  VI  204,  213,  220, 
246-248  , 251,  252  , 254.  Ver- 
dienste des  holsteinischen  Adels 
um  ihre  Aufhebung  VI  251.  Ihre 
Abschaffung  durch  die  franzö- 
sische Kevolution  VI  486. 
Leistungen  (vgl . Abgaben), m ass- 
lose der  Christenheit  an  Born  III 
297—303.  Bedeutende  — Reicher 
an  den  Staat  in  Athen  IV  295. 
Ihre  Mannigfaltigkeit  und  ihre 
Härten  im  Zeitalter  des  Lehn- 
wesens V 148—152,  177,  178,  182 
bis  195,  199,  200,  209,  211  215, 
235,  237  -239,  244,  245,  247,  266 
bis  268. 

Leiturgien  IV  293—296. 
letters  of  protection  V 455. 
lettres  de  cachet  VI  126,  127, 
418. 

lettres  de  justice  V 455,  456. 
Liberalität,  kaiserliche  in  Rom  I 
IV  481. 

Licinische  Gesetze  IV  342,  418.  j 
Localität.  Ihr  Einfluss  auf  die 
Geschicke,  die  Cultur  und  die 
Eigenthumsverhältnisse  I 160  bis 
173. 

Lösegeld  in  mittelalterlichen 
Kriegen  V 304,  .305,  in  neuer  Zeit 
VI  43. 

Lotterie.  Ihre  Einführung  in 
Oesterreich  VI  363;  in  England 
VI  388. 

Luxus.  Begriffsbestimmung.  Seine 
Grenzen  unbestimmbar.  Seine 
Unterscheidung  von  der  Ver- 
schwendung II  403.  — bildete  I 
eine  der  vornehmsten  Kriegs- 
ursachen II  408.  Seine  Berechti- 
gung durch  die  Natur,  die  ihn 
hervorrief,  offenbar  II  409.  Sein 
Erscheinen  in  primitiven  Ver- 
hältnissen 11409—412.  Sein  Vor- 
kommen auch  bei  hoher  Cultur 
gegenüber  der  Entbehrung  von 
Lebensbedürfnissen  II  412,  413. 
Seine  Rechtfertigung  durch  das 
Bedürfniss  nach  Abwechslung  und 
Erholung  II  413.  Seine  sittlichen 
Grundlagen  II  413,  414.  Sein  Zu- 
sammenhang mit  der  allgemeinen  ' 
Culturentwicklung  II  414,  415, 
daher  seine  Beeinflussung  durch  ! 
die  herrschenden  Lebens-  und 


Weltanschauungen;  sein  fort- 
währender Wechsel  II  415,  416. 
Seine  nachtheiligen  Folgen  nur 
durch  Missbrauch  entstehend  II 
417.  Seine  Förderung  der  Rein- 
lichkeit und  Gesundheit  II  417 
bis  421.  Seine  allmähliche  Er- 
höhung der  Lebenshaltung  der 
unteren  Classen  II  421,  422. 
Seine  Dienste  als  Reservefonds 
II  422 — 426.  Luxusgegenstände 
(Goldschmiedearbeiteu)im  Mittel- 
alter  die  Stelle  unserer  Staats- 
papiere und  Actien  vertretend, 
daher  reicher  Besitz  daran  in 
vornehmen  Häuseim  II  423 — 426. 
Der  — erschliesst  der  mensch- 
lichen Thätigkeit  die  ausgedehn- 
testen Gebiete  II 426—428^  Seine 
Bedeutung  für  das  Dasein  und 
die  Thätigkeit  der  Frauen  II 
427,  428.  Seine  Förderung  des 
Kunstsinnes  II  428—436.  Seine 
Förderung  der  zur  Kunstentwick- 
lung erforderlichen  heiteren  Sinn- 
lichkeit II  436-438.  Er  durch- 
geistigt die  sinnlichen  Genüsse 
II  438 — 441.  Er  erschliesst  sinn- 
liche wie  geistige  Genüsse  den 
Minderbegüterten  II  441—446. 
Sein  Antheil  am  Mäcenate  II 
443 — 446.  Seine  Vermehrung  der 
Erwerbsquellen  auch  durch  Her- 
anziehung Fremder  an  Stätten 
der  Kunst  und  reichen  Auf- 
wandes II  446.  Festluxus  und 
seine  wohlthätigen  Wirkungen 
II  446 — 454.  Das  künstlerische 
Element  in  den  Festen  besonders 
in  Italien  hervortretend  II  449, 

450.  Ihr  erziehender  Einfluss  II 

451,  4.52.  Feste  der  Gegenwait 
11453,454.  Förderung  der  wissen- 
schaftlichen Ausbildung  durch 
den  — II  454  — 459.  Gesammt- 
ergebniss,  dass  der  — zur  künstle- 
rischen Ausgestaltung  des  Lebens 
führt  II 459, 460.  Misslungene  Be- 
kämpfung des  — durch  Rousseau 
II  460—462.  Ablehnung  des  — 
im  ursprünglichen  Christenthum 
in  26;  doch  vermochte  die  Kirche 
nicht,  ihn  zu  missen  III  27. 
uxusgesetze,  kirchliche  III 
27.  — in  Griechenland  IV  237, 


— 603  — 


246,  247.  Sie  sind  ein  Eingriff’ 
ins  Eigenthumsrecht  IV  247. 
Ebenso  in  Rom  IV  877,  878;  — 
in  neurer  Zeit  VI  66,  67. 


Mäcenat  II  181,  182,  448-  446; 
in  Rom  IV  458,  459. 

Madenassana  IV  19. 

Magalesen  I 18. 

Majorate  (vgl.  Fideicommisse)  in  j 
primitiven  Verhältnissen  IV  98, 
99;  im  orientalischen  Alterthum 
IV  164;  im  Mittelalter  V 424, 
480,  482,  488,  439;  in  neuer  Zeit 
in  spanischen  Colon  ien  VI  289; 
in  Rhode-Island  Vl  805. 

Makalaka  IV  8. 

Makassaren  IV  78,  112. 

Makololo  I 87,  204,  II  337,  410,  j 
IV  60,  78.  I 

Makua  1 87. 

Malayen  I 22,  28,  162,  II  18-15,  | 
19,  251,  327,  829,  330,  333,  mi,  \ 
411,  IV  22,  57,  61,  65,  78,  81,  85, 
87,  88,  101.  i 

Malgaschen  1 125,  206,  II  251,  | 

253. 

Maltöte  V 658. 

Manansa  IV  19. 

Mandaner  I 125,  178,  III  141. 

Mandingos  II  250,  828,  IV  64. 

Mantras  I 23. 

Maoris  I 125,  200,  II  17,  332,  IV 
6,  73,  98. 

M a r e a IV  29,  85,  99. 

Markgenossenschaften  V 63 
bis  70,  315.  Im  späteren  Mittel- 
alter  nur  noch  kleinere  Almenden 
vorhanden  V 552.  Uebergreifen- 
der  Einfluss  der  Grund-  und  der 
Landesherren  V 553—556.  Die 
allmähliche  Beschränkung  des 
Nutzungsrechtes  dem  Drange 
nach  Uebergang  zur  Individual- 
wirthschaft  entspringend  V 557. 
— in  Spanien  V 575,  576. 

Markt  und  Marktrecht  V 312  bis 
315. 

Marktfriede  in  primitiven  Ver- 
hältnissen III  107,  IV  90,  91. 

Marktpolizei  in  Afrika  IV  91; 
in  Hellas  IV  306. 

Marktprivilegien  V 512,  524. 

Marktzwang,  mittelalterlicher  V 
355. 


Marunga  II  11. 

Masai  II  11,  IV  51. 

Masse  und  Gewichte,  durch 
die  Natur  entwickelt  IV  105  bis 
108. 

Masugia  IV  19. 

Mat eb eie  IV  19. 

Matriarchat  (Mutterrecht)  II 
332,  IV  71.  Von  neueren  Schrift- 
stellern aufgegeben  IV  94.  Remi- 
niscenzen  daran  IV  98.  Ana- 
logien im  ägyptischen  Alterthum 

IV  1.57.  , ^ 

Mauren.  Ihre  Bekämpfung  durch 
die  Spanier  III  :388  — 841. 

Mayas  IV  58,  84. 

Mbocobies  II  12. 

Media  annata  VI  439. 
Medicinmänner.  Ihre  Macht 
IV  34.  . ^ 

■Meer.  Sein  Einfluss  auf  die  Ent- 
1 Wicklung  der  Cultur  I 48 — 47, 

I 160,  161.  Seine  zerstörende  Ge- 
walt I 227,  228.  Angemasste 
Herrschaft  darüber  IV  489,  490. 
j V 619—621.  Diese  von  Hugo 
, Grotius  bekämpft  VI  44. 
Meerengen  I 44. 
Meeresströmungen  I 44. 
Meierrecht  V 549,  550. 
Melanesier  I 123,  125,  II  19, 
330,  IV  5,  22,  36,  71,  85,  88. 
Menschenjagd  und  Menschen- 
raub als  Folge  von  Sklaverei. 

' Bei  Naturvölkern  II  251.  252; 
bei  den  Griechen  II  285,  286;  in 
Afrika  wegen  Forderungen  im 
eigenen  oder  im  Nachbarlande 
I IV  84. 

‘Mercantilismus  Zuerst  im 
I Orient  wahrnehmbar  IV  183.  — 


der  Lagiden  IV  190;  in  Rom  IV 
187,  488;  in  neuer  Zeit  V[  170 
bis  186;  in  Deutschland  VI  172, 
173;  in  Oesterreich  VI  173 — 175; 
in  Frankreich  VI  175  -177;  da- 
selbst Reaction  dagegen  zu 
Anfang  des  18.  Jahrhunderts  VI 
177.  _ In  Piemont  und  Savoyen 
VI  177;  in  Spanien  VI  178,  179; 
in  Holland  Yl  179;  in  England 
VI  179  — 181-  Daselbst  zeitig 
antimercantilistische  Ansichten 
auftauchend  VI  181.  — in  Russ- 
land VI  182,  183.  Einfluss  des 
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— auf  die  Bevölkerungspolitik 
VI  183  — 186.  Der  — in  den 
Colonien  VI  327. 

Merchant  adventurers  VI  59, 
142. 

Mietherlasse  in  Rom  IV  371, 
372. 

Mikronesier  II  331,  332,  IV  36, 
98. 

Militärgrenze  in  Oesterreich 
VI  9,  10. 

Minerali  en  I 73—80.  Ihre  Wand- 
lungen I 292,  293. 

Mingrelier  IV  38. 
Ministergehalte,  übeimässige 
VI  ;446,  362,  380,  4)4,  419,  433, 
458. 

Ministerialen  V 133,  134. 
Minorat  IV  99,  V 433,  VI  216. 
Mir  IV  54,  V 349. 

Miran has  I 18 
M i s c h m i IV  23. 

Missionen,  christliche.  Ihre 
Förderung  der  Cultur,  insbe- 
sondere der  Arbeit  III  66—74. 
Der  Aufwand  dafür  III  173,  174. 
Ihre  Verwendung  im  Interesse 
des  französischen  Verkehrs  durch 
Colbert  VI  177  Ihre  Förderung 

derspanischenColonisationVI286. 

Missbrauch  als  Recht  im  Zeit- 
alter des  Lehnwesens  V 181 
214,  237,  268. 

Mitgift  an  Stelle  des  Brautkaufes 
ein  erheblicher  Fortschritt  wirth- 
schaftlicher  wie  gesellschaftlicher 
Natur  II  338,  339;  in  Aegypten 
IV  157;  in  Griechenland  iV  256, 
257;  in  Rom  IV  383,  384,  413; 
im  Mittelalter  410—418;  in 
neurer  Zeit  VI  97,  98. 

Mixteken  IV  56,  95. 

Mode.  Die  Naturvölker  von  ihr 
noch  abhängiger  als  die  Cultur- 
menschen  II  409. 

Monbuttu  I 87,  94,  125,  178,  200, 
II  329,  ;331,  IV  30,  102.  I 

Mongolen.  I 87.  j 

Monopole.  In  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  II  195. 
Ihre  Bekämpfung  durch  die 
Kirche  III  3l ; doch  bestanden 
sie  im  Kirchenstaate  III  309.  In 
primitiven  Zeitaltern  IV  30,  31. 
Im  alten  Aegypten  IV  185;  im  | 


jüdischen  Alterthum  IV  194;  im 
indischen  IV  199;  in  Griechen- 
land IV  291;  in  Rom  IV  446, 
453,  454.  — Justinians  V 105, 
französische  Handwerksmonopole 
y 491.  — der  ersten  norman- 
nischen Könige  in  England  V 
686;  des  isländischen  Handels 
unter  norwegischer  Herrschaft 

V 694;  — der  Handelsgesell- 
schaften und  Auflehnung  da- 
gegen VI  148,  149.  Handels- 
monopole überhaupt  VI  168  bis 
170;  — des  portugiesischen  Co- 
lonialhandels VI  275,  277,  278; 
— in  den  spanischen  Colonien  VI 
284,  285.  Tabakmonopol  in  Eng- 
land \T  304,  374.  Englands  — 
der  Negereinfuhr  in  den  spanisch- 
westindischen Colonien  VI  310. 

I — Jacobs  I.  von  England  VI 
374,  Karls  I VI  375. 

Monopolisirung  des  Verkehrs 
durch  Coalitionen  III  178,  179. 

Monopolistische  Bestrebun- 
gen innerhalb  der  Zünfte  VI 
136-141. 

Montagnais  IV  98. 

Montenegriner  IV  16,  17. 

Monti,  päpstliche  III  199,  2oO. 

I Ihr  Druck  III  307,  308. 

Moratorien,  Justinians  in  Italien 
V41 : im  mittelalterlichen  Spanien 

V 368,  369;  als  Privilegien  V 
515.  In  der  neuren  Zeit  als 
Kriegsfolge  VI  37, 38;  zu  Gunsten 
des  Adels  in  Frankreich  VI  125. 

Morgengabe  V 48,  49. 

Moru  IV  44. 

Mp;ongonen  (Gabonesen)  II  14. 

Muga  re  n IV  96. 

munera  IV  455,  456, 

Münzen  (vgl.  Geld).  Ihre  Mannig- 
faltigkeit in  Griechenland  IV 
308,  3U9;  — in  Rom  IV  492  bis 
498.  — der  Germanen  V 85  bis 
88;  im  byzantinischen  Reiche  V 
107;  im  Mittelalter  überhaupt 

V 712 — 769.  Prägung  minder- 
werthiger  — V 722,  723,  732, 
742 , 743 , 749—757,  762—768, 
Reform  in  den  Städten  V 723 
bis  725.  Prägung  geringhaltiger 
Münzen  in  der  neueren  Zeit  Vl 
459,  462-466,  471-479. 
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Münznoth  im  Mittelalter  V 728, 
729,  731,  732,  734,  737—740,  755, 
764;  in  der  neueren  Zeit  VI  464, 
466,  470. 

Münzprivilegien  V 512,  523, 
525. 

M ü n z t e c h n i k.  Ihre  anfängliche 
Mangelhaftigkeit  V 717,  741. 
Münzvereine  V 724. 
Münzverträge  in  Griechenland 

IV  252. 

Münz  Verrufungen  V720,  VI470. 

Mabatäer  IV  164. 

Naga  IV  93. 

Naira  IV  93. 

Narragansets  IV  26. 

Natchez  IV  58. 

N ationalschuld,  Englands  erste 
VI  382. 

Natur.  Abhängigkeit  von  ihr  und 
ihre  unaufhörliche  Wandlung  I 
4,  35,  153-212.  Sie  erzieht  den 
Menschen  I 4;  erziehender  Ein- 
fluss ihrer  Beobachtung  I 159; 
ihrer  hervoiTagenden  Erzeugnisse  ; 
I 196-201.  Ihre  Ausbeutung,! 
um  der  Ernährung  willen,  mit  j 
dem  Einsammeln  wildwachsender  i 
Wurzeln,  Beeren,  Baumfrüchte  1 
u.  s.  w.  beginnend  I 174;  ihre  Er-  \ 
Ziehung  zur  Kunst  I 201 — 205,  j 
zum  Staatsleben  1 209,  210.  Ihre  1 
Umbildung  I 255—308.  Die 
religiöse  Scheu  der  Alten  vor  ihr 
das  Eigenthum  schützend  III  87.  | 
Natur alwirthschaft.  Zusam- 1 
menhang  zwischen  ihr  und  dem 
Lehnwesen  V 282.  Theilweise 
— im  mittelalterlichen  England 

V 680;  daselbst  wegen  Münzen- 
mangels V 737.  — in  Virginien 

VI  304,  in  Maryland  VI  307. 
Naturgaben  freiwillige , erste 

Eigenthumsgegenstände  I 55. 
Die  meisten  — , ursprünglich  ge- 
bunden, gelangten  erst  allmählich 
zur  Nutzung  I 81 — 96. 
Naturgewalten,  feindliche,  er- 
ziehend wirkend  I 156 — 158. 
Hemmende  und  zerstörende  — 
I 215-252. 

Naturverhältnisse  eine  be- 
stimmte Lebensweise  gebietend 
I 191—194. 


Naturvölker  meistens  ohne  Sinn 
für  Eigenthum  I 10;  ihr  Zer- 
störungstrieb I 11.  Üngenauig- 
keit  ihrer  Begriffe,  Schwäche 
ihres  Erinnerungsvermögens  1 12; 
ihre  Interesse-  und  Bedürfniss- 
losigkeit  I 13;  ihre  geistige 
Beschränktheit;  Gewaltsamkeit 
! ihrer  Natur  I 14;  ihr  geringes 
Zählvermögen  I 15 ; fehlender 
Begriff*  der  Gleichmässigkeit  der 
Zeitfolge,  eines  genauen  Masses, 
einer  unabänderlichen  Ordnung, 
eines  Gesetzes,  des  Zeitwerthes 
I 18;  ihre  Trägheit  I 19;  ihre  Un- 
sittlichkeit, insbesondere  Leiden- 
schaftlichkeit 1 20 — 23;  ihr  Mangel 
des  Bedürfnisses  der  Geselligkeit 
I 23;  Mangelhaftigkeit  ihrer 
Sprachen  1 24;  ihre  Leiden  I 
25 — 27;  ihr  Aberglaube  I 27  bis 
29;  Uebermass  ihrer  Freiheits- 
Hebe  I 29,  30;  bedeutende  Fähig- 
keiten mancher  — I 123,  be- 
sonders Kunstbegabung  I 124, 
125 ; ihre  gewaltsame  Behandlung 
von  Seiten  der  Culturvölker  II 
392—396.  Ihre  Abhängigkeit  von 
der  Mode  II  409.  Sie  geben  den 
Todten  die  Besitzesgegenstände 
mit  ins  Grab  und  betrachten  zu- 
weilen auch  Felder  als  Besitz 
des  Verstorbenen  III  6,  7. 
Naudowesis  II  335. 

Navajos  II  12. 

Navigation sacte  von  1651.  Ihr 
Einfuiss  auf  die  anglo-amerika- 
niscben  Colonien  Vl  307,  309, 
auf  Holland  und  die  holländischen 
Colonien  VI  333. 

Neffenrecht  IV  98 — 101. 

Neger  I 11,  12,  27,  29,  123,  125, 
206,  II  14,  15,  253,  254,  333,  402, 
410,  III  141,  142,  155,  175,  IV  51, 
53,  70,  93,  98. 

Nepotismus  der  Päpste  III  276 
bis  293 

N eu-Cal  edonien  I 26,  II  3;31. 
Neu-Guinea  1 18,  125,  197,  II 
252,  330,  411,  III  70. 
Neu-Hebriden  III  70,  IV  9. 
Neu-Seeland  I 21,  125,  166,  II 
254,  328,  332,  III  70,  IV  9,  36, 
41,  61,  73,  99. 
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Nianiiiiam  1 28,  87,  178,  II  831,! 
IV  80. 

Ni p mucks  IV  26. 

Ni  lendi  I 18. 

Nomaden  (vgl.  Hirten).  Aus 
ihrem  Familienleben  das  patri- 
archalische Staatsleben  sich  ent- 
wickelnd I 188. 

Nootka  IV  57. 

Nothwehr  im  frühen  Mittelalter 
unentschuldbar  V 29. 

Nutzniessung.  Recht  der  — 
für  Bebauer  von  Grundstücken 
bei  primitiven  Völkern  IV  61—64.  ' 
Fortschritt  der  Vererblichkeit 
dieses  Rechtes  IV  68,  64.  — des  ! 
Bodens  im  alten  Persien  für  5 I 
Generationen  dem  gewährt,  der  i 
in  unbewässerte  Landstrecken 
Quelhvasser  leitete  IV  182,  183.  ' 

Obstreichthum  im  Alterthum 
I 60. 

Occupation.  Nach  ägyptischem 
Rechte  aein  Eigenthum  begrün- 
dend IV  155.  Nach  dem  indischen 
Gesetzbuche  Manu  IV  166;  nach 
römischem  Rechte  IV  854, 355, 358. ! 

Ocean,  Stiller.  Höchste  geo- 1 
graphische  Ungunst  seiner  Inseln  i 
I 168.  I 

Ojibaway  I 28. 

0 e k o n 0 m i e.  Der  Begritt'  mit  dem 
Privateigenthum  im  Hirtenleben 
sich  entwickelnd  I 182. 

Oel  I 61. 

Olohngadju  II  411. 

Omaguas  I 200. 

Opfer  zu  Gunsten  V erstorbener 
III  7;  als  urspi'üngliche  Steuern 
III  11 — 15.  Bedeutung,  Umfang 
und  Ausle.se  III  139  — 149. 

Optionsrecht  VI  47,  48.  I 

Orakel  der  Griechen;  ihre  Förde- 1 
rung  der  Colonisation  und  des ! 
Ackerbaues  III  58,  59.  i 

Ordalien  als  Polizeimittel  bei! 
Naturvölkern  III  92,  IV  87;  bei' 
den  Germanen  V 29. 

Orinokaner  I 16. 

Oromö  IV  50. 

Osseten  IV  41,  100. 

O s t a f r i k a n e r I 24. 

Ostjaken  I 18,  19,  177,  II  327, 
838,  334,  III  142,  IV  42,  102,  119.  | 


Ostrakismos  in  Hellas  IV  290; 
im  Mittelalter  in  Florenz  und 
Gent  V 329,  507. 

Otomaken  I 26. 

Ovambo  IV  110. 

P a c h t V e r t r ä g e in  Griechenland ; 
Pacht  heiligen  Bodens  IV  269, 
270. 

Pächter.  Durch  sie  in  England 
die  l äge  der  Bauern  gebessert 
V 288,  568. 

Pag  amen  t V 719. 

Palmen  I 55,  56. 

Pan  carte  VI  397. 

Papiergeld,  masslose  Ausgabe 
davon  im  Allgemeinen  VI  158, 
159;  in  Oesterreich  VI  362,  863; 
in  Russland  VI  451,  477;  in 
Frankreich  Avährend  der  Revo- 
lution VI  490,  491,  498. 

Päpste.  Sie  beanspruchen  als 
Stellvertreter  Gottes  die  Ver- 
fügung über  alles  menschliche 
Eigenthum  III 38— 43.  Uebergrei- 
fende  Anschauung  Gregors  VII, 
und  Innocenz’  III.  III  39,  40.  Die 
— halten  sich  insbesondere  für 
befugt,  nichtkatholische  Reiche 
katholischen  Souveränen  zu 
schenken,  welche  die  Nichtkatho- 
liken versklaven  dürfen  III  41, 
42.  Diese  Ansprüche  durch  die 
Reformation  für  die  Protestanten 
nichtig  geworden  III  42.  Förde- 
rung der  Kunst  durch  die  — III 
81,  82. 

Papuwas  II  13. 

Parasiten.  Pflanzenparasiten  I 
236 — 238.  Thierparasiten  I 242 
bis  247. 

Parasitik,  im  Alterthum  II  69,70. 

Parlament  in  Frankreich  VI  127, 
128.  Die  Einwohner  von  ßar- 
badoes  verweigern  schon  um  die 
Mitte  des  17.  Jahrhunderts  die 
Unterwerfung  unter  ein  — , in 
dem  sie  nicht  vertreten  sind  VI 
806.  Ebenso  die  gesetzgebende 
Versammlung  Bostons  VI  308. 

Pasemah  IV  79. 

Patagonen  I 15,  86,  II  330,  :835, 
IV  22,  48. 

Patria  potestas  bei  den  Aegyp- 
tern  IV  156;  bei  den  Assyrern- 
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Babyloniern  IV  158,  159;  bei  den 
Juden  IV  164, 165;  bei  den  Indem 
IV  169;  bei  den  Persern  IV  175; 
bei  den  Griechen  IV  255,  256; 
bei  den  Römern  IV  378 — 382;  in 
der  fränkischen  Zeit  V 44,  45; 
im  byzantinischen  Reiche  V 95, 
96;  im  späteren  Mittelalter  V 401 
bis  405. 

Patriciat,  städtisches.  Sein  Ur- 
sprung V 319,  320,  481,  482. 
Paulette  VI  397. 

Peäges  V 181,  188. 

Pediresen  I 19. 

Pehuenchen  II  885. 

Pensionen  (Jahrgelder) der  Spar- 
taner von  den  Perserkönigen  IV 
298;  der  Schweizer  insbesondere 
vonFrankreichV295;  von  Karl  V. 
in  Reichsangelegenheiten  gespen- 
dete VI  841;  französische  VI 168, 
379,  880,  886,  396,  898,  399,  407, 
408,  418,  414,  416, 419;  österreichi- 
sche VI  860,  862;  spanische  VI 
427, 482.  Beseitigung  der  unrecht- 
mässigen — durä  die  französische 
Revolution  VI  486. 

Peregrinen  IV  845,  846,  348, 
392  894. 

Peruaner  I 90,  98,  95,  III  142, 

158.  I 

Peterspfennig  III  202 — 204. 
Petro  le um  I 79. 

Peulhs  IV  64. 

Pfahlbauten  IV  11 — 13. 

Pfand,  als  ursprüngliches  Ver- 
stärkungsmittel des  Vertrages 
IV  88;  antichretischesin  Assyrien- 
Babylonien  IV  162;  Grundstücke 
als  — bei  Anlehen  in  Griechen- 
land IV  296,  297;  nach  römischem 
Recht  IV  865,  866;  Pfandnahme 
als  Act  der  Selbsthilfe  im  Mittel- 
alter  V 81—38,  458,  459. 
Pfändung  als  Strafe  in  Rom  IV 
409,410;  bei  den  mittelalterlichen 
Germanen  V 31,  82. 

Pflanzen  I 55—65.  Hemmende 
und  zerstörende  I 2^^5—238. 
Pflanzenkrankheiten  I 247,  248. 
Ihre  unaufhörliche  Wandlung  I 
274—282.  Mannigfaltige  Arten 
ihrer  Verbreitung  I 277 — 282. 
Phantasie.  Ihre  Wirkung  im 
Allgemeinen  1 115—117 ; hinsicht- 


lich der  hervorbringenden  Thätig- 
keit  I 117,  118;  hinsichtlich  der 
Vertheilung  des  Eigenthums  I 
118;  hinsichtlich  der  Bestimmung 
der  Werthe  I 120;  Gegensatz 
zwischen  Phantasie-  und  Ver- 
standesmenschen I 120,  121. 
Physiokratie.  Hierauf  bezüg- 
liche Anschauungen  der  Kirche 
III  30.  — in  neuerer  Zeit  VI 

186 — 195.  Ihre  Vorläufer  VI  187, 
188.  Ihre  Förderung  der  Vei'kehrs- 
freiheit  VI  189,  190.  Ihr  philan- 
thropischer Grundzug  VI  190  bis 
192.  Ihre  Wirkungen  VI  193  bis 
195,  236,  237.  Richtige  Ansichten 
der  Physiokraten  über  die  Colo- 
nialpolitik VI  301. 

Platin  I 80. 

Polaritätsgesetz  I 153,  IV  14. 
Polizei.  In  den  Negerstaaten  in 
den  Händen  der  Fetische  TU  91, 
92.  Ordalien  bei  Naturvölkern 
ihr  dienend  III  92.  Ihr  Mangel 
im  Mittelalter  V 452.  Ihre  Un- 
zulänglichkeit in  England  im  18. 
Jahrhundert  IV  123;  ihre  Mängel 
in  Frankreich  VI  125,  126;  in 
Spanien  VI  129. 

Polygamie  II  337,  838. 
Polynesier  I 18,19,22,128,  125, 
162,  II  12,  19-21,  251,  387,  400, 
III  7,  89,  175,  176,  IV  22,  85,  38, 
61,  85,  104. 

Pomoerium  IV  428,  429. 

Post  wesen  in  Rom  IV  459,  460. 
Prachtgesteine  I 79,  86. 
Precarium  IV  :147,  348,  V 114 
bis  120. 

Presse.  Von  der  Kirche  bereits 
im  16.  Jahrhundert  zur  Sicherung 
ihres  Besitzes  benutzt  III  219. 
Priester  (vgl.  Päpste  und  Kirche). 
Geschenke  an  sie,  die  aus  Gaben 
an  die  Gottheit  sich  entwickeln 
III  174 — 206.  Ihre  Einkünfte  III 
198-206. 

Prisen  (vgl.  droit  de  prise)  V 
372,  378. 

Privilegien  (vgl.  Vorrechte).  In 
Rom  IV  397 — 401.  — sozialisti- 
scher Natur  zu  Gunsten  von 
Reisenden  nach  altem  germani- 
schem Rechte  V 42.  — im  Mittel- 
alter  V 310,  508—541.  Ihre  Ver- 
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^änglichkeit  V 510.  — de  la 

Mesta  in  Spanien  V 527,  528, 
VI  242.  Privilegio  del  retorno 
in  Castilien  V 528,  529.  Kauf- 
männische — überhaupt  V 529 
bis  581.  — des  Adels  V 581 
bis  589,  647.  658,  657,  676.  — der 
Geistlichkeit  III  187,  308 — 305, 

V 589,  647,  676.  — der  Steuer- 
befreiung V 647, 660—662.  IhrVer- 
kauf  im  mittelalterlichen  Frank- 
reich V 658.  Französische  — der 
Befreiung  von  Zwangsdarlehen 

V 661.  — der  Steuerbefreiung 
wegen  Verdienst  V 676.  — der 
neuen  Zeit  VI  159—170;  des 
deutschen  Adels  VI  159,  160; 
des  schwedischen  und  dänischen 
Adels  VI  160,  des  französischen 
Adels  VI 161 — 168,  des  spanischen 
Adels  VI  168,  164;  in  Sicilien 
VI  164;  in  Toscana  VI  164,  165; 
in  Cypern;  des  ungarischen  Adels 
VT  165;  des  russischen  Adels  VI 
165,  166;  des  polnischen  Adels 
VI  166;  des  Verkaufs  buchhänd- 
lerischer Erzeugnisse  VI  166. 
Unsicherheit  ihrer  Geltung  VI 
167.  — im  Postwesen  in  England 
und  ihre  Missbrauche  VI  885. 
Beseitigung  der  — durch  die 
französische  Revolution  VI  486. 

Processe.  Ihre  lange  Dauer  in 
Griechenland  IV  252,  258;  im 
Mittelalter  V 458;  in  der  neuen 
Zeit  VI  115,  116,  118, 120, 124, 129. 

Processsucht  auf  niederer  Cul- 
turstufe  II  15;  in  Hellas  II  89. 

Proletarii  IV  814. 

Publicanen  in  Rom  IV  472,  478. 

Puris  II  400.  I 

Purveyance  V’'  372,  378,  681, 
682,  690,  VI  374. 

uantitätstheorie  VI  195, 196. 1 
u eilen,  geweihte  III  91.  i 

Quellenverehrung  III  141.  I 

Quellenversiegung,  als  Folge 
von  Wald  Verwüstung  I 265. 

Quiches  II  885. 

Racen-Eigenthümlichkeiten 
I 148-145. 

Räubervölker  II  22,  28. 

Raub  und  Diebstahl,  ursprüng- 1 


lieh  nicht  als  Unrecht  betrachtet 

I 10 — 14.  Im  Alterthum  II  22  bis 
26;  im  Mittelalter  II  78—98;  in 
neuer  Zeit  II  185— 147.  Ihre  Ver- 
kettung mit  anderen  Verbrechen 

II  149,  150.  Raub  von  Frauen 
in  primitiven  Zuständen  II  332, 
388.  Raubzüge  zur  Verbreituug 
des  Islam  III  21. 

Räuchern  der  Fische  I 179. 
Räucherwerk  I 62. 

Raum  - Minimum  unerlässlich 
zur  Förderung  der  Cultur  I 
165,  166.  ^ 

Recht,  religiösen  Ursprungs  III  8. 
Das  canonische  — III  26—31. 
Anfangs  keine  öffentliche  Ab- 
M'ehr  des  Unrechts.  Selbsthilfe. 
Blutrache  IV  75—89.  Ursprüng- 
lich der  Hausvater  allein  im 
Besitze  von  Rechten.  Allmäh- 
liches — der  Familienmitglieder 
IV  91 , das  am  spätesten  den 
Frauen  zuerkannt  wurde  IV  92 
bis  94.  — im  orientalischen 

Alterthum  IV  152 — 175,  anfangs 
riesterliches  Monopol  IV  152. 
uweilen  durch  Krieg  erlangtes 
— IV  229.  — in  Griechenland 

IV  234-265;  in  Rom  IV  841  bis 
415;  — der  Germanen  V 20 — 58, 
65—74.  Fortdauer  der  Selbsthilfe 

V 37  - 88;  — der  Byzantiner  V 94 
bis  100.  — im  Mittelalter  über- 
haupt V 883 — 547.  Noch  immer 
Selbsthilfe  V 458 — 497.  — in 
neuer  Zeit  VI  49—170. 

Rechtlosigkeit  V 497,  498. 
Rechtsfähigkeit  nach  kirchl. 
Rechte  von  der  Rechtgläubigkeit 
abhängig  III  49,  50. 
Rechtspflege,  unentgeltliche  f. 
Arme,  vVittwen  und  Waisen  vom 
Canon.  Recht  gefordert  III  28- 
— anfänglich  fehlend.  Selbst- 
hilfe IV  75.  — und  Gesetz- 

gebung in  Aegypten  IV  152  bis 
155;  in  Assyrien-Babylonien  IV 
158—163;  in  Phönikien  IV  163, 
164;  bei  den  Juden  IV  164 — 166; 
in  Indien  IV  166 — 172;  in  Persien 
IV  172 — 175;  in  Griechenland 
IV  251—255;  in  Rom  IV  403  bis 
415.  Mangelhafte  — bei  den 
Germanen  des  Mittelalters  V 20 


609 


bis  42;  im  byzantinischen  Reiche  Von  Anhängern  Ferdinands  II. 

V 94—100;  im  Mittelalter  über-  während  des  30jährigen  Krieges 

haupt  V 445 — 457;  in  neuerer  erlangter  — VI  40,  41;  von  dfen 
Zeit  VI,  114—136.  Ihre  Ver-  spanischen  Conquistadores  er- 
kümmerung  während  der  franz.  | presster  VI 43.  Von  europäischen 
Revolution  VI  496.  Kaufleuten  aus  den  Colonien 

Rechtsunsicherheit  s.  Un-  g^ewonnener  — VI  270.  — der 

Sicherheit.  Geistlichkeit  in  den  portu- 

Rechtsverträge  in  Griechen-  giesischen Colonien  VI 278.  Durch 
land  IX  252.  Staatsdien.st  II  45,  158—167,  IV 

Redjang  IV  79.  401,  VI  346,  362,  386,  402,  414, 

„Reductionen*^  in  Schweden*  433,  434,  449,  458. 

VI  268,  269.  Religion  zum  Staatsleben  vor- 

Reformation.  Ihre  Vereitlung  bereitend,  zur  Anerkennung 

des  Strebens  der  Kirche  nach;  einer  Autorität  führend,  den 
Weltherrschaft  III  276.  Ver-!  Gesetzesbegriff' eintlössend.  Alles 
folgungen  ihrer  Anhänger  III  Recht  ihr  entspringend  III  3. 
343  — 356.  Die  Steuern  religiösen  Ursprungs 

Regale.  In  Aegypten  IV  185;  III  11 — 15.  Ebenso  die  Be- 
in Indien  IV  199;  in  Lydien  trachtungen  ethischer  Natur  über 
IV  200;  in  Persien  IV  202;  im  ! das  Eigenthum  und  seine  Ver- 
Mittelalter  V 379,  380,  641,  647, ! wendungsweise.  Verdammung 
669,  713,  714.  In  neuerer  Zeit  VI  I des  Reichthums  und  Tadel  der 
344,  353,  430.  i Reichen  III  16-18.  Socia- 

Regen,  tropischer.  Seine  zer- ! listischer  Charakter  der  Angriffe 
störende  Wirkung  I 230.  der  jüdischen  Propheten  auf  die 

Reichthum.  Durch  Cerealien  | Reichen  III  16,  17.  Religiöser 
I 59.  Durch  Vieh  erlangter  I 68.  | Charakter  der  Zünfte  Hi  31. 

— der  Kirche  durch  ihr  zu-  Wohlthätiger  Einfluss  der  — 
fliessende  zahllose  Gaben.  Ver-  auf  alle  Zweige  der  mensch- 
gebliche  Versuche,  die  darum  | liehen  Thätigkeit  III  55—83, 
erwachsene  Ueppigkeit  der  Geist-  insbesondere  auf  die  Wissen- 
lichkeit  zu  bannen  III  23.  Con-  schäften  III  74 — 77  und  die 
flicte  als  Folge  III  31 — 38.  Die  Kunst  III  78 — 82.  Ihr  Schutz 
Ungeheuerlichkeit  dieses  Reich-  des  Eigenthums  III  87 — 119,  ins- 
thums  III  194,  220—225.  Infolge-  besondere  durch  ihre  sittlichen 
dessen  die  geistlichen  Institute  ' Grundsätze  III  92 — 98  und  die 
im  Mittelalter  die  hervorragend- 1 Scheu  vor  den  Göttern  III  95 
sten  Bankhäuser  III  218,  219.  i bis  97.  Jüdisches  Gebot  der 

— der  ägyptischen  Priester  III  Schonung  der  Thiere  III  98; 

176,  der  Brahmanen  III  178.  Von  ] sein  Uebergang  ins  Christen- 
Soldaten  erlangter  — IV  127,  thum  III  99.  Islamitische  Be- 
130,  134,  135,  176,  226.  — und  Stimmungen  zum  Schutze  des 
Macht  des  ägjq)tischen  Adels  Eigenthums  111  100.  Diesem 

durch  masslose  königliche  Boden-  dient  ferner  der  unter  religiöser 
Schenkungen  IV  175.  — der  Mitwirkung  entstandene  auf 

Ptolomäer  zum  Theile  als  Folge  Tempel,  Kirchen  und  Heilig- 
von  Confiscationen  IV  188.  — thümer  übertr^ene  Hausfriede 

von  Ländern  zuweilen  ihre  Be-  III  100 — 103.  Die  griechischen, 

krieguug  herbeiführend  IV  224.  [ römischen  und  jüdischen  Tempel 
Der  — erscheint  den  griechischen  deshalb  als  Depositenbanken 
Denkern  nur  alsMittelwünschens-  dienend  111  101,  102.  Ebenso 
werth  IV  278.  Von  Söldnern,  ^äter  christliche  Kirchen  und 
namentlich  schweizerischen,  er-  Klöster  111  102,  103.  Durch  die 

langter  — V 294—296,  VI  11.  | Sicherheit,  die  sie  gewähren, 

Felix,  Eigenthuin.  IV,  2.  II.  39 


«)10 


schützen  auch  religiöse  Feste; 
und  der  Gottesfriede  das  Eigen- : 
thuin  III  103 — 107.  Aus  dem- ! 
selben  Grunde  Marktverkehr  an  i 
geheiligten  Stätten  III  107 — 109. 
Religiöse  Förderung  des  Brücken- 
baues 111  110,  111.  Förderung 
des  Eigenthums  durch  den  Fluch,  j 
die  Excommunication  und  den ! 
Eid  III  111—118.  Einfluss  der 
— auf  die  Vertheilung  des ' 
Eigenthums  III  123—250.  Un- * 
günstige  Einflüsse  III  253 — 377.  i 
Bei  den  Indem  durch  das  Brah- 1 
manenthum  111  254;  bei  den  j 
Griechen  durch  den  Dionysos- 
und  Artemis-Cultus  III  254,  255 ; 
im  Islam  durch  den  Fatalismus 
III  255—257;  im  Allgemeinen 
durch  Masslosigkeit  im  kirch- 
lichen Aufvvande  III  257 — 260; 
durch  Ausschreitungen  bei  den 
Wallfahrten  III 260 — 262 ; durch 
Ausartungen  in  den  Klöstern 
111  262,  263;  durch  missbräuch- 
liche Bannsprüche  III  263 — 267; 
durch  priesterliche  Herrschsucht 
III  267 — 293;  durch  das  kirch- 
liche Streben  nach  Reichthura 

III  293 — 321;  durch  Verfolgungs- 
sucht III  321  — 356;  durch 
Förderung  des  Zauber-  und 
Hexenglaubens  III  365 — 377. 

Reliquien  III  163-166. 

Renaissance  II  134. 

Rentenkauf  V 585 — 587. 

Repartimie n tos  VI  280,  282. 

Repressalienrecht  V 463—468; 
als  Privileg  V 526,  VI  44,  45. 

Reo  ui  sitionen  z.  G.  des  Heeres 
VI  237,  411,  488,  497. 

Res  mancipi  u.  nec  mancipi 

IV  350,  351. 

Retorsion  VI  44,  45. 

Retractrecht  IV  58,  74,  V 375 

bis  378.^ 

Revolution,  communale  in  Frank- 
reich im  12.  Jahrhundert  als 
Folge  der  Ausartung  des  Feuda- 
lismus V 278,  279.  — , fran- 

zösische von  1789.  Ihre  Wohl- 
thaten  VI  502—506. 

Richtei',  Ihre  Unzulänglichkeit 
in  primitiven  Zeitaltern.  Ge-  > 
schenke,  die  sie  empfangen  IV  83.  1 


„Ringe“  (vgl.  Coalitionen)  II  178, 
179,  VI  136. 

Ritterthum.  Seine  Leistungen 

II  77. 

Rodung  als  Erwerbsmittel  von 
Landeigenthum  IV  62,  V 64 — 67; 
wird  in  den  eigenen  Wäldern 
Privileg  V 558. 

Rohheit  zur  Vernichtung  des 
Eigenthums  führend  II  16,  102. 

Römermonat  VI  7,  339. 

Rumelier  I 163. 

Säcularisationen  III  227— 230; 
verschleierte  111  240 , 241 ; um- 
fassendste infolge  d.  Reformation 

III  241 — 245.  — durch  Auf- 

hebung des  Jesuitenordens  III 
245.  — in  Oesterreich  unter 

Josef  II.  III  246.  — durch  die 
französische  und  andere  Revo- 
lutionen III  246,  247.  Einver- 
leibung des  Kirchenstaates  in 
das  Königreich  Italien  III  247. 
Schliessung  polnischer  Klöster 
als  Strafe  III  248.  — im  alten 
Aegypten  IV  188.  — im  Zeit- 
alter der  Reformation  durch  das 
Recht  des  Staates  auf  alles 
Eigenthum  der  Unterthanen  ge- 
rechtfertigt VI  49.  — Hein- 

richs VIII.  einen  grossen  Theil 
der  Reichthümer  des  englischen 
Adels  begründend  VI  223.  Diese 
— die  bäuerlichen  Besitzrechte 
in  England  verschlimmernd  VI 
225;  in  Russland  VI  450. 

Sahara.  Gliederung  und  Vor- 

I rechte  daselbst  IV  19.  Grund- 

! besitzverhältnisse  daselbst  IV  62, 
70,  71. 

Samojeden  III  142. 

I Satzung  V 587 — 589. 

jsauvete  V 175 — 177. 

Schambalas  III  72. 

Schatz,  mit  Tempeln  u.  Moscheen 
verbunden  III  131 — 133;  päpst- 
licher III  206.  — der  Häuptlinge 
in  primitiven  Zeitaltern  IV  23; 
bei  den  Aegyptern  IV  183,  184; 
bei  den  Assyrern  IV  191;  bei  den 
Juden  IV  193;  bei  den  Indern  IV 
197;  bei  den  Lydern  IV  200;  bei 
den  Persern  IV  200,  201;  in 
Rom , wo  nur  bei  seiner  Er- 
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Schöpfung  Besteuerung  eintrat 
IV  442,  &}.  Besonderer  — der 
königlichen  Gemahlinnen  und  der 
königlichen  Kinder  bei  den  Mero- 
wingern V 81,  82.  Im  spätem 
Mittelalter  V 631,  632,  656,  671, ; 
677,  679,  688,  701;  in  islamitischen  i 
Reichen  V 709.  — Friedrichs  ; 

d.  Gr.  VI  347.  — Georgs  III.' 
von  England  VI  384;  Hein- 
richs IV.  von  Frankreich  VI  397; 
Ferdinands  VI.  von  Spanien 
VI  437;  Cosimos  I.  und  Fran- 
cescos von  Toscana  VI  442.  — 
der  Republik  Venedig  VI  444; 
des  türkischen  Sultans  VI  452. 

Schatzgräber  (vgl.  Aberglaube)  i 
III 131—135.  ^ ; 

Scheidungsrecht  in  primitiven 
Verhältnissen  IV  93. 

Schenkung.  Ihre  Unwiderruflich-  | 
keit  und  ihre  Einseitigkeit  (Un- 
eigennützigkeit)  Naturvölkern , 
schwer  erklärlich  I 14,  IV  4,  5. , 
Schenkungen  zu  Gunsten  der 
Kirche  (111  21)  zur  Testierfrei- , 
heit  führend  III 49.  Schenkungen 
Quelle  Ungeheuern  priesterlichen 
Reichthums  III  174 — 206;  — bei 
Naturvölkern  III  175,  176;  bei  | 
den  Aegyptern  III  176;  bei  den 
Indern  111  177—182;  bei  anderen 
orientalischen  Völkern  III  182, 
183,  186;  in  Mexico  und  Peru 
111  185;  bei  den  Griechen  und  | 
Etruskern  III  184,  185;  bei  den' 
Römern,  Galliern,  Germanen 
III  185;  bei  den  Mohammedanern 

III  186,  187;  an  die  christliche 
Kirche  111  187-196.  Ihre  Mass- 
losigkeit III  257—260;  ihre  Er- 1 
pressung  von  Kranken  III  295,  | 
296.  Schenkungen  der  Unter- 1 
thaneu  an  die  Häuptlinge  in  [ 
primitiven  Zeitaltern,  aus  denen  j 
sich  Abgaben  entwickeln  IV  24  | 
bis  27,  an  Richter  IV  83,  als  Ent-  | 
g^elt  für  Schutz  IV  90;  — des 
Eigenthums  bei  Lebzeiten  an  die 
Kinder,  um  der  Vererbung  an  den 
Stamm  zu  entgehen  IV  96.  — der 
assyrischen  Könige  an  Götter 
und  Tempel  aus  der  Kriegsbeute  , 

IV  128;  an  Väter  der  meisten 
Söhne  in  Persien  IV  137;  an  | 


Unterthanen  überhaupt  daselbst 
IV  203;  masslose  königliche  — 
von  Grund  und  Boden  an  den 
ägyptischen  Adel  IV  175;  an 
ägyptische  Heiligthümer  und 
Krieger  IV  176,  184;  zu  Gräbern 
IV  177,  178;  Landschenkung  der 
jüdischen  Könige  IV  180.  — von 
Kauf  leuten  an  arabische  Könige 
ly  197.  — insbesondere  von 

Kauf  leuten  an  indische  Könige 
IV  199.  — der  unterworfenen 

Völker  an  die  persischen  Könige 
IV  202.  Städte  als  — persischer 
Könige  IV  203,  204,  269.  Schen- 
kungs-Gesetz in  Griechenland 
IV  243.  Staatliche  — von 
Grund  und  Boden  in  Griechen- 
land wegen  ausgezeichneter  Ver- 
dienste IV  268,  269.  Schenkungen 
an  den  griechischen  Staat  IV  292. 
Ihre  Beschränkung  in  Rom  IV  374 
bis  377.  — zwischen  Eheleuten 

in  Rom  IV  384,  385,  413,  414. 
Staatliche  — von  Grund  und 
Boden  in  Rom  als  Belohnung 
IV  430,  431.  — an  Besiegte 

als  Erziehungsmittel.  Dotirung 
christlicher  Kirchen  IV  ^ 431. 

— Auswärtiger  an  Rom  IV  452. 

— von  Getreide  (aus  Preisermässi- 
gung  entwickelt),  Oel,  Wein, 
Fleisch  und  Geld  an  die  Plebs 

IV  461 — 464.  — des  römischen 
Staates  an  Auswärtige  IV  466, 
467.  — von  Kaisern  in  Rom  an 
ihre  „Freunde“  IV  481.  — nach 
germanischem  Rechte  nur  be- 
schränktes Eigenthum  gewährend 

V 42 — 44.  Königliche  — von 
Land  besonders  an  Adel  und 
Geistlichkeit  unter  den  Mero- 
wingern V 61,  62.  Den  Mero- 
wingern „freiwillig“  dargebrachte 

— in  feste  Abgaben  umgewandelt 

V 78,  624.  — nach  byzantinischem 
Rechte  V 98,  394.  Von  Kaisern 
gegen  — erlangte  Lehen  V'  204. 

— im  Mittelalter  überhaupt 

V 381-394;  nach  schwedischem 
wie  nach  longobardischem  Rechte 
erfordert  jede  Gabe  eine  Gegen- 
gabe ; das  norwegische  Recht 
macht  diese  zur  Bedingung  der 
Unwiderruflichkeit  der  — V 386. 
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Bestätigung  königlicher  — V388;  Disciplin  I 161.  — dnrchreli- 

droit  de  retour  V 389,  390.  Laune-  giöse  Zwecke  gefördert  III  109. 
gild  V 392.  — nach  moham- , Senil luks  I 20. 

medanischem  Rechte  V 394.  —!  Schlagschatz  V88,  721,  737,  738. 
insbesondere  von  Grund  und  Schmiede.  Ihr  Ansehen  bei 
Boden  V 603—607,  633,  650;  an  manchen  primitiven  Völkern  und 
Künstler  V 604,  605;  an  Arbeiter  ihre  Verachtung  bei  anderen 

V 605,  606;  an  Condottieri  in  IV  34. 

Italien  V 607.  — von  Grund-  Schmuggel  II  156 — 158. 

stücken  in  neuerer  Zeit  an  Feld-  Schmuck  als  Geld  IV  111,  112. 
herren  VI  40—43.  — unerläss-  Schoa  IV  27. 

Hohes  Erforderniss  zur  Erlangung  Schollenpflichtigkeit  der 
eines  Amtes  in  der  Türkei  VI 135.  Bauern  VI  207,  212,  217,  224, 

— von  Grund  und  Boden  inneuerer  ' 245,  250,  280. 

Zeit  überhaupt  VI  265  — 269.  Schulderlass  gegenüber  Juden 
Zurücknahme  von  Schenkungen'  III  342,  343;  gegenüber  Pro- 

VI  267 — 269.  — von  Land  und  testanten,  von  zum  Katholicismus 
Häusern  an  portugiesische  Colo-  bekehrten  früheren  Glaubens- 
nisten VI  272;  an  spanische;  genossen  III  348;  in  Aegypten 
Colonisten  VI  282:  an  fran-  . IV  153;  in  Griechenland  IV  237; 
zösische  Colonisten  VI  295;  an'  in  Rom  IV  371,  483;  in  Vir- 
anglo-amerikanische  Colonisten  ginien  VI  304. 

VI  304.  Karls  II.  — des  ge-  Schu  Idsklaverei  s.  Sklaverei, 
sammten  Landeigenthums  Vir-  ; Schuldverhältnisse.  In  primi- 
giniens  an  2 Höflinge  VI  307.  tiven  Zeitaltern  II  14,  15;  in 
Schenkungen  Karls  V.  aus  po-  Aegypten  IV  153;  in  Griechen- 
litischen  Gründen  VI  341.  — land  IV  237;  in  Rom  IV  342, 

Ferdinands  II.  an  den  Adel  I 371. 

VI  354.  Verschwenderische  1 Schüttung  V 33,  34,  459. 
Schenkungen  Josefs  I.  und  Schutz  des  Besitzes  in  Griechen- 
Karls  VI.  Yl  360.  — Maria  land  IV  242;  in  Rom  IV  357  bis 

Theresias  VI  362;  riesige  Sehen- [ 362;  im  Mittelalter  V 38,  350, 

kungen  Karls  II.  von  England  352. 

an  Höflinge  VI  378.  — Katha- ' Schutzverhältnisse  zur  Siche- 
rinas  von  Medici  an  zum  Katho- 1 rung  des  Handels  bei  primitiven 
licismus  Bekehrte  VI  392;  — j Völkern  IV  89,  91;  bei  den 
Marias  von  Medici  VI  398,  399.  Phönikern  IV  163. 

— an  Vornehme  in  Frankreich  Schutzzollsystem  Folge  des 
durch  Rückerstattung  bezahlter  ! Mercantilismus  VI  17 1. 

Steuern  VI  408.  Reiche  Sehen-  S c h w a n k u n g e n im  Wasser- 
kungen  Ludwigs  XVI.  VI  419.:  stände  der  Flüsse  als  Folge  von 

Schenkungen  Philipps  II.  von  | Waldverwüstung  I 267. 

Spanien  VI  432,  Philipps  III.  an  : Schwefel  I 79. 

die  Kirche  \I  433.  — der  Seehandel.  Seingenossenschaft- 

Väter  an  ihre  Kinder  durch  liehet  Betrieb  im  Mittelalter  V 
die  französische  Revolution  ver-  495 — 497;  in  der  neuen  Zeit  VI 

wehrt  VI  488.  142. 

Schiedsgerichte  zur  Sicherung  Seen.  Ihre  Austrocknung  I 270, 
des  Friedens  in  Hellas  IV  229;'  271;  geweihte  — in  Hellas  III 

in  Rom  IV  334,  335.  ! 91.  Ihre  Verehrung  bei  Natur- 

Schi  ff  brü  che  I 219.  ' Völkern  III  142.  Eigenthum  an 

Schifffahrt  vielen  Naturvölkern  | — und  Weihern  am  oberen  Nil 

unbekannt  I 83 — 86.  Schiffbare  I IV  72. 

Ströme  von  Naturvölkern  selten  ' S eerau  b.  Im  Alterthum  II  24 
benutzt  I 86.  — Schule  der  | bis  26;  im  Mittelalter  II  89  bis 
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93;  in  der  neuen  Zeit  II  145  bis 
147.  In  Griechenlands  Vorzeit 
ehrenvoll  IV  8. 

Selbsthilfe,  ln  den  Anfängen 
der  Gesellschaft  IV  75 — 89.  Ihre 
Selbstverständlichkeit  bei  Völ-  | 
kern,  die  kein  Oberhaupt  aner- 
kennen IV  80.  Uebergang  zu 
gesetzlicher  Regelung  der  Strafe  ^ 
und  Genugthuung  IV  80 — 89,  V , 
34.  Reste  von  — , namentlich  | 

f)rivate  Execution  in  Griechen- 
and  IV  251,  252;  in  Rom  IV' 
403,  410;  bei  den  Germanen  V 
30—34;  im  Mittelalter  überhaupt , 
V 458—476.  I 

Selisch  II  12.  | 

Senkungen  der  Erde  I 257 — 259. ; 
Servicio  in  Spanien  VI  424,  428., 
Servituten.  In  Griechenland 
IV  250;  in  Rom  IV  367—370;  im 
Mittelalter  V 379,  380.  Lästige 
Waldservituten  in  Frankreich  V 
573 

Sesmaria  VI  243. 

Silber  1 76. 

Silbergeschirr.  Ungeheure 
Mengen  davon  im  Besitze  Reicher  | 
im  16.  und  17.  Jahrhundert  II  | 
424,425,  VI  111,  377,  468.  —als. 
Beisteuerforderung  in  Venedig  | 
VI  444.  ^ _ i 

Sinnesvorzüge.  Ihre  Wichtig-' 
keit  1 107,  108. 

Sinneswahrnehmungen.  Ihre  , 
Wandlungen  1 298 — 300.  ; 

Sioux  I 21. 

Sittliche  Eigenschaften  in' 
primitiven  Zuständen  fehlend  I 
20—24,  II  10—17,  IV  5,  6. 
SittlicheVervollkommnung| 
des  Menschen  I 298. 
Sklavenhandel.  Bei  Natur- 
völkern II  251—255.  In  Afrika 
Männer  ihre  Frauen,  Väter  ihre 
Kinder,  Herrscher  ihre  Unter- 
thanen  verkaufend,  so  dass  Leben  ; 
und  Eigenthum  ganz  unsicher 
und  grosse  Landschaften  ver- 
wüstet worden  sind  II  253.  — 

in  England  II  314;  in  Frankreich 
II  314;  in  Spanien  II  320,  321; 
im  Orient  II  323.  Seine  Aus- 
dehnung in  Folge  kirchlicher 
Unduldsamkeit  III  353. 


Sklaverei.  Bei  Hirtenvölkern  I 
182.  Als  Folge  von  Verschuldung 
in  primitiven  Zuständen  II  14, 
IV  34,  35.  Als  Folge  von  Brunnen- 
benutzung II  15.  Im  allgemeinen 
II  250—326.  Bei  Naturvölkern 
II  250—255.  Als  Kriegsfolge 
Fortschritt  gegen  frühere  G e- 
fangenentödtung  II  253.  Sklaven 
zu  Raubzügen  verwendet  11  254, 
255.  Sklavenjagden  und  -Kriege 
in  Aegypten  wegen  der  Riesen- 
bauten II  255.  Elend  der  Sklaven 
in  ägyptischen  Goldbergwerken 
II  256.  Leiden  der  (^'udra  in 
Indien  II  257 — 259.  — in  China 
II  259,  260;  bei  den  Juden  II 

260,  261;  bei  den  Phönikern  II 

261,  262;  bei  den  Hellenen  II 

262—266;  bei  den  Römern  II 
266—275.  Sklavenlegionen  aus 
Prunksucht  11  267,  268.  Sklaven 
als  Lebensnothwendigkeit  be- 
trachtet II  268,  269.  Sklaven- 
massen für  die  öffentliche  Ver- 
waltung II  269.  Niedergang  des 
Bauernthums  in  Folge  der  — II 
269,  291.  Speculation  in  Sklaven 
II  269—271.  Luxussklaven  II 
271  — 275.  Sklavenpreise  II  275. 
Harte  Behandlung  der  Sklaven 
11276—280.  Folgen;  Entlaufung: 
II  280,  Ermordung  grausamer 
Herren,  Sklavenaufstände  11  281 
bis  285.  Die  — fördert  Trägheit 
und  Genusssucht  II 286,  287.  Die 
Sklavenconcurrenz  den  armen 
Freien  verderblich  II 287.  Mangel- 
haftigkeit der  Sklavenarbeit  II 
287,288.  Vergiftungdes Familien- 
lebens durch  die  — 11  288,  289. 
Nachtheilige  Folgen  der  — für 
Wirthschaft  und  Politik  11  290 
bis  292.  — in  England  11  314; 
in  Italien  II  315—319 ; in  Spanien 
II  319,  320;  in  den  Vereinigten 
Staaten  II  321,  322.  Ihre  Ab- 
schaffung vornehmlich  in  Folge 
der  Bestrebungen  der  Engländer 
II  322.  — im  Orient  II  323  bis 
326.  — der  Frauen  in  primitiven 
Zuständen  II  327 — 339.  — in 

Tumane  als  Folge  unbewiesener 
Anklagen  IV  83.  Die  — die 

I Latifundienbildung  in  Rom  be- 
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gunstigend  IV  417.  Folgen  des 
ungenügenden  Sklavenangebotes 
in  der  Kaiserzeit  IV  426.  Wider- 
legung der  Ansicht  Ed.  Meyers, 
dass  der  Antheil  der  — am  Nieder- 
gange Roms  übertrieben  werde 
IV  501-508. 

Skythen  I 88,  105,  11  28.  408,  IV 
8,  49,  180,  182,  133.  Das  Negative 
ihres  Daseins  IV  133. 

Smithiaiiismus  VI  195—197. 

Socialismus  durch  die  Jesuiten 
in  Paraguay  nach  Möglichkeit 
verwirklicht  VI  284,  285.  — 

während  der  französischen  Re- 
volution VI  499—501. 

Socialistischer  Charakter 
der  jüdischen  Vorschriften  zu 
Gunsten  der  Armen  III  16,  17,  so- 
wie der  Aussprüche  der  Kirchen- 
väter und  Scholastiker  III  19,  20, 
ferner  des  Vorgehens  Mohammeds 
und  seiner  Nachfolger  III  21,  22 
und  der  Erhebungen  gegen  die 
Kirche  wegen  ihrer  Missbrauche 

III  35 — 88.  Socialistische  und 
communistische  Neigungen  bei  i 
amerikanischen  Völkern  im  16. 
Jahrhundert  IV  57. 

Söldner  erlangen  in  Aegypten, 
grosse  Reichthümer  IV  127.  — | 
bei  den  Juden  IV  131.  — bei 
den  Karthagern  und  Phönikern.  ' 
Ihre  schlimmen  Eigenschaften  IV 
182,  225,  226.  Im  Mittelalter  V 
291 — 300;  französische  V 293,  294; 
schweizerische  V 294 — 297,  VI  | 
11,  38.  Ihr  Treiben  in  der  neuen 
Zeit  noch  lange  furchtbar  VI  10  , 
bis  12.  Ihr  Beruf  noch  immer  i 
einti’äglich  VI  10.  ! 

Solidarität  (vgl.  Familiensoli- ! 
darität).  In  primitiven  Verhält-  i 
nissen  IV  77;  für  Schulden  IV 
84 — 86.  — zur  Erzielung grösserer 
Eigenthumssicherheit  IV  86.  — 
bei  den  Juden  IV  166;  bei  den  ' 
Persern  IV  174.  — der  Steuer- 
pflichtigen in  Frankreich  V 660, 
VI  411.  Ihre  Aufhebung  durch 
Ludwig  XVI.  VI  418. 

Somali  I 14,  29,  123,  II  19,  886, 

IV  18,  50,  89,  90,  100. 

Sorglosigkeit  der  Naturvölker 

I 10. 


Sothos  II  387. 

Sp  ecification  IV  355,  356. 

Spiel,  falsches  II  154,  155. 

Spielsucht.  In  primitiven  Zu- 
ständen II  15,  16;  im  Mittelalter 
II  127 — 129;  in  der  neuen  Zeit 
II  154,  155.  — bei  den  Malayen 
mit  schweren  Strafen  bedroht 
IV  87. 

Spolienrecht  V 627. 

Stadtrechte.  Sonderbestimmun- 
gen darin  V 424,  425. 

Städte,  zum  Schutze  vor  An- 
griflFen  zuweilen  aus  ummauerten 
Dörfern  entwickelt  IV  12,  13.  — 
im  orientalischen  Alterthum  IV 
187,  138,  145.  — als  Zahlung  IV 
195.  — auch  in  Griechenland 
zum  Schutze  der  Bürger  und  aus 
strategischen  Rücksichten  ge- 
gründet IV  229— 281.  Die  griechi- 
schen Colonien  eröffneten  oft  ihre 
Thätigkeit  mit  Städtegründung 

IV  281.  Auch  in  Rom  aus  stra- 
tegischen Ursachen  gegründet  IV 
3^—340.  Bei  den  Germanen 
lange  verpönt  V 14,  15;  nur  bei 
den  Langobarden,  Burgunden  und 
Angelsachsen  Vorliebe  dafür  V 
15,  16.  — im  Mittelalter  V 309 
bis  333.  Vornehmster  Gründungs- 
zweck Förderung  der  Sicherheit 

V 811,  312.  Ursprung  ihrer  Ver- 
fassung V 312—814.  Unterschied 
zwischen  Stadt  und  Markt  V 
314.  Freiheit  im  Stadtrechte  V 
315—318.  Die  — werden  für 
den  Staat  vorbildlich  V 318,  319. 
Ihr  Kampf  mit  Fürsten  und  Adel 
gewöhnlich  mit  ihrer  politischen 
Niederlage  endigend  V 320.  — 
in  Oesterreich  V 320,  321;  in 
Belgien  V 821,  322;  in  Frank- 
reich V 822—325;  in  Italien  V 
325 — 331 ; in  England  V 381,  332; 
in  Schweden  und  Russland  V 
832;  im  Orient  V 333.  Fremden- 
schutz von  ihnen  ausgehend  V 
548.  In  ihnen  zuerst  ein  ratio- 
nelles Finanzsystem  wahrnehm- 
bar V 640.  Ihr  wohlthätiger 
Einfluss  aufs  Münzwesen  V 723 
bis  725. 

Städte  bünde  V 468—475. 

Stände,  Ihr  Einfluss  auf  die 
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Steuerbewilligung  und  dadurch  j 
auf  die  Staatsentwicklung  V 
688,  639.  — in  Frankreich  V , 
655,  656,  659,  660.  Ihr  Wider-, 
stand  gegen  bäuerliche  Reformen 
im  Deutschen  Reiche  VI  210  bis 
212,  in  Oesterreich  VI  219—221. 
Ihr  Eigennutz  und  ihr  Nieder- 
gang im  Deutschen  Reiche  VI 
^1—343;  in  Oesterreich  VI  361;  i 
ihre  Zurückdrängung  in  Frank- 1 
reich  VI  386.  Ihre  Einberufung 
unter  der  Regentschaft  Katha-  i 
rinas  v.  Medici  VI  391;  unter  | 
Heinrich  III.  VI  393—395,  unter 
der  Regentschaft  Marias  v.  Medici  | 
VI  399.  Ihre  Zurückdrängung  in 
Spanien  VI  422;  in  Portugal, 
VI  439. 

Stapelrecht  V 514,  515,  520. 

Statistik.  Anfänge  in  Athen  IV 
239.  Ihre  späte  Einführung  in 
den  spanischen  Colonien  VI  287, 
288.  Begründung  der  — der 
Steuerkräfte  in  Russland  durch 
Peter  d.  Gr.  VI  449. 

Steppen  I 53.  Ihre  hemmende 
Wirkung  I 284,  285. 

Steuern  (vgl.  Finanzen).  Ihr 
religiöser  Ursprung  III  11—15. 
Einfluss  der  Kreuzzüge  auf  sie 

III  14.  Ihr  erziehender  Einfluss  i 
auf  niederen  Culturstufen  IV  25. 

— in  Aegypten  zur  Lagidenzeit 

IV  186.  'Daselbst  zum  Unter- 
halte der  heiligen  Thiere  IV 
187.  Indische  (Grundsteuer  IV  ^ 
197.  Erziehender  Einfluss  der  — I 
im  orientalischen  Alterthume  IV 
2()4, 205.  Für  die  freien  Hellenen 
keine  persönlichen  — IV  282^ 

— der  griechischen  Tyrannen  IV 
283,  284.  — in  den  griechischen 
Republiken  IV  285—291.  Lei- 
turgien  IV  293—296.  Andere 
AnK>rderungen  an  die  Reichen 
IV  295.  — in  Rom  nur  bei  Er- 
schöpfung des  Schatzes  ein- 
tretend IV  443.  Die  hervor- 
ragendsten — IV  443—451. 
Ausserordentliche  — in  Kriegs- 
zeiten IV  454,  455.  Drückende 
bei  den  Westgothen  und  ande- 
ren Germanen  V 82,  88.  Ihre 
Forderung  von  den  Merowingern 


als  Frevel  betrachtet  \ 85.  — 
des  späteren  Mittelalters  ^ 621 
bis  712.  Erste  allgemeine  directe 
Reichssteuer  infolge  des  Hus- 
sitenkrieges  V 630,  681.  Einfluss 
der  Stände  auf  die  — V 638,  639, 
Städtische  — in  Deutschland  V 
640—647;  in  Frankreich  V 662 
bis  664.  Willkürliche Vertheilung 
der  — in  Florenz  V 667 — 669. 
Römermonate  VI  7,  839.  Mary- 
land von  der  englischen  Steuer- 
gesetzgebung ausgeschlossen  VI 
306.  Aufl^nung  der  anglo- 
amerikanischen  Colonien  gegen 
die  ihnen  auferlegten  — VI  306, 
313.  Reichssteuern  VI  340.  Terri- 
torialsteuern VI  841,  343.  Sehr 
geringer  Steuerantheil  der  un- 
garischen Länder  VI  358, _ 364. 
Ueberaus  hohe  Zahl  der  nieder- 
ländischen — VI  869.  — der 

Geistlichkeit  in  Frankreich  VI 
387,  889,  392,  409.  Verdo^elung 
der  — unter  Ludwig  XV.  VI 
415.  Auch  die  städtischen 
in  Frankreich  vornehmlich  die 
Armen  belastend  VI  416  Un- 
kenntniss  der  auf  die  — bezüg- 
lichen Verpflichtungen  von  Seiten 
der  Zahlenden  VI  418.  Willkür- 
liche Steuervervielfältigung  in 
der  Türkei  VI  452.  Aufhebung 
der  indirecten  — durch  die  fran- 
zösische Revolution  VI  490. 
Steuerbefreiung.  Der  christ- 
lichen Geistlichkeit  III  187,  305, 
308,  IV  476,  477;  des  Bodens  der 
Geistlichkeit  in  Aegypten  III 
176,  IV  188;  der  Brahmanen  111 
179,  198;  der  Waffenerzeuger  in 
Indien  IV 184;  des  Hauptstammes 
der  Perser  IV  202;  als  Fol^e 
ausgezeichneter  Verdienste  in 
Griechenland  IV  264;  ferner  der 
, Getreidehändler  daselbst  IV  265; 

der  freien  und  verbündetenVölker 
! Roms,  mehrerer  namentlich  grie- 
chischer Gemeinden  (sämmtlicher 
Griechen  durch  Nero)  und  Ein- 
zelner als  Belohnung  für  ge- 
leistete Dienste  IV  398;  tür  ge- 
wisse Berufsarten  IV  899;  der 
i hohen  Würdenträger  beim  Sinken 
I des  Kaiserreiches  IV  442,  V 82; 
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ausgedehnte  — dureh  die  Kaiser, 
namentlich  in  berücksichtigungs- 
werthen  Fällen  IV  483,  484;  — 
unter  den  Merowingern  für  hohe  , 
Beamte;  unter  ilinen  zuweilen 
für  beschränkte  Zeiträume  und 
einzeltie  Ortschaften.  Besonders 
den  Kirchen  gewährte  — V 82.  ' 
— der  Venetianer  im  byzantini- 
schen Reiche  V 529;  des  polni- 1 
sehen  Adels  und  Clerus  V 533;  ! 
des  ungarischen  Adels  V 534;  i 
des  dänischen  Adels  V 535;  des 
spanischen  Adels  V 536;  des 
portugiesischen  Adels  V 533. 
Städtische  — im  Mittelalter  V 
646,  647.  Theil  weise  — von 
Adelgund  Clerus  in  Frankreich 

V 655,  657;  in  Schweden  gegen 
Heerdienst  V 695.  ln  neurer  Zeit 
theil  weise  — des  deutschen  Adels 
VI  159,  160;  des  französischen 
Adels  VI  161—163;  des  spani-  i 
sehen  Adels  VI  mSy  1()4;  des 
ungarischen  und  des  russischen 
Adels  VI  165;  in  den  französi- 
schen Colonien  für  die  Gründer 
nützlicher  Anstalten  VI  295.  — 
begünstigter  Personen  durch  Fer- 
dinand II.  von  Oesterreich  bei 
grosser  Finanznoth  XI  855.  — 
der  Privilegirten  in  Frankreich 

V 1 393  — 895;  missbräuchliche  und 
erschlichene  — daselbst  VI  404, 
405,  412,  420.  — daselbst  als 
Hchenkungsform  VI  408;  erkaufte 

— \ I 409.  Willkürliche  — in 
Savoyen  und  Piemont  VI  446. 

— in  Russland  VI  448,  449. 
Steuerdefraudationen  in 

Frankreich  VI  405;  in  Russland 
VI  449. 

Steuerdruck  im  Kirchenstaate! 
III  307 — 309;  der  Mauren  in 
Spanien  III  840;  in  pidmitiven 
Zeitaltern  l\  25 — 27;  in  Aegypten 
n 187,  188;  in  Assyrien  W 192; 
bei  den  Juden  IV*  194,  195;  in 
Indien  IV  199;  der  ßauern  in 
Rom  IV  427;  bei  den  West- 
gothen V 82,  88;  — wegen  zahl- 
reicher Immunitätsverleihungen 
unter  den  Merowingern  V 85; 
im  byzantinischen  Reiche  V 102 
bis  106,  699,  7U0;  im  mittelalter-  | 


liehen  Deutschland  V 643;  in 
Frankreich  V 193,  194,  653,  659; 
der  Medici  in  Florenz  V 667, 
668;  der  Visconti  in  Mailand  V 
670,  671;  in  Spanien  V 677;  in 
Flandern  V 679;  der  normänni- 
schen  Könige  in  England  V 682, 
686—6^;  in  Dänemark  V 693, 
694;  in  Schweden  V 695;  in 
Polen  V 696;  bei  den  Arabern 

V 708:  in  neurer  Zeit  in  Frank- 
reich VI  231;  in  Italien  VI  238, 
289;  in  Spanien  VI  241;  in  Peru 

VI  283;  in  den  französischen 
Colonien  VI  300;  in  Kursachsen 
VI  345;  in  Oesterreich  VI  ;I50; 
in  den  Niederlanden  durch  Karl  V. 
und  Philipp  II.  XI  367—369;  in 
Frankreich  VI  386,  388,  389, 
391,  393,  395,  400;  in  Spanien  VI 
426,  429,  431;  in  Portugal  VI 
440;  in  Toscana  VI  441,  442;  in 
Venedig  VI  444;  in  Savoyen  und 
Piemont  VI  446;  in  Russland  VI 
449,  451;  in  der  Türkei  VI  454, 

, 456. 

S te  u e r e i n n e h m e r.  Ihre  Haf- 
tung in  Frankreich  VI  411. 

Steuerentlastungen,  willkür- 
liche, der  Einen  auf  Kosten  der 
Anderen  in  Frankreich  VI  395, 
405,  408. 

Steuerer  hebungskosten  in 
Rom  IV  470,  473;  im  Mittelalter 
V ()92;  in  neuerer  Zeit  rie- 
sige in  Frankreich  VI  398,  401 
bis  403,  410,  411;  in  Spanien  VI 
431, 436;  in  Portugal  VI 440,  441. 

Steuererhöhung,  censorische 
als  Strafe  in  Rom  VT  469. 

Steuerrückstände,  riesige  in 
Oesterreich,  in  Ermangelung  eines 
gehörigen  Executionsrechtes  VI 
356.  In  Frankreich  VI  419.  In 
Russland  mit  Grausamkeit  ein- 
getrieben VI  449. 

Steuersolidarität  in  Frank- 
reich VI  406. 

Steuerüberwälzung  s.  Ueber- 
wälzuug. 

S t e u e r V e r p a ch  t u n g VI  437 
^143,  445,  453. 

Steuerverweigerung  V 658; 
als  Folge  der  französischen  Re- 
volution VI  485. 
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Stiftungen,  mittelalterliche  für  ; 
Arme;  ihr  religiöser  Charakter 
III  172,  173;  mohammedanische' 
III  187;  — fiir  den  Todtencultus  i 
in  Aegypten  IV  177.  — in  Rom; ' 
ihre  Unsicherheit  IV  429,  430; 
mittelalterliche  überhaupt  V 396, 
397 ; im  byzantinischen  Reiche 
V 442;  in  neuerer  Zeit  VI  83  bis 
86:  ihre  oft  noth wendige  Um- 

6estaltungVI83 — 85;  gewaltsame 
Umwandlung  VI  85,  86. 

Strafe  (vgl.  Bussen  u.  Geldstrafen). 
Klosterschliessung  als  — III  248. 
— für  Ketzerei  III  327  — 338, 
IX  130,  131.  — als  Einnahme- 
quelle in  primitiven  Zeitaltern 
iV  28 , 29.  Ihre  Streng  für 
Diebstahl  auf  niederer  Cultur- 
stufe  IV  82.  Ihr  ursprünglicher 
Charakter  der  Rache  u.  Gewalt- 
samkeit IV  86.  Ihre  Barbarei  im 
orientalischen  Alterthum  IV  157, 
158,  166,  169,  174.  — für  Eigen- 
thumsverminderung bei  den  Naba- 
täern  IV  164.  Ausbildung  des 
Begriffes  durch  die  griechische 
Philosophie,  j edoch  Mangelhaftig- 
keit des  Strafrechts.  V^ollziehung 
der  — an  leblosen  Dingen  und 
Thieren  IV  253.  Atimie  IV  254, 
255.  Höhe  der  Bussen  in  Griechen- 
land IX  289—291.  Strafrecht  in 
Rom  anfangs  hart.  Güterzerstö- 
rungen als  — IV  404  — 411. 
Strafrecht  des  Haus  vaters  da- 
selbst IV  410.  Strenges  älteres 
germanisches  Strafreent  V 21 — 
30;  besonders  strenge  — auf 
gegen  das  Eigenthum  gerichtete 
Verbrechen  V 27 — 29.  Byzanti- 
nisches Strafrecht  V 99,  100. 

Strafrecht  im  Mittelalter  über- 
haupt V^497 — 508.  Hauszerstörung 
als  — V 504—507.  — der  Ver- 
stümmelung IV  157,  V 504.  Kirch- 


V 674.  Strenge  — der  an  den 
Aufständen  in  Böhmen  während 
des  30jährigen  Krieges  Bethei- 
ligten VI  39 — 41.  Niedriger 
Stand  des  Strafrechts  in  Deutsch- 
land bis  zum  18.  Jahrhundert 

VI  116;  in  Oesterreich  VI  118; 
in  England  VI  121  — 123;  in 


Portugal  VI  131.  — der  Ver- 
bannung in  Toscana  VI  132,  133. 
Fortdauernde  — der  Verwüstung 
u.  Häusemiederreissung  III  347, 
VI  136. 

Straferlasse  Jacobs  II.  von  Eng- 
land gegen  Zahlung  VI  380. 

Standrecht  II  387,  389,  390,  V 
195,  449-451. 

Strikes  VI  76,  77;  während  der 
französischen  Revolution  unter- 
sagt VI  502. 

Stürme.  Die  durch  sie  bewirkten 
Verheerungen  I 219. 

Subsidien  des  Grossen  Kur- 
fürsten von  Frankreich  VI  346, 
Oesterreichs  von  auswärtigen 
Mächten  VI  351,  352,  365. 

Sümpfe  I 53.  Ihre  schädliche 
Wirkung  I 232,  233.  Sumpf- 
bildungen als  Folge  von  Wald- 
verwüstung I 265. 

Superficies  IV  363. 

Sy  Kophantenthum  in  Griechen- 
land 11  35—36;  in  Rom  1149,50. 

Tabelloresen  II  13. 

Tabu  (Pomali),  insbesondere  bei 
den  Polynesiern  das  Eigenthum 
schützend,  III  89,  90,  IV  88. 

Tagalen  IV  55. 

Tahitier  III  155. 

Taille.  Ihre  willkürliche  Ver- 
theilun^  VI  403.  Sie  wird  von 
den  Reichen  u.  Privilegirten  auf 
die  Armen  u.  die  Bauern  über- 
gewälzt VI  415. 

Tang  Uten  II  333. 

Tarnst ry  V 429,  430. 

Tasmanier  1 21,  24,  II  18,  19, 
401,  IV  85. 

Tataren  IV  16,  99. 

Tauschmittel,  allgemeines  (vgl. 
Geld)  IV  105.  Lange  fortgesetzter 
Tausch  IV  108,  109.  Vieh  u,  Gold 

— als  zeitige  Gegenstände  des 
Reich thums  IV  109^,  110.  Fische 
u.  Korn  als  — IV  110.  Schmuck 
mit  Geld  zusammenfallend  IV 111. 
Währungsmannigfaltigkeit  — u. 
Anarchie  bei  entwickelterem 
Verkehre  IV  112,  113.  Besondere 

— für  Vornehme  u.  für  Niedere 
IV  113,  116.  Besondere  — fürs 
Inland  u.  fürs  Ausland.  Höhere 
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Schätzung  der  zum  — erhobenen 
Werthe.  Differenzirung  IV  114. 
Nach  den  Jahreszeiten  wechseln- , 
der  Werth  der  — IV  116,  117,  | 
Starke  Werthschwankungen  u.  A. 
in  China  IV  117, 118.  Ausoeutung 
als  Folge  primitiver  Währungs- 
verhältnisse IV  118,  119.  Ueber- 1 
gang  zum  gemünzten  Gelde  mit 
Nacntheilen  verbunden  IV  119. 
Allgemeine  Eignung  der  edlen  ' 
Metalle  zum  — , die  anfangs,  in 
Barren,  zugewogen  wurden;  ihre  | 
Entwicklung  zu  Münzen  IV  205, 
206,209—211.  — im  orientalischen 
Alterthum  IV  207,  208,  211.  i 
Repräsentationsgeld  IV  208,  209.  ! 
Scheidemünze  im  Orient  ent- 1 
standen  IV  212.  In  Virginien  | 
Tabak  gesetzliches  Zahlungs- ' 
mittel  VI  304. 

Taxen.  Preistaxen  Diocletians  IV 
373;  im  Mittelalter  V 362,  366, 
368,  371;  in  neuerer  Zeit  VI  234,  j 
473,491.  Getreidetaxen  in  Spanien 
VI  241,  242.  — auf  höhere 

Stellen  u.  Titel  in  Oesterreich 
VI  363. 

Tempelschätze  III  131  — 135.' 
Nutzung  der  jüdischen  — beson- 
ders zu  KriegvSzwecken  IV  193. 
— in  Indien  IV  197. 

Territorialmandate  VI  493. 

Testament,  Seine  Bedeutung  im 
alten  Rom  III  47.  Einfluss  der 
christlichen  Kirche  auf  seine  Ver- 
breitung III  49,  50.  Sein  Ur- 
sprungin Rom.  Seine  Handhabung 
daselbst  IV  387 , 388.  — im  i 

späteren  Mittelalter  V 423,  424. 

Theilbau  (metayage)  V 594,  595. 

Theilung  der  Gemeinheiten  VI 
255,  256.^ 

Thiere.  Zusammenhang  zwischen 
Thier-  und  Pflanzeuleben  I 65. 
Mühelose  Erlangung  von  Thier-  : 
nahrung  I 66.  — universellen 
Charakters  170 — 72.V  erheerungen 
durch  — I 238—246.  Ihre  Krank- 
heiten I 248,  249.  Ihre  allmäh- 
liche Verbreitung,  Veredlung  u.  | 
Differencirung  der  Verwendoar- 1 
keit  durch  Zuchtwahl  I 282  bis 
289.  Verschwinden  u.  Aussterben 
mancher  — I 289 — 291. 


Timmanier  IV  84. 

Titel  Verleihungen  als  Ein- 
nahmequelle in  Oesterreich  VI 
363,  364;  in  England  VI  380;  in 
Savoyen  u.  Piemont  VI  446. 

To  bas  II  12. 

Tobo SOS  II  12. 

Todas  III  7. 

Todtencultus  hei  Naturvölkern 
III 7,  8 ; im  classischen  Alterthum 

III  45—47.  Die  Blutrache  ihm 
entspringend  III 47,  48;  daraus 
erwachsener  Aufwand  III  154 
bis  161. 

Tonganer  I 21,  25,  II  20. 

Tradition  (Besitzübertragung) IV 
;154. 

Trägheit  in  primitiven  Zuständen 
I 19,  20.  Verachtung  des  Hand- 
werks als  Folge  davon  II  17. 

Treulosigkeit  im  classischen 
Alterthum  II  28 — 39,  42 — 50;  im 
Mittelalter  II 110 — 115;  in  neuerer 
Zeit  II  158—168,  VI  287,  300, 
350,  353,  357,  359,  373,  380,  396, 
402,  408,  433,  434,  436,  438,  449. 

Tribute  bei  primitiven  Zuständen 

IV  26,  27.  Von  Karawanen  er- 
presste IV  32.  — in  Natur  im 
orientalischen  Alterthura  IV  126. 
— Hauptzweck  der  ägyptischen 
Kriege  IV  126,  127;  ebenso  der 
assyrischen  Kriege  IV  121,  191, 
192.  — an  die  Lyder  IV  134, 
135,  an  die  Phöniker  IV  195,  an 
die  Indsr  IV  199.  Den  griechi- 
schen Bundesgenossen  auferlegte 
drückende  — IV  241,  287,  300, 
302.  — bei  den  Germanen  V 9, 
77, 290,  291.  Von  den  Byzantinern 
als  Friedenskauf  gewährte  — V 
106;  im  Mittelalter  überhaupt  V 
625.  — an  die  Araber  V 704; 
im  osmanischen  Reiche  V 711.  — 
Oesterreichs  an  die  Pforte  VI 350. 

Troubadours.  Ihr  Einfluss  auf 
die  Kriege  ihrer  Zeit  V 292;  auf 
die  Bedrückung  der  französischen 
Bauern  V 570. 

Trunksucht  II  211—215. 

Truppensold  in  Athen  durch 
Perikies  eingeführt  IV  298. 

Tscherkessen  IV  16,  17,  38,  78, 
80,  102. 

Tschuktschen  I 24,  IV  69,  93. 


619 


Tuarik  [V  98.  VI  117,  118.  Traurige  Zu- 

Tungusen  113:^6,  IV  46,  79,  109.  stände  in  Oesterreich;  Reformen 

Turkmanen  II  252,  IV  180.  Maria  Theresias  VI  118,  119; 

Tyrannis.  Ihr  Charakter  in  In  England  Abhängigkeit  der 

Griechenland  IV  285.  Richter  von  der  Krone;  Conhs- 

cationen;  Folter  VI  119,  120; 
Ueberlieferung,  geschichtliche  Langwierigkeit  und  Kostspielig- 

j i;^9 143.  keit  der  Processe  VI  120,  121; 

Ueberschwemmiingen  I 229,  tiefer  Stand  des  geradezu  unge- 

2:10.  Als  Folge  von  Waldver-  reimten  Strafrechtes  VI  121,  122. 

Wüstung  1 265.  Mangelhaftigkeit  der  Polizei  \ I 

Ueberwälziing  von  Steuern.  128,124.  In  Frankreich:  Eigen- 

Von  Katholiken  auf  Protestanten  mächtigkeit  der  durch  die  Fort- 
in Frankreich  III  348.  Von  den  dauer  feudaler  Missbräuche  be- 

ReichenaufdieMinderbemittelten  einträchtigten  Justiz  VI  124. 

in  Athen  IV  803;  desgl.  im  Mittel-  Erneuerung  der  Grands-Jours  VI 

alter  V 65.5,  668.  In  neuerer  Zeit  125.  Folgen  der  obersten  richter- 

vom  Adel  und  den  Grundherren  liehen  Autorität  der  Könige  \ I 

auf  die  Bauern  VI  210,  284,  249,  126.  Lettres  de  cachet  VI  126, 

253,  842,  845,  346 , in  Frankreich  127.  Zerwürfnisse  zwischen  Parla- 

von  den  Reichen  auf  die  Armen  menten  und  Regierungen  \ I 127, 

VI  405.  128.  Unwissenheit  der  Behörden 

Uebung  als  Mittel  menschlicher  VI  128.  In  Spanien:  heilheitder 

Vervollkommnung  I 295,  296.  Justiz  VI  129,  Gewaltsamkeit  der 

Umbildung  der  Natur  I 255  —808.  Inquisition  \ I 180, 131.  In  Portu- 

Unfruchtbarkeit  als  Folge  von  gal:  Häufigkeit  der  Verbrechen 

Waldverwüstung  I 265,  266.  gegen  da.s  Eigenthum  VI  131. 

Ungleichheit  des  Eigenthums  ln  Italien:  — durch  das  Ban- 

senon  in  primitiven  Zeitaltern  ditenthum  und  die  Inquisition 

IV  68,  69.  VI  131,  132.  Häufige  Verban- 

Unmässigkeit  im  Mittelalter  II  nuugen  und  Confiscationen  in 

120-124  Toscana  VI  132,  i:33.  Staats- 

Unsicherheit.  Im  Mittelalter  Inquisition  in  Venedig  VI  133. 

wegen  allgemeiner  Treulosigkeit  Gewaltthaten  in  Russland  und 

II  110—115,  V 20—22;  ferner  in  Polen  VI  134.  Aeusserste  — 

wegen  des  in  einzelnen  Reichen  in  der  Türkei  _VI  134 — 136.  — 

herrschenden  Despotismus  V 445  in  Folge  der  Münzwirren  VI  458 

bis  447,  sowie  in  Folge  der  all^e-  bis  479.  — selbst  des  Grund- 
meinen Gew^altsamkeit  des  Zeit-  besitzes  während  der  französi- 

alters  V 447 — 449.  Standrecht  sehen  Revolution  VI  489. 

V 449—451.  Mangelhaftigkeit  Unsittlichkeit  der  Naturvölker 

des  Gerichtswesens  V 451 — 4-56,  I 20—28. 

— in  Folge  der  Mangelhaftigkeit  Unterrichts-  und  Bildungs- 
der  Münztechnik,  der  fortgesetzt  wesen  (vgl.  Volkserziehung), 

leichteren  Ausprägung  der  Mün-  Entwickelung  II  229—288.  In 

zen  und  des  Treibens  der  Kipper  ^ Rom  Privatsache;  doch  seit  Ves- 

und  Wipper  V 717 — 728,  725  bis  pasian  in  den  höheren  Zweigen 

727,  780—734,  786,  741—744,  749  von  den  Kaisern  beachtet  IV 

bis  757,  762—768.  In  der  neueren  ' 458,  459.  — den  unteren  Classen 

Zeit  VI  114 — 136.  Mangelhafte  zuweilen  verkümmert  V 571, 

Handhabung  des  Rechts  und  VI  207. 

lange  Dauer  der  Processe  in  Unterschleife  \'on  Finanz-  und 
Deutschland  VI  114 — 117.  Un-  anderen  Beamten.  Im  inittelalter- 

zulänglichkeit  des  Strafrechtes  liehen  England  V 692.  In  neuerer 

VI  116.  Reformen  in  Preussen  Zeit  in  Oesterreich  VI  353,  357 
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bis  359;  in  England  VI  373;  in 
Frankreich  VI  386,  394,  395,  400, 
404;  in  Spanien  VI  433,436;  in 
Portugal  VI  440;  in  Russland  VI 
449;  in  der  Türkei  VI  455. 

Unterstützungen  communisti- 
schen  Charakters  in  primitiven 
Zuständen  IV  44. 

Unvollkommen  li  eit  der  mensch- 
lichen Natur.  Ihre  hemmenden 
und  zerstörenden  Wirkungen  I 
251,  252. 

Unyamwezi  IV  29,  32,  34. 

Upifa  II  11. 

Urkunden.  Der  Inhalt  der  meisten 
mittelalterlichen  bis  zum  12.  Jahr-  * 
hundert  in  Schenkungen  und  ' 
Privilegien  zu  Gunsten  der 
Kirche  bestehend  III  194 

Urkunden fäl sch ungen  II  107 
bis  109. 

Ur zu  stand  I 9. 

Usucapion  in  Griechenland  IV 
242;  in  Rom  IV  352—354. 

Valvassores  V 203. 

Vandalismus  II  101,  102,  V 374, 
375. 

Vasallen  IV  38,  V 123—129,  159, 
160.  Ihre  Empörungen  V 283, 

Väterliche  Gewalt  s.  Patria 
potestas. 

Vemgerichte  V"  461 — 463. 

Verbannung  als  Strafe.  In  pri- 
mitiven Verhältnissen  IV  86,  87;  ■ 
in  Griechenland  mit  Oonfiscation 
verbunden  IV  290;  ebenso  in  Rom  | 
die  deportatio  IV  406;  auch  im  | 
Mittelalter  V 507,  508,  701.  i 

Verbrechen.  Kostenaufwand, den 
sie  dem  Staate  bereiten;  ihre  un- 
heilvollen Folgen , insbesondere  i 
durch  Verkettung  verschiedener  j 
Laster,  II  150. 

Ver  sacrum  IV  433.  i 

Verdichtung  der  Bevölkerung  i 
und  ihre  Folgen  I 305. 

Verdunstung  I 232. 

Vererbung  physischer  wie  gei- 
stiger Gaben  I 130—139;  von 
Feldherrn-  und  staatsmännischen  i 
Talenten  I 134;  künstlerischer! 
Begabung  I 1.34, 135;  körperlicher 
und  geistiger  ungünstiger  An-  i 
lagen  135—137. 


Verfall  öffentlicher  Anstalten  in 
Folge  der  französischen  Revo- 
lution VI  494. 

Verfangenschaftsrecht  V 378, 
379. 

Verfolgung  Andersgläubiger  III 
321-856. 

Vergabung  auf  den  Todesfall 

V 57. 

Vergrabung  von  Gütern,  um  im 
Jenseits  darüber  zu  verfügen,  IV 
95;  in  orientalischen  Reichen  der 
Unsicherheit  wegen  IV  183;  in 
Russland  in  neuerer  Zeit  VI  450. 

Verjährung.  Im  ägyptischen 
Rechte  nicht  gekannt  IV  154. 
In  Persien  das  Grundeigenthum 
durch  40  jährige  — erworben 
l\  183 

V erkauf  beweglichen  Eigenthmns 
mit  Vorbehalt  IV  75 

Verkaufszwang  zum  Behufe 
der  Abrundungen  von  Grund- 
besitz in  Florenz  V 574. 

V e r k e h r s h e m m u n g e n unter 

den  MeroAvingern  V 18.  In  der 
neueren  Zeit  als  Kriegsfolge  VI 
33,  37. 

Vernichtung  von  Kunstwerken 
als  Kriegsfolge  VI  35,  39. 

Verpfändungen  von  Staats- 
eigenthura  bei  Anlehen  in 
Griechenland  IV  296;  in  Rom 
IV  365,  366;  von  Landschaften, 
Iloheitsrechten,  Kleinodien  u.  s.  w. 
im  Mittelalter  II  114,  115,  V 629, 
635;  von  königlichem  Privatbe- 
sitz V 634;  in  neuerer  Zeit  von 
Steuern  VI  433,  von  Domänen 
VI  446. 

Verpflanzung  besiegter  Nationen 
IV  130,  137,  179. 

Verquickung  von  Königs-  und 
Staatsgut  in  denGermanenreichen 

V 84,  85, 

Vernunft  Ihre  Entwicklung  I 
297,  298. 

Verschwendung,  im  Mittelalter 
II  124  — 127.  Insbesondere  in 

Edelmetallen  bei  primitiven,  halb- 
cultivirten,  entarteten,  des  feinen 
Geschmacks  entbehrenden,  na- 
mentlich bei  orientalischen  Völ- 
kern II  403—408,  IV  199,  202. 
In  neuerer  Zeit  II  197—210.  Hof- 
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Verschwendung  in  Kursachsen 
VI  345;  in  Brandenburg  VI  346;  | 
in  Oesterreich  VI  350,  351,  355, ! 
358,  360,  362;  in  England  VI  374  i 
bis  378;  in  Frankreich  VI  386,  389,  ] 
391,  393,  394,  398  400,  407,  416, 1 
419;  in  Spanien  VI  427,  432  bis 
438;  in  Portugal  VI  440;  in  Russ- 
land VI  451,  452;  in  der  Türkei 
VI  456. 

V ersieh  er ungsM*^ es en.  Seine  i 
Entwicklung  und  seine  Be- 
deutung für  die  Entwicklung 
des  Eigenthums  VI  151,  152. 

Verträge,  bindende , in  primi- 
tiven Verhältnissen  ungekannt,  | 
IV  73;  ihre  Entwicklung  IV  87,  | 
88;  ihre  Verstärkung  durch 
Zeugen  in  Aegypten  und  in 
Assyrien  IV  161;  ihre  Verletzung 
in  Babylonien  schwere  Sünde  I 

IV  163;  bei  den  Germanen  erst  I 
seit  Mitte  des  12.  Jahrhunderts 
bindend  V 351;  ihr  Schutz  durch 
die  byzantinische  Gesetzgebung 

V 352,  353. 

Verwitterung  Durch  sie  be- 
wirkte Zerstörungen  I 218 , 219.  ! 

Viehhaltung  der  Bauern  gesetz- 
lich beschränkt  V 357 , 358, 

VI  201. 

Viehheerden  nach  dem  Ueber- 
gange  zur  Viehzucht  Inbegriff 
allen  Reichthums  I 68.  Ihre 
Verheerung  durch  Dürre  I 216. 

Viehwährung  IV  54. 

Viehzucht.  Uebergang  zu  ihr 
vom  Jägerleben  I 68—70,  180 
bis  184.  Ihre  Förderung  durch 
religiöse  Einflüsse  III  60. 

Vilains  V 178.  i 

Vitalienbrüder  II  91. 

Vitis  I 13,  125,  304. 

Vogt  ei  V 307,  308,  397-401. 

Völkerrecht  die  Kriege  neuerer 
Zeit  beeinflussend  VI  44 — 49. 

Völkerwanderung  II  78. 

Volkserziehung  II  230  — 238. 
Von  den  Germanen  zuerst  als 
Staatsaufgabe  erkannt  II  230 
Einfluss  der  Reformation  II  233. 
Einfluss  der  — auf  die  Ent- 
wicklung des  Eigenthums  II  238. 

Vorkaufsrecht.  In  primitiven 
Zuständen  IV  74,  bei  den  Ger- 


manen V 67,  im  mittelalterlichen 
Florenx  V 378. 

Vormundschaft  auf  unterer 
Culturstufe  IV  92;  in  Aegypten 
IV  156;  in  Athen  IV  244,  245; 
in  Rom  IV  359—361;  im  frän- 
kischen Reiche  V 45,  46;  im  ^ 

byzantinischen  Reiche  V 95,  96; 
im  späteren  Mittelalter  V 405  bis 
410;  in  neuerer  Zeit  aus  einem 
Gewaltverhältnisse  zu  einem 
Schutzv’erhältnisse  umgestaltet 
VI  95. 

Vorrechte  (vgl.  Privilegien).  Bei 
primitiven  Völkern  zuweilen  in 
der  ausschliesslichen  Befugniss 
zum  Besitze  gewisser  Gegen- 
stände beruhend  IV  17 , 18 , 19. 

Volksausbeutung  als  Folge 
mancher  — in  primitiven  Zu- 
ständen IV  33 — 37.  Ihre  be- 
sondere Ausartung  bei  den 
Polynesiern  IV  35 — 37 ; — in 
Griechenland  IV  262—265.  — , 

die  während  der  französischen 
Revolution  den  Eigenthümern 
zuerkannt  Avurden  VI  498,  499. 

Vulkanausbrüche  I 223. 

Wadschagga  IV  59. 

IWaguhaI125. 

Währungsanarchie  im  Mittel- 
alter  V 722,  723,  745,  762,  763 ; 
in  der  neueren  Zeit  VI  461,  466 
467,  470-479. 

Währungsverhältnisse.  Ihre 
richtige  Erkenntniss  durch  Xeno- 
nhon IV  308. 

Waisen.  Fürsorge  für  sie  in 
Hellas  IV  244,  245. 

W a k a m b a 1 V 50. 

Wak’f,  den  Moscheen  geweihtes 
Gut,  III  135,  VI  455. 

Wakuafi  II  11,  252. 

Waldenser.  Ihre  Verfolgung 
III  327—331. 

Wälder  I 63,  64.  Ihr  Schutz 

' durch  den  (Jlauben , dass  die 
Bäume  Sitze  von  Zauberkräften 
oder  Gottheiten  seien  III  87. 

Abtheilungssystem  (cantonne- 
ment)  in  Frankreich  V 573,  574. 

Ihr  trauriger  Zustand  in  Spanien 
wegen  massloser  Abholzung 

1 V 576,  577.  Gesetzgebung  der 
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neueren  Zeit  VI 256 — 260.  Staat- 
liche Beaufsichtigung  der  Privat- 
forst wirthschaft  Vi  257 — 260. 
Starke  Waldverwüstung  in 
Frankreich  VI  259,  260 

Waldschutz  seit  der  zweiten 
Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  V 563, 
574. 

Wallfahrten  111  166-171.  Ihre 
nachtheiligen  Folgen  111  261,  262. 

W allpay  s 11  12. 

Wamasi  11  252. 

Wanyamwazi  1 23,  II 15,  IV  104. 

Waror  i 11  252. 

W a r r a u s I 26. 

Wart  recht  V 57. 

Wasser  (vgl.  Brunnen).  Seine 
Kostbarkeitin  manchenGegenden 
Centralainerikas  II  15.  Seine 
göttliche  Weihe  III  90,  91. 
Landerwerb  durch  Einrichtung 
von  Wasserwerken  IV  62.  — in 
Australien  Eigenthum  IV  72. 

Wasserpolizei  bei  den  West- 
gothen V 39. 

Watuta  11  11,  252. 

Wazeramo  II  335. 

Webudscha  I 125. 

Wechsel  verkehr,  durch  die 
Kirche  ausgebildet,  111  111. 

Wedda  1 12, 15,  24,  26,  177,  IV  46. 

Wehrpf  1 i c ht,  allgemeine,  bei  den 
Franken  V 6,  7. 

Weideplätze,  traditionelle,  von 
Hirtenstämmen  anerkannte  IV  47. 

Weiderecht  (Epinomie).  Seine 
Verleihung  in  Hellas  IV  269. 

Weideüb  er  fl  US  s,  anfiinglicher, 
daher  die  Aufregung  der  Bauern 
in  Folge  d.  späteren  Einhegungen 
V 566,  567. 

Weihe,  göttliche,  von  Bäumen, 
Hainen,  Seen,  Quellen  zum 
Schutze  des  Eigenthuins  oder 
zum  Vorbehalte  für  Sonderzwecke 
111  90,  91. 

Weihgeschenke  III  135—139. 

W e rg  e 1 d (vgl.  Composition)  IV  78 
his  81;  bei  den  Germanen  V 10 
bis  12,  23—27,  41,  500. 

Wild  bann  V 558,  559. 

Wittum  V 47 — 49. 

Wohlthätigkeitssinn  i.  Mittel- 
alter  II  129 — 131;  in  der  neueren 
Zeit  II  227—229,  239—245. 


; Wucher  in  primitiven  Zuständen 
H 14;  im  Alterthum  II  51 — 59; 
in  Rom  mit  strengen  Geldstrafen 
geahndet  IV  408;  im  Mittelalter 

I  II  115—120. 

Wüstung  V 22,  498. 

! Yabipais  II  253. 

Yor uba  IV  61,  85. 

I Zählvermögen,  ursprünglich 
mangelhaft,  I 15 — 17. 

! Zaparos  I 15. 

‘Zapoteken  IV  57,  95. 

Zauberglaube,  s.  Hexenglaube. 

Zehnte,  regelmässige  Einnahme- 
quelle der  Kirche  III  196—198. 
Sein  Druck  111  309—312.  Seine 
Fi'irderung  der  Colonisation 

[ 111  309 — 312;  in  Frankreich  eine 

dem  Könige  vom  Papste  be- 

, willigte  Beisteuer  V 652,  653. 

, Zeiteinthei  lung,  Mass-  und 

1 Gewichtssystem  den  Babyloniern 

I zu  verdanken  IV  193. 

I Zerstörung  (vgl.  Hauszerstörung) 
von  Gütern  als  Strafe.  Bei 
Naturvölkern  IV  86,  87;  in 
Griechenland  IV  254;  in  Rom 
IV  405,  406;  nach  altfriesischem 
Recht  V 344.  — ungenügend 

befundener  Erzeugnisse  und  der 
Werkzeuge,  deren  man  sich  dazu 
bediente,  innerhalb  der  mittel- 
alterlichen Zünfte  V 480.  — 

w'ährend  der  französischen  Re- 
volution VI  487,  489. 

Zerstörungstrieb  der  Natur- 
völker I 11;  der  Kinder  und 
rohen  Menschen  I 251. 

Zeugen  und  Bürgschaften  in 
Athen  II  38;  im  Mittelalter 

II  113 — 115.  — zum  Schutze 

des  Grundbesitzes  bei  den  Ger- 
manen V 38. 

Zi nsen (vgl. Wucher).  Canonisches 
Verbot  derselben  III  27,  28. 
Ihre  Bekämpfung  durch  Calvin 

III  29.  Ursprüngliche  Identität 
der  Begriffe  Zins  und  Wucher 
III  28,  V 362.  Ihr  Erlass  für 
kreuzfahrende  Schuldner  III  42. 
Ihre  Höhe  in  Assyrien  IV  163. 
Hierauf  bezügliche  Gesetze  der 
Aegypter  IV  153;  der  Inder 
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IV  168.  Wucherische  von  den  i 
Päpsten  gewährte  — V 673,  674. 
Erzwungene  — , die  Nic^horos  ! 
von  Kaufleuten  erhob  V 700. 
Herabsetzung  der  — von  Staats- 
obligationen in  Oesterreich  VI 
364;  in  den  Niederlanden  VI  370; 
in  England  VI  384;  in  Frank- ! 
reich  VI  414;  in  Toscana  VI ! 
442;  daselbst  zwangsweise  VI 
443. 

Zinsgut  V 117,  120,  121,  13t, 
157,  158. 

Zölle  als  fiscalisches  Mittel  in  < 
primitiven  Zeitaltern  IV  29 ; im 
Aegypten  IV  185,  186;  in  Kar- 
thago IV  196;  der  Araber  IV  197 : i 
in  Griechenland  IV  285 — 287 ; j 

Erivate  — im  Zeitalter  des 
lehnwesens  V 152,  153,  181; 
im  späteren  Mittelalter  V 622  bis 
624,  637;  in  neuerer  Zeit  im 
Deutschen  Reiche  VI  344.  Ihre 
riesige  Erhöhung  unter  Jacob  I. 
von  England  VI  374;  drückende 
— in  Toscana  VI  441;  ihre, 
willkürliche  Erhöhung  in  der 
Türkei  VI  455. 


Zollbefreiung  als  Privileg  V 512. 
Zuchtwah  1.  Vervollkommnung 
der  Pflanzen  durch  sie  I 275  bis 
277;  der  Thiere  I 283-287. 
Zuckerrohr  I 62. 

Zufall  im  alten  Rechte  nicht  be- 
rücksichtigt V 40,  499. 

Zulu  I 28,  II  324,  IV  21,  82,  85,  86. 
Zünfte.  Ihr  religiöser  Charakter 
III 31.  — im  jüdischen  Alterthum 

IV  139;  in  Rom  IV  372,  373,  400, 
489;  im  Mittelalter  V 476—495. 
Ihr  Ziel  anfänglich  Schutz  gegen 
Unfähigkeit  u.  gegen  Unlauter- 
keit des  Wettbewerbes  sowie 
Wahrung  der  Ehre  der  Arbeit 

V 478,  479;  bald  hervortretende! 
eigennützige  Richtung  derMeister  | 
V 479.  Schranken  zwischen  Stadt 
u.  Land.  Gewaltsamkeit  V 480. 1 
Unruhen  als  Folge  des  vom  Pa-  ’ 
triciat  geübten  Druckes  V 481, 
482.  — in  Flandern  V 482—484; 


in  England  V 484 — 487 ; in  Däne- 
mark V 487,  488;  in  Frankreich 

V 488  —491;  in  Italien  V 491  bis 
495;  in  Spanien  V 495;  in  der 
neueren  Zeit  VI 136 — 141.  Steige- 
rung ihres  eigennützigen  u.  un- 
duldsamen Gebahrens  VI  136. 
Vernichtung  ihrer  politischen  Be- 
deutung durch  die  Territorial- 
herren VI  137;  — in  Oesterreich 
VI  137;  in  England  VI  137,  138; 
in  Frankreich  VI  138 — 140;  in 
Spanien,  in  Savoyen  VI  140;  in 
Alailand,  in  Schweden  VI  141. 

Zuni  I 82. 

Zurückgesetzte  Classen  mit 
geringeren  Eigenthumsrechten. 
In  primitiven  Verhältnissen  IV 
17 — 19;  in  Indien  IV  134;  in  Hellas 
IV  232;  in  Rom  IV  341-346. 

Zurücksetzungen  im  Rechte  in 
Rom  IV  402,  403.  Adelsverwir- 
kui^  im  mittela  Iterlichen  Böhmen 
als  Folge  des  Eigenthumsverlustes 

V 533.  — im  Mittelalter  über- 
haupt V 541 — 547.  — der  Frem- 
den V 542—546;  der  natürlichen 
Kinder  V 547. 

Zusammenhan  g zwischen  Körp  er 
und  Geist  I 111. 

Zusammenlegung  der  in  Streu- 
besitz befindlichen  Felder  VI 256. 

Zwang,  gesetzlicher,  zu  bestimm- 
ten Arbeiten  V 359,  366,  371,  372, 
VI  75,  204.  — insbesondere  der 
bäuerlichen  Arbeiter,  in  ihrem 
Berufe  zu  verharren,  V 371,  VI 
216.  — der  Städte,  Gemeinden 
u.  s.  w.  in  Frankreich  zur  Nicht- 
erfüllung ihrer  Verbindlichkeiten 
u zur  Unterlassung  nützlicher 
Arbeiten,  damit  ihre  Steuerkraft 
nicht  vermindert  werde,  VI  412. 

Zwangsan lehen  V 660,  661,  673, 
692,  VI  353,  362,  373,  377,  388, 
389,  394,  401,  441,  491-493. 

Z wangs  dien  ste  nach  derdiocleti- 
anisch  - constantinischen  Rechts- 
ordnung IV  372,  373. 

Zweikampf,  gerichtlicher  V 30, 
460,  461.  ^ 
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